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Deuticher Bund. 


&efchichte des deutſchen Bundes. 


Bon den beiden bewegenden Kräften, veren Gleichgewicht die Grundbedin— 
gung des Heils, ja felbft des Dafeins unſerer Nation ausmacht, hatte Jahr- 
hunderte hindurch die eine, die centrifugale, das öffentliche Leben Deutſchlands 
faft ausschließlich beherrſcht. Nicht in Schranken gehalten durch das ermäßigende 
Walten einer entgegengejegten, zum Mittelpunkt ftrebenven, einheitverlangenven 
Richtung, war fie, weit über das äußerſte Ziel hinausſchweifend, zu einer Macht 
der Zerftörung entartet. Als ein innerer Feind hatte fie die Heiligthümer des 
Vaterlandes preisgegeben, die Reihsverfafung zerrüttet und dem anbringenden 
äußern Feinde verrätherifh in vie Hand gearbeitet, das Neich in feine Atome 
aufzulöfen. Das Bolt im Ganzen war feines Unglüds Schmied; vie Yürften umd 
leitenden Staatsmänner, den Kaifer an ver Spite, freilich des hoben Berufes 
uneingedenf, den deutfchen Geift durch mächtigen Impuls in beflere Bahn zu 
lenken, bandelten, indem fie den Untergang des Gemeinwefens und die Schmad) 
ver Fremdherrfchaft mit unheilvoller Verblendung herbeiführten, im wefentlichen 
Einklang mit der öffentlichen Meinung. 

Das Jahr 1812 fah die Geſchicke Deutfchlands gleihfam erfüllt. Das Neid) 
lag in Trümmern ; das deutfche Volk fchien aus der Neihe ver Nationen geftrichen. 
Es gab an ver Stelle des PVaterlandes: eine öfterreihiihe Monardie, die das 
Jetzte deutihe Staatsoberhaupt eigenmächtig von Deutſchland losgeriffen hatte, — 
ein Preußen bis an die Elbe, welches vie Früchte der Bolitit von Bafel erntete, — 
eine dänische und eine fehwerifche Provinz, einen Staatenbund von vier König— 
reihen I), fünf Großherzogthümern 2), elf Herzogthiümern 3) und vierzehn Fürften- 
thümern 9), deſſen Glieder die Segnungen der längft erfehnten Souveränetät um 
einen Preis erfauft hatten, welcher nebft Allem, was einer Nation werth ift, 
auch die geträumte Ungebunvenheit felbft der Bernichtung anheimgab, unter 
franzöfifchem Proteftorat und mit franzöfifhen Prinzen und Marſchällen als Yan- 
besherren, — franzöfifche Departements vom Elſaß bis an die Oftfee, darunter 
eine faiferlihe 32fte Militärbivifton 9), theilweife beftehend aus ehemaligen Staaten, 
die von Napoleon's Gnaden fouverän geworden 6), — und endlich Gebiete, welche 


1) Bayern, Württemberg, Sachſen, Weftphalen. 

2) Frankfurt, Baden, Heilen, Berg, Würzburg. 

3) Naffau, Anbalt-Bernburg, Anh-Cöthen, Anb.-Deffau, Mecklenburg-Schwerin, Mecklen— 
burg-Strelip, Sachſen-Weimar, S.Gotha, S.:Meiningen, SKoburg, S.-Hildburgbaufen. 

% Hohenzollern⸗Hechingen, Hobenzollern- Sigmaringen, Iſenburg, Lichtenftein, Leyen, Lippe: 
Detmold, Schaumburg-®ippe, Neuß-Greiz, Reuß-Schleiz, Reuß-Lobenſtein, Neuf-Ebersdorf, Wal- 
def, EchwarzburgRudolftadt, Schwargburg-Sonderähaufen. 

5) Gefchaffen durch Senatuskonſult vom 13. December 1810, 

6) Didenburg, Aremberg, Salm-Salm, Salm-Kyrburg, die Hanieftädte, dann Theile des 
Sroßberzogtbums Berg, des Königreichs Weſtphalen u. ſ. w. 
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vorläufig res nullius waren 7). Nicht ein neuer Rechtszuſtand hatte ſich ergeben 
aus jener deutſchen Revolution, die mit dem Augenblid ihren Anfang nahm, als 
das legte Grundgeſetz des Reichs unter ſchweren Opfern zu Stande gebracht 
worden: fondern eine Orbnung der Dinge, die das Aufhören des deutſchen Na- 
mens zur Vorausfegung hatte und die für Mittel-Europa das bleibende Geſetz 
des Lebens werben mußte, fofern es gelang, was bereits gelungen ſchien, „de 
depayser l’Allemagne“, d. h. vie Nation, welde feit Jahrhunderten politifch 
faum nod eine Nation gewefen, zu entnationalifiren. Das war Deutfhland in 
feiner tiefften Erniedrigung, das Werf der einfeitig unfere Entwidlung beftim- 
menden Kraft, welche die Freiheit der Theile zu verwirklichen antrieb, koſte es 
auch die Freiheit und das Leben ver Geſammtheit. 

Aber, worauf die Ordnung der Dinge von damals, foweit fie das Herz 
von Europa betraf, ſich gründete, war eine irrige Annahme. Jenes Herz hatte 
nicht ausgefchlagen; Deutihland lebte fort und das Volk der Ideologen erlebte 
eine Wiedergeburt, vie felbft feinen beſten Freund, welder Alles daran gewandt, 
fie zu bewirken, in freudiges Staunen verjegte, die daher den mächtigen Feind, 
in deſſen Augen es längft nicht mehr Eriftenz gehabt, wahrhaft erſchüttern mußte 3). 
Der legte Funke des großen Aſchenhaufens entzündete fih zur Flamme; Preußen 
wurde der Herd einer Begeifterung und viefe Begeifterung ſchuf Thaten und 
Dpfer, die das Glänzendfte find, was die Blätter der Weltgefhichte aller Zeiten 
und Bölfer ſchmückt. Die Freiheitsfriege, foviel fih aud im Einzelnen Trübes 
beimifht, im Ganzen eine wundervolle biftoriihe Ericheinung — von Stein’s 
grundlegendem Wirken, von PYork's Helventhat und des oftpreußifchen Landtags 
hochherzigen Beichlüffen bis zu Blücher's todesverachtendem Vorwärts, das fogar 
halbe Verräther mit fortriß, und dem Siegeseinzug der Deutſchen in Paris —, 
führten den Beweis des Geiſtes und der Kraft, daß die deutſche Nation ihr 
Leben im Jahr 1806 nicht bejchloffen, daß fie nur vorübergehend aufgehört 
babe, eine europäifhe Macht zu fein. 

Ein Bolt, weldhes mit Bethätigung feines Wollens und Könnens alfo die 
bewundernde Welt erfüllt, hat ein Recht auf Dafein. Aber wirkliches Dafein hat 
das Bolf nur in geordnetem Gemeinweſen. — Weil die Nation erftorben ſchien, 
hatte das Reich für aufgelöft gegolten; fie war am Leben, ftand in voller Kraft 
unb Helvengröße da, triumphirend über innern und äußern Feind: fo war ihr 
Reih nur Scheinbar umtergegangen, es beftand in der That. Dod es fragte 
fi nun, im welden rechtlichen Yormen. Nicht ob es ein Deutichland fernerhin 
geben folle, war zu beantworten, fondern: innerhalb welcher Grenzen und mit 
welcher Berfaffung. Die Grenzen beftimmte, freilih dürftig genug, der Urt. 1 
des erften Parifer Friedens 9. Die Berfaffung des wiederhergeftellten Reichs 
neu zu ordnen, war die Aufgabe deutſcher Staatskunft auf dem Wiener Kongreß. 
Folgen wir dem Gange diefer vaterländifhen Arbeit, wodurd die mit theurem 


7) Erfurt, Stadt umd Gebiet, die Herrſchaft Blankenhayn, die niedere Grafichaft 
Kapenellenbogen batten nicht nur feinen Herrn, ſondern waren auch äußerlich in völlig 
proviſoriſchen Zuftänden. — Wenigftens auf franzöfiichen Fuß geſetzt, aber auch nicht inforporirt, 
waren die joy. illpriichen Provinzen, Görz, Krain, der Villacher Kreis von Härntben, öfter. 
Iſtrien, öfterr. Friaul und das Pitorale. 

8, Stein erkannte in den Deutichen von 1813 das Volf von 1805 und 1806 nicht wie 
der; Napoleon ſoll nad der Schlacht von Gropgörichen ausgerufen haben: »ces animaux 
ont merveilleusement appris«, 

9 Der Statuequo 1792. 
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Herzblut errungene Befreiung von der Fremdherrſchaft befiegelt werben ſollte. 
a. Werbegang der neuen Berfaffung ift vie Gefhichte des deutſchen 
undes. 

Dank ver träftigen Bemühung Stein’s, der zu Wien „in feiner Eigen- 
haft ald Mann feine Stimme in die Wagfchale ver Gefchide Europa’s legte, 
ver dort nicht Bertreter irgend einer Macht, fondern für fich felbft eine Macht 
war” 10), hatten vor Eröffnung des Kongrejies am 28. und 29. September 1814 
die Berbündeten fi dahin geeinigt, die Angelegenheit ver deutſchen Berfaffungs- 
reform als eine befondere, deutſche Sade anzuerfennen und fie einem Aus- 
ſchuß von fünf deutſchen Mächten zu überlafjen. Diefen Fünfer-Ausfhuß bildeten 
die Bevollmächtigten des Kaiſers von Dejterreih, der Könige von Preußen, Bayern, 
Württemberg und des Kurfürften von Braunjchweig, welcher lettere ſich einen 
Monat darauf bewegen ließ, die Wilrde eines Königs von Hannover anzunehmen. 
Es waren bie Trümmer des Kurfürftenraths, die fich bier fammelten zu neuer 
Einung. Aber abgefehen von dem Kur-Erzkanzler, deſſen Gejchide ſich vollendet 
hatten, von Sachſen, das zwiſchen Sein und Nichtfein ſchwebte, von der öſter— 
reihifhen Selundogenitur, welde Toscana zurüdempfing, waren Baden und 
Kurbefien von der konftituirenden Thätigkeit ausgeſchloſſen 11). 

Aechte Legitimiften, deren es freilich unter uns feine giebt, ſobald Fürſten— 
thum und Legitimität einander widerjtreiten, hätten als Vorbedingung der recht— 
lihen Gültigkeit aller weitern Akte fordern dürfen, daß, da der deutſche Thron 
durch des Kaifers Abdankung- vom 6. Auguſt 1806 erledigt 12), vie verorbneten 
Neihsverwefer die Stände zu einem Reichstag beriefen, oder, weil nur das unter 
dem Kaifer verfjammelte Reich Berfaflungsänderungen vorzunehmen befugt, eine 
Neuwahl des Reihsoberhaupts veranftaltet würde, Dod wer aud das Weſen des 
öffentlichen Rechts tiefer durchſchaut, als ſolche kühne Dilettanten, mochte Bedenken 
tragen, den Fünfer-Ausfhuß zu dem Werfe, welches er am 14. Dftober 1814 
in die Hand nahm, für berechtigt zu erachten. Ein Schein rechtlicher Autorität in 
dem dur Revolution und Invaſion zerrätteten Reiche konnte höchſtens darauf 
gegründet werben, daß Preußen die Initiative der Wiederherftellung Deutſchlands 
ergriffen 13), daß mit ihm Hannover 14) und Defterreich 15), mit Defterreich 
Bayern 16) und Württemberg 17) Verträge gefchlofien, welche theils eine beftimmte 
Form der Neubildung vorgeſetzt, theild das Gelingen verfelben von fouveränem 
Ermeffen völlig oder faft abhängig gemacht hatten, während die Mehrzahl ver 
übrigen Glieder des Reichs, foweit ſolche bereits als felbftftändig anerfannt wor- 
ven, ſich vertragsmäßig verpflichtet hatten, ven Erforderniffen ver zu grünbenden 


— — ⸗— M — 


10) Worte von Pertz. — In einer Denkſchrift vom 14. Sept, 1814 entwickelte Stein 
dem ruffifhen Kaifer, daß Rußland fich jeder Einmiſchung in die deutfche Verfaſſungsſache zu 
enthalten und fie den deutichen Mächten allein zu überlaffen babe. 

1) „Der einzige ald geſetzmäßig anzunehmende Zuftand in Deutjchland ſei der, In welchen 
ed nach dem Lüneviller Frieden durch den Hauptdeputations-Abſchluß von 1803 verjegt worden.‘ 
Hardenberg in der Sigung des Fünfer-Ausſchuſſes vom 29. Dftober 1814. Dal, Klüber, 
Alten des Wiener Kongr. 11, 137. 

12) Vorausgeſehzt, da ß er dadurch erledigt worden. 

13) Vertrag mit Rußland zu Breslau und Kalifh vom 27. und 28. Kebruar 1813. 

14) Bertrag mit Großbritannien (Kurbraunichweig) zu Reichenbach, 14. Juni 1813. 

15) Vertrag von Töplig, 9, September 1813. 

16) Vertrag von Ried, 8. Oftober 1813. 

17) Vertrag von Fulda, 2, November 1813. 
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deutſchen Berfaffung fih fügen zu wollen 18). Unter den legtern waren denn aud) 
Kurheſſen 19) und Baden 20), Aber hatten diefe deßhalb ſämmtlich darauf verzichtet, 
bei ven Berathungen mitzuwirken? Und wie ftand es mit Medlenburg, An- 
halt und den Hanfeftäpten, die vor Allen 21) vie „trügerifche Feſſel“ abgeftreift ? 
Konnte der erfte Schritt zur Wiederherftellung des Gemeinwefens fein völlig 
legaler fein, warum mußte es ein fo entfchievener Fortſchritt auf der 1803 umd 
1806 eröffneten revolutionären Bahn werben ? 2). So entftehen nicht Ordnungen 
für die Dauer. Dod fo entftand aud nicht die neue Verfaſſung Deutſchlands. 
Am 16, November löfte fih der Fünfer-Ausfhuß refultatlos auf 3). Er ging an 
dem lauten Proteft gegen die Unrechtmäßigkeit feines Vorhabens, aber aud an 
bem in feinem Schoß kundgegebenen Widerſpruch gegen das Dafein des Bater- 
landes jelbft zu Grunde, 

„Aus verfhiedenen Bölterfhaften, 3. DB. Preußen und 
Bayern, fo zu fagen eine Nation fhaffen zu wollen, könne nidht 
die Abficht fein"! Dahin hatte Württemberg's Erklärung ſchon in der dritten 
Sigung des Fünfer-Ausfhuffes vom 20. Dftober gelautet A), Am 16. November 
erflärten die Geſandten derſelben Macht deren Austritt aus dem Ausſchuß. — 
Unter dem nämlihen Datum beftritt Baden das Recht der fünf einzelnen deut— 
hen Fürften, Gefepgeber der übrigen zu werben; fremde Ketten habe man abge- 
ftreift, nicht um einheimifche zu tragen. Und ebenfalls am 16. November forderte 
eine gemeinfame Note von 25 Fürften und 4 freien Städten gleihe Theilnahme 
Aller an der Berfafinngsgründung, forderte Freiheit der Nation und als Schluß- 
ftein Herftellung der Kaiferwürde 25). 

Württemberg gegenüber konftatirte eine öfterreichtfche Note vom 22. Novem- 
ber die Thatfahe, daß die Auflöfung des Fünfer-Ausſchuſſes feine Schuld fei; 
das Dafein deutſcher Nation bezeugte darin felbft ein Metternich mit der emergi- 
[hen und ewig wahren Behauptung, daß es keineswegs von der Willfür der 
Fürften abhänge, dem Bunde beizutreten oder nicht. Es handelte ſich demnach 
anerfanntermaßen um die Form für das Deutfchland, deſſen integrirende Theile 
bie deutſchen Fürftenthümer find und das älter und erlaudhter ift als die Krone 
Württemberg. 

Keime neuer Rechtsbildung, wie fie zu pflanzen der Fünfer-Ausſchuß nicht 
vermocht hatte, jegte die Verbindung der deutſchen Kleinſtaaten an 26). Der deutſche 


18) Merträge von Frankfurt a. M. im November und December 1813. 

9) Vertrag vom 2. December 1813, Art. 2 

20), Vertrag vom 20. November 1813, Art. 4. 

21, Schon im März 1813 traten fie dem Breslauer Bündniß bei. 

22) Die beffere Einficht ſpricht ſchon in der erſten Zigung von 14. Oftober 1814 die 
Heußerung des Fürſten Metternich aus, daß „die Unmöglichkeit, über die fünftige Verfaſſung 
fofort mit allen Ständen gemeinfhaftlich zufammenzutreten, vor Augen liege”. (Klüber, 

- Akten ded Wiener Kongr. 11, 71.) Dagegen ging Württemberg davon aus, daß der Bund 
nur aus den das Komité bildenden fünf Kürften beftehen follte, die übrigen Staaten 
aber nur ald Kreismitglieder angefeben werden fünnten. (Klüber 11, 106. 107.) Da— 
gegen ſprach Metternich. (Klüber 11, 109) 

23) Kür das Rolgende vol. Klüber, Akten des W. Kongr. I. und II. 

2%) Königl. Württ. Erklärung über die zwölf Deliberationspunfte. Ad 2, b. (Klüber 11, 97.) 
25) Häuffer, deuifche Getchichte IV, 800. Gervinus, Geſch. des 19. Jabrb. I, 286 fa. 
6) Am 14. Oftober 1814, an dem Tage da fich der Rünfer-Ausihuß konftituirte, verſam— 
melten fich bei Sagern die Geſandten von 19 Staaten (beide Heſſen, beide Mecklenburg, die 
ſächſ. Derzogtbümer , die Anbaltiner, Oldenburg, Braunichweig, die Schwarzburger, Naſſau, 
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Bund ift freilich überhaupt feine Improvijation des 19. Jahrhunderts; er ift vor: 
bereitet im Rurverein von Renfe, im ewigen Landfrieven, im Schmaltaldenfchen 
Bund, in Union und Liga, auf dem weftphäliichen Kongreß, im deutſchen Für- 
jtenbunde, jogar im norddeutſchen Reihsbund und undeutichen Rheinbund — aber 
der Bund im Sinne des Staatsrechts der deutſchen Gegenwart, er felbft war im 
Entjtehen, während der Fünfer-Ausſchuß ſich in fruchtlofen Berathungen darüber 
verlor. Er ift das Werk weder der Verabredungen von Langres und Chaumont 
noch des Parifer Friedens, weder Defterreihs und Preußens noch weit weniger 
Bayerns und Württembergs, fondern der Fleinen Staaten: aber ein Werk wider 
ven Willen viejer feiner Stifter, feine Schöpfung gedanfenvoller Stantsmänner, 
vielmehr im eigentlihen Sinn des Worts eine Ausgeburt der Umftände, eine 
vollendete Thatſache. Die Verhältniffe haben ihn biftirt; da war es der Natur 
ver Sache gemäß, daß die am wenigften Mächtigen dem waltenden Verhängniß 
im dunklen Drange fi zuerft ergaben. Ohne zu wiffen, daß daburd das Fun— 
dament gelegt werde, ſchloſſen die Kleinftaaten ihren Verein der ſouveränen Yür- 
ften und freien Städte, mäherten fidy einander mehr und mehr, beftimmten wer als 
Träger jelbftftändigen ftantlihen Willens unter ihnen anzuerkennen fei (3. ®. 
Lichtenftein im Februar 1815) und wer nicht (3. B. Leyen, Ifenburg, Bentind) 27), 
zogen die ſchwer beftimmbare Grenze zunächſt unſcheinbar für ihren befondern 
Kreis und erledigten, ohne Ahnung von der Bedeutſamkeit ihrer Schritte, vie 
Trage nad der Mitglievfhaft des Bundes. Es war eine wahrhaft konftituivende, 
doch in völliger Abfichtlofigkeit und Unbefangenheit konftituirende Thätigkeit. Die 
politiihen Pläne, welde jener Kreis veutfher Staaten verfolgte, find nicht zur 
Reife gediehen, find gefceitert, waren ihnen felbft nur in äufßerften Umriffen 
deutlih und theilweife fogar aus dem Widerfpruc gegen die Mittelftaaten her- 
vorgegangen 28), waren unausführbar: fo das Kaiſerthum 29). Aber daß zur Ver— 
folgung folder Aufgaben ver Kreis ſich bildete und abſchloß, das war 
entſcheidend. Unwillfürlih erwuchs im ihm ein Organ des rechtsbildenden Ge— 
jammtmillens deutſcher Nation anftatt des durch die deutſche Ummälzung zerftörten 
Trägers der Verfaffungsentwidlung, an Stelle von Kaifer und Reich, deren Wie- 
dereinſetzung eben dieſe Staaten — mehr aus Rechtögefühl als aus politifchem 
Bewußtſein — forderten. Da fehlte noch, daß die Größern ihren Haber aus- 
trugen, daß die Frage, worüber faft ein europäifcher Krieg entflammt wäre, er- 
ledigt wurde, ob Sachſen leben over fterben, ob es preußifch oder ein Glied des 
Bundes fein follte; da fehlte noch, daß Bayern und Württemberg ihre unbalt- 
“ bare Sonderftellung aufgaben: und der Verein dieſer Aller war Deutſchland, war 
das Reich; fein Wille war Geſetz und es brauchte die Gefammtheit der Fürften 
und Städte nur ſich jelbft zu erkennen, nur ſich felbft zu wollen, fo hatte das 
alte Deutfhland die neue Form, das Reich feine Bundesverfaffung. 

Dahin kam es. Der Gang der Entwidlung war feft vorgezeichnet und un- 
abänderlih. Aber was menſchliche Abſicht Hinzuthat, war ſchwankend und will- 
fürlih. Was Gleihgültigkeit gegen vie höchften Güter eines großen Volks, was 


Schaumburgipve, die Hanfeftädte,. Bol. Shaumann, die Bildung des deutichen Bundes 
auf dem Wiener Kongreß, in Raumer’s biftorifchem Zafchenbuch 1850, S. 190 fa., 197 fa., 
219 fa. Häuſſer IV, 798 fa., 800 fa., 802,804. Gervinus I, 287 fg. 

277), Klüber I, Set 4, S. 42. 

233, Shaumann, ©. 198. 207—209. Häuſſer IV, 802. 

29) Gervinus, a. D. I, 287—293, 
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Charakterſchwäche bei gutem Willen, was Gigenfinn bei niederer Selbftfuht und 
Geſinnungsloſigkeit, was voreiliges Verzagen der Beften und Zähigfeit der Ver— 
worfenften wetteifernd vermögen, um die Grundzüge einer zeitlich nothwendigen 
Berfaffung bis zur Unfenntlichfeit und zur Erregung tiefen Abſcheus, ja unver: 
holener Geringſchätzung von Seiten der Gründer zu verzerren, das ift unferm 
Boterlande nicht erfpart worden. Der veutfhe Bund war im Jahr 1815 die 
einzig benfbare, weil die einzige nicht nur zufülligen, fondern auch mejentlichen 
Lebenabeziehungen der Nation entſprechende 39) Form unferes Reiches. Und das ift 
eine Wahrheit — tro der Bundesverfaſſung wie fie damals entftand, troß dem 
Geifte, in welchem fie fortentwidelt wurde, und namentlich troß ihrer Handhabung 
fett beinahe einem halben Jahrhundert unfeligen Beftandes. 

Sechs Monat: waren vergangen feit der Sprengung des Fünfer-Ausſchuſſes 
und die Berfaffungsarbeit ruhte noch immer. Verfaſſungen werden aber nicht ge- 
arbeitet; fie entftehen. Wenigftens im Großen und Ganzen. Ihr Werdeprocek 
braucht Zeit. Daher find überall, wo Menſchen an einer Berfaflung „arbeiten“, 
ſolche Ruhepaufen nothwendig. Wenn naher Unangemefjenes, vielleicht Ueber- 
eiftes ihr Werk ift, fo würde zweifelsohne dieſes Werk nicht beffer ausgefallen 
fetn bei raftlofer Gefchäftigfeit. Ideen reifen, Gegenfäge gleihen fih aus; bie 
beften Entihlüffe vermögen dabei Nichts: denn das Befte gefchieht hier unab- 
hängig von Entſchließungen. — Ienes Halbjahr unterbrodener Thätigfeit war 
für Deutfchland nicht verloren. Da wurden die Fragen, woraus ernfte Verwick— 
lungen ver großen Mächte gebroht, begütigend wenn auch nicht befriedigend er- 
lebigt: in dem Meer von europäiſchen Wirren, denen der Wiener Kongreß fteuern 
follte, war die deutſche Berfaffungsangelegenheit eine Inſel, worüber von allen 
Seiten gewaltige Wogen leicht binmweggingen. Da entſchied ſich das Schickſal 
Sachſens und mit diefem trat ein neues Glied in die mehr und mehr gefchloffe- 
nen Neihen. Da näherte fi Baden dem Staatenbunde der Kleinen, bie bald 
vierumdpreißig an der Zahl zufammenftanden. Da wurde die Herftellung des 
alten Rechts eifrig verlangt und ernft betrieben, am eifrigften von den unter- 
driteften Reihsftänden,, deren einzige Hoffnung die deutfche Gefammtmonardie war 
und fein wird, doch auch von Stein, gleichfam dem Pebten in ver Reihe ver 
Sickingen und Hutten. Aber auch das Kaiferthum erwies ſich eben jet als un- 
wieberherftelbar aus innern und äußern Gründen; aus Aufern: in Töplie, 
Ehaumont nd Paris waren — des Auslands nicht zu gedenfen — Preußen und 
Defterreih dawider einig geworden umd hatten ſich wechjelfeitig in diefem Sinne 
verpflichtet 31); aus innern: Preußen hatte ſich ein Anrecht auf die Arone eriwor- 
ben und Defterreih fein Borreht nicht eingebüßt; weder konnte Preußen über 
Defterreih, noch Defterreich über Preußen, noch ohne Beide das übrige Deutfch- 
land fich ſelbſt beherrſchen. — Da überfam eine gewiffe Refignation die Gemüther. 
Die Sache, die entſchieden werben follte, begann man als entfchieven anzufehen, — 
entſchieden durch die Weltverhältniffe, venen fi Dentihland fogar im Augenblid 
heroiſchen Auffhmwungs, um nur das Dafein zu retten, nicht hatte entziehen kön— 
nen, — entſchieden alfo durd die bevingenden Umſtände diefer feiner Rettung, — 
entichieden ferner durch gegebene Vorausfegungen im eignen Innern —: eine 
Berfaffung aber geftaltet Borhandenes, formt nicht Neues. Der ſechste Artikel 
des Parifer Friedens ward als das Symbol einer nicht blos äußerlichen Noth— 


%) Gervinus, aD. I, 314. 
A) Shaumann, S. 165 fg., 200 fg. 
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wendigkeit erfaßt. — Da endlich erwachte vie lebhafte Theilnahme der vom 
Kongreß ausgeſchloſſenen Nation; Sturm und Drang patriotiſcher Gefühle regte 
ſich mächtig und ergab doch keinen beſtimmten politiſchen Plan; Forderungen 
wurden laut, die in ihrer Allgemeinheit keine Verfaſſungsform ausſchloſſen, viel— 
mehr unter gar mannigfachen Formen ſowohl erfüllt werden als auch unerfüllt 
bleiben lonnten. Die Dinge zu nehmen wie ſie waren und ſie einfach zu formu— 
liren, das ſtellte ſich unabweisbar als Aufgabe hin: für vorhanden mußten dann 
aber die gerechten Forderungen des Volks ſowie jener gewaltſam unterjochten 
Reichsſtände erachtet, als gegebene Vorausſetzungen mußten auch ſie geachtet werden. 
Dazu gehörte, daß der Staatenbund, welcher bereits da war und nur der Ver— 
faſſung bedurfte, diejenige präciſe Faſſung erhielt, die ihn als angemeſſene 
und einzig mögliche Form des deutſchen Gemeinweſens, als Hort der Einheit 
und Freiheit eines Vaterlandes ſo tapferer und treuer Männer außer allen 
Zweifel ſtellte. 

Die Rücktehr Napoleon's von Elba trieb gebieteriſch zur Arbeit; die Ruhe— 
paufe nahm ein Ende; aber eine Unruhe bemächtigte ſich jest ver Arbeiter, vie 
freilich nicht hindern konnte und eher dazu beitrug, daß das Nothiwendige ge- 
ſchah, vie jedoch zur Folge hatte, daß es in einer Weife geſchah, welche wün— 
hen läßt, es wäre wo möglich unterblieben. Das Gefühl der Nothwendigkeit 
des deutihen Bundes war die Frucht der ftillen Entwidlung vom November bis 
zum Mai. Diefen Einen was Noth that mußte gewiß Alles geopfert werden. 
Unglüdlicherweife pochten darauf Diejenigen, welche dawider anfämpften. Und in 
der nun über alles Maß gefteigerten Nefignation, daneben aucd aus wenig edlen 
Deweggründen, ward, um das für nothwendig Erkannte durchzuſetzen, deſſen 
wahres Weſen preisgegeben: man opferte dem deutſchen Bunde, um ihn nur 
gründen zu können, recht eigentlich ven veutichen Bund. 

Am 23. Mai 1815 eröffnete Fürft Metternih die Konferenzen zur Her— 
ftellung ver neuen Berfaffung Deutſchlands. Anwefend waren außer ben öfter: 
reichiſchen, preußiſchen, bayriſchen, hannövriſchen vie Bevollmächtigten von 
Sachſen, Baden, Großherzogthum Heſſen, Holſtein, Luxemburg und fünf Ab— 
geordnete der übrigen kleinen Staaten. Die württembergiſchen Geſandten erſchienen 
nicht und entſchuldigten ſich für diesmal ſchriftlich 32); fie nahmen aber auch ferner 
an feiner Berathung Theil. Metternich, zugleich im Namen von Preußen, legte 
ver Berfammlung einen neuen Entwurf vor, beftehend aus fiebenzehn Ar— 
tifeln 8). Er bilvet ven Ausgangspunkt der Verhanvlungen von 26. Mai bis 
zum 10. Juni, ven Endpunkt in ver Geſchichte der zehn Verfaſſungsentwürfe feit 
der Abrede vom 28. Januar 1814 zu Langres und dem Bertrage vom 1. März 
1814 zu Chaumont, — einer Geſchichte leider in abfteigender Linie 3). 

Denn der Plan, welchen unmittelbar nad jenem Bertrage der Freiherr vom 


32, Prototoll vom 26. Mat, bei Klüber 1, 342, 

3) Alüber fl, 314—323, 

3%, Weberficht der Entwürfe einer Rundesverfaffung: 1. Stein's Plan vom 10, März 
1814. 11. Entwürfe Preußens vom 13. Sept. 1814 in 41 Artikeln, vom 10. Febr. 1815 
in 120 $8., von demfelben Tage in 106 88., vom Anfang April in 14 Artikeln, vom 30, 
April vefp. 1. Mai gleichfells in 14 Art, III. Entwürfe Defterreihe vom Dechr, 1814 
in 15 Artikeln, vom 7. Mai 1815 in 19 Art. IV. Gemeinſame preufifch-öfterreichiiche 
find die zwölf Artikel, die am 16. Oft. 1814 dem Fünfer-Ausihun, und die fieben- 
zehn Artifel, die am 23. Mai 1815 den Konferenzen vorgelegt wurden. — Zehn Ent 
würfe im Ganzen. — Der Zeit nach der 1. von Stein, der 2., 5, 6., 7., 8. von Preußen, 
der 4. und 9. von Defterreih, der 3. und 10. gemeinfam öfterreichiich-preußifch. 
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Stein am 10. März an Hardenberg und Münſter, am 11. dem Kaiſer von 
Rußland mitgetheilt, war von dem Zuſtande Deutſchlands vor Napoleon's Ein— 
griffen ausgegangen und hatte, was nicht wiederherzuſtellen oder was verbeſſerungs— 
bepürftig war, durch inrichtungen, die auf dem alten Recht des Landes und 
jedes einzelnen Deutſchen beruhen follten, zu erſetzen, alfo mit Befeitigung des 
eingeriffenen Despotismus die Nedhte und den Beftand des Ganzen, 
der einzelnen Fürſten und der Unterthanen zu vereinigen geftrebt. Nach dieſem 
Plan garantirte die künftige Bundesverfaflung jedem Deutſchen beſtimmte politifche 
Rechte, namentlich auf Schuß gegen willfürlihe Verhaftung, auf ordentliche Rechts— 
pflege, ferner jedem Bundesſtaat eine landſtändiſche Verfaſſung; eine Bundesver- 
fammlung follte gebildet werden aus Abgeoroneten der Fürften und freien Städte, 
aus Abgeordneten der Yanpftände der deutſchen Staaten; diefer Bundestag, jähr- 
lich ſechs Wochen verfammelt, erhielt vie Bunvesgefepgebung, die Befteuerung 
für Bundeszwede, die Entjheidung der Streitigkeiten zwifchen einzelnen Bundes— 
gliedern umd zwifchen Fürſten und Unterthanen. Die in den Freiheitskriegen ge» 
gründeten Kriegseinrihtungen mit Linientruppen, Landwehr und Lanpfturm follten 
beibehalten werben. An die Stelle des Kaifers und der oberften Reichsverwaltung 
trat ein Bundespireftorium, deſſen Mitgliever Defterreih, Preußen, Bayern und 
Hannover; es follte ven Bundestag leiten, die von diefem gegebenen Geſetze aus- 
führen, Berfaffungsieben und Rechtspflege der Staaten, Deutſchlands auswärtige 
Angelegenheiten, der deutſchen Fürften und Untertbanen gegenfeitiges Verhältniß 
beauffichtigen; ihm ftand das Recht über Krieg und Frieden mit allen daraus 
fi ergebenden Folgerungen, ihm die Sorge für das Heerweſen Deutichlands und 
für die Grenzfeftungen zu. Ale Binnenzöle und Einfuhrverbote eines deutſchen 
Staates gegen andere follten aufgehoben werben, Deutſchland Ein Zoll- und 
Handelsgebiet bilden. — Die Ausarbeitung dieſes Plans hatte Stein damals dem 
Grafen Solms-Laubah, Wilhelm von Humboldt und Spiegel oder Rademacher 
zugedacht. Die fo befchaffene Bundesakte zu unterzeichnen wollte er die deutſchen 
Fürſten, deren Souveränetät von dieſen Einrichtungen abhänge, berufen ſehen; 
das Direktorium endlich hätte die Verfaſſung einzuführen und den Bundestag zu 
verfammeln, zu eröffnen gehabt. 

Ale folgenden Pläne und Entwürfe ftehen unter dem Nivea dieſes erften, 
aber immer jeder folgende finft umter das des nächſtvorhergehenden. — Am 13. 
September 1814 theilte zu Baden bei Wien in vorläufiger Beiprehung Harden— 
berg den mit Stein und Solms im Juli d. J. verabredeten Entwurf (in 41 Art.) 
dem Fürften Metternich mit $). Diefer Staatsmann, der urſprünglich einer Allianz 
völlig jelbftftändiger Staaten als der für Deutſchland angemeſſenen Form oder 
Formloſigkeit 3), und dann fo nahbrudsvol gegen Württemberg, welches doch 

3) Klüber I, Heft 1 S. 45 —56; Feftitellung, welche Nechte jedenfalls und zum wenig: 
ften die Landftände haben follen, u, A. Vertretung der Berfaffung bei dem Landesherrn und 
dem Bunde (Art. 7); jeder jest im Befig der Yandesboheit befindfiche Staat übt in feinen 
Grenzen die fandesbobeitlihen Rechte aus, welche die Bundesakte nicht zum gemeinfchaftlichen 
Beften ausnimmt oder befchränft (Art. 3). Antbeil der ehemaligen Neichaftande am Bunde 
(Art. 4). Defterreih foll nur für Salzburg, Tyrol, Berchtesgaden, Vorarlberg und das am 
Oberrhein zu Ermwartende, Preußen für die Lande links der Elbe Mitglied fein (Art. 2. Vers 
legungen des Bundesvertrags werden mit der Acht beftraft (Art. tr. — Die Schweiz und die 
Niederlande werden zu einem beitändigen Bündniß mit dent deutichen Bunde eingeladen (Art. 40). 

%) „Gin ausgedebntes Spftem von Verträgen und Bündnifjen zwifchen den deutſchen Kür: 
ſten.“ nn an Münfter, den 12. Oft. 1813. Castlereagh memoirs 9, 60. Ger— 
vınu ’ . 
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wie er das Loos Italiens auf Deutſchland übertragen wünſchte, ber vaterländi— 
ſchen Einheit das Wort geredet hat, verftand es meifterhaft, ven Gegenfat zwi- 
hen denen, welde fein Deutſchland, und denen, welde für das alte Reich bie 
neue Form des Bundes wollten, dadurd zu verfühnen, daß er, fortwährenn auf 
Seite der Letztern ftehend, ein Deutſchland herftellen half, welches nicht viel 
mehr als fein Deutſchland war. Einverftanden mit denen, weldye vie Einheit er- 
ftrebten, und früher ver Anficht derjenigen, die ihr widerftrebten, war er eine 
eoneordia discordantium (Einheit und feine Einheit) zu erlangen beftrebt: die 
Halbheit. — Ueber ven Badener Konferenzen ruht ein Dunkel; aber ihr Er- 
gebnig war eine merflihe Schwädung des am fid nicht glücklichen ”) Entwurfs. 
Man hatte fi dort dahin geeinigt, nicht das Ganze, fondern nur einen Auszug 
von zwölf Artikeln den demnächſtigen Verhandlungen zu Grunde zu legen 3). 
Diefe zwölf Artikel fahen dann im Fünfer-Ausſchuß Bayern und Württemberg 
als unvereinbar mit ihrer Souveräinetät an 39). So fräftig nun Metternich gegen 
eine Souveränetät vheinbündifchen Gepräges fid) äußerte, der Entwurf war ihm 
doch aud zu kräftig: Wellenberg arbeitete im December 1814 einen minder ans 
ftößigen, ver, Anfangs unbeachtet geblieben, jpäter im Wefentlihen zur Geltung 
kommen follte 20). — Als am 2. Februar 1815 eine gemeinjchaftlihe Note_von 
32 Staaten Preußen und Defterreic zu endlicher Eröffnung des deutſchen Kon— 
greſſes aufgefordert, an deſſen Verhandlungen zur Herftellung deutſcher Einheit 
und Freiheit die ſämmtlichen Staaten Theil zu nehmen hätten, und als zwei 
Tage darauf Preußen ſich befürwortend an Defterreih gewandt, da erklärte fich 
am 9. Februar Metternich damit einverftanden: am folgenden Tage #1) überreichte 
ihm die Preußen zwei von Wilhelm Humboldt vetaillirt ausgenrbeitete Entwürfe, 
deren einer (in 120 $$.) die Gintheilung Deutſchlands in Kreife beibehielt 72), 
während der andere (in 106 88.) davon abjah %); beide gingen nod von ber 
Nothwendigkeit, die gerechten Anſprüche der Nation zu befriedigen, und von dem 
Gedanken einer Bereinigung Deutfhlands zu einem feften Staatsförper aus; in 
beiden war daran feitgehalten, daR ohne Bundesgericht dem deutſchen Rechtsge— 
bäude „ver legte und nothwendigſte Schlufftein” fehlen würde. Bon folder ins 
Einzelne eingehenden Behandlung der Berfaffungsjahe war allein Heil zu erwar- 
ten. Aber diefe Entwürfe Preußens ſcheinen von Defterreic jo zu fagen ad ro- 
ferendum genommen zu fein. Da begann die Rataftrophe ver hundert Tage. 
Jetzt ſchlug ſogar Stein, daran verzweifelnd dag eine Einigung im Ginzel- 
nen erzielt werde, vor, ſich fchleunig über die weſentlichen Punkte zu ver- 
einbaren, dieſe befannt zu machen, die nähere Entwidlung aber ven 
fpäteren Bertretern Deutfhlands am Bunde zu überlaffen. Hier 


37) Gervinusl, 274. 275. 
3) Klüber I, Seit 1, S. 57—61. Das Minimum ftändifcher Nechte in Art. 11; 
der Onnbeiwertrag überläht es, ein Mehreres den Ständen ‚einzuräumen. 

39) Klüber II, 85 fg., 88 fg., 90 fa., 95 ra., 103 fg., 107 fa, 114 fg., 148 In. 
167 19. 177 u. |. w. 

) Klüber a1, 1—5. — In 15 Artifein. Der 13. Art. lautet: „In allen deutjchen 
Staaten werden Landftände binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen im Hinſicht der Steuern 
und der allgemeinen Landesanftalten befondere Rechte eingeräumt werden. Jedoch bleibt jedem 
einzelnen Staat überlajfen, den Ständen eine der Yundesart, dem Charakter der Einwohner 
und dem Serfommen gemäße Einrichtung zu geben.“ 

“) Klüber TI, 6—18. (Die Note bildet den amtlichen Kommentar zu den Entwürfen.) 
2) Klüber u, 18—54. 
22) Klüber II, 55—64, 
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begegneten fi) der Gedanke des Unmuths eines Stein mit der ganzen Art zu 
denken ımd zn wollen, welche dem Fürften Metternich eigen tft. So antwortete 
viefer auf eine Gingabe der vereinigten deutſchen Staaten vom 23. März, mit 
welcher die Kaiferfrage abſchloß, der Kongreß folle nicht auseinandergehen, ehe 
die Grundlagen der deutſchen Verfaffung feftgeftellt wären. Alfo nur die Grund— 
lagen! — Um 29. und 31. März ertheilten Preußen und Oeſterreich vie fchrift- 
fihe Zufage, ven deutſchen Bund gleich jest wirklich zu fchließen, über feine 
wefentlihen Grundlagen fi zu vereinigen und die nähere Ausführung ruhigern 
Zeiten aufzubehalten. — Der Entwurf, welden im Anfang April Wilhelm von 
Humboldt vorlegte 4), enthielt in 14 Artikeln nur „Grundlagen“, berücdfichtigte 
ferner vie Weſſenbergiſche Arbeit, enthielt aber noch die weſentlichen Garantieen 
der Freiheit und Einheit, fo die Berbürgung beftimmter Rechte der Landſtände 
unter Schuß des Bundes, uneingefchränfte Religionsübung und Preffreiheit, Ent- 
bindung der Richter von ihrer Unterthamenpflict bei Klagen gegen den Landes— 
bern, Bundesgeriht u. A. auch für jede verfafiungsmäßige Beſchwerde beim 
Bunde. Diefer Entwurf konnte nicht unverändert bleiben; er mußte burdhgejehen 
und abgeſchwächt werben. Daraus ging der preußifche Entwurf vom 30. April 
bervor, der dem Fürſten Metternih am 1. Mai übergeben wurde %). Einen 
Gegenentwurf in 19 Artikeln ftellte (am 7. Mai) Defterreih auf 96); es war 
eine von Weffenberg verfaßte Ueberarbeitung feines ſchwächlichen Decemberplans, 
jedoch mit Benutzung des legten preußifhen; die Beftimmung über die landftän- 
diſchen Berfaffungen war in verdächtiger Weife veraflgemeinert #7), das Bundes— 
gericht beibehalten. Aın 8. Mai begannen Unterhandlungen über Bereinigung bes 
öfterreichtfchen und des preußiſchen Entwurfs; am 11. fand bie erfte förmliche 
Konferenz Statt. Diefe Konferenzen hatten zur Folge, daß ver preußiſche Ent- 
warf preisgegeben oder, wie man zu fagen pflegt, daß beide Entwürfe zu einem 
gemeinfchaftlihen dritten verfchmolzen wurden, nämlih dem oben erwähnten in 





—— 


2B Klüber 1, Heft 4, S. 104-111; die Kreiseintheilung iſt weggelaſſen; 8. 9 ſetzt 
beſtimmte Rechte der Landſtände feſt; ſie ſtehen unter Schutz und Garantie des Bundes. 

%) Klüber 11, 298-308. — In der Einleitung: „Die Fürſten und freien Städte ... 
durdhdrungen von dein lebhaften Gefühl, daß es weſentlich nothmendig ift, fich in einen Bund 
u vereinigen, daft darauf überhaupt die Äußere und innere Sicherbeit, Unabhängigkeit und Frei— 
beit des gemeinſamen deutichen Baterlandes berubt, und dar nur ein folcher Bund den allaes 
meinen München und Erwartungen der deutichen Nation entfurict.. . . . . . “88 beginnt: 
„Alle Mitglieder ded Bundes verpflichten fih, in ibren Staaten für eine unparteiitche Gerechtig— 
feitspflege Sorge zu tragen und jeden willfürfichen Eingriff in die Mechte der Perfon und dee 
Gigentbums zu verhindern. In diefer Abficht beftimmen fie biermit ausdrücklich, daß die Midhter 
in Klagen gegen den Landesherrn in demjenigen, was Die Enticheidung der Sache betrifft, ihres 
als Unterthanen oder fonft in irgend einer andern Gigenjchaft neleifteten Eides entbunden fein 
jolfen, auch fein Richter anders als durch Türmlich gefprochenes Urtbeil feines Richteramte ent: 
fegt werden ſoll . . . .“ 8 9: „In allen deutichen Staaten wird die beftehende landitändifche 
Berfaffung erhalten, oder eine neue dergeftalt zu organifirende, daß alle Klaffen 
der Staatsbürger daran Theil nebmen, eingeführt, damit den Landſtänden das Necht 
der Bewilligung neuer Steuern, der Beratbung über Landesgeſetze, welche Eigenthum oder ver: 
fönliche Freiheit betreffen, die Befchwerdeführung über bemerkte Verwaltungsmißbräuche und Die 
Vertretung der Berfaffung und der aus ibr berfliehenden Rechte Einzelner 
zuftehen. Die einmal verfaffungsmäßig beftimmten Rechte der Landſtände werden unter den Schuß 
und die Garantie des Bundes geftellt ....“ 

s) Klüber Il, 308-314. 

47) Der betr. Artifel 14 lautet: „In allen deutfchen Staaten wird die beftebende landſtän— 
diſche Verfaſſung und perjönliche Freiheit aufrecht erhalten, oder, wo fie dermalen nicht vorban- 
den ift, jept eingeführt und unter Schuß und Garantie des Bundes gefteiht,” 
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17 Artikeln %), an deſſen Vorlage in der Konferenz vom 23. Mai Metternich 
die Bemerkung antnüpfte, es follten wenigftens die Grundzüge einer neuen 
Berfaffung feftgefteilt werden, vie nähere Entwidlung aber dem Bundestag bor- 
behalten bleiben. Da war denn die Berbürgung beftimmter landſtändiſcher Rechte 
auf folgenden „Grundzug“ reducirt: „in allen veutfhen Staaten foll eine lanb- 
ſtändiſche Verfaſſung beftehen” 49), 

Und dieſer Entwurf litt auf den Konferenzen, denen er zu Grunde lag, 
unter dem Ruf der Freiſinnigkeit oder vielmehr eines mit der Souveränetät un— 
vereinbaren Gentralifationsbeftrebens. Er mit feinem Minimum eines „Soll“ 
gefährdete das Zuſtandekommen des ganzen Werkes. Folglih, um das Werk der 
Einheit zu retten, bedurfte e8 neuer Entwerthung dieſer ftufenmweife immer mehr 
entwertheten Berfaffung 50). 

Am 29. Mai nahmen die Konferenzen ihren eigentlichen Anfang. Denn in 
ver Eröffnungsfigung vom 23. hatte nur eine PVorlefung des Entwurfs ftattge- 
funden; in der zweiten Sigung vom 26. war freilich die Vorlage bis zu Ende 
durchdiskutirt; fchriftliche und mündliche Erinnerungen waren jowohl über das 
Ganze — umbeilverkündenden Inhalts von Bayern, heilfam reformirender Ten- 
denz von den fünf Abgeordneten des Vereins der Kleinſtaaten —, als auch über 
einzelne Punkte — von Heffen, Lippe, Bremen — zur Sprache gebracht: aber, 
während Württemberg fich fernhielt und Sachſen wegen mangelnder Inftruftionen 
ven bloßen Zuſchauer abgab, trugen jene Fünf im Namen ihrer Kommittenten 
auf Zulaffung aller Staaten an. Diefe Zulaffung erfolgte und am 29. Mai 
waren zum erften Mal vie fämmtlihen Bevollmächtigten (mit Ausnahme ver 
württembergifchen) vereinigt. Damit beginnt die Konftituirung des Bundes. 

Die Berathung über ven Entwurf hub von Neuem, hub jest erft förmlich 
an. Aber gleich in der nächſten Sigung am 30. Mai ward ein Beſchluß gefaßt, 
der die im Verlauf der Geſchichte ihrer Entwürfe fo geſchwächte Verfaffung in 
einem der wichtigften Punkte vollends entfräftete, der, wenn er beftehen blieb, 
viefen Werk einen großen Theil feiner Würde rauben mußte und der, meil es 
in ver That damit fein Bewenden gehabt hat, dem zu grünvenden Bunde von 
vornherein das Vertrauen der Nation entzog — ein Beſchluß, welcher den vent- 
hen Geſchicken der folgenden Decennten ein trauriges Gepräge aufgevrüdt hat. 
Es handelte fih um die lanpftändifche Verfafjung in ven einzelnen Staaten, 
Gagern für Luremburg, davon ausgehend, daß das nadte „Soll“ des Entwurfs 
unbefriedigend fei, beantragte eine den früheren Entwürfen entfpredhenve inhalt- 
vollere Faſſung. Für „unbefrievigenn” allerdings erachtete "die Konferenz jenes 
„Soll“: doch aus entgegengejegtem Geſichtspunkt. Eine neue Faffung warb be- 
liebt, doch dahingehend, daß in allen veutfchen Staaten eine laniftändifche Ver— 
faffung nicht Statt finden „ſoll“, fondern Statt finden — „wird“. Un fidy be 
trachtet gilt es gleichviel, ob das Grundgeſetz des Bundes feierlich ausſpricht, 
daß etwas fein fol! oder daß es fein wird. Aber viefes „Wird“, welches als 
eine Abänderung des „Soll“ beichloffen ift, Hat nicht denſelben Sinn; es tft 
an Stelle der Borjhrift eine Vorausſage; und eine folde Vorausſage trägt das 
Segentheil der Erfüllung im ſich: das lehrte felbft Blindgläubige diefer entjeelte 
Artifel des Bundesgrundvertrags. 


4) Alüber II, 314—323. 

) Alüber H, 348. 

50) Die Protokolle über die Konferengen vom 23., 26., 29., 30., 31. Mai, 1., 2., 3., 5., 
8., 10, Zuni 1815 bei Alüber II, 324560, 
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Am 31. Mai war die Verhanblung wie in jener vorbereitenden Sigung 
vom 26. bis zum legten Artikel des Entwurfs vorgedrungen; dod von einem 
Abſchluß ihrer Arbeit war die Konferenz weit entfernt: gewiſſermaßen eine For— 
mulivung ver Gegenfäge ftellte fih als das Ergebniß heraus. — Am 1. Juni 
zeigte Baden, das gegenüber dem Fünfer-Ausfhuß ſich fo eifrig um Zulafjung 
beworben, das fpäter der Bereinigung der Fürften und Städte fi angeſchloſſen, 
feinen Austritt an. Hatten doch die badifchen Kongrefgejandten ſchon vor Eröff- 
nung der Konferenzen — am 15. Mai — Wien verlaffen, war doch an ben 
bisherigen das Grofherzogthum nur durch einen Subftituten vertreten! Baden 
erflärte, es hätte gewiünjcht diefe Verhandlungen bis nad) dem Frieden (v. h. bie 
zur enblihen Entiheidung zwiſchen Napoleon und dem VBaterlande!) verfhoben zu 
jehen; es würde nun allen Schritten Bayerns und Württembergs ſich anſchlie— 
ben, — Württemberg, das fi völlig ausgefchloffen, und Bayerns, das im 
Schoße der Konferenzen beftrebt war, entweder aus einem wohlgeorpneten Staaten- 
bunde ſich jelbft oder wo möglich vie Stiftung einer nationalen Bundesorbnung 
überhaupt auszujchließen! So wurde denn ohne die beiden Souveräne Preßburger 
Datums und unter veftruftiver Mitwirkung des Dritten im Bunde von 1805 das 
Wert ver Wieverherftellung Deutſchlands fortgefegt. Mit Bayern aber harmonir- 
ten leider mehr und mehr das königliche Sachſen und das großherzogliche Heflen. 

Was half es, daß am 1. Juni eine Kommiffion ernannt wurde, um in Ge— 
mäßheit der bisherigen Erörterung, die eben nur Grörterung geweſen, die Bun- 
desafte neu zu redigiven, daß am 2. Juni bejchloffen wurde, die neue Redaktion 
in 20 Artikeln noch an demfelben Tage den anweſenden Mitglievern durch die 
Diktatur mitzutheilen und, damit die nöthige Zeit zu Entſchließungen bliebe, die 
nächte Verſammlung erſt auf den folgenden Abend nm 8 Uhr anzufegen! An 
diefem Abend des 3. Juni follten, ohne in eine neue Diskuffion über alle ein- 
zelnen Artifel, infoweit ſolche nicht vorbehalten worden, einzugehen, vie allen- 
falls in Hinfiht der Redaktion zu machenden Erinnerungen vernommen, dann 
aber zur Unterſchrift gefchritten und für die nod mit feiner Jnftruftion ver- 
ſehenen Bevollmädtigten behufs nachträglicher Beitrittserklärung das Protofoll 
offen behalten werden. Wäre diefer VBorfag nur ausgeführt, hätten die Staaten, 
denen die Bundesverfaflung, wie fie damals war, eher zu loder als zu ftraff 
erſchien, wenigftens an dieſen Grundlagen feftgehalten, hätten fie die Wider— 
willigen nur ausjcheiden laffen und den Bund gegründet, wie er jpäter body auch 
ohne Württemberg und Baden feinen Anfang bat nehmen müſſen und nehmen 
können! Das Gotteturtheil vom 18. Juni hätte fih in Münden und nöthigen- 
falls in Darmftadt und Dresden wohl fühlbar gemacht, wie ja Waterloo vie 
von Deutſchland abgewandten Gemüther in Karlsruhe und Stuttgart zur belle 
alliance befehrt hat! Schied damals Bayern aus, dann ließ fih dem Berlangen 
Medlenburgs, das am 3. Juni, unterftügt von Kurheſſen und Weimar, bie 
Beſtimmung über die Yanpftände im Sinne des Gagern’shen Antrags vom 30. 
Mai reformirt wünfchte, willfahren; dann durfte die Bundesverfafjung einmal 
in auffteigender Linie fi entwideln und nad Napoleon’s Sturz erfolgte der Bei- 
tritt der Widerftrebenden unweigerlich auch zu dem ihnen noch mißliebigern, d. h. 
fernhaftern Bundesvertrage! — — Dod jener Vorſatz blieb unausgeführt und 
war wohl unausführbar. Am 3. Juni erklärten fih Bayern, Großh. Heſſen und 
Sachſen gegen wefentlihe Beftimmungen des Entwurfs, namentlich erftere beide 
gegen eine, welche die Übrigen (in Betreff ver Juden und der Kuriatftimmen der 
ſog. Meviatifirten), jo wichtig fie fein mochten, an Wichtigkeit weit überragt: 
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gegen die Einfegung eines Bundesgerichts. Heflen hatte bis dahin ausprüd- 
id dafür geftimmt; mittlerweile war der Bevollmächtigte deftruftiv inftruirt! — 
Daß außerdem Bayern und Sachſen, unterftügt von beiden Heffen und Nafjau, 
um Art. 1 wie ſchon früher den Ausdruck „ſouveräne“ Fürſten, ver als 
berflüſſig“ abgelehnt worden, durchſetzten, wogegen — „weil felbiger über- 
flüffig fei und der Sache Nichts hinzuthue“ — Preußen fid) zu Protokoll er 
färte, — daß Braunfchweig, Lippe, Hohenzollern, Oldenburg Ranganfprüce 
geltend madten, fommt nicht in Betracht im Vergleich zu ver Kataflrophe, melde 
mit diefer Konferenz, worin das Werk feinen Abfchluß hatte finden jollen, ihren 
Anfang nahm. Alſo eine neue Schwähung, und zwar eine jolhe, die an das 
Tieffte des Wefens der Berfaffung rührt, ward zugemuthet — zugemuthet früher 
Ihon von Bayern, dann auch von Sachſen, jegt von Bayern und Gr. Hefjen 
im Wiverfpruc mit allen Uebrigen! War ver Entwurf noch nicht entwerthet ge- 
nug? noch nicht auf die niebrigfte Stufe herabgedrückt? 

Die Sitzung vom 5. Juni erinnert an den 16. November des Flinfer-Aus- 
ichuffes; die Konferenzen fchienen der Auflöfung nahe. Und unter welchen Um— 
ftinden! Metternih, der energiſch auf Abſchluß drang, gab als Grund an, vie 
Bundesafte fei nod vor Schluß des Kongreffes unter ven Schug der Mächte 
zu ftellen. So war denn das Gewebe deutſcher verfafiungbildender Staatstunft bis 
anf den erften Faden aufgetrennt, nämlich bis auf jenen, den Stein einwob, als 
er die deutſche Sache dem Einfluß des Auslandes zu entheben wußte! — Defter- 
veich indeſſen erflärte, den Inhalt der im Protofoll vom 3. aufgeführten Artifel 
ala die Grundlage des zu ſchließenden Bundes anzunehmen, und forberte zu 
gleichen Erklärungen auf. Darauf verweigerten den fofortigen und unbedingten 
Beitritt Bayern und Sadjen. In den „mehrſten“ Punkten beizutreten bereit er- 
färte fit) das Großherzogthum Heſſen. Einwendungen erhoben, wenn auch bei- 
tretend,, die großh. und herzogl. ſächſiſchen Häufer, Medlenburg, Naffau, Kur: 
heſſen. Aber was verhängnißvoller felbft ald Bayerns und Sachſens ganze und 
Gr. Hefiens halbe Weigerung werben follte, Luxemburg und Naffau traten zwar 
bei, doc unter dem Borbehalt, daß der Bund fih anf ganz Deutſchland 
erftrede. Diefer Vorbehalt bildet die wahre, Peripetie der vaterländifhen Tra— 
gödie. Sein und Nichtfein des Bundes war durd ihm abhängig gemacht von dem 
guten Willen derer, die in demſelben Augenblid ven ſchlimmſten Willen, und 
derer, welche gänzlihen Widerwillen an ven Tag legten. Diefer Vorbehalt gab 
ven Ausichlag. 

Denn batte aud eine bedeutende Zahl von Staaten, Preußen an der Spige, 
einverftanden mit Defterreih am 5. vorbehaltlos ihren Beitritt erflärt, ſchon am 
6. mehrte fih die Zahl derer, welche fürmlich zur Bedingung machten, daß ber 
Bund ganz Deutſchland umfaſſe. Verſtand fie ſich doch von jelbft, dieſe Bedin— 
gung! Der deutſche Bund iſt entweder die neue Form des uralten Reichs und 
Rechtes unſerer Nation, oder er iſt auch heute noch, obſchon er Alle umfaßt, 
ein Sonderbund und ſo wenig legitim wie einſt der Rheinbund. Aber jenen Vor— 
behalt damals erheben, ſtatt vorbehaltlos beitretend den Beitritt Aller als eine 
Pflicht zu fordern, das hieß jedweden Kern und Keim einer Neubildung des 
Rechts zerſtören oder vielmehr die Willkür der Minderheit zum Geſetz über Leben 
und Tod des deutſchen Gemeinweſens proklamiren. Nur freilich jene ſtolze Rechts— 
anſicht, die am 22. November 1814 nach Oeſterreichs Bekenntniß geweſen, wo— 
nad) es nicht von der Willlür abhangen ſollte dem Bunde beizutreten oder nicht, — 
fie war verfcholfen und die Sitzung vom 5. Juni ſchloß mit einer Ausſprache 
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Metternich's, die vollftändig im Sinne ver damals von ihm glänzend widerleg- 
ten war, 

Er feste einen neuen Termin; „Morgen früh vor 12 Uhr follen bei dem 
Generaljefretär der Verſammlung die Erklärungen eingereicht fein. In diefen foll, 
falls nicht unbebingt beigetreten wird, zu unterfcheiden fein, 1) ob wegen Ein- 
wenbungen gegen die geſammten Verhältnifje des Bundes der Beitritt ver- 
jagt wird, ober 2) ob nur gegen einzelne Artikel Einwendungen gemacht wer- 
den, oder 3) ob der Beitritt nur aus Mangel an binreihenden Inftruftionen 
für jegt verfagt wird“! 

Der 6. und 7. Juni waren kritiſche Tage, Beide Heflen, Sachen, Holftein, 
beive Medlenburg fnüpften ihren Beitritt fürmlic an vie Bedingung des Bei- 
tritts Aller. Selbft Hannover’s vorbehaltlofe Beitrittserflärung war nicht völlig 
unbedingt: die Bundesakte in ihrer jegigen Geftalt — und darum handelte ſich's 
doch nur — müßte für den Fall, daß wider Verhoffen nicht alle deutfchen Staaten 
beiträten, Mopififationen erfahren, welche die veränderte Lage der Sache dann 
erfordern würde. So ftand in Ausfiht, daß, ſobald Württemberg, Baden, Bayern 
nicht beiträten, eine Reihe von Staaten um befjentwillen fih ganz zuridziehen 
und nım bie übrigbleibenden nicht etwa auf der feften Bafis einer anerfanuten 
Bundesverfaſſung vereinigt bleiben, ſondern nun erft Über eine ber veränderten 
Lage entſprechende neue Konforvienformel, alfo ganz von Neuem verhandeln 
würben, wobei der Zerfegungsproceß ſich genau in denfelben Stadien — Austritt, 
Beitritt mit Vorbehalt des Beitritts der Nichtbeitretenden, Forderung von Modi: 
fitationen wegen veränderter Lage — und fogar mehrmals wiederholen konnte. 
Ein Gefühl, daß das ganze Wert im Begriffe fei zu fcheitern, hatte fidh der 
Gemüther bemädhtigt. Son diefer ZTroftlofigkeit zeugen die Weuferungen in ver 
preußiſchen und hannoverfchen Note, daß es beſſer fei, einen „unvolllommenen 
deutfchen Bund“, „vorläufig einen weniger vollftändigen und vollfommenen Bund“ 
zu fchließen, ald — „gar feinen". Dieje verzweifelte Stimmung, diefer Hin- 
blid auf „gar feinen” Bund bewog dann Medlenburg zu dem ausgeſprochenen 
Wunſche, daß durh neue Nachgiebigkeiten den Wiverwilligen, den Wider— 
wärtigen der Beitritt erleichtert würde. 

Diefer Wunfc ging in Erfüllung. Am 8. Juni fand eine Morgenfonferenz 
zwifchen den Bevollmächtigten Defterreihs, Preußens und Bayerns ftatt, worin 
Fürft Metternich „mit Vergnügen” bemerkte, „daß nur in einigen wenigen Punkten 
eine Verſchiedenheit vorhanden fei, über welche man ſich leicht werde vereinigen 
fünnen, um eine gemeinfame Redaktion der Bundesakte unter dem Beitritt von 
Bayern und Sachen zu Stande zu bringen”. In der darauf folgenden allge- 
meinen Konferenz einigte man fi dann auch leicht über „einige wenige" Punkte, 
d. h. Bayerns Wille drang durch! 

Freilih ein Haupffchlag, welcher die Bundesafte hatte treffen ſollen, ging 
fehl: die Eintheilung im zwei Abfchnitte, wodurch die den Untertbanen gewähr- 
feifteten wenigen Rechte gewilfermaßen eliminirt oder doch in einen Appendir, in 
einen Nebenvertrag gedrängt werden follten, wurde dadurd wirkungslos, daß in 
den für biefen zweiten Abſatz nun erforberlihen Einleitungsworten vemfelben gleiche 
Kraft mit dem erften, der die „Feſtſtellung“ des Bundes enthielt, beigelegt 
wurde. 

Dagegen gehörte das Bundesgericht zu den „einigen wenigen Punkten“, 
welche zum Opfer fielen. Defterreih und Preußen, Sachſen und Hannover, Kur- 
bejien, Medienburg und Oldenburg, die ſächſiſchen Häufer und Lübeck hatten 
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jegt aur noch ausdrückliche Wünfhe! Bayern ſchenkte dieſen piis desideriis 
„nach feinen Inſtruktionen“ fein Gehör. Ebenfowenig dem Vorſchlag, ftatt Aus- 
trägalinftanz; „Inftanz” oder „permanente Inſtanz“ zu fegen. — Und ſo ward 
Bayerns Eintritt in das neue Haus des deutſchen Volkes ermöglicht um ben 
Preis, daß dem Verfaſſungsgebäude fehlen follte, was die preußifchen Stants- 
männer als feinen Schlufjtein bezeichnet hatten. 

Zu Art. 13 von den Landſtänden „murbe beliebt, die Faſſung, fo unvoll- 
fommen fie aud) fei, dennoch in diefer Grundlage, jo wie fie entworfen worben 
(dv. 5. am 30. Mai 1815, nidt am 10. März 1814, nicht einmal am 30, 
April 1815!) beizubehalten“. 

Bor dieſem Ausgang, bereit8 am 5. und 6. Juni, hatten Preußen und 
Hannover in officiellen Noten den Bund, welchen fie gründen halfen, als einen 
unvollfommenen gerügt, der nur befier wäre als gar feiner. Hannover 
hatte ausprüdlic erklärt, die Bundesakte erfülle nur zum Theil die Erwartungen 
der deutfhen Nation; denn fie begründe nur ein politifches Band unter den ver- 
ſchiedenen Staaten, nicht eine Vereinigung des gefammten deutſchen Volkes. Jet, 
nach den legten Zugejtänpniffen, war der Bund um foviel unvollfommener ge- 
worden, daß füglicd Zweifel entjtehen fonnten, ob er immer noch beſſer als gar 
feiner wäre! — Doch diefes Minimum von Anerfennung blieb auch dem Werte 
vom 8. Juni. Denn in der elften und legten Konferenz vom 10, Juni wurde 
die Unterfchrift und Befieglung der Bundesakte, weldhe das Datum des 8. trägt, 
vollzogen. 

richt von Württemberg und Baden. Das erjtere ftellte neue Beringungen, 
wünſchte dem erften Abjchnitt, abgejehen von dem über die Unterthanen hanveln- 
den zweiten, beitreten zu dürfen und brachte allerhand Sopbismen vor. Es wurbe 
feine Rüdfiht darauf genommen, faum geantwortet. Die Uebrigen ſchloſſen ven 
Bund, forderten vorbehaltlofen Beitritt und fchrieben jogar die Form vor, in 
welcher verjelbe, falls Württemberg und Baden den Gründern gleichgeftellt wer- 
ven wollten, zu erfolgen hätte, 

So umfaßte der Bund einftweilen nicht das ganze Deutfchland. Aber jene“ 
den Beftand des Ganzen gefährdenden Borbehalte waren feit Bayerns Beitritt 
zum Schweigen gebradt. 

Dagegen laute Protefte begleiteten ven melthiftorifchen Akt der Stiftung. 
Die unterbrüdten Neichsftände erhoben ihre Stimmen, Bentheim-Steinfurt am 
11. Juni, das Haus Solms am 12., endlich am 13. alle dieſe Yürften, Grafen 
und Herren indgefammt, indem fie förmlich und feierlich ihren Rechtszuſtand von 
1805 ſich für ewige Zeiten vworbehielten. Nur Iſenburg proteftirte nicht: ſich als 
jouverän betradhtend, erklärte e8 am 10. Juni feinen Beitritt zum Bunde, Am 
14. Juni legte aud der Legat des Papftes Proteft ein, namentlih dagegen, daß 
das römische Kaiſerthum und heilige Reich nicht wiederaufgerichtet werben, „poli- 
tice unitatis centrum jure habitum et religionis sanctitate consecratum“. 
Es war die legte Reminifcenz daran, daß es einft eine Würde gegeben, die in 
befonders innigem Berein mit der Kirche vie völferrehtliche Einheit der Chriften- 
beit varzuftellen berufen war. Worauf fie feit beinahe taufend Jahren geruht 
hatte, dieſe Würde, weſentlich verſchieden von ihr — das deutſche Königthum 
war aufgehoben! aufgehoben nicht durch einen Feind im Kriege, kraft Eroberung, 
ſondern durch diejenigen, welche alsbald an ſeine Stelle traten, die nunmehr 
ſouveränen Fürſten und freien Städte, deren Geſammtheit ſeither das officielle 
Deutihland ausmacht, den deutfchen Bund. — 
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Unter ſolchen ſchweren Geburtswehen entftand die neue Berfaffung. Kaum 
hatten die Federn deutſcher Stantsmänner dieſe mühſelige Arbeit vollbracht, da 
erfolgte der entſcheidungsvolle freudige Sieg deutſcher Waffen. Zehn Tage nad) 
feiner Stiftung erlebte der deutfhe Bund die erfte gewonnene Schlacht: aber 
hatte er fie, war fie für ihn gefchlagen und gewonnen?! — Die Antwort bier- 
auf gab Angefihts von Europa der zweite Parifer Friede. Gefchloffen im Jahre 
der Gründung des Bundes, das deutſche Gebiet nicht unbeträchtlich vergrößernd, 
fennt diefer Vertrag die europätiche Großmacht Deutfchland in ihrer neuen Form 
nicht einmal dem Namen nad): des veutjchen Bundes geſchieht darin mit feiner 
Sylbe Erwähnung. 

Indeſſen jeine Verfaſſung war damals noch nicht ins Leben getreten. Das 
ihm beftimmte Organ des Wollens und Handelns, die Berfammlung der Bevoll- 
mächtigten feiner fouveränen Fürften und freien Städte, die Bundesverfammlung 
(vgl. viefen Art.) hatte freilid am 1. September 1815 eröffnet werben follen ; 
aber der 9. Artikel ver Bundesakte, welcher dies feſtſetzte, ift der erfte unerfüllt 
gebliebene des in Verheißungen fargen Grundgefeges. Hatten doch erft am 26. 
Juli Baden, am 1. September Württemberg ihren vollfommenen und unbeving- 
ten Beitritt durch Vollziehung des vorgefchriebenen Formulars erklärt! So war 
am 20. November 1815 der deutſche Bund zwar fonftitwirt, aber noch nicht 
fähig, fein Dafein geltend zu machen. In jener europäifchen Urkunde genannt 
konnte, durfte, ja mußte er dennoch werben; daß feine mächtigften Glieder ihn 
ſtillſchweigend damals verleugneten, war von übler Borbeveutung für die nach— 
malige Stellung und Bedeutung des durch Kampf und Sieg wiederhergeftellten 
Baterlandes im Kreife ver Mächte! 

Über bergeftellt war wenigftens das nadte Dafein eines Deutſchland. Es 
follten ja nur die Grundlagen einer Verfaffung, es follte nicht die Verfaſſung 
jeloft fein, worüber die Stifter des Bundes ſich geeinigt hatten. Von der Aus- 
führung diefer Grundzüge, von dem Bau der auf diefem Fundamente ſich erhob, 
hing Alles ab. Die Geſchichte des Bundes ift die Geſchichte nicht einer gewor— 
"denen, fondern einer im erften Werven begriffenen Verfafjung des geretteten und 
befreiten Reiches. 

Es galt alfo, ven eigentlichen Bund, die wahre Staatsordnung Deutſch— 
lands noch zu fchaffen. Allerdings nicht aus irgendwelchen politifhen Theorieen 
und patriotifchen Phantafieen heraus, ſondern unter den Bebinzungen der gege- 
benen Nedhtszuftände, nicht auf anderer Bafis als auf der vom 8. Jumi 1815. 
Nur die Grundlage war da: doc eben fie war auszubauen; Grundzüge einer 
Verfaſſung Harrten und bedurften der Ausführung: aber in den Grundzügen ftand 
die Verfaffung feft. — Das war,- das ift die Aufgabe; fie wurde und fie wird 
von feiner Seite mit der rechten Ehrfurdt und Aufrichtigkeit ergriffen! Die Bun- 
desafte enthält nur das Fundament: aber eben das Fundament; fie enthält 
die Keime deflen, was dem Vaterlande beftimmt ift: doch nur die Keime. 

Und dieſe Bundesafte, von welcher jede weitere Entwidlung, von der aber 
auch wirflich eine Entwicklung anheben fol, ift feit ihrem erften Werben dem 
Volke verleidet worden! Berleidet vor Allem durd die Gründer ſelbſt. Wider: 
willig und geringſchätzig nahm ein jeder, freudig und anerfennend feiner die jelbft- 
gewählte Form an. Mit herber Rüge geißelten officielle Aktenftüde die Schwächen 
des neugeftifteten Bundes. So wurde ver Geift der Nation, von dem eine Ber: 
faffung getragen fein will, um Wurzel zu fehlagen und zu gedeihen, dieſer Ver— 
faffung feindlich geftimmt. Aus. unſichtbaren Tiefen des Volfsthums ftrömen fonft 
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belebende, treibende, zwingende Kräfte: dieſem Verfaſſungswerk ward wie abficht- 
lid das nährende Erdreich entzogen. 

Und leider trug die Bundesafte einen innern Widerſpruch mit ihrer Be- 
fimmung, die Orundlage eines großartigen Föderativſyſtems zu fein, in fid) feldft. 
Dar fie doch unter den Händen folder Mitarbeiter entftanven, die nichts weniger 
wollten, als was fie werben follte. Hatte doch Sachſen durchgeſetzt, daß im Art. 7 
jede wichtige und wefentliche Beſtimmung, weldhe der Bund treffen konnte, an 
Einftimmigfeit oder Zweidrittelmehrheit gebunden worden. Mag man nun ftreiten, 
ob einer zufanmengefetten Verfaſſung gemäß ihrem fünftlihen Charakter nicht 
eher damit gedient ſei, Neuerungen zu erjchweren; unftreitig ift es, daß, bejaht 
man auch die Frage, dies nur von einer Verfaſſung gelten fann, die wirklich eine 
Berfafiung ift. Aber die Bundesafte war eben nur die Grundlage einer ſolchen. 
Sie hatte feinen Sinn, wenn fie nicht zum Ausbau fam. Sinnwidrig war 
daher oder gar feinpfelig jede Beftimmung, wodurd die Entwidlung deſſen, was 
nur Keim fein joll, erfchwert und faft unmöglid gemacht wird! 

Was find aber Formen noch fo mangelhafter Art, wenn ein reiches Leben 
den Inhalt bildet? die unfcheinbarfte gewinnt dann Licht und Glanz, vie ſchwer— 
fälligfte wirb beflügelt, die unangemeffenfte wird zum plaftiihen Ausdruck des 
Innern. Rerht und Berfaffung Haben nicht ornamentalen Charakter; das Recht ift 
Lebensgeftalt, fein Schmud und Zierrath; die Verfaflung ift georbnetes Volks— 
dafein. Freilich weflen Gemüth wäre unempfänglid für Erhabenheit der Form, 
für die Pracht ver Erſcheinung? Heil der Nation, in deren Verförperung auch 
die Schönheitsivee verwirklicht ift. Aber vie ſchwächlichſte Knechtsgeſtalt eines 
Boltes wird geabelt durch feine Seele. Und fo konnten die Feſſeln, melde ver 
Art. 7 der Bundesakte deren eigner Entfaltung auferlegte, den Aufſchwung des 
Berfaffungslebens nicht hemmen, wenn vie fonveränen Fürften und freien Städte, 
deren Einftimmigfeit oder überwiegende Mehrheit erforderlih war, damit vie 
Bundesakte, welche vorwiegend Verheißung ift, in Erfüllung gehe, einig waren 
und immer einiger mwurben im Geiſte ver Baterlanpsliebe und bochherziger 
Achtung der Freiheit ihrer Unterthanen. Regierte fie dagegen ein rheinbündiſcher 
Sinn, waren fie gleichgültig gegen ihr Deutſchland, mißtrauiſch gegen die Nation, 
eiferfüchtig auf deren Gerechtſame, und Egsiften ohne Verſtändniß ihres wahren 
und edleren Selbft, dann freilihd wurde jener Artikel 7 eine fürchterliche Waffe 
in ihren Händen, um unmöglich zu machen was zumeift noth that. — 

Faft anderthalb Jahre beſtand ver deutiche Bund ohne Organ. Erft am 
5. November 1816 wurbe die Bunvdesverfammlung eröffnet. Mit verheißungs- 
vollen Worten! Die freie öffentlide Meinung der Nation werbe ber 
Leitftern ihrer Berathungen fein, die Erfüllung des Nationalbedürf— 
niffes ihre heilige Pflicht. — Die eriten Verhandlungen, wenn aud) in patriotis 
fchen Reden eines Gagern u. A. Manches unflar empfunden und unficher gewollt 
erfcheint, die erften Arbeiten des Bundestags, jo namentlih die Kompetenzbeftim- 
mung vom 12. Juni 1817, tragen das Gepräge würdiger Geſinnung und red— 
licher Abfiht. Daß gleichzeitig Preußen im Geiſte derer, welche für vie Freiheit 
der Nation, wenn auch vergeblich, auf dem Wiener Kongrefie vorgefämpft hatten, 
eifrig Hand an's Werk legte, das Königswort vom 22. Mai 1815 zu erfüllen, 
daß in Weimar, felbft in Bayern fonftitutionelle Rechte verbrieft wurden, be— 
rechtigte zu vaterlänbifhen Hoffnungen ! 

Sie find getäufht worden. — Ein unrühmlidgr Jbrssiiueit nüs ge Ya 
6 TR, Wer von 
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beiden Seiten ihn angeftiftet, ift ſchwer zu emtfcheiden: welcher Theil dabei die 
größere Schuld trage, ift. unfchwer zu verfennen, Deutfchland hatte, mit Mar 
von Schenkendorff zu reden, einen Frühling erlebt wie feit taufend Jahren nod 
feinen; ungeftüme Triebe und gährende Säfte regten fich mächtig; gegenftandlofe 
Sehnſucht, leidenſchaftliche Gluth, reizbare Aufwallung, träumeriſches heißes Ber- 
langen ſchwellte die Bruſt der jugendlich wiedergebornen Nation; der Lenz mit 
ſeiner Art und Unart durchtobte die deutſche Welt; Blitze wetterleuchteten durch 
die feuchte bedrückende Atmoſphäre über dem kaum vom Eiſe der Fremdherrſchaft 
in einhelliger Empörung befreiten Lande. Wahrlich eine lohnende Aufgabe maß— 
haltender Staatskunſt war es, zu ſteuern nach gewiſſem und nothwendigem Ziel 
in ſolchen Frühlingsäquinoktien! Aber von Allem, mas geſunde Politik gebot, iſt 
das Gegentheil gejchehen. Erſt wurde das Volk gereizt und beleivigt durch Läſte— 
rung und Berfleinerung feiner großen patriotifhen Erhebung: und die Läſterer 
behaupteten einflußreihe Stellungen. Dann erregten Agenten und Spione des 
Auslandes, das fih in dem gegen jeden auswärtigen Einfluß erbitterten Vollke 
frecher denn je gebervete, Verdacht und fanatifhen Haß. Die heilige Allianz, ver 
Englaud, wie Korb Liverpool im Parlament angab, wegen geheimer mit ber 
happy constitution unvereinbarer Artifel den Rüden wandte, — der Kongreß von 
Aachen, für welhen ver deutſche Bund wie nicht vorhanden war und ber doch 
über deutſche Dinge fich verbreiten durfte, fhürten das Feuer. Und nun bemäch— 
tigte fi die Furcht vor Verſchwörungen, die nicht eriftirten, vor Aufftänden und 
Umwälzungen, deren Gedanke den Deutſchen nodı fern lag, fogar wohlwollender 
Staatsmänner; und ven Uebelwollenven dienten dieſe politifchen Beängftigungen 
zum erwünfcteften Vorwand. Statt mit ftarter Hand und unbeugfamer Energie 
Großes und Gutes zu ftiften, wurde num Halt gemadht und die deutſche Po- 
litik fanf herab zu deutſcher Polizei! Sept hatte die Gährung in den Ge— 
müthern einen Gegenftand, die fteigende Unbefrievigung zu wachſender Unzufrie- 
denheit einen Anlaß; jest nahm die Nation Miene an, zu wollen, was gefürchtet 
wurde. Und der erfte Anſchein, fo trügerifh er war, galt als Rechtfertigung ber 
Schritte, wodurd er erzeugt worden. So ftanden wir vier Jahre nad ver Neu- 
geftaltung Deutſchlands auf der abjhüffigen Bahn, melde num Jahrzehnte hin— 
durch beinahe mit Nothwendigfeit eingehalten worden, und auf welder ver 
regierungsfeindlihe Sinn des Volkes die Regierungen und ber volßsfeinpliche 
Sinn der Pegteren die Nation gleichſam wetteifernd in immer jäheren Sturz 
verwidelte, 

Nur zehn Regierungen waren an den Berabrevungen von Karlsbad Si) 
betheiligt; das legale Organ des Bundes ward umgangen, weil unter ven Mit- 
gliedern des Bundestags noch der Geift fortlebte, in welchem fie eröffnet worben 
und weil nichts weniger als „bie freie öffentliche Meinung der Nation“ ber Leit- 
ftern von Konferenzen fein fonnte, in welden vie Regierungen gegen das vor- 
geblich zügellofe, die Fortdauer und Eriftenz Aller bedrohende Treiben des Volkes 
eine Givgenoffenfhaft grünveten. War es aber nur die Minderheit der deutſchen 
Staaten, die fid bier verpflichteten, den ftürmifchen Geiftern das „quos ego* 
zuzurufen, und Mittel und Wege beriethben, aller Bewegung Einhalt zu thun: 
fie hat wie jene Minorität auf dem Wiener Kongreß, in deren Fußtapfen fie 
trat, die Oberhand erlangt. Die bornirte Weltanfhauung der freiheitsfeindlichen 


5, Wichtige⸗Urkunden für den Nechtözuftand der deutjchen Nation mit eigenbändigen Ans 
merkungen von Joh. Ludw. Klüber, nritgetbeilt von C. Welder, 1844. 
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geheimen Karlsbader Konferenzen iſt der Leitſtern der Verhandlungen am Bundes- 
tag geworben. Nicht das öffentliche Recht, das feiner Entwicklung harrte, nicht 
die öffentliche Wohlfahrt, der mit vereinigten Kräften ſeiner Glieder der Bund 
zu dienen hatte, ſondern eine fire Idee, ein ächter Spleen regierte die deutſche 
Belt. — Ordnung und monarhifches Princip find Worte von gutem Klang. 
Deutfchen Ohren aber tönen, fo oft feit ven Tagen von Karlsbad dieſe Saite 
angefchlagen wird, Mißlaute dazwifchen, ſchrille Diffonanzen. Denn es giebt nur 
Eine wahre Ordnung, das ift die Rehtsorbnung: fie war in Deutſchland er- 
färtermaßen mangelhaft und gerade ihrer Ausbildung wurde nun Halt geboten 
im Namen der Ordnung! Das monardifche Princip hat feine bedeutende Wahr- 
beit als die Krone fefter, geficherter, rechtlicher Organiſation, als perfönlichfter 
Ausdruck zufammenfaffender Einheit eines großen Volksganzen: und bier wurde 
verfucht, Armuth des Volks an Recht und Freiheit, Ohnmacht und Zerfplitterung 
des Vaterlandes zu verewigen, der nationalen Einigung zu wehren — im Na- 
men des monarchiſchen Principe. — Die fieberhafte Unruhe des Volles, das den 
Regierungen mißtraute, ftempelten viefe zur Revolution und ftraften fie dadurch, 
daß fie diefes Mißtrauen in der That rechtfertigten. Die Furcht vor Reaktionen 
erbitterte die Unterthanen; und die wachſende Erbitterung ebnete Reaktionen den 
Weg. Die Furt vor revolutionärer Bewegung henmte jede fortfchreitende vater- 
(ändifche Richtung im Kreife der Regierenden, und der gehemmte Fortſchritt, der 
entfchloffene Rüdfchritt erzeugte revolutionäre Tendenzen. So überbot ein Theil 
den andern zum Unheil des Ganzen: Regieren heißt aber, das Leben einer 
Gefammtheit führen, erhaben über aller Furcht und ftarf genug, nichts fürchten 
zu dürfen. Eine deutſche Regierung in dieſem hohen und wahren Sinn, die un- 
beirrt das Große und Baterländifche wollte, die jeder Zeit, auch wenn vie Unter- 
tbanen Unrechtes anftrebten, das Rechte that, eine foldhe hat es damals nicht 
gegeben. Sie ftellten fi fümmtlih auf Eine Linie mit ihren Unterthanen, in- 
dem fie, gleich einer Gegenpartei, mad) deren wirflicher oder vermeintlicher 
Handlungsweife ihre eigene Politit beftimmen ließen 32). 

Im Anflug an die Karlsbader Zuſammenkunft fanden vom 25. Novenber 
1819 bis zum 24. Mai 1820 Konferenzen von Miniftern aller deutſchen Staaten 
zu Wien ftatt. Diefer Kongreß arbeitete das zweite Örundgefeß des Bun- 
des; die fog. Wiener Schlupafte, datirt vom 15. Mai 1820, ift das Wert 
der Konferenzen. Alfo die Regierungen felbit nahmen dem Bundestage feine we— 
fentlihfte verfaffungsmäßige Befugniß der Weiterbildung des Bundesrechts. War 
er zu Karlsbad als die oberfte politifche Behörde in Deutſchland bezeichnet, deren 
legale Beſchlüſſe als Gefege des Bundes unverbrüdlic ausgeführt und gehand— 
habt werden müßten, fo wurde jett in der wichtigſten Angelegenheit vie Achtung 
vor dieſer oberften politiihen Behörde des Vaterlandes bei Seite geſetzt; Die 
fämmtlihen Glieder des Bundes übergingen das Organ der Gefammtheit! — 
Am 8. Iunt 1820, dem fünften Jahrestag der Stiftung des Bundes, erhob 
ein Blenarbefhluß des Bundestags, deffen formelle Gültigkeit nicht einmal zwei— 
fellos ift, da die erforderliche vorgängige Verhandlung im engeren Rathe nicht 
ftattgefunden hat, die Wiener Privatarbeit der einzelnen Staaten zum zweiten 


52) Bal. die Bundesbefchlüffe von 20. Sept. 1819, 11. Decbr. 1823, 16. Auguft 1824, 
21. Oft. 1830, 27. Oft. und 10. Noobr, 1831, 14. Juni, 28. Juni, 5. Juli, 9. Aug., 23. 
Auguft, 29. Novbr. 1832, 20. ee 8. Aug., 10. Oft. 1833, 13. Novbr. 1834, 28. April 
1836 — die Wiener Minifterfonferenzen von 1834 ! 
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Bundesgrundgefeg, das gleiche Kraft und Geltung haben follte wie die Bundes: 
afte jelbft. 

So waren denn die Grundzüge meiter ausgeführt. Aber der Geift, in mel- 
chem es gefhah, entjprach wenig der Abficht der Mehrheit der Stifter. Zweierlei 
war danach zu erwarten und zu begehren gewejen: einmal, daß das lodere Band, 
weldes vie Staaten umſchloß, ftraffer gezogen, daß der Bund, wie Hannover 
einft gewollt, eine wahrhafte „Vereinigung des gefammten deutfchen Volks“ wurde; 
ferner, daß die Rechte der deutſchen Unterthanen präcijer gefaßt und erweitert, 
daß die nur vorläufig beibehaltene, erflärtermaßen unvollfommene Faſſung des 
Art. 13 vervolllommnet, daß feitgeftellt wurbe, welche Gerehtfame zum Wenig: 
ften deutſchen Ständen gebühren, daß vie Lücken, worüber in biefer Hinſicht einft 
Preußen geflagt, gefüllt wurden. Die Wiener Schlußafte fteht nit außer Be- 
ziehung zu folhen Erwartungen und Forderungen; fie find ihr befannt und ge- 
läufig: das fteht zwifchen ven Zeilen gefchrieben. Aber fie erfüllt fie nidt. Das 
Geſpenſt der Revolution bat den dräuenden Finger erhoben und die Karlsbader 
Beihwörungsformel allein verheißt Hilfe. Daher, ftatt Deutjchland als Ganzes 
einheitvoller darzuftellen, hat die Schlußafte den Bund ausdrücklich und abficht- 
lich noch völferrehtlicher verfplittert. Ferner, ftatt ein Minimum von Redten 
der Unterthanen zu verbürgen, das ihnen nicht genommen werben kann und dieſes 
zu artituliven, fett fie faft ironisch ein Marimum, worüber hinaus den Deut: 
ſchen nichts vergönnt werben foll, und begründet eine polizeiliche Gentralifation, 
die mit jener völferrechtlichen Yoderung des lofen Verbandes in auffälligem Wiver- 
ſpruche fteht. 

Es ift anzuerkennen, daß die Wiener Schlufafte das Bundesrecht weientlich 
fortentwidelt hat. Aber fie entftand unter feinem glüdlihen Stern! Die Grund- 
züge der Bundesafte find um ein Bedeutendes weiter ausgeführt dur fie: doch 
nicht principgemäß, fondern nah Niüglichleitsgründen ver Art, wie die Karls— 
bader Auffaffung der Sachlage fie an die Hand gab. 

Die Bundesafte ließ fih im zwei entgegengefegten Richtungen ausbilden. 
Entweder nah dem Wunfche ver Einen fo, daß das Ganze erftarfte, wenn 
auch unter Cinfhränfung der Selbftftändigkeit der Theile. Oder, was Andere 
vorziehen mochten, fo, daß die Freiheit der Theile fi jedweder Einmiſchung 
und Bevormundung enthob, vielleiht auf Koften ver Kraft und Einheit des 
Ganzen. Aber weder eine das Vaterland ftärfende Entwidlung ver ſtaatsrecht- 
lihen, nod eine ber Freiheit wohlthätige Steigerung der völkerrechtlichen 
Elemente der Bunbesverfaffung enthält in ehrlicher Konfequenz die Schlufafte, 
Vielmehr eine VBerquidung Beider: der völferrechtlihe Charakter ift erhöht, um 
die Souveränetät der Herrſcher über das Vaterland zu ftellen; und ein ftaats- 
rechtliches Wefen ift eingemifcht, um vie Freiheit der Nation in ihren inmern 
Angelegenheiten zu zügeln. Baterländifcher Einheit ftellt vie Schlußafte den Bund 
als völferredtlihen Berein gegenüber; und bürgerlicher Freiheit in den (wie man 
meinen follte) fich felbft überlaffenen Staaten fett fie denfelben Bund entgegen 
als abfolut gebietende und verbietende Centralpolizeigewalt. 

War es bei folhem Grundtypus ein Wunder, daß die Nation fein Auge 
hatte fir die wirflihen Vorzüge diefes Bundesgrundgejeges? Seine Mängel, fein 
nowrov wevdog aber wurde verhängnißvoll für die ganze politifche Richtung der 
Deutihen. Der Dualismus der Schlußafte fpiegelt ſich Jahre lang in dem felt- 
ſamen Widerſpruch, ver die Oppofitionsparteien in Deutſchland charakterifirt, ſo— 
weit es fih um ihr Verhalten zur deutſchen Politif im Ganzen und Großen 
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handelt. Nicht etwa fordern die Führer des Volks einhellig und ſtetig ſtraffere 
vaterländifche Einheit, etwa ven Bundesftaat ftatt des Staatenbundes; ſondern 
abwechjelnd vertreten fie die eine und die andere Seite: bald eifern fie freilich 
gegen die Zerfplitterung und Ohnmacht des Ganzen und gegen die partifularifti- 
hen Spaltungen: bald aber erhöhen fie dieſe felbft, berufen ſich auf die völfer- 
rechtliche Natur des Bundes, wollen und wünſchen die vollfte Unabhängigkeit ver 
einzelnen Länder. Diefelbe Principlofigkeit, daſſelbe Handeln nah Nuͤtzlichkeits— 
gründen findet fih alfo hüben und drüben! Nach blofer Zweckmäßigkeit beruft 
man ſich auf ven Bund als ein ſtaatsrechtliches Gemeinweſen, um binauszumweifen 
auf ein Höheres über den Staaten: die Einen um Rechte zu wahren, die An- 
dern um fie zu unterdrüden, — und mit dem gleichen Eifer auf feine völfer- 
rechtliche Natur: theild um jene Wahrung der Rechte, theils um ihre Unterprüdung 
zu bintertreiben. So wechſeln die Rollen bis auf unfere Tage, nicht zum PVortheil 
der politifhen Charaktere der Deutſchen und zum entfchievenen Nachtheil des poli- 
tiihen Charakters von Deutſchland. 

In denfelben Bahnen bewegt fi die ganze folgende Geſchichte des Bundes. 

Auf die Frage: was bat der Bund feit den 42 Jahren feines Beftehens, 
während eines bis 1848 ununterbrodhenen, faft beijpiellofen Friedens fir Deutſch— 
lands Kräftigung und Förderung gethan, ift feine Antwort möglid. So un- 
gefähr äußert fih an entſcheidender Stelle ein deutſcher Staatsmann, ven mir 
au im Folgenden meift ftatt unfer reden laffen 33), Der Schaden, ver hieraus 
erwuchs, ift unabfehbar; ſchon der moralifhe Nachtheil, die Wirkung auf bie 
Gefinnung der Nation ift Übergroß. Nicht "ein einziges Lebenszeichen der Bundes: 
verfammlung gab fi fund, woraus das Volk hätte entnehmen fünnen, daß feine 
dringenbften Bedürfniſſe, feine mwohlbegründetften Anfprühe und Wünfche im 
hohen Rathe des deutſchen Bundes irgend Beachtung fänden. Die Regierungen 
ſelbſt, offenbar daran verzweifelnd, daß das Organ ihrer eigenen Bereinigung 
zu andern Zweden als denen der Sicherheitspolizei verwendbar fei, umgingen, 
wo einmal gemeinnügige Anorbnungen beabfihtigt wurden, den Bundestag umd 
betraten den Weg jeparater Unterhandlungen. Auf diefem Wege entftand ver 
Zollverein, ein ſprechender Beweis vafür, daß der 19. Artikel ver Bundesakte 
auf verfaffungsmäßige Weife nicht erfüllbar, — fo entftand, ein erfter Anfang 
gemeinfam veutfcher Geſetzgebung, die allgemeine Wechſelordnung. Der Gevante, 
daß es zwedlos und unnöthig fei, irgend einen Antrag, der Opfer erheifhe, an 
» den Bund zu bringen, wurde allgemein bei den deutſchen Regierungen. Wohin 
eine folhe Berleugnung aller höheren Auffaffung führe, davon legen die Proto- 
tolle der Bundesverfammlung Zeugniß ab. Außer etwa Einer gemeinfam deutſchen 
Inftitution, die hier begründet ift, bieten diefe Verhandlungen faft nur das troft- 
lofe Bild nichtiger Rangftreitigkeiten, unerheblicher Kabinetszwifte und geringfügt- 
ger Privatreflamationen dar. Daß hier das Intereffe und die Sehnfucht der größten 
europäiſchen Nation vertreten werden follte, davon ift felbft die Spur verlöſcht 
worden. Man fann in diefer Beziehung nicht deutlicher fpredhen, als der preußi— 
ſche Minifter, welcher den Bevollmächtigten am Bundestag dahin inftruirte: 


s, Joſeph v. Radowitz, Deutichland und Friedrich Wilbelm IV., Hamburg 1848, 
namentlich deffen Denkichrift vom 20, November 1847; vgl. daf. 5.39 fg. — Wefentlich über: 
einftinnmend Kate fih eine Dentihrift des preußiichen Bundestagsgefandten Grafen v. Dönboff: 
Ariedrichftein ausgefprocdhen, welche diefer Staatsmann im September 1847 dem König 
von Preußen bei deſſen Anweſenheit am Rhein überreichte. 
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„Berlin und Wien find die Sige der Aktion; Frankfurt ift der Indifferenz— 
punkt der deutſchen Dinge“ ! 

Nah langwierigen widrigen Zwiftigkeiten warb im Jahr 1821 die Bundes— 
friegsverfaffung in Angriff genommen. Die betreffenden Verhandlungen er- 
öffneten einen tief fchmerzlihen Blid in die Selbftfuht und kleinliche Eiferſucht 
deutfcher Regierungen. Aber der Fortſchritt ift groß, vergleiht man das Heer- 
wefen des Bundes mit dem des Reiches. Freilich wurde vorläufig nur Mangel: 
baftes zu Stande gebracht; die Korpseintheilung leidet an ernften Gebrechen, in 
denen fi die Mifere der deutſchen Zuftände fpiegelt und worin ſich fchlimme 
feparatiftifche Hintergevanten und Gehäffigfeiten verrathen; bie Gleichheit ver 
Neglements und Kaliber wurde von der Willfür abhängig gemacht; ein Ober- 
fommando ward auf den wirflihen Kriegsfall beſchränkt und auch hiefür der we- 
fentlichften Attribute beraubt. Seit 1841 geſchah nun aber für die Reform des 
Heerweſens Bedeutendes; Friedrich Wilhelm’s IV. Thronbefteigung bezeichnet hie— 
für eine neue Epoche. Zum erften Mal unterwarfen fid) die deutſchen Souveräne 
einer wahrbaften Oberaufficht durch den Bund. Es ift das einer ber wenigen, 
wo nicht der einzige Glanzpunkt der Gefchichte des Bundes. Daß nad zwanzig- 
jährigem Deliberiven, ob Ulm over Naftadt zu befeftigen jei, auf Preußens An- 
laß der Bau beider Bunpesfeftungen beichloffen wurde, gehört in daffelbe Kapitel 
des Nennend: und Rühmenswerthen. 

Aber nah Außen, obſchon allmählig in feiner Bertheidigungstraft geftärkt, 
war und blieb der deutſche Bund eine europäifche „Ohnmacht“. In Luremburg 
hatte fich’S zeigen müſſen, daß einem deutſchen Bundesglieve durch keinerlei diplo— 
matifche Intriguen aud der geringfte Theil feines Gebiets entrijfen werben könne, 
daß die Bundesgrenze unter feinem Vorwand angetaftet werben dürfe. Statt deſſen 
ward diefe Angelegenheit auf das Kläglichite erledigt; aus dem Scheinerjag für 
den verlornen Theil von Luremburg drohen nod in Zukunft ernfte Berwidlungen 
und ver bisherige Friedftand in Betreff der Stellung Yimburgs zum Bunde ift 
nur eine fortgefegte Demüthigung Deutſchlands. 

Wie gern erinnerte man fi des Bundesjchluffes vom 18. September 1834, 
worin anmaßender Einmifhung des Auslandes würdevoll gegenübergetreten wurde, 
wie gern felbjt des mehr als vorfihtig gefaßten Beſchluſſes vom 17. September 
1846 in der Schleswig-Holftein’fchen Angelegenheit, wenn nicht gerade ber 
Gang, welchen viefe bis zum Londoner Protokoll und vollends feither genommen 
bat, gerade ſolche Erinnerungen trübte, gerade ſolche patriotifche Aufwallung als 
gehaltlos und unwirkſam erjcheinen ließe. 

Und im Innern — die Aufhebung des- badischen Prefgefeges und die In- 
fompetenzerflärung in Saden des hannoverjhen Grundgefeges — wie furdtbar 
ift die Folgerichtigkeit diefer Infonfequenz in der Politit der Bundesverfammlung! 

Ueber das Beſte endlich wie über das Schlimmfte, legteres immer befürchten 
laffend und gewiß aud begünftigend, breitet ver Beſchluß vom 1. Juli 1824, 
ver die Veröffentlihung der Bundestagsverhandlungen unterfagt und 
aud) heute noch, nachdem er durch neuen Bundesbeihluß vom 2. April 1848 
ausdrüdlid und rechtsgültig aufgehoben ift, fih, als ob er noch in Kraft wäre, 
geltend macht, den Schleier undurchdringlichen Geheimniffes! Wenn irgend eine 
Maßregel dem deutſchen Bunde Berverben bereitet hat, jo that es dieſe. Ohne 
das umfelige Zurüdziehen in das Dunkel der geheimen Protokolle hätte es nie 
dahin fommen können, daß der Bund fi folhergeftalt feiner Pflicht gegen 
Deutſchland, gegen alle nationalen Anforderungen hätte entfhlagen können. Es 
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wäre wie dahin gelommen, daß auch der nackteſte Partikularismus durch einfachen 
grundlofen, unmotivirten Wiverfprud die heilfamften Unternehmungen zu lähmen 
vermochte, — nie dahin, daß Preußens redliche Bemühungen in den Jahren 
1840— 1848 ſcheitern und, völlig unbelannt geblieben bis 1848, nicht einmal 
die geringe Wohlthat verbreiten konnten, welde vie auf das Gute gerichtete Ab— 
fiht als einen Troft im Unglüd gewährt. — 

So ift die Ueberzeugung die herrſchende geworben, daß eine Reform 
des Bundes eine Nothwendigfeit jei. Sämmtliche deutſche Regierungen, jede für 
fh, und deren Gefammtheit dur ihr Organ, den Bundestag, haben dies als 
ein Kredo vor aller Welt verfünvigt. Bahnen find betreten, find verlaffen, bie 
zum Ziele führen follten; das Ziel jelbit ift unerreiht geblieben. Ein folgender 
Artikel wird darauf zurückkommen. 

Die Geſchichte des Vaterlandes kennt der Krifen, wo es fih um Sein ober 
Nichtſein handelt, bereit8 mehrere. Das Bewußtfein, daß die deutfche Gegenwart 
in einer folhen mitten inne fteht, muß aber allgemein werben. Den Gemüthern 
darf die Höhere Weihe nicht fehlen, welde die Größe des Moments erfordert. 
Wenn die bisherigen Reformverfuhe, jowohl die, welche von den Thronen und 
Kabinetten, als auch die, welche von Rebnerbühnen und Kathevern ausgingen, 
gefcheitert find, fo beveutet das nur, daß die Vorläufer der Reformation 
bereit8 der Vergangenheit angehören, daß die Entwidlung der deutſchen 
Dinge an der Schwelle der Reformation felbft angelangt ift. Und 
wenn die Bunbesverfaffung mit allen Mängeln, unberührt von ftürmifchen Be— 
wegungen der Zwijchenzeit wiederhergeſtellt ift, jo beweift ſolche Reftauration nicht 
ven etwa verfannten Werth der Iuftitutionen, fonvdern nur das Erforderniß ver- 
doppelter Anjtrengungen behufs der —— ſo tief wurzelnder Uebelſtände. 

„Es giebt einen Zwang, der nicht Gewalt iſt und doch noch unwiderſteh— 
licher als ſie“, ſagte einſt Paul Pfizer: „die unüberwindliche Natur der Dinge 
und das innere Geſetz ihrer Entwicklung, die zwar durch Mißverſtand, böſen 
Willen und halsſtarriges Widerſtreben geſtört, verkümmert und zurückgehalten, 
aber nie ganz überwältigt werben kann.“ 

Eine Reform des Bundes thut noth: darin ftimmen Alle überein, follten 
auch Etwelche jett ihre Heberzeugung zurüdbrängen oder verleugnen. Diefe Reform 
ftebt bevor: wie fern over nahe, das wird Niemand vorherzufagen ſich erfühnen; 
die Kothwenpigfeit aber ift eine dringende. Und endlich, eine Reform des Bun- 
des gilt ed: nicht eine Befeitigung, vielmehr eine Erneuerung — aber eine 
Ermeuerung von Grund aus, wahrlid eine Reformation an Haupt und 
Gliedern. | 


Derfaffung des deutfchen Bundes. 


Weſen des Bundes. Der äußern Erſcheinung nad ift der deutſche 
Bund eine Verbindung von Staaten, eine Union im weiteren Sinne des 
Worts. Diefer äußere Schein, welcher allerdings der innern Wahrheit nicht ganz 
ermangelt, hat für Patrioten, deren Blick auf der Oberfläche haften bleibt, deren 
biftorifches und juriftiiches Urtheil nicht gereifter ift, die niederſchlagende Bedeu— 
tung, daß fie, politiſch betrachtet, als Deutfche eigentlih vaterlandslos find, daß 
Deutſchland, wie jener äfterreihifche Staatsmann über Italien gefagt hat, nur 
ein geographifher Ausdruck ift. Indeffen erfcheint der deutſche Bund wenigſtens 
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als eine wirkliche Staatenverbindung: er iſt augenfcheinlih kein bloßes 
Bündniß, Feine Allianz. Dies bedarf aber fogleid einer Erörterung *), 

Die Staaten jind völferrechtlihe Perfonen, Subjelte, und zwar die haupt- 
ſächlichſten Subjekte des Völkerrechts. Als folde ftehen fie in einem burd das 
Völkerrecht normirten Berhältnig zur willenlofen Schöpfung; es giebt ein Ver— 
mögensredht der Staaten, ein ummittelbares oder Sachenrecht und ein durch andere 
völferrechtliche PBerfonen, namentlich Staaten, vermitteltes, d. h. Forderungs— 
recht. Zu legterem gehören die Allianzen oder Bündniſſe. Diefe find regel- 
mäßig auf Leiftungen, fei es des einen Alliirten gegen den andern, ober auf 
gegenfeitige gerichtet, wenn aud auf wieberholentlidhe, terminlihe oder an ben 
jedesmaligen Eintritt des casus federis gefnüpfte Leiftungen. Ihr Inhalt ift alfe 
ein rein obligatorifher. Es giebt jedoch Rechtsverhältniffe von Staaten, deren 
Weſen ein anderes, nicht obligatorifches ift, und die deſſenungeachtet Allianzen 
heißen. 

Das Staatenrecht erſchöpft fich feineswegs im Obligationenredht, ebenfowenig 
wie das Privatrecht innerhalb eines einzelnen Volks. Wie die Rechtsſubjekte in 
diefem, vorzugsweife die menfhliden Individuen, in perſonenrechtlichen Ber- 
hältniffen zu einander ftehen und folde begründen können, deren wichtigfte dort 
das Familienrecht ausmachen, fo kennt das Völkerrecht die perjonenrechtlichen Ver— 
hältniffe der Staaten. Das perfonenrechtlice Verhältniß ift nicht auf einzelne 
Peiftungen gerichtet, fo daß es erfüllt wird durch feinen Untergang, fo daß fein 
Zwed die solutio, die Auflöfung ift; fondern es ift ein Verhältniß der Dauer, 
harafterifirt zwar nicht durch die rechtliche Unftatthaftigkeit der Auflöfung, wohl 
aber durch die auf Dauer gerichtete Abficht bei ihrer Eingehung. Es ergeben ſich 
daraus einfeitige oder gegenfeitige Rechte — nit auf einzelne, wenn aud noch 
fo umfaffende und zahlreiche und wieverholte Yeiftungen, fondern — an der ganzen 
Perfon, d. h. eben an der „Perfon”, alfo unter VBorausfegung der Perfönlichkeit 
auf beiden Seiten, der Selbftftänvigfeit und Unabhängigkeit, der ftaatlihen Dualität 
oder Eouveränetät. Hierauf beruhen Rehtsverhältniffe der Staaten als beftimmter, 
gefchloffener Staatengruppen, gewiffermaßen Staatenfamilien; fie machen 
das völferrechtlihe Verbindungsreht aus, 

Das Kennzeichen einer Staatenverbindung ift der Charakter der Dauer 
und Allgemeinheit des gemeinfam zu verfolgenden Zweds. Diefer ift fein 
vorübergehender oder ganz fpecieller, wie bei der Defenfivallianz mit ausdrück— 
licher oder ſtillſchweigender Beziehung auf einen beftimmten Gegner, oder wie bei 
dem Schutz- und Trugbündnig, wenn es nur für beftimmte Eventualitäten ge- 
ſchloſſen worden. Er ift ein bleibender und allgemeiner: daher ift eine für alle 
Fälle eingegangene Defenfiv- und Offenfivallianz fein bloßes Bündniß, Fein 
obligatorifches Verhältniß der Staaten, fondern eine wahre Staatenverbinbung. 

Bei Bündniffen obligatorifhen Inhalts finden fih nur ausnahmsweife und 
ohne daß dadurd das Wefen des Forderungsrehts aufgegeben wird, dagegen bei 
Staatenverbindungen regelmäßig gemeinfame organifhe Einrihtungen 
zur Erfüllung des gemeinfam zu verfolgenden Zweds. Dem Bleibenden dieſes 
Zweds entfpridt bei der Staatenverbindung dann das Bleibende folder gemein- 
famen Einridtungen. 


*) Bgl. den Art, „Bundesftaat, Staatenbund“, von welchem die nachfolgende, das Ber: 
faffungsrecht des deutfchen Bundes einleitende Darftellung theilweife abweicht. Anm. d. Ned. 
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Die Bereinigung von Staaten für einen umfaffenden und dauernden Zweck 
zu Einem yolitifhen Geſammtkörper mit bleibenden organifhen Einrichtungen be— 
bufs Erfüllung der Vereinszwecke, namentlih mit einem die Gejammtheit 
vepräfentirenden Organ ift der Staatenbund (Systema ceivitatum con- 
foederatarum). Als ein folder erfcheint ver deutſche Bunt. 

Die Konfequenzen aus dem Wefen ver völferredhtlihen Staatenverbindung 
find, abgefehen von den Rechten des einen der verbiindeten Staaten an ber völ- 
ferredhtlichen Perfon des andern und von den forrefpondirenden Pflichten des einen 
Staat? gegenüber den Perfonen ver Mitverbiündeten, in Dans auf Entftehung 
und Endigung biefes Nechtsverhäftniffes folgende: Die Gemeinſamkeit der ver: 
einigten Staaten beruht auf völkerrechtlichem Vertrag, auf dem Rechtsakt ver 
Vereinigung. Die Zufammengehörigfeit ver Staaten hat feinen andern rechtlichen 
Grund. In der durch den Bereinigungsvertrag vorgefehenen Weife ift ber 
Berband wieder aufzulöfen. Iſt ver Verein als ein immermährender gefchloffen, 
fo Hat dies die Bedeutung, daß einfeitiger Austritt aus dem Bunde nicht frei 
ſteht: mit Uebereinftimmung fämmtlider Theilnehmer wird aber aud 
ein folder Staatenbund im Wege Rechtens aufgelöft. Denn der Rechtsgrund 
der Unanflöslichkeit ift der übereinftimmende Wille der Kontrahenten; abgefehen 
von dieſem mutuus consensus beftand Feine Unauflöslichkeit des Bundes: ber 
eontrarius eonsensus, daß der Bund geldft werde, hebt jene frühere Verabredung 
auf. Nah der rechtmäßigen Auflöfung ftehen die Staaten in berfelben Jfolirt- 
beit auf dem Boden des gemeinen Völkerrechts nebeneinander wie vor dem Ab- 
fhluß des Bundes: denn der politifche Geſammtkörper, welcher während ver 
Bereinigung beftand, beruhte lediglich auf ver völferrehtlihen Ueberein- 
funft und war abgefehen von ihr gar nicht vorhanden. 

So fcheint e8 nun and mit dem beutfchen Bunde der Fall zu fein. Er be 
ftand vor 1815 nicht. Da fchloffen vie deutfchen fouveränen Fürften und freien 
Städte — und zwar die erfteren nicht für ihre Perſonen, fondern nad) 
Grundfägen des Staats- und Völkerrechts als rechtmäßige Vertreter ihrer Staaten, 
deren höchfte Gewalt ihr eigenes Recht, — dieſen völferrechtlichen Verein. Sein 
Entftehungsgrund ift die Bundesafte vom 8. Juni 1815. Er ift gefchloffen als 
ein beftändiger; der Austritt foll feinem Mitglieve geftattet fein. Wenn daher 
bie fouveränen Fürften und freien Stäbte einftimmig den entgegengejegten Willen 
haben und erflären (contrarius consensus oder mutuus dissensus), daß ihr Bund 
aufhören folle, dann — fo fheint es — erreicht der deutſche Bund fein Ende; 
e8 beftehen dann nur einzelne veutfche Staaten auf dem Boden des europäifchen 
Völkerrechts umverbunden nebeneinander. Ein Deutfchland giebt es demnach nur 
infofern, nur bis dahin. So tft Deutfchland im Weſentlichen wirklid ein 
geographiſcher Ausprud. 

Oder trägt diefer Schein? Iſt der deutſche Bund etwa Fein Stantenbund? 
ift er etwa, worüber ja Decennien hindurch geftritten worden, ein Bundesftaat? 
ift er gar, wie ohnmächtige Verfuche richtiger Dentung befagten, ein ſchwer befinir- 
bares Drittes, weder Staatenbund nod Bundesſtaat und fowohl das Eine als 
auch das Andere, eben (womit nichts ausgefagt ift) ein „Bund“? Oper, wenn 
er, was wohl zweifellos feftiteht, ein Staatenbund tft, find die Rechtsſätze, welche 
aus dem Wefen des Staatenbundes vorhin abgeleitet wurden, auf ihn nicht 
fämmtlidh anwendbar? — — 

Die äußere Erfheinung an ſich charakterifirt das Verhältniß vereinigter 
Staaten und das Wefen ihrer Bereinigung, harakterifirt aud die Berfaffung 
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des deutfhen Bundes nur in höchſt ungenügender Weile. Das Entfcheidende 
ift die rehtlihde Grundlage. Auf verfelben Rechtsbaſis bilden ſich Formatio— 
nen, bie in der äußern Erſcheinung wenig oder nichts miteinander ‚gemein haben 
und doch nach venfelben Grundſätzen zu beurtheilen, juriftifh gleihartig find; 
umgekehrt ergeben fih auf heterogenen Grundlagen ähnliche Rechtsbildungen, vie 
aber von der Wurzel ber verſchieden, „grundverfchieden“, daher als wejentlich 
abweichend zu beurtheilen find. 

Diefe Wahrnehmung ift für die Würdigung des Weſens unferer deutſchen 
Berfoffung von der größten Wichtigkeit. Ihre Beftätigung empfangen wir aus 
einer — folgeweife bier unabweislihen — vergleichenden Weberfiht der Rechts- 
bildungen, welche einerfeitö auf völkerrechtlicher, anderſeits auf ſtaatsrecht- 
lider Grundlage fi entwideln. Feſtzuhalten ift dabei, daß der konſtitutive 
Faktor aller völferrehtlihen Formationen der übereinjtimmende Wille einer Mehr- 
heit von Staaten, der Faktor aller ftaatsrechtlichen Bildungen die Willensüberein- 
ſtimmung eines Volks, einer nationalen Einheit, — dort alfo inter: 
nationaler, bier nationaler Gemeingeift der Grund der Entftehung des 
Rechts ift. Der Eutftehungsgrund beftimmt aber das Weſen des fich bildenden 
Rechts: jo verwandt äußerlich auch die gebilveten Formen fein mögen, fo wejent- 
lich verſchieden find fie gemäß dem abweichenden Entftehungsgrunde; und fo un- 
ähnlich die auf ftaatsrechtliher, wie die auf völferrechtlicher Bafis entftandenen 
Formen untereinander fein mögen, fo gleihmäßig im Wefentlihen ift ihr Cha- 
rakter. 

Der übereinſtimmende Wille mehrerer Staaten kann, abgeſehen von Allianzen, 
ſofern dieſe perſonenrechtlichen Inhalts, folglich den Unionen im weitern Sinne 
beizuzählen ſind, und abgeſehen vom Staatenbunde, noch mannigfaltige Stanten- 
verbindungen begründen, ſo die Union im engeren Sinn, wonach jeder der ver— 
einigten Staaten feine beſondere Staatsgewalt behält, dieſe beſondern Staatöge- 
walten aber kraft der Berfafjung eines jeden Staats einem und bemfelben Sub: 
jefte zuftehen, woran fid) dann gewöhnlich eine weiterreichende Gemeinfamteit, 
gemeinfchaftlihe Zwede und organifche Einrichtungen zur gemeinfamen Erfüllung 
verfelben anfchliegen (Kriegswefen und Diplomatie). Werner aber begründet bie 
Willenseinheit mehrerer Staaten fogar wirflide Staatswejen; es giebt 
Staatenbildungen auf völkerrechtlicher Baſis. Das jo völlerrechtlich ent- 
ftandene Staatswejen hat dann fein eigenes Staatsrcht: ein Staatsrecht, 
deſſen Rechtöquelle international iſt. 

Verſchmelzen die verſchiedenen Bölker zu Einer Naticn, fo ift der völker— 
rechtliche Urfprung eine Antiquität und nicht mehr maßgebend. Oder geſchieht 
zwar dies nicht oder noch nicht, verſchwinden aber die Faktoren dieſer Staaten- 
bildung als folche, nämlih hören die Staaten, welche den neuen Staat aus- 
mahen, auf, wirflide Staaten zu fein, werden fie Provinzen, bat jever 
für fi) nicht weiter, wie bisher, eine wirflide Staatsgewalt, dann bat 
ebeufalls die Entftehungsweife aufgehört, juriftifh velevant zu fein, die Staats— 
bildung ging bier auf völkerrechtlicher Grundlage vor fi: doch jo, daß ver völ- 
lerrechtliche Charakter darüber zu Grunde ging. — Wenn bagegen bie 
Willenseinheit mehrerer Staaten dur freien Bertrag oder durch eine won allen 
einzelnen anerkannte Autorität einen dieſe Staaten umfaljenden politiſchen Ge— 
ſammtkörper ins Leben ruft, ver einen wirflihen Staat bilvet, alſo unter einer 
in ihrem Bereich jelbitftäubigen obrigfeitlihen Gewalt, Staatsgewalt — voch in 
der Art, daß vie einzelnen Staaten als ſolche fortbauern, daß jeder berfelben 
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feine wirkliche Staatsgewalt beibehält, aus deren Rechten nur Alles vasjenige 
ausgefchieden ift, was die neubegründete Gentralgewalt zu einer wahren Staats- 
gewalt für das Ganze macht, fo ift diefer neue Gefammtftant oder Bundesftaat, 
dem ein eigenes Staatsrecht entſpricht, wonad feine Berhältniffe beurtheilt wer- 
ven, nichts deftoweniger in feinem Weſen beftimmt durch bie Rechtsquelle 
und biefe ift eine völferrehtlidhe. Er trägt völkerrechtlichen Charakter an 
ſich; er ift ein Produkt internationaler Rechtsbildung; er ift, obwohl ein 
Staat, immerhin eine Staatenverbindung im ftreng völkerrechtlichen 
Sinn. Daher finden infonderheit auf ihn vie Grumbfäge des Völkerrechts über 
Auflöfung folder Staatenverbindungen Anwendung. Für immer gejhloffen gilt, 
auch wenn ber Stiftungsvertrag darüber nichts feftfest, diefe Staatenverbindung 
ihrer ftaatlihen Natur gemäß; feinem der vereinigten Staaten ift einfeitiger 
Austritt aus der Union verftattet: aber die einftimmige Willenserklärung 
fämmtliher Betheiligten, ver mutuus dissensus, hat die Endigung des Bun- 
desſtaats zur rechtlichen Folge, und die bisher zu Einem Staat Berbundenen find 
hinterher was fie vorhin gewefen, einzelne einander volllommen frembe Staaten, 
es müßte denn während des Beftandes eine VBerfchmelzung der Nationen zu Einem 
Bolf erfolgt fein. Die äußere Erfcheinung (der Bunvesftaat ift ein Staat) ift 
dafür alfo keineswegs maßgebend. 

Anderfeits find die Bildungsformen, melde die rechtsbildende Kraft eines 
Volks zum Ausgangspunkt, das nationale Gefammtbewußtfein alfo zur 
Rehtsquelle haben, gar mannigfaltiger Art; darunter find namentlid zwei Ge— 
ftaltungen des öffentlichen Nechtslebens den Produkten völferrechtliher Faktoren 
nad) der äußern Erſcheinung völlig fongruent. — Das Staatsweſen eines 
Bolfes lann einfach fein; es beftehen innerhalb deſſelben entweder gar feine 
jelbftftändig berechtigte Gliederungen: dann ift der Staat diefer Nation ein cen- 
tralifirter; ober es beftehen darin felbftftändig berechtigte Glieder, aber nur 
fog. Gemeinden over Kommunen (Ortsgemeinde, Bezirksgemeinde, Pro- 
vinzialgemeinde): dann ift der Staat zwar fein centralifirter, aber noch ein ein— 
facher. Das Gemeinwefen einer Nation kann aber aud ein zuſammengeſetztes 
jein; es bilden ſich — immer auf Grundlage des nationalen Gefammtbewußtjeins, 
aljo auf der Bafis gemeinen Staatsrechts — innerhalb veffelben felbftftändige 
Öliederungen, jede unter einer aus eigenem Recht beftehenven Regierungsgewalt, 
nämlid Länder over Territorien unter Randeshoheit, d. h. unter einer 
öffentlichen politifhen Gewalt, Obrigkeit, welcher einzelne zur Staatögewalt ge- 
hörigen Rechte zuftehen, — ober wirkliche Staaten, d. 5. alfo unter einer 
für den Bereich des einzelnen Gliedes des Ganzen beftehenven Obrigkeit, welche 
für diefen Bereich den Charakter einer vollen Staatsgewalt hat. Im legten 
Fall bilden diefe Staaten zufammengenommen den Staat der Nation; die einzel- 
nen Staatögewalten find der Staatsgewalt über das Ganze, ver Gentralitaats- 
gewalt untergeoronet; dann ift das Gemeinweſen der Nation ein Staatenftaat 
oder Geſammtſtaat (Bundesftaat), äußerlich völlig zufammenfallend mit ver eben- 
jo benannten Form, weldhe, ihrer Entftehung nad ganz abweichend, durch über- 
einftimmenden Willen unabhängiger, einander an fich fremver Staaten hervorge- 
bracht ift. Der Gefammtftant auf nationaler Grundlage ift aber um dieſer feiner 
Rechtöquelle willen von dem völferrechtlichen im Wefen verfchieven. Eine Auf— 
löſung im Wege Rechtens ift hier ganz ausgeſchloſſen. Das Ganze 
ift bier das Prius; die Theile find Produkte des Gemeingeiftes. Wie bei Gemein- 
weſen auf völferrehtlicher Bafis ein Aufhören ver Theile, fo ift bier ein Auf— 
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hören des vie Theile umfaffenden Ganzen nur durch völlige Zerfegung ver 
nationalen Eriftenz, dort der nationalen Befonverheit, bier ver nationalen 
Gefammtheit denkbar. 

Die Rechtsbildung auf der Bafis der Bollseinheit lann aber nod einen 
Schritt weiter geben: das Gemeinwefen der Einen Nation kann fi dahin ent- 
wideln, daß die Glieder deſſelben Staaten find, jeder unter einer befonvern 
vollen Staatsgewalt für feinen Bereih, daß dagegen die Gewalt über das 
Ganze aufhört eine wahre Staatsgewalt zu fein und nur noch aus 
einzelnen fpeciell beftimmten Rechten der Staatägewalt befteht. Dann tft auf 
Grundlage gemeinen öffentlihen Rechts viefer Nation, alfo auf 
ſtaatsrechtlicher Baſis, d. b. unter Borausfegung der politifchen Einheit 
des Bolfs ein Staatenbund entftanden. 

Diefer Staatenbund der Einen Nation ift der äußern Erſcheinung 
nad jener völferrechtlichen Form ganz glei, wonach felbftftändige, einander an 
fi fremde Staaten eine Verbindung zu Einem politiihen Gefammtförper unter 
Einem alle fouveränen Einzelnen zufammenfaffenden Organ, dem nicht eine wahre 
Staatsgewalt beiwohnt, gefchloffen haben. In feinem Weſen aber ift ver Staaten- 
bund ftaatsrehtlihen Urfprungs durchaus verfhieden von dem Staaten 
bunde völferrehtlihen Urfprungs !). Es findet hier das umgekehrte Ber- 
hältniß ftatt wie beim Bundesftaat. Der Bunvesftaat völferrechtlicher Herkunft 
ift ein Staat, bat fein Staatsredht, ift aber ein von Grund aus völker— 
rechtliches Gebilde. Der Staatenbund ftaatsrechtlicher Herkunft ift fein Staat, 
hat fein eigenes auf die PVerhältniffe der Einzelftaaten zu einander und zum 
Ganzen anwendbares befonderes Völkerrecht, ift aber ein von Grund aus 
ftaatsrehtlihes Produkt. Dort alfo ein Staatsreht auf internationaler, 
bier ein fpecielles Bölferreht auf nationaler Grundlage. Daraus ergeben fich 
namentlich für Entftehung und Endigung KRonfequenzen, welche dem Wefen ver 
völferrechtlihen Staatenverbindung, „Staatenbund“ genannt, biametral wider: 
ftreiten. Die Entftehung des nationalen Staatenbundes ift nicht Entftehung des 
Gemeinweſens: diefes befteht mit der Nation, mit ihrer Gefchichte, mit dem in 
ihr ſich immerfort bethätigenden nationalen rechtsbildenden Gemeingeift, ganz 
abgejehen von viefer form, weldye letterer fih zu geben für gut befunden; 
die Entftehung des Staatenbundes ftantsrechtlihen Urfprungs beveutet nur vie 
Entftehung einer neuen Berfaffung für das beftehenve, davon unabhängige 
Gemeinweien. Se ift es auch mit ver Auflöfung des Staatenbundes befchaffen. 
Nicht nur ift einfeitiger Austritt einzelner Mitglieder rechtlich unftatthaft: das 
theilt diefe Form mit dem für immer geſchloſſenen völferredhtlihen Bunde von 
Staaten; fondern auch die Uebereintunft, der mutuus consensus fümmtlicher 
Glieder ift, rechtlich betrachtet, nicht im Stande, den Bund zu vernichten. 
Er iſt unauflöslih nicht blos deßhalb, weil die Stifter des Bundes dies beab- 
fihtigten: wo dies, wie beim völferredhtlihen Bunde, der Fall ift, da verliert bei 
gegentheiliger Abſicht der Kontrahenten, bei deren übereinfinmend auf die Auflö— 
fung gerichtetem Willen, ver Bund viefe Eigenfhaft. Der nationale Staatenbund 
ift unauflöslih, weil, abgefehen von feiner Stiftung, eine Gemeinfamfeit, ein 
Gemeinweſen beftand; dies befteht vaher fort, auch wenn bie Abficht ſämmt- 
licher Betheiligten die entgegengefegte geworden ift: vielmehr ift dieſe entgegen- 


1, Waitz, das Mefen des Bundesftaats, in der allgemeinen deutſchen Monatjchriit für 
Wiffenihaft und Literatur. 1852, 
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gefegte Abfiht widerrechtlich, revolutionär, rechtlich nichtig; bat fie Er— 
folg, fo ift fie ein Unrecht, ein rechtswidriger Erfolg, ein Umſturz. Wie denn 
alles Recht als Menſchenwerk vergänglih, nicht ewig ift, fo aud dies nationale 
Reht des Staatenbundes! Aber, endigt ein folder Staatenbund, fo ift entweder 
die Volkseinheit, welche feine Grundlage bildet, zerftört, d. b. die Nation hat 
aufgehört zu exiſtiren; oder die Endigung des Staatenbundes bedeutet nur die 
Auflöfung diefer Verfaſſung des Volkes: der Bund, d. h. das Gemein— 
wejen der Nation, ift damit nicht untergegangen; die Nation bat dann 
die Kraft und das unveräußerlihe Recht, fih eine neue Berfaffung, ihrem öffent- 
lihen Gemeinleben eine neue rechtliche Geftalt zu geben. Löft ſich alſo ver völfer- 
rechtliche Staatenbund auf, jo bleiben die Staaten, was fie vor Stiftung des- 
jelben waren, ifolirte völferrechtliche Perfonen: es befteht keine Gefammtheit ver: 
jelben mehr; löſt ſich der ftaatsrechtliche Staatenbund auf, fo bleiben die Staaten, 
wenn nur das Volk nicht fein Leben eingebüßt hat, wie vor dem Bunde bie 
Staaten der Einen Nation: e3 befteht die nationale Zufammengehörigfeit, weldye 
älter ift als der Staatenbund, welde die Grundlage veijelben ausgemacht hat. 

Wie fteht es mit Deutſchland? Entſcheidend hiefür ift die rechtliche Baſis 
des deutjchen Bundes. Auskunft darüber ertheilt einzig und allein die deutſche 
Staats- und Rechtögefhichte. (Vgl. „Geſchichte des deutihen Bundes“ und „Ro- 
miſches Neich deutſcher Nation‘.) 

Es giebt eine deutſche Nation. Sie entſtand aus der Verſchmelzung un- 
vermischt gebliebener, rein germanifcher Volksſtämme. Borbereitet war ſolche Ber- 
fhmelzung innerhalb der großen fränfiihen Monardie, die noch heterogene Be- 
ſtandtheile enthielt; fie vollendete fi bei der Auflöfung des Weltreichs ver 
Karolinger und half viefe herbeiführen. Das deutſche Volk ſchuf ſich alsbald ein 
eigenes Gemeinweſen, das beinahe taufend Jahre den Namen deutſches Reich 
führte. Seine Staatöform war von vornherein eine zufammengejegte. Gleich 
im Beginn der Entwidlung, unter König Heinrich, hatte das Reich eine freilid) 
vorübergehende, jedoh ein Menjhenalter überdauernde Phafe, worin es ein 
Staatenbund ſtaatsrechtlichen Urſprungs, ein nationaler Staatenbund war: vie 
Gentralgewalt, in der Hand eines nominellen Königs, war damals feine wahre 
Staatsgewalt, jondern die aus einzelnen wichtigen Hoheitsrechten beftehende Bun- 
besgewalt, zuftändig duch Wahl dem Fürſten eines der vereinigten Staaten 
Deutſchlands, alfo ein Staatenbund unter Hegemonie oder Borftanpfchaft eines 
deutſchen Herzogs; Ein deutſcher Staat (Sachſen) war Bsrort des deutſchen 
Bundes. 

Der deutſche Nationalwille litt zu feiner Zeit Gentralifation, aud eigentlich 
niemals vie einfahe Staatsform; ſtets gab es ſelbſtſtändige Glieverungen unter 
beſondern politischen Gewalten. Das mit Deutſchland vereinigte heilige römische 
Reich war vollends eine völferredhtlihe Einrichtung; in Folge dieſer Verbindung 
bildeten ſich die Nechtsverhältnifje der Glieder zu einander und zum Ganzen des 
Baterlandes in einer dem Völlkerrecht analogen Weife, immer aber auf der Baſis 
der Nationaleinheit. Die Öliever des deutſchen Gemeinweſens erlangten Yandes- 
boheit, dann annäherungsweije fogar Staatsgewalt; fie wurben feit dem weſt— 
phälifhen Frieden fürmlid Staaten. Bis zur Revolution von 1806 war bie 
dieſen Staatögewalten übergeorpnete Reichsgewalt felbit eine wahre Staatsgewalt. 
Die Auflöfung des Reihsftaatsrehts, mit melcher die Feinde und DVerräther ven 
Untergang Deutihlands, ein Depayser des deutſchen Volks gefommen glaubten, 
batte, wie bie Geſchichte feit 1813 lehrt, feine andere Bedeutung, als daß vie 
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bisherige Berfaffung, melde Deutſchland gehabt, die fogenannte Reichsver— 
faffung, zerftört war, — nicht aber das Reich in dem Sinn, als ob Deutfd- 
land, die Nation und ihr Gemeinwefen, aufgehört habe zu eriftiren. — Nad ver 
Befreiung von der Fremdherrſchaft, nad einem mit eigener Kraft bes fortleben: 
ven Bolfs fiegreich beftandenen glorreihen Kampfe, der zu dem ausgefprocdhenen 
Zweck unternommen und von fremden Mächten unterftütt war, das Reich, d. h. 
Deutjchland, wiederherzuftellen 2), galt e8, diefer Nation eine neue Ber- 
faffung zu geben. Denn die Elemente der alten waren größtentheils zerftört: 
eine bloße Reftanration des Status quo ante 1806 war fchledhterbings unmöglich. 
Nicht alfo galt e8, eine Gemeinfchaft der deutſchen Staaten erft zu erfinden, 
zu fhaffen, fondern vie vorhandene uralte Geſammtheit rechtlich neu zu ge- 
ftalten und zwar, wenn die Revolution nicht fortgefegt werden follte, unter 
ausgleihender Anerkennung der in der Zwifchenzeit entftandenen Rechtsverhältniffe 
und unter nachträglicher Legitimation and mancher wider Recht geltend gemorbener 
Lebenszuftände der Glieder des großen Ganzen, 

Da fragte ſich's allerbings: wer ftellt den deutfhen Gefammtwillen 
gemeingültig dar? „Kaifer und Reich” in der alten Form beſtanden thatfädhlich 
nicht mehr; die Nation hatte Fein Organ. Es konnte alfo nicht ohne Weiteres 
auf eine hiftorifch gegebene Geftalt des rechtsbildenden Willens zurüdgegangen, 
noch weniger eine Form der Zukunft anticipirt werden. — Ergebniß der ganzen 
deutſchen Rechtsentwidlung war aber die Reihsmittelbarkeit des größten 
Theild der Nation; Jahrhunderte lang hatten vie Reichsmittelbaren nicht als 
Faltoren deutſcher Rechtsbildung gegolten. Auch die reichsunmittelbare Ritterfchaft 
war bereits vor 1806 von jedem Antheil an rechtögeftaltender Thätigfeit ausge- 
ſchloſſen. Aber im Wege der Revolution, alſo nur faftifh, waren zahlreiche Glie- 
ver der Körperfchaft, weldhe im Berein mit dem NReichsoberhaupt ven Willen 
Deutihlande auszubräden befugt gewefen, waren Reihsftände in lanpfäßige 
Stellungen herabgefest, folglih mit denen auf gleiche Linie geftellt worben, vie 
an der Darftellung des Willens ver Nation feinen Theil hatten. Ihr Proteft von 
1815 fällt ſchwer ins Gewicht; ihr Vorbehalt altehrwürdiger Rechte hallt noch zu 
uns herüber! 

Es waren demnach Ueberrefte derjenigen, welde im ihrer Gefammtheit be— 
rechtigt gewefen, für Deutfhland zu wollen und die deutſche Verfaffung 
zu entwideln. Die ſowohl gegenfeitig al® von auswärtigen Mächten als fon- 
verän anerfannten Reichsftänne waren 1815, nachdem der Verſuch von fünf 
Staaten, Deutihland Geſetz ‚zu geben, fehlgefchlagen war, d. h. die nunmehr 
fouveränen Fürften und freien Städte in ihrer Geſammtheit waren 
die Träger des Willens von Deutſchland. 

As Sole ftifteten fie den deutfhen Bund. Es war ihr gemein: 
famer Wille, daß er fo umd nicht anders befchaffen fein, daß er fo heißen, 
daß er ein beftändiger, uncuflösliher, daß er aus diefen umd nicht andern Mit- 
gliedern beftehen follte. Was fie feftfegten, gilt, weil fie e8 wollten. 

Uber nicht gilt Alles nur deßhalb, weil fie es feftftellten. In dem mejent- 
lichſten Punkten befräftigten fie beſtehendes Recht, ftellten fie geftörte 
Rechtsordnung wieder ber. Hätten fie in ſolchen Punkten anders gewollt, 
fo würden fie das Recht Deutſchlands verlegt, unrecht gehandelt, die Revolntion 
von 1806 fortgeſetzt haben. 


2), Aufruf von Kaliſch, 25. März 1813. 
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Die Unauflöslichkeit ver deutſchen Rechtsgemeinſchaft iſt durch fie nur be— 
ſtätigt: daher beſteht völlig unabhängig von dem Willen der Stifter des Bun— 
des deſſen Unauflöslichkeit. — Die Mitgliepfhaft konnte andermweit beftimmt 
werden: aber was zu Deutſchland gehörte, als viefes noch „Reich“ hieß, mußte 
von Rechtswegen zum beutfchen Bunde gehören. Die Stifter ſchloſſen ſich übri— 
gens eng an das Recht an; fie verfügten, daß diejenigen deutſchen Fürſten, welche 
zuglei auswärtige Kronen trägen, vem Bunde für diejenigen ihrer Staaten bei- 
träten, melde zum deutſchen Reichsverband gehörten. Das Herzogthum Schleswig 
und das Königreich Preußen (im alten Sinn des Worts), obwohl in Realunion 
mit beutfchen Neihslanden, wurden, weil nicht zum Reiche gehörig, nicht zum 
Bunde gezählt. Sie erfannten fomit an, daß der Bund die neue Form für das- 
jelbe Objelt fei, welches das Reich geheißen hatte. — Die Stifter konnten dem 
Gemeinwefen einen andern Namen geben; aber melden fie auch mählten, fo war 
er der politifhe Ausprud für Deutſchland. 

Neu fchufen fie dem taufenvjährigen Baterlande die VBerfaffung. Und in- 
fofern läßt fih eine Auflöfung des veutfchen Bundes durch Umanimität aller 
Mitglieder denken: im Sinne der Auflöfung der Reichsverfaffung, nämlich als 
Aufhebung der Bundesverfaffung, nicht aber als Auflöfung des Bundes, 
d. h. fo, daß dadurch Deutſchland jemals aufhörte Deutichland zu fein! 

So hat die Gefchichte des deutſchen öffentlichen Rechts fi 1815 nur fort: 
geiegt. Der Gefammtwille deutſcher Nation hat im Verlauf feiner Ent- 
wicklung ein neues Produkt hervorgebracht; Träger veffelben war die Geſammt— 
beit der 1815 fouveränen Fürften und freien Städte unferes 
Neichs. Der Staateubund, welcher damals geftiftet ift, geftiftet durch den über: 
einftimmenden Willen eben der fouveränen Fürften und freien Städte Deutſch— 
lands, ruht daher auf ftantsrehtliher Grundlage, ift das Erzeugniß 
des nationalen Gemeingeiftes: er ift fein völkerrechtliches Gebilve 3), 
So ſehr auch Grundfäge eines eigenen deutſchen Bölkerrechts mafgebend find 
für die Redtsverhältniffe unferer Staaten zu einander umb zum Baterlanve, fo 
wenig die Bundesgewalt den Charakter einer wahren Staatsgewalt hat, fo weit 
entfernt das deutſche Gemeinwefen davon ift, ein Staat (Einheitftant wie Bunves- 
ftaat) zu fein, jo verleugnet doch unſer Bund nirgend feine ſtaatsrechtliche 
Baſis. Er ift ein nationaler Staatenbund: äußerlich betrachtet, eine bloße 
Staatenverbindung, feinem nur nad) der Rechtsquelle zu würbigenden Weſen 
gemäß die rechtliche Geftalt des üffentlihen Lebens einer großen 
Nation. Nicht ift die Zufammengehörigfeit der deutfhen Staaten eine Wirkung 
völferrechtliher Berträge, ein Werl von 1815, eine Folge der Stiftung des 
dentfhen Bundes: fondern umgekehrt, die Souveränetät der vielen deutſchen 
Staaten wie das Dafein der Bundesverfaffung von 1815 hat ven Grund ver 
Legitimität in der Fortdauer unferer Bolfseinheit. 

Der deutfhe Bund ift Deutihland in der Form eines Staaten- 
bundes. Gr tft nah Außen und ald Ganzes eine freie, unabhängige Macht, 





3, Zachariä, deutiches Staats» und Bundesrecht, Tb. 11 (1854 S. 612, nennt den 
Bund „fein gewöhnliches willkürlich geſchaffenes Vertragsverhältniß, fondern ein Produft einer 
innern, auf einem ———— Recht der Nation beruhenden und als unabweisliches Bedürf— 
niß fi aufdrängenden Nothwendigfeit. Letztere ift die rechtliche Baſis feiner Exiftenz und feiner 
en nach Innen und Außen, und der wahre Grund feines Beftandes und feiner Unauf— 
lösfichkeit‘. 
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bie als folhe in dem europäifchen Staatenfyftem eine Stelle einnimmt, eine 
europäifhe Macht. Es ift viejelbe Gefammtmacht, welche das Reid war, nur 
daß das Reich Deutihland in Form einer Monardie war. „Deutſchland er- 
ſcheint feit dem gefchloffenen Bunde wieder in feiner Geſammtheit als Macht“, 
jo lautet $. 6 der Kompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817, 

Aber in Form eines Staatenbundes. In feinem Innern ift diefer euro: 
päifhe Staatöförper eine Gemeinſchaft felbftftändiger, unter fid unabhängiger 
Staaten, ein völferrehtlider Berein. Seine innern Verhältniſſe werben 
beurtheilt nad dem beſondern Völkerrecht diefer Staaten, das mit dem curopäl- 
chen Bölferreht nichts gemein hat, das auf ſtaatsrechtlicher Baſis beruht, 
das zum gemeinen deutſchen Recht gehört: das ift dag Bundesrecht. 

Allerdings ift der deutſche Bund ein völferrehtlicher Berein fouveräner Für- 
ften und freier Stäpte 9), aber nicht beliebiger Fürften und Städte, fondern der 
Fürſten und Städte Deutſchlands 5), der Stände des Reichs; und nicht auf 
dem Boden des Völkerrechts überhaupt, fondern nur innerhalb der Grenzen des 
Reichs auf deutſchem Boden als Produkt deutſcher Gefchichte. Daß ver Bund ein 
völferrechtlicher Verein ift, berührt nur feine innere Berfaffung, das Rechtsver— 
hältniß der Glieder zu einander und zum Ganzen: für Europa ift der deutfche 
Bund eine Geſammtmacht 6), die, wie jede andere, vermöge ihrer innern Unab— 
bängigfeit die Formen wechſeln könnte, ohne aufzuhören dieſe Macht im Kreife 
der Staaten zu fein. Das Völkerrechtliche unſeres Bundes ift eine rein häus— 
lide Angelegenheit des deutſchen Volks. — Ja, wenn bier von „Völkerrecht“ 
die Rede ift, fo gefchieht dies felbftverftanden nur analoger Weiſe. Wohl wäre 
es zu wünſchen, daß es bereits ein Völkerrecht gäbe, entfprehend dem Bundes— 
recht! was heute noch unerreihbar ſcheint, wäre erreicht, wenn die Staaten 
wenigftens von Europa zu folder Staatengemeinfhait organifirt wären wie das 
Gemeinwefen der veutfhen Staaten, wenn der elfte Artikel der deutſchen Bundes— 
afte, foweit ev ven ewigen LYandfrieven des Neichs beftätigt und der neuen Ver— 
faflung anpaßt, nicht wie gegenwärtig für eine einzelne Nation, fondern für eine 
Reihe von Völkern Geltung bätte, d. h. wirklich Völkerrecht enthielte! — 

Die öffentliche Gewalt in Deutfchland ift eine zufammengefegte: Gewalt 
über die Theile und Gewalt über das Ganze. Die erftere ift eine wahre 
Stantsgewalt, größtenteils monarchiſch, ausnahmsweiſe republikaniſch geftaltet. 
Die legtere, die Bundesgewalt, ift feine wahre Staatsgewalt, fondern ver 
Inbegriff beftimmter vertragsmäßig feftgefegter Hoheitsrechte: 
die ſtaatsrechtliche Vermuthung ftreitet nicht dafür, vielmehr dawider, daß ein 
Recht der Staatsgewalt ihr zufteht; es muß erwiefen fein. Aus welchen Hoheits- 
rechten die Bundesgewalt befteht, das beftimmen die Bundesgrundgefege, alfo vie 
Bundesafte und Wiener Schlußafte; wo diefe nicht zureihen, die im Grundver- 
trag bezeihneten Bundeszwede. Diefe Zwede des Bundes find Erhaltung 
der äußern und innern Sicherheit Deutjhlands, fowie ver Unab- 


4 Wiener Schlurafte, Art. 1. 

5, Bundesakte, Eingang, Art. 1. Wiener Schlußafte, Eingang und Art. 1. 

6; Wiener Schlußafte, Art. II und XXXV. Sompetenzbeftimmung vom 12. Juni 1817 
8.6. Bundesbeſchluſ von 12. Juni 1817, die auswärtigen Verhältniſſe des deutſchen Bundes 
betreffend: „Die deutſche Bundesverſammluiſg, geleitet von dem Grundfak, daß der deutjche 
Bund in feiner Geſammtheit ald Treie unabhängige Macht zu betrachten, .. . .“ 
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hängigleit und Unverlegbarfeit der einzelnen veutfhen Staaten”). 
Eine Fortbildung ift rechtlich möglich, aber innerhalb der verfaffungsmäßigen 
Grenzen, nämlich nicht im Widerſpruch mit dem Geifte des Bundes, mit feinem 
Weſen, jedenfalls alfo entfprechend feinen grundgefeglichen Zweden 8). Innerhalb 
ihres fo vertragsmäßig feitgeftellten Bereichs ift die Bundesgewalt höchſte Ge- 
walt, übergeorpnet der Staatögewalt des einzelnen deutſchen Staats. In ihr 
bat Deutfhland Perfönlichkeit und ift rechtlich fähig, einen Gefammt- 
willen 9) zu bethätigen. - 

Eigentlihe Untertbanen des Bundes giebt es nicht. Die Staaten felbft 
find nicht unterthäng : fie bilden, was noch zu erörtern bleibt, die Faktoren ver 
Bundesgewalt. Die einzelnen Deutſchen aber find Unterthanen diefer Staaten, 
d. h. freilih nicht der Staaten in abstracto, fondern in deren Eigenſchaft als 
deutſche Staaten, ald Bundesftaaten, ald Mitglieder des Bundes. 

Das Bundesrecht trägt den Charakter eines ftriften Rechts, ebenjo wie 
das öffentlihe Recht einer abfoluten Demokratie, worin jedes Glied des Demos 
zugleich Theilhaber an der öffentlichen Gewalt ift; eine freiere wiffenfchaftliche 
Behandlung ift ausgefchloffen: die Interpretation ift, foweit bies überhaupt mög- 
lieh, in die Grenzen blos ſprachlicher Auslegung eingefchlofien. Der Grund dafür 
liegt in der Wahrung der Freiheit der Staaten, die nicht weiter befchränft fein 
ſoll, als der ftrenge Begriff der Bundesgrundgefege erheifht, — fpeciell in der 
Grflärung vom 11. December 1823 über allgemeine bundesgeſetzliche Principien 
und ſtaatsrechtliche Theorieen in Bundesſachen und die ihnen verfhiedentlid ver- 
liehene Autorität: dieſe Erklärung ift normativ für jedwede Behandlung und Auf- 
fafjung des Bundesrehts von Seiten jowohl ver Rechtslehrer und Schriftfteller, 
als au der Staatsmänner und Gerichtöhöfe in den einzelnen Staaten. 

Bundeögewalt, Subjekt. Träger ver Bundesgewalt, d. h. das 
Subjeft, welchem die Bundesgewalt aus eigenem Recht zufteht, ift die Gefammt- 
beit der Mitglieder des Bundes 19, Sie ift zufammengefegt aus allen 
denen, welden im ven einzelnen deutſchen Staaten die Staatsgewalt aus 
eigenem Rechte zufteht; diejenigen, welde einzeln die Souveränetät über vie 
Theile haben, behaupten zufammengenommen die Gewalt über das Ganze 
von Deutſchland. Die Bundesgewalt ift eine Kolleftivgewalt der jouverä- 
nen Fürften und freien Städte Deutfhlands. Daher ift nicht, wie es 
ven Anfchein hat, die Bundesverfammlung Subjeft der Bundesgewalt zu eigenem 
Reht, fondern fie ift nur das Organ des eigentlichen Trägers derſelben; fie 
ftellt den Bund in feiner Gefammtheit nur vor; fie ift das beftänbige ver- 
fafjungsmäßige Werkzeug feines Wollens und Handelns 11), vd. h. fie ift bie 
Bertreterin der juriftifchen Perſon, weldher vie Gewalt über Deutſchland 
zufteht. (Vgl. ven Art. „Deutfhe Bundesverfammlung”,) 

Mitglieder des beutfhen Bundes find die fouveränen Fürften und freien 


7) Bumdesakte, Art. 113 umd, in umgefehrter Ordnung, die Staaten voranftellend, Deutfch- 
land zurüdfegend: Wiener Schlußafte, Art. 1. 

8, Wiener ußafte, Art. IV. 

9 Wiener Schlußakte, Art. X. 

10, „Die Gefammtheit der Bundesglieder” oder „des Bundes”, vgl. Wiener Schlußakte, 
Art. IV. VE. XVI. XXXVI. L, 1. 3, LEI. 

11, Wiener Schlußafte VII. 
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Städte Deutſchlands 12). Die veutfchen fouveränen Fürften find Mitglieder nicht 
für ihre Berfon, fondern in ihrer Eigenſchaft als deutfhe Souveräne. 
Die Mebdiatifirten find nicht Mitglieder 19). Dankt ein Souverän ab, fo hört er 
auf, Mitglied des Bundes zu fein. Die Fürften find Mitglieder für ihre 
Staaten, gang nach Weife des Völkerrechts, wonach der, welchem die Staats: 
gewalt aus eigenem Recht gebührt, als Träger der Perjönlichleit des Staats an- 
zuſehen ift 14), Uber fie find Mitgliever 15): fällt ein Staat einem bentfchen 
Fürſten zu, fo ift diefer niht zweimal Mitglied, jendern er tft es nun auch 
für den neuerworbenen Staat. Der Regent, der für den Souverän die ganze 
Staatögewalt ausübt, übt auch feine Mitgliepfhaft am Bunde ans. — Was die 
freien Städte betrifft, fo gelten diejenigen Subjefte, denen die Staatögewalt dieſer 
Republiten (in Hamburg: das Ävgsov) zufteht, ald Mitglieder des Bundes für 
biefelben; das ift aber die ftäptifche Korporation, 3. B. in Hamburg Rath und 
erbgefejlene Bürgerfchaft. — Städte und Fürften haben Mitgliedſchaft in ihrer 
nationalen Eigenfhaft; daher die fouveränen Fürften für ihre deutſchen 
Staaten, jo der König von Dänemark für Holftein und Lauenburg; baher 
dürfen Hoheitsrechte an feinen, nichtveutfhen Souverän, wie an feinen Nicht: 
fouverän ohne Zuftimmung des Bundes abgetreten werden 16); daher befchränfte 
fih das Gebiet des Bundes urſprünglich auf das Neichsgebiet 17): eine Aus— 
dehnung iſt ftatthaft, aber nicht im Widerſpruch mit dem Bundeszweck, ver 
Deutjhland im Auge bat, aljo nur auf deutſche Lande 13), 

Der Bund hat gegenwärtig fünfunddreißig Mitgliever, 31 Fürſten 
[einen Kaifer 19), fünf Könige 20), einen Aurfürften 21) und fieben Großherzoge 22), 
acht Herzoge 23), acht Fürften 24), einen Lanpgrafen 3)] und vier freie Städte %), 
Bier deutſche Souveräne tragen zugleih auswärtige Kronen, der Kaifer von 
Defterreih, der König von Preußen, der Großherzog von Luremburg, Herzog 
von Limburg und der Herzog von Holftein und Lauenburg. In der Anzeige vom 
6. April 1818 find die Staaten des öſterreichiſchen Kaifers, in der vom 4. Mai 


12, Bundesafie I. Wiener Schlußafte I. Der Bund beſteht aus fouverinen Fürften 
und freien Städten: Wiener Afte, Art. VII. HFachariä, a. O. I, 635. 
13, Zahariä, a. O. 11, 634 und Anm. 3 daf. 
14, Wiener Schluhafte 11: „Der Verein befteht als eime Gemeinſchaft felbftftändiger 
Staaten” Wiener Alte Vı: „Der Bund ift auf die gegenwärtig daran tbeilnehmenden 
Staaten beſchränkt.“ Zachariä, a. O. I, 635, Ann. 5. 

15, Aachariä 11, 635, Ann. 5. 

16, Miener Akte Via. E 

17, Wiener Akte Vız Bundesafte 1. 

28, In diefem Punft haben die gegen den Gintritt von Gefammtöfterreich gerichteten, ans 
— — Englands und Srankesihe (9. Febr. 1851) Recht. Bol. Zadhariä, a. O 
11, 3 . 

49, Defterreidh. 

2) 8 — Bayern, Sachſen, Hannover, Württemberg. 

Heſſen. 

22) Baden, Heſſen und bei Rhein, Luxemburg, Mecklenburg-Schwerin, Sachſen, Oldenbur 
Medlenburg-Steelig. . ; nd 

23) Holftein und Lauenburg, Braunfchweig, Naffau, Sachſen-Koburg-Gotha, Sachſen-Mei⸗ 
ningensdildburghaufen, Sachſen⸗Altenburg, Anhalt-Defjaustöthen, Anhalt-Bernburg. — Herzog 
von Limburg ift der Luxemburger Großberzog. 
2* Schwarzburg:Rudolftadt, Schwarzburg-Sonderöhaufen, Kiechtenftein, Walde, Reuß älterer 
Linie (ReußsGreiz), Neuß jüngerer Linie (Reuß-Schleis), Schaumburgstippe, Lippe. 

25), Heffen-bomburg. 

26, Frankfurt am Main und die drei Hanfeflädte. 
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1818 die des Preußenkönigs bezeichnet, welche Theile des deutſchen Bundes bil- 
ven. Die in der öſterreichiſchen Erklärung genannte Grafſchaft Hohen-Gerolpsed, 
dem Fürften von der Leyen gehörig, ift feither an Baven abgetreten; vie Lom— 
barbei, mit dem deutſchen Reich in Realunion, wurde nicht dem Bunde einver- 
lelbt. Zu den in der preußifchen Anzeige bezeichneten Landen traten im Jahre 1848 
Dft- uud Weftpreußen 27) und der größte Theil von Poſen 28), deren Aufnahme 
aber, weil der Akt verjelben formell ungültig geweſen, nad drei Jahren nichtig 
erflärt wurde 9); im Jahre 1834 wurde das Fürftenthum Lichtenberg von Koburg 
an Preußen abgetreten und im Folge des Vertrags vom 7. December 1849 ift 
ver König auch für vie hohenzollerſchen Fürſtenthümer Mitglied des Bundes. 
Daß der König von Dänemark niht nur für Holftein 30), fondern auch für 
Lauenburg dem Bunde angehört, wurde bei Gröffnung des Bundestags am 5. 
November 1816 ausprüdlih zu erkennen gegeben. In Folge der belgifchen Revo- 
Iution wurde dem Bunde die Hälfte von — entriſſen; als Entſchädigung 
warb das neugebildete Herzogthum Limburg in den Bund aufgenommen 31): feit- 
ber ift der König der Niederlande Mitglied für Luxemburg und Limburg. Nach 
dem Ausfterben des Hanfes Sachſen-Gotha jeste die Erbtheilung unter den ſäch— 
fiihen Fürften drei Staaten an Stelle der bisherigen vier 32%). Das Haus Anhalt- 
Köthen erlofh P) und kraft Bertrags zwifhen Bernburg und Deffau wurde mit 
legterem Köthen vereinigt. Durch Bundesbefhluß 2) trat Heffen-Homburg in bie 
Reihe der deutfchen fouveränen Staaten. Im Ganzen normativ für den deutſchen 
Territorialbeftand find Artikel 15—52 ver Wiener Kongrekafte, ver zweite Parifer 
Friede und der Frankfurter Territorialreceh vom 20. Juli 1819. 

Unter ven Staaten des deutſchen Bundes befteht vollkommene Rechtsgleich— 
heit; als Bundesglieder haben fie völlig gleiches Recht 3); auch der Schein von 
Suprematie eines derſelben foll vermieden werden 8). Diefe Gleichberechtigung 
zeigt fi) hauptfächlich darin, daß jedes Mitglied an der juriftiihen Perſon, ver 
die Bundesgewalt beimohnt, an dem „Bund in feiner Gefammtheit" Antheil hat, 
daß Feines blos Objekt ver Bundesgewalt, beherrſcht, daß jedes zugleich Sub— 
jett ver Gewalt, Theilhaber daran, mitherrfchend if. Das Maß des Antheils 
aber ift verfchieden beftimmt. 

Es findet darin Ausprud, wieviel Stimmen jedes Mitglied durch feinen 


27, Bundesbefchluß vom 11. April 1848. 

28, Bundesbefchl. vom 22, April und 2. Mai 1848; Befchluß der deutichen Nationafver: 
ſammlung vom 27. Juli 1848, (Demarfationdlinie in Pofen, 4. Juni 1848.) Dal. Dentichrift 
über die Ereigniffe im Großberzogtbum Poſen feit dem 20. März 1848; aus den Alten des 
Minifteriums des Innern (welche die preuß. Negierung der deutjchen Nationalverſammlung vor: 
legte). 

s 29, Preußifche Erklärung in der Sikung des Bundestags vom 20. Sept. 1851. 

30), Die Aufnahme von Schleswig in den deutichen Bund, das mit dem Bundesland 
Holftein in Realunion, mit dem Königreih Dänemarf nur in Perfonalunion ftebt, beantragte 
mit allen Stimmen gegen zwei die Ständeverfammlung des Herzogthums am 24. November 
1846. Bol. Bundes — vom 4., 12. April 1848. ©. den Art. „Schleswig“. 

31, Bundesbefhuh vom 18. Auguft 1836; Staatevertrag vom 19. April 1838, Art. 115 
Bundesbeichluß vom 11. Mai, 5. und 16. Sept. 1839. Zahariä, a..D. I, 629, Anm. 15. 

32), Staatävertrag und gemeinfchaftliches Patent vom 12. und 15. November 1826, zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung gebracht am 25. Januar 1827, 

33, 23. November 1847. 

3, Bom 7. Juli 1817; das Stimmverhältniß ordnete erft die Deklaration v. 17. Mai 1838. 

35, Bundesafte I. . 

3%), Kriegöverfaffung des deutſchen Bundes vom 9. April 1821, Art. VIII. 
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Bevollmächtigten in der Bundesverfammlung zu führen bat. (Vgl. „Deutſche 
Bundesverfammlung“.) Das Verhältnig der Stimmen am Bundestag, wonach 
das Machtverhältniß der deutſchen Staaten fi beftimmt, ift ein doppeltes, 
ein regelmäßiges und ein ausnahmsweiſes: das erftere ift das des fog. engeren 
Rathes, legteres ift das des fog. Plenum. Im engern Rathe führt Fein Mit- 
glied mehr als Eine Stimme; nicht jedes hat eine Stimme für ſich (Birilftimme), 
ſondern einige führen zufammengenommen Cine Stimme (Kuriatftimme). Biril- 
ftimme haben elf Mitgliever: Defterreih, die fünf Königreiche, jedes der beiden 
Heſſen, Holftein-Lanenburg und Yuremburg-timburg. Die beiden legteren find 
nicht etwa Kuriatftimmen 37); der Souverän in feiner Eigenſchaft als folder ift 
Mitglied des Bundes: fo der König der Niederlande ald Souverän von Lurem- 
burg und Limburg; er führt für beive Lande kolleftiv als deutſcher Fürft eine 
Birilftimme, — Der Kurlatftimmen find ſechs; fie ftehen zu: 1) dem Großherzog 
und den Herzogen von Sachſen, 2) Braunfchweig und Naffau, 3) beiden Medien- 
burg, 4) Oldenburg, beiven Anhalt, beiven Schwarzburg; 5) Lichtenftein, beiden 
Neuß, beiden Lippe, Waldeck und Hefien-Homburg; 6) den vier freien Stäbten 38), 
So befteht nad der regelmäßigen Ordnung des engeren Rathes die Gefammtheit 
des Bundes, die Trägerin der Bundesgewalt, aus 17 Stimmen, aus 11 fou- 
veränen Fürften, aus 5 Kurien fonveräner Fürften und aus der Kurie der freien 
Städte. — Im Plenum führt fein Mitglied weniger ald Eine Stimme; 
einige Mitglieder haben mehr als Eine Stimme; feines jevod mehr als vier. 
Einundzwanzig Mitglieder [drei Großherzoge 39), fünf Herzoge 20), acht Fürften #1), 
der Pandgraf] führen je eine, drei Mitglieder [Braunfdhweig, Medlenburg- Schwerin 
und Naffau] je zwei, fünf (Baden, Kurbefien, Heſſen und bei Rhein, Holftein- 
Lauenburg, Yuremburg-timburg] je drei, ſechs [Defterreih und die Königreiche] 
je vier Stimmen %2). Hiernady befteht die Trägerin der Gewalt aus 66 Stimmen, 
wovon 45 auf 14 Fürſten vertheilt find, deren übrige einundzwanzig 17 Fürften 
und 4 Stäbten zuftehen. 

Das Stimmenverhältniß der Mitglieder des Bundes, d. h. ihr Antheil an 
der Bundesgewalt, bemißt fi) noch nad einem andern Mafftab, nämlich nad) 
den Berfaffungsbeftimmungen über die Formen, in welden ver Gefammtwille des 
Bundes zur Sprade kommt %). Diefe Formen find: 1) einfahe Mehrheit 
des engeren Raths; bier entjheiden neun Stimmen gegen adt; die ſechs 
Kurtatftimmen machen alfo 2/, ver Majorität aus; ftehen auf ihrer Seite drei 
Virilſtimmen, fo find die größten deutſchen Staaten überftimmt; treten ihnen nur 
zwei Virilftimmen bei, fo find fie überftimmt; 2) Einftimmigfeit des engeren 
Raths; jede Virilſtimme hat hier ein Veto; Staaten einer Kurie dringen mit 
ihrem Widerfpruch nicht durch; 3) Mehrheit des Plenum, ſtets Zweidrittel- 
mehrheit, alfo 44 gegen 22; bei der Zufammenfegung des Plenum 1815 hatte 
dafjelbe 69 Stimmen und 24 Staaten hatten je 1 Stimme; biefe zufammenge- 
nommen hinderten jeven Beichluß; vie jegigen 21 für fi allein find nur vie 


37, Dagegen: Zahariä, a. O. II, S. 646, Anm. 10. 

38), Bundesafte IV. 

39, Sachen, Medlenburg-Strefig, Oldenburg. 

0, Alle außer Holftein-auenburg, Braunfaieig und Naſſau. Vgl. Anm, 23. 
a1) D. h. aljo die fammtlichen. 

42), Bundesafte VI. 

#3, Bundesafte VI. VII. Wiener Alte X—XV. XXXVIN. XL. XLV. XLVI. 
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gig 4) Einftimmigfeit des Plenum; ver Fleinfte Staat hat ein 
eto. 

Inhalt der Bundeögewalt. Die Bundesgewalt ift nicht Staatsgewalt. 
Der Bund hat daher weder die gefeggebende, noch vie richterliche, noch die Re- 
gierungsgewalt. Aber er hat einzelne Hobheitsrechte und jedes derſelben ift zurüd- 
zuführen auf cine ber drei Hauptgruppen und Grundformen der Staatsgemwalt. 
So hat er einzelne Rechte der geſetzgebenden, der richterlihen Gewalt, fo einzelne 
Regierungsrechte. 

1) Das Recht der Geſetzgebung, welches zur Bundesgewalt gehört, 
reicht alſo nicht fo weit, als die gefſetzgebende Gewalt eines Staats; es iſt ver 
Inbegriff beftimmter vertragsmäßig eingeräumter Befugniffe, Geſetze zu geben. 
Es ift alfo nie zu präfumiren, daß im Zweifel der Bund zur Gefeßgebung kom— 
petent fei; fondern die Kompetenz ift zu erweilen. Sie wird beſtimmt durch den 
Inhalt der Bunvesgrundgefege und, wo dieſe nicht zureichen, durch die Zwecke 
des Bundes: wie die Geſetzgebung des Staats nicht über ven Staatözwed hin- 
aus, jo erftredt fi die des Bundes nicht Über den Bundeszweck hinaus. 
Die Kompetenz des Bundes, neues Recht zu feren, kann in bumbesverfaf- 
jungsmäßigem Wege erweitert werden, aber nur im Cinflang mit dem Grund» 
harafter des Bundes. Daher hängt die Gültigkeit eines Bundesgefeges nicht nur 
von der Beobahtung der verfaffungsmäßigen Form (vgl. „Deutſche Bundesver- 
ſammlung“), ſondern auch von der Einhaltung der verfaffungsmäßigen Kompetenz 
ab 4). — Ein formwiprig oder mit Ueberfchreitung der Kompetenz gefahter Bun- 
desbeſchluß ift nichtig, Hat für Niemand gefegliche Kraft, auch nicht für diejenigen, 
weiche bei jeiner Entftehung mitwirften. Dahin gehört vor Allem ein Bundes- 
gefeg, wodurch eine in anerkannter Wirkfamfeit beftehende landſtändiſche Ver— 
faffung eines deutſchen Staats von Bundeswegen und im Widerfprudy mit ben 
Beftimmungen dieſer Berfaffung abgeändert werben follte #5). Werner ein Geſetz 
des Bundes über die innere Einrichtung und Verwaltung eines deutfhen Staats 46), 
abgejehen von den durch die Bundesverfaffung ausdrücklich ftatuirten Ausnahme- 
fällen 7), 

Ein (formell und materiell) gültiges Bundesgeſetz hat Rechtskraft für 
die Bundesglieder, d. h. es verpflichtet fie, bafjelbe in ihren Staaten zu 
publiciren; zu diefer Publikation kann das ſäumige oder wiberftrebende Mitglied 
von Bundeswegen genöthigt werben, erforverlihen Falls durch militäriihe Ere- 
kution. Die Untertanen der Bundesftaaten werten durd ein gültiges Bundes— 
efeg an ſich weder berechtigt noch verpflichtet, ſondern erft in Folge der 
Bublifation deffelben durch die Landesſtaatsgewalt. Dieſe Publikation ift dann 
aber Publikation eines Bundesgejeges, nicht eines Landesgeſetzes, hat 
daher die für die Landesgeſetzgebung beftehenden verfaffungsmäßigen Formen nicht 
zu beobadhten. Daraus folgt: wenn der Landesherr das Bundesgefeg nicht feinem 
wahren Inhalte nad publicirt hat oder wenn das publicirte Bundesgeſetz als 
ſolches nichtig ift, fo kann das publicirte Gefeg nur als Landesgeſetz Geltung 
beanfpruchen, dieſe aber ift dann nad) der Berfaffung des Landes zu beurtheilen. 





4, Miener Alte X, 

+5, Miener Alte LVI. 

6, Wiener Alte XV. XXV. Dal. den Bundeöbefchl. vom 5. Juli 1832 wegen Aufhebung des 
badiſchen Preßgeſetzes. 

27) Bundesalte XII—XVill. Wiener Alte X<XV—XXVIll. LIX. LX. LXI. LXIII. 
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— Die Landesgefege find Geſetze des Sonveräng; fie erlangen feine Rechtskraft 
wider feinen Willen, ohne feine ausprüdlihe Sanftion: er aber ift Mitglied des 
Bundes und fo können Landesgefege den Bundesgefegen, deren unverbrüchliche 
Aufrehthaltung feine Pflicht ift, nicht derogiren. Werner find Bunbesgefege Er- 
laffe der Bundesgewalt: an biefer wirkt jeder Souverän mit und jo kann er zu 
feinem Bundesgejege mitwirken in Widerſpruch mit den Rechtspflichten, die er 
gegenüber feinem eigenen Staat und Bolt hat *); überftimmt kann er aber nicht 
werben, fobald ihm etwas zugemuthet wird, was er nicht ald Mitglied des Bun- 
des, fondern als Souverän des befondern Staats zu leiften hat #8), 3. B. Uen- 
derung feiner Yandesverfaffung. Jede Erweiterung ber Kompetenz des Bundes, 
Geſetze zu geben, findet ihre Schranfe an den Verfaffungen der einzelnen Staaten, 
Wenn endlich in der Berfaffung eines Bundesſtaats Beſtandtheile enthalten find, 
welche mit der Bundesverfaffung im Widerfpruche ftehen #9), fo hat der Souverän 
als Bundesglied die Pflicht, ſolche Beftandtheile zu entfernen, aber weder bie 
Pflicht noch das Recht, dies aus eigener Madtvolltommenheit mit Hintanſetzung 
der von ber Berfafjung feines Staats für Aenderungen berfelben vorgeſchriebenen 
Formen auszuführen: nur bürfen diefe Formen felbft oder die Handhabung ver- 
jelben nit die Erfüllung jener Bundespflicht erfhweren oder unmöglich machen 50), 

2) Die Gerihtshoheit, welhe zur Bundesgewalt gehört, ift nicht volle 
richterlihe Gewalt, fondern der Inbegriff vertragsmäßig feftgeftellter einzelner 
Rechte verfelben. Sie enthält zunächſt ein Oberauffichtsrecht für gewiffe Punkte 
des Gerichtöwefens der einzelnen Staaten, die von Bundeswegen garantirt find. 
Daß Jedermann in Deutſchland die Betretung des Rechtswegs unverwehrt und 
auch unbehinvert bleibe 51), daß für jeden deutſchen Staat ein Gericht dritter 
Inftanz beftehe 52), ift Sade des Bundes. Unmittelbar richterlide Hoheit hat 
der Bund: 1) in Rechtsftreitigfeiten der Bundesglieder, 2) in Berfaffungsftreitig- 
keiten zwijchen Regierungen und Stänven, 3) bei Reflamationen von Mebiatifirten, 
4) im Falle daß Forderungen von Privatperfonen deßhalb nicht befrievigt werben 
können, weil die Verpflichtung, venfelben Genüge zu leiften, zwiſchen mehrern 
Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten ift. Die der Juftizhoheit in viefen Fällen 
entſprechende Gerichtsbarkeit fteht nicht einem fländigen Bundesgerichte 
zu; fondern dafür beftehen theild Inftitutionen des Reichsrechts, welche bis 1806 
neben den Reichsgerichten beftanden haben, jedoch in einer der heutigen Verfaſſung 
gemäßen Ausbildung mit bedeutenden Mopififationen ihrer früheren Geftaltung — 
Austräge, theils eine völlig neue Einrichtung. 

Austräge bilden die richterlihe Inftanz im Namen, d. h. unter ver Hoheit 
des Bundes in den Fällen 1 9) und 4 %) (vgl. „Austräge“). Für ven 
zweiten Fall ift ein Bundesſchiedsgericht 5) eingefegt, weldes theilmeife aud) 
über Fälle ad 3, die im Uebrigen von der Bundesverfammlung beurtheilt wer— 


*) Dal, den Urt, „Yandtag in den deutichen Staaten“. 

18, Micner Afte XV. 

49, Wiener Alte LXVII—LXIX. 

5, Wiener Akte LVIII. 

st, Wiener Alte XXIX. 

52, Rundesafte XII 

53, Bundesafte XI. Miener Akte XXI—XXIV, 

5%, Miener Alte XXX. 

55, Bundesbeichlun vom 30. Oft. 1834, nebft dem Bundesbefhluß vom 12. Mai 1835 umd 
17. Mai 1838, 
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ven, und ebenfalls über Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern entfcheidet, wenn 
diefe fich darüber vereinigen und beim Bundestage darauf antragen 5%). — Bei 
einem Streit zwiſchen der Regierung und ven Ständen eines deutſchen Fürften- 
thums 57) über die Auslegung ber Berfaffung oder über die Grenzen der Rechte 
der Stände an der Staatögewalt, fann 5) tie Negierung, wenn alle lanves- 
verfafjungsmäßigen Mittel zur Erledigung des Streites erfolglos angewandt wor: 
den, bei der Bundesverfammlung eine Entfheidung durch das Bundesſchieds— 
gericht beantragen 59), doch nur in Folge einer Bereinbarung mit ven 
Ständen 60), Verpflichtet ift dazu die Regierung nicht, außer wenn fie bie 
Dazwifchenkunft der Bundesverſammlung überhaupt nachſuchen will 61), Dagegen 
haben die Stände fein Recht, das bundesſchiedsgerichtliche Berfahren zu bean- 
tragen 62). Das Bundesſchiedsgericht ift weder eine ftändige Behörde, noch befteht 
es für den einzelnen Fall nothwendigerweije aus lauter vechtsgelehrten Richtern, 
Bon den 17 Stimmen des engeren Raths werben auf brei Jahre je zwei Per: 
jonen ernannt, ein rvechtsgelehrter Richter und ein Verwaltungsbeamter &), Aus 
diefen 34 wich für ben betreffenden Fall das Schiedsgericht in folgender Weife 
gebildet. Die klägeriſche Regierung wählt drei (darunter nicht die beiden, welche 
fie ernannt rejp. bei deren Ernennung fie betheiligt) 69; ebenfalls drei wählen 
die Stände; das Wahlrecht der vier Wochen ſäumigen Stände devolvirt an den 
Bundestag 55). Die ſechs Ernannten wählen aus den übrigen Schiedsmännern 
einen Obmann; biefen ernennt bei Stimmengleichheit die Bundesverfammlung 66). 
Unter Umſtänden 67) fönnen auch je 2 oder 4 gewählt werben 68), jo daß das 
Schiedsgeriht aus 5, 7 oder 9 Perjonen zufammengejegt fein kann. Die vor- 
her feftgeftellten Denkſchriften ver Parteien überträgt der Obmann einem 
ber von der Regierung und einem der von ben Ständen (vefp. dem Bundestage) 
gewählten Schiedsmänner zur Relation uud Korrelation 69), Darauf verfammelt 
fih das Schiedsgericht an einem von beiden Theilen, eventuell von der Bundes- 
verjammlung, bejtimmten Drt und entjcheidet den Streit durch Stimmenmehrheit 


56, Bundesbeſchluß vom 30, Oft. 1834, Art. XIT. 

57, Nach Art. XI des cit. Bundesbeichluffes ſoll zwardas Schiedsgericht auch zur Schlichtung 
der in den freien Städten zwifchen den Genaten und den ————— bürgerlichen Behörden 
fi ergebenden Irrungen und Streitigkeiten analoge Anwendung finden (abgeſehen vom 46, Art. 
der Wiener Kongreßakte in Betreff Frankfurts): aber bier ift von Analogie vernünftigerweife 
feine Rede. Bol. Wiener Afte LX11. 

58, Zacharfä, a. O. Il, 771. 

59, Bundesbeſchluß von 30, Oft, 1834, Art. 1. 

60, Art. ı cit. jagt nichts davon. Aber vgl. die Worte des Arc. 111: „Erfolgt im Falle der 
Vereinbarung über die Berufung an das Schiedsgericht." Zahariä, a. O. Anın, 8, 

5, Zahariä, a D.; Bunvesbeihlun vom 30. Oft. 1834, Art. 1: Die Bundesglieder als 
folche verpflichten fich gegen einander, nicht eber die Dazwifchenfunft des Bundes nachzufuchen. 

62, Zahariä, a.D. Anm. 7. Eine Bitte um Verwendung der Bundesverfammlung dafür, 
daß die Negierung das fchiedsrichterliche Verfahren beantrage, fteht den Ständen zu, Daran follten 
fi Holfteins Stände erinnern. 

63, Bundesbeichluß vom 30, Oft. 1834, Art. II. 

66, „ſofern nicht beide Theile mit deren Zulaffung einverftanden find“. Bundesbeſchluß vom 
30. Oft., Art. III. 

65, Bundesbefi — vom 30. Okt., Art. III. 

66, Bundesbeſchluß vom 30. Okt., Art. IV. 

67, Dies ift dem Hebereinfommen beider Theile überlaffen; in Ermanglung eines folchen 
bleibt es bei der Dreizahl. 

68, Bundeöbeichluß Art. III. 

69, Bundesbeihlug Art. V. 
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nah „Gewiſſen und eigener Einſicht“ 7%. Der Scievsfprud bat bie 
Kraft eines austrägalgeridhtlihen Erkenntniffes; die Bundes-Erefu- 
tionsorpnung findet hierauf ihre Anwendung 7. Anftände in Betreff ver 
Koften erledigt die Bundesverfammlung 72). 

Ueber Reflamationen ver fog. Mevdiatifirten in Bezug auf Artilel 14 ver 
Bundesakte und Artikel 63 der Wiener Schlufafte trifft entweder die Bundes— 
verfammlung ſelbſt Entfcheivung oder fie befchließt dur Stimmenmehrheit, eine 
rihterlihe Inftanz eintreten zu laffen 73): viefe wird dann dadurch gebilvet, 
daß die Bundesverfammlung per majora aus der Lifte der Schiedemänner vier 
ernennt, welche einen Obmann wählen ober denen (bei Stimmengleichheit) der 
Bundestag folhen ernennt. Die fo zufammengefegte richterlihe Inftanz entſcheidet 
im Namen und Auftrag der Bundesverfammlung; ihr Ausſpruch bat die Rechts— 
kraft eines austrägalgerichtlihen Erfenntniffes 7%. 

3) Regierungsrehte. — Die Regierungsredhte des Bundes dharakteri- 
firen deutlicher noch als jene andern Attribute die deutſche Verfaſſung. Hierin 
aber unterfcheivet ſich die Reichsgewalt des letzten Zeitraums wenig oder gar nicht 
von ber heutigen Bundesgewalt, und da zeigt e8 fi, wenn man von Weußer: 
lichkeiten und eitlem Schein abfieht, wie die Bundesverfaflung nur die reife Frucht 
der taufendjährigen Entwidlung des Reichsftantsrechts ift; ob man diefe nun 
sünftig oder ungünftig beurtheilen mag, das Ergebniß bleibt dafjelbe ! 

er Bundeshaushalt ift mehr als einfach. Der deutſche Bund hat ver- 
mögensrechtliche Perfönlichkeit. Die Objekte des Bundesvermögens find aber wicht 
zahlreich; die wichtigften Gegenftänve ftehen in Beziehung zur Bnndesmilitärge- 
walt, namentlid die Feſtungswerke, Gebäude, Kafernen und die zum beftändigen 
Feftungsmaterial gehörigen Gegenſtände 75); die verauftionirte Flotte war eben- 
falls im Bermögen des Bundes. Die Kameralgewalt des Bundes, mworunter hier 
der Inbegriff von Regierumgsrehten über das vorhandene äffentlihe Gut ver- 
ftanden wird, erftredt fi) auf zwei Hauptkaſſen: vie Bunvesfanzleifaffe und bie 
Bundesmatrifularkaffe 76), Erftere beftreitet die Koften der Kanzlei der Bundes- 
verfammlung; jede der 17 Stimmen des engern Raths trägt dazu gleich viel bei; 
das Simplum beträgt 2000 Gulven. Ferner gehört dazu die Bibliothek und 
jonftiges Inventar (3. B. Mobiliar) des Bundestags; dies verwaltet unter Auf- 





70, Bundesbefhluß Art. Vi. Erachten die Schiedsrichter zur Füllung des definitiven Spruchs 

eine nähere Ermittlung oder Aufklärung von Thatſachen für unumgänglich nothwendig. jo zeigen 
fie dies der Bundesverfammlung an, welche die Ergänzung der Aften durch den Bundestages 
efandten der betbeiligten Regierung bewirken lähtz Art. VII. Abgeſehen von der im lepten 
hut unvermeidlichen Verzögerung muß die Enticheidung fräteftens binnen 4 Monaten, von der 
irnennung des Obmanns an gerechnet, erfolgen und bei der Bundesverfanmlung zur weiteren 
Mittheilung an die betheiligte Regierung eingereicht werden; Art. VIII. 

71, Art, IX. 

72, Art. X. 

73, Indem die Bundesverfammlung felbft entjcheidet, bildet fie eime richterfiche Inftanz, wie 
ehemald die Neichsverfammlung; aber die bundesgefeglichen Normen faſſen Enticheidung von 
Seiten des Bundestags und richterliche Inftanz als Gegenſähze. 

7%, Bundesbeichluß vom 15. Sept. 1842. Der Streitfall ift erforderlichen Falld zu in- 
—— von dem in anderweiten Rechtsſachen der Reklamanten zuſtändigen Landesgericht zweiter 

nſtanz. 

75, Zachariä, a. O. II, 827. 828, 

75, Zur Aufficht darüber befteht die ſog. Rechnungskommiſſion, ein Ausſchuß ber 
Bundesverfammlung (3 Bundestagsgefandter. Bundesbeichlug vom 21. Juni 1827, 14. Dt. 1830, 
27. Januar 1831. Zadhariä 11, 830 und 834, 
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fiht der Bunvesverfammlung der Ranzleivireltor. Die Bundesmatritularkaffe be- 
fteht aus ven Beiträgen der Bundesglieder, weldhe der Bund vermöge feines 
Befteuerungsrechts beitreibt. Aus dieſer Kaffe werben alle übrigen Bebürfniffe 
des Bundes beftritten; von ihr ausgejondert werben können Filialfaffen, 3. B. 
eine Kriegskaſſe. — Die Bundesgewalt enthält in Bezug auf Deutſchlands 
Haushalt Rechte der Finanzgewalt. Bon einer Zollhoheit freilich ift nur negativ 
die Rede, indem die Bundesafte die Befeitigung der Zollſchranken im Innern zum 
Geſichtspunkt hat 77), welche ver Bund als folder nicht, wohl aber eine mächtige 
Einung von Staaten deffelben zu erreihen vermodt hat. Dagegen hat der Bund 
ganz unzweifelhaft das Hoheitsrecht, zur Dedung feiner Bepürfniffe und zur Er- 
füllung feiner Zwede die erforverlihen Mittel herbeizufhaffen, d. h. alfo das 
Befteuerungsredht 73). Dies ift feine volle ftaatlihe Stenergewalt. Der Bund hat 
kein Recht, unmittelbar von dem Privatvermögen in Deutfchland Quoten zu er- 
heben, von ben einzelnen Deutjchen Gelppräftationen zu fordern. Ein foldes Recht 
hatte aber auch vie Reichsgewalt feit vem 16. Jahrhundert nicht mehr. Doc hat 
der Bund, feinem Weſen gemäß, das Necht, Leiftungen der Mitglieder, Gelb- 
präftationen von diefen zu verlangen, d. h. Beiträge von ihmen, Quoten von 
ihrem Staatsvermögen zu erheben. Die Höhe diefer Beiträge wird bemeffen 
nach der Größe ver Bevölkerung ver Staaten. Die Leiftung der Geldbeiträge ift 
Bundespflicht. An der Erfüllung diefer, wie aller andern Bundespflichten können 
die Mitglieder nicht durch die Yandesverfaffung gehindert, noch darin befchränft 
werben 79), Die Stände des Landes dürfen die Bewilligung der Beiträge nicht 
beanftanden; fie haben nicht das Recht, das Borhandenfein eines Bedürfniſſes 
des Bundes und den Umfang des erforverlihen Dedungsmitteld oder die gerechte 
Bertheilung der Beiträge auf die einzelnen Staaten gemäß der Matrikel zu prü— 
fen. Aber fie haben allerbings zu unterfuchen, ob die zu Grunde liegende Bun— 
despflicht zur Zahlung eines Beitrags wirflih vorhanden ift; ferner haben 
fie darüber eine Stimme, aus welden Staatsfonds die Summe entnommen 
werben foll; envlih, wenn folgeweije eine neue Auflage, eine neue Befteuerung 
eintritt, die gerechte Repartition auf die Unterthanen zu überwachen. 

Die Bundesmilitärgemwalt 5%) ift für Deutfchland als eine in politifcher 
Einheit verbumdene Geſammtmacht ein weſentlicher Beftandtheil der Bundesgewalt. 
Die diefe aber Inbegriff einzelner bejtimmter Hoheitsrechte, fo ift auch der Heer— 
kann des Bundes nicht die volle Militärhoheit eines Staats, namentlich feine 
unmittelbare Gewalt über das beutfche Volk, fondern direkt nur eine Gewalt der 
Gejammtheit über die Bundesglieder, die fonveränen Fürften und freien 
Städte. Am Bundeszweck ferner hat die Militärgewalt des Bundes ihre 
Grenze. — inbegriffen in diefen Heerbann ift die Aufftellung eines Bundes— 
heers, die Errichtung von Bertheidigungsanftalten zur Sicherftellung des Bun— 
desgebiets, das Aufgebot des Bundesheers und ver Oberbefehl über vafjelbe. — 


77, Bundesafte XIX. 

73, Wiener Alte LIL. 

79 W. A. LVIII. 

5, W. A. 1.1. Bundesbeſchluß vom 5. Oftober 1820, 9. und 12. April 1821, 11. Juli 
1822, 28. Juli 1825, 19. Auguft, 9., 14. Dechr. 1830, 10. und 17. Xebr., 3. und 17. März 
und 25. April 1831, 17. Mai und 13. Sept. 1832, 12. Nov. 1835, 26. März 1841 und 11. 
Auguft 1842, Für die Leitung der Mititärangelegenbeiten des Bundes befteht der Militiraus- 
———— und Die techniſche Bundesmilitärkommiſſton. Zachariä, a. O. 
li, g. 


42 Deutfcher Bund, 


Das deutſche Heer ift zufammengefegt aus den fog. Kontingenten der einzelnen 
Staaten, die von diefen auch unterhalten werben, und zwar in einem folden 
Stand, daß fie im fürzefter Zeit nah der vom Bunde erfolgten Aufforberung 
marſch- und ſchlagfertig, und in allen ihren Theilen vollftändig gerüftet, 
ausriiden können, Die Bundesmatrifel beftimmt die Größe des Truppenbeitrags; 
feit 1853 beträgt das Kontingent eines jeden Staats an ftreitbarer Mannfchaft 
W!/, Procent der Bevölferung, an Erfagmannfhaft 1/, Procent. Auch ein be 
ftimmtes Berhältniß der Waffengattungen ift durd die Bundeskriegsverfaſſung 
feftgeftellt: vie Reiterei beträgt ben fiebenten Theil des Kontingents; doch find 
der Stellung von Reiterei überhoben Divenburg, Naffau u. A.; darin von Med- 
lenburg-: Schwerin vertreten wird Medlenburg:Strelig, das überdies nur 1/,, des 
Kontingents an Reiterei zu ftellen hat. Das Bundesheer befteht aus zehn Armee: 
forps (in der Stärke von ungefähr einer halben Million); fieben berjelben 
find ungemifchte, d. b. fie werden von Staaten einzeln für fich geftellt; drei find 
gemifchte oder fombinirte, d. 5. werden buch Kontingente mehrerer Staaten ge— 
bildet. Das 1., 2., 3. ftellt Defterreih, das 4., 5., 6. Preußen (jo lange Alt⸗ 
preußen und Pofen als Theile des Bundes galten, ftellte Preußen ein viertes 
Armeekorps), das 7. Bayern, das 8. Württemberg, Baden und Großh. Heſſen, 
das 9. Sachſen, Kurheffen, Luremburg-timburg, Naſſau; das 10. Hannover, 
Braunſchweig, Holftein-Lauenburg, Medlenburg, Oldenburg und die Hanfeftäbte. 
Erimirt find das Großherzogthum und die Herzogthümer Sacfen, beide Anhalt, 
beide Schwarzburg, Lichtenftein, beide Neuß, Waldeck, beide Lippe, Heflen-Hom- 
burg und die Statt Frankfurt: fie ftellen zufammen eine Rejerve-Infanteriebivi- 
fion, zunächft zur Berftärtung der NKriegsgarnifonen in den Bundesfeftungen, 
wogegen die hierdurch in ihrer Stärfe verminderten gemifchten drei Armeekorps 
von der Stellung zur Kavallerie» und Artillerie-Reſerve befreit find SI), Das 
Bundesheer befteht auch im Frieden und die Bundesgewalt enthält Das Recht, 
dur Bevollmächtigte Mufterungen und Uebungen anzuorbnen. — Das Red, 
eine Bundesfeftung zu begründen, ift durch die Zuftimmung des Bundesgliedes 
bedingt, auf deſſen Staatsgebiet die Feftung errichtet werben foll 82), pas dem⸗ 
zufolge wichtige Hoheitsrechte innerhalb feiner Grenzen dem Bunde einzuräumen 
hat. — Das deutiche Heer fann entweder ganz oder theilweife aufgeboten werben; 
die fog. Kriegsbereitſchaft ift theilweife Mobilmahung. Sechs Wochen nach Aus- 
rüden ver ftreitbaren Mannſchaft hat die Hälfte der Erſatzmannſchaft nachzufol⸗ 
gen. — Das aufgeftellte Kriegsheer des Bundes ift Ein Heer und wirb von 
Einem Feloheren befehligt. Dieſen Oberfelvherrn, wie dem. ihm zur Geite 
ftehenden Oenerallieutenant des Bundes, der ihm fofort erfegen kann, er 
nennt die Bundesverfammlung. Seine Stelle hört mit Eintritt des Friedens 
wieder auf. Der Oberfeloherr wird von der Bunbesverfammlung, welche feine 
einzige Behörde ift, in Eid und Pflidt genommen. Näheres in dem Artikel 
„Kriegsverfaffung des deutſchen Bundes“. 

Der deutſche Bund hat nicht die Polizeigewalt eines Staatswefens; aber zu 
ben Regierungsredhten, die in ver Bundesgewalt enthalten find, gehören Rechte 
der Polizei. Sie find umfchrieben durd den Bundeszweck. Die äußere und 


8, Bundesbefhlur vom 9. Decbr. 1830 eit. " ö . 

82, Dagegen darf fein deutſcher Staat eine ſtehende Brüde über einen Fluß, deſſen 
anderes Ufer Ausland ift, anlegen ohne Zuftimmung des Bundes; vgl. Bundesbeichluß 
vom 27. Febr. 1832. 
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Innere Sicherheit Deutfchlands ift die Aufgabe des Bundes. Diefe innere Sicher: 
beit ift von unfern Staatsmännern einerjeits gar engherzig gebeutet, anderſeits in 
ſolch engherziger Anffaffung zu einem Umfang ausgedehnt, den die Stifter des 
Bundes erwiefener Maßen nicht beabfichtigten und der mit der Natur eines Staaten- 
bundes überhaupt unvereinbar if. Man nahm die innere Sicherheit vorwiegend 
in der vulgären Bedeutung des Wortes Polizei und bildete den deutſchen Bund 
zu einer umfaſſenden Polizeianftalt nievrigfter Gattung aus, Die Verhandlungen 
auf den Wiener Konferenzen des Jahres 1815 über ven zweiten Artikel ver Bunves- 
alte ergeben, daß man ſich damals flar bewußt war, es handle ſich bei ver in- 
nern Sicherheit Deutſchlands als Bundeszweck gar nicht um die innern Ber- 
hältnifje ver einzelnen Staaten. Ja, um dieſer Mißveutung vorzubeugen ſchlug 
Holftein die gegenwärtige Yaflung des Art. II vor und eine frühere, wonach von 
ber Sicherheit Deutfchlands und der einzelnen Staaten die Rede war, wurbe durch 
übereinftimmenven Beſchluß aufgegeben. Die innere Sicherheit des einzelnen deut— 
hen Staats liegt daher völlig außer ber Kompetenz der Bundesgewalt und ver- 
fällt derſelben nur infoweit, als durch dieſelbe die innere Sicherheit des Bundes, 
Deutſchlands, wirklih bedingt ift. Hat man nun auch bemgemäß ben Grund» 
lag aufgeftelt, daß die Einmifhung in die innern Berhältniffe der Staaten 
ausgeſchloſſen ſei, fo hat man daran doch keineswegs feftgehalten, die Linie ift häufig 
und weit überjhritten, die Regel ift duch Ausnahmen beinahe felbft zur Aus- 
nahme geworben. Und in ber Praris hat felten oder nie die Störung der äffent- 
liden Rechtsordnung von Seiten der Gewalthaber als Attentat auf die Sicherheit 
des Ganzen gegolten, aber ftets und immer felbft ver leifefte Schein einer Ueberfchrei= 
tung von Seiten des Bolls und feiner Vertreter. Die Polizei des Bundes, auf 
bie bloße Negative beſchränkt, hat fich alfo tief in die häuslichen Angelegen- 
heiten der einzelnen deutſchen Staaten hineinerftredt und ift obenein fo geübt, 
ald wäre der Bund eine Aſſekuranzgeſellſchaft der Herrſcher gegen unbegrünbete 
wie wohlbegründete Anſprüche ver Unterthanen. Unzweifelhaft ein Gegenftand ver 
Fürſorge diefer negativen Polizei des Bundes ift die Verhütung und Bereitelung 
von Krieg und Repreffalien unter Bundesgliedern 8), von Verbindungen eines 
ober mehrerer Staaten unter fich oder mit dem Auslande gegen die Sicherheit des 
Bundes 3), von hochverrätherifchen Verſuchen gegen bie Bundesverfafiung 85), von 
Aufruhr, deſſen ein Staat nicht Herr merden kann oder der mehrere beutfche 
Staaten befaßt („Bewegungen“ in mehreren Staaten !) 86), von Behinderung eines 
Bundesglieds an Erfüllung feiner Bunvespflichten, jevenfalld aber auch von einem 
Umfturg der Lanbesverfafjung Seitens ver Regierung und gemeinfamem Unter» 
nehmen der Umwälzung beftehenvden Rechts von Seiten mehrerer Staatsgewalten. 

Die pofitive Aufgabe ver Regierungsthätigkeit, jo wenig fie von den Bundes: 
grundgeſetzen verfannt ift, erfcheint nicht nur als Aufferft vernachläffigt durch die Bun 
despraris, fonbern ihre Erfüllung ift auch durch die Beftimmungen ver Grundgeſetze 
auf das Weufferfte erfchwert 37), Für die materiellen Intereffen des Vaterlandes 
ift feit 1815 Bieles und Großes, von Bundeswegen nichts gethan. Der Artikel 
19 ver Bundesakte fteht auf dem Papier, das ift Alles: dagegen bezeugt ber 


8), Bumdesaltexı. Wiener Akte XVIIE fg. 
3, BN XI. 

85, Bundesbeichluß vom 18. Auguft 1836, 
86, Wiener Alte KXV—XXVIn. 

87) B. A. VI. W. A. LXIV. 
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Zollverein, jo vertümmert in mancher Hinficht feine Entwicklung ift, bezeugen Baß- 
farten=, Telegraphen-, Münz-Bereine, was die Mehrheit deutfcher Regierungen will 
und vermag und was doch die Geſammtheit verfelben in verfaffungsmäßiger Weife 
weder gewollt noch gefonnt hat. Bollends dann die geiftigen Intereffen,, deren 
Pflege landläufige Staatsmänner, wie fie leiver auf deutſchem Boden unfrautartig 
wuchern, wie eine Gefährdung der innern Sicherheit Deutfchlands anfehen! Der 
Artikel 18 der Bundesakte ftatuirt Preffreiheit, und die Bundespolizei in Bezug 
auf die Prefje fannte bis vor wenigen Jahren feine gerechtere Ausführung ber 
Bundesverfaffung in dieſem Punkt und feine reifere Weisheit, als die Einführung 
und finnlofe Hanphabung der Cenfur 88). Gutes erftrebt hat die Bundespolizei in 
Bezug auf ven Nachdruck 39) Das Bereinswefen mußte fie ebenfowenig zu 
ordnen, wie bie Preffe, und darin bleibt auch die Organifation vom 13. Juli 
1854 hinter den Zielen einer echten und freifinnigen Polizei weit zurück. Das 
Unterridtswejen, wenigftens in feinem Höhepunkte, dem Univerfitätsmefen, 
darf wohl als eine gemeinveutfche Angelegenheit betyadhtet werben; aber ein Un— 
glüd war es, daß die Bundespolizei fich feiner bemädhtigte und zwar daß dies 
nicht aus dem Geſichtspunkt nationaler Bildung, fondern im Intereffe jener dem 
Umfang nad überfpannten, vem Inhalt nah unglaublich befhränften allgemeinen 
Sicherheit geſchah. 

Die Standes=-,Rang- und Würden-Berhältniffe ver Bundesglieder 
und Mediatifirten unterlagen felbftverftanden der Regierungsgewalt des Bundes 9); 
der Fehlgriffe in der Ausübung gab es auch den einen und den andern; die Gefammt- 
beit der Bundesgliever, welche fich in Bezug auf Schulden des Reiches nicht für ver- 
pflichtet hielt, erachtete fich für befugt, anftatt Kaifers und Reichs zu normiren, 
ob eine Familie zum hohen Adel gehöre oder nicht 91). 

In Anfehung der auswärtigen Politik eignet dem Bund die volle Ge- 
walt eines ftaatlihen Gemeinweiens, Denn dem Ausland gegenüber ift Deutſch— 
land, das im Inmern aus unabhängigen Staaten befteht, Ein Großes und Gan- 
zes 9). Und doc ift die auswärtige Politik ein Problem für jeden Staatenbund, 
ein beinahe unlösbares für den deutſchen Bund in feinem gegenwärtigen Beftande. 
Nicht entgehen ihm erforberliche Attribute; doch von den verfaffungsmäßig zu= 
ftändigen wird fein Gebraud gemacht und es ift nicht abzufehen, wie ohne tiefgrei- 
fende Reform, und zwar an biefer Stelle nicht des Bundesrechts, fondern ber 
Praris ver einzelnen Staaten, ja faum ift zu gewärtigen, daß felbft nach ſolcher 
Reform und bei großen Opfern, welde die Einzelftaaten etwa zu bringen geneigt 
fein follten, die Bundesgewalt von ihren Befugniffen Gebrauh zu machen im 
Stande wäre. Eine nod fo treue Darftellung der Bundesverfaffung in dieſem 
Punkt giebt nothwendigerweife ein untreues Bild von dem, was wirklich gilt. 
Hierin ftimmen aber die Bundesverhältniffe mit den Zuftänden des Reichs völlig 
überein ; feit Jahrhunderten hat es in Deutjchland hiemit genau dieſelbe Bewand- 
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88, Preßgeſetz auf 5 Jahre, vom 20. Sept. 1819 u. ſ. w. Bundesbeſchluſ vom 6. Sept. 
1832, 9. Novbr. 1837, 22. April 1841, 19. Juni 1845. 

89, Proviforifcher Beſchluß vom 20. Sept. 1819 u. f. w., 13. Novbr. 1834 u. f. m. 

%), Aundesbefchluf über die Gourtoifie für die mediatifirten Fürften vom 18. Auguft 1825, 
für die mediatifirten Grafen vom 13, Febr. 1829. 

9, Bundesbefchluß vom 12. Juni 1845. 


92, Kompetengbeftimmung vom 12. Juni 1817 $. 6; Bundesbeſchluß von demfelben Tage; 
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niß gehabt : freilih mit Einem charakteriftifchen Unterſchiede, der aber die Gegen- 
wart in vortheilhafterem Licht erſcheinen läßt. 

Eine Darftellung aud ver Reihsverfaffung in Bezug auf auswärtige Politik 
gewährt eine ganz verfehlte Vorftellung von dem, mas in Wirklichkeit Beftand - 
hatte. Der Kaiſer allerbings hatte volle und ausſchließliche Repräfentatiogewalt ; 
er allein vertrat Deutſchland dem Ausland gegenüber ; er allein ftellte die völfer- 
rechtliche Perfönlichkeit des Reiches dar, unterhielt deſſen diplomatische Beziehungen 
mit ven Mächten, fchloß völferrechtliche Verträge War er aud in Betreff ver 
widtigften derſelben, fogar in ver Ausübung feines Majeftätsrehts über Krieg 
und Frieden an die Zuftimmung des Reichstages gebunden P), das Ausland ver- 
handelte nur mit Ihm und hielt ſich an Ihn, des Reichstags fo wenig achtend ), 
wie jede Macht in völferrechtlihen Dingen davon abfieht, ob der andere Kontra« 
hent nad dem innern Staatsrecht feines Yandes mit oder ohne Bolfsvertretung 
vorzugehen befugt ift, wie jede den andern Staat verpflichtet erachtet fobald das 
Staatsoberhaupt eine Berpflihtung übernommen hat. Aber neben dem Neid) fannte 
das Ausland Jahrhunderte hindurch noch andere völkerrechtliche Subjekte im Neid); 
deutſche Stände und Staaten mit ihrem feit dem weftphälifchen Frieden felbft ver- 
fafjungsmäßig fanftionirten, buchſtäblich befhränften, in der That ſchrankenloſen 
Bündnißrecht 9), agirten wie europäifhe Mächte, und nit nur die Größten, 
fondern fogar die Kleinften; die diplomatischen Beziehungen mit ihnen wurven 
forgfältig unterhalten und waren von mehr Belang, als das Verhältniß zum ganzen 
Deutichland ; mit der deutſchen Politit konfurrirte, nur zu oft divergirend und ihre 
Aufgaben vereitelnd, die Sonderpolitif der deutſchen Fürſten. Bas aber das 
Schlimmfte war, die fogenannte Politit des Reichs war Jahrhunderte lang in 
Wahrheit öſterreichiſche Politif ; gab es auch Reichsdiplomaten, fie vertraten Deutſch— 
lands öfterreichifche Intereffen und häufig genug aud die Deutfchland fremden, ja 
wiberftreitenden Intereffen Defterreichs. Nicht immer, wo deutſche Sonderpolitif 
Gegenminen grub, war fie undeutſch; oft diente fie dem Baterlande vielmehr gegen 
vaterlandsfeindlihe Plane der nominell deutjchen, wirklich aber nicht minder par« 
titulariftiichen Politik des Haufes Oeſterreich. 

Diefe Unwahrheit ift aus unfern auswärtigen Angelegenheiten entfernt ; von 
diefem Lug und Trug ift die Gegenwart frei, wenn aud aus feinem andern als 
dem wenig erbaulihen Grunde, weil e8 jegt gar feine, nicht einmal eine dem 
Namen nad geſammtdeutſche Politif giebt. Heute zu Tage, wie zur Zeit des Reiche, 
treiben die Glieder des Gemeinweſens Politit auf eigene Hand. Und fie find, wie 
damals, befugt dazu und es würde von Deutſchland in völferredhtlihen Dingen 
feine Rede fein, wenn nicht bie einzelnen fonveränen Fürften und freien Städte 
davon reden madten. Die deutſchen Staaten haben, wie früher die Neichsftände, 
ihr verfafjungsmäßig janktionirtes, buchſtäblich beichränftes Bündnißrecht 9), That- 
fählih ift daſſelbe — dies iſt anzuerkennen — nur in Bezug auf diejenigen 
Bundesglieder, welche zugleich europätfhe Mächte find, ein fo ſchrankenloſes wie 
vormals das aller Stände des Reiche. Stellt man alfo die Kompetenz der Bundes- 
gewalt in Bezug auf auswärtige Politif dar, fo täuſcht man ſich und Andere, 
wenn man auffer Acht läßt, daß neben ber völferrechtlihen Perſon Deutſchlands, 


9, J.P. O. vım 8. 1. 

%) Zuletzt noch beim Frieden von Lüneville. 
%, J.P.O. vin 8.2. 

%) Bundesafte XI, 
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die noch obenein obfervanzmäfig aller Vertretung baar ift, aud wenn fie es nicht 
wäre, andre völferrechtlihe Subjefte nebenher gehen, welche fich anderjeits zu 
jener von Rechtswegen verhalten, wie vie eigentlih nur im Innern felbftftändigen 
und unabhängigen Glieder eines Staatsförpers zu ver in politifcher Einheit ver 
bunden fein follenden Geſammtmacht. 

Deutihland bildet nach Außen ein politiiches Ganzes. Der deutfhe Bund 
ift eine Großmacht des europäifchen Staatenſyſtems, wie Franfreih und England, 
aber auch (fo muß man hinzufügen) wie Preußen und Defterreich 97). Er hat fönig- 
liche Ehren; er hat den Vorrang vor allen Staaten ohne füniglihe Ehren, auch 
vor den Staaten mit Föniglihen Ehren, welche lediglich Staaten des Bundes find; 
den übrigen Monardyien mit königlichen Ehren fteht er, wie auch die Schweiz und vie 
norbamerifanifhe Union nad: jo find Defterreih und Preußen, Dänemark und 
die Niederlande, obwohl ihre Sonveräne für ihre deutſchen Staaten ihm unter: 
geordnet find, ihm überlegen. Sein Verhalten zum Ausland beftinnmt der Bundes- 
zwed, der in biefer Hinficht vie äußere Sicherheit Deutſchlands, die Unabhängig: 
feit und Unverletzbarkeit der deutſchen Staaten begreift. Er hat das Recht, Krieg, 
Friedensbündniffe und andre Verträge zu beichliegen 98) ; dieſe Rechte übt er jedoch 
nur zu feiner Selbftvertheidigung, zur Verfolgung jenes ausgefprochenen Zwechs ®), 
wodurd natürlich ein dieſem Zweck entſprechender Angriffskrieg keineswegs ausge 
Ichloffen ift. Kein einzelner Staat fann von Auswärtigen verlegt werden, ohne 
daß die Verlegung zugleih und in demfelben Maße die Gefammtheit des Bundes 
trifft. Dagegen ift jeder einzelne Staat, der eben feine eigne Politif treiben darf, 
verpflichtet, jeinerfeit8 weder Anlaß zu vergleihen Berlegungen zu geben, noch 
auswärtigen Staaten ſolche zuzufligen 100), Führt ein fremder Staat über eine ihm 
von einem Bundesglied widerfahrne Verlegung Beſchwerde beim Bunde und ver 
ſelbe findet fie gegründet, jo liegt ihm ob, das beireffende Bundesglied, welches 
im Uebrigen freien Spielraum bat die Sache möglichft zu verwideln, zur ſchleu— 
nigen und genügenden Abhülfe aufzufordern und mit diefer Aufforderung nah Be- 
finden ver Umftände Mafßregeln, wodurch weitern friedeftörenden Folgen zur rechten 
Zeit vorgebeugt wird, zn verbinden. Wenn ein Bundesftaat bei einer zwifchen ihm 
und dem Ausland entftandenen Irrung die Dazwiſchenkunft des Bundes anruft, 
fo bat derfelbe den Urſprung folder Irrung und das wahre Sachverhältniß forg: 
fältig zu prüfen ; ergiebt ſich aus dieſer Prüfung, daß dem deutfchen Staate das 
Recht nicht zur Seite fteht, fo hat der Bund denſelben von Fortſetzung des Streites 
ernftlih abzumahnen und die begehrte Dazwiſchenkunft zu verweigern, auch erfor- 
derlihen Falls zur Erhaltung des Friedensftandes geeignete Mittel anzuwenden ; 
ergiebt ſich das Gegentheil, fo tft ver Bund verpflichtet, dem verlegten Bundes- 
gliev feine wirkfamfte Berwendung und Bertretung angeveihen zu laſſen und felde 
ſoweit auszubehnen, als nöthig ift, damit demfelben volle Sicherheit und ange— 
mefjene Genugthuung zu Theil werde 101), Das Alles gilt aber nicht von einem 


97, Des Bundes Begründung und Konftituirung durch die Bundes: (und Kongrepe!l) Alte vom 
8. [und 9.11] Juni 1815 und die am 5. Novbr. 1816 erfolgte Eröffnung des Bundestags murbe 
alten europäifchen Mächten „mit Einfchluf derjenigen, welche zugleich Glieder des 
deutfchen Bundes find“, und den nordamerifanifchen Freiftanten fürmlich befannt gemacht. 
Bol. Bundesbefchluß vom 12. Juni 1817, 1, 

9), Miener Alte XXX V. 

9, Ebendaſelbſt. 

100, W. A. XXXVI, 

101, W, A. XXXVII. 
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Bundesſtaate, ver zugleich europäifche Macht ift, im Bezug auf deſſen auferveutfche 
Befigungen. 

Wenn aus der Anzeige eines Bundesſtaats oder aus anderweiten zuverläf: 
figen Angaben Grund zu der Beſorgniß geſchöpft wird, daR ein einzelner deutſcher 
Staat oder die Gefanmtheit des Bundes von einem feindlichen Angriffe bedroht 
fei, jo bat der Bund fofort die Frage, ob die Gefahr eines folden Angriffs wirf- 
lid vorhanden, in Berathung zu nehmen und darüber in ver fürzeftmöglichen Zeit 
einen Ausſpruch zu thun. Wird die Gefahr anerkannt, jo muß gleichzeitig wegen 
ver in ſolchem Fall unverzüglich in Wirkſamkeit zu fegenden Vertheidigungsmaäß— 
regeln ein Bundesbeſchluß gefaßt werben 19%), Wird die VBorfrage, ob Öefahr vor⸗ 
handen iſt, verneinend entſchieden, ſo bleibt nichtsdeſtoweniger den Bundesſtaaten, 
welche von der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt ſind, unbenommen, gemeinſchaft— 
liche Vertheidigungsmaßregeln zu verabreden 103), d. h. durch ihre Nüftungen die 
Gefahr, welche noch nicht vorhanden iſt, herbeizuführen, ohne doch etwa der Ge— 
fahr, melde eriftirt, vorbeugen zu können. Wenn ein Bundesglied, das zugleich 
auswärtige Staaten hat, in dieſen bedroht oder angegriffen wird, fo tritt für ven 
Bund die Verpflichtung zu gemeinihaftlihen Vertheidigungsmaßregeln oder zur 
Theilnahme und Hülfeleiftung nur infofern ein, als derfelbe Gefahr für das Bundes- 
gebiet erfennt.104); beginnt ſolches Bundesglied in feiner Eigenfhaft als europätiche 
Macht einen Krieg, fo bleibt verfelbe dem Bunde ganz fremd 105), d. h. ſoweit 
er ihm fremd bleibt. 

Wenn das Bundesgebiet von einer auswärtigen Macht feinvlich überfallen 
wird, tritt fofort der Stand des Krieges ein und es muß ohne weiteren Berzug 
zu ven erforderlichen Bertheivigungsmaßregeln gefchritten werden 196), Zur Theil- 
nahme an biefen, wie, wenn fid der Bund zu einer förmlichen Kriegserflärung 
genöthigt fieht, zur Theilnahme an dem gemeinfhaftlihen Kriege find ſämmtliche 
Bundesgliever 197), auch diejenigen, welde auswärtige Kronen tragen 108), ver- 
pflichtet. Der däniſche Krieg dient zum Beifpiel, daß auch mit Solchen in ihrer 
Eigenfhaft als fremde Mächte der Bund in Krieg verwidelt werben kann. Bei 
ausgebrocdhenem Kriege fteht jedem deutſchen Staate frei, eine größere Macht zu 
ftellen, als fein Bunbesfontingent beträgt, wofür jedoch (dieſe Beftimmung dient 
zur Aufmunterung für ven Patriotismus) feine Forderung an den Bund ftatt- 
finden kann 19), Nach Eröfinung eines Bundeskriegs ceſſirt alle Sonderpolitif der 
deutſchen Staaten ; da giebt e8 nur eine Gefammtpolitit Deutfchlands ; kein Mit- 
glied des Bundes darf mit dem Reihsfeind einfeitige Unterhandlungen eingehen, 
noch einfeitig Waffenftillftand oder Frieden fchliegen 119), Hier verftummt fogar 
der Mund der deutſchen Großmächte 1); fie find verfelben Beichränfung unter- 
worfen ; alle Partikularinterefjen werben zum Schweigen gebracht: Preußen darf 
für fi Krieg anfangen ; es darf aber nicht für ſich Frieden ſchließen, falls jener 


102, W. U. XXXVIII. 

105, W. A. X.lII. 

18) W. A. XuVII. 

105) W. A XLVI. 

106) W. A. XXXIX. 

107) W. A. XLi. 

108) Nach Analogie von W. A. XlVIII. 
109, W. A. XLIV. 

110, Bundesafte XI. 

111) Wiener Alte XLVIII. 


48 Deutfcher Bund, 


Krieg inzwifchen ein Bundeskrieg geworben ift. Entſprach dem ber Hergang des 
Kampfes mit Dänemark, infonderheit der Ausgang 112) ? Wird, ja fann die deutſche 
Praris eine dem pofitiven Recht gemäße fein ?! — In einem Kriege zwifchen aus- 
wärtigen Mächten, auch in andern Fällen, können Berhältniffe eintreten, welche vie 
Beſorgniß einer Verlegung der Neutralität Deutſchlands veranlaffen (wir haben 
es in jüngfter Vergangenheit erlebt); dann hat der Bund ohne Verzug die zur 
Behauptung dieſer Neutralität erforverlihen Maßnahmen zu beſchließen 113), 3.8. 
die Kriegsbereitichaft oder die Aufftelung der veutfchen Armee. 

Das Organ des Bundes in diefem, wie jedem andern Theil feiner Gewalt, 
ift die Bundesverfammlung 114) (Bgl. d. Art.; f. dort auch über vie Be- 
fugniffe des Präfidiums der VBerfammlung). Nirgend tritt die Mangelbaftig- 
feit dieſer Inftitution fo unverhillt zu Tage, wie bei ber auswärtigen Politik, 
Eine folde ift bei dem jetigen Organismus geradeswegs ein Un ding. Kann 
beim beften Willen ein Staat wie Preußen feine Beziehungen zum Ausland ab» 
hängig maden von der mühjeligen Procedur einer derartigen Mafhine ? Und 
bob find, wenn feine Umwälzung dazwiſchen tritt, Defterreih wie Preußen ab- 
bängig von den Inftruftionen fo und foviel Heiner und fleinfter Höfe, abhängig 
gerade da, wo es rafcheftes und einmüthigftes und energievollftes Handeln gilt, 
in Zagen der Gefahr! Denn glei, ob Gefahr da fei, darüber müſſen Inſtruk— 
tionen aus fünfunddreißig Nefidenzen eingeholt und abgewartet werden. Denn bei 
feindlichem Ueberfall tritt freilic fofort der Kriegsftand ein, zu ven erforderlichen 
Vertheidigungsmaßregeln wird ohne Berzug gefhritten, aber das heißt: ohne Ver— 
zug werben Inftruftionen der 35 eingeholt und auf Grund der von 35 Seiten 
ber eingetroffenen Inftruftionen wird „ſofort“ befchloffen. Und, winkt die Ausficht 
auf Waffenftilftand oder Frieden, fo beftellt der Bundestag zu fpecieller Leitung 
der Unterhandlungen einen Ausfhuß, ernennt einige Bevollmädhtigte und verfieht 
fie, wozu er felbft durch 35 Regierungen inſtruirt fein muß, mit gehörigen In— 
ftruftionen 115); das mühſam erlangte NRefultat ſchwerwiegender weisheitsvoll ge- 
führter Negotiationen hängt dann davon ab, was deutſche Staaten, die zufanmen 
über mehr als 22 Stimmen verfügen, wollen oder nicht wollen 116), Während 
des Krieges aber fteht der Oberfeloherr unter einem Ausſchuß derſelben Bunves- 
verfammlung und erhält von ihr, der durch 35 Regierungen inftruirten, Boll- 
machten und Befehle, aud in befondern Fällen fpecielle Inftruftionen 117), 

In Bezug auf die auswärtigen Verhältniſſe überhaupt liegt dem Bundestag 
ob 118), als Organ der Gefammtheit des Bundes für die Aufrechthaltung fried- 
liher und freundfchaftlicher Verhältniffe mit dem Ausland, die jeder einzelne 
deutihe Staat zu ftören oder zu verwirren die Macht hat, Sorge zu tragen 119), 
ferner die von fremden Mächten bei dem Bunde beglaubigten Geſandten anzu- 
nehmen 120) und, wenn es nöthig befunden werben follte, im Namen des Bundes 


112) Xriede vom 2, Juli 1850. 

113) Wiener Alte XLV. 

114) W. A. VII. XXXVI fg., inäbef. L 

115), MW. A. XLIX. 

116, Ebendaſelbſt. 

Fi, en des deutfchen Bundes vom 11. Juli 1822, $. 48. 

W. A. L. 

119, Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817 über die auswärtigen Verhältniſſe des Bundes, 

120, Bundesbeſchluß vom 12. Juni 1817, 111, 1—9; Alle auswärtigen Gefandtfchaften bei 
der Bundesverfammlung gelten als affredirt an den deutfchen Bund. Das in der Wiener 
Kongrefafte angeführte Reglement sur le rang entre les agens diplomaliques Art. I theiit 
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Gefandte an fremde Mächte abzuorpnen. Das paffive Geſandtſchaftsrecht des 
Bundes ift in Kraft ; es fehlt nicht an auswärtigen Agenten in der deutſchen Bundes— 
hauptftabt. Das aftive Geſandtſchaftsrecht ift außer allem Brauch 121): Jeder halb- 
wegs Kumdige entnimmt ſchon daraus, wie es mit der auswärtigen Politik des 
Bundes beichaffen ift und welche Nolle, wenn ausnahmsweiſe Gefandte des Bundes 
auftreten, ſolche ana& Asyoysvos, denen die Diplomatie der Einzelftanten weder 
fh unterzuorpnen nod mit ihren Erfahrungen und feften Beziehungen Dienfte zu 
leiſten, vielmehr alle ervenklihen Schwierigkeiten zu bereiten reif und bereit ift, 
jpielen werben, jpielen müſſen und — gejpielt haben. 

Die Macht, welde die Bundesverfaffung dem Baterlande gewährt, ift alfo 
fäglich ; eine große Nation ift dur fie zur Ohnmacht verurtheilt; unfer weites 
und jhönes Rei, zwiſchen kräftigen eroberungsluftigen Einheitsftaaten gelegen, 
hat kaum die Garantie des ungeftörten Beftandes feiner Integrität und Unab- 
hängigfeit, faum das nadte Dajein, aber keine Möglichkeit, ein Leben im höheren 
Styl, wofür ein Volk ſich begeijtert, mit den Bölfern Europas zu führen, jeinen 
Willen wie fihs ziemt mit Nachdruck geltend zu machen und das Gewicht feines 
Namens in die Wagjchale der Gefchide der Welt zu werfen: unter den tonan— 
gebenden Mächten ver Gefchichte ift Deutjchland mundtodt ; es ift wie nicht vor- 
handen und namenlos, 

Gewaäbrleiftung der Volksrechte. Aber, nah Außen ohne Kraft 
und Anfehen, geradeswegs eine Null, entfaltet ver deutihe Bund im Innern 
einen unerfhöpflihen Reichthum von Segnungen ber Freiheit und Wohlfahrt ? — 
Ein evles Bolt wird ſich nicht befriedigt fühlen, jo lange es der Hochachtung der 
übrigen Nationen ermangelt, fo lange es die feiner würbige Weltftellung nicht 
errungen bat; bürgerliche freiheit wird es nicht ſchadlos halten für nationale 
Ehre: doc kann fie ihm zum Troſte gereihen und feine fittlihe Energie ftählen 
zu künftigem Auffhwung ; ja fie kann ihm theilweife die Anerfennung der Mächte 
fihern, die feiner Machtlofigkeit halber es gering ſchätzen. Was bietet zum Trofte, 
wenn aud nimmer zum Erſatz für Entbehrung ächter Größe die Bunbesverfaf- 
fung uns Deutſchen an heiligen Gütern bürgerlicher Freiheit ? 

Die Antwort lautet niederjchlagend. Die Deutfchen find allerbings nicht ge= 
Inechtet, nicht rechtlos. Ein georbneter Rechtszuftand beglüdt faft jedes deutſche 
Land ; wohlerworbne Rechte werben gemeinhin geachtet; in der Mehrzahl ver 
Bundesftaaten ift dem Volk durch feine Bertreter eine Mitwirkung an der Aus— 
übung der öffentlihen Gewalt eingeräumt; wenigftens Keime und Anfänge eines 
freieren öffentlihen Rechts find allenthalben vorhanden. Aber der Bundesverfaj> 
fung verdankt davon die Nation das Wenigfte und die Handhabung des Bundes- 





die diplomatiſchen Perfonen in drei Klaſſen; Art. V behält jeder Macht vor, einförmige Be: 
ftimmungen für jede der drei Klaffen zu treffen. Bon Seiten des deutfchen Bundes find daber 
Botjhafter, Nuntien und päpftliche Legaten als unmittelbare Repräfentanten der Perſon 
ihres Sowveräns zur erften Klaffe, Die Gelandten, welche mit dem Charakter bevollmächtigter 
Minifter bekleidet find, zur zweiten Kaffe, alle übrigen diplomatiſchen Agenten (alfo auch die 
Minifterrefidenten) zur dritten Klaſſe gezählt. — Dal. Bundesbeſchluß vom 19, Febr. 1824. 

121) Der diplomatische Verkehr von Seiten des deutjchen Bundes „kann fhriftlich und münd— 
lich oder durch abgeordnnete Gefandtihaften geführt werden. Es ift daher nur eigne freie Beftim: 
mung des Bundes, wenn derielbe, unbeichadet des Gejandtfchaftsrechts, für dermalen in der 
Regel keine allgemeine beftändige Geſandtſchaften bei auswärtigen Höfen und Regierungen zu 
baften fich entſchließt, fondern für jet zum diplomatiichen Verkehr, tbeils auf ſ eiftliche und 
wündliche, Mittheilungen, theils auf außerordentliche Gefandtihaften zu beftimmten Zwecken und 
Aufträgen ſich befchränfte, Bundesbefhluß vom 12. Juni 1817, 11, 1. 
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rechts iſt feit beinahe vierzig Jahren eine ſolche geweſen, von welcher die Verfaſ⸗ 
jungen der deutſchen Staaten nichts zu heffen und Alles zu fürdten haben. frei- 
heit genießen die Deutſchen nur als Unterthanen ver einzelnen Staaten : aber vie 
Staaten felbft haben gegenüber dem Bunde nicht die Freiheit, frei zw ſein. Der 
Schlußſtein des Rechtszuſtandes in Deutjchland fehlt alfo. Hier könnte vie 
Bundesverfaffung von unermeßlichem Werthe fein, werm fie leiftete, was nach dem 
Entwurf des Freiheren vom Stein zum Bundeszwed gehören follte: „Schmtz 
der verfaffungsmäßigen Rechte jeder Klafje ver Nation*, oder wie 
es noch die preußifchen Entwürfe vom Februar 1815 nannten: „Sicherung 
der verfaffungsmäßigen Rehte jedes Einzelnen“ Die hannoverſche 
Verfaffungsgefhihte am Ende der dreißiger und im Anfang ver fünfziger 
Jahre kennzeichnet den Bund im feinem Verhältniß zu freiheit und Friebe ber 
Deutjchen. 

In feiner Wahlfapitulation Art. I. $. 2 gelobte vormals unfer König, der 
römische Kaifer, „die deutſche Nation, das Reich, vie Fürften... fonft aud 
einen jeden bei feinem Stand und Wefen zu belafjen" mb Art. XV. 
$. 1: „vie miftelbaren Reichs- und ver Stände Yandesuntertbanen in feimem 
faiferlihden Schuß zu haben und zum ſchuldigen Gehorfam gegen ihre Landes- ' 
obrigfeiten anzuhalten.“ Diefe Sanftion der Rechte von Seiten des Reichsober- 
bauptes war nicht weſenlos: denn in Seinem Namen urtheilte Sein und des 
Neihed Kammergericht und dieſes war fompetentes Forum für gerichtliche Klagen 
der Privaten megen jedes rechtswidrigen Eingriffs in die Freiheitsſphäre, felbft 
wenn durch die Landesgeſetzgebung Rechte verlegt worden! — Beſondere 
Rechte ſicherte die Reichsverfaſſung den deutſchen Reichsmittelbaren nicht zu, außer 
in Betreff der NReligionsübung. Aber fie gewährte eben den nicht vom ihr 
garantirten Rechten Schutz. So verfagte der Kaiſer Leopold I. einem Reichsgut⸗ 
achten, worurd; die Stände das ihren Ständen zuftändige Stenerbewilligungs- 
recht und Stenerverweigerungsreht aufzubeben verfuchten, mit Entjchievenheit die 
reihsoberhauptlihe Sanktion. Er verbriefte num zwar den Landftänden ihr Recht 
von Reichswegen keineswegs; doc erflärte er bei feinem Veto, daß es bei den 
Rechten, melde vie Landſtände hergebracht hätten, fen Bewenden 
haben folle. 

Mit dem Erwerb der Souveränetät, mit der Auflöfung der Reihsverfaffung, 
von revolutionärem Schwindel befallen, hielten etliche Rheinbundfürften ihre Unter- 
thanen für politiſch rechtlos geworben, für eine Art ftaatsrehtlih Hö— 
riger (läge da mur nicht eine contradietio in adiecto!) umd ihre Souveränetät, 
die ihnen eigentlich bis 1815 Weber de jure noch de faeto zufam, für ſchrankenlos 
nad allen Seiten hin, vd. h. im Grunde, weil jedes wirkliche Recht einen be- 
ſtimmten Inhalt, fomit eine Schranfe hat, für etwas mehr oder dod etwas An- 
dres als ein Recht! 

Bei der Stiftung des Bundes gingen Preußen und Hannover von der Noth- 
wendigfeit aus, Rechte der deutfchen Untertanen in ausgebehnter Weife von 
Bundeswegen anzuerkennen und gegen willfürlihe Verlegung zu ſchützen. Defter- 
reich Schloß ſich wenigftens ſcheinbar ſolch volksthümlicher Beftrebung an. (Bol. 
„Geſchichte des d. B.“). Aufrichtig einverftanden erflärten fi bie vereinigten 
mittlern und Meinen Staaten. Württemberg und Bayern (letzteres weniger ver 
Freiheit abhold, als der „deutſchen“ Freiheit) durften mit ihrem Widerſpruch durch— 
bringen ; jo fand der Geift des Nheinbunds Eingang in das neue Deutfchland, 
Vergebens ſprach die hannoverſche Note vom 21. Oftober 1814 für die Berein- 
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barkeit von Rönigihum and Bährgerfreiheit, für den wahren Stun ver Souveräne- 
tät; es war Hannover, weldes damals das Banner der unveräußerlichen Rechte 
ver Nation bochhielt und den begrifflofen Souveränetätsdünkel oder, wie Stein 
ihn nannte, Sultanismus bloßftellte — vor aller Welt und für alle Zeiten } 
Dürftig find die Grundrechte des deutſchen Volks, melde ver zweite Abfchmitt 
ver Bundesalie feftftellt; und was die Schlußafte zugefügt hat 122), ift laum ver 
Rede werth. Aber auch dies Wenige hat ber Nation während einer langen Reihe 
von Jahren verfümmert werden bürfen. Der Grundſatz ver drei Inftanzem ift 
wohl beobadytet worden, aber das damit verbundene Recht der Aktenverſendung 
an eime deutſche Furiftenfatultät oder am einen Schöppenftuhl, welches bei gemein- 
ihaftlichen oberften Gerichten jeder der Parteien zugefichert warn 123), ift amthen- 
tiſch zerdeutet 424) umd die Mifventung wirft noch fort, wiewohl eim fürmlicher 
Bundesbeſchluß 125) jene authentifche Interpretation längft entkräfter hat. Daß eine 
land ſtändiſche Berfaffung im allen deutſchen Staaten ftattfinden „wird“ #26), 
blieb für viele Staaten, darunter Preußen, bis vor Kurzem in futuro und fcheint 
auf Defterreich faumı nod anwendbar, obwohl deſſen Kaifer die Bunbesatte un- 
verbrüchlich zu halten verpflichtet ift 127, Hierzu hat die Wiener Schlußakte und 
haben nach ihr noch andere bundesrechtliche Normen eine Sicherung des monardi- 
ſchen Prinzips hinzugefügt 128), aber feine Wahrung ver Volksrechte; denn die 
Beftimmung, daß die in anerkannter Wirkſamkeit beftehenven landſtändiſchen Ber- 
faffungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege abgeändert werben können 129), ift 
ungemein wertbvoll, bat aber in entfcheidenden Krifen noch feine im anerkannter 
Birkfamfeit ftehende Berfafjung vor dem Umfturz bewahrt, wofür Holftein, Han- 
nover, Kurhefien, Bremen, abermals Hannover und feit 1850 faft alle veutjchen 
Staaten Belege liefern. — Ausführlid und mit allem Fug forgfältig (denn 
bier hatten vie Stifter des Bundes eine jchwere Schuld zu jühnen) find vie 
Rechtsverhältniffe „dev im Jahr 1806 und feither mittelbar gewordenen ehe- 
maligen Reihsftände umd Reichsangehörigen“ geordnet #0); der Freiherr vom 
Stein, jelbft ein Glied der Reichsritterichaft, meinte, es möchte weniger von ven 
Meviatifirten und mehr von der Nation Aufhebens gemacht werben. Und die Na- 
tion hätte ein beſſeres Verſtändniß von biefen Dingen und gerechtere Theilnahme 
für das jhmerzlihe Loos der Bermubten am ven Tag gelegt, wäre nicht fhrer faft 
vergefjew worben über diefen und wären ımter ihnen fpäter nur mehr Stimmen 
laut geworben, welche fürftlihen Hochſinn fir Freiheit und Recht der Deutjchen, 
für Einheit und Ehre des Baterlandes bezeugten. Ungerecht beurtheitt, gleichgititig 
und jcheel angefehen find die in ihren Rechten tief Gefränften dann weiter nod) 
gekränft uud verlegt, ohne daß fie verftanden, das Bewußtſein zu weden, in ver 
Kränkung ihrer Rechte feien Rechte ver Nation verlett. (Bgl. Br. I. ©. 41 und 


122) Miener Alte XXIX. LIV. LVI. LXV, ’ 

123) Bundesafte XII. Dal. oben Bd. I. S. 121. 

124) Bundesbefchluß vom 13. Novbr, 1834 und 5. Novbr. 1835, 

125) Dom 2, April 1848. 

126) Aundesafte XIII; das „wird“ ift übrigens authentiſch als „Toll“ interpretirt Durch 
Biener Alte LIV. 

127, Bundesafte IM. RENT: 

128) Wiener Akte UVII. Bundesbeichlug vom 16. Aug, 1824, Nr. 1. Bundesbeichlup vom 
28. Juni 1832, 

129) Wiener Alte LVI, eit. 

10, B, A XIV. W. 4. LA, 
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die Art. „Mediatiſirung“, „Standesherrn“). — Die Religionsübung der ver- 
ſchiedenen Konfejfionen verfah der Bund mit feiner nenen Oarantie ; fie ruht noch 
heute auf Neichögejeg 131) und Herkommen; aber ven Angehörigen der römiſch-katho— 
liſchen und der evangelifchen Kirchen ift der gleiche, von der Verſchiedenheit des Be— 
fenntnifjes unabhängige Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte zugefichert 131), 
Den Juden dagegen nahm der Bund, was fie in manden deutſchen Staaten 13) 
durch bürgerliche und politifche Gleichſtellung mit den Chriften gewonnen, indem 
er ihnen beließ, was ihnen von 1%) Buntesftaaten bereits eingeräumt worden, und 
im Uebrigen eine Verbeſſerung, namentlih ven Genuß der bürgerlichen Rechte 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten 135) verhieß. — Wäre es doch ein Wort 
ver Wahrheit gewefen, mas bei Eröffnung des Bundestags 136) der Präfivial- 
vortrag ausiprad, und worauf dann ein Votum des Örofherzogthums Heſſen am 
Bundestage 137) Bezug nahm, daß der Artifel 18 der Bundesafte ein wahres 
deutfhes Bürgerrecht begründe. Leider ift diefer Artikel weit davon entfernt ! 
Zufolge feinen Beftimmungen (vgl. „Deutſches Bürgerrecht”) fteht zwar Er— 
werb und Beſitz von Grundeigenthum einem Deutſchen in ganz Deutſchland frei, 
aber fein Recht der freien Niederlajfung ohne fjolden Erwerb, ja nicht 
einmal ein irgendwie gefhüstes Recht des Aufenthalts oder au nur 
des freien Durchzugs. Das war doch zur Zeit der Neiheverfaffung anders. 
Der Landfrieve von 1548 $. 1 verpflichtete jeden Neihsftand, des andern 
Unterthanen, geiftliche und weltliche, vurdy fein Fürſtenthum, Landſchaften, Graf: 
ihaft, Herrihaft, Obrigkeit und Gebiet frei, jiher und unverhindert wane 
dern, ziehen und werben zu lafjen. Im weftphäliihen Frieden 138) heißt es: 
adeoque ea omnibus et singulis utriusque partis foederatorum vasallis, subditis, 
clientibus et incolis eundi, negotiandi redeundique potestas data 
sit virtuteque praesentium concessa est. Gegenwärtig dagegen ift bie 
unbeſchränkte Freiheit, den Aufenthalt im jedem zum deutſchen Bunde gehörigen 
Staate zu nehmen, fein allgemeines ftantsbürgerliches Recht der Deutfchen, fon- 
dern nach dem 14. Artikel der Bundesafte, ein befonderes Recht der Mediatifirten, 
alfo ein Vorrecht! So fteht es mit dem deutſchen Bürgerredt der Bundes— 
verfaflung; deutſchen Staaten gegenüber find Deutſche von Rechtswegen Aus- 
länder 139); die Eigenfchaft, ein Deutjcher zu fein, ift nach dem Bundesrecht eine 
Prärogative der Fürſten, Grafen, Herrn und der Nitterfchaft des Reichs. In- 


131) Paſſauer Bergleich, Religionsfriede, weftpbälifcher Friede (4. P. O V. und VII). 

132) Bundesakte XVI. 

133) Nämlich von ſolchen Souveränen, die nachher nicht Mitglieder des Bundes wurden, 
>. B. vom Fürften Primas, vom König Weftpbalens, 

s SLR urjprüngliche Faſſung lautete: „in“. Die Nenderung der Meinen Präpofition än- 
erte viel, 

ti) Die bürgerlichen Rechte im Gegenfage der politifchen Rechte; die Bürger: 
pflidten — —. 

136) Am 5. Novbr, 1816, 

137) Bei der Berathung über die Abzuge- und Nachfteuerfreibeit: „. . . wenm die Beſtim— 
mungen des Artikels XVII... ein allgemeines deutfches Bürgerrecht begründen 
jollen, ... . "Das medlenburgifhe Botum fepte hinzu, aus Art. «VIII. laſſe fich der 
Zweck eriennen, daß der Deutiche in feinem Theile des verbündeten Deutichland 
als Fremder bebandelt und dadurch das Gefühl eines gemeinfamen Vaterlandes 
wieder ermedt werden ſolle. (Wiedererwerfung that aber nicht notb ; das batte Napoleon 
rüblen müſſen; nur rechtliche Anerkennung !) 

138) J. P, O, ıx. $. 2. 

139) Bol. das oben angefügte mecklenburgiſche Votum am Bundestag. (Anm. 137). 
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beffen dieſe Eigenſchaft ift unveränßerlih ; von der Bunbesverfaffung verlaffen, 
behauptet ein jeder Unterthan, ja ein jeder Einwohner eines deutſchen Staats 
jedem deutſchen Staate gegenüber „eundi, negotiandi, redeundique potestatem* 
auf Grund des weftphälifchen Friedens (vgl. d. Art.), freilih ein Minimum 
deutſchen Bürgerrechts. 

Um ein vorurtheilsloſes unbefangenes Urtheil über die deutſche Verfaſſung der 
Gegenwart zu gewinnen, müßte man zweierlei Gutachten einholen: das eine von 
einem Ausländer, der deutſchen Dingen fremd, dem deutſches Geſchick gleichgültig, 
aber einem Kunſtkenner des Verfaſſungsweſens; das andere von einem Deutjchen, 
der ohne Kunde von ſtaats- und völferrechtlihen Doktrinen bahinlebt, aber. das 
Baterland im treuen Herzen trägt — beide werden über diefer Bundesverfaffung 
den Stab brechen : der Eine, weil fein vernünftiger Gedankenzuſammenhang darin 
erfennbar , ver Andere, weil nicht einmal das Recht auf Dafein eines Deutſch— 
land dadurch verbürgt, übereinftimmend viefelbe verurtheilend. Und doch leben wir 
ver Ueberzengung , weldye der öſterreichiſche Bundespräfivialgefandte bei einer ver 
zahlreihen aus den kurheſſiſchen Landen an ven Bundestag ergangenen Beſchwerden 
über lanvesherrlihe Berfügungen, ſich ver bebrängten Unterthanen annehmend, 
am 17. März 1817 für beredhtigt und wünfcdhenswerth erklärt hat „daß Deutſch— 
land nur darum mit dem Blute der Völker von fremdem Jod be 
freit und Länder ihren rechtmäßigen Negenten zurüdgegeben wor: 
den, damit überall ein rehtlidher Zuftand an die Stelle der Will— 
für treten möge.“ 


Deutfche Bundesverfammlung. 


1. Borgefchichte. Die deutſche Bundesverfammlung in ihrer Zufammenfegung 
und im Bereich ihrer Befugniffe ift pas Ergebniß der vielhundertjährigen Ent- 
wicklung einer Inftitution,, welche zum Mittelpunkt der Berfaffung Deutſchlands 
geworden war. Die Stände des Reihe find nit nur zu einer felbftändigen 
Gewalt über die Theile deſſelben umd wicht eher gelangt, als bis fie in ihrer Ge— 
fammtheit, d. b. als Stände, au über das Ganze beveutenden Antheil an ber 
Beherrfhung erlangt hatten, bis fie zu der Korporalion erwachſen waren, worin 
man: das Reich in Berfon erbliden und die man als „das Reich“ bezeichnen durfte. 
Diefe Körperjchaft, der Reihstag, hatte mit dem Ende des fünfzehnten Jahr: 
hunderts eine beftimmte Gliederung gewonnen ; der ftändifche Organismus beftand 
feither aus drei „Räthen“, d. h. aus drei großen Einungen der Wahlfürften, ver 
übrigen Fürſten und der Städte, deren jede wiederum aus mehrern Einungen zu— 
fammmengefegt war, namentlich der Fürftenrath 1). Mit Ende des 16. Jahrhunderts 


ı Im Fürftenratb beftanden die befondern Einungen der geiftlichen und der weltlichen Wahls 
füriten (geiftliche, weltliche Bank). Desgfeichen im Fürftenrath eine geijtlihe und eine weltliche 
Küriteneinung ; die Aufnahme in den —— ſetzte u. A. die Reception in die beſondre Ei— 
nung voraus; auf der weltlichen Bank bildeten die altweltfürſtlichen Häuſer eine beſondere Eis 
nung und innerbalb dieſer gab es no fpecielle Vereine, z. B. der nach zebn Strophen alter 
nirenden Säufer ; ferner ftanden die Grafen und Seren in vier Vereinen, deren jeder eine Ges 
fammtftinnme führte. Auf der geiftlichen Bank bildeten (bis 1803) die nichtgefürfteten Prälaten, 
Aebre, Aebtiſſinnen u. j. w. zwei Einungen, die ſ. g. ſchwäbiſche und die j. g. rbeinifche Prälaten⸗ 
furie, deren jeder eine Kuriatſtimme zuftand. Endlich gliederte fich der Städteratb in zwei Ei- 
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befeftigte fi die am meiften ſchwankende Ordnung des letteren 2) ; mehr noch im 
weftphälifhen Frieden 3), welcher auch die Stellung des Städteraths zu den beiden 
obern Räthen verfaffungsmäßig ficherte 9. Nah und nad war es Sitte geworben, 
daß, wie die Städte als juriftiihe Perfonen nothgedrungen ihre Vertreter, fo aud) 
die Fürften ihre Bevollmächtigten zum Reichstage fanbten und immer feltener ihre 
ſtändiſchen Gerechtſame ſelbſt ausübten. Als ver erfte Reichstag nah dem Ende 
des breißigjährigen Krieges durch den Reichsabſchied von 1654 geſchloſſen und eben 
barin feftgefetgt war, daß minteftens alle zehn Jahre eine Reichsverfanmlung 
berufen werben müſſe, trat vie thatfächliche Wendung ein, wonad der Reichstag 
permanent wurbe: das tm Jahr 1663 zu Regensburg unter feinem allerhöchften 
Dberhaupt verjammelte Reih iſt micht wieder verabſchiedet worden 5). Dadurch 
wurbe ohne Weiteres aus der deutſchen Ständeverſammlung ein beſtändiger 
Kongreß von Bevollmächtigten ver deutfhen Fürften und freien 
Städte. Der Reichstag von Regensburg bildete fo ven Uebergang von ben Ber- 
fammlungen der Fürſten und Stände Deutfchlands zu der heutigen Bundesver- 
fammlung. In ven legten Zeiten ver Reihsverfafjung ift das Streben unver— 
fennbar, den Organismus diefes permanenten Geſandtenkongreſſes zu vereinfachen; 
iudeſſen alle bier einſchlagenden Reformverſuche, deren letter, welden die Neichs- 
deputation von 1802 in ihrem Hauptihluß vom 25. Februar 1803 nieverlegte 6), 
freilich den Fürftenrath noch komplicirter gemacht hätte, fchlugen fehl. Während 
die Reichsverfaſſung mit ftarfen Schritten ihrer Auflöfung entgegenging, war mehr: 
fach die Rede von einer Berfhmelzung der Reichstagsfollegien 9), wonad entweder 
neben den Birilftimmen der Kurfürften Kuriatftimmen der mindermädtigen Fürften 
ober neben Birilftimmen der Lebteren etwa die Führung mehrerer Stimmen von 
Seiten der hervorragenden Glieder des Reichs beſtehen 5), bie der Städte wohl 
gar verſchwinden follten. Keine derartige Verſchmelzung, aber eine Vereinfachung, 
ber eine veränderte Auffaffung vom Weſen des Stimmrechts zu Grunde lag, pro- 
jeftirte, nachdem der Reichstag, während er ferien hatte), im renolutionärer 
Weiſe befeitigt war 19%), der Rheinbund, deſſen Verfaſſung jedem Mitglied eine 
Stimme gab und die ſämmtlichen Fürften im zwei gefonverte Kollegien, in bas 
der Könige (zu welchem aud vie Großherzoge gehörten) und in das ver Fürſten 


nungen, die theinifche und die ſchwäbiſche Bank, deren Mitglieder jedoch Viriftimmen führten. — 
Die große Einung der Ritterfhart hatte bekanntlich nicht ik und Stimme auf den Reichstage. 

) Job. Jaf. Mofer bält das Verhältniß der Fürftenratbitimmen auf dem Augsburger 
Meichötage von 1582 für normativ ; dies trifft einigermaßen zu, 

3) Der Reichstag von 1653 und 1654 ift normgebender als der von 1582 — aut 
nabeliegenden Gründen, 

“J.P. ©. VIII. $. 4. 

6) Daher ift der R. A. von 1654 der „jüngſte“: I. R. M. 

6) Speciell für den Fürftenratb im $. 32 des R. D. H S., defien Neuerungen der Kaifer 
durch fein Veto vom 27. April 1803 vereitelte. 

7) Zeugniß davon geben die von Häuſſer für feine deutfche Gefchichte und von dem Ber: 
J— ſeit 1851 benutzten handſchriftlichen Reichſtagsberichte der Göttinger Bib— 

otbef, 

8) Unſchwer erkennt man beide Projekte ala fombinirt und fachgemäß umgeftaltet in dem 
heutigen Organismus der Bundesverfammlung wieder, das eine in dem engeren Rath, das 
andre in ber Plenar forn. 

9 Dom 7. Juli bis 13, Oftober 1806. 

„10, Am 1. Auguft 1806; an der Spike der acht Fürften, welche fih damals vom Reiche 
losfagten, fand der Erztanzler, welcher den Borfig im Kurfürftenratb, das Direftorium des ganzen 
Reichstags und fomit die geſammte Reitung der reichsftändifchen Verhandlungen hatte. 
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glieverte U); dieſe Bundesverfammlung (Didte) ift jedoch nicht ins Leben 
getreten. 

14. Entſtehung. Die erften Entwürfe der Bundesverfafjung ſchloſſen 
ih an vie DBerfafjungszuftände des Reihe eng an. Das Ständewefen im 
Reich beſchränkte ſich nicht auf die Reichsverſammlung; ueben ihr gab es 
Kreisverſammlungen: die Kreisſtandſchaft hatten PViele, vie keine Reichsſtand— 
haft hatten; eine Biriljtimme führten am Kreistage , die im Fürſtenrath 
nur an einer Geſammtſtiumme Theil hatten, und Viele, denen in legterem nur 
Eine Stimme zuftand, waren mit mehreren kreisſtändiſchen ausgeftattet. Eben 
weil die Bertretung politifcher reiheit nicht an Ein Organ gebunden war, durfte 
an dem Gentralorgan nicht jedes Glied Autheil, nicht jedes vollen und am wenig. 
ften gleihen Antheil beauſpruchen. Noch vie preußiſche Note zu den Bundesent- 
wärfen vom Februar 1815, von denen nur einer an kreisftändiicher Einrich— 
tung feithielt, gab ihr und deßhalb viefem ausprüdlih den Borzug 12), Ja 
Württemberg 13) und Bayern 14) waren davon ausgegangen, daß nur die fünf 
Staaten, welche Aufangs den deutſchen Ausihuß bildeten (vgl. „Geſchichte des 
deutfhen Bundes“), den Bund bilden, folglih fie allein Antheil an ver 
Bundescentralgewalt haben, alle übrigen auf Kreisftanpfhaft beſchränkt fein fol- 
ten. Abgejehen von der Kreisverfajjung nahmen die erften Entwürfe an, daß bie 
Inftitution, welche au die Stelle des „Reichs“ und des Reichsoberhaupts zu treten 
befiimmt war, in zwei Räthe giglievert würden, deren erfter, aus Defterreich, 
Preußen (jeves mit 2 Stimmen) 5) Hannover, Bayern, Württemberg beftehend, 
ungefähr dem Kurfürftenrath, deren zweiter, aus allen Mitgliedern des Bundes 
(mit Birl- oder Kuriatjtimmen) zujammengejegt, einer Vereinigung von Yürften- 
und Stäbterath entiprodhen hätte. Nur der erſte Rath (in den Entwürfen mit 
Kreiseinrichtungen „Rath der Kreisobriften” genannt) follte permanent und 
ver eigentliche Zräger ver Negierumgsgewalt fein, aljo an Stelle des Reichsober— 
hauptes treten; der zweite Rath, jedes Jahr in der Nefivenz des erjten Raths 
verjammelt, wäre eine Art von gefeggebendem Körper geworben. Der preußijche 
Entwurf vom 30. April 1815 bezeichnet den erften Rath als Bundesrath, den 
zweiten ald Bundesverfammlung 16), 


11, Sehr richtig tft Die Bemerkung Zöprl’s (Staatsrecht, 2. Aufl., I, 250), daß das 
Zweilollegienſyſtem ver Rheinbundsakte an die Einrichtung der ordentlichen Neichedeputation er: 
innere. 

12) Alüber, Akten des Wiener Kongreffes, 11. 6 fa. 

13, Klüber, Akten des W. K., ı1., 107. 

14) Klüber, Akten des W. 8, I, 9. 

15) Don Bayern und Württemberg Beftritten, von erfterem unter der Bedingung, daß es ſelbſt 
aud greei Stimmen erhalte, zugeftanden. 

16) Der $. 3 des Entwurfs lautet: „Die Angelegenbeiten des Bundes werden beforgt durch 
eine zu gewiſſen Zeiten regelmäßig oder auch außerordentlich zufammenfommende Bun— 
desverſammlung und einen beftändig zufammenbleibenden Bundesrath, die fi zu ein 
ander wie zwei Kammern derjelben repräfentativen Verſammlung verhalten. (Daß diefer Ber: 
gleich nicht ganz zutrifft, leuchtet aus dem Folgenden ein.) Der Bundesrath beftebt aus eini- 
gen durch die Bundesurfunde von der Gejammtbeit der deutichen Stände ein für alle Mal dazu 
beauftragten Fürften, welchen einige andre Bumdesmitglieder wechſelnd dergeftalt zugeordnet wer— 
den, daß feines von dem Rechte, daran theilzunehmen, ausgefchloffen bleibt. Ihm gebührt die 
Leitung des Bundes, und deffen Bertretung bei auswärtigen Mächten, ſowie Alles was 
zur ausübenden Gewalt gehört; die gefeßgebende dagegen tbeilen beide miteinander, und 
gefepliche Verfügungen, allgemeine Einrichtungen, und Bewilligung von Bei: 
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Diefe Bafis ift verlaffen in dem öfterreichifchen Entwurf vom Mai 1815 17), 
Ausgehend von der Rechtsgleihheit der Bundesgliever fegt er eine Bundesver— 
fammlung, bie unter Borfig Oeſterreichs jährlih am 1. November beginnt 
und bis zur Beendigung der Geſchäfte vauert. Sie befteht aus 15 Stimmen : 
8 PBirilftimmen (Defterreih , die Königreihe, Baden, Holftein) und 7 Kuriat- 
ftimmen (beide Heffen, die fählifhen Häufer, Braunſchweig und Divenburg, die 
mecklenburgiſchen Häufer, die naffauifhen Häufer , fodann Anhalt, Hohenzolfern, 
Lichtenſtein, Schwarzburg, Waldeck, Neuß und Lippe, emblich die freien Städte) 18). 
— Der Gang der Entwidlung, welchen die Bundesangelegenheiten nahmen und 
auf den die Vereinigung der mittlern und Heinern Staaten fo großen Einfluß 
übte (vgl. „Geſchichte des deutſchen Bundes“), führte mit einer gewiſſen Nothmwen- 
bigkeit zur Annahme und Ausbildung dieſes legteren Syftems. Es handelte fich 
dabei nur noch um Bertheilung der Stimmen und fchließlih, da von jeder andern 
politifhen Drganifation Abftand genommen worden, um eine nod größere Siche- 
rung derjenigen Bundesgliever, denen bei aller Ausvehnung des Stimmrechts 
doch regelmäßig feine eigene Virilſtimme zuertannt wurde. Eine foldhe größere 
Sicherſtellung forberte eine Erflärung der vereinigten Fürften und freien Städte 
vom 25. Mai 1815 19) zu Art. IV der von Defterreih und Preußen gemeinfchaft: 
li den Konferenzen gemachten Vorlage und fand biefelbe darin, daß in be- 
ftimmten befonder8 wichtigen Fällen „die Bundesverfammlung fih zu 
einem Pleno bildet, in weldhem jedes Mitglied eine Virilſtimme“ 
führt 29), woraus die heutige Einrichtung mit einer Mopifitation viefes Antrags 
hervorgegangen: ift. 

—* dem preufifch-öfterreichifhen Entwurf 2!) beſtand die Bundes verſamm⸗ 
lung aus 15 Stimmen; dieſe waren aber anders vertheilt, als in dem öſter— 
reihifhen Mai-Entwurf ; Luxemburg und jedes ber beiden Heflen hatten Biril- 
ftimmen ; der Gefammtftimmen neben ven elf Birilftimmen gab es vier: 1) Med- 
lenburg, Oldenburg, Anhalt. 2) Die fähfifchen Häufer, Schwarzburg , Reuf. 
3) Braunfhweig, Nafau, Hohenzollern, Lippe, Waldeck, Lichtenftein. 4) Die 
Städte 22). 

Am 29. Mai unterftügten diefen Vorfchlag Preußens und Defterreihs Bayern, 
Hannover und Großherzogthum Heffen. Dagegen war einerfeits die Zahl 17, an- 
derſeits 19 beantragt, immer unter Borausfegung ver elf PBirilftimmen , bei 
denen ed denn aud blieb, alfo von einerjeits aht Stimmen 1) Medien: 
burg, 2) die ſächſiſchen Häufer, 3) Braunfhweig, 4) Naffan, 5) Dlvenburg, 


trägen zur Beftreitung der Bundesfoften fünnen nur durch die Bundesverfammlung befchloffen 
werden. Die Vollſtreckung der Bundesfchlüffe geihieht durch einzelne Mitalicder def: 
felben, vermöge von dem Bundesrath ertbeilter beſtimmter Aufträge, wenn die fünftigen organi: 
fchen Geſetze nicht Areife oder Kreisvorfteber ald beftändige dem Bunde durch Verantwortlich 
feit verbaftete Beauftragte deifelben aufftellen.” Klüber, Akten des Wiener Kongreffes 11, 301. 
Der Bundesratb in feiner Stellung zur Yundesverfammlung erinnert, nimmt man noch Kreiſe 
* Kreisvorſtehern hinzu, an die des Reichs regiments zur Reichsverſammlung im 16. Zabr: 
undert. 

17) Klüber, Akten des W. K. 11, 308 fg. 

18, Klüber, a. D. 309. 

9) Klüber, Alten des W. K. 11, 373 fa 

20) a. D., 375. 376. 

21) Klũber, Aften des W. K. 11, 314 fo. 

22) a. D, 322. 323. 
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6) Anhalt, Schwarzburg und Reuf, 7) Lippe, Hohenzollern, Waldech und Pichten- 
fein, 8) die Städte, von anderſeits ſechs Gefammtftimmen. Letztrer Vorſchlag 
wurbe aboptirt, fo daß 1) Medlenburg, 2) die ſächſtſchen Länder, 3) Naffau und 
Braunfchweig, 4) Dlvenburg, Anhalt und Schwarzburg, 5) Neuß, Lippe, Walded, 
Hohenzollern und Fichtenftein, 6) die freien Städte je eine Gefammtftimme führen 
follten, wobei nur Oldenburg fid) no das Protokoll offen hielt 23), 

Gegen die Bildung eines Plenum waren Anfangs Bayern und Großherzog: 
thum Heſſen; es befürmworteten biefelbe außer den Mitglievern der Kuriatftimmen 
Defterreih, Preußen, Hannover, Luxemburg und fo wurde diefe Form der 
Beſchlußfaſſung für Ausnahmefälle — nicht etwa zweite Kammer der 
Bundesverfammlung neben dem engern Rath — allgemein beliebt A). Damit 
aber im Plenum nur ungefähr das Verhältniß ver Stimmen zur Bevölkerung 
ber Staaten, wie es der Bundesverfammlung zur Grundlage dient und weldes 
fonft in ver allerauffallenpften Weife verlegt fein würde, falls die größeren Staa- 
ten auch im Plenum nur eine Birilftimme hätten, Beachtung fände , fchlugen 
Defterreih und Preußen vor 3), daß je vier Stimmen im Plenum Defterreid) 
und die Königreiche, je drei Holftein, Luremburg, Baden, Kurheſſen, Großher- 
zogthum Heſſen, die übrigen 26 eine Stimme führen follten. Diefer Vorſchlag 
wurde im Allgemeinen angenommen, doch dazu noh Medlenburg- Schwerin und 
Naſſau je zwei Stimmen und jevem ber Lippe und jever Hauptlinie des Hau- 
jes Reuß eine Stimme 26), endlich in ver folgenden Konferenz vom 30. Mai nad 
träglich Braunfchweig zwei Stimmen 27) zuerfannt, fo daß das Plenum 69 Stim- 
men zählte. Hierauf beruht die Einrichtung des heutigen Bundestags im IV. 
und VI. Artikel der deutſchen Bundesakte. Im Verlauf der Gefchichte feit 1815 
bat die Zufammenfegung fih dahin verändert, daß im engern Rath die zehnte 
Stimme für Holftein und Lauenburg 38), vie elfte für Luremburg und Lim— 
burg 29) geführt wird, und aus der jechszehnten (der fünften Kuriatftimme) beide 
Hohenzollern ausgeſchieden find 30), während Hefjen-Homburg darin auf 
genommen 31) ift, daß im Plenum (abgefehen von Holftein-Tauenburg und Lurem- 
burg-Pimburg) die fechszehnte Stimme weggefallen ift (Sachfen-Gotha-Altenburg) 
und die Namen der 17. bis 19. verändert 32), ferner die 24. (Anhalt-Köthen) #), 
27. (Hohenzollern-Hechingen) und 29. (Hohenzollern-Sigmaringen) in Abgang ges 
fommen find, dagegen die Stimme von Heſſen-Homburg hinzugetreten ift, wonad) 
die 24 Einzelftimmen bis auf 21 eingefhmolzen find und die Zahl der Stimmen 
im Plenum nunmehr 66 beträgt. 


23) über, Akten des W. K. II, 404. 405. 
2+) Klüber, Akten des W. K. II, 406. 


28) Laut Erklärung vom 5. November 1816. 

29) Mal. „Geſchichte des deutjchen Bundes“. 

20) Staatsvertrag vom 7. Dezember 1850. 

A) Yundesbefchlug vom 7. Juli 1817 und 17. Mai 1838. 

32) Sachſen⸗Gotha⸗Altenburg + 11. Febr. 1825. Staatsvertrag und Patent vom 12. und 
15. Nobr. 1826. Seitdem beißt die 17., nunmehr 16. Stimme des Plenum (bis dahin Sachien- 
Koburg) Sachſen-Koburg-Gotha, die 18., nunmehr 17., (bis dabin: Sachjen-Meiningen) 
Sadhjen-Meiningen=:Hildburgbaufen, die 19,, nunmehr 18., (bis dahin Sachfen-Hild: 
burgbaufen) Sahjen:Altenburg. 

33) Anhalt:Kötben + 23. November 1847. 
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III. Mechtliche Stellung. Die Bundesverfammlung oder be 
Bundestag #) ift nicht das eigentlihe Subjelt, nicht ber Zräger ber 
Bundesgewalt (vgl. „Verfaffung des deutſchen Bundes“), ſondern nur das 
Organ viefes Trägers, aber fein Organ zur völligen Ausübung der Gewalt 
und fein einziges Organ 3). Subjekt der Bundesgewalt ift nicht ein einzelnes 
Mitglied des Bundes, ſoudern die Gefammtheit der Bundesglieder #); 
demgemäß befteht der Bunbestag aus den Bevollmächtigten ſämmtlicher 
Mitglieder ; vie Geſammtheit der Bevollmächtigten ftellt vie Geſammtheit der 
Mitgliever dar und übt die Gewalt, welche viefer zufteht 37), innerhalb der ihr 
vorgezeihneten Schranten aus #). 

Die Beftellung der Bevollmächtigten von Seiten der Fürften und Städte 
ift nicht nur deren politifches Necht, fondern auch ihre Pflicht 39), ihre Bundes- 
pflicht 90), Jever diefer Bevollmächtigten ift Beamter des betreffenden Staats, in 
den Fürftenthümeru alſo Diener des Fürften zu Zweden des Staats: denn ber 
Fürſt ift Bundesglied in feiner Eigenſchaft ald Souverän bes Staats; bie 
Ausübung der Bundesmitglienfhaft ift Ausübung eines mit der deutſchen Staats- 
gewalt untrennbar verbundenen Hoheitsredhts, eines Ausflufjes deutſcher 
Staatsgewalt; das Organ dieſer Ausübung, der Bevollmäctigte am Bunde, 
ift daher Diener des Fürften in feinem andern Sinne, wie jever Beamte A), 

Der Bevollmäcdtigte ift von feinen Kommittenten d. h. dem Bundesgliede 
welches er vertritt, unbedingt abhängig, erhält Juſtruktionen, an die er 
gebunden ift, und hat veren treue Beobadtung, ſowie feine Gejhäftsführung 
überhaupt vor dem Souverän zu verantworten. Bor „ihm allein", jagt bie 
Diener Schlußakte #2) ; dieß faun mifverftanden werben und ijt bereits mißbeutet 
worben, als ob der Bunvestagsgefandte dem Fürften etwa nur in Perſon und 
nicht dem Staatsminifterium, reſp. dem vorgefegten Minifter verantwortlih wäre: 
es werben aber Hoheitsrechte durch die Räthe der Krone, welche ver Fürſt einfegt und 
abfett, ausgeübt ; ver Bevollmädhtigte am Bunde empfängt feine Iuftruftionen vom 
Minifterium, reſp. einem der Minifter, vem er dann für deren Befolgung verautwort- 
lich ift. Die Volfövertretung kann ihn freilich wegen feiner Abftimmung am Bun 
destage nicht zur Rechenſchaft ziehen, aber keineswegs weil ihn die unverant- 
wortliche Berfon des Souveräns, fondern deßhalb, weil ihn das Minifterium Jeder⸗ 


35) Der Ausdruf »Bundestag« findet fich auch in officiellen Aktenſtücken, 3. B. in dem 
ee vom 12. Juni 1817, die auswärtigen Verhältniſſe des dentichen Bundes be: 
treffend. 

35) Miener Schlußafte, Art. VII. umd ig. Vgl mit Urt. 1. 18. IV. daf. und Buns 
dedafte IV. 

36) Bundesafte 111. Wiener Akte IV. Dal. „Verfaſſung des deutfchen Bundes”, 

37, Wiener Akte VIL., VIII 

38) Miener Alte IX. 

39) Daraus folgt nicht, wie 1850 gefolgert wurde, daß, wenn die Jnftitution des Bundes: 
tags in verfuffungsmäßigen Wege aufgehoben ift, die Bundesglieder verpflichtet find, fie 
wiederherzuftellen Bol. Zahariä, deutiches Staats: und Bundesrecht 11., 638, 
Anm. 2. 5 

40) Bundesakte III. 

sı) Er fteht daber nicht etwa jo, wie Beamte der evangelifchen Kirche bei der Konfiftorial: 
verfaffung : dieſe find Organe des Kirchenregimentd und injofern bes Fürften ala des Trägers 
derfelben Dagegen bier fonmt der Fürft in feiner andern Eigenſchaft zur Sprade, fondern ge 
rade ala Souverin des Staats, Diener des Fürften, als des Ztaatsoberbawtes, find aber 
Staatödiener, 

»2) Wiener Alte VIII. 


Bundesverfammlung. 59 


mann gegenüber deckt 43). Beſteht Verantwortlichkeit der Minifter gegenüber ber 
Boltsvertretung, fo ift es weder ehrlich noch vernünftig, zu leugnen, daß der Mi- 
nifter, refp. das Minifterium in demfelben Grad und Maß, wie für andre Staats— 
afte, auch für die dem Bundestagsgeſandten ertheilten Inftruftionen ver: 
antwortlich ift. Allerdings, wird dieſer Sag anerkannt, wie er Anerkennung 
verdient, fo fann fein Minifterium den Bevollmächtigten inftrniren, am Bundes— 
tage für Aufhebung der in voller Wirkſamkeit ſtehenden Lanvesverfaffung mit- 
telft Bundesorbonnang zu ftimmen, ohne fidh eine Anklage der Stände zuzuziehen, 
md es fehlt an jenem verhängnifreihen dog nos nov orw, um geltendes Staats: 
reht aus den Angeln zu heben! — Daß der Bevollmädhtigte am Bunde feinem 
Souverän allein verantwortlich fein fol, berührt aber auch fein Verhältnif zur 
Bundesverfammlung ; weder fie noch ihr Präfivium Hat eine oberauffichtliche, rich 
terliche oder Disziplinargewalt über die Bundestagsgefandten ), 

Die Alte des Bundestags find daher Handlungen der Gefammtheit der Bun- 
desglieder; es find die NRegierumgen der deutfchen Staaten felbft, weldhe ihre Vota 
abgeben. Hiermit in Verbindung fteht denn auch, daß das Stimmverhältmiß der 
Mitglieder nicht bebingt ift durch die Zahl der anmefenden Bevollmächtigten ; vie 
einfache Mehrheit im engern Rath beftimmt fich nicht nach der Majorität der an— 
wejenden Bundestagsgeſandten, fonbern ift und bleibt neun; aud wenn bei einer 
Abftimmung nur die neun anweſend gewefen, bilden ihre übereinftimmenven Bota 
einen Mehrheitsbefhlug engern Raths. Defhalb ift das Stimmenverbältniß 
unter dem Gefichtspunfte des Antheil® der veutichen Staaten an der Bundesge— 
walt zm betrachten; vgl. „Berfaffung des d. B.“ — Ferner kann jeder Staat 
einen eigenen Bevollmächtigten am Bundestag haben, ohne dadurch, wenn er 
nur an einer Geſammtſtimme des engern Raths participirt, eine eigene Stimme 
zu gewinnen; mehrere Staaten können burd Einen Gefandten vertreten fein, der 
dann die möglicherweife abweichenden Inftruftionen feiner verfchiedenen Bollmadıt- 
geber zu befolgen, aljo vorfommenven Falls fowohl pro re als contra rem zu 
votiren hat. Die 2, 3, 4 Stimmen, welde die mittlern und größern Staaten im 
Plenum führen, fönnen ſie dur einen oder mehrere Bevollmächtigte vertreten 
laffen; nur ift Hier die Möglichkeit ausgefchloffen, daß die Mehreren abweichende 
Inftruftionen erhalten ; in der Stimmgebung folder Staaten wird dadurch nichts 
verändert. 

Des Bundestags, als des ausfchlieglihen Organs ihres Wollens und 
Handelns bebarf die Gefammtheit ver Bumdesgliever unausgeſetzt; ohne ihn ift 
fie handlungsunfähig: er ift der Vertreter viefer juriftifchen Perfon, der die Bun- 
besgewalt zufteht. Daher ift vie Bundesverfammlung beftändig, d. h. ein per- 
manenter Kongreß von Bevollmädtigten der Bundesglieder. Ihr 
Sig ift Frankfurt am Main *). — Nur die Möglicpkeit einer Bertagung 
von höchſtens 4 Monaten ift vorgejehen %); während viefer ferien find aber 
Präfivium und Kanzlei ununterbrohen im Amt; neben dem Präftvialgefandten, 


45) Dies gilt indeflen nur foweit, wie von andern Staatsbeamten. Vgl. Zahariä a. O. 
ı1, 669. Anın, 7. 
4) — Klen a. D. 11, 669. 
undesafte IX. Das Berhälmiß dieſes Staats zur Bundesverſammlung ift geregelt in 
dem — zwiſchen letzterer und dem Senat der freien Stadt vom 22., 23., 25. und 
30. Ofto 
%) Bundesatte VII. a, €: Bundes beſchluß vom 26, Zumi 1817 (provferiidh). 
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reſp. deſſen Subftituten 97) müffen mwenigftens zwei Bundesgefandte zu Frankfurt 
a. M. anweſend fein; fie werden durch Uebereinfunft oder in Folge der Abftim- 
mung bezeichnet; der fo gebildete „Gerienausfhuß”, an dem übrigens aud 
andre in ver Stabt anweſende Bundesbevollmächtigte theilzunehmen berechtigt find, 
beforgt das Laufende, verfügt in dringenden Fällen vie frühere Einberufung ves 
Bundestags und trifft, wenn Gefahr im Berzuge ift, die nöthigen „proviforifchen 
Einleitungen”, — ein Mehreres niemals. — Die Beftändigfeit oder Permanenz 
der Bundesverfammlung ift nicht etwa gleichbedeutend mit der Unauflöslichkeit (gleich- 
falls fogenannten „Beftändigfeit") des deutfchen Bundes *8). So lange es eine Bun- 
desverfammlung giebt, ift fie nicht ein ſolches Organ der Gefammtheit des Bundes, 
das von Zeit zu Zeit neu fonftituirt wird, fondern eine ftändige Behörde. Aber 
fie fteht nicht über dem eigentlihen Subjeft der Bundesgewalt, das fie vielmehr 
nur jo lange vertritt, ald dieſes durch fie vertreten fein will: es kann fi ein 
andres verfaffungsmäßiges Drgan feines Wollens und Handelns fhaffen, d. h. 
den Bundestag abſchaffen; und durd keine Sophismen läßt ſich vie gefchichtliche 
Thatfahe hinwegleugnen, daß vie Gefammtheit der Bundesgliever im Jahr 1848 
den Bundestag aufgehoben bat ?9), indem fie ein andres (proviforifches) Organ 59), 
und dann abermals eine andre Behörve 51) an feine Stelle feste, und daß er auf- 
gehoben blieb, bis die Gefammtheit der Bundesglieder ſich über feine Wiederein- 
fegung vereinigt hatte, was befanntlich noch lange Zeit nicht der Fall war, als 
bereits eine Verfammlung von Bevollmächtigten deutſcher Staaten als Bunvestag 
fungirte. Seit 1851 befteht die Bundesverfammlung wieder zu Recht, folglich ift 
fie feither „beftändig” ; aber während jenes Trienniums der Reformverſuche war 
fie e8 nicht, weil fie überhaupt nicht beftand — weder thatſächlich, noch rechtlich. 
Etwas Andres ift es mit der „Beftändigfeit" des Bundes; über ihn hat bie 
Gefammtheit der Bundesgliever keine Macht: fondern er ift eine Macht über 
ihnen. (Bgl. „Berfafjung des d. B.“). 

Den Borfig in der Bundesverfammlung führt Defterreicdh 52). 
Nicht etwa hat der Kaiferftaat ein Direktorium des beutfhen Bundes, eine 
Gewalt über die Bundesglieder, eine Hegemonie über Deutfchland. Es befteht grund- 
gejeglihe Gleichheit ver Rechte und Pflichten unter den deutſchen Staaten 53) ; 
jelbft der Schein einer Suprematie eines Bunbesftaats über den andern foll 
vermieden werden. Bielmehr hat der Bevollmächtigte Defterreihs bei dem 
Drgau des Bundes, bei der Behörde ver deutſchen Gentralgewalt vie Ge— 
Ihäftsleitung, fo and vie Vertretung derfelben und mittelbar deſſen was fie 
repräfentirt, nad Außen bin; er hat keinerlei Direktorialrechte, fondern nur 


47) Siebe w. u. 

48) „Beftändig‘ in Bundesafte ı entfpricht der Inauflöslichfeit in W. Schlußakte V; in ans 
derm Sinne „beſtändig“ nennen den Bundestag Bundesafte VII und Wiener Alte VII. Vgl. Za— 
hariä, die Mechtswidrigkeit der verfuchten NReaftivirung der im Jahr 1848 aufgehobenen deut= 
Ichen Yundesverfammlung, Göttingen 1850, S. 5461. Zachariä, Staatsrecht, IT, 639 

+9, Bundesbeichluß vom 12 Juli 1848 in Anerfennung des Beichluffes der deutichen Na— 
tionalverfammlung vom 28, Juni d, I 

50) Die proviforifche Gentralgewalt war, wie der Name jagt, ald eine interimiftifche Behörde 
eingefeßt ; die Bundesoerfammlung war aber nit proviforiich aufgehoben, fondern defini— 
tiv; vgl. Zahariä, Rechtswidrigkeit S. 61 fg. 

si) Die Bundescentralkommiſſion, das f. g Interim, in Folge des Vertrags vom 30. 
September 1849. Vgl. „Reform des deutichen Bundes.“ 

52) Bundesakte V, 


65) Bundesakte 1115 Kriegäverfaffung des deutichen Bundes von 9, April 1821. Art. vır. 
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Präfidialbefugnifje. Der Bundestag hat nicht bilreanfratifche, fonbern kolle— 
gialiſche Form; bei Stimmengleichheit in der engern Berfammlung fteht dem Bor- 
figenden die Entſcheidung zu 9). Stellvertreter des öſterreichiſchen Gefandten im 
Präſidium ift der Bevollmächtigte Preußens, für welchen der von Bayern ein⸗ 
tritt u. ſ. f. 

Die Sigungen der Bundesverfammlung find a) ordentlide 
und außerordentlihe: die orbentlihen finden Donnerftagd um 11 Uhr ftatt 
früher Montag und Donnerftags von 10—1 Uhr); die außerorventlichen werben 
befonders verabredet und vom Präfivium angefagt; b) förmlide und vertrau— 
lie: die förmlichen find folenn und haben officiele Wirkung ; die Bundestags- 
gefandten treten varin leviglid als Organe ihrer Kommittenten auf; ihre Aeuße— 
rungen find die Yeußerungen der Bundesgliever oder gelten als folde; demnach 
find die förmlihen Sigungen die eigentlihen und alleinigen des Bunbes- 
tags. Die vertraulihen Sigungen find Berfammlungen der Bevollmächtigten zu 
perjönlihem Meinungsaustaufh, Beiprehungen, Debatten, VBerabredungen, doch 
ohne officiellen Charakter; es wird darin fein Protofoll geführt; vie fpeciellen 
Aufzeihnungen einzelner Anfichten oder des Ergebniffes einer Verhandlung find 
rein privater Natur; bei Abftimmungen ift Niemand an fein Botum für die fpätere 
förmlihe Sigung gebunden, da in biefer ja nicht des Bevollmächtigten perfönliche 
Ueberzeugung, fondern ver Beſchluß feiner Regierung zur Sprade kommt. Der 
Werth diefer vertraulichen Sitzungen ift jedoch nicht body genug anzufchlagen, wenn 
fie in rechter Weife verwerthet werben. c) Sigungen des engern Raths und 
des Plenums, Diefer legte Unterfchied ift von der höchſten Bedeutung 55), 

Plenum und engerer Rath find nicht zwei Senate, Kammern, Häufer, „Ab: 
theilungen” des Bundestags, nicht etwa eine vollzähligere Berfammlung und 
ein Ausschuß verfelben, wobei der legtere wie bei ſtändiſchen Berfammlungen 
permanent wäre, während ver volle Landtag nur von Zeit zu Zeit zufammentritt. 
Es giebt nur ein Organ des Bundes, die Bunbesverfammlung ; fie, bie eine 
Behörve, vertritt die Geſammtheit der Bundesgliever nad der zwiefadhen Ber 
theilung des Stimmverhältniffes derfelben. Der Antheil an ver Gewalt, welden 
jedes Mitglied hat, ift ein mehrfach beftimmter (vgl. „Berfaffung des d. B.“): 
diefer zwiefachen Beſtimmung des Antheils an der Gewalt entjpricht die zwiefache 
Form, welche die Eine Bundesverfammlung annimmt. In der Geftalt des engern 
Raths kommt keinem Mitglieve mehr als eine, in ver des Plenum feinem we— 
niger als eine Stimme zu. Daher fagen die Bundesgrundgefege: „die Bun- 
desverfammlung bildet fich zu einem Plenum‘ 56), d. h. fie legt die zweite 
Art der Stimmenvertheilung ihren Entfheidungen zu Grunde. In der Plenar- 
figung findet feine Erörterung noh Berathung ftatt, fondern wird einfach 
abgeftimmt; die Berathung muß zuvor in der Form des engern Rathes ftatt- 


54, Bundesatte Vıl, Alinea 3, 

55) Weber die arge age des DVerhältniffes von Plenum und engerem Rath in der 
Theorie (Archiv für das Öffentliche Recht des deutichen Bundes, Heft 1.) und Praxis (Depeſche 
des Fürften Schwarzenberg an den öfterreichifchen Geſandten in Berlin vom 21. Juli 1850, wonach 
das Plenum uranfänglich am 14. November 1816 den engern Rath fonftituirt haben, dieſer 
fomit auch 1850 aus dem Schoohe jenes bervorgeben follte, vgl. die meifterhafte Erörterung in 
H. A. a oben cit. Schrift „die Rechtswidrigfeit der verfuchten Reaftivirung u. ſ. mw.“ 
S. 6 fg. Die Ausführung Zachariä’s ift von bfeibendem Werthe für die Wiflenfchaft des deut: 
ichen Bundesrechts; man darf fordern, daß unfere Staatämänner davon unterrichtet find. 

56) Bundesalte VI. Wiener Alte XII. 
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gefunden haben 3), Folglich ift pas Plenum nur eine Form der Beſchluß- 
faffung und zwar eine Ausnahmsweiſe, für ganz beffimmte Fälle, Der 
engere Rath ift die alleinige Form officteller Erörterungen uud Be- 
rathungen umd die regelmäßige Form der Beſchlußfafſungen des Bun— 
destags 59). 

Sowohl in der Form des engern Rathes, als im Plenum werden die Be— 
ſchlüſſe nach der Mehrheit der Stimmen gefaßt, doch in der Art, daß in der 
erſteren die abſolute, in letzterer Form nur eine auf zwei Drittheilen der Abſtim— 
mung beruhende Mehrheit entſcheidet, im engern Rath alſo mindeſtens 9 gegen 8, 
im Plenum 44 gegen 22 Stimmen votiren 9). Wie die Grundgeſetze des Bun— 
des beftimmen, in welchen Fällen ftatt der regelmäßigen Beichlußfaffung im engern 
Rathe Plenarbefhluß erforverlid, jo auch, in weichen Fällen die Entſcheidung durch 
Stimmenmehrheit, melde die Regel bildet, ausgeſchloſſen ſei. Ueberall 
daher, wo nicht ausprüdlicd eine Ausnahme feſtgeſetzt ift, gemügt ein Mehrheits- 
befhluß des engern Raths; er bildet die Regel; namentlich entjcheidet er auch, 
ob ein Ausnahmefall ftattfindet, ob ein Gegenftand fich für das Plemum eignet 69). 
Die verfafiungsmägigen Ausnahmen find aber folgende. . 

Ein Mehrheitsbeſchluß des Plenum (alfo 2/, Majerität deſſelben) 
ift erforderlich für Entfheidungen die Bundesafte betreffend 6l), ausge- 
nommen authentifche Interpretationen derſelben 62): für eine Artegserflärung ®), 
für Annahme nnd Beftätigung eines Friedensſchluſſes 69. 

Ein einftimmiger Plenarbejhlufß wird erforbert bei der Annahme over 
Abänderung von Bundesgrundgeſetzen ), wozu ausprüdlic 66) die authen- 
tifche Interpretation eines beftehenden Grundgeſetzes gerechnet wird, bei organi- 
ſchen Bumveseinrihtungen, d. 5. bleibenden Anftalten als Mittel zur Er- 
füllung ver ausgeſprochenen Bundeszwede 67), bei Aufnahme neuer Mitglie- 
der in ben Bund 68), 

Bon der Einftimmigkeit im Plemum ift die des engeren Raths charakteriſtiſch 
dadurch unterfchieden, daß bei der erftern fümmtlihe Bundesglieder, bei lep- 
terer nur die 17 Stimmen übereinftimmen, d. h., weil darunter ſechs Auriatftimmen 
find, mehrere diſſentirende Staaten, die zu einer Kurie gehören, überftimmt 
jein können. Solche Fälle, wofür das Erforderniß einftimmigen Beichluffes im 


57) B. A. vis, Alinea 2. W. A. XII. 

68), B. U. VE, VII, Aliner 1,2. W. A. xl, XIi, XIV. 

BA vis, Minen 2. W. N XI. 

60, W. A. xXLB. A. vır, Alinea 1. 

65) B. A. vr. W. A. XIII, XVII. 

62) Meber authentiſche Interpretation eines Bundesgrundgeſetzes ſ. w. u. 

63, W. A. XII, XL. 

64, W. A. XII, XLIX, 

65) W. A. XIII, 1. 

66) Kommiffionsgutachten vom 29. Juli 1819. 

67), B. U. VI, vr, Nina 4 W. U XII, XIII, 2. Weber die Vorfrage, ob 
fie unter den obwaltenden Ilmftänden notbwendig find, und über Entwurf und Anlage der 
felben in ibren allgemeinen Umriſſen und wefentlichen Beftinmungen ift einftimmiger 
a nothwendig; Wiener Alte XIV, wodurd der Bundesbeichluß vom 29. Juli 1819 
modificirt iſt. 

68) Nicht ohne Weiteres aus W. A. VI abzuleiten; die „Geſammtheit der Bundes- 
glieder“ findet auch in einem Mebrbeitsbeichluß des engern Rathes ihren Ausdruck. Aber unzwei— 
deutig aus Wiener Afte XII und XIII, 3. 
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engern Rath beftcht, Haben die Bundesgeſetze vorgefehen 69; veutfidy bezeichnet 
baber fie feinen. Es bleiben aber nur zwei Fälle übrig, die dahin gehören kön— 
nen. Ber Religiondangelegenheiten 7%) und in Bezug auf jura singulo- 
rum iſt Stimmenmehrheit ausgefchloffen, ohne daß zugleih Plenarbefchluf 
dafür geforvert wird. Jura singulorum kommen aber möglichermeife bei fehr 
verjchtebenartigen Gelegenheiten zur Sprade und ans der Natur ver Fra- 
gen, bei welchen fie berührt find, kann das Erforderniß eines Plenar- 
beſchluſſes fich ergeben 72) ; abgejehen davon, alſo an fich, qualificiren fie ſich für 
den engern Rath, nur mit Ausſchluß der Entſcheidung durh bloße Majorität. 
Dies entfpräde jedoch fehr wenig der hier maßgebenten ratio juris. Denn die 
Betheiligten, welche durch Ausichlug des Mehrheitsenticheivdes gefchiitt werben 
folfen, find es durchaus nicht: wenn fie nur Antheil an einer Knriatſtimme haben, 
fo können fie bei aller Einftimmigkeit des engeren Rathes im ihren Rechten und 
Intereffen eine Kränkung erleiven. Daher ımterliegt es für jura singulorum kei— 
nem Zweifel, daß der Ausihluß der Majorität nicht die Forderung der Einftim- 
migkeit (Plenarbeſchluß ift gar nicht poftulirt), jondern die freie Zuftimmung 
der Betheiligten beventet, ohne welche fein derartiger Beſchluß gültig und 
unter deren Borausfegung Einftimmigfeit gar nicht vonnöthen ift 7). Die Forderung 
ber Eimftimmigfeit ohne gleichzeitige Forderung ver Plenarform genügt dem Zwecke 
nicht, ſchützt nicht vie jura singulorum — und die übrigens nirgends ausgefprocdene 
Forderung einftimmigen Plenarbefchluffes fchieht Über das Ziel weit hinaus und 
ermöglicht, daß wohlthätige Beichlüffe, wogegen folde Staaten, die wegen jura sin- 
gulorum Einfpruch erheben fünnten, nicht Einfpruc erheben, denen fie vielmehr zu— 
ftimmen, bintertrieben werben durch andere Staaten, welche gar nicht wie Jene 
dabei betheiligt find. Das hätte aber feinen gefunten Sinn. 

Der zweite Fall, die Religionsangelegenheiten, ergiebt ein fichere- 
res Refultat. Feſt ftcht, daß hierbei die bloße Majorität ausgefchloffen und 
nicht Plenarbeſchluß erforberlih fein fol. Darans folgt aber keineswegs 
ohne Weiteres die Nothwendigfeit der Ginftimmigfeit, indeſſen doc auf einem 
Umwege. Die Stifter des Bundes hatten unverkennbar einen ganz andern Ge— 
fihtspunft ; fie ſchloſſen Mebrheitsbeihluß im demſelben Sinn ans, wie der meft- 
pbältfche Friede; fle gedachten einer itio in partes ber Religionsparteien und ver 
amicabilis compositio des J. P. O. V. 52. Davon fann aber im beutjchen 
öffentlichen Recht der Gegenwart aus dem einfadhen Grunde feine Rebe fein, 


) B. A. vi, Mina 4... . akann weder in der engern Berfammlung 
nch in Pleno ein Beſchluß durch Stimmenmebrbeit gefaht werden.« 

70, 8, 4. Vır, Alinea 4, vol. mit B. A. Vi; W. X. XIII, 4, vol mit W. A. X. 

71, B. A. VII, Alinea 4, vgl. mit B. A. VI und W. A. XxII; doch vol. W. A. xiii 
und dazu W. 4. XV. S. m. u. im Text. 

72) Das bat auch B. U. VIr, Alinea 4 mit dem „weder — noch“ im Sinne. 

73, Bundesafte Vri, Alinea 4, fordert für jura singulorum Nusichluf des Stimmen— 
mebr, nicht (vgl. Bundesafte vr) Plenarenticheid; auch nicht ausdrüdlih Stinmen- 
einbelligkeit. Dazu vgl. Wiener Alte XV: „In Rällen, wo die Bundesglieder nicht in 
ihrer vertragsmärigen Einheit, fondern als einzelne felbftftändige und unabhängige Staaten er: 
ſcheinen, folglih jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bundesaliedern eine beiondere, 
nicht in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffne Leiftung oder Verwilligung für den 
Bund zugemutbet werden follte, fann ohne freie Zuftimmung fänmtlicher Betbeiligten 
fein diejelbe verbindender Beſchluß gerapt werden.a Älſo nicht bloße Mehrheit, d. h. Zuſtimmung 
der Betbeiligten; find aber jämmtliche Betheiligte einverftanden, fo fann der Widerſpruch eines 
oder mehrerer nicht betheiligter Staaten fein Hinderniß in den Weg legen. 
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weil die Stimmen am Bunbestage niht „Religionseigenfhaft“ 74) haben 
wie ehemals die Reihstagsftimmen, weil bei folder itio weder Preußen auf 
Seite der Evangelifhen, noch auch Defterreih auf Seite ver Römiſchkatholiſchen 
treten dürfte Nun fcheint es bier auf daſſelbe hinaus zu kommen, wie bei 
den jura singulorum: der Widerjprud bes Betheiligten müßte ven Beſchluß 
hindern, die Zuftimmung befjelben anberjeit ausreichen. Betheiligt find aber 
bier re mit deren feiner irgend eine der Bundestagsſtimmen 
identifch ift. Daher hat es bei Neligionsjahen einen guten Cinn, daß, wenn 
auch diejenigen Staaten, um bie es fi zunächſt handelt, Ja fagen, das Nein 
eines andern Staats den Beſchluß bintertreibt. Religiöſe Intereffen, welche jene 
vielleicht preisgeben, kann ein anderer Staat, unter Umftänden felbft ein ſolcher, 
deſſen Bevölkerung zum geringften Theil der betreffenden Religionspartei angehört, 
mit Gewifienhaftigfeit wahrnehmen. Hier alfo ift Einftimmigfeit ein rationelles 
Erforbernig; da jedoch vie Bundesgefege dafür feinen Plenarbefhluß verlangen, 
fo tritt die Form des engeren Raths, wiewohl fie nicht genügenden Schuß ge 
währt, als die Regel ein. Religionsangelegenheiten bilden alfo den einzigen Ball, 
wofür Einftimmigfeit des engeren Rathes geboten erjcheint. 

Eine eigenthümlihe Gejhichte hat der Fall der gemeinnügigen Anord— 
nungen. Die Bunbesafte verlangt dafür Plenarbefhluß 75), ſchließt aber nicht 
Entſcheidung durch Stimmenmehrheit (bier alfo Zweiprittelmajorität in pleno) 
aus 76), Die Wiener Schlufafte ſcheint damit übereinzuftimmen, indem fie Ans 
fangs 77) die „in der Bundesafte ausdrücklich bezeichneten Fälle” dem Plenum 
zumeift und unter den Fällen, wobei fie, die Bunbesafte ergänzend, Stimmen 
mehrheit ausfchließt, der gemeinnügigen Anorbnungen nicht gedenft 75), Demgemäß 
würde dafür Plenarentſcheidung mit Zweidrittelmajorität genügt haben. Eine ent- 
gegengejegte Dispofition war aber bereits vorbereitet in der autbentifhen Beſtim— 
mung des Begriffs gemeinnütiger Anordnungen, welde dahin ging, daß dies 
„sole Gegenſtände“ find, „die am fich nicht in die Sphäre des Bundes fallen, 
aber zum allgemeinen Nugen Deutſchlands gereihen“ 79), Denn damit war biefer 
Hall auf Cine Linie mit venen geftellt, wobei jura singulorum in Betracht kom— 
men 30) Und unter dieſen Geſichtspunkt ftellt ihn gewiffermaßen die Wiener 
Schlußakte, indem fie die „freiwillige Vereinbarung unter den ſämmtlichen Bundes— 
gliedern" dafür vorausfegt 31), Somit erfordert jede „gemeinnügige Anordnung“ 
nicht blos Zweidrittelmehrheit, fondern Einftimmigkeit in pleno, wenn überhaupt 
hierbei von einem Bundesbefhluß noch die Rede fein kann. 

Dem Auslande gegenüber vertritt die Bundesverfammlung als das 
verfaffungsmäßige einzige Organ ber Gefammtheit der Bundesgliever Deutfchland 


7%) Eine Unterfuchung über das Wefen der Reichsſtandſchaft und insbefondere die Religions: 
eigenfchaft einer Neihstageftimme enthält meine Schrift über den „Fürftenratb feit dem Lüne— 
viller Frieden”. Berlin 1853, Theil 11, vierte Streitfrage, S. 1W— 252, beſ. S. 221 fg. 

75) Bundesafte Vi. »Semeinnügige Anordnungen Ton finer Arte; zu den gem. Anordn, 
im weiteren Sinne zählt die Bundesafte daher auch die organiihen Bundeseinrichtungen. 
Davon weicht die fpätere autbentijche Interpretation ab. 

76), B. A. VII, Alinea 4. 

TI, W. A. XII. 

78) W. AU. XIII. 

79 Bundesbeſchluß vom 29. Juli 1819. 

so) Vgl. W. A. XV. 

5, A. LXIV. 
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in der Eigenjhaft einer europäiſchen Macht 82). So find denn auch die Gefandt- 
Ihaften auswärtiger Höfe und Regierungen bei dem veutfhen Bunde als akkre— 
ditirt bei dem Bundestage zu betrachten; fie haben fich zuvörderſt an ven 
präfivirenden Geſandten ver Bunbesverfammlung zu wenden und bemfelben ihr 
Deglaubigungsfhreiben in Ur» und Abſchrift, auch nad der Beſchaffenheit des— 
jelben, in der Ueberfegung 83) mitzutheilen; ver präfivivende Geſandte giebt bier- 
von der Berfammlung Kenntniß, legt ihr die Abfchrift des Beglaubigungsicrei- 
bens reſp. auch die Leberfegung vor; etwaige Bedenken gegen ein Krebitivjchreiben 
fönnen aud einen Gegenſtand der vertraulichen Beiprehung des Bundestags aus- 
machen; ift bei dem Beglaubigungsfchreiben nichts zu erinnern, fo wird das 
Original in der Berfammlung eröffnet, verlefen und die Geſandtſchaft als gehörig 
affrebitirt angenommen; von der ſonach erfolgten Affrebitirung wird die Anzeige 
zu dem Protofol der Bundesverfammlung gemacht. Mit Päſſen verfieht ver 
Bundestag die bei dem Bunde beglaubigten Geſandtſchaften. — Das aftive Ge- 
jandtihaftsreht übt die Bundesverfammlung aus; das dafür Erforderliche (Are 
ditive) erläßt diefelbe unter der Unterfchrift und Ausfertigung: „Der deutſche 
Bund und in deſſen Namen ver Faiferlich öſterreichiſche präfivirende Gefandte ver 
Bundesverfammlung”, in der franzöfifchen Ueberjegung: „La Confed6ration Ger- 
manique et en son nom, le Ministre d’Autriche, President de la Ditte.* 
Die Bundesverfammlung erläßt ihre Noten in deutſcher Sprade und legt 
für die auswärtigen Regierungen eine Ueberfegung in lateinifcher oder franzöfifcher 
Sprache bei. Die Verhandlung mit auswärtigen Gejandtfchaften kann ſchriftlich 


oder mündlich gejchehen; jede Mittheilung an dieſelben ift ſtets das Ergebnif 


eines Beichluffes der Bundesverfammlung; bei mündlihem Verfahren werben mit 
dem Präfiventen nod) einzelne Bundesgefandte beauftragt. Die Präfidialgefandt- 
ihaft hat jede Note oder Eröffnung einer auswärtigen Macht in ver nächſten 
ordentlichen, vejp. einer außerorvdentlihen Sigung zur Kenntniß des Bundestags 
zu bringen: ausnahmsweife ift das Präfivium ermächtigt, einem zu erbittenden 
Ausſchuſſe die erfte Mittheilung zu machen. — Die Begründung und Konfti- 
tuirung des deutſchen Bundes, wie die Eröffnung des Bundestags ift den aus: 
wärtigen Mächten in vorgezeichneter Weife von Seiten der Bundesverfammlung 
notificirt worden 8%), 

Die höchſte ftändige Behörde des Bundes, welde ven Träger ver 
Bundesgewalt, die Geſammtheit der Bundesgliever, überhaupt vertritt, ift 
der Bundestag. Das fonftige Bundesbehörvenweien, über welches daher die 
Bundesverfammlung Autorität bat, ift einfah und erinnert am meiften an 
entſprechende Inftitutionen in den freien Stäpten 85), Die ftändigen Behörden 
werben vom Bundestage nur theilweife eingefegt und zwar meiftens durch Ver- 
theilung der Gefhäfte an Mitgliever der Verſammlung #), alfo durch Einfegung 


82) W. U. L; vgl. überhaupt ®. U. XXXVI — LI. 

33) »Jede Regierung kann das Beglaubigungsfchreiben für ibre Geſandtſchaft an den deut: 
ſchen Bund in der ihr eigenen Nationale oder ſonſt gefälligen Sprache faffen; es wird jedoch 
nebft der mit dem Original jedesmal zu überreichenden Abſchrift auch eine Ueberſetzung, entweder in 
der deutſchen, lateiniſchen oder franzöfifchen Sprache zu übergeben ſein;“ Bundesbe— 
ſchluß vom 12. Juni 1817, 111, 3. 

8) Bundesbeichluß vom 12. Juni 1817, die auswärtigen Verbältniffe des deutſchen Bun— 
bes betreffend. : 

85) (Einiges erinnert auch an das Kardinalstollegium, die Konyregationen u. |. w. 

86) 3. ». nicht die Bundeskanzlei, die vom Bundestage beftellt und beſoldet wird, 


Bluntihli uns Brater, Deutfhes Staats-Wörterbud. IH. 5 
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und Befegung von Deputationen oder Ausſchüſſen: fo die Bundes-Erefu- 
tionstommiffion 87), die Reflamationstommijfion 88), der Militäraus- 
ſchuß 9), die Kommiffion zur Beauflidtigung der Ständeverhand- 
lungen in ven einzelnen deutſchen Staaten 9), Theils greifen aber die einzelnen 
Bundesglieder, deren Verein ja bie eigentliche Gewalt hat, Quelle aller Aemter 
des Bundes ift, unmittelbar ein, indem fie die Behörden beftellen. So befteht vie 
tehnifhe Militärfommiffion am Bundestage, weldye die von ber ihr über 
geordneten Bundesverfammlung übertragenen techniſchen Arbeiten auszuführen, 
namentlich die Aufficht über das Bundesheerweſen und insbefondere die Bundes- 
feftungen bat, aus ſechs Mitglievern, von denen Defterreih, Preußen, Bahern 
je eines und die Staaten, welde vie drei gemifchten Armeelorps bilden, für 
jedes derjelben Eines ernennen und die auch von den betreffenden Regierungen 
befolvet werben; fie reffortirt unmittelbar unter den Militärausfhuß des Bundes— 
tags; unter ihr ftehen die militärischen Lokallommiſſionen. — Außer den ſtändigen 
Behörden werden durd vorübergehenden Auftrag amtlihe Yunftionen übertragen; 
fo fungiren die nit permanenten Ausfhüffe ver Bundesverfammlung 9), 
die der Bundesverfammlung untergeorbneten außerorbentlihen Specialtommiffio- 
nen 9), die vom Bunde bevollmädtigten deutſchen Regierungen 9), das Bundes: 
Ichiedsgericht, die Bunbesausträge, die außerordentlihen Gejandten Deutſchlands 9), 
der Oberfeloherr des Bundes 9) u. j. m. 


87), Kür 6 Monate ernannt; beftebend aus 5 Mitgliedern und 2 Stellvertretern ; bei der 
Erneuerung werden wenigftens 2 neue Mitglieder aufgenommen; zu ihrem amtlichen Wirkungs— 
er gebören alle Volziebungsgegenftände. Dal. Bundeserefutionsordnung vom 3. Aug. 1820, 
rt. 1 und II, 

88) Drei Mat jährlich ernannt ; beſtehend aus 5 Mitgliedern; fie bat die Privateingaben an 
die Bundesverfanmlung, foweit fie nicht bereits vom Präfidiun zurüdgewiefen find (als unerbeb- 
| i — formell unſtatthaft) zu begutachten und darüber an die Bundesverſammlung zu 
erichten. 

89), Anfangs zur Ausarbeitung der Kriegsverfaſſung beſtellt; dann fortdauernd für die Bum 
desmilitirangelegenbeiten, u. 1. mw. — Im Jahr 1851 beftand er aus den Gefandten von Defters 
reich, Preußen, Bayern, Sachen, Hannover, Württemberg, Grofberzogtbum Heſſen. 

%) Durch Bundesbeichlun vom 28. Juni 1832 Art. IV vorläufig auf ſechs Jahr ernamnt, 
feitber fortdauernd. Ihr follen nach Yundesbeichluß vom 29. November 1832 die einzelnen Ne 
gierungen durch ihre Bundestagsgejandtichait von den Ständeverbandlungen Kenntniß geben. 

91,3. 8. der jedesimalige Rerienausfchuß, die Kommiſſionen zur Nevifion der Bundesverfaffung, 
wie der fogenannte politiſche Ausfchuß, gebildet durh Bundesbeichlun vom 29. Februar, 
bevollmächtigt durch Bundesbeſchluß vom 8. März 1848, dann der ebenfo genannte von 23, Au: 
guft 1851. Der Ausſchuß zur Yeitung von Interbandlungen über Waffenftillftand und Frieden 
in Folge eines Bundesfriegs (Wiener Akte XLIX), der Ausichun für Die orientalifche Angelegen⸗ 
beit vom 24. Mai 1854, u. f. w. — Sie dürfen nicht permanent erflärt werden; Geſchäfts— 
ordnung von 29. April 1819, 8. 3. 

. 9) 8. B. die Kommiffion für das Archiv des Reichstammernerichts zu Wetzlar 1821, die 
auperordentlihe Gentralunterfuhungsfommiffion zu Mainz, niedergefeht durch Bundesbefchlun vom 
20, September 1819 (beftehend aus den Bevollmächtigten von 7 deutfchen Staaten, aufgelöſt 
im Jahr 1828); die Centralkommiſſion für politiiche Unterfuchungen in Folge des Bundesbe— 
fchluffes vom 8, Auguft 1833 (fie fungirte noch 1840); — die 17 Vertrauensmänner , welche 
dur Bundesbefhluß vom 8. März 1848 berufen der Mevifionsfommiffien der Bundes: 
verfammlung gutachtlihen Nath über die Umgeftaltung der deutſchen Verfafiung zu geben (ven 
je einer der 17 Stimmen des engeren Natbs ernannt), vom 15. bis 25. April thätig waren und 
ibre Arbeit am 27. April dem Bundestag überreichten ; die Kommiſſionen für ein gemeinfames 
Wechfelrecht, Handelsrecht u. ſ. w. 

2) 3. B. W. U XX. XXXIII. 

* 3. B. W. N. XLIX. 


*5) Bundeskriegsverſaſſung von 1821, Abſchnitt VI S. 45— 50, Ebenſo der Generallieute— 
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Ueber die Wirkſamkeit des Bundestags hat der Bindesbefchluf vom 1. Juli 
1824 den Schleier des Geheimnifjes gebreitet; dieſer Beſchluß ift zwar durch den 
Bundesbeſchluß vom 7. April 1848 förmlich aufgehoben; thatſächlich befteht er 
aber noch fort $). Die Protofolle der Bundesverfammlung find ber deutfchen 
Nation gegenüber Manuffript! Inveffen: littera seripta manet: ver Geſchichte, 
infoweit fie von Bundesprotofollen überhaupt Notiz zu nehmen hat, werben fie 
fin Geheimniß bleiben. 


Reform des deutschen Bundes. 


Reformator ift der nicht, welcher das Beſtehende in unveränderter Ge- 
ftalt Beibehalten will, oder ſich auf VBerbefferungen in Einzelnen beſchränkt; eben- 
fomwenig, wer einen Rechtszuſtand zu entwideln verfchmäht und, feinen Umfturz 
vorausgefegt, die dur ihn geortneten Lebensverhältniffe ohne Rüdfiht auf ihn, 
als wäre er nicht vagewejen, von Neuem zu orbnen unternimmt. — Ginfaches Feſt— 
halten an dem, was ift und wie es ift, kann zweckmäßig und nothwentig fein: 
in der Regel freilich zeugt der Konfervatismus in dieſem Sinn von geringem 
Geiſtesvermögen, von Unproduftivität und arger Trägheit, namentlich von man- 
a Einfiht in das Wefen des Rechts, das als ein Werft ver Gefchichte ihrem 
ebensgefeg ver Wandlung unterliegt. Häufig, und bei voller Gefunpheit im Großen 
und Ganzen ftets, genügt Hebung einzelner Uebelftände: allerdings nicht minder 
häufig, und da immer, wo die Verhältniſſe durch umd durch krankhaft find, wird 
mittelft folhen gemäßigten Fortfchritts nur abgetragenem Gewand ein neuer Yap- 
pen angeflidt oder gar in alte Schläuche junger Wein gefüllt. Unter Umftänden 
aber ift die Gewalt der Verhältniffe, denen das Recht Form zu geben hat, fo un— 
bändig, das Leben fo von Grund aus ein andres und neues geworden, daß die 
beſtehenden rechtlichen Ordnungen wie reife Hilfen allenthalben auffpringen , vaß 
die vorhandenen und bisher gültigen Normen wie ein ausgewachſenes Kleid nir- 
gend paffen wollen, daß überall ftolz entwidelte Gliedmaßen in unverhüllter Blöße 
preisgegeben erfcheinen : dann wird es fraglich fein, ob das Net, deſſen Umge— 
ftaltung unabbeweislich noth thut, einer Umgeftaltung fähig oder ob es als ab— 
folut entwidlungsunfähig auszurotten, ob aljo vie ſchwere Arbeit der Rechts— 
bildung, wie wenn noch nichts dafiir gefhehen wäre, erft anzufangen ift. Nur im 
erften glücklicheren Fall ift Reform denkbar, dann aber aud) geboten: dann liegt 
die Beibehaltung des unveränderten Beſtandes außer dem Bereich des Möglichen, 
dann ift die Aenderung- von Cinzelheiten eine Thorheit, die wegwerfende Igno— 
rirung der hundert- oder taufenbjährigen Vorarbeit, die Ueberhebung über das 
Zufammenwirfen der Geifter der ganzen Bergangenheit und das Streben, Alles 
erft von heute zu datiren, ein Frevel. Dagegen wo wirflih das, was beftand, 
ganz und gar werth ift zu Grunde zu gehen, wo nicht der Leifefte Anknüpfungs— 
punft fortfchreitender Entwidlung, wo nichts zu entfalten, wo die Bafis felbft 


—— 


nant des Bundes, die Führer von ſolchen Theilen des deutichen Kriegsheers, welche nach 
8. 46 cit. ausnabmaweije die Bundesverſammlung zu ernennen bat, die ſämmtlichen Offi— 
ciere des Hauptquartiers, welche der Feldberr in Eid und Pflicht des Bundes zu nehmen bat. 
%) Dal. H. 9. Zaharii’s Vorwort zur 2. Auflage feines deutichen Staats- und Bun— 
desrechts. 
5 * 
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morſch ift, da wird die Umwälzung des gefammten Aders zur gefchichtlichen Noth- 
wenbigkeit, vollzieht fi unaufhaltfam und der Pflug, von Gottes Hand regiert, 
zerwühlt das Erdreich, damit die Ausſaat neue Ernte zu zeitigen vermag. 

Die Sache der Reform ift die gefährbetfte. Gemeinhin wird das Bedürfniß 
verfelben in Abrede geftellt oder, wenn es nicht mehr verleugnet werben kann, durch 
einzelne Zugeftänpniffe zu ftillen verfucht, bis die Sehnſucht nad einer durchgrei⸗ 
fenden Aenderung des Rechtsbeſtandes zur Leidenschaft geworden ift, welche nicht 
Umgeftaltung, fondern Zerftörung des geltenden Rechts fordert und erftrebt. Wie 
viel damit verloren ift, wenn das Beſtehende, was ein durch und durch Anbres 
werben foll, ftatt fi zu verändern, vernichtet wird und der neu zu ſchaffenden 
Ordnung der Dinge nicht einmal zur Grundlage dient, wie daburd die neue 
Schöpfung den Charakter des Willfürlihen und Ephemeren erhält, das erfennt ver 
unbefangene Blid deſſen, welcher nicht verfennt, daß die Nation ein Weſen ift 
wie der einzelne Menſch, eben ein Gemeinwefen, welches nicht jeven Tag neu 
entftebt, fondern ein ununterbrodenes Dafein führt, deſſen rechtliche Geftaltung 
daher nicht ohne Abbruch von Kraft und Dauerhaftigfeit und Angemeffenheit wie- 
verholentlih ab ovo anfangen darf, jondern bei ven gewaltigften Veränderungen, 
wo die fortchreitende Entwidlung tes Bolfsthbums fie nothwenvig macht, in le 
bendigem Zufammenhang mit jeiner eigenen Vergangenheit zu verharren hat. Ein 
Recht von heute ohne die Grundlage des Rechts von geftern ift ſchwerlich aud 
nur die Bafis eines Rechts für morgen ; ein Volk aber, deſſen Organifation fo 
ſchwankend und haltlos ift, hat gleichſam keinen Körper, fein wahres Leben, feine 
Geſchichte und keine Zufunft ; entweder es gewinnt endlich fefte Geftalt over es 
geht aus mangelnder Lebensfähigkeit zu Grunde, 

I. Die Stifter des deutſchen Bundes waren bei aller erflärten Feindſchaft gegen 
die Revolution recht eigentlihe Söhne der Revolution. Beftehendes achteten fie, 
foweit fie ih Nugen davon verfpradhen ; aber ven Beſtand deutſchen Rechts als 
folhen mißachteten fie unleugbar. Sie datirten die vaterländifhe Gefhichte vom 
Parifer Frieden und Wiener Kongreß; fte verfuchten eine Schöpfung aus dem Nichts. 
Und fo gereht wird der Hiftorifer fein müfjen, anzuerkennen, daß in dieſem Falle 
kaum eine andre Wahl blieb (vgl. „Geſchichte des deutfchen Bundes“): die deutfche 
Revolution von 1806 hatte die Neichsverfaffung zerträmmert und eine befon- 
ders tiefe Pietät für Recht und Gefeg, die dem Geſchlecht von damals, Fürften und 
Völkern, völlig fremd war, würde dazu gehört haben, dieſen Schutthaufen zu einer 
Örundlage der neuen Rechtsordnung Deutfhlands auszubauen und das Reich zu 
reformiren , ftatt den Bund gleihfam zu erfinden. Was aber 1815 gefünbigt ift 
gegen das zufammenhängenve Dafein deutſcher Nationalität, das bat die Wifjen- 
haft zu fühnen ; die deutſche Staats- und NRectsgefhichte wird au den Bund 
als ein Produkt ver Entwidlung des Reiches, aljo Deutſchland als das unter wanvel- 
baren wecjelnden Formen Eine und Daffelbe darthun. Sie wird ‚(denn bisher ift 
wenig dafür gefhehen) damit dem Vaterland einen namhaften Dienft erweifen und in 
der Folge darin die Kraft des Geiftes bewähren, der das Leben auch in feinen 
größeften Mactäußerungen zu Ienfen und Wiberftrebendes zu bewältigen vermag. 
Ehe jedoch dieſe Geiftesarbeit vollbracht iſt, ehe ſodann ihre bedeutſamen Ergeb- 
niſſe in das Geſammtbewußtſein des deutſchen Volkes übergegangen find, haftet 
der Rechtsordnung des Bundes der Charakter des Ephemeren an, den ihm bie 
Weife feines Urfprungs aufprüdt. Es ift bis dahin ſcheinbar Willfür, daß er fo 
und nicht anders befchaffen, ja daß er überhaupt if. Was liegt ta näher als 
die Ausficht und, im Gefühl der Mangelhaftigfeit des Beſtehenden, der Wuuſch, 
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daß er vergehe, wie er entftand ? was liegt da ferner, als das Bemühen, vie 
Bundesverfaffung zum Ausgangspunft der Entwidlung zu nehmen, ſie als vie 
Grundlage einer beffern Ordnung der Dinge anzuertennen, — mas liegt ferner, 
als der Gedanke der Reform des Bundes?! Und doch, eine Reftauration 
deſſen, was vor dem Bunde beftand, ift nicht nur unftatthaft wie jede Reftaura- 
tion, nicht nur unansführbarer als 1815, fondern gerabeswegs willtürlich; denn 
die Reichsverfaffung ift geweſen, ift todt und ift dem beutfchen Bolfsthum ver 
Gegenwart fremder, als irgend eine Rechtsordnung einer andern Nation heutigen 
Tages. Wiederum aber von vorm anfangend mit dem Aufbau öffentlichen Rechts, 
wärben die Deutſchen abermals ein Ephemeres herftellen, das noch geringere Gewähr 
der Daner in fich trüge. Wehe dem Baterlande, wenn ber veutfhe Bund als 
Grundlage aufgegeben wird oder gar wenn es dahin kommt, daß ber faft fünfzig- 
jährige Rechtsbeftand nicht mehr fortentwidelt werben kann und folglich auch 
als Bafis des Neuen aufgegeben werden muß. 

Der veutfhe Bund ift gleich von feinen Stiftern als ein unvollfomme- 
ner erflärt, nur „beffer als feiner“, beffer ald Formloſigkeit und Anardjie 
Die Bundesverfammlung, der feine Ausbildung anvertraut war, leiftete dafür fo- 
viel wie nichts. Die Bundesakte enthält erflärtermaßen bloße Grundzüge; bie 
Wiener Schlußakte vervollftändigt diefelbe zwar einigermaßen, aber durchaus nicht 
im Geifte der Stiftung, überhaupt nad) feinem feften Princip, fondern in einer 
widerfpruchsvollen Weife, in Gemäßheit vorübergehender, von Borurtheilen befan- 
gener Zeitrichtungen. (Bgl. „Geſchichte des deutjchen Bundes“). Der Bund mwurbe 
zu einem Berein ber Negierenden, der vorwiegend deren gemeinfamen fchein- 
baren Interefjen gegen bie Regierten diente; er entſprach nur mangelhaft dem 
Weſen eines wahrhaft nationalen Verbandes. Eine Umgeftaltung ſchien die ein- 
fahe Rüdfiht auf die Eriftenz Dentjchlands zu erheifhen. Was Preußen feit 
1840 anzubahneu verfuchte, waren einzelne, wenn auch wichtige Berbefferungen ; 
ſelbſt dieſe Beftrebungen fcheiterten an Defterreihs Bemühen, das Beſtehende um: 
verändert zu erhalten. Aber das Gefühl der Nothwendigkeit einer durchgreifenden 
Aenderung wuchs zu einer Macht im deutſchen Leben an, der fi enblich ſämmt— 
liche Regierungen beugten und die auch das Organ der Gefammtheit in verfaf- 
fungsmäßiger feierliher Form anerfannte. Nicht Eine deutſche Regierung verleugnete 
die Forderung totaler Umgeftaltung der deutſchen Berfaflung. Der Bundesbeſchluß 
vom 8. März 1848 erklärte eine Revifion der Bundesverfaffung auf wahr- 
haft Ai rei und nationaler Örundlage für nothwendig, erhob 
alſo zum Geſetz über Fürften und Bölfer Deutſchlands, daß die Reform des 
Bundes ein unabweisbares Bepürfniß jei. 

II. Das Grundübel der Neihsverfaffung ift in die Bundesverfaffung über- 
gegangen. Diefe ift zwar nicht vermifcht mit ausländiſchem Weſen und kirchlichen 
Elementen, wodurch jene zu einer dem Bolfe räthjelhaften Erfcheinung geworben; 
fie ift nicht „heilig-römiſch“, nicht „römiſch-deutſch“, fondern rein deutſch, vein 
weltlih und wahrhaft modern. Aber jene durfte und diefe darf nur in vermittelter 
fünftlicher Weiſe ald Drganifation des deutſchen Bolfes gelten. Im Reiche waren 
die Deutſchen aus allem unmittelbaren Nechtsverhältnig zum veutfchen Gemein- 
wefen getreten, reichsmittelbar geworben bis auf eine geringe Minderheit. Darin 
lag die Haupturfache des Verfalls. Denn ein Theil dieſer Minderheit, auf der allein 
die Einheit umd ſtaatliche Ordnung des Ganzen beruhte, fand ihren Vortheil in der 
Zerftörung derfelben; und die Uebrigen, zu ſchwach um Widerftand zu leiften, wurben 
unterbrüdt, wurden Unterthanen ihrer mächtigeren Genoffen. Die Reihsverfaflung, 
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welche zu Grunde ging, ift aber fo dem deutſchen Bolfe nur mittelbar ver- 
loren gegangen: dasjenige, worin alles Rechtsleben der Deutjchen beftand , bie 
einzelnen Territorien, blieben entweder unangetaftet und gewannen dur die Auf- 
(öfung der vaterlänbifchen Einheit an Hoheit und Macht oder wurden Theile an- 
derer größerer Lande, deren Kraft fie mehren halfen und die ven Unterthanen 
einen weiteren Spielraum und eine wirffamere Vertretung ihrer wenigftens mate- 
riellen Intereffen boten — Diefelbe Unwahcheit der öffentlicherechtlichen Verhältniſſe 
findet fich in ver Bundbesverfaffung wieder. Die einzelnen Deutjchen ftehen in einer 
lediglich durch ihre Fürften und Obrigfeiten vermittelten Beziehung zum vater 
ländifchen Gemeinweſen; ja mit einigem Schein fann eine ſolche durchaus in Ab— 
rede geftellt werden. Der Partikularismus ift der ausſchließliche Träger ver na— 
tionalen Einbeit. 

Zwei Fragen, fo nahe fie ſich berühren, find namentlid in Anwendung auf 
die deutfhen Zuftände ftreng auseinander zu halten: die Frage nad ber Theil 
nahme der Unterthanen an der Ausübung ver öffentlichen Gewalt, d. h. die Frage 
nad den fonftitutionellen Rechten der Volker — und die andre Frage nad dem 
Berhältnig der Nation zur höchften Gewalt überhaupt, d. h. die Frage, immwiefern 
ein Bolt zur Gefammtheit in georbneter rechtlicher Beziehung fteht. Eine Nation 
ohne konftitutionelle Rechte ift ein unmündiges Volk, aber ein Volk; dagegen eine 
jolde, deren Berfafjung fie von jedem unmittelbaren Berhältniß zur oberften Ge- 
walt ausjchlieft, fie mediatiſirt, entbehrt der rechtlichen Form ihres Dafeins als 
Ganzes, ift nad ihrem eigenen öffentlihen Recht ohne Vaterland und keine Na- 
tion. Politifhe Unmiündigfeit mag einem politifch reifen Volksgeiſt unerträglich und 
als ein Abbruch nationaler Ehre erfcheinen ; aber ein öffentliches Recht, das dem 
Bolke im Ganzen die Eriftenz abſpricht, e8 zum politifhen Tode verurtheilt iſt 
nichts Andres als ein öffentliches Unrecht : entweder ftirbt die Nation in der That 
und Löft fi in Atome auf, oder fie bethätigt ihre Yebenskraft dadurch daß fie 
jenem unnatürlichen Zuftand ein Ende macht und ihrem Vaterland eine Geftalt 
giebt, wermöge deren — ganz abgefehen von Fonftitutioneller Freiheit — das Ge- 
meinmwefen eben ihr Gemeinweſen ift und feine Rechtsorbnung die unmittelbare 
Beziehung der Einzelnen zur Geſammtheit berftellt. 

Für ein Bolf in diefer Lage hat dann die Frage der konftitutionellen Rechte 
ein bei Weitem höheres Interefie, als für jene, deren politifches Daſein gefichert 
ift und nur eine ber Manneswärde der Negierten angemefjene Ausbildung ber 
ftaatlihen Formen wünſcheuswerth oder nöthig macht. Für die Dentfchen ift vie 
Teilnahme an der Ausübung der öffentlichen Gewalt über ganz Deutfchland nicht 
nur eine Sache der Freiheit, jondern eine Eriftenzfrage. Sie würde aufhören eine 
folde zu fein und einen lediglich freibeitlihen Charakter annehmen, wenn bie 
deutſche Monardie, welde von den Fürften erſt zur Wefenlofigfeit herabgejegt 
und dann abgeſchafft ift, wieverbergeftellt und eine Wahrheit würde; denn vie 
Einherrſchaft, welche überhaupt Bolt und Land im draſtiſcher Weife perfonificirt, 
bat für eine Nation, deren Dafein in Frage fteht, ebenfalls eine ganz andre Be— 
deutung, ald für Bölfer, in derem einheitlich nationalem Leben es fih dabei nur 
um biefe oder jene Staatsform handelt. Ohne ein deutſches Königthum ift aber 
Einräumung konftitutioneller Rechte an die Nation, ift Herftellung einer Vertre— 
tung des deutſchen Volks ald Trägerin folder Rechte, völlig abgejehen von ihrem 
Werthe für die Freiheit, das Mittel zur Begründung eines unmittelbaren 
Rehtsverhältnifjes der deutſcheu Untertbanen zum Bunde, ver Weg 
politiicher Lebensrettung des Baterlandes. 
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So will ver Ruf verftanden fein, der fchen zur Aufrechthaltung der Reiche- 
verfaffung dem Reichtage von Regensburg als. einem deutſchen Herrenhaufe ein 
Haus ber Gemeinen zur Seite zu ftellen, der fpäter dem Fürftenrath des deutſchen 
Bundes, wie felbft officiel die Bundesverfammlung genannt ift !), ein Unterhaus 
des deutſchen Volls beizugefellen verlangte, ver in den Entwürfen eines Stein, 
eines Pleffen auftaucht, der dann in frommen Wünſchen der Patrioten 2), in An: 
trägen beutjher Abgeorbneten 3) wiederhallt, der, vor ven Stürmen ver lebten 
franzöfifchen Revolution zuerft in Baden 4) erhoben, in Nord, Sid, Weft und 
Dft des Baterlandes immer lauter wurde, in den die fämmtlichen Fürften 5) 
Deutfchlands und aud ver Bundestag mit offiziellen Beſchlüſſen einftimmten und 
der noch zuletzt in dem unverbrofjenen Belenntniß eines greifen veutfchen Königs 6) 
fein Echo gefunden hat. Das bedeutet die Forderung einer veutfhen National: 
verjammlung. Gie fteht im fchroffen Gegenfage ſowohl zu dem ftabilen Feſt— 
halten des unveränderten. Beftands der Bundesverfaſſung, wie zu dem Beftreben, 
durch Befjerungen einzelner Mängel dem kranken öffentlichen Recht Heilung zu 
bringen, wie auch zu einer die Bundesordnung und unfere ganze Gefchichte feit 
1806 verleugnenden Ummwälzung : fie ift der Kern ver Neform des deutfchen 
Bundes 7), 

IH. Sie ging im Jahr 1848 vorübergehend in Erfüllung. Am 30. März 
forderte die Bundesverfjammlung die Bımdesregierungen auf, ſofort die Stände- 
lammern zu Wahlen von Nationalvertretern zu veranlajjen, um „zwifchen ben 
Regierungen und dem Volke das deutſche Berfafjungswerf zu Stande zu bringen“ ; 
für je 70,000 Seelen follte Ein Abgeoroneter eintreten. Am 7. April mobificirte 
ver Bundestag feinen Beichluß dahin, daß nicht die Stänveverfammlungen wählen 
jollten, jonvdern die Nation als folde, um deren Vertretung es ſich handelte, 
daß ferner auf 50,000 Geelen Ein Abgeorbneter käme; dabei wurde die zu 
erwartende Nationalverfammlung ausdrücklich als eine „Lonftituirende” 
bezeihnet und die freie Zuftimmung des deutfhen Volkes als 
wejentlih erforberlih zur Feſtſtellung einer neuen Berfaffung 
des deutjhen Bundes proflamirt. Die Regierungen insgefammt vollzogen 
biefen Bundesbefhlug und ordneten Wahlen an, wobei feine Wählerſchaft auf vie 
Angehörigen ihres bejondern Staates beſchränkt, fondern jeden volljährigen Deut 
ſchen zu wählen befngt war; Preußen fanbte auch für die mittlerweile im bei 
Bund aufgenommenen Yandestheile, Oſt- und MWeftpreufen und Deutfchpofen 
(d. h. die Provinz Pofen mit Ausnahme des durch künigliden Erlaß vom 26. 
April neugebilveten polnifhen Herzogthums Gneſen), vie vom Bunde anerkannte 








ı) Prãſidialvortrag in der Zigung des Bundestags vom 16. Auguft 1824. (Ph. A. G. von 
Mever, Staatsaften für Gefchichte und öffentliches Necht des deutſchen Bundes, Theil I1., Arank: 
furt a. M. 1833, ©, 255.) 

2) K. Ib. Welder, Baul Pfizer w. A., vgl. auch Deutiche Zeitung, November 1847: 
»Ein deutiches Unterhaus ?« I und H. 

3) Welder vor Allen. 

%) Baffermann’s Antrag in der zweiten Hammer vom 12. Februar 1848. 

5) Dal. das Tagebuch von 1848 im Gothaer geneafugifchen Kalender von 1849. 

6) Schreiben des Königs von Württemberg an den öfterreichifchen Premier Firften Schwars 
zenberg vom 18. Januar 1851. 

7) »Als Deutjcher und als Negent meins Landes kann ich nad Gewilfen und Ueberzeu— 
qung eine Bundesreviſion nicht als eine zeitgemäße, genügende und definitive erfennen, welche 
den gerechten Anfprüchen der Nation auf eine Selbfttheilnahme an ihren großen politischen Ge: 
ihiden nicht die gebührende Rechnung trägt.e Ge jehreibt der König won Württemberg. 
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proviforifche Regierung der Herzogthümer Schleswig-Holftein im Namen ihres 
Herzogs, deſſen Wille als ein duch die däniſche Revolution gebundener unfreier 
erachtet worden, aud für Schleswig Abgeorbnete in das Parlament 3). Als viejes 
am 18. Mai zufammentrat, hieß die Bunvesverfammlung diefes Organ deutſcher 
Bolfseinheit hoch willlommen: „Die Macht aufßerorbentliher Begebenheiten bat 
eine Verſammlung biehergeführt, wie unfere Gefchichte fie noch niemals fah. Im 
feinen Grundveſten hat das alte politifche Leben gebebt und von dem Jubel und 
Vertrauen des ganzen Volkes begrüßt, erhebt fi eine neue Größe, das beut- 
ihe Parlament. Die deutfchen Regierungen und ihr gemeinfames Organ, bie 
Bundesverfammlung, mit dem deutſchen Volk in ver gleihen Liebe für unfer 
großes Baterland vereint und aufrichtig huldigend dem meuen Geifte ver Zeit, 
reihen den Nationalvertretern die Hand zum Willkomm und wünſchen ihnen 
Heil und Segen.“ 

Die Berufung, Wahl und Eröffnung des deutſchen Parlaments ift und 
bleibt ein epochemachendes Ereigniß in der Geſchichte. Wir dürfen dabei völlig 
abjehen von ver politifchen Aufgabe, welche dieſer Verſammlung geftellt war, von 
der Art und Weife wie fie diefelbe zu löfen verfuhte — aud davon, daß fie 
heinbar fpurlos untergegangen ift. Das bloße Dafein einer deutſchen National- 
verfammlung, ja ihr vorübergehendes Dafein ift von unermeßlicher Bedeutung. 
Es ift damit für alle Zeiten und Angefihts der Welt dofumentirt, daß die Deut- 
jhen nit nur Unterthanen von einigen dreißig europäifchen Staaten find, deren 
Regierungen einen völferretlihen Verein miteinander gefchloffen haben, ſondern 
eine Nation ausmachen. Das ift die neue Größe, ver die Regierungen und 
ihr Organ, der Bundestag, die Hand zum Willfomm boten, die deutſche 
Nation Öffentlih anerfannt als ein lebendiges Ganzes, als ein Wefen, 
welches einen Willen bethätigt, fobald e8 ein Organ feines Wollens und Han- 
delns erlangt, wie vorübergehend damals. Nichts weiter folgt daraus umd 
nichts weiter ift bleibend, als daß es ein deutſches Volk giebt und daß bie 
im Bunde vereinigten Staaten alſo die Staaten Einer großen Nation find. Aber 
dies Eine ift in der That ein Bleibendes und biefür ift vie deutſche National- 
verjammlung das Denkmal — wre perennius. Freilich ift es an fi nicht nen, 
vielmehr uralt; aber es hat jid als lebendig und umverjährbar zu bewähren; und 
jo bewährte ji unfer Dafein als Nation erft in Kampf und Sieg der Befreiung 
von der Fremdherrſchaft, dann neuerdings unzmweidentig, wie man auch fonft 
darüber urtheilen mag, durd die bloße Eriftenz der Verfammlung in der PBauls- 
kirche. 

Die politifhe Stellung diefer Repräfentation des deutſchen Volks konnte bie 
verjchiedenartigfte fein, ohne daß dem Grundgedanken Abbruh geſchah. Geftand 
man ihr nur berathende Stimme und etwa für ganz beftimmte Gegenftänvde zu, 
jo mochte jolde beſchränkte Vollmacht der fittlihen Würde unferer Nation wenig 
entjprehen; doch aud) dann war die „mene Größe" vorhanden — das deutſche Bolt 
lebte vor Aller Augen und ftellte fi) dar als das Subjekt jener obſchon geringen 
politiihen Rechte. Aber ihre Stellung, was (wie nicht ftarf genug betont werben 
kann) das Weſen der Sache nicht berührt, war eine hervorragendere. Sie jollte 
eine fonftituirende Berfammlung jein; fie follte zwifchen den Regierungen 
und dem deutſchen Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande bringen. Als 
Organ der Regierungen beftand der Bundestag; das Organ des Bolfes war fie 


8, 5. oben „Geſchichte des deutfchen Bundes“. 
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ſelbſt. In Bezug auf das Werk der Berfaffungsbildung alfo hatte ver rechts— 
erzeugende Wille Deutſchlands zwei Yaltoren gewonnen: die Bundesver- 
fammlung und die Nationalverfammlung. Und zwar war ver legteren 
die Initiative im die Hand gelegt. Wie aus dem Nationalbewußtfein alles Recht 
eines Volkes, auch fein öffentliches Recht entftcht, jo follte aus dieſen Tiefen 
deutſchen Bolfsgeiftes, deſſen Dffenbarungen Regierte wie Regierende vernehmen 
können 9), die Bertretung der Regierten das neue Staatsrecht des Vaterlandes 
fhöpfen, das Werk veutfcher Berfaffung zu Stande bringen. So groß gedacht 
aljo die Stellung des Parlaments erfcheint, jo haftet ihr doch von vornherein ver 
Mangel an, daß dieſe Berfammlung nur eine fonftituirende war, d. h. daß fie 
niht den Charakter einer bleibenden Inftitution des Bundesrechts, fondern die 
ihrer Natur nad vorübergehende Beitimmung hatte, Inftitutionen zu fchaffen. 
An fich betrachtet könnte eine ſolche Berfammlung einen Rechtsbeftann herbeiführen, 
worin es an jeder Vertretung des Bolkes fehlt. In diefer Beziehung würde vie 
fofortige Gründung einer Nationalrepräfentation mit den beſcheidenſten Befug: 
niffen dem Bolfe mehr gewährt haben, als die einmalige Berufung einer Ber- 
fammlung mit der Vollmacht, künftig geltendes Recht zu ſetzen. 

IV. Diefen Mangel empfand das Parlament; wenn auch deffen Berhanv- 
lungen kein wörtliches Zeugniß davon enthalten, fo bietet feine Handlungsweiſe 
dafür den Beleg: laut revet die Sprache weltbefannter Thatfachen. Die National- 
verfammlung fuchte fofort einen Boden in der lebendigen Gegenwart zu gewinnen, 
unbeſchadet ihrer Miffion für die Zukunft. Sie ſchuf zwar fein Parlamentsheer, 
um ihren Beſchlüſſen Nachdruck zu geben; aber fie veränderte fogleidh das Bun- 
desrecht, aus welchem fie hervorgegangen war. Sie gab am 28. Juni 1848 ein 
Geſetz, errichtete darin eine proviforifhe Centralgewalt, die aufzuhören 
habe mit der Bollendung des Verfaſſungswerks 10), für welches dieſelbe nicht kom— 
petent jein folle 1), und mit beren Gintritt der Bundestag ein Ende nehme 12). 
Die Eentralgewalt follte demnach proviforifch einem Reichsverweſer zuftehen, ver, 
für feine Regierungshandlungen jelbft unverantwortlich, biefelben vollzöge durch ein 
der Nationalverfammlung verantwortliches Neihsminifterium, vefjen Ernennung 
ihm zuftünde; ſoviel thunlic hätte er fi mit Bevollmächtigten der Einzelftaaten - 
ins Einvernehmen zu jegen. Das Gefet bezeichnet Deutſchland wiederum als das 
Reid und zwar ausprüdiidh ald Bunvdesftaat 13). Jetzt war das Parlament 
die Reihsverfammlung; feiner Aufgabe des Konftituirens fir die Zukunft 
nicht uneingevenf, nahm es fortan überdies einen Plag ein in dem von ihm be= 
gründeten öffentlichen Recht der Gegenwart. — Am 29. Juni wählte die National- 
verſammlung den Erzherzog Johann von Defterreih zum Reichsverweſer. 
Nicht weil er ein Sproß des Erzhaufes, in welchem vie ehemalige Wahlkrone 
heimiſch geworden, nicht weil er des letten römijchen Kaifers Bruders, Sohn des 





9) Diefem Gedanken gab den nicht unzweideutigen Ausdruf „Nationalfouveränetät” Heinrich 
von Sagern am 20. März 1848, 

'0) Geſetz vom 28. Juni 1848 $. 15: „Sobald das Berfaffungswerk für Deutfchland voll: 
endet und in Ausführung gebracht ift, hört die Thätigkeit der proviſoriſchen Gentralgewalt auf.” 

2, Ebenda $. 3: „Die Errichtung des Berfafjungswerfs bleibt von der Wirfjamfeit der 
Gentralgewalt ausgeichloffen.” 

2) Ebenda $. 13: „Mit dem Eintritt der Wirkſamkeit der provijorifchen Centralgewalt 
bört das Beftehen des Bundestags auf.“ 
13) Ebenda $. 2, a. 
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vorlegten Reihsoberhaupts und Jofephs II. Neffe, wenn auch im Grunde nicht 
„obgleih" er ein Fürſt, fondern weil er als Fürſt ſich einer Popularität erfreute, 
bie aus ſchwer erflärbaren Urfachen, gleichfam aus einer räthfelhaften Laune des 
Vollksgeiſtes fih gebildet hatte, wie anderfeits oft Unbeliebtheit entfteht, und bie 
immer der bunten Seifenblafe ähnlich fieht, welche, fo lange ihr vie Sonne Glanz 
und Karben leiht, dem Auge wohlthut, bis fie dann zerplakt. 

Am Tage ver Wahl beglüdwünfchte der Bundestag in officiellem Schreiben 
ven Erzherzog und erklärte fich für früher bereitß ermächtigt, feine Wahl Namens 
der Regierungen zu genehmigen. Johann, obwohl er mittlerweile von feinem nach 
Tyrol geflüchteten Souverän aud zum öfterreichifchen Reichsverweſer ernannt wor- 
den, nahm am 5. Juli die „hohe Würde eines Regenten von Deutihland“ an mit 
ausprüädliher Berufung auf die Zuftimmung der Regierungen, — an demſelben 
Tage, an welchem 1792 vie legte kaiſerliche Wahlkapitulation beſchworen war, vie 
Franz II. fpäter zu halten fich nicht ſtark genug fühlte. Am 11. Juli hielt ver 
Erzherzog feinen feierlichen Einzug im ver alten Stadt der Kaiferwahl; am 12. 
verpflichtete er fich im der Paulskirche, vor einem Thronſeſſel ftehend, ver National⸗ 
verfammlung und der Nation auf das Geſetz des Parlaments und nahm gieid) 
darauf im Haufe Thurn und Taris die fürmliche Abdankung der aufgehobenen 
Bundesverfammlung entgegen, weiche ihre Aufgabe für beendigt angufehen er- 
klärte. Wenn ihm viefe dabei Namens der Regierungen die Ausübung ber 
Bundesgewalt übertrug, jo übertrug fie ihm Alles, was ihr jemals zugeftanden 
hatte; denn fie war (und neuerdings ift fie) das verfaffungsmäßige Orgam zur 
Ausübung der Hoheitsredhte, deren Subjekt die Geſammtheit ver fouveränen 
Fürften und freien Städte Deutjchlands ift. (Vgl „Bundesverfammlung” und 
„Berfaffung des dt. Bundes“) Alle Regierungen ohne Ausnahme erfannten die 
Umgeftaltung des Bundesrechts, welche von der Nationalverfammlung unternom⸗ 
men und eingeführt worden, burd Ernennung von Bevollmächtigten bei ver 
proviforifchen Gentralgewalt, wohl auch in befondern offictelleu Erklärungen aus- 
drücklich an. Wenn Preußen in einer ſolchen das Berfahren des Parlaments miß- 
billigte und einen Vorbehalt zu Gunften der Negierungen für die Zukunft erhob, 
jo weigerte es ſich doch keineswegs, und ebenjowenig für vie Dauer Hannover, 
der Anerkennung der neuen Ordnung der Dinge. Mit diefer allgemeinen Aner- 
fennung von Seiten derer, welde bisher im ihrer Bereinigung Träger ver Gen- 
tralgewalt gewefen, hatte jene Ordnung aber volle Rechtskraft beſchritten; die alte 
Berfaffung war erlofchen und von felbft ergaben fih daraus wichtige Folgerungen 
für den nunmehrigen Rechtszuſtaud des deutſchen Bundes. 

Deutihland war aus einer zufammengefetten Monarchie im Wege der Re- 
volution und zahlreicher zulegt fiegreicher Kriege gegen das Ausland ein Staaten: 
bund geworden, ver, fo mangelhaft er auch namentlich in dieſer Hinficht geformt 
war, den Charakter eines nationalen Berbandes nit verleugnen konnte, Die 
Reform deſſelben ging von demfelben Hauptgefichtspunft aus, wie vormals Die 
Reform des norbamerifanifchen und gleichzeitig die des jchweizeriihen Staaten- 
bundes; fie erftrebte veflen Umgeftaltung in einen Bunpdesftaat. Am unzwei— 
beutigften hatte dieſen gemeinfamen Zwed des deutſchen Volls und der beutfchen 
Obrigkeiten der König von Preußen in feinem Patent vom Morgen des 18. März 
ausgefprodhen, das von dem Prinzen von Preußen und unter den Miniftern von 
dem erſten Rechtögelehrten Deutſchlands gegengezeichnet ift. Die Berufung einer 
fonftituirenden Nationalverfammlung hatte den Staatenbuud keineswegs bereits in 
einen Bundesftaat umgewandelt. Dazu that das Gejeg vom 28. Juni 1848 ven 
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erſten Schritt. Aber es anticipirte nur gewiffermaßen ven Bunbesftaat, ohne 
die Umgeftaltung felbft vollziehen zu können, 

Der Reichsverweſer war nicht Souverän von Deutſchland, wie ehemals 
unfer Kaifer; ſondern, obwohl unverantwortlid, hatte er, wie ber Präfivent 
einer Republif, nur die Ausübung ber Gentralgewalt. Diefe war ihrem Inhalte 
nad nicht volle Staatsgewalt, vielmehr noch beichränfter als die bisherige Bundes- 
gewalt, da jede konftituirende Befugniß davon getrennt worden. Das eigentliche 
Subjelt diefer Gewalt waren die Fürften und Städte in ihrer Geſammtheit; 
aber viefe Gejammtheit hatte Fein anderes Organ als ven Reichsvermwefer, der 
Niemand verantwortlid war. Und er libte fie durch Minifter, auf deren Ernen- 
nung die Regierungen keinen Einfluß hatten, und mit formlofer Berüdfichtigung 
von Bevollmächtigten der Staaten, melde doch nur die einzelnen Bundes— 
gliever vertraten. Aus legteren einen „Stantencath” zu bilden, was Rudolf von 
Auerswald als preußiſcher Minifterpräfivent anregte, hätte den eigentlichen Zweck, 
der Gefammtheit der Staaten ein Drgan zu geben, ſchwerlich erfüllt, fo wohl 
thätig es aud font hätte wirken mögen, d. h. vorausgefegt den Cinflang unter 
den Regierungen, der durchaus nicht vorhanden war. 

- Was den Uebergang zum Bunbesftaant in dem neuen öffentlichen Rechte 
Deutſchlands ausmachte, lag in der Stellung der Nationalverfammlung. Wie ge: 
fagt, nicht in ihrer konſtituirenden Eigenfhaft, obwohl auch dieſe eine andere 
geworden war, ſeitdem ber -Bertretung des deutſchen Volks nur die einzelnen 
Regierungen, jeder Organijation als Geſammtheit entrathend, und eine von dem 
Berfaffungswerf ausgeſchloſſene Centralgewalt gegenüberftanden. Aber alle übrigen 
Attribute der Gewalt des deutſchen Stantenbunvdes waren an die Wirkfamfeit eines 
Reihsminifteriums gebunden, welches der Nationalverfammlung verantwortlich war. 
So lange ver höchſten Gewalt im ventfhen Bunde der Charakter der Staatöge- 
walt fehlte, war der Bund fein Bunvesftant; aber fobald die Ausübung verjelben 
von der Bundesglievern unabhängig, dagegen an die Mitwirkung einer einheit- 
lihen Nattonalrepräfentation gebunden war, hatte der Staatenbund aufgehört, im 
feinem Innern ein völferrechtlicher Verein zu fein, und war ein nationales Ge— 
meinwefen geworben, welches wifjenjchaftlih gar nicht anders zu begreifen ift als 
unter dem Gefichtspunft eines Uebergangszuftandes vom Staatenbund zum Bun— 
desſtaat. Und jo follte e8 auch fein. Dem zum Staatenbunve geloderten deutſchen 
Reih, Das rechtlich niemals aufgehört hat, weil die Nation nicht mittlerweile 
vernichtet worden, follte das provijorifhe Staatsreht vom 23. Juni 1848 vie 
Brüde bauen zu einem georbneten deutſchen Staatswefen auf der Grundlage des 
rechtmäßigen Wortbeftandes der deutſchen jouveränen Staaten, d. b. alſo zu ver 
Rechtsordnung eines deutſchen Bundesftaats: dieſe Brüde follte dann abgebrochen 
werden, wann die Nationalverfammlung, welde mittlerweile daneben als Reichs: 
verſammlung fungirte, zwiſchen den Regierungen, die jet ifolirt daſtanden, und 
dem Bolfe, das in ihr vertreten war, das Verfaſſungswerk zu Stande gebracht 
hatte, 

Daß der Ausgang ein anderer war, daß biefe Brüde vom Alten zum Neuen 
zerbarft, ohne zum jenfeitigen Ufer geführt zu haben, und daß mit ihrem Sturz 
nicht nur die Reihsverfammlung der Zwiſchenzeit, nicht nur die fonftituirende 
Wirkſamkeit der Vertreter der Nation, fondern auch (mas damit an ſich nicht 
zufammenbängt) jever Antheil unferes Volks an der Leitung der vaterländifchen 
Gefchide, ja jomit jedweder Ausdruck eines unmittelbaren Rechtöverhältnifies von 
deutſchem Band und deutſcher Nation zu Grunde ging, barf den umnbefangenen 
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Dlid des Nechtshifterifers bei Beurtheilung des deutſchen Staatsrehts, wie es 
feit dem Juli 1848 in anerkannter Wirkfamfeit beftand, nicht trüben. Die Be- 
deutung beffelben wird dadurch nicht berührt. 

V. Ueber vie definitive Geftaltung der deutſchen Gentralgewalt waltete weber 
innerhalb noch außerhalb der Nationalverfammlung, weder bei den Regierungen, 
noch bei den Regierten eine Mare und beftimmte Borftelung ob, die auch nur in 
dem einen oder dem andern Kreife auf Webereinftimmung beruhte. Es war deß— 
halb nicht der Fehler, ſondern das Unglüd des Parlaments, daß vie Verhand- 
lung über die Grundrechte fo foftbare Zeit und Kraft vorwegnahm. Boll und 
Bertreter bepurften dieſer verhängnigvollen Paufe vom Juli bis zum December 
1848, damit der politifhe Gedanke, der noth that, fill zur Reife gedieh. 

Auch die deutſchen Diplomaten des Wiener Kongrefies hatten in ihrer Ber- 
faffungsarbeit ein halbes Jahr paufirt und dieſen Zeitraum mit allerhand Taufd)- 
verträgen zur Regelung des Territorialbeftandes, mit europäifhen Wirren und 
mit glänzenden Feften verbracht. Die Volksmänner der Paulskirche füllten bie 
unvermeidliche Pauſe mit envlofen Berathungen über Fragen, welde die Nation 
ſehr nahe angingen und ihr um fo mehr am Herzen lagen, je mehr felbft vie 
dringendften darunter feit Stein’s erftem Berfaffungsplan vernadläffigt worden. 
Was frommte ein noch fo ftolzer Verfafjungsbau ohne gefichertes politifches Recht 
der Einzelnen? Kein Entwurf damaliger Zeit, fei es von Zöpfl oder dem Grafen 
Robert von der Golg, weder das Patent Frievrih Wilhelm’s IV. vom 18. März, 
nod die fpäteren preußifchen, hannoverſchen, bayerifchen Pläne entbehrten ver fo- 
genannten Grundrechte: die oftroyirten Berfaffungen von Preußen und Oeſterreich 
ſchienen darin einander zu überbieten. Und hielt doch 1815 Stein, als ihm bie 
fertige Bundesafte zu Geficht fam, das ganze Werk für werthlos, weil darin 
eine Habeas-Gorpus-Akte fehlte! Nun, das Zumwenig von 1815 bewirkte als 
Reaktion das Zuviel von 1848; war in. Wien über der eftftelung des Bundes 
die Nation und ihre Freiheit in Vergeſſenheit gerathen, jo trat eine Weile zu 
Frankfurt die Herftellung des Reiches in Hintergrund gegen das Intexefje ver zu 
fihernden Volksrechte: diefe follten eben vie folive Grundlage abgeben für das 
Gebäude des Bundesftaats, über deffen Ausbau man mittlerweile ins Reine zu 
fommen beftrebt war. — Hätten nur während deſſen die deutſchen Regierungen 
fih über einen beftimmten Plan der Bunvesgeftaltung zu einigen vermocht, ftatt 
daß fie ſämmtlich rathlos blieben und nur etliche, die noch überdies einander 
entgegenarbeiteten, allmählich die Kraft ver Berneinung erlangten. 

VI. In Einem Punkt herrſchte wenigftens bei der Nationalverfammlung Ueber- 
einftimmung: die Gentralgewalt, wie fie auch organifirt werde, folle die Kompe— 
tenz einer vollen Staatsgewalt erhalten. Denn eben der Staatenbund war 
in einen Bundesftaat umzugeftalten. Hier erwuchſen Schwierigkeiten, vie hätten 
überwunden werben müſſen, ehe die Frage nad der Form der Reichsgewalt, ehe 
namentlich die Reichsoberhauptsfrage zur Sprade kam. Statt deſſen wurde bie 
legtere verwirrt und entitellt durch vie fehlende Erledigung nötbiger Voraus— 
fegungen und durch das verftedte Hineinfpielen folder Borfragen. Um es mit 
Einem Worte zu jagen: die Frage, ob Deutjhland eine Monarchie fein folle, 
fonnte nicht eher aufgeworfen werden, bis man entſchieden hatte, ob ganz 
Deutfchland und wie vafjelbe in ein gejchloffenes Staatswefen zu vereinigen wäre; 
die Frage ferner, ob Preußen oder Defterreih für immer oder ob nad Wahl 
oder Turnus der eine und der andere deutſche Staat Träger der Souveränetät 
werben follte, durfte nicht eher in Rebe ftehen, bis es gewiß war, daß Defter- 
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reich und Preußen u. f. w. einer Staatsgewalt untergeorbnet fein wollten, ja 
untergeorbnet werben fonnten. 

Die Adillesferfe der Bundesverfaſſung ift die Verbindung deutſcher Staaten 
mit nichtveutfhen. Der Vortheil, daß der Bund fi an zwei europäifche Groß- 
mächte anlehnt, vie feine Mitglieder find, ift nur deßhalb wirklich ein Vörtheil, 
weil Deutſchland in feiner verfaffungsmäßigen Ohnmacht folder Anlehnung be— 
darf. Selbft innerhalb der geringen Kompetenz der Bundesgewalt find jene omi— 
nöfen Verbindungen ein Hinderniß, weldes lähmend wirft. Das für Deutſchland 
Wünfhenswerthefte und Nothwendigfte kann Dänemarks Intereſſen oder denen 
Defterreihs in Ungarn oder Italien, weil ja nicht bie Intereffen aller Nationen 
immer miteinander vereinbar find, entjchieven zumiberlaufen: dann muß aber 
regelmäßig Deutſchland darauf verzichten, weil Dänemark oder Defterreid vie 
bundesverfaffung&mäßige Befugnig haben, es zu bintertreiben. Anderfeits müßte, 
wenn durch Stimmenmehrheit ein Bundesbeſchluß zu Stande gelommen ift, der 
auf das öfterreichifche Italien oder Ungarn unübertragbar ift, Defterreich ſich ge- 
fallen lafien, daß in feinen deutſchen Staaten ein Geſetz, das es zur publiciren 
die Bundespflicht hat, Rechtäfraft gewinnt und daß es bier gilt, während es in 
andern Theilen verjelben Monarchie nicht gilt und auf dieſe jogar nachtheilig wirft. 
Schon der Staatenbund mit feinen winzigen Herricherrechten würde faum verträg- 
lid mit dem aus deutſchen und nichtveutichen Landen zufammengejegten Defterreich 
fein, ſobald dieſes mehr fein will als eine Union felbftftänpiger Reiche, kaum 
verträglic mit Limburg, ſobald dieſes wirklich ein deutfches Bundesland ift, wenn 
Deutihland fih unabhängig ftellte von vänifchen, niederländiſchen, außerdeutſch— 
öfterreihifchen Intereffen, wenn dieſer Staatenbund felbft eine Wahrheit wäre. 
Anders verhält e8 fi mit Preußen, deſſen außer dem Bunde belegene Lande 
von der Staatsgewalt ausprüdlich ven in den Bundeslanden publicirten Beſchlüſſen 
ein für alle Mal unterworfen find und, weil bier feine wiverftreitenden Intereffen 
denkbar, unterworfen fein fönnen: 1848 übrigens gehörte von der preufßifchen 
Monardie nur das polnische Herzogtum Gnefen nicht zum Bunde. 

Nun folte an die Stelle der lodern Bundesgewalt eine deutſche Staatsge— 
walt treten. Deutfchland follte eine wirflihe Regierung, eine gefetgebenve und 
eine richterlihe Gewalt haben. Die Bundeslande des äfterreihifhen Staats foll- 
ten alfo Theile eines deutſchen Gefammtftaats werden, während die aufer- 
deutſchen Lande dies nicht werben und dabei doch mit jenen die Provinzen des- 
jelben öfterreihifhen Staats bleiben follten. Fir Luremburg, Holftein und 
Lauenburg ftand die Sache anders: fie waren nie Provinzen eines andern Reichs 
gewefen; und daß Limburg aufhöre, eine niederländiſche Provinz zu fein, haben 
wir ohnedies das Recht zu forvern. Preußen vollends blieb in feiner innern Ein- 
beit unberührt; nur feine Stellung nad Außen mochte verlieren oder gewinnen, 
Aber Defterreih kann fein Staat fein, wenn Deutfhland ein Bundesftaat 
wird und das deutſche Oeſterreich zu dieſem Bundesſtaate gehört; die öſter— 
reichiſche Monarchie wird dadurch innerlich aufgelöft. Deutſchland einfchlieflich des 
deutſchen Defterreih fann alfo fein Bundesftaat werben, fondern höchſtens 
einen Staatenbund bilden und zwar aud nur eine ſolche Nichtigkeit von Staaten- 
bund, wie feit 1815. 

Es war aber die Aufgabe — und, wie gejagt, in dieſem Einen Punkt 
berrfchte Uebereinftimmung —, das Vaterland aus der bisherigen Nullität empor- 
zuziehen, ihm ven gebührenven Play unter den Nationen zu fihern, den deut— 
iben Bundesftaat zu gründen. In Wien hatte man feine gerechten Bedenken 
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und fprah Ein Mal zum Entfegen mander deutſchen Phantaften ehrlich aus 1%), 
daß Defterreih in einen ſolchen Bunbesftaat unmöglich eintreten könnte. Später 
indeſſen jchienen fich zwei Auswege zu öffnen: der Beſtand ver üfterreichiichen 
Monardie ftand in Frage; riffen fih Ungarn und Italien los, fo mochte der 
Reſt deutſchen Reichsgefegen gehorchen. Thorheit und Frevelmuth hielten fich vie 
Wage, wenn an dieſen Ruin von Defterreich fih Hoffnungen für Deutfchland 
fnüpften! Der andere Ausweg war nit minder thöriht und faft „eben fo frevel- 
haft: Defterreihh übernehme die Gentralgewalt über Deutfchland; dann dürften 
auch die nichtveutichen Yande nah venfelben Geſetzen leben, wie vie deutichen; 
die Einheit des öſterreichiſchen Staats bliebe gefihert, ja erbielte eine neue 
Sanftion. Thöriht war dieſe Ausfiht: denn der Sachverhalt bliebe durchaus 
derjeibe, wie auch die Gentralgewalt beichaffen fein mochte, ob monardhifch oder 
nicht, ob in Händen Defterreihs oder in andern: fobald fie eine wahre Staate- 
gewalt ward, wären die einen Theile des öſterreichiſchen Staats diefer Staatsge— 
walt unterworfen, die andern nicht, folglich die Einheit des ganzen Defterreich 
zerftört. Frevelhaft aber ſowohl vom öfterreihifhen Standpunkt, wie vom deut— 
ihen: denn der Umſtand, daß der Souverän von Defterreich deutſches Neiche- 
oberhaupt, rechtfertigte nicht im Mindeſten, daß dem nichtveutfchen Landen ver 
babsburgifhen Monardie Geſetze und Rechte aufgeprungen würden, welche für 
Deutihland beilfam erachtet und dort eingeführt worden; ebenfowenig aber wäre 
Deuticyland damit gevient, daß fein Reichsoberhaupt dieſe höchſte Stelle zu 
Gunſten feiner auferdeutihen Erblande ausbentete und wäre es auch in feiner 
andern Weife, als indem es (und gerade hierin erblidte man das Ausglei- 
hende) jene auslänvifchen Interefien zu Rathe zöge, wo es deutſche Interefien 
zu wahren gälte. Auch nicht die dem Träger deutſcher Centralgewalt etwa aufge 
drungene Mitwirkung eines Parlaments ift es, was allein im Wege fteht: denkt 
man ji den deutſchen Bundesftaat, wogegen ‚freilich nicht nur die Nation, fon- 
dern auch die Staaten und ihre Fürften und Obrigkeiten begründeten Einſpruch 
erheben müßten, rein abjolutiftifch umd ven Kaifer von Oeſterreich als veflen 
Selbſtherrſcher, aud in den Erblanden deſſelben jedes konftitutionelle Hinder— 
niß entfernt, fo ift und bleibt der politifche Unfinn, daß das deutſche Oeſterreich 
gleichzeitig integrirenver Beftandtheil von zwei Staaten iſt, die einander 
fremd find, und wenn die Gemeinjchaftlichkeit des Herrſchers felbit zu einer Ber: 
einigung Deutſchlands und Defterreihs in Regierung und Verwaltung, alfo that- 
fählic zu einem Weltreih der europäifchen Mitte führen follte, die politifche 
Unwabrheit, daß ftets over abwechſelnd entweder dem außerdeutſchen Defterreich 
ein jeinem Intereſſe fremdes, wohl gar feinplihes, nämlidh ein dem Intereſſe 
Deutſchlands gemäßes Lebensgefeg imponirt oder Deutſchland, wie bereits zur 
Zeit der innerlich ebenſo unwahren Reihsverfaffung, nach Maßgabe veflen, was 
nicht ibm, fondern Defterreih wohl und noth thut, regiert, d. h. zu Grunde 
gerichtet würde, 

Wenn aljo Deutſchland nidyt darauf Verzicht leiften wollte, fich bundes⸗ 
ftaatlih zu organifiren, oder wenn jelbft mit dem Staatenbunde Eruft gemacht 
werben follte, jo war vor allen Dingen die bejondere Lage des Bundesgliedes 
zu berüdjidtigen, weldes Dentfhland mie feinen Augapfel zu hüten und deſſen 
europäiihe Miffion es als eine Aufgabe des deutſchen Geiftes theuer werth zu 
erachten hat. Diefe Sendung Defterreihs, vermöge deren jene herrlichen deutſchen 





14) Das Minifterium Pillerödori im April 1848. 
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Lande zu eimem ftantlichen Ganzen mit außerdeutſchen Reihen zufammengewadjen 
find, muß in Erfüllung gehen: das ift eine Ehrenſache Deutichlands im Angeficht 
ver Welt. Aber fie jol womöglid in Erfüllung g:hen, ohne das deutſche Defter: 
rih dem großen Baterlande zu entfremben oder gar zu entäußern, und ferner 
ohne Deutihland in feinem Entwidlungsgange zu Macht und Freiheit zu hem- 
men oder deſſen gejammte Kraft für dieſen Einen deutſchen Zwed, welchen Defter- 
reich verfolgt, in Anſpruch zu nehmen. Bor Allen war daher den deutſchen Landen 
ver habsburgiſchen Monarchie die Ausnahmeftellung zu erringen, welche fie in 
ven Stand jest, als Theile eines Staats, der fie mit auferveutfchen Reichen 
dauernd verjchmilzt, jene gewaltige Aufgabe der Bölfergefchichte zu löfen und 
dennoch bei Deutjchland zu bleiben, und nichts bdeftoweniger eine koncentriſche 
Öeitaltung des legteren möglihd zu machen, fei es nun daß Deutfchland ein 
Bundesftaat mit oder ohne monarchiſche Spitze wurbe, fei es auch nur daß es 
in der Form des Staatenbundes den unabweislichften Anforderungen, als europäi— 
he Macht pie gebührende Geltung zu erringen, Genüge that. Eine Ausnahme- 
ftellung hatte Defterreih von jeher eingenommen; fie war ihm zu Zeiten zuge: 
ftanden, als fie noch gar nicht die Lebensbebingung geworben, die fie heute ohne 
allen Zweifel ift, vorausgefegt daß Deutſchland feine jegige unerträgliche Lage, 
jeine „Ausnahmeſtellung“ aufgiebt. 

VI. In der deutſchen Nationalverfanmlung fehlten die Stimmen nicht, welche 
Privilegien für Defterreich forberten; die Ertheilung viefer Privilegien war 
die Borfrage für den Bundesftaat, ganz abgefehen von der Oberhauptsſache; 
und niht nur für die Begründung des Bundesftaats, fondern ſogar fir bie 
einfache Bewahrheitung des Staatenbundes. — Aber die Mehrheit des Parlaments 
verwarf die Privilegirung, als bei der erften Yefung des Berfaffungsentwurfs 
Heinrich von Gagern einen darauf bezügliden Antrag ftelltee So wurde viefe 
Angelegenheit, die mit allen Lebensfragen Deutſchlands und Defterreihs auf das 
Innigfte zufammenhängt, zu einem bloßen Moment der Oberhauptsfrage und, 
vermifcht mit allerhand Sympathieen und Antirathieen, unterlag fie einer völlig 
ſchiefen Beurtheilung, ja verwirrte die Frage nad dem Oberhaupte des Bundes- 
ftants, die Doch nicht anders und nicht in höherem Grade von ver Löſung des 
Problems, wie Defterreih Defterreich bleiben, wie dabei Deutſchland Deutſchland 
werden und doch Oeſterreich fein nennen kann, abhängt, als die Frage nach dem 
Bundesjtaat überhaupt, ja nicht anders und nicht mehr als vie Frage nad) Sein 
oder Nichtfein des Baterlandes, welche Faſſung auch das mwechjelvolle Treiben der 
Parteien in Parlament und Kabinetten, oder die unbefangere Forſchung der Wiſſen— 
ihaft von Staat und Recht dieſer Frage (ob ein Deutichland oder fein Deutſch— 
land ?) immerhin geben möge. 

Wir haben ein umnveräußerliches Recht auf die deutſchen Yande des Haufes 
Lothringen-Habsburg und am den regierenden Herrn dieſer Lande. Unfer Necht 
erlifcht nicht etwa, wenn er uns die Gemeinfhaft auffündigen mollte; vielnehr 
würde ber Kaifer von Defterreih, fobald er feine deutſchen Lande von Deutſch— 
land zu trennen unternähme, eine Nechtspflicht verlegen, die ihm heilig fein muß. 
Daher änderte weber das Programın von Kremfier no die am 4. März 1849 
oftroyirte Reichsverfaſſung Defterreihs, melche freilich Deutfchland nicht dem Namen 
nah zu kennen ſchien, die Sachlage. Das deutfche Defterreih war und blieb 
deutjches Land. 

Inhalt und Umfang ver gegenfeitigen Pflichten und Rechte beftimmt vie 
Bundesverfafiung. Defterreih hat das Recht und die Pflicht, mit dem übrigen 
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Deutfhland im Verhältniß eines unauflöslichen nationalen Staatenbundes zu 
ftehen. Keine Ordnung der Dinge darf ins Leben treten, welde dieſes Rechts- 
verhältniß alterirt; felbft die AZuftimmung Defterreihs ändert nichts darin: denn 
der Bund ift als ein unauflöslicher nationaler Berband eine Macht über ven 
Bundesgliedern, auch über Defterreih und feinem Kaifer. Weber aljo darf Defter- 
reich rechtsgültig fich jo geftalten, daß die deutſchen Yande deſſelben ihren Bundes— 
pflichten entzogen werben, noch darf Deutichland eine Einrichtung treffen, wodurch 
Deutjchöfterreih von dem deutſchen Bunde ausgefchloffen wird. Nur eine Revo- 
lution kann Defterreih von Deutichland trennen: fei e8 eine deutſche Umwälzung, 
welche an die Stelle des deutſchen Bundes ein Deutſchland fegt, zu welchem 
Deutfchöfterreih nicht ohne die öfterreihiihe Monardie aufzulöien, d. 5. gar 
nicht gehören kann oder aus welchem dieſe unvergleihlihen deutſchen Lande von 
vornherein ausgeftoßen find, — jei es ein Umſturz von Defterreih her, vermöge 
deſſen uns jene Provinzen entrifjen fein follen, falls wir nicht dem öſterreichiſchen 
Ausland uns fügfam anfchliegen und feinen andern Willen haben „wollen, als 
den Willen Dejterreihs. Wir rühmen uns aber, die deutfhe Nation zu fein, 
welche das deutſche Bolt von Defterreih zu den Ihrigen zählt und nicht ver— 
leugnet, welche aber einen eigenen Willen zu haben fich vermißt, der häufig ein 
ganz anderer fein kann als die mit weiſer Rückſicht auf Verhältniffe, welche uns 
fremd find, gefaßten Entjchliefungen des Wiener Kabinets. 

Faſt hat es ven Anſchein, als wäre jene deutſche Revolution mit der vom 
Parlament beſchloſſenen Reihsverfaffung ins Werk geſetzt. Es fommt in ver 
That einem Ausſchluß Defterreihs nahe, wenn Deutfhland einen Bunvesftaat 
bilden will — ganz abgejehen von dem erblihen Kaiſerthume Preußens —, ohne 
daß Defterreih mit Privilegien bevadıt ift. Dagegen ftreift das Auftreten 
der öfterreihifchen Regierung gegenüber dem Parlament an jene andere Revolution, 
bie von Wien datirt; denn mit dürren Worten forderte das faiferliche Kabinet 
die Uebertragung der Oberhaupswürde an Defterreih, wodurch doch in der That 
nichts geänvert und fein Problem gelöst, fondern nur ein politifher Unfinn durch 
eine politiihe Unwahrheit bemäntelt worden wäre; mit dürren Worten fagten vie 
Staatsmänner von Olmüs, daß Defterreich regieren müſſe und fich feiner ander: 
weiten deutfchen Gentralgewalt unterordnen werde. — Aber die Politif von Frant- 
furt und Dimüg erinnert eben nur (wenn auch ziemlich lebhaft) an jene beiden 
Arten von Umwälzung; wenigftend das Parlament und mit deſſen Vollmacht das 
Neihsminifterium eröffneten Unterhandlungen über eine dem deutſchen Defterreich 
einzuräumende Sonverftellung: indeſſen dieſe Unterhandlungen ftanden unter ver 
feindlihen Konftellation der Parteiung, welche fih in Betreff ver Oberhaupts- 
frage bildete. Man faßte die Frage (jedenfalls üfterreichiicherjeits) fo auf, 
als gälte es, Preußen um jeden Preis an die Spige zu ftellen und deßhalb 
Deiterreih abzufinden, bei Seite zu drängen, auszufchliegen: es galt aber im 
Gegentheil, die Lebensbedingungen der öfterreihifchen Monarchie anerkennend aus- 
zugleihen mit den Lebensbedingungen Deutfchlands, Defterreih gerecht zu werben 
ohne Deutſchland zur immerwährenden Ohnmacht und Unfreiheit zu werurtheifen. 
So wirkt entjcheidend die Form auf den Inhalt; die fhiefe Stellung einer an 
ſich gerechtfertigten Frage verbreht die Antwort: jene Verhandlungen | heiter: 
ten, — 

VIII. Der Gentralgewalt des zu errichtenden Bundesftaats pie Geftalt zu geben, 
welche die Eentralgewalt des Staatenbundes gehabt, mit andern Worten: ven 
Antheil der Glieder des Reichs an der Herrfchaft über das Ganze in ver Weife 
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des Antheils der Glieder des Staatenbundes am dem abgefhafften Bundestage 
zu beftimmen, lag den Regierungen nicht minder fern, als dem Parlament. Die 
deutſchen Staaten als Faktoren des deutſchen öffentlichen Lebens mußten Berüd- 
fihtigung finden; dies follte aber in anderer Art gefchehen, nämlich indem fie 
Faktoren der Vertretung de: Nation wurden, wie bis 1806 als Reichsftände, 
doch nun mit gewiſſen zeitgemäßen Mobififationen und nicht mehr ausſchließlich. 
Ein getreues Abbild der Nation gewährte in der That weder eine Repräfentation 
des Volls im feiner ungetheilten Einheit, noch eine bloße Vereinigung feiner 
partifulariftiihen Glemente, aljo weder die Fonftituirende Nationalverfammlung, 
noch der alte Reichstag. Wohl aber beides zufammen. So follte denn der neue 
Reichstag beftehen aus einem Unterhaufe, worin das Boll ald Ganzes, worin 
die Deutſchen als foldye vertreten wären, dem fog. Volkshauſe, und aus einem 
DOberhaufe, worin bie deutſchen Staaten ihre Darftellung fänden, dem fog. 
Staatenhaufe. Eine Darftellung der Staaten erblidte man aber nit in 
einer Berfammlung von Bevollmächtigten der Regierungen, fondern nur in einem 
Berein Solder mit Abgeorbneten der Stäntelammern, in welden letzteren ver 
Partikularismus nicht in feiner dynaftifhen, ſondern in feiner nicht abzuleugnen- 
den vollsthümlichen Bedeutung erfcheint. 

Im neuen Reichstag alfo follten Einheit und Mannigfaltigkeit des veutfchen 
Weſens fi die Wage halten. Um fo nothwenbiger erfchien e8, in ber Gentral= 
gewalt die Einheit möglichſt lauter und rein zur Sprade zu bringen. Denn im 
Reid beftanden die Staaten mit ihrer nur durch die Attribute der Reichsgewalt 
beſchränkten Souveränetät; in der Nationalvertretung überwog weder Einheit 
noch Bielheit; folglich hatte der Partikularismus in dem neuen Bunbesftaate das 
Uebergewidt, fobald er aud in ver Gentralgewalt Ausdruck erhielt. Diejen 
Sinn hatte der Sieg der Monardie in der Nationalverfammlung. Es war 
nicht derjelbe wie bei fonftigen Berfafjungsfämpfen; das läßt fih nur gegenüber 
dem Berfuche behaupten, die Centralgewalt einem Präfidenten zu übertragen, wozu 
jeder Deutſche wählbar wäre; für diefen Vorſchlag ftimmten 122 Abgeoronete. 
Im Uebrigen galt e8 den Kampf ver Einbeit mit dem Bartifularismus; aber bie 
Kaiſerlichen“ waren nicht Unitarier, nit Feinde deutſcher Befonberheit: fie 
erfannten die Bielheit der Staaten als berechtigt an und nahmen fie in vie 
Nationafrepräfentation als ein Gegengewicht des einheitlichen Elements verfelben auf. 

Die Frage der Monarchie hat für Deutſchland einen ganz eigenen Werth, 
der bei andern Nationen gar nicht in Betracht kommt. Das Königthum per— 
fonificirt. Nun haben die Theile Deutſchlands größtentheils eine ſolche Per- 
fonififation erhalten, während das Vaterland im Ganzen erft im Ringen nad) 
Perfönlichkeit überhaupt begriffen ift. Dies Ziel ift gewiß au auf anderem Wege 
zu erreihen; denn fonft wären nur Monardieen wahre Staaten! Aber in vie 
Augen fallender ift keine Griheinungsform eines Volks, als die monardifche. 
Eine Nation, deren Dafein in Frage geftellt wird, hat daher einen Zug zum 
Königthum, der mächtiger ift, als alles politifche Urtheil und Vorurtheil. Sagen 
zu können, „biefer Mann ift Frankreich”, hat für die Franzoſen felten einen 
Werth, bat für dieſes in flraffer Gentralifation gehaltene Bolt eher vie Bei- 
mifhung von Unfreiheit. Aber für Deutſchland fcheint es die Verkörperung der 
Idee der Einheit felbft, die hanvgreiflihe Widerlegung Alles deſſen, was uns 
als Nation verneinen mag, die unumftößlihe Gewißheit anerkannter Eriftenz des 
Baterlandes. 

An die Spise des Bundesftaats ein Direktorium zu ftellen, fand daher 

Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. III. 6 
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geringen Anklang. Die wenigen Freunde waren überbies uneinig, welden Staaten 
daffelbe zu übertragen jei, ob dreien (Defterreih, Preußen, Bayern), ob fünfen 
(Defterreih, Preußen, Bayern, Hannover, Sachſen), ob fehfen (denn warum 
Württemberg ansfchließen?), ob fieben, achten, nennen: das führte ja zum 
Bundestag oder man blieb, ohne Gewinn für das Ganze und in höchſt unge: 
rechter Benachtheiligung einzelner Staaten auf halbem Wege ftehen. Für das 
Bundespireftorium ftimmten nur 97 Abgeordnete; vawider 361. 

Bereinbar mit der deutſchen Monarchie, für weldhe, nachdem pie Fürften 
fie hatten langſam verbinten laſſen, die erfte deutſche Nationalverfammlung fid 
erflären follte, waren gar verfchlevene Einrichtungen. Für feine dieſer Formen 
zeigte fich weniger Neigung, als für eine wechfelweife Regierung von Oeſterreich 
und Preußen; dahin vereinigten ſich nur 8O Vertreter gegenüber 377. Oder follte 
der Turnus noch andere Staaten umfaffen? nur noch Bayern? oder im Ganzen 
fünf? oder ſechs? ober fieben ? oder acht ? das hätte wieder feine Örenze gehabt! — 
Eine Mehrheit von 258 gegen 211 entjchien, daß ein deutſcher regierender Fürft 
Träger der Gentralgewalt fein fol. So würde Deutfchland wieder eine Wahl- 
monarhie? Das Parlament erflärte fi gegen eine Wahl: auf drei Jahre (nur 
120 waren dafür), auf fehs (196 ftimmten bei), auf 12 Jahre (diefe Form 
hatte nur 14 Anhänger), auf Lebenszeit (39 ftimmten dafür). Aber in erfter 
Lefung verwarf das Parlament mit 262 gegen 211 Stimmen aud die Erblid- 
feit, fo daß es wie Ironie Fang, ald am 25. Januar 1849 beſchloſſen ward, 
der Träger der Gentralgewalt ſolle „Raifer der Deutfhen“ beißen. 

Aber dennoch war es ein Wort von großem Klang — Herftellung eines 
Kaiſerthums der Deutfhen! Und es war feine Neftauration. Denn einen 
deutihen Kaifer hatte e8 noch nie gegeben, fondern nur einen römiſchen 
Kaifer, deffen mittelalterliche kirchlich völferrechtlihe Aufgaben das deutſche König- 
thum zerrütteten. Vollends ein Kaifer follte es fein, der nicht gegen keimendes 
Fürſteuthum fruchtlos anfämpfte, wie früher ver deutſche König, fondern dem 
das partifulare Fürſtenthum als anerkannte Inftitution des deutſchen öffentlichen 
Rechts zur Seite ftünde. Diefem letztern aber follte in feiner Geſammtheit ein 
Reichsrath diejenige Theilnahme an der Ausübung der kaiferlihen Gewalt fichern, 
deren die deutſche Berfaffung, wenn fie nicht in ven Wolfen ftehen oder die ganze 
Geſchichte des Baterlandes rüdgängig machen fol, ſchwerlich entrathen kaun. 

Nachdem der Antrag des Abgeordneten Welder vom 12. März, ver, ber- 
vorgerufen dadurch, daß die oftroyirte äfterreihiihe Berfaffung vom 4. März 
1849 Defterreich ohne jede Rüdficht auf Deutſchland fonftruirte, in der Hauptfache 
dahin lautete, mit Einem Gefammtbefhluß das Berfafiungswerk zu beendigen und 
die erblihe Dberhauptswürde der Krone Preußen zu übertragen, am 21. März 
1849, dem Jahrestage des berühmten „Aufgehens von Preußen in Deutſchland“, 
mit 283 gegen 252 Stimmen verworfen worden, begann im Parlament die zweite 
Lefung des Berfafjungsentwurfs. 279 gegen 255 Abgeorpnete votirten darauf vie 
deutſche Monarchie und am 27. März 267 gegen 263 veren Erblichkeit. Es 
follte demnach ein regierender deutſcher Fürſt erblicher Träger ver Centralgemwalt 
des Bundesſtaates, erbliher Kaifer der Deutſchen fein. Die deutſche National: 
verfammlung jchritt nunmehr zur Katferwahl! Nicht nur aber hatte die Ver— 
tretung des Volks ohne Mitwirhmg der Regierungen die Monarchie befchlofien, 
nicht nur nahm fie Kurfürſtenrecht und zwar die Befugniß ver Wahl einer Dy- 
naftie für fih in Anfpruh, fondern die Neichsverfaffung, welde fie als Geſetz 
zu verfündigen Willens war, befchränfte ven Antheil der Staaten auf deren Ver— 


Reform. 83 


tretung im Staatenhaufe: die Negierungen, deren Gefammtheit feit 1815 alleinige 
Trägerin ver höchſten Gewalt gewefen, follten für immer darauf angewiefen fein, 
ihre, d. h. Deutſchlands Partifularintereffen durch Abgeordnete wahrzunehmen, 
welche nicht nad) Inftruftionen, fondern nad perfönlicher Ueberzeugung in einer 
Körperfhaft zu votiren hatten, worin venfelben andere Elemente von gleicher 
Stärke zur Seite fanden und welcher eine andere Körperfchaft, das Volkshaus, 
und mit biefem zujammen bie Gentralgewalt, von deren Ausübung die Regie- 
rungen ganz ausgefchloffen, das Gegengewicht hielt. Denn ver Reich srath, ver in 
erfter Lefung befchlofien gewefen, war in der zweiten verworfen worden. 
IX. Hier, abgejehen von allen Formfragen der Kompetenz, den Inhalt allein 
ind Auge gefaßt, ging die Reformbewegung in das Extrem einer rüdfichtslofen 
Gentripetalität, einer völligen Nichtachtung des in feinen Grenzen wohlberedhtigten 
Partifularismus über, ein Extrem, welches dem Wefen der deutfchen Dinge ebeufo- 
wenig entjpriht wie das entgegengejeßte Extrem rückſichtsloſer Centrifugalität, 
völliger Nihtachtung der nationalen Einheit, wodurd die Bundesverfafjung von 
1815 unleivlih und einer Reform auf nationaler Grundlage dringend bedürftig 
geworben. 

Diefe Frage nach dem Inhalt und der Subftanz fpitte ſich unglücklicherweiſe 
in eine Frage des Yormalismus, in die Frage der Kompetenz zu. Es handelte 
ſich eigentlih um die rechtliche Stellung der deutfchen Staaten in dem neuen 
Bundesftaat; der Streit aber drehte fih um ihr Verhältniß zur Konftituirung 
defielben. Dabei refurrirten die Regierungen größtentheils auf das Bundesrecht 
von 1815; fie jelbft hatten aber insgefammt im die Umgeftaltung vefjelben, vie 
mit der Einfegung der proviforifchen Gentralgewalt bezeichnet ift, eingewilligt; es 
beftand ein neues Bunbesreht von 1848: freilich proviforifh, d. h. bis zum 
Eintritt der neuen definitiven Verfaſſung, jedod mit befinitiver Veränderung ver 
bisherigen. Unterlag es feinen Zweifel, daß bis dahin die Regierungen durch 
ihr Gefammtorgan, den Bundestag, Deutſchland ausſchließlich vepräfentirt hatten, 
fo war eben die Bunbesverfammlung abgefchafft; die Regierungen hatten fein 
andere® Organ ihres Oefammtwillens als den Reichsverweſer und biefer hatte 
keinerlei Kompetenz in Betreff der Berfaffungsfache. Es war für die Regiernngen 
eine verzweifelte, eine unnatürliche Lage. Aber die Lage war gegeben durch bie 
in anerfannter Wirffamfeit beftehende Orbnung der Dinge vom 12. Juli 1848, 
Aus folhen verzweifelten Lagen, in welde ein dem Leben nicht entſprechendes 
Recht verſetzt, pflegen fih nicht nur die Bölfer, fondern auch die Regierungen 
gewaltfam zu befreien. 

Gine Vereinbarung war unmöglid, Denn das andere Subjekt fehlte, 
mit welhem das Parlament ſich zu vereinbaren hatte, Mit den einzelnen Re- 
gierungen, bie, noch überdies untereinander uneins, verfchiedene und in fi un— 
vereinbare Forderungen ftellten, war Bereinbarung nicht nur thatfählih unaus- 
führber, fondern rechtlich unftatthaft. Das Parlament felbft hätte den Bundestag 
berftellen und ihm die dem Reichsverwefer mangelnde Befugniß in der Berfaffungs- 
ſache beilegen müjfen: darüber kann aber wohl fein Zweifel fein, daß dies der 
fihere Weg gewefen wäre, Alles zu vereiteln, daß die für Grundgeſetze erforber- 
lihe Einftimmigkeit nimmermehr erzielt worden märe, 

Preußen hatte mit der Note vom 23. Januar 1849 allerdings einen Ans- 
weg angebahnt. Von dem Formellen fieht dieſe trefflihe Staatsihrift ab; fie 
faßt Das Materielle der Sache ins Auge; die Regierungen find einmal wichtige 
Faktoren des beutfchen Pebens und die Revolution von 1848 hatte fie keineswegs 
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zerftört; follten fie ganz unberädfichtigt bleiben in ver höchſten Frage des Bater- 
landes? Preußen fordert Gehör für vie Regierungen; dazu bedurfte es freilich 
feines Geſammtorgans; denn gehört zu werben verbient jede einzelne; vie 
Anfichten der einzelnen Staaten fielen ſchwer ins Gewicht, wenn aud alle ein- 
zelnen zufammen feinen verbindlichen Gefammtwillen varzuftellen vermochten. 
Preußen fordert von dem Parlament ein Eingehen auf die Borfchläge derer, 
welche einmal reelle Mächte waren und find, obgleih das Bundesrecht von 1848 
fie ignorirt. Preußen drang mit Einem Wort nicht auf formelle Vereinbarung, 
fondern auf fubjtantiele Verſtändigung. — Aber aud dieſe mißlang. ine 
Reihe von Regierungen vereinigte fi zwar zu Vorſchlägen; aber abgefehen von 
dem politiihen Werthe verfelben hätte felbft ihre wörtlihe Annahme, fein Refultat 
gehabt, weil andere Regierungen Anderes begehrten, z. B. Defterreih den Weg- 
fall eines Volkshauſes (als ob Damit irgend etwas zur Yöfung des öfterreichifch- 
deutſchen Problems gefhehen wäre!), oder grollend ſchwiegen. Indeſſen das Par- 
lament nahm überdies wenig NRüdfiht darauf; die Verwerfung des NReichsraths 
bewies, daß es in feiner Mehrheit tie Bedeutung der Staaten verfannte, ver- 
kennen wollte: die Minderheit fühlte, was damit verleren war! Endlich zeigte 
ſich's, daß die preußiihen Staatsmänner ven gefunden Sinn ihrer eigenen Staats— 
ſchrift nicht verftanden oder vergeffen hatten; fie pochten bald nachher auf Verein— 
barung, wie wenn fie vorher nicht aus eigenem Ermefjen, ſondern etwa durch 
Infpiration den Weg ver Rettung aus diefem Bereinbarungsftreit gewiefen hätten! 

X. Am 28. März 1849 wählte die deutfche Nationalverfammlung den König 
Friedrich Wilhelm IV. von Preußen zum erbliden Kaifer der Deutſchen. 
In der Paulskirche befanden fi 538 Abgeordnete; feiner derſelben ſtimmte für 
einen andern Fürſten; aber 248 enthielten ſich der Abjtimmung; die 290, welche 
ein Botum abgaben, votirten einftimmig. An vemfelben Tage verfündigte bie 
Nationalverfammlung als Geſetz die neue Verfaſſung des deutſchen Reichs. Der 
Reichsverwefer wollte fofort abdanken, wurde aber bedeutet, daR feine Würde 
fortvaure, bis die definitive Verfaſſung eingeführt worden. 

Nicht die perſönlichen Gigenfhaften des zum Kaifer Gewählten, nicht vie 
Tugenden Friedrich Wilhelm’ IV., feine vorübergehende Volksneigung wie die— 
jenige gewejen, welde vie Blide auf Johann von Defterreidh gelenft, bewogen 
das Parlament zu dieſer Wahl; denn es galt ja die Wahl eines Herrſcher— 
geihlehts: aber ebenfowenig wurde damit vor dem Haufe der Welfen und 
Wittelsbah, vor den Gefchlechtern Johann Friedrich's des Beftändigen und 
Philipp's des Großmüthigen der Dymaftie der Hohenzollern als folder ver 
Vorzug gegeben ; fondern entfcheidend waren die Eigenfchaften ver Erblande des 
Erfornen; der Staat Friedrich's des Großen wurde zum Kaifer der Deutfchen 
gewählt. Der leitende Gedanke der Nationalverfammlung war fein anderer. War 
er eine Laune? follte, wie in faft allen deutſchen Landen die Oppofitionsparteien, 
fo audy der Oppofitionsftaat des alten Neich® an’s Ruder kommen ? . 

Die Hegemonie eines Staats überhaupt hatte wohl die Bedeutung, daß 
unmillfürli die taufenpjährige Entwidlung, vermöge deren ſich deutſche Staaten 
gebildet und Rechtsſubjekte im deutfchen Gemeinwefen geworben, Anerfennung fand. 
Und in der That ohme eine vadifale Umwälzung werden bei feiner Berfaffungs- 
Anderung die Staaten umberüdfichtigt bleiben können; freilid gebührt ihnen eine 
andere Wertbihägung, als fie die Reichsverfaffung von 1848 ihnen gewährte. 
Aber niemals werden Individuen als folde mit Nachdruck bie Gentralgewalt 
führen; fondern immer gilt e8 die Hegemonie eines oder mehrerer Staaten 
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Barum wählte man Preußen? was galt dem Parlamente diefer Staat? Die 
Antwort liegt nahe. Berufen, Dentſchland mit feinen 40 Millionen in ein 
Staatsweſen zu vereinigen, fand die Nationalverfammlung in Preußen gleichſam 
den Anfang der deutfchen Einheit, nämlich einen Staat, in welchem von jenen 
40 bereits 16 Millionen geeinigt find; und zwar aus dem deutſchen Norben 
und Süden, Oſten und Welten, ſowohl Katholiken wie Proteftanten: wenn alle 
Gegenfäge der Welt mitten durch Deutichland geben, fo finden ſich alle deutſchen 
Gegenfäge in Preußen beifammen und politifch überwunden. Diefer deutſche Mi- 
rofosmos bot fih, wenn eine Erbmonardie hergeftellt werden follte, wie von 
felbft al8 der Träger der Einheit in der deutſchen Welt. Ein abfolutiftifher Staat 
gegenüber dem deutſchen Verfaſſungsleben hatte Preußen aufgehört zu fein. Die 
Härten des fog. jpecifiichen Preußenthums fchrieb man dem Charakter des Un— 
fertigen zu, ben diefer Staat ald eine Stufe zur nationalen Ginheit an fidh 
trägt; fie, glaubte man, würden ausgeglichen dadurch, daß jene* Elemente durch 
die neue Stellung Preußens und den Kontakt mit denen des übrigen Deutſchland 
das Gegengewicht erhielten, das ihnen noth thäte, 

XI. Eine Deputation der Nationalverfammlung, welche die Botſchaft der Kaifer- 
wahl nad Berlin brachte, wurde vom Könige von Preußen am 3. April empfan- 
gen. Diejer Fürſt erklärte ven Boten des Parlaments, daß er aus ver von den 
Vertretern der deutſchen Nation getroffenen Wahl ein Anrecht auf die Krone 
ableite, daß er aber feinen Entfhluß von ver Zuftimmupg der deutſchen Fürften 
abhängig mache. Gleichzeitig wurde auf die Nothwendigkeit von Mopififationen 
der Neihsverfaffung bingewiefen. Am 5. April ließ ver König durch eine Eirkular- 
depeſche feines Minifteriums die deutfhen Regierungen auffordern, ſich über den 
DB itritt zum Bundesftaat und über Aenverungen ver Berfaffung zu erflären; 
proviforifh die Gentralgewalt zu übernchmen erklärte ſich Preußen bereit. 

Der Widerſpruch gegen die Reichsverfaffung führte zum Bruch mit der Na- 
ticnalverfammlung, melde alle Mopififationen verfelben von der Hand wies. Die 
Erklärung über das Anreht und vie Bereitwilligfeit, an die Stelle des Reichs— 
verweſers zu treten, führte andererfeits zu einer Spannung zwifchen Preußen 
und den deutſchen Königshöfen. Bon diefen erklärte fih nur Württemberg für 
die Reichsverfaſſung, aber gegen die Uebertragung des Raiferthums an Preußen 15); 
die andern (mebft Lichtenftein und Homburg) erfannten die Reichsverfaffung nicht 
an; Bayern und darauf Hannover gaben als Grund ven Ausschluß Defter- 
reihs an. Alle übrigen deutſchen Staaten, 29 an der Zahl, willigten in Reichs— 
verfafjung und Kaiferthum: in einem beträchtlihen Theile Deutſchlands wurde vie 
erftere förmlich eingeführt, ja das Militär darauf beeidigt. 

Die Agitation für die Annahme und Durchführung ver Berfaffung, melde 
die Nationalverfammlung unternahm, fuchte fi auf der Linie ver Gefetlichkeit zu 
erhalten; aber vie nationalen Leidenſchaften überflutheten viefe künftlihen Dämme 
und entfadhten die gefetlih fein mollende Bewegung zu offenen Aufſtand. Es 
begann in Baden, Sachſen, Bayern, Preußen eine Revolution zu dem erflärten 
Zwed, das Wert ver Nationalverfammlung zu ſchützen und zu vollenden; aber 


16) Württemberg und andere füddeutichen Höfe hatten Mitte März 1848 durch befondere 
Agenten den König Ariedrih Wilhelm für Annahme der Neichsoberbauptswürde zu beſtimmen 
geſucht. Der König hatte damals einen Glauben an ein Vorrecht Defterreichs auf die Kaiſer— 
frone. 
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die Mittel und Wege waren geeigneter für andere Zwede und Ziele, als vie 
nationale Einheit: das trat am unverhüllteften in Baden zu Tage. 

Am 28. April hatte das preußifhe Minifterium dem Parlament die befini- 
tive Ablehnung der NReichsverfaffung und ſomit der Kaiferkrone erklärt. Am 14. 
Mai rief Preußen die im diefem Staat gewählten deutſchen Abgeordueten zurüd. 
Und am 30. Mai hielt, nachdem wiederholte mafjenhafte Austritte, welche nur 
fehr theilweife die Folge von Abberufungen Seitens der Regierungen waren, bie 
Zahl der Abgeordneten bis auf 135 gefhmälert hatten, das Parlament feine legte 
Sigung in der Paulskirche, worin eine Mehrheit von 71 Stimmen vie Verlegung 
nah Stuttgart befhloß. Dort wurde am 6. Juni eine Reichsregentfchaft, beftehend 
aus fünf Abgeorpneten, gewählt und ber Reichsverweſer abgejegt. Am 18, Juni 
ließ der wälrttembergifhe Minifter Römer die Zugänge zum Sigungsgebäude 
militärifch abfperren und machte fo dem Rumpfparlament, an weldem er jelbft 
Theil genommen, ein Ende, 

XI. In diefer ernften und gefahrvollen Zeit erließ Friedrich Wilhelm IV. das 
Manifeft von Charlottenburg am 15. Mai 1849, worin der König die bisherige 
preußifche Politit zu rechtfertigen fuchte und verkündigte, daß er in königlicher 
Treue und Beharrlichfeit nicht daran verzweifle, die Einheit Deutſchlands erreicht 
zu ſehen, daß feine Regierung mit den Bevollmächtigten der größeren beutjchen 
Staaten, die fih ihm angeſchloſſen, das in Frankfurt begonnene Werk der veut- 
ſchen Berfaffung wieder aufgenommen babe; dieſe Verfaffung folle und werde in 
fürzefter Frift der Nation gewähren, was fie mit Recht verlangt und erwartet, 
ihre Einheit, dargeftellt durch eine einheitliche Exekutivgewalt, die nah außen ven 
Namen und die Intereffen Deutſchlands würdig und kräftig vertrete; und ihre 
Freiheit, gefichert durd eine Volksvertretung mit legislativer Befugniß. Dabei fei 
die von der Nationalverfammlung entworfene Reihsverfaffung zu Grunde gelegt 
und nur diejenigen Punkte derfelben feien verändert, die, aus den Kämpfen und 
Zugeftänpniffen der Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohl des Vaterlandes 
entſchieden nadhtheilig feien. Einem Reichstage aus allen Staaten, die fich dem 
Bundesftaate anſchließen, werbe dieſe Berfafjung zur Prüfung und Zuftimmung 
vorgelegt werden: „Das ift Mein Weg“, fagte König Friedrich Wilhelm, „nur 
der Wahnfinn oder die Lüge kann folden Thatfadhen gegenüber die Behauptung 
wagen, daß Ih Meiner früheren Ueberzeugung und Meinen Zufiherungen untren 
geworben.” Gleichzeitig rief der König fein Volk in die Waffen, um Deutfchland, 
wozu Preußen berufen fei, in fo ſchwerer Zeit gegen innere und äußere Feinde 
zu ſchützen, Orbnung und Geſetz herzuftellen im eigenen Lande und in ven übri- 
gen beutfchen Ländern, wo Preußens Hülfe verlangt werde, um Deutſchlands 
Einheit zu gründen, feine Freiheit zu ſchützen — ! ü 

Ein neuer Weg der Bundesreform war alfo betreten. Preußen ergriff vie 
Initiative. Die Regierungen nahmen das Werk der Nationalverfammlung auf, 
eine deutſche Verfaſſung zu Stande zu bringen, den Staatenbund in einen Bun- 
besftaat zu verwandeln. Es liegt darin eine Wendung, wie fie nit zum erften 
Mal in der deutſchen Geſchichte auftrat. Aber dabei wird abzuſehen fein von 
verhältnigmäßig nebenfählihen Umftänden; der Charakter der Bewegung ift 
Iharf ins Auge zu faflen. 

Bergebens hatten unfere Könige und Kaifer Jahrhunderte lang verfucht, bie 
Grundbedingungen ftaatliher Exiſtenz im Reiche deutſcher Nation zu erfüllen, 
Friede und Recht fiher zu ftellen. Es war der legitimen Autorität nit gelun- 
gen, an die Stelle der Willfür und Anarchie Gefeg und Gericht zu fegen; Alles, 
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was von Dben her befretirt wurde, war gefcdeitert. Da warb der andere, ber 
entgegengejegte Weg eingefchlagen, ver der Einung. Und was ver Befehl ver 
Könige nicht vermocht hatte, das brachte das Bundesweſen zu Stande; die geſetz— 
gebende Gewalt hatte fein Gerichtsweſen gründen können: es entftand im Wege 
der Autonomie. Die Einung wurde reicher und mächtiger; endlich umfaßte fie das 
efammte Reih und führte fo zum ewigen Lanpdfrieden: wer da noch an bie 
za Bunde feinen Theil hatte, der trennte fi von Deutfchland, wie 5. B. bie 
Eidgenoſſenſchaft und das preußifche Ordensland, oder hielt ſich in Sonderftellung, 
wie: die, Erblande des Kaifers, die von dem auf füberaler Grundlage neubegrün— 
deten Gerichtähof des Reihe erimirt wurben. 

Hiermit parallel bewegte fi die Bundesreform feit dem 18. Mai und 
namentlich dem 28. Juni 1848. Wie damals das Königthum, verſuchte jet die 
Nationalvertretung, nachdem fie den Bundestag hinweggeräumt, als eine oberfte 
Autorität die Erfüllung der Lebensbevingungen eines beutfhen Staatswefens zu 
befretiren. Ihr Verſuch mißlang. Und wie dazumal, fo nahmen jegt diejenigen, 
an welchen das Werk gefcheitert war, es jelbft wieder auf, Der Weg, ven Preußen 
betrat und anwies, war mit Einem Worte der der Einung. 

Denn aud fie wicht zum Ziel geführt, fo lag es nicht daran, daß ver ein- 
geihlagne Weg ein Irrpfad: es lag an denen welche ihn einjchlugen ebenfofehr, 
wie an denen welde ihn verbauten ; es lag vielleiht an dem vorgefaßten Ideal, 
das auf diefem Wege verwirklicht werben follte. Aber für eine Bundesreform, 
welcher Art und Ausdehnung fie fein möge, giebt es feine Ermöglidung, außer 
der Einen mittelft der Autonomie der deutfhen Staaten. Weber wird 
Deutihland ein Bundesſtaat, nod wird fein Staatenbund eine Realität anders 
als im Wege ver Einung. Bundesbeſchlüſſe werden höchſtens fanktioniren ; und 
felbft eine radikale Ummälzung würbe für die Dauer nicht ſchaffen, nit einmal 
jerftören, wenn den foldhergeftalt vollendeten Thatfahen nicht die Einigung das 
Siegel aufprüdte. Ift doch nicht nur das Bundesrecht von 1815, ſondern aud) 
die reftaurirte Bundesverfaflung von 1851 folder Einung Ergebniß. Ausgeſchloſſen 
ift damit keineswegs, daß als Faktor autonomer Neugeftaltung Deutſchlands Das 
deutihe Bohk fi jenen Faktoren beigefellt, fei es durch feine Bruchtheile in 
den Ständelammern der Einzelftaaten (und ba wäre es fogar fein anbrer neuer 
Faltor), fei e8 in einer Vertretung feiner Geſammtheit. 

XI. Der fpecielle Gebante diefer von Preußen angeregten Einung war 
folgender. Der deutſche Bund in feinem unauflöslihen Beftande bildet die Grund— 
lage ; ex bebarf eines neuen Gentralorgans, nachdem die Bundesverfammlung 
untergegangen. Nicht fol er in einen Bundesftaat verwandelt werben ; das 
ift unmöglich, wenn nicht Oeſterreich ausgefchloffen fein fol. Sondern die übrigen 
Mitgliever, denen es möglich ift einen Bundesftaat zu organifiren, vereinigen jid) 
freiwillig dazu. Auf alle übrigen ift gerechnet; denn es gilt, Deutſchland, joweit 
es möglich ift, eine ftaatlihe Gefammtorbnung zu geben. Erreichte die freie Ei- 
nung das ihr geftedte Ziel, fo beftünde der deutſche Bund aus zwei Ölievern, 
ftatt aus einigen dreißig: nämlich aus dem deutſchen Defterreih und dem neuen 
Bundesftaat. Dann brauchte er Feines fo komplicirten und fchwerfälligen Organs 
wie der Bundestag, fondern nur des Vereins zweier Bevollmächtigten, eines öfter: 
reihifchen und eines Delegirten des Bunvesftaats, fammt dem zugehörigen Per- 
fonal von Unterbeamten, Militärbevollmädhtigten u. ſ. w. Indeſſen aud das lofe 
Berhältnig des Staatenbundes von 1815, worin Defterreih verharren würde, 
während aus den zahlreichen fonftigen Faktoren Gin einziger würde, ift, wenn es 
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mehr als veyetiren foll, unanwendbar auf Defterreih, namentlich ſeitdem die loder 
verbundenen deutſchen und auferveutfchen Beftandtheile zu einem feften Staats— 
. ganzen foncentrirt find; Bundesrechte und Bundespflichten, fobald fie nicht illu— 

forifch werben, treiben in dieſes Staatsganze einen Keil hinein. Daher follte das 
Berhältnig, worin nur Deutſchöſterreich ſich befindet, nämlih Mitgliev eines Staaten- 
bundes zu fein, in welchem dann ber neue Bunbesftaat das andre Mitglied wäre, 
auf Gefammtöfterreih übertragen werden. Dann verlöre freilich der Staatenbund 
feinen veutfchnationalen Charakter ; aber das deutſche Volk hätte ſich darüber nicht 
zu beflagen, weil der Bundesſtaat dem größten Theil der Nation ftantlihe Eri- 
ftenz, alfjo mehr gewährte als bisher der deutſche Bund und dabei das Berhält- 
niß Oeſterreichs doch nicht gelodert, fondern noch befeftigter geworben, weil 
alfo Deutichland ſich geeinigt, ohne Defterreih aufzulöfen oder auszuftoßen, und 
ebenfalls Defterreich ſich koncentrivt hätte, ohne fi von Deutfchland zu trennen 
oder Deutfhland auf ver Stufe von Nichtigkeit zurückzuhalten wohin es 1815 
geftellt worben. Der deutſche Bund, ganz Mitteleuropa umfaffend, beftünde dann 
aus zwei großen Reichen, dem öſterreichiſchen Einheitsſtaat und dem deutſchen 
Föderativſtaat. Vorftand dieſes legteren Reiches follte nach jenem Plane das durch 
die Stimme der Nation bezeichnete Preußen fein, das feine ganze europätjche 
Weltftellung in das Erbe Jer Väter Fonferirte. Kein Kaiſerthum, eine Reichsvor— 
ſtandſchaft follte beftehen : und darin lag ein Gegenfag zur Reichsverfaſſung ver 
Nationalverfammlung nicht Klos dem Namen nad. Der Reihsvorftand follte in 
der Ausübung der Gentralgewalt nicht nur an den Reichstag, an Staatenhaus 
und Bolfshaus gebunden fein, fondern außerdem an einen Fürftenrath, ein Für- 
ftenfollegium, worin die Staaten durch Bevollmäctigte vertreten wären. 
Mochte man immerhin ven Reihsvorftand als Monardhen mit dem Dogen von 
Venedig vergleichen, mag die Theorie noch jo Triftiges einzuwenden haben, Deutjch- 
land, wenn es Deutfchland bleibt, erträgt feine einheitlichere Gentralgewalt : von 
allem Antheil an ihr ausgejchloffen können die Staaten nicht fein; das erheifcht 
ein nicht nur gouvernementales, fondern auch echt volksthümliches Intereffe. 

Da nun aber ver Bundesftaat im Bunde, der fog. engere Bunbesftaat, eben 
ein Werf ver freien Einung jein follte, fo war von vornherein gevenfbar , daß 
deutſche Staaten die Theilnahme daran verfagten. Dann blieben dieſe einfach auf 
dem Boden des Bundesrechts von 1815 ftehen; und der Bund hatte außer dem 
Bundesftaat und Defterreih noch foviel befondere Glieder, als ſich deutſche Staa— 
ten von erfterem ausgefchlofien hatten. Diefer Umftand mußte zu einer-andermweiten 
und Ffomplicirteren Einrichtung des Gentralorgans für den Bund führen, als 
wenn diefer eine Union Defterreihs und des neuen Reichs wäre; er konnte auch 
eine Movififation des Berfafjungsplans für die vereinigten Staaten nothwndig 
machen. Daß dieſe Eventualität aber der Todesfeim des ganzen Unternehmens 
wurde und als folder gewijlermaßen von den Unternehmern anerfannt war, das 
ſpricht vielleicht für den guten Glauben des preußifchen Gouvernements, läßt indeſſen 
aud andere Deutungen feines Wollens und Bermögens zu. 

XIV. Am 17. Mai 1849 begannen zu Berlin Konferenzen über das neue 
Berfaffungswerk. In der erften Sigung betbeiligte ſich noch Oeſterreich, trat jedoch 
zurüd, weil es fi nur um eine Cinigung handelte, die einen Bundesftaat in— 
nerhalb des Bundes gründen wollte, woran Defterreich feinen Theil nehmen 
konnte. Die darauf Defterreih angetragene Verhandlung über eine Ausdehnung 
des Bundesverhältniffes auf die Gefammtmonardie fand feinen Anklang ; Defter- 
reich wies den Vorſchlag einer Union feines ganzen Territoriums mit den in einen 
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Bundesftaat zu vereinigenven andern Staaten entſchieden zurüd. Jene Konferenzen 
wurben bis zum 26. Maui fortgefett. An dieſem Tage wurde von den Bevoll- 
mächtigten Bayerns, Sachſens, Hannovers und Preußens ein Schlußprotofoll 
unterzeichnet, wobei der erftgenannte die Genehmigung feines Hofes vorbehielt. 
Sie wurde, nachdem Preußen noh im Juni und Juli vergeblich mit Bayern 
unterhandelt hatte, am .8. September verweigert. Württemberg hatte vie Einla- 
dung zu den Konferenzen unbeantwortet gelaffen 16); erft am 26. September cr: 
Härte e8 fi gegen ven preußifchen Plan. 

So hatten denn am 26. Mai drei deutjche Könige, die Meajeftäten von 
Preußen, Sachſen und Hannover ein Bündniß gefhloffen, das fog. Dreikönigs— 
bündniß. Das Statut derfelben in 5 Artikeln befteht aus zwei von einander 
wohl zu unterfcheidenden Elementen. E8 enthält die Verpflichtung der drei fünig- 
lihen Regierumgen, unter Beiftimmung von Bolfsvertretern einen definitiven Rechts— 
zuftand zu begründen: zu biefem Ende hatten fich biefelben über eine Reichsver- 
faffung und darüber vereinbart, viefelbe ins Leben treten zu laſſen, fobald ein aus 
den verbündeten Staaten zu berufender Reichstag, der feine andre Befugniffe 
haben follte, dieſe Vorlage angenommen haben würde 17). Daneben ftiftet das 
Statut einen proviforifhen Rechtszuſtand: die drei Königreiche Schließen mit Be- 
zugnahme auf Artikel XI ver Bunvdesakte einen Bund im Bunde, der mit ben 
Zweden der Bundesafte durchweg in Uebereinftimmung eine energifche Verfolgung 
eben viefer erftrebt. Die gemeinfamen Angelegenheiten des Stantenvereins leitet ein aus 
Bevollmächtigten der verbündeten Regierungen gebildeter Berwaltungsrath; bie 
vollziehende Gewalt übernimmt auf ein Jahr Preußen: außerdem wird fofort ein 
Schiedsgericht der vereinigten Staaten beftellt. Diefes legtere wurde am 2. Juli 
1849 zu Erfurt eingefegt; der Berwaltungsrath konftituirte ſich am 18. Juni zu Berlin. 

Problematifh war von vornherein das Gelingen des ganzen Unternehmens! 
Es verleugnete durchaus nicht eine der demofratifchen Partei in Deutſchland feind- 
lihe Tendenz; es trug fie vielmehr auf die Stirn gefchrieben. Ein Werf natio- 
naler Einigung darf aber niemals in den Streit politifcher Parteien herabgezogen 
werben, wenn es gelingen, d. h. wenn es nicht blos jenem Streite zum Vehikel 
dienen fol: fobalt es einem Parteimanoeuvre Ähnlich fieht, gleichviel ob einem kon— 
fervativen oder liberalen oder demokratiſchen, fo ift e8 vom Grund aus verborben. 
Das war das nowrov wevdog ver Politik des General v. Radowitz. Sie über: 
wand fcheinbar Borurtbeile des Patikularismus durch den Shreden vor ber 
Revolution, vor der Demokratie; als der Schreden feine Macht verlor, gejellten 
fih zu den vemofratifhen Widerſachern, die gleichfam Fünftlich hervorgebracht, die 
eigentlihen Gegner nationaler Einheit, ferner die Gegner der Einheit 
unter dieſen Beringungen, endlich die furchtſamen Begünftiger des Beſtehenden 
oder vielmehr des zu Reftaurirenden, 

Das Unternehmen wäre jedoch in den bloßen VBorbereitungshandlungen fteden 
geblieben, wenn vie Gründer der Frankfurter Reihsverfaflung außerhalb ver Na- 
tionalverfammlung für ihr Wert Partei genommen hätten gegen dieſes, welches 
daffelbe verbrängte. Aber die Reihsverfaflung war verloren ; das, was man ihre 
„Durchführung nannte, ging darauf aus, fie rabifal zu verändern ; die Regie 

16, Eine nachträgliche Antwort war auch die württembergifche Thronrede vom 15. März 
1850, deren Eleganz nur durch eine ziemlich gleichzeitige des Königs Friedrich VII. von Däne— 
marf überboten wird. 

17, Statut vom 26. Mai 1849, Art. IV; Neichöverfaffung vom 28, Mai 1849; Autben: 
tiiche Denkſchrift vom 11. Juni 1849, 
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rungen, welche fie angenommen halten, vermochten an ihr nicht feftzuhalten, ohne 
die Geſchichte Badens in allen ihren Phafen zu wiederholen. Im Bunde mit der 
Demofratie war die nationale Partei gewiß, Konzeffionen machen zu müſſen, wo: 
durch das Wefen ihres Werks aufgehoben würde. Die Reichsverfaſſung, welche bie 
drei Könige der Nation darboten, bewahrte, fo weſentlich abweichend fie war, doch 
ber Hauptſache nad treuer die Schöpfung der Nationalverfammlung, als jene 
Verſuche der Durhführung vom erften Augenblid an zu erfennen gaben, Es war 
unleugbar in Herrn von Radowitz mehr Pietät vor der Reichöverfaffung vom 
28. März, als in der Stuttgarter Reicheregentfhaft und der badifchen Conſti— 
tuante: darum braucht diefe Pietät in General von Radowitz durdaus nicht groß 
gewefen zu fein. Die eigentlihen Gründer des Frankfurter Werkes entſchloſſen ſich 
daher, die Form dem Inhalt zu opfern; fie gedachten, ihr Werf zu retten, indem 
fie es als ihr Werk aufgaben. Wenn die zu Gotha am 27. und 28. Juni 1849 
verfammelten ehemaligen Mitglieder der Nationalverfanmlung fi gegen das 
Dreifönigsbündniß erflärten, fo war dies ohne Ausſicht. An einen Beitritt der 
Regierungen, welche die Reichsverfaſſung anerkannt hatten, war dann kein Ge- 
danfe, Somit hätten die drei Könige nad einiger Zeit in einem ftolzen und ihrer 
reinen Intentionen bewußten Manifeft an die Nation fih von dem Verſuch, 
Deutfhland zu einigen, zurüdgezogen indem fie der Nation die Schuld des Mip- 
lingens beimaßen, aber den Haupttheil der VBerfhuldung denen aufluden, welche 
durd finnlofes und eitles Fefthalten an ihrer Frankfurter Arbeit das Scheitern 
ihres eignen Werkes herbeigeführt. Und im Volfe wäre bie Zahl derer groß ge- 
weſen, welche über Grund und Folge daſſelbe gedacht hätten; ja von Geite 
der demokratiſchen Partei felbft wäre den „Gothaern“ der Borwurf gemacht wor- 
den, ein Unternehmen, das für fie zubereitet, zu Grunde gerichtet zu haben, weil 
es nit von ihnen vorbereitet worben. 

Wie jetzt die Sachen ftanden, gefchah von Seiten der Nation, was nur zur 
Förderung geſchehen konnte. Denn an eine Theilnahme der Demokraten war nicht 
gedacht und dieſe entſprachen völlig der Abfiht ver Regierungen, indem fie fidh 
fern hielten ; fein Wahlgefeg der Welt konnte den Erfolg herbeiführen, den dieſes 
paffive Verhalten den Regierungen verſchaffte. — Nur in Hannover zeigte fich eine 
große Zahl von ehemaligen Parlamentsglievern der nationalen Partei als Gegner 
des dom König von Hannover gejchlofinen Maibünpniffes ; fie hielten an ver 
Frankfurter Berfaffung feft. Sie famen damit mehr, als ihnen erwünfcht fein 
mochte, den geheimen Wünfchen ihres Gouvernements zuvor. 

Denn darin lag die zweite innere Unmwahrbeit, an der das preußifche 
Unternehmen krankte. Wenn freie Cinung die Bafis des zu gründenden Bunves- 
ftaats fein follte, fo lag die Eventwalität, daß der eine oder andre Staat dem 
Bündniß nicht beitrat, auf der Hand. Gerade an diefe Eventualität knüpften 
aber Sachſen und Hannover, die beiden Mitkontrahenten, ihre Vorbehalte. 
Sie fiherten fid ven Austritt für ven Fall, daß ein Staat niht eintrat 18), 

'8) Mit diejen Vorbebalten bat man fich gufammenzureimen, daß Gannover und Sachien 
die autbentiiche Denkſchrift vom 11. Juni mitvollgogen und aud in ihrem Namen an die Na: 
tion gelangen fließen, worin es wörtlich beißt: »wie feft und zuverſichtlich auch ihre Deffnung 
jei, dat der neue Bundesftaat das geſammte Gebiet des Bundes von 1815 umfaffen werde, fo 
wird fich doch dieſes Gebiet aus denjenigen deutſchen Landen bilden müffen, deren 
Regierungen ſich den vorgelegten Entwurf anſchließen und deren Vertreter ibn in einem aus diefen 
Yanden ceinzuberufenden Neihstage annehmen“, und daß fie fi auf die Reichöveriaffung vom 
28. Mai verpilichteten, deren * 1 wörtlich lautet: »das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiet 
derjenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reichsverfaſſung anerfennen.« 
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Ob fie nicht vollftändig überzeugt waren, daß Bayern num und nimmer eintreten 
würde?! 

So war die Union ihrer ganzen Entftehung nad) ein Kartenhaus. Drei Ver— 
bündete, von denen ‚zwei den Bund fo gefchloffen hatten, daß er für fie eine offne 
Frage blieb, nahmen in diefen wunderlihen Bund andre Staaten auf! Außer 
Bayern, Württemberg, Holftein-Lauenburg, Luremburg-Fimburg, Heflen-Homburg, 
Lichtenftein, Frankfurt (Defterreich’3 nicht zu gedenken), traten ſämmtliche 
deutſche Regierungen ein. 

XV. Der proviforifche Rechtszuſtand, welcher am 26. Mai gegründet wor- 
den, befaßte jet ven größten Theil Deutſchlands; Preußen hatte darin vie voll- 
ziehende Gewalt ; mit Preußen regierte ber Berwaltungsrath, ein reformirter Bun- 
destag. Es galt nun die Gründung des definitiven Beftandes, wozu die Verbün- 
deten fih ſaͤmmtlich verpflichtet. Dazu gehörte nichts weiter, als die Berufung 
eines Reichstags, worin die Unterthanen ber vereinigten Staaten im Vollshauſe 
und die Regierungen und Ständekammern verfelben im Staatenhaufe vertreteu 
wären, und die Zuftimmmung biefes Reichstags zu dem Werf der Regierungen. 
Somit war der Bunbesftaat innerhalb des Bundes fertig und fonftituirt ; er fonnte 
einfah ins Leben treten. — Ws aber nun Ernft gemacht wurde, als das Bünd- 
niß fih realifiren follte, da öffneten Sachſen und Hannover die bereit gehaltene 
Hinterpforte, die Herr von Radowitz nicht ſonderlich beachtet gehabt, und zogen 
fi leife aus der Geſellſchaft zurüd, zu welcher fie — freilich gleich mit ver Bedin— 
sung, | ſich zu entfernen, falls nicht alle Gäfte erſchienen — jelbft eingeladen hatten 19)! 

Am 19. Dftober 1849 befchloß der Berwaltungsrath der vereinigten Staa— 
ten, Wahlen von Abgeorbneten zum Volkshauſe auszufchreiben ; Sachſen und Han- 
nover, die dagegen Einſpruch erhoben, traten am 21. Oftober aus dem Verwal- 
tungsrath aus. Am 13. Februar 1850 berief dieſer den Reichstag der vereinigten 
Staaten zum 20. März nad Erfurt: am 25. Februar erflärte Hannover feine 
Losfagung vom Dreifönigsbunde. 

Gegen die Berufung des Reichstags legte Defterreih fhon am 28. Novem:- 
ber 1849, im Verfolg eines heftigen Notenwechſels mit Preußen, Proteft ein. 
Das Jahr darauf, an diefem Tage, erlebte Defterreich die Unterwerfung des 
Herrn v. Manteuffel zu Olmütz: bis dahin follte diefer Staatsmann aber erft als 
Mitglied des Reihstags die Trifolore des Bundesftaats hoch halten („ohne Ueber: 
ſtürzung“) und proviforifcher Unionsminifter geworben fein. 

Als Oeſterreich proteftirte, hatte es wenige Wochen vorher mit Preußen durch 
den Wiener Bertrag vom 30. Sept. 1849 eine neue Gentralgewalt des ge: 
fammten Bundes gefchaffen, das fog. Interim oder die Bundescentralfom:- 
miffion, zufanmmengejegt aus zwei öfterreidhifchen und ebenfoviel preußifchen Be— 
vollmächtigten. Diefe Behörde trat am 28. December, während jener Streit über ben 
Bundesſtaat und ſein Parlament diplomatiſch tobte (denn die Noten waren nicht 
in gebundener Rede verfaßt!), an die Stelle des Reichsverweſers. Wie im Bun— 
destag die Einheit Deutfchlands durch das gerade Gegentheil, vie Vielheit felbft, 
repräfentirt wird, fo während des Interims dur den leibhaftigen Zwiefpalt ! 

Ehe Hannover förmlich den Dreifönigsbund aufgegeben, nahm es Theil an 
Verhandlungen, welche gegen denſelben gerichtet waren. Diefe gingen von Bayern 
aus und führten zu einem neuen Berfaffungsprojeft. Man hat ven Entwurf vom 





—__. 


19, D. b. vgl. Reihöverfaffung vom 28. März 1849 $. 1 und dazu die autbentifche Denk: 
förift der drei königl. Regierungen vom 11. Juni 1849, S. vben Anm. 18, 
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27. Februar 1850 als die PVierfönigsverfaffung bezeichnet ; inveffen Hannover 
trat demſelben ſchließlich nicht bei, ſo daß er eher ein zweiter Dreifönigsplan ge- 
nannt werden mag. Ihn ftellten die Kronen Bayern, Württemberg und Sachſen 
auf, welches Letztere damals fi) zwar vom Verwaltungsrath zurüdhielt, aber fei- 
nen Austritt von dem andern Bündniß noch micht erflärt hatte, folglich zu 
gleicher Zeit an die Berfaffung vom 28. Mai 1849 gebunden und für die vom 
27. Februar 1850 engagirt war. Nach diefem Plan follte Deutfhland darauf ver- 
zichten, einen Bundesftaat zu bilden, weil Oeſterreich an feinem Bundesſtaat theil- 
zunehmen vermöge; der Stantenbund follte aber als foldyer reformirt werben. An 
der Spitze deſſelben ftünde ein Fürſtenkollegium, woran die deutfhen Staaten, in 
jieben Stimmen vertheilt, durch Bevollmächtigte vertreten wären, die nad) Inftruf- 
tionen votirten, d. h. alfo ein vereinfachter Bundestag. Daneben follte eine Na- 
tionalvertretung, ein Volkshaus beftehen ; das eigentliche Grundgefeg wäre zwifchen 
ihm und dem Yürftenrath zu vereinbaren. Uebrigens pürde ven einzelnen Staaten 
ihre Diplomatie uneingefchränft verbleiben. — Als Defterreih im März 1850 im 
Allgemeinen feinen Beifall zollte, ftellte e8 mit richtigem Takt das Verlangen, 
mit feinen ſämmtlichen alfo auch außerveutihen Staaten einzutreten. Denn nicht 
das preußifche Kaiſerthum, nicht die einheitliche Spige, nicht einmal der Bundes— 
ftaat ift das fir Oeſterreich Unannehmbare, fondern aud der Staatenbund, außer 
wenn er die Nullität bleibt, die er feit 1815 ift. Der Staatenbund des Mündner 
Projekts von 1850 fließt entweder Defterreih aus ebenfo wie die Reichsver— 
faffung der Nationalverfammlung, oder hört auf ein deutſcher Bund zu fein, 
indem er das öfterreihifche Ausland mitaufnimmt, was überdies den Wegfall 
einer deutſchen Nationalvertretung ohne Weiteres zur Folge hat. 

XVI Anm 20. März 1850 wurde der Reihstag zu Erfurt eröffnet. 
Mittlerweile hatte am 26. Februar der Berwaltungsrath eine Additionalakte zum 
Bündniß vom 26. Mai bejchloffen, worin mit Rückſicht auf den Nichtbeitritt 
Bayerns und andrer Staaten einige Modififationen beliebt waren. Die Gefammt- 
beit derjenigen Staaten, welche die Reichsverfaſſung (vom 28. Mai 1849) aner- 
fennen, bilden den deutfchen Bundesftant unter dem Namen „veutfche Union“ ; 
das Volk- und Staatenhaus führen ven Namen „Parlament der deutfchen Union“, 
Das Verhältniß der Union zu den nicht beitretenden deutſchen Staaten bleibt der 
näheren gegenfeitigen Verſtändigung vorbehalten 2%), Die Union übt in dem deut— 
ihen Bunde alle diejenigen Rechte und erfüllt alle diejenigen Pflichten als Ge— 
ſammtmacht, weldye allen einzelnen Staaten der Union zuftehen und obliegen. Das 
Fürftenfollegium befteht aus fünf Stimmen. Der Reidsvorftand (Preußen) heit 
Unionsvorftand. 

Eröffnet wurde das Parlament durch den PVerwaltungsratb, welcher dem— 
jelben gegenüber durch fünf Kommiffarien vertreten war. Borgelegt wurde dem 
Parlament der Entwurf der Neichsverfaffung vom 28. Mai nebft ver venfelben 
anthentifch interpretirenden Denkjhrift vom 11. Juni 1849 und der Additional— 
afte vom 26. Februar 1850, fowie Vorlagen über das Reichsgericht. 

Die Lage der Dinge war die, daß die vereinigten Negierungen unter ein- 
ander an jene Vorlagen gebunden waren. Nahm viefe das Parlament an, fo be- 
ichritten fie Rechtskraft, fo beftand vie deutſche Union mit ihrem ganzen Berfaj- 
jungsorganismus zu Nedt. 

Indeſſen aud die Additionalakte genügte offenbar dem wirklichen thatfächlichen 


20) Geregelt durch das Bundesrecht von 1815. 
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Beftande der vereinigten Staaten nit mehr. Ferner wollten die Regierungen 
Aenderungen ihrer eigenen Borlagen, welche fie aber nicht zu proponiren wünfchten. 
Während aljo fonft einer Regierung mit nichts mehr gedient zu fein pflegt, als 
dadurch, daß das Parlament die Regierungsvorlage unverändert annimmt, jo ar 
beiteten bier folder Annahme von Seiten der Volfsvertretung die officiellen Or— 
gane entgegen und die Partei des Parlaments galt als die gouvernementale, 
welhe gegen die unbedingte Annahme tritt. — Machte aber das Parlament Ab- 
änderungsvorfhläge, jo war die Union nicht fonftituirt und über feine Propo- 
fitionen hatten die Regierungen ſich erft zu vereinbaren, was vorausfichtlid wegen 
auseinandergehender Meinungen mißlingen mochte; ja die Regierungen konnten 
dann auch von denjenigen Punkten, in welden fie bisher einig und gebunden 
geweſen, zurückweichen. 

Das Parlament nahm auf die Wünſche der Regierungen die eingehendſte 
ſorgfältigſte Rückſicht; es machte eine ganze Reihe von Vorſchlägen: aber gleich— 
zeitig nahm es die Vorlagen unverändert an und erklärte, nur in ſolche der pro— 
ponirten Aenderungen zu willigen, worüber unter den Regierungen Uebereinſtim— 
mung fein würde. So war die Union fonftitwirt, die Reihsverfaffung und Addi— 
tionalafte traten in Kraft; jeve vom Parlament vorgeſchlagne Berbefferung konnte 
gleichfalls in Kraft treten, jobald die Regierungen einhellig waren. 

Am 29. April 1850 wurde das Parlament von Erfurt vertagt. Zum Ab- 
ſchluß des Unionswerts verfammelte fid) wenige Tage darauf ein erlaudter Kon- 
greß der vereinigten Fürften am 8. Mai im Königsjhloffe von Berlin. Da nahm 
die Sache eine ganz eigenthümliche Wendung. 

XVII. Auf freier Einung follte die Union beruhen. Das heißt, es follte 
Niemand zum Beitritt gezwungen werben. Der König von Preußen, geftütt auf 
bie dilettantifche Nechtsweisheit des General Radowitz, verftand unter freier Ei— 
nung jedoch die Befugniß derer, die beigetreten, wiederauszufcheiden. Eine Einung, 
der man ſich anſchließen muß, ift freilich feine: aber eine foldhe, worin man 
bleibt, jo lange es einem beliebt, ift vollends feine! Die Eröffnungsreve 
des Königs, die auf obiges Ideal eines freien Bertrags binausfam, trug fofert 
ihre Früchte. 

Die Union wurde nicht ins Leben geführt. Sondern ein nenes Proviforium 
warb begründet, die proviforifhe Union, mit proviforiihem Borftand, proviſoriſchem 
Fürſtenkolleg, proviforifhen Miniftern! Dabei loderten Kurheſſen, damals von 
Divenburg (Fürft gegen Fürft) am die Treue des gegebnen Wortes gemahnt, Schaum 
burg - Lippe u. ſ. w., die von preußiſchen Beamten regiert wurden, die lodern Bande. 

Mittlerweile hatte Defterreih ven erften Schritt zur Neaktivirung der 
alten Bunvdesverfajfung gethau. Allervings einen feltfamen ! Es brauchte den 
untergegangenen Bundestag ; es mußte ihn fchaffen und ſchuf ihn aus dem Nichte. 
Wie aber dann dieſer Meifterftreicdh eines Advokaten in Sachen des Staats hat von 
der Wiſſenſchaft, der ehrwürdigen Richterin über Hoch und Niedrig, ver unpar- 
theilihen Freundin der Wahrheit, gebilligt und wie daraus gar eine neue 
Theorie des Vundesrechts hat zugeftugt werden mögen in dem „Archiv für öffent- 
liches Recht des deutſchen Bundes“, das ift, wenn aud gleichgültig für die Ge— 
ſchicke ver Welt, für die Wiffenfchaft eine Schmach! Heinrid, Albert Zadariä von 
Göttingen hat in feiner Kaffifhen Schrift über die Reaftivirung des Bundestags 
die Erfinder ver Fehre von dem Zweikammerſyſtem des Bundestags, von dem aus 
dem Plenum auskriechenden engeren Rath zurechtgewieſen und die entehrte deutſche 
Wiffenfchaft wieder zu Ehren gebradt. 
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Durd Cirkularvepefche vom 26. April 1850 berief nämlich Defterreidy „als 
Bunbespräfident” auf den 10. Mai eine „außerordentliche Bundesverſammlung“ nad) 
Frankfurt a. M. Der Fürftentongreß in Berlin befhloß, weder diefe Verſamm— 
(ung ald Bundesverfammlung, noch Defterreihs Präſidium anzuerfennen, aber 
Bevollmächtigte zu ſchicken und tort als Union im Ganzen aufzutreten. Nichts: 
deftoweniger fonftituirten fi in Frankfurt elf Regierungen, tarunter die dä— 
nische, mit der Deutfchland noch Krieg führte, als „WBundesplenarverfanmlung”, 
beriethben „in pleno", was nad Bundesrecht platterdings unmöglich ift, 
und befhhloffen, aus diefem Plenum ven engern Rath hervorgehen zu laf- 
fen. Am 14. Auguft 1850 lud Defterreid) als Präfirialhof zur Beſchickung des engeren 
Rathes ein. Troß des preußifchen Proteftes vom 25. Auguft wurde ein „engerer 
Rath“ mit elf Stimmen am 2. September eröffnet. Er faßte in der Folge fo 
genannte Bundesbefchlüffe über Schleswig-Holftein und Kurheſſen, vie ſodann zu 
bewaffneten Bundeserefutionen führten, welde ven übrigen Regierungen einfach) 
als Landfriedensbruch gelten mochten. 

Die proviforifhe Union brödelte mehr und mehr ab. Von einer Durchfüh— 
rung war feit dem 18° Oftober ausgefprochener Maßen feine Rebe; noch weniger 
von einer Wiedereröffnung des vertagten Parlaments. Worauf Preußen binzielte, 
das waren „freie Konferenzen”, frei, d. h. foldhe, worin weder die Anerkennung 
der Union, nod des Bundestags vorausgefegt werden, und zwiſchen ven beiden 
Parteien verhandelt werben follte. Zu Konferenzen fam es dann auch feit dem 
23. December 1850 in Dresden; aber fie waren nichts weniger als freie in obigem 
Sinne. Denn mittlerweile war die ganze Einung vom 26. Mai 1849 zum Ge— 
fpött geworben und in alle Winde verweht. Der Minifterpräfivent von Man- 
teuffel war Ende November nad Olmütz gewallfahrtet und hatte der ganzen 
preußifchen Politif feit dem Manifeft vom 15. Mai 1849 ein Ende gemacht. 
Defterreich hatte gefiegt ; aber es fiegte noch vollftäntiger, als die Punktationen 
von Olmütz verhießen. Sein Wille entfhied in Kurheffen und Schleswig-Hol- 
ftein ; ja in Holftein half Preußen dieſen Willen felbft vollftreden. Die Dresdner 
Konferenzen, welche ven Anfchein nahmen als follte eine Reformatio in pejus 
daraus hervorgehen, blieben glüdlicherweife ohne Refultat und lieferten nur „ſchätz— 
bares Material”. Danach und in bem allgemeinen Chaos der beutfchen Dinge 
erſchien die Wiederherftellung des Bundestags als eine wahre Wohlthat ! 

XVII. Um 27. März 1851 eröffnete Preußen den Regierungen der ci-devant 
Union, die fid dafür intereffiren mochten, daß es ven Bundestag mitfonftituiren 
werde, forderte zu dem gleihen Schritt auf, und erklärte, es würde, wenn fie an- 
ders beliebten, fih an fie nicht fehren. Am 22. April theilte Preußeu denſelben 
mit, e8 werde am 12. Mai den bezeichneten Schritt thun und lud zu gleichzei- 
tigem Gintritt ein, was indeſſen feine beſondere Wirfung hatte. 

Die Bundescentraltommifjion ſchloß ihre Ihätigfeit am 12. Mai 1851 und 
übertrug am 5. Juni 1851 ihre Gewalt auf vie mittlerweile unter Zuftimmung 
fünmtliher Bundesglieter eingefegte Bundesverfammlung. Preußen veranlaßte nicht 
einmal, daß der neue Bundestag von dieſer Einfegung datirte, fondern lieh es 
unbeftinmt, ob nicht jene Verfammlung, welcher ver Fürftenfongreß die Anerken— 
nung verfagt, dennoch der rechtmäßige Bundestag geweſen. Jene Bedingung, welche 
der Fürſtenkongreß zu ftellen befhloffen hatte, daß die Union beim Bundestag als 
Geſammtheit die Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder vertrete, war verfchollen : 
denn von der Union waren die legten Spuren vermweht! 

Als Defterreic fein gefahrprohendes Vorhaben, mit feinem gefammten Aus- 
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fand in den Bund einzutreten, aufgegeben, machte aud Preußen die Einverlei- 
bung feiner öftlihen Provinzen, die formell anfechtbar war, rückgängig, um ſich 
die Stellung als europäifhe Macht außerhalb des Bundes zu wahren. Denn der 
Bund jelbft war nun wieder die Scheingröße die er gewefen, als 
bie Nation, die fämmtlihen Regierungen und die Bundesverfammlung eine Bun— 
besreform fir umerläßlih erfannten, als vie Führer des Volks ihre Ehre und die 
Könige deutſchen Namens ihr Wort dafür verpfändeten und als ver Bundestag vie 
Revifion der Bundesverfaflung auf nationaler und zeitgemäßer Grundlage befchlof. 

Die Nothwendigkeit der Bundesreform ift durch das totale Fehlſchlagen aller 
bisherigen Verſuche, die von Bolfövertretern und von Fürften unternommen wor- 
den, nicht widerlegt. Sie ift und bleibt eine hiftorifche Nothwendigkeit. Aber wehe 
Deutſchland, wenn die Geſchichte dieſer gefcheiterten Reformverſuche, vie Gefchichte 
biefer Irrthümer und Täufhungen, diefes Auffhwungs nnd diefer Niederlage nicht 
zur umvergeklihen Lehre für alle Zukunft dient. Denn „mit der Gefchichte bre— 
chen“ ift eitel Thorheit; auch mit der Gefchichte der vereitelten Neformation des - 
dentjchen Bundes „brechen“ nur Thoren : fie fortzufegen und dabei die begangnen 
Fehler nicht wieder zu begehen und andre Ähnliche zu meiden, das ift die Weis- 
beit, welche der Nation und ihren Leitern zu wünfchen wäre. 

XIX. Soll aber jemals eine Neform des Bundes zum Ziele führen, fo er- 
fheint zweierlei, womit freilich nocd allein nichts gewonnen ift, als Borbe- 
dingung des Gelingens: von Seiten ver Nation ein wahrhaft brüderlicher Ge- 
meinfinn, damit nicht jeder Schritt zur Einigung die Fortichreitenden veruneinige; 
von Seiten der Machthaber — e8 mag porador Hingen — eine Hanthabung 
ver heutigen Bundesverfaſſung in fo nationalen und freien Geifte daß endlich 
einmal tar wird, was das Bundesrecht an ſich verfchnivet und was der unvolks— 
thümlichen und verwegnen Braris zur Laft fällt. Ienes erfte Poftulat verfteht 
fih von jelbft: fo lange die Bayeru und Preußen und Hannoveraner u. f. w. 
über ihre politifhen Provinzialismen fi) nit in echtem Hochdeutſch verftän- 
digen, ift vie Bundesverfaffung der adäquate Ausprud ihrer Uneinigfeit. Was aber 
jenes zweite betrifit: Eine Revolution leitet fi am eheften und beften dadurch 
ein, daß Alles, was befteht, fi) werth zeigt, zu runde zm geher. Cine 
Reform hat das Beſtehende zur Bafis und deſſen Unngeftaltung zum Zwed; 
daher dient ihrer Sache die Bemühung, aus dem, was ift, zu maden mas ir- 
gend fih daraus maden läßt. Zeigt fih durd eine hochherzige Politif der deut— 
chen Regierungen, daß e8 an ber bisherigen miferablen Praxis lag, daß alfo das 
Bundesrecht nit jo verkehrt war, wohlan fo werden manche fcheinbare Mängel 
als Vorzüge erfheinen ; aber es wird unzweideutig werben, was mirflider und 
unbeilbarer Mangel if. Wo das Beſtehende völlig verhaßt und ver- 
achtet wird, mißlingt jede Reform; es fehlt ihr Grund und Boden. An 
den deutſchen Regierungen ift es, den Beweis des Geiftes und der Araft zu füh— 
ven, daß die deutſche Bunbesverfaffung ihre guten Seiten hat, wie für die Fürften 
fo für die Nation. Iſt diefer Beweis geführt — und er läßt fi führen —, 
dann erft hat die Sache deutſcher politifcher Reformation ein Fundament. Dann 
werben nicht mehr Luftfchlöffer gebaut werben, weber von Fürften noch von Par- 
“ lamentsrebnern und Schriftſtellern. Dann werben die Makel und Mängel bejei- 
tigt, dann werben die Grundzüge — denn mehr befigen wir nicht — im na— 
tionalem und freien Sinn ausgeführt, dann wird der Bund, deſſen Idee danach nicht 
mehr ein Räthſel ift, aus ureignem Geifte des deutſchen Volkes neugeftaltet. Es wird 
— das heißt: es werde! Dem auf abfhüffiger Bahn ver Ausbentung gegen- 
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wärtigen Bundesrechts für eimfeitige Intereffen nur etwa noch ein Decennium 
vorwärts — und der deutſche Bund ift unrettbar. 

XX. Daß eine Bundesreform noth thut, fteht feft. Der Zwed des Bundes, 
wie die Örundgefege von 1815 und 1820 ihn felbft ausſprechen, forbert zu feiner 
Erfüllung eine Reformation an Haupt und Gliedern. Deutſchlands innere und 
äußere Sicherheit, die Unabhängigkeit und Unverlegtbeit ver deutſchen Staaten, 
zumal ber mittleren und fleinen, aber aud der größeren, — das Vaterland 
in feinen höchſten und heiligften Interefien, die Nation, ver alle Adern unter- 
bunden find und die nur dem Namen nah eine Nation ift, ohne Heimatrecht und 
ohne alle rechtliche Beziehung zu der Geſammtheit, zum Baterlande, — Alles in 
Allem was deutich heißt, fteht auf dem Spiel! 

Ob eine Reform noch möglih ift? ob die Bundesverfaffung auch nur als 
Grundlage Stand hält? ob fie and nur das Nothpürftigfte, eine Vertretung ber 
Nation, ertragen kann 21)? Es gilt, dies zu erhärten. Und das liegt in der Hand 
Derer, welche Deutſchlands Geſchicke wieder ansfchließlich leiten. Der Weg der 
Ginung zwiſchen deutſchen Staaten ift der einzig mögliche, redt- 
lie, loyale Möge er von einfichtsvollen und patriotiihen Staatsmännern 
bald betreten werben. Ihnen fteht reihhaltiges Material zu Gebote: nit mur das 
ber weiland Dresdner Konferenzen , jondern auch die Vorſchläge, Entwürfe umd 
Ürbeiten der deutſchen Nationalverfammlung, die Pläne von Preußen und Bayern 
und, was für die nächſte Zukunft von größerem Werth fein wird, die Reihe 
von Projekten einer Bundesverfaffung jeit Steins erftem Entwurf. 
Die Geſchichte der Bundesafte ift ja eine Geſchichte deutſcher Verfafjungpspläne 
in abfteigender Linie (Bgl. „Geſchichte des deutfhen Bundes”): find wir da— 
mals von Stufe zu Stufe mehr und mehr gefunfen bis dahin, wo das Bunbes- 
reht der Gegenwart fteht, bis auf Null nämlich, — wohlan, fteigen wir nun- 
mehr hinauf! Und, find wir nur erft auf den Punkt emporgefommen, von dem 
aus Freiherr Karlvom Stein fein Deutſchland betrachtet wiffen wollte, jo wird 
unfer öffentliches Recht, wenn auch vielleiht einem Ideal ftaatliher Architektonik 
wenig entjprecdhend, immerhin ein geſunder und kräftiger Körper fein für vie ge- 
ſunde Seele eines großen Volks. 
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Deutiches Bürgerrecht. 


Wenn das Staatswörterbud dem deutſchen Bürgerrechte einen eigenen Artikel 
widmet, jo fann der Beftimmungsgrund zunächft nit blos in der unmittelbaren 
praktiſchen Wichtigkeit veffelben, jondern wohl eben fo fehr in feiner biftorifden 
und politijhen Bedeutung geſucht werden; — und bieje wäre allerbings für fid 
erheblich genug, um einer befonderen Darftellung würdig zu fein. 

Ein wahres deutfches Bürgerrecht ift bei der zur Zeit geltenden Orbnung 
der Dinge ſchwer theoretifch zu begründen und noch ſchwerer zur wirklichen Gel- 
tung und Anerfennung zu bringen, weil e8 uns an einem einheitlichen beutjchen 
Gemeinwefen fehlt, in dem umd zu dem man im Berhältniffe eines Bürgers ober 
Angehörigen ftehen könnte, und das die Mittel böte, bie im Bürgerrechte emt- 
baltenen Befugniffe zu ſichern und zu fchügen. Der deutſche Bund, ein vertrags- 
mäßig begrändeter Verein der jonveränen Fürften und freien Städte Deutſchlands, 
bat in Gemäßheit viefes feines Charakters weder Unterthbanen noch Bürger; nur 
die einzelnen Mitglieder des Bundes haben Unterthanen, nur in deren Staaten 
giebt es Staatsbürger. Es kann daher aud nur in den Einzelftaaten und gegen- 
über denſelben von einem wirflihen Staatsbürgerrechte geſprochen werben, wobei 
es indeſſen allerdings möglich bleibt, daß der Bund den Inhalt diefes Bürger- 
vechts entweder allein oder doch mit beftimme und daß er die Garantie für den 
Beftand und die Anwendung der darin begriffenen Rechte übernehme. 

Unders verhielt fich’8 hiemit, fo lange Deutſchland einen einheitlichen Staat, 
das Reich bildete, und fohin ein fürmliches Reichsbürgerrecht eriftirte. Freilich war, 
da faft alle Deutfchen nur mittelbare Untertbanen des Reichs, und direkt einer 
Landeshoheit unterworfen waren, der Inhalt und Umfang diefes Reichsbürger- 
rechts nur noch von geringer Bebentung; die rechtliche Stellung der Unterthanen 
wurde faft ausfchlieglih durch die Landesgefeßgebung beftimmt und dieſe behan- 
belte die Angehörigen der übrigen deutſchen Territorien in der Regel ebenfo als 
Fremde, wie die Unterthanen nichtdeutſcher Staaten. Gewiffe Wirkungen waren 
indefjen noh immer an das Reihsbürgerrecht geknüpft, und zwar nicht blos in 
Bezug auf die unmittelbaren Unterthanen des Reichs, fondern aud in Bezug auf 
die landfähigen PBerfonen. Dahin gehörten insbefonvere 

a) die Fähigkeit, in allen deutſchen Ländern Erbe zu fein, fo daß das be- 
fannte Heimfallsrecht (jus albinagii) dann ausgefhloffen war, wenn ber Erbe ein 
Deutiher war. (Das Abzugsgeld wurde auch von den Ungehörigen beutfcher 
Territorien erhoben, fo wie die Nachfteuer auch dann zu entrichten war, wenn 
Jemand in ein anderes Reichsland auswanderte) ; 

b) freier Aufenthalt und freier Betrieb des Handels in allen beutfchen 
Territorien, freilih unter Beobachtung der geltenden Yanbespolizeigefege (cf. Land⸗ 
frieve von 1548 8. 1); 

e) die Fähigkeit, Reichsämter und Würden, wie insbefondere die Stellen bei 
ben höchſten Reichsgerichten zu bekleiden und in deutſchen Stiftern und Ritterorven 
Präbenden zu erwerben; 

d) das Recht auf religiöfe Duldung, beziehungsweife anf freie Religions- 
übung nad Maßgabe der näheren Beftimmungen des weftphälifchen Friedens; 
endlihd — und das ift ein weſentlicher Beftandtheil des Reichsbürgerrechts — 
participirte 

e) jeder Reihsangehörige an den Garantieen, welde vie Reihsverfaffung 
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allen gefeg- und verfaffungsmäßig begründeten Rechten der Unterthanen in ber 
Reihsgerichtäbarkeit bot. Man konnte auch zum Schute folder Rechte, welche 
zunächſt auf der Lanvesverfaffung und ver Landesgeſetzgebung beruhten, ven 
Schuß des Neichsoberhauptes und namentlich der Neichsgerihte anrufen. Es 
fonnten daher nicht blos Beſchwerden wegen Verweigerung oder Verzögerung ber 
Juftiz von Seite der Landesgerichte, fondern auch Klagen gegen ven Landes— 
herren jelbft wegen Mißbrauchs der Landeshoheit an die Neichsgerichte gebracht 
werben }). fi 

Mit der Auflöfung des deutſchen Reichs hörte, fo wie überhaupt, fo auch 
bezüglich des Unterthanen-Verhältniſſes jede rechtlihe Gemeinſchaft unter den 
deurfhen Stanten auf. Es gab fortan nur Unterthanen der einzelnen nun ſou— 
verän geworbenen Staaten, und die Regelung ihrer Verhältniſſe war nun einzig 
und allein Sache der Lanvesgefeßgebung, ohne daß ihr dabei irgend eine recht: 
liche Schranke entgegenftand. Bei der Abichliefung des Rheinbundes hatte man 
nicht daran gedacht, über die rechtliche Stellung ver Unterthanen etwas feftzu- 
fegen; nur die Berhältniffe der Mediatifirten und ihrer Beamten fanden in ber 
Rheinbundsalte ihre Normirung. In Einer Beziehung hatte indeffen der Rhein— 
bund Folgen für die Stellung der Unterthanen der Einzelftaaten geäußert. Der 
Protektor ließ ſich nämlich in den Beitrittsurfunden der proteftantifhen Landes— 
berren das Berfprechen geben, daß die Uebung der fatholifhen Religion der ver 
proteftantifchen vollfommen gleihgeftellt und daß die Unterthanen von beiden Kon— 
feffionen ausnahmslos gleiche bürgerliche und politifche Rechte genießen follten 2). 

Dei der Berathung der deutſchen Bunvesafte, durch melde die neue Orb» 
nung der Dinge in Deutſchland begründet werben follte, war die Frage über vie 
Feftftellung der Rechte der Unterthanen von mehreren Seiten angeregt und zur 
Verhandlung gebradht worden. Wenn man aud von der Wiederherftellung des 
Reiches bald abſtand, jo hielten e8 doch gar mande gewichtige und einfichtige 
Stimmen (u. U. Stein, ®. v. Humboldt, Minfter) für nothwendig, daß dem 
Bundesvertrag die feierlihe Anerkennung der wefentlichen Unterthanenrecdhte ein- 
zuverleiben fei und baf man im Bunde eine Garantie gegen willfürliche Ber- 
legung aufrihten müſſe. Daher follte die Zwedbeftimmung des Bundes auch 
„den Schug der verfaffungsmäßigen Rechte jeder Klaffe der Nation” umfaffen 
und im Konterte des Bundesvertrags follten als Rechte der Unterthanen nament⸗ 
lih anerkannt werben: 

a) die Freiheit und Sicherheit ver Perfon, fo daß eine Beſchränkung 
verfelben nur infoweit zuläffig ſei, als fie in ven beftehenven Gefegen begründet 
und durch den orventlihen Richter verfügt ift. Die gänzliche Aufhebung ver Leib: 
eigenfchaft, wo fie etwa nod vorhanden war, verftaud ſich dann von jelbft; 

b) das Berbot des Schul- und Univerſitätsbanns oder die Freiheit, feine 
und der Seinigen Ausbildung auf jever deutihen Lehranftalt zu fuchen; 

e) die Sicherung der Unabhängigkeit der Landesgerichte und die Möglichkeit, 


2) Bol. N. Tb. Gönner, deutiches Staatsrecht. Landshut 1804, S. 58; dann J. St, 
Bütter, Anleitung zum deutichen Staatsrechte. Bayreuth 1792. Bd. 11. S. 578. 

2) ©. die fraglichen Urkunden bei Guido von Meyer, Staatdakten Bd. I. S. 126, — 
In der Note des Proteftord an den Fürften Primas vom 11. Sept. 1806 findet fich in Bezug 
auf Die Untertbanen nur eine negative Aeußerung, die lautet: »les discussions, que les Sou- 
verains pourraient avoir avec leurs sujeis, ne peuvent éêtre portdes ä un tribunal 
etranger.«a Als ein folches fremdes Tribunal, das nicht für die Unterthanen befteht, wird un 
mittelbar darauf auch der Bundestag bezeichnet; f. v. Meyer, a. a. O. ©. 122. 
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gegen ihre Entfcheivungen an ein Bundesgericht mit Beſchwerde ſich wenden zu 


nnen; 

d) die Freiheit chriftliher Religionsübung aller Orten, wo die Unterthanen 
eine kirchliche Gemeinde zu bilden fi im Stande fühlen, und die Verſicherung, 
daß jede im Staate anerfannte Religionsgefellihaft ausſchließend zur Berwaltung 
ihres Kirchenvermögens berechtigt fei 3). . 

Bon allem diefem gelangte nun wie bekannt ſchließlich nichts zur Aufnahme 
in die Bundesakte. Die Mittelftanten boten Alles auf, fih in dieſem Punkte 
möglichfte Freiheit zu bewahren, und wollten daher durch den Bunbesvertrag feine 
Berpflichtungen übernehmen. In Folge deſſen erhielten dann aud nur wenige bie 
Rechte der Unterthbanen überhaupt betreffenden Berfügungen die allgemeine Zu- 
fiimmung, an deren fragmentarifcher Geftalt die Art ihrer Entftehung ſich deut⸗ 
lich genug beurfundet. Auf ihnen beruht der wirkliche Gehalt des zur Zeit be 
ftehenden deutſchen Bürgerrehts, und es ift daher unfere Aufgabe viefelben bier 
aeg sig 

1. Bon den auf Religion und Kirche bezüglihen Vorſchlägen warb nur 
das gu geheißen, was im Artikel 16 der Bundesakte enthalten ift. Darnach kann 
die Verſchiedenheit der chriftlichen Religionsparteien in den Yändern und Gebieten 
des deutſchen Bundes feinen Unterjchied im Genufje der bürgerlichen und politi- 
ſchen Rechte begründen, Im zweiten Abſatze wird den Juden das, was ihnen an 
Rechten von den einzelnen Bundesſtaaten bereits eingeräumt war, gewährleiftet 
und wird verfprocden, daß die Bundesverfammlung in Berathung ziehen werbe, 
wie auf eine möglichft übereinftimmende Weife die bürgerliche Verbeſſerung der 
Bekenner des jünifhen Glaubens in Deutſchland zu bewirken fei und wie infon- 
derheit denſelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen vie Uebernahme aller 
Bürgerpflihten in den Bundesſtaaten verfhafft und gefichert werben könne. — 
Das Verfprehen des zweiten Abſatzes ift bis zur Stunde ohne Erfüllung ge- 
blieben; die Beftimmung im erften Abjage wird von ber Bunbesverfammlung in 
einem jo engen Sinne verftanden und ausgelegt, daß fie nahezu illuforifch wird. 
Man geht nämlich davon aus, daß der Artikel 16 fih auf die Religionsübung 
überhaupt nicht erftrede, daß vielmehr die frage, ob eine Konfeffion das Recht 
des gemeinfamen, resp. Öffentlihen Kultus habe, nad wie vor aus den Verord— 
nungen bes weftphälifchen Friedens zu beantworten fei. Nur für den Fall, daß 
hiernach eine Konfeffion im Lande als eriftenzberechtigt erfcheint, äußert dieſer 
Anfiht nad der Artikel 16 Wirkungen. Unferes Erachtens ift diefe Auslegung 
ver Bunbesafte, auch von den politifhen Bedenken, welhe fie gegen fich hat, 
abgefehen, eine irrige 4). Die Bundesalte fließt fih an den Zuſtand der Dinge, 
wie er in den Rheinbunpftaaten in allgemein anerfannter Geltung war, an und 
fegte daher insbefondere das Recht ver Religionsübung als ſelbſtverſtändlich vor- 
aus, Vgl. ven Artikel „Belenntniffreiheit“. 

2. Außer dem, was der Artikel 16 der Bundesakte über die Rechtsverhält- 
niffe der Unterthanen verfügt, ift insbefondere noch der Artifel 18 feinem ganzen 
Inhalte nach der Feftftellung gewiffer Grunpfäge über viefelben gewidmet. „Die 
Bundesglieder kommen überein" — fo lautet der Eingang — „ben Untertbanen 


3) Dal. Job. 2. Klüber, Ueberficht der diplomat. Verhandlungen des Wiener Kongreffes 
überhaupt und über wichtige Angelegenheiten des deutfch. Bundes infonderb. Abtb. 11. S. 269 ff. 

4) * über dieſe Kontroverfe noch die kritiſche Ueberſchau der deutſchen Geſetzgebung und 
Rechtow. Bd. V. S. 167 ff. und die dort angeführten Autoren. 
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der deutſchen Bundesftaaten folgende Rechte zuzuſichern“ 5). Die zugeficherten 
Rechte der Unterthanen find aber: 

a) Grundeigenthum außerhalb des Staates, ven fie bewohnen, zu er- 
werben und zu befigen, ohne deßhalb in dem fremden Staate mehreren ober 
höheren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als deſſen eigene Unterthanen. 
Selbftverftändlihd muß der Erwerber das Recht haben, fi) in dem Staate, wo 
fein Grundbefig liegt, auch aufzuhalten. 

b) Die Befugniß des. freien Wegzichens aus einem Bundesftaate in ven 
andern, der fie erweislich zu Unterthanen annehmen will, fo wie die, in Eivil- 
und Militärdienfte deſſelben zu treten, — beides jedoch nur infoferne feine Ver— 
bindlichkeit zu Militärbienften gegen das bisherige Vaterland im Wege fteht. Da- 
mit wegen ber zur Zeit der Abjchließung des Bundes obwaltenden Verſchiedenheit 
ver gefeglichen Vorſchriften über Militärpflichtigkeit hiebei nicht ein ungleichartiges, 
für einzelne Bundesftaaten nachtheiliges Verhältnig entftehen möge, fo follte bei 
der Bundesverfammlung die Einführung gleihförmiger Grundſfätze über 
diefen Gegenftand in Berathung genommen werben. Allein die Ungleichartigfeit 
der erwähnten VBorfchriften befteht, wenn aud in etwas geringerem Grabe, zur 
Stunde noch und die Bundesverfammlung Hat ihre Aufgabe, darin Gleihförmig- 
feit herzuftellen, fo wie manche andere erft noch zu löfen 6). 

c) In Berbindung damit fteht die Freiheit von aller Nachſteuer (jus 
detractus, gabella emigrationis), infoferne irgend ein Vermögen, fei es aus 
Beranlaffung einer Auswanderung, oder aus dem Grunde eines Erbihaftsanfalls, 
eines Berkaufs, Tauſches, einer Schenkung, Mitgift u. f. w. aus einem Bundes— 
ftaate in dem anderen übergeht. In den näheren Beftimmungen, über welche ſich 
die Bundesverfammlung am 23. Juni 1817 zur Berwirflihung der grundgefeg- 
lihen Anordnung vereinigte, wird noch beſonders ausgefprodhen, daß es bezüglich 
der Naczftenerfreiheit keinen Unterſchied made, ob vie Erhebung ver Abgabe bis- 
her dem landesherrlichen Fiskus, ven Standesherren oder anderen Privatberechtig- 
ten oder Kommunen zuftand, und daß die Aufhebung der Nachfteuer keinen Grund 
zur Entjhädigungsforderung an den Landesherrn wegen ber den Berechtigten ent- 
gehenden Einnahme abgeben künne. Beſondere, unter den Bundesſtaaten bereits 
beftehende oder in Zukunft abgejchloffene Freizügigkeitsverträge find von Wirkfam- 
feit, infoferne fie noch günftiger find und bie Freiheit noch weiter ausdehnen, als 
das Bundesrecht. Vgl. oben den Artikel „Auswanderungsrecht“. 

Während die Bundesakte in ven bisher angeführten Berhältniffen (1 und 2 
a— e) beftimmte Zuficherungen giebt, die, um rechtswirffam zu fein, blos ver 
Bublifation bevürfen, giebt 

d) der legte Satz des Artikels 18 das Berfprechen einer künftigen Re— 
gelung der Preſſe und des Autorrehtes. „Die Bundesverfammlung wird 
fih” — das find die Worte dieſes Sages — „bei ihrer erften Zufammenkunft 
mit Abfaffung gleihförmiger Verfügungen über die Preffreiheit und die Sicher: 





5) Im Entwurfe hatte diefer Eingang gelautet: „Den Unterthanen der deutſchen Staaten 
wird von den Bundesgliedern gegenfeitig zugefichert“; erft in der Sigung vom 8. Juni ward 
x iehige Redaktion — wie es fcheint auf Bayerns Antrag — angenommen; f. Klüber a. a. 

. ©. 265. 


6, Daß auch die Intereffen des Bundesheerwefens eine GHeichförmigkeit in der fraglichen 
Beziehung beifchen,, brauchen wir wohl kaum befunders bervorzubeben. Mebrere einzelne Staaten 
buben durch Separatverträge die Lücke ergänzt; vgl. Klüber, öffentl. Recht des deutichen Bun: 
des (IV. Aufl.) Bd. 28 (S. 306) Note f. 
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ftellung ver Rechte ver Schriftfteller und Berieger gegen ven Nachdruchk beſchäfti— 
gen.“ — Die gleihförmigen Verfügungen über die Preffe, vie der Beſchluß vom 
20. Sertember 1819 brachte und tie bit zum Jahre 1848 in Mraft blieben, 
normirten befanntlih nicht tie Preßfreibeit, ſondern führten eine ſehr weit 
ausgevehnte Cenſur ein. Erft ver Bundesbeſchluß vom 3. März 1848 erflärte, 
es ſtehe jevem Bunvesftaate frei, die Cenfur aufzuheben und Preffreibeit einzu- 
führen, jegte alfo die Borfhriften von 1819 außer Wirkfamkeit. Die dadurch im 
Bundesrechte entftanvene Lüde füllte der Bundesbeſchluß vom 6. Juli 1854 7) 
wieder aus, ver „allgemeine Beitimmungen zur Berbinderung des Mißbrauchs 
ver Preffreibeit” trifft. S. das Nähere hierüber in tem Artikel „Breffreibeit“. — 
Die gleihförmigen Normen zum Schuge des Autorrebts gegen Nachdrud famen 
zwar fpäter (1837) zu Stande, als jene über die Preffe; allein ihr Inhalt war 
dem Zwede entfprechender, un die Bundesverfammlung bat es ſich angelegen 
fein laffen, das, was anfänglich darüber feftgefegt war, nah Maßgabe der An- 
forderungen einer klareren Ginfiht und des praftiihen Berürfniffes zu ergänzen 
und zu erweitern 8). ©. oben den Artifel „Autorredht”. 

Auf diefen wenigen Zufiherungen beruht der pofitive Begriff des wirklich 
beftehenden deutſchen Bürgerrehts 9), das, wie aus der bisherigen Ausführung 
erhellt, wefentlih nur Rechte gegen ten eigenen Staat, nit aud Rechte gegen- 
über ven anderen deutſchen Staaten, — nit einmal das Recht des freien Auf- 
enthalts, gejhweige denn tas der Nieverlaffung u. f. m. enthält. Aber auch gegen- 
über dem eigenen Staate werten ven deutfchen Untertbanen nur einzelne Bürger: 
liche Rechte zuerfannt; politifhe Rechte werden nicht nur nicht gemährleiftet, 
ſondern die Fähigkeit dazu wird den Deutihen vurd die Bundesgefeßgebung ge- 
radezu abgeſprochen 10). 

Läßt biernah der Inhalt des deutichen Bürgerrechtes fehr Bieles ver- 
miffen, fo ift ver Schug, der den darin begriffenen Rechten bundesgeſetzlich ge— 
währt ift, nod mangelhafter. Zwar ift das Recht der Beſchwerdeführung beim 
Bunvestage den Betbeiligten eröffnet. Allein viefem fehlt e® an derjenigen Unab— 
bängigfeit und Selbſtſtändigkeit, welche die Grundlage des Vertrauens bildet; und 
die Art, wie die wirflih an den Bundestag gebrachten Beſchwerden dort bisher 
behandelt wurden, war nicht geeignet ein ſolches Vertrauen zu erweden ober zu 
ftärten. In folange nicht eine richterliche Inſtanz, analog dem Reihstammergericht, 


2 2 — denſelben bei H. A. Zahariä, bie deutſchen Verfaſſungsgeſetze der Gegenwart. 
‚sim 

8, Aus der jüngften Zeit gebört hieber der am 1. Juli 1857 in Kraft getretene 
Bundeabefhluß vom 12. März 1857, den Schug dramatifcher und mufikalifcher Werke gegen unbe- 
fugte SORTE und Darftellung betreffend, wornach der Auktor auf Lebenszeit, fein Erbe und 
Nachfolger noch 10 Jahre lang des gefeglihen Schuges genießt. 

9 In der neueiten Zeit bat die Bundesverfammlung auch das Vereins weſen durd Be: 
fchluß geregelt, nicht in der Abſicht, dieſes Recht dadurch den Unterthanen zu fichern, jondern um 
deſſen Ausübung „im Intereſſe der gemeinfamen Sicherbeit und Ordnung“ zu normiren; f. den be- 
treffenden Beiblun vom 13. Juli 1854 bei Jahariä, deutiche Verfaſſungsgeſetze S. 57. 

10) Die Richtigkeit diefer unferer Behauptung brauchen wir nicht umftändlich au beweifen; wir 
erinnern nur an die Art des Vollzugs des Artikels 13. Aus dem vorber angeführten Befchluffe vom 
13. Juli 1854 über das Bereinsweien entnimmt man, daß dieſelbe Auffaffung zur Stunde die herr— 
fchende ſei. In $. 3 werden naämlich die Vorſchriften über die politiiähen Dereine mit folgenden 
Worten einacleitet:: „fo ferne derartige Vereine nicht nad Maßgabe der Landesgeſetze überhaupt 
unterfagt find“. Hiedurch gerade bat fih das Bundesrecht in den grellſten Widerſpruch mit dem gan 
zen modernen Rechtsbewußtſein und zum Theil auch mit den Berfaffungen der Bundesftaaten gelebt. 
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über ſolche Beſchwerden eutjcheidet, wird daher das praltiſche Bedürfniß unbefrie- 
bigt bleiben, und auch ſolche Beftimmungen, welde ihrer Wortfafjung nach vie 
Unterthanenrechte zu fichern und zu gewährleiften geeigenfchaftet wären, wie z. 2. 
die des Artiklels 29 der Wiener Schlußafte über Juftizverweigerung, werben ohne 
Birkung bleiben. Sollten die Beftimmungen der Bundesakte reelle Bortheile bieten 
und wirfiih ein allgemeines deutſches Bürgerrecht begründen, dann müßte ben- 
felben wenigftens bei der Anwendung diejenige Ausvehnung gegeben werben, deren 
fie ihrem Wortlaute und ihrem Zwede gemäß fähig waren. Vgl. nody oben ven 
Artikel „Beſchwerde“ und den Artikel „Juſtizverweigerung“. 

Nach alledem wird es erklärlic erfcheinen, wenn auch diejenigen, welde in 
Bezug auf das Maß der Unterthanenrechte nur die geringften Anſprüche machten, 
mit dem, was das Bundesrecht bot, nicht zufrieden fein konnten. Fiel ja felbft 
ein Vergleich des gegenwärtigen Zuftandes mit dem zur Zeit des Reichs nicht 
zum Bortheil der Gegenwart aus; die Bundesgejeßgebung gewährleiftet nicht ein- 
mal fo viel, als die Reichsverfaſſung gefichert hatte 11), Daher trat denn aud 
bei jeder politifhen Erregung das Verlangen nad ausgebehnteren und beffer ge- 
fiherten Rechten in den Vordergrund und baffelbe äußerte ſich beſonders lebhaft 
in der Bewegung des Jahres 1848: die „Örundrechte des deutſchen Volkes“ 
follten feftgeftellt werben. Der Entwurf eines deutſchen Reichsgrundgeſetzes, welder 
im April 1848 von den 17 Bertrauensmännern ausgegangen war, fuchte zuerft 
den vom PVorparlamente formulirten Forderungen zu entfprechen 12); er zählte in 
Artitel IV 8. 25 jene Rechte auf, welche das Reich dem deutſchen Volle gewähr- 
leiftet und welche zugleich der Verfaſſung jedes einzelnen deutſchen Staates zur 
Norm dienen follten, Die wichtigften verfelben find: 

a) eine Bolfsvertretung mit entſcheidender Stimme bei der Gefepgebung und 
Beftenerung, der die Minifter verantwortlich und deren Verhandlungen öffentlich 
find; 
b) eine freie Gemeindeverfaffung auf Grundlage felbftftändiger Verwaltung 
der Gemeinde-Angelegenheiten ; 

ec) Unabhängigkeit der Gerichte, abminiftrative Unabſetzbarkeit der Nichter, 
Öffentliches umd mündliches Verfahren mit Schwurgerihten in Kriminalſachen und 
bei politifhen Vergehen, Vollziehbarkeit der rechtskräftigen Erkenntniſſe beutjcher 
Gerichte im ganzen Gebiete des deutſchen Reichs; 

d) freies Berfammlungs- und Bereinsrecht, unbeſchränktes Petitionsrecht von 
Einzelnen ſowohl als Körperfchaften, verfaffungsmäßig gefichertes Beſchwerde— 
recht; 
e) Preßfreiheit ohne Beſchränkung durch Cenſur, Konceſſionen und Kautionen, 
Aburtheilung der Preßvergehen durch Schwurgerichte; 

f) Sicherſtellung der Perſon gegen willkürliche Verhaftung und Hausſuchung; 

g) Berechtigung aller Angehörigen des deutſchen Reichs, in jedem einzelnen 
Staate und an jedem Drte ihren Aufenthalt zu nehmen und unter den nämlichen 


11) Erft der außerhalb des Bundes ftehende Zollverein ift einigen der dringendften Be: 
dürfniſſe gerecht geworden; die Vereinsftaaten haben z. ®. die Verpflichtung übernommen, die 
Angebörigen der übrigen unter denjelben Bedingungen, wie die eigenen Untertbanen, zum Han— 
deld- und Gewerbe-Betriebe zuzulaſſen. 

12) ©. den Entwurf bei Roth und Merk, Quellenfammlung zum öffentlichen Rechte. 
Bd. 1. S. 370 ff. Die Bezeichnung „Grundrechte“ wird in den Verhandlungen des Borparla- 
ments bereits gebraucht. 
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Bedingungen, wie die Angehörigen des betreffenden Staates, Grundftüde zu er- 
werben und Gewerbe zu betreiben; 

bh) Auswanverungsfreiheit, Freiheit der Wahl des Berufs und ber Bildung 
dazu im In und Auslande; 

i) Freiheit der Willenfhaft, dann des Glaubens und der privaten und 
öffentlichen Neligionsübung 13); Gleichheit aller Religionsparteien in bürgerlichen 
und politifchen Rechten, 

Die deutſche Nationalverfammlung hatte bald nad ihrem Zufammentritte 
einen befonderen Berfaffungsausfhuß gewählt und ihm übertragen, die auf die 
Verfaffungsfrage fi beziehenden Vorſchläge zu machen. Diefer, von der Anficht 
ausgehend, daß zuerft jene Verhältniffe zu regeln feien, bei denen Alle gleidy- 
mäßig intereffirt fhienen, und welche die nothwendige Grundlage des eigentlichen 
Berfaffungswertes bilden müßten, beſchloß zu allemädft, einen „Entwurf über bie 
Volksrechte“ auszuarbeiten und der Verſammlung vorzulegen 14), Der fehr aus: 
führlihe Entwurf warb in der Berfammlung felbft noch beveutend erweitert, ohne 
doch fachlich mehr zu bieten, als ver Giebenzehner-Entwurf. Es ift bier nicht der 
Ort, alle die mannigfahen Nachtheile auseinanderzufegen, melde viefer Gang ver 
Berhandlungen und die Art und Weife, wie fie gepflogen wurden, auf das Er- 
gebnig der Thätigkeit der Nationalverfammlung geäußert hat. Es warb nicht blos 
ber günftige Moment zur Gründung einer einheitlichen Berfaffung verfäumt, fon- 
dern es ging auch das Vertrauen verloren, indem die VBerfammlung viel zu weit 
ausgriff und Dinge gleihförmig zu reguliren unternahm, bei denen dieſes, an ſich 
unnötbig, den Wünſchen des Volkes widerfprad. J 

Die Grundrechte des deutſchen Volkes, welche ſpäter als Abſchnitt VI in 
die Reichsverfaſſung aufgenommen wurden, hatten zwar in einzelnen deutſchen 
Staaten Geſetzeskraft erlangt; allein mit dem Scheitern der Reichsverfaſſung mußten 
auch ſie fallen, da ihr Beſtand von dem Beſtehen einer ſie gewährleiſtenden und 
ſchützenden Reichsgewalt bedingt war. Und ſo iſt das deutſche Bürgerrecht zur 
Stunde noch auf dasjenige beſchränkt, was die deutſche Bundesafte in Bezug auf 
daffelbe bietet ! 

Siehe die vollftändige Darftellung der „Grundrechte“ bei Zöpfl, Grundſätze 
des allgemeinen und deutſchen Staatsrehts, IV. Aufl. (1856) Br. II ©. 222 
bis 252, wobei auf die einjchlägigen Beſtimmungen der Berfaffungen der Einzel- 
ftaaten fortlaufend Rüdficht genommen ift; vergl. noh Ottow, die Grundrechte 
des deutfchen Volkes nebft den Entwürfen zu dem Oefege und Hinweifungen auf 
andere Berfaffungen. Frankfurt a. M. 1849 *). BörL 


Deutiche Kriegsverfafiung, f. Kriegsverfaffung. 

Deutiche Nationalverfammlung, |. Nationalverfammlung. 

Deutiche Landitände, ſ. Yanpftände, 

Deutichorden, ſ. Orden. 

Diäten, ſ. Abgeordnete. 

Diderot, ſ. Eneyklopädiſten. 

13) Das Vorparlament hatte noch beigefügt: „Unabhängigkeit der Kirche vom Staate“. 

14) Bal. 3. G. Droyſen, die Verhandlungen des Verfaſſungs-Ausſchuſſes der deutſchen 
Nat.Verſ. Th. 1 S. 1—3; f. den Bericht des Ausfchuffes über den Entwurf ebend. S. 371 ff. 


*) S. auch den gleichzeitig gefchriebenen Art. „Deutfche Bundesverfaflung“, oben S. 49 ff. 
Anm. d. Red. 
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Dienftbarkeit, ftantsrechtliche. 


I. Bon einer ftaatsrehtlihen Dienſtbarkeit fpricht man da, wo bie 
ftaatlihe, an ſich unbejchränfte und vollftändige Herrſchaft (Staatshoheit) inner- 
halb der Grenzen des Staatsgebiet? zu Gunften eines andern Staats oder poli- 
tiihen Gefammtlörpers in dauernder Weife durch einen fpeciellen Rechtstitel I) 
vergeftalt eingefchräntt ift, daß fie dem Berechtigten gegenüber zu einem beftimmt 
begrenzten Dulven oder Unterlaffen verpflichtet erfcheint. Die fog. ftantsrechtliche 
Dienftbarteit fonftituirt alfo ein Rechtsverhältniß zwifchen zwei von einander un- 
abhängigen politischen Körpern und ift infofern gar nicht ftaatsrehtlid im 
eigentlichen Sinne, fondern in das Gebiet des Völkerrechts zu verweiſen, durch 
welches die für biefelbe Geltung in Anfpruch nehmenden allgemeinen Rechtsnormen 
allein konftituirt werden können. Wenn aber eine ältere Theorie zwiſchen ftants- 
rehtlihen und völkerrechtlichen Dienftbarfeiten zu unterſcheiden für nöthig 
bielt 2), fo erklärt ſich dies aus der befondern Berfaffung des deutſchen Reiche, 
als eines zufammengefegten Staatskörpers, in welchem bie einzelnen Territorial— 
herren zwar unabhängig von einander fid) gegenüber fanden, aber doch ver höhern 
Staatsgewalt von Kaifer und Reid unterworfen waren, durch welche auch befon- 
dere, unter den Begriff einer Dienftbarkeit zu fubjumirende Rechte begründet 
oder amfgehoben, alfo durd eine für beide Theile verbinplihe ſtaatsrechtliche 
Rorm regulirt werben konnten, 

Die Begriffsentwidlung der ftaatsrechtlihen Dienftbarkeit fann fi un- 
bedenflih an die Analogie der eivilrechtlihen Servitut anlehnen. Im Allgemeinen 
erjheint aud fie als ein dingliches, das völferrehtlidhe Eigenthum oder 
Staatshoheitsrecht beſchränlendes Reht, man mag nun dafür die gewöhnlich ge- 
worbene Auffaflungsweife, daß die Servitut ſich durch abgelöste Eigenthums— 
beftanptheile bilde, adoptiren oder nit. Schon hierdurch tritt fie in Gegenfak 
zu allen blos obligatorifhen, nur eine perſönliche Berpflichtung begründenven 
Berhältniffen, wie fie zwiſchen Staaten unenvlih häufig und in ber mannig- 
faltigften Geftalt vorfommen. Die Eriftenz der Staatsfervitut ergreift weſentlich 
das Staatsgebiet felbft, als Objekt des beſchränkenden Rechts; fie ift ein jus 
in re, ein Recht, welches die Sache ſelbſt, wenn gleich nur in beftimmter Rich— 
tung und Grenze, dem Berechtigten unterwirft und deßhalb auch von ihm gegen 
jeden Befiger des belafteten Gebiets, ohne Rüdficht auf das Verhältniß vefjel- 
ben zu den Borbefigern und unabhängig von allen Wenverungen in ver Beherr- 
ihungsform oder dem Herrichaftstitel u, f. w., geltend gemacht werben kann, 
infofern nidyt die völlkerrechtlichen Alte felbft, durch melde vie ftaatsrechtliche 
Dienftbarkeit begründet wurde, aufgehoben oder annullirt werben. 

Hiermit ift der ftaatsrechtlihen Dienftbarkeit zugleih die Cigenfchaft ver 
Dauer verbürgt, die aber au von vornherein infofern etwas Wejentliches ift, 
als Alles, was nur von vorübergehendem Intereffe für den berechtigten Staat 


1) —— bleiben hiernach von dem Begriff- die durch das Völkerrecht anerkannten 
allgemeinen Beſchraͤnkungen der Willkür im Verhältniß der Staaten zu einander und Datjenige, 
was man wohl mit dem Namen Servitutes juris gentium naturales (vgl. Heffter, europ. 
a. der Gegenwart $. 43 vgl. mit $. 33 daf.) genannt bat. 

2) Gönner, Entwidl. des Begriffs und der rechtl. Verhältn. deutfcher Staatsrechtsdienft- 
barfeiten. Erlangen 1800, 
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fein kann und der Berpflichtete nur vorübergehend dulden oder unterlaffen fol, 
nicht Stantsfervitut fein kann und aud nicht als ſolche bezeichnet zu werben 
pflegt; 3. B. Durchmarſch von Truppen für einen beftimmten all, oder wäh- 
rend eines vorhandenen Kriegszuftandes, im Gegenfag zu einer auf bauernbem 
Bedürfniß beruhenden Militärftraße, wie fie namentlich für deutſche Bundes— 
ftaaten durch neuere Staatsverträge begründet worben tft. Ob aber deßhalb über- 
haupt in allen Fällen, wo das konftituirte Recht durch einen Enbtermin begrenzt 
ober von einer Refolutivbedingung abhängig gemacht ift, der Begriff ver Dienft- 
barkeit ceffire und nur ein obligatorifches Verhältniß begründet werde? ift eine 
theoretifche Frage, die für vie völferredhtliche Servitut wenig oder gar kein pral- 
tiſches Intereffe haben dürfte 3). 

Die Regel: „Servitus in faciendo consistere nequit* ift im römiſchen Civil- 
recht aus dem Wejen der Servitut im Berhältnig zu dem durch fie bejchräuften 
Eigenthumsrecht abgeleitet und ihre praktiſche Bedeutung die, daß eine Verpflich⸗ 
tung zum Thun oder Leiften nicht als Beftanptheil der Servitut auf jeden Be- 
figer ver Sade, fondern nur als Obligatio auf den Erben des Berpflichteten 
übergeht; fragt man nun, ob jener Sag auch für die Servitus juris publici maß- 
gebend fein könne? jo ift allerdings vie Verſchiedenheit zwifchen dem privatredht- 
lichen Gigenthum, welches eben nur Rechte, aber keine Pflichten involoirt, 
und ber Staatshohelt, die nach dem ftaatsrechtlihen Princip zunähft Pflicht 
für ven Inhaber und nur folgeweife Recht ift, unverkennbar. Allein Pflicht ift 
fie doch nur im Verhältniß zu dem beherrſchten Staate ſelbſt; andern Staaten 
gegenüber, worauf es hier allein anfommen Tann, ift fie leviglih ein, Alles was 
die Stantshoheit gewähren kann, umfaffendes und jede fremde Einwirkung aus- 
ſchließendes Recht und dadurch die Adoption des civilrehtlihen Grundfages ohne 
Zweifel ermöglicht. Die oben angeventete praftiiche Bedeutung des Sates aber 
dürfte für die ftaatsrechtlihe Dienftbarfeit von der allergeringften Erheblichkeit 
fein, da der Unterfchied zwiſchen Univerfal- und Singularfuccefiton auf die Suc- 
cejfion in die Staatsgewalt gar feine Anwendung findet und jever Nachfolger in 
diefelbe Staatsgewalt zur Anerkennung der von den Vorgängern in der Regie 
rung redhtsgültig übernommenen Verpflichtungen verbunden iſt. Es bliebe mithin 
nur der höchſt feltene Fall übrig, daß die dem Berechtigten gegenüber zu einem 
Thun verpflichtete Staatsgewalt völlig erlöfcht oder zu eriftiren aufhört, wie z. B. 
durch Auflöfung des deutſchen Reichs die bisherige Reihsgewalt. Hier würde natür- 
lich au die von ihr gegen einen andern Staat übernommene Verpflichtung zu 
einem beftimmten Thun erlofchen fein; dabei aber die weitere Frage entftehen, ob 
nicht daſſelbe in Beziehung anf alle ihr Staatsgebiet belaftenden Servitutes que in 
non faciendo consistunt, troß der entgegenftehenden Auffaffung des Civilrechts, 
angenommen werben müfje? was wir doch unbedenklich ftatniren möchten, ta im 
völferrechtlichen Verhältniß der Staaten zu einander fein durchſchlagender Grund 
bervortritt, die Berpflihtung zu einem Thun und die Verpflichtung zu einem 
Unterlaffen verſchieden zu behandeln 9). Damit würde dann der auch bei Staats- 


3, Bekanntlich ift auch dem Satze des ftrengen Givilrchts »Servitules ipso quidem jure 
neque ex lempore, neque ad tempus, neque sub condilione, neque ad cerlam con- 
ditionem conslitui possunt« durch Anerkennung einer pacli vel doli exceptio IL. 4. D. de 
serv. 8, 1.) die Spipe abgebrochen. 

*) Als Beiipiel könnte hierbei die im Lüneviller Frieden Art, 6 vom deutichen Reich 
Frankreih gegenüber übernommene Verpflichtung, mehrere Pläge und Feſtungen dieſſeits bes 
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vienftbarfeiten zweifellos vorfommenve Unterfchied zwiſchen affirmativen und 
negativen Servituten 5) eine befondere rechtliche Bedeutung gewinnen 6), 

II. Die Subjelte ver Staatspienftbarkeit find in der Regel zwei Staaten, 
wovon der eine der Berechtigte, der andere ver Verpflichtete ift. Zweifellos braucht 
aber der Berechtigte fein fog. einfacher Staatskörper zu fein und überhaupt feine 
ſtaatlich organifirte politiiche Macht. Auch einer dauernden Konföderation, einem 
Staatenbund kann das jus servitutis zuftehen. Ein Beifpiel der Gegenwart liefert 
das deutfche Bundesrecht in Betreff der Bundesfeftungen, bei melden vie Pro— 
prietät und Souveränetät des Einzelftaats dur das dauernde Recht des Bundes 
eingefhränft ift. (Das Beſatzungsrecht ift bier natürlich Beftandtheil des Bundes: 
Seroitutsrehts, auch da wo es wieder als befonveres Recht eines Einzelftaats, 
.. DB. Defterreihs, Preußens oder Bayerns bei den beftehenden Bundesfeftungen, 
in der Ausübung normirt ift) Untertbanen dagegen können bier nicht als 
Servitutsberechtigte auftreten; in feinem alle die eigenen Unterthanen eines 
Staats, bei welchen aud für das hergebrachte oder verliehene Hoheitsrecht ftets 
nur der Gefihtspunft der ftnatsrechtlihen, der Gefeßgebung und Gerichtsbarteit 
des Staats unterliegenden Konceſſion (Privilegiums) maßgebend fein kann. 
Aber auch Feine fremden Staatsunterthanen fünnen das beredhtigte Subjekt bei 
einer Staatsvienftbarfeit fein; denn auch fie find nach dem allgemein herrſchenden 
Territorialprincip der Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit des Staats, auf veflen 
Gebiet ihnen Rechte eingeräumt fein follten, unterworfen und ihr eigener Staat 
kann nicht mehr Recht bei etwaigen Berlegungen in Anſpruch nehmen, als über- 
haupt das völkerrechtliche Schutz- oder Verwendungsrecht reicht. Etwas anders 
würde fich die Sache nur dann ftellen, wenn ver fremde Staat felbft der Stipu- 
lator ift, obwohl das Stipulirte nur feinen Unterthanen zu Gute fommt, 3. B. 
bei einer vertragsmäßig zugefiherten freien Paſſage zu Land oder zu Wafler, bei 
dem Recht zu fordern, daß gewille Häfen offen gehalten werben, oder Freihäfen 
fein follen 7) u. f. w. 

Eine fog. völferrehtliche Garantie gewiffer Rechte eines nichtjouveränen Aus- 
laͤnders macht dagegen dieſe Rechte noch nicht zu einer eigentlichen Staatsvienft- 
barfeit 3); fondern auch hierbei entfcheidet der ftantsrechtlihe Gefichtspunft der 
nicht willkürlich vevofabeln Konceffion und in Betreff ver Ausübung verfteht fich 

bei etwaigen Kollifionen und Rechtsſtreitigkeiten mit Dritten bie Unterwürfigkeit 
unter die Gefege und die Gerichtsbarkeit des betreffenden Stants von jelbft. Ge- 
nügte die völferrechtliche Garantie, um die gegen einen Staat begründeten Rechte 
von Individuen in Staatöfervituten zu verwandeln, fo müßte ein Gleiches auch 
von derartig garantirten Rechten der eigenen Unterthanen gelten und wir hätten 
> B. duch Art. 14 der deutfhen Bundesalte ebenfoviel Servitutsberechtigte als 


— 


Rheins, namentlich auch die Reichsfeſtungen Kehl und Philippsburg in ihrem demolirten Zuſtand 
zu belaffen, benugt werden, Jedenfalls ift durch den Pariſer Frieden vom 20, Novbr. 1815 
Art. HL die völlige Freiheit auf deutfcher Seite hergeftellt worden. 

5, Hefiter, das europ, Völkerrecht der Gegenwart. Ite Ausg. (8. 43) S. 86, 

6) Abgeſprochen wird fie ihr z. B. von Klüber, öffentl. Necht $. 559 Note c. 

7, Ein dem Pariſer Frieden von 1763 Art. 17 angehöriges Beiſpiel (Recht der britiſchen 
Untertganen, in gewiſſen Gegenden Kampechenholz zu fällen) hebt mit frühern Schriftitellern 
auch Heffter, europ. Völkerrecht S. 86 Note 4, hervor. 

%, A. M. Heffter, europ. Völkerrecht S. 85, welcher das im Reichsdep.-Hauptſchl. von 
1803 $. 13 und in der deutichen Bundesakte Urt. 17 _geichügte Poftrecht des Haujes Thurn und 
Taxis als Beifpiel einer völferrehtlihen Servitut aufführt, ’ 
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Mediatifirte, welchen ver Beſitz der bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit 
u. f. w. garantirt ift. Dies wiberftreitet entſchieden dem juriftiihen Verſtand und 
muß als unpafjend zurüdgewiefen werben, ſelbſt wenn man nicht unerwogen läßt, 
daß ihre Gerichtöbarfeit fi von andern Patrimonial-Gerichtsbarkeiten dadurch 
unterfcheivet, daß fie ihnen als Beitandtheil der früher bejeffenen Landeshoheit 
verblieben ift. 

Das verpflichtete Subjeft kann nur ein Inhaber von Staatshoheitsrechten 
fein. Deßhalb kann neben dem einfachen Staat allenfalls noch der Bundesftaat, 
nit aber ein Staatenbund auf dieſer Seite auftreten, da er gar Feine ftaatlichen 
Hoheitsrechte, fein Staatögebiet u. f. w. hat. Zwar kann möglicher Weife vie 
Bundesgewalt andern Staaten gegenüber Berpflihtungen übernehmen, gewifle ihr 
außerdem zuftehende Rechte innerhalb des Bundesgebietd gar nicht oder nur in 
befchränfter Weife zur Anwendung bringen zu wollen, 3. B. nad einer gewifjen 
Seite hin feine Bundesfeftungen anzulegen, womit eine von ber Souveränetät 
ver Einzelftaaten ganz unabhängige, diefelbe gar nicht berührende Verbindlichkeit 
der Bundesgewalt begründet fein würde. Außerdem und in allen Fällen, wo das 
von der Bundesgewalt zu fonftituirende Recht die Duldung einer fremden Ein— 
wirfung auf das Bundesgebiet zum Gegenftand hat, alfo die Natur einer vireften 
Belaftung der davon betroffenen Einzelftaaten involvirt, und folgeweife die Kon- 
ftituirung ver Servitut bundesrechtlich nur unter der Bedingung vermittelt werben 
fan, welde das Bundesrecht (Wiener Schlußafte Art. 16) für die Fälle aufftellt, 
wo „jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen erg era eine bejondere, 
nit in den gemeinfamen Verpflichtungen Aller begriffene Yeiftung oder Berwilli- 
gung für den Bund zugemuthet werben fol”, da wird durch „bie freie Zuftim- 
mung” der betheiligten Ginzelftaaten in Wahrheit eine die letztere felbft be- 
ſchränkende Gerechtigkeit kouftituirt; diefe Einzelftaaten find dann in Wahrheit 
das dem Servitutsberechtigten gegenüber ftehende verpflichtete Subjekt und ver be- 
treffende Bundesbefhluß bat bier gemwillermaßen nur die Bedeutung einer bie 
Beftellung erleichternden Vermittlung und arantieübernahme von Seiten bes 
Bundes, was fir den Beftand oder die Erlöfhung der Dienftbarkeit möglicher 
Weife von Einfluß fein könnte. 

II. Den Öegenftand der Staatsvienftbarkeit bilden im Allgemeinen ein- 
jelne Beftandtheile der Staatsgemwalt, mögen ed nun wejentlid in dem— 
jelben enthaltene Rechte oder hiftorifche Pertinenzen verfelben fein. Dabei fann die Be- 
Ihränfung entweder darin beftehen, daß fie dem Berechtigten gegenüber in gewiſſer 
beftimmter Weife nicht zur Ausübung gebradt werben dürfen (Serv. in non 
faciendo), oder dem Rechte der Ausjchließlichkeit gegenüber darin, daß eine Kon- 
furrenz in der Ausübung für den fremden Staat begründet ift (Serv. in patiendo). 
Wefentlich für den Begriff ver Stantsvienftbarkeit ift aber dabei immer zweierlei: 

1. daß die ftaatlihe Unabhängigkeit und Selbftftändigkeit des VBerpflichte- 
ten im Ganzen over in allen übrigen Beziehungen fortdauere 9), weil 





verpflichtete Staat in feine völlige Abbängigfeit von dem Willen des Berechtigten gefegt, jondern 
nur in beftimmten Hoheitsbefugniſſen befchränft wird.“ 
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nur unter diefer Borausfegung von einem Dienftbarteits-Berhältniß eines unab- 
hängigen Staats dem andern gegenüber die Rebe fein kann; und 

2. daß die den Gegenftand der Berechtigung bildende Befugniß innerhalb 
ihrer durch Bertrag oder Herfommen gefegten Grenzen in ihrer Ausübung nur 
von dem fonveränen Willen des Berechtigten abhängig, alſo nicht der 
Staatögewalt des Berpflichteten untergeorbnet fei, weil außerdem weder eine 
wirftihe Dienftbarkeit, nod eine Berechtigung des Staats als ſolchen beftehen 
würde 19). 

Aus diefen Prämiffen ergiebt fih: Abgefehen von den von felbft hier aus: 
gejhlofjenen jog. Enklaven können Berhältniffe, bei welchen die Staatsgewalt 
oder das Territorium im re Gegenftand der Berechtigung eines andern 
Subjelts find, wie 3. B. beim Lehensverhältniß, der Zerritorial-Pfandfchaft, ver 
jog. Halbfouveränetät, und bei ver ſtaatsrechtlichen Unterordnung der einzelnen 
Theile eines Bunvesftaats, nicht unter den Begriff einer Staatsfervitut geftellt 
werben 11), Ghenfowenig können die in Deutſchland früher fo häufigen fog. Kon- 
dominatsverhältniffe hierher gerechnet werden, und fallen 3. B. aud nicht unter 
den Art. 34 der Rheinbundsalte, der hauptſächlich Servitutes juris publiei zum 
Gegenftand hat und deren Aufhebung bezwedte, obwohl er vermöge des allge- 
meinern Ausdrucks „droit actuel sur les possessions* zu einer. erweiterten Anwen- 
dung geeignet war und biefelbe auch wirklich gefunden hat, 3. B. durch die Beziehung 
deffelben auf vie Lehensherrlichkteit bei feudis extra curtem 12). — Im Uebrigen 
können mittelbarer Gegenftand der Staatsfervitut alle möglichen Rechte, ins- 
befondere auch Grundgerechtigkeiten, 3. B. Jagdrecht umd andere nutzbare Rega- 
lien, ferner Patronatsrehte u. j. w. fein, vorausgefegt nur, daß die Aus: 
übung der Staatsgewalt im Territorium des Verpflichteten in Betreff derfelben 
ausgefchloffen oder beſchränkt ift, und ſich dafür der ſouveräne Wille des Berech— 
tigten an deren Stelle, foweit die Beſchränkung reicht, zu feten berechtigt fei. 
Dies allein ift das Entſcheidende und überfläffig mithin eine Aufzählung ver 
möglihen — mittelbaren — Objekte der Staatsfervitut. 

IV. Für die Ausübung der in der Staatsfervitut enthaltenen Gerecht- 
ſame, insbefondere da, wo fie in einer dem Rechte ver Ausfchließlichkeit wider: 
ſprechenden Einwirkung auf das freinde Staatsgebiet oder Geltendmachung hoheit— 
licher Funktionen im fremden Territorium befteht, wird die Regel, daß Servituten 
überhaupt „pfleglich“ (eiviliter) auszuüben feien, gewiß auch hier gelten müffen. 


10, Aeltere Publiciften, wie z. B. Weſtphal, das deutfche Staatsr. Abhdlg. 48, wollen 
zwifchen abbängigen und unabhängigen Servitutes juris publici im deutſchen Neiche unterſchie— 
den wiſſen. Dies wur felbft bier unrichtig und 3. J Mofer, nachbarl. Staatsrecht Buch III. 
Kap. 4, nennt ganz richtig nur die leßtern Serv. jur. publ., obwohl er überhaupt von Re— 
galien eines Neiheftandes in eines Mitreichsitandes Landen handelt, welche allerdings entweder 
in landeshoheitlicher Unabhängigkeit oder mit landfäßiger Unterordnung befeffen werden konnten, 
Für Diefen Negalienbefig überhaupt konnte wohl die Negel aufgeftellt werden, dafı die Ver: 
mutbung für die Eubordination unter die Landeshoheit desjenigen ftreite, in deſſen Territorium 
fie ausgeübt würden; falſch war aber für wirkliche Servitutes juris publici der Sab von 
Gönner über ſtaatsrechtl. Dienftbarkeit $. 84 (S. 180) und Leiſt, deutich. Staatör. $. 100 
iS. 314), daß fie „der Staatögewalt des befafteten Territoriums ſtets untergeordnet ſeien“. 

21) Aehnlich wie auch im Privatrecht Prandrecht, Superficies, Emphyteuſis, erbliche Kolo— 
nat- und Grbzinsverbältniffe nicht zu den Servituten gerechnet werden und zwar, was dus 
römifche Recht betrifft, gewiß nicht blos aus biftorifchen Gründen. 

12) Klüber’s Abbandl. und Beobacht. Bd. I, Nr. 1 und Nr. 12. H. A. Zahariä, 
deutiched Staats: und Bundesrecht. Th. 1. S. 150. ® 
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Sie find daher fo auszuüben, daß fie dem Berpflichteten möglichft wenig zur 
Beläftigung gereihen und es ift diefem felbft der gleiche Bortheil, oder die Aus- 
übung der gleichen Befugnift, ſoweit es mit dem Rechte felbft vereinbar oder nicht 
ausdrücklich darauf verzichtet ift, im Zweifel unbenommen 13). Ferner folgt aus 
der Natur der Staatöferpitut als eines die Souveränetät beſchränkenden Rechts 
von felbft die Regel, daß die Nechtsvermuthung bei einer in Anfpruch genomme⸗ 
nen Erweiterung für ven Berpflichteten ftreitet und daß die analone Aus— 
dehnung des fonftituirten Rechts unzuläffig ift. Dagegen ift es falſch, vie 
ertenfive Interpretation für ausgefchloffen zu betrachten, weil aud die Ertenfiv- 
Interpretation nur die Erkenntniß des wirfliden Bertragswillens ober des wah— 
ven Inhalts der Berechtigung bezwedt. Nur fo läßt fich die gemöhnliche Regel, 
daß ftrifte Imterpretation ftatt finde, als richtig betrachten. — Wo fidh die 
Berechtigung auf das Herkommen oder ven unvordenklichen Befitftand ſtützt, ent- 
ſcheidet natürlich dieſer Beſitzſtand allein über den Umfang des Rechts, 

V. Die Begründung von Staatöfervituten zwiſchen fouveränen Staaten 
fann natürlich nur durch ſolche Titel erfolgen, welde das Völkerrecht überhaupt 
anerkennt. Ausgeſchloſſen iſt daher die erwerbende Verjährung (prescriptio defi- 
nita). Es bleibt nur die vertragsmäßige Ginigung, fei es in einem Frie— 
densſchluß oder in einem andern Staatevertrag librig, wobei die Frage, ob durch 
den Bertrag ſchon das Recht felbft erworben werde? unbebenflih zu bejahen, 
jedenfalls für das Bölterreht eine müßige ift. Die Nachweiſung ausdrücklicher 
Ginräumung kann aber auch hier erfegt werben durch den unvorbenflidhen 
Beſitzſtand. Er begründet die auch im Völkerrecht anerfannte und umentbehrlidhe 
Rechtsvermuthung einer rechtmäßigen Ermerbung. 

Wenn vie deutfchen Reichspubliciften den bei privatrechtlichen Servituten vor: 
fommenden Erwerbungstitel einer prescriptio definita aud für ihre als servi- 
tutes juris publiei behandelten Gerechtſame eines deutſchen Neichsftandes im 
fremden Territorio anerkennen und außerdem noch der Begründung durch Privi— 
legium gevenfen, fo hatten fie dabei ſelbſtverſtändlich nur das Verhältniß der, 
einer höhern Staatsgewalt und den Reichsgeſetzen untergeorbneten, reihsunmittel- 
baren Glieder des Reichs im Auge. Was das Privilegium oder bie Faiferliche 
Berleihung betrifft, jo bezogen fich diefelben hauptfächlic auf ſolche Gerechtfame, 
die früher die Kaifer felbft bejeffen und ausgeübt hatten, vie fie aber vor dem 
feftern Abſchluß der Territorien und vor der Konfolidation ver Landeshoheit und 
deren reichsverfaſſungsmäßigen Sicerftellung gegen weitere faiferlihe Eingriffe, 
an benadhbarte geiftlihe oder weltliche NReihsftände verkauft, verpfändet oder ver- 
ſchenkt, lehens- oder eigenthumsweiſe überlaffen hatten 14). Seitdem e8 eine durch 
den weftphälifchen Frieden (Instrum. pac. Osnabr. Art. VII. $. 1) Bbeftätigte 
und durch die Wahlfapitulation (Art. I. $. 8) befeftigte Regel war, daß ven 
Ständen in ihren Territorien in ihre Landeshoheitd- und Regierungsrechte unter 
feinerlei Vorwand eingegriffen werden dürfe, fiel die rechtliche Möglichkeit einer 
folden Konftituwirung durch Taiferliches Privilegium, abgefehen davon, daß die 
Kaifer gar nichts mehr zu vergeben hatten, weg. sn bie Möglicykeit einer 
Konftituirung durd ein mit Zuftimmung der Reihsverfammlung errichtetes Geſetz 








3, Dal. Heffter, europ. Völferreht $. 43 ©. 87. 

14) Vielfach, insbejondere bei ftammverwandten Häuſern, waren dergleichen Berechtigungen 
dadurch entftanden, daR bei den ftattgefundenen Theilungen dem Einen oder Andern gewilje 
nugbare Rechte, ohne Rüdficht auf die geograpbiiche Gebietsabgrengung, überlaffen worden waren. 
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war dadurch jo gut wie ansgefchloffen, daß hierbei die Beftimmung des meftphä- 
lichen Friedens über Ausfhluß der pluralitas votorum (Art. V. $. 52) von 
dem Betheiligten ald Schugwehr gebraucht werden konnte. Aber vie aus früherer 
Zeit hergebrachten Gerechtfame ver fraglichen Art dauerten größtentheils fort bis 
zur Auflöfung des deutſchen Reichs, dieſer bunteften aller Muſterkarten ftants- 
und privatredhtlicher Berwidlungen und Anomalieen, und haben zum Theil noch 
die Beftattung des Reichskörpers überlebt 15). Einer großen Zahl derfelben brachte 
aber das Jahr 1806 das Vernichtungsurtheil, theils dur die Mevdiatifirung 
des Berechtigten oder Berpflichteten, womit eine Konfolivation oder Erlöſchung 
des Rechts ſelbſt oder wenigftens die Unmöglichkeit feines Fortbeſtandes ald Staats- 
fervitut verbunden war, theils zwijchen ven Souveränen des Rheinbundes durch 
den fehr vernünftigen Art. 34 der Rheinbundsakte, ven fog. Verzichtsartitel, wel⸗ 
her ja die Hauptbeftimmung hatte, den einzelnen Souveränen innerhalb ihres 
Staatögebiets einen reinen Tiſch zu verfchaffen 16), Damit war natürlich nicht 
ausgejprohen, daß Staatsjervituten für die Zukunft zwiichen den Rheinbunds- 
ftanten überhaupt nicht ftattfinden könnten; und find auch durch die Rheinbunds- 
afte ſelbſt, allenfalls mit einer Ausnahme, keine Staatsjervituten beftätigt oder 
nen bedungen worden 17), fo Hat jedenfalls tie fpätere Zeit eine Reihe von 
Stantsverträgen anfzumeifen, durch melde namentlih zwifchen deutſchen 18) 
Staaten, und zwijchen einzelnen verjelben dem Bunde gegenüber, Staatsvienftbar- 
feitö-Berhältniffe begründet worden find. Hiernach unterfcheiden wir jeßt in 
Deutſchland Staatsfervituten im engern Sinne und Bundesfervituten. 
Zu den legtern kann man rechnen: 1) das Recht des Sites der Bundesver- 
fammlung in der freien Stadt Frankfurt a. M. 19) nebft den dazu gehörigen 
Befugniffen, insbefonvere ven zum Schuß der deutſchen Bundesverfammlung die— 


15), Sp gedenkt 3. B. Klüber, öffentl. Recht $. 411 Note, ala noch beftchend des wel 
marifchen Geleits zu Erfurt und Gotha, obwohl daſſelbe durch die Rheinbundsakte eigentlich 
aufgehoben war. Daffelbe ift erft durch die neuern Zullvereinsverträge befeitigt worden. — Noch 
jet beftehen 3. B. aus früherer Zeit her die hannoverſchen, reſp. botfteiniicen Poſtgerechtſame 
in Bremen, Be En und Lübeck. s 

16) Bol. über den Einfluß des Verzicht? auf Staatsfernituten: Winfopp, rhein. Bund 
Br. 11. ©. 84, 113. Bd. Vir. S. 490, — Doc ift auch in diefer Hinfiht über Mancherlei 
geftritten worden, 3. B. ob auch negative Servituten unter den Verzicht fielen? Vgl. Heffter, 
a. a. O. ©. 88 Note 1. 

17) Bon einer Mebrbeit fpricht Klüber, öffentl, Recht $. 46, unter Bezugnabme auf 
Art. 2 u. 37 der Rheinbumdsafte. Der Art. 37 gebört aber gar nicht hierher. Er betrifft das 
den Mediatifirten vorbehaltene Eigentbum an ihren Domänen und die fonftigen Rechte derjelben, 
die nad den oben ad II gemachten Bemerkungen gar nicht unter den Begriff der Staatsfervitut 
fallen. Der Art. 2 aber beftätigt unter Anderen die fortdauernde Geltung des $. 39 des 
— vom 25. Febr. 1803 und der Rheinſchifffahrts-Olktroi-Konvention von 1804, 
in Betreff welcher allenfalls die Beftimmungen über die Errichtung der Dftrois@rbebungsftellen 
auf dem rechten Rheinufer bierher gezogen werden künnten. Der 8. 39 des Reichsdep-Hauptſchl. 
beftimmmte aber auch ausdrüdlih: „Dieſe Büreaug find nur in Dienſtſachen, außerdem aber 
keineswegs von der Gerichtsbarkeit der Landesherren ausgenommen.“ 

18), Ein Beijpiel einer negativen Staatsfervitut, welche durch den Parifer Frieden von 20, 

Roobr. 1815 Art. III gegen Frankreich begründet wurde, bildet die Verpflichtung, Hünin— 

en, deſſen Feftungswerfe demolirt wurden, nicht wieder zu befeftigen und auch feine andere 
Befeftigum auf 3 Meilen Entfernung von Bafel anzulegen. Andere, auf neuern Staatsverträgen 
(Biener Kongrefafte u. f. w.) berubende Beiſpiele, außerdeutfche Staaten betreffend, ſ. bei 
Ktüb er, öffentl. Recht $. 560. . 

29) Bundesafte Art. IX. ng Te über die Loufalverbältniffe der BB. dal. vom 22, 
Oftbr. 18165 cf. v. Meyer's Staatöaften Th. 11. S. 33 ff., H. A. Zahariä, deutiches 
Staats- und Bundesrecht. Th. 11. $. 257 der 2. Aufl. 
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nenden, in neuerer Zeit namentlich durch eine Bundesbeſatzung erweiterten Ein- 
richtungen; 2) die fog. Bundesfeftungen zu Mainz, LYuremburg und Landau, 
zu Raſtadt und Ulm 2%), Theils im Zufammenhang mit dem darauf bezüglichen 
Befagungsreht, theils auch unabhängig davon find die durch den Frankfurter 
Territorialrecei vom 20. Juli 1819 (Art. 6, 23, 32) beftimmten Militär- 
ftraßen für Preußen, Bayern und Defterreih. Dergleihen Militärftraßen waren 
aber auch ſchon vorher in der Wiener Kongreßakte Art. 31 ftipulirt zwifchen 
Preußen und Hannover; zwei für Preußen durch hannoverfches, und eine für 
Hannover durch preußifches Gebiet. — Merkwürdig durd feine Miſchung ift das 
durch Staatsvertrag vom 11. Januar 1827 21) zwiſchen Hannover und ber 
freien Stadt Bremen begründete Berhältniß in Betreff des Bremer Hafens an 
der Geefte und Wefer, indem die Bremen eingeräumten Rechte, neben dem privat: 
rechtlihen Eigenthum an dem fraglicen Diftrift, fi als Servitus juris publici 
der hbannoverfhen Staatshoheit gegenüber verhalten, und andererfeits in Be- 
treff des „mit voller Staatshoheit” (Art. 8 des Vertrags) an Bremen überlaffenen 
Bezirks von circa 100 Morgen, ver Vorbehalt der Militärgewalt und Vertheidi— 
gungsmaßregeln gegen Äußere Feinde eine Staatsjervitut für Hannover, ber 
bremifhen Staatshoheit gegenüber, fonftituirt. 

VI Die Erlöſchung der Staatsfervituten durch aufhebende Verträge ober 
Berziht des Berechtigten 2%), Untergang der Sache, Aufhören des Zweds und 
Konfolivation verfteht fih ganz von felbft. Eine erlöfhende Berjährung erkennt 
das Bölferreht nit an und fie muß alfo auch bier cefjiren. Andererſeits müſſen 
diefelben Gründe, welche völferrehtli einen Staatenvertrag fuspendiren, wie 
namentlich der Kriegszuftand zwifhen ven Beteiligten, auch bei Staatsvienftbar: 
feiten ihre Anwendung finden 23), 

Was endlich die Lite ratur über Staatsvienftbarkeiten betrifft, jo fehlt es 
an einer nmeuern, dem gegenwärtigen Stand der Wiffenfhaft entfprechenven, 
Monographie. Die ältere —— iſt verzeichnet bei v. Ompteda, Lit. des 
Völkerr. $. 214 und v. Kamptz, Fortſ. $. 101. ©. auch Pütter, Lit des 
Staatsr. Th. II. ©. 819 fi. Auf die vormaligen Verhältniſſe im deutſchen 
Neiche bezieht ſich noch hauptfählid Gönner, Entwidl. des Begriffs und ver 
Grundfäge der deutſchen Staatsrehtspienftbarfeiten. Erlangen 1800. Ueber das 
Allgemeine find vie bekannten Lehr: und Handbücher des Bölferrehts (Heffter, 
europ. Völkerr. der Gegenwart $. 43) zu vergleichen. $. 9. gadariu. 


Dienjtbotenordönung, |. Gefinde. 
Dienfteid, ſ. Eid. 


Dienſtentlaſſung, Dienftpragmatif u. j. w., f. Amt, Amtsver— 
breden, Disciplinarvergehen, Staatsdiener. 


20, 5, die Verträge und Bundesbeftimmungen darüber in dem angef. Staats und Bundes: 
reiht. Tb. 11. $. 292, 293, 


21, Der Vertrag ftebt in der bannoverfchen Geſetzſamml. gt 1827 Nr. 7 und ift daraus 
abgedruft in Martens Nouv. Recueil Tom. Yil. p. 100 s 


Reif 2 Hier bildet wieder der BVerzichtsartifel 34 der Abeinbundsafte das am nächſten liegende 
eiſpiel 
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Es ift begreiflih, daß es Familiengeheimniſſe gebe, welche amtlich geachtet 
und der Bublicität entzogen bleiben müfjen, aber es ift ſchwer, einen Grund auf- 
zufinden, der bei einer nicht ſchuldbewußten Verwaltung die Auflegunz des Amts- 
geheimmijfes in Bezug auf die Regierungshandlungen redtfertigte. Es giebt 
wohl Staatsgeheimniffe, die man nit ohne möglihen Nachtheil der Publicität 
Preis geben kann, allein im Befige dieſer find allein die ihrer Natur nad) ge- 
heimen Stellen, die Minifterien; felbft ein wefentliher Theil vejien, was man 
fonft als Staatsgeheimniß behandelte, hat, vor das Forum ver öffentlihen Land— 
tagsverhandlungen gezogen, aufgehört, diefen Charakter zu tragen. Die ganze 
Berwaltung jol (im Fonftitutionellen Staate) nad einer, das Ganze durchdringen— 
den Ölieverung, durd das Mittel frei gewählter Nepräfentanten dem Publitum 
offen liegen. Die Gemeinde-Bevollmächtigten follen die Verwaltung ver Magiftrate, 
die Landräthe die der Kreisregierungen, die Landſtände die der Minifterien be- 
wachen, würdigen umd entdedte Gebrechen denunciren. Was fol in Mitte deſſen 
ein von feinem Privatinterefje gebotenes Amtsgeheimnif, welches die fontroliven- 
den Körper verhindert, gerade das zu erfahren, was ihnen zu willen am noth- 
wendigften wäre? 

Diefes Amtsgeheimniß, unfähig irgend einen Nachtheil zu verhüten, weil 
es da, wo etwa biezu der Fall gegeben wäre, nicht eriftirt, ift für den Miß— 
brauch der Amtsgewalt eine fiherere Schugwehr, ald man dem erften Anblide 
nad) wohl venfen follte. Jedermann weiß, daß es im firengen Sinne nirgends 
gehalten wird. Wie jollte e8 z. B. bei einer Regierung bewahrt werden können, 
wo alle Geſchäfte ver Stelle dur die Hände fchreibenver, mit 24 fr. täglich be- 
zablter Taglöhner laufen, wo ale Alten durch andere gleich kümmerlich bezahlte 
Taglöhner herumgetragen werden; wer follte da an der Möglichkeit zweifeln, um 
weitere 24 fr. jedes beliebige Aktenftüd fauber abgefchrieben, oder aud im Ori— 
ginal, zur Einſicht erhalten zu können? Alles Uebel, was möglicher Weife durch 
Nichtbeobachtung des Amtsgeheimniſſes gefhehen könnte, gefchieht jo oder anders, 
geſchieht bis zur legten Möglichkeit, geſchieht unabwendbar, aber mehr oder min- 
der mit Verlegung übernommener Berpflichtungen und mit Schwädhung des amt- 
lihen Anſehens einer zur Klatfchanftalt gewordenen Stelle, während die Pflicht 
des Amtsgeheimnifjes gerade Kraft genug behält, alle guten Folgen unmöglid 
zu machen, die aus der Belanntwerbung von Amtshandlungen entjtehen könnteu. 
Man hat 3. DB. eine gefegwidrige Gefchäftsbehandlung, eine Kompetenzüberfchrei- ° 
tung, einen Mißbrauch der Anıtsgewalt, eine Bedrückung der Unterthanen er- 
fahren, Jedermann kennt fie, Jedermann weiß fie gewiß, aber Niemand darf feine 
Duelle nennen, Niemand darf das Unrecht denunciren, Niemand es vor einen 
Richter ziehen, dem es Rede ftehen muß. 

Man fagt, dem Betheiligten, wenn er fi befchwert glaubt, fteht der Weg 


*, Anm. d. Med. Das Folgende ift in abgekürzter Faſſung einer Schrift des bayr. Staate- 
rathes v. Beisler „Betrachtungen über Gemeindeverfaffung und Gewerbewefen“ (Augsburg 
1831) entnommen. Die Verderblichfeit einer übermäßigen Ausdehnung des Amtsgeheinmiſſes ift 
bier, aus der amtlichen Praxis heraus, fo treffend dargeftellt, daß nichts Wefentliches hinweg: 

nehmen oder beizufügen wäre. Val. übrigens Bd. I ©. 217, wo jene Uebelftände im Umriß 
reits bezeichnet find, 
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der Beſchwerde offen; ein vornehmer Beſcheid, mit welchem man ſich das Anſehen 
giebt, die Gerechtigleit bis auf den Boden ausgeſchöpft zu haben. Weiß man 
denn auch, wie viele Rückſichten der Furcht und der Hoffnung einem Betheiligten 
Schweigen auflegen? weiß man es, wie viel Geſetzwidriges ein von hoher Hand 
gehaltener mächtiger Beamter thun kann, bis ein Betheiligter es wagen darf, ihn 
offen anzugreifen, bis er hoffen darf, irgend Glauben zu finden, oder bis er 
geſichert iſt, nicht mit dem offenen Rechte in der Hand, beim erſten Schritte er- 
drückt zu werden? 

Aber in den meiſten Fällen, und gerade in ſolchen, wo das Unrecht im 
weiten Umfange wirft, giebt es nicht einmal einzelne fpeciell Betheiligte; ver 
Beteiligte ift ein großes Bublitum, vie Einwohnerſchaft einer ganzen Stadt, 
einer ganzen Provinz, wo jeder Einzelne pro rata fo gering getroffen wird, daß 
ihm Dulden und Schweigen das geringere Uebel jheint. Niemand fühlt ſich ver- 
pflichtet, fih für das Ganze zu opfern, over auch nur fi) den Unannehmlichkeiten 
eined Unternehmens zu unterziehen, bei weldhem man mit Haren Beweifen in der 
Hand auftreten muß, die man aber, wie gewiß aud die Sade fein mag, nicht 
fiber ift von einer Verwaltung zu erobern, die hinter dem Wale des Amtöge- 
heimniffes fit, welder dem Angreifenden die Berfon feines Gegners, feine Waffen 
und feine Alliirten verbirgt. Somit geveibt und wuchert der Unfug unter dem 
allmächtigen Schute des Amtsgeheimniffes. 

In der ganzen Verwaltung eines Eonftitutionellen Staates, wenn man fein 
Princip nicht geradezu verleugnen und ſich mit demfelben in Oppofition fegen 
will, kann und darf es fein Geheimniß geben, welches nicht aus bejondern Rüd- 
fihten auf Privatverhältniffe, auf die Moralität und auf die Sicherheit des 
Staates auferlegt wird, aber in diefem Yale ausprüdlid und namentlid 
durch Gefege bezeichnet werden muß; 3. B. das Geheimniß der Hypothekenbücher, 
das Geheimniß bei ftrafrechtlihen und polizeilichen Unterfuhungen, bei der Sicher: 
heitspolizei, wo Publicität die Entvedung des Verbrechens verhindern würde, 
bei Vorfommniffen, deren Belanntmahung Skandal veranlaffen würde ꝛc. 

In der ganzen innern Verwaltung, bei den fogenannten eigentlihen Admini- 
jtrativ-Gegenftänden ift fein Fall denkbar, wo das Amtsgeheimniß gerechtfertigt 
wäre. In dem fonftitutionellen Staate fell nicht mit Intriguen, nicht mit diplo- 
matiſchen KRunftftüden, nicht nach unbefannten Vorſchriften, nicht nah Tendenzen, 
die den promulgirten Gefegen und Verordnungen fremd find, fondern einfach nad) 
dem Gefet, in feinem Sinne, regiert werben, und foldes Negieren bat das 
Tageslicht nicht zu ſcheuen. Namentlich fol jedem irgend Betheiligten das pofitive 
Recht zuftehen, alle ihn betreffende Akten im Original einzufehen, damit er jeden 
Augenblid ſich überzeugen könne, ob, wann, wo, von wem ihm Unrecht zugefügt 
worden, und es follte ihm das Recht zuftehen, nicht blos ein Kollegium, fondern 
aud die Perfon des Referenten, der ven Gegenftand bearbeitet hat, direkt anzu— 
greifen. 

Solche Deffentlichkeit würde der Schreden ſchlechter, und die Ehre redlicher 
Beamten fein, fie würde Gutes vom Schlechten fondern lehren und würde ber 
Staatsregierung wie den Staatsgenoffen Diejenigen bezeichnen, auf welde man 
vertrauen fönnte, und auf welche nicht. 


Diftatur, ſ. Abfolute Gewalt, Nothredt. 
Didcefe, ſ. Bifhof, Katholiſche Kirche. 
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I. Ie mehr die einzelnen Staaten in friedlichen und dauernden Verkehr mit 
einander traten und die fog. auswärtigen Beziehungen und Intereffen einen 
regelmäßigen und mehr und mehr wejentlihen und integrirenden Theil des poli- 
tiichen Lebens jedes Staates zu bilden begannen, ja die Schidjale ver Völker da— 
durch vielfach ihre förmliche Geftaltung erhielten, wenn fie auch nicht allein da— 
durch bewegt und gemacht wurden, — um fo mehr winmeten die Staaten biefem 
Gegenſtande ihrer Thätigfeit befondere Aufmerkfamfeit und Sorgfalt und um fo 
natürlicher war es, daß, nad) dem großen Principe von der Theilung der Arbeit, 
diefe Thätigfeit des Staats von den übrigen politifchen- Funktionen beſtimmter 
gefhieden wurde und demgemäß aud eine beſondere Klaffe von Staatäbe- 
amten für viefen Kreis des politifchen Lebens fich herausbilvete. Freilih hat es 
lange gevauert, ehe dieſe Unterfcheidung und Sonderung vollftändig gemacht und 
für viefe Staatsthätigfeit und für diefe Staatsbeamten eine techniſche Bezeichnung 
und ein feititehender Name üblich geworben ift, nämlid: Diplomatie und 
Diplomaten. E8 jcheint dies erft um die Mitte des vorigen Jahrhunderts ge- 
ſchehen zu fein, während man früher in der Bezeichnung vielfad hin und her 
ſchwankte und entweber zu allgemeine Namen (Politif, Staatsfunft, Politiker, 
Staatslente) over zu fpecielle gebrauchte (wie Unterhandlungskunſt, Gefandte, Unter- 
händler). Wie wenig üblich der Name nod im vorigen Jahrhundert war, mag 
man ſchon darans ſchließen, daß der Freiherr v. Pacaffi in feinem 1777 zu 
Wien erfchienenen „Geſandtſchaftsrechte“ den Namen Diplomatie oder Diplomaten 
niemals gebraudt. Flaſſan in feiner Histoire de la diplomatie Frangaise 
erfte Auflage 1809 ; 2. Auflage 1811) jagt, daß ter Ausdruck Diplomatie üb— 
lich ſei depuis un certain nombre d’anndes und hält es nöthig zur Erläuterung 
auf ven Titel feines Werkes noch den Zuſatz zu machen: ou de la politique 
de la France. Pölitz aber in feinem Völkerrecht (1. Auflage 1824; 2. Aufl. 
1828) erflärt ausprüdlih, daß die Worte Diplomat, diplomatifh und Dip- 
fomatie (im heutigen techniſchen Sinne) feit- ven legten zwanzig Jahren in ver 
Staatefrrahe Enropa’s und Amerifa’s erft häufig gebraucht worden find. Ver— 
einzelt kommen fie aber ſchon früher vor. 

Spradlid hängt der YAusorud Diplomatie zufammen mit diploma, 
Urkunde, insbefondere politifchen und wölferrechtlihen Inhalte. Der Name giebt 
eine Erinnerung an die Zeiten, befonvers nod an das 17. und 18. Jahrhundert, 
wo die ftaatsmännifhe Kunft fih vielfah um die Entzifferung alter Pergamente 
oder Diplome, zur Berftärfung veralteter Anfprüche bewegte, und deutet für das praf- 
tifche heutige Leben darauf hin, daß der Staatsmann überhaupt in den völferredhtlichen 
Satzungen, in den Staatöverträgen, die jegt vorzugsweiſe diplomatiſche Urkunden 
von den Publiciften genannt werden, die fefte Bafis feiner Thätigfeit zu fuchen 
bat, und daß alle diplomatifhen Verhandlungen und veren Nefultate (Verträge 
beſonders) fich zur juriftifchen Sicherheit in eine urfunplihe Form nothwen— 
dig Heiden müfjen. Ja eine gewiffe Förmlichkeit, ein ceremonielles Handeln hat 
fi mit der Diplomatie, doch nicht blos aus dieſem Grunde, verfchwiftert. Ganz 
beftimmt wird aber jet unterſchieden zwifhen einem Diplomatiter (Diplona- 
tif) der die Erforfhung von Urkunden, gleichviel welhen Inhalts, zu feiner Thä- 
tigfeit mat, und einem Diplomaten, der, allerdings häufig auf Grund der 
Prüfung einer Urkunde (Diplom), in ven auswärtigen Staateverhältniffen thätig 
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ift. Früher unterſchied man dies nicht fharf und felbft in die neueſten Definitionen 
von Diplomatie, auch der berühmteften Autoren, 3. B .Flaffan’s, haben ſich dieſe 
Unbeftimmtheiten noch verirrt. Aber die Diplomatik ift jet für den wahren Dip- 
lomaten eine ziemlich untergeoronete Hülfswiſſenſchaft. 

Nah dem bisher Gefagten ift ver Begriff der Diplomatie leicht feſtzu— 
ftellen. Man verfteht darunter die ftantemännifche Thätigfeit in auswärtigen An— 
gelegenheiten, die praftifche Staatskunft im Verkehr der Staaten untereinander, 
im Unterfchieve von der fog. innern Politik. Die diplomatiſche Kunſt ift alt. 
Sie ift geübt und ausgezeichnet geübt worden, lange bevor e8 eine Wiſſenſchaft 
der Diplomatie gegeben hat. Letztere ift erft ein Produkt ver neueften Zeiten. Unter 
ihr wird man aber füglich nichts Anderes zu verftehen haben als das Syftem von 
Grundfägen, nad weldhen jene praftifche Kunft auszuüben ift, um durch dieſelbe 
die möglichft beten Refultate zu erzielen. Fürwahr die diplomatiſche Kunft wird 
nur alzubäufig im Dunkeln tappen, irren und ſtraucheln ober doch einzig 
in ihrem Erfolge von der genialen oder aud nicht genialen Tüchtigfeit des ein- 
zelnen Diplomaten gänzlich abhängen, fo lange es nicht der Wiffenfhaft gelungen 
ift, ein Syſtem fefter Grundfäge in diefer Beziehung aufzuftellen. Freilich die 
Kunft zu negociren wird niemals auf Afademien erlernt werben; es gehört vor 
Allem dazu eine natürliche Anlage und die Gelegenheit, felbft in Geſchäften ge- 
braucht und darin erfahren zu werben. Aber die Wifjenfhaft wird eine nicht 
geringe Unterftügung für das Erlernen und für das Ausüben jener praftijchen 
Kunft abgeben. 

Leider ift bis jet diefe Wiffenfchaft ver Diplomatie noch unvolltommen genug 
zu nennen, Herrſcht doch felbft noch die größte Unklarheit über ihren eigentlichen 
Umfang, indem vie Theoretifer vielfach geneigt find, die der biplomatifchen Wif- 
jenfhaft zur bloßen Unterlage dienenden Disciplinen felbft mit in die diplomatiſche 
Wiſſenſchaft Kineinzuziehen (4. B. noch Karl v. Martens und zum Theil Klüber), 
oder indem fie ftatt einer ſyſtematiſchen Entwidelung ein bloßes hiftorifches Tab- 
leau liefern (wie Battur), oder aud den Charakter der biplomatifchen Wiffenfchaft 
nur negativ beftimmen, wie I. v. Liechtenftern, der befonders in der Abwehr fremden 
Einfluffes von unferem Staate die Thätigfeit ver Diplomatie ſucht, oder endlich 
des Haren Begriffs fchier entbehren, wie %. v. Kronburg, oder doch die Reminis- 
cenzen an die Diplomatif nicht ganz überwinden fünnen, wie Flaffan in feiner 
Definition. Kurz, die Diplomatie als Wiffenfchaft ift no eben fo jung als un- 
vollfommen, und das Befte darüber findet fich mehr gelegentlich in den Schriften, 
die fpeciell dem Bölferrechte gewidmet find, namentlih in dem geiftreihen Werfe 
Heffters, denn in den Schriften, welche vorzugsweife fih als Theorien der Di- 
plomatie ankündigen. 

Mebrigens nennt man in einer weiteren Bedeutung diplomatifhe Wif- 
ſenſchaften alle diejenigen, welche der eigentlichen Diplomatie als Grundlage 
dienen und deren Studium den Diplomaten auf feine eigentliche Kunft und Wiſ— 
jenfhaft zur Vorbereitung dienen müſſen, alfo ſämmtliche ſeg. Hülfswiffen- 
Ihaften der eigentlichen Diplomatie. Das ift denn allerdings ein ziemlich ſchwan— 
fender Begriff. Da unftreitig die Diplomatie zu den Wifjenfhaften vom Staat, 
alfo zu den politifhen Disciplinen gehört, fo können darnach fämmtlihe Staats- 
wiſſenſchaften, ſowohl die juriftifchen als vie fameraliftifchen (öfonomifchen) hieher 
gezählt und als fug. diplomatifche im weiteren Sinne bezeichnet werben. Inveflen 
nennt man von allen dieſen meift nur 1) europätfches Völkerrecht, insbejondere 
das Geſandtſchaftsrecht, obgleich) die Diplomatie im engern Sinne die Vorfchriften 
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"über die Rechte umd Pflichten der biplomatiichen Agenten (Gefandten ꝛc.) füglich 
als einen ihr gehörigen Gegenftand fi) vindiciren darf; 2) das pofitive Staats: 
recht der vornehmften europäiſchen und amerifanifchen Staaten, 3) die eigentliche 
Politit oder Staatskunſt, die ſich insbefondere auf die innern Staatsverhältnifie, 
auf die Berfaffung und Verwaltung des Staats bezieht, aber als fog. äußere 
Politik weſentlich mit der Diplomatie als Wiffenfchaft zufammenfällt, 4) die phy- 
fiihe und moraliſche Statiftil der europäifchen und amerifanifhen Staaten, 5) Na- 
tional- und Staatsölonomie und insbefondere 6) Handelspolitik. Wegen des hifto- 
rifhen Charakters der Diplomatie wird als Hülfswiflenfhaft ferner hervorgehoben 
7) die Geſchichte überhaupt und vor Allem die des europäifch-amerifanifhen Staa- 
tenfyftemes. Wegen der Noihwendigfeit für ven Diplomaten, auch jetzt noch zur 
Feftftellung gewiſſer Rechte auf -alte Urkunden zurüdzugehen gehört 8) auch bie 
Diplomatit oder Urfundenlehre, die namentlich befähigt, die Wechtheit einer 
Urkunde kritifch zu prüfen, bieher, obgleich heutzutage vergleihen Kenntniffe und 
Unterfuhungen mehr von den Archivbeamten als von den Diplomaten verlangt 
werben. Endlich darf man nod) als Hülfswiffenfhaften anführen 9) die Lehre von 
den Staatöfanzleiftyl, von der Abfafjung von Staatsfhriften aller Art, insbe 
fondere vom diplomatiſchen Styl, 10) die Lehre von der Chiffrir- und Dediffrir- 
kunft, ferner 11) die Kunde von dem Geremoniell an den Höfen, zur See ꝛc., 
obgleich die Diplomatie im engern Sinne zum Theil die Vorfchriften über das 
eigentliche diplomatiſche Geremoniell in ſich aufnehmen mag, und ſchließlich ift dem 
Diplomaten wegen feines Verkehres gerade mit der Staatsgewalt fremder Bölfer 
12) Keuntniß verſchiedener Sprachen nothwendig, befonvers früher der lateinifchen, 
jegt der franzöfifhen, nachdem Letztere mehr oder weniger die allgemeine biplo- 
matifhe Sprade der Welt geworben ift. 

Der Umfang der Wiffenfhaft von der Diplomatie im eigentlichen Sinne 
wird fih alfo fehr beſchränken. Füglich wird die Lehre von den biplomatifchen 
Subjelten darin zu erörtern fein und demnad von der Einrihtung des Minifter 
riums des Auswärtigen, von den Arten, Rechten und Pflichten der Geſandten und 
andern diplomatischen Agenten im Auslande, vom diplomatifchen Korps, fowie von 
den Formen des viplomatifchen Verkehrs, vom Geremoniel, von der Art den 
münblihen und fohriftlihen Verhandlungen, vom diplomatiſchen Styl, alfo vor: 
Gefandtfchaftsrechte gehandelt werden wüfjen. VBorzugsweife werden aber im 
diefer Wifjenfhaft die Grundſätze über den Verkehr des einen Staat? mit ann 
dern Staaten darzulegen fein, auf der Bafis des Rechts, fowohl des po- 
fitiven Staatsrechts der einzelnen Staaten ald des gemeinen europätfch-amerifanifchen 
Völkerrechts, ferner im Geifte der Nationalwohlfahrt, des wohlverftandenen 
Interefjes des Einzelnftaates, das aber immer möglichft in Harmonie mit den In: 
tereffen der Menſchheit, insbefondere des europäifch-amerifanifhen Staatenfyftems 
zu jegen und aud) in feinen Kollifionen mit dem Intereffe eines andern Staates 
oder felbft der Geſammtheit der übrigen Staaten möglichft zu einer billigen Aus- 
gleihung zu bringen ift, indem alle Staaten ald organifche, ſich gegenfeitig er— 
gänzende und vollendende Glieder eines großen Ganzen zu betrachten find. Die 
Rechtsbaſis ruht vorzugsweife in der Souveränetät des einzelnen Staats, dem 
ver Diplomat angehört, doc unter Anerkennung ver Spuveränetät, d. h. der Frei— 
heit, der Perfönlichkeit, der Selbftbeftimmung jedes andern Staates. Die Klug- 
heitsbafis ift die Wohlfahrt jedes einzelnen Volkes. und Staates, dod unter 
Fefthaltung verfelben Reciprocität. Die Rückſichten ver Humanität und Sittlichkeit, 
die Lehren ächter Religiofität mögen die Kollifionen befeitigen oder ausgleichen, 
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denn zulegt führen alle ſolche Kollifionen, wenn fie die Diplomatie nicht zu über- 
winden vermag, zum Kriege und ver Diplomat wirb durch ven Feldherrn feine 
Thätigkeit fortfegen lafjen müſſen. Der Krieg ift aber, namentlid heutzutage, 
überall nur als ein Ausnahmezuftand anzufehen. Die diplomatische Wiſſenſchaft 
wird zugleich zu lehren haben, wie, aud abgefehen von der Feldherrnthätigkeit, 
von Blut und Schladten, von kriegeriſchen Niederlagen und Siegen, der Krieg 
durch Unterhandlungen, feien fie Ddireft oder unter Vermittlung dritter Staaten, 
zu befeitigen und wieder zum Frieden zu erheben fei. Die Diplomatie ift aber 
regulär eine Friedenspolitif. Sie lehrt, durch welde Mittel der Verkehr *) unter 
ven Staaten auf das Bortheilhaftefte für alle Theile zu geftalten fei, durch Poft- 
und ZTelegraphenverbindungen, durch Eifenbahnen, durch Schifffahrt, durch Zoll: 
erleichterungen, durd) Haupelsverbindungen ꝛc. und wie biefer Zuftand möglichſt 
für die Zukunft dauernd zu erhalten fei durch Aufrichtung von feften vyuaftiichen 
Verbindungen, durh Handels- und Scifffahrtöverträge, durch Freundſchafts-, 
Schutz- und Trugbündniffe, nöthigenfalls durch militärifche, ſowie direkt kriegeriſche 
Bündniſſe, fei es zur Vertheidigung, fei e8 zum Angriff gegen die niemals ganz 
ausbleibenden Uebergriffe einzelner Staaten, 

DO. Das was bier über ven Umfang ver diplomatiſcheu Thätigkeit angedeutet ift, 
ift aber nichts als ein ſaft- und farblojer Formalisınus, der erft die wolle Lebens: 
kraft und den reellen Inhalt gewinnt bei Anwendung diefer Grundſätze, bei Aus: 
übung der praftiihen Kunft im einzelnen alle, durd die befondere Stel- 
lung des einzelnen Diplomaten zu einem beftimmten Sande und zu einer beftimmten 
Zeit. Und nicht blos der vaterländiihe Staat des Diplomaten , ſondern auch ver 
Staat, dem gegenüber der Diplomat fein Vaterland zu vertreten hat, beide in 
ihrer befonderen Natur wie in ihren Wechfelverhältniffen, prägen der diplomatiſchen 
Thätigfeit erft den Stempel ver Wirklichkeit und des Yebens auf. Dazu find vie 
tonangebenden politiihen Berfönlidkeiten des einen wie des andern Landes 
mit ihren individuellen Charakteren, ja felbft zeitweiligen Stimmungen und Nei— 
gungen auf das Bollftändigfte zu berüdfichtigen und die oft rein zufälligen Kon: 
junfturen und Berhältniffe ver Gegenwart ganz befonvders in Anfchlag zu 
bringen. Und gerade diefe konkrete Anwendung und Ausübung, falls fie eine glüd- 
iiche fein foll, verlangt eine tüchtige Naturanlage und eine praftiiche Sagacität 
bei dem Staatsmanne, Der ächte Staatsmann wird überall als Ausgangspunkt 
feiner diplomatifchen Ziele die konkrete Individualität feines VBaterlandes und deſſen 
befondere Berhältniffe zu den übrigen Staaten und zum gefammten Staatenfyiten 
nehmen, Ein geläuterter Patriotismus wird ihn erfüllen und zugleich in den Stand 
jegen müſſen, die dem Patrioten fo gefährliche Klippe eines egeiftiichen Partikula- 
rismus, eines fchelfüchtigen und mi günftigen Yokalpatriotismus , die National- 
und Staatseiferfucht möglichft glüdlich zu umfciffen. Freilich in ver Stantspraris 
ift diefe edle Diplomatie bis jegt noch feltener gewefen,, wenn auch jeit dem 
Sturze des großen Eroberers Napoleon I. mehr und mehr geläuterte Anfichten 
über die diplomatische Praris herrichend geworden find und aud im Leben, zur 
Veredlung deſſelben, bereits fihtbare Spuren dargelegt haben. 

Daraus folgt aber zugleih, daß die Diplomatie eines jeden Landes ihren 


*) Ann. d. Red, Neben den wirtbfchaftlihen Intereffen kommen auch die gemeinfamen 
Kultur: und Sivilifationsintereffen in Betracht, und je mehr der moderne Staat ſich 
felber in feiner hoben geiftigen Aufgabe begreifen lernt, um fo entfchiedener werden dieſe Inte: 
reſſen geachtet und gepflegt werden, 
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befondern Charakter haben werde und müſſe, daß die Diplomatie einer Großmacht 
andere Ziele und Zwede ſich fegen werde, ald einer Macht zweiten und britten 
Ranges, daß eine Seemacht anders agiren müſſe als eine Landmacht. Wenn eine 
Großmacht immer in dem Sinne thätig fein muß, ihren berechtigten Einfluß auf 
die Gefhide des europäifhen Gefammtlebens überall mit zur Oeltung zu bringen, 
jo wird fie doch das Maß diefes Einfluffes in jedem einzelnen alle nad ihrer 
eigenen bejondern Natur und Machtſtellung überhaupt, fowie nad) der konkreten 
Natur der jevesmaligen Berhältniffe und Konjunfturen und nach ihren eigenen 
wahren Interejjen vabei erft näher zu beſtimmen haben. Ein Ueberfhägen ver eigenen 
Macht und des eigenen Berufes ift eben jo gefährlich, als ein Unterfhägen, ein 
bloßes paffives Zufhauen und Abwarten für eine europäifhe Großmacht unwür— 
dig ift. Mächte zweiten Ranges haben meift ein natürliches gemeinfhaftliches 
Interefje, namentlich gegenüber den Uebergriffen der Großmächte, doch müſſen fie 
ſich beſcheiden, mehr eine zuwartende Stellung einzunehmen und mehr nur an eine 
innere Vollendung ihres Staatswefens, dann an die auswärtige, fog. große Po- 
litik zu denken. Mächte dritten Ranges und überhaupt vie Kleinftaaten müfjen 
bauptfählih nur auf ihre ungeftörte Erhaltung bedacht fein. Neutralität ift dazu 
keineswegs immer das rechte Mittel, fondern häufig vielmehr das feſte Anjchließeu 
an eine befreundete Großmacht oder auch eine beveutende Verbindung der Mittel- 
ftaaten, Freilih kommt hier Alles auf die Umftände an und dürfen die Kleinftaaten 
nie vergeffen, daß fie eben nur ſehr untergeorbnete Beftandtheile des europäiſchen 
Staatenjyftemes find, 

Eine ſolche Diplomatie ift die ver Praxis aus der wahren Natur der wirklichen 
Lebensverhältnijfe heraus, Sie fließt keineswegs ein Handeln nad höhern Ideen, 
uach leitenden Grundſätzen aus, aber dieſe Ideen und Grundſätze find aus ben 
wirflihen geſchichtlich überkommenen Berbältniffen entnommen, haben alfo eine reale 
Unterlage. Diefer Art der diplomatiſchen Kunft gegenüber fteht tie Schule ver 
Doftrinäre, die nad vorgefaßten Meinungen ver Schule, ver Philofophie over 
Philanthropie, des Weltbeglüdenwollens das Leben zu geftalten fucht und bei dem 
beften- Willen nirgends praftifche Ziele erreicht, fondern immer auf halbem Wege 
ftehen bleiben muß. Die wahre Diplomatie ift aber eine Diplomatie ver That: 
kraft und der Principien zugleih und unterjcheivet ſich eben jo weſentlich won ber 
bloßen Eintagspiplomatie, die mit jevem neuen Morgen um das tägliche 
Btkod bettelt, ald von ver Eventualviplomatie, die da in ewigen Zögern 
uud Zaudern immer nur auf künftige glüdliche Ereigniffe harret, vie erft zum 
Handeln beftimmen follen und die für den zweifelnden Zauberer niemals kom— 
men werben. 

Diefe volle Berüdfihtigung des konkreten Lebens und der realen Verhältniſſe 
des europäiſchen Staatenſyſtemes wird aud der Autor einer Wiſſenſchaft ver 
Diplomatie feftzuhalten haben, wenn er dem praftifchen Diplomaten durch feine 
wiffenfhaftlihen Konftruftionen wirkliche Hülfe und einen ficheren Stüßpunft dar— 
bieten und nicht blos ein unpraktifches Ideal abftrafter Schulweisheit und vie jub- 
jettiviftiihen Wünſche eines philautropifchen Träumers zum Beften geben will. 
Die Wiſſenſchaft ver Diplomatie foll füglid feine höheren als vie praktiſch er— 
reihbaren Ideale, nah Maßgabe ver gegebenen politiihen Verhältniſſe aufitellen, 
jonft wird fie leicht müßiges Gedankenſpiel für das Studierzimmer. 

III. Uber erſt die Kenntniß des bisherigen Verfahrens ver Diplomatie und ber 
Diplomaten aller wichtigeren Staaten in der ganzen biftorifchen Zeit ihres 
Beftehens wird den viplomatifchen Praftifer wie den viplomatiihen Theoretifer 
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befähigen, jene angedeutete, wahrhaft Hiftorifche Auffaffung ver biplomatifchen 
Thätigkeit ſich anzueignen und entweder im feiner praftifchen Kunft zu bewähren 
oder in dem theoretifhen Gebäude der Diplomatie nieverzulegen. Die Geſchichte 
der Diplomatie wird ale für beide von der größten Wichtigkeit fein. Die Lehren 
der Gefchichte werden auch hier dem Kundigen die rechte Anweiſung für die Be- 
handlung des viplomatifhen Stoffes in der Gegenwart geben und das Wirkliche, 
das Vernünftige und Nothwendige in den beftehenven Berhältniffen erkennen laſſen. 
Die glänzenden Eigenfhaften berühmter Diplomaten, von denen bie Gefchichte 
berichtet, fowie nicht weniger deren Irrthümer und Fehler werben einen Prüfftein 
bilden für die Thätigkeit in der Gegenwart, Leiver ift dieſe Gefchichte der Diplo: 
matie bisher in ihrem ganzen Umfange noch nicht vollftändig zu fchreiben unter- 
nommen. Slaffan verfuchte ſich allerdings mit großem Glüde an ver Darftellung 
ver franzdfifhen Diplomatie, aber auch fein Werk reiht nur bis 1792. 
Droyſen Hat meuerlichft wenigftens begonnen, eine Gefchichte der preußiſchen 
Diplomatie (in feiner Gefhichte der preufifchen Politit, Br. I, 1856. Br. II a 
1857) zu fchreiben, aber leider nicht von dem Standpunkt eines Stantsmannes, 
fontern von dem eines abftraft philoſophirenden und hiftorifirenden Gelehrten, 
der mit vorgefaßten Meinungen an die Bearbeitung des Stoffes herangeht und 
die Pebensverhältniffe der früheren Jahrhunderte durch die trügerifche Brille feiner 
einfeitigen Auffaffung der Gegenwart und feiner iveologifhen Wilnfche anfieht. 
Andere haben nur auf Specialien ſich beziehenve, obwohl zum Theil fehr verbienft- 
liche Arbeiten geliefert. Doc giebt z.B. für die Zeit der franzöfifchen Revolution 
bis zum Sturze Napoleons I. Thiers in feinen Geſchichtswerken fehr bedeutende 
Beiträge zur Geſchichte der europäifchen Diplomatie, und verdienſtlich in dieſer 
Beziehung ift aud das Wert von Gervinus, Gefchichte des 19. Iahıhunverts 
feit den Wiener Verträgen. Endlich bieten die Werke über die Geſchichte des 
Völkerrechts, fowie insbefondere der VBölferverträge manche Ausbente, befonders von 
Voß, Koh, Schöll, Aucillon, Ward, Paurent, Wheaton und de Garden , fowie 
die Werfe über die Geſchichte des europäifhen Staatenſyſtems, namentlih von 
Heeren und Pölitz. Schäßbare Beiträge enthalten die „Erzählungen merfwürbiger 
Fälle des Völkerrechts“ von G. F. v. Martens (1800, 2 Theile) und bie 
eauses celebres du droit des gens (1827, 2 tms.) und nouvelles causes 
(1843, 2 tms.) von Karl v. Martens, endlich in Bezug auf die völferregt- 
lihen Beziehungen die Phases et causes célèbres du droit maritime des nations 
par Ferd. de Cussy (2 tms., 1856), 

Verfuchen wir hier in der Kürze den hiftorifhen Gang der Diplo- 
matie anzudenten. Bevor die internationalen Berhältniffe der Staaten, auf ber 
feften Grundlage ver gegenfeitigen Anerkennung ver Perfönlichkeit und Selbftftän- 
bigfeit, d. i. der Souveränetät der inzelftanten, einen beftimmten Rechts— 
charakter erlangt hatte, fo lange vielmehr das internationale Leben vorherrſchend 
durd den Drang des einzelnen mächtigften Staats zur Bildung eines alle an- 
deren Staaten unterjodhenden Univerfalreihes beftimmt und getragen ward, 
fonnte die Diplomatie diefen allgemeinen internationalen Typus nicht verleugnen ; 
fie gieng nur auf Eroberung und Unterjohung aus oder befchränfte fih in ven 
feinen Staaten wefentlid auf ein Syſtem ver Vertheidigung. Die Rechtsbaſis 
fehlte noch. Die Wahl der Mittel, um zum Zwede zu gelangen, war eine völlig 
Ihranfenlofe ; jelbft das fchlechtefte Mittel war willfommen, wenn es nur zum 
Ziele führte. Dies ift der Charakter der viplomatifchen Kunft des Alterthums, 
namentlid) aud der Griechen, der Römer, ferner im Ganzen auch des Mittel- 
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alters, doch verebelt durch den Geift des Chriſtenthums, und im Zaume 
gehalten durch den rivalifirenden Kampf zwijchen ben geiftlihen und welt 
lihen Machtträgern, ſowie abgeſchwächt durch den vagen Charakter des ange— 
firebten Univerfalreihs, eines großen Lehnreichs nämlid, weldes den Bafallen- 
ftaaten eine nicht unbedeutende Selbftftänpigkeit beläßt. Im Alterthum fehen wir 
die Führung der Staatenverhandlungen zumeift in den Händen ver Redner, 
gleihfam zur Andeutung, daß es gegenüber anderen Staaten nur auf die Beob- 
achtung einer vielfach trügerifhen Kunſtform, nit auf die Anerkennung von 
Grundſätzen, von Rechten und Pflichten anfomme. Es war überhaupt Redner und 
Staatsmann und Gefandter zu der Zeit meift eine und diefelbe Perfönlichkeit. 
Das römische jus feciale, welches noch am meiften darauf Anfprud machen kann, 
Sagungen des VBölferrehts und der Diplomatie zu enthalten, da das jus gentium 
der Römer nur Privatreht ift, hatte gleichfalls nur eine formelle Bedeutung 
und ftellte wefentlih nur die Formen und Förmlichkeiten auf, unter weldhen anı 
beften und fchönften andere Staaten durch das römifche Reih unterjodht werben 
könnten. Bon den viplomatifchen Charakteren des Altertfums mag hier nur Phi— 
lipp von Macevonien erwähnt werben, der wahre Repräfentant des diplomatiſchen 
Geiſtes des ganzen Alterthums, infofern er durch Klugheit und Lift, ja durch 
Schein, Trug und Tüde, durch Lüge und Heuchelei feine kühnen politiihen Pläne 
verfolgte. f 

Im Mittelalter waren vor Allem die Geiftlihen, wie dur ihre Bildung 
faft allein zu allen fchwierigen Dingen befonders in der Politik befähigt und be= 
nußt, jo die Träger der Diplomatie, felbft in ven weltlichen Reichen. Die großen 
Päpfte jenes Zeitalters find vorzugsweife die großen Diplomaten deſſelben. Ihre 
Ziele, durch religiöfen Nimbus verberrliht , waren die großartigften und er- 
babenften und — zu folden Zweden glaubte man nur allzuhäufig um fo weniger 
eine Scheu in Anwendung der Mittel bewahren zu müflen. Die Diplomatie der 
römifch-ventfchen Kaifer war im Ganzen weder eine fehr geſchickte, noch eine fehr 
glüdlihe. Im Kampfe mit dem Papftthum unterlagen fie nicht blos dieſem, ſon— 
dern verloren, allerdings zugleich mit demfelben, ihre politifche Eentralftellung als 
die politifchen Häupter, als vie Oberlehensherrn aller chriſtlichen Völker und 
Staaten, indem fie feit dem 14. und 15. Jahrhundert wefentlich nur noch faifer- 
li titulirte Könige von Deutfchland waren, denen ſich die übrigen europäifchen 
Fürften mehr und mehr, kraft ihrer Souveränetät, ebenbürtig zur Seite ftellen 
konnten. — Eine Wiffenfhaft ver Diplomatie ift während des Alterthums 
und Mittelalters auch nicht in ihren erften Spuren vorhanden. 

Mit dem Sinfen der politifhen Macht des Papſtthums und des Kaiſerthums 
beginnt eine neue Aera des völferrechtlihen und diplomatifhen Lebens. Es ent- 
fteht ein Syſtem gleicher, felbftftändiger, fouveräner Staaten. Nachdem aber nun 
die kaiſerliche und päpftliche Zucht und Bevormundung der einzelnen Staaten mit 
ihren, die Willkür mäßigenden Schranten gefallen, und der Grundſatz von ber 
Anerkennung jedes anderen Staats als eines ebenbürtigen und fonveränen noch 
nicht in das volle Bewußtfein der Staaten gebrungen war, fehen wir in ben erften 
Zeiten dieſes neuen Zuftandes ver Stantenfreiheit die Einzelftanten fih ihrer Will- 
für, ihrem Egoismus zum Theil zigellos bingeben. Die alten Tendenzen zur 
Bildung von Univerfalreihen oder doc zur Unterjohung der Nachbarſtaaten, be— 
fonders der mindermächtigen, treten gewaltig in den Vordergrund und bedrohen 
das internationale Leben mit einem Rüdfall in das Syftem des Mittelalters oder 
gar des Alterthums. Aber fein Staat erweift ſich als mächtig genug, um zur Be— 
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friedigung feines Egoismus diefe Reftauration vorzunehmen, jo oft auch Verſuche 
dazu gemad)t werden und fo vielfad) fid) aud die Fleineren und mittleren Staaten 
in ihrer Eriftenz überall bedroht jehen. Das war ein Zuftand ver fortwährenven 
Furcht und Hoffnung, einer jeden Augenblid zweifelhaften Stantseriftenz, und 
zur Eroberung ſcheuten die großen Staaten, zur Erhaltung und BVertheidigung 
ſcheuten die Heinen Staaten fein Mittel, fei es der Gewalt, fei es ver Lift, fei 
es der Heuchelei und Lüge. Da herrſchte eine wahre Lügenviplomatie und fein 
Staatsmann trug Bedenken, dies einzugeftehen. Dies auswärtige Leben ver 
Staaten ruhte aber auf einer Baſis des inneren Lebens, welche eine völlig ent- 
jprechenve, jenes tragende und unterftügende war. Die bisherigen oberlehensherr- 
lichen Potentaten juchten die Macht ihrer Vaſallen durch jeglidies Mittel ver Lift 
und Gewalt zu breden, um ſich mit der Gewalt des abfoluten Monarchen zu 
umfleiven und die vereinzelten, finguläven Privilegien und Befugniffe, melde 
ihnen als Lanvesherren und Dberlehensherren zuftanden, zu einer umniverfellen 
Staatsgewalt und fih zum Träger, zur Perfonifilation des Staats zu er— 
heben, Die äußere Politif war die Frucht diefer inneren. 

Aber durch alle dieſe Wirren und Kämpfe vermag fi die neue Idee von 
der Souveränetät der Einzelnftaaten, von den rechtlichen Örundlagen des inter- 
nationalen Lebens doch mehr und mehr in ihrer Herrſchaft auszubreiten,, freilich 
langjam, und indem mehrere unvollfommene Zwijchenftadien vorher zu durchlaufen 
find, ehe der heutige, mehr vechtlidy geficherte Zuftand eingetreten ift. 

Das Streben nad) Univerfalmonarchie, namentlih des Kaifers Karl V. 
ſcheiterte. Auch an die Verfuche Philipp’s IL. ift zu erinnern und an feine trü— 
gerifche Diplomatie. Es nimmt nun zwar vie Politif und insbefondere Diplcmatie, 
unter dem Ginflufje der neuen reformatoriſchen Geiftesrichtung, der Entfaltung 
der Künfte und Wiffenfchaften, der Berfeinerung der Sitten, wenigftens einen 
äußerlich befjeren Schein au. Aber es war eben nur ein Schein von gutem 
Glauben und Recht in ver Diplomatie, und wie wahr das fei, mag das Faktum 
bezeugen, daß gerade in den Anfang des 16. Jahrhunderts jenes berüdhtigte Bud) 
des Italieners Mackhiavelli: il Prineipe (zuerft Venedig, 1515) fällt, mel- 
ches nichts als eine ſyſtematiſche Theorie der wirflihen Praris in dem Berhalten 
der einzelnen, befonders ver italienischen Staaten untereinander ift und Lift, Ge- 
walt, Lug und Tüde dem Bolitifev und Diplomaten zur Durchführung feiner 
Pläne empfiehlt. *) Und Machiavelli findet darin fo wenig Anftoß, daß er das 
Buch an Lorenzo dv. Medici, ven Neffen des Papftes Leo X., richtet. Aber gerade 
für die Charafteriftif ver damaligen internationalen und diplomatiſchen Gedanken 
muß es als fehr wichtig ericheinen, daß tie Haupttendenz des Buches ift, alle 
fleinen italienifhen Staaten zu vernichten und einen italienischen Univerfalftant 
durd einen mächtigen und vüdjichtslofen Fürſten, der zu jenem großen Zwede 
vor feinem Mittel zurüdichredt, zu errichten. In dieſer Zeit werden auch mehr 
und mehr die ſtehenden Geſandtſchaften und jomit ein wahrhaft konftanter 
biplomatifcher Verkehr unter den Staaten und Höfen üblid. 

Mit dem 17. Jahrhundert nimmt die Diplomatie einen noch beſſeren Schein 
an, Sie Hleivet fih in das Gewand der Öalanterie, des feinen Hoflebens , eines 
prunfhaften und weitichweifigen Geremonielld. Sie tritt im Kleide des feinen Welt- 
tons und einer angenehmen Weußerlichfeit auf. Sie wird das Spiel der Hofintri- 
guen, nicht felten auch der fürftlihen Maitreſſen, mit einem freien Spielraum für 





*) Val, den Art. Macchiavelli. 
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Beftechlichkeiten aller Art. Das Zeitalter Ludwig's XIV. ift vorzugsweife der 
Schauplatz dieſer geledten und böfifchen Diplomatie mit ihren zahllofen Rang- und 
Geremonialftreitigkeiten aller Art. In dieſe Zeit fällt auch erft die eigentliche und 
volftändige Ausbildung des Geſandtſchaftsrechts in der Praris der Höfe. Ihr 
gehört das lange Zeit hochberühmte, doch vorzugsweife nur durch eine Menge 
von diplomatiſchen Beifpielen wichtige Wert des M. de Wicequefort, l’am- 
bassadeur et ses fonctions an. 

Der Kern jener Diplomatie war noch nicht erfüllt von dem ächten Geifte 
des Rechts und von den wahren Ideen des europäifchen Staatenfyftens. Das 
Princip der Univerfalmonardie ift zwar als befeitigt anzufehen. Aber die mächti— 
gen Staaten ftreben nun vor Allem nad einem Principate über ihre kleineren 
Nahbarn und nah einer allmähligen Einverleibung derſelben in das eigene Neid). 
Zu Ausgang des 16. Jahrhunderts begnügte ſich hiermit auch ſchon das Haus 
Defterreih. Heinrih’s IV. von Frankreich große Politik ftrebte aber beſonders 
darnach, den öſterreichiſchen Plänen einen Damm entgegenzufegen und es gelang 
dies namentlich unter jeinen Nachfolgern. Die Projekte Heinrich's IV. über bie 
Umgeftaltung des europäiihen Staatenfyitems nad) einem Syſtem von einander 
die Wage haltenden Staatengruppen, unter Vernichtung der öſterreichiſchen Haus- 
macht, mögen fie für's Erfte nur in. den vertraulichen Unterredungen mit dem 
Minifter Sully vargelegt oder wirftich bereits als Unterlage zu diplomatiſchen 
Verhandlungen mit der großen Königin Elifabeth von England gedient baben,- 
befunden mwenigftens mehr und mehr die allmählige Herrichaft des Gedanfens von 
ber Berechtigung eines frienlihen Nebeneinanderfeins fouveräner Staaten und von 
der Nichtberechtigung des Principats. Freilid die Nachfolger Heinrich's auf dem 
franzöſiſchen Throne, namentlih Ludwig XIV., madten wiederholt Principat- 
verfuhe, und es fonnte ihmen damals noch gelingen, manche ſchöne Stüde von 
Deutihland jenfeits des Rheines an jich zu reifen, Aber wie jehr man bereits 
bie Rechtsidee als Trägerin des internationalen Lebens anzufehen begann, zeigt 
fi) namentlih daraus, daß man ſowohl hier als bei anderen Gelegenheiten in 
jener Zeit, zur Rechtfertigung der eroberungsfücdhtigen Pläne einer ſcheel- und 
raubfüchtigen Diplomatie, überall Nehtsgründe vorzubringen fucht, wenn aud) 
nur jcheinbare, Man berief fih gern auf vergilbte Bergamente, um feine Präten- 
fionen zu befhönigen, auf alte Urkunden und Diplome, fo daß nun vie Urkun— 
deulehre, die Diplomatif ein Hauptftudium der internationalen Politifer wurde, 
und ihnen der Name der Diplomaten und ihrer Kunft ver der Diplomatie 
jeitvem allmählig gegeben ward. Die Reunionskammer und ihre Scheinrechtögründe 
für die Eroberungen Ludwig’s XIV. im Elſaß follen bier wenigftens als ein 
Beijpiel erwähnt werben. Freilich fie waren in der That ein Hohn des Rechts. 
Wie eifrig war ferner die franzöfifhe Diplomatie bemüht, um zur Beihönigung 
ihrer biplomatiihen Unternehmungen zu beweifen, daß das Teſtament Karl’s Il. 
ven Spanien dem früher abgefchlofjenen Theilungsvertrage vorgehen müſſe! Die 
Diplomatie entbehrt außerdem gänzlich der nationalen Grundlage, fie ift nur all- 
zuoft eine rein dynaſtiſche Inftitution zur Geltendmahung fürftlicher und höfiſcher 
Specialintereffen, zur Befriedigung ver Laune, des Ehrgeizes, der Ruhmſucht, ver 
Eitelkeit, der Eroberungsluft der Fürften. 

Daß die Herrichaft des Rechts gleihwohl begonnen hatte in die Diplomatie 
einzubringen, war befonders offenkundig pa, wo die Gejammtheit aller Staaten 
zu einem großen Kongrefie zufammentrat und fo die Willfür und die Uebermacht 
der Einzelnen durch vie Tüchtigkeit und Machtfülle der Geſammtheit gezügelt und 
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geregelt ward. Ich erinnere namentlich an den weftphälifchen Friedenslongreß, der 
durd feine Satungen einen neuen, freilid fpäter bald wieder vielfach angegrif- 
fenen Rehtsbeftand für die europäifhen Staaten jhuf und aud äußerlid und 
fichtbarlich die einzelnen Staaten ald dur eine gemeinfame Ordnung des Rechts 
zu einem Staatenſyſtem verbunden erfheinen ließ. Der berühmte Holländer Hugo 
de Groot (rotius) hatte aber bereits fo viel Vertrauen zu der wachjenven 
Macht des Rechts im Staatenleben, daß er mitten in den Gräueln des großen 
vreißigjährigen Krieges eine Theorie von Recdtsgrunvfägen für den Staatenver- 
fehr in feinem Buche: De jure belli ac pacis (zuerft 1625) aufftellte, und 
wirklich errang fi dies Buch nicht blos die größte Anerfennung in den Schulen 
der Gelehrten, fondern erhielt bald die entfchievenfte praftifche Autorität bei ven 
Staatslenten, namentlih aud bei den Diplomaten, an ven Höfen, bei ven 
Fürften. (S. den Art. Grotius,) 

Gegen den Ausgang des 17. Jahrhunderts, je mehr bei den Gewaltftreichen 
Ludwig's XIV. das Principatfuftem gegenüber der neuen Rechtsordnung eines 
Syſtems felbftftändiger Staaten zeitweilig den Sieg zu erreichen drohte, und ſich 
die Herrfhaft des neuen Völkerrechts dur ihren eigenen Inhalt und durch ihre 
eigene Kraft nicht erhalten zu können fchien, defto mehr fann man, namentlich 
von Seiten der Heinen und mittleren Staaten, auf gewiſſe Hülfsmittel mehr, 
äußerliger Art, um das Recht gegen den böfen Willen der Uebermächtigen zu 
ſchützen. Diefem Berürfniffe, diefem Drange verdankt der Gedanke eines Syftems 
des Gleihgewichts feine Entftehung. Man verftand darunter eine folde Ber- 
theilung der (phufifchen und zum Theil moralifhen) Macht unter den einzelnen 
Staaten und Staatengruppen, daß viefelben einander gegenfeitig die Wage halten 
und von NRechtöverlegungen abjhredten oder doch abbrädten. Schon obiges Pro- 
jet von Heinrih IV. lief darauf hinaus. Der Freiherr Franz v. Iſola ſchrieb 
darüber 1668 ein Buch: „Bouclier d’Estat et de Judice, contre le dessein 
manifestement decouvert de la Monarchie universelle, sous le vain pretexte 
des pretentions de la Regne de France.* Dies Gleihgewidhtsiyftem ift nun 
bis zur Stunde in der Praris als herrſchend zu bezeichnen (@quilibre politique, 
balance du pouvoir, syst&me de contre-poids), und berufen ſich vie Mächte 
fortwährend darauf, um ihre wirklichen oder vermeintlihen Rechte zu fügen, zu 
begründen oder aud um bie Anfprüche Anderer abzuweifen. Häufig genug verftedt 
ſich aber hinter dem, was man im Namen des europäifhen Gleichgewichts forbert 
oder auch zurücmeift, nichts Anderes als der Egoismus, das Sonderintereffe, fo- 
wie die Eiferſucht der einzelnen Staaten. Auch die neuefte Geſchichte bietet reich» 
liche Beifpiele zum Belege diefer Behauptung. Der Minifter Frievrih’8 II. von 
Preußen, Graf Hergberg, brachte bereits (1786) das Ganze in ein tbeoreti- 
ſches Syſtem und Heeren und Andere bearbeiteten darnach die Geſchichte der drei 
festen Jahrhunderte (Gefchichte des europ. Staatenfyftems). Auch die Schrift des 
Engländers Leckie, historical research into the nature of the balance of 
power in Europe (2ondon 1817), vie zu Gunften ver Gleihgewichtstheorie eine 
neue Ländervertheilung in Europa fordert, ift zu erwähnen fammt der ein Gleiches 
verfuchenden berühmten, im ruffifhen Intereſſe abgefaßten Schrift: Die europäi- 
che Pentarchie (Leipzig 1840). Die feit jenem Jahrhundert ſchon auftauchenden 
Träume von einem fog. ewigen Frieden, die namentlid in unferer Zeit wieder 
in Schriften und an Höfen ihr philantropifches Spiel treiben, dürfen bier nicht 
ganz übergangen werben. 

Diefe Zeit ift übrigens veih an berühmten Diplomaten, freilich von fehr 
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verfchievenem fittlihen Werthe. Berühmt durch feine Nechtlichkeit ift ver geſchickte 
franzöfifche Unterhändler zu Rom, Kardinal d'Oſſat (+ 1604). In die Zeit von 
Heinrich) IV. gehören dann noh Sully, ve Mornay, de Sillery, Duper— 
roy, Billeroi, Sanci, Jeannin. Berühmt megen feines glänzenden Talentes 
der Unterhandlungskunſt ift der freilich mehr als zweidentige Kardinal Richelieu 
(+ 1642), der durch feine gefandtihaftlichen Inftruftionen und Berichte zur Aus- 
bildung ver gefanbtihaftlihen Diplomatie viel beitrug und deſſen Memoiren und 
fonftiger politifher Nachlaß für das Studium der Unterhandlungsfunft von In— 
terefje find. In die Zeit Ludwig's XIII. gehören noch der Graf v. Brienne, 
der Marfhall v. Bajfompierre, ver Pater ve fa Tremblaye, der berühmte 
Unterhändler Graf d'Eſtrades. Mazarin (f 1661) hatte den Beginn feines 
Glüdes der Lift und den Ränfen zu verbanfen. Er befaß eine große Wertigkeit 
in der Berftellung und es war ihm zur Gewohnheit geworben, ſtets Umwege 
einzufhlagen, indem er fi den Anſchein gab, als wenn ihm an der Sade, nad) 
der er gerade am meiften trachtete, nichts gelegen ſei. Ja er fand, wie es fcheint, 
oft mehr Bergnügen daran, die Perfonen mit denen er unterhandelte zu binter- 
gehen, als an ver Erreichung feiner Abficht. Aus der Zeit Ludwig's XIV. find 
neben Mazarin noch zu nennen als berühmte Diplomaten Servien, Colbert, 
de Torch, der die fchwierige Aufgabe ver franzöfifhen Diplomatie zu Utrecht 
glüdlich löste. Das ift die franzöfiihe Diplomatenfchule dieſes Zeitalters. 

In England glänzte die Königin Elifabeth durch große Gaben und war 
König Wilhelm II. aus dem Haufe Oranien unftreitig der größte und nobelfte 
Bolititer des 17. Jahrhunderts. Sodann ift Karbinal Wolfey unter Heinrich VIII., 
ferner find die beiden Cecil unter Elifabeth, ferner unter Jafob I. ein Diplomat 
der alten Schule, Henry Wotton, zu nennen, der noch als Wahlfprud in ein 
Stammbud fchreiben Tonnte: Legatus est vir bonus peregre missus ad 
mentiendum reipublice causa, während fi ver edle William Temple 
(F 1698) offen zu dem Grundſatze befannte, daß man im der Politif ftets die 
Wahrheit fagen müſſe. — Unter den bolländifhen Diplomaten zeichneten fich 
aus der Grofpenfionär Witt, Hieronymus Beverning, Jan Oldenbar— 
neveld, Hugo und Peter ve Groot. Auch Italien, Spanien hatten ihre 
berühmten Namen. In Schweden glänzte der Kanzler Orenftierna. Das 
Haus Defterreih erfreute ſich ftets einer Zahl der tüchtigften Diplomaten und 
mag aus diefer Zeit nur der Graf Trautmannsdorf genannt werben, ber 
am Münfter-Osnabrüd’fchen Friedenskongreß fich nicht nur um Oeſterreich, ſon— 
dern um Europa verdient gemacht bat. Hier fol no tas „Testament politique 
de Charles duc de Lorraine et de Bar; depos€e entre les mains de 
l’Empereur Leopold à Presbourg le 29. Nov. 1687, en faveur du Roi 
d’Hongrie et ses successeurs arrivans à l’Empire* (Leipzig 1697) Erwähnung 
finden. Daffelbe giebt eine Anweifung für vie Bolitif, insbefondere Diplomatie 
der Zukunft des öfterreichifhen Haufes und charakterifirt die Diplomatie feiner 
Zeit auf das Schärfite Es ift hier nicht der Drt in alle Details viefes interef- 
fanten Schriftftüdes einzugehen. Ich will nur Ciniges über die: Instructions sur 
les negotiations &trangdres et domestiques (S. 167 ff. der genannten Schrift) 
anführen. Der Prinz ſchlägt darin zu Hebung der öfterreichifchen Diplomatie eine 
merkwürdige Anftalt vor, indem er es tavelt, daß bei der Auswahl der Diplo- 
maten der Zeit vorzugäweife nur auf hohe Geburt NRüdficht genommen werbe, 
Er empfiehlt deßhalb die Einrichtung einer Akademie von 30 Politikern, aus 
denen das bipfomatifche Korps zu ergänzen und zu verbeflern fei, durch eine ganz 
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praftiihe Manipulation. Sodann giebt er Borfchriften über die Eigenfchaften, 
Fähigkeiten und Stellungen der an die einzelnen europäiſchen Höfe zu ſendenden 
Gefandten. Regulär follen an jeden großen Hof zwei Gefandte geſchickt werben, ver 
zweite meift aus ver Zahl jener politifchen Akademiker zur techniſchen Unterftägung 
des erften Gefandten. Er verlangt zu ſenden nad Konftantinopel un homme de 
belle apparence, ferme de parole, mais coneis, solide dans ses raisonnemens 
et point du tout entät€ de son caractöre; le seconde foll fein un homme 
intrepide, doux, mais pressant dans ses raisonnemens etc. — Nach Rom un 
homme fastueux qui fasse plus de montre qu’il ne dise de paroles, qui sache 
de faire aimer et non pas craindre; fein Gehülfe ſoll präcis fein und hartnädig 
immer wieder ganz bdiefelben Gründe gegenüber ven ‚Herren Italienern für feine 
Behauptungen anbringen; das werde am beften helfen. — Nach England un 
homme familier, populaire et magnifique; ver Gehülfe ſoll haben un genie 
ouvert, foll fein beredt, gerecht, ehrlich 2c. — Der, melder von England zurüd- 
fommt, foll nad Holland gefchidt werben. — Nah Frankreich ift zu ſenden un 
homme qui affeete Ja simplieitd, Hug unt zurüdhaltend, fo daß er mehr ftupibe 
als intriguant erjcheine; ver Gehülfe fol fih zwar fehr zurüdgezogen halten, 
aber eigentlid) immer auf der Lauer liegen; er müfle ſich jo anftellen, daß man ihn 
mehr für einen, felbft über feine eigenen vaterländifdyen und über die franzöfifchen 
Berhältnifje wenig unterrichteten, neugierigen Reifenden halten dürfe, der aber im 
Geheim die intimfte Korrefpondenz mit feinen Kollegen, welche nad Paris von 
Konftantinopel, Polen, Rom, Schweden, Benevig 2c. geſchickt find, ftantsfluger 
Weife unterhält ꝛc. 

Die Diplomatie des 18. Jahrhunderts ift dem Grundcharakter nach überein- 
ftimmend mit ver des 17. Jahrhunderts. Die Herrſchaft des Rechts ift immer 
nody im Kampfe mit der übermächtigen Herrſchaft des Egoismus, der Eroberungs- 
luft der einzelnen Staaten; indeſſen ift eine Nitancirung im Charakter wahrnehm: 
bar und liegen Bedingungen zu einer wirklichen Weiterbildung zum Befferen viel- 
fach vor. Wenn auch der volle Refpeft vor der Souveränetät und Unabhängigfeit 
der einzelnen Staaten immer noch nit ganz in das Fleifh und Blut des Staate- 
lebens und in die Gefinnung ver Staatslente geprungen ift, fo fühlt doch jever 
einzelne Staat, daß er als folder durchaus nicht mehr im Stande fei, vie 
mehr und mehr ſich befeftigende Rechtsordnung des europäiſchen Staatenfyftens, 
jei es durd Bildung eines Univerfalreihs, ſei es durch Beſchränkung auf ein 
bloßes Principat zu durdbreben, und daß er, um eroberungsjüichtige Zwecke 
glücklich zu erreichen, fi nothwendig mit anderen, gleidhgefinnten Staaten ver- 
binden und fomit die gute Beute, wohl oder übel, theilen müfje. Leider findet 
dann der einzelne Staat noch leidht genug Genoſſen zu ſolchen Plänen; aber 
regulär erhebt fid gegen ſolche rechtsbrüchigen Anmaßungen aud ein vielfach 
glüdliher Widerftand anderer Mächte, freitich oft mehr aus Mißgunſt, Eiferfucht 
und Yurdt ob der VBergrößerungen der Nachbarn, weniger aus dem Bewußtſein 
von der nothwendigen Anertennung und Erhaltung ver Souveränetät aller Staaten. 
Das ift das fog. Theilungsfpitem, systöme copartageant, welches bereits feit 
dem 17. Jahrhundert in der Diplomatie zur Herrichaft zu gelangen ftrebte. Die 
Bertheilungen der fjäkularifirten Länder, vie Abtretungen deutſcher Gebiete an 
Schweden durch den weftphälifchen Frieden leiteten die Praris diefes Syſtems 
gleichfam ein. Sodann projeftirte König Karl Guftav von Schweden eine 
Theilung Polens, vermodte aber 1656 den Churfürften Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg, mit dem er theilen wollte, micht zu überreden. Siegreich 
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genug zeigte fi aber das Syſtem gegen ben Beftand‘ ver öſterreichiſchen 
Monarchie nah dem Tode Kaifer Karl’s VI. 1740. Kaifer Joſeph's II. Tauſch— 
oder Theilungspläne in Betreff Bayerns wurden durch die preußiſche Diplomatie 
vereitelt. Endlich kam das Spftem in den drei Theilungen Polens zur voll- 
ftändigen Durchführung, und verleugnete hierin die diplomatiſche Praxis vollftän- 
dig die Rechtsbafis, 

Dagegen wurde die räumliche Baſis der Diplomatie eine ausgevehntere durch 
den Fintritt der Freiftaanten von Nordamerika in die Reihe der fouveränen Staaten, 
Gin Wendepunkt in der diplomatifhen Entwidlung bildet es ferner, daß Schwe- 
vens im 17. Jahrhundert gewonnene diplomatiſche Höhe geftürzt wird, daß Ruß— 
fand durch das Genie Peters dv. G. und Preußen durd das Genie Friedrichs 
dv. ©. als tonangebende Großmächte aufzutreten beginnen. Endlich wird es feit 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts mehr und mehr üblich, ohne daß fich aber 
darüber bis jegt eine fefte Rechtsregel gebilvet hätte, daß in allen großen Fragen 
der europäifchen Diplomatie gewiſſe größere Mächte (Pentarchie), fei es gleich von 
Anfang an oder doch nachträglich, die Vermittlung over aud die Entſcheidung in 
Anspruch nehmen, fobald fid) die Streitenden nicht fofort einigen fünnen. 

Bon den Diplomaten des 18. Jahrhunderts nennen wir befonters den Defter- 
reiher Fürſt Kaunitz, der mit großem Geſchick die Intereffen der öfterreichifchen 
Hauspolitif geltend zu machen ſuchte. Auch die Benetianer hatten bis zu ihrem 
Untergange ftets tüchtige Diplomaten (Contarini, Cornaro, Soranzo, Rani). 
In Preußen, wo die perjönlice Virtuoſität der hohenzollerſchen Fürften den diplo— 
matifchen Beamten meift nur die Thätigfeit der Ausführung der königlichen Pläne 
überließ, find neben König Friedrich II. Graf Dohna und Graf Hergberg 
zu erwähnen. In England zeichneten fi zu Anfang diefes Jahrhunderts aus 
Marlborougb, glei groß auf dem Schlachtfelde wie in der Diplomatie, und 
ihm gegenüber Charles Bolingbrofe, fpäter die beiden Pitt, von welden 
Heffter mit Recht fagt, daß fie vollfommen das Ideal der britifchen Politik in 
fi trugen und durd die That lebendig machten. In der Zeit find vie Diplo- 
maten Frankreichs nicht fehr bedeutend, doch dürfen genannt werden Dubois, 
Fleury, Morville, Chanvelin, Amelot, VArgenjon. Bon Norb- 
amerifanern find Wafhington und Franklin befonders hervorzuheben. Auch 
die ruffifchen Diplomaten der Zeit zeichneten fi in großer Zahl aus. 

Aus dem krankhaften Zuftande des Theilungsiyftems wurde das diplomatische 
Leben erlöft durch das Unglüd ver Napoleon'ſchen Univerfalmonardie. Die Sapungen 
des Wiener Kongrefies beftätigen dann die Geltung des Rechts im Staatenverkehre 
auf's Neue, wenn fie auch, vermeintlich nach ven Nücdfichten auf das fog. Gleich— 
gewicht, in ihren fpeciellen Neufonftruftionen des politifchen Lebens vielfach fehl- 
gegriffen haben. Eflatant zeigte ſich dies in ver Zertrümmerung des durch den 
Kongreß neugeichaffenen Königreihs der Niederlande, wodurch ein Königreich) 
Belgien entſtand, ferner durd vie unglüdlihen Wirkungen der politifchen Feft- 
feßungen in Betreff Polens, Krakau's, Neuenburg’s ꝛc. — Durch die og. 
heilige Allianz, d. d. Paris 26. Sept. 1815, erlangte die diploma— 
atifhe Praris in den perſönlichen PVerheifungen und Berpflichtungen ver 
Souveräne eine neue Bürgfchaft dafür, daß fie im Geifte des Rechts und ver 
Freiheit, der National-, nicht blos der Dynaften-Interefien geiibt werden möge. *) 
Leider ließen dies die bejchränfenden Maßregeln, welde vie Regierungen auf den 


*) Bgl. hierüber den Art. „Heilige Allianz" Bd. 1. S. 109. 
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Kongrefien von Yahen 1818, Laibach 1821 und Verona 1821 gegenüber allerlei 
revolutionären Bewegungen in den einzelnen Ländern feftfegten, zeitweilig in 
Frage ftellen. Immerhin ift die Herrfchaft des Rechts in der Diplomatie mehr 
und mehr aud in dieſer Zeit gewachjen. 

Die Pentarhie hat auch in viefem Jahrhundert ihre ariſtokratiſche Thätigkeit 
fortgefegt, ohne daß ihr Recht vazu eigentlich fich firiven ließe. Der jüngfte Parifer 
Traltat von 1856, ver den Krieg zwijchen Rußland einerjeit? und der Türkei, 
Frankreich, England und Sardinien anvererfeits Schloß und der durch die Pentar: 
hie mit Hinzuziehung von Sardinien und der Türkei abgefchlofjen wurde, ift von 
großer Bedeutung. (S. den Art. Kongrejie und Friedensſchlüſſe.) 

Sharakteriftiich für die Diplomatie der neueren Zeit, bejonders feit der fran- 
zöfifhen Revolution von 1789, ift, daß fie ſich ſeitdem namentlih aud in vie 
inneren Ungelegenbeiten fremder Staaten mifcht, befonvers in das Berfaf- 
fungswefen, und zwar nicht blos wenn unmiitelbare perſönliche Verhältniffe und 
landesherrlihe Rechte dazu auffordern, jondern im Namen des allgemeinen euro: 
päiſchen Friedens, der Aufrechterhaltung eines geordneten Rechts- und Staats: 
zuftandes, oder au wohl im Namen der Religion, dev Öumanität und Sittlich— 
feit, legteres bejonders gegenüber nichtchriſtlichen Reichen; ferner auch, namentlich) 
in Bezug auf die fontinental-europäifhen Yänder zum Schuß des monardifchen 
Principe in den monarchiſchen Staaten. Bon einem Rechte zu folder Ein- 
mifhung kann freilid uur die Rede fein, wenn die inneren Verhältniſſe eines 
Landes die Eriftenz eines fouveränen Staats oder gar des europäifchen Staaten: 
ſyſtems direkt oder indirekt bedrohen. Die Cinmifhung darf dann felbft eine krie— 
gerifche fein. (Vgl. den Urt. Intervention.) Indeſſen hat fi die Diplomatie zu 
Einmifhungen bisher auch aus dem bloßen Gefichtspunfte der Sonverinterejjen, 
aus Rüdjihten dynaſtiſcher Berwandtihaft oder aus anderen mehr zufälligen 
Gründen vielfach beftinnmen lajfen. Eine friedliche Einmiſchung, die ſich auf bloße 
gute Rathſchläge, auf Anbieten guter Dienfte oder der Vermittlung befchräntt, 
wird aber überall als rechtlich zuläffig jetst angefehen. Kurz, nachdem vie Diplo: 
matie, namentlid der tonangebenden Staaten bereit3 feit den Zeiten Richelieu's 
fih in auswärtigen Berhältniffen jedes einzelnen Staats und jeder Staatengruppe 
als mächtig und oft übermächtig gezeigt hat, ift fie nun feit ven legten adht 
Decennien auch eine nicht felten der freien Seibftftändigfeit und Nationa entwid- 
lung gefährlide Macht geworden. Deutſchlands innere politiihen VBerhältnifje geben 
davon Kunde feit der erften franzöfiichen Revolution. Doch ſcheint fih die Diplo- 
matie in neuefter Zeit in ihrer Neigung, fi in die inneren Berfafjungsangelegen- 
beiten der Staaten zu milden, mehr zu mäßigen. 

Dejonders rühmend ift noch zu erwähnen, daß die neuere Diplomatie den 
alten gefpreizten, ceremoniellen, hoffährtigen Charakter mehr und mehr aufgegeben 
bat. Die Gefchäftsformen find mehr einfad und ver Natur der Verhältniffe an- 
gemeflen geworben, Die alten, zum Theil lächerlichen Geremonialftreitigkeiten, fonft 
jo häufig, tauchen jest faum nod auf. (Vgl. den Art. Ceremoniell) Die Diplo- 
matie ift nicht mehr blos oder auch nur vorzugsweife der Befriedigung dDynaftifcher 
Intereffen oder gar der Laune des Souveräns gewidmet, fondern fühlt vor Allem 
den Beruf, Bertreter der großen nationalen Interefien des Staats zu fein. Ein 
vollfommener Zuftand liegt feineswegs vor. Aber im Ganzen fteht die heutige 
Praris Über der jeder früheren Zeit. Das Recht wird im Princip mehr als je 
anerkannt; die Alugheit der Diplomatie wird weniger als je blos im felbftfüchti- 
gen Interejje ausgebentet, wenn auch bis jegt weder das Recht vollfommen herrſcht 
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noh die Erwägungen der Klugheit und bloßen Nüglichkeit immer das richtige Maß 
halten. Als Grundfag für den Grad ver Tüchtigkeit des biplomatifchen Verhaltens 
der einzelnen Staaten darf fejtgehalten werben, daß je mehr das innere Staats: 
(eben in dem einzelnen Lande auf dem Grunde des Rechts und nah humanen 
Wohlfahrtsrückſichten thätig ift, um fo reiner und beffer die Diplomatie des Staats 
fi) verhalten wird. Dod würde es zu weit führen, nad viefem Mafftabe vie 
Diplomatie der einzelnen Staaten in den Details hier näher zu charakterifiren. 
Unter der Firma von Forderungen und Berpflihtungen im Namen bes fog. euro- 
päiſchen Gleichgewichts verfteden aber auch jest noch die meiften Staaten nur 
allzuoft ihren Eigennug, ihre Eiferfucht und Habſucht und ſcheuen ſich nicht, vie 
beften Rechte anderer Staaten zu opfern. Sp konnte erft neuerlich das befte deut- 
ide Recht in der Holftein-Schleswig’ihen Sade gegenüber Dänemark an ber 
Diplomatie des fog. Gleihgewichts der anderen europäiſchen Orofftaaten, nament- 
ih Englands, Rußlands und Frankreichs, zu Grunde gehen. — 

Trog der allmähligen Wandlung der neueren. Diplomatie zum Guten, zu 
einer nationalen und rechtlichen Kunft, ift fie bis auf den heutigen Tag nicht 
populär geworden. Es ift das nicht zu verwunbern. Es liegt in der Natur der 
diplomatiſchen Berhältniffe, in ihrer Beziehung zw den Fürften und zu den Höfen, 
daß die Diplomatie vorzugsweife ein Geihäft der vornehmeren Stände ijt 
und zu allen Zeiten gewefen ift, ſchon im Alterthum, durch das Mittelalter hin- 
durch, bis anf die meuefte Zeit. Auch ift die Achte Ariftofratie, eben wegen 
ihrer gebornen Stellung zu den Thronen, am meiften dazu befähigt. Es liegt 
der Grund keineswegs blos in der befferen äußeren Repräfentation und in ber 
größeren gefellichaftlihen Zournüre, fondern es wirft bier aud eine gewiſſe tra- 
ditionelle Bererblihung politifher Grundfäge, das Fefthalten durch Jahrhunderte 
reichender Pläne und das Bewußtſein gefiherter, unabhängiger, hoher Stellung. 
Die Ariftofratie hält inftinftmäßig an den überfommenen politifchen Traditionen 
ihres Staates feft und ift demnach vorzugsweife berufen zur Bertretung bes 
Staat3 nah Außen, wo der Staat vor Allem feinen gejchichtlich überlieferten 
Geſammtcharakter, feine volle biftorifche und politifche Natur zu bofumentiren hat. 

Uebrigend hat ſich neuerlih der Sprahgebraud jo firirt, daß man nicht 
alle Perfonen, welche diplomatifche Geſchäfte betreiben, tehnifch mit dem Na- 
men der „Diplomaten“ bezeichnet. Man giebt denjelben dem Minifter des 
Auswärtigen jedes Staats und auch ven oberften Räthen veffelben, nicht dem 
untergeordneten Perfonal des auswärtigen Minifteriums. Bon den politifchen 
Sendboten des Staats im Auslande werben aber regulär nur diejenigen als 
Diplomaten bezeichnet, welche ven ſpecifiſch diplomatifchen Charakter, d. h. den 
Charakter ver officiellen Repräfentation des Staats und insbeſondere des 
fürftliden Souveräns im Auslante haben. Dahin gehören unzweifelhaft die ſog. 
harakterifirten Oefandten in ihren vier Klaffen, die man fämmtlid unter dem 
Namen: Ministres publies zu begreifen pflegt und die zur unmittelbaren Ber- 
handlung mit der fremden Staatsgewalt beauftragt find, fowie einen officiellen 
beglaubigten öffentlichen Charakter im Auslande haben. Dagegen nennt man 
technifch weniger jo die bloßen Agenten, welde biplomatifhe Geſchäfte in un: 
mittelbarer Verhandlung mit der fremden Staatögewalt im Auslande, aber ohne 
amtlihen Charakter betreiben; auch regulär nicht die fog. Kommiffarien, welde 
blos mit beftimmten einzelnen Gefchäften und ohne direkte Verhandlung mit ven 
höchſten Organen der auswärtigen Stantsgewalt beauftragt werden. Am wenigften 
können die Konfuln auf den Namen der Diplomaten Anſpruch machen. Es 
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fehlt ihnen jever eigentlich biplomatifhe Charakter und mas Pinheiro-Ferreira 
(in ven Noten zu Martens droit des gens I. 443) und Cuſſh (r&glements con- 
sulaires, 13. 14. 75 ff.) vom ©egentheil behaupten, ihre Behauptungen find nichts 
als Wünſche, denen gegenüber die Praris und alle Autoren ftehen. Nur ven 
Konfuln der Hriftlihen Mächte in ven nichtchriftlichen Staaten, fowie denjenigen 
Konfuln, die damit etwa ausdrücklich privilegirt werben, gebührt der biplomati- 
ſche Charakter; fie haben wirflih einen repräfentativen Charafter und eine ber 
eigentlich geſandtſchaftlichen ähnlihe Stellung. Sie werben mit Recht Diplomaten 
genannt. (S. den Art. Gefanbte.) 

Bon franzöfifhen Diplomaten der neueren Zeit find als ganz befonvers 
bedeutend hervorzuheben Talleygrand ve Perigord, in welchem ſich „das 
diplomatifhe Genie erſchöpfte“, Napoleon .I., König Louis Philipp, 
Napoleon II. Bon ven zahlreihen Defterreichern fol nur Metternid 
und neben ihm aus nmeuefter Zeit Fürſt Schwarzenberg und Graf Buol 
genannt werben; von Preußen Fürft Hardenberg, Graf Bernftorff, Wil 
beim v. Humboldt; von Engländern Canning, Eaftlereagb, Welling- 
ton, Balmerfton. Bon der großen Zahl ruſſiſcher Diplomaten ausgezeichneter 
Art mag bier nur Nefjelrode ftehen. — 

Die Literatur der Diplomatie ift nicht allzu umfangreih. Die gefchicht- 
fihen Werke wurden ſchon oben notirt. Die neueften Werte über Völkerrecht, 
befonders das von Heffter (3. Aufl. Berlin 1855), jowie über Geſandtſchafts— 
recht, beionverd das von Mer. Miruf (Leipzig 1847), enthalten auch einen 
Paffus über Diplomatie. S. ferner: Ueber den Begriff der Diplomatie und bie 
nothwendigen Eigenfhaften des Diplomatiters von Freih. v. Liechtenſtern 
(Wien 1814), und von Demfelben: Was hat die Diplomatie als Wiffen- 
haft zu umfaſſen und der Diplomat zu leiften (Altenburg 1820). Hülfemann, 
über die Bedeutung der Diplomatie für die neuere Geſchichte (Göttingen 1820). 
C. de Garden traité complet de Diplomatie, ou theorie generale des rela- 
tions exterieures des Puissances de l’Europe (I—III. Paris 1833). Charles de 
Martens, Manuel diplomatique (Leipzig 1822), vierte Auflage unter dem Titel: 
Guide diplomatique. Précis des droits et des fonctions des Agents diplomatiques 
et consulaires (Leipzig 1851). de Cussy, dictionnaire ou manuel-lexique du 
Diplomate et du Consul (Leipzig 1846). — Intereffant find die Betrachtungen 
eines fleinftaatlihen Diplomaten in dem Buche von Fr. Kölle, Betrachtungen 
über Diplomatie (Stuttg. 1838). de Hoffmann, Conseil à des jeunes Diplo- 
mates (Paris 1841). Iof. v. Rebfues, Entwurf einer allgemeinen Inftruftion 
für die preußifchen Diplomaten. Bon Werften über die viplomatifhe Unterhand- 
lungsfunft find zu nennen: de Callidres, de la manidre de negocier avec les 
Souverains (Paris 1716). Pecquet, de l’art de negocier avec les Souverains 
(Baris 1737). de Mably, principes des negociations (Haag 1757). Die politi- 
ſche Unterhandlungsfunft, oder Anweifung mit Fürften und Republifen zu unter- 
handeln, aufgeftellt von einem Staatsmann in der Einfamfeit (Leipzig 1811). 
Meissel, Cours de Style diplomatique (Dresden 1823). — Ueber vie Samm- 
lungen des biplomatifhen Materials wird der Art. „Völkerrecht“ literarifche Nach— 
weiſe enthalten. Beachtenswerth find envlic die wichtigeren Memoiren bedeutender 
Staatsmänner, fo die Denkwürdigkeiten und Briefwechiel von V’Offat, Jean— 
nin, Görg, Temple, Gen, Gagern. 
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Diefes Inftitut beruht auf ver Einrichtung der fog. ſtehenden Geſandten. 
Zwar unterhielten fhon die Päpſte des Mittelalters am konftantinopolitanifchen 
Hofe und im fränkifchen Reiche eine Art von ftehenven Geſandten in ihren fog. 
Apocrisiarii seu Responsales. Aber vie weltlichen Fürſten folgten dieſem Bei- 
jpiele erft im Ausgange des Mittelalters und anfangs nur vereinzelt. Auch thaten 
dies lange Zeit nur die politifhen Hauptmähte und zwar meift nur gegemüber 
andern Mächten von gleiher Bedeutung. Erft am Ende des 16. Jahrhunderts 
fam der Gebraud mehr in Gang und feit König Ludwig XIII. von Franfreid 
unter dem großen Minifter Richelieu und noch mehr in ven Zeiten Ludwigs XIV. 
wurde die Sitte allgemein. Der fteigende Verkehr unter den einzelnen Staaten, 
die politifhen Beziehungen, vie lehenrechtlichen Verbindungen, die erbrechtlichen 
Anwartfhaften, die dynaſtiſchen Verwandtſchaften und Freundſchaften, die eigen- 
thümliche Art der Hof» und Kabinetspolitift machten eine foldhe Einrichtung zur 
Unterhaltung einer beftändigen politiichen Verbindung und ununterbrodenen gegen- 
feitigen Beobachtung zu einem Bebürfnifje, und war man von Seiten der fürft- 
lihen Höfe um fo geneigter, dieſem ſchon durch die Rückſichten des Staats ge- 
botenen Bedürfniſſe Befriedigung zu gewähren, als die neue Einrichtung zugleich 
der fürftlihen Eitelkeit jchmeichelte, denn viefelbe gab jedem Fürſten eine äußer— 
liche Repräfentation feiner politifhen Größe und Madt an allen andern widhti- 
geren Höfen Europa's, und gewährte zugleich durch die dauernde Anweſenheit 
diplomatifcher Vertreter der verſchiedenen Mächte an feinem Hofe diefem letzteren 
einen befonveren Glanz. | 

Es ift jetzt allgemein üblih, die Geſammtheit der viplomatifchen Vertreter 
fremder Staaten bei einem Souverän mit dem Namen: „Diplomatifches 
Korps" zu bezeichnen. Diefe Bezeichnung fol zuerft in Wien 1734 aufgelom- 
men fein und zwar durch eine Dame, wie vied in einem Briefe des preußifchen 
Gefandten v. Fürft an König Friedrich II. GVehſe, Geſch. des öſterreich. Hofes, 
VII. 113) erzählt wird. Eigentlich beveutet der Ausprud eine Sammlung von 
diplomatifhen Atenftüden und war bis dahin nur biefür üblich geweſen, mie 
ben 3. ®. die berühinten Sammlungen von Dumont und Roufjet fo titulirt find, 
während fpäter dafür mehr ver Name recueil diplomatique in Gang gelommen 
ift. Jedenfalls deutet die Bezeichnung Corps diplomatique glüdlih und wigig die 
Geſammtheit ver in den einzelnen Diplomaten perfonificirten diplomatiſchen Kennt- 
niffe an. Ein Korps, einen Körper im Sinne einer rehtlihen Gemeinschaft 
(Korporation) bilden die fremden Diplomaten an einem Hofe eigentlich nicht, 
höchſtens in äußerlihen Beziehungen und im einzelnen Falle, wenn zufällig vie 
Intereffen und die Zwede aller Einzelnen übereinftimmen. Regelmäßig find vie 
von den einzelnen Diplomaten verfolgten Zwede fo verfchieven, daß fie ſchon 
deßhalb fein ſolches Korps bilden, fondern nur eine politifhe Genojfen- 
haft, veren einzelne Mitglieder beftimmte einzelne gleihe Nechte und 
Pflihten gegenüber dem fremden Hofe und unter ſich jelbft haben, ohme formelle 
juriftifche Organifation der Einzelnen zu einem Rechtsganzen. 

Bon den politifhen Vertretern fremder Staaten bei dem Souverän gehören 
aber zum jog. biplomatifhen Korps vorzugsweife nur die mit einem fog. reprä- 
fentativen Charakter verfehenen viplomatijchen Agenten, alfo die fog. harafterifirten 
Geſandten ver vier Klafien. Freilich fpielen die bloßen Gejhäftsträger, die 
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nur von dem Minifter des Auswärtigen ihres Staats, nicht von ihrem Souverän 
jelbft eine VBollmadt haben und aud nur bei dem Minifter des Auswärtigen des 
fremden Staats beglaubigt find, ohne unmittelbare Beziehung und Verhandlung 
mit dem fremden Souverän, eine fo untergeorbnete Rolle, daß fie bisweilen 
weniger dahin gezählt werden; mande Autoren, wie 3. B. Vollgraff (Moderne 
Bolitit ze. ꝛc.), ſchließen fie ausprüdliihd davon aus. Ferner fünnen die bloßen 
Agenten und Kommiffarien und ebenfo die Konjuln, weil ihnen allen 
der repräfentative Charakter gänzlich abgeht, falls fie fih aud an demfelben Drte, 
wo ein diplomatifches Korps eriftirt, aufhalten, nicht zu demſelben gerechnet werben. 
Auch bildet die Gefammtheit von bloßen Kommiffarien an irgend einem Orte oder 
die Geſammtheit der Konfuln fremder Länder an einem Hanvelsplage fein fog. 
biplomatifches Korps. Nur in Bezug auf die riftlihen Konfuln in nichtchriſtlichen 
Staaten, infofern und weil ihnen ver repräfentative, d. b. bier in specie der 
diplomatiſche Charakter zufommt, darf man dies behaupten. Diefelben bilden dort 
in ihrer Gefammtheit eine Art von biplomatifhem Korps untergeorbneten Ranges, 
gleihviel ob fie fih in ver Refidenzitabt des Souveränd oder an einem bloßen 
(provinziellen) Handelsplage aufhalten. Aber gewöhnlich bezeihnet man techniſch 
mit dem Namen des diplomatiihen Korps eben nur die Geſammtheit der charak— 
terifirten Geſandten an dem Hofe eines Souveränd und in der Hauptftabt einer 
Republik. Auch die Mitglieder eines auferorventlihen Kongreſſes von wirt: 
lichen Gejandten dürfen in ihrer Geſammtheit als diplomatifches Korps, doch nur 
im uneigentlihen Sinne, bezeichnet werden. Aehnliches gilt von dem Geſandten— 
fongreß, wie er in der dbeutfhen Bundesverfammlung zu Frankfurt a. M. 
befteht, doch beftimmt fich deren Stellung vorzugsweife und wejentlih nach ven 
bejonderen Satzungen des deutſchen Bundesrehtes und erft in zweiter Linie 
(nämlicd gegenüber den bei dem Bundestage affreditirten Gefandten der auswärti- 
gen Mächte und zum Theil gegenüber der Stadt Franffurt als einem fouveränen 
Staate) nad europäifchem Völkerrecht. 

Füe's Erfte ftehen die einzelnen Mitglieder des diplomatiſchen Korps an einem 
fremden Hofe in gar feiner gefhäftlihen Beziehung zueinander, fondern jeder 
einzelne fremde Diplomat hat einzeln feine Gefchäfte mit dem befendeten Hofe zu 
betreiben, Doch kaun durd ausprüdliche Verabredung der Staaten ausnahns- 
weile es geihehen, daß mehrere oder aud alle Mitglieder vefjelben in gemein: 
fame Berhandlung mit der fremden Staatögewalt treten. Werner können aud 
die Umftände ein fo gemeinfchaftliches Auftreten rechtfertigen, fofern es ver 
einzelne Diplomat für angemeffen hält und falls ihm feine Inftruftionen der— 
gleihen nicht verbieten. Es kommt dies befonders vor, wenn bie allgemeine 
Stellung eines Gefandten oder bes ganzen Korps verlegt wird, oder auf fehr 
eflatante Weife völkerrechtliche Berlegungen, 3. B. fremder Unterthanen ꝛc., vor: 
fallen oder Nothſtände zu befeitigen oder zu mildern find, wie eine Revolution, 
eine Belagerung, ein Bombardement. Auch hat im legteren Falle nicht jelten das 
diplomatiſche Korps, namentlih auch das der riftlihen Konfuln in den nicht- 
chriſtlichen Reichen, gemeinfane Schritte gethan nicht blos gegenüber der Regie— 
rung und den Behörden des befendeten Staates, fondern aud gegenüber ven 
Organen der dritten Staatögewalt, welde die Verlegung des Völferrechts, bie 
Vedrohung des Lebens und des Eigenthums der Randesgenofien der Geſandten 
vornahmen, namentlid gegenüber fremden Generalen und Seeofficieren, welche 
eine Belagerung leiteten, ein Bombardement oder eine Blofade des Ortes an- 
ordueten oder worbereiteten, um emtweber dagegen aus irgend einem Grunde zu 
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proteftiren, oder doh um Auffhub oder Milderung ver Mafregeln zu bewirken 
und namentlich das Eigenthum und Leben ihrer Landeskinder möglichſt in Sicher- 
heit zu bringen. In ſolchem Falle treten auch häufig die Konfuln in chriftlichen 
Staaten ald eine proteftirente Gemeinfhaft auf, ohne daß fie aber deßhalb 
ein biplomatifches Korps werben. 

Regulär bilden die Mitglieder des diplomatifchen Korps nur bei gewiffen 
ceremoniellen Gelegenheiten eine äuferlihe Gemeinfchaft, namentlich bei 
Hoffeften, bei Krönungen, bei feierlichen Gratulationen am Namend- ober 
Geburtstage des Souveräns oder am Neujahrötage, oder nach Errettung bes 
Souveräns aus einer Lebensgefahr oder bei deſſen Rückkehr nad) einer längeren 
Abwefenheit u. f. w. Auch wird ihnen wohl eine befondere Theaterloge, ferner 
werben ihnen befondere Räume zur Beimohnung der Landtagsverhandlungen und 
von firdlichen Feierlichkeiten überwiefen. 

Dei folhen Nepräfentationen des viplomatifhen Korps hat es jeit alten 
Zeiten und bis heutzutage nicht an Rangftreitigfeiten unter den einzelnen Mit- 
gliedern gefehlt. Die Annalen des 16., befonvers des 17. und auch noch des 
18. Jahrhunderts wiffen darüber gar mancherlei Dinge zu erzählen, deren Lächer— 
lichkeit und Abgefhmadtheit bei der heutigen freieren Lebensweife und bei der 
mehr geiftigen und nationalen Auffaffung der Politit und ver Diplomatie in un: 
jerem Jahrhundert fhier unglaublich klingt. Doch find noch nicht alle Ausfichten 
auf fernere Rangftreitigfeiten abgefchnitten. Schon die nad) Völkerrecht vorhandene, 
aber nicht recht feftftehenne Rangverfchievenheit der Staaten, fowie die Verſchie— 
denheit der Klaffen ver Diplomaten geben noch allerlei Möglichkeiten. Doc hat 
„zur möglichften Vermeidung von Präcedenzftreitigkeiten”, wie es ausbrüd- 
ih dort beißt, das auf dem Wiener Kongrejje von den Hauptmächten nor- 
mirte Reglement vom 19. März 1815 über den Rang ber diplomatijchen Agenten, 
ergänzt durch das Aachener Prototoll vom 21. November 1818, Manches gethan. 
(Siehe den Art. „Geſandte“.) In dem Artikel 4 dieſes Neglements wurde feftge- 
fett, daß die biplomatifhen Agenten unter fih in jeder Rangklaffe ven Rang 
nad) dem Datum der amtlichen Bekanntmachung ihrer Ankunft zu nehmen hätten, 
daß jedoch dieſe Borfchrift Hinfichtlih der Repräfentanten des Papftes feine 
Neuerung veranlaffen follte. In letterer Beziehung ift zu bemerken, daß nad) 
wie vor die Geſandten Fatholifher Mächte den päpftlichen Geſandten gleichen 
Ranges überall den Vorrang einräumen, daß dies dagegen von Seiten der Reprä— 
fentanten proteftantifcher Mächte nicht geichieht, daß namentlich neuerlichſt engli— 
ſche Gefandte dies wieder ausprüdlich verweigert haben. Anderweitig fest Art. 3 
und 6 feit, daß der Titel eines außerordentlichen Botſchafters, Minifters ıc. 
feinen Vorrang gebe, und daß leßterer ebenfowenig durch verwandtſchaftliche und 
andere Yamilienverhältniffe oder durch Allianzen begründet werben folle. Ferner 
haben nah Art. 2 einzig und allein die Gefandten erften Ranges Gotſchafter, 
Ambaffadeure, Legaten, Nuncien) ven vollen repräfentativen Charakter im 
ftrengeren Sinne. Art. 5 ordnet an, daß jeder Staat einen uniformen Modus 
in Betreff des Empfanges (ver Verabſchiedung) der Gefandten jeder Klaſſe auf- 
ftelle und beobachte. — Derjenige Diplomat, welcher nad) dieſen Rangvorſchriften 
zuerft rangirt, fteht bei allen ceremoniellen Repräfentationen an der Spite des 
diplomatifhen Korps, führt das Wort im Namen veffelben, hält beſonders bie 
feierliden Anreden u. f. w. Sein Ehrentitel ift Doyen, d. i. Xeltefter des 
tiplomatiihen Korps (von Dedant, Dekan). 

Die politifhe Bedeutung der Eriftenz von ſog. diplomatiſchen Korps in 
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allen Staaten muß fehr hoch angefchlagen werben. Das Wechſelverhältniß ver 
Staaten ift dadurch das engfte geworben. Jeden Augenblick ift die ganze politische 
Aktion eines Souveränd durch ein zahlreiches Korps von feinen Beobachtern und 
politifhen Kennern kontrolirt und Ruriere, ſowie neuerlich telegraphiiche Depeſchen 
berichten augenblidlib darüber an die vaterländifchen Regierungen ver aus: 
wärtigen Agenten, um biefe zu unterrichten, zu belehren, zu warnen, je nach ven 
Umftänden, fowie zu bewirken, daß fofort entiprechende Belobungen, Billigimgen 
oder auch Refervationen, Proteftationen, Demonftrationen, Drohungen und no 
ftärtere Maßregeln ald Antwort auf jede Aktion erfolgen. Dazu wird jedem ein- 
zelnen fremden Gefandten, je nah dem Maße feiner Inftruftionen, fowie dem 
Korps es Überall geftattet, durch Ratbichläge und anderweitig bei allen wichtigen 
politifchen Alten der befendeten Regierung, felbft in Bezug auf beveutfame innere 
Landesangelegenheiten einen gewiffen Einfluß geltend zu machen, ver fidh freilich 
juriftiich nicht beftimmen läßt und vielmehr von der perfünlichen Virtuoſität und 
gejellichaftlihen Stellung des Gefandten an dem fremden Hofe, von ven befreun- 
deten oder verwandtſchaftlichen Beziehungen der beiden Höfe, fowte nicht weniger 
von der, bier überall zulegt entſcheidenden Mactftellung und Machtbereit— 
ſchaft der fremden Regierung, wie überhaupt, fo nach der befonderen Natur des 
einzelnen Falles, abhängig ift. 

Endlich follen au die guten humanen Wirkungen dieſer internationalen 
Inftitution, weldhe von Flaſſan (histoire I. 13, 14) beſonders hervorgehoben 
find, nicht geleugnet werden, wenn fie freilich Flaffan zum Theil wohl zu hoch 
angefhlagen hat. Unter dieſem Vorbehalte fchliefen wir mit Flaſſan's Worten: 
Toutefois le corps diplomatique, ind@ependamment des heureux effets de 
son action convenablement dirigee, embellit le tröne, en l’entourant d’une 
pompe majestueuse A laquelle chaque souverain semble vouloir contribuer 
. par son representant. I] tend encore à adoucir les moeurs générales, 
à disseminer les jouissances agreables, les déoouvertes utiles, et tandis que 
les ministres des nations incultes rapportent des pays ot ils ont résidé le 
goüt des lettres, des arts, et des vues de perfectionnement: les ministres des 
cours polies, par leur noble ımanidre de vivre, donnent une espdce de legon 
publique d’urbanite, qui insensiblement reflue sur les classes inferieures. 

v, Raltenborn. 


Disciplinarvergeben und Disciplinarverfabren. 


I. In der Schule macht ſich das bisciplinarifche Element hauptſächlich durch 
Aufrechthaltung derjenigen Ordnungen und Einflüffe geltend, vie theils das Ge— 
ſammtverhältniß der Schüler zum Lehrer und zu einander regeln, theil® dem Ein- 
drucke der Lehre unterftügend zu Hilfe fommen follen. So umfaßt e8 wefentlih das 
erziehende Moment neben dem Unterricht. Aber auch wo das erziehende Moment 
auf den höchſten Stufen ver Unterrichtsanftalten fehr zurücktritt, um den reifen: 
den Charakter des Jünglings fih in freier Selbftftänpigfeit entwideln zu Laffen, 
erfordert immer noch die Eigenthümlichleit des Berhältniffes, in welchem fich bie 
Jünglinge einer großen Bildungsanftalt fowohl zu dieſer, als zu einander und 
zu der Außenwelt befinden, eine Berückſichtigung, die fi in der Disciplin ver- 
fündigt, die von ber Anftalt über ihre Zöglinge gelibt wird und bald den Cha- 
rafter einer Milverung und Begünftigung trägt, fofern fie bei beftimmten Vor— 
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fommnifjen erleichternde Rückſichten auf die Befonverheiten der Stellung und 
Verhältniffe dieſer Jünglinge nimmt, bald aud eine, Schärfung zu enthalten 
icheint, wenn fie Handlungen und Lebensweifen, die im allgemeinen bürgerlichen 
Leben ihren eignen Folgen überlaſſen worden wären, um ber Anftalt willen rügend 
und ftrafend vor ihr Forum zieht, oder auch bei ſolchen Handlungen, bie ſchon 
dem gewöhnlichen Strafredhte verfallen, noch befonders im Intereſſe der Anftalt 
einjhreitet, Solien aber aud die Disciplinarmittel von dem eifte des Rechts 
geleitet fein, wie fie venn ihren Zwed auf das Entſchiedenſte verfehlen würden, 
wenn fie in den durch fie Betroffenen das Gefühl erlittenen Unrechts erwedten, 
jo bleibt doch das ihr harakteriftiiches Merkmal, daß nicht die Erfüllung einer 
Rechtspfliht, fondern ummittelbar der Zwed der Anftalt, oder das erziehende 
Motiv in dem Vordergrund fteht, daß fie nicht um des Rechts willen, ſondern 
um bes Gedeihens der Auftalt willen, oder zum eignen Beſten des Betroffenen, 
zu feiner Hebung und Bellerung angewendet werden. Eben deßhalb bleibt ihre 
Anwendung jederzeit fakultativ, müflen fie fo geartet fein, vaß fie fid nad ven 
Individualitäten und der Mannigfaltigfeit ver Verhältniffe modificiren laffen, und 
müſſen fie auf einem nicht dur Formen beengten, väterlich eingehenden Ver— 
fahren beruben, 

Eine ſolche visciplinarifhe Behandlung tritt in ihrem eigenften Wefen in 
den Schulen hervor, in den jüngften Jahren oft felbft mit Ausſchließung ander: 
weiter firafrechtlicher oder polizeiliher Ahndung in Fällen, vie fonft eine folche 
hervorrufen mwürben. Es tritt hier das rein erziehende Moment ver Disciplin auf 
das Entjchiedenfte in den Vorgrund und bildet unter allen Umftänden bie Haupt- 
ſache, ‚oder jollte es doch. Eben deßhalb muß bier mit der freieften und umfichtig- 
ften Behandlung ver inbividuellen Fälle verfahren werben, und hat man fidh ftets 
zu erinnern, daß die Disciplinarregeln der Schulen nicht deßhalb da find, damit 
eben eine abftrafte Regel aufrecht erhalten, fondern damit ein beftimmter Er- 
ziehungszweck an den Kindern erreicht werde, daß fie alfo bei Seite geſetzt wer- 
den müjjen, wenn die Anwendung der Regel diefen Zwed nicht fördern, vielleicht 
ihm ſchaden würde, Allerdings beftehen aud hier gewiffe durch die Disciplin zu 
bandhabende Ordnungen, welche nur mittelbar dem Zwede der Anftalt dienen, 
jofern fie viefer jelbft ein ruhiges und gebeihliches Beftehen und Wirken erleich- 
tern jollen. Auch fie find dem Hauptziwede der Anftalt unterzuorbnen, und bei 
ihnen, wie bei aller Schulvisciplin, jeder ftarre Yormalismus, alles Chablonen- 
mäßige und jede Uebertreibung forglid zu vermeiden. Auch hier erkennt man 
übrigens recht deutlich, wie überlegen das organifhe Wirken dem Mecanis- 
mus des Formenweſens ift, und wie leicht, fiher und mit wie wenig äußeren 
Mitteln ein wahrhafter Pädagog auch die Disciplin feiner Schule handhabt und 
jenen guten Geift in ihr erhält, welcher leifter, was ohne ihn feine Form und 
feine Regel verbürgen fann. — Auch ven afademifhen Gefegen, für eine 
Lebensftufe berechnet, die der fpeciellen Erziehung entwachſen ift und fi an vie 
Berantwortlichkeit des freien bürgerlichen Lebens gewöhnen fol, find disciplinari= 
ide Momente beigemifcht, theild um in Ausnahmefällen den erziehenden Einfluß 
doch noch zu einer wünſchenswerthen Geltung zu bringen, theild und hauptſäch— 
ih, um die Gigenthümlichfeit des Verhältniſſes einer fo großen Anzahl von 
Jünglingen, bie für einen gemeinfamen Zwed vereinigt find, nad allen Seiten 
bin zu berädfichtigen. 

II. Die Grundgevanten diefer urfpränglid der Schule angehörenden Dis- 
ciplin finden fih, mit den Mopifilationen, welche ſchon die Verſchiedenheit des 
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Febensalters bedingt, auh in andern Lebensverhältniffen im analoger 
Anwendung. Eine gewiffe Disciplin wird überall nöthig over wänfchenswerth 
fein, wo eine größere Anzahl Menſchen in einem gleihartigen, aber ihnen eigen: 
thümlichen Verhältniffe für einen gemeinfamen Zwed, unter einer beftimmten 
höheren Leitung, vereinigt find. Der Lehrherr, der zahlreiche Lehrlinge, der Haus- 
berr, der viel Gefinde, der Fabrifherr, der viele Arbeiter befchäftigt, wird es nicht 
umgehen fönnen, beftimmte Disciplinarvorfehriften zu geben und eine gewiſſe Dis— 
ciplin zu handhaben. In ſehr entjchiedener Weife hatte ſich eine folhe in jenem 
merkwürdigen Stande der Bergleute entwidelt, im weldem das deutſche Mittel: 
alter überhaupt, im Wege der freien naturwüchfigen Rechtsbildung, ein fo ſchönes 
Mufter einer Organifation der Arbeit geboten hat. Nicht blos auf ven Kriegs- 
ſchiffen, wenn auch auf ihnen am ftrengften, überall, wo fih Menfchen ven 
ſchwanken Booten vertrauen, die fie über die Wogen des Meeres tragen follen, 
wird eine ftrenge Disciplin gehandhabt; denn das Leben Aller hängt davon ab, 
daß die Befehle des kundigen Sciffsführers raſchen und pünftliden Gehorſam 
- finden und daß feinerlei Unorbnung und Verwirrung die Bewegungen des Schiffes 
ftört und behindert. Ueberhaupt wird die Disciplin um fo jchärfer, je größer die 
Gefahr ift, die aus einer Eridlaffung der Ordnungen, zu deren Schuge fie 
dienen fol, hervorgehen fünnte, Schon deßhalb ift die Disciplin in den Ge: 
fängniffen, welde eine Anzahl verbrederifcher, oder des Verbrechens ver- 
pächtiger Menfchen wider ihren Willen zurüdhalten, eine nothwendig ſtrenge, und 
in den Strafanftalten fommt für einen großen Theil ihrer Inſaſſen noch die 
weitere Rüdfiht hinzu, dag man fie an Ordnung, Gehorfam, Neinlichkeit, Fleiß 
gewöhnen und dadurch beſſern will. Weber dieſe Disciplin wird bei Gelegenheit 
des Gefängnißweſens zu handeln fein, weßhalb bier nur bemerkt werden mag: 
daß die Gefängnißdisciplin von dem größten Einfluß auf den Charakter der in 
unferer Zeit fo vorherrſchenden Wreiheitsftrafen ift, daß es eine ber feltfamen 
Intonfequenzen ver Zeit zu fein jcheint, wenn die Kriminaliften ihren ganzen 
Scharffinn in Abwägung der Jahre, Monate, Wochen, Tage der Freiheitsftrafen 
aufbieten und daneben fih gar nicht darum zu kümmern fcheinen, was biefe 
Strafen eigentlih fir vie damit Belegten in fih fallen, und daß unter den 
mancherlei Gefängnißinftemen, welche fämmtlid an Einfeitigfeit und Oberfläd)- 
lichkeit leiden dürften, vasjenige immerhin ſchon einen wejentlihen Vorzug voraus 
bat, das mit den mildeften Disciplinarmitteln austommen fann. 

Das Heer, wie immer es gebildet und geftaltet fei, vereinigt eine große 
Anzahl Menſchen für einen vem gewöhnlichen Leben fremden Zwed und trennt 
feine Glieder während der Dauer des Dienftes von ihren fonftigen bürgerlichen 
Verhältniffen, giebt ihnen eigenthitmlihe Rechte und Pflichten, bringt fie zu 
einander in ein fetes und inniges Verhältniß, ſchafft einen befonderen Organis- 
mus inmitten der Gefelihaft, ver auch fein befonveres Leben umd feine befon- 
deren Orbnungen haben muß. Dazu fommt, daß, wie auf den Schiffen, fo auch 
in dem Heere, pünftlicher, unverbrüclicher Gehorfam vie Seele des Dienftes und 
ftrenge Mannszucht ſowohl die Bedingung des guten Geiftes im Heere, wie bie 
Sicherung der frietlihen Bürger gegen Oemaltthätigfeit der Gewaffneten  ift. 
Beide können nur durch die Disciplin eingeübt und erhalten werben. Bei dem 
Soldaten tritt e8 Schon klar hervor, daß aud gemeine Verbrechen, die er begehen 
mag, zugleid eine Seite bieten können, welde aud in bisciplinarifcher Hinficht 
zu beachten ift, daß Verbrechen entftehen, die eben nur der Solvat zu begehen 
im Stande ift, und daß Handlungen, die in jedem anderen Berhältniffe unbe: 
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achtet bleiben würden, hier von Seiten der Disciplin eine vielleicht ftrenge Ahn- 
dung herausfordern. Doch es liegt nicht in dem Bereiche viefes Artikels, vie 
Militärverbreden, die Militärbisciplin, das militärifche Strafverfahren und vie 
Militärgerichtsbarkeit zu erörtern, und es waren biefe und frühere Punkte hier 
nur zu erwähnen, weil eben aud in ihnen ſich bie leitenden Ideen des Dis— 
ciplinarverfahrens darlegen, die hier im Wefentlihen in ihrer Anwendung auf bie 
öffentliden Beamten. zu betrachten find. 

II. Wenn aud im Alterthum eine gewiffe censura morum über die 
öffentliden Magiftrate unter mehrfachen Formen geübt worden ift und zum 
Theil befonderen Auffihtsbehörden vertraut war, fo erſchien doch vie fpecielle 
Standespisciplin damals weniger nöthig, da der jährlihe Wechſel der meiften 
Deamtenftellen ein einfacheres Mittel bot, diejenigen unſchädlich zu machen, die 
das Vertrauen verwirft hatten. Zu dem entgegengejegten Ertreme ging man im 
Mittelalter überall da über, wo die Aemter zu erblihem Befig wurden, weil fie 
auf einer materiellen Unterlage von Privateigenthum beruhten, mit der fie ver- 
erbten. Da jevoh im Mittelalter überhaupt fehr wenig regiert und verwaltet 
wurde, diejenigen Ungelegenheiten, vie. das Wohl und Wehe der Ginzelnen am 
direfteften berührten, meiftens nicht durch ftehende Beamte, ſondern unter einer 
Mitwirkung volfsmäßiger Inftitute beforgt wurden, und zulegt gegen Mißbrauch 
und Berrüdung eine derbe Selbfthülfe Bereit und Zeitfitte war, fo mag jene 
Einrichtung wenigſtens gegen unten nicht jo viel gejchadet haben, wenn fie aud) 
die Wirkfamfeit der höheren Inftanzen nothwendig lähmen mußte Wo ferner 
auch im Mittelalter auf nnbeftimmte Zeit beftellte Beamte vorfamen, die das 
einem „Höheren zuftehende Recht im veffen Namen und Auftrag handhabten, da 
war das Berhältnig im Wefentlichen daſſelbe wie im Alterthum, ja eigentlich noch 
einfacher: man bevurfte feiner befonderen disciplinarifhen Mafregeln und Anftal- 
ten, weil man es jederzeit in feiner Gewalt hatte, einen mißfälligen Beamten 
zu entlaffen. Die mit ver letteren Freiheit verbundenen Mißbräuche wieder führ- 
ten in der Üebergangszeit von dem Lehensftante zu dem Staate der Neuzeit zu 
einer andern, völlig verſchiedenen Phafe, in welcher das einmal verliehene Amt 
zwar als eine öffentliche Betrauung und nicht mehr als ein privatrechtliches Be— 
figthum, aber und eben im öffentlichen Interefje dergeſtalt auf Yebenszeit ver- 
lieben erjchien, daß es höchftens durch eine fehr grobe, vichterlih anerkannte, 
die Beibehaltung geradezu unmöglich machende Berfhuldung verwirkt werben, und 
der Beamte fih in deſſen und feiner Vortheile Befig auch gegen vie höheren 
Gewalten durch jegliche Rechtsmittel vertheivigen und behaupten fonnte. Unter 
dem Einfluffe einer Theorie und einer Gerichtspraris, welche eben aud von 
Beamten gebildet wurben, entwidelte fih ein Syſtem, wonad) der einmal ange: 
ftellte Beamte nicht anders als durch Urtel und Recht aus feinem Aınte entfernt, 
auch nicht wider feinen Willen auf eine andere Stelle oder an einen andern Ort 
verfegt werben konnte, Gelang es auch, ihm die wirklihe Ausübung des Amtes 
zu entziehen, fo mußten ihm doch die Einkünfte und fonftigen Genüffe deffelben 
belaffen werben, fo lange fie ihm nicht durch rechtsfräftigen Richterfprud ab— 
erfannt waren. 4 

Es liegt fehr nahe, ſich alle die üblen Folgen und Mißbräuche zu denken, 
die bei einem Syftem drohten, weldes das Amt denn doch wieder faktiſch zu 
einer Art Eigenthum machte, das nur durch eigentliche Verbrechen zu verwirten, 
aus deſſen Befig auch der Unfähige nicht zu verdrängen war, deſſen Inhaber 
feinen Borgefegten gewifjermaßen Trotz bieten konnte. Die Erfahrung hat jene 
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Beſorgniſſe gleichwohl für jene Zeit nicht beftätigt. Es ift kaum zu verfennen, 
daß jenes Syſtem größeren Uebeln, als die ihm zur Laft zu legen fein mögen, 
entgegentrat, daß in den Nichtungen und Berhältniffen feiner Zeit mandes lag, 
was jeine Uebel milverte, daß es auch gute Seiten entwidelte, die feine Uebel 
in vielen Fällen für jene Zeit aufmogen. Es follte ven Beamten gegen die Will- 
für der vielen Heinen Herrſcher in Deutfchland hüten, die ven Staat nit als 
eine Sache der Pflicht, fonvdern als eine Sahe ver Macht und des Genuſſes 
auffaßten. Es follte vem Beamten möglid machen, ohne Gefährbung feiner 
Eriftenz feine Pflicht auch den rechtswidrigen oder fonft gemeinſchädlichen Gelüften 
der Mächtigen gegenüber zu erfüllen. Es war durch Zuftände veranlaft, bei denen 
nicht der gewiffenlofe und gleißneriſche, ſondern ver befte und reblichfte Beamte 
oft am meiften in Gefahr war, willkürlich verbrängt zu werden, und berubte auf 
dem Gedanken: daß das Beibehalten einzelner ſchlechten Beamten nicht fo gefähr- 
lid) fei, wie eine Unficherheit der Beamtenftellung und eine Verſuchung des Standes 
zur Pflihtverleugnung. Es follte dem Beamten möglid maden, das Gefeg 
und deſſen Zwede, fein eignes Pflichtgebiet, auch gegen Höhere zu firmen. Es 
gehörte einer Zeit an, wo noch nicht viel regiert warb und wo die meiften 
Staatsgefhäfte auch wieder mehr in einer privatrechtlihen, als in einer eigent- 
ih adminiftrativen Form behandelt, die meiften öffentlichen Rechte und Pflichten 
eben als Rechtsjachen betrachtet und auf ven Rechtsweg übergeleitet wurben, Aud) 
lag in jener Zeit noch fein feinnliher Gegenfag im Innern des Staatslebens. 
Der Beamte konnte in der oder jener einzelnen Angelegenheit anderer Meinung 
fein als feine Vorgeſetzten, aber er konnte fih nicht in Oppofition gegen das 
ganze geltende Syftem befinden. Es gab feine ftreitenden Syfteme, ſondern 
neben dem zu Recht beftehenden höchſtens ſyſtemloſe Gelüfte, wider daſſelbe zu 
handeln. Die Nichtantaftbarkeit ver Beamten forberte zu verboppelter VBorficht bei 
ihrer Anftellung auf. Hatte man fi) gleihwohl geirrt, fo folgte daraus noch nicht, 
daß man fi des untauglichen Beamten in keiner Weife hätte entledigen können: 
man konnte es nur nicht in jo furzer und einfacher Weife, wie vorher oder nach— 
ber, fonvdern man mußte mit ihm unterhandeln und ihn gegen eine Entjchäbi- 
gung zu freiwilligem Abgange zu beftimmen fuchen, was, wie eine Bergleihung 
der Penfionsetats zeigen dürfte, denn doch nicht fo koſtſpielig gewejen ift, wie 
die neueren Staatsdienſtpragmatiken. Bei vielen Behörden machte e8 auch die 
Kollegialverfaffung möglih, ſchwache Mitglieder zu übertragen; Einzelbeamten 
wurden tüchtige Gehülfen beigegeben, die man mehr mit Ausfihten als mit 
Geld bezahlte; es kam nicht leicht vor, daß ein Beamter bei noch rüftiger Kraft 
zurüdtrat, weil er das Amtsjahr erreicht hatte, wo er eine ihm genügende Pen- 
fion verlangen konnte. Die Feſtigkeit der Stellung der Beamten hat aber jeven- 
falls, fobald von oben herab ein guter Geift maltete, wejentlih dazu beigetragen, 
jenen ehrenhaften, pflichttreuen und felbftftänvigen Charakter zu entwickeln und zu 
erheben, der ſeit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts namentlih den preußi- 
chen, ſächſiſchen, hannöveriſchen Beamtenftand bezeichnete. Aud diente e3 zu dem 
gleihen Zwede und warb durch dieſes Syſtem begünftigt, daß in jener Seit bie 
mittleren und unteren Beamten fi häufig mit ihrer Stellung innig genug ver- 
flodhten, um einen Werth darauf zu legen, ihr Leben darin zu verbringen, und 
daß fie fi gänzlih mit den ihnen befohlenen Volfskreifen und deren Intereffen 
iventificirten, während fie fpäter gleichgültiger gegen die Umgebung wurben, in 
der fie wirkten, weil ihr Streben auf Weiterfommen gerichtet ward, ober doch 
eine Berjegung ihnen ftets in Ausſicht ftand. — Jevenfalld war aber in jener 
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Zeit das Disciplinarwefen wenig entwidelt und eingreifen, und die Mittel, die 
man in diefer Beziehung etwa anwenden konnte, beſchränkten ſich meift auf Ver— 
weife, Gelpftrafen, allenfalls das Einliegen eines Exekutionsboten. 

Das Berhältniß konnte nicht in diefer Weife fortbeftehen. Wie die Nach— 
wirkung der franzöfifchen Revolution zuerft in den ſüddeutſchen Staaten ein veges 
Drganifiren bervorrief, womit man den patrimonialen und privatrechtlihen Stand- 
punft des früheren Staates aufgab und die politifche Idee in den Vorgrund ftellte, 
wurde es nöthig, die Beamten ftraffer zu faflen und in fichererer Unterorbnung 
unter die Borgefegten zu halten. Die Anfprühe an die Thätigfeit der Beamten 
wurben gefteigert, die VBerantwortlichkeit größer, das Schwergewicht entſchiedener 
auf die höheren Inftanzen gelenft, das Gentralifiren und Vielregieren vorherr- 
ſchend. Hauptfählihd aber war es das konftitutionelle Syſtem, mit deſſen Ein- 
führung die Stellung der Beamten ſich wejentlich änderte; theils weil man von 
der Anfiht ausging, die Verantwortlichkeit der Minifter, über deren Bedeutung 
man freilich fehr unklar war, würde nicht vurchzuführen fein, wenn die Minifter 
ſich nicht unbedingt auf ihre Unterbeamten verlaffen könnten, theild weil fi neue 
Gegenfäge im Staate bilveten, welche eine Oppofitionsrichtung der Beamten un- 
zuläffig erſcheinen ließen. Nun wurde aud das Disciplinarwejen forgfältiger ent- 
widelt und geltend gemacht. 

1) Die Disciplinarvergehen find fowohl von den gemeinen Ber— 
breden ver Beamten, wie von ven Amtsverbrechen zu unterfcheiden. 
Die erfteren find ſchuldvolle Berlegungen ver allgemeinen Rechtsordnung, wie fie 
aud von Nichtbeamten begangen werden können, werden nad dem gewöhnlichen 
Strafverfahren behandelt, haben aber aud ihre Nachwirkung auf das Disciplinar- 
weien, fofern e8 von der Natur des Verbrechens und der Strafe, von der aus 
erfterem abgeleiteten Darlegung der Gefinnung des Beamten, wie von der Nach— 
wirkung der letteren auf feine bürgerliche Ehre abhängt, ob er in feiner Stellung 
belafjen werden foll over nit. Im der Negel hat jest die Berurtheilung wegen 
gröberer gemeiner Verbrechen die gänzliche Auflöfung des Staatspienerverhältniffes 
zur Folge, auch wenn dies nicht in dem Strafurtheil ausdrücklich ausgeſprochen 
if. Wo das Strafverfahren nur eine unbevingte Freifpredhung oder eine unbe— 
bingte Berurtheilung kennt, können freilich Zweifel erwachſen, wenn nämlid der 
Angeklagte zwar freigefprohen und folglich vechtlih für völlig unſchuldig zu halten 

iſt, gleihmwohl aber ein moralifcher Verdacht gegen ihn fortbefteht und von folder 
Art ift, daß, wenn er begründet wäre, fein Verbleiben im Amte höchſt bedenklich 
erſcheinen würde. Es wird in folden Fällen nichts zu thun fein, als ihn mit 
einem angemeffenen Ruhegehalt zu quiesciven, Wo man dagegen zwifchen unbe- 
dingter Freifprehung oder DVerurtheilung und freifprehung von der Inftanz, 
zwiſchen Schulpfreierffärung und Straffreierflärung unterfcheivet, bleibt es in dem 
legteren Falle gewöhnlich auch den Vorgeſetzten überlaffen, ob fie, wenn es ſich 
um ein Verbrechen handelt, das, wenn es erwiejen wäre, vie Entlaffung recht: 
fertigen würde, zu einer foldhen vorfchreiten wollen oder nicht; es follte aber auch 
bier eine Penſionirung eintreten, da Jedermann rechtlich für unſchuldig zu halten 
ift, jo lange feine Schulo nicht als erwiefen betrachtet werden fann. — Amts— 
verbrechen find gleichfalls ſchuldvolle Verlegungen der allgemeinen Rechtsordnung, 
wie fie aber nicht von Jedermann, fondern nur von Beamten begangen werben 
Fönnen, und es ift über fie bereit3 von anderer Seite in einem eignen Ürtifel 
gehandelt worden. Daß fie, eben wegen ihrer fpeciellen Beziehung auf das Anıt, 
zugleih eine bisciplinare Seite darbieten und in der Regel auch visciplinare 
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Mafregeln veranlaffen werben, ift ſelbſtverſtändlich. — Disciplinarvergehen ent: 
halten keine Berlegung der allgemeinen Rechtsordnung, fondern find wider bie 
inneren Anftalten, die Wirkſamkeit, den gewünſchten Geift des Beamtenftanves 
gerichtet. Es handelt fid) dabei keineswegs durchgängig um fpecielle Vergehen in 
einzelnen Handlungen oder Unterlaffungen, fondern häufig um ein allgemeines 
disciplinarwidriges Verhalten, um irgend eine fpecielle Richtung, die man 
mit dem gebeihlihen Wirken des Beamtenftandes nicht für verträglih hält. Sie 
find theils fpeciel amtliher Natur, wie namentlich gröbere Fehler bei Verrich— 
tung der Amtsgefhäfte, Ungehorfam gegen erhaltene Befehle, Unfleiß und Säumig- 
feit in Erfüllung ter Pflichten, ungebührliches Benehmen gegen die Vorgefegten 
oder die Untergebenen, Streitfucht und Unverträglichkeit, unwahre Berichte, Plaubder- 
haftigkeit und Aehnliches, alles, wenn es nicht den Charakter des eigentlichen 
Amtsverbrechens annimmt; theils gehören fie dem Privatleben an, erfcheinen aber 
für die amtliche Stellung des Beamten nachtheilig, wie Prunfliebe, Spielfudht, 
Aergerniß gebende gefchlechtlihe Ausfchweifung, tiefe Verwicklung in Schulven- 
weſen, unanftändiges Betragen an öffentliben Orten, Religionsfpötterei, aud 
wenn fie noch nicht den Charakter des ftrafrechtlid zu ahndenden Verbrechens 
trägt, jedoch einen Mangel an Ehrfurcht vor dem Heiligen verräth; überhaupt 
alles, was geeignet fein muß, die Würde des Amtes herabzufegen, unzuläffige 
Kollifionen hervorzurufen, gerechtes Mißtrauen gegen die Zuverläffigfeit und fitt- 
lihe Stärke des Beamten zu erweden. 

Endlich können auch politifche Gründe theils ein Disciplinarverfahren gegen 
den Beamten, theils eine unfreiwillige Entfernung deſſelben aus feiner Wirkſam— 
feit rechtfertigen. Es ift gewiß fein fchönes, Fein erfreuliches Zeichen, daß dem 
fo ift; aber zu leugnen ift e8 denn doch nicht, daß, mie die heutigen Regierungen 
in den meiſten Staaten geftellt find, ihnen nicht zugemuthet werben kann, von 
ihren eignen Beamtenkreiſen aus Strebungen gefördert zu fehen, die denn doch 
mit entjchiedener Anfeindung der Regierungen Hand in Hand gehen uud ben 
offenen, bewußten und principmäßigen Gegnern der beftehenden Zuftände, wenn 
auch oft ohne es zu wiffen und zu wollen, die Wege bahnen *), Aber auch ganz 
von biefen tieferliegenden Beforgniffen abgefehen, welche wenigftens nicht dem 
Stande des derzeitigen Augenblids gelten, und auch den oft wiederholten Sat 
von dem Segen einer Oppofition im Staate auf guten Glauben hingenommen, 
jo wird do, feit man eine ſolche DOppofition nicht blos in den Meinungen, 
fondern auch in der Verfaſſung ſich geltend machen läßt, und ein fontrabiftori- 
jhes Clement als eine eigne, abgefonderte Gewalt in den Staatsorganismus ein- 
gäbe bat, in welchem früher die Mäßigungen, Kontrolen, Schranfen und 

ürgfchaften über das Ganze veffelben verbreitet und in innere Harmonie geſetzt 
waren, das Bedürfniß für die Regierung erwachſen, wenigjtens in ven Reihen 
ihrer eignen Diener und Werkzeuge nur Beiftände, oder body feine Gegner zu 
erbliden. In England, wo fi bis in die Regierung Wilhelms II. hinein der 
Regierungsorganismus aud in feinem Innern fpaltete und gegnerifhe Elemente 
vereinigen wollte, mußte man bei dem Aufbau des heutigen englifchen Regierungs— 
ſyſtems, des parlamentarifhen Negimentes jene Gewohnheit aufgeben und wird 
ftreng darauf gehalten, daß wenigftens vie Träger politiicher Funktionen in ber 
Beamtenwelt fih in politifcher Gintracht verhalten. Wer das nicht will, muß 
austreten. Daffelbe Princip ging mit dem konftitutionellen Syfteme auch nad) 


*) Vgl. über dieſe Frage auch den Artikel „Ztaatsdiener”. Anm, d. Rev. 
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Franfreih, Belgien und ven anderen Staaten über, die ihre Berfaffung nad 
dem jogenannten englifch-franzöfifhen Syfteme umformten. Es dürfte Far fein, 
daß, was dort, wo die Regierungsfufteme in einem fteten, von den Majoritäten 
ber parlamentarifchen Gewalt beftimmten Wechfel begriffen find, für unumgäng- 
lid erachtet wurde, es noch entſchiedener fein muß, wo das Regierungsfyften, 
wie in Deutfchland, ein feftes, von der monardifchen Leitung beftimmtes ift, das 
die ftändifche Oppofition wohl mäßigen, ihm in einzelnen Fällen ein Veto ent- 
gegenfegen, das fie aber nicht nad ihrem Willen umgeftalten fann. In England 
bat übrigens jenes Princip eben nur auf bie politiihen, nicht auf die technifchen 
oder fouft rein gefhäftsmännifhen Beamten Bezug, wogegen bie leßteren ſich 
freilih aud einer Theilnahme an dem politifhen Yeben enthalten und den Mini— 
ftern der verſchiedenen Parteien mit gleiher Treue und Zuverläffigkeit dienen. 

Die preußifhe Verordnung vom 11. Juli 1849 führt, neben „feinvfeliger 
Parteinahme gegen die Staatsregierung”, auch noch Nichtbethätigung des Muthes, 
den der Beruf erfordere, und Berlegung der Pflicht ver Treue an, wobei die 
„Treue“ im allgemeinen Sinne genommen zu fein fcheint, wo dann freilich beide 
Momente nad ſubjektivem Ermeſſen ſehr verſchieden beurtheilt werden können. 

2) Die Mittel, die zur Geltendmachung der Disciplin in allen 
dieſen Beziehungen angewendet zu werden pflegen, ſind theils leichterer theils 
ſchwererer Art und freilich nicht auf alle Kategurieen des disciplinarwidrigen Ver— 
baltens gleichmäßig anwendbar, wie denn außerdem aud bier der allgemeine in 
Staat und Staatödienft waltende Geift und der Impuls von oben von unendlich 
eingreifenderer Wirkſamkeit ift, als dieſe Disciplinarmittel. In den Fällen, wo 
es fi) um eine unzuläffige Gewohnheit handelt, durch die fich der Beamte miß- 
fällig macht, werben den ftrengeren Mafregeln Warnungen und mit mehr over 
weniger Teierlichleit ertheilte Verweife vorausgehen. Ebenfalls Verweiſe wer- 
den gegen einzelne begangene Fehler, gegen Säumigfeit und Unfleiß gerichtet, und 
namentlich in ven legteren Fällen weiterhin durch Selb ftrafen gefchärft werben, 
die jedoch ein feftbegrenztes Maß haben müfjen. In manden Staaten können an 
die Stelle der legteren, wenigftens bei fubalternen Beamten, auch leichte Arreſt— 
ftrafen treten. Bleiben diefe Mafregeln, auch nad) vorhergegangener Berwarnung 
vor noch jtrengerer Ahndung, erfolglos, jo wird wohl einem bisciplinarmwibrigen 
Berhalten gegenüber, weniger aber ald Strafe für eine einzelne That oder Unter- 
lafjung, eine zeitweife Einftellung (Suspendirung) im Amte verfügt, welde 
aud wegen einzelner Handlungen, aber nicht ſowohl als Disciplinarmittel oder 
Strafe, wie ald Siherungsmafregel eintreten kann, falls diefe Handlungen eine 
Unterfuchung hervorriefen, die eine gänzlihe Entlaffung zur Folge haben fann. 
Eine weitere Disciplinarmaßregel ift die Verſetzung auf eine andere Stelle, vie 
jevoh auch ohne Verſchuldung des Staatsdieners, lediglich in Folge einer rein 
lofalen Unzuträglichfeit, oder aus jonftigen abminiftrativen Rüdfichten, nicht felten 
fogar wegen bejonverer Zufriedenheit mit dem Beamten verfügt wird, und jeven- 
falls den Charakter des Straf- und Beiferungsmittels nicht trägt, fobald fie feine 
Lage nicht verjchlechtert. Freilich ift eine ſolche Verſchlechterung auch ohne Ber: 
ringerung des Ranges oder Ginfommens denkbar, wenn die neue Stellung von 
individuell werthvollen Verhältniſſen, wie Oüterbefig, Familiennähe, losreißt, 
oder in raube, unfreundliche Gegenden überführt, oder mit unangenehmen, viel 
leicht allen Neigungen und dem Lieblingsberufe zumwiverlaufenden Geſchäften ver 
bunden ift, wie 3. B. wenn ein Mitglied eines Difafteriums wider feinen Willen 
zum Borfteher einer Strafanftalt beftimmt wird, oder ein Profeflor, vie in vielen 
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Staaten auh als Staatsbeamte betrachtet werben *), ebenfo unfreiwillig in 
eine praftifhe Wirkſamkeit verfegt werben fol. Hier können Chifanen vorkommen, 
denen durch genaue Bezeichnung des Mreifes, innerhalb deſſen eine Berfegung 
ftatthaft ift, werben follte. Wahre Strafe, wenn aud nur Disciplinar- 
ftrafe, ift die Verſetzung auf eine nad Rang oder Einfommen, oder in beider 
Beziehung, ſchlechtere Stelle; es wäre denn, daß fie als eine Art Gnadenmaß— 
regel an die Stelle einer eigentlich verfdulveten ftrengeren Ahndung träte, Ein 
weiteres ftrenges Disciplinarmittel fann die Quiescirung, die auf unbe- 
ftimmte Zeit — Einſtellung der Aktivität, Verſetzung in Wartegeld ſein, 
wenn ſie nicht aus Gründen verfügt wird, an denen der Beamte unſchuldig iſt. 
Sie hebt ſeine amtliche Wirkſamkeit auf die Zeit ihrer Dauer auf, läßt ihm 
aber feinen Rang und einen geſetzlich beftimmten Theil feines Einkommens, und 
behält dem Staate das Recht vor, ihn zu jeder Zeit wieder zum Dienfte zu be 
rufen. Dann folgt, als eine Erklärung, daß das Disciplinarverfahren nidyt zum 
Ziele geführt Habe, die gänzlihe Entlaffung. Dieje kann dreifaher Art fein, 
Wenn dem Beamten feine eigentlihe Schuld zur Laft fällt, vie Vorgefegten aber 
feine Beibehaltung aus adminiftrativen Gründen bedenklich finden, fo können fie 
feine Benfionirung verfügen, welde mit Beibehaltung des Ranges und eines 
beftimmten Einkommens verbunden ift, das Dienftverhältnifg aber dergeftalt Löft, 
daß er nicht wider feinen Willen wieder zum Dienfte gezogen werden kann, dies 
vielmehr eine neue Anftellung bedingt. Hier find Fälle denkbar, wo die Geredhtig- 
feit eigentlich verlangen witrde, daß ihm fein ganzes Einkommen verbleibe. Fällt 
ihm dagegen eine wirkliche Berfchuldung zur Laft, die dem Gefege nach und nad 
erſchöpftem Disciplinarverfahren, in manden Fällen auch ohne diefes, feine fürm- 
liche Entlaffung rechtfertigt, jo kann zu dieſer gejchritten werben, wobei man je 
doh in manden Staaten zwifchen einer bloßen Entlaffung, welde den Rang 
und bie Wieveranftellungsfähigfeit beläßt und nur das Einkommen und‘ die Wirk- 
famteit entzieht, und einer Entfegung, Abſetzung, unterfdeidet, bei der auch 
der Nang verloren geht umd feine Wieveranftellung erfolgen fol, (Die legtere 
Folge follte jedoch auch bier im Gnadenwege aufhebbar fein, da Menſchen irren 
fönnen, aud den Gejegen Fälle begegnen, denen gegenüber fie fih ungerecht er- 
weifen und überhaupt alle umwiderruflihen Mafregeln, vie über menschliches 
Schickſal verfügen, ihr Bedenkliches haben, befonders in fo wechſelvollen Zeiten, 
wie die unfrigen find.) Im Uebrigen pflegt man, wo jener Unterfchied gemacht 
wird, die Entlaffung in leichteren, die Entjegung in gröberen und befonders in 
folden Fällen eintreten zu laflen, wo die bürgerliche Ehre des Beamten gelitten 
hat. Zumeilen läßt man in beiven Fällen aus Meitleivsrüdfichten, namentlich für 
die Familie des Beamten, eine Unterftügung aus Staatsmitteln fortvauern, bie 
aber nicht über das Maß des Nothrürftigen hinausgeht. Beide Mafregeln follten 
jedenfalls nur bei erwiefener Berfhuldung eintreten, wogegen überall, wo 
e8 jih nur um Verdacht handelt, oder wo nur Meinungspifferenzen im Spiele 
find und die Abſicht des Beamten feine an ſich verwerflice ift, Rang und Ruhe— 
gehalt gewahrt werben follten. Denn wenn der Staat der Möglichkeit einer Un- 
gerechtigfeit duch ein eines Geldopfer ausweichen fann, fo fol er es thun; ver 
Nachtheil, der für ihn aus vergleichen hervorgehen kann, verſchwindet hinter dem 
Bortheil einer mehreren Sicerftellung der Beamten vor Willfür und Chifane, 
und vor Allem hinter vem Wegfall der Gefahr einer Ungerechtigkeit, und fir den 


*) Anm. d, Red. Diefe Auffaffung ift freilich unrichtig. Val. den Art „Staatsdiener“. 
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Beamten wird in ver Regel die Entlaffung, aud wenn fie mit Beibehaltung des 
Ranges und einem Ruhegehalte verbunden ift, immer noch fo viel äußeren Nach— 
theil enthalten, daß man nicht zu beforgen hat, er werbe das Gintreten einer 
folhen Wendung fuhen. Denn der Ruhegehalt entipricht doch höchſtens in foldhen 
Fällen dem Dienfteinfommen, wo der Beamte jo lange gevient hat, daß es ihm 
freigeftanden hätte, fich in Ruheſtand feren zu laffen, und die Entlaffung ent- 
zieht ihm feiner Wirkſamkeit und nimmt ihm die Ausfiht auf Borrüden. 

3) Eine auch erft in neueren Zeiten praftifch gewordene frage ift es, ob 
auch die aus dem Staatsdienſte entlafjenen, ſowie die zeitweilig 
quiescirten Beamten, vie Erfteren, wenn fie Nang und Ruhegehalt bewah— 
ven, einer Standespisciplin und welcher fie unterliegen. Bei ven blos zeitweilig 
Quiescirten ſcheint es unzweifelhaft, daß fie der Standesdisciplin in allen ven 
Punkten unterworfen find, die nicht unmittelbar mit der wirklichen Geſchäftsfüh— 
rung zufammenhängen. Denn fie haben nicht aufgehört, Staatsdiener zu fein, 
ftehen dem Staate zu fteter Verfügung und können jeven Augenblid wieder zum 
aktiven Dienfte einberufen werben. Auch bei den gänzlich Entlafjenen möchten wir 
keineswegs in Abrede ftellen, daß mande Seiten der Disciplinargewalt auch auf 
fie Bezug leiven. Doch wird man aud bier mit großer Sorgfalt und Feinheit 
zu unterſcheiden haben, und die Anwendung der einfchlagenden Grundſätze wird 
nur in mobificirter Weife gerechtfertigt fein. Es kann allerdings dem Staate nicht 
gleichgültig fein, ob Jemand, ver feine Titel führt, vielleicht fein Standeskleid 
trägt und and feinen Kaflen feinen Unterhalt bezieht, fit und den Stand, dem 
er angehört, herabfegt, in ökonomiſche Zerrüttung verfällt, in amtlider Gigen- 
ſchaft erfahrene Geheimniffe ausplaudert, oder einer gehäffigen Anfeindung des 
Regierungsfyftens die Autorität feiner früher befleiveten Stellung leiht. E8 kann 
dies wohl die Anwendung folder Disciplinarmittel rechtfertigen, die vielleicht eine 
Abftellung jener Mißſtände Hoffen lafjen. Zulest aber muß fi der Staat doch 
fagen, daß der Nachtheil derfelben für ihn im dieſen Fällen lange nicht jo groß 
ift, als wenn es fih um aktive Beamte handelt, daß durd den Austritt aus 
dem Staatsdienfte, unter Aufgebung ber weiteren aus ihm zu erwartenden Vor— 
theile, doch eine gewiſſe Freiheit des Privatlebens erworben worben ift, und daß 
der Rang und der Nuhegehalt gegenwärtig nicht mehr Gnadenſache, ſondern 
etwas durch den früheren, vielleicht langjährigen Staatsvienft Erworbenes und 
Bervientes find, das höchſtens durch wirflihe grobe Verſchuldung rechtlich ver 
wirft werben und deſſen Entziehung nicht, wie die des Staatsdienſtes, als poli- 
tifhe Nothwendigkeit erfcheinen fann. Es fcheint denn doch hart, wenn ber ent- 
laffene Beamte, ver nichts mehr von dem Staate zu erwarten hat, als den Rang 
und den Nuhegehalt, auf melde ihm das Gefeg in Kraft feiner früheren Yei- 
tungen Unfprud gegeben bat, genau benfelben Rückſichten und Beſchräukungen 
unterliegen follte, wie die aktiven Beamten, die noch in voller Pflicht und Wirk: 
ſamkeit ftehen und nod alle Bortheile des Staatsdienftes geniehen. Namentlich 
jheint uns auch das Einholen eines Urlaubs bei den entlaſſenen Beamten feine 
Begründung mehr in dem Zwecke des Urlaubs zu haben. 

4) Das Disciplinarwefen der Staatsbeamten findet häufig aud analoge An- 
wendung auf die Beamten von Gemeinden und Korporationen. Es wäre 
jedoch zu wünſchen, daß dieſe Anwendung überall geſetzlich geordnet würde; denn 
eine unbedingte Uebertragung des Disciplinarweſens im Staatsdienſte auf die 
Beamten von Gemeinden und Korporationen iſt ſchon deßhalb nicht zuläſſig, weil 
hier die entſcheidenden Inſtanzen weſentlich andere ſind. Auf der anderen Seite 
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fann gerade bier eine größere Bürgichaft gegen Willfür gewährt werden, wenn 
man einen Rekurs an die bier in der Regel unparteiifche Inftanz des Staates 
eröffnet. Bei den Geiſtlichen ift das Disciplinarwejen eher noch älter, als bei 
den Staatsbeamten, und von dem Geiftlichen häufig auch analog auf vie Lehrer 
übergetragen worden. Iſt auf der einen Seite hier weniger ftrenger Anspruch auf 
ftraffen Gehorfam und pünktlichſte Einhaltung aller Gefhäftsformen zu machen, 
und wird man Geiftlihen und Lehrern gegenüber zu manchen, in der Natur die- 
fer Berufszweige und ihrer Angehörigen begrindeten Nüdfichten veranlaft fein, 
jo ift man dagegen in Betreff ihres fittliden Berhaltens eher ftrenger, ünd das 
decorum celeriei ift ein weitumfaffender Begriff, welcher nicht aus den neueren 
Staatsvienftgefegen gefhöpft ift, ſondern den dieſe eher zu analoger Anwendung 
dem Kirchenrecht abgeborgt haben. Die Kirchenpraris bat übrigens gute Mufter 
einer diskreten, umfichtigen und humanen Handhabung der Kirchendisciplin ge: 
geben. 

5) Bei dem ganzen Disciplinarweien it das Verfahren eine befonvers 
wichtige und allerdings eine Fritifche Seite. Feſt fteht: ver Beamte ſoll nicht un- 
gehört verdammt, es foll ihm eine Bertheivigung feiner Sache verftattet werben. 
Einer eigentlih juriftifchen Behandlung find aber diefe Dinge, eben weil es fid 
nicht um wirkliche Verbrechen, häufig gar nicht um einzelne beftimmte Handlungen 
oder Unterlaffungen handelt, nur in ven ſeltenſten Fällen fähig; es wird ftets 
nur ein Furzes, ſummariſches Verfahren ftattfinden fünnen, und wie will man 
fid) eines wahrhaft unparteiifchen Richters verfihern? Die vorgefegten Behörden 
erheben die Rüge gegen den Beamten; die vorgefegten Behörden fällen vie Ent- 
[heidung, und wenn aud eine weitere Berufung von ihnen zu einer anderen 
Stelle eröffnet ift, wie dies vor Eintritt der ftrengeren Maßregeln gewöhnlich 
und nöthig ift, jo find es wieder vie Kollegen der vorgefegten Behörden, mei- 
ftens mit ihnen in der Richtung, die die Entſcheidung diktirt hat, ſympathiſirend, 
an die ber Rekurs geht. Und dod kann dies alles nicht wohl anders fein, da jehr 
häufig eben nur der Vorgeſetzte fich in fortgefegtem Gefchäftsverfehr mit dem 
Beamten von-der Nothwendigfeit der Disciplinarmaßregel überzeugen kann, das 
Aufrechthalten eines Unterbeamten gegen feinen Borgefegten dur eine andere 
Inftanz in vielen Fällen auch wieder Unzuträglichkeiten nach fih ziehen, das 
Beftellen einer bejonvderen, etwa aus Veteranen des höheren Staatspienftes be— 
ftehenden Rekursbehörde, wie anſprechend es fih auch im der Idee ausmimmt, 
doch eine ganz neue Inftanz von zweifelhafter Wirkfamfeit im Staate aufrichten, 
in vielen Fällen gar fein ausreichendes Eingreifen zulafien und zulegt doch dem 
Zwede nicht entfpreden würde. Es könnte fein, daß in den Mitgliedern einer 
ſolchen Behörde ſich eine gewiſſe Eiferfucht auf ihre Nachfolger in ver aktiven 
Staatsleitung geltend machte, die fie dann beftimmte, viefelben in der Dis— 
ciplinargewalt über ihre Untergebenen ungebührlich zu beeinträchtigen, daß derſelbe 
Staatsmann das ſachkundigſte Mitglied jener Behörde wäre, der den zu beur- 
theilenden Beamten angeftellt, gehoben, begünftigt hat und immer noch für ihn 
eingenommen ift; es könnte aud) fein, daß ein umgefchrtes Verhältniß ftatt fände 
und eine foldhe Berufung a Pontio ad Pilatum ginge, wie das in dieſem Dis- 
ciplinarwejen überhaupt nicht jelten ver Fall fein wird. In gar vielen Fällen 
wird man überhaupt Feine Unterlage der Eutſcheidung haben, als die eignen 
Wahrnehmungen des VBorgefegten, und da kommt es dann ganz darauf an, wie- 
viel Vertrauen die Rekursinftanz diefen ſchenkt. Zuviel Vertrauen kann dem an- 
geihuldigten Beamten, zuwenig kann dem VBorgefegten und dem Dienfte fchaden. 
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Gegen grobe, nahmweisbare Ungerechtigkeit wird Abhülfe zu erlangen fein. 
Aber neben einer folden ift bier unftreitig, nad der ganzen Natur der Dis- 
ciplinarvergehen und des Disciplinarverfahrens, für gar manderlei Willtür, aus 
welcher ein jchlimmer faktiſcher Druck hervorgehen und die viel böfes Blut machen 
faın, Raum, und allerdings ift vabei ver politiiche Parteiftanppunft ganz befon- 
ders gefährlih. Zur Milverung dieſer Uebelftände mag es beitragen, wenn bie 
Disciplinargewalt der verſchiedenen Iuftanzen nah Maß und Umfang genau be 
grenzt, die ftärferen Mittel nur den höheren, in der Regel doch unbefangenen, 
milvereg, weniger durch Perfönliches beftimmten Behörden vorbehalten, geeignete 
Rekurswege eröffnet find, und namentlich) vor einer Entlaffung und unfreimwilligen, 
mit Berfhlimmerung der Lage verbundenen Verſetzung die Berufung auf eine 
wenigſtens nicht unmittelbar betheiligte hohe Inftanz, einer Minifterrath oder 
Staatsrath, veiftattet ift, eine fürmlihe, mit Verluft des Ranges und Ruhe— 
gehaltes verbundene Abjegung aber nur nad Urtel und Recht eintreten kann, ba 
die Fälle, in denen eine ſolche Mafregel gerechtfertigt ift, jederzeit einer xichter- 
lihen Unterfuhung und Beurtheilung fähig fein werben. Milvern kann das alles, 
wenn auc nicht unbedingt fihern. Mehr muß von der eignen Ueberzeugung ber 
höheren Staatslenfer hinſichtlich der Wichtigkeit eines Geiftes des Vertrauens, der 
Zuverfiht und der würdigen Selbftjtändigfeit in den ihnen untergebenen Beamten, 
von der überwachenden Einfiht und Unbefangenheit der Regenten und von dem 
Lichte der Publicität erwartet werben. 

In der Regel find die Sicherungsmaßregeln zu Gunften ver Beamten bei 
dem Richterſtande gehäufter und gejchärfter, als bei den Verwaltungs: 
beamten. Zum Theil fcheint uns dies allerdings, wenn es nicht bloße Nach— 
ahmung franzöfifher Vorgänge ift, aus Neminiscenzen früherer Zeiten herzu— 
rühren. Die Gefahr einer ungebührlihen Einmiſchung der Politik in die Rechts— 
pflege, wenigftend von Seiten der Regierungen aus, dürfte jet viel geringer fein 
als ehedem, und die Juftiz, die jetzt ungleich mehr auf ihr eigentliches Gebiet, 
das des Privatrehts, beſchränkt ift, viel weniger der Weg zu fein, auf weldem 
politiſche Zwede verfolgt werben. Auch hat der Verwaltungsbeamte nicht minderen 
Anſpruch auf Schuß gegen Willkür, wie der Juftizbeamte. Allerdings aber liegt 
es in der Berfchievenheit viefer Geſchäftszweige felbft, daß nicht alle Disciplinar- 
rüdfichten bei ven Juftizbeamten ebenfo einfchlagen, wie bei den Verwaltungs: 
beamten, und bie Erfteren können feltener in den Ball kommen, ſich gegen vie 
Standestisciplin zu vergehen als dieſe, weil fie weit feltener nad fpeciellen 
Anweifungen Borgefegter zu handeln haben. Auch ift nichts zu verabjäumen, was 
dazu beitragen kann, das Bertrauen zu der Juftiz zu erhalten und zu verftärfen, 
&o dürften denn die Bürgſchaften für die Juftizbeamten nicht abzufhwächen, wohl 
aber die für die Berwaltungsbeamten den erfteren möglichft nahe zu rüden fein. 

6) Die Geſetzgebung der einzelnen deutfhen Staaten anlangend, 
die natürlich in manden Einzelheiten unter fi abweicht, jo führen wir bier aus 
Preußen die Berorbnungen vom 10. und 14. Juli 1849 über das Disciplinar- 
verfahren gegen richterliche und nichtrichterlihe Beamte, das Gefeg vom 7. Mai 
1851, die Dienftvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung berjelben 
auf eine andere Stelle over in den Ruheſtand betr., und das Gefeg über bie 
Dienftvergehen der nichtrichterlihen Beamten vom 21. Juli 1852 an; aus Bayern 
das Evift vom 26. Mai 1818; aus dem Königreih Sachſen das Gefeg vom 
28. Juni 1835; aus Hannover das Lanbesverfafjungsgefeg mit feinen mebr- 
maligen Abänderungen; aus Württemberg die Dienftpragmaflf vom 20. Juni 
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1821; aus Baden das Edikt vom 30. Januar 1819; aus Kurheffen vas 
Gefeg vom 14. Juli 1851; aus dem Großherzogthum Heffen das Edikt 
vom 12, April 1820; aus Sahjen-Weimar das Gefeg vom 8. März 1850; 
aus Sachſen-Gotha das Gefeg vom 25. März 1849; aus Braunfchweig 
das Geſetz vom 12. Oktober 1832; aus Naſſau vie Edikte vom 6. December 
1811, 6. Januar 1816, 18. Juni 1819 und die Verordnung vom 12. Januar 
1832; aus Anhalt-Deſſau-Köthen das Gejeg vom 10. April 1850; aus 
Anhalt-Bernburg die Gefege vom 13. Februar 1851 und 24. November 1851; 
aus Schwarzburg-Sondershaufen das Gefeg vom 21. März 1860. — 
Vgl. auch den fhon Br. I ©. 219 angeführten Auffag von Heffter. 
Billan. 


Diffidenten. 


Der Begriff der Diffiventen gehört einer beftimmten Entwidlungsftufe des 
Berhältniffes des Staats zu den chriftlichen Religionsgemeinfhaften an. Er jest 
voraus, daß der Staat einerfeits zwar an feinem erflufiven Staatskirchenthum 
fefthalte, vielmehr auch andern Belenntnifien eine genofjenfhaftlidhe Reli- 
gionsfreiheit verftatte, ambererjeit® aber doch die volle Anerkennung auf dem 
Boden des äffentlihen Rechts und die Ausftattung mit einer politifh bevorzugten 
Stellung Einer beftimmten Kirche oder aud beftimmten Kirchen vorbehalte (Lan— 
deskirchen), deren Religionsübung als die berrichende Regel, und wovon die Ab- 
weihung als eine — mehr oder weniger Beſchränkungen unterliegende — Aus- 
nahme behandelt wird. Zwar fünnte man nad dem Wortfinne des lateimifchen 
dissidere mit dem Namen der Diffiventen Alle belegen, welche nur das negative 
Merkmal der Abtrennung von der, in einem beftimmten Lande normalen, chrift- 
lich-religtöfen Gemeinfhaftsform mit einander gemein haben, auch wenn biefe 
Abtrennung durch Staatsgeje verboten, und deßhalb auch ihre genoffenfchaftliche 
Darftellung unerlaubt over felbft ftrafbar fein follte. Allein es bat ein wohl all- 
gemeiner Spradhgebraud darüber entfchieven, daß zu jener Abtrennung aud das 
pofitive Merkmal ihrer ftantlihen Zulaſſung binzutreten muß. Und babei fann 
dann wieder eine große Menge möglicher Abftufungen von ver bloßen Duldung 
bis zu einer relativen, jedoch immer unter ver Pinie der Yanvestirche bleibenden 
öffentlichen Anerkennung und Förderung vorfommen, — Wbftufungen, welche von 
der effektiven Bedeutung der abweichenten Religionsgemeinſchaften, der Dauer 
ihres Beftandes, ter relativen Ausbreitung, ven Yeiftungen für das religidfe Leben 
und bie fittlihe Kultur der ihnen angehörenden Volksbeſtandtheile abhängen wer- 
den. Dagegen ift für den Begriff des Diffidentismus die Stellung gleichgültig 1), 
welche die diffidentifchen Gemeinschaften in ver hriftlihen Religionsgefhichte 
einnehmen, ob fie in der letteren, alfo gemeflen am religionsgefhichtlichen Maß— 
ftabe, als eigentlihe Kirchen oder als Selten fi darftellen. Denn ebenfo wie 
eine (religionsgefhichtliche) Kirche in Folge der befonderen Entwidlung eines ein- 
zelnen Bolfes und Staates von der landesfirchlichen Stellung ausgefchlofien fein 
fann (3. B. die griechifche), ebenfo ift e8 von der andern Seite möglih, daß in 
Folge diefer Entwidlung eine bloße (religionsgefhichtlihe) Sekte fi allein ber 
öffentlichen Anerkennung und Förderung erfrene, und vie Anhänger der Kirche 


N In diefe Stellung füllt das unteriheidende Merkmal der diffidentifchen Religions— 
gemeinfchaften von den Selten. Bal. d. Art. 
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ſich politifh in der Lage von Diffinenten befinden. Man kann daher innerhalb 
des Diffidentismus wieder Diſſidenzkirchen und diſſidirende Selten unter 
ſcheiden. 

Die eigentliche Geſchichte des Diſſidentismus beginnt erſt nach der Kirchen⸗ 
reformation. Freilich war ſchon im Mittelalter die Möglichkeit deſſelben ſeit der 
Spaltung der Kirche in die griechiſche und die römiſche gegeben, und in den 
wenigen Beiſpielen einer Staatsbildung, welche Bevölkerungsbeſtandtheile von 
beiden Kirchen umfaßte, Faffen ſich denn auch die Anfänge oder Vorläufer einer 
ftaatliden Behandlung ver einen Kirche als Diffidenzlirche wahrnehmen. Allein 
diefe Beifpiele find doch im Mittelalter nur ganz fporadifh, ftehen im Wider— 
fpruch mit der au als politiicher Grundfag herrſchenden Anſicht von der Noth- 
wendigfeit firchlicer Einheit der Nation, und finden fi) nur auf ben Grenz- 
gebieten zum Morgenlande. Anders feit der Kirchenreformation. Diefe brachte es 
nicht blos zu einer Vermehrung der Zahl ver Kirchen und mit ihr zu einer 
Steigerung der Bedingungen, unter welden in demſelben Volke der Unterfchieb 
von Landes- und Diffivenzkirchen eine Stätte finden konnte, fondern ſchloß auch 
in ihrem Principe der Unmittelbarfeit des Bandes der Gläubigen zu Chrifto eine, 
allerdings erft fpäter entwidelte, Anerkennung ber Gewifjensfreiheit ein, 
welche, je mehr fie als ein werthuolles und vom Staate zu ſchützendes Gut er- 
fannt wurde, den Grund zu mannigfachen Abzweigungen von den herrſchenden 
Kirchen legte. Zunächſt freilid war man in katholifhen wie in evangelifhen Ge— 
bieten der Anfiht, daß der Staat einer beftimmten Kirche, auf deren Wahl die 
perfönlihe Anſicht der politifhen Machthaber einen principwidrigen Einfluß aus: 
üben fonnte, dieſelbe erfiufive Berechtigung zu gewähren habe, wie fie früher im 
chriſtlichen Abendlande allein der römiſch-katholiſchen Kirche zugeftanden hatte. 
Allein indem jenes perjönlihe Gewicht va, wo es ſich nicht im Bunde, fonvern 
im Widerſpruche mit den religiöfen Ueberzeugungen ver Völker geltend machte, 
nur theilweiſe feine Abfichten zu verwirklichen, und eine mit jenen Weberzeugungen 
ftreitende erflufive Staatskirche herzuftellen vermochte, wurde es hiſtoriſch der 
nächfte erzeugende Grund der biffiventifhen Religionsgemeinfchaften. Nicht immer 
nämlich führten die ſchweren und oft blutigen Kämpfe, die aus jenen Herftellungs- 
verjuchen bervorgingen, zu dem reinen Giege der einen Konfelfion, die ſich nun— 
mebr als erflufive Staatskirche behauptet hätte. Vielmehr fchloffen fie häufig mit 
einer Art Kompromiß, welches neben ver einen mit der vollen Gunft ver politi- 
hen Gewalt ausgeftatteten und als Regel der Neligionsübung des Landes be- 
handelten Konfejfion doch auch der andern, als Ausnahme von biefer Regel, eine 
bald mehr buld weniger fichergeftellte genoſſenſchaftliche Eriftenz zugeftand. Ein 
befonders lehrreiches Beifpiel dieſer Entwidlung der Dinge, in welcher denn auch 
der Name der Diffiventen zum erften Male als technifcher auftritt, bietet ſich in 
Bolen dar. Hier begann nach ber Intorporation Weftpreußens in das polnifche 
Reih (16. März 1569) der Berſuch, ein zum großen Theil evangelifhes Land, 
welches feiner früheren Selbſtſtändigkeit die Fortſchritte der Reformation zu ver- 
danfen hatte, durch Gegenreformation, die mit allen Mitteln der politifchen Ge— 
walt betrieben wurden, der fatholifchen Kirchemeinheit wieder zu unterwerfen. Das 
Ziel warb aber nur theilmeife erreicht. Die ungebrochene Selbftftänvigfeit und 
Macht der großen Städte (Danzig, Elbing und Thom) und die Glaubenstreue 
einzelner ritterfchaftliher Familien und vieler Gemeinden boten unüberwinbliche 
Schwierigkeiten, Das Refultat war, daß zwar die römifch-fatholifche Kirche wieder 
zur herrſchenden, ihre Religionsübung zur Regel erhoben wurbe, allein ven als 
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„Diffivdenten” bezeichneten Evangelifchen doch eine individuelle und genoſſenſchaft⸗ 
liche Religionsfreiheit zugefproden werden mußte, welche freilid bis auf ben 
Warſchauer Traktat vom 24. Februar 1768 gegen oft wiederholte Anläufe und 
Kräntungsverfuhe im Kampfe lag. (Vgl. Laspeyres Geſchichte und heutige 
Berfaflung ver fathol. Kirche Preußens. Br. I. ©. 401 ff.) 

Auch in den meiften deutſchen Territorien bildete fi der Sache nad ein 
Gegenfag von Landeskirchen und Diffiventen, nicht felten auch bier als Wirkung 
theilweife gelungener Gegenreformationen. Noch öfter aber ergab er fich jeit dem 
17. Jahrhundert aus ausdrücklichen, kraft landesherrlichen Reformationsredhts ver- 
liehenen Konceffionen an Anhänger viffentirender Bekenntniſſe, welde, in ihrem 
Heimatlande religiös bebrängt ober bedrückt, dem am fie ergebenden Rufe zur 
Einwanderung in ein fremdes Yand folgten, weldes ihnen eine friedliche, wenn 
auch beſchränkte, Religionsübung gewährleiftete. Wenn diefe Konceffionen im 17, 
Jahrhundert häufiger aus politiiher, befonders ftaats- und vollswirthſchaftlicher 
Zwedmäßigkeit, wie aus principieller Ancrfennung und Vertretung der Gewifjens- 
freiheit bervorgingen, fo zeigte fih an den gleihartigen Koncejfionen des 18. 
Jahrhunderts ſchon mehr die Ginwirkung bes letzteren Gefihtspunftes, Die ent- 
jchiedene Ueberzeugung dagegen, daß der Staat ebenjowohl um der Gewifjens- 
freiheit feiner Glieder, als um der Selbitftändigfeit und igenartigfeit des reli- 
giöfen Lebens willer, deſſen Gang zu regeln nicht Aufgabe des Staats jein kann, 
die Verpflihtung habe, die Seceifion von den Lanvestirhen in gewiſſen Örenzen 
gewähren und auch in genofjenfhaftliher Form fich darftellen zu laſſen, — viefe 
Ueberzeugung bat fich erft im 19. Jahrhundert foweit verbreitet, daß fie aud im 
der Mehrzahl der deutſchen Staaten zu einem politifhen Principe fih befeftigte. 
Der Werth des lesteren büßt dadurch nichts ein, daß es oft und laut genug 
aus dem hohlen Grunde blos formaler Freiheitstheorieen und irreligiöfer Ten- 
denzen in Anſpruch genommen worden ift. 

Zur Befrievigung der Forderungen dieſes Princips, weldes freilih von dem 
leivigen Schwanten deutſcher Staatsmarimen wiederholt erihüttert wurde, gab es 
bis in die Mitte des Jahrhunderts nur ven Weg des Reformations rechts, d. h. 
es bedurfte zur Zulaffung einer viffiventifhen Religionsgefellihaft doch immer 
einer beſondern Koncefjion von Geiten der Staatögewalt, welde zugleich 
die näheren Beringungen und Schranten ihres erlaubten Dafeins und Wirfens 
fowohl dem Staate als ven Landesfirhen gegenüber zu beftimmen hatte. Erft 
unter den Beränderungen des dffentlihen Rechts im Jahr 1848 fam es in vielen 
Berfafiungsgefegen zur Sanftion des Sapes, daß die Bildung von Religions- 
geſellſchaften nicht mehr von befonverer Zulafiung abhängig, daß fie aljo mur 
durh die allgemeinen Bedingungen tes Aſſociationsérechts beichränkt fei. 
(Bgl. meine Schrift: Die Stellung der Neligionsgemeinjhaften im Staate, 
©. 18 fi.) Diefer Sag wurbe entweder in ausprüdlicher Beziehung auf Reli- 
gions geſellſchaften ausgeſprochen (3. B. preuß. Verf. v. 31. Jan. 1850, Art. 12), 
oder er folgte aus der Allgemeinheit, in welder das Recht der Bereinsbildung 
gewährt ward (3. B. hannov. Gef. v. 5. Sept. 1848, $. 4). Es konnte nunmehr 
in ben betreffenden Staaten gegenüber ven Landeskirchen, die in ihrer bisherigen 
Öffentliben Bedeutung und Stellung verblieben, eine doppelte Art diſſidentiſcher 
Religionsgefellihaften geben, einmal ſolche, die nur auf dem Boden ver burd 
die Verfaſſung gewährleifteten religiöfen Bereinigungsfreiheit ftanden, und fodann 
jolde, die ihre Rechte aus ver befondern ihnen verliehenen Konceffion ableiteten, 
Rechte, melde — ohne am dic der Landeskirchen zu reichen — doch viel weiter 
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gehen fünnen, als aus dem Grunde der VBereinsfreiheit ahleitbar ift. In der 
jüngften Zeit hat die gegen die VBerfaffungsbildungen jener Sturmjahre eingetre- 
tene Reaktion auch die Freiheit der Bereinigung zu biffidentifchen Religionsgemein- 
ſchaften getroffen. In vielen Ländern (nicht in Preußen) fiel diefe entweder durch 
die Aufhebung der fie ertheilenden BVBerfaffungsgefege, oder dadurch, daß die Re— 
gierung ein neues, von der bisher approbirten Interpretation abweichendes Ber- 
faffungsverftändniß aufftellte (fo in Hannover; |. Allgem. Kirchenblatt f. d. evangel. 
Deutſchland 1857, Nr. 12). Die Nothwendigfeit ver Konceffion und mit ihr das 
Reformationsreht in feinem früheren Umfange trat dadurch wieder ein. 

Was nun die, befonders bei Gelegenheit ver Frankfurter Grundrechte viel 
verhanbelte, Frage betrifft, ob überhaupt der Gegenjag von Lanvesfirchen und 
diſſidentiſchen Gemeinfhaften in unfern deutſchen Berhältniffen einen foliden Grund 
babe, fo ift viefelbe zu bejahen. Wenn die Entwidlung des religiöfen Lebens vie 
religiöfe Einheit der Nation aufgehoben bat, ohne der römiſch-katholiſchen und 
der evangelifhen Kirche die effektive hiſtoriſche Bedeutung der beharrlichen und 
für das nationale Kulturleben wichtigften religiöfen Bildungsftätten zu entziehen, — 
wenn ferner die Zulaffung von Belenntniffen, die von diefen Kirchen abweichen, 
als eine rechtliche, ver Achtung ver Gewiffensfreiheit wie der Selbftftändigfeit ver 
religiöfen Sphäre ſchuldige Nothwendigkeit erfannt ift: fo wirb ver Staat ben 
Forderungen, die aus diefen gegebenen Grundlagen folgen, nur dadurch entſpre— 
hen können, daß er einerfeits an jenen Kirchen ihre öffentliche Stellung als 
Landestirhen vollftändig anerkennt, und andererfeit8 andern Religionsgemeinfchaf: 
ten, ohne fie auszufhließen, die ihrer geringeren oder überhaupt noch unbewährten 
Bedeutung für das fittliche Gemeinleben entiprechende Eriftenz verftatte. Dann 
fteht man eben auf dem Standpunkte der Unterfcheidung zwiſchen Landeskirchen 
und diſſidentiſchen Religionsgemeinfhaften, — ein Standpunft, der jegt aud) 
feinen erheblihen Anfehtungen ausgefegt fein wird. Dagegen gehen in unfern 
Tagen die Meinungen darüber weit auseinander, ob die rechtlich zu achtende 
Bildung diffiventifher Gemeinfhaften ſchon im Bereiche der Affociationsfreiheit 
liegen, oder immer durch einen fonfreten Akt ftaatliher Zulaffung kraft Reforma- 
tionsrechts vermittelt werben folle. 

Zu Gunften der erftern Anficht fpricht, daß 1) für ven Staat die ihm gegen 
den Mifbraud des Affociationsrehts zuftehenden aufjehenden und reprimirenven 
Befugniffe der Polizeigewalt auch gegen Mifbraud der -religiöfen Bereinsfreiheit 
ausreichen; 2) daß ein wirkliches Recht der Gewiflensfreiheit nur unvolllommen 
beftehe, fo lange die Seceffion von den Landeskirchen nur mittels einer bejontern, 
nah Zwedmäßigfeitsermeffen ver Regierung zu gewährenden aber aud zu ver- 
ſagenden Erlaubniß möglich fei; 3) daß der Staat nicht durd Mittel der Hem- 
mung oder Erſchwerung ver Seceffionen die Landeskirchen künſtlich zu konſerviren 
habe, fondern daß die Landeskirchen felbft die Bedeutung, die der Staat ihnen 
beilegt, durch ihre eigene Kraft und die geiftige Ueberlegenheit ihres Wirkens er- 
halten müffen; 4) daß ein befonderer Akt ver Zulaffung von Seiten des Staats 
doch ein gewiſſes Maß ver Konfolidation der diſſidentiſchen Gemeinſchaft voraus: 
ſetze, zu welcher ohne eine, auf dem Boden ver gemeinen Freiheit ftehende Be— 
— religiöſer Bergeſellſchaftung entweder gar nicht oder nur in widergeſetzlicher 

eife gelangt werben könne. 

Für die zweite Anficht wird befonvers geltend gemadt, daß 1) ein auf 
wirklichem Ernfte veligiöfer Ueberzeugung beruhendes Seceffionsftreben durch äußere 
Erſchwerungen nur erftarten und trog berfelben zur Anerkennung fi durchſetzen 
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werde; 2) daß die Religionslehren aud einen fo ergiebigen und wichtigen Duell 
von Meinungen über allgemein fittlihe und bürgerliche Berhältniffe bilden, daß 
der Staat eine verbundene Wirkſamkeit Mebrerer zur Darftellung und Ausbrei- 
tung der erfteren erft nad gewonnener Einfiht über ihre Zufammenftimmung 
mit den legteren geftatten fünne; 3) daß da, wo Landeskirchen eriftirten, manche 
wichtige Einrichtungen, die im Zweckbereiche des Staates wie der Kirche liegen, 
z. B. Voltefhule und Eheordnung, auf der Baſis des Zufammenmirkens bes 
Staats mit den Landeskirchen georbnet feien, und daß es daher für diſſidirende 
Unterthanen erſt einer mit ihrer Zulaffung zu verbindenden Ausnahmsftellung zu 
viefen Einrihtungen bebürfe, 

Don diefen Gründen feinen die legteren die durchaus ſchwächern zu fein. 
Der erfte Grund (die Ueberwindungsfraft, welche einer ernften diſſidentiſchen 
Richtung gegen ftantlihe Hinderniffe beimohnt) ift im beften Falle der leidige 
Troft, daß es für fehlerhafte Einrichtungen und Thätigleiten des Staats in ber 
göttlichen Oekonomie der fittlichen Welt noch Korreftive giebt, alſo feine Recht: 
fertigung jener Einrichtungen felbft. Der zweite Grund (ver Einfluß ver Reli 
gionslehre auf das bürgerlihe Berhalten) wird, foweit er Beachtung verdient, 
dur die allgemeinen Befugniffe der Polizeigewalt über das Vereinsweſen zur 
Genüge befriedigt. Der dritte Grund (das Beftehen bürgerlich-kirchlicher Inftitute) 
ergiebt nur die Nothwendigkeit, daß neben der die Regel bildenden, ftaatlid- 
firhlichen Geftaltung aud ein Ausnahmsrecht beftehe, welches für die Mitglieber 
diſſidirender Neligionsgemeinfhaften die Wege eröffnet, um durch ihre Seceffion 
von den Landesfirhen nicht von den Zweden ausgejchloffen zu fein, zu benen 
vie bürgerlich-kirchliche Einrichtung das regelmäßige Mittel bietet. Einen beachtend- 
werthen Weg in Bezug auf die Ehefchliefung hat hier das württembergifche Ge- 
fe vom 1. Mai 1855 eröffnet. €. Herrmann, 
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Konrad Chriſtian Wilhelm von Dohm, geboren den 11. December 
1751 zu Lemgo in der Grafſchaft Lippe, war der Sohn eines evangeliſchen 
Geiſtlichen. Er bezog im Herbſt 1769 die Univerſität Leipzig und wandte ſich 
hier bald von der Theologie zur Jurisprudenz, um bereits im Anfang des Jah— 
res 1771 dem Univerſitätsſtudium zeitweilig Valet zu ſagen. D. hatte in 
Leipzig fleißig ſtudirt, namentlich viel geleſen aus dem Reiche der Philoſophie 
und Pädagogik. Insbeſondere hatten Baſedow's Schriften ihn angezogen. Er wurde 
für deſſen vielverſprechende Pläne zur Reform des Chriſtenthums und des Er— 
ziehungsweſens mit Begeiſterung erfüllt. Ueberhaupt bekundete ſich ſchon damals 
bei D. die ihm ſein ganzes Leben hindurch gebliebene Neigung, zum gemeinen 
Beſten und zur Veredlung der Menſchheit zu wirken, ein gewiſſer philantropiſti— 
ſcher Zug und ein gewiſſes unpraktiſches Idealiſiren, verbunden mit dem lebhaf— 
teſten Wunſche, recht bald einen großen und zwar gerade praktiſchen Kreis für 
feine Thätigfeit und für die Verwirklihung feiner Ideale zu erlangen. Er beſchloß 
nad Altona zu Baſedow zu gehen, um bei diefem fich weiter zu bilden, nament- 
lich in philoſophiſch-praktiſchen Studien, mnfte aber gar bald erfahren, vaß ber 
Umgang mit Baſedow, der fi felbft in farfaftifcher Weife den großen Rühr— 
Löffel Deutſchlands nannte und deſſen leidenfchaftliches und unsrventliches, rauhes 
und geiziges Weſen ven idealiſtiſchen D. abftieß, ihn nicht weiter bringe, be 
fonders da Baſedow ven jungen Mann hauptfählih nur als einen Korrejpon- 
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denten benugen mochte. Bald nad der Ueberſiedlung Baſedow's nah Defjau 
(1772) verließ ibn D., um im Veipzig feine juriftifhen und philofophifchen 
Studien fortzufegen. 

Einflußreih war für D. ver nähere Umgang mit dem befannten Philofophen 
Garve, mit Engel, Weiße und dem trefflihen Zollifofer. D. fühlte fid) ſchon 
jet berufen, als Schriftiteller aufzutreten. Ermuntert durch Lavater überfegte er 
Bonnet's Essai de Psychologie (Lemgo 1773). Auch eine ſchon früher ange- 
tnüpfte Verbindung mit Gleim befeftigte fi mehr und mehr und führte auf den 
Plan, in Bereinigung mit andern jungen Männern Boltsfhriften auszuar- 
beiten. Gleim wollte für eine zu diefem Ende eigens zu errichtende Buchhandlung 
forgen. Vorzugsweiſe richtete fi aber von nun an das Beftreben D.'s darauf, 
eine Anftelung in Preußen unter dem großen König Friedrich II. zu erlangen. 
Er erhielt 1773 die Pagenhofmeifterftelle am Hofe des Prinzen Yerbinand (jüng- 
ften Bruders von König Friedrich II.) in Berlin, wurde aber bald einer Stellung 
überbrüfflg, in welder D., wie er felbft in einem Briefe fchrieb, nad „Begeg— 
nung, Befoldung, Wohnung und allem Anderen nur eine Art von Bedienter 
war. Doc hatte er Muße zu Bekanntſchaften und literarifchen Arbeiten. Er trat 
in Beziehungen mit Sulzer, Spalbing, Teller, Nicolai, Büſching u. A. und 
beihäftigte fih mit der Ueberfegung und Bearbeitung mehrerer Reifewerke, fchrieb 
aud 1774 eine „Vorgängige Nachricht von dem jegund vollendeten Elementar: 
werk, mit Willen Baſedow's.“ Uebrigens benutte er ven Aufenthalt in Berlin 
am wenigften, um von dem eigentlihen Geſchäftsweſen fih Kenntniß zu ver- 
ihaffen, hatte aber trogvem die größte Neigung zum Eintritt in den praftifchen 
Staatsdienft und beſchloß deßhalb noch nachträglich ſich durch juriftiihe Studien 
dazu vorzubereiten. Bereits als Schriftfteller vielfad befannt, bezog er nod) 
einmal die Univerfität. Er wählte Göttingen, wo er namentlih mit Meiner und 
mit dem Freiherrn v. Stein, dem großen deutſchen Patrioten, in nähere Be: 
ziehungen trat. Seine Studien erftredten fich befonvders auf das Staatsrecht, auf 
Geſchichte und Statiftit, doch fehnte fih D. immer mehr nad praftiicher Be— 
Ihäftigung. Der Buchhändler Weigand in Leipzig veranlaßte im Jahre 1776 D. 
und Boje, zur Fortſetzung des fog. encyklopärifhen Journals eine neue Zeitfchrift 
herauszugeben und fo entftand das „Deutfhe Muſeum“, welches unter den älteren 
Zeitfchriften unferer Literatur einen ehrenvollen Platz behauptet. D. lieferte darin 
befonders biftorifhe und nationalökonomiſche Auffäge, trat aber 1778 von ver 
unmittelbaren Mitredaftiou zurüd. In viefer Zeit publicirte er auch eine „Ges 
ihichte der Engländer und Franzofen im öftlihen Indien”; viefelbe ift aber 
dragment geblieben. Er überfandte fie dem preuß. Minifter Graf Schulenburg 
mit der Bitte um Auftellung, al® gleichzeitig ihn ein Ruf als Profeffor nad) 
Kiel und ein auderer an das Carolinum nah Kaffel erreihte. D. ging nad) 
Kaffel, da man in Berlin nichts bieten konnte, gab aber nach wenigen Jahren 
feine dortige Stellung nicht blos wegen des Dranges, gerade in preußifche Staats: 
dienfte zu treten, auf, ſondern aud wohl, weil er fi der Gabe eines großen 
Lehrtalentes nicht erfreute umd dazu feine Bruft [hwädhlih war. Im Spätherbft 
1777 bot ihm der preuß. Minifter Schulenburg eine Stelle als Lehrer bei dem 
weiten Sohne des Prinzen (nadhherigem Könige Friedrich Wilhelm II) von 
—** au und forderte ihn zu einer fofortigen perſönlichen Vorſtellung bei 
Friedrich d. ©. auf. D. unternahm die Reife und ließ vor feiner Audienz dem 
großen König feine obige Gefhichte der Engländer und Franzoſen in Indien, zu> 
glei. mit einem Memoire, einem Plane zur Wiederbelebung der Emdener Kom: 
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pagnie und des preußifch= oftindifhen Handels überreihen. Der König empfing 
ihn dann fehr freundlich, fagte, daß die in dem Memoire entwidelten Ideen gut 
gemeint, aber für Preußen nicht paſſend feien, und fegte umftändlic auseinander, 
wie ihm, dem Könige von Preußen, ein Regiment Soldaten wichtiger fei als ein 
Kriegsichiff, deſſen Koften denen eines Infanterieregiments völlig gleihlämen. Am 
andern Tage erhielt D. den Beſcheid, daß man für jet eine Stelle für ihn habe, 
Der Minifter Graf Herkberg machte aber günftige Ausfichten für die Zukunft und 
unterhielt ſeitdem mit D. eine Korrefpondenz. Nach feiner Rückkehr nad Kaſſel 
trat D. in Verbindung mit dem nachherigen Fürſt Primas v. Dalberg, damals 
furmainzifhem Statthalter zu Erfurt; er mußte demjelben monatlidy eine Ueber— 
fiht der merkwürdigſten politifchen Greigniffe entwerfen und feine eigenen Bemer— 
fungen und Anfichten hinzufügen. Um die Zeit wurbe ihm der Antrag, in öfter 
reichifche Dienfte zu treten, doc unter der Bedingung des Religionswechjels geftellt. 
D. wies ihn ohne alles Bedenken ab. Graf Hergberg, dem er davon ſchrieb und 
von welhem D. bereitd mehrere Schriftftüde in Bezug auf den bayerifhen Erb— 
folgeftreit erhalten hatte, munterte D. auf, aud hierüber feine Stimme zu er- 
heben. D. fchrieb: „Geſchichte des bayerifhen Erbfolgeftreites nebft Darftellung 
ver Lage deſſelben im Ienner 1779", doh anonym, Diefe Gefhichte ift aber 
Fragment geblieben, indem nad dem bald beigelegten Streite das Intereffe auf- 
hörte und außerdem Hergberg zu großer Behutfamfeit rieth, weil ein minder 
mächtiger Fürft gegen etwaige Berfolgung nit wohl ſchützen könne. Erſt im 
Herbft des Jahres 1779 erhielt D., als ihm eben Dalberg eine Profeffur in 
Erfurt anbot, eine Beförderung in Preußen, nämlich als geheimer Ardivar in 
Berlin mit 500 Thaler Gehalt und dem Titel als Kriegsrath. Das Patent über 
biefe do nur fehr unbebeutende Stelle ift ein wahres Mufter von Yörmlichkeit 
und von faſt bausväterliher Berüdfihtigung individueller Umftände und Ber- 
hältniſſe. 

In Berlin zeichnete ſich D. gar bald durch ſeine Thätigkeit und ſeine tüch— 
tige Geſchäftskenntniß aus. Seine Gewiſſenhaftigkeit und ſein Dienſteifer fanden 
bei dem Miniſter Hertzberg und ſelbſt bei dem Könige Anerkennung. Aber die 
gewöhnlichen Beſchäftigungen ſeiner Amtsſtellung mit ihrem kleinlichen Charakter 
ſagten dem geiſtvollen und nach höheren Dingen ſtrebenden Manne nicht zu. 
Einige kleine diplomatiſche Sendungen konnten ihm um ſo weniger Befriedigung 
gewähren, da der Erfolg nicht ſehr glücklich war. Dazu wurde feine Hauptthätig- 
feit vielfah völlig in den Hintergrund geftellt, indem D. wefentlih nur für ven 
Minifter Hertberg arbeitete. D. fand es aber unerträglich, das bloße Werkzeug 
eines Andern zu fein. Wie auf fchriftftellerifhem Gebiete, fo auch auf dem 
praftifch-politiihen wollte er das, was er wirklich leiftete, öffentlich leiften und 
vor aller Welt dargelegt wiſſen. Auch fehlte D. überhaupt jene Feſtigkeit und 
Dauerhaftigfeit des Charakters, um in fchwierigen und ſelbſt widerwärtigen Din- 
gen lange ausharren zu können, und anderjeits fühlte er ſich allzufehr, um 
lange auf eine mehr hervorragende beamtliche Stellung warten zu können und zu 
wollen. D. fnüpfte 1783 Unterhanvlungen an, um in öſterreichiſche Dienfte zu 
treten, Nun endlich wurde er zum geheimen Kriegsrath befürbert, von ver un- 
angenehmen Arbeit in den Archiven befreit und, wie er dies beſonders gewünſcht 
hatte, in dem Departement der auswärtigen Angelegenheiten vorzugsweiſe be— 
ſchäftigt. Bald wurden ihm zur Förderung ber großen Pläne Friedrichs IL. in 
Betreff des deutſchen Fürſtenbundes ehrenvolle Aufträge zu Theil. D. ſchrieb: 
„Ueber den deutſchen Fürftenbund“, doch anonym Die Schrift, unter Mitwir- 
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fung Hertzberg's entftanden, war eine gelungene zu nennen und machte neben 
der ähnlichen von Johannes Miller großes Aufſehen. In der erften Zeit feines 
Berliner Aufenthaltes gab D., auf Mendelsſohn's Veranlaffung, jene berühmte 
Schrift: Ueber vie bürgerliche Berbefferung der Juden (Berlin 1781) heraus, 
wodurch er die befanntlid noch umfere Gegenwart jo vielfach befchäftigende Juden- 
frage zuerft in Anregung brachte, 

Im Jahr 1786 wurde er zum preußijchen Gefandten am kurfölnifchen Hofe 
und am nieberrheinifch-weftphälifchen Kreife ernannt. D. erwies ſich auch hier als 
fundiger Gefhäftsmann und wurde mit auferorbentlichen Aufträgen von Seiten 
feiner Regierung vielfach beehrt. Als in Folge eines Aufftandes in Aachen eine 
reihsfammergerichtlihe Unterfuhung weitläufiger Art eingeleitet morben war, 
braden im Sommer 1787 neue Unruhen aus. Das Kreispireftorium wurbe als 
faiferlihe Kommiſſion beauftragt, fchleunig zu unterſuchen und begab ſich mit 
800 Mann Tülich’fcher Truppen nah Aachen. D. hatte vorzugsweife die Sache 
zu leiten und verlegte feinen Wohnfig deßhalb auf längere Zeit nah Aachen. 
Er ſuchte Acht ftaatsmännifh durch Einführung von Reformen zu vermitteln; er 
dachte an eine zeitgemäße Neugeftaltung der Stabtverfafjung und machte deßhalb 
einen Entwurf, ohne daß es ihm glüden wollte, ein praftifches Ziel auf biefem 
Wege zu erreichen. — Ferner wurde D. in der damaligen fog. Nunciaturftrei- 
tigkeit, nämlich in dem Zwiefpalte ver deutſchen Erzbifhöfe mit dem römifchen 
Stuhle wegen der Kompetenz der geiftlichen Gerichtsbarkeit benußt; er fuchte da— 
bei im patriotifhen Sinne die deutſche Selbftftänvigkeit zu wahren, doch ließ ver 
preußifche Hof, zum Leidweſen D.'s, nad zweijährigen fruchtlofen Bemühungen 
bie ganze Sache fallen, die Hergberg für ein „wahres Kreuz der großen Politik“ 
erflärte. — Auch in der Lütticher KRoadjutor-Angelegenheit gelang es D. nicht, 
die Preußen günftigen Pläne durchzuſetzen. Als dann kurze Zeit nachher (1789) 
zu Lüttich eine Revolution ausgebrohen war und das Neichsfammergericht ein 
Mandat erließ, daß die Unterfuhung und Beftrafung durch das Kreispireftorium 
veranlaßt werbe, jo wünſchte D. eine Vermittlung durch eine Verfaffungsreform, 
während feine Regierung dies zwar nicht ganz aurüdwies, aber doch, wie fid 
Hergberg ausprüdte, die Juftiz mit ver Politit vereinigt wilfen wollte, und ber 
Zwiefpalt im Kreispireftorium zulest einfach die Gewalt fiegen ließ. D.'s Pläne 
ſcheiterten; er wurde dazu von vielen Seiten wegen feiner diplomatifhen Thätig— 
feit angegriffen und verbädtigt. Zulegt nahmen die Defterreiher die Sache in 
die Hand; die unentſchiedene preußifche Vermittlung hatte feinen Erfolg gehabt; 
und D. mußte es nun nocd erleben, daß feine Regierung gerade ihm wieder 
Vorwürfe machte. Die ganze Angelegenheit wurde von ihm veröffentlicht in einer 
Schrift: Die Püttiher Revolution im Jahre 1789 und das Benehmen Sr. 8. 
Majeftät von Preußen in derfelben (Berlin 1790). 

Mit der Rückkehr von Aachen nad Köln begann für D. eine unruhevolle 
Lebensperiode; er wurde in das äußere, unftete Treiben einer verhängnißvollen 
Zeit immer mehr verflocdhten. Die Wirkungen der franzöfifchen Revolution ver: 
breiteten ſich auch über Deutfchland, bejonders in Folge der Kriegserflärung gegen 
Sranfreih. D. war nicht in der Lage, diefen Krieg zu billigen, der durd das 
Miptrauen zwifchen Preußen und Defterreich zu neuen politiiben Verwicklungen, 
zu ſchmachvollen Niederlagen, Separatbünbniffen, Abfällen führte. D. wurde zu 
allerlei viplomatifhen Sendungen benutzt, die für ihn um fo peinlicher waren, 
je weniger er grundſätzlich das preußifhe Neutralitätsfgftem billigte. 

Zum Kongreß von Raftadt warb D. neben dem Grafen v. Görk und dem 
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Freiherrn v. Jacobi als dritter preußifher Gefandter abgefhidt und entwidelte 
dort eine bedeutende viplomatifche Thätigkeit. Freilich blieb Alles ohne Refultat, 
aus den befannten Gründen. Borzüglid war es D., der in tiefer Entrüftung 
über den Geſandtenmord die nachdrücklichſten Unterfuhungen anftellte, und giebt 
er felbft in feinen „Denkwürdigfeiten” darüber fpecielle Auskunft, Aber feine un— 
parteiifhe Unterfuhung und Kritit fand nirgends Unterftügung und Anklang. 
Man m es aud von Seiten feines Hofes für das Befte, den Schleier nicht 
zu lüften. 

Es ift hier nicht der Ort, die vielfache anderweitige Gefchäftsthätigkeit D.'s 
in der unmittelbar nachfolgenden ftürmijchen Zeit in ihren Details weiter zu ver- 
folgen. Nach dem Frieden von Lüneville und feinen Folgen wurde D. hauptfächlich 
verwandt, um bie Berhältniffe in den neuerworbenen Gebieten Preußens zu regu- 
liren. Beſonders glüdlih war er in Betreff Goslar's. Mit dem herrichenden 
politifhen Syfteme ver preufifchen Politit wenig zufrieven, war er doch überall 
veblich bemüht, das unter Umftänden Befte zu erreichen, Freilich die wirklichen 
Erfolge waren felten vie beften und konnten es füglich nicht fein in einer Zeit 
wie die damalige. D. fühlte ſich nicht glücklich in diefen Irrfahrten feiner diplo— 
matifhen und politifhen Beihäftigungen. Er fehnte fih nad anderer Thätigkeit. 
Im Jahre 1800 entwarf er eine Denkfchrift über die Lage des nörblichen Deutſch— 
lands, in welcher er bereits die Grundzüge des nachherigen Projekts eines preußi- 
ſchen norbifchen Bundes von 1806 feftftellte. Aber fein Plan fand damals keine 
Beachtung. Der Oberft v. Maſſenbach veröffentlichte dieſe Denkſchrift, doch ohne 
D. mit Namen zu nennen, zuerft in feinen Memoiren (III. 201—229), fpäter 
beffer Gronau in der Lebensbefchreibung. 

Im Juni 1804 ging D. als Kammerpräfident der Eichsfeld - Erfurtifhen 
Kriegs- und Domänenkammer nad Heiligenftabt, ein Poften, der freilich füglich 
als ein Eril angefehen werden konnte, da er D. von aller tonangebenden Thätig- 
keit ausſchloß und. da die dortige Thätigfeit weder mit D.'s bisherigen Beſchäfti— 
gungen noch aud ganz mit feiner Neigung harmonirte. Aber jevenfalls erwarb 
er fi fehr bald die Zuneigung der von ihm verwalteten Yandfchaften im hoben 
Grabe. Auch war er dort durd den Befig eines Nittergutes Puftleben bei Nord: 
haufen bereits feit einigen Jahren anſäßig geworben. 

Nachdem in Folge der Schlacht bei Jena die Franzoſen die thüringifchen 
Befigungen Preußens beſetzt und fofort unter franzöſiſche Verwaltung geftellt 
hatten, trug D. kein Bedenken, fih mit den Siegern alsbald in Verbindung 
und Unterhandlung einzulafien. Es muß dieſer ſchnelle Uebergang in das feind: 
lihe Lager allerdings als auffallend erjcheinen, bejonters wenn man bevenft, 
welche bedeutende politiſche Stellung D. bisher in Preußen eingenommen und 
welches Bertrauen man ihm geſchenkt hatte. Freilid war D. mit der feit dem 
Tode Friedrichs befolgten preußiſchen Politik überall unzufrieden gewejen. Er 
haßte die halben Mafregeln und fonnte deßhalb am wenigften die preußiſche 
Diplomatie der Zeit billigen. Dazu waren feine Reformpläne, befouders aud) 
feine Projekte wegen einer politiſchen Neugeftaltung von Norddeutſchlaud unbeachtet 
geblieben und er fühlte fi) durch die Stellung in Heiligenſtadt zurüdgejegt. 
Ueberhaupt war die Anhänglichfeit D.'s an den preußiſchen Staat mehr nur eine 
perfönlihe, auf Friedrich d. G. gerichtete und befchränfte; fie Shwand mehr und 
mehr mit dem Tode defjelben und um fo mehr, je weniger die nachherige preußi- 
ſche Politik in Friedrichs Geifte agirte und je unglüdlicer fie in ihren Erfolgen 
war. Wie die gebildeten Stände ber damaligen Zeit die Tugend des Patriotis- 
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mas kaum fannten umd fi vielmehr in einer flachen Weltbitrgerlichfeit und 
Philantropie gefielen, fo laborirte namentlich auch D. an viefer Zeitftimmung. 
‚Den ädıten deutſchen Patriotismus, nun vollends in ver befonderen Form einer 
preußifchen Baterlanpsliebe verftand er nicht vecht zu empfinden, darum aud) 
nicht zu bethätigen, fo daß er gerade leicht im Unglüde dies für ihn als 
„Lemgoer“ nur fünftlihe Vaterland preisgeben konnte. Alles dies mag ben 
ſchnellen Wechfel erklären. Doch muß man aud eine gewiffe Unbeftänbigfeit und 
Rubhelofigkeit in dem Charakter D.'s, die ihn ja fortwährend daran hatte denken 
laffen wieder aus dem preußiſchen Staatsvienfte auszufheiden, in Erwägung 
ziehen, um eim milveres Urtheil zu fällen. D. jelbft glaubte aber fo wie er es 
that handeln zu müſſen, beſonders um den ihm anvertrauten preußifhen Gebicten 
eine möglihft günftige Stellung gegenüber den Eroberern zu verſchaffen, fowie 
auch wohl um nicht fein Eigenthum durch die Eroberer bedroht zu fehen. 

Durch Talleyrand's Verwendung wurde D., der bereitd den Franzoſen ver- 
bächtigt worden war, zum Chef aller Eivilbehörven in der Provinz Eichsfeld- 
Erfurt und in der Graffhaft Hohnftein erklärt. Sodann eilte er an ber Spike 
einer landftändifhen Deputation in das Hauptquartier Napoleon’s, um die Bitten 
und Beſchwerden diefer Lande dem Kaifer vorzutragen. Napoleon hatte bereits 
Berlin wieder verlafjen. Er mußte in Warfchau aufgefucht werden und gab allerlei 
gute Zufiherungen. Als nah dem Frieden von Tilfit die Eichsfeld - Erfurtifchen 
Gebiete zum Königreih Weftphalen geſchlagen wurden, vefjen König Jerome, der 
Bruder Napoleon’s, warb, fo reiste fofort eine Landesdeputation, in ber ſich auch 
D. befand, nah Paris zur Hulvigung. And gewann es den Anſchein als ob 
D.'s Ehrgeiz durd eine Minifterftelle bei dem neuen König befriedigt werben 
jolte, als ihm endlich Johannes Müller vorgezogen wurde. D. wurde indeß 
zum Staatsrath ernannt und bald varauf als Gefandter an den Dresdener 
Hof gefickt. Er lebte hier in angenehmen Berhältniffen und in einer gewifjen 
Muße. As 1809 die Defterreiher Sachſen bevrohten, verließ der Hof und bie 
Diplomatie Dresven. D. begab fih nah Kaffel und lernte dort durch eigenen 
Augenſchein die Erbärmlichkeit ver Zuftände an Jerome's Hofe kennen. 

Nach feiner Rüdtehr nah Dresden ward er bald von einer anhaltenden 
Kränklichkeit heimgefucht. Er zog fid) von den Gefchäften zurüd und lebte ſeitdem 
auf feinem Gute Puftleben in ländlicher Zuritdgezogenbeit. 

Nah der Reftauration der preußifhen Herridhaft konnte D. — und es ift 
dies ein Zeichen, wie er fich im Betreff feines Uebertritts in weftphälifche Dienfte 
perfönlih von aller Schuld frei wußte — daran venfen, felbft wieder in den 
preußifhen Staatsdienft zu treten, indem in ihm das Verlangen zu werfthätiger 
Theilnahme an einer neuen und — fo hoffte er — beſſeren Geftaltung ver Dinge 
mächtig vorhanden war. Dod war es natürlih, daß man in den höchften Um- 
gebungen des Hofes ihn menigftens als einen ſchwankenden politiihen Charakter 
anfah, den man bei der Neubildung des vdeutfchen Lebens gegen entſchiedene 
Träger des nationalen Patriotismus zurüdftellen dürfe. D. gab felbft den Ge- 
danken bald auf. Er widmete ſich vorzugsweife der Ausarbeitung eines größeren 
Werkes, welches unzweifelhaft zu ven beveutenveren hiftorifchen Produkten gehört 
und ihm ein eben fg ſchönes Denkmal geſetzt hat, wie er es darin Preußens 
großem Könige Friedrich IT. gefegt hat. Es find das die „Denkwürbigfeiten mei- 
ner Zeit oder Beiträge zur Gefchichte vom legten Viertel des 18. und vom An- 
fang des 19. Jahrhunderts 1778 bis 1806". Leider ift davon nur bie erfte 
Abtheilung bis zum Tode Friedrichs II. in fünf Bänden erſchienen. 
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D. ftarb am 29. Mai 1820 im 69. Lebensjahre. Sein Sohn Alerander 
ftarb kinderlos. Nur durch feine noch lebende Tochter exiftiren Nachkommen D.'s. 

Sein politifher Standpunkt war der des liberaliftifchen Idealismus und 
des humaniftifchen Philantropismus ganz im allgemeinen Charakter ver damaligen 
Zeiten. Die volle Würdigung der ſpröden Wirklichkeit der hiſtoriſch überfommenen 
Lebensverhältniffe und ver Aufbau ver Politik auf der lebendigen Grundlage der 
bejonderen Nationaleigenthümlichfeit wurden ignorirt oder doch für nicht wejentlich 
gehalten, oder für leicht zu überwinden erachtet. D. war ein denfender Staats- 
mann, und dieſer Ruhm ift fein; aber er war bei feinem Denken allzuviel Ipealift 
und Ipeolog, um bie Praris des Lebens beherrſchen zu können. D. war fein Ein- 
tagspolitifer oder gar ein zaudernder Eventualpolitifer, und er tadelte mit Recht 
gerade dieſe Franfhafte Richtung der preußifchen Diplomatie, jene Politik der hal— 
ben Mafregeln feit Friedrichs Tode bis 1806. Aber indem fih D. bei allen feinen 
Plänen beftimmte und durchdachte Ziele fegte, fo nahın er doch überall einen zu 
großen Anlauf, ſchätzte die Dinge nicht nad der Wirklichfeit, fondern nach vor- 
gefahten Meinungen, wenn er auch häufig geradeaus von der Befriedigung der 
Bedürfniſſe redete. Und fo mußte er 28 denn faft überall erleben, daß er in fei- 
nen Erfolgen nicht glüdlih war, eben weil er fich im unpraltiſchen Idealismus 
meift ein zu hohes Ziel ſetzte. D. war aber zu wenig eine geniale Natur und 
war zu wenig gerade an bie Spite der Staatsverhältniffe und in den leitenden 
Mittelpunkt geftellt, um etwa in genialer Weife durch Machtſprüche und ent- 
ſcheidende Gewaltafte etwas von feinen Idealen vurchfegen zu können. Namentlich 
gelten diefe Mängel von der Diplomatie D.'s, indem es ihm hier nicht felten an 
der vollen Würdigung aller influirenden fremden Glemente fehlte; freilich das 
Mifglüden lag aud gar häufig zum Theil mit an der damaligen Energielofigkeit 
und Neutralitätsfucht feiner Regiernng. Glüdliher war D. als abminiftrirender 
Beamter und überhaupt in Fleineren Lofalverhältniffen. Hier brachte es fein heller 
Berftand, fein freunvlihes Wohlwollen gegen Jedermann, feine Liebenswürbigfeit 
verbunden mit einer tüchtigen Geſchäftskenntniß zu ven beften Reſultaten. Ueberall 
war aber D.'s Streben ein höchſt ehrenwerthes, von wahrhaft fittlihen Motiven 
getragenes und trotz einer gewiſſen Ruheloſigkeit und Unftetigfeit feines ganzen 
Weſens, die aber mehr nur feine Individualität peinigten und den Gang feiner 
Geſchäfte nicht wefentlih zu ftören vermochten, war fein politifches Auftreten ein 
durchaus beftimmtes und fonfequentes, Er war alfo ein Staatsmann im befleren 
Sinne des Wortes, aber doch nur nad) der Schule, ein Doftrinär, ein Diplomat 
und Bolititer der Philofophie und Philantropie, nicht der vollen lebendigen Wirk— 
lichkeit, nicht der individuellen deutſchen Nationalität, nicht des hingebenden und 
aufopfernden Patriotismus N), v. Kaltenborn. 


‘ Doktorat. 


Wenn das Staatswörterbuch einen Artikel über das juriſtiſche Doktorat 
bringt, jo kann dies faft nur im Hinblide auf die frühere Bedeutung dieſes In— 
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) „Chriſtian Wilhelm v. Dohm nach ſeinem Wollen und Handeln. Ein biographiſcher Ver: 
ſuch von W. Gronau (Xemgo 1824).“ Dies vortreffliche Wert iſt beſonders durch zahlreiche 
Beilagen aus D.'s handſchriftlichem Nachlaſſe ſehr intereſſant. 
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ftitutes gefchehen, Heute kommt bemfelben eine ftantsrechtlihe Wichtigkeit nicht 
mehr zu *). 

Y Doktor oder Magifter hieß urjprünglid Jeder, der an einer hohen Schule 
Borlefungen hielt. Dadurch dag man fpäter es nicht mehr dem Belieben des 
Einzelnen überließ als folder Doktor aufzutreten, fondern die Befugnig dazu an 
gewiffe Vorbedingungen fnüpfte, entſtand zu Ende des zwölften oder Anfang des 
vreizehnten Jahrhunderts an den Univerfitäten Paris, Bologna zc. die Doftor- 
würde als afademifcher Grad, und fam von da mit Einführung des Univerfitäts- 
wejens nad Deutſchland. Sowohl die Päpfte als fpäter die deutſchen Kaifer (feit 
Friedrich III.) behaupteten und übten das Recht, Doktoren und namentlich) Dot- 
toren der Rechte entweder unmittelbar oder mittelbar durch Stellvertreter, welche 
ven Titel Pfalzgrafen (wenigftens die der Kaijer) führten, zu ernennen. Den 
Univerfitäten oder Fakultäten wurde gewöhnlich gleid bei Errichtung der Univer- 
fität aud das Recht verliehen, die Licenz ober den Doftorgrad zu ertheilen, 
Wegen der mit biefer afademifchen Würde verbundenen Rechte und Ehren ſuchten 
allmählig auch Soldye darum nad, denen die Abficht fern lag, VBorlefungen an 
einer hohen Schule zu halten, 

Daß den Doktoren im engern Sinne, d. h. den Doktoren der Rechte, ein 
perfönlicher Adel zufomme, wurbe zwifchen dem 12, und 16. Jahrhunderte wohl 
nur von Wenigen bezweifelt. Die Rechtspoftoren ftellten fi unter dem Namen 
der Ritter der Rechte, Equites Legum, Equites oder Milites Justitise geradezu 
als eine andere Abelsflaffe den übrigen Milites oder Equites an die Seite. Die 
Promotion und der Ritterſchlag waren in biefer Beziehung gleichbeveutende Feier- 
licheiten. Diefen ihren Adel fand die togata militia, wie man die Gefammtheit 
der Doktoren zu nennen pflegte, begründet in vielen Stellen des Corpus juris 
eivilis, 3. B. e. 14 C. de Advocatis diversorum judiciorum (II. 7), L. 2. $. 
net. D. de exeusationibus (XXVII. 1), ec. 7 C. de postulando (II. 6), ce. 3 
C. de ofl. divers. jud. u. ſ. w., obgleich alle diefe Stellen nur durch eine ganz 
willfürlihe Auslegung auf die Doktoren der Rechte, die ja zur Zeit der römi- 
chen Kaifer als abgejchloffener Stand nod nicht eriftirten, angewandt werben 
fonnten. Aber auch die Reichsgefeßgebung hat den Adel der Doktoren der Rechte 
oft und förmlich anerkannt. Namentlich waren die Doktoren durch $. 39 des Neiche- 
abſchiedes von 1498, dur Tit. XIV bis XVII der „Orbnung und Reformation 
guter Polizei" von 1530 und Tit. XI bis XIV ver Reichspolizeiordnung von 
1577 bezüglich der Kleiverorbnung denen vom Adel und zwar den Rittern glei) 
geftellt, und durften daher mit ihren Frauen 3. DB. Perlen und Gold tragen. 
Ebenſo behaupteten fie das Recht, Wappen mit offenem Helm und Schild zu 
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*) Das Doftorat in feinem jegigen Zuftande, wo der Erwerb defielben oft nur eine Geld— 
frage und der Beſitz deſſelben beveutungslos ift — denn auch die venia legendi wird von be— 
fonderen Fäbigkeitsnachweifen abhängig gemacht — ericheint ald ein verfaultes Inſtitut, das 
entweder teformirt oder aufgegeben werden müßte. Seine Reform wäre durch die gründliche 
Abſtellung der Käuflichfeit bedingt. Auf dieſe Art wieder zu Ehren gebracht Fünnte ed auch 
wieder zu realer Bedeutung gelangen. Werden die durch tbeoretiihe oder durh praftifche 
Zeiftungen ausgezeichneten Mechtögelehrten — und dieſe allein — von den wiflenichaftlichen 
Autoritäten zum Doftorat berufen, jo entfteht daraus ein neues wünſchenswerthes Bindeglied 
zwijchen Theorie und Praxis und die Staatsgewalt weiß wohin fie fi zu wenden bat, wenn 
das Bedürfniß eintritt, Über leyislative Aragen die vereinigte Stimme der wiffenjchaftlich bes 
wäbrteften Ibeoretifer und Praftifer zu bören. 

Anm. d Red, 
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Biel wichtiger als viefe und ähnliche Ehrenrechte war der Anſpruch der 
Doktoren auf Kanonifate. Auch in viefer Beziehung wurde von ihnen eine Gleich— 
ftellung mit dem übrigen Abel init Erfolg behauptet, umb dadurch bereiteten fie 
fih den Weg zu den erzbiſchöflichen und biſchöflichen Sigen. Die Kirchenperſamm⸗ 
fungen von Koftnig, Bafel und Trient haben die Rechte der Doktoren in dieſer 
Beziehung ausgefprohen. Nad der Synode von Koftnig follte nirgendwo eine 
Gewohnheit, fo alt fie auch fein möchte, nirgendwo ein Statut, fo feierlich es 
auch vom päpftlihen Stuhle beftätigt wäre, zum ausfchlieflihen Vortheile des 
Adels gelten. Die Konkordate der deutſchen Nation mit Martin V. festen feft, 
daß in allen Erz= und Domftiftern der fechste Theil der Präbenden an Doktoren 
vergeben werben folle. Das Koncil von Trient verorbnete, daß wenigſtens die 
Hälfte der hohen Dompräbenden an Doktoren oder Vicentiaten ber Rechte ober 
der Theologie vergeben werben folle. Selbft ver weftphälifche Friede verfügt nod) 
Urt. V 8. 17, es folle möglihft für die Aufnahme von Adeligen und Dok— 
toren in die Kapitel Sorge getragen werben. 

Einigermaßen verwanpt mit diefen Beftimmungen ift das Recht jenes Doctor 
juris canoniei (und Doctor Theologie), den ötumeniſchen Koncilien, doch nur 
mit einer berathenden Stimme, beizuwohnen. (Walter's Lehrbuch des Kirchenrechts 
8. 152.) 

Die Doktoren theilten ferner mit den andern Adeligen pas Recht, Beijiger 
im Reichöfammergerichte fein zu können, als wozu entweder abelige Geburt oder 
die Doftorwürde verlangt wurde. 
Endlich nahmen die Doktoren Befreiung von allen orbentlihen und aufßer- 
ordentlichen Staatslaften, namentlich auch der Quartierlaft in Artegszeiten, von 
der Pflicht, Bormund zu werden, vom Abſchoß und Nachfteuer, und zwar wie es 
ſcheint mit Erfolg in Anſpruch. Auch für dieſe Befugniffe berief man fih auf 
verſchiedene Stellen des Corpus juris und deren mitunter ſehr wunberliche Aus- 
legung durch die Oloffatoren. 

Unter den Doftoren felbft gab es vielerlei Rangftreitigfeiten. Insbeſondere 
wurden die doctores bullati over codieillares, d. h. die ohne Promotion von den 
Pfalzgrafen ernannten, von ven doctores promoti immer mit einer gewiſſen 
Beratung behandelt. 

Heute werden Doktoren nur noch von den Fakultäten durch eine feierliche 
Handlung, die man Promotion nennt, freirt. Der Bromotion gebt eine Prüfung, 
examen rigorosum, vorher. Bei der Promotion felbft muß ver Doftorand feine 
vorher aufgeftellten Sätze (Theſen) gegen die von den Brofefforen gemachten Ein- 
würfe vertheidigen und eine Abhandlung (qumstio inauguralis) vortragen, worauf 
er gegen Ableiftung des fogenammten Doftoreives, der an verfchiedenen Univerfi- 
täten ſehr verfchieden lautet, fürmlid) zum Doktor ernannt wird. An manden 
Univerfitäten geht die ganze Feierlichkeit lateinifh vor fih, an den meiften ift 
man davon abgekommen. Nicht immer ging e8 bei den Prüfungen fehr gewiflen 
haft ber; mander Fakultät waren bei der ganzen Berbandlung die von dem 
Kandidaten zu entrichtenden Gebühren das wichtigfte. Noch mehr war dies früher 
bei den Doctores bullati der Fall, 

Das ganze Inftitut Fam dadurd in Mißkredit und verlor an Anfehen, und 
fo ift heute der Doktortitel faft nicht mehr als eben ein Titel. Nur für biejeni- 
gen, die öffentliche Vorleſungen halten wollen, ift er die nothwendige Vorbedin— 
gung, und infoferne läßt fi fagen, daß das Doftorat heute wieder feinen ur— 
ſprünglichen Standpunkt eingenommen bat. (Bon dem mebicinifchen Doftorate, 
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ohne welches die mebicinifche Praris nicht ausgeübt werden kann, fpreden wir 
bier nicht.) 

Auch die Beſtimmung einzelner Yandesgefeßgebungen, wonach gewiffe Stellen, 
namentlih Advokaturen, nicht ohne ven Doktortitel erlangt werben konnten, werben 
fo ziemlih allenthalben außer Gültigkeit getreten fein. Dagegen haben nenere 
Strafprocengefete, 3. B. das bayeriihe vom 3. Auguft 1848 über Einführung 
der Schwurgerichte, den Doktoren (aller Fakultäten) das Recht auf einen Plat 
in der Gefhwornenlifte eingeräumt. 

Bom Standpunkte einer vernünftigen Freiheit der Wiſſenſchaft und bes 
Unterrichtes läßt es ſich nur billigen, daß den Fakultäten das Recht erhalten 
blieb, die Fähigfeit derjenigen zu prüfen und zu beurfunden, vie öffentlich als 
Lehrer an hohen Schulen auftreten und künftig felbft Mitgliever der Fakultäten 
werben wollen. Die wirflihe Zulaffung zum Lehramte muß fi die Staatsgewalt 
vorbehalten. Nur wäre bei der Promotion und namentlich bei der derſelben vor- 
bergehenven Prüfung mehr Gleihförmigfeit, namentlich gleihförmiger Ernſt und 
gleichförmige Strenge bei ven verſchiedenen Univerfitäten zu wünſchen. — 

Bol. Meiners, Geſchichte der Entftehung und Entwidlung ver hoben 
Schulen unfers Ervtheils, Göttingen 1802, Bd. II ©. 203 u. fg. Seuffert, 
Verſuch einer Gefchichte des deutſchen Adels in den hohen Erz- und Donftiftern, 
Frankfurt a. M. 1790, Mebicus, 


Doftrinarismus. 


Der Doftrinarismus ift, wie die Büreaufratie (f. d. Art.) vorzugsweife eine 
moderne Staatöfranfheit. Ihr Name ift erft in unferm Jahrhundert, und zuerft 
in Frankreich aufgelommen, indem eine Anzahl gelehrter Politiker ſpöttiſch als 
Doftrinäre bezeichnet wınden. Man wollte damit andeuten, daß fie von ben 
Doktrinen der Bibliothef und der Stubirftube befangen das öffentliche Leben 
weder natürlich begreifen noch zwedmäßig fördern. Bon den europäifchen Völkern 
find die Franzofen und die Deutfhen am meiften der Gefahr ausgeſetzt, in ben 
Fehler des Doftrinarismus zu verfallen; weit weniger find e8 die Engländer, 
welche durch ihre hiftorifhe Gebundenheit, durch ihre reale Verſtändigkeit und 
durch ihre derbe Selbſtſucht vor derjelben meiftens bewahrt werben. 

Dem Mittelalter war der Doftrinarismus faft nur in der äußerſt bevenf- 
lihen Form des Dogmatismus bekannt; die Doftrinen des Mittelalters hatten 
durchweg eine religidfe Begründung und Färbung; fie waren Dogmen und Aus— 
läufer von Dogmen. Die Kirche fprad fie aus und berief fih dabei auf vie 
göttliche Autorität, welche demüthigen Gehorfam forvere. Die ftaatlihe Doktrin 
war noch ganz gebunden an vie kirchliche Lehre und wagte es noch nicht, felbft- 
ftändig ihren eigenen Weg zu fuchen. In der neuern Zeit aber ift das weltlich— 
geiftige Selbftbewußtfein des Staates aufgewadht, und damit die Bedeutung ber 
politifhen Wiſſenſchaft geftiegen. Der heutige Staat vertraut nicht mehr, wie der 
mittelalterliche, in gläubiger Ehrfurdt der kirchlichen Geiftesleitung. Zur Boll- 
jährigfeit gelangt, bedarf er nicht länger der Merifalen Erziehung und Bormund- 
haft. Er prüft felbftftändig die Grundlagen feiner Eriftenz, unterfucht die Prin- 
cipien feines Lebens, bemißt vie Zwecke feines Strebens und wählt mit Freiheit 
die Mittel, viefelben zu erreihen. Er bat in der Geſchichte und Philofophie, 
in der Jurisprudenz und Bolitif, in der Nationalöfonomie u. f. f. eine ihm eigene 
weltliche Wiffenfchaft erworben, die von der geiftlihen Wiffenfhaft völlig unab- 
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hängig geworben, die wefentlih das Wert menſchlichen Forjhens und Denkens, | 
nicht die Weberlieferung einer göttlichen Offenbarung ift. Es ift das ficher ein 
hoher Borzug des modernen Staates vor dem Staate des Mittelalters, ein Vor— 
zug, der nody ein mächtiges Wachsthum in Zukunft verheißt; wie denn in allem 
menschlichen Leben vie Klarheit des verftändigen Bewußtjeins eine höhere Ent- 
widlungsftufe ift al$ der dumfle Drang des inftinktiven Strebens. 

Mit Recht fordern wir von den heutigen Staatsmännern wiſſenſchaftliche 
Bildung und principielle Sicherheit, und verachten vie gedanfenlofe Routine und 
intriguante Schlauheit als niedere Formen des öffentlichen Lebens. Nicht die Vor: 
liebe für eine wiffenfchaftlihe Begründung der Gefege und Mafregeln, nicht vie 
Erkenntniß und das Bekenntniß der leitenden Ideen, nod das treue Feſthalten 
an den für wahr und gerecht erfannten Principten find doktrinäre Charafterzüge. 
Sie find vielmehr die Tugenden gerade der beveutenpften und geebrteften Staats- 
männer. Der Doftrinarismus beginnt erft da, wo die wiſſenſchaftliche und ideale 
Richtung in einfeitiger Ueberfpannung die realen Zuftände vernadläffigt, wo bie 
Doktrin das Wefen der Dinge mißachtet, wo mit fahmäßigen BVorftellungen 
rückſichtslos operirt und wirkliches Leben nad) abjtraften Regeln nutzlos gequält 
oder gar zerf.ört wird, Auch der ächte Staatsmann fennt Begriffe, aber feine 
Begriffe find Erfenntniß der Wirklichkeit und wie biefe lebendig; ber 
Doktrinär dagegen büdet fih todte Begriffsformeln, falt und ftarr, ohne 
Glafticität, ohne Yortkildung, unfähig das Leben zu fallen und zu begleiten. 
Die Philofophie des wahren Staatsmanns ift nicht fo träumerifch, noch fo Luftig, 
um über die gefhichtlihen Beringungen ver Nation, für welde er arbeitet, hin— 
weg zu fehen und jeine biftorifche Erwägung und Berüdfichtigung der beſtehenden 
Berhältniffe ift hinwieder nicht fo ausſchließlich, um auf das ideale Streben nad) 
Vervollkommnung zu verzichten: während der philofophiihe Doktrinär für ideale 
Abftraktionen ſchwärmt und alles hiftorifche Recht verachtet, und der hiſtoriſche 
Doktrinär allein das Ueberlieferte fchätt und jede neue Idee als Thorheit ver: 
lacht, oder als Frevel verdammt. Der Doftrinarismus verhält fih zur Wiſſen— 
haftlichkeit in der Politif wie ein gelehrter Pedant zu einem geiftvollen Mann. 
Er ift die befchränfte und verborbene Abart der höhern Staatskultur. 

Die Büreaufratie zeigt ſich mehr in der unteren Breite, der Doftrinarismus 
findet fih eher auf der jchmalen Höhe des Staats. Jeder Schreiber kann zum 
Büreaufraten, nur der höher Gebilvete ein Doftrinär werben. In der Neigung 
zum Yormalismus begegnen fie fih, nur haben die Formen oder Formeln des 
Doftrinärs ein ideales Gewand, die des Büreaukraten eine real-mechaniſche Hand— 
greiflichfeit. Die Doktrinärs beftimmen die Melodie und geben ven Takt an, bie 
Büreaukraten ftreihen darnach ihre Geigen und blafen in ihre Hörner. Wenn die 
DBitreaufratie wie eine große bevorzugte Kafte fi von den Negierten und Gemaf- 
regelten unterfcheidet und in fi zufammenfhließt, jo vereinigen ſich die Doftrinäre 
zu engen und erflufiven Koterien. Die firhlihen Doftrinäre der verſchiedenen Dok— 
trinen des Mittelalters haben ſich wechfelfeitig verflucht, und ihre voftrinären Gegner 
dem hölliſchen oder — was noch viel ſchlimmer, weil im Erfolg gefiherter war — 
dem irdiſchen euer überliefert. Die neueren ftaatlichen Doftrinäre der verfchievenen 
Richtungen find zwar in der Negel befchränfter und mäßiger in den Mitteln ver 
gegenfeitigen Verfolgung — obwohl in ver franzöfifhen Revolution die Guillotine 
auch in ihrem Dienfte die Köpfe ver Gegner weggejhnitten hat — ; aber der Partei- 
und Faktionshaß wird unter ihmen heute noch leicht zu den heftigften und giftigften 
Aeußerungen gereizt. 
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Wir finden ven Doftrinarismus in fehr verſchiedenen Organen des öffentlichen 
Lebens, aber doch nur da, wo ein weiter Gefichtsfreis offen liegt und eine allgemeine 
principielle Yeußerung möglich ift, wie vorzüglich in den Kammern, in den Mini- 
fterien, in den Gerichten, in der Preſſe. 

Nicht jede principielle Diskuffion in ven Kammern, welde zu keinem greif- 
baren Ergebniß, zu keinem wirklichen Gefege oder Befchluffe führt, ift deßhalb ſchon 
boftrinär; denn zumeilen ift es höchſte ftantsmännifche Praxis, bei gewiſſen Gelegen- 
beiten fi über weitwirfende Principe auszufprechen, fei e8 um zu warnen oder zu 
proben, ober um zu ermutbigen oder um aufzuklären. Aber oft verfallen doch vie 
Kammerparteien — bejonders auf dem Kontinent — in den Fehler voftrinärer Ver— 
handlungen, die den Disputationen der Schule gleihen, weil fie ohne allen prafti- 
hen Werth, ohne ein wirkliches Ziel find, und nur der Geiftesübung und der 
Raufluft der Parteien dienen. Iusbejondere läuft ver dritte Stand mehr als alle 
andern Gefahr, in doftrinäre Beſchränktheit zu verfallen: denn feine zur Abftraf- 
tion binneigende Natur geräth leicht auf folhe Abwege, und die moderne Schul- 
bildung giebt ihm eine Menge von voftrinären Regeln mit, über die er nur jchwer 
Herr wird. 

In den Minifterien macht fi) ver Doftrinarismus noch weniger breit. 
daft nur in Paris ift einige Male jeit ver Revolution der principielle Charakter 
ber Regierungspolitif in das doftrinäre Ertrem ausgeartei. In den meiften Staaten 
des Kontinents find die principiellen Minifter noch viel zu felten, als daß viel von 
ihrer Karrifatur, von boftrinären Miniftern zu beforgen wäre. Die Gefahr, daß 
bloße Gejhäftsroutine und daß die Büreaukratie bis da hinauf reichen, ift zur 
Stunde nod größer, als die des Doktrinarismus. Aber mit dem erhöhten politi- 
hen Bewußtjein, oder anders ausgedrückt, mit der Wiſſenſchaft des Staats wird 
auch das Bedürfniß nad principiellen Staatsmännern fteigen, und dann vie legtere 
Gefahr wie der Schatten dem Lichte nadhziehen. 

Nirgends aber hat der Doftrinarismus zähere Wurzeln geſchlagen und nir- 
gends auch ift er mehr in vie Breite gewachſen, als jeit Jahrhunderten in ver 
Rechtspflege; und nit blos auf dem Kontinent, wo derſelbe die alten Geſetze 
ber römijhen Kaijer wie eine fortwirfende Autorität verehrte und darnach die 
neuen Zuftände bemaß, fondern nicht minder in England, wo die Jurisprudenz 
fih in ihrem eigenen nationalen Yormalismus verfing. Seit einem halben Jahr: 
hundert aber zeigen fi überall — und früher noch viesjeits als jenfeits des 
Waſſers — zahlreiche und deutliche Spuren, daß aud die Rechtswiſſenſchaft und 
die Rechtöpraris in der Genefung von dieſem Doktrinarismus begriffen jei. Die 
Zuriften fangen an, fid) von der Autorität veralterer Doftrinen zu emancipiren, 
ohne auf der andern Seite in ben entgegengejegten Wehler neuer willfürlicher 
Doltrinen zu verfallen; die Geſetzeswerke ver neuern Zeit geben dem heutigen 
Rechtögefühl einen bewußten und gemeinverftändlihen Ausdruck und die Reformen 
ber Rechtöpflege bringen viejelbe dem Rechtsleben des Volkes näher. 

Am wenigſten bevenklich ift ver Doftrinarismus der politiihen Preſſe, 
welche wie der Chor in der antifen Tragödie nicht direkt handelnd eingreift, jon- 
bern die Handlungen und das Schickſal der öffentlihen Gewalten und des Voltes 
wit innerem Intereffe begleitet, und bald Lehren empfängt, bald Lehren giebt. 
Wird fie gar zu boftrinär, fo wird fie langweilig und verliert fie an Einfluß. 
Einigen Doktrinarismus aber verzeiht man ihr billig, wie man dem Prediger 
einiges Pathos, vem Aovofaten einige Bosheit und dem Virtuoſen einigen Char- 
latanismus nachfiebt, Bluutſchli. 

Bluntihli und Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. II. 11 
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Domänen 


(Domanium, domaine, demesne) nennt man im Allgemeinen alles Eigenthum, 
das der Staat mit weſentlich gleichem Rechte und zu gleichen Zweden wie Privat- 
leute, d. h. zum Zwede des Erwerbs befigt; im engeren und allgemeiner üblichen 
Sinne nur den werbenden Grundbeſitz des Staats, Wir fließen aljo da- 
von aus: 

1) das Gebrauchsvermögen des Staats, deſſen finanzieller Ertrag nur zu— 
fällig ift; 

8 das werbende bewegliche Vermögen des Staats, Ein folder Beſitz, beut- 
zutage ohnedies eine große Seltenheit, folgt ganz andern Gefegen als das 
eigentlihe Domanium; 

3) die dem Staate als ſolchem vorbehaltenen Nugungsrechte, die Regalien, 
obgleicy fie in vielen Ländern ven Domänen vechtlidy gleich ftehen und in Deutich- 
land mit ihnen faft viefelbe Geſchichte haben;. 

4) die nicht regalen Staatsgewerbe, infoweit fie nicht — wie Brennereien 
und dergl. — zur Ausbeutung feines Grunpbefiges dienen; 

5) die Öffentlichen, dem gemeinen Gebrauche überlafjenen Sachen, hinſichtlich 
deren dem Staat als folhem ein Auffichtsreht und gewiſſe polizeiliche Pflichten 
zutommen. Gleihgültig ift es für unfern Zwed, taß einige Gefeggebungen (mie 
ver Code) bier von einem domaine public, andere (wie das preuf. Landrecht) 
von einem gemeinen Staatseigenthum reben. 

I. Die Geſchichte der Domänen ift von großer ökonomiſcher und politi- 
her Bedeutung. In wirthſchaftlicher Hinficht lehrt fie, wie das Grundeigenthum 
fih dem beweglichen Vermögen nähert, je intenfiver feine Bewirthſchaftung wird. 
Auf die uranfängliche Gütergemeinfchaft folgt die Periode des vorwiegennen Staatd- 
und Korporationenbefiges, endlid die Zeit des freien Privateigentbums, vie Ver- 
minderung ber Domänen, die der todten Hand ungünftige Oefeßgebung. Die 
Theilnahme des Staats am wirthihaftlihen Yeben wird je vielfeitiger deſto in- 
virefter. Während er fonft ven größern Theil des Landes felbft befaß und fi 
um ben übrigen Grunpbefig wenig Himmerte, umfaßt jet feine polizeiliche Thä— 
tigkeit die gefammte Landwirthſchaft des Volks; aber fein eigner Grundbefig wird 
immer geringer, und felbft zu denjenigen Yantgütern, die er noch zu eigen behält, 
tritt er in immer fernere Beziehung. Der Selbftverwaltung folgt die Verpachtung 
anf immer längere Perioden, wo nit gar die Erbpacht die Domänen faft ganz 
in den freien Verkehr bringt. Politiih ift es merkwürbig, wie der Staat aus 
einer unklaren Mifhung von öffentlichen und Privatredhten ganz auf den Boden 
des öffentlihen Rechts binübertritt. So lange die Negierung faft nur die, Erhal- 
tungsfoften des Hofes beftreitet, beruben auch ihre Einkünfte vorwiegend auf ihrem 
Privatvermögen, Sobald die Zwede und die Ausgaben der Stantsgewalt fi er- 
weitern, bildet fi ver Gedanke von der Beitragspfliht ver Bürger: ben äffent- 
lichen Ausgaben treten vie öffentlihen Einkünfte, die Steuern, gegenüber. Die 
Domänen, Anfangs Eigentum des Regenten und mır mit einigen öffentlichen 
Ausgaben belaftet, erhalten eine mehr öffentliche Natur, indem fie unveräußerlich 
werben, bis endlich bie neueſte Gefeßgebung fie für Staatseigenthum erflärt. Auf 
dem Domänenbefig erwächſt das erbliche Königthum ver Aderbauftanten; je aus— 
gedehnter verjelbe, deſto unumfchränkter die monarchiſche Gewalt, deſto ſchroffer 
ihr fiskaliſcher Charakter. Mit ſeiner Verringerung beginnt der Antheil ver Stände 
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am Regiment, Anfangs beſchränkt auf einen beftimmt ausgeſchiedenen Theil ber 
Verwaltung, allmählig ſich ausbreitend über ihr ganzes Gebiet. Alle Territorien, 
wo noch im neuerer Zeit das Privatgut des Fürften eine überwiegende Rolle 
jpielt, tragen im Wefentlichen den Charakter großer Standesherrichaften. 

Demerkenswerth ift die Bedeutung der Domänen in den meiften revolutionären 
Dewegungen. Die fiegende Partei ftärft ſich entweder durch rechtswidrige Ver- 
mehrung des öffentlihen Eigenthums oder umgefehrt fie verfchleudert es, um den 
Eigennug zahlreicher Privatlente für fih zu gewinnen. Schon Konftantin verherr- 
lichte feine Belehrung, indem er die Güter heidniſcher Gemeinden ver Kirche zu- 
wies. Wie Edward IV. ven Kampf der Rofen durch maflenhafte Konfisfationen 
und eben jo großartige Veräußerungen enbigte, ift befannt. Iene nüchternen, klar— 
blidenden Fürften, die als Gründer einer ftrafferen Staatsordnung gelten, ver- 
mehrten das Krongut in rüdfichtslofer Weife. So in Frankreich Philipp der Schöne 
und feine Nachfolger, fo Karl IV. in feinen litelburgifchen Erblanven. An den 
Namen des Wieverherftellers der ſchwediſchen Ordnung, Karl XI., knüpft ſich 
die Erinnerung ausgedehnter NReunionen, wie in Spanien an Ferdinand und 
Habelle. Die Reformation brachte den dentſchen Fürſten eine Vermehrung wie 
ihrer ftaatlihen Macht fo ihres Kammerguts, während Heinih VIII. die ſäku— 
larifirten Kirchengüter zu jenen Yanbverfäufen benubte, die mit der Umwandlung 
der englifhen Landwirthſchaft in Verbindung ftehen. Die engliiche Republik fuchte 
die Rückkehr des Königthums zu vereiteln, indem fie die Reſte des Kronguts ver: 
äußerte; die franzöfiiche bereicherte die Nationaldomäne durch Cinziehung von 
geiftlihen und Emigrantengütern, um fie fogleich wieder zu verfchleudern. Das 
Eintagskönigtfum von Weftphalen wollte Boden gewinnen durch jene fpäter fo 
verhängnißvoll gewordenen Domänenverfäufe. Wie endlich Dänemark ven fieg- 
lofen Sieg über die Herzogthümer auch im biefer Sinficht mißbraucht: wie es zu 
den Domanialeinfünften des Gefammtftaats 181/, Proc. beiträgt, um 60 Proc. 
zu empfangen; wie das’ Epift vom 21. Juni 1856 den Verkauf Holftein » Lauen- 
burgifher Domänen widerrechtlich befiehlt: das ift ein Schandfled mehr in ver 
Geſchichte der Schleswig = Holftein’fhen Bewegung. — 

Die Domänen find der ältefte Theil des Finanzweſens. Wo die Volfswirth- 
(haft ausfchließlih auf der Urprobuftion beruht, muß der Staat der größte 
Grumdbefiter fein; ehe der Fürft nicht durch Eroberungen einen folchen Befit 
erlangt hat, ift ein erbliches Königthum unmöglich. Gelofteuern find bei dieſer 
Raturalwirtbichaft undenkbar; Naturaliteuern kommen faft nur als Grundzins vor, 
Daher, und weil man den Fürften ald Staatshaupt noch nicht vom Grundherrn 
zu unterfcheiven weiß, gilt es für ein Zeichen perſönlicher Freiheit, nicht in ben 
Steuerrollen zu ftehben. So bilden die Domänenintraden faft das game Staats- 
einfommen. Die griechiſchen freiftaaten — trotz der Allmacht ihres Staats, 
troß der großen Opfer, welche ihm die reihen Bürger freiwillig brachten — find 
über dieſe Borftellungen nicht binausgelommen. Nur Fremde und Sklaven wurden 
direft beftenert; die T’EAn, die Einnahmen aus Domänen, Bergwerken und Zöllen, 
waren die beliebtefte und hauptlächlichfte Finanzquelle. Auch bei den Nömern 
war, troß ihres früh entwidelten Steuerwejens, der ager publicus weit audge- 
dehnter als der ager privatus. Wälder und Weiden in den eroberten Ländern 
gehörten fämmtlic dem Staate, der davon die einträglichen Weidegelver erhob. 
Das übrige Staatsland, theils gegen eine Abgabe okkupirt, theils verpadhtet, 
ward in Italien dem Staate durch die Ariftofratie immer mehr entfrembet, bis 
endlich Diocletian, nad mehreren Reunionsverſuchen, das freie Eigenthum daran 
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betätigte. In den Provinzen dagegen erhielten ſich reiche Staatsgüter und bier 
zeigt ſich das Gegentheil der oben geſchilderten Entwidlung.- Unter den Kaifern 
ändert der Name YFisfus feinen Sinn; die Staatsgüter werden nad und nad, 
ohne ein beftimmtes Geſetz, zu faiferlihden Krongütern — eine Berwandlung, 
die etwa unter Diocletian vollendet war. 

Das Reih Karls des Großen ift das Mufterbild patriardaliiher Domä- 
nenwirtbichaft. Das capitulare de villis giebt davon ein vortheilhaftes Bild. Das 
mächtige Domanium, eine Mifhung von Familiengütern verſchiedener Dynaftieen, 
römifhen Staatsgütern und neuen Erwerbungen, verwalteten nad) gleihmäßigen 
Grundſätzen Beamte, die mit Ländereien oder Naturalien befolvdet waren. Die 
Einkünfte wurden theils in Geld an den Kaifer gefchict, theils von dem Hofe 
auf feinen Wanderungen von Pfalz zu Pfalz jelbft verzehrt. 

In England befafen zwar jhon die angelſächſiſchen Könige, wie alle Klan- 
fürften, eim ausgevehntes Domanium. Aber erft unter den Normannen begann 
jene habfüchtige Verwaltung des Landes nad den Grundfägen einer großen Do— 
mänenwirtbichaft, welche in ver Gefdhichte wohl nur in Mehemed Ali's ägyptiſcher 
Herrſchaft ihres Gleichen findet. Nicht nur erhielt ver Eroberer ein großes Gebiet 
als Krongut: das ganze Yand galt als feine dominion; ver Sat des engliſchen 
Rechts: „der König ift der lord paramount” ftammt aus jener Zeit. Im den 
Domänen und im Lehensobereigenthbum hatte das neue Königthum feine Wurzel; 
die Gerichtsgewalt war nur Pertinenz der Lehensherrlichkeit, die Gerichtsverwal- 
tung nur ein Theil des Finanzweiens. Die ganze Berwaltung lief auf Bereicherung 
des Schates hinaus, felbft die Sheriffsämter wurden verpacdhtet; fein Mittel blieb 
unverfucht, die Güter des Adels in Domänen unter Verwaltung der Landvögte 
zu verwandeln. Wehnliche Zuftände, nur dem Geifte der Zeit gemäß milver, 
herrſchten in Deutſchland in den Tagen der allmädtigen Kriegs» und Domänen- 
fammern, wo jener Fürft von Deffau fih rühmen mochte, er babe den adeligen 
Grundbefig feines Landes ausgefauft. Doch vie haushälteriſche Herrfchaft ver 
Normannen dauerte nicht lange. Schon König Johann bedurfte einer außerordent⸗ 
lihen Revenue. Seitdem ftieg die Madıt des Parlaments mit dem finfenden Do- 
mänenertrag. Die Könige fühlten dies wohl; zahlreiche acts of resumption bezeu- 
gen es. Die legten Selbftherrfher griffen endlich zu dem verzweifelten Palliativ- 
mittel, durch fortgefegte Domänenveräußerung die Steuerbewilligung zu umgehen. 
Doch blieb das Krongut immer mit ber föniglihen Würde verbunden und fiel 
nie an die Nachkommen der geftärzten Königsfamilien. Seine legten Refte, ver- 
mehrt durch iriſche Konfisfationen, waren in folhem Maße Stantögut, daß das 
Parlament die Beräußerungen Wilhelms III. geradezu annullirte. Trotzdem, und 
trog bes Statuts I Anne c. 7, weldes die Unveräußerlichfeit des Kronguts be— 
ftimmte, gingen die Verſchleuderungen weiter. So ift Großbritannien, feit Georg II. 
1760 die Erbrevenuen der Krone mit einer Civillifte vertaufchte, im Beſitz eines 
jehr unbedeutenden Domantums, das aber unzweifelhaft reines Staatseigenthum ift. 

In Frankreich fand zwar tie feudale Anſicht: „ver König ift der alleinige 
Grundeigenthümer“, oft von den Königen und noch von Ludwig XIV. behauptet, 
feinen Eingang in das Recht. Defto fefter hielten die Könige an ver Unveräußer- 
lichfeit der Domänen und ihrer ftaatlihen Eigenfchaft, gegenüber den Ufurpationen 
ver Barone und den Unabhängigfeitsgelüften apanagirter Prinzen, Hier am ftreng- 
ften warb die „Lehre von den Domänen“ durchgeführt, die um 1286 zuerft auf- 
tauchte, als Papft Honorius IV. die ficilifhen Domänen für unveräußerlih nad) 
Art der Kirchengüter erklärte. Philipp ver Lange brachte fie nad Frankreich. Schon 
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Karl ver Schöne fprah: „Zur Domäne gehört Alles, was je dazu gehört hat“, 
eine von allen fpäteren Königen, insbefondere von Karls IX. berühmtem Do: 
mänenbefrete von Moulins (1566) beftätigte Marime. Ihr trat der Sa zur 
Seite: der König ift unfähig, Privateigenthum zu erwerben und befist das 
Domanium nur kraft feiner Souveränetät. Als nun die Nation die Souveränetät 
und damit aud (Dekret vom 22. Nov. 1790) das Eigenthum der Domänen er- 
langte, fand fie noch einen beträchtlihen Theil derſelben vor, troß der fchlechten 
Wirtbichaft ver Bourbonen. In demfelben Dekret ward das Domanium für ver- 
äußerlich erklärt; wie maßlos dies benutzt wurde, ift befannt. Auch nad ver 
Reftauration find die Domänen veräußerlices domaine de l’&tat geblieben. 

Ein doppeltes Bild bietet die deutfhe Domänengefhichte: die Reichs— 
güter und bie landesherrlihen Kammergüter. Während das Geheimniß von Karls 
des Großen Macht fein Schag war, während felbft die frommen Schenkungen 
feines Nachfolgerd noch ein bedeutendes Krongut übrig ließen, wetteiferten bie 
folgenden Dynaftieen in Berfchleuderung der Reichsdomänen. Schon die fränti- 
ſchen und ſchwäbiſchen Kaiſer hielten das Reichsgut von ihren Yamilienbefigungen 
gejonvert: Verleihung und Berpfändung der Neichsgüter fchien ihnen das ficherfte 
Mittel, fih Anhang zu fhaffen. Die Sachſenkaiſer verfchenkten an Geiftliche, vie 
Hobenftaufen an Fürften. Wohl traten fie den Ufurpationen der Fürften oft mit 
gewaffneter Hand entgegen: jene blutigen Sachſenkriege Heinrihs IV. wurden 
befonder8 um den DBefig der niederdeutſchen Reihspomänen geführt. Das hemmte 
nicht ven Lauf der Dinge. Die Ohnmacht ver kaiferlihen Gewalt fteht in Wechfel- 
wirkung mit ihrer finanziellen Schwäche. Es fam dahin, daß feine Kriegsrüftung 
möglih war, die nicht durch Neichslehen over - Zölle bezahlt ward. Vor der fai- 
ferlojen Zeit warb die Abnahme des Reichsguts noch nicht fo fühlbar: es war 
damals noch viel zu verſchenken da, und das Berlorne warb zum Theil wieder 
erjegt dur das im 13. Jahrhundert jo häufige Ausfterben adeliger Gefchlechter. 
Erft feit die Lütelburger pas Reichsgut zum VBeften ihrer Erblande beraubten, 
war fein Untergang fir immer entfchieden. Für immer. Denn das Berfprecdhen 
der Kaiſer, heimfallende Lehen nicht wieder anszuthun, warb nicht gehalten; zur 
Einlöfung von Reichspfandſchaften waren fie zu machtlos, bis dieſelbe durch 
Karls V. Wahlfapitulation (Art. 1 $. 9) auch rechtlich unmöglicd; gemacht ward. 

Auf den Trümmern der Reihspomänen erwuchſen die Kammergüter 
ver Landesherren. Ihre Beftandtheile waren: 1) Amtslehen, vd. h. biejenigen 
Neihsgitter, womit die Herzoge und Grafen, als fie noch Reichsbeamte waren, 
zur Beforgung ihres Amtes beliehen wurden. Sie gingen fpäter — nad ber 
Tendenz des Mittelalters, öffentlihe Pflichten in Privatredht zu verwandeln — 
mit der Erblichfeit des Amtes in den erblichen Befi der Fürften über; 2) rechte 
Reichslehen, auf denen die Verpflichtung zum gemeinen Yehendienfte ruhte; 3) das 
alloviale Erbgut der fürftlihen Familie, jpäter faft überall in den Reichslehens- 
nerus aufgenommen; 4) angefallene Reichspfanpichaften; 5) fäfularifirte Stifts- 
und Kirchengüter. Dies Kammergut beftritt die Yandesausgaben; nur der Ausfall 
ward durch Steuern gedeckt. Das Beftenerungsredht der Fürſten war durchaus 
fein unbeſchränktes; reichsrechtlich erftredte es fid nur auf die durch die Reiche- 
ftandfchaft gebotenen Ausgaben und die Unterhaltung von Feftungen und Garni- 
fonen, nad) gemeinem Herfommen auch auf die Prinzeffinnenfteuer. In den meiften 
Ländern trat fogar der fürftlihen Kammerkaſſe eine Steuerfaffe unter Ber- 
waltung der Stände gegenüber (zuerft in Kurſachſen 1451). 

Nah und nach, befonders im 17, Jahrhundert, drang die franzöfiiche Lehre 
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von der Umveräußerlichteit der Domänen in Deutſchland ein, vertheidigt von ven 
römishen Juriften. Die Folge waren zahlreiche Hausgejege, welche bie freien 
fürftlihen Familiengüter in Fideikommiſſe verwandelten. Im 18. Jahrhundert war 
die Unveräufßerlichkeit der Domänen in den meiften Territorien anerkannt, wenn 
man auch mit Mofer behaupten muß, daß fie nie gemeinrechtliher Grundſatz ge- 
worben. Fremd blieb dagegen ven meiften deutſchen Staaten die Lehre, das 
Kammergut ſei reines Staatsgut. Wo der Fürft einzelne Kammergüter als 
Chatoullgut von den übrigen ausfchien, da that er es nur um fie der Kon— 
trole der Stände zu entziehen. Wirkliches Staatsgut waren nur die Befigungen 
der Reichsſtädte und die Tafelgüter geiftliher Fürften, bei denen vie Exblichfeit, 
alſo aud die Vermiſchung von öffentlihem und Privatreht unmöglid war. Die 
Trennung von Kammer» und Steuerkaſſen dauerte vielfach fort, wenn aud ber 
Fürft oft über beide gleih unumſchränkt gebot. Erft der neueren Gefeggebung 
gelang e8 — auch hier nach Preußens Vorgang — den ftaatlihen Gedanken in 
die Domänenwirtbichaft einzuführen und an die Stelle ver fürftlichen Kammer—⸗ 
intraben eine Givillifte zu jegen. (S. d. Art. Einillifte.) 

I. Nur aus diefer wirrenreihen Geſchichte des deutſchen Kammerguts ift es 
erflärlih, wie bei uns die in England und Frankreich faum aufgeworfene Frage: 
wem ftebt das Eigenthum der Domänen zu? die Urfadhe fo vielfachen 
Streites werben konnte. Ihre Beantwortung ift für den Fall eines Dynaftie- 
wechjels von großer praftifher Wichtigkeit. 

Die Einen erklären die Domänen für Staatsgut, die Andern für Privatgut 
ber fürftlihen Familien. Dritte endlich weifen ihnen eine Mittelftellung an und 
fagen: die Domänen und nutzbaren Hoheitsrechte kommen dem Landesherrn allein 
zu; nur bat er ald Zwed (modus) die Verwendung für öffentliche Bedürfniſſe 
anzuerkennen. Uns fcheint es unmöglich, ein gemeines Recht in biefem Punkte 
feftzuftellen. Nicht nur die neueren Gefeggebungen gehen unendlich weit auseinander; 
aud die Gefchichte zeigt wenig Uebereinſtimmung in ven Territorialrecdhten ober 
fie führt auf Zuftände, jo grunbverjchieden von dem unfrigen, daß man für bie 
Gegenwart gar Nichts daraus ſchließen Tann. So viel iſt freilih nachweisbar, 
daß nirgendwo in Deutſchland dem Fürften von ver Landſchaft ein Stantsgut 
zur Beftreitung der Regierung zugewiefen worden. Aber eben fo gewiß fieht bie 
goldene Bulle (Kap. 20 $. 1) die Domänen als Pertinenz der Landeshoheit an; 
und bei einem Wechfel der Dymaftie fielen die Kammergüter faft regelmäßig an 
den neuen Yandesherrn, nicht an die Nachkommen des verbrängten Haufes. Floſſen 
einerjeits die löblihen Erjparnifje des Kammerguts in manden Ländern in bie 
fürftlihe Ehatoullfaffe, jo trug amdererfeits das Kammergut die öffentlihen Aus- 
gaben und ward nie zur Privat-, fondern zur öffentlichen Verlaſſenſchaft des 
Fürſten gefchlagen; auch bilvete die höchſte Inftanz für Kammerfachen nicht ber 
Fürſt privatim, jondern feine oberfte Landesbehörde, wie auch die Vögte der 
Kammergüter meift zugleich richterlihe Beamte waren. 

Anderfeits ift zu erwägen: Scheint die Analogie ver „zur Unterhaltung bes 
Reichs und des römiſchen Kaiſers“ beftimmten Reichsgüter für die öffentliche 
Natur des Kammerguts zu fpreden: fo darf man aud den großen Unterſchied 
nicht vergefien, daß das deutſche Reich fein Erbreih war und eine Vereinigung 
des faijerlihen Familienguts mit den Reichsdomänen feit den Saliern wicht ftatt- 
fand. Hatten die Stände häufig ein Mitauffichts- oder Kontrofereht über bas 
Rammergut: fo bleibt erft nachzuweiſen, ob dies mit dem Gigenthum der De 
mänen im Zufammenhang ftand ober nur den Zwed Hatte, das Steuerbewilli- 
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gungsredht der Stände nicht illuſoriſch zu machen. Wenn die Stände häufig dem 
Fürften das veräußerte Kammergut mit Landesfräften wieder einlösten, fo finden 
fih eben jo häufig Reverfalien der Fürften darüber, — ein Beweis, wie aud 
das eingelöste Kammergut noch für fürftliches Eigen galt. Will man endlich 
vie öffentliche Natur des Kammergutes daraus ableiten, daß ein Theil bavon 
Amtsiehen war, aljo dem Fürſten kraft jeiner öffentlichen Eigenſchaft zufam: fo 
führt das nur im ein neues Feld von Schwierigkeiten, in eine Zeit, wo man 
Staats- und Privatreht gar nicht zu fcheiden wußte. Damals konnte Alles was 
ver fürftlihen Kaffe Vortheile brachte, fie eben jo gut auch Wabern bringen; ber 
Beamte dedte die Kaflenausfälle feines Bezirks aus feinem eigenen Vermögen 
und benngte eben jo leicht das üffentliche Vermögen zu feinen Privatzweden; das 
Recht und feine Ausprüde waren noh jo ſchwankend, daß man unter vicus 
publicus eben fo wohl eine föniglihe Domäne als einen ganz ftenerfreien Ort 
verftehen konnte! Sehr wichtig ift auch, daß die Negalien, dieſe unzweifelhaften 
Hoheitsrechte, die Schidjale des Kammerguts theilten, zu ihm gerechnet und oft 
genug auf privatrechtlihen Wege erworben wurben. Dies allein beweift, wie 
grundverſchieden von den heutigen die damaligen Zuftände waren, und wie un- 
abweisbar das Bedürfniß einer radikalen Neugeftaltung. 

Sicher fcheint, daß der Landesherr Eigenthümer der Kammergüter war: ob 
aber als folder, alfo nad öffentlichem Rechte, oder kraft eines privatrechtlichen 
Titels? — dies läßt fih nur nad gründlichen Detailunterfuhungen für jeden 
einzelnen Fall nachweiſen. Hierbei tft von beſonderer Wichtigkeit, ob das Erbgut 
ver fürftlichen Familie in dem betr. Lande ven Hauptbeftandtheil des Kammerguts 
bildete. — Darum können wir aud jenen von Dalberg in die Rheinbundsafte 
eingeführten Artikel 27 nicht ohne nähere Prüfung im Einzelnen billigen. Er 
lautet: Die mebiatifirten Fürſten „conserveront chacun comme propridte patri- 
moniale et privde tous les domaines sans exception* und geht von der Anficht 
aus: mit dem Rechte ver fürftlihen Familien auf die Landesregierung fei 
ipso jure auch die Belaftung des Kammerguts mit Yandesausgaben erlojchen. 
Diefer Meinung laufen aber vie Vorgänge bei der Verdrängung anderer fürft- 
licher Familien in der deutſchen Gefchichte fchnurftrads zuwider. — Die neuere 
Geſetzgebung bat diefe Schwierigkeiten eingefehen und, ohne auf Unterjcheidung 
ver Beftanptheile des Kammerguts einzugehen, dem Streite durch bie definitive 
Grflärung, wem das Eigenthum der Domänen zuftehe, ein Ende gemacht. Dieſe 
Erklärung ift — billigerweife und auch hiſtoriſch richtig — in den Heinen Terri— 
torien für die Fürſtenhäuſer günftiger ausgefallen als in den größeren Staaten. 
Eine Uebereinftimmung ift weder in den Staats- noch in den Hausgefegen vor- 
handen. Darum follte man billig die eitle Mühe aufgeben, ein gemeines Recht 
zu ſuchen, wo es nicht ift 

Preußen warb zuerft den veränderten Bepürfniffen ver Zeit gereht. Schon 
der große Kurfürft ließ von den Einkünften aus Domänen und Regalien eine 
fefte Summe für die Chatoulle abjegen, ohne Ausſcheidung ver betr. Güter. 
Daran ſchließt fih das Edikt Friedrich Wilhelms I. vom 13. Auguft 1715, das 
den Unterſchied zwifchen Domänen und Chatoullgütern ganz aufhob und beide 
für unveräußerlich erklärte. Endlich beitimmte das Allg. 2.-R. Th. IT Tit. 14 
$. 11, das befondere Eigenthum der Domänen oder Kammergüter ftehe dem 
Staate, ihre ausſchließliche Benutzuug dem Oberhaupte zu. Dabei blieb es. Nur 
bat fih der $. 16 deſſelben Titels: „Domänengüter können nur infoweit an 
einen Privatbefiger gültig gelangen, als der Staat dagegen auf andere Art 
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ſchadlos gehalten wird“, als jehr vehnbar bewiefen. Das Hausgefeb vom 6. Nov. 
1809 und die Verordnung vom 9. März 1819 „erflärten” dies dahin: jede 
nicht ganz unentgeltliche Veräußerung zu dem Zwede, den Domänenbauern freies 
Eigenthum zu verichaffen, ift erlaubt, wenn fie eine entſprechende Vermehrung 
des Nationalwohlftandes bewirkt. Andere Verkäufe follen nur zur Tilgung von 
Staatd- und Domänenſchulden, Schenkungen nur zur Belohnung der Helven aus 
ven Freiheitötriegen gefchehen. Zum Erjag dieſes Ausfalls werden heimfallende 
Lehen nit wieder ausgethan. 

In Defterreicdy erklärte das bürgerliche Gejegbuh Art. 287 die Domänen 
für Staatsvermögen. Doch find ihre BVerhältniffe in den einzelnen Theilen ber 
Monardie nicht die gleichen. So unterfcheidet man in Ungarn zwiſchen Rameral- 
gütern und dem von der Krone untrennbaren unveräußerlihen Krongute. 

Die übrigen größeren deutfhen Staaten laffen fi hinſichtlich ihrer 
Domänengefesgebung in zwei Gruppen fcheiden, wenn man fi an vie Sache 
bält und durd die große Verſchiedenheit der Ausprüde ſich nicht beirren läßt. 
Einige Berfaffungen haben fämmtlihe Domänen oder einen Theil derſelben für 
Staatögut erflärt, andere belafjen fie als Patrimonial-Eigenthum des fürftlichen 
Haufes mit der Verpflichtung des alten Kammergutes, zu ben Yanbesausgaben 
beizutragen. 

Staatsgut und ohne Konfens der Stände nit veräußerlic find die Do- 
mänen in Bayern (Tit. TII ver Berf.), 8. Sachſen (Berf. $. 16—20), Württem- 
berg ($. 103— 108). Doch fteht dem Staatögute in Sachſen das Fideikommiß 
des fünigl. Haufes, in Württemberg das Hofvomänenfammergut gegenüber, Eigen- 
thum des fürftlichen Hauſes und im Befige des jevesmaligen Regenten. In Sachſen 
bilvet überdies einen Theil des Staatsgutes das (nicht ausgefchiedene) königl. Do- 
minengut. Für feine Nugung, welde für die Dauer jeder Regierung der Staats- 
faffe überwiefen wird, ift die Givillifte das Aequivalent. In Hannover erklärte 
das Verf. Geſetz vom 5. Sept. 1848 ($. 78 ff.) die Domänen für ein nur mit 
Konjens der Stände veräußerliches, von der königl. Chatoullfaffe getrenntes Kron- 
gut, Die thatſächlichen Aenderungen hierin in Folge der Oftroyirungen vom 1. 
Auguft 1855 find noch nicht völlig durchgeführt. In Kurhefien ift nah Berf. 
S. 107 fi. das Domanium Staatsgut, bis auf weitere Verabredung mit ven 
Agnaten, und darf ohme Konjens der Stände fo wenig veräußert werben, als 
das, zwar ausgejchievene, doh von den Staatsbehörvden verwaltete furfürftliche 
Fideikommißgut. In Oldenburg ſcheidet 8. 208 der Berf. Staats- und Krongut, 
ebenfo in Sachſen-Koburg-Gotha der Bertrag vom 1. März 1855 Staatsgut 
und berzoglides Domänengut. In Naffau erklärte zwar die Verordnung vom 25. 
Kov. 1851 die Domänen für Staatseigenthbum; die thatſächlichen Zuftände des 
Augenblids entſprechen dem aber durdaus nicht. 

Patrimonialgüter des fürftlichen Haufes mit der oben angegebenen Ber: 
pllihtung find die Domänen beijpielsweife in Baden (Berf. $. 59), Braunſchweig 
($. 61 ff), Weimar (nad ver landesherrl. Propofition vom I. 1856), Großh. 
Hellen (Berf. $. 6, 7). In legterem Lande ijt jedoch ein Drittheil der Domänen 
an den Staat abzugeben und wird mittelft allmähligen Verkaufs zur Schulven- 
tilgung verwendet. 

Was das Verhältniß der Agnaten des Landesherrn zu den Domänen be- 
trifft, jo ftebt ihnen, wo die Domänen Staatsgut find, ein Miteigenthum daran 
jo wenig zu wie an den übrigen Pertinenzen der Landeshoheit. Sie haben aljo 
fein Einſpruchsrecht felbft gegen Schmälerungen der Subftanz der Domänen; denn 
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bie Regierungsfolge ift feine finguläre Privat, fondern eine univerfelle Staats- 
ſucceſſisn. Wo das Domanium als Patrimonialgut des fürftlichen Haufes gilt, 
da entjcheiden die Beftimmungen der Hausgefege über die Rechte der Agnaten. 

II. Die Domänen genießen faft überall jura fisei, insbefondere die fis- 
kaliſche Berjährungsfrift, wo nicht gar (wie im preuß. Landr. I. c. 8. 36 f.) die 
Berjährung gegen die Domänen gänzlich ausgeſchloſſen ift. Die Steuerfreiheit 
der Domänen ift, wo fie Patrimonialgut find, nad denfelben Grundſätzen zu 
beurtheilen wie bie des ritterfchaftlihen Grundbeſitzes. Wo das Domanium 
Staatsgut ift, da foll feine Stenerfreiheit nur unnöthige Weitläufigkeiten im 
Finanzweien verhindern. Doc ift eine Abfhägung feiner Steuerfähigfeit, der 
Gemeinbelaften wegen, wünſchenswerth. Auch follten gewerbliche Anftalten auf 
den Domänen umbebingt befteuert werden, 3. B. Brennereien. Denn da bei ihnen 
der Steuerſatz die Produktionskoſten der Fabritate in einem beftimmten Berhält- 
niffe erhöht, fo liegt im ver freiheit von folchen Steuern eine unbillige Bevor- 
zugung. 

Endlich fei bier noch der Rechtsfrage gedacht: ob die von einem Ufur- 
pator ausgeführten Domänerverfänfe von dem zurückkehrenden legitimen 
Fürften annullirt werden dürfen? *). Die Frage hat für vie Käufer der weiland 
königlich weftphälifhen Domänen eine verhängnißvolle Bedeutung gehabt. Bon 
der Wiſſenſchaft ift fie ziemlich widerſpruchslos dahin entfchieven, daß in biefem 
Falle ganz dieſelben Beftimmungen gelten, welche jede Regierung binfidhtlich der 
wohlerworbenen Rechte ihrer Unterthanen befchränfen. Wenn die Zwifchenherrichaft 
nit blos eine vorübergehende Dffupation und die Veräußerung nicht der da— 
maligen Staatsverfaffung entgegen war, fo läßt fih gegen die Rechtsgültigkeit 
des Verkaufs nichts einwenden. Selbft wenn eine eigentlihe Succeffion in bie 
Herrihaft des Ufurpators nicht ftattgefunden, verbleibt dem Käufer der Anſpruch 
auf Schutz jeines Nechts. Bietet doch das Givilrecht für gleiche Verhältniſſe vie 
exceptio rei vendite ac traditw. Demgemäß haben auch alle nah Napoleon’s 
Sturz reftaurirten Fürften die von ihm und feinen Gefchöpfen vollzogenen Do- 
mänenverfäufe anerfannt; felbft die Bourbonen (Art. 16 des Pariſer Friedens 
von 1814). Daß die furheifiiche Regierung eine Ausnahme macht, entipricht dem 
eigenthümlichen, nunmehr biftorifch geworbenen Charakter des dortigen Regiments. 
(Vgl. hierüber 9. U. Zahariä in der Zeitfhr. f. Staatswiff. Jahrg. IX. Heft 
1 u. 2.) 

IV. ®ir haben gefehen, wie in allen civilifirten europäifchen Staaten das 
Domanium fich beträchtlich verringert hat und jest, im Vergleich mit den Stener- 
einnahmen, ein ſehr geringes Einkommen abwirft. Somit fann es mur ale ein 
beiterer Anachronismus gelten, wenn Art. 109 der württembergifchen Verfaſſung 
beftimmt: „Soweit der Ertrag des Kammerguts nicht zureicht, wird der Staats— 
bedarf durch Steuern beftritten.” — Es mar daher erflärlih, daR die national- 
öfonomishe Wiſſenſchaft die Frage aufwarf: ob der Staat nicht wohl thue, 
die Domänen ganz zu veräußern? Die Antwort war in England und 
Frankreich eine faft einftimmig bejahende, während in Deutjchland vie Stimmen 
getheilt find. 

Der ökonomiſche Geſichtspunkt fol zwar nicht ausſchließlich maßgebend fein. 
Aber der Staat darf fi der Einficht in die oben erwähnte wirtbichaftliche Noth- 
wenbigfeit nicht verfchließen, welche für den Grund und Boden das freie Privat: 


*) Dal. den Artikel „Regierung de faoto”, 
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eigenthbum fordert, fobald die Bewirthſchaftung intenfiv geworden. Es kommt 
darauf an, zu erfennen, ob die Urproduftion dieſe Stufe erreicht hat. Wo das 
Land in den Händen weniger großer Grundbeſitzer fich befindet; wo jene primis 
tive Dreifelderwirthichaft herricht, die fein ftreng gefondertes Privateigenthum, 
jondern lediglich fefte Wohnfige vorausfegt; wo ven Fähigkeiten und der Speku— 
lation des Landwirths wenig Spielraum geboten ift; wo Mangel ift an gebilbe- 
ten und wohlhabenden Landwirthen; wo Pachtungen jelten und nur auf kurze 
Zeiträume vorfommen — da ift eim großer Domänenbefig ganz in der Ordnung. 
Eben vefhalb find vie Forften auch auf umferer Kulturftufe noch ein paffenves 
Beſitzthum für den Staat. Die Forftwirthihaft bleibt an Intenfität ftets um 
ein Bedeutendes hinter ver Landwirthſchaft veilelben Volkes zurüd. Große Grund— 
ftüde, die bei vorgefchrittener Landwirthſchaft immer feltener werben, find für das 
Forftwefen unentbehrlich. Die für den Volkswohlſtand vortheilhaftefte Benugung 
der Wälder fett eine lange Umtriebszeit voraus, ift alfo fir den Privatbefiger 
wenig einträglih, während fie dem unfterblichen Staate leicht fällt. Aus dem— 
jelben Grunde ift die Verpachtung für Forften unanwendbar, daher vie Bewirth- 
ihaftung durd Staatsbeamte ganz angemefjen." Die den niederen Klafjen jo wohl: 
thätigen Walpfervituten werden von dem Staat weit leichter ertragen und groß- 
müthiger gewährt als von Privatbefigern. Alles dtonomifche Gründe, vie für Bei- 
behaltung der Staatsforften ſprechen. Und in der That ift in den meiften Staaten 
ein beventender Theil des Waldbodens Staatsgut oder im Beſitze der topten Hand, 
felbft in Frankreich (1834), troß feiner ſprichwörtlich gewordenen ſchlechten Wald— 
wirtbichaft, 48 Proc. der Waldungen. (Val. Roſcher, ein nationalötonomifches 
Hauptprincig der Forſtwiſſenſchaft, Leipzig 1854, befonvders Abſchn. III und IV, 
und den Artifel: Forftwirtbfchaft.) 

Unfere Landwirthſchaft dagegen ift auf eine Stufe gelangt, wo vie per- 
jönlihen Eigenfhaften des Landwirths von entjcheidender Bereutung find. Da 
zeigt fih natürlich bei den Domänen die anerfannte Wahrheit von der Unein— 
träglichfeit der Staatsgewerbe. Ein perfünlich nicht intereffirter Beamter wird 
wirtbihaftlich nie jo Viel leiften wie ein freier Eigenthümer; ein Domänenpädter 
nur dann, wenn der Staat ihm jehr günftige, aljo den Finanzen nachtheilige 
Bedingungen ftelt. Wahr bleibt alfo Ad. Smiths Ausſpruch, die Domänen 
jeien der oftipieligfte Theil des Staatseinfommens, 

Die wenigen äfonomifchen Berenfen, welche man gegen vie Beräußerung 
anführt, erledigen fich leicht. Sagt man, die Domänen verſprechen gerade jetzt in 
der Zeit der fteigenden Grundrente einen erhöhten Ertrag: fo ift eben fo richtig, 
daß die Grundrente der Privatbefisungen noch ſchneller fteigt als vie der Kam— 
mergüter. Und muß nicht das Lebergehen eines guten Theils von Grund und 
Boden in eine einträglichere Bewirthichaftung von Vortheil fein für die Volks— 
wirtbichaft, und damit für das Stenereinfommen? — Die Meinung, der Do: 
mänenbefit befördere den Staatsfredit, ift gang illuſoriſch, wie ſchon eine ober- 
flächliche Vergleichung zwiſchen England und Rußland lehren mag. Ein rechtlich 
und ökonomiſch ftreng geordnetes Finanzweſen it das beite Fauftpfand für bie 
Staatsgläubiger. 

Defto mehr Gewicht legt man auf die politifhen und polizeilihen 
Bedenken gegen die Veräußerung der Domänen. Man meint, die Erbmonardie, 
hervorgegangen aus dem Domänenbefige, müſſe auch in ihm ihre Hauptftüge ver 
Volfsvertretung gegenüber finden. Wäre dies Bedenken wirklich begründet: dann 
wäre es allerdings hohe Zeit, die Domänen fofort zu veräußern. Deun ein Rüd- 
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fall in die alte hausväterliche Herrfchaft fürftlicher Grundherren ift das Troft- 
lofefte, was unfern Staaten gefchehen künnte. In der That ift aber ein folder 
Rüdfall heutzutage eben jo undenkbar, wie die Furcht vor einem zu weit gehen- 
den Einfluß der Stände auf die Finanzen unbegründet. Da die Kammern nad 
den meiften deutſchen Berfafjungen alle Ausgaben, welche auf privatrechtlichen, 
bundes= „der lanvesgefeglihen Verpflichtungen ruhen, nicht verweigern dücfen, fo 
bejchräntt fih ihr Bewilligungsrecht faft allein auf neue Steuern. Und dieſen 
wird man, bei den jteigenden Preiſen und Staatsberürfniffen, auch troß bes 
Domänenbefiges nicht entgehen. Wer die letzten Bewegungsjahre erlebt hat, wird 
nicht meinen, daß in ven Fleinen deutſchen Staaten mit ihrem ausgedehnten 
Kammergut die Krone feiter ſtehe. — Sehr jchlagend Hingt die Behauptung, bei 
großem Domänenbefige fei die Steuerlaft Heiner, aljo ver Anlaß zur politifchen 
Unzufrievenheit geringer. Dahin gehört jene landläufige Bergleihung: „weil Bel- 
gien kaum 4, Bayern dagegen 20 Proc. feiner Einkünfte aus Domänen bezieht, 
ſo iſt ver belgische Bürger ungleich mehr belaſtet“ — eine jener Spielereien mit unver- 
ftandenen Zahlen, an denen der furor statistieus unferer Tage fo rei ift. In 
Wahrheit ift vie abfolute Höhe der Steuerſummen ganz gleichgültig; die Steuerfähig- 
feit der Bürger entſcheidet allein, Kann nachgewiefen werben, daß das Domänen- 
einfommen hinter dem notoriſchen Wachsthum des Bodenertrags weſentlich zurückge— 
blieben ift (wie dies für Preußen v. Patow in feinem Berichte im Abgeorpneten- 
hauſe — Seifion 1856/57 — nachgewieſen hat): jo ift bis zur Evidenz gezeigt, daß 
das Kammergut in Privathänvden größern Ertrag bringen würde. So erlangt ber 
Staat durd den Domänenverfauf nicht nur die Vortheile, die aus einer zwedmäßi- 
gen Berwendung des Erlöſes entjpringen, fondern aud die Möglichkeit höherer 
Steuern ohne vermehrten Steuerdruck. Bei einem gebildeten Volke — und 
auf ein ſolches rechnet der Fonftitutionelle Staat — wird eine Steuererhöhung unter 
dieſen Umftänden ſchwerlich Erbitterung erregen. Nur in Zeiten, wo die Steuern 
ſchon jehr hoch find, ift eine Domänenveräußerung, welche keine jofortige Ver— 
minderung der Staatsausgaben mit ſich bringt, allerdings nicht räthlih. — Ferner 
wiberjpricht es der. öffentlihen Natur des Staats und beeinträdtigt feine Unpar— 
teilichleit, wenn er ald Konkurrent von Privaten auftritt. Seine Macht, fein in- 
direfter Einfluß auf jede erdenkliche Thätigkeit der Privaten ift ohnedies fo unge- 
heuer gewachfen, daß man jedes birefte Eingreifen der Staatsgewalt in Privat: 
verhältniffe nad Kräften vermeiden follte. Gegen Gemeindegüter gelten jolche 
Bedenken nicht; die Gemeinde fteht ihrer Natur nad ihren Öliedern viel näher 
und überbies forgt die Aufjicht des Staats für ihre Umparteilichleit. — Kaum zu 
erwähnen ift die manchmal gehörte Behauptung, es fei gut wenn der Staat ‘Do- 
mänen befige, um ausgezeichnete Bürger für ihre Dienfte belohnen zu können. 
Für jo ungewöhnliche Fälle wird ein nicht ganz zerrüttetes Finanzweſen aud ohne 
Domänenbefig Rath milien. 

Wichtiger find einige Bedenten der Wirtbihaftspolizei. Die noth- 
wendige Erhaltung des Brennftoffs, der Schuß mander Gebirgs- und Küſten— 
gegenden vor der Macht ver Elemente, die Benutung wüſten Bodens u. A. tritt 
zu den obigen Gründen hinzu, um die Erhaltung der Staatöforften zu redhtfer- 
tigen. Zur Hebung der Landwirthſchaft ift ver Beſitz mwenigftens einiger Kammer— 
güter umerläßlich : bier ftellt man Verſuche mit neuen Erfindungen an, errichtet 
landwirthſchaftliche Schulen, züchtet koftbare Viehraſſen u. ſ. w. — Solche Aus- 
nahmen ſtoßen aber die Regel nicht um, daß ein ausgedehnter Grundbeſitz des 
Staats zu ſinanziellen Zwecken in hochkultivirten Ländern nicht gerechtfertigt iſt. 
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Nur Mangel an hiſtoriſchem Sinn fann die feit Jahrhunderten fortgefegte Ber- 
minberung des Domaniums in faft ganz Europa für ein Werk permanenten Irr— 
thums oder böfen Willens erflären. 

Damit ift nicht gefagt: der Staat folle, wie weiland der Däne Diaf, ven 
Erlös aus vem Domänenverfauf zu feinen täglichen Bedürfniſſen verwen- 
den oder einer öfonomifchen Theorie zu Liebe feines Grunpbefiges in aller Eile 
fih entlevigen. Nur ein allmäliger Berfauf zu wahrhaft probuftiven Zweden, zur 
Schulventilgung oder zur Errichtung gemeinnügiger Anftalten ift da zu empfehlen, 
we aus den Verfaufspreifen ver Grundſtücke und ähnlichen Anzeichen Far hervor— 
geht, daß der Domänenertrag ein zu geringer ift. Derartige Schulventilgungen 
befreien nit nur den Staat von einer drückenden Verbindlichkeit, fondern ver- 
ringern fogar meift bireft die Staatsausgaben: die Zinserfparnif pflegt beveutender 
zu fein ald der Ausfall im Domänenetat. — GStätigfeit und Gleihmäßigteit ift 
das erfie Geſetz für das Finanzweſen. Daher, und wegen ihrer geringen Ginträg- 
lichkeit, find große einmalige Domänenverfänfe nicht zu billigen. Nur in Zeiten 
höchſter Noth mögen fie das einzige Mittel fein zur Herftellung des Staatskredits. 
So die preußiſchen Domänenverfäufe zur Zeit der franzöfiihen Invafion : bes 
politifhen Grumdes ganz zu geichweigen, daß der Befig der großen Domänen 
die Habfucht Napoleons noch mehr gereizt haben würde. Die folgenden Jahre von 
1820— 1840, wo bei einem trefflihen Zuftande der Finanzen über 35,5 Mill. 
Rthlr. aus dem Erlös verfaufter Staatsgüter zur Schulventilgung verwendet wur: 
den, bieten — troß einzelner Beventen — ein Mufter probuftiver Domänenver- 
fäufe. Ueber die große öfterreihiiche Finanzoperation, die 1855 zur Veräußerung 
einer Mafle von Staatsgütern für circa 80 Mill. fl. führte, läßt ſich jest noch 
fein Urtheil fällen. 

Wie wenig dem Geifte ver Zeit angemefjen eine direkte Betheiligung des 
Staats an der Produktion ift, lehrt ein Blid auf die vereinigten Staaten 
und Rufland. Nah ven Berträgen mit den Ginzelftaaten aus den Jahren 
1780— 1802 und nad den Abtretungen der Indianer, Frankreichs und Spaniens 
befittt die Union ein ungebeures Domanium (fchon 1842, alfo vor der Erwerbung 
der großen weftlihen Territorien, 1076 Mill. Acres) mit allen Beringungen einer 
ertenfiven Wirthſchaft. Trogdem hat man nie am feine Verpachtung oder gar 
Anminiftration gedacht; die Yandverfäufe bilden einen großen, jährlich fteigenven 
Einnahmepoften. Wenn dagegen in Rußland von den 275 Mill. Rubel jährlicher 
Einkünfte faft 206 Mill. aus dem Staatseigenthum und Monopolien fließen, jo 
deutet dies auf eine für Weftenropa längft vergangene Kulturftufe. 

V. Endlich geben wir no eine furze Domänenftatiftif. Wir hüten uns 
aber, weit gehende Schlüfle daraus zu ziehen. Die Zahlen bieten wenig Anhaltsunftp 
zur Bergleihung; denn die Budgets verftehen unter Domänenintraden fehr ver: 
ſchiedene Dinge und befolgen bei Augabe des Roh- und Reinertrags wenig gleich- 
mäßige Grundſätze. Evident ift nur die geringe Bedeutung des Domaniums in 
den meiften Großftaaten. Dagegen ericheint das ausgedehnte, aber wenig einträg- 
liche ruffiiche Staatseigenthbum in falihem Lichte in einer Tabelle, die nur bas 
Eintommen- berüdfichtigt. Das jährlihe Einfommen aus Domänen und Forften 
des Staats betrug in 
Anhalt-Defiau-Köthen 1856/57 Thlr. 623,000 = faft 48 9/,des Staatseinkommens. 
ee 1855 Thlr. 11/, Mill.! = 43,75 9/, 


%) Bon 542,763 Einwohnern lebten 1852 in den Domänen 206,986. 
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Schweden 1854/56 Rthlr. 4,962,800 2 — 34,5 %, 

Kurhefjen? 1846/48 Thir. 519,000 = 26 %/, 

Hannover 1853/54 Thlr. 1,614,800 ? = 20,17 %/, 

Bayern 1855/61 fl. 8,137,412 = 19,66 9), 

Baden 1856/57 fl. 2,271,924 — über 18 %, 

Württemberg 1855/58 fl. 2,147,460 = faft 17 9), 

Rußland (nad Reden) Silb.-Rub. 37,55 Mil.5 = 13,6 9,, 
Bereinigte Staaten (Yandverfäufe) 1855/56 Doll. 8,917,6546 = 12 9%, 
Dänemarf 1856/58 The. R.-M. 1,699 Mill, — faft 12 0%), 
Preußen 1856 Thlr. 8,446,586 7 — 10,1 %/,8 

Griechenland 1856 Dradın. 1,782,873° = faum 10%, 

8. Sachſen 1855/57 Thlr. 971,040 = 9,5 %, 

Schweiz (Bundesbudget) 1857 Fr. 224,136 19 — wenig über 8 9/, 
Portugal 1856/57 Reis 630,753,269 11 = etwas über 5 9, 
Belgien 1856 Fr. 5,13 Mill. 1? — faum 4 9%, 

Franfreih 1856 Fr. 40,788,3328 = 2,5%, 4 

Niederlande 1856 nieberl. fl. 1,307,699 = 1,8 9, 

Defterreih 1854/55 fl. E.-M. 3,620,944 = 1,5 9), 

Norwegen 1854/57 Spec.-Thlr. 52,400 3 = 1,59, 
Großbritannien 1855,56 Pf. St. 281,561 = 0,4%, 

VI. Ein Eingehen in technifche Details liegt nicht in unferer Abſicht; daher 
beihränfen wir uns binfichtlid ver Berwaltung ter Domänen auf eine kurze 
Ueberſicht. 

Die höchſte Domänenbehörde bildete im Mittelalter der Fürſt mit ſeinem 
Bicedom. Friedrich II. gründete zuerſt für feine italieniſchen Lande ein Landes— 
tollegium mit Räthen. Ein ähnliches Beiſpiel ift von Philipp dem Kühnen von 
Flandern 1385 überliefert. Als Kailer Mar (1501) in Wien feine Hoftammer 
errichtete, wurden ſolche follegiale Oberbehörten in Deutſchland allgemein und die 
Orundlage des nah ihnen benannten Finanzweſens. Gleichzeitig erhielt unter 
Franz I. die franzöfifche Verwaltung eine ver modernen ähnliche Geftalt. Bezeich— 
nend genug nahm diefe Umwandlung vie ſtädtiſchen Kämmereifaffen zu ihrem 


2) Dies ift die Einnahme aus den geſemmten Staatsvermögen. 

3) 30,3 %, des Bodens ift unmittelbares Staatseigentbum. 

%) Dies find nur die Meberichüfe aus den Amtskaſſen. Die Ginnabme aus dem gefammten 
Staatevermögen berechnet Lebzen auf 35,2 9/, | 

°) Diefe Ziffer enibält im Wefentlihen nur ten Obrok der Kron- und Apanagebauern. 

R 6) Diefen Ertrag hofft man io zu fleigern, daß die Zölfe von 64 auf 48-50 Mitt, ſinken 
nnen. 

7) Mit Einſchluß der Arondotation und des Erlöſes aus Domänenverfäufen, 

8) Die gejummte Rein-Einnahme zu 83,6 Mill. angenommen. Der Domänenertrag der Yuns 
destbeile ift ſeht verfchieden: am geringften in Rheinland und Weſtphalen, am bedeutenditen in 
den Regierungsbezirfen Magdeburg, Gumbinnen und Frankfurt.‘ 

9, Thne die Domänenverküufe, mit denen man in lepter Zeit ſebr leichtfinnig umging, nur 
1,479,225 Drachm. 

10, Mit Einſchluß des Ertrags der Bundesfapitalicn. 

11, Die Ziffer ift zu hoch, fie umfaßt noch mehrere andere Poften, 

12) Mit Einihluß der Wegzölle. 

13) Ohne das Einkommen aus dem Verkauf von Etnatewaldungen. 

14) Legopt rechnet jreilich für 1850 6,4 %, (221 Mill. Ar.), ſeine Berechnung umfapt alter 
ſämmtliche Staatögewerbe, Eiſenbahnen zc. 

15, Mit Einſchluß der Zebenten. 
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Borbilde, wie ja das ganze neue Staatswefen vorwiegend auf den Städten ruht. 
Heute bildet die Domänenverwaltung gewöhnlich eine Abtheilung des Finanzmini— 
fteriums, wo nicht wie in Rußland ein befonveres Minifterium, oder wie in 
Großbritannien eine unabhängige Behörde dafür befteht. 

Die Benugung der Domänen ift auf dreierlei Weife möglich: durch Selbft- 
verwaltung, durd Verpachtung, durch Berfanf. So folgen die Benugungsmeifen 
biftorifh auf einander und weifen wiederum auf das Geſetz des Strebens nadı dem 
freien Privateigenthum bin. 

Die Selbftvermwaltung verfleht ſich überall von felbft, wo Pachtungen ver 
Landwirthſchaft nod unbekannt find. (Ueber die Verwaltung der Staatsforften f. d. 
Art. Forftwirthichaft.) Ihr Hauptmangel, pie Unficherheit der Einkünfte, wird bei berr- 
ſchender Naturalwirthichaft leichter getragen. Der Hof over die Bewohner ver Billa 
verzehren die Produkte felbft. Auch die geringe Sorgfalt des Beamten ſchadet der 
funftlofen Wirtbfchaft wenig. Bon feiner Unredlichkeit ift eher die — leicht zu ver— 
bindernde — Berwandlung des Amtgutes in Eigenthum, als eine Unterfchlagung 
der Einkünfte zu fürchten. Je verwidelter die Wirtbichaft, deſto machtheiliger wird 
die Adminiſtration, je ausgebreiteter das Geldweſen, deſto fühlbarer vie Unregel- 
mäßigfeit der Einkünfte; je nothwenbiger ein großes Betriebsfapital, deſto koſt— 
jpieligev die Verwaltuug. Nah Malchus verichlang fie zu Anfang diefes Iahrhun- 
derts in Deutſchland oft ein Viertel des Ertrags. Beſonders ſchlimm find vie fort- 
währenden Anfragen bei den Oberbehörven, vie oft ten beften Zeitpunkt für 
wirtbichaftlihe Operationen verfäumen laffen und nur dann befeitigt werben fün- 
nen, wenn man der Beamtenmwillfür freien Spielraum laffen will, Dieß ward aud 
bald eingejehen. Als es nad dem weſtphäliſchen Frieden galt, die zerrlittete Volks— 
wirtbichaft zu heben, ward in Deutjchland vielfacdy die Verpadhtung eingeflihrt, die 
vorher nur fehr vereinzelt vorkam. Aber erft das organifatorifche Genie Friedrich 
Wilhelms I. bafirte fie auf fefte wirthſchaftliche Grundſätze. — Heute ift Die Ad— 
miniftration nur noch ausnahmsweiſe zuläffig: bei ötonomifhen Mufterwirthfchaften, 
bei Gütern, deren Ertrag nur in baren Gefällen befteht, oder ſolchen, vie zu ihrer 
Herftellung großer Kapitalien bedürfen, oder foldhen, deren Einkünfte für den Haus- 
halt des benachbarten Hofftaats verwendet werben u. ſ. w. 

Eine Mittelftufe zwiſchen Aominiftration und Pacht nimmt die fogenannte 
Gewährsapminiftration ein, eine Erfindung des großen Churfürften. Hier 
zahlt ver Pächter eine fefte jährliche unerläglihe Summe; vom Ueberſchuß erhält 
er einen Antheil. Ueber dieſe Nugungsmweife liegen wenig Erfahrungen vor. Sicher 
ift fie, wenn einträglic für ven Staat, jo nachtheilig für den Pächter, daß fich 
bald feine Bewerber mehr finden werben. 

Ehe man zur reinen Pacht überging, fette man oft, wie es Sully that, 
Intendanten über die Pächter oder (fo in einigen Theilen Preußens noch bis in 
diefes Jahrhundert) über eine Anzahl Domänen, welde theils verwaltet, tbeils 
verpachtet waren. Dies Verfahren bietet alle Nachtheile der Selbftverwaltung und 
bat fih nur unter ven eigenthümlichen Berhältniffen Südpreußens nad der Thei— 
lung Polens bewährt. Es galt damals, Die nen erworbenen Grumdftüde fennen zu 
lernen und bie zahlreichen polnifhen Pächter zu fchonen, für die man beim Man- 
gel intelligenter Yandwirthe feinen Erſatz finden fonnte. 

Die Berpahtung gefhieht Anfangs an Beamte, fpäter an Privaten, 
denen einige amtliche, befonders polizeiliche Pflihten auferlegt werben, endlich an 
ganz felbftftändige Yandwirthe. Während fie in England chen früh eingeführt 
warb und fon unter Heinrich I. fogar Pachtraten in Geld vorfommen, fielen vie 
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erften Verſuche in Deutſchland (im 16, Jahrhundert) fehr Mäglih aus. In ver 
That, wo die Pächter jährlich wechſeln, da hat das alte deutſche Sprichwort feine 
Öeltung: „Wer feinen Gütern gram ift, mag fie nur verpachten.“ Je verwidelter ber 
Betrieb, deſto länger natürlich die Pachtperioden. Heutzutage ift Derpachtung das 
Gewöhnliche. Als leitender Grundſatz muß gelten, bie Pachtverhältnifie ver Domänen 
möglichſt mit denen der Privatgüter auf Eine Stufe zu ftellen, welche ja das wirtbfchaft- 
lihe Bedürfniß hervorgerufen hat. Daher verweifen wir auf die Artikel Landwirth⸗ 
Ihaft und Yandgüter. — Nicht leicht ift es, zuverläffige Männer für den Bacht zu 
finden, und ſich nicht durch die glänzenden Angebote von Schwindlern täufchen zu 
laſſen. Aus Furcht hiervor gab man — früher gewiß mit gutem Grunde — ber 
Verpachtung unter der Hand ven Vorzug oder beichränfte die Konkurrenz bei ver 
Berpachtung an den Meiftbietenden. Gegenwärtig, bei ver geftiegenen Bildung und 
Rechtlichfeit des Landvolks, follte man ver Mitbewerbung einen freiern Spielraum 
lafjen. (Bol. v. Patow in dem angeführten Berichte.) — Remiffionen für den Fall 
unverfhuldeter Noth dürfen ſich nur auf das an Saat und Wirthſchaftsnothdurft 
Fehlende erſtrecken, ſind aber eben ſo unentbehrlich wie die Verpflichtung des Päd- 
ters zu einigen Meliorationen. — Die Verpachtung der Domänen ganzer Diftrifte 
an einen Ginzelnen oder an eine Geſellſchaft ift durchaus verwerflich, wie die 
Ausſaugung der römiſchen und franzöſiſchen Provinzen durch ihre General- 
pädter zur Genüge gezeigt hat. Auch politifch ift es unangemeflen, Einzelnen 
eine jo ungeheure Gewalt einzuräumen. Die Allgemeinheit der Generalpachtungen 
in den griechiſchen Republiten, felbft in ihrer Blüthezeit, hängt zufammen mit 
ver Öleihgültigkeit des helleniichen Staats gegen wirthſchaftliche Dinge und mit 
feiner Schen vor Anftellung befolveter Beamten. 

Noch mehr als vie Zeitpacht nähert ſich dem Verkaufe die Erbpacht. An- 
gefeinbet einft von ven römischen Juriften Deutſchlands, die darin einen Berftof 
gegen die Unveräußerlichkeit ver Domänen ſahen, nicht minder angegriffen von dem 
Haſſe des Radikalismus gegen jede ſogenannte erbliche „Belaſtung“ des Bodens, 
bietet fie einem aufblühenden Bauernftande große VBortheile. Bon dem anfgeflärten 
Despotismus ward fie häufig angewendet und mit dem Abbau der Domänen ver- 
bunden. Das entjprad den Ideen jener Zeit, denen vie Vermehrung der Bevölke— 
rung als ſicherſtes Mittel galt zur Erhöhung ver Steuer und Wehrkraft des Pan- 
des. Nationalökonomiſch ift fie fehr vortheilhaft : wer für feine Nachkommen ſorgt, 
wird natürlich noch eifriger für ſein Grundſtück wirken als ein Zeitpächter. Nur 
muß die Geſetzgebung darüber waden, daß der Erbpädhter durch Unglücksfälle nicht 
allzuhart getroffen wird. Zerftücelung ift ihm nicht geftattet, alfo kann er felbft bei ge 
ringem Schaven leicht um ven Hof und das Erbbeſtandsgeld zugleich kommen. Der 
Staat zieht aus der guten Wirtbihaft des Erbpächters nur geringen Bortheil: denn 
eine häufige Revifion des Kanons ift nicht thunlich. Daher ift von der Vererbpach⸗ 
tung zum Verkauf nur ein Schritt. — Die Erbenzinsverleihung bietet faft 
alle Nachtheile des Verkaufs ohne feine Vorzüge. Der geringfügige Erbenzins ift 
nur eine Anerkennung des Obereigenthums, nicht eine Vergeltung ber Nugung. 
Sie ift alfo nur in ſehr jeltenen Fällen zu empfehien, etwa für Heine Güter 
auf unbenugtem Boden und zur Hebung eines verarmten BDauernftandes. 

Ueber den Verkauf verweilen wir auf das unter IV Gefagte. Als Regel 
gt: diejenigen Domänen find zuerft zu veräußern, bei denen fi) das Mifver 
hältniß zwiſchen Staats- und Privatwirthichaft am meiften fühlbar macht, alfe 
zuerit in den Landestheilen, wo bie Landwirthſchaft am meiſten vorgeſchritten ift. 
Sehr nützlich iſt meiſt die Zerſchlagung der Domänen vor dem Verfauf, außer 
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in Gegenden, wo die Zerftüdelung des bäuerlichen Befiges ſchon allzumweit gediehen 
ift. Auch den minder Bemittelten follte man die Koufurrenz möglid) machen, in- 
dem man eine ratenweife Zahlung des Kauffhillings geftattet. Kleine ifolirte, wenig 
einträglihe Parcelen find zu veräußern, aud wenn man den Domänenbefig als 
Regel fefthält. Bor dem Ausbieten allzuvieler Grundſtücke auf einmal warnt bie 
Geſchichte der franzöfiihen Domänenverfäufe. — 

literatur. Im Allgemeinen vgl. die Andeutungen iu Roſcher's Grundriß 
der Staatswirthſchaft pag. 103—106, denen wir in vielen Punkten gefolgt find. 
Ferner Roäll, de domanio. (Amsterd. 1831.) Bofje in Erfhd und Grubers 
Enchklopädie. s. v. Domänen. Rotted im Staatslerifon s. v. Domänen. Du- 
cange s. v. domanium. — Öejhichte der Domänen außer einzelnen Bemerkungen 
in den rehtögejhichtlihen Werfen von Eihhorn, Waig, Schäffner, ven 
biftorijcden von Boeckh, Hegewiſch, Sinclair, den ftatijtifchen von Spriu- 
ger, Lehzen u. U. für Deutihland: Hüllmann, deutſche Finanzgeſch. im 
M. U (Berlin 1805). Derfelbe, Geich. ver Domänenbenugung in Deutfchl. (Franff. 
1807). Für Frankreich: Merlin, repertoire de jurisprudence s. v. domaine und 
liste eivile. Legoyt in Guillaumin-Cocquelin, dietionnaire d’&conomie poli- 
tique. 8. v. domaine. Für England: Gneiſt, das heutige englifhe Berfafjungs- 
und Berwaltungsredht. Bd. I passim. — Ueber die Rechtsverhältniſſe des deutfchen 
Kammerguts giebt Zahariä, deutfhes Staatsrecht II. 400 ff. ven Yiteraturnad)- 
weis, — Oekonomiſche Bedeutung und Verwaltung d. D. außer ven bekaunten Wer- 
fen von Smith, Rau, Mohl, Log u. 4: Malchus, Politif ver innern 
Staatsverwaltung. Derjelbe, Organijation der Behörden. Schreber, Abhand- 
lung von Kammergütern und Einkünften, 1754. Nicolai, Verwaltung des Domä— 
nenweſens in Preußen. 2 Thle. 1802. Strelin, Nevifion ver Lehre von Auf: 
lagen und Domänen. 1821. Seutter, über vie Verwaltung der Staatspomänen. 
Flotow, Fertigung der Ertragsanjchläge über Domänen, Thl. 1. u. 2. 1820/22. 

v. Treitſchle. 


Dorfgemeinde, ſ. Landgemeinde. 


Dritter Stand. 


Dev Spradgebraud des „dritten Standes” (tiers état) ift befannter Maßen 
von Frankreich auf Deutjchland übergegangen. Urfprünglid) I) wınde die Vertretung 
ber franzöfiihen Städte auf ven Generalſtänden des Königreichs, oder aud vie 
vertretene Bürgerſchaft viefer Städte felbjt fo genannt, im Gegenfage zu den beiven 
erften bevorzugten Ständen des Klerus und des Adels, Die Geſchichte des vritten 
Standes fällt demnach mit der Geſchichte des franzöfifchen Bürgerftandes (vergl. 
„Bürgerſtand“) zuſammen. Der Bürgerftand war eben ver vritte Stand, er galt 
zugleidh als ver „gemeine“ (Negeljftand, über ven ſich vie geiftlihe und weltliche 
Ariftofratie emporhob. Die untern Klafjen, aud vie bäuerlihe von ven Grund: 
bern abhängige Bevölterung, famen nur als Gegeuftand der Beherrſchung und 
Ausbeutung in Betracht. Sie hatten feine politiiyen uno daher auch Feine ftän- 
diſchen Rechte. Wieverholt hatte der dritte Stand aud auf die politifche Entwid- 





ı) Die Tezeichnung »gens de tiers el commun état« fommt nach Thierry oft wor in 
den Urkunden des 15. Jahrhunderts. 
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eng von Frankreich einen großen Einfluß gelibt, von jeher im Gegenſatze zu ver 
mittelalterlihen Yehensverfaflung und daher oft in offenem Kampfe mit dem Abel. 
Er half den Königen in ihrem Beftreben, ven modernen Einheitsftaat zu verwirk- 
lihen. So oft er aber leivenfchaftlich gereizt war, zeigte er eine demokratiſch-repu⸗ 
blikaniſche Gefinnung. Seine unmittelbaren Organe hatte er theils in den General- 
ftänden, theild in den Provinzialftänden. Nachaltiger noch war feine indirekte 
Wirkfamfeit, indem die richterlihen Magiftraturen und die Finanzbeamtung größten: 
theils aus ihm refrutirt wurden und die Pflege der Wifienfchaft und der Yiteratur 
vorzugsweife ihm überlaffen blieb. Dbwohl er ſich gelegentlich mandye Demüthigung 
gefallen laſſen mußte, jo war fein Selbftgefühl dennoch in fortwährendem Wachs— 
thum begriffen. Als ein Renner des dritten Standes in der Verſammlung von 
1614 vie drei Stände der Nation mit drei Brüdern einer Familie verglich, unter 
denen der dritte Stand freilich der jüngfte jei, „aber zumeilen ftellen die jüngften 
Söhne das Haus wieder her, das die vornehmen ältern zu Grunde richten“, führte 
der Adel — entrüftet über viefen Bergleih — Klage bei dem Könige: „Es fei 
unerträglih,, daß die Söhne von Schuftern und Schuhflidern ſich Brüder ber 
Barone zu nennen wagen. Eher verhalte ſich der dritte Stand zum Abel, wie der 
Beviente zum Herrn“. Die fpätere Gefchichte ftellte ven Beweis her, daß das 
ſtolze Selbftgefühl des dritten Standes einen feiteren Grund und daher aud eine 
größere Berechtigung habe, als die hochmüthige Verachtung veffelben von Seite 
des zweiten 2). Aber in der franzöfifhen Revolution überhob er fih. Er wollte, 
wie Sieyes verkündete, „aus Nichts Alles werden”. Zur Macht gelangt, und rück— 
ſichtslos feinen alten Ideen von Einheit des Staates und Gleichheit der Bürger nach— 
ftrebend, verwarf er mit den mittelalterlichen Standesunterſchieden aud) jede neuere 
DOrganifation der Volksſtände. In dem Einen gleihen Staatsbürgerthum foll- 
ten fih alle Stände nicht blos zufammenfinden, ſondern völlig auf- 
löfen. Unmittelbar aus der Menge der gleihen umd freien Bürger follte ver 
ganze Staat aufgebaut werben, britter Stand und Volk für immer daſſelbe fein. 

Die Ereigniffe haben tie Selbfttäufhung des dritten Standes aufgevedt. Die 
Formen der alten Stände freilih waren zerftört und konnten nicht wieder her— 
geftellt werden. Die bürgerliche Gleichberechtigung und die neue Wahrheit bes 
Staatsbürgerthums blieb. Aber e8 famen innerhalb ver nationalen Gemein- 
haft und innerhalb der Bolkseinheit doch politifch wirkende innere 
Gegenſätze großer Bolfstheile zu Tage, welde den Staatsmann zur Beach— 
tung nöthigten. Auch wer das natürliche Bedürfniß eines ariftofratiihen Standes 
(vgl. Artikel Adel und Ariftofratie) läugnete, oder bei dem innern Verfall, in 
welchen der mittelalterliche Adel gerathen war, eine Berüdfihtigung dieſer ftänbi- 
ſchen Unterſcheidung für unzeitgemäß hielt, konnte doch nicht die heftigen Kämpfe 
zwifchen ven gebilveten Bolföflaffen und ven untern Maffen, vie in verſchiedenen 
Formen bald losbradhen, üderjehen: und wenn er fie näher ins Auge faßte, fo 
mußte er wahrnehmen, daß hier natürliche, früher überjehene Gegenfäte der [ocia- 
len Stände zu Grunde liegen. Es machte fi der vierte Stand laut und ftark 
genug neben vem britten und als ein anderer geltend. (Vgl. den Artifel Vierter 
Stand.) Bon da an befommt der Ausdruck „dritter Stand“ einen andern Siun, 
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2) Einen geiſtvollen Ueberblick über die Geſchichte des dritten Standes bis zum 18. Jahr— 
hundert giebt Aug. Thierry in dem Recueil des Monuments inédits de l’histoire du tiers 
Etat. Paris 1850. 
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als er zuvor gehabt hat: und dieſer nene Spradhgebrand gehört nicht mehr bies 
Fraukreich, er gehört faft cher noh Deutihland an, mweldes zuerft die Natur 
des Bierten Standes und damit aud) die Begrenzung bed Dritten Standes nad 
unten bin begriffen bat. Nur von biefer modernen Bedeutung des Dritten Stan: 
des ift hier näher die Rebe. 

Der britte Stand in dem modernen Sinn ift nicht mehr wie früher Eins 
mit dem Bürgerftand, wenn glei er biftorifd) in biefem wurzelt. Der Bürger: 
ftand ift gegenwärtig mur ein ſtädtiſcher fein ftaatlider Begriff mehr. Der 
dritte Stand dagegen ift noch ein.eminent politifcher, fein municipaler Begriff, ift 
ein Hauptbeftandtheil des ganzen Bolfes. Der Bürgerftand ift aud) äußerlich auf ven 
Umfang der Stadt begrenzt, der dritte Staub dagegen breitet fih mehr und mehr 
auch über das Land hin aus. Der Bürgerftand umfaßt die ganze zur Stadt gehörige 
Bevölkerung; der dritte Stand ift, joweit er zugleich ftäptijch ift, auf den höher ge- 
bildeten und focial höher geftellten Theil der Stadtbewohner beſchränkt. Eben durch 
feine Bildung und fociale Yebensftellung unterfcheivet er ſich zunächſt von dem vierten 
Stand. Es giebt freilich feine ſchroffe Grenze zwifchen dieſen beiden Volksftänden. 
An den Grenzen find fie hin und her unter einander verbunden und durch einander 
gemifcht und eine äuferlihe Scheidung nach irgend einem formellen Merkmal ift 
nicht möglich. Aber vie beiden Maſſen, als Maffen, in ihrem innern Zufanmen- 
bang, Charakter, Geift betrachtet, heben ſich trotzdem, daß ihre Ausläufer von Bei- 
ven Seiten wie Grenzbewohner bald auf das eine bald auf das andere Gebiet 
übertreten, ganz beutlih ab. Die ganze fociale Erſcheinung, die gejellfchaftliche 
Verbindung oder Abftogung, die bejondere VBerufsbeziehung, die verſchiedene Kul- 
turftufe und Dentweife bringen zufammen einen fo beftimmten Eindruck hervor, 
daß es in ver Regel nicht fchwer wird, ganze Gruppen und Klaffen oder felbft die 
einzelnen Individuen mit Sicherheit fei es dem dritten, fei e8 dem vierten Staub 
zuzuweifen. An den Grenzen kann man leicht zweifeln oder fehlgreifen, ta mag 
man es auch wohl ver Willkür ver Perſonen überlaflen, fi dahin over borthin 
zu wenden. Aber im Innern der beiden großen Stände ift bie ganze Haltung und 
Färbung unverkennbar eigenthümlic und verſchieden. 

Der dritte Stand, wie er gegenwärtig überall auf dem Kontinent befteht, 
aber vorzüglich im Deutichland ähnlich wie in Frankreich große Ausbreitung er- 
langt bat, zeichnet fi vor ven untern Schichten des vierten Standes (Kleinbürgern, 
Bauern, Arbeitern) 3) vorzüglich durch zwei Dinge aus, für's erfte durch feine 
höhere Bildung, ſodann durd feine liberalen Berufsarten. Die oberen 
Klaffen des dritten Standes, Beamte, Geiftliche, Gelehrte, Advokaten, Aerzte, 
Doktoren aller Fakultäten haben durchweg ſogar eine ftrengd wiffenfhaftlide 
Erziehung erhalten und find in ihrer Jugend mit dem Geifte des Haffifchen 
Alterthums genährt und erfrifcht, und auf ven Univerfitäten mit den Früchten ber 
modernen Wiſſenſchaft ausgeftattet und, was für das Leben noch mehr Werth bat, 
in das Heiligthum wiffenfchaftlicher Forfchung und Geiftesfreiheit eingeweiht worben. 
Ihnen nahe kommen diejenigen Klafien, welche zwar weniger eine antif-klaſſiſche, aber 
ftatt derfelben eine modern wiſſenſchaftliche Bildung empfangen haben, in mathe: 
matiſchen uud Naturwiffenfchaften, neuern Sprachen u. f. f., wie die Dfficiere Der 
ftehenden Urmee, die Ingenieure, viele höhere Techniker, Yehrer, Schriftfteller. 


3) Ueber die abweichenden Auffaffungen Anderer, 5. B. Riehl's, vgl. die Art. »Stände« 
und »DVierter Stande. 
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Aber e8 umfaßt der dritte Stand überdem auch die großen Kaufleute, bie 
Fabrikanten, die Künftler und fünftlerifhen Handwerker und eine Mafje von mitt- 
leren Landwirthen, melde duch ihre Bildung und Lebensart von den eigentlichen 
Bauern ſich unterfcheiden und doch nicht zu der wirklichen Ariftofratie zählen. In 
biefen Klaſſen wirft befonvders die ſtädtiſche Kultur und vie feinere gejell- 
ihaftlihe Erziehung fort. Fehlt es auch an einer forgfältigeren wifjenfchaft- 
lihen Bildung, jo finden viefelben in der Kenntnig fremder Sprachen, ober doch 
in der Vertrautheit mit der nationalen Literatur, in der Theilnahme an den ge- 
jelligen Kreifen und Genüffen der gebildeten Welt, in der mannigfaltigen Begeg- 
nung mit fremben und neuen Erſcheinungen, einen gewiffen Erſatz. 

Alle dieſe Klaffen haben heutzutage ziemlich dieſelbe fociale Bildung und 
daher auch ähnliche Bedürfniſſe. Wie verfchieven fie auch im Uebrigen denken 
und arbeiten mögen, eine genoffenjhaftlihe und ſtändiſche Verwandt— 
ſchaft befteht doch unter ihnen. Sie verftehen ſich wechjelfeitig leicht, finden ſich 
gejellichaftlic bequem zufammen, zeigen gemeinjame Charakterzüge, haben gemein- 
ſame Grundanfhauungen, fie haben auch ftarfe gemeinfame Intereffen der Kultur 
und der Bolitif, 

Was wir öffentlide Meinung heißen, ift wefentlich die Meinung des 
dritten Standes; der größere vierte Stand kümmert fidh nur um die großen Begeben- 
beiten und fpricht fi) auch dann nur in der Noth aus, und unfer niebere Adel 
ift entweder geradezu ein Beftandtheil des dritten Standes geworben, ober wenn 
er fih von vemfelben abſchließt auch mit der öffentlichen Meinung in offene Feind— 
haft gerathen, und der hohe Adel behält, wenn er eine befonvere Meinung bat, 
diefelbe gewöhnlich für ſich. Unfere Literatur ift größtentheil® wie aus dem britten 
Stand erwachſen, fo auch vorzugsweife für venfelben beftimmt, ſowohl die gelehrte 
und wiffenfchaftliche als die ſchöngeiſtige Literatur. Wie die Franzofen ihn po- 
kitifch mit dem Volke verwechſelt haben, fo find wir nicht ficher, ihn literarifch 
mit der Nation zu verwechjeln. Wie unfere Schulbildung und fogar eine gelehrte 
Bildung weit verbreitet und vorgefchritten und eine gemiffe mittlere Ausftattung 
in Bermögen und Erwerb ſehr allgemein ift, jo erfcheint ver fo ausgedehnte und mit 
den untern Maffen vielfältig verwachſene dritte Stand fo groß und fo überall, 
daß man leicht über ihm die Maſſen vergißt, vie noch hinter ihm ftehen. 

Diefer Irrthum bat aud in Deutſchland häufig ſchon politifch gewirkt. Der 
dritte Stand- hat gegenwärtig ein ſehr lebhaftes Selbitgefühl, er fühlt fich nicht 
blos ald den Träger der nationalen Kultur, fondern ebenfo als das natürliche Organ 
ver politifchen Einficht der Nation. Er hat ein gewifles Verſtändniß für die Bedürfniſſe 
und die Wünfche Der Zeit, und weiß viefelben auszufprechen und die Mittel zu ihrer 
Befrievigung zu erwägen. Er verfteht die Rechnung und ift in ber Kritif geübt. 
Er befigt aud das erforderliche Vermögen und findet die Muße, um fi mit ben 
öffentlichen Gefchäften abzugeben. In den Kammern, voraus in den Deputirten- 
fammern, figt und fpridht er faft allein. Auch in der Nationalverfammlung zu 
Franffurt war er in ungeheurer Majorität vertreten. Eben damals hat er denfelben 
Fehler gemacht, ven vie Franzofen 60 Jahre früher gemacht hatten. Er bat ſich 
felber mit der Nation identificirt und eine Verfaſſung gemacht, welche fowohl ven 
höheren Stand der deutſchen Fürften ald den untern Stand der arbeitenden Klafjen 
völlig ignorirte. 

Ueberhaupt ift ver Doftrinarismus vorzüglich ein Gebrechen des dritten Stan- 
des, Seine Schulbildung, feine Lektüre, feine Beſchäftigung in den Schreibftuben, 
feine ganze Kultur zieht ihm häufig zu fehr von ber derberen Natur ab und er 
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verliert dann das Verſtändniß der Realitäten und giebt fi leicht abftraften Schul- 
begriffen und leeren Gedantenbilvern bin. 

Der dritte Stand ift der natürliche Vertreter der Interefjen der Kultur und 
ber Civilifation. Die Barbarei erfchredt, die Rohheit ärgert ihn. Er ift der beweg- 
lichfte Theil der Nation, der vielgejchäftigfte, gewandtefte. Die abminiftrativen, 
techniſchen, inpuftriellen Talente aller Urt find voraus bei ihm zu finden. Jede 
Kunft und jede Wiſſenſchaft hat in ihm ihre Meifter und Schüler, Kenner und 
Liebhaber. Das Bewußtſein der allgemeinen Menfhenwürbe und der Menfchenrechte 
ift in ihm befonders ftarf. Er vor allen verlangt Rechtsgleichheit, Selbſtſtändigkeit, 
Freiheit. Er nimmt lebhaften Theil an allen Fortſchritten der Geſellſchaft. Sein 
Einfluß ift allenthalben mächtig. Die öffentlihen Beamten find bie meiften von 
feinem Fleifh und Blut, und alle find durch feine Erziehung hindurch gegangen. In 
der Staatöverwaltung, in den Gerichten, in der Polizei ift er überall thätig, überall 
unentbehrlid. In den Kammern ericheint er wieder ald Kontrole und als Organ 
ber öffentlihen Meinung. Die Prefie ift faft ganz in feinen Händen. Die Geld— 
mächte gebören ihm an. Die Börfe, die Kredit: und Aftienipefulation find feine 
Sache. Es kann den Menfchenkenner nicht befremden, wenn er fieht, daß zuweilen 
der dritte Stand fidh für ven herrſchenden hält. Im der That, er hat in den 
Zeiten Ludwig Philipps geherricht: der König felbft war ein prägnanter Ausbrud 
des dritten Standes, Aber die Februarrevolution von 1848 hat ihn furchtbar aus 
feinem Herrſcherbehagen aufgeſchreckt. Der wild gewordene vierte Stand jchüttelte, 
indem er ben Julithron ummarf, auch für einige Zeit die Herrſchaft des dritten 
Standes ab. Diefer kann fi) wie mit der fonftitutionellen Monardie, fo aud) 
vortrefflih mit der repräfentativen Demokratie, aber nit mit der unmittelbaren 
Demokratie vertragen, denn in jener übernimmt er jofort die Nepräfentation und 
berrfcht wieder unter dem Namen des Demos, in dieſer aber fühlt er ſich von ver 
Gewalt und Rohheit der Maffen beengt und gebrüdt. In der neuen republife- 
nischen Berfaffung erholte er fir allmählig wieder von dem heftigen Sturz, benugte 
ae die Spaltung innerhalb des vierten Standes und unterwarf die rothe 

artei in diefem mit Hülfe der andern der Ordnung dienenden Elemente dieſes 
Standes; in der Nationalvertretung befam er bald von neuem das Uebergewidht. 
Er konnte, einen Präfiventen feines Gleihen an der Spige, von Neuem auch in 
der Republif fih als herrſchenden Stand fühlen. Da wurde er zum zweiten Mal 
geftürzt, und dießmal nicht durch eine Empörung der unzufriedenen untern Schich— 
ten, fondern durch einen heftigen Schlag von oben, von Seite eines Fürften, 
welcher von feinem Beruf, das napoleonische Kaiſerthum in Frankreich berzuftellen, 
erfüllt war. Der erfte Sturz war in feinen materiellen Wirkungen für den brit- 
ten Stand verberblih, der zweite Schlag fügte ihm feinerlei ölonomifchen Scha— 
ben zu, ſondern brachte ihm eher ökonomiſche Vortheile, aber er verlegte fein mo— 
raliſches Selbft- und Ehrgefühl viel ftärfer. Der neue Monard, auf den vierten 
Stand ſich ſtützend, behandelte den dritten mit einer Geringſchätzung, welche der— 
jelbe * eine tödtliche Beleidigung empfand und mit unverſöhnlicher Oppoſition 
vergalt. 

Der dritte Stand iſt vollkommen fähig, ſeine Privatangelegenheiten 
ſelber zu beſorgen, mit Recht ſträubt er ſich daher gegen die ſtaatliche Bevormun— 
dung in dieſen Dingen als gegen eine Unwürdigkeit: er verſteht auch die Ver— 
waltung in den engern Kreiſen des Gemeindelebens vortrefflich, für ihn hat 
daher das Verlangen nad Selbſtverwaltung (self-government) einen guten 
Grund; er ift and zur Rontrole der Regierung und zu freier Beurtheilung des 
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gefammten öffentlichen Lebens aufgelegt und gefchidt, er darf daher einen erheblichen 
Antheil an der Gefegesberathung und -Feſtſetzung, an der Redhenfchaftsprüfung in 
den Kammern anfprehen, und legt naturgemäß auf die Freiheit der Preſſe einen 
Werth. Auf ihn vorzüglich find bisher die Inftitutionen und Grundfäge berechnet 
worden, welde das Syſtem der fonftitutionellen Rechte und Freiheiten 
bilden. In den Beamtungen hat er fi fo feftgefeßt, daß er troß aller Aus» 
ftoßumgen und Bereinigungen, welche eine diktatoriſche Gewalt vorgenommen, und 
trog der Beimifhung und theilweifen Ueberordnung adliher Elemente doch die große 
Mehrheit ver Aemter inne hat. Auf die Dauer läßt ſich in dem civilifirten Europa feine 
Staatsform umd feine Regierung behaupten, weldye dem britten Stande nicht eine forg- 
fältige Aufmerkfamfeit zumendet und einen wejentlihen Einfluß auf die öffent- 
lichen Angelegenheiten verftattet. Wenn die Monarchie, wie Ludwig Philipp gethan, 
ſich lediglich auf den dritten Stand ftügen will, jo kann leicht in der Gefahr vie 
Stüke unter ihr bredien. Als ruhende Unterlage der Monarchie ift der vierte 
Stand bei weitem ficherer fir die Monarchie, als ver dritte, ver voll Beweg- 
lichkeit und Beränberlichkeit ift. Aber wenn die Monarchie den dritten Stand nicht 
refpeftirt, wenn fie ihn knechtet, ſo unterminirt er ihren Beſtand und durchkreuzt 
durch taufend Wendungen und Ablenfungen alle ihre Intentionen und ihre ganze 
Wirkſamkeit. Er ſcheut die offene Empörung, wenn er nicht den vierten Stand 
als Unterftügung hinter ſich weiß, aber er bringt feinen politifhen Bedrücker durch 
langfame unabläffige Untergrabung zu fiherem Fall. Wir fönnen gegenwärtig biefe 
inneren Kämpfe in mehreren europäifchen Staaten beobachten. Am Deutlichften 
wohl in Neapel, wo ber dritte Stand freilich ſchwächer ift als in Dentſchland oder 
in Frankreich, aber ſich völlig mißachtet und unterbrüdt fühlt. Den dritten Stand 
nnterprüden, beißt zugleich die Bildung der Nation erniedrigen und den Fortfchritt 
der Kivilifation beeinträchtigen, denn ber dritte Stand ift der Vorläufer und ber 
natürliche Repräfentant der nationalen Kultur und Eivilifation. 

Sp vortrefflihe Anlagen aber in dem dritten Stande find und fo achtungs— 
werth und bedeutend feine Privat- und öffentlihe Thätigkeit erfcheint, fo darf man 
doch nicht überfehen, daß unfere großen europälfchen Völker feine bloße Dritten- 
ftandes-Bölfer find, wie man vielleicht die Chinefen bezeichnen fünnte, und daß 
der dritte Stand doch nur einen Theil des Staatsförpers befeelt. Wo der britte 
Stand zu voller und ausfchließliher Herrihaft im Staate kommt, ta bildet er 
die repräjentative Demofratie, als die ihm dann naturgemäße Staatsver- 
fafjung ans (vgl. den Art. Demokratie). In der That, die Vorzüge und die Män- 
gel dieſer Staatsform find weſentlich BVBorzüge und Mängel des dritten 
Standes. Wenn er in den Formen der fonftitutionellen Monarchie fih der Herr: 
Ihaft zu bemächtigen fucht, fo geräth er auf den Irrweg jenes falſchen Konfti- 
tutionalismus, welcher eine Zeit lang in Frankreich und nad franzöfifhem Mufter 
eine große Anzahl anderer europäifcher und deutſcher Staaten trog mandyer Ver— 
befferungen im Detail dennody im Oanzen in Berwirrung geftürzt und gelähmt 
hat. Die Erfahrungen der legten Jahrzehnte in dieſen Ländern haben gezeigt, daß 
der dritte Stand jowohl in Frankreich als in Deutjchland zwar fähig fei zur 
Verwaltung und fähig zur Rontrole der Regierung, daß er aber nicht 
fähig jei, große Bölfer zu regieren und große Politif zu üben, 
daß ihm mohl eine beadhtenswerthbe Stimme in dem Nathe der Na: 
tion, aber nicht das entſcheidende letzte Wort gebühre. Es fehlt ihm zur 
Herrfhaft die Hoheit der Gefinnung und die Weite und Sicherheit des poli- 
tiſchen Blids, der dazu nöthig ift, und es fehlt ihm vie Anerkennung und Ehr- 
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furdht der Maffen, ohne welche die Autorität nicht durchgreift. Er muß daher ver 
Monarchie die Herrfhaft und nicht blos ald Schein und Form, fonbern in 
Wahrheit überlaffen, fo daß in ver Herrihaft die wirflihe Regierung mit ihrer 
Macht und Autorität inbegriffen ift. Er kann fie dabei wohl mit feinen Einfichten 
und mit feinen Talenten unterftügen, aber zunächſt nicht in leitender, ſondern in 
hülfreicher Stellung. Diefe politifhe Unterorbnung unter die Monarchie hindert ihn 
nicht, den Reichthum feiner Kräfte nach allen Richtungen hin zu entfalten und durch 
feine eigene freie Thätigkeit in der Wiſſenſchaft, der Kunft, der Induftrie, Wohl: 
ftand, Bildung und Ruhm der Nation zu erhöhen. Er kann fih um berfelben 
willen mit größerer Zuverficht feiner Freiheit erfreuen und feiner Beweglichkett 
bingeben. i 

z Er bedarf der Regierung nicht zu feiner Vormundſchaft, denn er ift auf feinem 
Gebiete fo mündig, wie jene auf dem ihrigen, und hat vie Mittel fich felber zu 
helfen, in der Regel zu feiner Berfügung. Aber er bevarf der Obrigkeit über ſich, 
als ein Theil des Volkes und als ein Glied des Staates, Er empfängt von ihr 
fowohl Rechtsficherheit als Förderung der allgemeinen Beringungen ver öffentlichen 
Wohlfahrt, jo wie er hinwieder auch ihr in ihrem Amte hülfreih die Hand bietet 
und aud fie vor Mißgriffen und Ungebührlichkeiten bewahren hilft. Wenn er im 
Staate zur bloßen Büreaufratie berabfintt und in ven Gefchäften zur Kreditſchwin— 
delei fich aufbläht, wenn er an den politifchen Fragen nur infoweit noch fi be- 
theiligt, als fie zugleich Geldfragen für ihn find und im Uebrigen ſich ven gefell- 
fhaftlihen Genüffen und Lüften in wilder Ausſchweifung oder gelangweilter Bla- 
firtheit hingibt — Züge, welde wir in den großen europäifchen Städten in ent- 
feglihen Dimenfionen wachen ſehen — dann ift er ſchwer franf, wenn gleich er in 
üppigem Scheine fi wohlgefällt: und viefe Krankheit des dritten Stanves ift zu— 
gleich ein großes Leiden für das ganze Volk und gefährbet die Macht und bie 
Wohlfahrt des ganzen Staates weit mehr, als gelegentliche Anmaßungen und über- 
triebene Anforderungen des dritten Standes im Gefühl feiner überfprudelnden 
Kraftfülle, die Autorität der Monarchie bedrohen. Bei Fehlern ver legtern Art 
genügt in der Regel die einfache Zurechtweifung, bei Gebrechen der erftern ift eine 
lange und fchwierige Heilung nöthig, die meiftens nur im Aufammenhang mit ge- 
waltigen Ereignifien und Schidfalen gelingt, durch welche der moralifche Exrnft und 
vie fittliche Volksfraft neu gewedt und angeftrengt wird. 

Am meiften trägt aber — aufer den fittlichen und geiftigen Einwirkungen ber 
Religion und der Wiffenfchaft und neben den öffentlichen Inftitutionen — dazn 
bei, ven britten Stand fortwährenn in gefundem Dafein zu erhalten und bie 
kranken Anmwandlungen desjelben wieder auszuftogen, der innere Zufammenhang 
desjelben mit dem vierten Stande. Seine Nerven werben von Zeit zu Zeit über: 
reizt und ſchwach und feine Säfte werben verbraucht und verborben, aber aus ber 
Tiefe des Boltslebens, aus dem vierten Stand, der in feiner Derbbeit und theil- 
weiſen Rohheit nod näher mit ver weiten ewig frifhen Natur verbunden ift, 
fteigen fortwährend frifche Säfte in den dritten Stand auf und werben ihm wieder 
ftarke, thatkräftige Muskeln zugeführt, in denen das meu beginnende Nervenleben 
noch lange hin fi üben und wieder erholen kann. Es ift für Deutfchlann ein großes 
Glück, daß es in feinem Bauern- und in jeinem niedern Bürgerftand noch ein 
ungefjhwächtes gewaltiges Refervoir von natürlichen Volkskräften befitt, aus dem ber 
Stand ver Kultur, der dritte Stand, täglich ſchöpft, ohne es auszuſchöpfen. 

Bluntſchli. 
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Dibingis:Chan, |. Tſchingis-Chigan. 
Duelt, ſ. Zweikampf. 
Duldung, religiöſe, ſ. Bekenntnißfreiheit. 


Durchſuchungsrecht. 


Unter dieſem völkerrechtlichen Inſtitute verſteht man gewöhnlich die Befugniß 
der ſeekriegführenden Mächte, fremde, feindliche wie neutrale Schiffe zu unter— 
ſuchen, um ſich über ihren feindlichen oder neutralen und völlerrechtsmäßigen Cha— 
rakter zu vergewiſſern. Da jedoch neuerlich den Seemächten zur Unterdrückung des 
Sklavenhandels auch in Friedenszeiten die Befugniß zur Unterſuchung fremder 
Schiffe eingeräumt worden iſt, ſo iſt dieſe Definition nicht umfangreich genug. An 
den Fall, wonach jeder zollberechtigte Staat zur Ausübung ſeines Zollrechts 
die einlaufenden Schiffe an ſeinen Sollftätten „redidiren” und unterfucdhen 
darf, um namentlich die Waarenverzollung berechnen zu Fönnen, wird gewöhnlich 
bei der technifchen Bezeihnung des Durchſuchungsrechts nicht gedacht. Uebrigens 
gebraudht man auch den Namen Unterfuhungsredht und Befidhtigungsredt. 
Die franzöfifhen Namen find: droit de visite, droit de recherche, die englifchen 
Right of visitation and search. Eine Unterfheidung zwiſchen Unterfuchung und 
Durdfuhung ift nicht allgemein anerkannt, 

I. Durdfuhungsredt in Kriegszeiten. — Seit alten Zeiten und 
ſchon in der berühmten Seerehtsaufzeichnung bes Consolato del mare wirb bies 
Recht den Friegführenden Mächten eingeräumt. Daffelbe rechtfertigt ſich theoretiſch 
vollfommen, wenn auch jeit ver Mitte des vorigen Jahrhunderts, namentlicy feit 
Hübner, es nit an ſpitzfindigen Theoretifern vereinzelt gefehlt hat, welche, nad) 
dem Princip der Freiheit und Unabhängigkeit der Staaten, das Recht wenigftens 
in der einen oder andern Hinficht, namentlih auf offener See, beftritten habe. 
Da aber ohne daſſelbe ein Seefrieg faum mit einigem Nachdruck geführt werben 
könnte, indem z. B. einfach durch das Aufziehen einer faljchen neutralen Flagge ſich 
die feindlichen Schiffe gegen alle kriegeriſchen Mafregeln des Gegners [hüten möchten, 
fo ſcheint das Durchſuchungsrecht in der Natur des Seefriegs und fomit des Völker— 
rechts begründet. Alle Glieder des europäiſch-amerikaniſchen Staatenfyftems erkennen 
ja den Krieg als das letzte Rechtsmittel zur Schlichtung völkerrechtlicher Strei- 
tigkeiten an; fie müſſen mithim auch die einzelnen nothwendigen Maßregeln veffel- 
ben fidy gefallen laffen. Eine für ven Seefrieg nothwendige Mafregel ift aber 
jenes Durhfuchungsreht. Dazu ift das Recht durch eine große Menge von Ber- 
trägen unter den verfchiedenften Nationen vielfah und ausbrüdlid als eriftent 
anerkannt worven. In der Praris ift denn aud einzig Streit über die Ansfüh- 
rung und Ausdehnung des Redts. 

Namentlich ftehen räumlide Schranfen für die Ausübung des Rechtes 
feft. Daffelbe darf nur in den Gewäfſern der friegführenden Parteien, fowie auf 
offener See geübt werden. Unſtatthaft ift deſſen Ausübung, wie ja überhaupt jeve 
andere friegerifche oder auch nur politifhe Hanbhung von Seiten der Kriegführenden, 
im Gebiete neutraler oder befreumbeter Staaten, ja felbft der Bunvesgenoflen, wo- 
fern dieſe nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend die Erlaubniß oder Genehmigung 
ertheilen. Die im exemten Gebiete, wie überhaupt alle unter Kränkung der Neu— 
tralität gemachten Prifen müſſen jedoch nur auf Reklamation des gekränkten 
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(neutralen) Staates, wieder herausgegeben werben; ohne dieſe Reklamation erſchei— 
nen fie an ſich als gute Beute in der Seerechtspraris. 

Nur die Befehlshaber der bewaffneten Land- und Seemacht und insbefonvere 
die Führer ver Kriegsſchiffe und der mit orbentlihen Markbriefen verſeheuen 
Kaper ver friegführenden Mächte, während der Dauer des Krieges, bürfen 
das Recht ausüben. Doc ift in Verträgen bisweilen auf den Gebrauch ver Kaper 
dabei gegen einzelne Staaten verzichtet, wie dies in den Verträgen Großbritanniens 
mit den norbifhen Mächten von 1801 in Bezug auf fonvoyirte Schiffe der Fall 
war; ferner dürfen Kaper nad) dem gewöhnlichen Gebrauche der Seeftaaten nicht 
in bie Flüffe des Feindes innerhalb ver durch Seetonnen bezeichneten Örenzen ein« 
dringen und Schiffe angreifen, wivrigenfalls fie als Steräuber behandelt werben; 
envlich ift in Folge des Pariſer Traftates von 1856 von den meiften Staaten bie 
Kaperei fogar als abgeſchafft angefehen worden; freilid Nordamerika bat fid 
damit nicht einverftanden erflärt. 

Alle Kauffahrteifchiffe find ver Durchſuchung unterworfen, nicht aber Kriegs- 
ichiffe irgend einer Art, fowie auch wohl nicht andere Staatsjchiffe, deren unver: 
fänglicher Charakter in die Augen fpringt. Die bloße Kriegsflagge kann aber noch 
kein Schiff zum Kriegsſchiffe mahen oder überhaupt von der Durchſuchung be- 
freien. 

; Specieller Zwed der Durchſuchung ift Feſtſtellung des feindlichen oder neu- 

tralen Charakters im Allgemeinen, fowie des völlig unfträflihen neutralen Ber- 
haltens nicht blos nad den allgemeinen Satungen des europäiſchen Völkerrechts, 
fondern aud gemäß den befonderen Beltimmungen ver etwaigen Berträge der 
durchſuchenden Ariegspartei mit dem neutralen Staate. Alſo wird durchſucht: 
1) um überhaupt die Feinblichkeit oder Neutralität (d. h. Nichtfeindlichkeit) des 
Schiffes feftzuftellen; 2) um das Dafein von Kriegstontrebandartifeln aufzudeden; 
3) um eine etwaige Verlegung der Blokade zu beweifen; 4) um das Borhanden- 
fein feindlicher Perfonen, Depefhen, Mannfchaften x. am Bord darzulegen. 5) So 
lange der Gruntfag „frei Schiff, frei Gut“ nicht allgemein galt, was erft 
durch die Sagungen des Parifer Friedens von 1856 und ihre Billigung ven 
Seiten aller Mächte in diefem Paſſus fichergeftellt iſt, durchſuchte man namentlich, 
um das am neutralen Bord etwa vorhandene feindliche Eigenthum (als konfisfabel) 
zu entdeden. 

Damit nun die Unterfuhung feine übeln Folgen für den neutralen Scyif- 
fer babe, muß er im Stande fein, zu beweifen: 1) die Nationalität des 
Schiffes und 2) da dieſe regulär von der Nationalität ver Mannſchaft (oder doch 
des Schiffers und eines beftimmten Theiles ver Mannſchaft — es herrſcht darüber 
in den einzelnen Staaten feine Uebereinftimmung) abhängt, vie Nationalität der 
Mannſchaft, obgleich bisweilen durch befondere Verträge, 3. B. Frankreichs (neuer 
lichſt 1839 mit Teras) feftgefegt ift, daß der Charakter der Mannſchaft durch vie 
Nationalität des Schiffes am ſich gededt werde; 3) die Beſchaffenheit, Herkunft, Be- 
ftimmung, jo wie den fpeciellen Eigenthumscharalter der Ladung, und 4) die Reife, ven 
Kurs des Schiffes, fo wie endlich, 5) den Charakter ver Paflagiere. Dies Alles muß 
der Schiffer durch die Schiffspapiere an feinem Bord beweijen fünnen. Welche 
und mie viele Papiere erforderlich feien, darüber fehlt es an allgemeinen Vorſchrif— 
ten des europäiſchen Völkerrechts. Demnach find die Staaten, beſonders die größe: 
ren, meift ſehr willtürlih, ja maßlos in ihren desfalljigen Forderungen geweſen. 
Namentlich gilt dies aud von Dänemark. Zuvörverft fommt es natürlich auf die 
Feſtſetzungen der etwaigen beſonderen Berträge zwifchen dem friegführenden und dem 
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neutralen Stante an. Sodann haben aber vie Ariegführenden häufig aud zu An- 
fang des Krieges hierüber willfürlihe Forderungen in Manifeften, Proflamationen, 
Noten ꝛc. aufgeftelt und vie Prätenfion gemacht, Jeden, der fih darnach nicht 
buchftäblic richte, bei Entvedung ver Papiermängel durch die Durchſuchung mit 
Wegſchleppung des Schiffes zu beftrafen. Es ift das freilich hart. Füglich follte 
es genügen, wenn überhaupt nur die wefentlihen Papiere vorliegen. Dahin 
gehören 1) die Eigenthumspapiere über das Schiff. 2) Auch jetst ift es noch nöthig, 
ſolche Papiere in Betreff des Gutes am Bord zu haben, damit neutrale Güter, 
wie dies jetzt durch die Satzungen jenes Pariſer Traktates allgemeine Praxis ge— 
worden iſt, auf feindlichen Schiffen unangefochten bleiben, falls ſie dort verladen 
ſind; 3) die Connoſſamente und Certepartien; 4) das Schiffsmannfdaftsverzeihniß 
(Muftereolle) ; 5) das Reifejournal; 6) möglichit genaue und officielle anderweitige 
Beweiſe über den neutralen Charakter des Schiffes und auch Gutes, ſoweit ver- 
jelbe nicht aus den Eigenihumspapieren hinlänglich erhellen follte; 7) die Päfle 
(namentlih) auch der Paſſagiere). Wenn fonft fein befonberer Verdacht vorliegt, 
ſo hat ſich die Unterſuchung zunächſt nur zur beſchränken auf eine Prüfung der 
Papiere. 

Das Verfahren bei der Durchſuchung iſt nach der Mehrzahl ver hierüber 
abgejchlofjenen Berträge, welche fi vorzugsweife dem pyrenäifchen Frieden zwi: 
ſchen Spanien und Franfreih von 1659 Art. 17 als Mufter angefchleffen haben, 
gewöhnlich folgendes, Der Kriegführende giebt dem zu durchſuchenden Schiffe ein 
Zeihen, Signal, feinen Lauf inne zu halten (coup d’assurance, semonce). Das 
Signal befteht entweder in einem blinden Kanonenfhuß oder im Aufziehen einer 
Flagge oder im Zurufen oder wie es fonft möglich ift. Darauf nähert fi) vas 
Durdfuhungsihiff auf ganze oder (nad) bejonderen Verträgen) halbe Kanonen: 
ſchußweite und fendet von da eine Schaluppe mit geringer Anzahl von Leuten 
(zwei, drei, vier ꝛc.) an Bord des fremden Schiffes, oder man begnügt fi auch 
bisweilen, den fremden Schiffer mit den Seebriefen zu fi kommen zu laffen, 
wozu aber verjelbe, namentlich bei jtürmifchem Wetter, infofern überhaupt bie 
Papiere einer Gefahr ausgefegt werden, an fich nicht verpflichtet zu fein fcheint. 
Erſt wenn fih aus den Papieren felbft oder aus dem Verhalten des Schiffes oder 
der Mannſchaft vor over bei der Unterfuhung der Verdacht einer Unrichtigkeit in 
der einen oder andern Hinficht ergiebt, follte billigerweife ber Unterfuchung cine 
weitere und fchärfere Auspehnung gegeben und Schiff und Ladung felbft durch— 
ſucht werben vürfen. Freilich in der Praris diftinguirt man nicht oft jo fein, und 
dehnt meift die Unterfuhung auf Papiere und Schiff zugleich ſchon anfünglic aus. 

Wenn ſich das fremde Schiff auf das Signal anzuhalten weigert, oder wenn 
e8 gar 3. B. durd-Auffteden aller Segel zc. augenſcheinlich zum Entfliehen ſich 
anfchiet, jo hat ver Durchſuchende das Recht, angenblidlih Gewalt anzuwenden. 
Doch wird in der Regel erſt nur ein ſcharfer Schuß in die Segel und Maften des 
renitirenden Fahrzeuges gejhidt und erſt dann, wenn aud hierauf nicht angehal- 
ten wird, auf den Rumpf des Schiffes ſelbſt geſchoſſen. 

Findet ver Durchſucher Alles in Ordnung, fo muß er das Schiff ungehin- 
dert weiterjegeln laffen und darf ihm in der Regel feinen bejonderen Kurs vör- 
ſchreiben. Sind die Papiere nicht im Stande, den vollneutralen Charakter zu be- 
weifen oder wird ein Blokadebruch nachgewieſen oder das Dafein von Kriegsfon- 
trebande, feindlichen Mannfhaften, Depeſchen ꝛc. konftatirt, oder hat fid das 
Schiff thätlich widerjegt, oder ergiebt fi das Schiff als ein feindliches, jo bat 
der Durchſucher das Recht zur Beihlagnahme und Wegführung (Aufbrin- 
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gung), um es vor ein ſogenanntes Priſengericht zu bringen, durch deſſen 
Erfenntniß es gute Priſe des Kaptors wirt und in deſſen Cigenthum übergeht. 
Im Fall der Kriegstontrebande am Bord eines neutralen Schiffes trifft die Kon— 
fisfation meift nur dieſe Artikel, nicht Schiff und übrige Ladung, und man begnügt 
ih Häufig mit Ausladung verfelben, ohne das Schiff aufzubringen. Der Transport 
nad; dem Prifengerichte wird fo bewirkt, daß die Mannſchaft des aufgebrachten 
Schiffes auf das durchſuchende (ganz oder auch theilweife, nach Gutbefinden) ge— 
Ihafft wird und dafür von dem Kriegsſchiffe Mannſchaften auf den Kauffahrer 
gefegt werden. Der Kaptor ift dafür verantwortlih, daß das genommene Schiff 
gut geführt und ficher geftellt werde, doch kann er das Schiff aud anderweitig, 
wenn nur ficher, transpertiven lafjen. (S. den Art, Prifengericht.) Ueber vie am’ 
Bord gefundenen Schiffspapiere muß fofort im Beifein des aufgebrachten Schiffers 
ein genaues Verzeichniß gemacht werben; dann find felbige in ein Behältniß zu 
verfchließen und dies vom Kaptor wie vom Schiffer zu verfiegeln. Aehnliche Vor— 
ſichtsmaßregeln find in Bezug auf Koffer, Kaften ꝛc. zu machen. Die Verträge find 
darüber ſehr vetaillirt. 

Das Segeln ver Kauffahrer unter Convoy, d. h. unter dem Schuß von 
begleitenden Kriegsichiffen, veren Commandeur auf fein Ehrenwort den vollneutralen 
Charakter der Kauffahrer verfichert, befreit nach der bisherigen Praxis nicht unbe- 
dingt von der Durchſuchung; ja das Segeln unter feindlidem Convoy wird, 
wenn auch beftritten, jo doch meift als ein Bruch ber Neutralität angejehen. 
(S. d. Art. Seekrieg.) 2 

I. Durhfuhungsredt zur Untervrüdung des Stlavenhan- 
dels. — Diefe Untervrüdfung ift das Ziel der europäifhen Mächte feit dem An- 
fang dieſes Jahrhunderts. Dahin geht ſchon ver Parifer Frieden mit Großbri— 
tannien von 1814 Zufagartifel 1 und Deklaration der acht europäifhen Mächte 
auf dem Wiener Kongreß vom 8. Feb. 1815, fowie das päpftliche Breve vom 3. Dec. 
1839. Befonvers verdienftlid waren die Bemühungen der englifhen Regierung, 
den afrikaniſchen Sklavenhanvel nad; Amerifa hinüber zu unterbräden. Zu dem 
Behufe mußte e8 fehr wirkſam fein, in den dortigen Seegebieten Kriegsfahr: 
zeuge aufzuftellen und dieſen möglihft ausgedehnt das Recht zu verichaffen, alle 
dort jegelnden Kauffahrteifchiffe der eigenen und fremden Nationen zu durchſuchen, 
um die im Sflavenhandel begriffenen zu ertappen umd zu beftrafen. Die meiften 
Staaten, mamentlic die dabei nicht direkt intereffirten, zeigten fih nun geneigt, 
den Sklavenhandel zu verbieten und ſich für ihre Schiffe jene Durchſuchung ge 
fallen zu laſſen. Dahin gingen vie Verträge zwifchen England, Frankreich und 
Niederland vom 30. November 1831 und 22. März; 1833 nebft den Beitritts- 
akten von Dänemark, 26. Juli 1834, von Sarbinien 8. Aug 1834, der Hanfe- 
ftäbte 9. Juni 1837, von Toskana 24. Nov. 1537. Seit 1841 weigerte fi Frant- 
reih, den Engländern das Durchſuchungsrecht, das den framzöfiihen National: 
charakter beleivigte und oft mit Brutalität geübt wurde, ferner zuzugeftehen. Da- 
gegen ſchloß Lord Aberdeen von Seiten Großbritanniens mit Defterreich, Preußen 
und Rußland am 20. Dec. 1841 einen ferneren Bertrag zur Unterdrückung des 
Sklavenhandels ab. Diefer Vertrag dehnt das Durchſuchungsrecht über ven gan- 
zen atlantifhen Ocean und an den weftlichen und öftlichen Küften Afrifa’s aus. 
Die Schiffe follen wie nah den Komventionen von 1831 und 1833 von ben 
Gerichten desjenigen Yandes, dem fie gehören, gerichtet werben (Prifengerichten), 
find ferner ſchon allein auf Grund ihrer Ausrüftung zum Sklavenhandel zu 
verurtheilen und ſollen nad ihrer Berurtheilung zerftört werben, Diefem neuen 
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Bertrage traten fpäter viele Staaten bei: der deutfhe Bund am 19, Juni, 
der dazu mit Defterreih, Preußen, Rußland den Negerhandel für ebenfo 
ftrafbar wie Seeraub over Menfhenraub erklärte. Frankreich entſchloß ſich nad 
einigen Jahren auf gleichen Fuß wieder zu fontrahiren. Es ſchloß deshalb einen 
Vertrag mit England am 29. Mai 1845 ab. Aber nicht alle Staaten wollten das 
Recht der Durchſuchung ihrer Rauffahrer durch fremde Schiffe fich gefallen laf- 
fen. Namentlih ift Nordamerika entichieven dagegen, indem es, beſonders we- 
gen der erceffiv überwiegenden Seekriegsmacht Englands, in folder Konceffion, 
felbft zu fo edeln Zmweden eine abfolute Gefahr fieht. Doch ſchloß e8 mit Eng» 
land am 9. Aug. 1842 eine Konvention, wonach es fich herbeiläßt, eine Flottille 
von mindeſtens BO Kanonen an ver afrikanifhen Küfte zur Ueberwahung des 
Stlavenhanvels aufzuftellen und eine gewiſſe gemeinfchaftlihe Operation mit ven 
dortigen englifchen Kreuzern zu gewähren, ohne aber die fremde Durchſuchung 
amerifanifher Schiffe zu foncediren. — Obwohl nmı auch Brafilien trotz vielfacher 
englifcher Bemühungen nicht beigetreten war, fo wagte dody England durch eine 
Parlamentsafte vom 8. Aug. 1845 die brafilianifchen beim Sklavenhandel betroffenen 
Schiffe fogar ohne Weiteres den engliihen Apmiralitätsgerichten zu unterwerfen, 
wogegen aber Brafilien unterm 22. Dft. 1845 feierlich proteftirte, indem es dieſe 
-Alte ald evident gegen allen Gebrauch, gegen alle Gerechtigkeit und als eine 
arge Verlegung der Würde und Unabhängigkeit des braſilianiſchen Staats erklärte, 

Neuerlich fcheint das Durchſuchungsſyſtem mehr in Berfall zu gerathen, 
England ſcheint fi) zu überzeugen, daß jede Seepolizei zulegt doch nicht recht 
von Erfolg ſei; es fucht das Uebel an der Wurzel anzugreifen und deshalb 
feine Beftrebungen diret auf Eivilifirung ver afrifanifhen Negerwölfer zu 
richten. 

Wegen des Durchſuchungsrechts in Kriegszeiten ſ. Heffter, Bölferredht 
(3te Aufl., Berlin 1855) $. 167, von Kaltenborn, Seeredt (Berlin 1851) 
Br. U. $. 235 ff. Ortolan, diplomatie de la mer II 202 ff. Wheaton, 
droit des gens II. 185 ff. — In Bezug auf ven Stlavenhandel: von Kalten— 
born Br. II. $. 215 und befonders das vollftändige biftorifche Material in Ch. 
de Martens et F. de Cussy, recueil, tom V. 436 ff. v. Raltenborn. 


Dyynaftieen, |. Fürſtenhäuſer. 
Dynaſtiſche Intereſſen, |. Monarchie. 


E. 


Ebenbürtigkeit. 


Der Begriff „Ebenbürtigkeit“ hängt mit der Standesverfaſſung eng zuſam— 
men; er fann nur bei einem, in beſtimmte Geburtsſtände gegliederten Volke vor: 
fommen und beruht auf einem rechtlichen Gegenfage zwifchen Standesgenoffen und 
Niht-Stanvdesgenoffen. Die rechtlihe Wirkung des Ebenbürtigkeitsprincips äußert 
fü) in dem Grundfag: daß im gewiſſen rechtlichen Beziehungen nur Standesge- 
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noſſen mit einander verkehren können, daß dieſe untereinander eine höhere recht 
liche Berührungsfähigkeit haben, als Ungenoffen. 

‚ Bei diefem Sachverhalt verfteht es fih von felbft, daß der Begriff ver 
Ebenbürtigkeit nur im Zuſammenhang mit ver ſtändiſchen Entwidlung cines 
Volkes dargeftellt werden fann. Je künftlicher vie ganze ſtändiſche Gliederung eines 
Bolfes georbnet ift, um jo tiefer wird der Ebenbürtigfeitsgrundfag in die ver- 
ſchiedenſten Rechtsverhältniffe eingreifen; je mehr eine Annäherung und enbliche 
Ausgleihung der Geburtsftände ftattgefunden bat, je weniger wird bas Eben: 
bürtigkeitsprincip in Anwendung kommen. Diefer Sa findet in der Gefchichte 
feine vollftänvige Begründung. 

Im Mittelalter wirft das Ebenbürtigfeitsprineip nicht nur bei allen Stän- 
den, ſondern auch in verſchiedenen Rechtsinftituten. Es kommt zur Anwendung in 
proceſſualiſchen Berhältnifien und in privatrechtlicher Beziehung. Im heutigen 
Recht kommt das Ebenbürtigkeitsprincip nur bei dem hohen Adel in Betracht; 
es ift ein dem Privatfürftenreht ausſchließlich angehörendes Inftitut; 
bei allen andern Ständen bat es rechtlich Feine Bedeutung mehr. 

Ferner befhränft fih auch beim hohen Adel die Wirkfamkeit auf das Fami— 
lienrecht, befonders auf die Schließung von Ehen. Nur in fehr untergeorbneter 
Weiſe übt es noch Einfluß in proceffualiiher Beziehung, bei den fog. Pärsgerichts— 
höfen der Standesherren. 

Zur größern Ueberfichtlichkeit zerlegen wir die ganze geſchichtliche Entwidlung 
des Ebenbürtigkeitsprincips in drei Perioden: 1) Alte Zeit, bis zum 11. Jahr: 
hunderte; 2) Mittelalter, bis zum Ende des 15. Jahrhunderts; 3) Neuere Zeit, 
der neuere Reichsſtaat bis zu feinem Untergange. Daran fnüpfen wir 4) eine 
Erörterung über die rechtliche Wirkung des Ehbenbürtigfeitsprincips in der Gegen- 
wart, indem wir es als ein Inftitut des heutigen Privatfürftenrechtes juriftifch 
feftzuftellen haben. 

I. Alte Zeit bis zum 14. Jahrhundert. Die altveutihe Berfaffung 
ift eine freie Volksverfaſſung; der Schwerpunkt der politifhen Macht ruht in ver 
Berfammlung der freien Männer. Diefe, die ingenui, boni homines, arimanni, 
exereitales find vie vollberechtigten Gemeindemitgliever ; fie entfcheiden in ver 
Bolfsverfammlung über alle wichtigen Angelegenheiten, fie finden das Recht in 
den Gerichten, fie vertheidigen im Heerbann, als waffenfähige Krieger, das 
Baterland. Unter diefen Freien giebt es allerdings gewiffe Familien, welche durch 
alten Geſchlechtsruhm ausgezeichnet, eine Art von Adel bilden (Uravel, nobilitas). 
Die Entftehung diefes Uradels entzieht ſich jeder hiſtoriſchen Betrachtung; ebenfowenig 
laffen fi in dieſer Zeit beftimmte Vorrechte für ihm nachmeifen. Das Wefen des 
Adels ift Erblichkeit; hierauf, nicht auf das Maß feiner Vorrechte kommt es an. 
In diefer Periode iſt der Adel noch Fein abzefchloffener Stand, er gehört zum 
großen Stand der Freien; nur infofern bat er eine politifche Bebeutung. Den 
Freien gegenüber ftanden die Unfreien, servi, welche im öffentlihen Yeben gar 
feine Berechtigung hatten. Dieſe Unfreiheit konnte wohl durch Freilaffung beendet 
werben, doch gewährte vieje keineswegs alle Rechte der Freien, am wenigften vie 
politiihen. Die Wreigelaffenen bildeten zwiſchen Unfreien und Bollfreien eine 
Mittelklaſſe. Bei diefer hohen Bedeutung der freiheit (Ingenuität) trat der Ge— 
genfag zwifhen Bollfreien und Unfreien in den Vordergrund; nur zwifchen ihnen 
309 das Ebenbürtigfeitsprincip eine ſcharfe Schranfe; von einer ſtändiſchen Ab- 
jonderung des Adels war faum nod die Rebe. 

Diefe älteſte Geburtsftandesverfaffung blieb nah der Völkerwanderung in - 
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den neu gegründeten Reichen, aud im Frankenreiche, im Wefentlichen viejelbe. 
In den Volksrechten werben nur die Ehen zwifchen Freien und Unfreien verboten 
und oft mit harten Strafen belegt. Der Unfreie, weldyer ſich mit einer Freien 
verheirathet, erhöht dadurd niemals feinen Geburtöftand; eine Freie, welche ſich 
mit einem Unfreien verheirathet, verliert dadurch wenigftens ihre Freiheit. Alle 
Kinder aus folden Ehen folgen immer ver ärgern Hand, d. h. demjenigen Eltern: 
theil, welcher niedriger geboren ift. Ja, einige Volksrechte festen auf ſolche Ehen 
vie Todesſtrafe; befonders ftreng waren fie in den Boltsrechten der Yangobarben, 
der Sachſen, der ripuariihen Franken, der Weftgothen verpönt. Auch die Ehen 
zwifchen ven verſchiedenen Arten der Unfreien waren nicht geftattet, ebenfowenig 
follten fi Hörige und Freigelaffene miteinander verheirathen. 

In diefen Sphären galt in der erften Periode das Ebenbürtigfeitsprincip 
in feiner ganzen Strenge; Geburtsftaupesgleichheit bildet die nothwendige VBoraus- 
fegung zur Entftehung einer rechtlich wirfamen VBerwandtichaft; Unebenbürtige 
fonnten die Rechte eines Mitgliedes ver Sippe nicht erwerben. Allein alle vieje 
Beftimmungen bezogen ſich nur auf die verfchievenen Klaffen der Unfreien; gegen 
Ehen freier Perfonen untereinander fonnte vom Standpunkt der Ebenbürtigkeit 
fein Einwand erhoben werben. Die gemeine Freiheit hatte noch eine fo hohe Be- 
deutung, daß Abel und Freiheit, im Gegenſatz zur Knechtſchaft und Hörigkeit, 
faft für identiſche Begriffe galten. 

I. Mittelalter vom 11. bis zum Ende des 15. Jahrhunderts. 
Schon am Ende der vorigen Periode entwidelten ſich Verhältniffe, welde ven 
fonft jo hohen Werth ver Gemeinfreiheit herabſetzten. Durch Drud und Beamten- 
willtür verloren viele kleine Gemeinfreien ihr Grundeigenthum; fie begaben fid) 
in den Schuß der Mächtigen, der geiftlihen und weltlichen Großen, ließen fich 
auf den Gütern verfelben nieder und mußten Abgaben und Dienfte leiften. Viele 
der großen Örundbefiger erwarben für ihre Befigungen die Immunität, melde 
anfangs nur in der Vertretung ihrer freien und unfreien Hinterfaffen beftand, 
ſich aber allmählig in eine felbftftändige Gerichtsbarkeit verwandelte; dadurch wurbe 
einerfeits die Gauverfafjung durchlöchert und endlich gefprengt, anvererfeits wur- 
den dadurch die öffentlich- rechtlichen Verhältniſſe der freien Hinterfaffen, die jonft 
freie Gaugenoffen waren, fehr beeinträchtigt. Es entwidelte fi eine mächtige 
Beamtenariftofratie der Herzoge und Grafen, welche bei zunehmender Schwäche 
des Königthums immer mehr Gelegenheit fanden, ihre großen Reichsämter und 
Beneficien ebenfo erblich zu machen, wie ihre Allodialfamilienbefigungen von Ur- 
iprung an es gewefen waren. Aus ven großen Reichsbeamten wird ein erblicher 
Fürftenftand, welcher im 12. und 13, Jahrhunderte ſchon als ein fertiger Stand 
der Hochfreien, der Semperfreien dafteht. Während der Sadjenfpiegel noch 
mehr an dem veralteten Princip der erften Periode hängt und den Hanptaccent 
auf die Bollfreibeit legt, bat jih jhon im Schwabenjpiegel die neue Standes- 
verfaffung vollftändig ausgeprägt. Die Hochfreien oder Semperfreien find hier ein 
abgefhlofjerter Stand und zwar der höchſte Stand ver Nation, ein herrſchen— 
der Abel. 

Am beftimmteften fpricht fih das Stanvesprincip des hohen Adels in dem 
Art. TO (Lafb.) aus: „Ez is niemen semper vri . wan des vaters und muter. 
und der vater und der muter sempaer vri warn. die von den miteln vrien sint 
geboren . die sint och mitel vrien . und ist ioch die muter sempaer vri und der 
vater mitel vri . diu kint werdent mitel vrien . und ist der vater semper vri und 
din muter mitel vri . diu kint werdent aber mitel vrien.* Wie jonft nur für 
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Ehen zwifchen Freien und Unfreien, fo gilt jest auch für Ehen zwiſchen Semper- 
freien und allen andern Klafjen ver Freien ver Grundfag: „das Rind folgt der 
ärgern Hand“. Diefe Semperfreien find ver herrſchende Stand im deutſchen 
Reiche, indem fie einerjeits als Landesherren ein beftimmtes Territorium regieren, 
andererjeits als Theilhaber an den Reihöverfammlungen ein Mitwirkungsrecht bei 
der Neichsregierung haben. Wegen des lettern Rechts gerade heißen fie Semper- 
freie, welches Wort aus „Sendbarfrei” entjtanden ift; es find demnach diejenigen 
Freien, welche berechtigt find, des Kaifers Send, synodus, Verjammlung zu be- 
ſuchen. Alfo gerade auf dieſe Eigenſchaft, welche fpäter als Reichsftanpichaft 
bezeichnet wurde, legte man damals ſchon das Hauptgewicht. 

Während fich fo ein Theil der Freien unter günftigen Umſtäuden zu dem 
herrſchenden Stande der Nation hinaufarbeitete, wurde eine große Anzahl ver 
frühern freien zur Bogteipflichtigkeit, ja zur Hörigfeit hinabgedrückt. Der alte 
Stand der Freien löste ſich auf, die gemeine freiheit verlor ihre hobe Bedeu— 
tung. Die Gemeinfreien, welche ſich gegen vererblihe Abgaben in den Schub ber 
Mächtigen begeben hatten, wurben als Pfleghafte, Bogtleute, advocatii be- 
zeichnet und in manchen Beziehungen ganz wie Cigenleute behandelt. Dagegen 
hatte fi eine Klaffe der frühern Unfreien zu einer höhern Stellung emporgeſchwun— 
gen; ed waren dies bie ſog. Dienftmannen oder Minifterialen. Dieſelben 
wurden früher ganz wie Gigenleute behanvelt, doch nur zu ehrenvollern Dienften, 
namentlich Ariegs- und Hofdienften gebraucht, fie führten eine kriegeriſche Lebensart 
und beſaßen Beneficien, anfangs nad Hofrecht, fpäter auch nad Lehenrecht. Eine 
gleiche kriegerifche Yebensart führten zum Theil diejenigen Freien, welche ihren alten 
Freiheitsftann bewahrt, jede Vogteipflichtigkeit und Zinsbarkeit von fi ferngehalten 
und ihr altes Allod in feiner Freiheit behauptet hatten. Wegen ihrer Schöffenbarfeit 
im Orafending hießen fie die Schöffenbarfreien. Mit dem Untergang des alten 
Heerbanns, mit der fteigenvden Bedeutung des Reiterbienftes verloren die Fleinen 
Gemeinfreien ihre alte Waffenehre; nur vie größern Freien waren fähig ven foft- 
fpieligen Roßdienſt zu leiften. Die Waffenfähigkeit, früher eine ehrende Eigenſchaft 
aller Freien, beſchränkte ſich jet nur auf eine Heine Anzahl von Freien, fie wurde 
zu einer ariftofratiihen Auszeihnung. So entftand das Ritterthum. Diefelbe 
Eigenschaft ver Waffenfähigkeit und ver friegerifchen Lebensweife fand fich aber auch 
bei einem Theile ver Unfreien, ven Minifterialen, vor. Dadurch wurde allmählig 
eine Verſchmelzung der Minifterialen und ver ritterbürtigen Freien vorbereitet und 
endlich durchgeführt. Aus den Minifterialen und einem Theil ver Schöffenbaren, 
die ſich einer erblichen kriegeriſchen Lebensweiſe befleifigten, entftand ein neuer 
Stand, der Nitterftand, deſſen Lebensprincip kriegeriſche Ehre war. 

Im Sachſenſpiegel hat ſich diefer neue ſtändiſche Entwidlungsproceß noch nicht 
firirt, e8 ift dafelbft noh wenig von Rittern die Rebe; im Schmwabenfpiegel find 
bie Ritterbürtigen bereits als die Mittelfreien zu erfennen; im Heinen Kaiſerrechte 
(aus dem 14. Jahrhundert) bildet das Nitterthum bereit8 den Mittelpunft ver 
ftändifhen Entwidlung. So fteht im 14. Jahrhundert ald zweiter Geburtsftand 
neben den Semperfreien, nobiles, der Stand der NRitterbürtigen, milites. 
Jener ift der erblide Herrſcherſtand, viefer der erbliche Kriegerftanv. 

Erft allmählig wurde ver Nitterftand, nicht aber die Ritterwürde, erblich. 
Anfangs war die Abjtammung von Rittern feine nothwendige VBorausjegung. Aber 
feit dem 12. Jahrhundert wurde es anders; die Ritterbürtigfeit wurde die Be— 
. dingung zur Erwerbung der Ritterwürde, zur Erwerbung von Leben, zur Führung 
der ritterlihen Waffen und zur Theilnahme an ven Turnieren. Die ritterbürtigen 
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Geſchlechter fchlofien fih immer mehr gegen vie übrigen Gemeinfreien ab und 
bildeten einen höher berechtigten Geburtsftand unter den freien. Keineswegs allen 
Schöffenbaren gelang es in dieſen Nitterftand zu treten, fo daß dadurch ein Theil 
der Unfreien, die Dienftmannen, einen höhern Geburtsftand errangen als ein 
großer Theil der frühern Freien. Innerhalb des Nitterftandes verſchwand feit dem 
14. Jahrhundert jeder Unterfchied zwiſchen freien und unfreien ritterbürtigen Ge- 
ſchlechtern völlig, indem die Dienftmannen jede Spur ihrer frühern fnechtifchen 
Eigenſchaft abjtreiften. Der Gegenfag zwifchen Freiheit und Unfreiheit fand nur 
noch in den unterften Sphären der Gefellihaft ftatt. Während auch in ven 
Städten die Unfreiheit völlig verfhwand (vie Luft macht frei), unterſchied man 
unter den Bauern nod Freie und Unfreie, Um fo jchärfer prägte fid) ver Ge— 
genfag zwiſchen Edlen und Gemeinen aus; die Geburtöftandesverfaffung wurde 
von dem feudaliſtiſchen Princip völlig durchdrungen. 

Mit diefer neuen Standesentwidlung erhielt auch ver Begriff der Ebenbürtig- 
feit eine weitere Wirkſamkeit. Wie fih die Semperfreien, die Familien des Herren- 
ftandes, von allen andern Klafien trennten und ein befonveres Geburtsrecht in 
Anſpruch nahmen, jo ſchloß ſich aud der neu gebildete Ritterſtand gegen vie 
Gemeinfreien ab. Die zu Schild und Helm Gebornen betrachteten ſich als Ge— 
nofjen, alle andern als Ungenofjen. Ueberhaupt unterſchied man bei biefer 
feubaliftifchen Geburtsftandesverfaffung: 1) Genofjen, 2) Ungenoffen over Unter- 
genofjen, 3) Uebergenofien, 

Die rehtlihen Wirkungen des Ebenbürtigkeitsprincips zeigten ſich im ver- 
ſchiedenen proceſſualiſchen Inſtituten: 

1) beim gerichtlichen Zweikampfe. Hier ſtand ſeſt, daß Niemand ver- 
pflichte war die Herausforderung eines Untergenoſſen anzunehmen; nur einem 
Senoffen oder Uebergenofjen durfte man ven Kampf nicht weigern ; 

2) beim Zeugnif. Keiner durfte über den Andern ein gerichtlihes Zeug- 
niß ablegen, wenn er nicht deflen Genoffe oder Uebergenoffe war. Niemand braudıte 
das Zeugniß eines Untergenoffen gegen fid) gelten zu laffen; 

3) beim Urtbeilfinven. Es braudte Niemand ein Urtheil über fi fällen 
zu laſſen außer von feinen Genofjen; man konnte jeden Urthelsfinder unter feinem 
Stande zurücdweifen. 

Uebrigens konnte in allen diefen drei Fällen des gerichtlichen Verfahrens ver 
Uebergönoffe auf fein Recht der Rekuſation verzichten und 3. B. das Zeugnif, das 
Urtheil des Untergenoffen gegen fich gelten laſſen. + 

Natürlich machten fi) die neuern Geburtsftandesunterfhiede vor allem im 
Eherecht geltend. Wie oben bemerkt, hatten fi die Semperfreien auch in dieſer 
Beziehung bereits von allen andern Ständen geſchieden. Nicht fo ſchnell gelang 
ed den Ritterbürtigen fih im Eherechte von den nicht-ritterbürtigen Freien zu 
trennen. Anfangs galt noch die Ehe zwiſchen den ritterbürtigen und den nicht 
ritterbürtigen, aber vollfreien Gefchlechtern für ebenbürtig; die freie, nicht vitter- 
bürtige Frau wurde ihres Mannes Genoffin: „Rittersweib hat Rittersrecht.“ 
Allein immer fhärfer wurbe die Grenze zwifchen Nitterbürtigen und Nicht-Ritter- 
bürtigen gezogen und wenigftens im Lehenrecht wurden Kinder aus ſolchen Ehen 
nicht für fueceffionsfähig angeſehen und folgten der ärgern Hand. Während man 
früher, noch im fächfifchen Lehenrecht, nur Abftammung von einem ritterbitrtigen 
Bater und Großvater verlangte, wurde fpäter Erforderniß „von Vater und 
Mutter rittermäßig, Schildes- und Wappengenoß zu fein”. Als die feubaliftifchen 
Geburtsftandesunterfchiede ihren Höhepunkt erreicht hatten, galt es als Grundfag, 
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daß aud in eherechtlicher Hinſicht nur Genoſſen fidh miteinander 
verbinden follten. Ehen zwiſchen Ungenoffen waren zwar nicht abjolut ver- 
boten und unmöglid, aber ftets mit rechtlichen Nachtheilen verbunden: der Mann 
aus einem höhern Stande zog feine niedrigere Frau nicht mit zu ſich herauf; bie 
Fran aus einem höhern Stande fanf dagegen in den Geburtöftand ihres niebriger 
gebornen Mannes herab; vie Kinder folgten immer der ärgern Sand. 

Diefe Ebenbürtigfeitsgrundfäge im Eherecht wirkten nicht nur auf das Ber- 
hältniß der Gatten zu einander und der Eltern zu den Kindern, fondern auch 
auf die weitern Verwandtſchaftsrechte ein. Eine rechtlich wirffame Blutsverwandt- 
ſchaft war nur unter der Vorausſetzung der Ebenbirtigkeit möglich, ver tiefer- 
ftehende Ehegatte wurbe in rechtlicher Beziehung fein Glied ver Sippe oder Bluts- 
freundfchaft, er erwarb vurd feine Ehe durchaus feine Berwandtenre dhte; 
eine Verwandtentutel und eine Erbfolge nach Geblütsveht war mr unter Eben- 
bürtigen möglich; Ungenofien blieben ausgejchloffen. 

In diejes fünftliche und vielgegliederte Geburtsſtandesſyſtem des fpätern deut— 
ſchen Mittelalters trat nun feit dem 15. und 16. Jahrhunderte, als eine neue 
Macht, das römiſche Recht, deſſen Aufgabe es in vielfaher Beziehung war, 
die ftarren Schranfen des Feudalismus zu breden und den Begriffen der Staats- 
einbheit und ber bürgerlichen Gleichheit wieder Geltung zu verjchaffen. Dieſes 
leitet uns zur dritten Periode über. 

111. Neuere Zeit; der neuere Neichsftant bis zum Untergang 
defielben. Das ältere römische Recht hatte in ſich ähnliche Geyenfäge Durchge- 
macht wie das beutfche; jene Kämpfe über das connubium zwiſchen Patriciern 
und Plebejern waren aber feit Jahrhunderten ansgefämpft und das juftinianifche 
Recht hat jedes Gheverbot aus Standesrüdjicten zwiſchen Freien aufgehoben. 
Ale Ehen unter Freien galten für gleih und rechtlich wirkfam; die Yrau trat in 
den Stand des Mannes, mochte fie vorher einem höhern oder niederern Geburts: 
ftand angehört haben, fie theilte alle feine Würben und Ehren, die Kinder folgten 
dem Vater, Weder in dem Vormundſchafts- noch im Erbrecht fam Standesungleich- 
heit in Betradt. Nur Ehen zwiſchen Freien und Sklaven waren rechtlich unmög- 
ih. So ftand das römische Recht im Wefentlichen zwar auf demſelben Standpunkt 
wie das alte deutihe Recht der erften Periove; es bildete aber einen ſchroffen 
Gegenſatz zu dem ausgeprägten feudaliftiichen Geburtsftandesunterfchied des fpätern 
wmittelalterigen Rechtes, welches zur Zeit feiner Reception das geltende war, 

Mit diefen Grundſätzen-des römischen Rechtes maßen die Juriften vie deut— 
jhen Geburtöftandesverhältnifie; in ihren Schriften ignorirten fie die deutſchrecht— 
lihen Ebenbürtigfeitsprincipien vollftändig oder erklärten fie in ihrer romanifiren- 
den Weife für unvernünftige Gewohnheit („consuetudo non magna ratione suffulta“). 
In der Stoffe zum fächfifchen Land- und Lehenreht haben vieje romanifirenven 
Prineipien ſchon tiefe Wurzeln gefchlagen. Es heißt dafelbft: „des Mannes Ehre 
zieret fein Weib und adelt fie” ; „es find fonft kein ander leut in der Welt mehr, 
als eigene und freie". 

Diefe von den römifch gebildeten Juriften behaupteten Grundfäge konnten in 
gewilfer Beziehung wm fo eher Gültigkeit gewinnen, als fie mit einer wirklich 
berechtigten Zeitrihtung, mit einem praftifchen Lebensbedürfniß Hand in Hand 
gingen. Der fchöpferifhe Keim war aus ber mittelalterigen Geburtsftandesverfaj- 
fung gewidhen; die bisherigen Geburtsftandesunterfchieve verfhwanden oder ver- 
foren wenigftens ihre bisherige Schärfe. Entſchieden wurde es zu einer allgemein 
anerkannten Lehre des gemeinen Rechtes, daß die Ehe zwiſchen einer Ber- 
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fon des Ritterftandes mit einer bürgerlihen feine Mißheirath, fon- 
dern eine ebenbäürtige Ehe fei und daß auch bier die Kinder dem Stande 
des Baterd, nicht der ärgern Hand, folgten. Mit der Veränderung des Kriegs— 
weſens verlor ver Ritterftand feine hervorragende Bedeutung, er konnte daher den 
übrigen Freien gegenüber feine abgefchloffene Stellung nicht mehr behaupten und 
fo wurbe bier dem römifchen Recht der Sieg Über das alternde feudaliſtiſche Princip 
der Geburtsſtandesverfaſſung möglich. 

Anders verhielt es ſich mit dem Stand der Semperfreien, deſſen Kern wir in 
den reihsftändifhen Häufern wieder finden. Allerdings verfuchten die Romani= 
ſten aud gegen ihn ihre nivellirenden Principien in Anwendung zu bringen; aber 
ihre Theorie konnte bier keinen feften Boden gewinnen, weil ihr vie lebendige 
Macht der Thatjachen nicht zur Seite ftand. Während der Nitterftand, als erb- 
licher Kriegerftand, mit der alten Kriegsverfaflung fein Lebensprincip verlor, wurde 
die Stellung des Herrenftandes durch diefe Veränderung nicht gefährbet; vielmehr 
bob fich feine Bedeutung mit der weitern Entwidlung der deutſchen Reichöverfaf- 
fung immer mehr. Diefer hohe oder herrſchende Adel wurde der Inbegriff der 
jenigen Geſchlechter, welche Landeshoheit und Reichsſtandſchaft beſaßen. Dieſe bei- 
den Rechte gewährten dieſen Familien eine fo glänzende und hervorragende Stel— 
lung, daß fie fih im ihrer abgeſchloſſenen Geburtsftandesverfaffung nicht nur 
behaupten, ſondern aud noch befeftigen konnten. Dur die Bereinigung des 
Herrenftandes in reichsſtändiſchen Kollegien wurbe bie Grenze gegen alle andern 
Stände aufs fhärffte gezogen. 

Die romanifirenden Juriften ftellten freilich in ihren Schriften auch hier den 
abftraften Grundſatz bin, daß jeve Ehe eines reichsſtändiſchen Herrn mit einer 
Freien eine vollgültige und ebenbürtige Ehe fei. Ignorirten fie doch überhaupt 
jede Rechtsbildung, die fih nit aus dem Corpus juris fonftruiren lief. Wer 
aus ihren Schriften das wirkliche Herkommen des deutſchen Fürftenftandes ken— 
nen lernen will, ſchöpft daher aus trüber Duelle. Gin praftifher Staatsmann 
dagegen, wie Beit Yubwig von Sedenvorf in feinem berühmten deutſchen Fürften- 
ſtaate bezeugte 1655 das Gegentheil: „Nach altem Herkommen Deutſchlands ver- 
beirathen ſich die deutſchen Fürften und vornehmen Reichsgrafen an feine andern 
Berfonen, als welche aus fürftlichen, gräflichen oder venfelben gleichgeachteten Ge— 
ſchlechtern geboren find; und find Erempel anzuziehen, daß im alle es eine 
fürftlihe und hohe Perſon hierin anders gehalten und an eine gemeine vom 
Adel oder bürgerlihe Stanvesperfon ſich vermählte, es ihnen nicht allein zur 
böfen Nachrede gereicht, fondern aud den aljo erzielten Kindern ihr Stand und 
Recht zur Landesregierung fehr beſchnitten, aud wohl aberfannt oder fie mit 
geringen Gütern abgewiefen worden.“ Der befte Beweis für dieſes feftftehende 
Herkommen des Fürjtenftandes ift, daß man in fo vielen fürftlihen Häufern durch 
fo viele hundert Jahre findet, daß die Fürſten nur Ehen mit reichsftändijchen 
Geſchlechtern gefchloffen haben und unter fo vielen hunderten fürftlicher Vermäh— 
lungen bis in das 16. Jahrhundert fi kaum ein paar Beifpiele des Gegentheils 
nachweiſen lafien. Allein viefes im Fürſtenſtand beftehende unleugbare Herlommen 
wurde feit dem 16. Jahrhundert allerdings durch zwei Umftände einigermaßen 

efährbet: 

1) durch eine falfhe Anficht vieler Iuriften, welche ven fog. nievern Abel . 
für venfelben Stand mit dem Herrenftand oder hohen Abel bielten und deßhalb 
Gleichheit einer Ehe zwiſchen Mitgliedern des hohen und nievern Adels behaup— 
teten. Eine ſolche grundfalſche Anficht war nur möglich in einer Zeit, wo jebe 
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hiſtoriſche Kenntniß der eigenen Rechtszuftände fehlte und man fi allein an bie 
nomimelle Gleichheit der Bezeichnung hielt. Im ftreng-veutfchen Sinn des frühern 
Mittelalter war nur der Herrenftand wahrer Abel; der fog. niedere Adel war 
ein Stand der Dienenden, deſſen Glieder zum großen Theil aus wirklicher 
Unfreiheit ſich emporgenrbeitet hatten, ver hohe Übel dagegen ein Stand ber 
Herrfhenden, welder wie im Reiche, fo im einzelnen Territorium zur Herr— 
Ihaft berufen war. 

2) Dur die faiferlihen Stanvdeserhöhungen, welde feit vem 15. Jahr- 
hundert die frühern Standesunterfchiede zu verwichen begannen. Der Kaifer galt 
ald Duelle aller Gnaden, Titel und Würben, („Und ift auch fein Avel... er 
jei von Königen, Fürſten, Herm over andern, der feinen Anfang anders habe, 
dann von dem beiligen Reiche, ald dem Grunde alles Adels“, heißt es in einem 
Diplom 8. Sigismunds vom J. 1473.) Als mit dem Anfange des 15. Jahr: 
hunderts die Titel des hoben Adels vom Kaiſer öfter an ritterbürtige Familien 
verliehen wurden, zweifelte Niemand daran, daß ein fo erhobenes Geſchlecht in 
die Genoſſenſchaft der alten Semperfreien eintrete, es erhielt alle Vorrechte des 
hohen Wels, befonvders die Reichsſtandſchaft, obgleih die bloße Staubeserhöhung 
fein reichsunmittelbares Gebiet gewähren konnte. Damals umfaßte ber Begriff des 
hohen Adels alle fürftlihen, gräflichen und freiherrlihen Familien; fie alle waren 
oder wurden als ſolche reichsſtändiſch. Die Reichsſtandſchaft hing in Diefer Zeit 
nicht mehr wie früher nothwendig mit der Yandeshoheit zufammen, fie wurde als 
ein perſönliches Recht betrachtet. 

Wäre diefe rechtliche Auffaffung des hohen oder reichsſtändiſchen Adels die 
herrſchende geblieben, fo wäre damit allerdings die alte Grundlage diefes Standes 
zerftört worden. So lange es dem Kaifer völlig frei ſtand, jeden Günftling nad 
Belieben in diefe erlauchte Genoſſenſchaft einzuführen und ihm damit bie höchſten 
Prärogative zu verleihen: war die Geburtsftandesverfaffung des hohen Adels einer 
bedrohlichen Auflöfung ausgejegt. Allein ſehr bald ermannten ſich die alten Ge— 
Ichledhter des hohen Adels und brachten den in BVergefienheit gerathenen Grundſatz 
von der dinglichen Grundlage der Reichsftandichaft wieder in Erinnerung und 
im Jahr 1653 zur Anerkennung in der Wahlfapitulation; der Befig eines reichd- 
unmittelbaren Gebiets mit Landeshoheit wurde die reichsgefeglihe Bebingung ber 
Reichsſtandſchaft. Die Ertheilung eines hohen Avelstitels von Seiten des Kaifers 
reichte nicht mehr zur Grlangung der Reichsſtandſchaft bin; es gehörte dazu noch 
binreihende Dualificrung mit einem Jmmediatbefig und Zuftimmung des furfürft- 
lihen und besjenigen Kollegiums, in weldes die Aufnahme ftattfinden follte. 
Kamen diefe Bevingungen nicht hinzu, fo blieben die nen erhöhten Adelsgeſchlechter 
unverändert in ihren bisherigen ftaatsrechtlichen Verhältniſſen, wenn fie auch eben 
jo erhabene Titel wie die reichsftändifchen Geſchlechter führten. Diefe Fürften, 
Grafen und Herren konnten, dem blos ritterbürtigen Adel gegenüber, feine ftaate- 
rehtlih bevorzugte Stellung in Anſpruch nehmen. 

Da der Begriff des hohen Adels nie reichsgeſetzlich feftgeftellt worden ift, fo 
entftand unter den Juriften ein lebhafter Streit, ob dieſe hochtitulirten, aber nicht 
zur Reichsſtandſchaft gelangten Gefchlechter zum hohen Adel zu rechnen jeien, wo— 
mit natürlid die Entſcheidung über die Ebenbürtigkeitsfrage eng zufammenbhing. 
Bejahte man diefe Frage, fo konnte jede Ehe eines Reichsſtandes durch einen 
faiferlihen Gnadenbrief in eine ebenbürtige verwandelt werden. In der That 
wurden aud folde kaiſerliche Standeserhöhungen ausgewirkt und benugt, um eine 
am ſich umebenbürtige Ehe im eine gleiche und ebenbürtige zu verwanteln. Bei den 


Ebenbürtigkeit. 195 


verfchtedenen Anſichten der Juriften über den Begriff des hohen Adels und bie 
Grenzen der Ebenbürtigkeit konnten folhe Stanveserhöhungen zur Erhebung von 
Anfprühen, Seitens der Defcenventen aus ſolchen Ehen, benugt werden und bei 
der ſchwankenden Praris der Reichsgerichte ließ ſich der Erfolg eines ſolchen Pro- 
ceffes nicht mit Sicherheit vorausſehen. 

Die reihsftändifhen Häufer benutten daher einen befonders hervorftehenden 
Fall von Mißheirath, um dem Standeserhöhungsreht des Kaiſers Schranfen zu 
ziehen. Herzog Anton Ulrih von Sahfen-Meiningen batte fi mit einer Berfon 
bürgerlihen Standes, Philippine Eltfabeth Cäſarin (nit Schurmann, wie fie 

ewöhnlicd genannt wird) verheirathet; er erwirfte für viefe feine Gemahlin ein 

Firftenbipfom von K. Karl VI. im Jahr 1727, ihre Kinder wurben „mach ge 
meinen Rechten” für rechtgeborne Fürften und Fürftinnen, ja felbft für ſucceſ— 
fionsfähig erflärt; letzteres wurde jedoch bereit8 vom Kaiſer 1731 wieder fus- 
pendirt. Diefer Fall im Haufe Sachſen, welches von jeher vie ftrengften Eben- 
bürtigfettsgrundfäge behauptet hatte, erregte die Aufmerkfamkeit des Fitrftenftandes 
im höchſten Grabe, und veranlafte die Aufnahme folgender faiferliher Zufage in 
die Wahltapitulation von 1742 Art. XXI S. 4: 

„Roh auch ven aus unftreitig notorifher Mißheirath erzeugten 
Kindern eines Standes des Reiches oder aus foldhem Haufe entfproffenen Herrn 
zur Berfleinerung des Haufes die väterlihen Titel, Ehren und Würden beilegen, 
vielmeniger diefelben zum Nachtheil der wahren Erbfolger und ohne deren befon- 
dere Einwilligung für ebenbürtig und fuccejfionsfähig erflären, auch wo vergleichen 
vorhin bereits geichehen, ſolches für null und nichtig anfehen und achten.” Hierzu 
wurden in der Wahlfapitulation von 1790 nod folgende Zuſätze gemacht: Nach 
ven Worten: „unftreitig notoriſcher Mißheirath“: „oder einer gleich anfangs ein- 
gegangenen morganatifhen Ehe", und am Scluffe: „Soviel aber die noch 
erforberliche nähere Beftimmung anbetrifft, was eigentlich notorifhe Mifheirathen 
feien, wollen Wir den zu einem barüber zu faflenden Regulativ erforderlichen 
Reichsſchluß baldmöglichſt zu befördern uns angelegen fein lafjen.‘ 

Ein folder Reichsſchluß ift aber nicht erfolgt; eine geſetzliche Regulirung 
ver Ebenbürtigfeitsverhältniffe der reichsſtändiſchen Häufer hat daher nie ftattge- 
funden. Wie in den meiften Lehren des Privatfürftenrehts, fo beruht audy hier 
alles auf dem Herkommen der reidhsftändifchen Häufer. Auf dieſes nimmt 
auch jene berühmte Stelle der Wahlfapitulation allein Rückſicht; fie will keines— 
wegs irgend einen neuen Begriff von Mißheirath aufftellen, fondern nur das 
alte Herfommen beftätigen. , 

Bei diefem Mangel gefegliher Beftimmungen über Mißheirathen ftellten vie 
Juriften fehr verſchiedene Grundfäge auf. Mande ftarre Romaniften fuhren fort, 
aud auf vie Ehen des Fürftenftandes die Grundfäge des römifchen Rechtes un— 
bedingt anzuwenden und erflärten jede Ehe mit einer freien Perfon für eben- 
bürtig. Allein nad jener Stelle der Wahlfapitulation war eine foldhe Behauptung 
faum noch möglich. Wir finden daher unter den nenern Staatsrechtslehrern eigent- 
lich nur noch zwei Hauptanfichten vertreten: 

1) die larere Anficht, welche behauptet, daß der hohe Adel, d. h. Abftam- 
mung ans einem Geſchlechte, welches Reichsſtandſchaft und Landeshoheit befige, 
fein weſentliches Erforderniß für die Gleichheit der Ehe fei. Die Bertheidiger bie- 
fer Anficht gehen mannigfach auseinander und es ift bald auf alten ftiftsmäßigen 
Adel, bald auf Reichsunmittelbarkeit, bald auf erlangte Titel des hohen Adels 
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Gewicht gelegt, bald blos der Befig der Standesrechte bes niedern Adels ver- 
langt worden; 

2) die ftrengere Anficht, welche hohen Adel, im oben feftgeftellten Sinn des 
Wortes, als Erforderniß für die Ebenbürtigfeit der Ehen anfieht. 

Diefe beiden Anfichten befämpften fi, auch feit Erlaß der Wahlfapitulation, 
unaufhörlich; und es ift eine merkwürdige Erfcheinung, daß fi in dieſer wichtigen 
Frage die beiden größten Heroen des älteren deutſchen Staatsrechts gegenüberftanden. 
I. 3. Mofer huldigte der larern, I. St. Pütter der ftrengern Anſicht. Der 
ehrwürdige Neftor des deutichen Staatsrechts, I. I. Mofer, ift weit entfernt 
von jener unbiftorifchen Weiſe ver ältern Romaniften; er giebt zu, daß es aller- 
dings im Mittelalter bis zum 16. Jahrhundert ein feftftehendes Herfonmen des 
deutfhen hohen Adels war, nur unter fih Ehen mit voller rechtliher Wirkung 
zu ſchließen und jede Verbindung mit tem niedern Adel als eine unebenbürtige zu 
behandeln, er giebt ferner zu, daß auch zu feiner Zeit „die meiften und gejchid- 
. teften Staatsredhtslehrer e8 für ein matrimonium juridice inequale und bie 
Kinder darans für fuccefftonsunfähig halten“, aber er behauptet: „daß es in den 
legten Jahrhunderten nah und nad) zu einem wahren und redhtsfräftigen Her- 
fommen geworben fei, daß die Ehe eines Fürſten mit einer gebornen Alten von 
Adel quoad eflectus juris eine fürftenmäßige und gleihe Ehe ſei“. 

Mofer beruft fi zur Begründung diefes angeblihen neuern Herfommens 
auf fieben Beifpiele, in welchen die Wirkſamkeit der Ehen mit dem niedern Adel 
anerfannt worden fei. Sole einzelne Fälle können nur dann eine für das Her- 
kommen entfcheidende Thatfache werben, fofern fich zugleih annehmen läßt, daß 
man die Regel, welche bier befolgt worben ift, als eine von dem gefammten 
Fürftenftand beobachtete betrachtet hat. Mit Recht ift aber dagegen und miber bie 
Ableitung eines allgemeinen Reichsherfommens aus dieſen fieben Fällen geltend 
gemacht worden, daß entweder die Agnaten ſolche Ehen afterfannt haben, wodurch 
jeve Ehe, auch die mit einer Bürgerlichen, zu einer ebenbürtigen gemacht werben 
fann, oder daß befondere Umftände, namentlich religiös-politiiche Rüdfichten, 
dergleichen Mißheirathen die volle Wirkung einer gleichen Ehe verjchafften. 

Ferner berufen fih Mofer und feine Anhänger auf die Praris der Reichs— 
gerichte, befonders des Reichshofraths. Allerdings laſſen fich einzelne foldhe Er- 
fenntniffe anführen, wo Ehen des Fürftenftandes mit dem niedern Adel als gleiche 
behandelt worden find; aber die Praris ift durchaus feine fonftante gewefen, fon- 
dern e8 liegen ebenfo Erfenntniffe in contrarium vor. Nie haben aber die Reiche- 
gerichte auf das Herfommen felbft, als etwas Erwiefenes erlannt, fondern 
ihre etwa hierher zu ziehenden Erfenntniffe ftügen ſich nur auf ihre romanifirende 
und völlig unhiftorifhe Theorie. Aber ließe fich felbft annehmen, daß die Reichs- 
gerichte fich jemals auf das Herfommen berufen hätten, fo würde doch ein ſolches 
Urtheil nicht mehr begründen, als daß es Recht unter den ftreitenden Theilen 
geworben tft. In einer Sahe, wo es für Gegenftanb ver Geſetzgebung des 
Neihs erflärt worden war (durch die Wahlfapitulation Karls VII) über das Her- 
fommen etwas Entſcheidendes feftzufegen, konnte nicht einmal in frühern reiche- 
gerichtlichen Erfeuntniffen eine Entſcheidung über das Herfommen gefucdht werben. 
Ein ſolches reichsgerichtliches Erfenntniß hätte nur dann eine entjcheivende Norm 
werden können, wenn der Kaiſer und die gefammten Reichsftände ausdrücklich oder 
ftillfchweigend eine ſolche Norm gebilligt hätten. Gerade das Entgegengefeste ift 
gefhehen. Weil ver Reihshofrath ſich in einzelnen Fällen für bie Gleichheit der 
Ehen mit dem niedern Adel ausgefprodhen hatte, erließ K. Friedrich IT. von 
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Preußen, nad der Wahlkapitulation Karls VIL, ein Schreiben an den Kaifer 
des Inhalts: 

„Wir follen auch aus Tentfchpatriotifcher Gefinnung ganz unvorgreiflid da— 
für halten, daß Euer Kaiferl. Majeftät Reihshofrath fowohl als Reihshofcanzelei 
pro norma regulativa bei viefer Gelegenheit ein vor alles zu beſcheiden feien, 
daß alle diejenigen fürſtlichen Heirathen ſchlechterdings für ungleih zu achten, 
welche mit Perfonen unter dem alten reichsgräflihen Sig und Stimme in comitiis 
habenden Stande contrahirt werden und daß die aus folder Ehe zu erzeugenven 
Kinder weder zur fürftlihen Würde, Titel und Wappen ihres Baters noch zur 
Succeffion in deſſen Reihslande niemals fähig feien, noch dazu gelaffen werben 
follen.“ Ganz in vemjelben Sinne ſprechen fi) eine ganze Reihe fürftliher Haus- 
gefege im 16., 17. und 18. Jahrhundert aus, welde gerade deßhalb erlaflen 
wurden, weil ber Begriff ter Ebenbürtigkeit durch die verkehrte Doktrin ver 
Juriften einigermaßen ins Schwanfen gebracht worden war. Diefe Hausgefege 
erklären fi für die Beibehaltung des ältern Herfommens und fprecdhen ſich dahin 
aus, daß zur Gleichheit der Ehe eines Neichsfürften erforberlih fei, daß bie 
Gemahlin dem fürftlihen oder wenigftens altreihsgräfliden Stande angehöre. 
Ja, es fchloffen ſogar eine Reihe altfürftliher Häufer eine Konvention, um ihre 
althergebradhten Standesgrunvpfäge über Ebenbürtigkeit aufrecht zu erhalten und 
eine fcharfe Grenze gegen alle Mifheirathen zu ziehen. 

Je tiefer die Wiffenfhaft in das Weſen ver deutfchen Stanvesverfaffung ein- 
drang, je mehr fie fih von den Banden einer falfhen romanifirenden Doftrin 
(osrig, um fo mehr trug fie aud dem alten, feftbegründeten Herlommen bes 
beutfhen Fürftenftandes Rechnung. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts drang 
eine tiefere Auffafjung des Begriffes „des hohen Adels" durch, veffen jurifti- 
ſche Firirung nur möglid war, wenn man denfelben auf Landeshoheit und Reichs— 
ftanpfhaft begründete; kaiſerliche Standeserhöhung konnte nad dieſer richtigen 
Anfiht die Rechte und Wirkungen des hohen Adels nicht geben; eine Miß— 
heirath konnte, felbft durch die Ertheilung der glänzendſten Titel an den niebriger 
geboren Gatten, nicht in eine ftandesmäßige umgefchaffen werden. Diefe Anficht 
gewann am Ende des vorigen Jahrhunderts durch Pütter's epochemachende Mo- 
nographie „über Mißheirathen veutfcher Fürften und Grafen 1796" eine nod 
feftere Begründung. Zugegeben muß allerdings werben, daß viele Familien des 
Neihsgrafenftandes und mande neue Fürſtenhäuſer viefe ftrengen Grundſätze 
nicht feitzuhalten vermodten und daß hier vielfah die Ehen mit dem niedern 
ftiftsmäßigen Adel als ebenbürtig behandelt wurden. Der alte Fürftenftand bat 
dagegen ftet3 das alte Herfommen feitgehalten; man hat den Inhalt diefes Her- 
fommens aus unhaltbaren Gründen beftritten, aber es ift ſtets von ven alt- 
fürftlihen Häufern in ihren Hansgefegen anerfanut, öffentlid bis in bie 
neuefte Zeit behauptet und weder durch die Reichsgeſetzgebung noch durch das, was 
in einzelnen Fällen wirklic dagegen gefchehen ift, auch nur im mindeften erſchüt— 
tert worden. Diefe Grundfäge find durch vie Aufhebung des Reiches nicht be- 
rührt worden, indem das Princip der Ebenbürtigkeit auf einem feftbegründeten 
Herlommen des deutſchen Fürſtenſtandes beruhte. 

IV. Das Ebenbürtigfeitsprincip feit Auflöfung des Neiches 
und im heutigen Privatfürftenrecht. Ginige nivellivende Rheinbunds- 
publiciften, wie 3. B. Gönner, ftellten freilih vie Anfiht auf, daß mit dem 
Untergange des Reiches, wie alles andere ältere Recht, fo auch das Ebenbürtig- 
feitsprincip untergegangen fei; fie beadhteten dabei aber nicht, daß daſſelbe nicht 
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auf einem Artikel der Wahltapitulation, fondern auf dem alten Herfommen ver 
fürftlihen Häufer beruhte, daß daſſelbe nicht fowohl durd die Reichsſtandſchaft, 
fondern vielmehr nur durch den mit der Reihsftanpfhaft verbundenen Geburts: 
unterſchied bevingt fei. 

Durd die Bundesakte Art. 14 bat aber das Ebenbürtigfeitsprincip fogar 
eine ausbrüdliche und unzweideutige Anerkennung gefunden. Der Stand der 
reihsftändifhen Familien war durd die große politiihe Kataftrophe in zwei ſehr 
verjchievene Klaffen gefpalten worden; die eine Klaſſe war zur vollen Souveräne⸗ 
tät emporgeftiegen, die andere Klaffe hatte dagegen mit der Reichsſtandſchaft ihre 
Landeshoheit verloren. Die jupprimirten reihsftändifhen Häufer waren zu Unter: 
thbanenfamilien geworben; eine tiefgreifende ftaatsrehtlihe Kluft trennte fie 
von nun an von ihren ehemaligen Standesgenofjen. Allerdings hätten daher wohl 
über ihre Ebenbürtigfeit Zweifel entftehen können. Gerade um dieſen etwaigen 
Zweifeln zu begegnen, bejtimmte der Art. 14 ber deutſchen Bundesakte: „daß 
diefe fürftlihen und gräflihen Häufer fortan nichts deftoweniger zu dem 
hohen Übel in Deutſchland gerechnet werben und ihnen das Recht der Ebenbür- 
tigkeit in dem bis daher damit verbundenen Begriff verbleibt". 

Der Art. 14 ift nicht nur deßhalb fo wichtig, weil in bemfelben vie Eben- 
bürtigfeit ver jog. mediatifirten Häufer direft anerkannt wird, ſondern auch deß— 
halb, weil er wenigftens indirekt ausfpridt, daß nur die regierenden und bie 
ftandesherrlihen Häufer zum hohen deutſchen Adel gehören und im gegenfeitigen 
Ebenbürtigfeitsverhältnig ftehen, daß aber von dieſer Ebenbürtigfeit der bloße 
hochtitulirte landſäßige Adel ausgefhlofien if. Der für vie mebiatifirten Häufer 
ausgefprochene Vorbehalt des hohen Adels und der Ebenbürtigkeit würde ganz 
nuglos fein, wenn hoher Adel und Ebenbürtigkeit ſchon ohne weiteres an vie blos 
fürftliche oder gräfliche Titulatur geknüpft wäre. Die Worte „nichts deftoweniger“ 
unterftügen unfere Auslegung; fie bejagen nämlih: Eigentlich ift das Recht der 
Ebenbürtigkeit nur an das Verhältniß eines herrſchenden Adels gefmüpft; vie 
Ungleichheit ver Ehe mit dem Adel, welchem dieſer rechtliche Charakter fehlt, 
wird als ein beftehender, auf dem Herfommen berubenvder Örunvfag ange: 
ſehen. DObgleih nım den fog. Meviatifirten die eigentliche Grundbedingung ihrer 
Ebenbürtigkeit, die Reichsſtandſchaft und die Landeshoheit entzogen ift, fo jell 
ihnen doch, aus Rüdfiht auf ihre frühere Stellung, vie Standesgleichheit mit 
ihren ehemaligen Mitftänden ergalten werben. Es ift dies ein ven ehemals reichs— 
ftändifhen Familien bundesmäßig eingeräumtes Privilegium, welches nicht auf 
andere Familien ausgedehnt werben darf, wenn fie aud gleiche Titel führen. 

Da fehr viele neuere Hausgeſetze die Ebenbürtigkeit als Erforderniß für bie 
Vollgültigkeit fürftliher Ehen und die Succeffionsfähigfeit ver daraus entſproſſe— 
nen Kinder feftfegen, fih aber nur felten auf eine Definition des Ebenbürtigkeitd- 
begriffes einlafien: fo ift es von hoher Wichtigkeit, daß wir gemeinrehtlid 
den Begriff der Ebenbürtigkeit juriftiich feftftellen. 

Als ebenbürtige Ehen jind anzufehen: 

I. in Deutſchland feldft 

a) alle Ehen, welde die regierenden Häufer untereinander fchließen, ohne 
Rüdfiht auf den Titel oder höhern Rang eines Hanfes; 

b) alle Ehen mit den ehemals veichsftändifchen fürftlihen und gräflichen 
Häufern, auf welche der Art. 14 der deutfchen Bundesafte anwendbar if. Die 
bloßen Titel des hohen Adels können dagegen keine Ehe zu einer ebenbürtigen 
madhen, fo wenig wie auch Standeserhöhungen eines Regenten bie Rechte ber 
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wahren Erbfolger ſchmälern können. Weder der Bund noch ein einzelner deutfcher 
Souverän ift im Stande, einem Unterthanen den deutſchen, d. b. den in ganz 
Deutihland geltenden hohen Adel zu verleihen; ein einzelner Souverän nicht, 
weil er, als Beherrſcher eines einzelnen Bundesſtaats, Fein für ganz Deutſchland 
verbindliches Privilegium zu ertheilen vermag, die Bundesverfammlung nicht, 
weil für fie das Recht der Stanveserhöhung weder durch einen jpeciellen Vorbe— 
halt, no dur den in der Bundesakte ausgejprocdhenen Bundeszwed begründet 
werben fann. Somit ift die Zahl der ebenbürtigen ftanbesherrlihen Familien in 
Deuiſchland völlig abgejhloffen, ein Eintritt in den Kreis verfelben rechtlich un— 
denkbar. 
I. Außer Deutſchland: 

Alle Ehen mit Gliedern auswärtiger europäifher regierender 
Familien find von jeher ald ebenbürtig angefehen worden. Es kommt dabei weder 
auf das Alter der regierenden Familie, noch auf die Größe des Landes an, Die 
Häufer Bonaparte und Bernadotte müſſen daher als vollftändig ebenbürtig 
betrachtet werben. Ja fogar folden Wamilien, welche ihre Souveränetät durch 
Revolution oder ein anderes Faktum wieder verloren haben, wird die Ebenbürtig- 
feit in der Regel zugeltanden. Dagegen find Ehen mit auswärtigen Unterthanen- 
familien, wenn biefelben and noch fo glänzende Titel führen, als Mifheirathen 
anzufehen. Die Ehe eines deutſchen Prinzen aus einem regierenden Haufe mit der 
Tochter eines franzöfifhen oder englifhen Duc oder Marquis würde gemeinvechtlich 
nicht als ebenbürtig gelten fünnen. Wohl aber macht die Erlangung der Souve- 
ränetät über das kleinſte Fürſtenthum den Inhaber verfelben und feine Familie 
ebenbürtig. Der Marſchall Bertbier witrde, ald Yürft von Wagram und Grof- 
würbenträger des franzöfifchen SKaiferreihs, feiner Gemahlin, einer bayerijchen 
Prinzeffin, nicht ebenbürtig geweſen fein; er wurde es aber, weil er die Sou— 
veränetät über das Fürſtenthum Neuenburg erworben hatte und damit in bie 
Zahl ver regierenden Fürſten eingetreten war. 

Obgleich die englijhe Nobility eine jo beveutende und glänzende Stellung 
in focialer und ftnatsrechtliher Beziehung einnimmt, fo können doch ihre Glieder 
ven regierenden deutſchen Häufern nicht gleichgeftellt werben. So konnte ver Prinz 
Eduard von Sahfen-Weimar (1851) mit ver Tochter des Herzogs von Richmond 
nur eine morganatifche Ehe eingehen. — Bei den auswärtigen, nicht fouveränen 
Familien wird es darauf ankommen, ob eine Familie die Stellung eines wirflid) 
herrſchenden Gefchlechtes einnimmt, ob fie ein Analogon von Lanveshoheit be— 
figt. Unter Umftänden wird fih alsdann die Ebenbürtigkeit einer ſolchen Ehe 
begründen lafjen. 

Das fo feftgeftellte Ebenbürtigkeitsprincip des gemeinen deutſchen Privat: 
fürftenrechts bat aber feine abfolut zwingende Kraft. Es kann vielmehr jedes 
Fürftenhaus ein anderes Ebenbürtigteitsprincip durch Herfommen oder Hausgefek 
für fi fanktioniven, wodurch das gemeinrechtliche Princip modificirt, ver Begriff 
der Mifheirath gelinder over jchärfer firirt werben fann. So glauben wir aller- 
dings, dag Heinrih Zöpfl im jeiner Schrift über Mifheirathen mit großem 
Scharffinn nachgewieſen hat, daß in dem olvdenburgiihen Haufe, insbejondere in 
der Linie Holftein-Sonverburg-Auguftenburg ein Herfommen befteht, welches bie 
Ehen mit Damen des niedern Adels, beſonders Gräfinnen, als ebenbürtige gelten 
läßt. Kann eim ſolches partituläres Herkommen oder eine gleichartige hausgejfet- 
liche Beftimmung nahgewiejen werben, fo tritt allerdings das gemeinrechtliche 
Princip, als blos ſubſidiäre Norm, außer Anwenbung. 
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In ver Berfhärfung des Begriffes der Mißheirath würden dagegen bie veut- 
hen ſouveränen Häufer nicht fo freie Hand haben. Geſetzt, ein deutſches fon- 
veränes Fürftenhaus würde hausgefeglih nur die Ehen mit andern ſouveränen 
Häufern für ebenbürtig erklären; fo würde eine folhe hausgeſetzliche Beftimmung 
gegen Art. 14 der deutſchen Bundesakte verftoßen und fomit allen ftandesherrlichen 
Häufern dagegen ein Rekurs an die Bundesverfammlung offen ftehen. 

Nachdem die Grenzen ver Ebenbürtigfeit alfo feitgeftellt und zugleid bie 
möglichen Abweichungen von dem gemeinrechtlihen Princip ins Auge gefaßt find, 
müſſen noch folgende Grunpfäge für das praftifche Recht hervorgehoben werben: 

1) Jede an ſich nicht ebenbürtige Ehe kann durch den hinzutretenden Kon- 
fens der Agnaten in eine ebenbürtige verwandelt werben (fog. Heilung ber Mif- 
beirath). Diefer Konſens kann entweder fo ertheilt werben, daß die aus einer an 
ſich unebenbürtigen Ehe gebornen Kinder ſogleich als vollftändig fucceffionsfähig 
anerkannt werden oder fo, daß foldhen Kindern nur ein eventuelle Erbredt 
eingeräumt wird für den Fall, daß die ganze ebenbürtige Defcenvenz abgehen 
follte. Ein berühmtes Beifpiel für den erften Fall ift die Vermählung des Fürften 
Leopold von Deffau mit der Apotheferstochter Anna Föſen (1698) mit agnati- 
ſchem Konfens; aus dieſer Ehe ftammt das ganze noch blühende Haus Anhalt- 
Deffau; nur ein eventuelles Erbrecht erhielten 3. B. die Nachkommen aus ber 
Ehe des Herzogs Ferdinand von Bayern mit der Marie Pettenbeck (1588) zu- 
geftanden; doch find die Nachtommen aus dieſer Ehe, die Grafen von Wartem- 
berg, im Jahr 1736 erlojchen. 

2) Ift eine ſolche Ehe, wie 3. B. die zwifchen Leopold von Anhalt-Defjau 
und Anna Föfen, in der betreffenden Familie einmal als ftandesmäßig anerkannt, 
fo kann ven daraus entfprungenen Defcendenten von ben Agnaten niemals bie 
ftandesmäßige Abftammung beftritten werben. 

3) Die Ebenbürtigfeit eines fürftlihen Kindes kann immer nur nad den 
Grundfägen beurtheilt werben, vie in dem Fürftenhaufe gelten, welchem vaffelbe 
nad) feiner Geburt angehört. Ift es in feiner eigenen Familie als Prinz oder 
Prinzeffin anerfannt, jo müſſen es alle andern Familien ebenfalld als ebenbürtig 
gelten laffen. Niemand bezweifelte z. B. die Ebenbürtigleit der Ehe des Herzogs 
Karl Friedrichs von Holftein-Gottorp mit der Großfürftin Anna von Rußland, 
obgleich lettere die Tochter einer gebornen liefländifhen Bäuerin war. Einen in- 
tereffanten Fall diefer Art beantwortet Häberlin in feinem Staatsardiv; er wirft 
die Frage auf: „Wäre die Vermählung eines deutſchen Neichsfürften mit der 
Tochter des Herzogs von Glocefter eine Mißheirath?“ Prinz Wilhelm Heinrich, 
Herzog von Ölocefter, vermählte fi) 1766 mit ver Lady Marie Waldegrave, 
Wittwe des verftorbenen Earl Walvegrave, uneheliher Tochter des Ritters 
Eduard Walpole. Nah englifhen Grundſätzen galt dieſe Ehe, weldye in Deutjd- 
land entſchieden eine Mißheirath gewefen wäre, als eine vollgültige Ehe. Häberlin 
hält daher mit Recht dafür, daß auch die Tochter des Herzogs von Glocefter eine 
englifhe Prinzeffin und mithin die Ehe eines deutſchen Fürften mit ihr feine 
Mißheirath fei. . 

Diefe drei legten Säge find hochwichtige Grundlagen des fürftlihen Fami— 
lienrechtes; wer fie leugnen wollte, würde das ganze Ehe- und Erbrecht ber 
fürftliden Häufer in bie umfäglichfte Verwirrung bringen. Es kann ber 
Ebenbürtigkeit eines Prinzen oder einer Prinzeffin feinen Eintrag thun, wenn 
unter den Ahnfrauen verfelben fih eine Stammmutter von bürgerlichem over nie- 
derm adelichen Stande befindet, fobald nur dem oben entwidelten Grunbfage ber 
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agnatifchen Anertennung Rechnung getragen ift. Eine ftiftsmäßige Ahnenprobe 
ift niemals ein Inſtitut des deutſchen Privatfürftenrechts gemefen. 

Das Ebenbürtigkeitsprincip gehört weſentlich dem deut ſchen Fürftenredht an; 
es läßt fich keineswegs als ein allgemeines Herfommen aller europäiſcher regie- 
renden Häufer nachweiſen; fo bat 3. B. in England nie eine rechtliche Be— 
ſchränkung der Ehen des königlichen Haufes durch das Ebenbürtigfeitsprincip ftatt- 
— unter den frühern Dynaſtien waren Ehen mit Familien der engliſchen 

bility ſehr häufig; unter dem Haufe Hannover find allerdings meiſtens nur 
Ehen mit regierenden Häufern geſchloſſen, doch fehlt es auch an Beifpielen für 
das Gegentheil nicht, 3. B. die bereits erwähnte Ehe des Herzogs von ©locefter. 
Auch durch die berühmte Royal Marriage Act vom Jahr 1772 wurde feine Be- 
ftimmung über die Ebenbürtigfeit der Ehen getroffen, fondern nur königliche Be— 
willigung zu den Ehen der Familiengliever verlangt. Den Anfprücen des Sohnes 
des Herzogs von Sufler und der Lady Augufta Murray, dem Oberften Auguftus 
d'Eſte auf die Rechte eines großbritannifchen Prinzen wurde feineswegs die etwaige 
Unebenbürtigteit feiner Mutter, fondern lediglich der Mangel des königl. Konſenes 
zu feiner Eltern Ehe entgegengefest. 

Am aller unbefchräntteften waren fonft die Ehen des ruffifchen Regenten- 
haufes. Als der Czar Waſilius im 16. Jahrhundert eine auswärtige Fürftin zu 
beirathen beabfichtigte, erklärten fi die Knefen dagegen und führten ihm 1500 
Ruffinnen zur Auswahl vor, und von Peters des Großen beiden Gemahlinnen 
war bie erfte eine ruffifche Fürftin und bie zweite eine Lieflänvifche Bäuerin; aud) 
Peter II. war noch mit einer ruffifhen Großen aus dem Haufe Dolgorufy ver: 
mählt. Dagegen ift in dem Hausgefege K. Aleranders I. vom 20. März 1820 feft- 
geſetzt: „Daß wenn irgend ein Glied ver kaiferl. Familie in ein Ehebündniß 
mit einer Perfon tritt, die nicht die entſprechende Würde befitt, das ift, nicht zu 
irgend einem regierenden Fürftenhaufe gehört, in einem ſolchen Falle das 
Glied der faiferlihen Familie dem andern Theil nicht die den Gliedern der kai— 
ferlihen Familie zulommenden Rechte ertheilen und die in einer foldhen Ehe er- 
zeugten Kinder fein Recht zur Thronfolge haben follen.” Das ruſſiſche Haus: 
gefeg von 1820 ift alfo in feinen Ebenbürtigkeitsgrundfägen ftrenger als alle 
Hausgefege und das Herfommen ver ſouveränen beutfchen Häufer, indem nad) 
demfelben ſogar Ehen mit ven deutſchen ftandesherrlihen Häufern nicht als eben- 
bürtig gelten können, 

Das Herlommen in den enropäifchen Regentenhäufern ift jedenfall zu abmei- 
hend, um daraus ein gemeinfames Ebenbürtigkeitsprincip ableiten zu können. Nur 
foviel fteht unbeftritten feft, daß ſich alle chriftlihen europäifhen Regentenhäufer 
untereinander als ebenbürtig anfehen. Bolltommene Pärſchaft aller Sou- 
veräne und, falls ihr Recht erblich ift, Ebenbürtigkeit ihrer Familien unter einander, 
ift als ein feft- ſtehendes Princip des europäifchen Völkerrechts anzuſehen. — 

Scließlih bemerken wir noch, daß das politifche Urtheil über das Princip 
der Ebenbiürtigkeit fehr verfchieven ausfallen muß, je nachdem man dabei entweder 
Privatfamilien oder Regentenhäufer vor Augen hat. Ein Abſchließen einzelner 
Stände im Eherechte ift mit einem gefunden Bortsleben unverträglich; es verwan⸗ 
beit das europäiſche Princip der Geburtsſtände in ein aſiatiſches Kaſtenweſen. 
Es erzeugt Haß und Verachtung zwiſchen den ſo abgeſchloſſenen Ständen, während 
gerade in wechſelſeitigen ehelichen Verbindungen eine humane Ausgleichung der 
verſchiedenen Geburtsſtände ſtattfindet. Ueberall find dieſe Schranken gefallen, wo 
das Vollsleben ſich auf geſunde Weiſe fortentwickelt hat. Wo noch einzelne Reſte 


202 Ebenbürtigkeit. 


einer ſolchen kaftenmäßigen Abſcheidung vorkommen, können biefelben nur als zu be 
ſeitigende Ueberbleibfel einer überwundenen Rehtsanfhauung gelten. Ie lebensträf- 
tiger und gefunder fidy eine. Ariftofratie entwidelt, um fo weniger wird fie fich faften- 
artig abſchließen, fondern vielmehr in lebendiger Wechjelbeziehung mit den übrigen 
Kreifen der Nation bleiben, um, mie bie englifche, immer tüdyige Elemente aus 
den Kern des Volkes an fich ziehen. Die Nation wird auf fie, wie auf ihre Blüthe, 
nicht wie auf eine gehäffige bevorrechtete Kafte jehen. 

Anders fällt dagegen das Urtheil aus, wo es fi um die Ehen ver Regenten- 
häuſer handelt. Hier fprechen allerdings manche Gründe des öffentlichen Wohles 
gegen die Ehen mit Unterthanenfamilien. Die Regentenfamilie fol eine erhabene 
Stellung über allen andern Familien des Landes einnehmen ; jeve Ehe mit Unter: 
thanen brächte Privatfamilien der regierenden und fo das Privatintereffe dem 
öffentlihen zu nahe. Mit Cinreißen folder Ehen würde dem gefährlichiten Ne— 
potismus und der Herrſchaft einer Yamilienkoterie Thür und Thor geöffnet. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß die neuen Verwandten fo viel als möglich 
heraufgezogen und begünftigt werden. Sole Begünftigungen können aber nur 
auf Koften der Staatskaſſe und des zurückgeſetzten wahren Verdienſtes ftattfinden. 
Es werden bei Zulaffung folder Ehen mit Unterthanenfamilien leicht Zuftände 
eintreten, wie in den geiftlihen Staaten, dem Kirchenftante und ben deutſchen 
geiftlihen Fürftenthümern, wo die dem Unterthanenftand angehörigen Familien des 
geiftlihen Wahlfürften ein Nepotenregiment führten und auf Koften des Landes 
fih im höchſten Grave bereicherten. Dabei find alsdann ftaatsgefährliche Par- 
teiungen ber großen Adelsgeſchlechter, der geftürzten und erhobenen Nepotenfamilien 
unvermeidlich. Die erhabene unparteiifche Stellung, melde dem Herrſcherhauſe ge- 
bührt, ift dabei gefährdet. 

Während daher im gewöhnlichen Privatrecht überall der Begriff der Mißhei— 
rath verfhwunden ift ober wenigftens im Verſchwinden begriffen ift, weil vemfelben 
jedes gefunde Lebensprincip fehlt, läßt fich feine Beibehaltung im Fürftenrecht aus 
Gründen des allgemeinen Wohles rechtfertigen. — 

Literatur. Für die gefhichtlihe Entwidlung der deutſchen Standesverhält- 
niffe ift die gründlich gelehrte Monographie von Göhrum: Gecſchichtliche Dar: 
ftellung der Yehre von der Ehbenbürtigfeit nach gem. deutfchen Rechte II Bände. 
Tübingen 1846, zu nennen. Für die Ebenbürtigkeitslehre befonders: Mofer in 
feinem großen Staatsreht Br. XIX., in feinem Familienftanatsreht Bd. II. 
Pütter: Ueber Mißheirathen deutſcher Fürſten und Grafen 1796. Heffters 
treffliher Aufjag in feinen Beiträgen zum veutfhen Staats- und Fürftenrecht, 
Berlin 1829. I. Abhandl. und Derjelbe in ver Zeitfchrift für deutſches Recht 
Br. I. 9. 2. H. Zöpfl: Ueber Mißheirathen in ven deutſchen vegieren- 
den Fürftenhäufern überhaupt und in dem olvenburgifhen Gefammthaus ins- 
bejondere, 1853. Die Ebenbürtigfeitsfrage ift in neuerer Zeit in folgenden Fällen 
bejonders beſprochen worden: 1) bei ver Erörterung der Anfprücde des Oberften 
d'Eſte auf die Prärogative eines hannöverfhen Prinzen; 2) bei den Anſprüchen 
des Löwenftein’ihen Haufes auf eventwelles Erbredt in Bayern; 3) bei dem 
Bentinck'ſchen Proceſſe. Eine fehr überfichtlihe Darftelung der in diefen Streit: 
fragen erwachſenen Literatur giebt R. v. Mohl in ver Bierteljahrsfchr. 1842. Nr. 17. 
Ueber die Ebenbürtigfeit und den hohen Adel ver ftanvesherrlihen Häufer fiebe 
beſonders Pernice Quzstiones de jure public. Germ. Part. III. Itale 1835 
und Kohler Handbud des Privatfürftenrechtes 8. 32. 
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1. Begriff. Der ſittlich-organiſche Charakter des Rechtes wirb in feiner 
Inftitution deutlicher offenbar, als in der Ehe, der Grund» und Gentralinftitution 
der Familie, Eben durch vie fittlihe Idee und ihre rechtliche Geftaltung erhebt ſich 
die Ehe über den Konfubinat, in ähnlicher Weiſe wie das Eigenthum über den 
bloßen Befig. Die Naturorbnung weist auf die Ehe hin, und infofern faun man 
fagen, vie Ehe beruhe auf einem göttlihen Geſetz. Wie die Eine Menſchheit 
in die beiden Geſchlechter zerfällt, von denen feines für fi) allein die ganze Menfch- 
beit darftellt, fonvdern nur beide in ihrer Verbindung, jo wird aud individuell 
der ganze Menſch nur in der ehelichen Verbindung von Mann und Frau darge 
ftelt. Das Bedürfniß umd ver Trieb zu dieſer Gefchlehtsverbindung ift daher 
von der Natur ine ven menſchlichen Körper gelegt; und bie gen bed 
Menſchengeſchlechts wird dur dieſe Einigung bebingt. Aber wenn aud tie Natur 
die Ehe als Geſchlechtsergänzung und Herftellung der vollen Einheit des Menfchen 
gewollt und zu verfelben hingeleitet hat, die Ausbildung des Inftitutes felbft und 
die Erfüllung der Ehe im einzelnen Fall ift doch fehr wefentlih das freie Wert 
des Menſchen. In dem Inftitut der Ehe haben die Völker ibre Ueberzeugung 
von der fittlichen Nothiventigkeit diefer Gefchlechtsverbindung ausgeſprochen, in ben 
einzelnen Ehen aber ſuchen die Individuen ihre perjönlihe Ergänzung zu finden. 
In jenem wird das gemeinfame Gefeg, in diefen die individuelle Liebe und Frei— 
heit offenbar. 

Nur ein grobes Mifverftänpnif ver neueren Naturrechtsiehre hat in der Ehe 
ein bloßes Bertragsverhältniß, oder gar nur einen obligatorifhen Kontrakt 
ſehen können. Dasfelbe ift nicht viel beſſer als die ältere barbarifhe Meinung, daß 
der Maun die Fran zu feinem Dienfte erfaufe oder erfämpfe, wie ein Pferd oder 
eine Kuh. Die Ehe ift nicht ein obligatorifches Band, weldes den Mann zu 
biefen, die Frau zu jenen Yeiftungen verpflichtet, fie hat wohl auch vermögens- 
rechtliche Wirkungen, aber diefe find nur ſekundär, nicht primär. Das Wefen der 
Ehe ift in der perfünlidhen Ergänzung der Ehegatten, nicht in einzelnen 
Leitungen, am wenigften in blos vermögensrechtlichen Leiftungen zu fuchen. Die 
Ehe bat daher einen familienrehtlichen, feinen obligatorifchen Charakter. Sie ift vie 
Gefhlehtsverbindung von Mann und Weib, nicht eine Geſellſchaft 
zweier Eigenthümer. Wohl wird fie dur die freie Willensübereinftimmung ver 
Verlobten, und infofern durch Vertrag begründet; aber der Inhalt des Familien- 
verhältniffes, das wir Ehe heißen, wird nicht von dem Belieben der Kontrahenten 
beftimmt. Der Beitand und der Gehalt der Ehe ift nicht von der wechſelnden 
Willkür der Ehegatten abhängig, etwa wie der Beftand und Gehalt eines Mieth- 
verhältnifjes oder einer Societät; jondern beide find durch die höhere fittlihe Ord— 
nung gegeben, welder das Individuum feine Willfür unterorpnen muß. Das Inftitut 
der Ehe ift aljo nicht ein Produkt der bloßen Konvenienz, ſondern ein wefent- 
liher Beftandtheil der fittlihen Weltordnung. 

Es ift ebenſo nod eine uncivilifirte — obwohl in Geſetzen civilifirter Völker 
ausgeſprochene Anficht, daß die Kindererzeugung der Hauptzwed ver Ehe fei. 
Die Kinvdererzeugung ift doch nur eine Frucht der Ehe, aber die Ehe felbft befteht 
vor der Frucht umd abgefehen von der Frucht. Die Geſchlechtsverbindung 
und Lebenseinigung von Mann und Frau ift der erfte und Hauptzwed ver 
Ehe. Auch die finderlofe und von Anfang als kinderlos vorgefehene Ehe ift eine 
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wahre Ehe. Die Ehegatten ſuchen und finden in ver Ehe ihre perfünlide Er- 
gänzung. Sie ift die Einheit des vollftändigen Menfhen. Diefe Wahr: 
beit hat das höchſte Alterthum ſchon als Idee gekannt, wenn aud nicht in ber 
realen Rechtsbildung geübt. „Mann und Weib werden fein wie Ein Fleiſch“, 
ift ein uraltes Wort der mofaifhen Schöpfungsgeihichte (1. Mof. 2, 24), 

Aber erft die fortfchreitende Civilifation hat nah und nad die Wechſel— 
feitigfeit der perfönlichen Ergänzung verftehen gelernt; die älteren, Rechte haben 
foft uur die Herrfhaft und die Luft des Mannes bedacht. Ebenſo wird es erft 
allmälig Mar, daß die Ergänzung des Geſchlechtes nicht blos eine leibliche, 
fondern aud eine feelifche fei, daß fie aud eine Rehtsgenoffenfhaft und 
eine moralifhe debensgemeinfhaft fei. In den früheren Rechten wirb bie 
fleifhlihe Verbindung vorzugsweife und faft ausſchließlich beachtet. 

Die Ehe ift voraus Gefhlehtsverbindpung; und die Geſchlechter find 
leiblih. Ohne ven Gegenſatz der Gejhlechter, ohne Mann und frau keine Ehe. 
Infofern ift die Ehe durchaus ein irdiſch-menſchliches Verhältniß. Sie fekt 
die männlihe und weiblihe Körperbildung voraus. Darum reicht fie auch nicht 
über das irbifche Leben hinaus. Es läßt fi denken, daß die individuelle Liebe 
und Freundſchaft fortvaure unter den fortlebenden Individualgeiftern nad dem 
irdiſchen Tode, aber die Ehe bat mit dem Tode aufgehört, denn biefer löſt mit 
dem Körper aud das Gefhleht auf. „Im Himmel wirb nicht gefreit”, lehrte 
auch Jeſus. 

Die Ehe iſt ferner eine Rechtsverbindung der Ehegatten. Was das 
deutſche Wort Ehe (Kwa) = Recht und Bund ausdrückt, iſt in der That bie 
wefentlihfte Seite der Ehe. Die leibliche Geſchlechtsgemeinſchaft ift auch außer ver 
Ehe ald Konkubinat denkbar, und es ift eine Ehe denkbar, weldye ver religidjen 
Heiligung und Weihe ermangelt, wie 3. B. die Ehe in dem fpäteren römiſchen 
Reiche, bevor das Ehriftenthum Eingang fand, oder mande Ehen von Nichtchriſten 
in unferer Zeit. Aber die Rechts verbindung ift nicht wegzudenken, wenn man 
nicht den Begriff der Ehe jelbft aufgiebt. Infofern ift die Ehe allerdings wefentlich eine 
Rechtsinftitution. Daraus ergiebt fich die organifh übergeorpnete Stellung 
des Mannes, in deſſen Hamilie, Haus (Domicil), Stand, Volks- und Landrecht 
die Frau eintritt, und hinwieder im normalen Zuftand die genoffenfhaftlide 
Stellung der Fran, als der rechtmäßigen und ebenbürtigen Lebensgefährtin 
des Mannes, daraus aud das Berhältnig zu ven ehelichen Kindern, daraus endlich 
das Güterrecht der Ehegatten. 

Uber für das Leben ift dieſe Rechtsverbindung doch nur eine nothwendige 
Beringung und von untergeorbnetem Werth. Höher als fie ift die volle Lebens: 
gemeinfhaft in allen übrigen Beziehungen, vie ehelihe Sorge, Liebe 
und Treue, die ſich nicht mehr als Recht beftimmen und orbnen läßt, in welder 
fih die fittlihe Bedeutung der Ehe fund giebt. Die moralifhe Seite des 
ehelichen Lebens ift viel reicher, inhaltsvoller, als die juriftiiche Seite 1). Und dieſe 


1, Fichte, Spitem der Sittenlehre S. 332 (448): „Der phyſiſche Menſch ift nicht Mann oder 
Weib, fondern er ift beides; ebenjo der moraliſche. Es giebt Seiten des menichlichen Charakters 
und gerade Die edelften deffelben, die nur in der Ehe ausgebildet werden können: die bingebende 
Liebe des Weibes, die Alles für feine Geſellin aufopfernde Großmuth des Mannes; — Bater- 
und Mutterempfindungen u. ſ. w. Das urfprüngliche Beſtreben des Menjchen ift egoiftiich; in der 
Ehe leitet ihn jelbft die Natur, ſich in Anderen zu vergeifen und die ebeliche Verbindung ift der 
einaige Weg, von Natur aus den Menjchen zu veredeln. Die umverheirathete Perſon ift mur zur 
Hälfte ein Menſch.“ 
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woralifhe Bedeutung wird von Alters her unter den höher civilifirten Völkern 
am liebften und gemeinverftändlichften in religiöfer Form ausgefproden, So 
erſcheint die Ehe in ihrer Vollendung aud als ein religiöfes Band. Durd 
die Weihe der Religion wird dann bie phyſiſche Gefchlechtsverbindung verebelt und 
geheiligt, und vie fittlihe Würde der Ehe geoffenbart. 

Es ift daher wünfdhenswerth, daß die eheliche Yebensgemeinfhaft aud in der 
religiöfen Gemeinfchaft fi bewähre, und die Ehe ift die vollfommenfte, 
in der nicht blos der Mann und bie Frau, fondern auch die Indivibualgeifter 
der Ehegatten fih harmonisch zufammen finden und ergänzen, in der bie Ehegatten 
zugleih die intimften Freunde find. Es ift unläugbar ein Mangel, wenn in ven 
wichtigften religiöjen und geiftigen Dingen die Ehegatten völlig aus einander gehen. 
Aber wir dürfen doch nie vergeffen, daß das eigenfte Geiftesleben rein indi- 
vidwell ift und niht auf ven Geſchlechtern beruht; daher auch nicht an bie 
Ehe gebunden fein kann. E83 ift fittlih nicht anftögig, wenn ver Mann in feinem 
Geiſtesleben nicht blos mit männlichen Freunden näher verbunden ift als mit 
feiner Frau, fondern aud von einer Freundin beffer und harmoniſcher verftanven 
und geförbert wird als von jener; und es verlegt nicht die eheliche Treue, wenn 
die Ehefrau in ihrem religiöfen Glauben mehr Vertrauen zu einem Dritten hat, 
als zu ihrem Ehemann, und fi) an einen Gewiffensfreund in dieſer Hinficht näher 
anſchließt als an ihren Mann. Nur die Bermifhung mit gejhlechtlihen Neigungen - 
bringt eine Gefahr, nit die Unterfcheidung der verfchievenen Verhältniſſe. Das 
Eherecht darf ſich nicht weiter erftreden, als jo weit die leiblihe und ſeeliſche 
Geſchlechtsgemeinſchaft reicht. Jenſeits diefer Grenze tft das Individualleben 
auch nicht durch die Ehe gebunven, fonbern bewegt fih mit individueller 
Freiheit. 

Man hat bisher jene Grenze und viefen Unterfchien, obwohl fie im wirklichen 
Leben uns taufendfältig fihtbar werden, in der Wiſſenſchaft zu wenig beachtet. 
Die Ehe ift ohne Zweifel die engfte denkbare Lebensgemeinfhaft unter den Men- 
ſchen, aber dieſe eheliche Gemeinfchaft wird mit dem Tode nothwendig gelöft. Die 
Freundſchaft ift feine fo enge Körpergemeinfchaft, aber fie ift eine innere Geiftes- 
und Eharafterverbindung, die aud nad der Auflöfung des Körpers noch fortleben 
fann. Die Ehe ift — weil körperlid — ausſchließlich, die Freunpfhaft ift 
nicht ausfhließlih, fondern frei mittheilfam nach der Urt des Geiftes. Die 
vollendete Ehe erhebt ſich daher geiftig zur Freundſchaft. 

11. Gefchichte. 1) Ein Ueberblid über die Gefchichte der Ehe macht uns 
einen höchſt peinlichen Einvrud, wenn wir uns der traurigen VBerirrungen ver 
menfhlichen Sitten und Gedanken und ihrer verberblihen Folgen erinnern, aber 
daneben aud einen tröftlihen Eindruck, wenn wir wahrnehmen, daß ſich in ihr 
die unverfennbare Beredlung der menſchlichen Civilifation abfpiegelt. Die begabteren 
und aftiveren Völker der Erve find heute — troß der nod) he Gegenfäte 
der Konfeffionen — in den wefentlichften Beziehungen doch über ven Begriff der 
Ehe einiger, und es ift die Ehe unter ihnen für beive Ehegatten ein würbigeres 
Berhältni geworben, als in irgend einem früheren Zeitalter der Weltgefchichte. 
Daneben verharren freilich die mindern und paffiveren Völker noch in Zuftänven, 
welche dem Curopäer als barbarifh oder doch als nur halb civilifirt erfcheinen. 
Diefe Zuftände weichen aber allmählich vor der europätfchen Gefittung zuräd, deren 
Ueberlegenheit ſich überall bewährt, wo ihr freie Bewegung verftattet ift. 

2) Barbarifhe Zuftänvde. Wilde Ehe. Die wohl ältefte und niederfte 
Stufe ver Ehe finden wir heute nod bei vielen wilden Völkern der untern farbigen 
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Raſſen. Wir können diefe Gefchlehtsverbindungen, die wir unter mannigfaltigen 
Bedingungen bei den Wilden in Afrika, Aften und Amerika finden, faum Chen, 
höchſtens wilde Ehen heißen. Sie erheben fi nur wenig über die Begattungen 
der Thiere, und find von dem Konkubinate noch nicht fcharf gefchieden. Die wilde 
Ehe ift eine Geſchlechtsverbindung ohne Würde und chne fittliche Freiheit. Sie 
ift nicht ein Veftanbtheil der gemeinfamen Rechtsordnung und wird nicht als Recht 
geſchützt. Sie ift lediglich der Willtür und der wilden Kraft der Individuen über: 
laffen, welche in ihr leben. Meiftens behauptet der Mann bier die entjcheidende 
Stellung. Er fauft oder raubt Frauen wo er will und fo viele er will, er zwingt 
fie zu feinem Dienft und nöthigt fie, für ihn zu arbeiten, Er braucht und verachtet 
fie, und entläßt fie, wenn er fie nicht mehr um ſich baben mag. Gelegentlich giebt 
er fie auch dem Gafte zum Gebraud oder veräußert fie an einen andern Manı. 
Nah Belieben hält er fi mehrere Weiber zur feinem Genuffe. Die Vielwei— 
berei (Polygynie) ift immerhin weit vwerbreiteter als die Vielmännerei 
(Bolyanprie). Zumweilen aber fehen wir auch die Frau als Herrin in ver wilden 
Ehe über mehrere Männer wie über ihre Knechte deſpotiſch verfügen, wie vor- 
züglih unter den vunfelfarbigen Stämmen von Hinterafien und der Sühſeeinſeln. 
Neben der eigentlichen VBielweiberei, in welder doch Ein Mann vie ganze Familie 
zufammenhält, und neben ver verächtlihen VBielmännerei, in welcher immerhin bie 
Eine Fran auch die Einheit ver Nachkommenſchaft fichert, kommen überdem wechſel— 
feitige Geſchlechtsgemeinſchaften vor, weldhe die Einheit des Hauſes völlig 
unmöglid machen und bie Fortpflanzung der Familie und des Geſchlechts gänzlich 
verwirren. Was die neuern Kommuniften und Mormonen al® ihr Ideal ausge 
fonnen haben, ift demnach nicht allein fein neuer Gedanke, es ift Das nur die feit 
Jahrtauſenden geübte rohe Praris der Barbarei 2). Derlei Verſuche, die Polygamie 
und Weibergemeinfchaft neu einzuführen, können heute noch umfere Givilifation 
befledten, aber nicht mehr verberben. Die farbigen Raſſen felbft haben fich theilweife 
über dieſe thieriſchen Zuftänte erhoben und allmählich breiten ſich beſſere Geſetze 
audy über die barbariihen Völker aus und helfen diefelben erziehen. 

3) Niedereafiatijhe GCivilifationen. Die höhern Völker der lichteren 
Raſſen haben von jeher auch von der Ebe edler gedacht. Ihre Gefchlechtsverbindung 
wurbe daher durd die Religion gebeiligt, und durch das Recht befeftigt. Der Unter: 
Ihied der Ehe und des Konkubinates trat nun überall beftimmt hervor. Auch 
wo e8 dem Manne verftattet wird, neben ver Ehefrau eine oder mehrere Bei— 
Ihläferinnen zu halten — das ift wirflid die Anficht des ganzen Orients —, 
nimmt doch die Ehefrau eine würdigere Stellung ein, mit erhöhten perfünlichen 
Anſprüchen, und hat das eheliche Verhältniß ein dauerhafteres und ſchöneres Rechts— 
gepräge. Sie allein bildet den Kern der Familie. 

Der Gedanke der Monogamie und einer nicht blos ſinnlichen Auffaſſung der 
Ehe, ſogar die Begründung derſelben auf die wechſelſeitige eheliche Liebe, welche 
Viele erſt in dem chriſtlich-germaniſchen Europa zu finden vermeinten, iſt dem 
Oriente nicht ganz fremd. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß die ariſchen und 
die ſemitiſchen Völker urſprünglich die Ehe als Monogamie begriffen und geübt 
baben. Ueberall geben unter ihnen einzelne Aeuferungen over Sitten Zeugniß, 


2 8. Klemm bat in feiner Allgemeinen Kulturgeſchichte der Menjchbeit (feit 1843) eine 
groſie Anzahl von Beifpielen gefanmelt. Daneben vgl. Nichter in der Enchklop. von Erſch und 
Gruber s. v. &be (Gthnograpbie) und Unger, die Ebe, in der (Finleitung. 
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daß die Monogamie den höhern Menfhenrafien als das Ideal ver wahren Ehe 
gleihfam angeboren ift. 

Aber wenn aud die Monogamie in den untern Klaſſen diefer afiatifchen Be- 
völferungen hauptfählih um der Schwierigkeit willen, mehrere Frauen und deren 
Kinder zu ernähren, thatfählih das Gewöhnlichere geblieben ift und die Polygamie 
meiftend body nur von den reicheren und angejehenern Männern geübt wird, fo 
ift doch nicht zu verfennen, daß ſich der Orient vorzugsweife dem Principe ver 
Polygamie als dem wünfhenswertheren und durchaus erlaubten Ber- 
hältniß zugewendet hat. Die Juden maden hievon eine merfwürbige Ausnahme, 
indem fie umgefehrt von der ältern durch das moſaiſche Geſetz erlaubten Polygamie 
— nad der Art anderer femitifher Völker hatten fie höchſtens vier Ehefrauen 
und eine unbeftimmte Anzahl Kebfinnen — jeit der Heimkehr aus der babyloni- 
fhen Gefangenfhaft zu der befleren Sitte der Monogamie übergegangen find, 
Die alten indiſchen und die perfifchen Geſetze dagegen haben offenbar mono- 
gamifche Tendenzen, fie verftatten wohl auch eine zweite und noch mehr Ehefrauen, 
aber zunädft nur wegen Unfruchtbarkeit der erften und fortwährend hochgeehrten 
dran. Indeſſen die Braris der Fürften und nad ihrem Vorbild ver übrigen mächtigen 
und reihen Befiger. hat in Indien und in Perfien überall wie in dem übrigen 
Drient, die Sitte reich ausgeftatteter Harems aufgebracht. Am meiften fitr vie 
Erbaltung diejes vorläufigen Sieges des polygamifchen Princips unter den Bölfern 
des Orients hat das Gejeg Muhammeds gewirkt. Der Koran (IV. 3) erlaubt 
den Gläubigen bis vier Frauen und darüber beliebig viele Beifchläferinnen; und 
da die Ehefcheidung außerdem es dem Manne leicht macht, auch die Ehefrau zu 
entlajien, jo wird ver, Wolluft des Mannes in der That faft feine Schranke gefekt. 

In den muhammedaniſchen Reihen können wir ‚denn aud die verberblichen 
Folgen ber Polygamie deutlich erkennen. Die Ueberlegenheit der europäifchen Eivi- 
kifation und des europäischen Staates über den Orient beruht wejentlih darauf, 
daß Europa der Monogamie, ver Orient der Polygamie ergeben ift. Die Polygamie 
erniedrigt den Begriff der Ehe, indem fie die finnliche Seite verjelben vornehmlich 
berüdfichtigt und die moralifhe Seite derjelben zurüd drängt. Sie jorgt für bie 
Geſchlechtsluſt auf Koften ver vollen und wechfelfeitigen Lebensgemeinfhaft. Die 
Frauen werden im Harem für die Genüffe des Harems erzogen. Die weibliche 
Ehre und Würde können ſich va nicht entfalten, die mioralifche und geiftige Ent- 
widlung des weiblichen Geſchlechts bleibt verfümmert, die freie Wechjelwirfung 
zwijchen vem Mann und ver Frau ift unmöglih, vie Veredlung des gefellichaft- 
iihen Lebens, für welche ver Berfehr beider Geſchlechter unentbehrlih ift, wird 
getrennt. Die Geſellſchaft befteht nur aus Männern, und die Grnievrigung ver 
Weiber wirkt ſchädlich zurüd auf die Sitten und die Bildung der Männer, Wie 
die Dejpotie zugleich den Charakter der Unterthanen und des Defpoten verbirkt, 
fo drückt die Haremsherrfhaft ver Männer zugleich die fittlichen und jocialen An- 
lagen der Frauen nieder und entnerot die Männer an Leib und Seele. Eine 
höhere Stufe der Civilifation ift nur da möglich, wo beide Geſchlechter, jedes in 
feiner Weife, gemeinfam an verfelben arbeiten, und durch edle Wechſelwirkung 
fih fürbern, 

Eine eigenthümliche Anfiht von der Ehe, melde bier noch Erwähnung ver- 
dient, ift die chineſiſche. Die Inftitutionen China’® machen auf uns einen 
halb kindiſchen, halb alt-Hugen Eindruck. Die hinefiihe Eivilifation ift vornehmlich 
die Civilifation der Schule, in welcher vie Lehrmethode mit Hülfe des Stods regiert. 
Dem patriarhalifchen Charafter des Neiches der Mitte entfpricht es aber, daß bie 
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Inftitution der Ehe verhältnißmäßig wohl geordnet ift. Der chineſiſche Staat —— 
ift noch eine große Familie; und alle Familie führt auf die Ehe als ihren Aus— 
gang zurüd. Die chineſiſche Ehe iſt weſentlich monog amiſch 3). Wie ver Mann 
an der Spitze des Hauſes ſteht mit großer Gewalt, ſo vermittelt auch die Ehefrau 
als Hausmutter in einem ganz ſpeciſiſchen Sinn die Einheit der Familie und 
der Nachkommenſchaft. Dem Manne ift es zwar geftattet, neben der Einen redht- 
mäßigen Ehefrau noch Kebfinnen zu halten, und mit dieſen Kinder zu erzeugen; 
aber viefe Kebfinnen find nur Mägde den beiden Ehegatten gegenüber, und vie 
von ihnen geborenen Kinder gelten vor dem Rechte ald Kinder ver Einen 
Ehefrau. Die Kebfinnen dienen nicht blos dem Hausherrn, fie dienen aud ver 
Hausfrau, indem fie für viefe Kinder gebären und die Eine eheliche Familie ver- 
mehren helfen. Das Uebel ver unehelihen Zeugung wird auf diefe merkwürdige 
Weiſe gemilvert. Aber auch die chineſiſche Ehefran wird noch von dem eiferfüchtigen 
Mann in das Frauenzimmer eingefhloffen, und es fehlt auch hier ver freiere 
gefellige Verkehr der Ehegatten mit der Welt, welcher das europäiſche Leben jo 
fehr verſchönert und verevelt. 

4) Höhere europäiſche Civilifaton. Die harafteriftifhen Merkmale ver- 
felben find hauptſächlich: 1) vie entjchiedene Berbrängung der Polygamie durd vie 
Monogamie; 2)die Würdigung der Frau aud in moralifcher und rechtlicher 
Beziehung ald Genoffin ves Mannes; 3) die Befreiung der Frau aus ven 
Banden des Harems und des Haufes und die Theilnahme verjelben an dem ge- 
felligen Leben; 4) die Berwerfung des Konkubinates neben ber Ehe; 5) die 
religiöfe Heiligung und 6) die rehtlihe Durchbildung ver Ehe. 

Nur ftufenweife und nicht ohne große Kämpfe wurden dieſe Fortichritte ge- 
macht: und vie thatſächlichen Zuftände waren und find oft fehr weit zurüd hinter 
den anerfannten Geſetzen der Moral und des Rechts. 

Die helleniſchen Sitten und Gefege bilden ven Uebergang aus dem Syſtem 
des Drients in das des Occidents. Auf dem europäiihen Boden wird aud bie 
Frau reifer und freier und die höhere Einficht ver Männer in die menſchliche 
Natur wirt aud auf die Stellung der Weiber günftig ein. Die griechiſche Ehe 
ift überwiegend monogamiſch. Aber es fehlt noch jehr viel, um dieſelbe auch nur 
der römiſchen Ehe an die Seite ftellen zu fünnen. Die fpartanifhe Ehe erinnert 
noch geratezu an die Gefchlechtsverhältniffe der Barbaren; den vermeintlichen 
Intereflen des Staates an ver Erzeugung kräftiger Bürger werben unbedenklich vie 
Schambaftigfeit des Weibes , die ebelihe Treue, die Sicherheit der Abftammung 
und das ganze Familienleben geopfert 9); und daß ein fo idealiftiicher und edler 
Geift wie Platon fih einbilven fonnte, eine gewiſſe Weibergemeinfchaft fei eine 
anzuftrebende Einrichtung, bleibt trog der vortrefflihen Widerlegung vesjelben durch 
Ariftoteles eine bevenklihe Erſcheinung ver helleniſchen Eivilifation überhaupt. Der 
Kontubinat war neben der Ehe im der Regel geftattet; und von eimer focialen 


3) Schi⸗King, überfegt von Rüdert, ©. 7: 


Zwei, die nur vom Tod getrennten, Die Gefährtin reih an Zu * 
Die auf ſtiller Flut entlang, Neih an Anmutb, Sitte, Zu 
Mann und Weib, zwei Spiegelenten, Die von Schönheit ftrabit > "Jugend 
Schweben unter Wechielfang! Hat ein Aluger ausgefucht. 


9 Wir erinnern an die gummaltifchen Uebungen nadter Jünglinge mit nadten Mädchen, 
an den Mäpdchenraub des Freien, an die Neberlaffung der Ehefrauen an andere, fräftige Männer 
zur Kinderzeugung, an die Ausichlieituma der Frauen von den Mablzeiten der Männer und an 
die öffentliche Kindererziehung. 
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Kultur der Frauen war felbft in vem fein gebildeten Athen fo wenig zu verfpüren, 
daß Männer, wie Perifles und Sokrates, wenn fie bie geiftigen Vorzüge der 
Weiber genießen und in gefelligem Verkehr mit Frauen ſich erheitern und erfrifchen 
wollten, nicht den Umgang mit Ehefrauen, fondern die Gefellfchaft der Hetären 
fuchten. Die Ehefrauen ſchienen für die Fortpflanzung der Familie und die Be- 
forgung des Haufes beftimmt, der weibliche Antheil an höherer Bildung und Ge- 
jelligteit war den Hetären vorbehalten. 

Höher fteht die römiſche Ehe. Der Drientale kümmert fi wenig um bie 
finnige Keufhheit der Frau und hat fein Vertrauen zu ihr. Indem er fie miß— 
trauiſch abjhließt und bewacht, ſichert er ſich ven Alleingenuß ihrer Reize. Der 
Römer aber legt einen Werth auf die innere Tugend der weiblichen Keufchheit 
und indem er ihr vertraut, geftattet er der Frau größere freiheit. Die römiſche 
Frau wird von dem Manne und vom Staate hochgeehrt. Die römiſche Ehe war 
daher von Anfang. an und blieb ftrenger monogamijc als die griehifche Ehe; vas 
bürgerlihe Recht ſchützte in älterer Zeit ihren rechtlichen Beſtand durd feine For- 
men (confarreatio, coemtio) und in jpäterer durch die Rüdficht auf gemeinjame 
eheliche Gefinnung (maritalis affectio, consensus). Die römifchen Juriften haben 
den Begriff der Ehe volltommen würdig erfannt. „Die Ehe“, jagt Modeſtinus 
°(L.1 D. de ritu nuptiar.) „ift vie Verbindung von Mann und Frau und vie 
Gemeinſchaft alles Lebens, des göttlihen und menſchlichen Rechts“ (conjunetio 
maris et femin®, consortium omnis vite, divini et bumani juris communicatio); 
und die Inftitutionen ($. 1. J. de patr. pot.) erflären fie für „eine untheil- 
bare Lebensgemeinſchaft“ (viri el mulieris conjunctio individuam vite consuetu- 
dinem continene). 

Aber in einigen Beziehungen ift doch die römiſche Rechtsbildung noch unge 
nügend. Die Genoſſenſchaft der Frau mit dem Manne ift zwar im Principe aner- 
fannt, aber in ihren Konfequenzen nicht durchgeführt. Das ältere firengere Recht 
behandelte die Frau noch einer Tochter ähnlid und gab dem Manne eine über- 
triebene Gewalt über fie, und das fpätere larere Recht löſte vie enge Verbindung 
und ftelte Mann und Frau wie zwei Fremde einander völlig felbftändig gegenüber. 
Mit dem zunehmenden Sittenverfall ver legten Zeiten der Nepublif wurden auch 
die ehelichen Bande gelodert. Hatte das ältere Recht zu fehr die Beſtimmung ber 
Frau betont, Kinder zu gebären 5), fo wendete das fpätere eine übertriebene Rüd- 
fiht der wechſelnden perſönlichen Stimmung und Gefinnung der Perfonen zu. 
Das religiöfe Moment wurde von dem bürgerlichen völlig verbrängt; und das 
bürgerliche erwies ſich micht ſtark genug, um die Inftitution vor dem Verfall zu 
wahren. Ganz im Gegenfag zu dem chineſiſchen Rechte forgte das römiſche Recht 
für die rechtliche Sicherheit der ehelichen Kindſchaft durch die doppelte Fiktion, 
daß der Ehemann der .Bater der Kinder feiner Frau und daß die Kinder ver 
Kebfin vaterlos feien. 

Der Einfluß des Chriſtenthums zunächſt auf die Sitten der erften Chriften, 
dann auch auf das gemeine Recht des römifhen Reiches war erheblich, mehr 
jedoch in der erftern als in der legtern Hinficht. Das Chriftentbum verlangte von 
feinen Belennern Zügelung der finnlihen Begierde. Es verwarf jede aufßereheliche 
Gefchlechtsverbindung als Sünde. Gerade durd ihre größere Sittenreinheit in 
gefhlechtlicher Beziehung zeichneten ſich die eriten Chriften vor den Heiden aus, 


5) Die römifche Formel lautet: »liberorum procreandorum causa uxorem duceres. 
Auc der Ausdruf »malrimonium« (von mater) weiſt auf dieien Gedanken bin. 


Bluntfli und Brater, Deutſches Staats-Pörterbuß. III. 14 
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welche ven Raturtrieben freieren Lauf verftatteten. Chriftus hatte wiederholt das 
alte Ideal der monogamifchen Ehe, die Verbindung ver Ehegatten gleichſam zu 
Einem Körper, wieder betont, die Ehe auf eine göttliche Ordnung gegründet, und 
gegen die Immoralität einer unbegründeten Scheidung ſich entſchieden ausgeſprochen 
(Maitb. V, 31. XIX, 3—9. Mark. X, 2—12). Das religiöfe Moment in 
ver Ehe wurde nun weit energifcher als früher hervorgehoben — und der Kon- 
fubinat rüdfichtlo8 verworfen. Es wurde Sttte der Chriften, ihre Ehen durch ven 
Segen der Kirche zu weihen. Die weltliche Ehegejeggebung konnte ſich ber ver- 
änderten Anficht auf die Dauer nicht entziehen, feitvem nun aud der Staat das 
Ehriftenthum als feine Religion angenommen hatte. Es dauerte freilih nod mehrere 
Jahrhunderte, bis die Gefeßgebung des orientaliſchen Reiches ſich ganz von ver 
tirchlichen Autorität leiten ließ. Selbſt die Gefege Juftinians ruhen doch noch 
überwiegend auf dem ältern römijchen Recht: aber nebenher wirkte die Zucht ver 
Kirche ein, und die Scheidung wurde ſchon von ihm erheblich erjchwert. Seit dem 
neunten Jahrhundert erwirbt auch in dem griechiſchen Kaiſerreich die kirchliche An- 
fiht das Uebergewicht. Aber niemals gab in ven Ländern der griechifchen Kirche 
der Staat fein Recht der Ehegeſetzgebung auf. 

Die Verbindung der hriftlihden Anfichten mit dem germaniſchen Rechts— 
gefühl begründete eine neue Entwidiungsitufe der Ehe, In wejentlihen Beziehungen 
ſtimmten fie überein, in andern befämpften fie fi, in noch andern ergänzten fie 
fih. Jedermann weiß, daß die germanifchen Heiden wie die Chriften in der Ehe 
nicht blos eine finnlihe Geſchlechtsverbindung, jondern außerdem die innigfte, das 
ganze Leben beider Ehegatten in Glück und Unglüd erfüllende Lebensgemeinfhaft 
erfannten, und gerade auf die moralifche Seite ver ehelichen Liebe und Treue den 
größten Werth legten 6). Auch bei ven Germanen waren die Scheidungen jelten, 
und es galt fogar für nicht anftändig, wenn die Wittwe — ohne bejondere Gründe — 
fih zum zweiten Mal verheirathete. Die Keuſchheit germaniſcher rauen nöthigte 
den wollüftigen Römern eine ſcheue Ehrfurdt ab. Auch war die germanifche Che 
in der Regel monogamifh und die den Würften gewährte Ausnahme nur auf 
politiſche Motive geſtützt. 

Aber in manchen Beziehungen widerſtrebte die kirchliche Auffaſſung der Ehe 
doch gar ſehr der germaniſchen Sitte und Denkweiſe. In der Kirche machte ſich 
trog der Anfichten von dem fahramentalen Charakter der Ehe, doch jene ſpiritua— 
liftiihe Neigung zur „Bekämpfung des Fleiſches“ und zur Enthaltjamkeit geltend. 
Der ehelofe Stand ſchien vielen Kirchenvätern doch noch gottgefälliger und weit 
beiliger zu fein als die Ehe. Auguftin verglid jenen und diefe mit einem leuch— 
tenden und einem finftern Stern. Daher vie Verfuche, die Geiftlichkeit allmählich 
für den Gölibat zu gewinnen; vaher die zahlreihen Beihränfungen ver erlaubten 
Ehe durd eine wachſende Reihe von Ehehinverniffen; daher denn auch die ftrengeren 
Henmmnifje zweiter Chen geichievener Ehegatten, und im Zufammenhang bamit 
die möglichſte Behinderung der Eheſcheidung; daher endlich die Begünftigung der 
Keuſchheitsgelübde. Nur mit Mühe gelang e3 der großen religiöjen Autorität der hrift- 
lihen Priefter, diefe zum Theil unnatürlichen, zum Theil übertriebenen Grundſätze 
unter den friihen vollfaftigen und kräftigen Germanen zu einiger Anerfennung 
zu bringen. In den Sitten und im Leben widerftrebten dieſe auch dann no, als 





6) Tacitus Germ. c. 18 ſagt von der deutichen Frau: »Venire se laborum pericu- 
lorumque sociam , idem in pace, idem in proelio passuram ansuramque«, und weiter 
e. 19: »unum accipiunt maritum, quo modo unum corpus unamque vilamae. 
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fie der Lehre ihrer Erzieher keine andere und beffere entgegen zu fegen mußten, 
Auch die germanischen Fürften behaupteten noch während Jahrhunderten ihr Vor— 
recht, mehr als Eine Frau zu haben, wider die moralifhen Borftellungen ver 
Biſchöfe. Länger noch erhielt fi neben ver Ehe ver Konkubinat, ver den alten 
Germanen erlaubt war, und gelegentliche Gefchlechtsverbindungen, welche von ber 
Kirhe als fündlid verdammt wurden. Das neuere franzöfifche Recht hat hierin 
wieder die ältere Anficht in neuer ermäßigter Form aufgenommen, indem es dem 
Ehemanne unterfagt, eine Konkubine in fein Haus aufzunehmen, aber eine außer: 
ebeliche Geſchlechtsverbindung des Ehemanns außer der ehelichen Wohnung nicht 
verbietet. Die würdigere Anſicht der Kirche, daß die Ehe die Gleichheit ver Ehe 
gatten begründe und immer die ehelichen Kinver dem Vater folgen follen, konnte 
während des ganzen Mittelalters nicht vollftändig über die Mifachtung Herr werben, 
welde voraus die ariftofratifhen Klaffen gegen die unebenbürtige Ehe fühlten und 
über den alten ftändifchen Grundſatz, daß die Kinder aus Ungenofjen-Ehen „der ärgern 
Hand folgen“, d. h. in den mindern unter den Ständen der Eltern eintreten. 

Aber in der Hauptſache ergänzten ſich doch die chriftliche Religiofität und ber 
germaniſche Rechtsſinn vortrefflih. Das Chriſtenthum reinigte und beiligte die Ehe, 
indem e8 bie religiöfen Momente, das Germanenthum verevelte und fräftigte 
fie, indem es bie Ehre und bie freiheit der Hausfrau und den rechtlichen Charakter 
der Ehe vorzüglih in der Ausbildung der Ehegenoffenfhaft hervorhob. Die 
eheliche Liebe durchdrang nun die ganze Inftitution mehr als in irgend einer 
frühern Periode der Geſchichte. Das germianifche Güterredht der Ehegatten, ſowohl 
in der Älteren und heute noch verbreiteten Form der Güterverbindung unter ber 
Feitung des Ehemanns als der innerlich zufammen gewachſenen Gütergemeinjchaft, 
ift die Bewährung diefes Princips in der ehelihen Defonomie. 

Die Ehe der mittelalterlichen chriſtlichen Völker als Inftitution ift aus ver 
Berbindung von rechtlich-römiſchen, firdlih-römifhen und germaniſchen 
Ideen und Sitten erwachſen. Aber während des Mittelalters erlangte die Kirche 
das Uebergewicht der Autorität, felbft über den Staat. Sie bradte die Ehege- 
richtsbarfeit in den perfünlichen Fragen ganz an fi; die Biſchöfe erfannten als 
Richter über die Zuläffigkeit, über den Beſtand, über die Trennung der Ehe; bie 
weltlichen Gerichte wurden auf die Rechtspflege über die ftändifchen und die ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen der Ehe eingeſchränkt. An die Stelle der königlichen 
Ehegefetgebung, die noch in der fränfifhen Monarchie gelibt warb, trat num bie 
päpftliche Geſetzgebung. Die Ehe galt von da an voraus als ein Inftitut des 
fanonifhen Redtes. 

Wir müfjen eine gewiffe Berechtigung der Kirche zu diefer durchaus neuen 
Machtübung verfelben während des Mittelalters anerkennen, Die Völker bedurften 
ihrer Erziehung; die Geiftlichfeit überragte durch religiöfe und geiftige Bildung 
alle andern Stände, die Autorität der überlieferten Religion galt als vie oberfte 
und heifigfte, und fie erflärte die Ehe als ein Saframent, veflen Schuß die Pflicht 
der Priefter fei. Das kirchliche Ideal der Ehe entſprach ven Gefühlen ver Frauen, 
und wurde von ven Männern verehrt. Eine weltliche Philofophie, eine weltliche 
Wiſſenſchaft gab es nicht. Die gläubigen Völker beugten ſich vor jene: Geiftes- 
macht. Sie wurben felbft dann nicht am derfelben irre, als Gregor VII. in ber 
zweiten Hälfte des eilften Jahrhunderts die Ehelofigfeit des Klerus zu einem 
bindenden Geſetz erhob und mit den gewaltfamften Mitteln den Wiverftand ins- 
befondere der deutfchen Priefterfchaft brach, welche den Eheftand hoch und aud des 
Geiftlihen für würbig hielt. 

14 * 
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Und doch mußte gerade feit diefer völligen Scheidung des römischen Klerus 
von dem Yamilienverband das Mißverhältniß allmählich fühlbar werben, daß num 
die Ehegejeggebung und die Ehegerichtsbarkeit einem Stande anvertraut war, welder 
für ſich jelbft ver Ehe entjagte, welder die Ehe nicht aus perſönlicher Erfahrung 
verftand und welcher voraus nur ein theologijch= moraliiches, nicht ein innerlich 
lebendiges Interejje an dem Segen der Ehe hatte, Die Ehe war eine ausſchließ— 
lihe Yaien-Inftitution geworben, und dennoch hatten die Laien nichts mehr 
zu den Ehegefegen zu fagen und waren unfähig erklärt, ven Rechtsſchutz der Ehe 
zu handhaben. Für ven Staat war die Ehe von der eingreifendften Bedeutung, 
und der Staat hatte leviglih die Ausfprüde der Kirche zu beachten; das alte 
Recht des Staates, feine und der Privaten Rechtsordnung zu beſtimmen und zu 
wahren, war ihm im dieſer wichtigen Beziehung entzogen. In ver That vieles 
auffallende Mifverhältnig konnte jo nicht rubig fortdauern. 

Die kirchlichen Kämpfe des 16. Jahrhunderts bradyten zuerft eine offene Wen- 
dung zum Ausbrud. Nicht der Staat hatte von fid aus die erfte Initiative er- 
griffen. Die Theologen öffneten der neuen Richtung die Bahn. Dann erſt wurde 
ver Staat feiner Hoheit wieder inne, und fing an, von der firdlicen VBormund- 
ſchaft befreit, feine Selbitftändigfeit zu behaupten. Die kirchlichen Reformatoren 
griffen zugleich den Cölibat der Priefter und die päpftlicen Defrete über vie Ehe 
an, In jenem fahen fie eine gewaltfame Unterprüdung der Natur lediglich zu bie- 
rarchiſchen Zweden, und in dieſen eine in der Neligion nicht gerechtfertigte, viel- 
fältig mit den menſchlichen Berhältnijjen in Widerſpruch gerathene Gefeggebung. 
Sie erklärten den Eheftand für „pie ſchönſte Ordnung, die von Gott eingejegt 
worden“, aber zugleid als eine wefentlic für die Menſchen geihaffene und dem 
menſchlichen Recht überlafjene Inftitution, als „ein weltlih Ding”, wie Luther 
jagte. Sie bezogen die göttliche Cinfegung der Ehe mehr auf den Begriff ver Ehe, 
als. auf die einzelne Heirath, und widerſprachen ver hergebrachten Kirchenlehre, daß 
diefe ein unauflöslihes Sakrament bilde. Sie lösten auch die Einzelnehe nicht ab 
von dem religiöfen Zufammenhang. Noch entſchiedener als die fatholifche Kirche 
forderten fie die kirchliche Trauung. Aber fie wollten der Natur und der individuellen 
Freiheit wieder zu Hilfe fommen wider vie zahlreichen und häufig mißbrauchten 
Einfhränfungen des kanoniſchen Rechtes. Sie erfannten unbedenklich das Recht des 
Staates an, die Chegefeßgebung zu beftimmen und vie Chegerichtsbarteit zu 
ordnen. Sie forderten nur, daß er dabei die Vorſchriften des neuen ZTeftamentes 
berüdfichtige. 

Die proteftantifhen Staaten madten in der That zuerft wieder von dem 
Jahrhunderte lang nicht mehr geübten Rechte zur Gefeßgebung und Gerichtsbarkeit 
Gebrauch, in Anlehnung freilih noch an die Doktrin ver Reformatoren, aber zu 
weilen doch auch ſelbſtſtaͤndig entfheivend, ohne unbedingt den Rath der Geift- 
lihen zu befolgen, obwohl num dieſe meiftens felbft in ver Ehe lebten und aud) 
jonft den Weltlichen näher getreten waren. So lange das aber nur in ben pro= 
teftantifhen Staaten geſchah, tonnte darin leiht nur ein Gegenjag der kirchlichen 
Konfeffionen gejehen werden: und in ver That heute noch ift dieſe Meinung jehr 
verbreitet. Und dod liegt bier nicht blos ein Widerſtreit zwiſchen Kirche und 
Kirche, eine Differenz zwilhen Katholicismus und Proteftantismus vor, 
jondern der eigentliche tiefere Gegenfag ift der zwiſchen Staat und Kirde, 
zwifchen dem Staate ald der weltlihden Macht und ver Kirche als ver religiö- 
fen Gemeinschaft, fei nun vie Kirche fatbolifch oder proteftantifcd. 

Diefe zweite wichtigere Zeite der Gegenſätze ift zuerft in Frankreich, dann 
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in Defterreich, den vorzugsweiſe katholiſchen Mächten des Kontinents offenbar 
geworben. Nur jchlichtern wagten es die franzöfiihen Könige zuerft im 16. Jahr: 
hundert wieder Verordnungen über das perfönliche Eherecht zu erlaffen. Aber fie 
wagten es, und die franzöfiihen Juriften thaten das Ihrige, um die bürgerliche 
Natur der Ehe und im Zuſammenhang damit die Hoheitsrechte des Staates 
wieder zur Anerkennung zu bringen, Sie unterfhieden zwifhen dem kirchlichen 
und dem weltlihen Moment ver Ehe. Sie griffen die katholiſche Anficht, daß in der 
Ehe ein Sakrament wirkſam fei, nit an, aber fie behaupteten, daß damit nur 
der religidfe, nicht ver bürgerliche Charakter der Ehe bezeichnet werbe, und 
daß e8 das Recht des Staates fei, biefen zu orbnen, wie er alles übrige Pri— 
vatrecht ordne. Sie verfodhten den Satz, daß die Ehe voraus auf einem Ehe— 
vertrag beruhe, und daß nur wenn ein gültiger Ghevertrag vorausgehe, vie 
religiöfe Weihe des Sakraments nachfolge, daß wenn eine Ehe nicht zu bürger- 
lihem Recht beftehbe, aud von einem Saframent nicht die Rede fein fünne. Wie 
die deutſchen Reformatoren erinnerten auch fie daran, daß die Ehe ala Rechtsin— 
ftitntion älter fei ald das Chriftenthbum und älter als die Kirhe, und daß das 
Ehriftenthum fie heiligen könne, aber nicht fie begründe. 

Das tridentinifche Koncil (1545—1563) renidirte nochmals die katho— 
liſche Anficht, erklärte die Ehe für ein wahres Sakrament, erließ neue kirchliche 
Gefege über die Ehehinderniffe, die Form ver Ehe, die Ehefcheidung und bebrohte 
Jeden mit dem Anathem, der dieſes Geſetzgebungsrecht der Kirche beftreite ober die 
firhliche Ehegerichtsbarfeit läugne 7). Die Autorität der Kirhenverfammlung wurde 
nachmals von dem weit größeren Theil ver fatholifhen Chriftenheit anerkannt. 
Auch in Frankreich hielt man fih für einmal an dieſe neue Eheordnung, zu deren 
- Feftfegung der franzöfiihe Einfluß in Trient mitgewirft hatte. Aber nicht unbe: 
dingt und nicht ohne Vorbehalt. Der frauzöfifche Staat verzichtete nit mehr auf 
fein Recht der Gefeßgebung und ver Gerichtsbarkeit in Ehefahen. Er unterfchieb 
zwifchen den rein dogmatiſchen Gefegen des Koncil® und den Disciplinargejegen. 
Für die legtern, und dazu rechnete er das Cherecht, behielt er fich freie Prüfung 
und ven endlichen Entſcheid aus feiner eigenen Autorität vor. Er ließ einftweilen 
die kirchlichen Ehegerichte fortbeftehen, aber unter ver VBorausfegung, daß dieſelben 
die Stantsgefege über die Ehe beachten und handhaben. Er brachte dieſe mit 
dem Kirchengefeg möglihft in Harmonie, aber er ging von dem Princip aus, 
daß diefelben Geltung haben, weil fie von dem Könige, nicht weil fie von dem 
Koncil erlaffen feien. 

Diefe weltliche und ftaatliche Anficht ermeiterte fih allmählih und wurde 
noch zur Zeit Ludwigs XIV. zur herrſchenden Meberzeugung in Frankreich. Die 
Rechtsgelehrten und die Parlamente waren darüber einverftanden, aud der fran- 
zöſiſche Klerus ftimmte in feiner großen Mehrheit bei. Aber die volle Konfequenz 
jener Unterfheidung trat erft in der Geſetzgebung der Revolution von 1792 un 
ſodann in dem Code Napol&on hervor. Das Gefet der Revolution war nod) 
ganz radifal gefaßt, und wurde höchſt frivol ausgebeutet. Napoleon ermäßigte und 
orpnete auch bier das neue Recht. Die Ehe wurde nun als NRedtsinftitut völlig 
abgelöft von der kirchlichen Geſetzgebung, fie wurbe durch die hürgerlihe Geſetz— 


7, Cone. Trid. Sess. XXIV. can, 1. 4. 12. De sacr, malrim. : »$i quis dixerit matrimo- 
nium non esse vere el proprie sacramenlum — et ecclesiam non potuisse constiluere 
impedimenta matrimonium dirimentia vel in iisdem constituendis errasse — — el causas 
matrimoniales non speclare ad judices ecclesiasticos anathema sit.« 
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gebung an rein civile Formen geknüpft (fög. Civilehe) und unter den Schuß 
ver ftantlihen Gerichtsbarkeit geftellt. Die religiöfe Seite der Ehe wurde 
lebiglih dem Gewiffen ver Ehegatten und der moralijhen Einwirkung ver 
Kirche anheim geftellt. Der Staatsrath Portalis begründete viefe Veränderung 
folgendermaßen : „Einige Theologen glauben, daß nur das wahre Ehen ſeien, vie 
in Gegenwart ber Kirche eingegangen worden. Diefer Irrtum bat verberblidhe 
Folgen. Es begegnet wohl, daß einzelne Ehegatten aus Unkenntniß oder mißleitet 
bie Gefete des Staates vernadläffigen und fih vor dem Priefter verheirathen, 
ohne zuvor die Givilform zu beachten. Auf folhe Weife geben fie durch ungefeß- 
lihe Ehen den Stand ihrer Kinder und die Gültigkeit ihrer Verträge preis. Es 
ift nothwendig, dieſer Unordnung ein Ende zu machen und die Ruhe ver Familien 
ficher zu ftellen. Das Recht, die Ehen zu ordnen, ift für die bürgerliche Gejell- 
haft nothwendig. Der Ehevertrag ift die Grundlage der menſchlichen Ordnung 
und es ift daher ein wefentliches Recht eines jeden Staates, die Bedingungen 
deſſelben feftzufegen. Wir verfennen nicht, daß die Ehe auch eine Beziehung zur 
Religion habe, welde fie moraliſch leitet und durch ihr Saframent fegnet. Aber 
daraus folgt nicht die Gerichtsbarkeit der Kirche, ſonſt müßte man der Kirche das 
Recht zugeftehen, Alles zu regieren, da die Moral fih auf alle menjchlihen Hand» 
lungen erftredt. Wir würden dadurch die alten Irrthümer erneuern, melde bie 
Beziehung aller Handlungen auf das Gewiffen benugten, um darauf das Princip 
der Herrfchaft der Kirche zu gründen. Auch das Berhältniß der Ehe zum Sakra— 
ment ift fein genügender Grund für die kirchliche Kompetenz über die Ehen. Wir 
erkennen ja auch die Ehen für gültig an, die von der Kirche nicht geheiligt werben, 
wie insbefondere alle Ehen der Nichtkatholiken.“ In der That wurde das veränderte 
Recht fogar von dem päpftlihen Stuhl anerfannt. Das Konkordat zwifchen Na- 
poleon und dem Papfte Pius VII. Art. 54. fagt ausdrücklich: „Die Pfarrer wer- 
den die Segnung der Ehe nur denen ertbeilen, welche ſich ausweijen, daß fie 
die Ehen in der gehörigen Form vor den Beamten des Eivilftandes abgeſchloſſen 
haben." 

Diefelbe Emancipation des Staates von der Leitung der Kirche in Ehe 
ſachen und des bürgerlihen Rechtes von dem kanoniſchen Rechte wurde aud in 
Defterreicd vollzogen. In ven Ehepatent Kaifer Joſeph II. von 1783 wird 
die Ehe als ein „bürgerlicher Vertrag“ erklärt, durch die Civilgefeßgebung normirt 
und den Givilgerichten zum Schuß übergeben. Die fatholifhe Form der Eingehung 
der Ehe murbe beibehalten, aber die Ehehinderniffe und die Ehefcheivung abweichend 
von den Kirchengefetsen beftimmt. Joſeph II. folgte hiebei ven damaligen philofophi- 
ſchen Lehrern der Aufflärungsperiode und beachtete nicht genug bie religiöfe Stim- 
mung und die Kulturftufe feines Volkes. Aber auch feine kirchlicher gefinnten Nach— 
folger behielten doch das wiederhergeftellte Recht der Givilgefeßgebung und ber 
bürgerlihen Gerichtsbarkeit bei. Das öſterreichiſche Geſetzbuch vom Jahre 1811 
enthält aud über das Eher ht eine Neihe von Beftimmungen, die fih zwar in 
wejentlihen Punkten (vorzüglid mit Bezug auf die Wirkung der Eheſcheidung) 
ver kirchlichen Geſetzgebung mehr annähern als das jofephinifche Ehegeſetz, aber 
en in andern abweihen und die Gelbftftändigkeit des Staates aufrecht er- 
alten, 

Ein theilweifer Rüdfall in die ältere Anficht ift aber in neuefter Zeit durch das 
Konkordat vom 18. Aug. 1855 eingeleitet und durch die kirchliche und bürgerliche 
Ehegejeggebung vom 1. Jan. 1857 vollzogen worden. Die erftere hat nun freilich 
blos Anwendung auf die Fatholifche Bevölkerung in Defterreih, aber durch bie 
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umbefchränkte Anerkennung ver tridentinifhen Geſetze und durch die Wiederher— 
ftellung der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit hat der Staat dod fein natürliches Recht 
menigftens für einmal aufgegeben und fich nad der Weife des Mittelalters ganz 
ver kirchlichen Doktrin unterworfen. 

Dei allen viefen Veränderungen in dem neueren Eherecht kommt außer ven 
fonfefftonellen Lehren die philofophifhe Auffaffung der neuern Zeit fehr in 
Betradht. Die naturrechtliche Schule des 18. Sahrhunderts ſah von dem religiöfen 
Glauben völlig ab. Sie betrachtete pie Ehe leviglih als einen Vertrag von Mann 
und Fran und war zufolge ihrer Neigung überall die individuelle Vertragsfreiheit 
zu fügen, geneigt, aud die Ehe dem veränderlichen Bertragswillen der Ehegatten 
zu unterwerfen. Für bie fittlihe Seite des Inftitutes hatte fie wenig Verſtänd— 
niß. Sie behandelte die Ehe mehr ober weniger als ein Verhältniß ver Konve— 
nienz. Das preußifche Landrecht von 1796 und mehr nod die gerichtliche 
Praris ließ fih durch dieſe allervings flahen Meinungen theilmeife beftimmen, 
„Der Hauptzwed der Ehe ift die Erzeugung und Erziehung der Kinder" heißt es 
nod darin (II. 1. $. 1.) Die Scheidung wurde fo fehr erleichtert, vaß in ver That 
der Gruft und Dauerhaftigkeit diefer wichtigen Yamilienverbindung litt. Zu einer 
Haren Sonderung der weltlicheredhtlichen von ver religiös-kirhlihen Seite der Ehe 
fam es nicht. Das Landrecht ift gemifcht aus naturrechtlichen und aus proteftantis 
ſchen Gedanken, aus weltlichen und aus kirchlichen Elementen. 

IH. Verhältniß von Staat und Kirche. In demfelben Lande, unter 
demfelben Volle, unter ven Bewohnern einer Stadt und auf gleicher Kulturftufe 
finden wir heute noch jehr wejentliche Differenzen über die Ordnung und bas 
Recht der Ehe. Der Gegenfat der Konfeffionen und der Gegenfa des firchlichen 
und des ftantlihen Standpunkts find noch nicht zu einem befriedigenden Austrag 
gelommen. Die Theologen unter ſich und hinwieder mit den Juriften, und biefe 
unter einander und mit den Philefophen find noch in vollem Streit. Die Gefeg- 
gebung felbft, wie wir das nicht nur in Defterreih, fondern in minberem 
Grade freilich aud in Frankreich und in Preußen gejehen haben, ift in einem un- 
fihern Schwanfen begriffen. Neue Kämpfe ftehen überall bevor. Die Parteien und 
jelbft Die beiden Geſchlechter betheiligen fih. Die Frauen find eher geneigt, ver 
firhliden, die Männer eher ver ftaatlihen Auffaſſung zu folgen. 

Berfuchen wir es, den Zwieſpalt der Anfichten und ver Gefege durch nähere 
Abgrenzung und Ausiheidung des Fremdartigen und Ungehörigen zu begrenzen 
und die leitenden Principien zu bezeichnen, von denen aus ſich ver Streit richtig 
beurtheilen läßt, und von denen aus feine Ausgleihung theild bereits unternon« 
men worben, theils vorherzuſehen ift. 

Die heutige europäijch-civilifirte Welt ift über folgende Grundſätze einig : 

1) Daß die Ehe eine monogamiſche Geſchlechtsverbindung jei. Sie weiß, 
daf darauf die Gefittung und der gefunde Zuftand der Familie beruht, Sie ver: 
wirft daher entichieven und mit Abſcheu die Polygamie, wie fie neuerlich von den 
Mormonen wieder verſucht werben, und noch entſchiedener die Weibergemeinſchaft, 
den thieriſchen Wunfch der Kommuniften. Sie will feine Haremswirthſchaft; und 
wenn fie genöthigt ift, im Orient noch ‚Ausnahmen zu geftatten, jo betrach— 
tet fie dies nur als eine vorübergehende Schonung eines fremden Glaubens und 
fremder Sitten. 

2) Daf die Ehe eine genofjenfhaftlihe Verbindung fei. Sie achtet 
daher auch die Ehre und das Recht der Frau umb unterfcheidet diejelbe wohl vor 
einer bloßen Magd. Ans vemfelben Grunde ift fie der fogenannten Ehe zur. 
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linten Hand, als einer Ungenofjenehe abgeneigt, und läßt fie nur noch aus po- 
litifhen Motiven dynaſtiſchen Perfonen zu. Ebenfo folgert fie daraus, daß bie ehe: 
lihen Kinder immer dem Stande des ehelichen Baters, nicht mehr wie im Mittel- 
alter der ärgern Hand folgen follen. 

3) Auch die frühere naturrechtliche Auficht, welche vie fittlihen Momente 
in der Ehe außer Acht ließ, und nur den freien Vertrag vor Augen hatte, ift 
beute ziemlich allgemein aufgegeben. Die welche heute für das Recht des Staates 
und für bie Zuläffigfeit der Eheſcheidung in die Schranken treten, ftimmen 
darin doch mit ver kirchlichen Anficht überein, daß die Ehe ſich von einem auf eine 
beftimmte Zeitfrift oder auf freie Kündigung abgejchloffenen Bertragsverhältnif 
wefentlich unterſcheide, daß bdiefelbe ihrer Natur nad auf die Lebensdauer ein- 
gegangen werde und daß eine Trennung nur aus ernften Urſachen und nur nad 
richterlicher Prüfung und Geftattung zuläffig jei. 

4) Daß die Ehe jedenfalls ein bürgerlihes Rechtsverhältniß ſei, 
darf wohl ebenjo als eine allgemeine Ueberzeugung ausgeiprochen werden. Nicht blos 
um ihrer Folgen willen für das Güterreht der Ehegatten und für das Eherecht 
der Kinder, auch nicht blos mit Rüdfiht auf die perfönlihen und Familienrechte 
und Pflichten der Eltern im Verhältniß zu den Kindern, fondern ebenfo im Hinblid 
auf die nothwendigen Rüdfichten auf den ehelichen Willen der Verlobten und auf 
bie förperlihe und weltliche Lebensgemeinſchaft ver Ehegatten u. f. f. 
Die Berehtigung des Staates, bie Ehe als ein bürgerlihes Rechts— 
verhältniß zu ordnen und die Gerichtsbarkeit darüber zu üben, fann 
vernünftigerweifeniht bezweifelt werden; benn ver Staat ift ja bie melt- 
liche Lebensordnung, und ihm liegt der Schuß alles Privatrechtes ob. Damit aber 
ift das Recht des Staates zur Ehegefepgebung und zur Ehegerichtöbarkeit gegeben. 

5) Ebenfo müffen auch die Freunde des ftaatlihen Rechtes zugeben, daß bie 
religidfe Auffaffung der Ehe und vie religiöfe Seite des ehelichen Lebens in das 
Gebiet der Kirche gehöre, zu welder die Ehegatten fi bekennen, 
und ihr Gewiſſen betreffe. Ob daher die Ehe ein Sakrament jei oder nicht, 
ift eine Kirchen-, feine Staatsfrage: und es ift eine Unbill, wenn der Staat ver 
Kirche — daß dieſelbe eine Ehe ſegne, welche fie aus religiöſen Motiven 
verwirft. 

6) Endlich — und das fcheint mir bisher noch nicht hinreichend beachtet bei 
dem ganzen Streite — ergiebt fid) ein nothwendiger Gegenfag zwijchen ver ftaat- 
lihen und der kirchlichen Grundanſchauung, deſſen einfache Anerkennung geeignet 
wäre, den ganzen Streit, wenn nicht zu fchlichten, doch ſehr zu ermäßigen. Zwar 
find ſowohl der Staat als die Kirche genöthigt, in der Ehe eine leibliche und eine 
fittlihe Seite, eine reale und zugleich eine ideale Seite auzuerfennen. Cine blos 
reale Geſchlechtsverbindung erhebt fih nicht über den Konkubinat, eine lediglich 
geiftige Liebe und Ergänzung ift Freundſchaft, nidt Ehe. Aber trogvem ift es 
offenbar, daß der Staat nad feiner Natur mehr auf bie Realität des wirk— 
lihen Lebens und daß die Kirche nach ihrer Beftimmung mehr auf vie Idea— 
lität ver moralifhen Vollkommenheit fieht. Der Staat in feinem Recht 
normirt die Ehe wie fie ift, die Kirche im ihrer Moral empfiehlt vie Ehe wie 
fie fein ſoll. Deßhalb fteigert ver Staat feine Anforderungen nicht jo hoch als 
bie Kirche, welche ihre Gläubigen zu moralifher Vervolltommnung ermahnt. Der 
Staat muthet in feinem Zwangsrecht den Menfchen nicht mehr zu, als fie auf ihrer 
Kulturftufe im Durchſchnitt ertragen können, die Kirche wünſcht in allen Fällen 
bie Idee der volltommenen Ehe verwirklicht zu fehen. Aber eben deßhalb ift nur 
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= ftaatlihe Auffafiung ver Ehe erzwingbares Recht, bie ver Kirche aber 
oral. 

Diefer Gegenfag ift insbeſondere aud von Chriftus volftändig anerkannt 
worben. Chriftus hat hier fo wenig als in andern Dingen juriftifch erzwingbare Ges 
fee gegeben ; er hat vielmehr im Gegenfag zu dem Geſetz, deſſen äußere Macht 
unter den Menſchen und deſſen Nothwenvigkeit „um der Herzenshärtigkeit ber 
Menſchen willen“ er nicht beftritt, das höhere Moralgebot ausgefprodhen. Derfelbe 
Gegenſatz geht auch durch die fpätere Gefchichte durch. Würde er vollftändig be— 
griffen, fo würden ſich die beiden Grundanſchauungen weniger feindlich ſtoßen und 
reiben und mit ber Veredlung der Givilifation würde das Geſetz des Staates 
dem Ideal der Kirche fich nähern, die Kirche aber fid) davor hüten, ihre moralifche 
Wirkſamkeit mit ver ftaatlihen Gerechtigkeit zu verwechſeln. 

In dem gegenwärtigen Zuftande wirb das Verhältniß von Staat und Kirche 
nach zwei verfchiedenen Syftemen georbnet : erftens nah dem Gegenfag der 
religiöfen Konfefjionen und zweitens nah dem der Sonderung von 
Staat und Kirde. 

A) Das konfeffionelle Syftem umterjheivet ein katholiſches und ein 
proteftantifhes Eherecht, und der Staat erkennt für die Katholiten jenes an 
und handhabt für die Proteftanten dieſes. Konſequenter Weife muß er dann aud) ein 
griehifhes und ein jüdifhes und muhammedaniſches Eherecht anerkennen. 

Diefes Spftem entfpricht den überlieferten Sitten und fehmiegt fi den ver— 
ſchiedenen religiöfen Beftimmungen bequem an. In vemfelben findet ſich der Staat 
mit den Kirchen ab und vermeidet ängſtlich, eine ſelbſtſtändige Anficht geltend zu 
maden. Er entgeht fo in den meiften Fällen ven Konflitten, welche mehr ven 
Charakter von Streigfeiten unter ven Kirchen und Religionsgemeinfhaften anneh: 
men, aber in andern Fällen — wo ihn die leitende Hand der Kirche verläßt — 
tappt er im Dunkeln unfiher umher. In frühern Zeiten, als die Menſchen fchrof- 
fer nad Konfeffionen gefchieven waren, konnte diefes Syftem eher ausreichen als 
heute, wo Katholifen und Proteftanten im Leben viel näher gekommen und jelbft 
die Juden in die fociale Gemeinschaft aufgenommen find. Für die gemiſchten 
Ehen hat das] konfeffionelle Syften feine Regel mehr, denn es ift fein Recht, 
fondern bloße Gewalt, wenn für diejelben der einen Kirchenmeinung der Vorzug 
vor der andern gegeben wird. Das Unzureichende diefes Syftems wird nody mehr 
empfunden, wenn man ber weit größeren Verſchiedenheit der religiöfen Weberzeu- 
gungen unter den Individuen als unter den Kirchen gedenkt und dennoch 
täglich fteht, daß Menſchen von dem verſchiedenſten Glauben im bürgerlichen Leben 
fih freundlih zufammenfinden. Es giebt zumal in ven Städten taufende von glüd- 
lihen Ehen, in denen der Mann nicht an die chriftlihen Dogmen glaubt, welche 
die Kirchen für wefentlich erflären, und die Frau fih aufrichtig an tie Autorität ihrer 
Kirhe hält. Für die mancherlei philofophifhen Parteien, die nun in der Welt 
beftehen, bat das blos konfeſſionelle Syftem überall feinen Maßftab mehr. Die 
Autorität der Kirche reicht nicht über den Kreis der Gläubigen hinaus: und es ift 
für den Staat weder ein Grund nod ein Recht vorhanden, um feine Bürger nad) 
einer ihnen fremden Kirchenautorität zu beurtheilen. Die große Mannigfaltigkeit 
ber religiöfen und philoſophiſchen Gegenfäge unter ten Menfchen wird gegenwärtig 
noch verbedt dur die äußere Form des herfümmlihen Anfchluffes an ein Paar 
Konfeffionen. Aber wie kann der Staat auf eine bloße äußerliche Form ein Syftem 
über das widhtigfte Inftitut des Familienlebens bauen, wenn er ſich überzeugt, 
daß jene Form in vielen taufend Fällen zur Lüge geworben jei ? 
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B) Der. Staat wird fid) daher früher oder fpäter doch entſchließen müſſen, 
eine eigene Meinung über das Inftitut der Ehe auszubilden, und als fein 
weltlihes Eherecht auszufprehen, das er allen Privatperfonen gegenüber, 
gleihviel, ob fie Katholiken, Proteftanten, Juden, Ungläubige feien, handhabt; 
d. 5. er wird zu dem Syſtem ver Sonderung von Staat und Kirche über- 
gehen. Dahin weift in der That die Richtung der Zeit. Die napoleonijche Gejeß- 
gebung über die Civilehe ift ver bemußtefte Verſuch dieſer Sonderung : in ihrer 
Weiſe aber haben ähnliches auch vie öſterreichiſche und die preußiſche Gejeßgebung 
angeftrebt. Das Princip diefer Sonverung ift: Das ganze Eherecht wird als 
bürgerlides Recht von dem Staate, als ein fir Alle gleiches und nothwendiges 
feftgefeßt; und die religiöfe Seite der Ehe theils dem Senif fen der Ölänbigen, 
theil® den moralifhen und Zudtmitteln ihrer Kirche anheim geftellt. Das 
Eherecht des Staates ift dann weder ein fatholifches, noch ein proteftantifches, noch 
ein jüdiſches. Es hat die konfeffionelle Färbung verloren. Es ift vor allen Dingen 
ein menſchliches und bürgerlihes und will aud nur als ſolches gelten. 

Wohl fann es dann gefchehen, daß der Staat eine Ehe für möglih und gül— 
tig erklärt, welche die Kirche für moraliſch unzuläffig und verbammlih hält, und 
ebenfo fann ver Staat eine Ehe für unmöglich ober für aufgeläft erflären, weldye 
eine der religiöfen Konfeffionen für erlaubt oder für noch religiös fortwirtend hält. 
Derartige Konflikte find überall nicht zu vermeiden, fo lange es verſchiedene Re— 
ligionen und Konfeffionen unter den Menfhen giebt. Das AUnftößige ber Kon- 
flitte aber ift befeitigt; benn der Staat thut feinerfeits den religiöfen Ueber- 
zeugungen feine Gewalt an, er orbnet nur, wozu er das Recht und die Macht 
hat, das Allen gemeinfame bürgerlihe Redt. 

IV. Eingebung der Ehe. 1) Grunbberingung für die Eingehung der Ehe 
ift der freie Wille ver Verlobten. Infofern ift dieſelbe allerdings ein Vertrag 
und zwar ein höchſt perſönlicher, und in biefem Sinn ift der römifhe Sag: 
„eonsensus facit nuptias“, der auch von dem fanonifchen Rechte aboptirt worden, 
wohl begründet. Daher ift jeder Zwang unzuläffig, auch ver der Eltern oder ber 
Obrigkeit. Das ift num in dem modern europäifchen Eheredht allgemein anerkannt; 
bie ältern Rechte und heute noch barbarifche und halbeivilifirte Rechte haben das 
vielfach verfannt, indem fie bald den Eltern, bald den Fürſten verftatteten,, über 
die Ehen ihrer Kinder und Unterthanen zu vifponiren. Mann und Frau heirathen 
für fich, nicht für Andere. 

2) Daneben kommen manderlei Ehehinvernifje in Betracht, ſowohl 
trennende, welde die Gültigkeit ver Ehe zerftören, als auffhiebende, melde 
Schwierigkeiten bereiten, die zu überwinden find. 

Aus dem Wefen der Ehe werben abgeleitet : 

a) die Rüdficht auf den ledigen Stand der Ehegatten. Wer ſchon ver- 
beirathet ift, kann feine zweite Ehe eingehen. Die zweite Ehe wäre ungültig. 
Schwierigkeit macht bier befonvers ein Fall. Da das kanonifhe Recht die völlige 
Scheidung nicht ancrtennt, jo verwirft es die Ehe einer Tatholifchen Perfon mit 
einer geſchiedenen Proteftantin. Das proteftantifche Recht dagegen erklärt dieſe für 
ledig und hindert fie nicht, fich wieder zu verheirathen. Wenn der Staat von dem 
fonfeffionellen Syftem ausgeht, jo muß er fonfequenter Weife jede Perfon nad 
ihrer Konfeffion beurtheilen, denn das ift ihr perfönliches Recht; daher wird er 
in dieſem Konflikt die proteftantifhe Perſon als ledig betrachten. Geht er von bem 
Princip der bürgerlichen Ehe aus und geftattet er die völlige Scheidung, jo ver- 
fteht fi, daß er die rechtmäßig geſchiedene Perfon nicht ala noch gebunden be— 
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handeln darf. Die katholifche Doktrin fann dann nur firhliche, aber keine bürger- 
lihen Folgen haben. Die Praris in Deutfchland ſchwankt hier noch zwiſchen dem 
fanonifhen Recht, dem fonfeffionellen und dem bürgerlichen Syften. 

b) Das Ehehinvernig wegen zu naher Verwandtſchaft. Alle civilifirten 
Völker haben einen Abſcheu vor der Blutſchande und das fittlihe Naturgeſetz 
empfunden, welches die Ehe in ven Fällen unterfagt, wo bie beiden Perfonen 
bereits durch enge Bande des Bluts geeinigt find. Aber die Orenzen dieſes Ehe- 
bindernifjes werben aud heute noch ſehr verfchieden beſtimmt. Im Mittelalter 
dehnte die Kirche dafjelbe über die Maßen aus, fogar bis zum fiebenten liebe, 
nicht allein der Blutsverwandtfhaft, fondern ebenfo der Schwägerfchaft. Es war 
das eine Folge jener dem ehelofen Leben zugeneigten und der Ehe abgeneigten 
Tendenzen: und felbft vie Geſetzgebung Innocenz III. von 1216 ermäßigte da#- 
jelbe nur bis zum vierten Gliede der fanonifchen (deutſchen) Berechnung. Erſt das 
tridentinifche Koncil beſchränkte es auf die zwei nächften Glieder, in wejentlicher 
Uebereinftimmung mit ven Beftimmungen des vordriftlihen römiſchen Rechts. 
Manche neuere Rechte, 3. B. das preußiiche Landrecht, das fächfifche, das württeni⸗ 
bergifche Recht geftatten vie Ehe ſchon unter Gejhwifterfindern, die noch im zweiten 
Gliede fteher , und beſchränken das Ehehinderniß der Schwägerichaft auf die auf- 
und abfteigenden Linien. Das wegen geiftliher Verwandtſchaft (in Folge ver Pathen- 
Ihaft bei ver Taufe) hat nur im fanonifhen, nicht im bürgerlichen NRechte 
einen Sinn. 

ec) Die Rüdfiht auf das Alter. Das fanonifhe Recht verlangt nır Mün— 
bigfeit, manche neuere Rechte dagegen ein reiferes Alter zumal auf Seite des Manns 
(Preußen und Baden 18 Jahre, Sachſen 21 Jahre). 

d) Sehr ftreitig ift no pas Ehehinderniß wegen Religionsverfhieden- 
beit. Der verfchievene Charakter der Zeitalter hat auf diefe Frage einen großen 
Einfluß geübt. Während in den erften Zeiten des Chriftentbums Ehen zwifchen 
Juden und Ehriften und felbft zwifchen Heiden und Chriften — obwohl ver Gegen- 
faß des religiöfen Glaubens gerade damals heftig empfunden warb — doch nicht 
jelten waren, 8) ijt dagegen nad) dem Siege des Chriftenthums die Ehe zwiſchen 
Chriſten und Nitchriften völlig unterfagt worden. Im Mittelalter galt jeve Abwei- 
hung von dem fatholifchen Glauben als ein ſchweres, fogar todeswürdiges Verbrechen. 
Es bat daher nichts Auffallendes, daß in folder Zeit die Ehe eines rechtgläubigen 
Chriften mit einer häretiihen Perjon für ungültig erklärt ward. 9) Als aber bie 
Kichenfpaltung des 16. Jahrhunderts nicht überwältigt werben konnte und bie 
Konfeflionen genöthigt wurden, im Frieden mit einander zu leben, änderte ſich 
die Anſicht. Das erklufive Princip Einer Konfeffion war fogar in der Ehe nicht mehr 
durchzuführen und felbft das fanonifche Recht wurde infoweit ermäßigt, daß es die 
Gültigkeit folder gemiſchter Ehen (v. b. von Chriften verſchiedener Konfeffton) 
nicht mehr beftritt, wenn fchon es die Eingehung gemifchter Ehen mißbilligte und 
durch die Bedingung erfchwerte, daß die Ehegatten fich verpflichten müfjen, ihre 
Kinder in dem fatholifhen Glauben zu erziehen, wenn fie der kanoniſchen Mit: 


8) Der Apoftel Paulus (1. Kor. 7, 12 ff.) läßt die Ehe einer chriftlichen mit einer heid— 
nifchen Perſon gelten und nüpft daran die Hoffnung, daß jene diefe für das Chriſtenthum ges 
winnen werde. 

>) Schon das Laodic, und das Trull. Koncil (372 und 692) erklärten ſich dagegen. In 
Rußland find gemifchte Eben zwar geduldet, aber unter Bedingungen, welche die berrfchende 
griechiiche Konjeffion diktirt bat. 


220 Ehe. 


wirkung des Pfarrers theilhaftig werben wollen. Auch hier hatte die Kirche wieder 
ihr Ideal der Ehe troß aller realen Schwierigkeiten feftgehalten. 

In der That gegen die gemifchten Ehen laffen ſich mancherlei Bedenken er- 
heben, Währenn vie Ehe volle Lebensgemeinſchaft ift, wird bier die religiöfe Ge- 
meinfhaft gehindert. Die Ehegatten trennen fi in der Kirche, und gehen aus- 
einanber in ihrem Glauben. Es entfteht daraus aud in einigen Beziehungen eine 
Rechtsungleichheit, fomweit nämlich noch die Religion auf vie Rectsbildung ein- 
wirft. Die Kindererziehung wird jchwieriger und e8 kann leicht Streit entftehen, 
in welcher der beiden Konfeffionen vie Kinder zu erziehen feien. Wenn die Kirche 
Skrupel bat, folden Ehen ihren Segen mit vollem Bertrauen zu ertheilen, fo 
ift das begreiflih; und am mwenigften ift hier ein befehlerifches Verfahren ver Staate- 
gewalt gerechtfertigt. 

Trogdem aber zeigt ein Blid auf das wirfliche Leben unferer Zeit, daß auch diefe 
Differenz in den religiöfen Ueberzeugungen von der ehelichen Liebe überwunden werben 
könne. Es giebt fehr viele vortrefflihe und frievliche Chen zwiſchen Ehegatten von 
verfchiedenem kirchlichen Bekenntniß; und diefe Ehen find überbem wichtige Bun— 
desglieder für den Frieden der Konfeſſionen. Kann ſich die Verdammungsſucht umd 
die konfeffionelle Ausſchließlichkeit darin nicht zurecht finden, fo weiß ſich der Geift 
der Humanität und ber wechfelfeitigen Achtung auch für verfchievene Ueberzeu- 
gungen um fo beffer damit zu vertragen. Jene Mängel find doch nicht fo groß, 
um das Wefen der Ehe zu afficiven. Ste find nicht größer als andere Gegenfäße, 
fei es des Charakters oder des Geiftes, oder der focialen Bildung oder der politifchen 
Neigung, welche die Ehe doch auch frievlih auszugleichen die Kraft hat. Wie man 
aud darüber von dem Standpunkte eines beftimmten Glaubens aus denken möge, 
es ift im unferem Jahrhundert gar nicht mehr möglich, das mittelalterliche Princip 
neuerdings praktifch zu machen. Wer ſich in der heutigen wirklichen Welt ftatt in 
den Büchern umfieht, der wird bald gewahr, daß in den Ehen fehr häufig noch 
viel größere perfönliche Gegenfäge mit Bezug auf Religion und Wiſſenſchaft fried- 
li beifanmen find, als die der chriftlichen Konfefjionen. Mit der blos formellen 
Ausflucht, daß man dieſe ſchrofferen Gegenſätze des Chriftenthums nnd des Nicht: 
chriſtenthums ignoriren und die Ehe doch ſchützen könne, wenn nur gewiſſe Gere 
monien gefhont werben, darf ſich aber gerade eine ernfte religiöfe und den wirf- 
lihen Glauben fordernde Weltanfhauung am wenigften beruhigen. Muß die Kirche 
Zaufende von Ehen als vollgültig anertennen, in denen der Mann ein offener 
Pantheift oder Materialift, die Frau aber rechtgläubig ift, weßhalb follte fie 
ängftliher fein in der Anerkennung von Ehen zwifchen Ghriften verfchievener 
Kirhen ? Auch die Religion ift zunächſt doch Sache des Inpividnalgeiftes, 
nicht der Bluts- noch der Familiengemeinſchaft. Die Ehe aber ift weſentlich 
Geſchlechts- und Familiengemeinfhaft. Jeſüs ſelbſt bat auf dieſen Unterfchien auf: 
merffam gemacht, indem er bezeugte, daß „im Himmel nicht gefreit“, die menſch— 
liche Ehe folglich für das irdiſche Leben, nicht für den Himmel abgejchloffen werde. 
Das ift das Princip, von dem aus der Staat die (an das fürperlihe Ge— 
Ihleht gebunvene) Ehe and dann in ihrem Beftande zu fchüten hat, wenn 
bie Individnalgeifter der Ehegatten einer verſchiedenen religiöfen Richtung folgen. 

Andere Ehehinderniſſe, die jedech nur von auffhiebender Natur find, haben 
in der fittlihen Orpnung der Familie ihren Grund, wie insbefondere die 
Begrüßung der Eltern und die Zuftimmung der Väter der nody minderjährigen 
Berlobten. Wird viefelbe ohne Grund verweigert, fo wird fie durd die Obervor- 
mundſchaft ergänzt. Nod andere wurzeln in der Ordnung der Gemeinde oder 
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in Interefjen ver Gemeinſchaft (Staat oder Kirche). Die Ehe ift zwar zu—⸗ 
nächft eine privatrechtliche Verbindung von zwei Privatperfonen, aber daneben hat 
fie doch als Gründung einer neuen Yamilie auch für vie Gemeinjhaft eine Be— 
deutung. Es ift vaher fein Unrecht, wenn aud den Gemeinden verftattet wird, 
der Heirath von Ehegatten entgegen zu treten, welde außer Stande find, eine 
Familie zu ernähren. Wird die Gemeinde zur Armenunterftügung verpflichtet, fo 
gebührt ihr das Recht, die leihtfinnige Begründung neuer Armenfamilien zu be— 
hindern, Aber einzelne deutſche Gefeggebungen (3. B. die bayerifche) gehen offenbar 
zu weit, wenn fie ver Gemeinde ein unbejhränftes Behinderungsreht aus dieſem 
Grunde zugeftehen, denn das perſönliche Recht zur Ehe ift doch das primäre und 
wefentlichere und die Rüdjicht auf die Gemeinde ift nur ſekundär. Es muß daher 
den Individuen das Recht offen bleiben, ihre Fähigkeit und Tauglichkeit zu einer 
orbentlihen Yamiliengründung naczumeifen und eine unbegründete Einſprache der 
Gemeinde zu überwinden. Es ift freilich nicht leicht, jene zu bemeſſen. Der bloße 
Mangel an regelmäßigen Kapitalrenten oder einem gefidherten Einkommen darf 
durchaus nicht für genügend erachtet werben, um die Einſprache zu rechtfertigen. 
Es giebt viele brave Arbeiterfamilien, die ſich ohne Beläftigung der Gemeinde 
ehrlich durchbringen. Aber auch die phyſiſche Arbeitsfraft allein reicht nicht aus, um 
die Einfprache zu bejeitigen; denn es giebt genug lieverliche Eltern, welche nicht für 
ihre Kinder forgen, obwohl fie arbeiten könnten. Am meiften Vertrauen erregen 
die Beweife ver Bermögenskraft, welche auf die Moralität und Solidität der Per- 
fonen ein günftiges Licht werfen, wie insbeſondere die Hinterlegung von Erſpar— 
niffen bei den Sparfafien während längerer Zeit oder die lange geübte Unter- 
ftügung anderer Hülfsbedürftiger (3. B. der Eltern). 

Blos für gewifje Berufsklaſſen gelten andere Beichränfungen ver 
Ehe. Bon ver Urt find die Heirathserfhwerungen für die Mannfchaft ver ftehen- 
den Heere und ber Gölibat der fatholifhen Geiftlichkeit. (S. den Art. Cölibat.) 

3) Die ftaatliche Gefeggebung hat aber nicht blos Ehehinderniſſe gefhaffen, fie 
hat zumeilen auch im umgekehrter Richtung die Eingehung von Ehen künſtlich zu 
fördern gejucht; theils indem fie mit dem ehelojen Zuftande gewifje privatrechtliche 
oder politiſche Nachtheile verband, theild indem fie die Ehegatten — zumal wenn 
die Ehe mit Kindern gefegnet war — mit mandperlei Vorzugsrechten bedachte. Es 
ift immer ein Symptom des fittlihen Berfalls, oder kranthafter ökonomischer Zu- 
ftände, wenn ſolche Maßregeln nöthig erjcheinen, um vie redytmäßige Yortpflan- 
zung der Yamilien wider die Ungebunvenheit und Ausjchweifung zu ſichern. Bon 
der Art war der Zuftand Noms im Ausgang der Republit und zu Anfang der 
Kaiferzeit : daher auch damals in Rom in folhem Sinne die Gefeggebung eingriff 
(lex Julia et les Papia Poppoea). In unferer Zeit find diefe Gefahren noch nicht 
jehr groß, wenn wir von einigen großen Städten abfehen, und die Neigung zur Ehe 
ift no für ſich ftark genug, um folder fünftlicher Hilfsmittel entbehren zu können. 

4) Die Form der Gingehung ver Ehe fol dazu dienen: a) die eheliche 
Gefinnung der Verlobten deutlich zu offenbaren, weßhalb regelmäßig perfänliche 
Anwefenheit und Erklärung gefordert wird (Berbot der Eheeingehung durd einen 
bevollmäcdhtigten Stellvertreter); b) die Eriftenz einer wahrhaften Ehe aud) ven 
Mitlebenvden befannt zu machen: daher das Erforderniß der Oeffentlichkeit 
der Heirath im Gegenſatz zu der heimlichen Ehe, 10) melde die Sicherheit der 


—) Das fanoniiche Recht hatte lange Zeit die heimliche Ehe zwar mipbilligt, aber mit Rüd: 
ficht auf den Koniens des Ehegatten als wültig anerkannt. Erſt das tridentiniiche Koneil bat 
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Familie untergräbt; e) den Zeitpunkt des Beginns ver Ehe zu firiren und 
zu beurfunden, welcher fir viele Rechtsverhältniffe maßgebend ift. 

Die Wichtigkeit diefer Rüdfichten wurde auch in dem alten römifchen und in 
den germanifchen Rechten gefühlt und die Sitte führte zu mancherlei Hochzeit 
feierlichkeiten. Die Heirath war von jeher eine „hohe Zeit" (Hochzeit), Indeſſen 
bat doch erft die neuere Rechtsbildung derſelben die velle Beachtung zu Theil wer- 
ven laffen, indem fie beftinmte Formen als nothwendig vorfchrieb, Die Altern 
Rechte liefen noch die heimliche Ehe M) zu umd datirten den Beginn der Ehe erft 
von der thatfächlichen Vollziehung des ehelichen Lebens. 

Wir haben in neuerer Zeit vornehmlich zwei Arten der Form: a) die kirch— 
lihe Trauung durch den ordentlihen Pfarrer cover deſſen Stellvertreter in 
Gegenwart von Zeugen und b) die bürgerlihe Erflärung vor dem Eivil- 
beamten. Einzelne neuere Rechte kennen nur die eine oder nur die andere Form. 
Das tridentinifche Koncil fordert die Erflärung vor dem Pfarrer und minde- 
ftens zwei Zeugen; die firhlide Segnung wird zwar als wünſchbar, aber nicht 
als nothwendig betrachtet; die fogenannte paffive Affiftenz des Pfarrers fann 
genügen und dient ald Ausfunftsmittel, wo die Kirche Bedenken hat, ihren Segen 
zu geben und doch die Ehe nicht verhindern kann. Die proteftantifchen Rechte 
fordern meift die aftive Mitwirkung des Pfarrers bei der Trauung. (Preußi⸗— 
ſches Syſtem.) Die Napoleonifche Geſetzgebung legt ausfchließlih auf vie bürger- 
liche Erklärung vor dem Maire das Gewicht. Das engliſche Recht Geſetz 
vom Jahr 1837) Hält die Regel der kirchlichen Trauung feft, läßt aber aus- 
nahmsweiſe vie Abſchließung der Ehe auch vor Regiftratoren zu. Ebenfo kennt das 
zürderifche Eherecht, welches die Kirchliche Trauung als Regel hat, eine Civil— 
forn als Ausnahme. 

Die firhlihe Trauung bat in der That nicht blos das Anfehen des Witers 
und die Sitte für fi. Sie erfüllt auch alle jene Zwede ver Form und ift über- 
dem geeignet, die fittlihe Würde der Ehe in ihrem Cingang zu verauſchaulichen 
und die Ehegatten Lei dem wichtigften Akte des Yamilienlebens an die göttliche 
Weltorbnung und Weltleitung zu erinnern. Sie fpricht daher mehr zu dem Ge— 
müthe voraus ber Frauen, als die nüchterne und kalte bürgerliche Form. Daraus 
erflärt es fih, daß auch in den Ländern der Napoleonifchen Geſetzgebung gewöhnlich, 
die Neuvermählten nad ver Erklärung vor dem Maire, welche fie zu Ehegatten 
macht, zur Kirche gehen und hinterbrein aus religiöfen Gründen freiwillig bie 
firhlihe Trauung’ folgen laſſen. 

Aber in allen den Fällen, in melden ver Staat feinen Grund hat, eine 
Ehe zu behindern, vielmehr die Pflicht hat, eine Ehe anzuerfennen, während fei 
e8 die Kirche Bedenken hat, die firhlihe Trauung vorzunehmen, fei es die 
Ehegatten Bedenken haben, ſich der kirchlichen Form zu unterziehen, ift dieſelbe 
ungenügend oder unpaffenn. Daher die Ausnahme einer Eivilform neben 


durch das Erforderniß einer beftimmten Form die heimliche Ehe ausgeſchloſſen. Das weltliche 
Eherecht muß auf das Verbot derjelben einen aropen Werth legen, weil die Heimlichkeit nicht 
blos die Veziebungen der vermeintlichen Ehegatten zu einander unficher macht, fondern die wid: 
tigen —— der Ehegenoſſen zu den Kindern, den Anverwandten, den Dritten, zu der 
Gemeinde, zu Kirche und Staat in Verwirrung brächte. 

11) Das alte indifche Necht hat die Frage ebenfalld behandelt, wie wir fowobl aus Manus 
Geſethzen jeben, welche die jogenannte Gandharma-Ehe (freie periönliche Ebeverbindung aus Liche, 
ohne Mitwirkung der Verwandten und der Prieſter) mißbilligt, ala aus der Sage der Sakuntala, 
welche das Recht dieier Ehe vertritt. 
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jener Firchlichen, bie in den meiften Fällen wohl die Eivilform erfegen kann. 
(Englifches Syftem.) Und wo die Sonderung des Staates und der Kirche in 
Eheſachen vollzogen ift, va paßt die bürgerlihde Form beffer, ben bürger- 
lihen Charakter viefer Rechtsinftitution auszufprehen und dient überbem dazu, 
mancherlei äußere Neibungen zwifchen Staat und Kirche zu verhindern. Die bür- 
gerlihe Form wird dann zur rechtlich nothwendigen und die firdhliche bleibt 
* Gewiſſen und der Freiheit der Gläubigen anheimgeſtellt. (Franzöſiſches 
yſtem.) 

V. Trennung der Ehe. Da die Ehe ihrer Natur nach das ganze 
irbifche Leben der Ehegatten einigt, jo ift ihr natürliches Ende nur der Tod 
eines der Ehegatten, aber diefes mit Nothwendigkeit. Die indiſche Anfor- 
derung an die Wittwe: „daß fie auh im Tode dem Manne folgen folle" ift 
daher unnatürlich und um fo ungerechter, als fie nur die Wittwe nicht auch ven 
MWittwer betrifft. Humaner war wohl vie ältere germanifche Sitte, welde ver 
Wittwe eine zweite Ehe unterfagte, aber aus dem Begriff der Ehe eben fo wenig 
gerechtfertigt. 

Das fanonifche Recht hat die Idee der Unauflöslichkeit der Ehe, welche 
in ver That mit ihrem normalen Begriff gegeben ift, zu einem abfoluten 
Rehtsjag erhoben, ohne Rüdfiht darauf, dag mande konkrete Eheverbindung 
dem Ideal der Ehe nicht entjpricht, vielmehr widerſpricht. Es läßt in ſolchen 
Fällen nur eine Trennung mit Bezug auf das äußere Zufammenleben ver Ehe- 
gatten (zu Tiſch und Bett) und auf die bürgerlihen Wirkungen der Ehe zu, aber 
nicht eine Löfung des innern religiöfen Bandes der Ehegatten. Der Gedanke, daß 
die Ehe ein Saframent fei, überwog bei ihr alle anderen Rüdfichten, Dem 
Sakrament wurde ein unzerjtörbarer Charakter beigelegt. Die Kirche berief fich 
dabei auf ven Ausſpruch von Chriftus: „Was Gott zufammengefügt, foll ver 
Menſch nicht ſcheiden“, ohne zu bedenken, daß Chriftus feine Rechtsgeſetze 
gab noch geben wollte, fondern in allen Fällen das ideale Moralprincip 
verfündigte und daneben das jüdiſche Scheidungsgeſetz als Rechtsgeſetz beftehen 
ließ und unter der Vorausſetzung des Ehebruchs jogar die Scheidung für moraliſch 
gerechtfertigt erklärte. 

Den praftifhen Schwierigkeiten dieſer unbedingten VBerwerfung der Eheſchei— 
dung fuchte die firchliche Gerichtsbarkeit in manchen Fällen dadurch zu begegnen, 
daß fie es vorzog, eine Ehe, deren völlige Trennung zumal von mächtigen Per- 
ſonen verlangt wurde, hinterdrein als von Anfang an nichtig zu erflären, 
ftatt die wirkliche Ehe aufzulöjen. Die ausgedehnten Ehehinderniſſe gaben dafür 
mandyerlei Anhaltspunkte. Es ift aber Mar, daß dieſes Hülfsmittel weit bevenf- 
licher ift, als die Scheidung, welde durch daſſelbe erjegt werben foll; denn bie 
Nichtigerflärung verwandelt die wirflihe Ehe in eine Scheinehe (matrimonium 
putativum) und wirft rüdmwärts zerftörend auf das eheliche Familienleben ein, 
während die Scheidung die frühere Ordnung der Familie nicht antaftet, ſondern 
nur bie Fortfegung verfelben für die Zufunft abfchneidet. 

Die Anfiht des fanonifchen Rechtes ift auch in die neuere bürgerliche Gefeg- 
gebung vielfältig für die Katholifen aufgenommen worden. Sogar der Code 
Napol&on, welder die Scheidung anfänglich verftattet hatte, wurde im Jahr 
1816 wieder in viefer Beziehung verändert und die Unlösbarfeit der Ehe von 
neuem audgefprohen. Sie gilt ebenfo in Defterreih und in Bayern für 
Katholiken, 

Dagegen haben die Reformatoren das Recht ver Eheſcheidung wegen Ehe— 
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bruch und aus Urfadhen, welche dieſem gleich kommen, vertheidigt, und ſich teils 
auf die Autorität von Chriftus theils auf das natürliche Bedürfniß völliger 
Trennung berufen. In den proteftantifhen Yändern und ebenjo in katholiſchen 
für Proteftanten wurde daher die Scheidung wieder geftattet und durch bie Gefeg- 
gebung eine Anzahl von rechtmäßigen Sceidungsurfaden anerfannt. 

Stehen fi fo die fonfeffionellen Anfihten entgegen, jo ift es auch bier vie 
Aufgabe ver modernen ftaatlihen Geſetzgebung von dem weltlihen Stand- 
punkt des Staates aus die Frage zu beantworten. Sowohl das preußiſche Land: 
recht als ver Code Napoleon haben es verſucht, und viefes gilt in feiner älteren 
von dem kanoniſchen Recht wejentlich abweichenden Faſſung noch in andern, aud 
in deutfchen Ländern. Die konfeffionelle Anfiht wird dann konfequenter Weife 
dem Gewiſſen der Ehegatten und ben moraliihen Einwirkungen der betreffenden 
Kirche anbeimgeftellt. Der Staat aber normirt das Recht, das er durch feine 
Gerichte handhabt. Da er es nicht aus religiöfen Vorſchriften, jondern aus jeiner 
menſchlichen Einſicht in die natürlichen und Kultur-Berhältniffe der heutigen Ge: 
ſellſchaft herleitet, ſo gilt dann viefes Recht gleihmäßig für Katholifen und Pro- 
teftanten, für Chriften und Nichtchriſten. 

Hat die Kirche mehr das Ideal der Ehe vor Augen, welches fie in feiner 
Bolltommenheit überall zu verwirflihen ftrebt, fo berüdfichtigt der Staat neben 
dem normalen Charakter der Ehe aud die oft getrübte Realität der wirk— 
lihen Lebensverhältniffe. Von da aus gelangt er zu zwei Hauptgrundfägen: 

1) Es entſpricht unferer heutigen Civiliſation die freie Löſung ver Ehe 
nad der einfeitigen ober felbft mit beiverfeitiger Willfür der Ehegatten, wie fie 
das vorchriſtliche römische Recht gefannt hat, nicht mehr. Die fittlihe Würde 
der Ehe und vie große Gefahr, melde für das Yanilienleben und für die ganze 
bürgerliche Geſellſchaft mit der willfürlichen Lösbarkeit der Ehen verbunden ift, 
machen die Prüfung der Scheidungsurfadhen und die Beſchränlung der Scheibun- 
gen auf diejenigen Yusnahmsfälle nothwendig, welche die erzwungene Fortdauer 
der Ehe für ein größeres Uebel erkennen laſſen, als vie verftattete Scheidung. 
Daher fordert das neuere ftaatliche Eherecht immer eine gerihtlide Prüfung 
und ein aan Scheidungserfenntniß. 

2) Wenn aber der Staat ſich überzeugt, daß genügende Urſachen vorliegen, 
um die Trennung ber Ehe zu begründen, dann zwingt er bie Ehegatten nicht, 
die Ehe fortzufegen, fondern fpriht die Scheidung aus. Das Recht der inbi- 
viduellen Freiheit überwiegt dann wieder das Recht der Ehe. 

Das weltlihe Recht beachtet vor allen Dingen die natürliche Eriftenz. Iſt 
die fonfrete Ehe eine gefunde und fittlihe, fo fommt die Scheidung nicht in 
Frage. Nur wenn fie innerlid) zerrüttet, wenn fie ald Ehe unmahr geworben ift, 
wird diefes thatfächliche Verhältniß, welches der Staat zu beffern nicht die Macht 
bat, anerkannt. Das Princip der ftaatlihen Scheidung ift demnach: Wenn bie 
Ehe im einzelnen Fall innerlih gebroden ift, und der Brud unbeilbar 
erfcheint, wenn vie eheliche Gefinnung zerftört ift, daun wird diefer umfelige Zu- 
ftand auf Begehren zunächſt des unfchuldigen Theil berüdfichtigt, und dieſe Ehe, 
die aufgehört hat, eine wirkliche zu fein, auch vor dem bürgerlichen Rechte ale 
eine unwirkliche gelöft. Die Scheidung ift zwar immer ein Uebel, aber unter 
Umftänden ein nothwendiges Uebel. Würde unter jener VBorausfegung die Fort- 
dauer der Ehe noch feftgehalten, jo wäre viefelbe doc nur eine Fiktion, denn 
eine Ehe ohne alle Lebenägemeinfhaft der Ehegatten ift feine Wahrheit mehr. 
Die wechlelfeitige Ergänzung ver Geſchlechter bat aufgebört, und damit ift das 
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eigentliche Wejen ver Ehe, weldes doch wichtiger it, als ihre Form, ver 
nichtet. 

Die meiften Gefeggebungen, welche diefen Grundfägen huldigen, haben eine 
Anzahl von ehehaften Scheivungsurfachen aufgezählt. Der eigentlihe Ehebrud 
nimmt dann gewöhnlich die erfte Stelle ein. Die älteren Rechte, insbefondere das 
mofaifhe und das römifche verjtehen aber unter dem Ehebruch nur die leibliche 
Geſchlechtsvermiſchung der Ehefrau mit einem andern Manne, nicht auch die des 
Ehemanns mit einem levigen Weibe. Dieſe Unterfheidung hat in der Siderbeit 
ver Familie und der Abftammung der Kinder einen natürlichen Grund und eine 
fittlihe Bedeutung. Die Untreue ver Ehefrau verwirrt die Familie, die des Ehe— 
mannes bedroht ihren Beftand nicht. Jene ift daher ein fchwererer Bruch ver 
Ehe, ald dieſe. Aber da im Sinne der monogamifhen Ehe das Recht der gegen- 
feitigen ausſchließlichen Geſchlechtsgemeinſchaft beiden Ehegatten wechfelfeitig zu— 
fteht, jo fann eine fo große Untreue des Ehemannes auch auf die perjünliche 
Hingebung der Frau verberblid einwirken und in ihr bie ebeliche Liebe ertödten, 
und dann bat aud die Ehefrau hinreihenden Grund, auf Trennung zu Hagen. 
Das kanoniſche Recht und die neueren Gefeßgebnngen feit der peinlihen Hals- 
gerihtsorbnung Karls V. (Art. 120) haben daher ven Begriff des Ehebruchs aud) 
auf die Fälle der legtern Art ausgedehnt. 

Wir begreifen es, wenn vie Gefeßgebung den Ehebruch voranftellt bei der 
Aufzählung der Scheivungsurjahen. In ihm ift die tiefe Verlegung der ehelichen 
Lebensgemeinfhaft auffällig, unverfenndar. Zum Theil haben die Aeußerungen 
von Chriſtus aud zu diefer VBoranftellung den Antrieb gegeben, wenn gleid) wir 
wiffen, daß Chriftus den Ehebruch ganz anders und nicht jo fleiſchlich verſtanden 
bat, als feine Zeitgenoffen. Zum Theil ift dieſe öfters ausfchließliche Beachtung 
des Ehebruchs aber noch ein Zeichen der überwiegend finnlihen Auffaffung ver 
Ehegemeinſchaft, wie fie in den älteren Rechten Regel war. Man vergißt dabei 
zuweilen, daß es noch andere Berlegungen ver ehelichen Treue und der fittlichen 
Lebensgemeinſchaft giebt, welche die ehelihe Gefinnung mindeftens eben jo gründ— 
lich verwunden, als eine leibliche Untreue, Die Ehe ift doch nicht bloße leibliche 
Gefchlehtsergänzung, fie ift volle perſönliche Geſchlechtsergänzung, und bie 
jeelifhen umd fittliden Momente darin find nicht geringer zu werthen als 
vie leiblichen. Wenn der eine Ghegatte ven andern böswillig verläßt, oder wenn 
ein Ehegatte durch fein rohes umd lieverliches Leben dem andern die Yortjegung 
der perfönlichen Gemeinfchaft zuletzt unmöglich macht, oder wenn er durch jeine 
Berbrehen die Ehre der Familie tödtlih verwundet, ja wenn er aud nur fort 
dauernd lieblos und unwürdig ſich benimmt, fo kann daraus ein Bruch der Ehe 
entſtehen, ver fchwerer zu heilen ift, als felbft eine geichlechtliche Untreue. Weß— 
halb follte daher die ftantliche Ehegerichtöbarkeit diefe Arten des Ehebruchs weniger 
beachten, als jene andern ? 

Alles kommt hier doch am Ende auf den rechten fittlihen Ernft an. Alle 
Scheidungsurſachen, vie aufgezählt werden, können zu bloßem Vorwande miß- 
braucht werben, um ſich von einer unbequem gewordenen Verbindung willfürlic) 
loszumachen, und alle aud unter Umſtänden eine Ehe jo vollſtändig zerrütten, 
daß ihre Fortdauer unleivlih wird und die Zumuthung der Rechtsordnung an 
die Ehegatten, trotzdem fich als ehelich verbunden zu betrachten, übermäßig hart 
erjcheint. Jede Aufzählung der Scheidungsurjachen iſt kaſuiſtiſch und Eajuiftiiche 
Gejege find bevenklih, weil im Grunde grundjaglos und niemals der Mannig- 
faltigkeit der Erſcheinungen entſprechend. Mir fcheint, die neuere Rechtsbildung 

Rluntihli und Brater, Deuticher Staats-Wörterbud. Ill. 15 


226 Ehre. 


hätte ein eimfacheres und befjeres Mittel, um auf ver einen Seite bie Heiligkeit 
der Ehe gegen leichtfertige und trügeriſche Scheidungsverfuhe zu fügen, und 
auf der andern ernften Scheidungsurfachen doch ihre volle Wirkung zu verftatten, 
als jene ungenügende und entbehrliche Kafuiftil. Würde eine Jury gebildet von 
einer Anzahl gereifter und anerfannt ehrbarer Ehemänner, welden ein Ber- 
ſtändniß fowohl für die Würde ver Che, als für vie Mißverhältnifje des wirk— 
lihen Lebens haben, jo könnte man bei einer guten Proceßordnung mit großem 
Bertrauen ihrem gewiſſenhaften und freien Urtheil die Antwort über die Frage 
überlajjen : ob eine beftimmte Ehe fo tief und menjchliher Wahrfcheinlichfeit nad 
unbeilbar zerrüttet umd gebrochen jei, daß viefelbe auf Begehren eines oder bei- 
der Ehegatten zu ſcheiden fei, oder nicht? Solche Geſchworne würden, ohne an 
beftimmte Scheidungsurfadhen gebunden zu fein, je nad der befonderen Geftaltung 
des Falles das Richtige wohl erfennen, und eine folde Praris zugleidh vie In— 
ftitution der Ehe und die Rechte der Individuen jchügen. Iſt aber eine jolde 
Jury von ehrbaren Ehemännern, melde aud ven Werth der Che zu ſchätzen 
wiffen, nicht mehr zu finden, weil eine frivolere Lebensanficht herrſchend gewor— 
ven ift, dann ift ſolchem Sittenverfall überhaupt nicht mehr durch ftrenge Öefege 
gegen die Scheidung abzuhelfen. 

literatur. Außer den Bearbeitungen des Cherechtes in den verſchiedenen 
Werken über Kirhenreht (von katholiſchem Standpunkte aus vgl. befonvers vie 
Werte von Phillips, Walter und Permaneder, von proteftantifchem vie 
von Eihhorn und Richter) find zu erwähnen: Schulte, Handb. des Fathol. 
Eherechts. Gießen 1855; Buddeus, d. Art. Ehe in der Encyflopädie von 
Erich und Gruber, und 3. Unger, die Ehe in ihrer weltbifter. Entwidlung. 
Wien 1850. Bluntiäti. 


Ehre. 


Der Ausdruck Ehre wird in mehrfach verfehiedenem Sinne gebraucht. Immer 
wurzelt ver mit demfelben verbundene Begriff in dem Begriffe der Perfönlichkeit, 
und mit Recht findet ein neuerer Autor (Köftlin) in vemfelben geradezu „vie ideale 
Quinteſſenz des Begriffes der Perfönlichteit überhaupt“ ; in oberfter Inftanz läßt 
fih die Ehre hiernach vefiniren als die Anerkennung, melde die in ihrem Werthe 
fich jelbft fühlende und von Anderen gemwürbigte Perjönlichteit nad beiden Seiten 
bin findet. Eine etwas verſchiedene Geltung wird aber das Wort ſchon dadurch 
erlangen, daß man bei deſſen Gebraud bald auf vie innere und bald auf die äußere 
Seite der Wertbihägung das ausſchließliche oder doch vorzugsweiſe Gewicht legt. 
Auf die Selbftahtung und weit mehr noch auf die von Anderen gezollte Achtung 
wird ferner ganz beſonders der fittliche Werth des Einzelnen beftimmend einwirken, 
doch fo, daß neben viefem auch wohl deſſen intelleftuwelle und jociale Bedeutung 
in Betracht kommt, auf welche lettere ſogar rein äufßerliche Umftände, wie Bildung, 
Beſitz oder Beruf, von Einfluß find; je nachdem man mun ausfchließlich jenen 
erfteren Gefihtspunft feftbält oder zugleich auch dieſe legteren berüdfihtigt, kann 
der Ausdruck Ehre wiederum eine nicht unerheblich verfchievene Bedeutung ge 
winnen, -und man fann z. B. ebenſowohl jagen, daß die jhärffte Kritik eines 
wiſſenſchaftlichen oder fünftlerifhen Werkes deſſen Urheber niht an tie Ehre gebe, 
als man umgekehrt von einer Künftler- oder Autorehre ſprechen mag, deren Eriftenz 
und Grad doch wefentlich eben auf dem Urtheile über die Leiftungen des Betreffenden 
berubt. Endlich mögen aud wohl Eigenſchaften, an deren Belig eine gewiſſe Wertb- 
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ſchätzung fih zu müpfen pflegt, fi in ber Weiſe objeftiviren, daß ihrem Befiger 
um ihretwillen dieſe als eine äußerliche aud dann noch gezollt wird, wenn deſſen 
fittlihes Verhalten ihren Borausfegungen gar nicht entſprechen ſollte; man ehrt in 
ſolchem Falle die Perfon nicht mehr wegen deſſen was fie ift, fondern was fie 
fein könnte und follte, und in dieſer Anwentung geht fomit das Wort Ehre wenig- 
ftens fcheinbar fogar von dem oben aufgeftellten Grunpbegriffe ab. 

Zum Theil im Zufammenhange mit dem eben Bemerkten ergiebt ſich bie 
Unterfcheidung verfhiedener Arten der Ehre !). Es wird nämlich die Ehre 
eine verfchiedene fein fünnen, je nad ver Verſchiedenheit der Nüdfichten, welche 
im gegebenen Falle bei der Wertbfhägung des Einzelnen zu Grunde gelegt werben, 
und es ftellt ſich dabei auch wohl in Anbetracht ihrer verfhiedenen Stellung im 
Leben für beftimmte Alaffen eine befonvere Ehre heraus, indem der Natur ber 
Sache nah in Folge diefer Verſchiedenheiten bald auf dieſe bald auf jene Rückſicht 
das Hauptgewicht gelegt werben muß; es wird fogar in Yolge der oben angeveu- 
teten Objeftivirung ihrer Borausfegungen von einer befonderen Ehre unter Um— 
ftänden gefprodhen werden fünnen, unter welchen doch von einer fittlihen Werth- 
ſchätzung der betreffenden Perfon gar nicht oder nur in fehr vermindertem Maße 
die Rede fein kann. Vor Allem läßt fih eine allgemein menſchliche Ehre 
ausſcheiden, an welder alle und jede Menfchen ohne Ausnahme Antheil haben; 
fie beruht auf der Anerkennung ver jeldft im erbärmlichften Subjefte noch erhaltenen 
Menſchenwürde, und äußert fi in der Forderung, daß felbft in einem folden 
noch der Menſch geachtet werde, Eine Steigerung dieſer allgemein menſchlichen 
Ehre zeigt die Ehre des unbefholtenen Menſchen, vd. h. desjenigen, 
welcher in feiner Beziehung den Anforderungen zuwider gehandelt hat, welche jeine 
Menſchenwürde an ihn ftellt; beiden Stufen der Menſchenehre treten gleihmäßig 
diejenigen Arten gegenüber, bei welchen nicht mehr allgemein menſchliche, jondern 
befondere Rüdfihten auf beftimmte Menſchenklaſſen ven Ausſchlag geben. E8 gehört 
aber zu diefen legtern vor Allem die beſondere Geſchlechtsehre des Weibes, 
bei welcher wiederum viefelbe Abftufung wiederfehrt, welche foeben hervorgehoben 
wurbe; auch bezüglih ihrer hat man nämlich zu unterfcheiden zwifchen der Ge— 
ſchlechtsehre, melde allen und jeven Weibern als folchen zufteht und welche felbit 
der verworfenften Dirne gegenüber immer noch geachtet werden muß, und zwijchen 
der weit höheren Ehre des unbefcholtenen Weibes, bezüglich deren vor Allem auf 
bie feruelle Keufchheit Gewicht gelegt wird. Hieher ferner die befondere Berufs- 
und Standesehre, welche gewillen Klaſſen von Perſonen zufommt, und als 
deren einzelne Unterart die den Dienern des Staats und der Kirche zuftehende 
Amtsehre erfcheint. Diefe befondere Ehre macht fid aber in zwiefacher Richtung 
geltend. Einmal infoferne, als der. eigenthümliche Beruf einer jeden Klaffe äuch 
dem Ehrgefühle derfelben eine eigenthümliche Wendung, unbeſchadet deſſen was bie 
Allen gemeinfame Menfchenwürbe erforvert, anzumeifen pflegt. In allen jcharf 
ausgeprägten Berufsklaffen wird fi ein eigenthümlich geftaltetes point d’honneur 
ausbilden, und es wird 3. ®. die befonvere Soldaten und Dfficiersehre vorzugs- 
weife die Tapferkeit, Treue und ritterlihes Benehmen, die Kaufmannsehre die 
promptefte Erfüllung aller Geſchäftsverbindlichkeiten, die unbedingteſte Solivität 
und Realität im Gefchäftsverfehre betonen, — für die befondere Ehre des Adels 
und bes höheren Bürgerftandes (der gentry) wird feinere Bildung und Sitte, 
dann auch wohl eine gewiſſe ftolze Unabhängigkeit ver Gefinnung und des Auf- 
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tretend den Ausſchlag geben, — abfolute Unzugänglichkeit für alle äußeren Ein- 
flüffe, unbebingte Pünktlichkeit in der Erfüllung und ſtreng wiſſenſchaftlicher Ernſt 
in der Auffaffung feiner Amtspflichten vie bejondere Ehre des Staatsdieners aus: 
machen, u. dgl. m. Daneben aber wird auch ver Beruf al& folder eine bejondere 
Ehre verleihen, welde von der invivitnellen Wertbihägung des Einzelnen fid 
mehr ober minder ſcharf abhebt, und auch dem Berufs- oder Standesangehörigen 
noch beigelegt wird, welchen perfönlid zu achten man ſich dod in feiner Weife 
veranlaßt findet; wie vie allgemeine Menſchenwürde over die allgemeine Geſchlechts— 
ehre des Weißes unter allen Umftänden Anerkennung finden muß, fo wird demnach 
auch bier um feines Berufs willen ter Ginzelme einer gewiſſen Ehre theilbaftig 
werben, ganz unabhängig von dem Urtheile, weldyes ſich über feine individuelle 
Tüchtigkeit feftftellt, und man wird felbjt dann noch ven Rod ehren, wenn man 
dem Manne die Ehre verfagen zu müſſen glaubt. Am entſchiedenſten, aber keines: 
wegs ausſchließlich, macht ſich viefer zweite Gefichtspunft bei ter Amtsehre geltend, 
Die Wilrde des Staats oder der Kirche theilt ſich dem Amte mit, welches jene 
vertritt, und damit auch der Perfon, welche dieſes bekleidet, und zwar völlig unab- 
bängig von deren individuell menſchlichem Werthe; die Amtsehre ift infoweit ein 
bloßer Abglanz der Ehre des Staats und der Kirche, und in dem Staatsbeamten 
ehren gewifjermaßen die Staatsbürger nur ſich felbft in ihrer Geſammtheit. Allen 
biefen verfchiedenen Arten der Ehre tritt aber gegenüber die indivipuellmenjd: 
lie Ehre, welde, auf der inbividuellen Schägung des einzelnen Menſchen als 
folden beruhend und demnach die ſämmtlichen bisher erörterten Gefidhtspunfte zu 
einem Gefammteindrude zufammenfafiend, nothwendig eine ebenfo mannigfaltige 
fein muß, als dieß die menſchlichen Inbividualitäten felbft find. Endlich läßt fid 
im Gegenfage zu ver bisher allein ins Auge gefaßten Ginzelehre aud von einer 
genofjenfhaftliden Ehre fpreden, foferne auch Genoſſenſchaften als ſolche 
für ehrenhaft oder unehrenhaft gelten fünnen und demnad gleichfalls von Unehre 
ſich freizuhalten beftrebt fein mögen. Von bier aus mag vou einer Nationalehre 
gefprodhen werden, von einer gemeinvlicen oder Zunftehre, von der beſonderen 
Ehre eines einzelmen Regiments, u. dgl. m., wobei ſich freilih nothwendig vie 
genoſſenſchaftlichen mit ver Ginzelehre ter einzelnen Genofjen berührt, indem beide 
ſich gegenfeitig bedingen; das Gefühl des Ginzelnen für die Gefanmtehre feiner 
ganzen Genoſſenſchaft ift e8, was man, in jeiner Anwendung auf engere Kreife 
wenigftens, ald Korporationsgeift (esprit de corps) zu bezeichnen pflegt. 

An und für fi gehört nun ver Begriff der Ehre, wie er im Bisherigen 
dargelegt worden ift, keineswegs dem Redtsgebiete an; indeſſen ergeben ſich 
alsbald mannigfadhe Berührungen deſſelben mit viefem legteren, und zwar find 
biefe nicht etwa vereinzelt und mehr äußerlicher Natur, ſondern von der wefent- 
lichſten und innigſten Beichaffenheit. Beringt find nämlich diefe Beziehungen ber 
Ehre zum Recht durch die Thatſache, daß derſelbe Begriff ver Perſönlichkeit, auf 
welchem nad ver einen Geite hin die Ehre fußt, amdererfeits auch den Begriff 
der Nechtsfähigfeit, alfo eine der Grundſäulen des Nechtsgebietes trägt. Weil dem 
nad die Ehre einerfeits, die Nechtsfähigkeit Anvererfeits nur verfchiedene Attribute 
des gemeinfamen Begrifjes der Perfönlichkeit find, muß die Geftaltung beider in 
einem gewiſſen Parallelismus erhalten werden; — weil die Ehre eine wefentliche 
Eigenſchaft ver Perfönlicpkeit ift, müßte ver dieſer legteren ertheilte Rechtsſchutz als 
ein ungenügender erfcheinen, wenn derſelbe nicht auch jene erftere gegen Berlegungen 
fiher zu ftellen fuchen würde. Aber freilich wird. die gröbere Natur des Rechts, 
weſche viefem unmöglih madt, dem Ehrgefühle in feinen” feineren Windungen zu 
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folgen, weder jenen Paralleliomus noch diefen Schug in völlig erſchöpfender Weife 
berzuftellen und zu ertbeilen erlauben; es wird demnach in einzelnen Fällen vor- 
fommen fünnen, daß die Begriffe ver rechtlichen und der fittlichen Ehre ſich zweien, 
fo daß diefe ohne jene oder jene ohne diefe vorliegt, was dann zu einer ähnlichen 
Objeltivirung ver die rechtliche Ehre bedingenden Momente führen muß, wie eine 
ſolche oben bereits nach anderen Seiten hin nacdhgewiefen wurde, — es wirb 
ferner nicht minder vorkommen können, daß der Nechtsihug, welcher ver fittlich 
wie rehtlid anerkannten Ehre gewährt wird, unter gewiſſen Borausfegungen 
fih ungenügend ermweift. 

Bor Allem handeit es ſich alfo darum, die verfchiedenen Abftufungen der 
Rechtsfähigkeit und der Ehre unter ſich jo weit möglich in Uebereinftimmung 
zu bringen. Unfähig die mannigfaltigen Geftaltungen der individuellen Ehre durch 
feine formellen Beftimmungen zu beherrſchen, muß dabei das Recht auf das Durch— 
Ihnittsmaß der einem refpeftablen Menfchen gebührenden Achtung das Hauptgewicht 
legen, auf die Ehre alfo des unbefholtenen Menfchen; aber auch bei der Behand: 
lung ver befholtenen Leute wird immer nod diejenige Grenze eingehalten werben 
müſſen, welche die Rüdjicht auf vie allgemein menschliche Ehre fordert, und anderer- 
feit8 wird, wenn aud nur in untergeoronetem Maße, immerhin auch nod bie 
befondere Ehre und deren Schmälerung Beachtung finden müſſen, und allenfalls 
auch von Auszeichnungen die Rede fein können, durch welche der Staat befonders 
hervorragende Grade der inbivinuellen Ehre zu bezeichnen verſuchen mag. Als 
Ausgangspunkt ferner wird jederzeit der Sag dienen, daß einerfeits der Befig 
wenn nicht aller jo doch gewiller Rechte von der fittlihen Integrität und dem 
über fie begründeten Urtheile abhänge, andererjeits aber auch wieder gewiſſe rechts» 
widrige Handlungen dieſe fittlihe Integrität ſchmälern und auf das Urtheil über 
diefelbe beftimmend einwirken; es wird demnach eben fowohl die Eriftenz der vollen 
Rechtsfähigkeit durch den Befig der Ehre bevingt erjcheinen, als umgekehrt eine 
Schmälerung der Ehre als Folge vechtswidriger Handlungen eintreten müſſen oder 
doch fünnen. Beide Male werden natürlich die Schmälerungen des Rechts, welche 
in Folge der Schmälerung der Ehre eintreten follen, wenigftens annähernd rechtlich 
feftgeftellt werden müſſen; aber auch die Borausjegungen ihres Eintrittes werben 
zumeift, und zwar nicht nur im legteren Falle, noch einer näheren rechtlichen Be- 
ſtimmung bebürfen. Nicht immer wird nämlich das Recht, indem es rechtliche Wir- 
kungen an die Schmälerung der Ehre nüpft, deren Borhandenfein und Map völlig 
der Öffentlihen Meinung und der über fie begründeten Ueberzeugung des Richters 
anheimftellen können; in viel häufigeren Fällen wird es diefelbe vielmehr feinerfeits 
an beftimmte Borausfegungen binden, und. damit den an fi nicht rechtlichen 
Begriff der Ehrenfchmälerung in einen Rechtsbegriff umfegen müfjen. Allerdings 
wird dabei die oben ſchon angeveutete Gefahr nicht zu vermeiden fein, daß in 
Folge dieſer rechtlihen Formulirung Recht und Sitte unter Umftänden aus einander 
gehen mögen; allein nur auf viefem Wege kann eine noch weit fchlimmere Gefahr 
bejeitigt, fan nämlid dem Individuum gegen widerrechtliche Willfür des Gerichts 
wie gegen ungerechtfertigte Abirrungen der öffentlihen Meinung ein einigermaßen 
zureihender Schub gefihert werben. 

Im Einzelnen geftaltet ſich begreiflich die Lehre von den Ehrenjchmälerungen 
in den pofitiven Rechten fehr mannigfaltig. Das römifhe Recht, ausgehend 
von einer dreifachen Abftufung ver Nechtsfähigkeit, vermöge deren Freie und Un— 
freie, Bürger und Fremde, endlich Familienhäupter und untergeorbnete Familien: 
glieder unterfchieden werden, fennt zumächft Leute, welchen wie alle Rechtsfähigkeit, 
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fo auch alle Ehre fehlt, die Unfreien ; ven Vollgenuß ver Ehre (existimatio) fnüpft 
dafjelbe überdies noch an den Befig des Bürgerrechtes, ohne doch den Fremden 
alle Ehre abzufprehen; ven Familienftand endlich läßt daſſelbe auf die Ehre über- 
haupt nicht einwirken. Eine Ehrenſchmälerung, neben dem Berlufte der Ehre, 
welcher in jeder ſtrafweiſen Entziehung des Bürgerrecht oder gar ber Freiheit 
liegt, Kennt daſſelbe zunächft in der infamia ?). Diefelbe trat ein als Folge ber 
Berurtheilung wegen Kriminalverbrehen, manden Privatoeliften over aud in 
gewiffen Schulpprocefien; als Folge ver Infolvenz, der ſchimpflichen Militärent- 
laffung oder Entfernung von einer Tutel; als Folge einer Reihe für beſonders 
unfittlich geltenber einzelner Handlungen (Bigamie, Ehebruch, Verlegung des Trauer- 
jahres, Bruch gewiffer eidlicher Zufiherungen, faljhe Delation u. dgl. m.); endlich 
als Folge des Betriebes gemilfer befonvers verachteter Gewerbe (Hurerei und 
Hurenwirthſchaft, Schaufpielerei, Thierfampf). Ihre Wirkungen beftanden urfprüng- 
lih in ver Entziehbung aller politiihen Rechte (des jus suflragii et honorum), 
alfo der einen Halbſcheid ver in der Civität enthaltenen Befugniffe, während vie 
andere, die Fähigkeit nämlih zum jus ceivile, dem Infamen erhalten blieb 3); 
einige weitere, rein pofitive Zurüdjegungen verfelben (3. B. deren Beſchränkung 
bezüglich der Zulaffung vor den Gerichten, der Fähigkeit zur Ehe) haben ſich noch 
in fpäterer Zeit erhalten, nachdem die politiichen Rechte und damit auch deren 
Entziehung ihre Bedeutung längft verloren hatten. Neben der Infamie fteht aber 
noch eine Reihe von Ehrenjchmälerungen, welche, verjhievdenen Umfangs, von dem 
Cenſor nad freiem Ermefjen verhängt werben mögen; der Genfor konnte dem 
Bürger ebenſowohl alle politiihen Rechte entziehen, indem er ihn zum serarius 
machte, als er deſſen tribus mindern, den Senator aus dem Senate ftoßen, dem 
Ritter fein Pferd nehmen, oder auch mit der bloßen Ertheilung einer rügenden 
nota ſich begnügen konnte. In einer Reihe von Fällen legt überdies das römifche 
Recht aucd geradezu auf die Verächtlichkeit (turpitudo) Gewicht, welche um befon- 
derer Zuftände oder Handlungen willen gewiſſen Perfonen in ver öffentlichen 
Meinung anflebt, ohne ſich dabei auf die rechtliche Feftftellung ihrer Voraus: 
ſetzungen irgenbwie einzulaffen; zumeift handelt es fich dabei um Berhältnifie, 
welche eine fpecielle fittlihe Würdigung der Individualität durch den Staat oder 
den Richter nothwendig machen (Zulaſſung zu Ghrenämtern, zu Vormundſchaften, 
zum Zeugnifje u. dgl.), feltener um einzelne, ein für allemal rechtlich normirte 
Konfequenzen (3. B. gelegentlich der VBorausfegungen der querela inofficiosi testa- 
menti, der Zulaffung zur Stellung einer famosa actio, u, dgl.). Endlich beachtet 
das römische Recht, wiewohl nur in untergeorpneter Weife, auch die Verſchiedenheit 
der Ehre der verfhiedenen Stände; die befondere Kleidung und Ehrenzeichen 
gewiffer Stände, die Berüdfihtigung des Standes bei der Verhängung gewifler 
Strafen oder auch im Eherechte u. dgl. m. wären in biefer Hinficht zu erwähnen; 
im Ganzen ift es indeſſen weniger der Gefichtspunft der Ehre als die Rückſicht 
auf Vortheile rein realer Art, welche der eigenthümlichen Behandlung der Solbaten, 
ber Beamten u. dgl. im fpäteren Rechte zu Grunde liegt, ganz wie es nicht bie 
verjchiedene Abftufung der Ehre gewejen war, weldye vordem die Verſchiedenheit 
des Rechts der Patricier und ver Plebejer erzeugt hatte. 

Wie das römifche jo geht auch vas Ältere deutſche Recht von dem Zu: 


2) Vol. zumal von Savigny, Spftem, I. S. 170—230, und ©. 516—559. 
2) Ausnahmsweiſe findet ſich auch eine Ausfchliefung vom Zeugniß (intestabiles). 
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ſammenhange der Ehrenhaftigfeit mit der Rechtsfähigfeit aus 9), Der unfreie Mann 
freilich wußte fi in Deutſchland, wenn aud vom Landrechte ausgeſchloſſen, bald 
feinen eigenen Kreis zu fchaffen, innerhalb deſſen er fein Recht und damit auch 
feine Ehre anerkannt fah, und fogar ein unfreier Adel mag fih mit der Zeit 
aus den Minifterialen oder Dienftmannen bervorbilden; aber ver Aechter verlor, 
wenn anders jeine Acht eine vollftändig wirkfame war, mit feiner Rechtsfähigkeit 
auch feine Ehre, und wenn ihm jelbft aus der Acht fich zu löſen verwilligt wurde, 
mochte ihm doc dieſe legtere noch geſchmälert bleiben. Als eine bloße Schmälerung, 
nicht Entziehung des Rechts ift die Rechtlofigkeit zu betrachten. Diefe entzieht 
zunächft ven Anſpruch auf Buße, und hat hievon ihren Namen, indem die Buße 
ganz vorzugsweile ald das „Recht“ des Mannes bezeichnet wurde; eine Reihe 
von perfönlihen Unbilven, welche ven unbefcholtenen Mann zur Klage auf Buf- 
zahlung beredhtigen würden, mag darum dem Rechtloſen ungeahndet angethan 
werben 5). Auch ohne Wergelo find die rechtlofen Leute; doch foll der Frieden auch 
an ihnen nicht gebrochen werben, d. b. jchwerere ihnen zugefügte Verlegungen 
jollen mit Acht oder öffentliher Strafe im Intereffe des Landfriedens geftraft 
werden, und nur der Beihäpigte felbft unvergolten liegen. Weiter jcheint die Recht- 
lofigfeit urſprünglich wie die römische infamia die politifhen Rechte entzogen zu 
haben; weder ald Schöffe, Fürſprech oder Richter, noch als Zeuge, Geſchworner 
oder Eidhelfer fann ver rechtiofe Mann im Gericht auftreten, und auch die eigene 
Verteidigung durch den Eid, fo wie das Recht auf einen Bormund zur Klage 
oder zum Kampfe pflegt ihm aberfannt zu fein. Endlich entzieht die Rechtloſigkeit 
aud die Lehnsfähigkeit, die Theilnahme an ehrbaren Genofjenfhaften, u. dgl. m. 
Es zählen aber zu den rechtlofen Leuten die Oberächter, welche zwar ihren Frieden 
aber nicht ihr Recht (im engeren Sinne) mwiedergewonnen haben, fo wie alle vie, 
welche eines Verbrechens überführt oder geftändig waren, das an Hals und Hand 
oder an Haut und Haar gieng; rechtlos machte ferner der Betrieb gewiſſer als 
unehrenhaft geltender Gewerbe (Kämpfen um Lohn, vagirendes Muftciren, Bettel- 
gang). Nad dem Rechte des fpäteren Mittelalters find überdies aud die unehe- 
li Gebornen rechtlos; aber freilich ift bei ihnen nicht eine Ehrenſchmälerung 
der Grund der Rechtsſchmälerung, vielmehr umgekehrt die in den mangelhaften 
oder auch völlig fehlenden Familienrechten begründete Minderung der Rechtsfähigfeit 
der Grund ver erft in fpäterer Zeit beftimmter hervortretenden Minderung ver 
Ehre, und demgemäß reihen aud die Wirkungen der Redhtlofigkeit bei der unächten 
Geburt entfernt nicht fo weit als in ven Fällen, da biefelbe durch Verbrechen 
oder anſtößige Yebensweife begründet ift. Neben der Rechtloſigkeit kennt das ältere 
germanifche Recht noch mande andere Arten ver Ehrenſchmälerung. Außer den 
Rechtloſen weiß 3. B. das alte norwegifhe Recht aud von Halbredhtsleuten, d. h. 
jolhen, deren Buße in Folge ungeeigneter Aufführung zwar nicht vSllig binfällig 
geworben, aber doch auf vie Hälfte heraßgefett worten ift, und in däniſchen Rechten 
fommt Aehnliches vor 6). Unfere deutſchen Quellen kennen eine befonvdere Ehrlofig- 


) Dal. Budde, Ueber Nechtlofigkeit, Ebrlofigfeit und Echtlofigfeit, 1842; Hillebrand, 
Ueber die gänzliche und tbeilweife Entzjiebung der bürgerlichen Ehre nach den deutichen Rechte: 
büchern des Mittelalters, 1844, Es ift übrigens bier nicht am Orte, auf die mannigfach ver: 
—— Anſichten über den Gegenſtand oder gar auf eine Polemik gegen dieſelben näher ein- 
zugehen. 

6, Der Sachſenſpiegel freilich gewährt dem Rechtloſen eine Scheinbuße, um dem Richter 
jein Gewette zu fichern, d. h. er fäht um der öffentlichen Ordnung willen auch Jenem angethane 
Unbilden verfolgen, ihm felbft aber die Verfolgung nach mie vor nicht zu Gute kommen. 

6) Bol. Wilda, Strafr., S. 301 - 306, und 522-524. 
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feit, welche wegen Hanplungsweifen eintritt, die befonders heilige Treuepflichten 
verlegen, und anbererfeits die Ausſchließung von Rechten wirft, deren Befig eine 
ganz beſondere Ehrenhaftigkeit vorausjegt, „wente alle ere van truwe kumpt* 
(Gloſſe zum fädhl. Landr. I, $. 78, $. 1). In gewiſſem Sinne läßt fi auch bie 
Berfeftung oder proviforifhe Aechtung hieher ftellen, jowie eine Reihe von Ehren- 
firafen, melde ohne Recht und Ehre zu nehmen doch dieſe legtere zu kränken 
beftimmt find, u. dgl. m. Endlich berüdfichtigt das deutſche Recht auch die beſondere 
Ehre neben der allgemeinen bürgerlihen, und zwar nicht nur infoferne als es bie 
böbere Ehre, welche Stand, Amt u. dgl. geben, in dem Betrage der Buße abfpie- 
gelt, durch deren Grlegung vie begangene Ehrenkränfung zu jühnen ift, als es 
ferner an den höheren Stand und Beruf mandperlei andere Ehrenvorzüge zu knüpfen 
fi angelegen fein läßt, fontern aud darin, daß daſſelbe den einzelnen Genoſſen— 
ſchaften (3. B. Markgenoſſenſchaften, Gilden u. dgl.) geftattet, Recht und Ehre, 
welche in der Theilnahme an ihrem Verbande beruhen, unabhängig von dem Rechte 
und ber Ehre, welche das gemeine Landrecht gewährleiftet, in geeigneten Fällen 
dem einzelnen Genofjen zu entziehen. 

Weniger die Reception des, fehr mangelhaft verftandenen, römiſchen Rechts 
in Deutſchland, als die Ummwantlung, melde in den fittlihen und focialen An- 
fhauungen des Volks vor fih gegangen ift, hat auf die Umgeftultung unferes 
neueren Rehtes beftimmend eingewirkt. Bor Allem mußte die Möglichkeit einer 
völligen Entziehbung alles Rechts und aller Ehre vor ver fteigenden Gefittung 
weichen; die Unfreiheit, die Friedloſigkeit, felbft ver in gewiffer Beziehung an 
deren Stelle getretene bürgerlihe Top mander Rechte mußte wegfallen, weil mit 
dem Bewußtfein der Gegenwart die Behandlung von Menſchen als Sachen abfolut 
unverträglih geworben ift. Ja fogar in nod weiterem Umfange macht ſich das 
Gefühl für die unter allen Umftänden zu wahrenve allgemein menjhlide Ehre 
heutzutage geltend; die Bejeitigung 3. B. gewiſſer mit diefer unvereinbarer Strafen 
(Brandmarkung, Austellung am Pranger, Prügel u. dgl.), die Befeitigung ferner 
gewifler, zwar an ſich nicht verwerflider, aber mit der befonderen Geſchlechtsehre 
der Weiber unverträgliher Strafarten in ihrer Anwendung auf diefe, wird jeves 
einigermaßen gebildete Volk, das für die eigene Würde einiges Gefühl befigt, zu 
begehren und burchzufegen willen. 

Bon den alten Anwendungsfällen ver Nechtlofigfeit hat fih ver eine, bie 
Rechtloſigkeit nämlih als Folge von Berbreden, erhalten, aber freilid 
unter anderen Namen (Berluft der bürgerlichen Ehre, Ehrlofigkeit, Infamie u. dgl.), 
mit mehrfach abweichenden Wirkungen bekleidet, endlich von ben Weberreften ver 
alten Ehrloſigkeit keineswegs jcharf geſchieden. Die Wirkungen verfelben beftehen, 
im Ginzelnen partifularrechtlich verfchieden begrenzt, wefentlich in dem Verlufte ver 
politiihen Rechte, alſo insbejonvere des aktiven und paffiven Wahlrehts in Staats-, 
Bezirks- und Gemeinveangelegenheiten fowie ver Fähigkeit zu öffentlihen Aemtern 
und Würden, in dem Berlufte des Adels und aller üffentlihen Auszeichnungen, 
in der Unfähigkeit zur Theilnahme an ehrbaren Genoſſenſchaften (Hünften, Börſen 
u. dgl.) und zur Bekleidung von Funktionen, welde ein höheres Bertrauen vor- 
ausſetzen (Apvofatie, Profuratur, Notariat, Geſchwornenthum, Vormundſchaſt), aud 
wohl in dem Rechte die Nationalkokarde zu tragen, die Waffen zu führen, eivliches 
Zeugniß zu geben, Lehen zu befigen, ein Teftament zu maden u, vgl. m. Die 
Ehriofigkeit pflegt dabei an die Verurtheilung wegen ſchwerer Verbrechen geknüpft 
zu fein, oder, was daſſelbe ift, an die Verurtheilung zu ſchweren Kriminalftrafen, 
welde legteren foldenfals, da nicht der Strafvollzug, fondern die bloße Ver— 
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urtbeilung entſcheidet, lediglich als das Ariterium der Schwere des Berbrechens 
erjcheinen 7). Zmwedmäßig erſcheint es, ihren Gintritt von einem beſonderen Aus- 
fpruche des Gerichtes abhängig zu machen, oder diefem doc zu geftatten, in dem 
tondemnirenden Sprude die Ehre dem BVerurtheilten ausdrücklich vorzubehalten, 
da befondere Umftände eben fowohl dem fchwerften Verbrechen ven Charakter ver 
Ehrenrührigkeit benehmen, als umgefehrt einem weit leichteren dieſen aufprägen 
fünnen. Die legtere Möglichkeit wird in der That von vielen Gefepgebungen in 
der Art berüdfichtigt, vaß aud an die Verurtheilung wegen folcher Vergehen, die 
jwar nur mit minder fchweren Strafen bedroht, aber fpecififch fittenwidrigen Cha— 
rakters find, ja fogar an ven bloßen Banferott, Ehrenfhmälerungen ein für allemal 
gefmüpft werden, oder doch durch bejonderen richterlichen Ausſpruch mit derſelben 
verbunden werben können; biefelben umfafjen folhenfalls nicht immer die ſämmt— 
lihen aufgezählten Wirkungen der modernen Infamie, fondern nicht felten nur 
einige einzelne verfelben, und zumal im leßteren Falle nähern fie fi mehr ver 
älteren Ehrlofigfeit als der Rechtlofigkeit. Durch Iandesherrliche Begnadigung (resti- 
tutio fame) fönnen der Regel nad die Ehrenfchmälerungen diefer wie jener Art 
getilgt werben; in manden Fällen, zumal im Falle einer erfolgreih durchgeführten 
Minifterankfiage, erleidet invefjen tiefe Regel zwedmäßig eine Ausnahme, 

Im Gegenfage zu dem bisher Bemerkten ift die alte Rechtloſigkeit ver 
unächten Kinder heutzutage völlig weggefallen, oder find doch nur noch einige 
wenige, ganz vereinzelte Spuren derſelben hin und wieder ftehen geblieben; das 
richtige Gefühl, welches eine Ehrenihmälerung nicht an einen von der betreffenden 
Perfon unverjhuldeten Umftand gefnüpft wiffen will, hatte zunächſt zu einer eigen- 
thümlihen Legitimationsweife geführt (legitimatio minus plena, ober quoad 
honores), welche dem Legitimirten vie Ehre und das bürgerliche Recht des ehelich 
Geborenen ohne defien Familienftanpsrechte gewährte, und lie fpäter, pa bie Er- 
theilung niemals vom Landesheren verweigert zu werben pflegte, aud deren Ein- 
holung als überflüffig erjheinen. Die Rechtloſigkeit, welhe als Folge des 
Betriebes gewijfer Gewerbe eingetreten war, hatte zumal in folge der 
Unduldſamkeit der Zünfte zunächſt mißbräudlid eine bedeutende Ausvehnung ges 
wonnen, aber freilich eben damit auh an der Strenge ihrer Wirkungen etwas 
eingebüßt; durch einen Reichsſchluß von 1737 wurde indeſſen vie Unehrlichkeit 
(Anrücigteit) auf den Schinvder oder Wafenmeifter und deſſen Kinder eingefhränft, 
und in der Anwendung auf feine Perſon (nicht die feiner Kinder), dann allenfalls 
aud auf die Perfon von Huren und Hurenwirthen, von Landſtreichern u. dgl. m. 
bat ſich dieſelbe auch gegenwärtig nody erhalten. Endlich findet begreiflich audy die 
Berächtlichkeit, welche gewiflen Berfonen ihres böfen Lebenswandels wegen 
folgt, noch heutzutage ihre Stätte; wie viefelbe inveffen in ihren Borausfegungen 
rechtlich fi nicht formuliren läßt, fo pflegen auch veren Wirkungen nicht ein für 
allemal gleihmäßig formulirt zu fein: Ausſchließung von öffentlihen Aemtern und 
Würden, jeltener von allen politifhen Rechten, Fernehaltung von allen ehrbaren 
Genoſſenſchaften, Verminderung der perfünlihen Glaubwürdigkeit, Unfähigkeit zur 
Uebernahme von Vormundſchaften oder zum Betriebe gewifjer Berufsarten, An— 
wenbbarfeit der querela inofficiosi testamenti ihnen gegenüber u. dgl. m., pflegen 
als ſolche vorzukommen, und die Unehrlichkeit, nur durch ihre Borausjegungen 


7) Anders wurde die Sache eine Zeitlang in früheren Jahrhunderten betrachtet, aber freilich 
mit Verkennung deſſen was die Natur der Sache ſowohl ala das ältere Necht forderte. 
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von der Berächtlichkeit gejchieden, nimmt an venfelben ebenfowohl Antheil als bie 
Ehrlofigkeit, foweit natürlich die legtere nicht im ihren Folgen nod weiter greift. 

Zum Scluffe aber ift no zu erwähnen, daß auch der moderne Staat in 
gewiſſem Umfange noch auf die bejonvdere Ehre neben ver gemeinen bürgerlichen 
Gewicht legt, indem ex einerfeits an beftimmte Vorausſetzungen beftimmte Ehren- 
vorzüge bindet, andererjeitd aud wohl eine Benehmung der befonveren Ehre ohne 
Deeinträhtigung der gemeinbürgerlihen fennt, z. B. eine Ausftoßung aus dem 
Üdelsverbande oder der Zunft, Wegweifung von ver Börfe u. dgl. m. Feſter 
ausgeprägt erjcheint aber, und zwar nad beiden Seiten hin, faft nur vie befon- 
dere Ehre des Dfficierd- und Beamtenftandes, als an welder ver Staat 
ein unmittelbare eigenes Intereſſe hat; der höhere Schuß, welchen das Strafrecht 
der Amtsehre beider Klaſſen gewährt, und die Kafjation oder Dienftentlafjung Als 
Ausftogung aus dem Beamtenverbande andererjeits mögen bier nur des Zufanmen« 
banges wegen in Erinnerung gebracht werben. In gleicher Weife mag endlich auch 
nod der Orden gedacht werben als eines mehr oder minder erfolgreihen Mittels, 
beſonders hohe Grade der rein individuellen Ehre zu formeller ftaatliher Aner- 
fennung zu bringen. 

Zweitens fommt aber das Recht mit der Ehre noch infofern in Berührung, 
als demfelben obliegt, diefe gegen jede Kränfung zu jhügen.d) „Niemand 
bat ein Recht auf Achtung, wie Niemand eines gegen Verachtung, wohl aber 
Jeder eines gegen den Ausdruck ver Verachtung ;" 9) fo einfah und ficher aber 
diefer oberfte Grundſatz an und für fich ift, fo erheblichen Schwierigkeiten unter- 
liegt doch deſſen Durchführung im Einzelnen, und zwar beziehen fich dieſe theils 
auf die nähere Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenträntung, theils 
auf die Beſtimmung des Weges, auf weldem der Rechtsſchutz gegen dieſelbe er- 
theilt werben foll. r 

Zunächſt läßt fi in gewiſſem Sinn jede formelle Rechtsverlegung als eine 
Ehrenkränkung auffaflen, foferne in der Mißachtung ver fremden Rechtsphäre noth- 
wendig auch eine Mißachtung der fremden Perjönlichkeit jelbft liegt. Von dieſem 
Gefihtspunfte aus ift es zu erklären, wenn das römiſche Recht jedes wifjentlidh 
verübte Unrecht, welches weſentlich gegen die Perjon des Verletzten gerichtet ift, 
unter den Begriff ver Ehrenkränkung bringt und fomit feiner injuria einen zugleich 
generellen und jubjiviären Charakter aufprägt; völlig denfelben Standpunkt nimmt 
aber aud das ältere deutſche Recht ein, fofern vafjelbe aus allen dolofen Rechts— 
verlegungen neben der Verpflichtung zur Zahlung eines Friedensgeldes und zum 
Erſatze tes etwa angerichteten Schadens aud noch die weitere Pflicht der Ent» 
richtung einer Buße an den verletten Privaten entfpringen läßt. Aber auch dann, 
wenn wir, wofür zwar nicht das römiſche, wohl aber bereits das ältere deutjche 
Recht entjchievene Anhaltspunkte gewährt, von dieſem weiteren Bereiche uns auf 
den engeren Kreis berjenigen Fälle zurüdzichen, in welden vie Verlegung ver 
fremden Ehre nicht blos ein accefjorifches, ſondern geradezu das principielle Mo— 
ment der Hanblung ausmacht, bleibt nody immer die genauere Begrenzung des 
Gebietes der Injurie fchwierig genug, und zwar nicht blos darum, weil bin und 
wieder (3. B. bei der fogenannten Realinjurie) gerade ver Umftand zweifelhaft er: 


8) Dal, zumal Köftlin, die Ehrverletzung nad deutichem Mechte in der Zeitichrift für 
deutich. Recht, Bd. XV, S. 151— 236 und S. 364—435, ferner Mitter maier, in Weiske's 
Rechtslexikon, V, S. 863— 904. 

9, Brinz Pandelten, I, ©. 516, 
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ſcheinen kann, ob die Verlegung der Ehre oder irgend eines andern Gutes einer 
beftimmten Handlung ihr charakteriftiiches Gepräge verleihe. Bor Allem wird an- 
erfannt werben müſſen, daß auch nach diefer Seite hin das Recht weder befähigt 
nod berufen ift, auf die Mannigfaltigkeit der individuellen Ehre einzugehen. Das 
Recht kann und fol nicht ven inbividuellen Werth des Einzelnen auf vie Waage 
legen und danach Jedem das Maß an Ehre zumeſſen, deſſen er genießen fol; 
dafjelbe hat vielmehr auch hier wieder auf das oben befprohene Normalmaß der 
einem unbeſcholtenen Menſchen zufommenvden Ehre zurüdzugehen, darüber hinaus- 
ragende Grade einer höhern Ehre aber nur injoweit zu berüdfichtigen, als vie» 
felben überhaupt als ſolche rechtlich firirt find, oder als dieß etwa bei Beftimmung 
der Schwere der Folgen thunlich erfcheint, welche die Ehrenkränkung im ein- 
zelnen Falle für ihren Urheber äußern fol. Verſchieden mag dabei die Behandlung 
derjenigen Perfonen ausfallen, über welche eine rechtlich anerkannte Ehrenjchmäle- 
rung ergangen ift; das ältere deutſche Recht läßt feine rechtlofen Leute gegen In— 
jurien principiell jchuglos, das neuere Recht dagegen, zu weldem bereits ber 
Sachſenſpiegel den Uebergang bilvet, pflegt auch die an Ehrlofen begangene In- 
jurie als ftrafbar, nur freilich in geringerem Maße ftrafbar zu betradhten, indem 
daffelbe zugleih von einem regeren Gefühle für die aud im beſcholtenen Manne 
nody zu achtende allgemein menſchliche Ehre und von ter Anfhauung ausgeht, 
daß aud in der einem ſolchen zugefügten Injurie immerhin eine verwerfliche Ge— 
finnung ihres Urhebers ſich ausſpreche. Sodann wirb auch der Begriff der rechts- 
widrigen Verlegung nicht zu weit geftedt werden dürfen, damit nicht die Freiheit 
der Beurtheilung und damit die Möglichkeit eines öffentlihen Lebens allzufehr 
beſchränkt werde. In dieſer Beziehung wird zumal auf die Abſicht, zu beleivigen 
(animus injuriandi), Gewicht gelegt, aber freilich ver Regel nad) ein befonderer Nadh- 
weis berjelben nicht erbracht werben müffen; ihre Abwefenheit wird unter Umftänden 
die ftrafbare Injurie von der bloßen Invelifatefje, Grobheit u. dgl. ſcheiden müſſen, 
oder auch von ber ftrafweifen Geltendmachung einer rehtlih anerfannten Befug- 
niß zu Zucht und Erziehung. Trog diefer Schwierigkeit einer feften Begriffsbeftim- 
mung ericheint es indeſſen dennoch keineswegs zwedmäßig, wenn das Geſetz auf 
eine ſolche völlig verzichten, beziehungsweife diefelbe lediglich dem richterlichen Er» 
mefjen anheimgeben will, und am wenigften zwedmäßig, wenn der Spruch ausjchließ- 
ih in die Hand gelehrter Richter gelegt ift; die Ungleichheiten und Willtürlichkeiten 
in den Entſcheidungen, welde ſolchenfalls unvermeidlich find, erfcheinen im Vergleich 
mit den Nachtheilen, welche eine nicht völlig paſſende Gefegesvorfchrift mit fich führen 
mag, entſchieden als das größere Uebel. Nothwendig ift es dagegen, daß von der In— 
jurie im eigentlihen Sinne die Verleumdung ausgefhieden .werbe, d. h. ver 
wiſſentlich falfhe Vorwurf einer beftinmten ehrenrührigen Thatfadhe und deſſen 
Berbreitung; wo eine folhe in Frage ift, muß jedenfall ver Beweis der Wahr- 
beit der betreffenden Thatjache zugelaffen werden (exceptio veritatis), wenn aud) 
gute Gründe dafür fprehen mögen, bei der eigentlihen Injurie venfelben fern 
zu halten. 

Kaum minder ſchwierig als die Beftimmung des Begriffs der Injurie ift die 
Feftftellung des Weges, auf weldem der Schug gegen viefelbe erteilt werben foll. 
Durd die Injurie erfcheint zunächſt die Privatperfon verlegt, gegen welche dieſelbe 
gerichtet ift, oder allenfall8 mittelbar auch nod eine andere Privatperfon, welcher 
ein gewiſſes Vertretungsrecht dem unmittelbar Berlegten gegenüber zufteht (4. B. 
der Erbe bei Injurien gegen feinen Exblaffer; der Ehemann oder Bater bei Injurien 
gegen Weiber oder Kinder), und zunächſt muß ſich demnach ein Recht dieſes Damni- 
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fifaten auf Oenugthuung ergeben. Neben ver Privatperfon wird aber jederzeit auch 
der Staat verlegt fein, und zwar wenigftens darum, meil in jeder Injurie noth- 
wendig eine formelle Verlegung des objektiven Rechtes liegt, möglicherweife aber über- 
dies auch noch darum, weil im gegebenen Falle (wie 3. B. bei einer Amtsehrenbe— 
leidigung) zugleich die Gefammtehre tes Staates felbft verlegt erfcheint, oder aud) 
weil in Folge der Imjurie' eine weiter reichende Störung des öffentlichen Friedens 
zu befürdten ift, und von hier aus ließe fich principiell neben der Klage des Pri- 
vaten auch ein Einfchreiten von Amts wegen rechtfertigen. Mit Recht wird inbeffen 
bie officielle Verfolgung zumeift auf diejenigen Fälle beſchränkt, welde unter vie 
zulegt erwähnten Gefihtspunfte fallen, indem eine Vervielfältigung der Injurien- 
proceffe in feiner Weife wünfchenswerth, und der zunächft Verletzte zugleich jeben- 
falls der befte Beantworter ver Frage ift, ob im gegebenen Falle überhaupt zu 
gerichtlichen Einfchreiten ein Grund gegeben fei. Dabei follte aber freilich hinficht- 
lih der Klage des Privaten jeder Gedanke an einen Schavenserfag ferngehalten 
werben; ein vermögensrechtlicher Schaben ift durch die Injurte als folhe nicht ent: 
ftanden, fomit aud ein vermögensrechtlicher Erfag nicht möglid, und foweit etwa 
ausnahmömeife eine ſachliche Beihärigung dur jene veranlaßt eingetreten und 
fomit allerdings auch eine lage auf deren Vergütung rechtlich begründet ift, be— 
trifft diefe doch nicht den Injurienhandel als folden, fondern fließt fih nur 
änßerlih an diefen an. Die Anwendung von Geldſtrafen und ſelbſt deren Ueber- 
weilung an den Berlegten will natürlidy durch diefe Bemerkung nicht ausgeſchloſſen 
werden; vermieden werben follte aber jedenfalls die Unmwürbigfeit der dem römi— 
[hen Rechte entnommenen äftimatorifhen Klage, indem es zu unferen Be- 
griffen von Ehre wenig paffen will, wenn dem Ginzelnen bie Abſchätzung der 
eigenen Ehre in Geld zugemuthet wird: weit anftändiger nod wäre es, zu dem ein für 
allemal gefeglich feftftehenden Bußſätzen des älteren germanifchen Rechtes im Prin- 
cip und vorbehalten einiges Spielraumes für das richterliche Ermeffen zurückzu— 
kehren. Zwedmäßig erfcheint dem Principe nach die Zulafjung einer auf Wi der— 
ruf, Ehrenertlärung ober Abbitte gerichteten Klage, möge viefelbe nun 
allein geftellt over auch mit der Klage auf eine Gelpftrafe verbunden werben; 
nicht ohne praltiſche Schwierigkeiten ift deren Anwendung indeſſen va, wo die 
exceptio veritatis in Injurienprocefien nicht zugelaffen wird, foferne einerjeits dem 
Injurianten nicht zugemuthet werden fann, Vorwürfe ald unwahr zu widerrufen 
oder durch eine Ehrenerflärung zu befeitigen, von deren thatfächlicher Begründung 
er überzeugt, und nur darum das Gericht nicht zu überzeugen im Stande tft, weil ihm 
die Vorführung feiner Beweismittel verwehrt ift, andererjeits aber aud die andere 
Gefahr feıngehalten werten muß, daß durch eine allzufehr auf Schrauben geftellte 
Erklärung dem Injurirten ftatt einer Genugthuung nur eine zweite Injurie zu 
Theil werde 1%, Der Berhängung von öffentlichen Strafen im engeren 
Sinne, zumal von Gefängnißftrafen, ift ala fahgemäß anzuerfennen, und wird 
insbefondere in den Fällen, da wegen öffentlichen Aergernifjes u. dgl. die Injurie 
einen bejonderen Charakter annimmt, geradezu geboten erſcheinen; Strafen halb: 
wegs beſchimpfender Art, wie fie das fpätere Mittelalter liebte (Geige, Drillhäus— 
hen, Tragen des Lafterfteines u. dgl.), dürfen dabei natürlich als mit vem Gefühle 


— 








19) Niemand wird z. B. dadurch eine Injurie beſeitigt halten, daß der Beleidiger, wie 
ibm das baieriſche Landrecht, IV, K. 17, 8. 14 geftuttet, am erſten Gerichtstage einfad erklärt: 
„daß ibm die ausgeftehenen Schelt-Wort aus Zum oder Unbedachtſamkeit entwichen ſeynd.“ 
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unferer Gegenwart unverträglich nicht wieder aufgegriffen. werden. Uebrigens ver- 
fteht fih von ſelbſt, daß in Fällen eines öffentlichen Wergernifjes ein polizeiliches 
Einſchreiten zwar gerechtfertigt erjcheint, jedoch nur vorbehaltlich aller weiteren dem 
Verletzten felbft zuftehenden Schritte; die Verhandlungen der Injurienſachen über- 
haupt, oder audy nur die der geringeren Injurienfachen ein für allemal den Polizei« 
behörden zu überweijen, wie dieß bin und wider verfucht wurde, muß geradezu 
als unwürdig bezeichnet werde. 

Zum Schluß nod eine Bemerkung. Mehr als anderwärts liegt bei Ehren- 
kränfungen dem Verlegten nahe, zur Selbſthülfe zu greifen, und das Recht 
kann oder follte wenigftens dieſen Umſtand nicht unberüdfichtigt laffen. Zum Theil 
banvelt es fi dabei leviglih um eine natürlihe Aufwallung des Bluts, welde 
eben weil natürlich eine nicht allzu unmäßige Ueberfchreitung des rechtlich Erlaub— 
ten entſchuldbar macht; injoweit mag es genügen, wenn das Recht die Retorfion 
ter Injurie, d. h. deren Grwiderung durch eine gleich ſchwere Beleidigung, ge— 
radezu für ftraflos erflärt, und allenfalls einen Exceß ter Selbfthülfe mit Rüd- 
fiht auf den veranlaffenden Vorgang milder beurtbeilt. Zum Theil aber liegt ver 
häufigere Uebergang zur Seibfthülfe auch noch tiefer begründet, nämlich darin, daß 
das Recht die Ehre des Ginzelmen überhaupt nur mangelhaft zu fchiigen vermag. 
Die gejeglihe Begrenzung des Begriffes der rechtswidrigen Ehrenfräntung wird in 
vielen Fällen zu eng erfcheinen, um alle Handlungen zu erjhöpfen, vie als In— 
jurien betrachtet und empfunden werben, — der Beweis der Injurie, für deren 
Griftenz und Schwere gar häufig die unmerflihften und individuellften Züge einer 
Handlung entfcheitend find, wird oft genug nicht geliefert werben können, — 
gerate gegenüber ven am tiefften ſchmerzenden Beleidigungen wird es fogar unleid» 
lich erfheinen, überhaupt die eigene Ehre von frembem Urtheil und Schuß ab» 
hängig ftellen zu follen. Aus viefen Gründen hat fih in ver ganzen gebildeten 
Welt für Ehrenſachen die Selbfthülfe in der geregelten Geftalt ves Zweikampfs 
(gl. den Art.) als ein nothwendiges Uebel erhalten, nachdem dieſer im Uebrigen 
als Mittel, Rechtsſachen zur Entſcheidung zu bringen, längft aufgegeben worben ' 
ift. Die Verſuche, durch ſtrafrechtliche Verbote denjelben zu befeitigen, find an ber 
Unmöglichkeit gejcheitert, eine anderweitige Dedung der von ihm ausgefüllten 
Lücke in unferer Rechtsverfaſſung zu befhaffen und es ift eine Grauſamkeit, wenn 
der Staat den Cinzelnen ftraft, weil er zu demjenigen Mittel gegriffen, das ihm zur 
Wahrung der eigenen Ehre oder felbft Eriftenz nach dem Urtheile ver Standesgenoſſen 
blieb, während er doch einen andern Weg, zu demſelben Ziele zu gelangen, ihm zu 
eröffnen nicht vermag. Beſchränkt dagegen mag das Duell durch die Errichtung 
gehörig organifirter und mit Genoffen der Streittheile bejegter Ehrengerichte 
allerdings werden, jedoch wie alle Erfahrung gezeigt hat jelbft dieß nur unter ver 
Borausfegung, daß dieſen Gerichten die Befugniß eingeräumt werde, in den 
ertremften Fällen ihrerfeits auf jenes letzte Ausfunftsmittel in Ehrenſachen, auf 
ven Zweifampf, zu erkennen. a. Maurer. 


Eichhorn. 


Karl Friedrich Eichhorn, einer der erſten Rechtsgelehrten die Deutſch— 
land je beſeſſen hat, der Schöpfer einer wiſſenſchaftlichen Behandlung des deut— 
fhen Nechts, ift geboren zu Jena den 20. November 1781, geftorben zu Köln 
den 4. Juli 1854, 

Sein Vater war der berühmte Theologe und Hiftorifer Johann Gottfried 
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Eichhorn, der and der Grafihaft Hohenlohe-Dehringen gebürtig !), zur Zeit ber 
Geburt des Sohnes in Sena eine Profeſſur befleivete, indeſſen bereits 1788 nad 
Göttingen überfiedelte, und dort bis zu feinem Tode im Jahr 1827 eine ber 
Hauptzierden der Univerfität bilvete, fo daß Göttingen zur wahren Vaterftabt 
Karl Frievrihs wurde. Schon in feinem 16. Jahre konnte der reihbegabte junge 
Mann, nachdem er nur vier Jahre das ftäntifche Gymnaſium befucht hatte, die 
Univerfität Göttingen beziehen, um ſich der Jurisprubenz zu widmen. Boll Humor, 
durchweg heiteren offenen lebensfrohen Sinnes, fand er Freude am Stubenten- 
leben in größeren Kreifen und genoß es in vollen Zügen, verfäumte aber dabei 
nicht, eifrig zu finbiren. Meben ven berfömmlihen Kollegien über Jurisprubenz 
befuchte er die Vorträge der berühmten vamalisen Göttinger Docenten über Natur- 
wiffenfhaften, Philologie und Geſchichte; er hörte, um nur einige Namen zu 
nennen, bei Blumenbach und Heyne, bei Gatterer und Sclözer. In der Juris- 
prubenz waren es insbejondere Hugo, Pütter und Runde, die einen beftimmten 
Einfluß auf ihn übten, doch benugte er aud eifrig die Vorlefungen von Meifter, 
Martens, Leiſt, Waldeck und Glaproth. So vorbereitet, erwarb er nad) vierjähri- 
gem Univerfitätsftubium am 18. September 1801 zu Göttingen die juriftifche 
Doftorwürde, indem er eine Difjertation „de differentia inter austregas et ar- 
bitros compromissarios“ vertheidigte. Sein Entſchluß war es, ſich der Univer- 
fitätslanfbahn zu witmen, und in&befondere über öffentliches Recht zu dociren; 
da er indeſſen von der Ueberzengung durchdrungen war, daß blos gelehrte Kennt- 
niffe hierzu nicht ausreihen, daß vielmehr daneben eine praftifhe Anfchauung der 
Lebensverhältniffe Noth thut, jo ging er in ven Jahren 1801 bis 1803 nad) 
Wetzlar und Wien, und lernte dort, während er mit einer großen Anzahl aus- 
gezeichneter Perfonen in nähere Berührung trat, den Gefchäftsgang ver beiden 
höchſten Reichsgerichte kennen. In Wetlar wurben feine Zwede insbefondere durd) 
v. Gruben, ven kurmainziihen Präfentirten, geförbert, indem verfelbe ihm Akten 
und Relationen des Reichsfammergerichts mittheilte, und vielfach Gelegenheit zu 
eigenen Ausarbeitungen gab; in Wien erwies fi ihm für Erlangung einer 
näheren Bekanntſchaft mit dem procejinalifhen Verfahren des Reichshofraths, eine 
Empfehlung an den Reihshofrath v. Pufendorf als jehr nützlich. Auch in Regens- 
burg, am Sit des Reihstages, war er Willens gewefen länger zu verweilen, 
und bejuchte die alte merkwürdige Stadt im Sommer 1802 auf feiner Reife von 
Wetzlar nah Wien; unerachtet er aber daſelbſt durch den böhmiſchen Gefandten, 
Grafen Colloredo, einen früheren Univerfitätsbefannten, eine befonders freundliche 
Aufnahme fand, und überall, wo es ihm winfchenswertb ſcheinen mochte, einge- 
führt wurde, fo überzeugte er ſich doch bald, daß ein längerer dortiger Aufent: 
halt für ihn feinen reellen Nuten haben Fonnte, da der Reichstag in eine völlige 
Inaktivität verfunfen war, und die fir vie einzelnen Neihsftände fo über- 
aus wichtigen Entihädigungsfragen, um die es fi in Folge des Lüneviller Frie— 
dens noch handelte, in allen wejentlihen Punkten in Paris nad Specialverträgen 
mit Bonaparte, ohne jedes Mitwirken des Neichstags erledigt wurden. 

Im Herbft 1803 von Wien nah Göttingen zurückgekehrt, babilitirte ſich E. 
an der Univerfität, las im Winterfemefter 1803 auf 1804 über Reichsprocek, 
im Sommer 1804 über deutſche Rechtsgeſchichte, und trat gleichzeitig in das 
Göttinger Spruchkollegium, welches damals eine große Anzahl von beventenden 


1) Job. Gottir, Eichhorn, ein Sohn des Superintendenten Eichhorn zu Weiferöbeim, war 
geboren den 16. Oft. 1752 zu Dörrenzimmern. 
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Rechtsfällen zu entfcheivden oder zu begutachten hatte. Indeſſen ſchon 1805 ver- 
ließ er Göttingen, da fi ihm feine Ausficht auf baldige Erlangung einer 
feinen Wünſchen entſprechenden Stellung darbot, und folgte einem Rufe als 
außerordentliher Profeffor ver Rechte nach Frankfurt an der Ober. Hier finden 
wir ihn, mährenn er, um den Bedürfniſſen der Univerfität zu genügen, über 
faft ſämmtliche juriftiiche Disciplinen Borlefungen halten mußte, bereits mitten 
in den Studien begriffen, durch die er fo Großes leiften follte. Schon nad) einem 
zweijährigen Aufenthalt in Frankfurt ließ er den erften Band feiner deutſchen 
Staats- und Rechtsgeſchichte vruden, in deffen vom 13. Mai 1808 vatirter 
Vorrede er klar und beftimmt die Anfichten über vie Behandlung des Rechts aus- 
ſpricht, die er bei aller feiner fpätern umfangreichen Iiterarifhen und praftifchen 
Thätigfeit unverändert befolgt hat, und deren Anwendung auf das deutfche Recht 
er zuerft im Jahr 1815 in einem Aufſatz über das gefchichtliche Studium des 
deutſchen Rechts entwidelte, den er dem erften Heft der von ihm mit Savigny 
gegründeten Zeitſchrift für gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft einverleibte, wo er neben 
Savigny's einführenden Worten. über den Zwed der Zeitfchrift gleihfam ein er- 
gänzendes Programm verjelben bildet. Eine felten glüdlihe Wahl hatte E. im 
Jahr 1811 von Frankfurt nah Berlin an die im Herbft 1810 neu eröffnete 
Univerfität berufen, um neben Savigny, der das römifhe Recht an ihr vertrat, 
das deutſche Recht zu lehren. Wie überhaupt in jenem Moment der auferorvent- 
lihe Zuſammenfluß geiftiger Kräfte an der Berliner Univerfität, die mit dem 
tlaren Willen dur fie das vom Unglüd tief niedergedrückte Volksbewußtſein zu 
kräftigen und zu ftählen, geftiftet war, alle einzelnen Mitarbeiter an dem herr- 
lichen Werk über ihr gewöhnliches Sein emporheben mußte, fo war dies auch bei 
E. in hohem Grade der Fall; er fühlte fi in eine ganz neue Lebensatmoſphäre 
verfegt, die in ihm alle Geiftesnerven anfpannte und zu gefteigerter Thätigkeit 
und Produktivität führte; und daß es gerade Savigny war, mit dem er bier in 
nähere Berührung kam, indem bie gänzliche Uebereinftimmung beiver Männer 
über die Art und Weife, in welcher die Rechtswiffenfchaft angefehen und behan- 
delt werden müſſe (Zeitfchr. für gefchichtl. Rechtsw. I. ©. 1), fie zu einander 
führte, darf für eine befonders glückliche Fügung gelten, die für das von ihn 
bebaute Feld die fhönften Früchte tragen mußte und getragen hat. . 
Doch vorerft follte E.’s ſchöne Thätigkeit in Berlin nur von furzer Daner 
fein, indem ihn die großen Ereigniffe des Jahres 1813 in Anſpruch nahmen. 
E. hatte ftet3 nach feiner innerften Natur und feinem ganzen Ipeenkreife die Er- 
niedrigung unferes Baterlandes unter franzöfifches Joch beſonders ſchwer empfun- 
ven; er hatte fih in Frankfurt in feiner Sehnſucht nah einer thätigen Erhebung 
wider Franfreih im Spätherbft 1808 in den von König Friedrich Wilhelm III. 
durch Kabinetsorpre vom 30. Juni 1808 „nad feinem Zweck und feiner Ber- 
faffung gebilligten Tugendverein“ aufnehmen, und zum Direktor der Frankfurter 
Hauptlanımer ernennen laffen (ſ. I. Boigt, Gefhichte des Tugendbundes, Ber 
lin 1850, ©. 27, 40), indem er damals mit vielen andern Patrioten von dem 
Berein Reelles hoffte, und nicht erwartete, daß er nad wenigen Monaten von 
den tüchtigften feiner Mitglieder als unpraftifh erfannt und am 31. December 
1809 in Folge deſſen vom König würde aufgelöft werben. Seitdem hatte er mit 
gepreßtem Herzen den Drud ertragen, ver auf Preußen und ganz Deutſchland 
laftete, hatte im Frühjahr 1812 die endlofen Züge der franzöfiihen Heeresmaffen 
dur Berlin mit trübem Auge gefehaut, hatte mit Ekel den feilen Jubel vernom- 
men, der Bonaparte's Reife durch Deutichland zu einem Triumphzug ftempelte, 
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und in eifrigfter Vertiefung in die glänzende Vorzeit unferes Baterlandes Troft 
im Leiden gefuht, und Hoffnung für vejien neue Erhebung gefunden. Als nun 
im Winter 1812 die große Wendung der Geſchicke Europa’s eintrat, ald am 4. 
März 1813 die Franzofen Berlin verließen, und envlid am 17. März ver 
tangerjehnte Ruf des Königs zu ven Waffen erfolgte, war E., unerachtet er jeit 
1810 verheirathet war und einen Sohn hatte, einer der erften, der ihm freubig 
Folge leiftete. Ins 4. kurmärkiſche Landwehr-Küraſſier-Regiment als Freiwilliger 
eingetreten, wurde er Nittmeifter und Eskadronchef, und madte als folder, indem 
fein Regiment dem Bülow'ſchen Armeekorps zugetheilt war, die Schladhten bei 
Großbeeren (ven 23. Auguft), Dennewig (den 6. September) und Yeipzig (dem 
18. Oftober) auf's ehrenvollfte mit. Vor Allem zeichnete ex fich bei Dennewit 
aus, fo daß er für feinen kühnen umnerfchrodenen Muth neben dem ruſſiſchen 
Wladimirorden das eijerne Kreuz zweiter Alaffe erhielt. Nach der Schlacht bei 
Leipzig marfchirte er mit der Avantgarde durch Weitphalen nah Holland, von 
dort durch Belgien nah Franfreih und zog mit dem Bülow'ſchen Korps in Paris 
“ein. Unmittelbar nad) dem Abjchluß des Friedens nahm er feinen Abſchied; nicht 
ein einziges Mal war er in allen ven zahlreichen Gefechten, an denen er Theil 
genommen hatte, verwundet worden; fein rüftiger Körper hatte die großen An— 
ftrengungen des Feldzuges, die vielen Bivonafs in rauher Jahreszeit, die er mit 
feinen, meijtens zum Vorpoftendienft beftimmten Maunnfchaften durchzumachen hatte, 
obne alle Anfechtung ertragen. Körperlich gekräftigt kehrte er über Göttingen, wo 
er einige Wochen bei feinen Eltern verweilte, nad Berlin zurüd. 

Der Winter 1814 zeigt ihn uns zu Berlin wieder ganz in feinem früheren 
Wirkungsfreife. War es in den Zeiten ver Erniedrigung des Vaterlandes bie 
Aufgabe geweſen, fih und Audern an vefien geiftigen Errungenſchaften ein Lab— 
fal zu bereiten, und fie einer bejjern Zeit zu retten und zu erhalten, jo fam es 
jegt darauf an, fie für das Vaterland nugbar zu machen, dafür zu wirken, daß 
auf dem heiligen, mit dem theuern Blut ver gefallenen Mitfämpfer befruchteten 
Boden herrliche Früchte gezeitigt würden; und jeder rebliche Arbeiter mußte ſich 
zu doppelter Anftrengung verpflichtet fühlen, um ſich der wieder erlangten Frei— 
heit würdig zu erweifen, und dem gerechten Anforderungen der geiftig gehobenen 
Zeit zu entſprechen. Ein edler Wetteifer durchglühte alle Beſſern unferes Volkes, 
ein erneutes geiftiges Leben, Streben und Schaffen machte ſich überall in Staat 
und Kirche, in Wiſſenſchaft und Kunſt geltend, trug ſchöne Früchte und berechtigte 
zu noch ſchöneren Erwartungen. Auch E. nahm im vollften Maße Theil daran. 
Wie vor dem Feldzug las er in den Jahren 1814 bis 1817 mit raftlofem Eifer 
über deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, ſowie über deutſches Staatsredht, Pri- 
vatreht und Kirdenreht, und ſuchte feine Zuhörer für die ernften und großen 
Aufgaben, vie fi hier überall darbieten, zu erwärmen fowie ihren Geift über 
fie aufzuflären und durch Grlangung gediegener Kenntniffe zu einer tichtigen 
theoretiihen und praftifhen Löſung verfelben heranzubilden. Gleichzeitig jeßte cr 
feine feit anderthalb Jahren durch den Krieg unterbrocdhenen, ihm unter den ver- 
änderten Verhältniſſen nunmehr dreifach theuern Studien fort. Er ließ den zwei— 
ten und britten Band feiner deutſchen Staats- und Rechtsgeſchichte drucken, er 
veröffentlichte in der Zeitichrift für gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft einen für bie 
Erforihung deutiher Staats- und Rechtsentwicklung epochemachenden Auffag über 
den Urfprung der ſtädtiſchen Verfaſſung in Deutſchland; die erfte Hälfte deſſelben 
wurde im Jahre 1815 im eriten Theil der angeführten Zeitfchrift S. 157 bis 
247 ausgegeben, vie zweite im Jahre 1816 ebendafelbft Theil 2 S. 165 bie 
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287. — Auch hatte E. im Winter 1816 auf 1817 die Ehre dem Kronpringem 
von Preußen Vorträge über deutſches Recht halten zu dürfen, vie ihm durch die 
vege Theilnahme des geiftvollen Prinzen befonders erfrenten. 

Im Jahr 1817 verließ E., indem er dem fehnlichen Wunfche feines altern- 
ven Baters nachgab, Berlin und folgte einem Rufe nad Göttingen an die Uni— 
verfität. Dort las er von nun an bis zum Jahr 1829 täglich zwei bis drei 
Stunden über dieſelben Gegenftände wie in Berlin, und zwar abwechſelnd im 
einen Semefter. über deutſche Rechtsgeihichte und Kirchenrecht, im andern über 
dentfches Privatreht und Staatsredht. Sein Erfolg als Lehrer war ein nod grö— 
Berer als in Berlin, ja in jever Beziehung ein ganz außerorventlicher. Kein 
Göttinger Auditorium reichte aus, um die Mafje feiner Zuhörer zu faflen; er 
ſah fi gemöthigt eine Scheune zu miethen, Tiſche und Bänke hineinzuftellen 
und drin zu leſen. Bon überall ber ftrömten veifere junge Männer, die fih dem 
Stubium des vaterländifchen Rechtes mit Liebe und Gifer widmeten, nad) Göt- 
tingen, um bei G.. zu bören; vie glänzenden Zeiten, bie damals vie ehrwürdige 
Georgia Augusta erlebte, verdankte fie zum größten Theil jeiner Anziehungskraft, 
Neben einer Unzahl von tüchtigen Praftifern, die in E. willig ihren Lehrer er- 
tannten, gewann er für die wiffenfchaftliche Bearbeitung der von ihm bocirten 
Gegenftände eine Fülle von frifchen Kräften, und nur wenige von allen denen, 
die in ben folgenden Decennien fih um Aufklärung unferes heimiſchen Rechts 
und feiner Geſchichte Verdienſte erworben haben, dürften nicht zu E.'s Füßen 
geſeſſen haben, faft alle aber es freudig bezeugen, daß fie ihm die befte Anregung 
und Hilfe bei ihren Studien verbanten! Neben jeiner Yehrthätigfeit nahm E. an 
den umfangreichen yraftiichen Arbeiten des Göttinger Spruckollegiums den vegr 
jten Antheil, und arbeitete außerdem eine große Menge von publiciftifchen Gut— 
achten über ſchwierige Nechtsfälle aus, die in den verſchiedenſten Theilen Deutſch— 
lands in Frage famen, und über die von den Betheiligten die Anficht des be- 
rühmten Bubliciften gewünfcht wurbe. Im den Buchhandel find von ſolchen nur 
gelommen: ‚ein. .im März 1829 verfaßtes Rechtsgutachten in dem Bentink'ſchen 
Succeffionsftreit (Heidelberg 1847), und ein Gutachten für die Domgemeinde in 
Bremen (Hannover 1831). Gleichzeitig endlich führte er feine fchriftftelleriichen 
Arbeiten unausgefegt, fort. Cine zweite verbefjerte Ausgabe ver beiden erſten 
Bände der deutſchen Staats: und Rechtsgefchichte erjchien im Jahr 1818; ihnen 
veihte fi) im Jahr 1819 vie erjte Ausgabe des vritten Bandes an; alle drei 
Bände wurden im Jahr 1821 mit Zufägen und Verbeſſerungen nen gebrudt und 
das ganze Werk im December 1822 durch Beröffentlihung des 4. Bandes voll- 
endet. Schon im folgenden Jahre ermöglichte E. die Herausgabe eines Handbuchs 
des deutſchen Privatrechts, unter dem Titel einer „Einleitung in das deutſche 
Privatrecht mit Einſchluß des Lehenrechts“, vom 11. November 1823 datirt die 
Borrede der eriten Ausgabe deflelben; in den Jahren 1825 und 1829 jah er 
ſich bereits zu revidirten Ausgaben veffelben genötbigt. In dem Bude „übergab 
er dem Publikum, mie er in der Borreve zur 2. Ausgabe 1825 erklärt, die 
Refultate lange fortgeſetzter Unterfuhungen, vie er bei Gelegenheit praftiicher 
Ausführungen und feiner Borlefungen ſtets bemüht geweſen war zu berichtigen“ ; 
„er unternahm (jagt ev 1844 in der Borrede zur 5. Ausgabe) nad Vollendung 
der deutſchen Staats» und Nehtögeihichte auf die gewonnene Grundlage für 
dogmatiſche Arbeiten, für welche er 16 Jahre aufgewenvet hatte, die Bearbeitung 
des deutichen Privatrehts, und hatte biefes damals bereits achtzehn Mal gelefen.“ 

PBluntihli und Brater, Deutſches Staats-Worterbud. Il 16 
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Eine Meine Gelegenheitsfchrift „über Mllobifitation der Lehen" veröffentlichte er 
1828 zu Göttingen. 

Die übergroßen Anftrengungen viefer Jahre hatten E.'s Geſundheit erſchüt⸗ 
tert. Bon Haus aus beſaß er eine kräftige, ſtämmige Körperfonftitution ; ein 
helles blanes Auge, das offen und Mar um ſich ſchaute; doch litt er früh an 
Ueberfüllung der Säfte, an Andrang des Blutes nah Bruft und Kopf. Hatte er 
die Strapazen des Feldzuges mit Xeichtigkeit Aberftanven, ja hatten fie feinen 
Körper, wie er überzeugt war, gefräftigt, fo wirkte dagegen Mangel: an- Bewe- 
gung und Muskelanftrengung, wie es feine figende Lebensweiſe mit fich- führte, 
nachtheilig auf ihm ein. DOftmaliges Reiten, um in fürzefter Zeit eine möglichft 
ftarfe Rörperbewegung zu erreichen, wollte nicht: helfen; ebenfowenig hatte ein 
Aufenthalt im fünlichen Frankreich, den er zur Befeitigung won ihn beim Dociren 
beläftigenden Bruftbefchwerden im Winter 1824 auf 1825 nahm, ven gehofften 
Erfolg; er faufte ein Yandgut in der alten Heimat feiner Familie, den vormals 
der Reichsabtei Marchthal gehörigen Ammerhof bei Tübingen, und verbrachte 
mehrere Jahre hinter einander auf ihm feine Herbftferien; das wirkte heilfam anf 
fein‘ Befinden; da er indeſſen nad Göttingen zurüdgelehrt die gewohnten Arbeiten 
ftet3 zu verboppeln pflegte, um die verfäumte Zeit einzubringen nicht felten ganze 
Nächte bis zum tagenden Morgen vurdarbeitete, fo fonnte der günftige Einfluß 
der Unterbredung der ihm ſchädlichen Obttinger Lebensweiſe immer nur von furzer 
Dauer fein. Often 1829 endlich glaubte er nicht mehr fähig zm fein, den großen 
Anfprühen, die er an ſich ftellte, körperlih genügen zu können; zur inmiaften 
Betrübnif feiner Göttinger Freunde, fowie aller derer, die fih fehnten feinen 
Unterricht noch zu geniehen, legte er fein ebrenvolles Univerfitätsamt nieder, ver: 
ließ Göttingen und zog fih nad Ammern zurüd. Dort wollte er in der Ruhe 
des Panplebens feine fernern Tage genießen, und gleichzeitig in Muße verfchtevene 
von ihm begonnene Arbeiten vollenden. 

Ber E.’8 thätige Natur näher kannte, Fonnte nicht glauben, daß er feinen 
in förperliher Mifftimmung gefaften Entſchluß lange fefthalten würde. Mit gro: 
ßem Eifer Übernahm er tie Bewirthſchaftung feines Landgutes, umd fand fid 
bei dem praftiihen Sinne, der ihm tiberhaupt eigen war, leicht in biefelbe; 
emfig arbeitete er daneben feine „Grundſätze des Kirchenrechts ber ‚katholifchen 
und evangelifchen Religionspartei in Deutſchland“ aus, und ließ den erften Band 
derfelben im Frühjahr 1831 erfcheinen; allein ſchon nad dritthalb Jahren ge 
nügte ihm fein Leben auf dem Lande nicht mehr, er fehnte fich nach ausgedehn- 
teren Kreifen des Wirkens, und lieh fih, da er obendrein in einem durch täg- 
liche Bewegung in freier Luft herbeigeführten frifcheren Körpergefühl eine neue 
Kräftigung feiner Gefunpheit erbliden zu dürfen meinte, bereit finden auf drin— 
gendes Zureven feiner Berliner freunde und namentlich Savigny's, im Herkft 
1832 eine Doppelftellung in Berlin als Lehrer an der Univerfität und geheimer 
Fegationsrath im auswärtigen Minifterium anzumehmen. Groß war die rende 
Bieler ihm in Berlin, als ihrem Lehrer näher treten zu können, ergreifend bie 
Neve, mit der Schleiermader ven alten Univerfitätsgenoffen begrüßte. Wie war 
es doch möglich, rief er ihm zu, daß Sie ums verließen, der Sie uns durch 
gemeinfames Ringen und Kämpfen in den großen Jahren der Erhebung des 
Vaterlandes fo gan befonders angehörten, fo unzerfrennlic verbunden ſchienen! 
Wohl uns und Ihnen, daß Sie endlich znrüdtehren zu uns in unfere fpecielle 
Heimat; herzlich heifen wir Sie willtommen, tbeilen Sie fortan mit uns wie 
vormals unfere Mühen, unfere Freuden! — Zwei Jahre las E. in Berlin über 
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Kirchenreht und. Staatöreht; dann z0g er es vor, imbem ihn das Leſen mehr 
angeiff, als er gehofft hatte, feine Wirkſamkeit an der Univerfität mit der 
Stellung als geheimer Obertribunalsrath zu vertaufchen. Er murbe 1838 zum 
Mitglieve des Staatsrathe, 1842 zum Mitglieve der Gejegestommifjion, 1843 
zum geheimen Oberjuftizrathe ernannt. In ven Jahren 1838 bis 1841, und 
1841 bis 1846 war er zugleich Spruchmann beim deutschen Bundesjchiensgerichte, 
und 1843 Mitglien des Ubercenfurgerichtes, weld letztere Stellung er jedoch 
freiwillig am 1. April 1844 nieverlegte. — Wiſſenſchaftliche Arbeiten beſchäftigten 
E. aud in dieſer Yebensperiode fortgefett. Im Jahre 1833 veröffentlichte er von 
feinenv Kirchenrecht den zweiten, umfangreihen Theil; mit ibm Schloß er dieſes 
Werk langjähriger Studien ab, von dem er äußerte, daß er es allein vom, feinen 
Büchern behaglich und mit Muße habe redigiren können; alle andern waren neben 
Borlefungen und anbern Amtsgeſchäften, viejes auf feinem Laudgute in den Daupt- 
ftüden zum Drud nievergefchrieben worden. Das Jahr 1834 bradte eine völlig 
umgearbeitete 4. Ausgabe des erftien Bandes ſeiner Rechtsgeſchichte; ‚eine ſolche 
hatte €. unternommen, inbem er meinte — wie er es in der Vorrede zu dem 
felben ausſpricht —, verjelbe jei bisher „auch nach zweimaliger Verbeſſerung dod) 
immer nod ber unvollfommenfte Theil des Buchs geblieben und zugleid in Be— 
ziehung auf viele Verhältniſſe nicht ausführli genug gewejen“. Bon ven drei 
andern Bänden ver Rechtsgeſchichte eridien 1835 und 1836 eine Ate, von allen 
vieren: 1842 bis 1844 eine 5. verbejjerte Ausgabe. Auch vom deutſchen Privat- 
recht: bejorgte er 1835 und 1844 eine 4. und 5. verbeflerte Ausgabe. Ein Grund— 
riß über das Staatsreht der deutſchen Bundesſtaaten, den er für feine Berliner 
Borlefungen im Winterjemefter 1832 auf 33 bogenweije druden ließ, kam nicht 
in den Buchhandel. Zur Abfafjung einiger kürzerer Aufſätze veranlaßte ihn feine 
1832. erfolgte Aufnahme in die Berliner Akademie der Willenfchaften; er las in 
der Afademie am 6. Juni 1833 und 31. Juli 1834 „über die ſpaniſche Samın- 
lung der Quellen des Kirchenrechts“ (gedruckt 1835 in den Abhandl. der Berliner 
Alademie, und nochmals 1842 in der Zeitjchr. für geſch. Rechtsw. 11, ©, 119 
bis 209); ſodann den 18. Januar 1838 „über die techniſchen Ausprüde, mit 
welchen im 13, Jahrhundert die verjchievenen Klaſſen ver Freien bezeichnet wur- 
ven“ (gebrudt 1840 in den Abh. ver Berl. Akad.), endlich den 14, November 
1844 „über den Kurverein“ (gebrudt 1846 ebendaſ.). Dur feine Stellung im 
auswärtigen Dlinifterium veranlaßt ift feine Abhandlung „Betrachtungen über vie 
Berfaflung bes deutfhen Bundes in Beziehung auf Streitigkeiten der Mitglieder 
veflelben unter einander over mit ihren Unterthanen in ihrer jeßigen Ausbildung. 
Berlin 1833". Auf DVeranlaffung des königl. hannoverſchen Haufes verfaßte er 
feine ausführliche Schrift „Prüfung ver Gründe, mit welden die Nechtögültigfeit 
und Stanbesmäßigfeit der von dem Herzog von Suffer mit Lady Auguſta Mur 
ray gejchloffenen ehelichen Verbindung behauptet worden tft, Berlin 1835". 

Seit dem Jahr 1840 fühlte fih E. nicht felten körperlich jehr gehemmt uud 
beläftigt; mehrmals reichte er in Folge deſſen Abſchiedsgeſuche ein, auf die er von 
König von Preußen in ben theilnehmendſten, berzlichiten Ausprüden abſchläglichen 
Beſcheid erhielt, indem ihm zugleich wiederholt ein längerer Urlaub zur Wieder— 
berftelung feiner geſchwächten Geſundheit ertheilt wurde. Im Jahr 1847 legte er 
endlich, allen Wiverfprud nicht achtend, feine amtliche Stellung nieder. Er glaubte 
nicht ferner die mit feinem Amte verbundenen Geſchäfte pflichtmäßig erfüllen zu 
fönnen, da er ſich körperlich nicht mehr fähig fühlte, ordentlich zu arbeiten. Ent 
fernter Stehemve hielten folde Weußerungen, die er feit 1840 nicht jelten that, 
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für Hypochondrie; es wies das aber jtets, wie alle Bitten feiner Freunde, ſich 
zu neuen literarifhen Publikationen zu entjchließen, mit der nur allzu einleud- 
tenden Bemerkung zurüd, daß er eine ganze Reihe von wiſſenſchaftlichen Arbeiten, 
die er fih Jahre lang vorgefest habe (wie über Staatsrecht, Volksvertretung, 
Gefhwornengerichte), doch nicht unausgeführt laffen wilde, wenn jein Körper 
zuftand ihm nicht dazu zwänge, da angeftrengtes Arbeiten ihm während. jeines 
ganzen Lebens eine genußreihe Freude gewejen fei, der er fi gewiß nicht muth⸗ 
willig berauben werde! — E.'s ehrenvoller Abſchied war ihm mit dem Recht er- 
theilt, feine Penfion im Auslande zu verzehren; er verließ daher Berlin und zog 
nad Ammern; dort lebte er, mit ver Bewirthichaftung feines Landgutes vielfach 
befhäftigt, ftil im emgern Kreifen; die politifhen Ereigniſſe des Jahres 1848 
verftimmten fein Eemüth und ließen ihn fi noch mehr zurüdziehen. Seit dem 
Jahr 1850 verfchlimmerte fi jein Zuſtand wefentlih; im Januar 1851 trat ein 
Schlaganfall ein, ver fich fpäter öfter wieverholte; am 4. Juli 1854 machte ein 
fanfter und fohmerzlofer Tod zu Köln, wo er fich bei feinem einzigen Sohne, 
dem Appellationsgerichtsrath Otto Eichhorn aufhielt, feinem Leben ein Ende. 

So ſchloß das Leben dieſes um das Baterland bochverdienten Mannes. In 
der Natur der Dinge liegt es, daß die äußern Lebensſchickſale eines Gelehrten, 
wie es E. vorberrfchend war, zurüdtreten, und nur für Einzelne ein fpecielles 
Intereffe haben können; ganz anders verhält es ſich mit E.'s wiſſenſchaftlicher 
Deveutung. Diefe gerade an dieſer Stelle klar und beftimmt hervorzuheben, ift 
doppelt dadurch geboten, daß in neueften Tagen E.'s wiſſenſchaftliche Berbienfte 
vielfach verfannt worden find, und zwar nicht nur von Solchen, denen ‚die von 
ihm behandelten Gegenftände nicht näher befannt jind oder ganz feitab liegen, 
was feine nähere Beachtung verbienen möchte, jondern vielmehr gerade von Ar- 
beitern auf dem von ihm einft fo trefflid angebauten Felde, die aljo berufen 
feinen könnten ein Urtheil abzugeben. 

E. bat in die Behandlung des deutſchen Rechts und feiner Geichichte, ven 
Ausdrud im weiteften Wortveritande genommen, Epoche machend eingegriffen. Um 
von dem perſönlichen Einfluß zu ſchweigen, den er in diefer Beziehung als Lehrer 
ausgeübt bat, da fich derfelbe im Ginzelnen ſchwerer nadjweifen läßt, jo befunden 
es unwiderleglich die zahlreihen Bücher und Abhandlungen über deutſches Recht, 
die vor und nad feinen Hauptfchriften in Deutfchland erjchienen find, auf jeder 
Seite. Mögen aber die einzelnen Schriftfteller, vie nah E. über deutſches Recht 
geihrieben haben, ihm beiftimmen, und fogar vielleicht blindlings auf feinen An- 
nahmen fortbauen, was eine Zeit lang unleugbar der Fall gewefen ift, ober 
mögen fie ihm entgegentreten, ihn im Einzelnen zu berichtigen und zu widerlegen, 
ja im Ganzen zu bekämpfen fuchen; fie find insgefammt mächtig von E. influirt, 
ftehen auf feinen Schultern oder kämpfen mit feinen Waffen, Die ganze Behand- 
lung des deutſchen Rechts ift eben durch E. eine andere geworden, ober wie fi 
Jakob Grimm in der Vorrede zu feinen deutſchen Rechtsalterthümern S. VI im 
Jahr 1828 ausprüdte, „vie Wiſſenſchaft des deutſchen Rechts hat unter E.'s 
Händen einen neuen Schwung genommen”. Nichts als bare Befangenheit ift es, 
das in Abrede ftellen zu wollen, rührt — abgefehen von Einzelnen, die durch 
perfönlihe Rüdfichten ihr Urtheil beſtimmen lafjen — davon ber, daß die Ur 
theilenden ſich nicht zu einem freiern Standpunkt erhoben haben, der ihnen einen 
weitern Ueberblid ermöglicht. Sie finden bier und dort an E. zu mafeln, oft 
genug indem fie ihn mißverjtehen; aber and wo fie fih wirklich fleiner Berichti- 
gungen feiner Angaben erfreuen können, ja felbft wo fie mit Fug und Recht ſtolz 


x 
Eichhorn. 245 


fein mögen, Reelles beffer zu wiffen als er, verfennen fie den gerechten Stanb- 
punkt für die Beurtheilung feiner, wie aller äftern wiſſenſchaftlichen Leiftungen. 
Möchten fie bevenfen, daß auf feinem wiffenfchaftlichen Felde die Bedeutung eines 
Arbeiters dadurch vernichtet wird, daß es fpätern Bearbeitern veflelben Feldes 
gelingt, ihm noch reichere Früchte abzugewinnen, ja felbft dann nicht, wenn fie 
Früchte aus ihm hervorloden, die der noch ungemürbte Ader jenem nicht zu lie— 
fern vermochte ! : 

Zu der Zeit, als €. feine Kräfte der Bearbeitung des beutfchen Rechts in 
allen feinen Zweigen zu widmen begann, war die Bekanntſchaft mit vemfelben 
in Deutfchland im Allgemeinen eine jehr geringe; mochte aber auch immerhin ein- 
zelnen Punkten vefjelben eine mihfamere Erörterung zu Theil geworben fein, fo 
fehlte es doch dabei an jeder irgenpwie haltbaren wiſſenſchaftlichen Methode, und 
fo konnte der anf das Einzelne verwendete Fleiß dem Ganzen nur — from⸗ 
men. Die in Deutſchland herrſchende, duch Juſtus Friedrich Runde zur Geltung 
gebrachte Anficht über das gemeine veutfche Recht, verwechſelte vollftändig ein 
pofitines Recht, welches in einem beftimmten Bolfe, vermöge der gefammten Ent- 
wicklung beffelben gilt, mit einem Naturreht, das man auf rein philoſophiſchem 
Wege für alle Menfhen ver Welt aus den einfachen Geſetzen des Denkens de— 
duciren zu können glaubte; ein Irrthum, der in dieſer Weife fih nur bei einer 
jehr geringen Einfiht in die Natur allen Rechtes überhaupt, und bei ber ge- 
fammten Geiftesrichtung ber zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts erflären läßt. 
Um aber vie Ideen klar und ungetrübt wiederzugeben, die €. über die Bearbei- 
tung des deutſchen Rechts vorfand, va nur fo eine Grundlage für die Würbigung 
feiner Anfichten gemonnen werben fann, lohnt es aus Rumde’s, im Jahr 1791 
veröffentlichten „Grundſätzen eines gemeinen deutſchen Privatrechts“, einem Buch, 
welches wie allbefannt bie größte Anerkennung fand und jhon 1795 und 1801 _ 
neue Ausgaben erlebte, die bezeichnenden Worte auszuheben. „Das Erfcheinen 
eines neuen Lehrbuchs des deutſchen Privatrehts (jagt Runde im Jahr 1791 in 
feiner Borrebe) bebürfe feiner Entſchuldigung, da biefer Theil der Rechtsgelehrt- 
beit noch auf der unterften Stufe der Kultur ftehe”, und „feine Abficht bei ver 
Arbeit auf nichts Geringeres gerichtet fei, als auf eine gänzliche Reform ver 
bisher gewöhnlichen Behanblungsart, von deren Untanglichkeit er ſicher überzeugt 
ſei“. „Seitvem man, fährt er fort, aufgehört habe, ſich entweder deutſche Rechts— 
alterthümer oder fächfifches Landrecht für anwendbares und gemeines beutfches 
Recht aufbrängen zu laſſen“, „habe man die Uebereinftimmung der deutſchen Lanz 
desordnungen, Stabtgefege, Familien- und Hansverträge zum Fundament eines 
Syſtems praftifcher Rechtsgrundſätze gemacht“; „das heiße auf einen fehr fandigen 
Grund bauen“, denn fie „enthielten lauter pofitive Vorſchriften; und wenn ihrer 
auch neunundneunzig übereinftimmten, jo fei bie daraus formirte Regel dennoch 
im dem hundertſten Lande kein Gefeß; und es wäre folglich Thorheit daraus einen 
allgemeinen Klagegrund zu formiren“. „Auf diefen Grund (v. i. „auf vie Ueber: 
einftimmung der dentfchen Land» und Stadtrechte”, Runde $. 81) habe er nicht 
bauen können“, er fei vielmehr „in Ermangelung von pofitivem gemeinem deut— 
ſchen Rechte“, wie es "die deutſchen NReichsgefege und die deutfhen Gewohnheiten 
enthielten, bei feiner Arbeit „auf die Natur der Sache" zurüdgegangen, „melde 
wie andere Grundſätze eines hypothetiſchen PVernunftrechts bei Entſcheidung der 
Streitigkeiten in jedem Fall Anwendung habe, wo es an pofitiven Beftimmungen 
fehle” (Runde $. 80). — Runde's Wille war e8 jomit, die einzelnen veutfchen 
Rehtsinftitute aus dem Naturrecht zu konftruiren, und baburd ein praktiſch an— 
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wendbares gemeines deutſches Recht aufzuſtellen. Die einzelnen deutſchen Parli—⸗ 
tularrechte ſollten ihm dazu nicht das Material liefern; dieſe für ein gemeines 
deutſches Recht zu verarbeiten, hatten Andere vor ihm verſucht, indem fie änfer- 
lidy deren Inhalt zufammenftellten und aus dem fo gewonnenen Aggregat bie 
übereinftimmenvden Süße ertrahirten (Selhow); ihr Verfahren war mehrfach in 
einer Runde überzeugenden Weife angegriffen worden (früher von Tafinger, fpäter 
von Hufeland); ein Ercerpt von dem, was in einzelnen von einander unabhän- 
gigen pofitiven Rechten übereinftimmt, fann, fofern es richtig angefertigt ift, nie 
mehr als jedes einzelne benutzte Recht enthalten, und muß alfo für bie Praris 
als völlig werthlos gelten; Runde und feine Genoſſen tonıten daher, wenn es 
fein anderes gemeines beutfches Recht gab, auf bafjelbe willig verzichten, und fie 
ernteten den allgemeinften Beifall, indem fie ihr vermeintliches Naturrecht als 
„gemeines deutſches Recht‘ mit einem „unmittelbaren over praftifhen Gebrauch“ 
(Runde 8. 82) an deſſen Stelle festen. 

Diefer völlig unhiſtoriſchen Auffaffung des deutſchen Rechts trat E. mit ber 
größten Entjchievenheit entgegen. Das gefammte Recht des deutſchen Volks, wie 
das Recht jeden Volks, ift ein Produkt feiner ganzen Bildungs- und Entwidlungs- 
geſchichte, ift mit und durch biefe gegeben; weil eine beftimmte deutſche Nation 
eriftirt, ift auch ein beftimmtes deutſches Recht vorhanden, das Recht ift nur eine 
uote des gefammten mit einem beftimmten Volk gegebenen Bolkslebens; ein be- 
ſtimmtes Volk wird als ſolches individnalifirt durch feine eigenthümliche Sprade, 
alte feine Anjhauungen, feinen ganzen Ideenkreis, und aljo and durch fein Recht. 
Das Net, welches heute in Deutſchland und an irgend einem einzelnen beut- 
ſchen Orte gilt, fann nur aus der gefammten Entwidlung des Rechts in Dentfd- 
land überhaupt und an jenem Orte insbefondere vollftändig erfaßt, genügend ver- 
ftanden, richtig angewendet, ſachgemäß fortgebilvet und glüdlich auf legislativem 
Wege verbefjert werden. Die Gegenwart ift nur ein Durchſchnitt ver Geſchichte, 
und als folder nur dem verftändlih, ver die vorhergehenden Stufen ihrer Ent- 
widlung beftiegen bat; das gilt von allen menſchlichen Erzeugnifien, und vor 
Allen auch vom Recht. Es ift num nicht etwa nur das beutjche Privatrecht, auf 
welches E. viefe Grundgedanken angewendet wiffen will, fondern das geſammte 
Recht und insbeſondere auch das öffentliche Recht Deutſchlands. „In dem gegen- 
wärtigen Zeitpunkt (fchreibt E. am 13. Mai 1808), wo der gefellichaftliche Zu— 
ftand von Deutichland und insbeſondere feine Rechtsverfafiung fo viele wichtige 
Veränderungen erlitten hat, wo ihm vielleicht noch eben jo viele gleich wichtige 
bevorftehen, und Alles erft im Werben und noch im Uebergange aus einem Zu— 
ftand der Dinge in einen andern ift, jcheint es wichtiger als je, ben Blid auf 
die Bergangenheit zu richten, und ſich mit dem Geift umferer ehemaligen Ber- 
hältnifje vertraut zum machen. Mag nun von bdiefen mehr ober weniger im bie 
neuen Einrihtungen aufgenommen werben, — ohne eine genaue Kenntniß deſſen, 
was war, und der Art und Weife, wie es das wurde, was ed war, wirb es 
immer unmöglich fein, ihren Geift und ihr Berhältniß zu bem, was beftehen 
bleibt, richtig aufzufaſſen.“ — Mit diejen einleitenden Worten übergab E. fein 
erftes Buch dem Publikum; fie ftellte er im höchſt bezeichnender Weiſe an bie 
Spige der Vorrede zur erften Ausgabe des erften Theiles feiner deutſchen Staats— 
und Rechtsgejchichte ! 

Was fpeciell Das Privatrecht anlangt, fo ift e8 €. klar, daß in ihm, wie 
e8 in Deutſchland gilt, neben recipirtem römiſchem Recht eine Fülle von urdeut⸗ 
Ihem oder in Deutihland aus nationaler Wurzel erwachfenem Rechtsmaterial fich 
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findet; « Diefer nationalpeutiche Beftanptheil des Rechts in Deutfchland ift nicht 
ein Üggregat von aus verſchiedenen von einander unabhängigen Rechtsquellen ge- 
floffenen Sagungen und Partikularrehten, deren Inhalt mehr oder weniger mit 
einander. übereinftimmt, je nachdem ihn reiner Zufall oder vorhandene ähnliche 
änßere Einflüſſe gleich oder verſchieden hat werden lajfen, fondern vielmehr. das 
Erzeugniß einer und: verjelben ‚nationalen veutichen Volksüberzeugung, wie fie mit 
ven Borhandenfein einer deutfhen Nation gegeben ift. Der bei weitem größte 
Theil des deutſchen Rechtsmaterials, weldyes in den vielgeftaltigen Partikular- 
rechten der zabllojen deutſchen Territorien und Ortſchaften gilt, ift aus dieſer 
Rechtsquelle hervorgegangen, und es findet bei ihm, meil dies der Yall ift, eine 
Uebereinftimmung ſtatt; es ruht dafjelbe auf einer gemeinfamen Grundlage, und 
eben dieſe fundamentale Grundlage, vdiefer übereinftimmende innerfte Kern ver 
einzelnen Partikularrechte ift das gemeine deutfche Recht. Weil die einzelnen Ter- 
ritorien und Ortfchaften Theile Deutſchlands find, exiftirt in ihnen vie nationale 
deutſche Bolfsüberzeugung, und gilt im ihmen das von ihr producirte deutjche 
Recht; und hat andererjeits dieſes Recht, weil es eben in jenen fpeciellen Kreifen 
lebt, durch deren Cigenthümlichleit eine beſondere Geſtalt, eine partikulariſtiſche 
Beimiſchung. Aus diefem nationalen deutſchen Rechte find die einzelnen partifulä- 
ven Rechte in Deutjchland zu interpretiven, aus ihm zu ergänzen; es iſt daher 
dieſes deutſche Recht ein gemeines ſubſidiäres Recht Deutſchlands, und zwar ein 
höchſt praltiſches. Der größte Theil des deutſchen Rechts, ſagt E., Zeitſchr. I 
©. 125, erſcheint jetzt in der Geſtalt eines partikulären Rechts; allein fein ein— 
ziges von allen deutſchen Partikularrechten hat ein abgeſondertes, für ſich beftehen- 
des Dafein, und feines von ihnen kann e8 haben, weil kein deutſches Land durch 
Volfseigenthümlichleit und Gefhichte jemals ganz von dem übrigen Deutjchland 
getrennt gewefen iſt.“ „Bei allen deutſchen Partikularrechten findet ſich Eigen- 
thümliches in einem höheren oder geringeren Grade, und ift aus der Bildungs- 
geſchichte der einzelnen Länder zu erfliven.” „Die Nectsverfaflung jedes beut- 
ſchen Landes muß in einem innern Zufammenhang mit ver des übrigen Deutfch- 
lands gedacht werben. Daher ftrebt auch kein deutfches Yandesrecht nad der Boll- 
fändigkeit, die ein im ſich abgefchlojlenes, als ein für fich beſtehendes Ganzes zu 
betrachtendes Recht nothwendig haben muß; und darum würde man ſich aud ganz 
vergeblich bemühen, irgend ein deutſches Partifularreht blos aus feinen gefchrie- 
benen Quellen und dem was wirklich ungefchriebenes Lokalrecht ift, im einem 
wiſſenſchaftlichen Zufammenhange varzuftellen. Beide Arten von Nedytsquellen 
jegen vielmehr wejentlih ein von ihnen unabhängiges und über ihnen ftehendes 
gemeined Recht voraus, welches fie betätigen, näher beftimmen, abändern over 
beidhränfen, und aus welchem fie ſelbſt ergänzt werben.“ 

Der Weg, auf dem jenes gemeine deutſche Recht ermittelt werden muß, kann 
nach feiner Entjtehung aus einer gemeinjamen nationalen Grundlage kein anderer 
jein, als ein BZurüdverfolgen der einzelnen, gegenwärtig in Deutjchland geltenven 
Rechtsinſtitute und Redtsfagungen, bis zu ihren frübeften Geftaltungen, wo mög- 
lid) bis zu den Punkten wo ſich das partifulariftiih Abweichende von dem Gemein: 
jamen, Webereinftimmenven abgezweigt hat, wo die urverwandten nationalen ger: 
maniſchen Stammrechte ſich in einzelne, mannigfaltig fchattirte Territorial- und 
Ortsrechte gefpaltet haben. Der Proceß des Wahsthbums und Wervens bes an 
ven einzelnen Orten heute geltenden Rechts muß erforſcht werden, und zwar herab 
bis auf die heutige Stunde, um daraus jene gemeinjame Grundlage, in ver eben 
das gemeine deutſche Recht beteht, im Gegenſatz zum Lokal- und Territorial-Eigen- 
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thümlichen, d. i. zum partifulären Rechte zu gewinnen. Die Methode der Behaud- 
lung kann alfo nur eine hiftorifhe fein. Es handelt fid) nicht um Wufftellung 
eines blos gedachten Rechtes, um philofophifche Konftruftion eines möglichen oder 
indivipnell für zwedmäßig gehaltenen Rechtes, fondern um Ermittelung eines be— 
ftimmten,, rofitiv vorhandenen Rechtes, das, foweit es das partifuläre. Recht bes 
einzelnen Ortes nicht mobificirt oder anschließt, im ihm gilt, weil er ein heil 
Deutſchlands ift. Um nun das nothwendige biftorifhe Material zu erlangen , ift 
Durchforſchung aller Nahrichten über das dentfhe Recht erforberlih, mögen fie 
fi in unmittelbaren Rechtsquellen, in Urkunden, Chronifen ober fonft wo finden ; 
ift fogar, um mande in Deutſchland verfchüttete urfprüngliche Ideen und An- 
ſchaunngen des altdeutſchen Rechtes aufzuteden, Benugung der verwandten Stamm⸗ 
rechte, insbefondere des norbifchen und englifchen, nothwendig, wie wir denn auch 
aus einzelnen fpäteren glüdlihen Entfaltungen viefer Rechte die Entwidlungsfähig- 
feit bei uns ebenfalls vorhandener urgemeinſchaftlicher Rechtsinſtitute zu ermefjen 
haben. Der Weg ift ein weiter, die Methode mühevol; das kann und darf nicht 
abjchreden, es ift ver einzig mögliche Weg, auf dem das ums gegebene Ziel er- 
reiht werben fann. 

So E.'“s Auffaffung. Und er gieng friih ans Wert, und hat ein Folofjales 
Stüd tüchtiger Arbeit geliefert, der eine Aufnahme zu Theil geworben ift, wie fie 
fie verdiente. Faſt allgemein wird heute mit E. angenommen, daß in ben neuern 
deutſchen Partikularrechten gewifie leitende Principien, Grundgedanten oder Grund— 
anihauungen enthalten find, vie aus der Bildungs: und Entwidlungsgeidichte ver 
einzelnen Rechtsinftitute zu ermitteln find, und daß ein Syſtem berjelben das 
gemeine deutfche Privatrecht ift; dieſe Auffafiung liegt den meiften neuern Büchern 
über deutſches Privatrecht zu Grunde, ſ. Nenaud deutiches Privatreht 1. $. 49; 
und vergegenwärtige ich mir alle Angriffe auf fie, alle Verſuche, fie umzuſtoßen, 
umzubilden oder zu berichtigen (vgl. die Ueberfichten von: Gerber, Wiſſenſchaftl. 
Princip des deutſchen Rechts ©. 87 fi. 306; Reyſcher in ſ. Zeitſchr. 9. ©. 359 ff., 
und 2. Rüdert: Begriff des gem. deutſch. Privatrehts, 1857 ©. 90 ff.), fo komme 
ich zu der Ueberzeugung, daß fie in ihreP Grundlagen feine Berichtigung erfahren 
bat, einer foldyen in tiefer Beziehung nicht mehr fähig fein dürfte, und. überhaupt 
für die einzig mögliche, ſachgemäße Auffafiung des gemeinen deutſchen Privatrechts 
gelten muß. — Nur einige der neneften angeblichen Berbefferungsverfuhe mögen 
bier kurz erwähnt werben. Reyſcher in feinen Aufſätzen über das deutſche Recht 
(in ſ. Zeitſchr. 1, ©. 11; 9, ©. 337; 10, ©. 154) meinte der Er'ſchen Anficht 
eine neue Zuthat hinzufügen und dem deutſchen Recht einen veicheren Inhalt er- 
ftreiten zu können, indem er bei deſſen Konftruftion eine größere Rückſichtsnahme 
auf „aligemeine Rechtswahrheiten“ verlangt, weil „was die Natur, Bernunft oder 
Geſchichte als nothwendig erweifen, nicht weniger wahr ift, als das fog. pofitiwe 
Recht”. Bezeichnend erflärt Gerber, Deutiches Privatr. $ 5n. 5 dies für eine Rüd- 
fehr zu dem alten von E, überwimbenen naturrechtlichen Standpunkt Runde's (f. auch 
Gerber, Princip S. 310 und Wächter, gemeines Rt. D. ©. 209), und ſpricht zugleid) 
feine eigene Ueberzeugung unummunden dahin aus, „daß ein Fortſchritt ver Willen: 
haft des deutſchen Rechts nur auf der Grundlage der Eichen Anficht gedacht 
werben könne,” — Bejeler Syſtem d. deutſch. Privatr.,$. 14 ff. glaubte an Es 
Anfiht eine andere Erweiterung geben zu müflen; indem er in Fällen, „wo (wie 
er fih ausprüdt) das biftorifhe Material durchaus unzureichend. ift, oder ganz 
fehlt", vie E.r'ſche geſchichtliche Methode zur Begründung ver Rechtsimftitute für. 
überjläffig oder ſogar für unmöglich hält, fol in ihnen auf die Natur der Sache 
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zurüdgegangen werden, woruuter ex „das die Rechtsverhältniſſe naturgemäß be- 
herrſchende Princip“ verfteht (f. Beſeler P.S. 113). Im Simme E.'s muß ich Darauf 
entgegnen, daß keinem Rechtsinftitut, wie feinem vorhandenen Dinge, eine Gefchichte 
fehlt, mag fie aud erft von geftern. datiren, und daß jede Ergänzung eines 
pofitiven Rechtsinſtituts aus einer andern Natur der Sache, als ber bei ihm hifto- 
riſch gegebenen, d. h. der eben ihm eigenthümlichen, eine unftatihafte ift, und eine 
ſolche dadurch feine Stüge findet, daß es an Material fehlt, das Inftitut und 
feine Principien zu ergründen; daß aber ein Zutageförvern des implicite in beim 

enden Recht verborgenen Rechtsmaterials, durch Erfchließen aus ihm auf dem 

ege der juriftiichen Konfequenz und Analogie, d. i. eine Probuftion von wiſſen⸗ 
ſchaftlichem Recht, auch von E. ftets verlangt worden ift. — Ein anderer „Mangel" 
befteht nah 5. Walter (Syftem des gem. deutſch. Privatr. Bonn 1855 $. 18), 
bei E.'s Methode darin, daß er bie Schriften der Juriften und die Entſcheidungen 
der Gerichte, „zu wenig berüdfichtigt und nicht an die rechte Stelle bringt”. Die- 
fer Tadel dürfte in fich zerfallen, wenn man ven jenen Worten ſich anreihenben 
Sag Walters beachtet; er befagt: „Diefen Mangel hob Maurenbreder, jebody mit 
zu viel Mebertreibung bervor, und fiel vaburd in den Fehler, daß er bie urfpräng- 
lihen und die verarbeiteten Quellen (v. i. die Schriften der Juriften und bie 
Entſcheidungen der Gerichte) nicht ganz unterſchied, und das Juriſtenrecht zu fehr 
im den Borbergrund ſtellte.“ Ift Maurenbrechers Anſicht über deutſches Privatrecht, 
die feinen beiden 1833 und 1840 erjdienenen Ausgaben eines deutſchen Pri— 
vatrechts zu Grunde liegt, verfehlt, indem fie in der Communis doctorum opinio 
eine Rechtsquelle ficht, wie fie e8 denn gewißlich ift, jo darf das gemeine deutſche 
Recht weder ganz noch theilweife auf fie funbirt werben, und es ift fein Mangel 
der Methode, wenn von E, bei ver Begründung des gemeinen deutſchen Rechts 
angeblih die Schriften der Juriften „zu wenig berädfichtigt werben“. 

Muß demnad E.'s Grundgevante für abſolut richtig gelten, nach weldem er 
bie leitenden Principien des heutigen deutſchen Rechts durch Berfolgung ber ein- 
zeinen Redtsinftitute und Nechtsfäge in Deutfchland in ihrem Entftehen, Wachſen, 
fih umbilven, ja in ihrem ganzen Werben bis zu ihrem heutigen Sein, aufgefun- 
ben wiſſen will, jo wirb doch tie Art, wie er dieſe feine genetiſch-hiſtoriſche Me— 
thode durchführte, noch mande Berichtigung bebürfen. Ich hebe einen Punkt ber 
vor, ber mir in biefer Hinficht beſonders wichtig erfcheint. Indem E. das von ihm 
als heutzutage nur in einem Syſtem jener leitenden Principien des gefammten 
deutſchen Rechts eriftirend erfannte gemeine Recht im Mittelalter aufſuchen will, 
läßt er ſich verleiten, in jener Zeit in gewiffer Weife aud ein äußerlich vorhau— 
dened gemeined deutſches Recht anzunehmen, welches nicht nur im den Rechten ber 
einzelnen deutſchen Stämme, Landichaften und Orte eriftirt habe, jondern gleichſam 
neben. und über ihnen. Hierin ſehe ich einen Mangel in konfequenter Befolgung 
des aufgeftellten Gevanfens, ein Anerfermen von einem Fragment einer vorgefun— 
denen fremben falſchen Anficht, vie fidy nicht völlig mit E.’8 richtiger Grundanſicht 
verträgt, Bon jeher, ſoweit unfere deutſche Gefchichte zuritdreicht, lebt die nationale 
deutſche Bolfsüberzeugung in den einzelnen Stämmen und Gliedern ver beutfchen 
Nation, individualifirt durch deren neben „dem gemeinfam Nationalen in ihnen 
vorhandene fpecielle Eigenthümlichkeit; und das ihr angehörende gemeine nationale 
deutſche Recht kommt nur durch das Medium der einzelnen Stammrechte ber 
deutſchen Nation zum Vorſchein. Nirgends eriftirte ein Deutſcher, der nicht einem 
beftimmten deutſchen Stamme angehört hätte; aus der Summe ber einzelnen 
deutfchen Stämme (berem jeder das gemeinfam Deutfhe mit einer beftinmten 
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Stammeigenthimlichkeit vermifcht beſaß) beftand die deutſche Nation; der Deutfche 
in Deutſchland war ein friefifher, ſächſiſcher, thüringiſcher, fränfifcher, ſchwã⸗ 
biſcher, bayerſcher, burgundiſcher Deutſcher, aber nicht ein Deutſcher an ſich, nicht 
ein ſozuſagen ſtammloſer „gemeiner Deutſcher“. An allen einzelnen Seiten des 
Volkslebens bekundet ſich das. Die deutſche Sprache erſcheint in ihren einzelnen 
Dialekten als friefifhe, jächfifhe ac. veutiche Sprache; eine deutſche Sprache als 
jolche, entfleidet von jever Stammesfärbung, ift dem ältern Deutſchland umbefannt: 
Ganz daſſelbe gilt vom deutſchen Recht; es eriftirte in Deutſchland ein friefjh- 
deutſches, ſächſiſch⸗deutſches, fränkiſch-deutſches zc. Recht, nirgends aber ein aus— 
ſchlleßlich deutſches Recht, welches von aller ſtammrechtlichen Eigenthümlichkeit ent- 
kleidet geweſen wäre. In den einzelnen deutſchen Stämmen lebte bie deutſche 
Nation, in den einzelnen beutfchen Stammdialekten die deutſche Sprade, in ben 
einzelnen deutſchen Stammrechten das deutſche Recht. 

Nur durch eine wifjenfchaftlihe Arbeit fann und fonnte aus den Stammes 
rechten das allen zu Grunde liegende deutſche erfannt und bargeftellt werben; 
äußerlich trat es nicht ins Dafein und konnie es nicht. Wohl wäre es möglich 
geweien, daß das Bedürfniß des Lebens nah einem Gemeinſamen, ein einzelnes 
Inpividuelles zu einer allgemeinen Anwendung hätte fommen und dann. als ein 
Gemeinjames hätte erfcheinen laffen. Das ift in Deutichland in Beziehumg auf 
die Sprache gefchehen ; unfere heutige gemeine deutſche Sprache erwuchs aus einem 
ſüddeutſchen Dialeft, dem vie Poefie das Uebergewicht gab, vermählte ſich dann 
mit einem mitteldeutfchen, und indem vie jo erwachfene Sprache fortwährend aus 
andern Dialekten Einzelnes in fi aufnahm, fam unfer heutiges Schriftveutfch zum 
Dafein umd erlangte das Unfehen der gemeinen deutſchen Sprache. Auch im Recht 
ſchien eine Zeit lang das freciell fächfifche Stammredt, getragen durch den Sachſen⸗ 
ipiegel, einen generelleren Gebraud gewinnen zu follen, wie er im Lehnrecht dem 
longobardiſch · deutſchen Lehnrecht zu Theil wurde Wäre eine folhe Entwidlung 
eingetreten, jo hätte, indem durch Reception das fächfifch-veutihe Stammrecht zu 
einen gemeinen deutſchen Recht geworben wäre, Deutfchland in ihm ein beftimmt 
verförpertes gemeines deutſches Recht beſeſſen. So aber exiſtirte, abgeſehen von 
dem geringen Inhalt einiger für ganz Deutſchland verbindlicher Reichsgeſetze, im 
Mittelalter nirgends ein abgeſondertes außerlich formirtes gemeines deutſches Recht. 

Im Gegenſatz hierzu findet nun E. in den mittelalterlichen „Rechtsbüchern 
das gemeine deutſche Recht, fo wie es ſich bis gegen Ende des dreizehnten Jahr: 
hunderts ausgebildet hatte“, Eichhorn Rechtsg. 2 Vorr. ©. J.; und wenn er auch 
nicht gerade abjolut gemeines Recht im Sadjenfpiegel und Schwabenſpiegel nie 
vergejchrieben jieht, und namentlid beim Sadyjenfpiegel *) einräumt, daß er „eine 
ſächſiſche Farbe habe und Bieles von feinem Inhalt auch eigenthümlich ſächſiſches 
Recht ſei“ (Nechtsg. 2 S. 274), fo behauptet er doch: „Die Abfiht des Ber: 
faffers (des Sadjenfpiegels) gieng fihtbar nicht auf Darftellung des eigenthümlich 
fächfiichen, fondern auf die des ihm befannten auwendbaren Rechts ohne Rüdficht 
auf deſſen Quelle“ (Rechtsg. 2, ©. 273), und fagt vom Berfafler des Schwaben- 
ſpiegels, er babe bei feiner Umarbeitung des Sachſenſpiegels „da wo ihm bie 
Lehre Eike's blos auf die Verhältniſſe. von Sachſen anwendbar ſchien, gefucht, fie 
duch eine Regel zu erfegen, welche er für allgemein anwendbar hielt“, Rechtsg. 
2. ©. 303, und nod beftimmter S. 305: „nirgends giebt ſich fund, daß ber 
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*) Vgl. den Art, „Eike von Repkow.“ 
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Berfafier (des ſog. Schwabenfpiegels) bei dem was von ihm herrührt, irgend ein 
beftimmtes Land und veffen Gewohnheiten im Auge gehabt habe, am menigften 
waben.‘ 

sg; Ih Halte dieſe Auffafjung 2) der Nechtsblicher (die mir Übrigens umerachtet 
häufiger Geſpräche mit E. nie völlig Mar geworben ift) für- nicht gerechtfertigt. 
Herr Eike von Repkow wollte und konnte fein amdered Recht varftellen, als das⸗ 
jenige, welches in den Gerichten galt, in denen er ala Schöffe thätig war; das 
aber war fein anderes als ſächſiſches Recht, und zwar. das ſächſiſche Recht einer 
beftimmten Gegend Oſtſachſens. Indem er nim das oftjächfifch-veutfche Recht in 
feinem Buche abfptegelte, zeigte daſſelbe freilich deutſches Recht, aber in der be- 
ſtimmten Geftalt, in ber es bei den Oftfachjen galt. An Orten, deren deutſches 
Recht verntöge der nahen Stammperwanbtichaft ihrer Bewohner von dem der Hei- 
mat des Sachſenſpiegels wenig abwich, konnte in Folge veflen ein Richter ven 
Sachſenſpiegel unmittelbar benugen; er gewährte ihm eine reelle Hülfe, wenn er 
auch nicht ftreng deſſen Inhalt befolgen konnte, ihm vielmehr überall nach feiner 
eigenen Rechtskenntniß modificiren mußte, was ihm nicht ſchwer fiel, da er ja 
überhaupt gewohnt war, das Recht aus ihr zu ſchöpfen. Ein anderes Ber: 
hältnig fand dagegen an deutſchen Orten ftatt, deren Stammrecht dem oft« 
fähflfhen ferner ftand. Um für ſie die Arbeit Eile's brauchbar zu machen, be— 
durfte es erft einer Umarbeitung berfelben; das in ihr miedergelegte fächfifch- 
deutſche Necht mußte in die Geftalt umgeformt werben, in ver in ihr das 
deutſche Recht galt, es war gleihjam eine Heberfegung aus einem deutſchen Rechts— 
bialeft in einen andern nothwendbig; der Sachſenſpiegel mußte in einen Schwaben- 
fpiegel, Priefenfpiegel u. j. w. umgearbeitet werden. Es wird einzuräumen fein, dafı 
die in folcher Abſicht vom Berfaffer des Schwabenfpiegeld unternommene Ueber: 
arbeitung des Sacyfenfpiegels feinem Werke in mancher Beziehung ein gerterelleres 
Anfehen gegeben hat, indem er bei Ausſcheidung des fpeciell Sächſiſchen es mehrfach 
unterließ, dafür das in feiner Heimat Geltende einzufügen; feine Stelle ift aber 
aufzuweiſen, im der er jenes, wie E. jagt, „durch eine Regel zu erfegen fucht, welche 
er für allgemein anwendbar hielt" ; das würde Studien vorausfegen, wie fie in 
Deutſchland im 13. Jahrhundert ſchwerlich auch nur möglich geweſen wiren. Ein 
Schwabe konnte ven Sachſenſpiegel in einen Schwahbenfpiegel umarbeiten, daß er 
aber auch fähig gewefen wäre, ihn in einen Franfenfpiegel, Friefenfpiegel u. f. w. 
für die einzelnen deutihen Stämme umzuformen, ift ficher in Abrede zu ftellen, 
und doch würde ed nur dem, der dies vermochte, möglich geweſen fein, den allen 
deutſchen Stammrechten gemeinfamen Kern, die in allen inbividuell verkörperten 
Grundgedanken des deutihen Rechts herauszuftellen. 

Die richtige Anficht über das in ven mittelalterlichen Rechtsbüchern auf- 
gezeichnete Recht übt natürlich einen direkten Einfluß auf die Art ihrer Benugung 
bei der von E. mit Fug und Recht verlangten Methode ver Konftruftion des 
hentigen gemeinen deutſchen Rechts. Unfere neuern deutſchen Partikularrechte haben 
einen bedeutenden Theil ihres Rechtsmaterials aus den ihrer Heimat angehörenden 
ältern deutſchen Stammrechten überfommen; es gelten daher in ihnen bie daher 
batirenden deutfchen Rechtsinftitute in beftimmter ftammrechtlicher Geftalt, wenn 
aud im Einzelten manche Eigenthümlichkeiten derfelben allmälig verſchwunden find; 


2), Bol. darüber auch Eichhorn in ſ. Rechtsg. 2, S. 290 und 3, S. 346, in der Zeitichr, 
G. Nm. 1, ©. 127 Note und im D, Privatr. 8. 10 
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wollen wir num die viefen Rechtsinftituten ver heutigen deutſchen Partilkularrechte 
inwohnenven leitenden Prineipien richtig erfaſſen und dadurch für fie in dieſen Lehren 
ein gemeines deutſches Recht in E.'ſcher Weife konftruiren, fo dürfen mir bies 
nicht ohne Berüdfichtigung der alten ftammrectlichen Grundlagen der einzelnen 
Partikularrechte thun und können bei unferer Arbeit nicht ohne Weiteres mit €. 
die Rechtsbücher als unmittelbare Darftellungen des gemeinen deutſchen Rechts im 
Mittelalter benugen. Die Rechtsbücher und alle ältern Privataufzeihnungen - des 
Rechts in Deutfchland enthalten unferer Ueberzeugung nach wie die menern Par: 
tilularrechte durch die Eigenthümlichkeit ver Bewohner der einzelnen deutſchen Ge— 
end, der fie angehören, modificirtes deutſches Recht; aus den einzelnen lokalen 
En des deutſchen Rechts haben wir mit Beachtung ihrer Bildungsgeſchichte 
das ihnen ‚allen als foldhen zu Grunde liegende gemeine deutfche Recht zu konftruiren. 
Gelingt vies, fo fragt es fi dann nad) ver Bedeutung des demgemäß anfgeftellten 
gemeinen deutſchen Rechts. 

E. beanfprudt für das gemeine deutſche Recht eine praftiihe Anwendbarkeit, 
und uneradhtet dieje feine Anficht fortgejett von Einzelnen, namentlih wieder in 
neuefter Zeit befämpft worden ift, fo fann fie doch unbebingt für die in Deutſch— 
laub herrſchende gelten und bürfte, richtig verftanden, aud die allein richtige fein. 
— Das gemeine deutſche Recht, erörterten wir, lebt in den einzelnen deutſchen Par- 
titularrechten; aber aud nur in ihnen und durch fie, nicht neben ihnen. Seiner 
Natur nad ift es deswegen, abgejehen von einigen in ihm enthaltenen, durch ge— 
bietende Gefege für ganz Deutſchland aufgeftellten Beftimmungen, fein abfolutes, 
fondern ein jubfiviäres, und zwar ein „bedingt-fubfiviäres“ gemeines Recht. Aus 
ihm können bie einzelnen deutſchen Bartifularrechte interpretirt, ans ihm ergänzt 
werben, jo lange nicht beftimmte Geſetzesalte den Faden turdichnitten haben, der 
fie mit ihm als ihrer Wurzel verbindet; und eben deswegen ift dies gemeine 
deutſche Recht ein wirklich praktiihes. — Indem wir dies Recht als ein „beringt- 
jubjidiäres” gemeines Recht bezeichnen, jo thun wir es, um dadurch auszubrüden, 
daß die Anwendung diefes Rechts als eines fubfiviären Rechts in den Gebieten 
der einzelnen Partifularrechte an die Bedingung geknüpft ift, daß in ben betreffen- 
den Partifularrechten die einzelnen fraglichen im gemeinen Recht aufgeftellten Rechte: 
inftitute gelten (j. Wächter Württemberg. Privatr. 1, S. 1082 und Gem. Recht 
Deutſchlands ©. 104). Daß E. das gemeine deutfche Recht nur für ein unter 
biefer Borausfegung anmwendbares, für ein „bebingt-", nicht für ein „unbebingt- 
jubfidiäres" gemeines Recht hielt, fpricht er in den folgenden Worten feiner Ein- 
leitung ins D. Privatr. $. 40 Har aus; „Der praftiihe Nuten der Wiſſenſchaft 
(des deutſchen Privatrechts) befteht darin, daß fie... die deutſchen Partifularrechte 
verftehen, anmenven und aus dem gemeinen deutſchen Recht, wo bejonvere Beftim- 
mungen fehlen, ergänzen lehrt. Will man das gemeine deutſche Recht ein hypothetiſches 
nennen, weil jeine Anwendung das im partitulären Recht begründete Dafein ver 
deutſchen Inftitute und jelbft wohl einer gewiſſen Gattung derfelben meiftens voraus: 
jest, fo ift dagegen nichts einzuwenden." Wenn E. in viefen Worten nur den größten 
Theil des gemeinen beutfchen Rechts für ein bedingt fubfiviäres zu erklären. jcheint 
(er jagt „meiftens” fei feine Anwendung an jene Bedingung geknüpft), und man 
danach annehmen möchte, daß er einen andern Heinen für unbedingt-ſubſidiäres 
gemeines Recht halte, jo ift dies doch ftreng genommen nicht der Fall. Bei ben 
wenigen Inftituten, die nad E. jenen andern Heinen Theil bilden, fieht er es für 
notorifh an, daß fie in allen ventfchen Partikularrechten gelten, und verlangt des— 
wegen feinen weitern Nachweis von „ihrem Dafein im einzelnen partifulären 
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Rechte“. Im einer Note zu ven foeben abgedruckten Worten bemerkt €. ausprüde 
lich: „Im ver That findet jene Borausjegung aber auch beim römifchen Recht (wie 
nothivendig bei jedem ſubſidiariſchen Recht) ftatt, nur da es bier feltener zweifel- 
baft ift, ob deſſen Inftitute recipixt feien oder nicht, während es nur bei 
deutſchen Inftituten notoriſch ift, daß fie allenthalben in Deutſchland gelten". Es 
fällt alſo bei €,, bei viefem feinem Theile des gemeinen deutſchen Rechts, feines- 
wegs die Bedingung weg, an welde fih bie Anwendung des übrigen gemeinen 
Rechts im Partikularreht knüpft, jo daß feine Inftitute auch dann im einzelnen 
Rechtögebiete zur Anwendung kämen, wenn deſſen Partikularrecht fie nicht lenut, 
ſondern es bedarf bei ihnen nur feines weitern Nachweijes von ihrem Dajein im 
einzelnen Partikularrechte; das was meiftens erft dargethan werden muß, ift bier 
neteriih, und jo kommt die auch bei diejen Inftituten vorhandene Bedingung ihrer 
Anwendbarkeit nicht weiter in Frage. — Die ganze Stellung des gemeinen deutſchen 
Rechts als eines bedingt-ſubſidiären, hängt unmittelbar mit deſſen Eriftenz zu— 
jfanımen : nur in ven einzelnen deutſchen Stämmen lebte ftets die deutſche Nation, 
nur im ben einzelnen Stammrechten das gemeine deutſche Recht; und fo lebt aud 
noch jegt nur in den einzelnen Partifularrechten das gemeine deutſche Recht, hat 
nicht über oder neben dieſen ein jelbftitändiges Dafein. Im einzelnen Partikular- 
recht gilt das gemeine Recht in der Form, im der fi daſſelbe in ihm verförpert 
hat; wir können dieſe Form, wo fie ung unvollftändig im Partilularrecht entgegen- 
tritt, aus dem Urbild ergänzen, weldes wir aus dem geſammten deutſchen Recht 
erfannt haben, aber ftets ift es erforberlih, daß Das jo zu ergänzende Gebilde 
im Partikularrecht exiſtirt; wir fünnen nicht ein vemjelben fremdes Gebilte in 
daſſelbe hineintragen, dazu würde und jedes Fundament fehlen; vie nationale 
Boitsüberzeugung, die Örundlage des gemeinen deutſchen Rechts, tritt nirgends 
unmittelbar zu Tage, jonvern ftetö vermittelt durch die der einzelnen Gegend ver 
das Bartikularreht angehört. 

Unter den Geguern der Er'ſchen Anficht über die praftiiche Anwendbarkeit des 
gemeinen veutihen Rechts, behaupten die Einen, daß daſſelbe feineswegs blos ein 
bebingt-fubfiriäres fei, während vie antern umgefehrt die Eriftenz eines jeden 
praktiſch anwendbaren gemeinen deutſchen Rechts leugnen. Amı fchroffften tritt unter 
ben erftieren Maurenbrecher ver Eichen Anficht entgegen. Das gemeine Recht joll 
nad ihm die Regel, das partifuläre Recht die Ausnahme bilden und in Folge deſſen 
jenes ftetö da gelten, wo nit ausnahmsweiſe Tas partifuläre Recht es ausſchließt. 
Das Partifularreht aus dem gemeinen Recht zu erklären, jagt er, „fei eine offen- 
bare Berlegung der Freiheit des partifulären Staatswillens”, und „pie Anficht, 
daß die Auwendbarkeit des gemeinen Rechts im Partikularrecht begründet fein 
müſſe, eine jchwere Berfündigung ſowohl gegen die Nationalität der Deutfchen, 
wie gegen das wirkliche Leben“. Maurenbreher Lehrb. F. 4 und 4a. — Ohne 
Maurenbreherd Standpunkt zu theilen, behauptet auh Thöl (Einleit. ins 
deutſche Privatr. 1851 S. 127 und Volker. ©. 10), daß das gemeine Recht nur 
dann nicht gültig jei, wenn das Partikularecht ihm widerftreite; jedes Rechtsinſtitut, 
welches, um angewendet zu werden, eine Unertennung im Partikularrecht bedarf, ift 
dagegen nad) ihm fein gemeinrechtliches, jondern nur ein partifularrechtliches. Indem 
aber Thöl vem Theile des in Deutſchland geltenden Rechts, dem E. als einem bedingt⸗ 
jubfipiären gemeinen Recht eine praftiiche Beveutung einräumt, dieſe abipricht, will 
er ihn doch in ven Darftellungen des gemeinen deutſchen Privatredhts mit be- 
bandelt wiffen und legt einer von GE, principiell aus feinem Buche verwielenen 
Statiftit des partilulären deutſchen Rechts, einen Werth) bei Thöl Cini. ©. 193), 
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den fie nur haben dürfte, fofern in ihr ein bedingt⸗ſubſidiäres gemeimes Recht zu 
Tage geförvert wird. Auch Befeler Privatr. 1, ©. 10, ſcheint die Eriftenz eines 
unbebingt-fubfiviären gemeinen deutſchen Rechts in einem weitern Sinne anzu- 
nehmen als E.; ſ. aud Renaud Deut. Privatr. $. 5. — Die Gründe, bie für 
E.'s Auffaſſung gegenüber viefen, auch von andern Neueren vertretenen Anſichten 
ſprechen, find oben angeveutet; näher muß bier noch derer gedacht werben, bie 
überhaupt leugnen, daß es ein praktiſch anwendbares gemeines deutſches Recht gebe. 
Mit der größten Schärfe ift viefe Behauptung von Wächter (Gemeines Recht 
Deutſchlands, 1844) ausgeführt worden. Nad ihm eriftirt im Deutſchland, ab- 
gejehen von den wenigen durch den deutſchen Bund begründeten Rechtsfägen, kein 
„juriftifchegemeines” Necht, indem er jede Gemeinſamkeit im Recht, die micht eime 
ftantövechtliche oder völkerrechtliche ift, für eine blos faftifche erklärt. Hierauf ift von 
E35 Standpunkt aus zu erwidern (ſ. auch E. I. Bekker in ſ. Jahrbuch des ge— 
meinen deutſchen Rechts, 1857, 1, ©. 2), daß bei demjenigen Theil allen Rechts, 
ver fein Gefegesrecht, fondern Gewohnbeitsrecht ift, eine Gemeinfamteit, die keine 
ftantsrechtliche oder völferrechtliche ift, ſehr wohl eine juriftifche fein kann, und 
leineswegs ein blos faktifche fein muß. Bei der Entftehung und Fortbildung des 
Gewohnheitsrecht iſt der Staat als folder nicht betheiligt, die eine wie Die andere 
ft auch nicht an die Grenzen eines Staats gebunden. In Deutſchland beruhte 
von jeher Die Gemeinfamteit im Recht nicht darauf, daß Deutſchland ein Staat 
war, auch nicht auf Staatsverträgen, jondern baranf, daß die einzelnen deutſchen 
Bartitularrehte eine gemeinfame nationale Grundlage hatten, daß ein großer 
Theil ihres Inhalts einer deutſch-nationalen Boltsüberzengung feine Entftehung 
und Fortbildung verdankt. Ein ſolches aus einer gemeinjamen Rechtsquelle bervor- 
gegangenes Recht tft ein juriftifch gemeinfames, und nichts beredhtigt, ihm eine praf- 
tifche Anwendung im Eichen Sinne zu verfagen. 

Wie Wächter leugnet auch Gerber das Borhanvenfein eines praftifd anwend⸗ 
baren gemeinen deutſchen Rechts und fpricht dies auf das Allerentſchiedenſte aus: 
„wir müflen“, fagt er, „ihm jede Fähigkeit zur unmittelbaren Anwenbung abipre- 
hen", Gerber das wiffenfhaftl. Princip des gem. d. Rechts ©. 272; und dann: 
„Telbit die hypothetiſche Anwendbarkeit, welde einige Iuriften dem deutſchen Bri- 
vatredht vinbiciren, muß als außer aller juriftifhen Möglichkeit liegend, betrachtet 
werben, , weil es fi bier um einen fublimirten Stoff handelt, der mitttelft rein 
theoretiiher Operationen aus den vorhandenen wirklich anwendbaren Rechten ge- 
zogen wird” Gerber ebend. ©. 273. Es foll nad Gerber das deutſche Partifular- 
recht aus dem gemeinen beutichen Recht erflärt, nicht aber ergänzt werben können. 
Er will (Privatr. $. 7) die Möglichkeit der Ergänzung leugnen, „da ven Inhalt 
ver Wiſſenſchaft des deutſchen Rechts alle und jede formelle Sanftion abgehe“. 
Gerber vertennt bei feiner Argumentation die Bedeutung der Boltsüberzengung ; 
er räumt ein, daß die Lebereinftimmung der deutſchen Bartifularrechte „aus einem 
tiefern allgemeinen nod) fortlebenden Rechtsbewußtſein bes deutſchen Volks herrührt“ 
Wiſſ. Princp ©. 291, er nennt ©. 269 das dentſche Privatrecht „eine Dar- 
ftellung der Nechtsüberzeugung des deutſchen Volks auf dem Gebiet des Privat: 
rechts“; er verdient aber gewiß feine Zuftimmung, wenn er dem Probuft einer 
ſolchen Bolfsüberzeugung, als „ver That des deutſchen Bolfsgeiftes auf dem Ge— 
biete des Rechts“, wie er fie $. 6 nennt, blos einen Anfpruch auf wiſſenſchaftliche 
Behandlung vindieirt; fie bat vor Allem einen Anspruch auf praktiſche ‚Geltung. 
Faffen wir übrigens das Nefultat ver Gerber'ſchen Erörterungen genau ins Auge, 
fo ftebt dies E.’8 Anfichten feineswegs fo enffernt, ale man nad den angeführten 
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Aeußerungen erwarten möchte. Räumt doc Gerber $. 7 Note 3, — * ein, 
„daß der Inhalt des deutſchen Privatrechts volllommen anwendbar ſei, nämlich in 
der Form der Partikularrechte“; und verlangt, daß man im Rechtsgebiet des ein- 
zelnen Partikularrechts forgfältig nad allen Faktoren der Nechtserzeugung forfche, 
namentlich alles Gewohnheitsrecht daſelbſt aufſuche, dann werde man innerhalb 
veflelben „Gründe für Annahme oder Verwerfung jedes behaupteten Rechtsſatzes“, 
finden; man werve erfennen, daß bei Inftituten des deutſchen Nechts, wie z. B. 
der Lehre von den Grbverträgen, „die Gründe der Anwendung allein in dem 
Partikularrechte liegen, daß aber vie wiſſenſchaftliche Ausbildung derſelben nicht 
im Dienfte eines beftimmten Partifularrechts, ſondern des gemeinen deutſchen Rechts 
geihehen ift". Erwäge ich viefe und ähnliche Aeußerungen Gerbers, fo vermag 
ih in Gerbers Gedanken keinen reellen Gegenſatz zu E.'s Lehre über die An- 
wendbarfeit des gemeinen deutſchen Rechts zu fehen, und ftehe nicht an, ein ſolches 
gemeines beutfches Recht, wie es Gerber aufftellt, ein „bevingt-fubfiviäres gemeines 
deutſches Recht“ zu nennen. Wenn Ludwig Rüdert (Begriff bes gem. d. Privatr. 
Erl. 1857 ©. 91) es an Gerber zum Verbienft anredhnet, zuerft dem von E. an: 
genommenen formell gemeinen deutſchen Recht entſchieden entgegen getreten zu fein, 
fo ſchiebt er E. ein formell gemeines deutſches Recht unter, da diefer nie ein fol 
des angenommen bat; und fein Tadel, „daß Gerber fih von der Erſchen Theorie 
noch nicht gänzlich loszureißen vermöge”, dürfte nicht ſchwer wiegen. 

Mögen diefe Bemerfungen über die Stellung, die einige der neueſten Schrift- 
fteller über deutjches Privatreht E. gegenüber einnehmen, noch jo unvollftändig fein 
(und der Raum verbietet hier weiter darauf einzugehen), jo werden fie doch ge 
nügen, um zu zeigen, wie Epoche machend E. in die Behandlung des beutjchen 
Rechts eingegriffen hat. Wenn Neyicher, indem er im Jahr 1855 in feiner Zeit- 
jchrift für deutſches Recht (Br. 15, ©. 452) E.’8 wiſſenſchaftliche Arbeiten charak— 
terifiren will, bemerkt, „es fei nicht ein neues Grundprincip, eine gänzlich neue 
Methode der Wiſſenſchaft, was wir ihm verdankten, fonvern es ſei der Ernft und 
vie Tiefe der Forfhung, es fei befonders der feine gefhhichtlihe Sinn und Takt, 
die geiftvolle Behandlung der Quellen, was uns in allen feinen Schriften ent: 
gegentrete” ; fo kann ich ven erften Worten viefes Sabes nicht beiftimmen. Wollte 
man jene Worte im ftrengften Sinne verftehen, fo find fie beveutungslos, ba wir 
feinem einzigen neuern Inriften „eine gänzlih neue Methode der Wiſſenſchaft“ 
verbanfen (ja ſchwerlich vervanfen fünnen); verfteht man fie aber in bejchränfterem 
Sinne, wie es nad dem, was ihnen im Verfolg des Satzes entgegengeftellt wird, 
geboten jcheint, fo find fie ungerecht gegen E. Gerade das ift pas Charakteriftifche 
bei E.'3 Behandlung des deutſchen Rechts, daß er in ihr einen beftimmten Ge— 
banken verfolgt, und vejfen Anwendung auf das deutſche Recht zur allgemeinften 
Geltung gebracht hat; darin, daß E. dies that, liegt fein Hauptverdienft, und 
dies darf ihm nicht gefhmälert werben, Daß jede Spur einer geſchichtlichen Auf- 
faffung des Rechts früheren Zeiten fremd gewefen fei, wird Niemand behaupten; 
aber nah Hugo's Anbahnung waren e8 Savigny und E,, die fie, jeder in feiner 
Sphäre, zu der ihr gebührenven Geltung brachten; fie find vie beiden Häupter der 
hiſtoriſchen Juriſtenſchule, „mit der die ganze Behandlung der Rechtswiſſenſchaft 
‘eine andere geworben ift” (Stahl Geſch. ver Nechtsphilofopbie, B. VI), und „der 
Widerſpruch gegen die Säge, die als Orundwahrheiten von ver bifterifhen Schule 
wirflich vertheidigt worden find, ift mehr und mebr verſtummt“ (Bekker Jahrb., 
1857, 1, ©. 10). Es ift oben erwähnt worden, wie beftimmt &. bereits im Jahr 
1808, während erft 1814 Savigny's Beruf erihien, eine geſchichtliche Anffaſſung 
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des Rechts in Deutſchland verlangte, und eben weil er fie für das praftiiche Recht 
der Gegenwart für nothwendig erfanute, feine deutſche Rechtsgefchichte unternahm, 
E.'s ganze Methode des gemeinen deutſchen Privatrechts ift im Grunde eine 
Geltendmachung der gefhichtlichen Auffafjung des Rechts auf diefem Gebiete; und 
die große Bedeutung feiner Einleitung ins deutſche Privatreht beruht gerade 
darauf, daß jene Methode in ihr durchgeführt, daß „ein neues Grundprincip“ in 
dem Buche bei ver Behandlung des deutſchen Privatrechts befolgt ift! 

Schwer läßt es fich begreifen, wie Mande nenerbings haben. behaupten 
fönnen, daß die von E. befolgte Methode der Behandlung des deutſchen Rechts 
nit mejentlih von ihm berrühre. Wenn des Juſtus Friedrich Runde um das 
deutſche Recht fo verdienter Sohn Ghriftian Ludwig Nunde im. der Vorrede 
zur Sten Ausgabe des Privatrecdhts feines Baters ©. XXXVI meint, daß vie 
fer eigentlihd ſchon dieſelbe Methode gewollt habe, die E. aufftellte, und da, 
wo der Vater, in $. 80 feines Lehrbuchs, bei Entwidlung feines naturrechtlichen 
Standpunftes, „von der Natur der Sache“ ſpricht, ftatt deren eine „auf hiſtori— 
ihem Wege gefundene Natur der Sache“ einfchiebt, jo mag das der Pietät des 
Sohnes zugerechnet werben; daß aber auch andere neuere Germaniften geneigt 
find, Runde ftatt E, für den „Begründer der heutigen deutſchen Rechtswiſſenſchaft“ 
anzujehen (vgl. Renaub Privatr. $. 49, Reyſcher Zeitihr. für.d. Rt. 9 ©. 358), 
beruht auf einem Verkennen des großen innern Gegeniages zwifchen E''s und 
Runde's Grundanficht über deutfches Privatrecht, der ſchon oben näher hervor- 
gehoben wurde, um E.'s Auffaflung des Rechts im Algenneinen zu charakterifiren. 
Ebenſowenig ift es gerechtfertigt, wenn Walter Privatr. $. 18 fagt, „Zafinger 
fand (1787) die richtige Methode der Behandlung des deutſchen Rechts..., und 
E, führte ven von Tafinger bezeichneten hiſtoriſchen Weg genauer aus”; da der 
gegebene Standpunkt völlig verrüdt wird, wenn man jene ſchwachen Anfänge 
einer richtigeren Auffaſſung des deutſchen Rechts, wie fie mit den unbaltbarften 
Behauptungen durdywirft bei Piütter und Tafinger ſich finden, und durch Runde's 
Bud, zur Zeit wie E. fchrieb, als befeitigt galten, für die richtige Methode er- 
klärt, die E. nur weiter ausgeführt habe (f. Runde Privatr. $. 81n.a, E. Einl. 
8. 39 n. 9 und Hift. Zeitſchr. 1, S. 128, Reyfcher Zeitichr. 9, ©. 357, Ger- 
ber Princip ©. 52, Befeler Privatr. 1, ©. 51). Wir fünnen unfererfeits bier 
nur Gengler beiftimmen, wenn er, Privatreht S. 39, fagt: „Die allein richtige 
Behanplungsweife, deren erfte Keime wohl ſchon Pütters Elementa in fi trugen, 
beginnt mit E.'s Einleitung ins deutſche Privatrecht, Göttingen 1823, an welde 
fih dann die jüngeren, freilid von ſehr verfchievenen Grundideen durchzogenen 
Syſteme anſchließen“; man vergleiche auch die Worte, in denen Gerber Privatr. 
$. 26 die Bedeutung €. würdig anerkennt. 

Wenn mande Neuere an E, eine zu vorherrſchend gefhichtliche Behandlung des 
deutſchen Rechts zum Vorwurf machen, fo wird man, um gerecht zu fein, nicht 
die Art ſeines Strebens, überhaupt nit das, was er zu erreichen fuchte, umb 
wie er es zu erreichen hoffte, tabeln dürfen, fondern nur einräumen müfjen, daß 
er umerachtet feiner gewaltigen Anftrengungen und aller ihm zu Gebote ftehenden 
Gaben die ungeheure Aufgabe, die er ſich feste.und ſetzen mußte, noch lange nicht 
vollftändig gelöst bat, ja daß, wie es nach der Natur jener Aufgabe nicht anders 
fein fonnte, noch fehr Bieles zu erftreben übrig geblieben ift und übrig bleiben 
mußte. Für feinen Theil unferes Rechtes ift ficherlich die gefchichtliche Behandlung 
dringender geboten, als für unfer deutſches Privatredht. Im gröbften Irrthum tft 
befangen, wer mit Feuerbach meint, „die. Gefchichte lehrt, wie etwas nach umb 
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nach geworben; wie und mas dieſes Etwas fei, lehrt fie nicht; mas der Geſchichte 
angehört, ift ſchon dem Leben abgeſtorben“ 3); ihm ift mit Stahl (Gefch. der 
Rechtsphiloſophie, Bo. VI, Abſchn. 2) zu entgegnen : „die Vergangenheit ift nicht 
blos tranfitorifche, fie ift immanente Urſache der Gegenwart; jie ift als Vergan— 
genheit, als das was fie war, noch in ihr enthalten". Wenn wir das Werben 
unferes heutigen Rechts erfannt haben, kennen wir unmittelbar fein Sein 9); und 
wenn irgendwo, jo fünnen wir gerade bei der eigenthümlichen Bejchaffenheit des 
heutigen gemeinen deutſchen Rechts, deſſen Sein einzig und allein aus feinem 
Werden erfaffen. Unbevingt ift es in gar manchen Fällen E. noch nicht gelungen, 
das Werden eines Rechtsinftituts jo zu erfaffen und darzulegen, daß aus ihm das 
Sein, der gegenwärtige Zuftand defjelben unmittelbar erhellte; aber jein Streben 
war darauf gerichtet, er bediente fih ver Geſchichte als eines Mittels zu diefem 
Zweck, den hiſtoriſchen Ballaft als ſolchen wirft er in feinem Privatrecht bereit 
willig über Bord. Unbedingt muß eine noch größere dogmatifche Verarbeitung des 
deutſchen NRechtsmateriald erftirebt werden, als fie E. in feinem Bude erreichte; es 
ift das aber fein neues Ziel, welches wir zu verfolgen haben, ſondern nur ein 
weiterer Fortfchritt in der Erreihung eines ihn wohlbekannten Zieles. E. bat oft 
vie einzelnen Geftalten nur im Groben herausgearbeitet, hat gezeigt, wie fie aus 
ver Vergangenheit in die Gegenwart hineinragen, und weldes ihr Wefen im 
Allgemeinen ift; fie immer forrefter und ihre feinen Züge immer genauer im 
Detail zu zeichnen, ift feine neue Aufgabe, fondern liegt naturgemäß im Verfolg der 
Aufgabe, die er ſich feste. Selbit Gerber. jo hoch er E. im Allgemeinen ftellt, 
ſcheint mir ihn im dieſer Beziehung nicht richtig zu beurtheilen; indem er mit Fug 
und Recht, im Gegenſatz zu einer blos äußerlicen gejchichtlihen Beſprechung ver 
einzelnen Inftitute des deutſchen Rechts, eine tiefer eindringende fyitematifche Ver— 
arbeitung des Stoffes derfelben verlangt, wie das in mufterhafter Weife von Thöl, 
für das fi allerdings dazu befonders eignende Handelsrecht geleiftet jei, wirft er 
E. vor, daß er nur jenes gethban habe. Ja er geht fo weit zu erflären: „in ben 
Darftellungen €.’s und feiner Nachfolger liegt Nichts, was einen jpecifiih jurifti- 
fhen Charafter an fi trüge; das Juriftiiche dabei liegt nur im Stoffe, die Dar- 
ftellung ift nur die eines Erzählers“, Gerber Privat. S. XXIV (cf. ©. VID; 
und „es muß aufgegeben werben, das deutſche Recht in blos äußerlicher Schil— 
derung barzuftellen, e8 muß vielmehr umterfucht werden, ob in der Totalität ver 
unendlihen Wiederholung gewiſſer Nechtsverhältnifie ein wirkliches Nechtsprincip 
ausgefprochen ift ꝛc.“, Gerber S. XXV. Daf das Vepte zu erftreben fei, wird 
Jedermann einräumen, bie Frage ift nur die, ob E. blos äußerlich geſchichtliche 
Rechtsfakta referirt habe, er, deſſen Hauptftreben darauf gerichtet war, die „leiten: 
den Principien” des deutſchen Rechts zu ergründen? Und wenn es fid um den 
„ſpecifiſch juriftifchen Charakter" handelt, ven Gerber in der Erſchen „Daritel 
lung‘ vermißt, jo fehlt ihr allerdings nicht felten jene feine Begriffsausipinnung, 
die wir den ausgezeichneten römischen Jurijten abzulernen haben; fie vürfte aber 
ftet8 erft das Produkt einer längeren wiſſenſchaftlichen Kultur eines Rechts fein, 
wie fie zu E.'s Zeit dem deutſchen Recht völlig abging, und iſt in feiner Weile 
zu verwechjeln mit einer äußern Glätte des juriftifchen Raifonnements, hinter der 








3) Aehnliche Mißverſtändniſſe |. bei Runge, Wendepunft dev Nechtam. 1556. S. 57. 

% Savigny Spftem, 1, S. XV: „Ohne Kenntnih des lebendigen ‚julanimenbangs, welce 
die Gegenwart an die Vergangenbeit knüpft, nehmen wir ven dem Rechtszuſtande der egenwart 
nur die äußere Ericheinung wahr, begreifen nicht das innere Weſen“ 
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mande der neueſten juriftifchen Schriftfteller unſcharfe juriftifche Begriffe verfteden, 
wenn fie nicht gar fie durch allerlei poetiihe oder naturhiſtoriſche Bilder in höchft 
unpraftifcher Weife erfegen zu fünnen wähnen, 

Um die als nothwendig erfannte gefhichtlihe Grundlage für das gefammte 
heutige in Deutichland geltende Recht zu gewwinnen, unternahm E. fein umfang- 
reichftes Bud, für deſſen Vollendung ihm die ganze deutihe Nation den wärmften 
Dank ſchuldet, feine großartige deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte. E. wollte 
in dieſem koloſſalen Werk jene Grundlage nicht etwa blos für das Privatrecht, 
jondern in gleicher Weife für das Staatsrecht, Kirchenrecht, Strafrecht und Proceß— 
recht Deutſchlands legen, indem er überzeugt war, daß fie insgefammt nur richtig 
erfaßt und begriffen werben können, nachdem genau erfannt ift, wie fie zu dem 
geworben find, was fie jegt find, unter den einzelnen Theilen des geltenden Rechts 
aber eine folde innere Verwandtſchaft und gegenjeitige Beziehung ftattfindet, daß 
feiner ohne den andern ganz verftanten werben fann, und nicht wenige Rechtsge— 
danfen ſich erft bei einer zufammenfaffenden Betrachtung aller vollftändig erſchließen 
laffen. E. entwirft aus allen ihm zugänglichen Quellen ein Bild des Staates 
und Rechts in Deutfchland in ver älteften Zeit, ein zweites nad) der Völkerwan— 
berung, ein brittes nad Ausfterben der farolingifchen Könige, ein viertes im brei- 
zehnten Jahrhundert, ein fünftes im Zeitalter der Reformation, ein jechstes im 
Anfange unferes Jahrhunderts. E. wählte eine derartige Eintheilung nad Hugo’s 
Borgang bei der römischen Rechtsgeſchichte; und für feinen Zwed dürfte fie auch 
entſchiedene Vorzüge vor einer Behandlung nad einzelnen Materien haben, wenn 
auch nicht in Abrede zu ftellen fein wird, daß eine folhe in anderer Hinficht 
wiederum Vortheile varbietet. Für höchſt einfeitig muß es gelten, wenn %. Walter 
in feiner deutſchen Rechtsgeſchichte F. 5 bemerkt: „Die fteife Eintheilung nad 
allgemeinen Zeitabſchnitten . . . . bei E., nöthigt zu Unterbredungen und Wieder: 
bolungen, wodurd vie Kraft der Darftellung und vie Einſicht in den innern Ent- 
widelungsgang der Redtsinftitute großentheils verloren geht”. Man ſollte doch 
meinen, es fei nicht ſchwer einzufehen, daß ein fucceffives Abrollen einzelner Ge— 
fanmtbilver von frübefter Zeit an bis auf die Gegemwart, wie fie hinter einander 
fih in dem Leben unferes Volkes abgewidelt haben, in vieler Hinficht eine leben- 
digere Anjhauung gewähren muß, als ein Zerhaden in lauter einzelne Stüde, 
bei veren jedem erzählt wird, wie es ſich durch die einzelnen Zeitabſchnitte fort- 
entwidelt bat. Entftehen bei der ſynchroniſtiſchen Methode Unterbrehungen in ver 
Darftellung der einzelnen Rechtsinſtitute in verfchievenen Perioden, und Wieber- 
bolungen bei dem jpätern Wiederaufnehmen der abgerifjenen Fäden, fo ift es bei 
der Abhandlung nad Materien unvermeiblih, daß einer und verfelben Zeit Ange- 
hörendes fid) gegenfeitig Bedingendes und Grflärendes aus einander geriffen, und 
die eigenthümliche Nedtsentwidelung ver einzelnen Zeit nicht in ihrer Totalität 
begriffen wird, daß vor Allem Schriftfteller und Leſer unterlaffen, fih Rechenſchaft 
darüber zu geben, welche Stellung die einzelnen monographiſch behandelten Rechts— 
gebilde in ihren einzelnen Entwidelungsphajen zu den beftimmten Entwidelungs- 
ftabien der Nation eingenommen haben, wie fie getragen und bedingt wurben 
durd die neben ihnen geltenden Rechtsgebilde, wie fie in ihrem gefammten jewei- 
ligen Sein ein Produkt einer beftimmten Stufe der Bildung der Nation find. 
Wenn man die Schwierigfeiten zufammengeftellt hat, die gegen eine ſynchroniſtiſche 
Behandlung der innern römifchen Rechtsgeſchichte ſprechen (f. Schilling röm. Rechtsg. 
©. 3), fo fallen nicht wenige verfelßen bei einer deutſchen Rechtsgeſchichte durch 
die Beſchaffenheit ver Rechtsaufzeichnungen weg, aus denen wir bei ihr zu ſchöpfen 
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haben; eine zujammenfafiende Darftellung des in den Vollsrechten, ſowie des in 
den Rechtsbüchern, und wiederum des nah dem mafjenhaften Eindringen des 
römischen Rechts in den Statuten der einzelnen Territorien niedergelegten Rechts, 
ift eine durch die Beichaffenheit der Quellen, wie des in ihnen enthaltenen Stoffes, 
als zwedmäßig, ja als nothwendig zu bezeichnenve Vorarbeit für vie Erfenntnif 
des heutigen Rechts Deutfchlands. Wenn für eine Darftellung ver deutſchen 
Rechtsalterthümer eine Bertheilung des gefammten Stofjs nad allgemeinen Zeit- 
abjchnitten ganz angemefjen wäre, indem es ſich bei ihnen um ein Erforfchen bes 
Alten handelt, das Jüngere nur dazu dient, das Alte zu erläutern (j. I, Grimm, 
NRechtsalterth. S. VII), und die Zeitpunkte, in denen fi das Alte zu dem Neueren 
umgebilvet bat, feine fpecielle Beachtung verlangen, daher denn aud die Weis- 
thümer, deren Gntftehungszeit unbelannt ift, eine große Bebeutung gewinnen, fo 
ift das bei einer Rechtsgefchichte, die eine Grundlage für das heutige Recht geben 
will, völlig anders; bei ihr fommt es gerade darauf an, den Bildungsproceß bes 
heutigen Rechts darzulegen, das Auftreten, Umfichgreifen, Zurüdtveten  beftimmter 
Rechtsgedanken, das Entftehen und Abſterben der einzelnen Rectsinftitute zu 
ermitteln, und bier wird eine ſynchroniſtiſche Behandlung ihre eigenthümlichen 
Borzüge befigen. Bon geringer Bedeutung dürfte e8 demnach für Walters, in 
feiner deutſchen Rechtsgefhichte gewählte Eintheilung des Stoffes fein, daß, wie 
er anführt, Iafob Grimm eine gleiche mit beftem Erfolg feinen deutſchen Rechts— 
alterthümern zu Grunde gelegt hat. 

Bei der Beurtheilung von E.'s Rechtsgeſchichte muß der Zwed, um deſſen 
willen er fie verfaßte, nie außer Acht gelaffen werden. Es ift €. bei feinen 
fümmtlihen rechtsgeſchichtlichen Arbeiten ftets um Aufklärung der Gegenwart aus 
der Vergangenheit zu thun; die ältern deutſchen Volks- und Rechtszuſtände find 
ihm hochwichtig, infofern fie ihm zum Verſtändniß der Gegenwart dienen, nicht 
um ihrer felbft willen; er ift fein Antiquar, fein Standpunkt ift überall in ver 
frifchen Gegenwart, und er ſchaut rüdwärts, um dadurch für die Gegenwart zu 
lernen. 5) Mit riefigem Fleiß bat E. die umfaffenpften Duellenftudien für ſeine 
Rechtsgefhichte gemacht, und wenn er fih aud nit darauf einlaflen konnte, 
ungedrudte Quellen in Archiven und Bibliotheken aufzufuhen und zu benuben, ein 
Material für diefelbe zufammengebradt, wie e8 Niemand vor ihm in Deutſchland zu 
Gebote geftanden bat. Dody nicht hierin liegt E.'s größtes Verdienſt als Rechts— 
biftorifer, ſondern in feiner feltenen Intuition, wie fie nur einzelnen wenigen Meiftern 
der biftorifchen Kunft zu Theil geworben ift; die Redhtsinftitute vergangener Zeiten 
gewinnen nnter feinen Händen beftinmte Öejtalten, werten Körper mit Fleiſch 
und Blut, bleiben nicht bloße Nebelwolten, die, wenn man ihnen nahe tritt, ins 
Unbeftimmte zerfliegen und unfähig find, das heutige Recht irgendwie aufzuklären 
und zu befrudhten. Daß vie von ihm gezeichneten Geftalten nicht überall völlig 
korreft aufgefaßt find, verfteht fi von felbit; wie wäre das aud möglich gewejen 
bei der Maſſe des zu bewältigenden Stoffes, ver erft wenig verarbeitet vorlag, 
zum Theil noch nie zum Gegenftand einer geſchichtlichen Betrachtung gemadıt 
worben war! Bei der Schilderung einiger NRechtsinftitute, namentlich ver älteften 
Zeit, hat E. fogar Wefen abgefpiegelt, die in diefer Weiſe nie eriftirt haben; das 


5) In der Vorrede zur vierten Ausgabe der Mechtäg. I. S. VIII erftärt Eichhorn im Jabr 
1834: „EB war feineswegs meine Abficht, die Nechtsaftertbümer in ihrem aanzen Umfang au 
erörtern; ich wollte durch, die Etaatägefihichte, wie durch die äußere und innere Rechtsgeſchichte 
eine fichere aefchichtliche Grundlage für Das jept beftebende praktiſche Recht gewinnen.“ 
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haben neuere Specialunterfuhungen in einigen Punkten bargethan, und werben 
es unfehlbar no in andern thun. Kleinlich aber ift es und verrätb Mangel an 
aller Ueberficht über das endloſe Feld, das E. bebaut, und bem er die ergiebigften 
Früchte abzugewinnen verftanden hat, wenn einzelne Neuere deßwegen E.'s Yei- 
ſtungen herabſetzen; zumal fie meift nur durch Benugung feiner Urbeiten in ver 
Lage find, weiter in den Stoff einzubringen, als es ihm möglich war, oder weil 
ihnen in nen zu Tage geförberten oder doch beifer edirten und leichter zugänglich 
gemachten Quellen, Hülfsmittel geboten find, die ihm abgingen, Außerdem bleiben 
nicht wenige biefer Tadler, indem fie der Eichen Darftellung eine richtigere, 
quellenmäßigere entgegenzufegen mwähncen, bei einem rein äufßerliden Aufzählen ber 
Einzelnheiten ftehen, over entwerfen Bilder von Wefen, die, wie jeber Kenner bes 
Lebens einräumen muß, in der Weife in feiner Zeit eriftirt haben können, da 
ihnen jede Tebensfähigteit abgehen würde. Aber gerade in der Fähigkeit des Repro- 
biteirend von unjern Blicken entrüdten Geftalten, aus einzelnen Fragmenten und 
Tinten zeigt fich die künſtleriſche geiftige Begabung des Hiftorifers, und dieſe hifto- 
rifhe Intuition ift es, die wir bei E. jo hoch anſchlagen. Mag er immerhin 
einzelne Geftalten falſch uns vorgeführt haben, er bat uns hundert andere unbe- 
dingt richtig abgefpiegelt, — noch mehr: er hat uns verjegt in vergangene Perio- 
den unferes Rechtes und fie für die Gegenwart nugbar zu machen gelehrt. Ich 
ftehe nicht an zu behaupten, wir verdanken ihm ven größten Theil defien, was 
wir heute in Deutfchland über unfere Nechtsentwidlung wiffen; man vergleiche die 
vor E. entworfenen, bürftigen, leeren, leblofen Darftellungen über unfer älteres 
Recht mit feinen Büchern; und auch bis zur gegenwärtigen Stunde wird jelbft 
der Kundigſte über gar viele Punkte der deutſchen Rechtsentwiclung nirgend anders 
als in E.'s Rechtsgeſchichte Belehrung fuchen und finden, 

Mit diefem Urtbeil über E.'s Nechtsgefchichte kontraſtirt fehr bedeutend bie 
Art, wie von ihr F. Walter in feiner deutfchen Rechtsgeſchichte (BGonn 1852 und 
1857) 8. 4 im Wllgemeinen fpricht, und es in Beziehung auf einzelne Stellen 
vielfach, faft überall aber abweifend over tadelnd thut. Nachdem Walter a. a. O. 
bie älteren Schriftfteller über deutſche Rechtsgeſchichte aufgezählt, und zulett noch 
der von K. G. Biener 1787 veröffentlichten Geſchichte der deutſchen Rechtsquellen 
als „eines gründlichen Werkes" Erwähnung gethan bat, fährt er fort: „Aus 
allen viefen Vorarbeiten begann E. 1808 feine deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte, 
welde anfangs faft nur eine Kompilation und in einer Form, die zuleßt vom 
Berfaffer ſelbſt als fehlerhaft erfannt wurde, im Fortgang des Werkes und der 
neuen Auflagen ſich zu gründlichen jelbftftändigen Forſchungen erhob und durch vie 
Zufammenftellung des ganzen hieher gehörenden Stoffes eine nachhaltige Wirkung 
hervorbrachte.“ Wie ein foldhes Urtheil über eine foldye Arbeit vom Berfafler einer 
neuen deutſchen Rechtsgeſchichte möglich ift, dürfte ſchwer zu begreifen fein; es ift 
darin vollftändig die Bedeutung des beurtheilten Werkes unbeachtet gelaffen; vie 
„Zufammenftellung“ des Stoffes hat bei ihm ficherlich am wenigften „eine nach— 
baltige Wirkung hervorgebracht“, ſondern die Art, wie er barin verarbeitet ift; 
die Erzielung defien, was Ihering (in Ihering und Gerber Jahrb. 1856, I ©. 4) 
verlangt, wenn er jagt, „das Evangelium der Rechtsgeſchichte ver Zukunft befteht 
in dem Sag, daß hinter dem, was im ver geſchichtlichen Entwidelung des Rechts 
als Äußere Thatſache hervortritt, hinter dem rechtsgeſchichtlich Konkreten, noch 
ein anderes Stüd Rechtsgeſchichte ftedt, und zwar der befte Theil.“ Daß vie 
E. ſche Rechtsgeſchichte in ihren fpätern Ausgaben fortgeſchritten iſt, und nament- 
lich der erſte Band im Jahr 1834 im der vierten Ausgabe eine neue Umarbeitung 
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erfahren bat, weil ev, wie E, in der Vorrede ſich ausprüdt, „aud nad zwei- 
maliger Berbefferung doch immer noch der unvolltommenfte Theil des Buches 
geblieben und in Beziehung auf viele Verhältniſſe nicht ausführlich genug war”, 
— kann unmöglich E. zum Vorwurf gereihen, und die angeführten Worte be- 
jagen nit, daß er die frühere Form feiner Arbeit „zulest felbft als fehlerhaft 
erfannt habe", Mehr Schein dürfte ver vielfach, 3. B. von Philips (D. Privatr. 
I. ©. 218) und Reyfcher (in ver Zeitfchrift für veutfches Recht 15 ©, 446, 449, 
454) den E.'ſchen Büchern im Allgemeinen gemachte Vorwurf für fi) haben, 
daß fie in ihren verfchiedenen Auflagen „zu ftereotyp“ geblieben feien, zu wenig 
fremde nenere Anfichten berüdfichtigt hätten. Doch wird zu Gunſten E's daran 
zu erinnern fein, daß ein Wechſeln der Anfichten wie Röde, und ein jemweiliges 
Anlegen deſſen, der den neueften Schnitt zeigt, wie e8 manche Kompendienſchreiber 
harakterifirt, bei wiſſenſchaftlichen Arbeiten nicht eben für eine durch ernfte For- 
ſchung gewonnene willenfchaftlihe Ueberzeugung ihrer Urheber fpridt, und daß es 
ſehr leicht ift, bei Büchern, die eben nur Kompilationen find, neu aufgelefene 
Notizen hineinzufliden, daß aber ein Benugen neuer weſentlicher Anfichten oder 
Entdeckungen in Büchern, in denen gewiſſe Gedanken konfequent durchgeführt und 
zu beftimmten Öeftalten verkörpert find, meift ohne eine völlig neue Ausarbeitung 
derfelben unthunlih if. Daß E. beim erften Bande feiner Nechtsgefhichte im 
Jahr 1834 eine neue Umarbeitung unternommen babe, wurde erwähnt; bei ben 
ipätern Bänden und bei feinem Privatrecht glaubte er es nicht thun zu müſſen 
und fehlte ihm wohl auch die dazu erforderliche Muße. 

An Er's deutfches Privatreht und deutſche Nechtsgefhichte reiht ſich als fein 
drittes Hauptwerk fein 1831 bis 1833 erfchienengs Kirchenrecht. Es dürfte hier 
der paffende Ort fein, auf daffelbe näher einzugehen und feinen Standpunkt 
gegenüber von ältern und neuern Kirchenrechtlichen Arbeiten genauer zu bezeichnen, 
ſowie ven Einfluß anzugeben, den es in wiſſenſchaftlicher und praftifcher Hinficht in 
Deutſchland ausgeübt hat und nod ausüben wird; doch fühle id mich dazu jet 
außer Stande. E. hatte für das Kirchenrecht eine ganz befondere Vorliebe, und 
bielt fein Bud darüber, das er mit mehr Mufe als irgend eines feiner andern 
Bücher meinte ausgearbeitet zu haben, für fein reifftes Werk, 

Die von E. mehrfach gehegte Abficht, auch eine Darftellung des deutjchen 
Staatsrechts zu veröffentlichen, ift leider nicht zur Ausführung gelommen; gewiß 
wird jeder dieß bedauern, ver die ſchönen Kenntniffe bedenkt, vie er fih durch 
feine umfaffenden Studien und eine felten reiche Praris in ver Behandlung von 
ftaatsrechtlihen Fragen erworben hatte, E.'s Vorleſungen über deutſches Staats: 
reht, fo lehrreich und anregend fie waren, beſchränkten fi) ftreng auf eine Dar- 
legung des pofitiven deutfhen Staatsrechts, ſchloſſen die Politif grundfäglih aus; 
ver im Winter 1832 auf 1833 gebrudte Grundriß läßt ihren Inhalt überfehen ; 
von nenern Büchern über deutſches Staatsreht entfpriht das von H. A. Zachariä 
bei weitem am meiften dem E''ſchen Standpunkte. Möchte es doch E.’8 Sohne, 
dem Appellationsrathy Otto Eichhorn zu Köln, gefallen, dem Publikum eine Aus— 
wahl aus den zahlreihen Gutachten feines Vaters über ftantsrechtlihe Fragen im 
Druck zu übergeben; vielleicht ließe fich dieſe mit den verfchievenen gebrudten 
Eichen Aufſätzen und feinen beveutenpften Recenfionen zu einem Werft verbinden, 
und das Ganze ale E.'s Heine Schriften bezeichnen. 

8.8 politifher Standpunkt war im Wefentlihen bejtimmt dur bie 
Eindrüde feiner Jugendzeit und feine geichichtlihe Auffaflung aller vorhandenen 
Zuftände, Die troftlofe Ohnmacht und Abhängigkeit von Franfreid, in die Deutjch- 


262 Eichhorn. 


land in ven Jahren verfunten war, in denen er zum Manne beranreifte, hatten 
auf ihn einen unauslöfhlihen Eindruck gemacht. Fiel doch in die Zeit feiner 
Univerfitätsftubien (1797—1801), die ſich befonvders auf die deutſche Reichsver— 
faffung und das Reichsrecht bezogen, fo daß er noch im Winter 1803 fein erfles 
Kollegium über den Reichsproceß hielt, die Abtretung des linken Rheinufers an 
Frankreich, bie eine Zertrümmerung der ganzen Reihsverfafiung herbeiführte. Hatte 
er doch in ben Jahren 1801—1803, während feines Aufenthaltes zu Weglar, 
Regensburg und Wien, nur zu viel Gelegenheit, die jämmerliche Stellung ber 
deutſchen Reiche und feiner Fürften Frankreich gegenüber kennen zu lernen, fowie 
die Frivolität, mit der die wichtigſten Angelegenheiten unfers Vaterlandes ent: 
fhieven wurden. Bon Göttingen nad Preußen im Jahre 1805 übergefievelt, 
erlebte er dort den jähen Sturz ver Monarchie Friedrichs des Großen, empfand 
in tieffter Seele die Schmad und das Elend, vie feine neue Heimat trafen, trat 
mit den ebelften Männern, die an die Wiedergeburt und Erhebung des Bater- 
landes ihre ganze Eriftenz festen, in die engften Beziehungen, eilte einer der 
erften, als der Ruf von Preußens König erfholl, zu den Waffen, und hatte das 
Glück, die Freiheit des Baterlandes von äußerem Drud mit erfämpfen zu können. 
„Deutſchland tft frei, und ich habe dafür mitgeftritten (ichreibt er feiner Frau 
nad) der Schlacht bei Leipzig); noch in meinen alten Tagen denke ich an dem 
Genuß zu zehren, den mir diefe Theilnahme an der gemeinfamen Sache macht” 
(ſ. Zeitfchr. für D. Recht 15, ©. 440). Wie hätten vie Eindrücke einer foldyen 
Zeit nicht unvertilgbar haften follen im innerften Gemüth eines Mannes, wie €. 
es war; bie Ideen, für die er damals erglühte, find bei ihm nie erfaltet. Seine 
fefte Ueberzeugung war es, daß an Deutſchland nimmermehr von Franfreih aus 
Heil zu Theil werben könne; Alles was er feit feinen Kinderjahren mit eigenen 
Augen gefehen, hatte bei ihm dieſen Glauben hervorgerufen, und feine Betrachtung 
ver Geſchichte der legten Jahrhunderte lieh es ihm, als in der ganzen Situation 
beider Yänder und ber Natur ihrer Bewohner begründet, als eine feftle und 
dauernde, wenigftens für lange Zeit gegebene Thatſache erfennen. Schon äußerlich 
bielt er das im fich getheilte Deutjchland für bedroht von dem koncentrirten Franf- 
veich; feit zwei Jahrhunderten ift das ftets wiederkehrende Beftreben Frankreichs 
dahin gerichtet gewefen, weftliche Provinzen von Deutichland abzureißen, und in 
einem Berluft des Linken Rheinufer und der Niederlande fand E, den Anfang 
der Knechtſchaft Deutſchlands (Rechtsg. 4, ©. 584). Noch mehr aber war es bie 
E.'s ganzen Ideenkreis beherrſchende gefhichtlihe Auffaflung aller vorhandenen 
Zuftände, die ihn gegen Frankreich einnahm, wenn es auch ungerecht ift, von 
einem blinden Franzoſenhaß bei ihm zu ſprechen; er hegte die entichievenfte Ab— 
neigung gegen die, wie er überzeugt war, „aus dem beſondern gefellichaftlichen 
Zuftand von Frankreich hervorgehende“ revolutionäre Richtung Rechtsg. 4, ©. 641), 
wenn er auch nicht überſah, „daß deren Wurzeln ſich über ganz Europa verbrei- 
teten“ (Rechtsg. 4, ©. 583). Nichts galt ihm für verkehrter, „als die Meinung, 
die franzöfifhe Revolution habe in ihrem Ursprung eine löbliche Richtung gehabt 
und die Gräuel, die fie hervorgebracht hat, dürften nicht als nothwendige Folge 
ihrer Grundſätze ſelbſt betrachtet werden” (Rechtsg. 4, ©. 648). Für einen unfeligen 
Irrthum erflärte er „vie Meinung in den größern ſüddeutſchen Staaten, daß ihre 
Selbftftändigfeit nur durch eine Verbindung mit Frankreich eine Garantie erhalten 
könne“ (Rechtsg. 4, ©. 597); fie hat in ihrem Ertrem zu dem jede Selbſtſtändigkeit 
verjeiben vernichtenden ſchmachvollen Rheinbunde geführt, und muß immerbar ein 
gleich trauriges Nefultat haben. Nur eine „aufrichtige Vereinigung Defterreichs 
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und Preußens könne, glaubte er, ihnen und ganz Deutfchlaud einen genügen- 
ven Schuß gegen Frankreich gewähren" (Rechtsg. 4, ©. 598). Er hoffte eine 
weitere „ntwidlung ver Verfaſſung des deutſchen Bundes" (Rechtsg. 4, ©. 651), 
ſprach es aber oft und mit ver größten Entfchievenheit aus, daß von Preußen 
die Zu kunft Deutfchlauds abhänge und feine politifhe Wiedergeburt ausgehen 
müſſe. 

Was die innere Staatsverfaſſung anlangt, ſo ging er davon aus, 
„daß Staat und Recht fein Produkt menſchlicher Willkür ſei“ (Rechtsg. 4, S. 638), 
„daß jeder Staat vielmehr ein beftimmt gegebener gefellfhaftliher Zuftand ſei“ 
(Rechtsg. 4, ©. 639), dem deſſen gefammtes Recht entſprechen und vie Geſetz⸗ 
gebung Rechnung tragen müffe, daß es daher feine abſolut vollfommene Staats- 
verfaffung und kein abjolut vollfommenes Recht gebe, fondern nur für den einzel- 
nen Staat in einer beftimmten Gntwidlung eine relativ gute Staatsverfaffung 
und ein relativ gutes Recht. In einem im Jahre 1836 geſchriebenn Zufag zu 
feiner Rechtsgeſchichte 4, S. 672 räumt E, ein, „daß in ben meiften deutſchen 
Staaten nad) vem Jahre 1815 ein Berürfnik vorhanden gewefen fei, neue Ber- 
fafjungsgefege aufzuftellen, welche alle öffeutlihen Berhältniffe umfaßten“; er be- 
zweifelt aber, „ob e8 zu ven Vorzügen diefer neuen Geſetze gehört, daß die Beftim- 
mungen, welche doch nur die Mitwirfung der Stände bei künftig zu treffenden 
Einrihtungen ordnen follten, aud fo viele Principien darüber aufftellten, welche 
Bedeutung diefe Einrichtungen felbft haben follten, und dadurch der allmäligen 
Gntwidlung ver Berfaffung vorgriffen". „Den Geſetzen an fi, bemerkt er ©. 644, 
kann eine leitende, entwidelnde und repreffive Kraft beigelegt werben, aber feine 
ſchaffende; vie neuere Zeit weist diefen Irrthum in zahlreichen Beifpielen todt- 
geborner Einrihtungen nad.” in abfoluter Staat ift, wie E. nie verfannt bat, 
eine niedrigere Entwidlung des Staates; er tadelt auf das fhärffte die Publiciſten 
des Rheinbundes, „melde vermöge der erlangten Souveränetät, den Willen des 
Souveräns für das einzige hielten, was bei Beurtheilung der Rechte der Regie: 
rung und Unterthanen Berückſichtigung verdiene“ (Nechtsg. 4, S. 662). Gleichzeitig 
aber verwirft er (4, S. 662) die Lehre von der Vollksſouveränetät in allen ihren 
Phafen, als eine durchweg unbaltbare; ebenfo den „Irrwahn" (S. 651), „daß 
bei jeder Berfafjung eine Theilung ver öffentlichen Gewalt nad den verfchiedenen 
Formen ihrer Thätigkeit nothwendig fei, durd Trennung ber Gefeggebung und 
der vollziehenden Gewalt ein möglicher Mifbraud der Geſetzgebung verhindert 
werde, umd in einer monarchiſchen Verfaſſung die erefutive Gewalt die Prärogative 
des Negenten fein müſſe“. „Diefe Anficht“, fährt E. fort, „war in ihrem Urjprung 
eine irrige Abftraftion von den Formen der germanifchen Berfaffungen, wo die 
Mitwirkung des Vollks bei einzelnen öffentlichen Geſchäften, namentlid bei ver 
Gefeggebung, für eine Folge einer ſolchen Theilung genommen, und damit ber 
weſentliche Charakter einer Monarchie verfannt wurde, welchem eine Thellung der 
öffentlihen Gewalt direft wiverfpricht, die fi aber aud im Verlauf ver franzöſi— 
ihen Revolution bei der Republif unausführbar gezeigt hat“ (Rechtög. 4, ©. 644). 
Als vie unerläßlihe Bedingung des Gedeihens eines monarhifhen Staates kann 
er nicht prägnant genug das beiverfeitige Gefühl des innigften Zuſammengehörens 
von Fürft und‘ Unterthanen hervorheben : „dieſe ummwiderruflihe Verbindung zwi- 
ſchen Herrſcher und Unterthanen, von Hohen und Nievderen gleih innig empfunden, 
vermag allein Unterthanen zu einem Volk und einen Fürften zum Souverän zu 
erheben" (Rechtsg. 4, ©. 603); dem Mangel diefes Gefühls giebt er den Sturz 
des preußiihen Staats im Jahre 1806 Schuld, fowie er feinem Vorhandenſein 
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im Jahre 1813 es zufchreißt, daß es ihm und Deutſchland gelang, die franzöftichen 
Feſſeln zu zerbrechen (Rechtsg. 4, ©. 617), 

Zu bedauern ift e8, daß E. ſich nicht näher öffentlich barüber geäußert hat, 
wie er fi eine heilfame Geftaltung des landſtändiſchen Wefens dachte; er 
bemerkt in feiner Rechtsgeſchichte 4, ©. 671, in einer im Jahre 1836 hinzuge- 
fitgten Stelle nur, daß man fid in den meiften deutſchen Staaten nad dem Jahre 
1815 durch ihre veränderten Territorialverhältniffe gezwungen ſah, „einen neuen 
ftändifchen Organismus zu ſchaffen“; „bie Nothwendigkeit", jagt er, „ben lanb- 
ftänvifhen Verfammlungen in Hinficht ihrer Zufammenfegung und ihrer Verhand- 
lungsweiſe eine neue Geftalt zu geben, beruhte beinahe allgemein darauf, daß die 
frühere Verfaffung gar keine fefte Grundlage für deren den jegigen Verhältniffen 
angemefjene Einrihtung darbot.“ Die Art wie in den Hleinern deutſchen Staaten 
der Ronftitutionalismus in den dreißiger Jahren fi entwidelte, fagte ihm, wie er 
oft äußerte, nicht zu; ex fürdtete vurd fie Schwächung ver Regierungsgemalt, auf 
die er großen Werth legte, fowie innere Zerflüftung des Landes in Parteien 
(vgl. Rechtsg. 4, ©. 613); jelbit eine gutgemeinte Oppofition mißhagte ihm per- 
fünlih, er meinte, man müſſe den Regierungen die thatfächlid vorhandenen Schwie- 
rigfeiten nicht vermehren. Einer vernünftigen ſachgemäßen Reform war er dabei 
nichts weniger als abgeneigt, denn er fonnte es ſich nicht verhehlen, „daß ber 
gejellfhaftlihe Zuftand in Deutſchland zu einer Entmidlungsperiove gelangt war, 
welche eine eingreifennde Geſetzgebung nothwendig machte; er war ein anderer ge 
worben als der, in weldhem die Wurzel der. beſtehenden Einrichtungen lag; das 
Feudalſyſtem, aus welchem bei ven meiften ihr Urfprung abgeleitet werben mußte, 
war feinem Weſen nad ſchon lange nicht mehr vorhanden“ (Rechtsg. 4, ©. 647); 
‚Vieles offenbarte fih als veraltet und ohne inneren Gehalt, ja war zu einem 
Mikbraud geworden". Als ein großes Unglüd beklagte er es aber, „baß von ben 
Anhängern der zerftörenden Grunbfäge der neuern Politif alles Hergebrachte, 
Nationale und Individuelle, unter dem Namen des Feudalismus von vorn herein 
verworfen und ftatt der Reform Zerftörung gefordert worden fei; wodurd fie einen 
Widerſtand hervorgerufen hätten, der die Grenzen verfannte, welche die Erhaltung 
des begründeten Rechts von dem Feſthalten der Einrichtungen einer vergangenen 
Zeit ſcheiden“ (Nechtsg. 4, ©. 648). E. ift ein offener Gegner Hallers; „dieſer 
babe, jagt er (S. 636), den verderblichen Theorieen eine nicht weniger falfche und 
gefährliche gegenübergeftellt, in welcher das Dafein der Völker ignorirt werde, wie 
die entgegengefegten das Dafein unabhängiger Obrigkeiten bei Seite ſetzen“: „feine 
Lehre habe den beftehenven geſellſchaftlichen Zuftand ignorirt, die Fortdauer eines 
längft untergegangenen vorausgejegt, fiir wohlerworbenes Recht ausgegeben, was 
nie Recht und am wenigften wohlerworbenes gewejen fei, Gefahren gefehen, wo 
nur von Veränderungen die Rebe war, deren Nothwendigfeit das unmittelbar 
erfennbare Bedürfniß befundete, und ſelbſt gegen bereits vollendete Reformen 
Beforgniffe erregen und NRüdjchritte bewirken wollen” (Rechtsg. 4, ©. 651). 
„Andererfeits, meint er, find die Reformen, zu welchen vie Zeitereigniffe in Deutſch— 
fand führten, nicht immer fo vorbereitet worden, wie es die Achtung wohlerworbener 
Rechte und die Schonung, vie ihnen gebührt, wo ihre Aufhebung unerläßlich ift, 
erfordert hätte” (Rechtsg. 4, S. 652 u. 664). „Jede Aufhebung wohlerworbener 
Rechte, wenn fie ohne dringende Nothwendigkeit gejchieht, erſchüttert die Sicherheit 
und Heiligkeit des Rechts, die Grundlage aller gefellfchaftlihen Ordnung; fie 
— zugleich einen unruhigen und leichtſinnigen Geiſt ver Neuerung“ (Rechtsg. 
4, ©. 654). 
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Für die Stadt: und Landgemeinden forberte E. eine felbitftändigere 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten, fo daß ihre eigentlichen Gemeindeangelegenheiten 
nicht als bloße Regierungsfache behandelt würden (vgl. NRedtsg. 4, ©. 667); er 
lobte im dieſer Beziehung oft die preufifche Städteordnung von 1808 (vgl. Rechtsg. 
©. 670), und war überhaupt gegen die Stellung, die der Beamtenftand feit ber 
zweiten Hälfte des fiebzehnten Jahrhunderts in Deutjchland erlangt hat (f. Rechtsg. 
©. 665, 668), fowie gegen die mit ihm Hand in Hand gehende Vielregiererei ; 
die englifhen Zuftände fchienen ihm in dieſer Hinficht bei weiten den Vorzug zu 
verbienen. „Die neuere Befreiung der Gewerbe von mandherlei Beſchränkungen 
bielt er für eine der vortheilhafteften Maßregeln, beſonders wo das Inftitut der 
Zünfte ala polizeiliche Anftalt ohne Zwangsrecht konſervirt fei; Die vermehrte 
Ausdehnung der Polizeiaufficht, infonderheit der höheren Polizeigewalt, die zu dem 
Charakter der Regierungsweife der neueften Zeit gehöre, verfehle dagegen nicht 
felten ihren Zwed und werde bei manden Berhältniffen zu einer brüdenden Yaft“ 
(Rechtsg. 4, ©. 669). Der zahllofe unbegüterte ‚erbliche und perfönlice Adel im 
heutigen Deutſchland erfhien ihm als ein Inſtitut, dem jede reelle Grundlage 
fehle (Rechtsg. S. 668); „für eine politifhe Stellung des Adels ſei unveriußer- 
liher Grundbeſitz nothwendig“ (Allovififation der Yehne, 1828. ©. 46), da nun 
„jede Bedeutung des Yehnverhältniffes im äffentlihen Recht erlofhen ift“, fo 
zweifelt er nicht, „daß vie völlige Auflöfung der Lehensverbindung und ihrer 
rehtlihen Folgen das Ziel der Gefeßgebung fein follte, um Einrichtungen treffen 
zu können, durch welde die Unveräußerlichfeit des Grundbeſitzes einen dem Be- 
dürfniß angemefjenen Umfang und ſelbſt größere Sicherheit erhält“ (Allodifik. 
©. 47). In Beziehung auf den Banernftand ftellte er nicht in Abrede, „daß man 
ihm einige Erleichterungen feiner Laſten verfchafft habe“ (Rechtsg. 4, ©. 668, 
613), doch tadelte er die dabei vielfach durch die Geſetzgebung erfolgte Aufhebung 
wohlerworbener Rechte; fie fei keineswegs geboten gewejen, und eine gezwungene 
Ablöſung von Dienften und andern Yaften fei namentlich bei KRolonatverhältnifien 
nur ganz ausnahmsmweis zu billigen, da bier meiftens „durch eine Gefeggebung 
über die Natur der von beiden Theilen freiwillig eingegangenen Verträge daſſelbe 
zu erreichen gewejen wäre" (Rechtsg. ©. 653). 

Hinfihtlih der Organifation der Gerichte entſchied er ſich nicht unbe- 
dingt für eine ftrenge Trennung der Juftiz von der Adminiſtration (vgl. Rechtsg. 
4, ©. 666); während er „die viel verbreitete Meinung, daß durch Einführung 
der Gefchmwornengerichte, jo wie fie in Frankreich beftehen, eine weſentliche Ver— 
befferung des in Deutſchland beftebenden Kriminalverfahrens zu erlangen ſei“, fir 
ein „Borurtheil” erflärte und (Rechtsg. 4, ©. 721) aörtert, „daß das Inftitut 
jedenfalls noch mefentliher Berbeflerungen bebürfe, um wirflih als empfehlens— 
werth anerfannt zu werben“. 

Werfen wir fchtießlich noch einen Blid auf E.'s ganze Perſönlichkeit. Er war 
ein edler, hochbegabter, jehr gelehrter, praftiiher Mann, nichts weniger als ein 
bloßer Buchgelehrter, dem das Leben ver Gegenwart fern fteht und ver ſich in ihm 
nicht zu bewegen weiß. Bon feinem wahrhaft koloffalen Wiffen, vas er fid) mit 
übergroßem, feinen ftarfen Körper erjchöpfendem Fleiße zu erwerben gewußt hatte, 
geben feine angeführten Schriften das vollgültigfte Zeugniß; und fie find faft 
insgefammt verfaßt während ihm vie anftrengendpften Berufsgeihäfte in Auſpruch 
nahmen, 

As Docenten haben Wenige jih eines gleichen Beifalls zu erfreuen gehabt 
wie E. Sein lebendiger jchneller Vortrag hatte etwas ungemein Anvegenves, 
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Ergreifendes; überall führte er auf die Onellen zurüd und zwang gleichfam feine 
Zuhörer zu ihrem Studium. Er wollte eben fo wenig auf dem Kathever wie in 
feinen gelehrten Schriften irgendwie mehr geben als er wußte; in feiner Weiſe 
war es feine Abfiht, Punkte, die ihm dunkel waren, zu verbeden, ſich hinter 
Redensarten zu verfteden, dur hingeworfene Worte Unbeftimmtes ahnen zu laſſen 
ober durch Schlaglichter zu Blenden, Die einfache, offene, unmittelbare Darlegung 
der behandelten Sache feffelte und führte Schaaren feiner Zuhörer zu einer dauern⸗ 
den, ernften Befhäftigung mit ven von ihm behandelten Gegenſtänden. Sein Vor— 
trag war an fich nicht ſchön zu nennen, aber man vergaß feine Mängel völlig 
über den Gegenftänden, die er behandelte. Oft brach der Redner feine begonnenen 
Sätze ab, fprang plöglid auf andere Punkte über, indem er ven behandelten 
Gegenftand von verſchiedenen Seiten zu erfaffen ftrebte. Auch in feinen Büchern 
verwendete er auf Glätte des Styls wenig Fleiß umd indem er Mafjen von ihm 
zuftrömenden Gedanken zufammenprängt, werben feine Säge nicht felten ſchwer— 
fällig, mitunter ſogar ſchwer verftändlich. Ueberhaupt legte er auf äußere Anord- 
nung des Stoffes geringen Werth; es fam ihm Alles darauf an, den inneren 
Zufammenhang der einzelnen Rechtslehren zu erfaffen, ihn zu verförpern und zur 
Anfhauung zu bringen. 

As Praftifer genoß E. ein weit verbreitetes, fehr großes Anfehen. Sein 
geſunder, praftifcher Sinn wurde durch ein felten treues Gedächtniß, das ihm ven 
reihen Schatz feiner Kenntniffe ſtets gegenwärtig fein Tieß, unterftiigt, und da ihm 
durd die — von Maſſen der ſchwierigſten, verwickeltſten Rechtsfälle aus 
den verſchiedenſten Gegenden Deutſchlands eine praktiſche Erfahrung zu Gebote 
ſtand wie Wenigen, fo mußte dies als höchſt natürlich erſcheinen. Auch als Mit- 
glied des Staatsrathes und der Gefegestommiffton in Berlin wurden feine Kennt- 
niffe, feine Umficht, fein Beherrihen des Stoffes bewundert; er hat eine Reihe 
der wichtigften Gefete, die in den Jahren 1838 bis 1847 in Preußen erlafjen 
worden find, bearbeitet oder doch mitberathen. Auch an der Abfaffung des preufi- 
ſchen Entwurfs einer Wechfelorbnung, aus der mit geringen Mobififationen fpäter 
die allgemeine deutſche Wechſelordnung hervorgegangen tft, hat er reellen Antheil 
genommen. 

Im gefelligen Verkehr zeichnete E. fein Tiebenswürbiges, frifches, offenes 
Weſen aus; er war bereit auf die verfchiedenften Fragen in traulihem Zwie— 
geſpräche einzugehen, liebte es beſonders, über wiſſenſchaftliche Punkte ausführlich 
zu ſprechen. Es werden mir, der ich dieſe Zeilen ſchreibe, zeitlebens jene Stunden 
zu den unvergeßlichſten gehören, wo ich mit ihm in Göttingen und ſpäter in 
Berlin auf weiten Spaziergängen die verſchiedenſten Materien in eifrigſter Rede 
und Gegenrede durchſprach, überall von ihm zu lernen hatte und er nirgends ſeine 
Ueberlegenheit fühlen ließ. Da war keine Spur zu merken, daß er keinen Wider— 
ſpruch hätte ertragen können; gar manchmal räumte er nach längerem Disput die 
Unhaltbarkeit einer von ihm früher entwickelten Anſicht ein, erklärte einfach ſich 
geirrt zu haben, oder gab an, wie ſeine Anſicht durch Nichtkennen beſtimmter 
Fakta oder Bauen auf von ihm für wahr gehaltene gangbare Annahmen entftan- 
den fei. — Es war ihm eben nur um Wahrheit zu thun, und es erfreute ihn 
jede Heine Berichtigung feines Willens, wie ihm die Aufflärung der gewichtigften 
Fragen feiner Wiffenihaft am Herzen lag. Dr. Karl Freiherr von Richthofen. 


Die Berentung des Mannes rechtfertigt ein ausführlides Eingehen 
auf feine Wirkfamkeit, wie man es in der obigen Darftellung findet. . Der Herr 
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Berf. war überdies durch die Beichaffenheit des Gegenftandes veranlaßt, von dem 
Stoff eines fpäter folgenden Artikels über deutſches Neht Manches zu anti— 
cipiren, was nun einer Erörterung am jener Stelle nicht mehr bebürfen wird. 


Die Redaktion. 


Eid. 


Einleitung. Ale Rehtsorpnung befteht aus einem zwiefachen Elemente. 
Das Recht, weil dadurd die äußern BVerkehrsverhältniffe unter ven Menſchen 
regulivt werden follen, beruht zunähft auf menſchlichen Thätigkeiten, Zuftän- 
den und Borausfegungen; das Recht aber, weil es zugleih ein Theil des großen 
Ganzen der göttlihen Weltordnung ift, beruht außerdem auf einer höhern, 
über dem Irdiſchen ftehenden, von menſchlicher Einwirkung unabhängigen Macht; 
in jeder Rechtsorbnung ift außer einem menſchlichen Elemente ein göttliches. 
Das zeigt ſich ja fhon bei der Entftehung des Rechts; aus der Thätigfeit und 
Theilnahme der Menfhen empfängt das pofitive Recht feinen gefammten Inhalt; 
aber man iſt doch längft dahin gekommen einzufehen, daß Vollsbewußtſein, Ge- 
wohnheit, Geſetz zwar thatfächlich die Faktoren find, welche die Entftehung des 
Rechts herbeiführen, daß aber noch eine höhere Kraft lebendig fei, welche jenen 
Faktoren gerade ihre Richtung giebt, und ihnen die Schranfen jest, in melden 
fie fich bei ihrer fchöpferifchen Thätigkeit Halten müſſen; jemes höhere Moment 
eriftirt hier, mag man es nun Naturrecht oder göttliches Recht nennen. In noch 
viel weiterm Umfange und in noch viel auffälligerer Weiſe als bei ver Entftehung 
tritt das aber zu Tage bei ver Erhaltung des Rechtszuftandes. Zunächft freilich 
fommen auch bier menfchlihe Organe und Inftitute in Betracht; die ganze Auf: 
gabe des Staats geht ja zum guten Theile in dieſer Richtung, pie Einrichtung 
der Gerichte und des gerichtlichen Verfahrens ift ausfchließlid dazu beftimmt; 
würben aber alle diefe Vorkehrungen einen namhaften Nuten gewähren, wenn es 
nicht geftattet wäre, fich jeven Augenblid am jene höhere Ordnung der Dinge zu 
rihten, von der die menfchlihe nur ein Theil ift? Dieſe Bedeutung bat der 
Eid; und ganz mit Mecht nennt ihn ein mittelalterliher Schriftfteller das „me- 
dium conjungens inferiora cum superioribus*. Wenn nämlich im Eide Gott 
zum Zeugen der Wahrheit und zum Räder der Unwahrheit angerufen wird, fe 
hat das nicht die Bedeutung, als ob Gott erft dadurch ein Willen von unferm 
Thun befäme, und als ob er erft beſonders autorifirt werben müßte, uns zu 
ftrafen. Gott ift allwiffend und bedarf unferer Erlaubniß zu Nichts. Es foll viel- 
mehr dur den Eid nicht die Aufmerffamkeit Gottes auf ven Menfchen, fondern 
die des Menſchen auf Gott gelenkt werben; der Menſch ſoll fih®beim Give 
an jene Macht erinnern, welche über ver menſchlichen Ordnung thronend, viefe 
ſchützt und ſchirmt, und da für fie eintritt, wo ihr aus ihr felbft vie Mittel zu 
ihrer Aufrechterhaltung fehlen. 

Daß in dieſer Weife der Eid für ein georpnetes Staats- und Redhtsleben 
nicht zu entbehren fei, diefe Ueberzeugung ift den Bölfern aller Jahrhunderte fo 
tief eingepflanzt gewefen, daß niemals ein Volk ernfthaft auf ven Gedanken ge- 
fommen ift, fi) des Eides, der mit den Uranfängen einer Rechtsentwidlung bei 
jedem Bolte vorhanden war, zu entledigen. In ver That bat jener englifche 
Staatsmann recht, der einmal äuferte, fein Fand könne drei Tage hindurch den 
Eid entbehren; und wäre es nicht abfurd, fi die Aufldfung aller Staatsorbnung 
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überhaupt als möglich zu denken, durch die Abſchaffung des Eides könnte man 
ſehr bald dazu gelangen. 

Wenn aber auch das Inſtitut des Eides bei allen Völkern ſich findet, 
fo iſt doch die konkrete Erſcheinung deſſelben und die Auffaſſung im Einzelnen in 
den verjchievenen Rechtsſyſtemen fehr verſchieden. So intereffant e8 nun in man- 
her Beziehung fein würde, die Normen über den Eid bei den hervorragenden 
Kulturvölfern alter und neuer Zeit ind Auge zu faffen, fo muß doch jedem Ge- 
danfen daran an dieſer Stelle entfagt werden; es muß bier vielmehr genügen, 
ven Blid auf Deutfhland einzufchränfen, wo der Grundgedanke des Eides be- 
ſonders tief erfaßt, die Ausbildung deſſelben beſonders reih und mannigfaltig ift. 
Wir haben bei unferer Darftellung vorzugsweife die Geftaltung des Eides in ber 
Gegenwart im Auge; daß dieſe aber nur dann in genügender Klarheit erfannt 
werden faun, wenn wir die Keime in der Vergangenheit aufgefucht und gehörig 
gewürbigt haben, bevarf bei dem heutigen Standpunkte der Wiffenfchaft kaum 
einer Bemerkung. 

I. Gefcbichte. Allgemeine Grundfäge. Bei einer Geſchichte des 
Eides in Deutfhland muß man naturgemäß ausgehen von ven urfprünglidhen 
germaniſch-heidniſchen Berhältniffen, muß ſodann die Einwirkung berüdfich- 
tigen, welde Chriſtenthum und Kirche während des Mittelalters hier hervor: 
gebracht haben, um endlich das Verhältniß dev Reformation und Revolution 
zum Give zu berühren. 

1) Der altdeutſche Rechtszuſtand binfihtlid des Eides. Wenn der Eid 
dazu dient, die menſchliche Rechtsordnung zu unterftügen, fo fann zwar feine, 
und wäre fie mit den beften irdiſchen Mitteln ausgerüftet, feiner ganz entbehren; 
er wird aber da in ber größten Anwendung fi finden, wo jene Mittel am un— 
vollfommenften find. Eine Unvolltommenheit in den Mitteln die Rechtsordnung 
aufrecht zu erhalten tritt uns in hohem Grade aus den älteften deutſchen Zu— 
änden entgegen, gerade damals aber war der Gebrauch des Eides bejonders 
häufig. Ganz im Gegenfage zu der antiken Welt waren ja bei den Germanen 
die Grenzen ver Wirffamfeit des Staates fehr eng gezogen, indem man wicht 
vom Staate als etwas Gegebenem und über Allem Stehenven ausgeht, ſondern 
das Individuum mit feiner fpecifiihen Berechtigung zum Ausgangspunfte nimmt; 
daher fam es num aber, daß es an einer ftarfen Staatsgewalt und befonvers an 
wohlorganifirten richterlichen Einrichtungen fehlte; je weniger nun der freie Dann 
durch ftantlihe und irdiſche Schranfen bei feinem Thun und Laffen gebunden war, 
deſto nothwendiger war der Hinweis auf eine höhere Weltordnung im Eide. 

Um das num auf dem Boden der Thatfachen nachzuweiſen, ift zweierlei noth- 
wendig; zunächſt muß gezeigt werben, daß bereit damals im Heidenthum ver 
Eid jene Mziehung auf das Göttliche gehabt Habe, ſodann daß er wirklich 
in jehr ausgebehntem Umfang angewendet worden fei. Grfteres ergiebt fich 
aus der Art ver Wbleiftung. Schon der Drt ift darakteriftiih; es ift vie 
gewöhnliche Gerihtsftätte, aber gerade dieſe war den Göttern geweiht, es find 
heilige Höhen und Haine, wo man vie Gottheit felbft gegenwärtig glaubt. Noch 
mehr aber erhellt eine ſolche Beziehung aus der Form der Ableiftung; fie befteht 
wejentlich aus zwei Momenten, aus Rede und Berührung, die Eide geſchahen 
ihon damals mit Mund und Hand; es werben Götter angerufen und heilige 
Feljen und Steine berührt, aud wohl der Schwörende aus der Fluth heiliger 
Gewäſſer benegt. Invejlen find die Gegenſtände der Berührung allerdings ſehr 
verſchieden; jo jhwört man im eigentlihen Deutſchland auch fehr häufig auf das 
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Schwert, während und aus Skandinavien von einem Ringe erzählt wird, ber 
in das rothe Blut eines im rechten Dinge geopferten Stieres getaucht, auf den 
tar gelegt, und beim Schwur berührt werden fol. Danad) lautete die Formel 
des gerichtlichen Eivdes in Skandinavien folgendermaßen: „Ich rufe auch deſſen zu 
Zeugen, daß ih auf ven Ring einen Eid leiſte in rechter Weile: jo helfe mir 
Freyr und Niordr und ver allmädtige Gott, als ich felbft die Sache ver- 
folgen, over der Sache wiverreven, oder Zeugniß jagen, oder Wahrſpruch thun, 
oder Urtheil ſprechen will, wie ich es am Belten, am Wahrften, dem Rechte am 
Angemeflenften vermag, und jo alle Rehtshandlungen vollführen werbe, jo lange 
ih an diefem Dinge bin.“ (Wilda, das Strafredht der Germanen, ©. 979; 
Grimm, Redtsalterthümer S. 896 ff.) 

Mas nun die Anwendung des Eides bei den Germanen betrifft, fo ift es 
zwar den antifen Völkern nie eingefallen, ihre Staatsorpnung auf denfelben 
zu gründen, aber wir finden wenigftens ein jehr wejentlihes Element der Rechts— 
orduung und Staatsordnung von Anfang an an den Eid gefnüpft. Wir erinnern 
nämlich an die Stelle bei Tacitus, wo von dem Berhältnijfe des Dienftgefolges 
zum Gefolgheren die Rede ift, und wo es beißt: illum defendere, tueri, sua 
quoque fortia facta glorie ejus assignare, pr&cipuum sacramentum est. 
Tac. Germ. c. 14. Daß wirflid die Germanen ſich in ftaatlihen Dingen oft 
unmittelbar unter der Gottheit fühlten, und von dort ihre Impulſe empfingen, 
vafür iſt noch jene Stelle des Tacitus merkwürdig, wo die Machtbefugniffe des 
dux auseinanbergefeist werden, und jchlieglic ausgefprohen wird, ınan thue etwas 
nidt: iussu dueis sed velut Deo imperante; Tac. Germ. e. 7; aud die Zu- 
ziehung der Priefter in viefer Stelle möchte nicht ohne Bedeutung fein. Ganz aus 
dieſem Sinne ift der Ausdruck ex Dei gratia entjtanden. Wenn fo ſchon der Be- 
ftanb des Staats im Ganzen zum guten Theil auf dem Give beruht, fo ift die— 
jenige Einrichtung des Staats, melde ausſchließlich die Aufgabe hat, die Rechts— 
ordnung aufrecht zu erhalten, nämlich das Gerihtswejen, faft ausfchlieglid 
auf denſelben gebaut. Wenn man fih daran erinnert, daß anfangs der Einzelne 
dem Einzelnen mit jeiner Kraft gegenüber jtand, und daß fie gar nichts gemein- 
james Höheres über fid, anerfaunten, daß es alſo ein großer Fortſchritt war, 
wenn nur überhaupt ver Staat intervenirte und man vom Fehdeweſen zum Ge- 
richtsverfahren gelangte: jo wird man es nicht jo auffallend finden, wenn lange 
Zeit das Gefühl der Einzelberehtigung noch zu ftarf war, um zu dulden, daß 
der Staat fih mehr eingemijcht hätte, als nur eben zur Vermeidung der offen- 
barften Gewalt nöthig war. Der Staat ftand nod im Hintergrunde, er war 
nicht betheiligt bei dem Beginne des gerichtlichen Verfahrens, es ging dies vun 
ven Einzelnen aus; er war aber auch nicht betheiligt bei dem Verfahren, infofern 
es allgemein verbinplihe Normen gegeben hätte, in Gemäßheit welcher nad) menſch— 
lichen VBorausjegungen das Urtheil gefüllt wäre, ſondern da rief man die höhere 
Macht zu Hülfe, ver Beweis ftand bei den Göttern. Gottesurtheile und Eid jind 
die Hauptbeweismittel nach den Volksrechten; allerbings kommen aud Zeugen vor, 
aber mehr in einer Bedeutung wie bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Während 
num in den Öottesurtheilen die Entſcheidung ver menſchlichen Madtvolltommen: 
heit ganz entzogen und allein der göttlichen anheimgeftellt wird, je legt man durch 
ven Eid vie Entſcheidung zwar in die Hand des Beſchuldigten oder überhaupt 
eines dabei Betheiligten, fo jedoch, daß man fie nöthigt, ſich ihres Verbältniffes 
zu einer höhern Ordnung ver Dinge bewußt zu werben, vie über ihnen fteht, 
und der fie für all ibr Thun und Paflen verantwortiid fint. Das galt damals 
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für das gefammte Rechtsgebiet; im Civilproceß ſowohl mie im Ariminalproceh 
werden ſolche ide geſchworen. 

In einer zwiefachen Geftaltung nun tritt uns der Eid aus dem altgermani- 
ſchen Beweisverfahren entgegen; er wirb entweder von der Partei allein ge 
jhworen, und zwar mit wenigen Ausnahmen von dem Bellagten; in biefem 
Balle fpriht man von einem Give sola manu, von einem einfadhen Reini- 
gungseide, von einem Eineide. Over aber der Eid ver Partei wird noch ver- 
ftärft durch die ide der Genoſſen; alsdann liegt ein Eid mit Eiphelfern 
vor. Welches von dieſen beiden Inftituten das urjprüngliche gewejen fei, läßt fich 
ſchwer beftimmen; man wiürbe vieleicht für die Priorität des einfahen Reinigungs- 
eides fich enticheiden, wenn dieſer nicht in ven Bollsredhten in fo wenigen Stellen 
und in fo untergeorbneter Bedentung erwähnt würde. Er dient dort hauptſächlich 
zur Ginführung einer Sade ins Geriht, wo dann natürlih der Kläger ihn 
fhwören muß, und zur Erledigung von Inciventpunften; eine definitive Entſchei— 
duug wird vermittelft feiner nur gewonnen, wenn ber fonft geführte Beweis mif- 
lungen tft, oder in fehr kleinen Sachen. Zur Zeit ver Rechtsbücher ift das anders 
geworben, va findet fich der einfache Neinigungseid in vollfter Anwendung 1). 

Defto mehr finden wir gleidy anfangs den Eid mit Eidhelfern erwähnt. 
Die Eiphilfe fett notbwendig einen andern Eid voraus; es braucht das aber nicht 
nothwendig ein Reinigungseid zu jein, fondern fann eben fo gut in einem Ge— 
fährbeeive von Seiten des Klägers, ja fogar in einem Zeugeneide oder promiffori- 
fchen Eide beftehen. Der Eid nun, mit weldem bie Eidhelfer einen ſolchen Haupt» 
eid begleiten, bezieht fich feinem Inhalte nah nie darauf, daß eine beftimmte 
Ausfage oder Thatjahe wahr fei, ſondern daß ber, dem jie helfen, einen wahren 
Eid ſchwöre; es handelt fih alfo nicht um objektive, jondern um fubjeltive Wahr: 
heit. Die Eidhelfer jhwören, indem fie die Hände gemeinfam auf das Heilthum 
legen: dat sin eid si reine unde unmeine. Der Eid der Eidhelfer ift alfo ein 
Glaubenseid, eine gejegliche Bürgihaft, welche ber Richter von dem Hauptſchwörer 
verlangt, damit er in deſſen Eid volles Vertrauen ſetzen könne. In dem In— 
ftitute der Eiphelfer liegt vemnad immer jhen der Gedanke ausgefproden, daß 
doch der Einzelne ſich der Gottheit gegenüber nicht ganz allein befindet, fondern 
daß auch die Genoſſen an ver Beurtheilung einer Rechtswidrigkeit Antheil haben 
miüſſen; indeß ift doch der Verſuch, der ftaatlihen Ordnung und objektiven feft- 
ftehenden Normen Gingang zu verfchaffen, bier jehr ſchüchtern, denn nur darüber 
legen vie Ciphelfer ihren Eid ab, ob der Hauptſchwörer ein Menſch ift, zu dem 
man ſich eines rechten Eides verjeben kann, der in immiger und wahrer Beziehung 
zur Gottheit fteht. Mit viefer Stellung ver Eidhelfer ftimmt es nun aud voll- 
fommen zufammen, wenn bei der Auswahl berjelben bejonders auf perjünliche 
Bekanntſchaft mit dem Hauptichwörer gejehen wird, und wenn in ber Blüthezeit 
diefes Inftituts, wo es im feiner uriprünglichen Reinheit nody nicht durch fremb- 
artige Einflüffe beeinträchtigt war, die Verwandten des Hauptſchwörers, welche 
ja zum Zeugniß unfähig fein würden, zur Eidhilfe zugelaflen werden, ja wenn 
oft fogar zu Gunften ver perfünlihen Belanntichaft gegen einen weitern Grund» 


1, Dot. darüber und über das Kolgende den ausgezeichneten Auffag von Maurer über 
das Beweisverfahren nad) deutichen Nechten in der krit Ueberfchau für die deutiche Gefepgebung 
und Rechtswiſſenſchaft, Bd. V. Seit 2 2. 180 ff., wo nicht nur die Ergebniſſe der neuern 
Korichung feit Rogge und Albrecht zuſammengeſtellt, fondern auch vielfach neue Aufſchlüſſe geboten 
werben. 
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jag des altdeutſchen Proceßrechts verftohen wird, und Weiber und Unmündige 
von der Eidhilfe nicht ausgejchloffen werden, Im Allgemeinen freilih verlangt 
man Leute männlichen Geſchlechts von perfünlicher Unbefcholtenheit. Bei ver be- 
zeichneten Stellung ver Fiphelfer kann es ums ferner nicht auffallen, wenn bei 
der Beitellung verjelben im jedem einzelnen Falle der Hauptfhwörer, im deſſen 
Interefje die Eidhilfe vor fich geht, vie größte Betheiligung bat. Es enthält indeß 
no feinen Widerfpruch gegen den Grundgedanken des Juftituts, wenn dem 
Richter oder der Gegenpartei oder viefen beiden gemeinfam ein Einfluß dabei 
eingeräumt ift, wenn es namentlich vorkommt, daß bie eine Hälfte der Eiphelfer 
vom Hauptihwörer frei gewählt wird, während bei der Beftellung ver andern 
Hälfte Richter und Gegenpartei konkurriven. Stet® aber bleibt dem Hauptſchwörer 
ein jehr ausgevehntes Rekufationsrecht; auch kommen alle viefe Auskunftsmittel 
erft in der jpätern Zeit vor, wo man unter veränderten Verhältniffen die ganze 
Ginrihtung nicht mehr verfteht, und fie doc zeitgemäß aufzuftugen ſucht. Aus 
dem allgemeinen Principe ergiebt fi aud der Maßſtab, welcher bei der Beftim- 
mung der Zahl ver Eidhelfer obwaltet; je mäher der Verdacht eines faljchen 
Eides liegt, deſto eifriger muß man natürlich darauf aus fein, dieſen Verdacht 
zu zerftören; der Verdacht eines faljchen Eides entiteht aber beſonders, wenn bie 
Berführung zu demfelben groß ift, alfo namentlih, wenn der Gegenftand des 
Rechtsſtreits beventend oder die Strafe des in Frage kommenden Berbrecdhens 
ſchwer if. Dies ift das erfte und hauptſächlichſte Element, wonach ſich die Zahl 
ver Eiveshelfer im konkreten Falle richtet; außervem kommen wohl ähnlich wie 
bei ver Buße und beim Wergeld die Standesverhältnifje des Hauptſchwörers dabei 
in Betracht; doc jcheint das nur eine untergeorbnete Rüdficht zu fein, vie ſich 
nit einmal überall findet und deren nähere Anwendung noch nicht gebörig auf- 
geflärt if. Der Richter giebt übrigens durch feine Entſcheidung in dieſer Bezie— 
bung ven Ausjhlag. Stets Liegt bei der Berechnung das Duodecimalſyſtem zu 
Grunde, und danach giebt es eine auf- und abſteigende Stala, doch pflegt man 
jelten über ven dreifachen Zwölfereid binauf, und unter den Dreiereid hinunter 
zu gehen. Indeſſen find auch das nur allgemeine Regeln, und in ver Lex Ri- 
puariorum findet fih vie Zahl von 72 Giphelfern erwähnt. Ganz in Ueberein- 
ftimmung mit ben obigen Örundjägen ift emblih noch ver Umftand, daß ber 
Eiphelfer nur dann zum Schwur tritt, wenn er glaubt für die Reinheit des 
Haupteides biefen ablegen zu können; genügt doch vie bloße Weigerung der Eid- 
bilfe, um dem Haupteid die Kraft einer gelungenen Bemweisführung zu nehmen, 
denn die Bemweisführung gilt für mißlungen, wenn auch nur ein einziger Eid zu 
wenig erbracht ijt. Man kann fih ja außerdem wohl fcheuen für die Reinheit zu 
jhwören, braucht darım aber nod nicht im ver Yage zu fein, die Schuld auch 
beijhwören zu können Maurer, über das Beweisverfahren nach deutſchen 
Nedten, a. a. O. 

Wenn der Eid ein aus überirviiher Sphäre entuommenes Mittel ift, um 
ven menſchlichen Rechtszuftand aufreht zu erhalten, und er nur va Plag greift, 
wo bie menjchlihen Mittel nicht mehr verfangen, jo erſcheint es nicht infonfequent, 
wenn man den Eid aud infofern dem Bereihe des menſchlichen Rechts entrüdt 
anfieht, als für den Meineid feine Strafe feftgefegt if. Wie in vem Gefege 
der Juden die Beftrafung des Meineids vermieden ift, wie ferner auch die Rö— 
mer anfangs von dem Grundſatze ausgehen: Deum ultorem babet, und aud) 
fpäter der Meineid lange Zeit nur dann zur vichterlichen Kognition fam, wenn 
er beim Namen des Cäſar geicheben war, in welchem Falle ein crimen las® 
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majestatis vorlag: ſo ſcheint auch im den ülteften Zeiten ver deutſchen Rechtsent- 
wiclung ver Meineid mit menfchlihen Strafen nicht geahndet zu fein, dafür aber 
ift dies Verbrechen mit den jchwerften Strafen von’ den Göttern belegt. Die 
Meineivigen hatten nad germanifcher Religionsanfiht einen befondern Pla in 
der Hölle. * 

2) Der Einfluß des Chriſtenthums und der Kirde, und die Ge- 
ftaltung der Rechtsgrunvfäge über den Eid während des Mittelalters. Wie 
auf allen Gebieten des höhern geiftigen Lebens, jo bat auch in der Sphäre des 
Rechts das Chriftenthbum und die chriftliche Kirche den wohlthätigften Einfluß auf 
Deutſchland ausgeibt. Indem aber das Chriftentbum überhaupt bei der Ummand- 
lung, welche durch dafjelbe die Welt erfahren hat, mit möglichfter Beritdfichtigung 
des Gegebenen und Gewordenen zu Werke ging, fo ift auch binfichtlich des Rechts- 
lebens nicht ohne Weiteres in alle vorhandenen Bildungen eingegriffen worden, ſon— 
dern nur dann trat das Chriftenthum umgeftaltend an viefelben heran, wenn fie mit 
ven höchſten Principien diefer Religion in Widerſpruch ftanden. Das Chriftenthum 
ift aber — und im Mittelalter tritt das ganz befonders hervor — jenes höhere 
Element in der Rechtsbildung, von dem wir oben gefprochen haben, welches ber 
Gewohnheit und dem Gejege feine Richtung giebt. War nun eine folde aus dem 
Heidenthume ftammende und mit dem Chriftenthum oder doch mit den Doftrinen 
der hriftlichen Kirche im Widerſpruch befinvliche Rechtsſatzung tief in ben natio- 
nalen Eigenthümlichfeiten begründet, fo nahm ver Kampf, melder darüber zwi- 
ſchen der Kirche und den Bertretern des deutſchen Rechtslebens fih entfpann, oft 
Jahrhunderte in Anſpruch; aber jo langfam vie Umwandlung dann erfolgen mochte, 
fie erfolgte fiher, und fiegreih ging die Kirche vor, menn fie auch oft erft am 
Ende des Mittelalters zu ihrem Ziele fam. Schon im adten Jahrhundert fehen 
wir fie in ihren vornehmften Gliedern auf vie weltliche Gefetgebung den nach— 
baltigften, tiefgehenpften Einfluß üben; indem viefe ftilfe unmittelbare Einwirkung 
nun beibehalten wird, fo tritt in ver Folge die Kirche als ſolche mit ihren De- 
fretalen auf, ohne felbft im 14. Jahrhundert davor zurüdzufchreden, einheimifche 
und eingewurzelte deutſche Rechtsinſtitute für ketzeriſch zu erklären. 

Mahen wir nun die Anwendung davon auf den Eid. Um beurtheilen zu 
fönnen, wie weit hriftliche Principien bier eingewirft haben, ift e8 vor allen 
Dingen erforderlich, über den Inhalt diefer hriftlihen Principien felbft ins Klare 
zu fommen. 

Die Lehre von Eide fteht nun auf dem Boden des Chriftenthums durchaus 
nicht unangefochten da, fondern ven dem Zeitpunfte an, wo das Ghriftenthum 
in die Erſcheinung trat bis auf ven heutigen Tag find gerade über den Haupt- 
punft, über die Frage nämlih, ob der Eid den Chriften erlaubt fei oder 
nit, die Meinungen vielfach getheilt geweſen. Es kann uns bier num unmög- 
ih in den Sinn fommen, eine Prüfung dunkler Bibelftellen vornehmen und ung 
- damit auf ein Gebiet wagen zu mollen, mas nad der Ausſage eines neueren 
Schriftftellers troß einer eregetiichen Vorarbeit von 19 Jahrhunderten zum wiffen- 
ſchaftlichen Abſchluß keineswegs reif iſt. Es ift dergleichen aber auch glüdlicher- 
weife zu unſerm Zwecke gar nicht nothwendig, da es vollfommen genügt zu 
fonftatiren, daß die Kirche, fowohl die katholiſche mit Einſchluß der griechifchen, 
als die proteftantifche in ihren beiden Konfeffionen, eine fefte Anficht über diefen 
Punkt von jeher gehabt hat; vie einzelnen Stellen, die den Eid für umerlaubt 
erflären, nehmen dem gegenüber mur noch ein bifterifches Intereffe in Anſpruch 
und werben nur genannt, um daraus ermeflen zu können, wie ver Eid fort- 
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währenden Unfechtungen unterworfen geweſen ift. Es genügt aber dieſes unfer Ver— 
fahren um fo mehr, als die herrſchende Anſicht der Kirche ſich ſchon lange vor 
ber zu einem feftftehenden Lehrſatze gebilvet hatte, ehe kirchliche Cinflüffe auf 
Deutſchland wirken konnten; die Kirche trat alfo auch hier völlig abgeichloffen 
vor das germanijche Leben. 

Der Standpunft der Kirche binfichtlich des Eides ift nun aber, näher be- 
trachtet, der, daß fie zwar mit aller Entſchiedenheit ſich dahin ausfpricht, er fei 
eine durchaus erlaubte Handlung umd auf feine Weiſe im Wiverfprud; mit Gottes 
Wort, daß fie aber zugleich eine große Scheu vor der Gidesleiftung zeigt, und 
fi bemüht fie in möglichft enge Grenzen zu zieben. Nicht daß der Eid an ſich 
Sünde wäre, wird von der Kirche behauptet; und wenn man zum Beweiſe einer 
derartigen Unterftellung das Berbot des Eides beim Klerus, das Verbot des: 
jelben in ven geſchloſſenen Zeiten angeführt hat, jo beweist das Beides nichts. 
Denn abgejehen davon, daß das abfolnte Verbot hinfichtlich des Klerus nur fehr 
kurze Zeit in Geltung gewefen ift, jo verlangt gerade der Klerus eine befonvere 
ſittliche Integrität; dieſe künnte aber, wie wir weiter fehen werden, durch zu 
häufige Eide Gefahr leiven. Das Berbot in den geſchloſſenen Zeiten fagt vollends 
über die Erlaubtheit oder Unerlaubtheit einer Handlung gar nichts, und wenn 
man von dieſer Seite ber den Eid angreifen will, jo gilt daſſelbe binfichtlich ver 
Ehe; in jenen Zeiten fol man eben ganz in die Betrachtung desjenigen verſenkt 
fein, was ihnen die bejondere Beventung gegeben hat. Wenn num aber aud) 
der Eid nicht an fi Sünde ift, fo ift er doch mach kirchlicher Auffaffung eine 
Folge ver Sünde: jo bat auch Chriftus nicht gejagt, der Eid ift ein Uebel, fon- 
dern er-ift vom Uebel. Und wie ver Eid eine Folge der Sünde ift, fo fann er 
auch leicht Beranlaffung bieten zu neuer Sünde, denn nicht weit vom Give liegt 
der Meineid, und je häufiger die Give werben, deſto näher liegt vie Gefahr des 
Meineids, In dieſer Weiſe ſprechen ſich in unendlichen Variationen die Kirchen- 
väter aus, das Dekret Gratians ift voll von dergleihen. So vergleicht Gregor 
von Nazianz das häufige Schwören einem Steine, der einen Abhang hernieder— 
rollt und enblih in die Tiefen des Meineivs ſtürzt; fo fagt Auguftin: falsa 
juratio exitiosa est, vera juratio perniciosa est, nulla juratio secura est; Das 
befannte Wort: „Ihr follt überhaupt nicht ſchwören“ fei nicht gefagt, als ob das 
Wahrfhwören eine Sünde wäre, aber das Falſchſchwören jei eine unendliche 
Sünde; er ſchwöre daher auch nur magna necessitate compulsus. Mit diefer 
Anfhauung tritt die Kirche, nachdem fie im untergehenden römijchen Reihe weder 
hierin noch fonftwo in den Rechtseinrichtungen etwas hatte wahrhaft umgeftalten 
fünnen, vor die jugendfräftigen und entwidlungsfähigen germaniſchen Nationen. 
Es war eine mittlere Anfiht, mit der fie fam; fie lag in der Mitte zwijchen 
der gänzlihen Verwerfung des Eides und der Erhebung veijelben zu einem Selbft- 
zwede; der Gid ift ein von Gott gegebenes Mittel, um die menſchliche Rechts— 
ordnung aufrecht zu erhalten; er muß aber, um großes Verderben zu vermeiden, 
fparfam angewendet werben. . 

Wir wollen fehen, was die Kirche ausrichtete. 

Zunächſt verfteht es fih von felbft, daß an die Stelle ver heidniſchen 
Eidesformel eine hriftliche trat; ftatt des Niordr, Freyr und Thor ruft 
man jest Gott und feine Heiligen an, ftatt auf Schwert oder Felſen legt 
man die Hand auf die Bibel, auf das Kreuz, auf ven Reliquienfaften 
der Heiligen. (Grimm, Redtsalterth. S. 50 ff., S. 896.) In keiner Weife 
jcheint dagegen das Erheben der drei Finger eine durch das Chriſtenthum 
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mit Hinblid auf vie Dreieinigleit hervorgerufene Hebung zu fein, vor allen Din- 
gen wohl deßhalb nicht, weil das Erheben der drei Finger erſt ſehr fpäten Ur- 
ſprungs ift, fo daß noch im dem betreffenden Artikel ver Karolina blos von zwei 
Fingern die Rede ift (viefe follen ala Strafe des Meineids abgehauen werben) 
und noch Luther die zwei Finger mit zwei Zeugen vergleicht; ja nod heutzutage 
ift ver Gebrauch der drei Schwörfinger nicht allgemein; Frauen und Geiftliche 
ſchwören gewöhnlich ohne jede Erhebung der Hand. Wie allerdings die brei Fin— 
ger beim Eide zu erflären feien, willen wir nicht, denn wir fönnen und unmög- 
li dem rationaliftifhen Erklärungsverfuhe Hommels anſchließen, der da meint, 
durch das Aufheben von zwei Fingern füme ed ganz natürlih, daß auch ver 
dritte mit in die Höhe ginge. Das ſcheint nun übrigens jebenfalls ala feit an- 
genommen werben zu dürfen, daß durch das Ghriftenthum die Sitte des Hand— 
aufhebens entftand. Uns würde e8 genügen, das aus der allgemeinen Erhebung 
zum Himmel zu erflären, die auch äußerlich angedeutet werben joll; indeſſen ſchon 
Arnold von Mainz hat profaifcher, vielleicht aber richtiger e8 and dem Eifer der 
Geiftlichkeit hergeleitet, die befehrten Heiden von dem Berühren irdiſcher Ge- 
genftände abzuhalten. Wie hartnädig ver Kampf war, den die Kirche felbft Über 
die Umgeftaltung der Form des Eides zu führen hatte, das geht daraus hervor, 
daß auf dem vierten Koncil von Karthago vie Erfommunifation über die Klerifer 
verhängt werben mußte, welche bei den Kreaturen ſchwören, und noch viel fpäter 
hält man Strafbeftimmungen gegen diejenigen Geiftlihen für nöthig, welche beim 
Haupte Gottes ſchwören; vergleichen findet fidh im Dekret Gratians aufgenommen, 
und zum Haren Beweiſe, daß es noch praftifch ift, mit jog. dieta Gratiani aus- 
eftattet. riefen und Longobarden ſchwören nur die wichtigern Eide auf das 
vangelium, umwichtigere aber beim Gewande, auf die gebeiligten Waffen. 
(Grimm, Rechtsalterth. S. 899.) — Der Drt zur Ableiftung bes Eides war 
nicht, wie oft fälfhlih angenommen wird, die Kirche, nicht vor dem Geiftlichen 
wurde geſchworen, fondern an der Gerichtsftätte vor dem Richter; NReliquienfaften 
waren meift auf ber Gerichtöftätte vorhanden, fonft wurden fie jedesmal aus der 
Kirche dorthin gefchafft. 

Die ftellte fi aber die Kirche gegenüber dem häufigen Gebraude des 
Eides im germanifhen Rechtsleben? Wir fehen fie zunächft gar nicht gegen die— 
jenige Anwendung des Eides auftreten, welde zur Feſtigung der öffentlichen 
Ordnung und der Staatögewalt im Allgemeinen dient. Das Sacramentum ber 
Gefolgfhaften wird feit ver Völkerwanderung immer häufiger erwähnt und 
ſchon bei Marculf findet fi eine Formel, wonach alle Freien dem Könige den 
Eid der Treue ſchwören müflen. Das Lehensweſen beruhte zum großen Theile 
auf dem Eide. In vielen einzelnen Einrichtungen tritt an die Stelle einer ftarten 
Gewalt der Eid, fo in dem Inftitute ver Urphede. Wenn vie ftantlihe Ord— 
nung ſich ganz zu lodern beginnt, oder wenn mehrere jelbftftändige Gemeinwefen 
zufammentreten wollen, fo entftehen Eidgenoſſenſchaften. Die Kirche nun, 
weit eggfernt diefer weiten Anwendung des Eides entgegenzutreten, beviente ſich 
befjelben vielmehr zu gleihem Zwede, zur Konfolivirung einer ftaatlihen Gewalt, 
zur Aufrechterhaltung eines öffentlichen Friedens. Als im Franfenreihe in Folge 
vielfaher ungünftiger Umftände eine Nechtsunficherheit und eine Auflöfung aller 
gejellichaftlihen Bande hereingebrodhen war, wie fie ohne Gleihen in der Ge— 
Ihichte ift, als dort alle menfhlihen Mittel nichts mehr verfingen, da ftellte 
die Kirche in der Erridtung des Gottesfriedens vie Wiederaufrichtung und 
Grhaltung der Rechtsordnung unmittelbar der höhern Macht anheim ; im Gottes- 
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frieben ift aber gerade der Eid von befonderer Bedeutung. Die Kirche beviente 
ſich aber ſogar des Eives zu einem ähnlichen Zwede anf ihrem eigenen Ge— 
biete; zwar die Organifation der Hierarhie wäre auch ohne den Eid feft ge- 
weſen, es wurde aber immer mehr gebräuchlich, var die Biſchöfe vem Metropo- 
(iten oder dem Papfte, daß die niedern Geiftlihen dem Biſchofe den Eid des 
Gehorfams Leifteten. Endlich bei der Negulirung des Verhältniffes unter den bei- 
den großen Gewalten des Mittelalters famen ebenfalls (Five vor, denn Eide 
ſchwuren gegenfeitig Papft und Kaifer. 

Hinfihtlih des Berfprehungseides kann man über die Stellung, welche 
die Kirche dazu einnimmt, zweifelhaft fein; die gemeine Meinung geht dahin, daß 
das Aufkommen dieſer Art des Eides der Kirche allein zuaufcreiben ſei. Ohne 
bier num eine endgültige Anfiht ausfprehen zu mollen, und ohne bier irgend 
Belege anführen zu können, fcheint es uns doch, daß auch ber Verſprechungseid 
im germanifchen Rechtsleben feine Wurzel hat, dak die Kirche ihn im feiner 
Geltung vorfand, und daß fie wieder nur binzutrat, um dadurch, daß fie in 
ihm ein Gott gegebenes Verſprechen annahm, ihm eine tiefere Bedeutung und 
beflere Begründung zu geben. Von der Kirche ift ver Grundſatz, daß der Eid 
einem nicht klagbaren Geſchäfte Klagbarkeit verleihe, nirgends in viefer Allgemein- 
heit ausgeſprochen, und nur aus zwei oder drei Stellen in den päpftlihen Dekretalen 
kann feine Geltung abftrahirt werden, fo daß es auf dem Standpunkte des fanoni- 
ſchen Rechts allenfalls zweifelhaft fein fünnte, ob der Inhalt jener paar Stellen 
nicht als Singularität zu faflen wäre. 

Ganz anders ftellt ſich die Kirche gegen die Eide im deutſchen gerichtlichen 
Verfahren, welche fie von Anfang am als dem Seelenbeil gefährlich verwarf. In- 
deſſen das beutfche Gerichtsweſen war zu tief mit dem Weſen des beutichen Volks 
verwachlen, als daß die dagegen gerichteten Beftrebungen der Kirche jo leicht 
hätten von Erfolg fein können. Es bietet fih uns bier in der That eine jehr 
intereffante Entwicklung dar; fo ſtark war anfangs der Widerſtand des germani- 
ſchen Geiftes gegen die von Rom beabfichtigte Unterbrüdung des Reinigungseides 
und der Eidhelfer, daß der germaniihe Klerus in dieſer Frage Jahrhunderte lang 
nit zu Rom, fondern zu feinem Volksthum ftand, ja diefe Inftitute ſogar auf 
das eigne kirchliche Gebiet übertrug; fo ſtark war aber doc endlich das Andrin— 
gen ver Kirche, die bier, wie faft überall im Mittelalter, ven Fortſchritt vertrat, 
daß nah jahrhunvertelangen Kämpfen jener Eid, nachdem er zuvor vom firdh- 
lien Boden entfernt war, auch im Gebiete des weltlihen Rechts unterbrüdt 
wurde. Alfo aud die Kirche bediente ſich eine Zeit lang der germanifchen Anwen— 
dung des Eides in ihrem gerihtlihen Verfahren; fie bediente fich beffelben 
in dem ganzen Bereiche ihres Gerichtsweiens, gegen Geiſtliche ſowohl, wie 
gegen Laien, fie beviente ſich beider Erſcheinungsformen des gerichtlichen Eides, 
des Reinigungseides ſowohl als der Giphelfer. 

Was nun zunächt die Anwendung von Neinigungseid und Eidhelfern ge 
gen Geiftliche betrifft, jo kommt ver einfache Reinigungseid bereits im erften Drittel 
des achten Jahrhunderts im Franfenreihe vor, die Eidhilfe dagegen, zwar ſchon 
zu Karls des Großen Zeit in gemwohnheitsmäßiger Uebung, wurde auf dem beut- 
ſchen Nationaltoncilium zu Mainz 852 zu gejegliher Geltung erhoben, Mit der 
fanonifhen Begründung dieſer Inftitute auf diefem Gebiet ſieht es jehr mißlich 
aus, denn wenn ſich auch für den einfachen Reinigungseiv nod ein Brief Gre— 
gors II. anführen läßt, jo bat doch die Eidhilfe lediglich jenen Beſchluß des 
Mainzer Nationalfoncils für fih, und weit entfernt daß Rom ſich dafür aus- 
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eiprochen, könnte man eher jagen, es hätte ſich geradezu offen dagegen erklärt. 
Denn während die angebliche Defretale des Papftes Leo, in welder dieſer ſich 
Karl dem Großen gegenüber billigend hinfichtlih der Eidhilfe ausſpricht, und 
welche bei Benediktus Yevita vorkommt, ganz einfad) gefälfcht ift, jo wirb in den 
falfhen Defretalen, welde doch vie wahre Meinung Roms enthalten, geradezu 
gefagt, es fei unziemlih, wenn Geiſtliche ſchwörten, fie follten nur ſchwören pro 
fide recta; es ift das ein Ausſpruch, der ſogar noch weiter reicht, als gegen bie 
Eidhilfe. Indeſſen ver Neinigungseid der Geiftlihen fcheint in der That von Rom 
nicht ganz verworfen zu fein, menigftens wird im Decretum Gratiani ihnen eine 
mäßige Anwendung deſſelben geftattet; von Eidhelfern ift auch dort nicht bie 
Rede. Es mag richtig fein, daß man Eid und Eidhelfer anfangs nicht jowohl 
wie gerichtliche Vertheidigungsmittel als vielmehr wie ein Disciplinarmittel be— 
trachtete; indeffen jehr bald ging doch beides in einander über, und im 12. Jahre 
hundert fteht es ganz feft, daß die Verweigerung des Reinigungseides nicht blos 
die disciplinare Suspenfion, fondern ein gerichtlihes Straferfeuntniß zur Folge 
hatte. Nah Allem fcheint es, daß der deutſche Klerus fich hier, vielleiht unbe 
wußt, dem deutſchen Geifte anbequenien mußte; es follte die lueida sacerdotii 
dignitas in jeder Weife aufrecht erhalten werben; das gefhah aber am beiten, 
wenn man fich derfelben Mittel bediente wie das Volk, an deſſen Glauben über 
die fittliche Integrität der Geiftlichkeit ja Alles gelegen war. 

Noch viel ftärker tritt Das Gingehen der deutſchen Kirche auf deutſche Ein- 
richtungen zu Tage, da wo ihre Strafgewalt fih auf die Laien erftredte, in 
den Sendgerichten; dort war aud im ver That aus demjelben Grunde ein nod 
näheres Cingehen vonnöthen. Das germanifhe Beweisfyften war im Send bis 
auf das unbeveutenpfte Detail recipirt. Im Send kommen nicht blos Eid und 
Eidhilfe vor, fondern ebenfo die Öottesurtheile, und während die purgatio 
canonica blos die beiden erjten Inftitute umfaßt, fo erftredt ſich vie purgatio 
vulgaris aud auf die Gottesurtheile. Indeß die Gottesurtheile ftanden doch zu 
fehr im Widerfprud gegen vie kirchliche Lehre, als daß man fi in Nom mit 
diefer Maßnahme des deutichen Klerus hätte einverftanden erklären fünnen; und 
wenn man binfichtlich der Eidhilfe lange Zeit die fo oft vom päpftlihen Stuhle 
befolgte Marime angenommen und ignorirt und gefhwiegen hatte, fo ift das ge- 
genüber den Gottesurtheilen nie geſchehen: diefe find ſtets gemißbilligt und 1215 
auf dem vierten lateranenfifhen Koncil für ketzeriſch erklärt worden. Die Oottesurtheile 
beginnen in Folge davon auf dem firchlichen Gebiete zu weichen; als aber auf 
diefe Weiſe erft ein Riß im bas von ver Kirche befolgte germanifche Veweisver- 
fahren gekommen ift, fo beginnt nun aud eine fehr heftige Oppofitien gegen 
Eid und Eidhelfer, ja jo heftig ift viefe, daß die fchon in Abnahme gekommenen 
Gottesurtheile für einen Augenblid wieder Boden gewinnen, weil man fie für 
weniger unerlaubt hält als die Eidhelfer. Hauptſächlich wirft aber zur Abſchaffung 
diefer Inftitute das feit Innocenz III. an Stelle des frühern Accufationsverfah: 
rend getretene Inquifitionsprincip; mit dem Aufgeben des Accufationsprincips war 
in ber That die Hauptveranlaffung, welche zur Anwendung jener Mittel fowohl 
bei Geiſtlichen als bei Yaien geführt hatte, hinweggefallen. Inveffen vie gänzliche 
Abſchaffung geht doch fehr langjam vor fi; vie purgatio canonica hat aud) im 
Proceßſyſteme Innocenz III. noch immer eine fubjiviäre Stellung; allmählig 
fommt fie ganz außer Geltung. Hildenbrand, purgatio canonica und vulgaris. 
Münden 1841. ©. 35 ff. 
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Erſt nachdem die Kirche aus ihrem eignen Gerichtsverfahren Eid und Eidhilfe 
zurückgedrängt hatte, konnte fie daran denken, deren Anwendung auch in den 
weltlihden Gerichten zu bintertreiten. Veranlaſſung mochte allervings für bie 
Kirche vorliegen, fih gegen die Behandlung zu erflären, welde biefe Beweis: 
mittel in den meltlihen Gerichten damals erfuhren. Abgefehen nämlich von ber 
Maflenhaftigkeit des Schwörens überhaupt, fo lag noch ganz befonders in dem 
Inhalte des Eives der Eidhelfer eine große Gefahr hinfichtlic) des Meineids, da 
es befannt ift, daß Krebulitätseide ftets mit größerm Leichtfinn geſchworen werben, 
als andere Arten von Eiden. 

Noch im Sacfenfpiegel ift nun das alte germanifche Princip in voller 
Geltung; e8 heißt dort: Ssp. I 18, $. 2, svat so de man vor gerichte nicht ne 
dut, svo wetenlik it si, dat he des mit siner unscult untgeit, unde man’s in 
nieht vertugen ne mach. Auch die Eivhelfer, obgleich fie nicht fo genannt wer« 
den, fommen im Sachſenſpiegel häufig vor, und find, wie wir auch fonft wiſſen, 
—— Rechts. Nun giebt es im Sachſenſpiegel mehrere Sätze, welche nach der 

nfiht der Kirche mit den Principien des göttlichen Rechts nicht übereinſtimmen, 
und über welche fih, als fie anderthalb Jahrhunderte nah der Abfaffung jenes 
Rechtsbuchs noch feine Aenderung erfahren haben, zwiſchen geiftliher und welt 
licher Macht ein heftiger Kampf erhebt, ver mit ver Berurtheilung von vierzehn 
Artikeln des Sachfenfpiegeld durd Gregor XI. 1374 endet. (Vgl. d. Art. „Eike 
v. Repkow“.) Unter den damals für feterifh erflärten Artikeln beziehen ſich 
mehrere auf das altveutfche Beweisverfahren, und bier find es aufer Gottes- 
urtheil und Zweikampf, befonders Eid und Eiphelfer, von welchen behauptet wird, 
daß fie dem göttlichen Rechte entgegen feien. Zwar die Gottesurtheile und ver 
Zweitampf find das Schlimmere; ihnen gegenüber fommt der Eid nicht in Be- 
tracht, und falls er dazu dienen fann, eins von dieſen Beweismitteln zu hinter 
treiben, fo wird er geduldet, und ber Papft geht nicht auf den Antrag Klenkoks 
ein, auch die Anwendung des Eides zu verwerfen, daß die Parteien im Zwei— 
fampfe jede ihre Unſchuld beſchwören ſoll; unter den fieben Artikeln, vie von 
Klenkok als Feterifch bezeichnet, vom Papſt aber nicht dafür gehalten find, befin- 
det fih auch dieſer. Indeſſen auch Neinigungseid und Eidhilfe fteht mit dem 
göttlihen Rechte im Widerſpruch. Was nämlih zunähft den Reinigungseid an— 
langt, fo wird weniger Gewicht auf den Umftand gelegt, daß ein Dieb, ver in 
ver linken Hand das Geftohlene halte, mit der rechten aber ſchwöre, auf Grund 
deffen entgegen dem allgemeinen Gerechtigkeitsgefühl freigefprodhen werden müſſe; 
der Hauptgrund wird vielmehr aus der Nichtübereinftimmung dieſes Beweismittels 
. mit der Bibel entnommen, denn in der Bibel ift das göttliche Recht enthalten. 
Nicht als ob der Eid an fih mit der Bibel in Widerſpruch ftünde: nur ber 
Neinigungseid ift der Bibel entgegen, va es bei Matth. heißt: in ore duorum 
vel trium testium stat omne verbum. Gegen die Eivhilfe wird noch bejonders 
geltend gemacht, daß dadurch die Mehrheit einen entjcheidenden Einfluß auf das 
Urtheil gewinne, was nad der Bibel nicht ftatthaben dürfe, wo gefchrieben ftehe: 
ne acquiescas in judicio sententie multorum; fonft wäre ja auch Chriftus mit 
Recht verurtheilt, denn tie Mehrzahl hatte das Kreuzige über ihn gerufen. 
(Homeyer, Johannes Klenkok wider den Sachſenſpiegel. Berlin 1855.) Untere 
deſſen war nım auch die Entwidlung des deutſchen Procefjes rein aus fid heraus 
unter den veränderten Verhältniffen mit innerer Nothwendigkeit fo weit geviehen, 
daß ver Neinigungseid immer mehr verfhwinden mußte und daß an 
die Stelle ver Eiphilfe das Zeugniß trat. Sp trifft Alles zufammen, um 
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das Gebiet des Eides im gerichtlichen Verfahren zu befchränfen. Dennoch geht die 
völlige Abſchafſung nur fehr langſam vor fid. 

Wie die Kirche ſich bemüht hatte, die Anwendung des Eivdes zu vermin- 
dern, fo ging fie aud darauf aus, um aud von der Seite her der mit dem 
Eide verbundenen Sündhaftigkeit entgegenzutreten, ihn vor ihr Forum zu ziehen; 
es konnte nämlich zweifelhaft fein, ob ein Eid im einem gegebenen Falle rechts— 
verbindlich fei oder nicht, und aus folhen Zweifeln konnten zum Minveften Ge: 
wiſſensbedenken entftehen; vie Kirche fprach daher wegen Zwangs, Betrugs und 
Irrthums Relaration aus, fie entband durd Interpretation von folden Eiden, 
die wegen ihres Gegenftandes ungültig waren, oft wurben den Betreffenden geift« 
liche Strafen aufgelegt, es follte Niemand Richter in eigner Gewiffensfache fein. 

Noh einige Worte über den Meineid. Der Meineiv war während des 
Mittelalters unter die Zahl der Verbrechen getreten; ſchon in den fränfifchen 
Kapitularien finden fi für venfelben vie ſchwerſten weltlichen Strafen, und in 
den Rechtsbüchern nimmt er ebenfo feinen Play ein. In wiefern die Kirche dazu 
mitgewirkt hat, möchte ſchwer feftzuftellen fein; auf ihrem eignen Gebiete kennt 
fie nur geiftlihe Strafen dafür, fir Geiftlihe tritt Entfernung vom Amte ein, 
für Laien Buße und Exkommunikation. E8 finden fih in den Beichtbüchern und 
im Dekrete Öratian’s fehr viele Abftufungen in der Strafe, je nad der Schwere 
des Meineivs im beftimmten alle; fo fol ver Meineid, welder vor einem Bi- 
fhofe oder vor einem geweihten Kreuze gejhworen wird, mit breijähriger Buße, 
derjenige aber, welder vor einem nicht gemeihten Kreuze gejhworen wird, mit 
nur einjähriger Buße geahndet werden; Eide aus Nothwendigfeit, für das Leben 
geleiftet, haben eine noch geringere Tare. Im Allgemeinen wird von Seiten der 
Kirhe darüber Klage geführt, daß über die Sünde des Meineids zu gering ge- 
dacht würde, und eingefchärft, daß er an Schwere dem Ehebruh und dem Morde 
vollkommen gleichftehe. 

Was envlid den Einfluß des zu Ende des Mittelalters in Deutfchland ein- 
gebrungenen römifhen Rechts auf den Eid betrifft, jo ift diefer im Ganzen 
jehr unbebeutend gewefen, indem die allgemeine Auffaffung des Eides umd die 
Form gar nit davon berührt wurben; und mie die Reception des römifchen 
Rechts überhaupt durchgreifend nur auf civilrechtliche Berhältnijje gewirkt hat, fo 
ift der Eid nur infofern er fih auf folde bezieht, alſo nur im Civilrecht und 
Civilproceß, dadurch modificirt; feine Grundlage bleibt trotzdem zum Theil ger- 
maniftiih, zum Theil kanoniftifch. 

3) Der Einfluß der Reformation und die fpätere Entwidlung. 
Die Reformation hat in verfchiedenartiger Weife auf ven Eid eingewirkt; es ge- 
ſchah damals eine neue Prüfung der chriftlichen Lehre auf Grund der Schrift, 
und es hatte einen Augenblid den Anſchein, als ob die Anſicht, nach welcher ver 
Eid in der Bibel verboten wäre, eine große Anhängerfhaft um ſich ſammeln follte. 
Diefe Anfiht war während des Mittelalters, wo doch die Kirche ihr Regiment fo 
ftraff hielt, von Zeit zu Zeit immer wieder aufgetaucht, und trog der Verdam— 
> die deßwegen ſchon 431 auf der äfumenifchen Synode zu Ephejus über 
die Pelagianer verhängt war, ftellten doch die Katharer, Walvenfer und Albigenfer 
neben ihren übrigen Kegereien auch diefe wieder auf, Wie kann es auffallen, 
wenn bergleihen damals in der Zeit der allgemeinen Gährung wieberholt wurde ? 
Schon Erasmus hatte fih, wenn auch vorfidtig, fo geäußert, und Wicleff war 
auf dem Koncil von Konftanz unter andern auch deßhalb verurtheilt, weil er alle 
Eide, die fi auf ein Vermögensintereffe beziehen, für verwerflid und ſchriftwidrig 
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erklärt: hatte, Als nun die Reformation wirklid begonnen hatte, fo erklärten fich 
Carlſtadt und nachher die Wiedertäufer auf das Entfchiedenfte gegen den Eid; 
aus den Artikeln der Bauern, die praftifcher waren, blieb ein derartiger Pro 
dagegen weg. So wenig nun die Reformation mit jenen Richtungen üb t zu 
er: fo wenig mit diefer einzelnen Behauptung. Auch nicht die freie Bibel- 
bat dazu mitgewirkt, die zweifelhafte Eregefe mußte nur einen Vorwand 
mit liefern; es waren. ja überhaupt weniger exegetiſche Aengftlichkeiten, als das 
Berlangen, ein neues ug" zu gründen ohne Obrigfeit, Ehe u. f. w., was bem 
Treiben der Wievertäufer Nahrung gab, In diefer Weife fieht venn auch Luther 
die Sache am, der fich in unzähligen Stellen feiner Schriften ganz fo, wie er 
ſich fonft gegen wiedertäuferiihe Unorbnungen auszufprehen pflegt, hierliber äußert. 
Er. geht im Allgemeinen ganz in Uebereinftimmung mit dem heiligen Auguftin und 
mit Thomas von Aquino davon aus, daß der Eid eine Bolge unferer Sundhaf⸗ 
tigkeit: fei, und daß man denſelben möglichft meiden müffe. Aber ganz dharakteri- 
Re A die Luther'ſche Auffaffung und ganz im Gegenſatz gegen die Wieder— 
tänfer fieht er, woran Auguftin in feiner verberbten römifchen Welt nicht denken 
I ir der. ** Verbindung des Eides mit der Obrigkeit eine Gewähr filr 
en gefahrlofe Anwendung; es verhalte fi mit dem Eide ganz ebenfo wie mit 
dem Schwerte, welches aud in der Hand der von Gott gefetten Obrigfeit feine 
2 aa erhält. Durchaus dem entfprechend, und fehr feft umd entſchieden 
erflären fi ‚die Bekenntnißſchriften der beiven evangelifhen Konfeffionen über ven 
Eid; und befonders im Art. 16 der Conf. Aug. und Apolog. Conf. Aug. wird 
unter Berwerfung. der deffallfigen Lehren ver Wiedertäufer erflärt, daß Chriften 
die von der Obrigkeit aufgelegten Eide ſchwören können. Aehnlich fteht es in ber 
Conf.. Helv. Die Wievertäufer verfhwinden alsbald vom Schanplate; wie aber 

e ihrer Lehren, jo wird auch diefe von einer Sefte feftgehalten, welche in 

er Beziehung Wehnlichkeiten mit ihnen bat, indeß fehr viel milder ift und 
fi ganz. in den Schranken der Ordnung hält — die Mennoniten; wir kommen 
darauf mod zurück. 

Indem fo die Reformation den richtigen Standpunkt hinſichtlich der Auffaf- 
fung des Eides durch die Autorität der Neformatoren und der ſymboliſchen Bücher 
befeftigte, bat fie auch noch in anderer Beziehung einflußreih und bier zugleich 
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ung gewirkt. 

Zunäcft erftredt ſich dieſer reformirende Einfluß auf die Form; man hielt 
e8 evangelifcherfeits mit der neuen Lehre für umverträglih, in der Eidesformel 
die Hilfe der Heiligen anzurufen; es famen daher in den einzelnen evangelifchen 
Territorien jehr bald neue Eivesformeln auf, in Gemäßheit deren die Betheurung 
auf Gott und das Evangelium zur Regel wurde; andere Faſſungen deſſelben Ge- 
danfens oder Zufäge kommen aud vor. Schwierigkeiten entftanden nun aber bei 
ven Reichsgerichten, und zwar erhoben zunäcft die evangelifchen Affefforen des 
Reihstammergerichts deßhalb eine Beſchwerde, in der fie ausführten, daß fie ſich 
durch die bisherige Formel in ihrem Gewiffen beſchwert fühlten. In Folge deſſen 
wurde ſodann durd den Reihsabfhied von Paſſau 1552 die Berufung auf die 
Heiligen und das Cvangelium als in gleicher Weife zuläffig erflärt, ſchon in dem 
Reihsabjhier von Augsburg 1555 aber wurde endgültig feftgefegt, daß ber Eid 
auf Gott und fein heiliges Evangelium als die alleinige für beide Konfeffionen 
gültige und verbindliche Formel bei ven Neichsgerichten gelten ſolle. In Bezug auf 
die Eidesformel ift alfo durch die Reformation, trogdem daf etwas Neues ge- 
ſchaffen ift, keine Zwiefpaltigkeit in Deutſchland hervorgerufen; es ift das eine von 
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den, wie man es wohl ausgedrückt hat, lebenden Unionszeihen der chriſtlichen 
Kirhe Deutſchlands, eine communio in sacris der fonft getrennten Konfeffionen. 
Das gilt oder galt indeß nur bei den Reichsgerihten; partikularrechtlich Können 
andere Formeln in Betracht kommen, doch ſcheint die Anrufung der Heiligen 
außer Gebrauch gekommen zu fein, und bie Verſchiedenheit möchte befonders in 
Zufägen beſtehen. So heißt e8 in Preußen: fo wahr mir Gott helfe durch Jeſum 
Ehriftum zur Seligkeit. 

Auch in anderer Beziehung mußten binfichtlih der Behandlung des Eides 
Seitens beider Konfeffionen Verſchiedenheiten zu Tage treten; fo neyirte die evan- 
gelifche jede legislative oder vichterlihe Mitwirkung kirchlicher Organe, am aller- 
wenigften aber wollten fi ihre Anhänger eine Einwirkung durch vie katholiſche 
Kirche gefallen laffen. Aber auch bier wurde in einer der widhtigften Beziehungen 
durch die Reichsgeſetzgebung vorgefehen, es wurde nämlid 1654 auf dem Reichs— 
tage beichloffen, jede jubiciele Berüdfihtigung der Relaratur des Eides den 
Neichägerichten zu verbieten. 

Das möchten aber ungefähr die einzigen Punkte fein, auf melden vie Re- 
formation bier eingewirft hat; im Ganzen halten fi vie Proteftanten durch bie 
Normen des fanonifhen Rechts über den Eid gebunden; und namentlich die Gel- 
tung des promifforiihen Eides wird aus Rüdficht auf Religionsverfchiedenheit nie- 
mals in Frage geftellt. 

Wir könnten jett in der Geſchichte des Eides die folgenden Jahrhunderte 
ganz übergeben, und uns gleih zu ven Umgeftaltungen wenden, welde er in 
Folge der Revolution erleidet, wenn wir nicht aus jenem Zeitraume von einer 
Bewegung gegen den Eid auf dem philofophifhen Gebiete Erwähnung thun 
müßten. Zwar ift die Oppofition, von der wir bier fpredhen, nicht den großen 
geſchichtlichen Greigniffen an die Seite zu ftellen, welche unmittelbare Wirkungen 
zur Folge hatten; indeß bereitet diefe Bewegung doch auch vie folgenden Creig- 
niffe in etwas vor, Die Bewegung gegen den Eid geht nun nicht etwa aus von 
vem fog. Naturrecht; die Vertreter diefer Richtung erflären ſich vielmehr, ganz 
unbedeutende Ausnahmen abgerehnet, mit der gefhichtlid gewordenen Lehre ein- 
verftanden, und nicht blos ftimmen ihre a priori gefundenen Nefultate dem Ju— 
halte nad damit überein, fondern fie ftügen fi dafür wohl geradezu auf bie 
Bibel, ein Verfahren was überhaupt in der naturrechtlichen Schule feit Grotius 
Vorgang nichts Seltenes iſt. Ein Angriff und zwar ein recht nachhaltiger Angriff 
gegen den Gid erfolgt erſt durch Kant; Kant entfleivet nämlicd ven Eid geradezu 
feiner religiöfen Beveutung, und will ihn nur in der moralifhen Sphäre 
gelten laffen. So fehr das nun mit der übrigen Kant'ſchen Lehre im Einklang 
fteht, fo fehr verftößt es doch gegen die imnerfte Natur des Eides, deſſen Be— 
deutung ja gerade darin befteht, daß eine über allem Menſchlichen ftehenve höhere 
göttliche Ordnung der Dinge dabei angerufen wird. Man kann nicht gerade fagen, 
daß diefe Kant'ſche Theorie mit ihren praftifchen Konfequenzen unfere Gefeß- 
gebungen erfitllt habe; ob aber nicht vie öffentliche Denkart ſehr tief davon be 
rührt fei, ift eine andere frage, die vielleiht um fo mehr bejahend zu beant- 
worten ift, als mie überall jo aud in dieſem Punkte, Kant zahllofe Nachfolger 
in ber theologiſchen, juriftifhen, philoſophiſchen Literatur bis in die erften Jahr- 
zehnde dieſes Jahrhunderts hinein gehabt hat, unter venen wir nur Meifter und Leue 
mit ihren Schriften über den Eid in Erinnerung bringen wollen. Similia simili- 
bus. Philofophifhe Deduftionen müffen wieder durch philoſophiſche Deduktionen 
bekämpft werben. Gegen die duch Kant hervorgerufene und fpäter auch in andern 
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Spftemen ausgebildete Richtung erhebt ſich eine Oppoſition aus der vechten Seite 
ver Schule Hegel’. Das Buch von Göſchel über diefen Gegenftand ift unter 
unmittelbarer äußerer Bezugnahme auf die Schrift Leue's gefchrieben. Der tiefe 
und nachhaltige Eindruck nun, den Göfchel hervorgerufen hat, ift gewiß im Ganzen 
ein wohlihätiger zu nennen, ja es ift fein umbeftreitbares Berbienft, ven Eid 
wiffenfchaftlih wieder auf diejenigen Grundlagen zurüdgeführt zu haben, ohne 
veren jtete Berüdfihtigung er verfommen muß. Auf der andern Seite ift indeß 
ebenfowenig zu verfennen, daß Göſchel an einer großen Ueberſchwenglichkeit, an 
einem Spiritualismus obne Gleichen leivet, wenn er ven Eid, im Widerſpruch 
mit der gejchichtlihen Lehre vom Eid bei Auguftinus, Thomas ab Aquino, 
Luther u. ſ. f., geradezu zu einem elegenheitsgottesdienfte, zu einem ottes- 
bienfte außer ver Kirche an Wochentagen erflärt, und darüber Magt, daß ber: 
jelbe zu einer äußern Anftalt degradirt, zu einer Ausnahme herabgefunten ſei, 
wenn er die Meinung ausfpricht, Jeder, der einmal in einem beftimmten Falle 
fi vor der Ableiftung des Eides aus natürliher Scheu zurüdzieht, begehe eine 
Sünde. 

Weil man ver Anſicht war, daß unter den beregten Einflüffen ver Eid in 
Geſetzgebung und Praris und in dem Anfehen der Menſchen gelitten babe, fo 
haben die maßgebenden Gewalten in Staat und Kirche in letter Zeit vielfache 
Reformen in Anregung gebradt. Zwar haben dieſe Reformverfuche zu großen _ 
Nefultaten nicht geführt; wir halten es indeſſen wegen ver Wichtigkeit des Gegen- 
ftandes an fi und der Bezugnahme auf die jüngfte Bergangenheit fiir geboten, 
die deffallfigen Schritte mwenigftens anzubeuten, werden uns aber dabei auf 
Preußen beſchränken. 

Mit dem Beginne der vierziger Jahre beginnen in Preußen im Staat wie 
in der Kirhe Reformverſuche binfichtlih des Eines. Was zunächſt die Stellung 
ver Kirche dazu anlangt, fo bat tiefe befanntlih in Preußen feinerlei geſetz— 
geberifchen Einfluß auf den Eid; veffenungeachtet gehörte es zu den erften Lebens— 
zeichen ihrer neugeſchaffenen Organe, ven Eid in den Kreis ihrer Verhandlungen 
zu ziehen, nicht als ob man dadurd einen formellen Einfluß auf die Normirung 
diefes Gegenftandes gewinnen wollte, man bat vielmehr jehr ftreng an dem ge- 
gebenen Standpunkte feftgebalten, fondern um durch moralifhe Einwirkung einen 
beſſern Zuftand herbeizuführen. Schon 1843 hatten ji vie Kreisfynoven, 1844 
vie Provinzialfynoden darüber ausgeiproden; 1846 wurde der Eid einer der er- 
ften Gegenftände auf der Tagesorbnung ver Generalſynode. Dieje fhlug, „um 
die Bedeutung und Würde des Eides dem dhriftlihen Bewußtſein einzuprägen“, 
zweierlei vor: Verminderung ver Eide und würdigere Eidesadminiſtration. Eine 
Berminderung der Eide wäre wieder in einer boppelten Beziehung benfbar; 
zunächft könnten ganze Kategorieen von Eiden hinwegfallen, die man zur Erfor— 
ſchung ver Wahrheit oder zur Verficherung eines Verſprechens für unnöthig hält, 
es würden dahin befonders die fog. Geremonialeive gehören, durch deren Wegfall 
indeß auc Fein großer Bortheil entjtehen würde. Die Generalſynode beſchloß, 
dieſen Punkt ganz der Beurtheilung der weltlichen Gewalt anheimzuftellen. Außer: 
dem könnten Give über fehr geringe Werthgegenftände, in fog. Bagatellfahen ab- 
geihafft werden; wohl mit Recht aber erklärt fi die Generalfynode gegen eine 
ſolche Weife der Verminderung, denn abgefehen davon daß es ſchwer fein möchte, 
ven Begriff der Geringfügigfeit, ver ein durchaus relativer ift, ohne große Härten 
und Unbilligkeiten gejeßgeberifch feftzuftellen, jo erfcheint doch dem Give gegenüber 
jeder Gegenftand des zeitlihen Bermögeng unbebeutend, und endlich könnte nicht 
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jowohl vie relative Geringfügigkeit eines Betrages als die relative Höhe eine Herab- 
fegung des Eides bewirken, indem die Gefahr des Meineids im legten Falle viel 
näher liegt. In Betreff einer würdigen Apminiftration fam die General— 
ſynode ebenfowenig zu einem Refultate, die zahlreihen Vorſchläge wurben faft 
fänmtlih verworfen; einen Hauptpunkt in der Debatte bildete die Theilnahme der 
Geiftlihen bei der Abnahme des Eides. Eine allgemeine Zuziehung derſelben in 
allen Fällen wurbe von allen Seiten befämpft; fie fei wegen Mangel an Kräf- 
ten, und auch „ſonſt“ unausführbar; die ſchon jett gelegentlich ftattfindende Zur 
ziehung mit Rüdfiht auf die Perfonen auszubehnen, fei zu willtürlid und daher 
bedenklich; eine Zuziehung endlih auf Antrag des Schwörenden ober der Gegen- 
partei werbe zu Berationen führen, Noch viel weniger Anklang als vie Theil 
nahme des Geiftlihen an dem Schwurtermine findet natürlich der Vorfchlag, aus 
der Zuziehung des Geiftlihen einen eignen Borat zu machen. Es heißt in biefer 
Beziehung: „auch möchte unfere Zeit eine ſolche felbftftändige kirchliche Kontrole 
in bürgerlichen Angelegenheiten kaum zu ertragen vermögen“. Wenn man fo bie 
Garantie für einen hriftlihen Hergang bei der Eidesleiftung nicht durch Theil- 
nahme eines Geiftlichen bewerkftelligen konnte, fo fuchte man darin einige Gewähr, 
daß man beſchloß, dem Richter ein liturgifches Formular zur Verwarnung vor dem 
Meineide zu geben, und außerdem bei Schwörenven, die noch nicht fonfirmirt find, 
die Theilnahme des Geiftlihen eintreten zu laffen. Ienem liturgifchen Formular 
ein Gebet hinzuzufügen, bie Eivesleiftung von erfolgter Konfirmation abhängig zu 
machen, unchriftliche Richter und undriftliche Parteien von der Eivesleiftung zurüd- 
zubhalten, das Alles hatte man fallen laffen. Die Refultate waren demnach gering, 
aber felbft dieſe wenigen fanden feine rechte Berüdfichtigung. 

Unterbeffen Hatte bereits der Staat, in deſſen Sphäre die Geſetzgebung über 
ven Eid gehört, die Sache in die Hand genommen und Vorſchriften erlaffen ebenfo 
für die Verminderung als für eine befjere Aominiftration der Eide. Noch 1839 
hatte das Juftizminifterium es für mothwendig erachtet, daß in Schenken und 
Krügen Eide abgenommen werden dürfen, und hatte fi das Kultusminifterium 
dabei beruhigt; auch hat fi der Staat ebenfo wie die Kirche fortwährenn auf 
das Entjchiedenfte gegen die Abnahme des Eides in der Kirche ausgefprodhen. 
Jedoch hatte ein Juftizminifterial-Reffript vom 8. Jan. 1840 feftgefegt, daß bie 
Abnahme des Eides in dazu geeigneten Zimmern vor einem ſchwarz behangenen 
Tiſche, auf weldem ein Krucifir befindlih, vorgenommen werben folle. Weiter 
find 1841 über eine zwedmäßige Verminderung und würdigere Aominiftration bie 
gutachtlihen Berichte der Landesjuftizfollegien eingeforvert worven; auf ben in 
Folge ver eingegangenen Gutachten erlafienen Immediatbericht ift indeſſen mittelft 
Kabinetsorvre vom 30. Mai 1843 befohlen worven, daß von generellen Maß— 
nahmen Abftand genommen und vie legislativen Beftimmungen der Nevifion ber 
Gefetgebung bei den einzelnen einfchlagenden Materien vorbehalten werben follten. 
Dur Berorbnung vom 28. Jan. 1844 find auc bereits bie Eide der Zeugen 
und Sachverſtändigen, fowie die Ignoranz» und fisfaliichen Eide angemeffen 
normirt. 

Endlich ging auch die Bewegung von 1848 nicht ſpurlos an dem Eide 
vorüber; zwar wurde ſeine Exiſtenz, ſeine Erlaubtheit damit nicht eigentlich in 
Frage geſtellt; und wenn hin und wieder in den Debatten der freien —— 
der Eid für eine Unſittlichkeit, für ein Komödienſpiel erklärt wurde, wenn Manche 
die gerichtliche Eidesleiſtung verweigerten, weil ſie nicht an Gott glaubten, ſo 
waren das doch höchſt vereinzelte Erſcheinungen, die in der Fluth jener ſtürmiſchen 
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Tage aufgetaucht, aber ebenfo fchnell wieder verſchwunden find, ohne daß fie irgend 
Einfluß gelibt hätten. Die gefeßgeberifchen Faktoren jener Periode find ftets von 
ver Vorausſetzung ausgegangen, daß ein foldes Maß von Religion im Volke vor- 
handen fei, um den Eid anfreht erhalten zu können, und wenn fonft der Staat 
für atheiſtiſch erflärt worden ift, und man etwa angefangen hat, danach das Leben 
zu geftalten, fo bat man doch zu Gunften viejes Imftituts fofort eine Inkon— 
ſequenz begangen (Herrmann, über die Stellung ver Religionsgemeinfchaften im 
Staate. Göttingen 1849. ©. 36 ff.). Das allgemeine Beftreben ging aber damals 
darauf allervings aus, den Staat, der auf dem Boden der Religion überhaupt 
ftehen bleiben follte, von der befondern Berüdfihtigung gewiſſer Religionen oder 
Belenntniffe in feinen Anoronungen zu löfen. Diefe Trennung von Staat 
und Kirche machte fih auch dem Eide gegenüber geltend. Zunächft wurde die 
Eidesformel davon berührt; man durfte in derfelben, ja man mußte bie Be- 
ziehung auf Gott ftehen laffen, denn der Glaube an ihn ift allen Religionen ge- 
meinfam, und religionslos wollte man nicht fein, ohne das wäre auch der Eid 
zu etwas Anderem geworden; man durfte aber nicht mehr die befondere Beziehung 
auf ven Gott einer beftimmmten Religion und auf die Attribute dieſer Religion 
für wefentlid in der Eivesformel erflären. Die durch die Reichsgefege auf hrift- 
lidem Standpunkte eingeführte Eivesformel auf Gott und fein heiliges Evangelium 
erwies ſich demnach als zu eng, fie mußte der andern weichen: fo wahr mir 
Sott helfe. Diefe ift wenigftens in den meiften deutſchen Staaten eingeführt, wenn 
aud nicht Überall und nicht für alle Arten des Eides. Es genügte aber aud 
nad; dem neuen Principe volllommen, wenn jo die allgemeine Möglichkeit geboten 
war, daß ohne Rüdficht auf das religidfe Bekenntniß alle Bürger des Staats 
fih der gleihen Eidesformel bedienen fonnten, und es läßt ſich nicht abjehen, 
warum es nicht erlaubt fein foll, zu dieſer für Alle gültigen und brauchbaren 
Formel noch Zufäge zu madhen, die aus der Religion des Schwörenden entnom— 
men find: dies widerſpricht doch durchaus nicht dem Zwecke der Eidesleiſtung, ift 
vielmehr dazu geeignet, die Wirkung nod zu erhöhen und die eidliche Angelobung 
mit dem religiöfen Belenntnifje des Schwörenden in Uebereinftimmung zu bringen. 
Demgemäß ift es in Preußen geradezu ausgefproden, daß es den Mitgliedern ber 
beiden chriſtlichen Kirchen oder anderer Neligionsgefellihaften, für melde bisher 
eine befondere ihrem Glaubensbelenntniffe entſprechende Eivesformel gefeglich be— 
ftand, auch in ver Folge geftattet werben fol, den Eid im dieſer Weiſe zu 
leiften. 

Denn auch felten, jo fommt es doch noch immer vor, daß die Ableiftung des 
Eides von Einzelnen verweigert wird. Es fragt fih, wie der Staat fidy zu 
folhen Weigerungen ftellen fol. Man muß unterfcheiven, aus weldem Motive die 
Weigerung hervorgeht; diejenigen welche ven Eid verwerfen, weil fie nicht an Gott 
glauben, dürfen von Seiten des Staats, jo lange fie das erflären, zum Eide gar 
nicht zugelaffen werden, es fehlt bei ihnen an einer VBorausfegung, unter ver allein 
der Eid feine Bedeutung bat. Es giebt aber außerdem noch gewiſſe Sekten — und 
es kommen für Deutfhland befonders die Mennoniten und Baptiften in Be: 
tragt — welche den Eid verweigern, weil fie annehmen, daß er in Gottes Wort 
verboten fei. Der bloße Rechtsſtandpunkt auch einer folhen Weigerung gegenüber 
fann nicht zweifelhaft fein, denn felbft bei der ausgebehnteften Bekenntnißfreiheit 
ift doh immer baran feftgehalten, daß das religiöfe Belenntniß den ftaatsbürger- 
lien Pflichten feinen Abbruch thun folle; man wird vefhalb vie Mennoniten 
gar nicht zum Eide zwingen Finnen, man wird aber alle die Nachtheile eintreten 
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laſſen müſſen, die ſich aus der Weigerung mit rechtlicher Nothwendigleit ergeben: 
im Proceſſe treten die ſog. poenae jurare nolentium ein, eine Staatsanftellung, bei 
der der Eid erforberlich ift, fünnen fie nicht übernehmen, ftreng genommen müſſen 
fie vielleicht bei Weigerung des Huldigungseides verwiefen werden, Indeß wie man 
mit dem abftraften Rechtsſtandpunkte in den meiften ftaatlihen Dinger nicht zu: 
vecht kommt, fo möchte fich auch bier eine freiere Erwägung empfehlen, und fo 
wenig für die oben bezeichnete Kategorie, auch wenn man das dort angebeutete 
Bedenken fallen läßt, ein Auskunftsmittel indicirt erfcheint, fo fehr empfiehlt ſich 
das nad) dem Grundſatze si duo faciunt idem non est idem, für die Andern. 
Wenn dort die ganze religiöfe Aufhauung fehlt, auf die der Eid als auf fein 
Fundament fid gründet, fo ift dieſe bier in vollftem Maße vorhanden; jene 
glauben nicht an Gott, folglich rufen fie feinen Namen auch nicht im Eide an; 
diefe find vom Glauben an Gott durchaus erfüllt, glauben aber zugleih, daß er 
in der Schrift diefen Gebrauch feines Namens umnterfagt hat; es heit im Art 
38 des holländiſchen Glaubensbefenntniffes der Mennoniten: Jesus Christus rex 
et legislator novi testamenti Christianis omne jusjurandum interdixit, atque 
ea propter omne jusjurandum fidelibus novi testamenti illieitum est, Man 
kann fich daber zu diefen jehr wohl verfehen, daß fie die Gewiffenhaftigfeit be— 
figen, um aud ohne ſolche befonvere Bezugnahme die Wahrheit zu fagen, und 
danad bat man auch gehandelt. Schon durd den Viſitationsſchluß des Reichs— 
fammergerichts vom 12. Dftober 1768 wird nämlich feftgefegt, „daß den Menno- 
niften Angelobung bei Manneswahrheit ald ein Eid anzurechnen, aud) bei ſich er- 
gebenven Fällen als ein Meineid zu beftraffen, und jenen foldyes vor der gefchehenen 
Angelobung jedesmal zu bedeuten fei.” So wird es denn auch jett in den meiften 
deutſchen Staaten gehalten. Man wird ſich indeffen nur unter großer Vorſicht und 
nit Berüdfihtigung ver jevesmaligen thatfächlihen VBerhältniffe zu der Statuirung 
einer folhen Ausnahme entjchliegen dürfen. Sehr behutfam ging man in England 
gegenüber den Duäfern zu Werke, die 1689 vom Huldigungseide, 1695 auf 
einige Jahre von allen gerihtlihen Eiven, und 1715 durch eine eigene Parla- 
mentsafte vefinitiv von allen Eiden entbunden wurden; eine einfache Verſicherung 
follte genügen. 

Als Vorausfegung für die rechtliche Möglichkeit jedes Eives gilt eine befon- 
dere Beihaffenheit ver Perſon, melde ſchwoͤrt und des Gegenftandes, hin— 
ſichtlich deſſen gefhmoren wird. Die Perfon muß eivesfähig fein: dazu gehört 
im Allgemeinen Willens: und Difpofitionsfähigkeit, weßhalb alle Unmündigen und 
Wahnfinnigen von vornherein von jedem Eide ausgefchleffen find; oft ift inveffen 
eine befondere Eidesmündigfeit angenommen und dieſe an gefteigerte Vorausſetzungen 
geknüpft; die ſchwörende Perfon darf aber ferner im gegebenen Falle nit durch 
Zwang, Betrug oder Irrthum beftimmt gewefen fein, ſonſt ift der Eid ungültig. 
Hinſichtlich des Gegenftandes muß gemeinrechtlih angenommen werben, daß alle 
Eide aufrecht zu erhalten find, fobald fie nit das Seelenheil des Schwörenden 
gefährden oder gegen wohlerworbene Rechte Dritter verftoßen. 

1. Der Eid in feinen einzelnen Anwendungen nach beutigem 
Necht. Der Eid kommt in allen Kreifen unferer rechtlichen Organismen in 
mannigfachfter Anwendung vor; er findet fih in den Nechtöverhältniffen des 
Staats, in denen der Kirche, und in dem rechtlichen Verkehre ver Völker 
unter einander; ift jevody auf diefem leßteren Gebiete neuerdings außer Ge- 
braudy gekommen: das legte Beifpiel eines eidlich beftärkten Vertrages foll ver 
Friede zwiſchen Franfreih und der Schweiz 1777 gewejen fein. 
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Bir faffen num zunächſt das Vorkommen des Eides auf dem ftaatlihen 
Gebiete in's Auge und trennen dabei für unfere Zwede das öffentliche Recht und 
das Privatredt. 

A. In der Rechtsſphäre des Staats: 

21) Im öffentlihen Rechte. *) Wir wollen hier von der Anwendung des 
Eides ausgehen, welche fih auf das Ganze des öffentlihen Rechts bezieht, und 
ihn dann im Berhältniß zu einzelnen Zweigen defielben betrachten. Auf ven ganzen 
Organismus beziehen ſich: 

a) der Berfafjungseid des Landesherrn und ber Huldigungseid 
ver Unterthanen. Nachdem an die Stelle der mittelalterlihen Anfhauung bie 
moderne Staatsidee ‚getreten ift, der privatrechtliche Geſichtspunkt einem höhern 
ftaatlihen bat weichen müſſen, und demgemäß erfannt wird, daß der Zufammen- 
bang von Fürſt und Volt nicht auf befonders gefchloffenen Verträgen beruht, fon- 
dern in einer ethiſchen Idee feine Begründung findet, ſeitdem ift es von felbft und 
ohne alles Weitere Pflicht des Landesherrn jowohl als ver Unterthanen, ven ge— 
gebenen Rechtszuſtand des Landes aufrecht zu erhalten, und nichts ohne die ver- 
faffungsmäßigen Organe daran zu ändern. Aber gerade in biefem Verhältniffe, 
dem höchſten, wohin es menſchliche Nectsbildung bringt, zeigt fih die Ohnmacht 
und Unzulänglichkeit der Mittel, welche im Bereihe menjhliher Machtvollkommen— 
heit zur Aufredhterhaltung des Rechtszuſtandes liegen, und bier befonvers fucht man 
das Beſtehende zu feinem Schutze an die ewige Ordnung der Dinge zu fnüpfen. 
Eine eidliche Uebernahme biefer von jelbft gegebenen Berbinplichkeiten liegt daher 
ſehr nahe, wurden doch auch im Mittelalter jene Verträge meift eidlich beftärkt, 
Nicht als ob durd den Eid das Rechtöverhältnig erft gefchaflen würde, es erhält 
daraus nur eine Gewähr feiner Dauer. Cine Verfaffung umzuftoßen, die man 
nicht beſchworen hat, ift zunächft nur eine Rechtsverlegung; der Umfturz einer be- 
ihworenen Verfaſſung dagegen enthält außer der Rechtöverlegung nod eine un— 
mittelbare Berfündigung an Gott. Man darf ſich indeſſen bei ungefunden Berhält- 
niffen über die Macht viefes Schutzmittels feine IUufionen mahen: trägt ein Fürft 
aus andern Gründen kein Bedenken vor einem Staatöftreiche, ein Bolf vor einer 
Revolution, jo wird der geleiftete Eid fih gleihfalls oft nicht ala mächtig genug 
erweifen. Dennoch ſchließen wir uns den Worten Bluntſchli's an: „Je weniger es 
rechtliche Mittel giebt, den König zur Beachtung des beftehenden Rechts zu nö— 
thigen, deſto nöthiger und heilfamer erfcheint dieſe Einrichtung, welde in feinem 
Gewiſſen das Gefühl ver Pflicht durch ernfte Ermahnung belebt und ftärkt.“ (Allg. 
Staatöreht, Br. IL. ©. 77 der II. Aufl.) 

So befteht denn der Berfaffungseid neuerdings in den meiften deutſchen Staaten; 
jo in Preußen, in veflen Verfaffungsurtunde $. 54 es heit: „Der König leiftet in 
Gegenwart ver Kammern das eidlihe Gelöbniß, die Berfaffung des Königreichs 
feft und unverbrüdhlih zu halten, und in Webereinftimmung mit berfelben und 
den Gefegen zu regieren.” Es ſcheint uns im Ganzen ein ziemlich unfruchtbarer 
Streit zu fein, der darüber geführt wird, ob ber Verfaffungseid blos auf vie Ver— 
faffungsurfunde oder auf den gefammten Nectszuftand des Landes, wovon dann 
die Derfaliungsurfunde nur ein Theil ift, fi beziehe; unfruchtbar deßhalb, weil 
man feine rechten Nuganwendungen abfieht. An ſich ift es viel natürlicher, daß 
der Rechtszuſtand des Landes in feiner Geſammtheit beſchworen wird; fo geichieht es 


*) Vgl, den folgenden Artikel: „Der politische Eid.“ 
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in England, wo gar feine Urkunde eriftirt und vie Königin ſich eidlich verpflichtet : 
das Volk viefes Königreihs nach den im Parlament vereinbarten Statuten und 
nad den Gefegen und Gewohnheiten deffelben zu regieren; und fo ſcheint es nad) 
ver Faffung des Art. 54 auch in Preußen beabfichtigt zu fein. 

Nicht blos der Landesherr beſchwört übrigens in vielen Staaten vie Ber- 
faffung, fondern ebenfo die Landſtände, Abgeorpneten und gewiffe Beamtenkatego- 
rien. Der Huldigungseid der Unterthanen enthält das Berfpredhen von Treue 
und Gehorſam gegen den regierenden Fürften, oft auch gegen deſſen Nachfolger 
in der Landesregierung, zuweilen fogar mit Berüdfichtigung eines andern ver- 
wandten Haufes. Der Huldigungseid wird beim Thronwechſel, außerdem bei Ueber- 
nahme gewiffer Verpflichtungen und Aemter, vielfah aud bei Grreihung eines 
gewiſſen Alters, mit deſſen Antritt ſtaatsbürgerliche Rechte verbunden find, geleiftet. 
Indeß kann e8 immer vorlommen, daß es Unterthanen giebt, welde ven Hul- 
digungseid nicht gejhworen haben; ihre juriftiiche Verpflichtung zu Treue und 
Gehorfam wird dadurch nicht geringer. 

b) Der Dienfteip ver Beamten. Nicht auf die ganze Sphäre 
des Staatsorganismus, fondern nur auf ein enger begrenztes Gebiet deſſelben 
bezieht fi ver Eid, melden die Beamten des Staats beim Antritt ihres Dien- 
ftes zu leiften haben. Im Allgemeinen wird dariu gelobt, das Amt nach ten ge 
feglihen Beftimmungen zu verwalten, oft ift das bis ins Einzelne hinein fpe- 
cificirt. Auch bier wird durch den Eid eine Verpflichtung nicht erſt begründet, 
fondern nur beftärkt, auch bier tft der Eid nur ein Kautionsmittel, und ift feiner 
juriftifhen Bedentung nad ganz mit Pfand und Bürgfchaft zu vergleichen, vie 
von gewiſſen Beamtenkategorien noh neben dem Eide gefordert werben. Dennod 
ift häufig vorgefchrieben, daß die Beamten vor Ableiftung diefes Eides feine Dienft- 
bandlungen-vornehmen follen, ja binfichtlih der Richter ift die Beeibigung in ber 
Urt gemeinrechtlich nothwendig, daß alle Afte, welche vorher von ihnen vorgenom- 
men werben, ohne Weiteres der Nichtigkeit unterliegen. Ein folder Eid wird nicht 
blos von den eigentlich im Dienfte des Staats ſtehenden Beamten verlangt, fon- 
dern ebenfo von Gemeindebeamten, Gefhwornen, VBormündern, Advokaten, Werzten 
und Doktoren; bei geringern Graden üffentliher Beamten pflegt man fi mit 
einem Handſchlage zu begnügen. Eine Monftrofität ift es, wenn Gutöbefiger ſich 
erlaubt haben, ihre Haus- und Wirthfchaftsbeamten in eibliche Verpflichtung zu 
nehmen. Auch binfichtlih der praftiihen Wirkfamfeit des Dienfteives darf man 
fih übrigens feinen Übertriebenen Erwartungen bingeben. 

Die Verlegung des Dienfteives führt fowenig wie bie des Verfaffungs- und 
Hulvigungseides eine befondere Strafe mit ſich. 

ec) Im Kriminalprocef. Hier bat fih ver Gebraud des Eides fehr ver- 
mindert, feitvem ver Reinigungseid des Angeklagten endlich ganz gefallen ift. Seine 
eigentliche Bedeutung hatte mit dem Ende des Mittelalters, als das inquifitorifhe Ver— 
fahren in die deutfchen Gerichtshöfe einprang, aufgehört; indeſſen wie das zu gehen 
pflegt, er wurbe unverftanden in einzelnen Anwendungen noch beibehalten, wurbe 
num aber, während er früher ein Schugmittel für ven Angeflagten gewejen war, unter 
dem Einfluffe des veränderten Grundprincips zu einem Werkzeuge gegen ben An- 
geflagten. Man hielt es durchaus nicht mehr für nöthig, ven Angeflagten vor 
der Berurtheilung ſchwören zu laffen, man verurtheilte ihn auch, ohne daß ver 
Eid in Anwendung gelommen wäre; indeſſen wenn fein anderes Mittel mehr ver- 
fieng, fo bediente man fi zur Gewinnung eines Geſtändniſſes auch der geiftigen 
Tortur des Neinigungseives. So hat er während der ganzen Periode des Ingui- 
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andern Geiſte getragenen neueften Proceßordnungen haben ihn- völlig aus. der 


Reihe der kriminalproceſſualiſchen Beweismittel geftrichen. Es ſchwören demnach 
im Strafproceß nur noch die Zeugen und Sahverftänpigen. Die Beeivigung 
derfelben findet entweder in der Vorunterſuchung oder in der Hauptverhandlung 


ſtatt. Letzteres ift das Gewöhnliche und Grfteres gefchieht nur, wenn man fürchtet, 


bis: dahin den Zeugen zu verlieren; tritt der ſchon im der Vorunterſuchung be— 
eidigte Zeuge in der Hauptverhandlung doch auf, fo genügt es, ihn auf feinen 


geleifteten Eid zu verweiſen; für eine gewifle Klaſſe von Perfonen öffentlichen Cha- 


ralters ift eine folde. Berweifung auf einen geleifteten Eid, namentlich einen 


Dienſteid jehr gebräuchlich. Verſchieden find die Beſtimmungen darüber, ob vie 


Beeivigung vor over nach der Ausſage ftattfinden fol: erfteres ift das gemein- 
rechtliche Princip des fanonifchen Rechts und der Carolina, letteres findet fich 


in vielen neuen Geſetzgebungen. Welches aus kriminalpolitiihem Geſichtspunkte 


die zwedmäßigere Maxime ift, möchte ſchwer zu fagen fein; vielleicht ift der mo— 
raliſche Eindruck bei der Beeidigung vor der Ausfage größer, vielleicht ergeben fich 
aber, wenn vie Beeidigung erft nachher ftattfindet, die Zeugen in ihrer Ansage 
unbefaugener. *) 

— d) Im Civilproceß ift die Anwendung des Eides nod viel häufiger; doch 
tritt hier der Eid der Zeugen ganz in den Dintergrund gegen den der Par- 
teiem. 
>> Zwar der altveutfche Neinigungseid tft auch hier endlih bis auf vie legten 
Erinnerungen getilgt: bier noch gründlicher als im Strafproceß, denn bier ift das 
römifhe Recht mit feinen grundverfchienenen Inftituten geltend geworden. Das 
römiſche Recht hat auch einen Reinigungseid in den Civilproceß eingeführt, 
der ‚aber faft nur durd den Namen an jenen erinnert; er wird freilid von der 
Partei gefchworen, aber vom Richter auferlegt, er entfcheivet die Sache nicht 
primär, ſondern nur höchſt fubfiviär, er genügt auch zur Entſcheidung nicht allein, 
jondern nur in Berbindung mit andern Beweismitteln. Wenn nämlid die Be- 
weisführung, unvollftändig ift, jo fann natürlid weder freigefprohen noch verur- 
theilt werben, nnd es müßte daher eigentlich ein non liquet erfolgen. Um nun nicht 
Beranlaffung zur Selbfthülfe zu geben, jo muß in folhem Falle vie fehlende Gewiß— 


heit dur einen Eid herbeigeführt werben; der Richter hat bei der Auflegung 


deſſelben ziemlich freies Ermeffen, er trügt ihn der Partei auf, welde die größte 
Vermuthung für fi hat und das richtet ſich nach dem Erfolge des Beweisführers; 
bat diefer einen ftarfen Beweis geführt, jo wird ihm das fog. suppletorium 
aufgelegt, ift das nicht der Fall geweſen, jo wird ver Gegner zum purgatorium 
zugelaffen; bei eintretender Weigerung wird das Gegentheil von dem, was hätte 
befhworen werben follen, ald wahr angenommen. 

Die Hauptanwendung des Parteieives im Civilprocefje liegt num aber in ber 


- Eidestelation; auch dieſe ift ächt römifchen Urfprungs. Während es ohne vie 


Rechtsſicherheit von Grund aus zu gefährden, nicht geftattet fein kann, daß jede Par- 
tei für den Beweis ihrer Behauptungen auf den Eid refurrirt, fo fteht doch nichts 
entgegen, daß bie eine Partei erflärt, fie wolle in dem Falle von ihrer Behaup- 
tung abftehen, daß bie andere die Unwahrheit verfelben befhwöre. So kann zwar 


*) Yedenfalld muß bier eine Hinweiſung auf den jpäter zu feiftenden Eid der Bernehmung 
vorbergeben. Anm, d. Med. 
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Niemand durch feinen eigenen Eid einen ganzen Rechtsſtreit entſcheiden, aber es 
fann Jeder, der in einem zweifelhaften NRechtsverhältniffe zu einem Andern fteht, 
bie Feftftellung vefjelben durch einen Eid bewirken, indem er den Andern zum 
Richter in eigener Sache macht. Er wird das thun, wenn ihm Feine felbftftändigen 
Beweismittel zu Gebote ftehen, oder wenn er ein befonveres Vertrauen in bie 
religiöfe Gefinnung des Anderu fegt. Derjenige, dem ein Gib auf diefe Weife zu— 
geſchoben ift, Tann venfelben zurüdjchieben, in welchem Falle ver urſpünglich Zu— 
fchiebenve die Behauptung felbft beſchwören muß, über veren Unmahrheit er jenem 
zuerft ven Eid zugefhoben hatte. Um viejen Eiden entgeben zu fünnen, bat ſich im 
Deuſchland das Inftitut ver Gewifjenävertretung gebildet, wonach es jeder 
mit einem foldhen Eide belafteten Partei ferifteht, vorläufig das Thema des darin 
normirten Beweifes durch andere Mittel zu erbringen, doch iſt das nur ein vor: 
länfiger Verſuch, nach vefien Miflingen auf ven Eid zurüdgegangen werben kann. 
Die Zufhiebung des Eides ftellt ſich juriftifch als eine Veräußerung, die Ableiftung 
als ein Erwerb, deßhalb find zur Eideszufhiebung Unmündige ohne ihren Bormund 
unfähig, zur Wbleiftung hingegen fähig. 

Außer dem Notheide und dem beferirten Eide giebt ed num noch eine große 
Anzahl von Parteieneiden im Givilproceffe, vie aber alle nicht vireft auf die 
Entſcheidung ver Sache fi beziehen, fondern entweder nur fehr mittelbar vazu 
mitwirfen, oder aber gar nichts mit der endlichen Entſcheidung zu thun haben, 
Sie werden alle vom Richter aufgelegt. Auch bei geftörten Rechtsverhältniſſen foll 
die bona fides das leitende Princip fein, und die Chifane in möglihft enge Grenzen 
zurüdgebrängt werben; in dieſer Beziehung fann eine Partei im Proceß häufig 
verlangen, daß ihr Gegner eivlidh verfichere, er laffe ſich bei feinen proceſſualiſchen 
Handlungen von ver Ueberzeugung leiten, daß biefelben zur Erhaltung feines 
Rechts nothwendig feien. Auch dieſer ſog. Gefährdeeid ftammt aus dem römi- 
chen Rechte und wenn er aud bie unter Juftinian erhaltene Ausvdehnung, wonach 
er über die ganze Procekführung verlangt werden konnte, verloren bat, fo findet 
er doc mit Bezugnahme auf beftimmte procefjualifhe Vorgänge, wie Friftgefuche, 
Reftitutionen, Eidesvelationen, Appellationen noch immer ftatt. Wichtig ift der Eid _ 
bei vem Beweiſe durh Urfunden, theils in Bezug auf die Aechtheit der Urkunde 
(Diffeſſionseid), theils in Bezug auf veren Herausgabe (Editionseid). Zur Erhärtung 
des durch eine erwiejene widerrechtliche Handlung verurfadhten Schadens dient das 
juram. in litem und juram. Zenonianum. 

2) Im Privatreht. Wir haben gefehen, daß im deutſchen Mittelalter der 
Eid eine derartige Stellung einnahm, daß er die Kraft beſaß eine nova causa 
obligandi zu bilden, einem fonft nicht klagbaren Geſchäfte Klagbarfeit und rechtliche 
Griftenz zu verleihen. Gegen dieſe Auffaffung find jeitdem zwei Feinde aufgeftanden: 
das römiſche Recht und das Naturredit. Das römische Recht nämlich faßt den Eid 
lediglich als ein accessorium auf, jo daß feine Kraft und Wirkfamteit fid) lediglich 
nad der des zu runde liegenden Rechtsverhältnifies richtet und ein eidlicher 
Bertrag an ſich juriftiich nicht mehr wirft als ein nichteivliher, vor Allem aber 
feine nova causa obligandi erzeugt, fondern nur ald moralifcher Impuls zu 
betrachten ift. Mit andern Worten fagt vafjelbe das Naturreht. Dies hat num 
bereits im 18. Jahrhundert foweit gewirft, daß I. H. Boehmer ſich gegen vie 
bisherige Anwendung des promifforiichen Eides in ver privatrechtlihen Sphäre 
erflärt: est juramentum tantum oratio accessorie, et secundum jus naturs® 
novum negotio robur non addit. Unter dem Einfluß diefer Momente, indem zu 
gleicher Zeit das kanoniſche Recht immer mehr in den Hintergrumd trat, ift in 
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manchen deutſchen Partikularrechten die Abſchaffung des promiſſoriſchen Eides vor 
ſich gegangen; fo vor Allem im preußiſchen Landrechte, wo es heißt, daß durch 
eihlice Beftärkung kein Vertrag mehr Kraft erhalte, als ihm die Gefege ſchon an 
ſich beilegen; aufßergerihtlihe Verfprehungseive find außerdem bei Strafe ver- 
boten. Wo aber das gemeinrechtlihe Princip noeh in Geltung ift, da find alle 
Eide in viefer Beziehung gerichtlich aufrecht zu erhalten, wenn fie nicht gegen das 
Seelenheil des Schwörenden verftohen, ober die Rechte eines Dritten ge 
führben. Es fragt fi, ob durch den Eid auch ſolche Geſchäfte Rechtsgültigkeit 
erhalten fünnen, welche gegen vie Borfhriften ver Gefege abgefchloffen find. 
Man wird unterfheiden müffen. Iſt in dem fraglichen durch ven eidlichen Vertrag 
umgangenen Gefege das öffentliche Intereije bedacht gewejen, fo kann gegen 
folhe Gefege der Eid eines Einzelnen Nichts vermögen, denn wenn aud im Eid 
der höchſte Grad der Verpflichtung liegt, fo fann doch Niemand fid) zu mehr ver- 
pflichten, als worüber er gebieten kann; der Geiftlihe daher, der ein privilegirtes 
Forum bat, kann auch nicht eidlich darauf verzichten, und ein eidliches Verſprechen, 
fein Zeugniß vor Gericht ablegen zu wollen, ift ungilltig. Ift aber das Geſetz 
nur zu Öunften des Handelnden und Shwörenven gegeben, fo gilt ver 
dagegen geleiftete Eid, wie beim Verzicht auf eine fünftige Erbſchaft, bei der Ver— 
äußerung von Dotalgrundftüden, bei Schenkungen unter Ehegatten. Das ift das 
Princip und das find einige der hauptfächlichften, und fügen wir hinzu zweifellofeften 
Anwendungen; denn allerdings ift mit der Aufftellung jenes Principe noch nicht 
jede Schwierigfeit befeitigt, da es in vielen Fällen zweifelhaft ift, zu welcher von 
beiden Kategorieen ein beftinmtes Gefeg gehört; und häufig genug fommt es auf 
viefe Weife vor, daß Geſetze von weitreihenver öffentliher Bedeutung durch Einzelne 
in Frage geftellt werben. 

B. In der Rechtsſphäre der Kirche. Zwar giebt es hier feine Eide, welche 
dem Verfaſſungs- und Hulvigungseive auf dem ftaatlihen Gebiete entfprächen, 
denn bie Aufnahme in die Kirche geſchieht durch Gelübde und Bekenntniß umd 
von Eiden, welche ver Papft oder ver evangelifche Landesherr in feiner Eigenſchaft 
als oberfter Bifchof leiftete, verlautet Nichts; dafür aber finden ſich die Dienft- 
eide in analoger Anwendung. 

1) In der katholiſchen Kirhe jhwört der Biſchof und Erzbiſchof dem 
Bapfte, ver Kuratllerus tem Biſchofe den Eid der Treue und des Gehorſams. 
Die Formel für die Bifhöfe hat oft gewechjelt, jeit Klemens VII. iſt fie aber 
biejelbe geblieben; fie enthält eine allgemeine Berfiherung des Gehorſams und in 
langer Reihe eine Aufzählung ver einzelnen Obliegenheiten, darunter die Ber- 
pflihtung, Keger und Scismatifer zu verfolgen, worüber der Kurfürſt-Erzbiſchof 
von Dalberg auf Befragen von Rom aus eine beruhigende Erklärung erhalten hat. 
In den meiften Staaten, jo aud nod nad dem neueſten Konkordate in Defter- 
reih, haben vie Biſchöfe außerdem dem Yandesherrn nod einen Eid zu leiften, 
ber in die Kategorie ber politifhen Five gehört. Es wirb darin nicht blos im 
Allgemeinen Treue und Gehorfam gelobt, fondern noch ganz befonvders das Ver— 
Iprehen gegeben, an feinem Berfehre und Anſchlage, welcher die öffentliche Ruhe 
gefährbet, theilzunehmen, und weder inner noch außer den Grenzen des Reichs 
eine verbächtige Verbindung zu unterhalten. Vgl. Br. II, ©. 156, 157. 

2) In ver evangelifhen Kirche gefchieht die Verpflichtung der Geiftlichen 
auf die fymbolifhen Bücher gewöhnlich im eivliher Form. Außerdem wird 
ben Kirchenregimente ein Eid gefhworen über die gewiffenhafte Erfüllung 
der Berufspflihten. Der fog. Externa fann darin aud gedacht werben, doch 
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ift e8 ein Ausflug des Territorialismus, wenn in einem folden Give der Geiftliche 
feine Pflichten als Staatsdiener erfüllen zu wollen angelobt, und in ver That 
hat die wieder felbftftänpig geworbene Kirche fid dagegen aufgelehnt. In Preußen 
wurde durch Kabinetsorbre vom 8. April 1830 der betreffende Paffus aus dem 
Dienfteive der Geiftlihen entfernt. Außer dieſen beiten Eiden jhwören vie evan- 
gelifhen Geiftlihen noh den fog. Sintonieneid, der fihb aus dem Namen 
felbft erflärt. — 

Yiteratur: Malblane, doctrina de jurejurando, Altdorf 1781; edit. 
nova. Tubinge 1820. — Meifter, über den Eid nah reinen Vernunftbegriffen, 
Leipzig und Züllihau 1810. — Bayhyer, Betrachtungen über den Eid, Nürnberg 
1829. — Stäudlin, Geſchichte der Vorftellungen und Lehren vom Give, Göt- 
tingen 1824. — Oaths, their origin, nature and history. By James Endell 
Tyler. London 1834. — Leue, von der Natur des Eides, Aachen 1836. — 
Göſchel, ver Eid nad) feinem Principe, Begriff und Gebrauche. Berlin 1837. — 
von Arnold, vie hriftliche Eidesformel. Erlangen 1851. — Strippelmann, der 
chriſtliche Eid nah Gntftehung, Gntwidlung, Berfall und Reftauration. Kaffel, 
Band I 1855, Band II 1857. — Marr, ver Eid und vie Gidespraris. Regens— 
burg 1855. — Krausſold, zur Pebre vom Eid ald Beweismittel im Givilprocef. 
Münden 1855. 

Gruft Meier, 


Der politifche Eiv. 


Der Aufgabe des Staatswörterbuchs entfpricht ein näheres Gingehen auf ven 
politifhen Eid und die einzelnen Arten deffelben. 

Wie der promifforifche Eid überhaupt, fo ift insbefondere der politiihe Eid 
von manden Schriftitellern als ein unwirffames und defhalb zugleich entfittlichen- 
des Inftitut verworfen worden. Seine Unmirfjamfeit zu erweiſen wird aber ftets 
unmöglid fein. So oft auch Fürften und Unterthanen eine eidlih erhärtete Pflicht 
verlegt baben: man wirb niemals ermitteln können, wie viele andere Pflichtver- 
legungen durch die Erinnerung am einen geleifteten Eid verhindert worden find, 
Die Berbreitung des promifforifhen Eides unter allen Völkern, feine Erhaltung 
unter allen Wechfeln ver politiihen Entwidlung zeugt von einem tiefgewurzelten 
Glauben an feine Wirkfamfeit, ver den Zweifel Einzelner überwiegt. Die völlige 
Abſchaffung des politifchen Eides liege fih nur unter zwei Vorausfegungen recht: 
fertigen: bei einem Volke, in vem alles religiöfe Pflichtgefühl erlofchen, die Ehr- 
furcht vor Gott wie die Schen vor einem rächenden Verhängnif aus allen Ge: 
müthern verfchwunden wäre, — oder bei einem Volke, wo das politifche Pflicht- 
gefühl zu folder Vollkommenheit entwidelt wäre, daß es von religiöfen Motiven 
feine Steigerung und Befeftigung mehr zu erwarten hätte. Wo diefe Vorausfegungen 
nicht zutreffen, wird es wohlgetban fein, ven politifhen Eid, ohne Ueberſchätzung 
feiner Wirtjamfeit, beizubehalten und zugleih vor mißbräuchlicher Vervielfältigung 
zu bewahren. 

1) Berfaffungseid des Staatsoberhbauptes. Das alte Herfommen 
deutſcher und auferbeutfcher Staaten, wonach der Fürſt beim Antritt feiner Regierung 
die Berfaffung zu beobachten und aufrecht zu halten gelobt, ift auch in den neueren 
Grundgeſetzen fanftionirt. Namentlich die deutihen Verfaſſungsurkunden haben es 
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mit wenigen Ausnahmen !) beibehalten oder angenommen. Dem Unterjchiebe zwifchen 
ftänbifcher und fonftitutioneller Monarchie entiprechend, ift dieſes Gelübde in früherer 
Zeit zumeift auf Grhaltung ver ſtändiſchen Freibeiten, in den neueren Urfunven 
auf Beobachtung der Staatsverfajlung gerichtet. So gelobt der Thronfolger in 
Preußen: „die Verfaſſung des Königreichs feft und unverbrüchlich zu halten”, im 
Königreih Sachſen: „daß er die BVerfaffung des Landes, wie fie zwifchen dem 
König und den Ständen verabſchiedet worden ift, in allen ihren Beftimmungen 
während feiner Regierung beobachten, aufrecht erhalten und beſchützen wolle.” Beſſer 
ift im der legteren Formel die zweifache Aufgabe des Staatsoberhauptes bezeichnet, 
jeinerfeits verfaffungsmäßig zu vegieren und den verfaffungsmäfigen Rechtszuſtand 
zu ſchützen. 

Die Form der eidlichen Betheurung findet fi, was die größeren deutſchen 
Staaten betrifft, nur in der bayerifhen umd jett in ber preußifchen Verfaſſungs— 
urkunde; häufiger ift die Zufiherung „bei fürftlihem Wort" oder ein einfaches 
Verſprechen ohne Zufag (Kurheſſen, Großh. Hefien). Die religiöſe Gewähr, die in 
der Eidesleiftung liegt, geht dadurch verloren. Wo die Landesgefeßgebung zur 
Befeftigung öffentlicher Rechtszuftände vom Eid überhaupt Gebraudh macht und 
demgemäß aud die Staatsbürger zur Yeiftung eines Verfaflungseides anhält, da 
iheint die Natur der Sache zu fordern, daß das Staatsoberhaupt fein Gelübde 
in nicht minder feierlicher Form ausſpreche. Denn in feinen Händen liegt die 
größte Macht, Gutes und Uebles zu thun, an der Heilighaltung feiner Zufage 
ift das meifte gelegen. 

Das fürftliche Gelöbniß ift in der Regel nicht ausfchlieglih ein „Verfaſ— 
ſungseid“; es erftredt fih häufig (3. B. in Preußen, Bayern, Kurheſſen und 
Großh. Heflen) zugleih auf die Beobachtung der Geſetze. Der Eid des Thron- 
folger8 in Preußen lautet vollſtändig: „Die Verfaſſung des Königreichs feft und 
unverbrüchlic zu halten und in Uebereinftimmung mit verjelben und ven Ge— 
fegen zu regieren.” Da auch das Berfaffungsgejeg ein Geſetz ift, fo kann dieſe 
Formel nur den Zwed haben, die Grundlagen des ftaatlihen Organismus — die 
Verfaſſung — als ven wichtigſten und zugleich vorzüglich ſchutzbedürftigen Theil 
der Geſetzgebung beſonders hervorzuheben : das Staatsoberhaupt gelobt, alle 
Geſetze, und in erfter Pinie die Verfaſſungsgeſetze heilig zu halten. Hiemit 
iheint ver oben S. 285 berührte Streit über vie Tragweite des Verfaffungseides 
für Preußen wie für die übrigen Staaten, wo das Gelübde in ähnlicher Form 
geleiftet wird, vollftändig abgefchnitten zu fein; das fürftliche Gelöbniß umfaßt 
unftreitig die gefammte Landesgeſetzgebung. Nur kann es nicht im Sinne diefer 
Formel liegen, auch das geringfügigfte Detail unter den Schuß des Eides oder 
des fürftlihen Wortes zu ftellen und an unbedeutende Vorfälle vie Bezichtigung 
des Eides- oder Wortbruches zu Mmüpfen. So ift auch ver Eid der Staatsbürger 
und Beamten (Ziff. 2, 3) nicht gemeint. 

Man hat die Frage aufgeworfen, ob ver Bruch einer befhworenen 
Berfaffung unter Umftänvden entfhulpbar fein könne? — Gr ift dies, 
gleihviel, ob vom Fürften oder von den Unterthanen ausgehend, unter denfelben 
Borausfegungen, unter welden der Bruch einer nicht beſchworenen Verfaſſung 


4) Unter den größeren Staaten gehört außer Defterreich (feit Aufhebung der Verf.Urk. ven 
1849 und ihres $. 13) nur das Grob. Baden bieber. — Beiſpiele aus älterer Zeit und außer 
deutjchen ändern j. bei ek D. Staatärecht. 2. Aufl. I. $. 56, und Bluntſchli, 
allgem. Staatörecht. 2. Aufl. I. S. 77, 
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entſchuldbar werden kann. Er ift es mit anderen Worten, fo oft ein wahres 
Nothrecht das Staatsoberhaupt oder die Unterthanen über die Schranten des 
formalen Rechtes erhebt. Denn diefer Eid legt dem Fürſten oder Unterthanen, der 
ihn leiftet, feine neue politifhe Pfliht auf; er will nur das Bewußtſein ber 
ihon beftehenden Pflicht intenjiv verftärfen ). So weit die Pflicht feine 
unbedingte, ift auch ver Eid, der fie erhärtet, Fein unbebingter; in den außer- 
ordentlichen Fällen alfo, wo der Bruch einer unbefhworenen Verfaſſung vor Gott 
und Menſchen gerechtfertigt werben kann, ift auch der Brucd ver beſchworenen 
fein Eidesbruch. Die Vorausfegungen des wahren Nothrechtes werben andere 
Artikel erörtern. Der Gefahr vorzubeugen, daß ein willfürlihes Gelüften mit dem 
Borwande des Nothrechts befhönigt werde, ſteht freilich nicht in der Macht ver 
Wiſſenſchaft. 

Kann die Ableiſtung des Gelöbniſſes, das dem Fürſten verfaſſungsmäßig 
auferlegt iſt, als eine Bedingung des rechtsgültigen Regierungs— 
antrittes angeſehen werden? 

Ein Theil der Verfaſſungsurkunden fordert das fürſtliche Gelübde ohne wei— 
teren Zuſatz „beim Antritt der Regierung“. So die bayeriſche (1818), k. ſächſiſche 
(1831), kurheffifiche (1852). 3) In demfelben Sinne ift ohne Zmeifel $. 54 ver 
preußifchen Berfaffungsurfunde zu verftehen, der den Eid ohne Zeitbeftimmung, 
im übrigen gleichfalls ohne weiteren Zufag vorjchreibt. Andere Verfaſſungen, z. B. 
die württembergifhe (1819), fachfen-meiningen’ihe (1829), ſachſen-weimar'ſche 
(1850) fordern das Gelübde ausprüdlid vor der Huldigung; nod andere 
vor dem Regierungsantritt, vor Ausübung der verfafjungsmäßigen Regie: 
rungsrechte. In dieſe dritte Mlafie gehören gegenwärtig, nachdem mehrere im Jahr 
1848 entftandene 9) Berfaffungsbeftimmungen gleicher Art außer Wirkſamkeit gefett 
worden find, nod Oldenburg (1852) und Sachſen-Koburg-Gotha (1852). Die 
Grundgeſetze der zulegt genannten Länder orbnen zugleich (nad dem Beifpiele des 
belgifhen) an, daß in der Zwifchenzeit das verantwortliche und auf die Verfaffung 
beeidigte Staatsminiftertum die Negierungshandlungen vorzunehmen habe. 

Gegenüber den Beftimmungen der dritten Kategorie fteht die Bejahung 
obiger Frage außer Zweifel. In Fällen der zweiten Art ift die Bedeutung bes 
Hnldigungsaftes entſcheidend. Regelmäßig wird die Unterthanenpflit durch 
dieſen At, ebenfo wie die Regentenpflict durch das fürftliche Gelübde, nicht erft 
begründet, fondern nur anerfannt und beftärkt 5). Regelmäßig ift daher, wenn ein 


2) Bol. oben S. 285, Zachariä, a. a. O. & 56, 575 3. 3. Mofer, Staatsrecht. XIV. 
S. 1158. S, auch den merflenburg. Grbvergleich von 1755 8 355 in Zachariä’s deutſchen Ver: 
faflungegefepen. ©. 858, 

3) Die kurheſſiſche Berf.Urf, fagt, übereinftinmend mit einigen anderen: „Der Tbronfofger 
wird... geloben“. Held in feinem Syſteme des Verf.Nechtes I. S. 274 bemerkt, bier fehle 
„eigentlich” die Form einer juriftiichen Verpflichtung, die Zufage des Tbronerben fei fafultativ 
neftellt. Allein man folgt obne Zweifel richtiger der Auslegung, die von demfelben Autor in 
einem gleichartigen Kal (Art. 13 der Bundesafte) adoptirt worden ift: „Der Ausdruf wird ift 
demnach nicht etwa eine Propbezeibung einer von wabricheinlichen künftigen Thatſache, fondern die 
euphemiftifche Bezeichnung einer unzweifelbaften Pflicht.“ S. 8 a a. O.) 

9) Es iſt jedoch dieſe Formel keineswegs eine Erfindung des Jahres 1848. Beifpiele aus 
Älterer Zeit f. bei Zacharia, Saatsrecht. 1. S. 264. 

5, Dal. Moſer, a. a. D.; Zahariä, a. a. O. $. 57; Gneift, engl. Verfaſſungsrecht. 
1. ©. 302. Daraus erflärt fih auch, daß die Duldigung aus vielen neuern Verfaſſungsurkunden 
ganz verfchmwinden unt jelbft da, wo fie verfaffungsmäpig vorgefeben ift, wie in Bavern, doch 
außer Gebrauch kommen konnte. Bal. Ziff. 2 im Text. 
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Örundgefeg die Huldigung vom landesherrlihen Gelübde abhängig macht, hiemit 
nur gejagt: ber Fürſt, ver die feierliche Bekräftigung feiner Regentenpflicht ablehnt, 
möge ſich auch gefallen laffen, daß anverfeits eine feierlihe Bekräftigung ber 
Unterthanenpflihten unterbleibt. Aber vie Pflichten felbft und die entſprechenden 
Rechte beftehen darum nicht weniger 6). Durch ausprüdliche Beftimmungen der 
Verfaffungsurtunde, durch die bei ihrer Berathung gegebenen Erläuterungen ober 
durch die Verfaſſungsgeſchichte des Yandes kann indeß dem Huldigungsaft aller- 
dings aud eine höhere Bedeutung verliehen fein. So fließt fih z. B. bie 
württembergifche Verfaffungsurfunde unmittelbar an eine bis ins 19. Jahrhundert 
ſtets aufrecht erhaltene Satzung des Tübinger Vertrages vom Jahr 1514 an, vie 
mit unzweideutigen Worten den Uebergang der Regierung auf den rechtmäßigen 
Erben von der Beftätigung der Yanbesfreiheiten abhängig macht”). In foldem 
hiſtoriſchem Zufanmenhange wird allerdings anzunehmen fein, daß die Suspenfion 
ver Huldigungspflicht eine Suspenfion der Unterthanenpflicht in ſich ſchließe 3). 

Begnügt ſich dagegen eine Verfaffung, das Gelübre „beim Regierungsantritt‘ 
zu fordern, ohne Andeutung rechtlicher Folgen, die aus feiner Yeiftung oder Ver: 
weigerung entipringen, fo fann die höchſte rechtliche Wirkung, die Yegitimität des 
Regierungsantrittes, auch nit an viefes Gelübde gefnüpft werden. Denn bie 
Thronfolge in der heutigen Erbmonardie beruht nicht auf einem Uebereintommen 
zwifchen Fürft und Bolt, das erft durch Zufagen von der einen oder anderen Seite 
perfelt würde. Den einzelnen Yandesverfaffungen bleibt es überlaffen, die Oarantieen 
des Rechtszuſtandes zu verſtärken, indem fie Bedingungen, die dem gemeinen 
Recht fremd find, hinzufügen. 

Gleichgültig erfcheint es fir die Beurtheilung diefer Frage, ob ein oftroyirte 
over paktirte Berfafjung vorliegt. Auch die erftere fann den Regierungsantritt 
von einem fürftlihen Gelöbnig abhängig machen; aud vie legtere fann ihn unab— 
hängig von einer folhen Bedingung ftatuiren. Denn das Reht der Thronfolge 
ift in unſern paktirten Berfaflungen regelmäßig ) nicht durd ven grundgefeglichen 


6) Daneben macht fih der Fürſt, der den grumdgefeglichen Eid verweigert, ebenjo einer 
Verfafjungsverlegung jchuldig, wie der Unterthan, der nach Ablegung des fürftlichen Gelübdes 
die Huldigung verweigert. Nur die Sufpenfion der Regierungsrcechte folgt aus jener Der: 
legung eben je wenig ipso jure, wie aus irgend einem andern verfaffungswidrigen Thun oder 
Laſſen des Staatsoberhaunted. Die Mafregeln, die ſonſt zur Gerftellung eines verfaffungsmäßigen 
Zuftandes dienen fünnen, find dann auch bier am Pla, insbefondere — wenn Died nach den be 
ſtehenden Inſtitutionen zulälfig ift — die Erbebung einer Anklage gegen die Minifter, die zu der 
Berweigerung ihre Hand bieten. (Vgl. Rünne, Staatsrecht der preuß. Monardie. I. S. 623.) 
Nebrigens wird die Eidesverweigerung immer nur als das Vorjpiel eines Attentats auf materielle 
Hrundfüge der Verfaffung oder auf den ganzen Beitand derielben vorkommen. 

7), 5, Mobl, Staater. des Könige. Württemberg. (2. Aufl.) 1. S. 171 ff. 

8) Auch das bannover’iche Staatögrundgeieß vom Nuhr 1833 enthielt die eftimmung, daß 
dem König erſt zu huldigen ſei, nachdem er die unverbrüchliche Feſthaltung der Landesverfaſſung 
zugefichert habe. Ns der König Ernſt Auguſt 1837 unmittelbar nach feinem Regierungsantritt 
die verfammelten Kammern vertagte, um den beabiichtigten Verfaſſungsumſturz ungeftörter durch— 
zuführen, wurde von Stüve dieſer Akt ald rechtsungültig angefochten, weil der eg 
vor Ablegung des Gelübdes zu feiner Regierungsbandlung befugt ſei (Staatsleriton, 2. Aufl. im 
Art. Hannover), Die Richtigkeit einer folchen Argumentation wird auch bier nur im Zufammenbang 
mit der Gefchichte der Kandesverfafjung und den bei Beratbung des Grundgefepes gepflogenen 
Verhandlungen beurtbeilt werden fönnen. 

9% Audnabmen find z. B. in Belgien und Griechenland bei der Berufung der foburgifchen 
und wittelsbachiſchen Dynaſtie vorgefommen. Inwiefern folhe Fälle, wenn nicht ohnehin die Ver: 
fafjungsurfunde fich Mar ausipricht, abweichend zu behandeln feien, kann hier unerörtert bleiben. 
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Vertrag erft begründet, vielmehr wird verfelbe mit einer ſchon beredtigten 
Dimaftie gefhloffen. Diefe unterliegt demnach nur denjenigen Bedingungen bes 
Regierungsantrittes, vie entweder aus dem bisherigen Rechtszuſtande ſtillſchweigend 
überfommen oder in der neuen Vereinbarung ausprüdlid als jolde von ihr 
eingegangen find. 10) Unter allen Umftänden erjcheint aber die Ablehnung des 
Gelübdes als ein Bruch ver rechtsgültig beftehenden Berfaffung und überbies als 
ein Vorbote von weiteren Schritten, die auf das Gebiet des Nothredhtes führen 
fönnen. (Note 6.) 

Der Regierungsverwefer hat gemöhnlid beim Antritt feiner Funktionen 
daſſelbe Gelöbniß abzulegen wie ver Thronfolger. Zuweilen (wie nad) ver bayeri- 
fhen und großh. heififhen Verfaſſungsurkunde) ift ihm überdies die eidliche Be— 
theuernng auferlegt, daß er die Nechte ver Krone erhalten und die anvertraute Gewalt 
dem Landesherrn getreu übergeben werde. 

2) Huldigungseid, Staatsbürgereid. Die in früherer Zeit beim 
Regierungswechſel übliche, meift eidlich befräftigte Hulbigung, die entwever von 
den verjammelten Yandftänden oder auch von allen Unterthanen geleiftet wurde, 
ift in die wenigften ver neueren Verfaſſungsurkunden übergegangen und ift theil- 
weife, au wo fie noch erwähnt wird (z. B. in ver bayerifhen Verfaffungsurkunde), 
doch außer Gebrauch. Es ſpricht ſich hierin das Anerfenntniß aus, daß fie in ver 
heutigen Erbmonarcie für die Begründung des ftaatsredhtlihen Verhältniſſes nicht 
weſentlich fei. Häufiger wird jegt von allen männlichen Staatsangehörigen bei 
ihrer Anfäffigmahung oder beim Antritt der Volljährigkeit, zumeilen in noch 
jüngeren Jahren, ein „Berfaffungs-" oder „Huldigungseid“ geleiftet; auch dieſer Eid 
ift jedoch nicht allgemein, 3. B. nicht in Preußen vorgefchrieben. Er pflegt neben 
der Beobachtung der Staatsverfafjung die Pflicht zur- Treue gegen den Landes— 
herrn, die von jener unzertrennlich ift, noch befonvers hervorzuheben. Als vritten 
Beftandtheil enthält er zuweilen, analog dem Gelübde des Staatsoberhauptes, eine 
Verpflihtung auf das „Geſetz“, deren Bedeutung ſchon oben erläutert ift. 

Je empfindlicher die perfünlihen Aufopferungen find, welde die Erfüllung 
einer bürgerlihen Pflicht erheiſcht, um jo ftärker regt fi, wenn viefe Pflicht- 
erfüllung befhworen wurde, vie Verfuhung zum Eidesbruch. Darin liegt das 
Dedenflihe des bie und da vorlommenden Gebrauches, bei ver Beſteurung eine 
eivlihe Ausfage über die für die Steuergröße maßgebenden Thatfadhen zu forbern. 
Die Kraft des Eides allein, wenn fie nicht von einem ftarfen politifchen Pflicht: 
gefühl unterftiigt ift, wenn die öffentliche Meinung ven Betrug am Staate mit 
ſchlaffer Nachficht beurtheilt, wird felten im Stande fein, ven Antrieb des Eigen: 
nuges zu überwinden. Deswegen empfiehlt ſich jener Ein nur in einem Staats: 
weien, wo lebendiger Gemeinfinn verbreitet ift. 

3) Zum Amtseid im der weiteften Bedeutung des Wortes ift zumächft der 
Eid der Kammermitglieder zu zählen. Es entſpricht der Aufgabe der Volks— 
verfretung, wenn den Abgeordneten, während im allgemeinen Staatsbürgereid nur 
von Beobadhtung ver Verfaſſung die Rede ift, zugleich die „Aufrecht haltung, 
Bewahrung“ verfelben als politifche Pflicht vor Augen geführt wird (bayerifche, 
badische, k. fächfifhe Verf.) Im einigen Staaten — fo nad) dem Vorgange von 
Bayern in Baden und Großh. Hefjen — ift ferner ein Grundprincip der modernen 
Repräfentativverfaflung dem Abgeerbneten-Cid dur Aufnahme des Zufates ein- 


"0) Anderer Meinung it Nönne, preuß. Staatör. I. ©. 623, in Betreff der vereinbarten 
preußiſchen Verfafjung. u 
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verleibt: „in der Berfammlung nur des ganzen Landes allgemeines Wohl und 
on * (einſeitige) Rückſicht auf beſondere Stände oder Klaſſen berathen zu 
wollen.“ 11) 

Die Beeidigung der Wahlmänner bei Landtagswahlen kommt ſelten 
vor 12) und iſt nicht empfehlenswerth. Die vage Verpflichtung, „mach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen, zum Wohle des Landes zu wählen”, unmittelbar vor dem Beginn 
der Wahlhandlung auferlegt, hat fidher noch niemals einem Kandidaten Stimmen 
entzogen oder gewonnen; fie vermag weder die Parteimeinungen umzuſtimmen, 
nod die politifhe Bildung, wo diefe mangelt, zu erfegen. Auch die Verpflichtung, 
„auf Befehle, Drohungen oder Berfpredhungen feine Rüdficht zu nehmen“, ift 
unwirffam. Befehle und Drohungen, we fie überhaupt Eingang finden, find 
ftärfere Einſchüchterungsmittel, als der Eid, ver fie entfräften fol. So weit 
enblih der Eid geradezu gegen Beftechungen gerichtet ift, erſcheint er verwerflich, 
weil die Wahlbeftehung, nad) veutfchen Anfhauungen wenigftens, für eine unehren- 
hafte Handlung gilt, deren Abſchwörung den Wählern fo wenig angefonnen werden 
darf, mie überhaupt einer ehrbaren Verſammlung die Abſchwörung von ehrenrüh: 
rigen Handlungen. Hier ift nur eine nachdrückliche Handhabung des Strafgefeges 
gegenüber den einzelnen Schuldigen an ihrem Ort. 

- Außer der Beeidigung der Gefhworenen, die für fo wefentli gilt, daß 
die Jury ihren Namen davon erhalten hat, werben aud andere bürgerliche Funk: 
tionen im Dienfte des Staates oder der Gemeinde mit einer eivlihen Verpflichtung 
eingeleitet. Es ift darauf Bedacht zu nehmen, daß dieſes religidfe Hülfsmittel für 
mweltlihe Zwede nicht durd Anwendung auf geringfügige Angelegenheiten entwür- 
digt und zugleich abgenligt werbe. In allen Dingen von untergeorpnetem Belang 
muß eine einfache Hinweifung auf die übernommene Pflicht genügen. Sie kann 
noch verftärft werden durch Abnahme eines Handgelübdes; nur das Hand— 
gelübde „an Eidesſtatt“ ift ein wiberfinniger Verſuch, ohne Ableiftung des Eides 
doh die Wirkungen deſſelben hervorzubringen. 

Der allgemein üblihe Eid der Staatspiener 1?) bekräftigt die Pflicht 
des Gehorfams gegen das Staatsoberhaupt, hebt mohl aud) die wichtigften fpeciellen 
Dienftpflihten, ferner das Dienftgeheimniß, das Berbot der Theilnahme an ge- 
wiffen Berbindungen u. a. hervor, Ueberdies wird in den fonftitutionellen Ländern 
überall die Verpflichtung der Staatsviener auf die Berfaffung dem Dienfteive 
einverleibt (preußifche, bayerifhe, württembergifche, ſächſiſche Verf. Urk. u. ſ. w.). 
Diefe durch den Eid nicht gefchaffene aber beftärkte Verpflichtung unterjcheidet 
nicht zwifchen verfaffungsmwidrigen Anoronungen von Seite des höheren, und dem 
Bollzuge folder Anoronungen von Seite des untergebenen Beamten: beides ift 
pflihtwidrig. Indeß wird vom Beamten nur Beobachtung, nicht, wie von ben 
Bolfsvertretern Aufrechthaltung der Verfaffung gegenüber einem Attentat ber 
Staatsgewalt gefordert, und wirklich würde diefe leßtere Forderung ihn mit ber 
andern Pflicht des Gehorjams in unlöslihen Konflitt bringen, Befindet er ſich 
daher in einer Page, wo er weder die Berfafjung beobachten fann, ohne den Ge— 
horſam zu verfagen, noch Gehorjam leiften kann, ohne der Berfaffung unzweifel- 


— — 


11) Bgl. Stahl, Rechts- und Staatslehre. II, 8. 92. 

12) Unter den deutſchen Staaten nur in Bayern und Lippe-Detmold. Ein Handgelübde 
wird den Wablmännern im Königreich Sachien und in Baden abgenommen, _ 

15) Bol. 3. Möſer in den patr. Phantaſieen: „Alfo ift der Dienfteid nicht abzuſchaffen.“ 
Bd. 11. ©. 467 der Ausgabe von 1776. 
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baft zuwiderzuhandeln, fo ift feine Pflicht, ſich dieſem Dilemma zu entziehen, indem 
er den Staatsbienft verläßt 19). 

Bom Heer wird das Gelübde des Gehorfams im Fahneneid geleiftet. 
Ob es zugleih anf die Berfafjung zu beeivigen jei, ift eine neuerlich oft erörterte 
Frage. In den legten Jahren der Bewegung wurde die Beeidigung vielfach durch— 
gefest, dann wieder abgefchafft. Gegenwärtig fcheint fie nirgends mehr ftattzufinven ; 
in ber preußifchen Berfafjungsurfunde ift fie ausdrücklich für unftatthaft erflärt 15). 
Daß auch das Heer zur Beobachtung des Grundgeſetzes verpflichtet fei, kann 
nicht bezweifelt werben: es ift ja nur vorhanden, um ben Zwecken bes Staates, 
des in feiner gegenwärtigen Organifation beftehenden Staates zu dienen. Diefe 
Berpflihtung trifft unbedingt jede Militärperfon, jo weit fie ſelbſtſtändig, 
nad eigenen Entſchließungen handelt: den Führer einer Patrouille nicht weniger 
als ven oberften Befehlshaber des Heeres. Wenn es nun überhaupt gebräuchüch 
ift, die wichtigften Pflichten der öffentlichen Diener eidlich befräftigen zu lafien, 
jo darf der Berfaffungseid des Heeres ohne Inkonſequenz nit umgangen wer: 
den 16), Man könnte einwenden, das Verfaſſungsrecht liege im orbentlihen Lauf 
der Dinge von dem Berufstreife der Militärperfonen viel weiter ab, als von dem 
der Civilbeamten; die beiden Fälle feien deßhalb nicht gleichzuftellen. Allein vie 
verfaffiungsmäßige Haltung der Truppen ift, wenn fie unter aufßerorbentlichen 
Umftänden in Frage fommt, auch um fo wichtiger, und überbies treten ſolche 
Umftände doch häufig genug ein. Denn es handelt ſich nicht nur um Angriffe auf 
den ganzen Beftand einer Berfaffung: jeder Truppenmarfh und jede Kantonnirung 
in unrnbigen und friegeriichen, jelbft in Friedenszeiten, ftellt die gewiſſenhafte 
Derfaffungstreue der Militärmacht auf eine Probe, die nicht immer glüdlich be— 
ftanden wird. Gingriffe in den organifhen Wirkungstreis der Givilbehörven, in 
die Freiheit der Perfon und des Eigenthums werben bei folder Gelegenheit um 
fo häufiger begangen, je weniger ven Befehlshabern die Kenntniß 17) und Achtung 
des Verfaſſungsrechtes eingeprägt ift. 


16) Bezüglich eines Minifters, dem vom ZStaatsoberbaupte verfaffungewidrige Amtsband: 
lungen angefonnen werden, ift dies allgemein anerfannt ; derjelbe Grundfag hat aber auch für 
das Verhältniß zwifchen dem höchſten Staatsbeamten und den untergeordneten Bebörden Geltung. 
In der Regel wird übrigens dem Beamten, der durch rechtswidrige Jumuthungen genötbigt war, 
feine Entlaſſung zu nehmen, ein Gntichädigungsanfpruch gegen den Fiskus zuftehen. Iſt dies 
nicht der Fall, jo beftebt gleichwohl dieſelbe Pflicht; fie wird dann freilich um fo jeltener erfüllt 
werden. — Gin näheres Gingeben auf diefe Frage ift fyätern Artikeln vorbebalten; bier fol nur 
zur Abfchneidumg von Mißverftändniffen noch erinnert werden, dan die geſetzliche Selbſtſtändigkeit 
des Richters überall viel weiter gebt als die des Verwaltungsbeamten, daß daher der Eine 
einem Konflikt, der ibm die Pflicht des Rücktrittes auferlegt, feltener ausgeſetzt ift als der andere. 
Insbeiondere begeht der Nichter, der in einer bei ihm anhängigen Streitjache des Landesherrn 
nach rechtlicher Ieberzeugung gegen das Intereffe deſſelben entſcheidet, keineswegs eine Verlegung 
feines Dienfts oder Unterthaneneſdes; es wäre daher falſch, ihm im folchen Fällen von dem Eide 
ad hoc zu entbinden (vgl. oben S. 10 Rote 45). Wohl aber mag es rathſam fein, ihm aus— 
drüdlih darauf binzuweiien, daß diefer Eid der Erfüllung feiner Nichterpflicht nicht entgegenftebe. 

15) Dal. darüber Nönne a. a. O. ©. 624, wo aud die einichlägige Literatur angegeben ift. 

1%) Wo alle Staatsangehörigen in frübem Alter den allgemeinen Staatsbürgereid ſchwören, 
wo folglich auch der Soldat ſchon vor feinem Eintritt ins Heer die Verfaffung beichworen bat, ift 
ed genügend, wenn ibm bei Abnabme des Rabneneides bedeutet wird, daß dadurch der früber 
geleiftete Verfaſſungseid feine Geltung nicht verliere. 

17) An diefer Kenntniß, in deren Ermanglung der Eid eine Farce ift, feblt es freilich 
nicht allein in militärifchen Kreifen; noch häufiger an der rechten Stimmung und Form bei 
der Beeidigung. 
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Allerdings kann nun die Pflicht gegen die Verfaſſung zuweilen in Konflikt 
fommen mit der Pflicht des Gehorſams. Aber dieſer Gefahr ſieht ſich der Eivil- 
beamte ebenfalls ausgefegt, ver gleichwohl auf die Verfaſſung beeidigt wird. Man 
täuſcht fih auch, wenn man den Konflikt zu befeitigen glaubt, indem man ben 
Eid umgeht: die Pflihten felbft beftehen, und folliviren bisweilen, fie mögen 
eivlih beftärkt fein oder nicht. Sucht man aber dadurch, daß neben bie unbe- 
ſchworene Berfaflungspfliht eine (im Fahneneid) befchworene Pflicht des Gehor: 
ſams geftellt wird, der Löſung des Konfliftes wenigftens die erwünfchte Richtung 
zu geben, fo mag dies allerdings von Erfolg fein. Zugleich erhält jedoch vie milt- 
täriſche Mißachtung ver fundamentalen bürgerlichen Inftitntionen auf folhe Art 
neue Nahrung und trägt auch in Verhältniſſen, wo von einem Konflikte ver Pflichten 
nicht die Rede ift, ihre ſchlechten Früchte, Brater. 


Eigenthum. 


I. Begriff des Eigenthums. Aus der Perſönlichkeit des Men: 
ſchen entipringt das Eigenthum. Indem das Individuum die Macht feiner Per- 
fönlichleit über die unperfönlihen Dinge um es her empfindet, indem es Herrſchaft 
daran ergreift und darüber ausübt, hat es Beſitz daran; und indem es ſich ver 
natürlihen Ueberlegenheit ver Perfon über bie Sahe mehr ober 
weniger deutlich bewußt wird, und fo das Rechtsgefühl, daß ihm die Herrichaft über 
die Sachen gebübre, hinzutommt, jchafft es das Eigenthum, d. h. die Rechts— 
berrihaft der Perſon über die Saden, bie hinwieder nichts anderes ift 
als das naturgemäße Verhältniß von Perfon und Sade. 

Die urfprünglihe Unterlage alles Eigenthbums ift, wie ſchon die Römer 
richtig erfannt haben I), der Befig. Die Aneignung (Occupation) ift die urfprüng- 
lihfte — und in den älteften Zeiten, wichtigfte Form des Eigenthumserwerbs. Mit 
der Berminderung der herrenlofen Güter und mit ber fteigenden Rechtsficherheit 
und Kultur tritt diefe Form mehr in den Hintergrund : und viel wichtiger wirb 
der abgeleitete Erwerb durch den Eigenthumsverkehr und ver mittelbare 
Einfluß, melden die Arbeit auf die Erweiterung und VBervolllommnung des 
Eigenthums dadurch ausübt, daß fie die vorhandenen Stoffe für den menſchlichen 
Gebraud ausbildet, und fo theils neue Sachen hervorbringt, theils die vorhan- 
denen verbefjert und verſchönert. Mit Unrecht wollen viele Nationalöfonomen, 
indem fie biefen Einfluß beachten, fogar die Entftehung des Eigenthums auf bie 
Arbeit gründen. Wäre die Arbeit die urfprünglihe Unterlage des Eigenthums, fo 
wäre die Form der Formgebung (Specififation) die regelmäßige Erwerbart deſſelben 
und bie Arbeiter wären zugleih bie Eigenthümer. Aber zu allen Zeiten viente 
die Formgebung nur ganz jelten zum Cigenthumserwerb, und heute wie früher wird 
ber Arbeiter nur ausnahmsweife Eigenthümer der Sache, auf welche er feine Arbeit 
verwendet. Der Zuſammenhang der Arbeit mit dem Eigenthum ift demnach nicht 
ein unmittelbarer, fo daß aus jener dieſes entftünde, fondern ein mittelbarer, 
indem bie Arbeit dem Eigenthum Dienfte leiftet, und hinwieder dafür belohnt 
wird. Der Lohn freilich kommt dem Arbeiter als Gegenwerth für feine Leiftungen 


1 L. 1$. 1 de adquir. vel am. poss.: »Dominium rerum ex naturali possessione 
coepisse Nerva filius ait ejusque rei vestigium remanere de his qus terra mari 
cocloque capiuntur; nam hec prolinus eorum fiunt, qui primi possessionem eorum 
apprehenderint.« 
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in der Form des Eigenthums zu, aber nicht des Eigenthums an der erarbeiteten 
Sache, ſondern an andern Sachen (Geld, Nahrungsmittel u. ſ. f.), welche einfach 
durch den gewohnten Sachenverkehr von ihm zu Eigenthum erworben werden. 

Zunächſt gehört dieſes Eigenthum nicht dem Staate an. Es iſt weder aus dem 
Staatsrecht abgeleitet, noch ein Beſtandtheil des öffentlichen Rechts. Es iſt vielmehr 
in eminentem Sinne Privatrecht. Wie die Perſon eine Exiſtenz hat, auch abgeſehen 
vom Staat und unabhängig vom Staat, fo iſt auch das Eigenthum der Privatper- 
fonen außer dem Staate möglich. 2) Auch die unftaatlihen Nomaden und bie bar- 
barifhen Jäger und Fiſcher der untern Raffen haben doch an ihren Kleidern, 
Waffen, Gerätbichaften u. f. f. eine Art von Eigenthum. Auch der Einſiedler, ver 
fih der Gemeinfchaft der Menfchen entzogen bat und fern von allem Staatsver- 
bande lebt, nennt doh — und mit Grund — feine Kleider, feine Lagerftätte, 
die Früchte, die er genieht, fein eigen. Aber außerhalb der Staatsorbnung fann 
doch das Eigenthum weder zu rechter Sicherheit kommen, noch zu höherer Kultur 
gebeihen. Das Eigenthum als Rechtsinftitution bedarf, wie die Geſchichte lehrt, 

ar fehr der Ausbildung von Seite der ftaatlihen Geſetzgebung, ver Pflege von 
eite der Staatswirthichaft, des Schuges der Gerichte und der Ueberwachung der 
Polizei. Hinwiever übt die reale Ausdehnung und Oeftaltung des Cigenthunis 
und die Bertheilung veffelben unter einem Bolfe eine mächtige Rückwirkung aus 
auf den Beftand und die Wohlfahrt des Staates. Daher ift die Eigenthumsfrage, 
obwohl ihrem eigentlichen Weſen nad eine privatrechtliche, doch mittelbar eine ver 
wichtigften Staatöfragen und bebarf auch von dem Stanbpunfte des Staates aus 
einer forgfältigen Erwägung. Ein Blid auf die Geſchichte des Eigenthums, be— 
fonders des Grundeigenthums wird diefen Zufammenbang vefjelben mit der poli- 
tifchen Gefhichte verauſchaulichen. 

U. Zur Gejchichte des Eigenthbums. A. Eigenthbum an beweg: 
lider Habe. Der Inftinft führte vie Menſchen jhon in ver Kinpheitsperiode 
der Menfchheit leicht dazu, fich gewiffe beweglihe Sachen amzueignen. Die 
Früchte, welche fie pflüdten, das Wild, das fie fiengen oder erlegten, die Stein- 
geräthe, die fie ausſuchten, die Thierfelle, mit denen fie ihren Leib umhüllten, bie 
Baumzmweige, mit denen fie ihre Lager deckten, gehörten ihnen. Das Eigenthum 
des Menſchen an beweglihen Sachen ift in gewiffem Sinn fo alt als der Menſch. 
Bon dem perjönliden Bedürfniß getrieben, bemächtigte er fich derſelben, und indem 
er daran Befit ergriff, wurbe er zugleich feiner natürlichen Ueberlegenheit über die— 
jelben inne. Er erfuhr, daß die Sachen naturgemäß zur Verfügung der Perfon 
dienen : es dämmerte in ihm eine Borftellung der Rechtsherrſchaft über die Sa— 
chen, d. b. des Eigenthums auf. 

Aber diefes erfte Figenthum an Fahrhabe ift noch mit dem realen Beſitz 
daran enge verbunden. Das Gefühl ver Herrſchaft kann anfangs nur in ver that: 
fählihen Ausübung der Herrfchaft wie erwachen fo fih behaupten. Gntflieht das 
gefangene Wild der Gewalt des Jägers oder Fiſchers, fo hat er mit dem Befit 


 — — — 


2) Die Erklärung des Eigenthums aus dem poſitiven Geſetz (J. B. von Montesquieu 
und von Macaulah) erklärt den Gedanken deſſelben nicht und iſt überdem auch höchſt gefährlich. 
Würde das Eigenthum nur auf dem Willen des Geſetzgebers beruhen, ſo könnte es eben ſo leicht 
von der Willkür des Geſetzgebers einer neuen Vertheilung unterworfen oder ganz aufgehoben 
werden. Ideel ficher ift das Eigentbum nur, wenn wie Jedermann, fo auch der Geſetzgeber fich 
bewußt ift, daß es einen natürlichen, von dem Staate unabhängigen Grund bat. Dal. auch W. 
Roſcher Grundlage der Nationalöfonomie. 1. $. 77. 
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au das Eigenthum daran eingebüßt. Uber auch wenn ihm die Früchte, die er 
gefammelt hat, oder wenn ihm feine Waffen geftohlen oder geraubt werben, fo ift 
er felten in ver Yage, fie wieder zu gewinnen und mit vem Befis geht ihm aud 
das Gefühl des Cigenthums unter. Die Sade ift fein, fo lange er Gewalt über 
fie bat. Sie ift nicht mehr fein, wenn ein Anderer fie befist. 

Den barbarifchen Bölfern ift der Unterfchiev zwiſchen Befig und Eigenthum 
nicht Har geworben; wie er denn auch heute noch Kindern und ungebildeten Leu— 
ten jchwer eingeht. Zu voller Klarheit ift verfelbe erft durch das römiſche Necht 
gelangt, welches das Eigenthum (dominium) durch ganz andere Rechtsmittel ſchützte 
als den Beſitz (possessio), jenes durch Alagen (rei vindicatio, actio negatoria), 
diefes durch Polizeiverbote (Interdikte). Das mittelalterliche deutſche Recht kannte 
zwar ben Unterfchied such, aber es verwifchte ihm noch in den Ideen (Gewere) 
und im Proceß und bradte das Eigenthum in größere Abhängigkeit von dem 
Beſitz als das römische Net. Die nahe Verbindung und Beziehung des Beſitzes 
zum Gigenthum an beweglichen Sachen ift aud in ber heutigen Rechtsbildung 
noch jehr augenfällig. Heute noch werben herrenlofe Sachen durch Befigergreifung 
angeeignet und entgeht das flüchtige Wild zugleich wieder unferm Befig und um: 
ferm Eigenthum. Die regelmäßige Uebertragung des Gigenthums ift fortwährend 
an die Uebergabe des Befites gebunden. Aus ruhig fortgefettem Befig erwächst 
noch Eigenthum, und wenn für den Beſitz gewiſſe Erforderniſſe des redlichen Exr« 
werbes jprechen, jo wird er fogar vorläufig dem Eigenthum ähnlich gefchligt. Aus 
dem Befig entfpringt noch die VBermuthung für das Eigenthum. Nah manchen 
neuern Rechten wirft überdem die vertrauende Befigesüberlaffung von Seite bes 
Eigenthümers fo ſtark, daß von da an der rebliche Befig eines neuen dritten Er— 
werbers fogar beſſer geſchützt wird, als das urſprüngliche Eigenthum des in feinem 
Vertrauen getäufchten Leihers. 

Das Eigenthum an Fahıniz ift vemnah in hohem Grade vergänglid und 
veränderlih, wie vie Sachen, worauf e8 fich bezieht. Die Verſuche verfchtevener 
alter Völker, einzelne beſonders werthvolle oder individuell brauchbare Sachen die— 
jer freien und leichten Bewegung zu entziehen und den Verkehr mit benfelben 
an jrengere Formen zu binden, wie vie VBorfchriften des alten römiſchen Rechts 
bezüglich der fogenannten res maneipi, die nicht durch Beſitzesübergabe, fondern 
nur durch feierliche Handlungen vor Zeugen oder dem Magiftrate (maneipatio 
und in jure cessio) zu Gigenthum übertragen werden follten, oder des norbifch- 
germanifchen Rechts, welches ven Verkehr des mit dem Hauszeichen geftempelten 
Viehes an die Kundſchaft von zugezogenen Zeugen band, haben fid) der Entwid- 
lung der Givilifation gegenüber, welche auf ven leichten Wechfel wie des Befites 
jo aud des Eigenthums von Hand zu Hand Werth legt, nicht erhalten können. 
Ale jene Beihränfungen des Berkehrs haben ſich mit der Zeit theils läftig und 
wiberwärtig, theild erfolglos gezeigt. Iene Formen find eingeführt worden, um 
das Eigenthum an folden individuellen Sachen beffer zu fihern und gleichfan 
dauerhafter zu machen; aber wenn einmal der Verkehr zu voller Wirkſamkeit ge- 
langt ift, je legt der Gigenthümer darauf, daß er nad) feinem momentanen Be- 
lieben und ohne feinen Freunden oder Feinden daven irgend Nachricht geben zu 
müſſen, frei und bequem auch ſolche Sachen dem Verkehr übergebe und dafür an- 
dere Güter eintaufhe, mehr Werth als auf die ſehr zweifelhafte Mebrficherheit, 
welche jene öffentliben Formen ihm verfprehen. Und da die „fahrenden Saden 
alle leicht von der Stelle gebracht und dadurch dem fontrolivenden Blide entrüdt 
und verborgen werben, fo helfen jene Formen gegen unredliche Entfrembung doch 
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nicht aus. Sie werben daher fpäter als eine Hemmmiß und als eine Gefährde 
des reblihen Verkehrs empfunden und dann durch Nichtgebrauch oder ausdrücklich 
befeitigt. 

Diefes Fahrhabeeigenthum ift, wo es zur Geltung gelommen, fehr energifch 
und einfach. Ein großer Theil diefer Sachen — wie die efbaren Früchte — ift 
feiner Natur nach beftimmt, von dem Genuſſe des Menfchen aufgezehrt zu wer- 
ben; eine zweite große Mafle anderer Sachen — wie die Handwerksartikel und 
die Fabrifate — ift geradezu von dem Menfchen gemacht, damit fie feiner Will- 
für dienen. Indem er fie in feine Hand nimmt und feine Gewalt über fie fund 
giebt, kann er fie veredeln, umwandeln und zerftören, wie er will. Seine Herrſchaft 
darüber hat daher einen rücdjichtslofen deſpotiſchen Charakter; die Sache jelbft 
fann ihr feine Schranfe entgegen fegen, fie muß ihm ganz und gar und bis zum 
Untergang dienen 3) : und im der Regel zeigen fih aud feine Schraufen, melde 
die Genoſſenſchaft oder der Staat dem Individuum in dieſer Hinficht fest. Die 
Ueberorbnung ver Perfon über die Sade (des Menfchengeiftes über ein Stüd 
Materie) erfcheint demnach bier in ihrer vollen Stärke und wir verwundern und 
nit, daß die allgemeine Nechtsanficht feit den Römern dieſes Fahrhabeigenthum 
als ein abfolutes Herrfhaftsreht des Individuums über die Sache auf: 
faßt und als das abfolutefte aller menſchlichen Rechte. Nur die Nüdfiht auf vie 
lebendigen Sachen, vie Thiere hätten hier einiges Bedenken erregen können. Aber 
da die alten Völker in dem Gefühl ſchrankenloſer Uebermacht fogar die Sklaven 
wie Sachen betrachteten und auch über fie abjolute Gewalt behaupteten, fo nahmen 
fie nod minder Rüdfiht auf die natürliche Berechtigung der Thiere: und bie 
fortfchreitende Givilifation hatte Mühe genug, vie Perſönlichkeit der dienenden 
Menſchen wider ihre Bedränger zu ſchützen, und biefe gegen die Gleichftellung 
mit den Thieren zu wahren. Erft in der neueften Zeit fängt fie endlich an, ſich 
auch ver Hausthiere zu erbarmen und biefelben vor der unverftändigen und zwed- 
loſen Graufamkeit ihrer Cigenthümer einigermaßen zu fichern, 

B. Örunveigenthum. 

1) Barbaren. Nomaden Theotratifhe Borftellungen 
des Drients. Juden Mohammedaner. Indier. Ehinefen — 
Biel langſamer entwidelte fih das Grundeigenthum, vefien Gefchichte weit 
reihhaltiger und deſſen Ausbildung mannigfaltiger geworben ift. Die Geſchichte 
des Grundeigenthums ift zu großem Theile die Gejchichte der Civilifation. So 
lange vie Wohnfige roh, unſicher und leicht veränderlich blieben und fo lange ver 
Boden nur vorübergehend benugt wurbe, konnte der Gedanke des Grumbeigen- 
thums nicht entftehen. Die barbarifchen Raffen find von fih aus überhaupt niemals 
zu Grundeigenthum gelangt. Noch heute tennen vie wilden Jäger in Auftralien, vie, 
wie der Fuchs es aud thut, eine Grohöhle zur Lagerftätte in Beſchlag nehmen, 
oder die Indianer in den brafiliihen Urwäldern, vie wie die Vögel ihre Nefter, 
jo ihre Hängematten zwifchen die Bäume hängen oder aus Laubwert Hütten wie 
Bienenkörbe flechten, fein Grunbeigenthum: und felbft ven höher gebildeten no- 
mabifhen Völkern geht, weil ihre Wohnfige feine Dauer haben, der Begriff des 
Grundeigenthums ab %. Wo die Wohnung nur ein Zelt ift, gleichfam nur ein 
weiter um ben Leib gefpannter Mantel, va ift fie Fahrhabe, wie das Klein. 


; 3) ar ftofflichen Elemente freilich geben nicht unter, aber die aus ihnen gebildete Sache 
geht unter. 
%) Eine Menge von Nachweiſen find gefammelt in Klemme Kulturgefchichte. 
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Erft wenn fie unbeweglih im Boden ruht, nimmt fie die Natur des Bo— 
dens an und fann in ihr das fefte Haus- und Heimatsgefühl des Men- 
ſcheu nun Wurzeln ſchlagen. 

Nicht jo leicht wie ein Stüd Fahrhabe konnte der Menfh ven Boden ſich 
aneignen, und nicht ebenjo Gewalt über das Land üben, wo er gerade weilte. Der 
Boden war vor ihm da und überbauerte fein Leben. Er folgte ihm nicht auf 
feinen Wegen und fonnte nicht mitgetragen werben. Er war auch nicht beliebig 
umzuwandeln oder zu zerftören, Ein großer Theil der orientalifchen Völker be- 
trachtete ven Boden in feinem innern, natärlihen Zufammenhang ald die Erbe 
und fagte: „Die Erde ift Gottes, der Menfh hat nur zeitweiligen 
Genuß daran, Gott ift ver wahre Eigentbümer, der Menſch nur 
der Nutznießer.“ Jedermann fennt dieſe Auffafiung aus der moſaiſchen 
Gefeßgebung IH. Mofe 25, 23: „Ihr follt das Land nicht verkaufen ewiglich, 
denn das Land ift mein und ihr ſeid Fremdlinge und Gäfte vor mir.“ Nur an 
des Häufern in ven Stäbten wurde eine Art von Sonbereigenthum anerfannt, 
denn das Haus in jeinem Bau und in feiner Einrichtung war doch unzweifelhaft 
das eigene Werk des Menfchen, nicht der allgemeinen Natur. Daran konnte daher der 
Menſch ein wahres Eigenthum behaupten. (III. Mofe 25, 30.) Es ift das die Theo- 
fratie, angewendet auf die Bodenkultur. Ihre Konjequenz läßt fein Gefühl ver 
Freiheit auffonımen unter den Orumpbefigern und nicht einmal ein Gefühl ver 
Sicherheit. Gott giebt und nimmt wie er will. Freilich reagirt die menſchliche 
Natur gelegentlich gegen vie Lehre der Priefter. Wenn lange Zeit vie nämlichen 
Aeder von den Nachkommen Eines Geſchlechts bebaut und benutzt worden find, fo 
fommt doch über die Familie oder über die einzelnen Nutznießer allmählich ein Gefühl, 
dieſe Aeder gehörten ihnen umd würden ihnen unbillig wieder entzogen. Es ift 
fehr zweifelhaft, ob die moſaiſche Agrargefeggebung mit ihrem Rüdfall der ver: 
theilten Aeder im Jubeljahr jemals praftifch geworben und ficher, daß biefelbe 
auf die Dauer nicht praktiſch geblieben fei. Uber jener Widerſpruch der Religion 
und des Rechtsgefühls kann nicht zu einer Berföhnung und das Cigenthum auf 
folder Bafis nit zur Entwidlung fommen, 

Ganz nahe verwandt mit der Älteren theofratifhen Anficht ift die ebenfalls 
jemitifche des Islam. Gott giebt nicht mehr unmittelbar vie Landgüter an 
die einzelnen Befiger, aber mittelbar durch die Vermittlung feines Statthalters 
auf Erden, des Beherrſchers der Gläubigen. Dieſem giebt Gott das geſammte 
Land, damit er es zu religiöſen Stiftungen verwende oder in Stücke zerlege und 
die Stücke weiter begebe, ſei es zu feſtem Kriegslehn oder zu bloßem Tributland. 
Gott iſt der Obereigenthümer, der Sultan fein Stellvertreter; das feſte menjch- 
liche Recht am Boden ift nur abhängiges Lehensrecht. Stufenweife geht es von 
oben her je den unteren Klaffen der Bevölkerung zu. Zuerft fommen neben ben 
reihen Stiftungsgütern die großen Lehnsbezirke der Führer im verſchiedenen 
Klafien, dann die Hleineren Ritterlehen (Timar) der Sipahis. Bon Rechtes wegen 
werden nur die Gläubigen mit Lehen begnabigt. In der Tiefe bebauen die Grund- 
bolven den Boden, der ihnen zu erblicher Arbeit und ſchwer belaftetem Genuß — 
wie ans Gnade — vergönnt iſt. 5) 

Der gefammte Grunpbefiß bleibt auf diefe Weife im Zufanmenhang. Das 


5) Eine überfichtlihe Darftellung über das osmaniiche Bodenfoftem giebt D. 9. Eifenbart. 
Die gegenw, Staatenwelt. I. S. 179 ff. 
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ze Reich ift ein immerlich verbunvenes Syftem von Domänen, Stiftungen, 
eben, Bauerftellen. Aber im Ginzelnen ift nirgends rechte Sicherheit des Beftan- 
des und überall tritt der freien Entwidlung rohe Willkür in ven Weg. Zwar ift 
der Stellvertreter Gottes ein Menfh, dem die Borfchriften der Moral und vie 
Geſetze des Korans heilig fein müflen, der daher nach Gerechtigkeit, nit mehr 
nad myſteriöſen Infpiratioren fein Amt verwaltet, mit dem fich menfchlich reden 
laſſen fol. Aber wenn das auch nicht mehr volle Theofratie ift, fo ift es doch 
noch halbe Theofratie. Der Glaube an die göttliche Statthalterfhaft des Sultans 
ift geeignet, in dem Beherrſcher der Gläubigen ein übermäßiges Selbftgefühl auf- 
zubläben und feine Leidenfchaften ins Grenzenlofe zu fteigern, und hinwieder ge 
eignet, die Unterthanen zu knechtiſcher Untermwürfigkeit zu jtimmen : umb auf dieſem 
Boden erwähst die deſpotiſche Willkür des Oberherrn, welche das ganze Syſtem 
bald drückt, bald durchlöchert. Die Yaumenhaftigkeit des oberften Yandesherrn wird 
dann von den mittleren Lehensherren und von den untern Lehenäbefigern je ben 
tiefer ftehenden Kiaffen gegenüber nachgeahmt und verfintt da noch mehr in Ge— 
meinbeit und Rohheit. Es ift dieſes osmanifche Lehensſyſtem doch um Vieles rober 
ald das mittelalterlich-germanifche. 

Schon in Ajien aber zeigen fich neben der theofratifirenvden Betrachtung des 
Grundbeſitzes die Keime einer felbftbewußteren menſchlichen Auffafiung vefjelben, 
welde in Indien eine gewille Ausbildung erreihen, dann aber — vermuthlich 
jeit ver Mongolenberrfhaft — wieder untergehen, in China dagegen forgfältig 
gepflegt und fruchtbar werben. Die alten indiſchen Geſetzbücher Manu und 
Yajnavalkya) kennen ven Unterfchied zwifchen Gemeinde- over Gefammteigen- 
thum und Sonbereigenthum der Individuen, ftellen das Eigenthum an Fahrniß 
und an Grundſtücken unbedenklich zufammen, fehreiben alfo dem Menfhen wie an 
jener jo aud an dieſen volles Recht zu, und laffen fogar eine Erfigung ber 
Orunpdftüde zu, wenn der Gigenthümer 20 Jahre ſchweigend den Bauer gewähren 
läßt, wie der beweglihen Sachen in 10 Jahren. (Bgl. Manu VII. 147 mit 
Yajnav. II. 24.) Auch ver Unterſchied zwiſchen Befis und Eigenthum ift jomit 
offenbar geworben und es fann jener, von ber Zeit gebeiligt, zu dieſem erftarfen. 
Das erinnert durchaus am europäifches und fogar näher an römiſches Sachenrecht. 
Aber das alte Recht, das wir doch nicht genauer kennen, ift feit Jahrhunderten 
untergegangen. Die mohammedaniſchen Eroberer haben alles Yand ſich angeeignet, 
als eine göttliche Verleihung : umd heute noch wird der größte Theil des Bodens 
als Krongut angejehen, das nur zu Erblehen (Adamanom) mit ſchweren Grund» 
abgaben an die einzelnen Befiger ausgegeben worden fei. Indeffen nimmt von den 
Städten aus und unter dem Impuls europäiicher Rechtsideen doch das eigentliche 
Privateigenthum wieder überhand 6). 

Woher die Chineſen ihre Cigenthumsbegriffe befommen haben, ift nicht 
ermittelt; aber daß fie unter allen afiatifhen Völkern das ausgebilvetfte und ein 
ganz rationell-menſchliches Syſtem des Grundbeſitzes feit langem befigen, ift eine 
ausgemachte Thatſache. Die Chinefen ftehen in dem Ruf der forgfältigften Heinen 
Aderbauer in der Welt. Jenes Spftem und dieſer Vorzug ftehen ficherlich in 
einem inneren Rapport. Die Wald- und Weidewirthſchaft erinnert noch an das 


6, Val. für das ältere Recht die Nachweifungen bei Warnkönig jurift. Encyklop. Er— 
langen, 1853, S. 137, und für die neuere Boſcheron-Deſparte in der Revue historique 
von Yaboulanpe. Jahrg. 1855, ©. 444 ff. 
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alte wilde Jäger- und Nomadenleben, welches nicht zu feftem Gruudeigenthum 
führt. Wo der Menfh dagegen feinen perfönlihen Fleiß vem Bau des Bodens 
zumenbet, wo er den Boden öfter umgräbt, regelmäßig befät, düngt, feine Früchte 
ſchneidet, va wird er der engen perſönlichen Verbindung mit dem kultivirten Acker 
inne, und er fängt an zu venfen: „Dieſer Ader ift mein.” Wo aber die Kultur 
der Güter ſich der Gartentultur annähert, wie das in China ſehr allgemein ver 
Fall zu fein fcheint, wird dieſes Sondergefühl noch lebendiger. Die chinefiiche 
Kultur folgt vornehmlih ven Rüdfichten ver Zwedmäßigkeit, der Nützlichkeit. Die 
Ghinefen werden nicht von großen Ideen noch ven mächtigen Leivenjchaften bewegt 
und erſchüttert. Sie halten fih an das Nächſte mit Sorgfalt und Geſchick und ſucheu 
aus dem Nleinften möglichit viel Früchte und Genuß zu ziehen. Ohne wifjen- 
ſchaftlichen Geift jammeln und verbreiten fie doch fleißig die Erfahrungen ihrer 
alten Geſchichte und wiffen ihre gelehrten und techniſchen Kenntniffe klug zu ver- 
wertben. Cine tiefere Erkenutniß des Eigenthumsbegriffs ift ihnen aud heute nicht 
aufgegangen; in ber Theorie bat ſich noch die alt-orientalifhe Vorſtellung erhalten, 
daß das gefammte Yand von Rechtes wegen dem Sohne des Himmels, dem Kaifer 
gehöre und die Landbauern ihr Recht nur wie Pächter von ihm ableiten. Aber in 
ver Praris haben die Chinefen doch die feudaliſtiſche Beſchränkung und Abhängig- 
feit, vie auch bei ihnen früher wirkſam war, völlig befeitigt, für die Sicherheit 
und den Kredit des bäuerlihen Grundbeſitzes durch Einführung von Grundbüchern, 
in welde alle Verkäufe und Berpfündungen eingetragen werben müſſen, ähnlich 
wie das neuere Europa trefflich geforgt und dem zahlreihen Stand Kleiner Land- 
wirthe jede Freiheit in der Aultivirung und in der Veräußerung und Theilung 
ihrer Güter verftattet, die eine gemeinsverberbliche ausgenommen, das Gut um- 
bebaut und unbenutzt verwildern zu laſſen. 7) 

2) Europäifdhes Örundeigenthum. 

In Europa verblaflen frühe ſchon die theofratiichen Ideen. Nur gelegentlich ver- 
nehmen wir noch einige Anklänge an die orientalifche Grundherrſchaft Gottes, wie 
im Mittelalter in ver Lehre der Geiftlihleit von den Kirchenzehnten, welche zur 
Anerfennung des göttlichen Obereigenthums gefortert werben. Die chriftliche Geift- 
lichkeit bezog fi dabei auf vie mofaiiche Geſetzgebung, welche im übrigen längft 
antiquirt und für Europa nie praftifcd, geworten war. Das Gemeinjame in ver 
europäifchen Rechtsanſchauung über Grundbeſitz ift, daß fich allentbhalben die Men- 
ſchen getrauen, fi den Boden zu eigenem Rechte anzueiguen und felbftftänpige 
menfhlihe Herrihaft daran zu behaupten. Damit wird ver Grundbeſitz vor 
der bevormundenden und ausbeutenden Gewalt der Priefter, wie ver dem willkür— 
lichen Abjolutismus der Sultane im Princip gefihert und ver Entwidlung menfd- 
liher Arbeit Raum verſchafft. 

Aber im Uebrigen gehen die Grundanfichten ver einzelnen europäiſchen Völker 
no jehr aus einander und innerhalb veffelben Volfes befümpfen fid) oft die ver- 
ſchiedenen Spfteme, und wechſeln ab in ihrer Herrfhaft. Insbeſondere geht ein 
Gegenfat durch die europäiſche Kulturgefchichte hindurch, der zu verfchiedenen Zei- 
ten und unter verſchiedenen Völkern nur in verfchiedenen Formen erfcheint. Wenn 
die Menſchen über ven Boden Herrihaft ergreifen, jo können fie das entweder 
in Berbinpung thun, als eine Geſammtheit und diefe Herrſchaft auch in 
Gemeinfhaft üben, oder fie können als Individuen bie einzelnen 


7) Vgl. Klemm Kulturgeſchichte VI. S. 436 1. md Warnkönig Encykl. S. 121. 
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Stüde ſich ausfhlieflihd aneignen und jeder fein abgejhlofjenes 
Gut für fi beherrſchen. Diefe Doppelbeziehung der Beherrfhung durch die 
Geſammtheit und durch die Individuen zeigt fih nun in mancherlei Ge— 
ftalten. Wir können viefelbe nad dem Borgang der deutſchen Jurisprubenz als 
den Gegenfag von Öefammteigentbum und Sondereigenthum bezeichnen, 
indem wir freilich die beiten Ausprüde in weitfaltigem Sinne nehmen. Nicht blos 
die hiftorifhen Vorgänge, fondern auch die Beihaffenheit des Grundſtücks felbft 
bat darauf einen Einfluß. Je ftrenger ver Abſchluß, je privater der Gebraud 
des Bodens, je individueller die demfelben zugewendete Kultur und Sorge ift, um 
fo mehr werben dieſe Stüde zum Sonderbefig paffen und daher auch dem Sonder: 
eigenthum ſich zuwenden. Je offener die Güter, je gleihmäßiger und einfacher ihre 
Kultur, je roher und wilder die Erboberflähe wird, um jo eher gravitirt fie zur 
Geſammtbeherrſchung. Es laffen fi von dem Individuellften zu dem Allgemeinften 
abfteigend etwa folgende Stufen unterſcheiden: 

1) Wohnhaus, Stallung, Scheune, abgefchlofjener Hofraum. 2) Umzäunter 
Garten. 3) Zufammengelegte Aeder und Wiefen, Cinfang. 4) Offene Aecker in 
ven Feldfluren zerftreut. 5) Offene Waide und Wald. 6) Bäche und Flüffe. 
7) Unwirthlide Deven, Moore, kahles Gebirg. 8) Seen. 9) Das Meer. 

Am Anfang der Reihe koncentrirt fi die Herrihaft leicht zu individuellem 
Sondereigenthum, am Ende verfelben bleibt fie zum Geſammteigenthum erweitert. 
In der Mitte begegnen fih in Mifhung und in Kampf die beiverlei Arten ber 
Herrſchaft. 

Zuerſt unter allen europäiſchen Völkern und energiſcher aber auch ſchroffer 
und einſeitiger als alle haben die Römer den Begriff des Sondereigenthums an 
Grundſtücken ausgebildet. Ihre Rechtstheorie iſt dann auf die Nachwelt übergegan- 
gen und ift heute noch ein mefentlicher Beftandtheil des neueren Rechts. Zwar 
haben auch die Römer urfprünglich jenen Gegenfag gefannt. Die Häufer in den 
Städten waren wohl von Anfang an ausfchlieglihes Eigenthum ver einzelnen 
Bürger, aber pas Aderfeld war noch größtentheild Volkland (ager publicus) 
und nur zu Beſitz die Stüde deſſelben (possessiones) an die Altbürger über- 
laffen. Nod in der fpäteren Zeit wiederholte ſich die alte Herrfchaft ver Gefammt- 
heit an dem Boden in erweitertem Umfang. Der Provinzialboden galt als Eigen- 
thum des römiſchen Volks oder des Kaifers, war fomit Staatseigenthbum 
und bie Provinzialen hatten nur abgeleiteten Befig an ihren Gütern. 

Indefjen wurbe bei den Römern ſchon in der erften königlichen Periode ein 
anderer Theil des landwirthſchaftlichen Bodens zu voller Einzelherrſchaft 
(dominium) unter die Bürger vertheilt, und dieſe affignirten Güter gänzlich los— 
getrennt von dem urfprünglihen Zufammenhang mit dem Oemeinland. Damit 
war eine durchaus neue Entwidlungsftufe des Grundeigenthums eingeleitet. Ganz 
biefelben Borftellungen von abfoluter und ausſchließlicher Beherrihung durch das 
Individuum, weldhe mit dem Gigenthum an beweglichen Sachen verbunden waren, 
wurden nun auch auf dad Eigenthbum an ben Grundſtücken übergetvagen. Das 
nämlihe Wort Dominium wurde gleihmäßig auf beiverlei Sachen bezogen und 
bie natürlihen Unterſchiede zwifchen beiden nicht weiter beachtet. Anfangs waren 
die Formen des Gigenthumserwerbs noch anders beftimmt: für die Grundſtücke 
wurden öffentliche Formen der Eigenthumsübertragung (mancipatio, in jure cessio) 
vorgefhrieben. Aber jpäter famen auch dieſe Formen — ſchon früh durch das 
Inftitut der Erfigung in ihrer Strenge gemilvdert — außer Gebrauch: und wie 
bei dem Verkehr mit gewöhnlicher Fahrhabe wurde die bloße Befigesübergabe auch 


Eigenthum. 305 


den. Eigenthumsverkehr mit Grundſtücken für genügend - erachtet. —** 
—— freie Veräußerlichteit und Theilbarkeit der Grundſtücke galten als 
e Wirkungen dieſes Privateigenthums,; das ſich über. den italifchen 


Boden umd den Boden der Provinzen mit italifhem Recht immer weiter aus— 
— fo großgezogene Begriff wurde dann auch unbevenflih auf vie 
| ausgedehnt. Das Aerar des römiſchen Volks oder der Fiskus des 
 römijhen Kaiſers wurde für eine Privatperfon erklärt, uud dieſer ebenfo ein abjos 
Intes und ausſchließliches Sondereigentbum zugefchrieben wie den einzelnen Bür- 
gern. an ihren Sondergütern. Wo die Natur der Erdoberfläche ſich dieſer Indivi— 
dualbeherrſchung durchaus nicht fügen wollte, wie in den öffentlihen Gewäſſern, 
da zogen die römiſchen Juriften es vor, dieſe Saden als in Niemandes 
Eigenthum befinvlid (res nullius) aufzufaffen. Die Borftellung der Gefammt- 
und Gemeinherrſchaft wurde. völlig verdrängt und ausgeftoßen aus ihrer 
Rechtslehre. —— dem Begriff der res publies erhielt ſich noch ein letzter 
der er 132 
+ Die Folgen dieſer römiſchen Eigenthumslehre waren in der erften Zeit für 
die gemeine Fahrt überaus günftig, im der jpäteren Zeit aber halfen fie ven 
Untergang des Reichs. beſchleunigen und unvermeidlic- machen. Die Menge von 
plebejifchen Familienvätern, welche durch die zahlreichen Affignationen Grund— 
‚erworben hatte, erhielt dadurch erſt ein ſtarkes Gefühl von Unabhängig- 
‚und freiheit. Auch als ihnen nod fein oder nur ein verfümmerter Antheil an 
ven politifhen Rechten vergännt war, waren fie doch unbejchränfte Herren auf 
ihrem Grund und Boden. Ihr Privatrecht war nun völlig gefichert und jo aus- 
als Sie bebauten ihre mäßigen Güter ſelbſt nad eigenem freiem 
Ä mit Sefinde. In diefem Stande freier Landwirthe fand auch der 
Staat eine-feite Grundlage feines ftolzen Baus; aus ihm zog er fortwährend 
friſche Kräfte, Seine Heeresmacht, fein Wohlſtand, jein Muth berubten großen- 
tbeils auf ihn. Erſt als duch Handel und Wucher übermäßige Reihthümer und 
daneben ‚eine niedrige und unruhige Proletarierbevölferung in Rom fi angejammelt 
hatten, griff das fteigende Mißverhältniß auch jene gefundere Bafis an. Bon Zeit 
zu Zeit noch verfuchten patriotiiche Staatsmänner durch neue Adervertheilungen das 
Uebel zu heilen und einen Theil der ärmeren Stadtbevöllerung wieder bäuerlic 
zu tonfoliviren. Diefe Verſuche aber, felten ganz durchführbar, bielten ven Verfall 
nur wenig auf. Die Gelvariftofratie der Stadt bemächtigte fih mehr und mehr 
der Heineren Landgüter, deren Gigenthümer ausfaufend und verbrängend, und 
pe diefelben zu. großen Grundherrſchaften zuſammen. Die große Zahl bäuerlicher 
ndeigenthümer, das Mark des Volks, verminderte ſich in höchſt bevenflicher 
Weife fortwährend, und vie frifhe Duelle ver Volkskraft verjiegte nah und nad). 
Auf den ungeheuren Domänen der Großen erhoben ſich fürftlide Schlöſſer mit 
allem Lurus der Erbe; aber fie wurben nun theil® von Sklaven unter der Auf- 
ficht der Berwalter ohne alles eigene Recht, theild und fpäter meiftens von grund- 
börigen Kolonen mit jchwer belaftetem Rechte und in moraliſch erniedrigter 
Stellung, ausnahmsweife auch von bloßen Zeitpächtern — Mit der 
naturwüchfigen Freiheit der Landwirthe verfiel auch die Kultur des Bodens im 
Ganzen. Die Campagne um Rom hatte früher eine große und wohlhäbige Bevölfe- 
rung ernährt, und nun war fie in eine unfultivirte Weide flir Schafe und Ziegen 
bherabgefunfen. 
Es wäre thöricht, dieſes Verderbniß ausſchließlich oder auch nur vorzüglid 
dem römiſchen Eigenthumsbegriff zuzuſchreiben, aber er verbinderte daſſelbe nicht 
Bluntihli und Brater, Deutſches Staats-Wörterkuß III. 20 
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nur nicht, er förberte daſſelbe vielmehr. Es lag in ihm gar feine Rüdficht 
weber auf die Familie, no auf die Gemeinde, noch auf den Staat. Alles Net 
wurbe in ſchrankenloſer Weife dem Individuum beigelegt, welches als Herr bes 
Gutes anerfannt war. Es kam auch nichts darauf an, ob der Eigenthümer fein 
Gut bebame oder nicht, ob er auf demfelben lebe oder nit. Der ausſchließ— 
lihfte und willfürlihfte Egeism us war der Geift diefes römischen Ghrund- 
eigenthums, der nirgends als in der unverftandenen und underwingliden Macht 
der Natur eine Schranfe fand. ft es zu verwundern, wenn je die mäcdhtigften 
und reichſten Egoiften zuletzt die ſchwächeren und minder begüterten werichlangen, 
wie bie Haifiiche die Heineren Fiihe? Sogar als die Noth des Staates höchſt 
empfindlich and für die Faiferlihen Kaflen geworben war und die Stenerfraft des 
Landes zu erlöfhen drohte, wagte man nicht, die Willkür des Figenthums im der 
Perion der fen von ihren Gütern in ver Stadt lebenden Grundherrn zu be 
idhränfen und geriethb eher auf den Abweg, die dienenden Kleinpächter am bie 
Scholle zu binden und mit juriftifhen Zwangsmitteln zum Bau verjelben zu 
nötbigen. Die abfolute vingliche Herrfhaft ver wenigen großen Gigenthümer - über 
ihre Domänen galt für unantaftbar: aber die perfönliche Freibeit der Maſſe Heiner 
Landbauer wurde dem Bedürfniß der Lanbwirtbichaft bingeopfert: Zu folden 
ſchreienden Widerfprüchen führte die Entwidlung des römiihen Rechts. 

In ſchroffem Gegenſatze zu dem römijhen Privateigentbum an Yandgütern 
fteht das ſlaviſche Syſtem des Gemeindeeigentbums. Wie aus dem erftern bie 
Rückſicht auf die Gemeinſchaft verſchwindet, fe fommt in dem legtern das In— 
dividualeigenthum nicht zur Geſtaltung umd fortwährend überwiegt das Eigenthum 
der Gemeinschaft. Nicht bios Wald und Weide, melde unvertbeilt bleiben und ver 
gemeinfamen Benutzung anheimgegeben find, fondern aud das Aderfeld und die 
Wiefenpläge, welche zu Sonverbau und Sondernutzung vertheilt werben, ge- 
hören der Gemeinde (beziebungsmweife dem Grundherru) zu, Eigenthum, nicht 
den Bauern, unter welche dafielbe zum Bau oder zum Genuß vertheilt ift. Die 
Gemeinde fann, wenn fie es nöthig findet, eine neue Vertheilung vornehmen, und 
fein Bauer hat ein Recht darauf, feinen bisberigen Ader wieder zu erhalten, er 
hat mur ein Recht, wie alle Anvern, einen Antheil an dem gemeinen Aderfelo zu 
befommen. Die Größe der Theile ändert fih nad der veränderlihen Zahl ber 
Gemeindegenofien und Über die Bauftelle entjcheitet oft das Loos. Die ſlaviſche 
Gemeinde ift unter fih verbunden wie eine Familie. Sie ift eine Brüderſchaft, 
mit einem Bater (Staroft) an der Spitze. Sie forgt auch für ihre nachkommenden 
Kinder. Damit diefe nicht leer ausgeben, veränfert und vertbeilt fie ihre Güter 
nit auf ewig. Jeder neugeborne Knabe, der zum Dorf gehört, hat einen An- 
ſpruch auf einen Antheil des Geweindeaderlandes. Eigenthum und Genuß find 
zwar unterſchieden, aber die Genießenden find zugleih vie Bauenden, und ihrer 
Verbindung gehört zunleih das Eigenthum. 9) 

Diefes Syſtem fördert fiherlib das Gefühl der Zufammengehörigfeit, ver 
Bruderliebe, der Gemeinnüsigteit, welches gerade die unteren Mlaflen der 
ſlaviſchen Bevölferung fo enge mit einander verbindet und zu wechſelſeitiger Unter- 
ftügung anregt. Es widerftrebt dem falten Egoismus, der nur an fidh denkt. Be 
barrlidh fejtgebalten und konſequent vollzogen verhindert es die Entjtehung eines 
ländlichen Proletariats und erhält eine gewiſſe wohltbätige Gleichheit unter ven 





s, Dal. v. Haxthauſen Studien über Rußland I. S. 124 ff. 


Eigenthum. 307 


Gemeinveglievern. In ihm fcheint das Ideal der modernen Socialiften feine Ver— 
wirffibung erfahren zu haben. Die patriotiſch aufgeregte Phantafie begeifterter 
Ruffen fieht in demſelben fogar die fociale Erlöfung Europa's in der Zufunft. 

Wenn wir uns aber erinnern, daß das Gefammteigenthum in ver ältern 
balb-barbariihen Periode die weitefte Verbreitung gefunden, und überall mit der 
Zunahme der Givilifation auch vie Ausbildung des Sonbereigenthums begonnen 
und mächtige Fortjchritte gemacht bat, und wenn wir überbem bevenfen, daß jene 
Auffaſſung des Gemeinteeigenthums nicht minder einfeitig ift, als die römifche des 
Indivivmaleigentbums, daß fie, indem fie den Egoismus befämpft, auch die in- 
dividuelle Thatkraft ſchwächt, den perfünlichen Fleiß lähmt, ein friſches fröhliches 
Selbftgefühl nicht aufmachen läßt, und vie Wreiheit des Hausvaters beengt und 
nieverprüdt : fo entfärkt fih vor unferm Blid jenes ideale Gemälde und gehen 
jene phantaftiihen Hoffnungen unter. 

Der Menfh kann zu voller Entfaltung feiner Anlage und zu höherer Eivi- 
liſation nur fommen, wenn er aud feiner individuellen Perſönlichkeit be- 
wußt wirb und viejelbe nad allen Seiten ver Arbeit und des Genuffes, auch auf 
dem Gebiete der Bodenherrſchaft und der Bodenkultur ausbreitet ımb in voller 
Freiheit wirken läßt. Darum war der harte Nömergevanfe ver abfoluten Pri- 
vatberrfchaft der Perfon über das Gut trotz der Begünftigung jeder Selbftfucht 
für die Entwidlung ver civilifirten Menſchheit bei meitem förderlicher ald das 
weichere flavifche Gemeingefühl ver bäuerlihen Brüderfchaft. 

In der Mitte zwifchen römiſcher und flavifher Auffaffung fteht das ger- 
maniſche Recht am Boden. Reich in feinen Keimen bat es mit der Zeit eine 
Reihe von inneren Wandlungen erfahren. Deutliher als in den andern Rechten 
zeigt fih in ihm von Anfang an — fo weit die Dorfverfafjung reiht — der 
Gegenfas und hinwieder die Verbindung des Sonder- und des Gefammt- 
eigentbums; aber aud über die Dorfgenoſſenſchaft hinaus, auf den zu vollem 
Eigenthum befeffenen Einzelhöfen tritt doch die Rüdjiht auf die Familie und 
die Gerichtsgemeinſchaft hinzu und ermäßigt und beichränft vie willfürliche 
Berfügung des Eigenthümers. Der einzelne freie Mann bat bier ſchon bei der 
erften befinitiven Nieverlafiung in ver Gegend wirkliches Eigenthum erworben, 
nicht blos ein Loos an dem Gemeindefig. Haus umd Hof gehört ihm allein, ihm 
eigen, fo entſchieden, daß der Ausdruck „Eigen“ vorzugsweife für dieſes Grund— 
eigen gilt. Bon jeher ranft auch im dem germanifchen Volksbewußtſein das Gefühl 
der perſönlichen und politiihen Freiheit an dieſem feften Stamm empor. Wenn 
gleich die Freiheit nad germanifcher Anficht fhen mit dem Blute von den Eltern 
empfangen wird, jo fehlt berfelben doch die rechte Sicherheit unt die reale Er- 
füllung, bis fie in dem freien Eigen eine Heimat und eine fefte Zuflucht erworben 
bat. In der Berührung mit der Erde nur wird fie ftark, In dem Frieden des eigenen 
Hauſes troßt der Germane der ganzen Welt. (Vgl. d. Art. Haus.) Aber wenn auch 
das Eigen dem Individuum und keinem Andern, auch nicht einer Gemeinſchaft gehört, 
fo wird es dod nicht völlig von dem Zuſammenhang mit engeren und weitern Kreifen 
der Gemeinſchaft losgeriffen. Der Eigenthümer ſteht nicht allein in ver Welt. Er 
bat Pflichten gegen feine Familie und gegen vie Genoffenfhaft ver Gemeinde. Es 
ift etwas Dauerhaftes, über ein Menfchenleben Hinausreihenves in diefem Haus- 
ftand. Daher fann der Eigenthümer nicht eben jo bequem vdenjelben veräußern, 
wie er ein Stüd Bieh veräußert. Die Familie bat ein Interejfe daran, daß das 
Gut nit in fremde Hände komme. Auch ihre Konfolivirung für die Zukunft und 
ihr Kredit bängt daran. Das Grundeigen wird je zu Grbeigen, beifen Ber- 
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änferung unter Lebenden zwar nicht ganz gehindert, aber durch Rückſichten auf 
die Sippfhaft beſchränkt ift, und das im Tode von Rechtes wegen den nächften 
durch die Blutsverwandtſchaft beftimmten Erben anfällt. Und aud vie Volks— 
gemeinde und das Gericht haben einen Anfpruch darauf, daß nicht heimlich, fon- 
dern nur in offener Berfammlung das Grundeigenthum übertragen werde und 
daß nicht durch leichtfinnige Entäußerung die Zahl der dingberechtigten und ding— 
pflichtigen Männer vermindert und vie politifche Genofienfhuft verkürzt werbe, 
Jene Freiheit des Grundeigenthums wird nah germanifher Auffaffung 
durch diefe relative Gebundenheit des Gutes nicht aufgehoben. Die beiden 
Merkmale vertragen ſich eben fo, wie fi die Beſonderheit der Perfon mit ihrer 
Theilnahme an ver Gemeinfhaft verträgt. Wie der freie Mann zwar als In- 
dividuum für ſich allein fteht und daher als ſolches Sondereigenthümer ift, fo 
ift er do zugleih ein Glied verjhiedener Genoſſenſchaftskreiſe, und 
vie Pflichten viefer zweiten Beziehung auf die Gemeinfhaft der Menſchen hin 
müffen mit den Rechten der erfien Stellung in ein harmoniſches Verhältniß ge— 
bracht, fie dürfen nicht ignorirt werden. Durch diefen richtigen und bleibenben 
Gedanken, den ſchon das alte germanifche Recht in feiner den damaligen Zuftän- 
den angepaften Weiſe ausgefprodhen bat, wirb bie einfeitige Faſſung des römischen 
Domintum forrigirt. 

Zu Haus und Hof des Banergutes gehört zunähft außer dem Garten 
Wiefe und Aderfeld. Diefe Wiefen und Aderftüde find nicht mehr Stüde des 
Gemeinguts, wie bei den Slaveu, fondern zu wahrem bleibendem Orundeigen- 
thum unter die Dorfgenoffen vertheilt. Sie bilden mit dem Hofe zufammen bie 
eigentliche bäuerlihe Hube, woran der freie Bauer volles Sondereigenthum 
bat. Aber daneben bleiben fie Beftanptheile ver großen Fluren, in welde 
das kulturfähige Land urfprünglich zerlegt worden ift und werben mit fortwähren- 
der Rüdficht auf die Kultur der gefammten Fluren nah gemeinſamer Wirth- 
ſchaftsordnung bebaut. Sie dürfen daher nicht eingezäunt und nicht in Ver— 
ſchluß genommen werben. In venfelben Jahren werden fie wie die Nachbaräcker 
verfelben Flur mit Frucht beſäet und hinmwieder in der Brache zur Viehweide be- 
nutzt. Das Net ver Gemeinfhaft ragt noch ſtark hinein in tiefes Felveigenthum 
und befhränft bie individuelle Kultur fehr erheblih. Bis auf unfere Zeit hinab 
bat fi in den meiften deutſchen Bauerndörfern dieſe Art der Landwirthſchaft er- 
halten. In dem grumbherrlihen Dorfbann wurden die Fluren ganz ebenfo vertheilt 
und doch wieder nach gemeinfamer Ordnung bewirtbfchaftet, wie in den alten freien 
Gemeinden. Die einzelnen Aeder waren da zwar nicht zu vollem Eigenthum aus- 
gegeben, aber zu einem bemfelben analogen Erbrecht, das mit der Zeit auch zu 
Eigenthum erftarfte. Erſt die neuere Zeit hat bier im Großen Aenderungen ge 
bracht, theils durch die Einführung der Stallfütterung, durch den bleibenden Abſchluß 
der Wiefen und die definitive Vertheilung aud des Weidelandes, theils durch die 
Anlegung fefter Feldwege über die Fluren, theils durch die neueren Methoden 
des Fruchtwechſels, endlich durch die Zuſammenlegung der Aeder und die gänz- 
liche Zerlegung der Fluren in abgefchloffere Gtiter. Alle diefe Veränderungen ver- 
ftärften die Kraft und Ausfchlieglichfeit des Sondereigenthums, und befeitigten 
die Beſchränkungen, welde früher durch die Gemeinſchaft eingeführt waren. Gie 
näberten folglih das bäuerlihe Grunbeigenthbum dem alt-römifhen Privat- 
eigenthbum an. Unftreitig bat bei biefer Veränderung ſowohl die Bodenkultur an 
Reichthum und Mannigfaltigfeit als die perfünliche Freiheit der Eigenthümer ge- 
wonnen; und die Ausbildung des inbividuellen Eigenthums zeigt fih auch bier 
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als ein Fortſchritt in der Givilifation; aber damit baffelbe nicht ebenjo wie in 
Rom verberblid ausarte, iſt es dod gut, an die — zur Zeit latente — Rück 
fit auf die Geſammtkultur des Dorfbannes zu erinnern, welde in dem alten 
Adereigentbum liegt. Sie kann in anderen Anwendungen, ohne jene Verbeſſe— 
rungen zu beeinträchtigen, dod wieder hervortreten und Beachtung anfprechen. 

Neben dieſen zu Eigen oder grundherrlihem Erbe vertheilten Aderfeld und 
Wiefen gab es in ver alten Dorfmaf auch unvertheiltes Land, bie foge- 
nannte Alimende, an welder es fein Sondereigenthbum gab, wenn man 
nicht etwa jpäter das Recht der ganzen Gemeinte im Gegenfag zu fremden Ge- 
meinben und Ausmärkern jo benannte, fondern war Gejammteigenthum ber 
Mark- oder Dorfgenofienihaft. Diefe Allmende beftand vornehmlid aus 
wilder Weide und aus Wald, wohin weder der Pflug noch die Senfe kam, welche 
des Sonderbaues der einzelnen Bauerfamilien nicht bedurften, Die Allmende wurde 
daher nur in Gemeinjhaft von den Dorfgenoffen beſeſſen und benutt und 
galt deßhalb mit Recht ald Gemeinland, Bolkland. Keiner durfte ein Stück 
derſelben in ausjhlieglihen Bau nehmen, noch für fich beſonders nugen, außer 
wenn die Gemeinde jelbft oder ihre Vorfteher e8 ausnahmswelſe erlaubten. Aller 
Boden war Allen offen und Alle Hatten gleiches gemeinfames Recht daran. Nur 
die Gemeinde konnte die Ordnungen darüber feftfegen und über weitere Berthei- 
fungen verfügen, und ver Mehrheit mußte ſich die Minderheit unterziehen, Aber 
neben biefer Gefammtherrfchaft, welche hier maßgebend ift, zeigt ſich doch aud 
bie ergänzende Rüdjiht auf die Sonverinterefien der einzelnen Genoffen. Die 
Almende fteht bob in einem engen Verband mit ven zu Sonbereigenthum 
vertheilten Gütern, Zu jeder Hube gehört doch auch ein Antheil an der gemeinen 
Nugung der Allmende; diefe ift geregelt nah dem Maß des Sondergutes, welches 
jever Genofje zu Eigen oder zu Erbe hat. Das Recht der Gefammtheit wirb fo 
binwieder näher beftimmt und befchränft durch das Recht der einzelnen Genoffen. 
Wie bei dem Aderfeld die beiden Richtungen des Eigenthums auf das Individuum 
und auf die Gemeinſchaft fihtbar werben, aber jo, daß die erftere entſcheidet und 
die zweite nur als Mopififation wirft, fo erſcheinen in der Allmende wieder die 
beiden Beziehungen, aber jo, daß die zweite bier den Charakter der Herrſchaft 
beftimmt nnd die erfte nur denfelben mobificirt. 

Auch in der modernen Rechtsbildung find nod manche Anwendungen viefes 
Gefammteigentbums — zum Theil in der Form neuer Genoffenverbindungen, wie 
z. B. der Altiengefellfchaften — wahrzunehmen, und wo daffelbe zurückgedrängt 
wurbe durch die Ueberhandnahme des ausjchlieglihen Sonvereigenthums — wie 
bei vielen heutigen Semeindegütern — , find doch noch mandherlei Ueberrefte und 
Nahwirkungen des ältern Rechts geblieben, Indeſſen ift eben dieſe Ausbreitung 
des Sondereigenthbums auch auf das vormalige Gemeinland für die neuere Zeit 
harakteriftiich. Die Urbarmachung des Landes bat Fortſchritte gemacht, die frühern 
Gemeinweiden find größtentheild verſchwunden, aud auf die Forftwirthichaft ift 
> Pflege verwendet worden. Zum Theil find dieſe Fortfchritte Folgen der 

ertheilung der Allmende zu Sondereigen, zum Theil find fie hinwieder zu Ur- 
ſachen verfelben geworben. Am zäheften bewährt fih die Macht ver Gemein: 
Ihaft in ver Waldung, deren langjames Wachsthum zu der egoiftiihen Aus- 
beutung furzlebiger Sondereigenthümer nicht paßt und deren Unentbehrlichkeit für 
die Gemeinſchaft auch das natürliche Recht dieſer begründet. Das Waldeigen— 
thum lediglich nach dem römiſchen Begriff des willkürlichen Sondereigenthums 
bemeſſen, heißt die Natur des Waldes verkennen und die dauernden Rechte und 
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Intereffen der auf einander folgenden Geſchlechter ver Laune und vem Mißbrauch 
ber momentanen Spekulanten binopfern. Für ven Wald paßt nur entweder ber 
Begriff des Gefammteigentbums ober ein dur Rüdfichten auf die Gemein- 
ſchaft weſentlich beſchränktes Sondereigenthum. 

Eine fernere Eigenthümlichleit, wodurch ſich das germaniſche Syſtem bes 
Grundbeſitzes von dem römiſchen unterſcheidet, die Spaltung des Eigenthums 
in ein höheres Recht des Lehens- oder des Grundherrn und in ein abgeleitetes 
Recht des Vaſallen oder des Grundholden iſt vorzüglich während des Mittelalters 
mannigfaltig ausgeprägt worden. Die Ehrenrechte und die idealeren Herrenrechte 
blieben dem erſteren als ſogenanntes Obereigenthum, die realen Nutzungsrechte 
des zu Dienſt und Treue verpflichteten Vaſallen und des zu Zehnten, Zinſen, 
Frohnen verpflichteten Grundholden erweiterten und verdichteten ſich mit der Zeit 
zum Nutzeigenthum. Dieſes Syſtem, ungenau gewöhnlich Feudalſyſtem ge— 
nannt, ſetzte indeſſen große, aus mittleren Rittergütern und kleineren Bauergütern 
zuſammengefügte oder in dieſelben zertheilte Domänen und Grundherrſchaften 
voraus. Es iſt, wie der politiſche Charakter des Mittelalters, ariſtokratiſch. 
Um den großen Herrn ſchaaren ſich die kleineren Vaſallen und verſtärken ſeine 
Autorität und feine Macht, und weiter ziehen die Rittergutsbeſitzer von ihren 
erbhörigen Bauern Einfünfte und erfreuen fich ihrer Unterthänigfeit. Inzwiſchen 
war die rechtliche — wenn auch nicht immer die faktifche — Lage jelbft der eigenen 
Leute in dem fpätern Mittelalter beſſer als vie der römischen Kolonen. Jene waren 
doch durd die Gerichtsverfaffung, an welcher fie jelbft als Urtheiler einen Autheil 
hatten, in ihrem Rechte am Boden geſchützt, beſſer als die Kolonen, welche bei 
der Beamtenjuftiz des römifchen Neiches wenig Gerechtigkeit und noch weniger 
Verſtändniß ihrer Zuftände fanden. Diefe engeren Verbände mit ihren Kriegs-, 
Gerichts⸗ Polizeiherrlichkeiten und ihren Unterthänigfeiten — für bloße privat- 
vechtliche Genofienichaften zu mächtig umd zu politifch ausgebildet, und als Glie— 
ver des Staates zu privatrechtlich > jelbitftändig — waren der Einheit des Staates 
fowohl als ver freien Darftellung des Privatlebens hinderlich. Sie wurden daher 
von der neueren Zeit aufgelöft. Der von den Römern gelehrte Begriff des unge— 
jpaltenen Einen rein privatrechtlichen Eigenthums half diefe Auflöfung des lehens- 
und des gutöherrlihen Verbandes vollziehen. Mit dem Anjehen der Ariftofratie 
verſchwand dieſe Art der Unterordnung des Nugeigenthums unter das Obereigen- 
thum und jenes wurde zu vollem Invividualeigenthum ausgedehnt. Die Rechte des 
Obereigenthums wurden zulett abgeftoßen wie welkes Yaub. 

Endlich ift als ein charakteriſtiſcher Zug des germanifchen Syftems die nahe 
innere Verbindung des Grumpbefiges mit ver politiihen Verfaſſung 
zu erwähnen, welche bejonders im Mittelalter in hundert Geftalten erjcheint. Schon 
der Unterfchievd ver Stände fand ein Abbild in ver verfchievenen Art und ven ver- 
ſchiedenen Normalmaßen des Grundbeſitzes. Was Tacitus ſchon von den erften 
Niederlaffungen bemerft: „agros secundum dignationem partiuntur“, zeigt fich 
fpäter no im immer neuen Anwendungen. Es gab ein Normalmaß der fürft- 
lihen Domäne (300 Huben), des hochfreien Edelhofs (30 Huben), des fchöffen- 
baren Gutes (3 Huben), des einfachen Bauerngutes (die Vollbauern mit einer 
vollen, die Halbbauern mit einer halben Hube), Die Fürften und Herren waren 
regelmäßig Lehensherren. Die Mittelfreien befaßen Lehengüter oder ſchöffenbares 
Alod, die Heineren Bauern Vogteieigen oder hofhöriges Erbe. Die Landeshoheit 
und die Reichsſtandſchaft, die Gerichtsherrlichteit in mehreren Abftufungen, die 
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er: wie hinwieder die Dingpfliht war in dem Boden gleihjam ver- 
wadjen. 

Diefe Verbindung von Grundbefig und politifhen Rechten wie Pflichten hebt 
die Bedeutung des Grundbeſitzes über den bloßen materiellen Werth und das 
bloße Privatintereffe empor, und giebt der öffentlihen Verfaſſung etwas Feſtes, 
Unbeweglices. Man fühlt fih in einer ſolchen Berfaffung nicht wie in einem 
leichten Gezimmer, das man ohne Auftrengung auseinander bricht und neu kon— 
firuirt, fondern wie in einem foliven und jchweren Quaderbau, an weldem ſich 
wicht leicht etwas ändern läßt. Indeſſeñ auch dieſen maffiven Bau hat die Zeit 
untergraben und verwittert, und er ift endlich zufammengeftürzt, Ueberall, fogar 
in England, wo doch die alten Formen der mittelalterlihen Berfaffung forgfältig 
geſchont wurben und Die Ariftofratie mächtig blieb, ift jener Zufammenhang von 
ver Zeit gelöft worden, welde im Gegenfag zum Mittelalter fchärfer zwifchen 
Öffentlichen Rechten, die in der organijirten Geſammtheit, d. h. im Staat ihre 
Duelle und ihr Maß finden, und Privatrechten, welde ven Individuen ale 
Privatperjsnen angehören, unterſchied, und ed ald Unnatur empfand, daß bie 
ftantlihen ‚Regierungs- und Gerichtsrechte wie eine Frucht der Herrengäter be- 
handelt und mit biefen vererbt und veräußert werben. Auch erſchien jene Unbe— 
weglichteit und Unveränberlichkeit der Gutsherrſchaft zu plump und ungefügig, um 
den wechjelnven, beweglichen und auf Zwedmäßigfeit und feine Kultur der öffent: 
lichen Anftalten dringenden Bedürfniſſen des modernen Gefammtlebens zu genügen. 

So: find jene germanifhen Gigenthümlichkeiten des Grundbeſitzes allmählig 
verfallen unb weggeräumt worben. Aber war denn in jenen Gedanken nichts 
Bleibendes? War Altes nur eine nationale Befonderheit, welche von der Durd- 
bildung des menfhlicen von ven Römern gelehrten Rechtes als unbrauchbar aus- 
geſtoßen, nur eine mittelalterliche Berwirrung, welde von ber modernen Kultur 
in Nichts aufgelöft wird? In einigen Beziehungen wirken dieſelben nod fort und 
haben einen dauernden Werth. 

In wirthſchaftlicher und in ſocialer Hinficht ift noch heute der Gegen: 
jag ber Herrengüter und der Bauerngüter von großer Bedeutung. Die herr- 
ſchaftlichen Güter werben unter ver Kontrole und mit Hülfe angeftellter Verwalter 
von bäuerlihem Geſinde und von Pächterfamilien bewirthichaftet, die Bauerngüter 
dagegen von ben Familien der Eigenthümer oder Grundbeſitzer jelbft. Die erfteren 
dienen noch als Unterlage einer höheren, vornehmeren Lebensftelung, auf ben 
legtern ruht der eigentliche Bauernjtand. Es ift ein großes Glüd für Deutfhland, 
daß die Zahl ver Bauerngüter weit überwiegend und noch in friihem Wachsthum 
begriffen ift, und daß daneben die Zahl ver herrfchaftlichen Güter ſich zwar ver- 
mindert hat, aber doch no fo bedeutend ift, um als arifofratiihe Ergänzung 
zu dienen und durch höhere Kultur vorzuleuhten. Die Zuftände von England find 
in biefer Beziehung viel gefährlicher, indem ba umgelehrt vie ariftofratifche Grund- 
herrſchaft, unterftügt von der Geldmacht, ſich übermäßig ausgebreitet und eine 
Menge von jelbftitändigen Heineren Gütern verſchlungen hat. 

Im Einzelnen und Beſonderen ift es oft ſchwer dieſe Unterfcheidung aufzu- 
finden. Naturgemäß berühren fi die Örenzen, und vie Auflöfung der alten 
Stände und der Mangel an einer Organifation der medernen Stände vergrößert 
die Schwierigkeit, diefen Gegenjag näher zu ordnen. In den wictigften Privat- 
rechten ftehen herrichaftlicher und bäuerliher Grundbeſitz einander glei. In bei- 
verlei Grundbeſitz hat ſich das Gefühl ver Sicherheit und der freiheit bes Eigen- 
thums entwidelt und die in dem Orunveigenthum liegenden Befugniffe wie feine 


312 Eigenthum. 


Schranten find weſentlich in beiden Arten vie gleichen. Nur im einigen Dingen 
bewirkt dieſer Gegenfag auch privatrechtlihe Modifilationen: wie insbefondere bie 
Patronatsrehte, gewiffe Ehrenrehte, das Recht oder die Pflicht zu ge 
wiffen ver gemeinen Land» und Viehwirthſchaft in dem Dorf dienlichen Anftalten 
und Anſchaffungen, ein befonderes Jagdrecht, umd die Fähigkeit zur Stif- 
tung von Stammgäütern und Fideilommißgütern fih ausſchließlich am die 
berrfhaftliden, und binwieber die Nugung der gemeinen Mark, ein be- 
fonvderes bäuerlihes Familien- und Erbredt, das Inftitut des Alten- 
theil& umd ver Interimswirthfhaft und vie Wähigkeit zu bäuerlichen 
Erbgütern ebenfo an die bäuerlihen Güter anſchließt. 

Wichtiger als dieſe privatrehtlihen Wirkungen des Unterſchiedes find die 
Öffentlihen. Der Unterfchien jelbft, wenn er von der Höhe des Staates aus 
überfhaut wird, zeigt fih auch ganz umverfennbar in großen Maflen. Gerade 
darum gehört er vorzugsweile dem dffentlihen Rechte au, weldes das Bolt in 
feinen großen Gruppen auffaht und nad) den maffenhaften Kräften und Interefien 
frägt, die ganzen Klaſſen eigen find. So wie man fi die Bauerngüter als Eine 
große Malie denkt, umd die herrichaftlihen Güter als eine zweite weit Kleinere 
ihr gegenüber ftellt, fo fpringt der Unterfchied in den focialen und ftändifchen 
Berhältniffen der beiden Klafjen von Grundbefigern in die Augen. Jedermann 
bemerft, daß die Sitten, die Bildungsgrade, die geſellſchaftlichen Anſchauungen, 
die Anfprüche an das öffentliche Leben, vie Neigungen und Intereffen und vie 
Ausprudsweifen beider Mafjen durchaus und gründlich verſchieden find. Wenn 
daher aud die moderne Rechtsbildung den Gedanken, daß irgend ein obrigfeit- 
liches Recht ein bloßes Gutsrecht fei, wegwirft, jo ift doch eine repräfenta- 
tive Berückſichtigung jenes wichtigen Unterichieves im Staate auch mit ihr nicht 
blos verträglih, fondern wenn es ihre Aufgabe ift, die den Staat beftimmenden 
Mächte und Fähigkeiten in ihrem Werthe zu begreifen und organifch darzuftellen, 
für die moderne Verfaſſung eine Nothwendigfeit. Dieſe Berüdfihtigung durchdringt 
mehr oder weniger auch bie neuere Staatsverfaffung, indem zum Behuf der Na— 
tionalrepräfentation ſowohl in ven Reichs- und Landesſtänden als in 
‘den Provinzial- und Kreisräthen ven beiden Klaſſen bald eine gejonverte 
Vertretung verftattet, bald aus denſelben doch beſondere Abtheilungen ver Wahl⸗ 
kreiſe und Wahllörper gebildet worven find. Die bäuerliche Repräfentation ift ihrer 
Natur nad ein ſolid-demokratiſches, die gutsherrichaftliche ein ausgezeich- 
netes ariftofratifhes Element in der allgemeinen Repräfentation. Werben bie 
beiven Klaffen nicht unterſchieden, fondern in der Einen Klaſſe der Grundbefiger 
zufammengefaßt, fo bat dieſe Mifhung in unferer Zeit, anders als im Mittel- 
alter, die Auflöfung und Vernichtung des ariftotratifhen Elementes zur Folge. 
Wird aber die Unterſcheidung, wie das in der neueren Zeit theilweife in Preußen 
geſchehen ift, im ſcheinbarer Wieverbelebung mittelalterlich = ftändifcher Gegenfäte 
künftlih zu Vorzugsrechten des landſäßigen Adels ausgeprägt, fo erhält das ari« 
ftofratijche Element eine überjpannte, der modernen Entwidlung feindfelige Stel: 
lung, welde im Mißverhältniß ift zu dem wirklichen Kräften umd den gerechten 
Anfprühen ver Bauerihaft, umd ſchließlich für die Ariftofratie felbft verderblich 
wird. Am wenigften aber pafit in ben modernen Staat hinein die Ertheilung 
obrigkeitliher Rechte an bie Gutsherren, denn biefe Rechte find nothwendig 
öffentliche Pflichten, welche von der Staatseinheit abgeleitet und perſönlich 
erfüllt werden müffen, nicht aber zur Zubehörbe eines Privateigenthbums werben 
dürfen. (Bgl. den Art. „Grundherrſchaft“.) 
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111. Pflicht und Wecht des Staates im Verhältniß zum Pri— 
voteigentbum 1. Das Hauptverhältnig des Staates zum Cigenthum liegt 
auf der Seite der ftaatlichen Pflicht, mehr noch als auf ver Seite des ftaatlichen 
Rechts. Boraus hat der Staat die Aufgabe, das Privateigenthbum als fol- 
ches — aljo aud in feiner Selbftftändigfeit und Freiheit gegenüber ver Staats- 
gewalt — anzuerkennen und zu ſchützen. Diefe Pflicht ift in vielen BVerfaf- 
fungen als eines der widtigften bürgerlichen Rechte ausgefprohen; von den beut- 
fen 3. B. in Preußen Art. 9: „Das Eigenthum ift unverleglih. Es kann nur 
aus Gründen des äffentlihen Wohles gegen vorgängige in bringenden Fällen 
wenigftens vorläufig feftzuftellende Entſchädigung nah Maßgabe des Gefeges ent- 
zogen oder beſchränkt werben.“ Bayern IV. 8: „Der Staat gewährt jebem 
- Einwohner Sicherheit feiner Perſon, feines Eigenthums und feiner Rechte.“ 
Sadjen $. 27: „Die Freiheit der Perfonen und die Gebahrung mit dem Ei- 
genthume jind feiner Beihränfung unterworfen, als melde Gefeg und Recht vor- 
ſchreiben.“ Hannover $. 28. Württemberg $. 24: „Der Staat fidhert jedem 
Dürger Freiheit der Perfon — freiheit des Eigenthums.“ Baden $. 13: 
„Eigenthum und perfönliche Freiheit ver Badener ftehen für alle auf gleiche Weife 
unter dem Schute der Verfaſſung“ u. f. f.; von andern Berfaffungen z. B. in 
Frankreich feit der Berf. von 1791 Tit. 1 in allen neueren Verfaſſungen wie- 
derholt, in Belgien Art. 11, in ven fchweizerifhen Kantonalverfaffungen : 
Züri 8.15, Bern $. 18, u.f. f., in Nordamerika Zuf. v. 1791 Art. IV. 
In verfchiedenen Formulirungen wird überall derſelbe Grundſatz anerkannt, er ift 
allgemeines Recht ver civilifirten Welt. 

2. Diefe Gewährleiftung des Eigenthums durd den Staat zeigt fi vor- 
nehmlich 

a) in der Geſetzgebung. Der Staat darf auch nicht durch Geſetze den 
Einen ihr Eigenthum entziehen und den Andern geben. Aber er darf und ſoll 
durch feine Geſetzgebung, wo ein Bedürfniß ſich zeigt, die Exiſtenz und ven In— 
halt des Eigenthbums wider Verkennung und Störung fidern, die Formen des 
Eigenthumsverfehrs ausbilden und bie allgemeinen Beringungen feftiegen, deren 
die gefunde Fortdauer des Eigenthums bevarf. Bon großer und wohlthätiger Wir- 
fung war im biefer Hinficht die Thätigfeit der neueren Gefeggebung, um das 
Grundeigenthum von ewigen Laften zu befreien und durch die Einführung 
von Grundbüchern und der Form der Fertigung im Grundbuch (vgl. diefen 
Art.) die Sicherheit und den Kredit des Orunbeigenthums zu erhöhen. 

Der ftaatlihen Gefeßgebung kommt es aber aud zu, viejenigen Schranfen 
der Privatwilltür aufzurichten, welche durch das Neben- und Miteinander: 
beftehen der Menſchen bebingt und durch die allgemeine Wohlfahrt ge 
fordert werben. Die manderlei Beſchränkungen des Grundeigenthums im Intereffe 
der Nachbarverhältniffe oder im Interefje der dauernden Berirfniffe (3. B. Be- 
ſchränkungen des Waldeigenthums) oder zur Erhaltung der nationalen Kraft und 
Gefundheit und um ver politifhen Organtjation des Staates willen (gefchloffene 
Güter, Unveräußerlichfeit der Güter) können aus viefem Gefichtspunfte gerecht: 
fertigt fein. Offenbar fann die Gefeßgebung leichter das Grundeigenthum als das 
Eigenthum an Fahrhabe derartigen Beihränfungen unterwerfen, weil jenes feiner 
Unbeweglichteit wegen bequemer zu kontroliren ift, während biefes ſich vor jeder 
Kontrole verbirgt, fie kann aber auch dieſe Beihränfungen eher rechtfertigen, weil 
der Boden und die Kultur des Landes auch eine Grundbedingung für die Eriftenz 
des ganzen Bolfes ift, und das Grundſtück weder das Erzeugniß einzelner Men- 
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ſchen noch gänzlich ihrer Macht anheimgegeben ift, folglih das Recht. und vie 
Intereffen der Gemeinfchaft in ver Natur des Bodens felbft eine Unterftägung 
finden. 

b) In ver Rechtspflege, welde in einzelnen konkreten Fällen das Eigen- 
thum fewohl direft in Form des Civilverfahrens gegen vie gefchehene Störung 
und Verlegung, als indireft durch das Strafverfahren gegen verbrecherifche An- 
griffe in Schuß nimmt und wieder herftellt, 

ec) In der Polizei, melde zunächſt das Eigenthum gegen 'drohende Ber- 
legungen zu fichern ven Beruf bat. Aber darf nidt auch die Polizei, in ähnlicher 
Weife wie die Gefeßgebung, durch ihre Verordnungen bie freie Ausübung des 
Eigenthums beſchränken? Sie hat das ſchon in allen europäifchen Staaten, befon- 
ders im 18. Jahrhundert in reihlihen Maße gethban und fie thut es zum Theil 
auch heute noch. Sie hat vorgefchrieben, was für Gewächſe ver Bauer pflanzen, 
wie die Häufer im Innern und nad Außen gebaut, wie die Fabriken eingerichtet 
werben follen, was für Kleider die Leute tragen oder nicht tragen bürfen u. j. f. 
Es ift aber einleuchtend, daß bei unbeſchränkter Polizeigewalt die Sicherheit und 
die freiheit des Privateigenthums ganz illuforifh wird. Das ift gerade der große 
Fortfchritt der Erkenntniß des Eigenthbums, daß ed weientlih ein Recht der 
Privatperfon fei und um vefwillen aud vor der Einmifhung und dem Drud 
der Stantsbeamtung gewahrt bleiben müſſe. Ebenjo wird Niemand beftreiten, daß 
die wichtigen Garantieen, weldhe den Eigenthümern in der repräfentativen Orga— 
nifation der gefetsgebenden Gewalt geboten werben, in der Bejegung ber Polizei- 
ftellen gänzlich fehlen, daher auch die Gefahr eines Mißbrauchs ver öffentlichen 
Gewalt gegen das Privatredt, die dort in verſchwindender Geringfügigfeit vor— 
handen ift, hier weit größer wäre. Auf der andern Seite ift ebenfowenig zu ver- 
kennen, daß die öffentliche Wohlfahrt in manden Fällen dringend das polizeiliche 
Einfhreiten fordert, um eine allgemeine Gefahr oder Noth abzuwenden, und daß 
zu diefem Behuf auch allgemeine Polizeiverorbnungen unerläßlich find, melde in 
gewilfer Beziehung doch die Willkür des Eigenthümers befhränfen, z. B. mit 
Rückſicht auf Feuersgefahr Vorſchriften über die Anlage von Feuerheerden und 
Kaminen, mit Rückſicht auf die gemeine Reinlichkeit Beſtimmungen über die Wafler- 
ableitung, um ver gemeinen Gejumpheitspflege willen Verordnungen über ven Ver: 
fehr mit Giften u. ſ. f. 

Wie läßt ſich dieſer Knoten löfen, ohne daß durch ein gewaltſames Zer- 
ſchneiden vefjelben jei es vie Freiheit des Eigenthums, fei es die allgemeine Wohl: 
fahrt Schaden leivet? Am meiſten hilft die fcharfe Scheidung der privatredt- 
lihen und der öffentlihen Elemente und Momente. Es ift vor allen Dingen 
nicht die Aufgabe und nicht das Recht der Polizei, das Privatredht zu ordnen. 
Daber darf fie keinerlei Verordnungen erlaffen, melde die privatrechtliche Geftal- 
tung und Ausübung des Eigenthums verändern ober hemmen. Jede allgemeine 
Morifitation oder Beſchränkung des Eigenthbums von privatrechtlichem Gehalt und 
privatrechtlicher Form ift ausſchließlich ver Geſetzgebung vorbehalten, nicht daneben 
auch der Polizei erlaubt. Die Gerichte find berufen, vie Freiheit des Privateigen- 
thums aud gegen ſolche Uebergriffe ver Polizei zu ſchützen. Dagegen ift die Polizei 
wirktlih befugt, innerhalb ver geſetzlichen Schrauken Alles anzuorbnen, was bie 
allgemeine Sicherheit und vie öffentliche Wohlfahrt erfordert, und darf daher 
aus öffentliben Gründen und foweit das allgemeine Bedürfniß es er 
heiſcht, auch die Ausübung des Privateigenthbums befhränfen und jogar in Noth— 
fällen, 3. B. vriugender Gefahr des Brandes, ver Ueberſchwemmung, ver An- 
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ftedung u. ſ. f., vorübergehend in. vaffelbe eingreifen. Eine das Eigenthum be 
ſchränkende Polizeiverorpnung ift daher immer nur publiciftifh, niemals 
privatrehtlich zu begründen, und darf nie weiter reihen, nod länger 
dauern, als das dffentlihe Wohl es fordert. (Vgl. den Art. „Polizei‘.) 
Für das Privatwohl zu forgen, ift nicht Sade ver Polizei, fondern 
der Privaten felbft. 

3. Neben ver Pflicht des Staates zur Gemwährleiftung des Eigenthums be— 
fteht die Hoheit vefjelben wie über vie Perfonen der Staatsangehörigen fo and 
über ihr Bermögen. Sie ift von ftaatsrehtlihem Gehalt und nur die An- 
wendung der Staatsautorität und Staatsmacht in ihren verſchiedenen Organen 
und Funktionen aud auf das Vermögen. Sie äußert ſich in der Gefetgebung, 
in der Polizei und für die Eigenthümer oft am empfindlichften in der Befteu- 
rung: (Bol. die Art. „Steuern und „Steuerpflicht”.) Das Eigenthum wird 
dadurch allerdings theils beſchränkt theils belaſtet, aber niemals privatrechtlich, 
fondern immer öffentlich= rechtlich. Es bedarf daher hier auch feiner weitern Erör- 
terung. Der Gefichtspunft des Privateigenthums tritt hier ganz zurüd, denn dieſes 
bleibt in feiner privatrechtlihen Selbſtſtändigkeit vollfommen anerfannt, der Ge- 
fihtspunft des Staates ift allein maßgebend. 

4. Anders verhält es fih mit dem Rechte des Staates zur Enteignung, 
Erpropriation. (S. den Art. „Erpropriation”.) Denn bier entzieht der Staat 
der Privatperfjon das Eigenthum an einer beftimmten Sache und ergreift felbft 
Privateigentbum daran, wenigftens vorübergehend. Diefe Wirkung, obwohl fie 
ebenfalls von der. Hoheit des Staates oder anders ausgedrüdt von dem Princip 
andgeht, daß dem öffentlihen Bedürfniß der Gefammtheit auch das Privatrecht 
des Einzelnen zum Opfer gebracht werden müſſe, alſo das Recht der Gemeinſchaft 
ald das höhere dem des Individuums überorbnet, greift doch unmittelbar das 
Privatreht an. Würde das rückſichtslos geſchehen dürfen, fo wäre damit das 
Prineip der Privatfreiheit und des Eigenthums gebrochen. Aber eben die Ausbil- 
dung dieſer ausnahmsweiſen Eingriffe in das Privatrecht zeigt am deutlichften, 
wie jchen und rüdjichtsvol auch die Geſammtheit vor der Unantaftbarfeit des 
Privateigenthums ſich beugt. Sie macht das Recht der Enteignung nur in Fällen 
eined dringenden öffentlihen Bepürfnifjes geltend und auch dann nur gegen 
volle Entſchädig ung des Privaten, fo daß ver Werth des Privateigenthums 
diefem unverfehrt bleibt und er aus Gründen des öffentlihen Wohls nur genöthigt 
wird, fi einen Auskauf gefallen zu lafjen. 

IV. Zur Neformfrage des Gigentbums. Während vie Weltge- 
Ihichte den engen Zufammenhang ver fteigenven Civilifation und der Ausbildung 
ves Eigenthums deutlich macht und alle neueren Staaten die Unverletzlichkeit des 
Eigenthums als eine Grundbedingung der rechtlichen Eriftenz und der Wohlfahrt 
anerkennen, erheben fih im unferer Zeit eine Menge feindlicher Stimmen bald 
gegen die Idee des Eigenthums felbft, welche fie als eine Ausgeburt des ſchänd— 
lihften Egoismus verdammen, bald gegen die Verwirklichung und die Formen 
deſſelben und verlangen, fei cs Abfchaffung des Sonvereigenthums und ausſchließ— 
lihe Anerkennung des Rechts der Gemeinichaft, ſei es eine fo tief greifende Um— 
geftaltung des Eigenthums, daß das bisherige Privateigenthum darüber zu 
Grumde ginge oder doch ſchwere Einbufe litte. (Kommunismus und Socialis- 
mus. Vgl. die entiprechenden Artikel.) Diefe Stimmen haben oft einen ftarfen 
Wieverhall und lauten Beifall gefunden, und wir haben bereits verſchiedene ernft- 
lie Verſuche erlebt — befonvers im Jahr 1848 —, die dem Eigenthum feind- 
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lichen Doktrinen praftifh zu machen. Alle diefe Unternehmungen find freilich ge 
fcheitert; die Macht der Staatögewalt und bes Gigenthums, welde fi von ber 
gemeinfamen Gefahr bedroht jahen, konnte wohl augenblidlih verblüfft und ges 
lähmt werden; dennod war fie zu groß, um dem erften großen Feldzug ber 
fommuniftifchen oder der focialiftiihen Nevolution dauernd zu erliegen. Aber bie 
Welt war doch von einer furdtbaren Gefahr, wie von ber unerwarteten Eruption 
eines Vulkans überrafht und es war die Sicherheit des Eigenthums für einige 
Zeit durch dieſelbe jehr erfchüttert worden. Woher follen wir nun die Zuverficht 
nehmen, daß dieſe Gefahr nicht nochmals wiederfehren werde? Wir könnten volle 
Beruhigung nur dann fchöpfen, wenn wir uns überzeugten, daß die Urfachen, 
die zu jenen Angriffen geführt, verſchwunden jeien oder doch viel von ihrer Stärke 
verloren haben, und uns nur dann fidher fühlen, wenn feither die Macht ver 
Rechtsordnung größer geworben wäre. Können wir uns biefer Wahrnehmung er- 
freuen ? 

In einigen Beziehungen freilich hat ſich die Sachlage feither verbefiert. Be— 
vor die Revolution gegen das Gigenthum ausgebrodhen, hatten nur Wenige fie 
für möglich gehalten. Die Erfahrungen des Jahres 1848 haben Jedermann über 
das Dafein einer foldhen Gefahr aufgeklärt, und der Schredf davon fit noch in 
den Gliedern der befigenden Klaffen. Die Einfiht in eine Gefahr aber ift, richtig 
benugt, der Anfang ihrer Bewältigung. Iene Erfahrungen fonnten fo die Macht 
der angegriffenen Rechtsorbnung ftärfen und fie haben fie wirklich geftärft. Darauf 
vornehmlich ift die neue Erhebung und Berfhärfung der Regierungsgemwalt und 
der Kriegsmadht gegründet worden. Diejelben haben aber noch in einer andern 
Hinfiht heilfam gewirkt. Sie haben — um der allgemeinen Uebel willen, melde 
alle auch die eigenthumslofen Klaffen der Bevölkerung betrafen — in biefen felbft 
Zweifel gewedt gegen die fommuniftiihen Lehren. 

Aber in der Hauptfadhe wirken die Urfahen, melde vie Erhebung der pro- 
letarifhen Maffen wider das Eigenthum veranlaßt haben, nod fort, wie vor dem 
erften großen Kampf, ja die Haupturfahe, das unleugbare Mißverhältniß über- 
mäßiger Neichthümer und Genüffe ver Wenigen auf ver einen Seite, uub eines 
weitverbreiteten Mangels und Dürftigfeit großer Maſſen auf ver andern Seite, 
woran bie heutige Geſellſchaft frankt, und welches in den großen bewegten Welt- 
ftäpten ganz bejonders auffällig und reizbar erjcheint, bat eher noch an Ausdeh- 
nung zugenommen, wenn gleich die Schroffheit deſſelben gemilvert fein mag. Ohne 
diefes Mißverhältnig wäre die Geiftesverirrung, welche zu Beftreitung des Eigen- 
thumsbegriffs geführt hat und die Verdorbenheit ver moralijhen Gefinnung, welde 
ihre Luft hat an dem Umfturz der Eigenthumsorbnung und im Trüben zu fifchen 
hofft, nicht jehr gefährlich. Einzelne Böfewichter können wohl aus folhen Motiven 
das Eigenthum Ginzelner gelegentlih ſchädigen — zu allen Zeiten hat es Diebe 
und Räuber gegeben —, aber ein ernfter Angriff auf die ganze Inftitution des 
Eigenthums wird erft möglich, wenn vie Maflen von ſolchen Doftrinen ergriffen 
werben, und bas werben fie nur wenn fie ſchwere Mißftände empfinden. Das 
Eigentum ift ein jo natürlich» menfchliher Begriff, es ſchließt ſich fo jelbftver- 
ftäntlih an die Beſonderheit und Selbitheit der einzelnen Berfonen und Familien 
an, die Inftitution ift ferner feit Iahrtaufenden fo feft gewurzelt in ver Geſchichte 
unferer Givilifation, und in den Sitten fo lebendig, daß auch die Maſſen an das 
Eigenthum als an eine natur nothwendige und geradezu als an eine heilige In- 
ftitution glauben und daher für eigenthumsfeindliche Doftrinen nicht leicht einge: 
nommen werben. Ihr ganzes Bewußtfein und ihr Gewiffen fträuben ſich dagegen. 
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Nur wenn der Drud und die Noth für vie Menge unleidlich wird, wenn bie 
Mifftände der Civilifation wie eine ſchwere Kranfheit empfunden werden, in 
ſolcher Berftimmung und in fieberhafter Aufregung kann fie momentan für jebe 
Empörung gewonnen werben. 
+ Derartige Mißverhältnifie aber find jleiver in bevenkliher Weife noch vor- 
handen. Es giebt große Maffen in ver europäifhen Benölferung, welche mit 
Mühen und mit Arbeit überladen find und mit ihrem Lohne faum die nothdürf— 
tigften Bedingungen dieſes fehweren Lebens erjhwingen, ganze Klaſſen von Ar- 
beitern, welche elend wohnen, dürftig gefleivet und ſchlecht genährt und doch nicht 
einmal der Fortdauer diefer ärmlichen Eriftenz fiher find. Es giebt in dem mo— 
vernen, auf fein Chriftenthyum und feine Givilifation ſtolzen Europa auch feit der 
Aufhebung aller Leibeigenfhaft Zuftände, welche in vielen Beziehungen thatfäch- 
ſchlimmer find, als die ver antifen Sklaverei. Die tägliche Arbeit des modernen 
Proletariates ift ficher im Ganzen nicht geringer und nicht leichter als die des 
antiten Sklaven, und die Genüffe deſſelben find um Vieles kümmerliher und 
weniger gefichert. Der Vorzug der perfönlichen Freiheit, der ihm durch die Gefeg- 
gebung gewährleiftet wird, wirft wohl für Einzelne, die fih aus diefem Abgrund 
emporringen, auf's befte, aber der Maffe gegenüber dient er nur, um ben 
ſchreienden Widerſpruch zwifchen ver Idee und ver Wirklichfeit heftiger zu machen 
umd ihren Mifmuth zu reizen, denn im der Wirklichkeit ift die Freiheit dieſer 
Leute von der Macht des Kapitals in Feſſeln gelegt. Taufende und Zehntaufende 
find zwar nicht Stiaven diefer oder jener Perſon, aber fie find Sklaven dieſes 
oder jenes Fabrifationszweiges, oder diefer oder jener Einrichtung. Ihre Kräfte 
und Fertigfeiten heben fie über die natürlichen Armen (die Waifenfinder und die 
Gebrechlichen) empor, aber die unnatürlichen Gejellihaftsverhältniffe drüden fie 
unter * Armen nieder. 

Die Unnatur und das Mißverhältniß einer ſolchen Exiſtenz ohne Genuß 
wird überdem durch die Vergleichung mit den entgegengeſetzten Exiſtenzen, die im 
Uebermaß der Genüſſe ſchwelgen, noch mehr verbittert. Wenn der Ueberfluß des 
Reichthums den Mangel der Dürftigkeit ergänzt und deckt, fo wird der Wiber- 
ftreit beider gemilvert und verſöhnt. Wenn aber jener unbefünmert um biefen fich 
ergießt, und ſich beide trennen und meiden, wie das leider in unferer Rulturwelt 
häufig gefchieht, dann wird der Gegenjag zu tödtlicher Feindſchaft gefteigert. In 
den dürftigen Klaffen gährt dann der Haß wider den Reichthum und wider das 
Eigenthum, im dem fie die Quelle aller ihrer Uebel zu erkennen wähnen. Wird 
der Egoismus des Cigenthbums ohne Nüdficht auf die menſchliche Gemeinschaft zu 
den äußerſten Konfequenzen getrieben, fo tritt ihm nun der Egoismus der Ber: 
mögenslofigkeit drohend entgegen, und verlangt mit räuberifher Gewalt Theilung 
der Güter. In der That, wenn der einfeitige und rüdfichtslofe Egoismus der 
Individuen, der die Seele des römiſchen Gigenthumsbegriffes ift, als oberftes 
Geſetz anerfannt und in maßlofer Weife überfpannt wird, fo erliegt er feinen 
eigenen Konfequenzen und berfelbe Egoismus, welder in der Negel als Bertreter 
des Eigenthums ericheint, zeigt fih nun aud als Angreifer des Gigenthums, 

Nicht daß man das Uebel ver neueren Gefellfchaftszuftände aufdeckt und auf 
Heilmittel denkt, ift zu tadeln — das ift nur Uebung einer menſchlichen Pflicht —, 
wohl aber haben vie fommuniftifhen und, wenn auch in minderem Grade, die ſo— 
califtifhen VBerfuhe zur Bekämpfung des Uebels dieſes nur verjchlimmert, und 
die wirkliche Heilung noch erfchwert, denn fie haben vie Stimmung vergiftet und 
das Mißtrauen gegen jede Reform gereizt. 
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Der gemeinfame Fehler aller jener Verſuche, auch wo fie in guter Meinung 
unternommen wurben, war der, daß fie fünmtlich fei e& unmittelbar die Eriftenz 
des Eigenthums angriffen over doch mittelbar die Sicherheit deſſelben bedrohten. 
Die Erfahrungen vorzüglid des Jahres 1848 haben mın aber deutlich gezeigt, 
daß jede Störung bdiefer Sicherheit des Eigenthums fofort das Uebel, veffen 
Heilung angeftrebt wird, vergrößere und die Leiden unfers gefellfchaftlihen Kör— 
pers vermiehre. In dem Verhältniß, in welchem das Giyenthum unſicher wird, 
verliert es an Werth, und die allgemeine Werthverminderung ber vor- 
bandenen Güter ift zugleich eine Verminderung der in ihnen liegenden Kräfte, 
um die menſchlichen Bepürfniffe zu befriedigen; durch Ausbreitung der Armuth ift 
den Dürftigen ficher nicht geholfen. Dazu kommt, daß jede Unficherheit des Eigen- 
thums aud den Kredit unficher macht, und der Mangel an ökonomiſchem Ber 
trauen lähmt den ökonomiſchen Verkehr unter den Menfhen. Es wird daher auch 
um fo weniger Arbeit gefudt, und um deßwillen auch die Arbeit geringer 
belohnt. So enge find Eigenthum und Arbeit verbunden, daß wenn das Eigen— 
thum erſchüttert wird, aud die Arbeit an Werth verliert. Es ift daher den Ar- 
beitern nicht fo zu helfen, daß man die Gigenthümer bevrängt. Im Gegentheil, 
jede wahre Reform der empfundenen Mißftände muß die Sicherheit des Pri- 
vateigentbums als eine numentbehrlide Grundlage aller Heilung auf 
das forgfältigfte bewahren. 

An ein Zufammenwerfen des gegenwärtigen Eigenthums und an eine neue 
Bertheilung deſſelben, fei es nad gleihen Theilen, fei es je nad dem verfchie- 
denen Maße der individuellen Fähigkeit und Anſtrengung, darf daher überall nicht 
gedacht, es. muß vielmehr die geſchichtliche Vertheilung ver Güter vor allen 
Dingen anerfannt werden. Zu dieſer gefchichtlichen Gütervertheilung gehört das 
Erbrecht auch, welches das Recht und den Erwerb der früheren Gefchlechter den 
Nachkommen überliefert und ven Zufammenhang ver Vergangenheit mit der Gegen- 
wart ſchützt. Die reformirende Sorge des Staates darf nicht zur Vormundfchaft 
über das Privateigenthbum und noch weniger zur Willfür über vafjelbe gefteigert 
werben. Die jchügende und heilende Thätigkeit des Staates bezieht fih nur auf 
die allgemeinen Grundbedingungen und Schranfen der Inftitution, deren Erfüllung 
und Bewegung im Ginzelnen theils der Geſchichte des Privatvermögens theild der 
Freiheit der Individuen überlaffen bleiben muß, und darf nur infoweit einfchrei- 
ten, als die überlieferten und gegenwärtigen Zuftände der Inftitution an unnatür- 
(iher Verderbniß und an unfittlihen Berfehrtheiten leiden. Im Grunde läßt ſich, 
wenn wir von den Mafregeln einer fergfältigen Vollswirthſchaftspflege abfeben, 
die nicht bier zu erörtern find, das Ziel aller Reform des Privatrechts in dem 
Einen Worte ausfpreben: Herftellung eines gefunden Kreislaufs und dem— 
nad Sättigung des Mangels durd Hinleitung des Ueberfluffes, over 
anders ausgedrückt, Berüdfihtigung der Verbindung unter ven Men- 
[hen zugleidh mit der Ausprägung und mit vem Schuße des Indivi— 
dualrehts; alfo aud bier wieder thut Bekämpfung der Ertreme und ihrer Ein- 
feitigfeit hauptſächlich Noth. 

Folgende Vorſchläge verdienen hier eine kurze Beleuchtung: 

1. —8 ſich nicht ein äußeres oder inneres Maß finden für ven Umfang 
des Privateigentbums, fo daß, wo dieſes Maß überſchritten würde, der Ueberfluß 
erfichtliih und im Intereffe der Gemeinfhaft in Befchlag zu nehmen wäre? Bis 
jegt bat Niemand eine Formel vorgejchlagen, welche zugleich gerecht und zwed- 
gemäß die Grenzen des erlaubten Privatreichthbums beftimmte. Es verfteht fich, 
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daß jede gejeglihe Abgrenzung nad einer beftimmten Anzahl von Tauſenden oder 
Humderttaufenden oder Millionen durdaus willtürlih und gar nicht durchzuführen 
wäre, ohne vie Sicherheit des Privateigenthums ernftlich zu gefährden, die wir 
als unerläßlihe Bedingung jever Heilung erfannt haben. Am ebeften wäre viel- 
leicht eine Verhältnißzahl für die zuläffige Ausdehnung des Grundeigenthums zu 
ermitteln; denn am eheſten läßt ji aus Rechtsgründen eine gewifle Vertheilung 
des Bodens unter eine beftimmte Anzahl von großen und von Hleineren Grund— 
eigenthümern verlangen und am leichteften eine Abweihung von den Normalmaßen 
fontroliven. Auch liegt die Gefahr der Yatifundien wie der übermäßigen Güter- 
zerfplitterung dem gemeinen Berftändnig nahe genug, um daſſelbe für eine ver- 
artige Beihränfung empfänglich zu machen. Aber aud in viefer Anwendung ift 
meines Willens doch kein irgend zu billigender Borfchlag gemacht worden, Das 
befannte liciniſche Agrargeſetz, welches eine Anfammlung von mehr ale 500 
Jucharten in Einer Hand unterfagte, auch wenn es nicht blos auf die Befigun- 
gen am Gemeinland bezogen, fondern auf das Grundeigenthum ſelbſt ausgedehnt 
werben ſollte, ift doch dafür, weil völlig willkürlich aud ungeeignet. 

Das moralifhe Princip läßt fih wehl eher erfennen. Man kann fagen: 
Nur das ift fittlich betrachtet wahres Vermögen eines Individuums, was dieſes 
Individuum zu beherrfchen vermag. Es ift ein dem Eigenthum fittlich widerfpre- 
chendes Berhältnig, wenn das Vermögen über vie Perfon und nicht die Perfon 
über das Vermögen herrſcht. Der Geizhals, der feine Schäge häuft, ohne fie 
vernünftig zu benutzen, ift fittlih gefprodhen der Sklave, nicht der Herr feines 
Reichthuuis; umd der Schwelger und Verſchwender weiß ebenfowenig fittlihe Herr- 
haft zu üben. Wer daher mehr Bermögen bat, als er fittlih zu bewirthſchaften 
und zu benugen fähig ift, hat von dem Stanbpunft der Moral aus mehr als 
ihm gebührt. Aber die Uebertragung viefer moralifhen Gefege in das menſchliche 
Necht ift weder zu billigen noch wäre fie praftiih durchzuführen. Sie wärbe die 
ganze rechtliche Inftitution des Eigenthums von Grund aus ummälzen und dem 
* menfchlichen Richter würde es immer am einem äußerlich ſichern Mafftab fehlen, 
weran er tie moralifhe Tüchtigfeit der Individuen bemißt. 

Am eheften noch läßt fih für den Grundbeſitz ein Mafftab finden, und 
verſchiedene pofttive Rechte haben verartige Verſuche gewagt. In einer Beziehung, 
nämlich mit Bezug auf die Ausbeutung und Ausrodung der Wälder, hat fogar 
das allgemeine moderne Recht die entſchiedene Tendenz, die Willtür der Eigen— 
thümer im Intereffe ver Geſammtheit zu beſchräuken, wenn gleich auch da feine 
Borjorge getroffen wird, daß nicht alle Waldungen zulegt in die Hände von 
wenigen Privaten fommen, welde damit ein Holzmonopol erwürben. Cingreifen- 
ver aber keineswegs tadelnswürdig ift ſchon die Beltimmung einzelner Statuten, 
daß ber fulturfähige Boden nicht zum gemeinen Nadıtheil unbebaut liegen bleiben 
dürfe, und daß die unfultivirten Felder wieder zur Allmende gezogen, oder ber 
Dkfupation freigegeben werten. Denu fo abjolur gehört ver Boden nicht dem 
Eigenthümer an, daß dieſer ihn zur Wildniß werden laffen und doch noch fein 
Eigenthum daran behaupten dürfe, Auch die in einigen nordamerikaniſchen Staaten 
nenerlich aufgefommene Regel, daß das Grundeigenthum nicht auf die Dauer von 
dem Wohnfit auf den eignen Gütern getrennt fein, noch der jelbftftändigen Wirthſchaft 
des Gigenthümers entbehren bürfe, ift bier zu erwähnen, indem er das Auffom- 
men großer Grundherrſchaften, deren Gigenthümer fern in den Städten leben, 
jehr erſchwert. Es find das immerhin beachtenswertbe Keime einer zufünftigen 
Rechtsbildung. 
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2. In ähnlicher Weife, wie früher im römifchen Reiche, ift heute noch in 
Amerifa und in andern großen Rolonialländern der europäifchen Staaten auf lange 
bin dafür geforgt, daß jede neue Familie leicht vom Staate Grundeigenthum er- 
halte. Die proletarifche Befig- und Familienlofigfeit ift vorzüglih eine europäiſch- 
fontinentale Krankheit. In der fogenannten neuen Welt ift noch mehr als genug 
Raum für die Bevölkerung, die fich dort niederlaffen und arbeiten will. Betrachtet 
man die Erbe in ihrem Zuſammenhang und denkt man fi, die Menfchheit hätte 
diefelbe neu zu vertheilen, fo wird man ſich wohl überzeugen, daß bie Exrbober- 
fläche reichlich befähigt fei, die ganze Menſchheit auf's befte und dauernd zu er- 
nähren. Die Menfhen bürfen nur nicht im einzelnen Gegenden fi übermäßig 
zufammenbrängen, fie haben ven Beruf, die gefammte Oberfläche zu erfüllen. 
Die vorhandene Noth in manden Ländern ift daher mehr ein Refultat ver menjch- 
lichen Geſchichte, als eine Folge der natürlichen Bedingungen; und eben darum 
muß es auch eine Aufgabe der Givilifation fein, ihre eigenen Fehler wieder zu 
verbefiern. 

Einzelne europäifche Staaten, wie vorzüglich die weftlihen und dann aud 
der öftlihfte Haben mun einen Theil dieſes ungeheuren Vorrathes von Boden, 
welcher vie Kultur noch erwartet, in ihren Befit gebracht, und fo große Weiten 
von Bolfland over Aronland over Staatsländereien zu neuen Güter— 
vertbeilungen an Privaten im fteter Bereitihaft. Daß auch diefe Staaten 
fi in fpäter Zukunft erfhöpfen werben, ift wahrſcheinlich, aber auf Jahrhunderte 
bin nicht zu beforgen; und fogar jene entlegene Furcht vermindert fi durch bie 
Erwägung, daß das Wahsthum der Bevölferung mit der Ertragfähigfeit ber 
Erve fiher in einem beftimmten Verhältniß fteht, und daher nad) einem göttlichen 
Naturgefeg feine Grenze finden wird, bevor der Boden erſchöpft würbe. Aber die 
mitteleuropäifhen Staaten, und ganz vorzüglich Deutfchland haben es bisher ver- 
ſäumt, fich ſolche Vorräthe anzulegen. Die große veutfche Auswanderung (f. d. Art.) 
wendet ſich fremden Läudern zu und ift nicht zugleich nationale Kolonifation. Da 
die civilifirten Völker das Bedürfniß haben zur Ausbreitung und genöthigt find, 
dur neue Urbarmahung und neue Kulturen der Verarmung ganzer Voltstheile 
entgegen zu wirken, fo ift e8 aucd eine wichtige Pflicht der civilifirten Staaten, 
für verfügbares Stantsland zu neuer Vertheilung an Privateigenthäümer zu 
forgen. 

3. Aber felbft wenn der Staat ein großes Volkland befist, und Stüde da— 
von an die Privaten abgiebt, ift noch nicht für den nothwendigen Kreislauf ge- 
jorgt. Es werben aus dem weiten Reſervoir Kanäle abgeleitet, durch welche ver 
See abfließt, aber jenes erhält keine neuen Zuflüffe zurüd. In dem Lehensfyftem 
des Mittelalters lag ein folcher Kreislauf. Der Lehensherr vertheilte feine Do— 
mäne unter die DBafallen zu Sonbergütern, und wenn die Vafallen ohne Söhne 
oder jpäter ohne Geſchlechtsvettern ſtarben, jo fiel das Lehen dem Herrn wieder 
beim, der nun eine neue Vafallenfamilie damit ausftatten konnte, Diejes Syſtem 
ift in dem neuern Europa untergegangen. Wir fennen feinen Heimfall der Güter 
mehr zu neuer Berleihung. Die Neigung ver Zeit fteht auch jedem Verſuche ent- 
gegen, einen nothwendigen Heimfall ver Privatgüter an ven Staat zu erneuern. 
It die freie Veräußerung aud des Grundeigenthums geftattet, fo wird bamit 
das Heimfallsreht illuſoriſch, und das veräußerlihe Eigenthum bat für den Ei- 
genthümer einen höheren Werth, als das unveräußerliche, venn die individuelle 
Breibeit bewegt ſich leichter mit jenem als mit viefem, und der Eigenthümer fann 
jenes bequem verwertben, diejes nicht. Daher führt die Entwidlung des Privat- 
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eigenthums als Sonbereigenthbums zur Beräußerlichkeit deſſelben, und vem- 
gemäß zur Befeitigung des Heimfallsredhtes. 

Weniger Widerftand in dem modernen Bewußtſein regen die Vorſchläge zu 
einer Korrektur des Erbrechtes auf, durch welde jener Kreislauf hergeftellt 
werben fünnte, Die focialiftiihe Yäugnung und Befeitigung des Erbrechtes freilich 
muß wieder entjchieven migbilligt werden. Würde die Erblichkeit des Eigenthums 
aufgehoben, jo würde dadurch mindeftens der halbe Werth des Gigenthums und vie 
Sicherheit des Eigenthums mit zerftört. Das Erbrecht erhält pas Eigenthum und 
veredelt ed. Die Errungenschaft der Vorfahren wird dur das Erbredt den Nach— 
fommen überliefert, und der Fleiß des Vaters gefteigert durch die Ausfiht, daß 
verfelbe noch feinen Kindern zum Nutzen gereiche. Der Zufammenhang ver Familie 
erhält durch das Erbrecht jeinen öfonomifhen Ausdruck und feine Stütze. 

Aber fo beftimmt wir jeden Angriff auf das Princip des Erbredts als einen 
Angriff auf die Familie und auf die Civilifation befämpfen müfjen, jo ift doch 
auf der andern Seite nicht zu überfehen, daß die Reform der vorhandenen Miß— 
verhältniffe auf dem Gebiete des Erbrechts am wenigften Schwierigkeiten findet. 
Wenn audy das Erbrecht im Ganzen wirkfam bleiben muß, fo hat doch fein Ein- 
zeiner bei Lebzeiten des Erblaſſers ein feftes erfülltes Erbrecht: und wenn die 
Grborbnung geändert wird, jo werben feine erworbenen Rechte gefränkt, es können 
nur Hoffnumgen untergehen, die, ohne daß der Erbe es irgend zu hindern ver- 
möchte, ebenjo aus andern Gründen plöglic verſchwinden könnten, 3. B. durch 
eine Heirath des Erblaſſers und Kinderzeugung - oder durd ven frühern Tod des 
vermeintlihen Erben oder durch ein Teftament des Erblaſſers. 

Diefelben Gründe, welde für das Familienrecht fpreden, welches nun— 
mehr im der ganzen civilifirten Welt herrſchend geworben ift, und weldem gegen- 
über das auf den individuellen Willen des Erblafjers gegründete teftamentarifche 
Erbredt nur wie eine Ausnahme von der Regel erſcheint, find aud für die Aner- 
fennung und Ausvehnung eines Erbrechts der größern Gemeinjhaft, der 
Gemeinde over des Staates mirffam. Der wahre Grund alles natürlichen 
Erbrechts ift doch die Gemeinſchaft, welche den Erblaſſer und den Erben mit ein- 
ander verbindet, der Zuſammenhang des Bluts und der Pietät, der Sitte und 
der Kultur, mit einem Worte die Gemeinschaft und die Fortdauer der 
Raſſe. Nun giebt es aber verſchiedene Kreife ſolcher Rafjegemeinihaft. Der Ein: 
zelne ift ein Kind jeiner Eltern, aber er ift auch ein Kind feiner Gemeinde oder 
feines Baterlandes; er iſt mit feiner Sippfchaft durch hundert Beziehungen des 
Blutes, der Sorge, der Erziehung u. f. f. verbunden, aber er tft im äbnlider 
Weile auch mit feinem Volke verbunden, deſſen Yebensform ihm eingeprägt und in 
defien Sprache und Sitte er erzogen ift. Der Kreis der Gemeinde und des Staates 
ift freilich ein weiterer und infofern auch ferner als der des Haufes und ver 
Blutsverwandtihaft. — Diejer Gedanke hat denn auch vielfältig zur Anerkennung 
eines ſubſidiären Erbrechtes des Staates an der Verlaſſenſchaft geführt in Gr- 
manglung von Zeftament- ober Familienerben. Sowohl das römische als vas 
deutihe Recht bat denſelben in verfchiedener Weile formulirt. 

Allein viefes Recht des Staates auf das erbloje Gut ift für ven beſprochenen 
Zwed eines organifhen Kreislaufes durchaus unwirkſam. Wird der Staat mur 
dann zum Grben, wenn feine Teftaments- und feine andern gefegliden Erben 
vorhanden find, jo wird fein Erbredt nur in ben jeltenften Ausnabmsfällen ver- 
wirfliht, und mit fo wenigen Tropfen fann jenes Rejervoir nicht ergänzt werben. 
Sin jo ärmlicher Zufluß ift durchaus ungenügend fir das große Bedürfniß des 
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Abfluſſes. Ueberdem wird diefer feltene Erwerb des Staates gewöhnlich ben öffent- 
lihen Kaffen zugewiefen und wie die Steuern und fiskaliſche Gefälle für öffent- 
liche Bedürfniſſe verwendet, nicht wieder au Privatperfonen verliehen. Das ift 
alfo in feiner Weife Regulirung des Eigenthums. 

Damit das Erbrecht der Geſammtheit als Eigenthumsreform wirke, muß 
bafjelbe 1) mit'dem Erbredt der Sippen in Konkurrenz treten, 2) durch 
die Lehre des Pflihttheils gegen zerftörende legtwillige Verfügungen gefhügt 
jein, und ed muß 3) das dem Staate angefallene Erbgut nicht zu öffentlichen 
Verwendungen benutt, fondern zu neuer Verleihung an Privatperfonen, vor— 
zügli zu privatrechtlicher Austattung der dürftigen Familien wieder 
bingeleitet werben. Detaillirte Borfdläge in dieſem Sinne find in neuerer Zeit 
ſchon gemacht ?), das Syftem aber noch nirgends in die Praris eingeführt worden, 
Die Konkurrenz des Erbrechtes der Gemeinſchaft mit dem Erbrecht ter Berwandt- 
haft ift nicht ohne Analogie in der Geftaltung des Erbrechtes, indem der Ehe— 
verband ebenfo neben dem Blutsverband berüdjichtigt wird und der Überlebende 
Ehegatte mit den Sippen konkurrirt, und hat einen guten Grund darin, daß auch 
in den realen Zuftänden des Privatlebens vie verfchievenen Verbände neben und 
mit einander bejtehen und wirken. Je enger der Familienzuſammenhang und die 
Blutsverwandticaft ift, um fo ftärker wirt audh das Gefühl der Zufammen- 
gehörigfeit, die wechjelfeitige Sorge, und um fo energiſcher tritt aud die erbrecht— 
liche Gemeinfhaft in ven Vordergrund. Je mehr fi dagegen die Verwandt: 
ichaftstreife erweitern, um jo gleichgültiger werden die Beziehungen der Sippſchaft 
und um jo bebeutfamer tritt vie Gemeinschaft und ver Pietätsverband mit der 
Gemeinde oder mit dem Staate hervor. Es ift daher ganz der Natur entfprechend, 
daß in demfelben Verhältniß, wie der eine Berband ſchwächer und unerheblicher 
wird und die Bedeutung des andern Verbandes zunimmt, auch das Erbrecht beider 
Verbände geordnet werde, — 

Literatur. Cine irgend zureichende welthiſtoriſche Geſchichte des Eigen- 
thums, insbefonvere des Grundeigenthums, giebt es noch nicht. Einzelne Andeu- 
tungen dazu finden fi in der Rechtöphilofophie von Ahrens und in der juriſti— 
ſchen Gncyklopävdie von Warnkönig. Ed. Yaboulaye hat die ältere romaniſch— 
germanifche Geſchichte des Grundeigenthums im Decident zu fhildern geſucht im 
der Schrift: Histoire du droit de propriété foncidre. Paris 1839. Ueber das 
Eigenthum nad römiſchem und deutſchem Recht ift vie befondere Literatur des 
römiſchen und des deutſchen Rechts zu vergleichen, über die philofopbiihe Begründung 
des Eigenthums die verſchiedenen naturredptlihen, zum Theil auch die national- 
öfonomifchen Werke. Die Schrift von -Thiers: Sur la propridte, ift aus national- 
öfonomifhem Standpunkt gefchrieben und vorzugsweife eine Streitfchrift gegen bie 
Kommuniften und Socialiften. Blnntiafi. 
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Den deutſchen Juriſten ift ſchon Häufig und in vielen Yällen leider nicht 
ohne Grund eine weitgehende Nadyläffigkeit vorgeworfen worden in Erfüllung ihrer 
beiligften Aufgabe, Hüter und Pfleger des nationalen Rechtsbewußtſeins zu fein. 


9 Bal. K. Brater, die Reſorm des Erbrechtes zu Gunſten der Notbleidenden. München 
1848, und Bluntſchli, Private. Geſetzb. für den Kanten Zürich, Mit Erläuterungen. Bd. IV. 
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Um fo lieber wird man bei einem Manne verweilen, ver, freilich aller Hilfe- 
mittel der. Wiſſenſchaft beraubt, doch mit eimer ſtaunenswerthen Geiſteskraft 
des feiner Zeit und feinem Volke gehörigen Nechtöftoffes ſich bemächtigt hatte und 
mit folder Meifterfchaft ibn darftellte, dan fein Werk eben jo raſch als nachhaltig 
als eine wahrhaft nationale That, als ein größter Dienft für unfer deutſches Volf 
im den weiteften Kreifen empfunden wurde. Diefer Mann ift Eike von Repkow, 
der Berfafler des Sadhfenipiegels. 

So ſchlicht war die Art des Mannes, fein Zeitalter für literariihen Ruhm 
ſo wenig empfänglih, daß mur zufällige und ganz aphoriſtiſche Nachrichten über 
ihn uns erhalten find, daß jelbft feine Autorſchaft des älteften und beften deutſchen 
Rechtsbuches fchon bezweifelt werben fonnte. Diefe Zweifel find aber in ver That 
wicht begründet. Geringerer Werth für die Entſcheidung der Frage mag baranf 
gelegt werben, daß der Glofie zum Sachſenſpiegel, die etwa 100 Jahre nad dem- 
jelben verfaßt ift, ja fchen einer nur ungefähr 50 Jahre hinter dem Original 
zurüdftehenden Iateinifchen Ueberfegung des Rechtsbuches E. unzweifelhaft als deſſen 
Berfaffer gilt; entſcheidend ift die fog. rhythmiſche Vorrede, welche in den meiften 
Handſchriften vorfommt, und welde ausdrücklich E. als Berfaffer und den Grafen 
Hoyer: von Falkenftein als eifrigen Beförderer des Werkes nennt. Freilich bat 
es an Bedenken gegen Aechtheit und Glaubwürdigkeit auch dieſer Vorrede nicht 

efehlt, der am meiften entgegen zu ftehen fcheint, daß fie fichtlih aus zwei nad) 
Form und Inhalt völlig verihievenen Stüden zufammengefegt ift, die unverfenn- 
bar zu werfchiedenen Zeiten gefchrieben wurden, Aber die Aechtheit des erjten, jün— 
geren Stüdes bahingeftellt fein laffend, muß doch die des zweiten, weldyes bie 
Nachricht von E.'s Autorichaft enthält, mit voller Sicherheit behauptet werben; 
denn nicht nur, daß es in den älteften und forrefteften Handſchriften fich findet, 
e8 trägt feine ficherfte Gewähr im ſich felber. Kein Anderer als ver Verfaſſer des 
Buches konnte in jo einfachen Worten über die Art der Arbeit Rechenſchaft geben, 
wieberholt in den wärmften Ausprüden zu ihrem richtigen Gebraude ermahnen, 
trotz alles gerechten Selbftgefühls in ungefünftelter Bejcheidenheit zu künftigen Ver— 
befferungen auffordern, das Bemußtfein der itbernommenen Berantwortlichfeit, bie 
Beſorgniß vor Entftelung und Mißbrauch fo angelegentlih und energiſch aus— 
iprechen, in fo ſchlichter und doch fo beredter Weile ven inneren Drang fchilvern, 
ver ihn zu Offenbarung und Mittheilung des als wahr und nüglih Erkannten 
treibt, Nur der Schöpfer, nicht ein Abjchreiber des Buches fonnte Worte wie 
diefe Schreiben : 
Diz recht ne han ich selve nicht underdacht ; 
iz haben von aldere an unsich gebracht 
Unse gude vore varen; 
mach ich ouch, ich wil bewaren, 
Daz min scaz under der erde 
mit mir icht vor werde. 
Von godes halven de gnade min 
sol al der werlt gemeine sin. 

Bon E.'s Lebensumſtänden, welden wir demnach unbevenflid als den Ber- 
faſſer des Sachfenfpiegels zu betrachten haben, find übrigens nur äußerſt vürftige 
Notizen auf uns gekommen. Abgefehen davon, daß E. In ver eben beiprodenen 
Vorreve feine nahen Beziehungen zu vem Grafen Hoper von Falfenftein, Vogt 
von Quedlinburg, andeutet, begegnen wir feinem Namen nod in vier Urkunden 
von den Jahren 1209, 1215, 1219 und 1233, von denen die erfte und vierte 
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ihn als Schöffen, jene zu Wettin, dieſe zu Salbe bezeichnet, währenp er in ber 
zweiten und britten neben dem Grafen Hoyer unter den Zeugen erwähnt wird, 
Außer der vollftändigen Ipentität der Namen und der für den Berfafler eines 
Rechtsbuches fo wahrfcheinlihen Stellung als Schöffe rechtfertigen die in den Ur- 
funden wie in ber rhythmiſchen Vorrede vorfommende Berbindung zwiſchen €, 
und H., fo wie der Umftand, daß unzweifelhaft in ver Heimat diefer Männer, 
in dem Anhaltifhen, ver Sachſenſpiegel entftanden ift, die Annahme, daß ver E. 
der Urkunden eine und die nämlidhe Perſon fei mit unferm E., welder demnach 
im erften Drittel des 13. Jahrhunderts lebte und im oſtſächſiſchen Gerichten als 
Schöffe thätig war. Irgend weitere Nachrichten über ihn befigen wir nicht. 

Nah der rhythmiſchen VBorreve hat E. lange mit Fleiß und Anftrengung an 
feinem Werte gearbeitet, vafjelbe ift unverkennbar aus einer fehr reihen Kenntniß 
des vor Gericht angewenveten Rechtes hervorgegangen, wornad wir das Bud in 
die fpätere Lebenszeit des Verfaſſers zu verfegen haben, etwa 1220—1230. Da- 
mit flimmt denn auch ver Inhalt vollfommen, Das Wert muß vor 1235, ja 
felbft vor 1228 vollendet fein, wie daraus zu fchließen, daß es unter den ſächſi— 
ſchen Fahnlehn das Herzogthum Braunfchweig-Tüneburg und unter ven Suffragan- 
Biihöfen von Magdeburg den Bifhof von Kamin noch nicht erwähnt; jenes war 
aber im Jahr 1235 in die Reihe ver ſächſiſchen Fahnlehn aufgenommen, dieſer 
fhon 1228 dem Erzbiſchof von Magveburg untergeben worden, und die eine wie 
die andere Thatfache, namentlich die erfte, der bereutungsvolle VBerfühnungsaft der 
Hohenftaufen und Welfen, konnte dem fähfifhen Schöffen nicht füglich entgehen, 
der ſich in feinem Buche als ein fehr zuverläffiger Kenner feiner Heimat bewährt. 
Andererjeits ift in dem Rechtsbuche allem Anfcheine nad bereit die Treuga 
Henriei benugt, die nach den neueſten Mittheilungen von zuverläffigfter Seite 
(Homeyer, die Stellung des Sachſenſpiegels zum Schmabenfpiegel S. 74) wahr- 
ſcheinlich um das Jahr 1224 erlaffen wurde, jo daß zwiſchen dieſes Jahr nnd 
1228 die Vollendung des Sachſenſpiegels zu fegen wäre. Freilich fehlt es aud 
nit an weithin abweichenden Anſichten, welde das Rechtsbuch in die legten 
Jahrzehnte entweder fchon des 12. oder umgekehrt erft des 13. Jahrhunderts 
verlegen. Aber nicht bios wird damit die ganz beftimmte Nachricht ver rhyth— 
mifhen Vorrede über E.'s Autorfchaft rein willkürlich außer Acht gelaſſen, oder 
wenigftens die Identität dieſes E. mit tem in den Urfunden vorfommenven 
ohne genügenden Grund geläugnet; es ftehen auch jeder diefer einander entgegen- 
geſetzten Anfichten noch befondere Gründe entgegen. Der Sachſenſpiegel ift in mehre- 
ven, unbeftreitbar in die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts fallenden Arbeiten be- 
reits benützt, und andererſeits kann feine Darftellung ver Königswahl nicht vor das 
dritte, höchftens zweite Jahrzehnt viefes Jahrhunderts gefett werben; früher finden 
wir nur ein ganz ſchwankendes Vorrecht einzelner noch nicht feft bezeichneter Für— 
ften bei jener Wahl angedeutet; das Recht von fieben beftimmten Fürften zur Vor— 
wahl, die übrigens noch der Zuftimmung der übrigen Neichsftände bedarf, wie bie 
Sache im Sachſenſpiegel dargeftellt wird, bat erft feit vem 13. Jahrhundert fi) 
entwidelt, um ſchon am Ende deſſelben in ein ausjchliegliches Wahlrecht eben jener 
7 Fürften, der Kurfürften, überzugeben. 

Wie E. am Schluß feiner rhythmiſchen Vorrede erzählt, hat er feine Arbeit 
zunächſt in Iateinijcher Sprache verfaßt und diefelbe erft nachträglich, namentlich auf 
Andringen des Grafen Hoyer, aber nur zögernd und im Bewußtfein der auferordent- 
lihen Schwierigkeiten ver Aufgabe in die deutſche Spradhe nmgearbeitet. Stimmen 
wir in den Danf, welchen der beſcheidene Autor dafür dem Grafen Hoyer gezollt 
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willen will, gegen diefen, noch mehr aber ihm felbft gegenüber freudig ein, denn nur 
jene deutſche Bearbeitung konnte das Rechtsbuch zu dem machen, was es wirklich 
geworben, zu einem deutſchen Volksbuch größter und trefflichfter Wirkfamkeit. Das 
lateinifche Original befigen wir nicht mehr; die vorhandenen lateiniſchen Texte 
find fpätere Ueberfegungen aus dem Deutſchen. Diefes Fehlen fann aber, da nad 
ber deutſchen Bearbeitung der lateinische Tert begreiflih fehr an Werth und Be— 
achtung verlieren mußte, vie Glaubwürdigkeit ver Erzählung nicht beeinträchtigen. 
Sie berichtet eine jo konkrete Thatſache, daß fie ſchon darum nicht füglich für die 
müffige Erfindung eines Abjchreibers gehalten werden kann, vielmehr einen neuen 
jelbftftändigen Beleg, für die Wechtheit ver Vorrede und fomit für ihre eigene 
Wahrheit varbietet, und überdies ift ihr Inhalt nichts weniger als fo unwahr- 
jcheinlich, wie es Manche hat dünken wollen. Ganz im Gegentheil lag im An- 
fang des 13. Jahrhunderts für die Darftellung rechtlicher Materien vie lateini- 
ſche Sprache ſehr viel näher als die deutſche, und die von E. zuerft für ſolche 
Zwede verfuhte Anwendung ver legtern mußte in der That auf ganz aufer- 
ordentliche Schwierigkeiten ftoßen, wie fie durch fein eigenes Buch und felbft 
durch viele andere weit jüngere Arbeiten zur Genüge erwiefen werben. 

Seinem Inhalte nad) ‚umfaßt der Sachjenfpiegel das geſammte Rechtsgebiet, 
das Öffentliche wie das Privat, das materielle wie das Proceß-Recht; nur find, 
wie ſich von ſelbſt verfteht, alle viefe Rechtsmaterien in der ganz ſummariſchen 
Kürze abgehandelt, ja zum Theil nur angedeutet, wie dies bei einem erften Ver— 
juch, den vorhandenen pofitiven NRechtöftoff zu bewältigen, nicht anders erwartet 
werben fanın, Stadt, Dienft- und Hofrechte werben wegen ihren allzu lo— 
falen Beziehungen von ver Darftellung ausgeſchloſſen, während dieſe das Lehn- 
recht nicht blos mit umfaht, fondern ihm fogar, feiner damals Alles überherr- 
ſchenden Bedentung entſprechend, eine befonvere Abtheilung hinter dem Landrecht 
widmet. Mir wenigftens fcheint e8 troß der mancherlei dagegen erhobenen Zweifel 
das Wahrfcheinlichfte, dag auch das fächfische Lehnrecht unferm E. zuzufchreiben 
fei, der e8 dem Landrecht zur Ergänzung der darin begonnenen Arbeit nadhjchidte; 
denn nicht nur, daß der Schwahenfpiegel, eine Nahbildung des Sachſenſpiegels, 
ebenfalls das Lehnreht in einer befondern Abtheilung mit umfaßt, fondern es be- 
handeln aud die älteften Handſchriften des Sachſenſpiegels Land» und Lehnredt 
fo vollftändig als ein zufammengeböriges Ganzes, daß fie fogar die Kapitelzahlen 
durch beide hindurchgehen laſſen. Man wird darnach das Zeugniß der rhythmi— 
ihen Borreve auch für das Lehnrecht müſſen gelten laffen, um fo mehr als E. 
feinen Plan, das gefammte Recht darzuftellen, nur fehr unvollftändig würde aus- 
geführt haben, wenn er das jo wichtige Lehnrecht übergangen hätte. Endlich fehlt 
es jelbft nicht am einem lateinischen Texte, welcher, der jog. auctor vetus de be- 
neficiis, nad den fcharffinnigen Ausführungen Homeyers mit hoher Wahrſchein— 
lichkeit für das Original des ſächſiſchen Lehnrechts gehalten werben darf, fo daß 
wir bier dem Bericht der Vorrede entiprechend auch die urfprüngliche Lateinische 
Bearbeitung befäßen. 

E. bat, treu feinem Plane, das geſammte Necht feiner Zeit darzuftellen, aus 
allen Rechtsquellen geichöpft, neben dem Gewohnbeitsrecht z. B. aud einzelne 
Reihs- und Kirchengefete benugt. Wie aber alles damals geltende Recht mit un— 
erbeblihen Ausnahmen blofes Gewohnbeitsredht und felbft als ſolches noch nir- 
gends aufgezeichnet war, hat E. feine Rechtsfenntniffe fo gut wie ausſchließlich 
aus der gerichtlichen Praris genommen, aud da, wo ihm andere Quellen offen 
geftanden hätten, indem er z. B. die wenigen vorhandenen Reichögefege mehren- 
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theils nicht ihrem Wortlaute nad feinem Werte einverleibte, fondern nur ihren 
Inhalt fo mittheilte, wie er ihm im Leben entgegengetreten war. Sollen wir ven 
ſchlichten Schöffen darum taveln, oder nicht vielmehr beneiden, daß ihm der Gegen- 
fats zwifchen dem gejchriebenen Buchſtaben des Gefeges und der lebendigen Rechts— 
übung noch gar nicht zum Bewußtſein gefommen war? Aber nicht blos in diefem 
Punkte, in welchem freilich alles gelehrte Willen dem Berfaffer nur ſehr wenig 
helfen fonnte und alles Beſte nur von ver Schärfe feiner Beobachtungen zu er- 
warten ftand: auch in allen andern Beziehungen ftellt fi uns E. als ein Mann 
dar, dem Theorie und Syſtem fehr ferne lagen. Am auffallenpften und nachthei— 
ligften tritt dies in der äußerſt ofen Aneinanderreihung ver einzelnen Materien 
hervor, welche dem Sachſenſpiegel fogar ſchon den Vorwurf abfointer Ordnungs— 
Iofigfeit zugezogen hat. Diefer Vorwurf geht zu weit. Um dem Buche geredht zu 
werben, hat man nicht nur die noch jegt erfenntlihen fpätern Einſchiebſel auszu— 
ſcheiden, fondern auch überdies nicht zu vergeflen, daß felbft in den älteften Hand» 
Ihriften, die immerhin um Jahrzehnte jünger find als das Rechtsbuch jelber, gar 
manche für uns nicht mehr erkennbare Ginihaltungen und Verſchiebungen fid) 
finden fönnen; auch die den Zufammenhang zerreißende Eintheilung des Landrechts 
in 3 Bücher rührt nicht von E. her, fie gehört erft dem 14. Jahrhundert, am 
wahricheinlichften dem Gloffator Johann v. Buch am. Ueberblidt man aber unter 
Derüdfihtigung dieſer Punkte den Inhalt des Sadienfpiegels, jo gliedert ſich 
verjelbe leicht und einfach im größere Abjchnitte, in welchen das Zufammengebörige 
zufammen behandelt wird. Nur darf man nicht in einer Zeit, in welder wifjen- 
ichaftlihes Denken überhaupt noch nicht begonnen hatte, eine Ordnung nad) innern 
Principien, fondern nur nad äußern Gegenftänden erwarten; die gelegentliche 
Einihaltung eines allgemeinen Sates bei einer Materie, zu der er nur eine 
einzelne Beziehung darbietet, darf nicht wundern; aud einmal ein Fortjchreiten blos 
ad vocem fann nicht befremden; felbft ein Wiederzurüdtommen auf eine früher 
ihon beſprochene Materie und Nachträge zu derſelben müſſen einem Schriftfteller 
zugut gehalten werden, der zuerit ohne alles Vorbild aus dem zerjtreuenden Leben 
den Rechtsftoff jammelte und im trenem Fleiß langer Jahre ihn nachbeflernd mehrte, 
der nah einer erften Vollendung feiner Arbeit in lateinifher Sprade in bie 
deutſche Form fie umgof. 
Die Art und Weife, wie E. jeine Nechtstenntniffe gefammelt hatte, mußte 
ihn von jelbft dahin führen, abgejehen von einigen Grundzügen der allgemeinen 
deutſchen Reichsverfaſſung, nur das Recht feiner ſächſiſchen Heimat darzuftellen, 
das er eben in den dortigen Gerichten kennen gelernt hatte, und in weifer Be— 
ſcheidung hat er mit voller Abfichtlichfeit eim weiteres Ziel nicht verfolgt, als 
diefes für feine und, fügen wir hinzu, für die Kräfte der damaligen Zeit über- 
haupt einzig erreichbare. Ja felbft aus dem weitern Kreife des ſächſiſchen Rechts 
wird weſentlich nur das oftlächfiihe abgehandelt, Abweihungen in andern Gebie- 
ten werben nur gelegentlich berührt, während ſüd- und weftveutiches Recht vollftän- 
dig ausgejchloffen, bleiben und ein gemeines deutſches Recht jo wenig auch nur 
angeveutet wird, daß man das Bewußtſein der Eriftenz eines ſolchen dem fädhfi- 
ihen Schöffen unbedenklich abfprehen fann, Man fieht auch bier wieder, um: 
faſſendes, gelehrtes Wiſſen ift nicht das, wodurch E. zu wirken fucht, und er ift 
felbft zu ſolchen theoretiſchen Abftraftionen nicht gekommen, welche nahe zu liegen 
Ihienen, wie die Gewinnung des Begriffes gemeines veutjches Recht aus einer 
Vergleihung der verjchiedenen deutſchen Landesrechte. Aber fo nahe uns eine der— 
artige Abſtraktion gelegen ift, fo kühn und ſchwierig wäre fie für jene Tage ge 
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wefen, in welchen troß aller wirklich zu Tage tretenden Macht des gemeinfamen 
deutſchen Geifteslebens doch das Bewußtſein eines folhen noch nicht durchgedrungen 
war, vielmehr jeder einzelne Stamm für fih noch in einem natürlichen Zuftand 
partifularer Gebundenheit verharrte. Der Sachſenſpiegel giebt einen fehr interefjan- 
ten Beleg für viefen Zuftand der Dinge, für diefe Getheiltheit des Rechts in dem 
Bewußtſein der Zeit bei einer thatfählih fo weit gehenden Gemeinſamkeit des— 
felben. — Aber ift es nicht, wenn auch ohne ven Apparat und die Formen ber 
Wiſſenſchaft, des wiſſenſchaftlichen durchdringenden Worfchergeiftes genug, wenn 
E. lange Jahre hindurch unzählige einzelne Rechtsfälle treu und ſcharf beobachtet 
und die Jurisprudenz feiner Tage, welche meift nur inftinktiv und ohne ficheres 
Bewußtjein ihrer Gründe ihre Entſcheidungen fand, bis zu ſolchem Grade geiftig 
beherrſcht, daß er die weſentlichſten Regeln des Nechts herauszufinden und rein 
als ſolche, losgelöft von den unterliegenden Thatfahen, darzuftellen vermochte? 
Der glüdtichfte Taft lieh E. auf ein enges Gebiet ſich beichränfen, das er mit 
derjenigen Sicherheit zu überbliden vermochte, welche erfte und wefentlichte Bor- 
ansjegung zum Gelingen feines Werkes war. 

Die in ſich beichloffene, männlich kräftige Art E.'s, wie fie ihn die vollftän- 
dige Beherrſchung eines engern Kreifes dem bloßen Umberjchweifen in weitern 
Gebieten vorziehen ließ, tritt ung auch in feiner allgemeinen Auffaffungsweife 
des Rechts, in feinen politiſchen Anfichten mit mächtiger Anziehungskraft ent- 
gegen. Mit welcher Sicherheit hat der ernfte Schöffe das eigentlihe Rechtsgebiet 
von verwandten Regionen gefchieven, wie vollftändig frei z. B. ſich erhalten von 
Einflehtung aller moralifdhen und religiöfen Sentenzen, deren Vermengung mit 
dem Rechtsftoffe fo Schwer zu vermeiden war für ein Geſchlecht, welches die Auf- 
gabe ver weltlichen und der kirchlichen Gewalt täglich mit einander verwechſelt 
fah. Bei einem fo tiefblidenden Geifte ift es auch fchwerlic für ein bloßes Wert 
des Zufalls zu halten, wenn wir in dem großen, weltbewegenven Gegenfag zwi- 
ihen der faiferliben und der päpftlicen Gewalt €. für vie Unabhängigkeit der 
erftern von der leßtern auftreten und dieſe Unabhängigkeit in ſcharf gezogenen 
Konfequenzen vertheidigen fehen, wie namentlich in dem beveutfamen Gage: ban 
scadet der sele unde ne nimt doch niemanne den lif, noch ne krenket nie- 
manne an lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koninges achte na 
(II. 63. 2). An eine gegenfeitige Emancipation jener beiden Gewalten von 
einander, wie fpätere Zeiten fie fih entwideln fahen, vachte freilich E. und konnte 
er freilich nicht denken; vie Ideen feiner Zeit über das hriftliche Kaiſerreich waren 
and) die feinigen; der chriftlihe Kaifer Konftantin ift ihm erfter Begründer des 
wahren Rechts, von Karl dem Großen, dem Bekehrer ver Sachſen, leitet er das 
ſächſiſche Recht ab; vie Pflicht der weltlichen Gewalt, ihren Arm zum Bollzug 
kirchlicher Anordnungen zu leiben, ift ihm außer Zweifel. Wenn aber troß alles 
deſſen die einſchmeichelnde Schlußfolgerung aus folder Anſchauungsweiſe, in ver 
Verbindung mweltliher und geiftliher Gewalt müſſe die leßtere als die ihrem Wefen 
nad höhere gelten, es über &. nicht zu gewinnen vermochte, fo haben wir dies ficher 
nicht als die Folge einer durch äußere Zufälligkeiten beftimmten Parteiftellung und 
eben fo wenig als blos negative Scheu vor Auferften Extremen aufzufaflen; es 
ift vielmehr die pofitive That eines ftarfen Geiftes, der mit wunderbarer Schärfe 
für die Erfaffung rechtlicher Verhältniſſe ausgeftattet war und mit fiherem Tafte 
die Grenzen erkannte, über welche hinaus den kirchlich-religiöſen Borftellungen 
feiner Zeit nicht nachgegeben werden durfte, follten anders das Staats- und Redts- 
leben nicht kläglich verkümmern. 
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Mit eben dieſer fpecififhejuriftiichen Natur E.'s bringe ich aud feine ſchon 
von Vielen bemerkte konfervative Neigung, feine fehr deutlich hervortretende Bor- 
liebe für das Althergebracdhte in Verbindung. Die beharrende Regel, welde bie 
wechjelnnen Verhältniſſe beherricht, ift das, mas der Juriſt fucht, und fie, einmal 
gefunden, ift die Fahne, welche er vertheidigen oder mit welder er ſich jelber auf- 
geben muß. Fände er die fraft äußerer Sanftion herrihenden Normen in unlös- 
barem Widerfpruch mit feinem innern NRechtsbewußtfein : es bliebe ihm nichts an- 
deres übrig, als aus dem allgemeinen Rechtsbewußtfein feiner Bolksgenoffen, nicht 
aus feinem perfönlicen Meinen, neue Normen nicht zu jchaffen, jondern nur als 
die richtigen zu offenbaren, nod in dem ſcheinbar radifalften Beginnen durchaus 
fonjervativ. Glüdliher aber ift der geftellt, der, wie E., in allem ihn umgebenden 
Recht rein das Propuft des Geiftes und ver Geſchichte feines Volkes zu erkennen 
hat, dem jelbft die naive Erfenntniß, alle Unfreiheit habe ihren Anfang in wider: 
rechtliher Gewalt, an der Gültigkeit diefer ungerechten Gewohnheit einen prafti= 
ſchen Zweifel nicht zu erregen vermag. Wie follte aber ein folder Mann nicht mit 
vorzugsweifer Neigung an dem Geworbenen hängen, abgewendet von dem neu erft 
Werdenden, das ihm jo natürlich als Abfall von der nad ihrer Natur Dauer be: 
anfpruchenden Regel erjcheinen muß. Erwägt man dabei, in weld’ lebhafter Be- 
wegung gerade im 13. Jahrhundert die Rechtsentwicklung in Deutfchland begriffen 
war, mie leicht ferner für uns von unferm weit entfernten Beobachtungspunkt 
aus das erfte Hervortreten eines neuen Gedankens mit feinem völligen praftifchen 
Durdpringen in Eins zufammenfließt, fo wird ber Inhalt des Sachſenſpiegels, 
ber im Vergleich mit jüngeren Mittheilungen aus dem 13. Jahrhundert aller- 
dings etwas alterthümlich fi anläßt, nicht befrempen, Daß E., wo völlig und klär 
ausgeprägte Rechtsbildungen in feiner Zeit neu auftraten, ihnen gerecht zu werben 
verftand, beweiſt 3. B. feine ſchon oben berührte Darftellung ver Königswahl, 
in welder er wichtige, gerade während feiner Lebzeiten erft nen entwidelte Rechts- 
füge mit voller Sicherheit vorträgt. 

E. hatte es unternommen, von fo ziemlid allen Hülfsmitteln entblößt, levig- 
lid) aus der Beobadhtung des Yebens heraus das Necht feiner Zeit darzuftellen 
und er bat dieſe jchwierigfte Aufgabe in einer Weife gelöft, welde ihm bie Be— 
wunberung aller Zeiten fihern muß. Während faft voller zweier Jahrhunderte 
hatte man zu ber Zeit, als E. auftrat, abgejehen von den wenigen bürftigen 
Reichsgeſetzen, Fein gefhriebenes Recht gehabt und die nothwendige Folge davon 
hatte die jein müffen, daß man des bereits gewonnenen Schages rechtlicher VBor- 
ftelungen und Begriffe nur höchſt unvolllommen ſich bewußt war; erft bie fchrift- 
lihe Firirung des Rechts und die dadurch bedingte Formulirung deſſelben ftellt es 
als eine felbftjtändige, überfehbare Größe dem individuellen Bewußtſein ver Ein- 
zelnen gegenüber. So war es ein kühner Gevanfe, aus der unendlichen Menge 
und Mannigfaltigkeit ver Regeln, welche nad Recht, Religion und Moral,- nad 
Sitte, Anftand und Niüslichkeitsrüdfihten das Thun und Laffen der Menfchen 
beherrſchen, die eigentlichen Rechtöregeln herauszufuhen, und nur einem Manne 
von ungewöhnlicher Begabung mochte es gelingen, ein foldes Unternehmen zu 
glüdlihen Ende zu führen, Schon ein beträdhtlihes Mehr über das billig zu Erwar- 
tende hinaus wirb geboten, wenn die jchwierige Aufgabe, wie es im Sachſenſpiegel 
gejhehen, in einer Sprache voll Föftliher Kraft und Klarheit gelöft wird. E!'s 
Verdienſte um die deutſche Profa zu würdigen, in veren Geſchichte er faum min- 
der Epoche machend ift wie in ver des deutſchen Rechts, muß andern fompetenteren 
Urtheilern überlaffen werben; ficher hat aber die trefflihe Form des Buches von 
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jeher nicht am wenigften dazu beigetragen, ihm fo zahlreiche Verehrer zu werben, 
und ein vergleihender Blid auf die fpäteren, mittelalterlihen Rechtsdenkmäler 
zeigt, wie €. aud in viefem Punkte glei mit dem erften, verfuchenden Schritte 
einen Borfprung gewann, der von den Spätern nur ſchwer wieder eingeholt wer- 
den fonnte. 

Auf die fpecififch juriſtiſche Bedeutung feiner Arbeit zurückkommend, kann man 
aber nicht anders ald es geradezu ftaunenswerth finden, wenn man fieht, mie 
wenig E. an der bloßen Oberfläche ver Dinge haften bleibt, nur die äußere Er- 
ſcheinungsform ver Rechtsverhältniſſe beſchreibend, mie er vielmehr überall in bie 
Tiefe zu dringen und den Rechtsſatz ſelbſt in feiner abftraften Reinheit als 
allgemeine Regel zu erfaſſen ſucht. Die entfhievenfte Schwäche ber deutſchen 
Rechtsquellen ift wohl unftreitig die, daß fie im großen Ganzen zu biefer Ab- 
ſtraktion ſich nicht zu erheben vermochten. Anſchaulicher nicht felten als felbft vie 
Haffifhen Duellen des römiſchen Rechts vie üblichen Nechtsverhältnifie uns vor 
Augen führend, bleiben fie doch meiftens fo ſehr in diefen hängen, daß ver Mangel 
an durchſchlagenden juriftifchen Principien ſchon von bewährten Kennern als dha- 
rafteriftiiches Merkmal des ältern deutfchen Rechts hingeftellt werden konnte, Je mehr 
aber diefer Borwurf, neben welchem kaum eiu wahrhaft fo zu nennenves altveutfches 
Recht beftehen könnte, den meiften Quellen gegenüber mit einem gewiffen Schein 
von Berechtigung erhoben werden mag, um fo höher muß in unfern Augen ver 
. Mann fteigen, welder als ver faft Einzige in dem weiten Zeitraum von Jahr: 
hunderten bis in das Innere drang und einheitliche Grundſätze da entvedte, wo 
minder ſcharfe Augen die bunte Bielheit in den äußern Erfcheinungen nicht mehr 
zu durchdringen vermochten. Der Sachſenſpiegel ift wohl unter allen deutſchen 
Rechtsquellen verhältnigmäßig am reichften an eigentlichen Rechtsgrundfägen, deren 
von €. bereit gewonnener Borrath in den fpätern Rechtsbüchern und felbft in 
den einer höhern Kulturftufe angehörigen Stadtrechten lange nicht in dem Maße 
gemehrt und zu höherer principieller Reinheit erhoben wurde, als man in fleißiger 
Schilverung der verjchietenartigften Rechtsverhältniffe den Sachſenſpiegel übertraf. 
Der juriftiihe Scharfblid E.'s war in der geiftigen Erfaffung und Bewältigung 
des Rechtöftoffes feinen Zeitgenofien fo weit vorangeeilt, daß er in ber ganzen 
Zeit, welche bis zum Ende des Mittelalters der freien Entwidelung unferes ein- 
heimiſchen Rechts noch übrig blieb, nicht mehr überholt, meift faum erreicht wurbe, 
und erft unfere Tage auf dem mühevollen Wege biftoriichen Forſchens den Ber: 
fud machen können, ven principiellen Gehalt des altdeutſchen Rechts ans Licht 
zu förbern. 

Wie E. in feinem Sachſenſpiegel für jene Zeiten wirklich Unvergleich— 
liches geleiftet hat, fo war fein Werk au von einem Erfolge begleitet, wie er 
nur jehr wenigen literarifchen Arbeiten zu Theil geworben ift. Nicht ala ob er 
perfönlih Gegenſtand befonderer Huldigungen geworben wäre; bie gleichzeitigen 
Chroniken wiſſen nichts von ihm zu erzählen, und doch fcheint das Buch fchon - 
bald nad feinem Erjcheinen die Aufmerkfamfeit weiterer Kreife auch auf vie Ber- 
jon des Berfaffers gelenkt zu haben, fei es in freundlichem, fei es in feindlichem 
Sinne. So wenigftens erzählt aus E.'s Mund das erfte jüngere Stüd der rhyth— 
miſchen Borrede, deſſen Aechtheit zwar nicht mit folder Sicherheit wie die tes 
zweiten behauptet werden mag, namentlich weil es in einigen ver älteften Hand— 
ihriften fehlt, deſſen Abfafjung durch E. felbft aber doch aud eben fo wenig 
entſcheidende Gründe entgegenftehen. Seine größten Triumphe hat E. nad feinem 
Zode in feinem Buche gefeiert. Noch im Laufe des 13, Jahrhunderts wurde ver 
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Sachſenſpiegel in weiten Kreiſen nicht viel anders als ein Geſetzbuch gebraucht ; 
er hat Jahrhunderte hindurch dieſes Anfehen behauptet und felbft die Unterdrückung 
des deutſchen Rechts durch das römische ſiegreich überdauert. Dagegen gehört bie 
Anficht, das ſächſiſche Landrecht fei ein wahres, von E. nur überfegtes Privilegium 
Karl's des Großen erft dem 14. Jahrhundert an; fie ift wahrfcheinlich von dem 
Gloſſator Johann von Bud erfunden und in der etwas jüngeren Gloſſe zum Lehn- 
recht infoweit nachgeahmt, als viefes darin zu einem Geſetze Friedrich I. geftempelt 
wird. €. felbft hatte nur im Allgemeinen das Sachfenreht auf Karl ven Großen 
bezogen; drei wichtige, weitreichende Säge ihres alten Rechts haben nad ihm vie 
Sachſen fogar gegen den Willen des Kaifers behalten; viefem alle einzelnen, in 
jeinem Buche vorgetragenen Rechtsjäge als wahre Gefege in den Mund zır legen, 
fonnte €. natürlich ſich nicht einfallen laffen, da er ja wiſſen mußte, aus ganz 
andern Quellen gefhöpft zu haben. Jenem Gedanken, das Sachſenrecht mit Karl 
dem Großen in Verbindung zu bringen — eine fo nahe gelegene Borftellung für 
das Mittelalter, welchem ver gewaltige Kaiſer als der Staatsordner ſchlechthin 
gilt — begegnen wir noh mehrfach in jenen Zeiten, wie er 3. B. bei ven fpäter 
zu erwähnenven kirchlichen Angriffen auf den Sacjenfpiegel zur Vertheidigung 
veffelben gebraucht wird; dagegen fcheint die fpeciellere Borftellung der Gloffe in 
ihrem ftrifteren Sinne nie eine allgemeinere Verbreitung und Anerfenmung gefun- 
den zu haben. In der That war auch eine ſolche Borftellung für jene Zeiten 
nicht ein nothwendiges Bermittlungsglied, um den Gebrauh des Sachſenſpiegels, 
wie man ihn machen wollte und wirklih machte, zu rechtfertigen. Johann v. Bud) 
hatte in Folge feiner gelehrten Rechtskenntniſſe und feiner Bekanntſchaft mit ven 
fremden römischen und kanoniſchen Rechtsquellen ein ſolches Bedürfniß; er ver- 
langte für jeden anzumendenden Redtsfag eine äußere Sanktion, die er in der 
Darftellung eines bloßen Privatmannes nit finden fonnte und doch für die 
Lehren des Sachjenfpiegels gefunden wünſchte zum Schuß feines geliebten heimi- 
ſchen Rechts gegen die immer ftärfer vorbringenden fremden Rechte. Sole Ein- 
fihten gehörten aber damals nur Einzeinen an; im Allgemeinen war man fi) des 
Rechts in feiner andern Weile bewußt als im feiner Erſcheinungsform als reines, 
unmittelbar aus dem Volksleben hervorgehendes Volksrecht. Wenn alfo der Yefer 
des Sachſenſpiegels in vemfelben ven Haren und präcien Ausdruck der Rechts— 
anfhanungen fand, vie ihm felbft die natürlichen, die ein Theil feines eigenen 
geiftigen Seins waren, wie fonnte er da zögern, eben dieſen Ausdruck eben viejer 
Rechtsanſchauungen, in welden er ſich mit der Allgemeinheit in Uebereinftimmung 
wußte, als einen allgemein gültigen anzuerfennen? Cine Unterſcheidung zwiſchen 
der Autorität, die dem Buche ala ſolchem, und ver, welde feinem Inhalte anders- 
woher zufomme, war auf diefem Standpunkte nicht möglid. Die unklare Anlehnung 
an Karl ven Großen mochte das Anſehen des Buches immerhin etwas ftügen; 
das Befte mußte es felbit für fich felber thun. 

Der große Triumph, den E. in feinem Werke erlebte, war eben ver, daß 
alsbald fein gefammtes ſächſiſches Volk in feinen Worten den richtigen Ausdruck 
des bisher unausgeſprochen geltenden Rechtes anerkannte; daß der Spiegel, in 
welchem er nah ver Vorrede feinen Landsleuten ihr Recht hatte zeigen wollen, 
nad dem allgemeinen Urtbeil als ein fo getreuer erfunden wurde, daß man eben 
fo raſch als allgemein das zurücdgeftrahlte Bild für die Sache, das Rechtsbuch 
für das Recht jelbft ohne Zaubern nahm. Man muß fi den langen voran- 
gegangenen Dämmerungszuftann jchwanfender Gewohnheiten ohne allen firirten 
Rechtsſtoff vergegenwärtigen, um es begreiflih zu finden, mit welder Begierde 
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man fich für ven praftifchen Gebrauch der zuerft gebotenen Redtsaufzeichnung 
bemäcdhtigte, mit welcher Freude man der Errungenjchaften gewahr wurde, weldye 
die bisherige inftinftive Geifteethätigfeit der Nation aufgehäuft batte, und deren 
man fett erft fich deutlicher bewußt wurde, da fie als ein befonderes Ganzes und 
losgelöſt von ver individuellen Vorftellung der Einzelnen venfelben gegenüber- 
traten. Dieſe Betrachtungen erflären wie ich glaube die Art und Weife, wie E.'s 
Zeitgenofien und die nachfolgenden Generationen, frob des neuen Erwerbs, fein 
Wert benügten; fie fahen darin nicht eine individuelle literarifche Arbeit über das 
Recht, die in ihrer Individualität ftreng gewahrt werben müſſe, fondern den Aus- 
druck des Nechtes jelbft, welchen fie, wo andere Orte oder Zeiten es erheifchten, 
mit größerer oder geringerer Freiheit zu ergänzen, zu berichtigen, zu mobificiren 
ſich für berechtigt hielten; es war ihnen jehr viel mehr als eine unmafgebliche 
Aeußerung einer bloßen Privatmeinung, und doch fein unabänderlich bindendes 
Geſetzbuch. 

So fand der Sachſenſpiegel raſch die weiteſte Verbreitung im nördlichen und 
mittlern Deutſchland, weſentlich als unmittelbare Erkenntnißquelle des geltenden 
Rechts benutzt und das auf das vielfachſte ſelbſt in den Städten, deren beſonderes 
Recht er nicht darſtellte, da er eben die beſte und brauchbarſte Darſtellung des 
Rechts überhaupt enthielt. Frühzeitig erhielt er von unbekannten Händen — ſelbſt 
einzelne Nachbeſſerungen E.'s könnten möglicherweiſe darunter fein — Zuſätze und 
Erweiterungen, die allmälig fixirt wurden, und in ihrer Geſammtheit im Berhält- 
niß zu dem urfprünglichen Buche nicht ganz unbeträchtlid find, bei denen aber 
als willtommener Mehrung des fo erwünfchten Stoffes vie Unächtheit des Ur- 
ſprungs jehr bald vergejien war, ja außer von dem Mehrer jelbft nur von den 
Wenigſten erfannt worden fein mag. Und warum hätte man aud jpätere Zufäge 
ängftlih von E.'s eigener Arbeit jonbern jollen, die man nur als den Ausprud 
des geltenden Rechts betrachtete, zu ver alfo jede Bervollftändigung dieſes Aus- 
brudes naturgemäß zu gebören icheinen mußte? Mit der Ausbreitung deutſcher 
Kultur umd deutſchen Einfluffes nad Often wanderte aud der Sachſenſpiegel dahin 
bis nach Polen und den Oftfeeländern und wurde auf dieſen Wanderungen ins 
Yateinifhe und Polniſche überjegt, währen er näher feiner Heimat Duelle und 
Grundlage einer Reihe weiterer, zum Theil fehr werthvoller Darftelungen nord— 
deutſchen Rechts wurde. So ift er fhon in Magdeburger Rechtsmittheilungen an 
Breslau und im Hamburger Stadtrecht, beide noch dem 13. Jahrhundert angehö- 
rig, bemügt; er ift Später ausführlid glofjirt und zum Ausgangspunkt für bie 
Darftellung des gerichtlihen Verfahrens in den Nichtfteigen Land- und Lehnrecht 
genommen; er wurde in den Niederlanden zu vem fogenannten holländischen Sachſen— 
ſpiegel umgearbeitet, in Schlefien mit unbedeutenden Aenderungen und Zuſätzen 
zum officiellen Yandrecht des Fürſtenthums Breslau gemadht, aus ibm bat das 
ſächſiſche Weichbildreht Vieles entlehnt, und er ift eine Hauptquelle für das reich: 
baltige Rechtsbuch nad Diftinktionen in folhem Maße geworben, daß demſelben 
von Neueren nicht unpaſſend der Name vermehrter Sadyfenfpiegel beigelegt wer: 
den konnte. 

Auch in dem jünlichen Deutſchland hat ver Sachſenſpiegel weite Verbreitung 
gefunden, er ift fogar in einigen Handſchriften in oberbeutihe Mundarten über: 
tragen, ein Beweis nicht nur für die ungemeine Bedeutſamkeit ver E. ſchen Arbeit, 
jondern auch für die weitgehende Ginheit des deutſchen Rechts; unbewußt hatte 
E. in feinem ſächſiſchen Recht zugleich auch die wefentlichiten Grundfäge des ge: 
meinen deutſchen Rechts ausgejproden. Bei ver ſpee ifiſch-ſächſiſchen Färbung des 
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Rechtsbuches, das eben doch nur zufällig und foweit das ſächſiſche Recht mit dem 
allgemeinen veutfchen zufammentraf, aud das lettere enthielt, konnte aber ver 
Sadfenjpiegel von folder Brauchbarkeit wie im Norden im Süden nicht fein und 
fo war bier feine beveutenpfte Wirkung eine mittelbare, die nämlich, daß er gegen 
Ende des 13. Jahrhunderts, etwa zwiſchen 1276 und 1281, Beranlaffung, Vor- 
bild und Quelle des Shmwabenfpiegels wurde. Daß zwiſchen beiden Rechts— 
büchern ein Filiationsverhältnig beftehe, war nie verfannt worden, und aud darin, 
daß der Sadfenfpiegel das Driginal, der Schwabenfpiegel die Nachbildung fei, 
haben ſich von jeher die meiften und vie beften Stimmen vereinigt, obgleich es 
bis in die jüngfte Zeit auch nie an Opponenten gefehlt hat, welche die umgefehrte 
Stellung vertheidigten. Es ift hier nicht ver Drt, alle die äußern und innern 
Gründe zu entwideln, melde jene erfte Annahme zur zmeifellofen Gewißheit 
machen; nur bei der geiftigen Art der jüngeren Arbeit, deren Betradhtung für 
fih allein fhon den Ausſchlag geben müßte, wollen wir noch einen Augenblid 
verweilen, da wir in ihr vielfach einen intereffanten Gegenfag zu E.'s Richtung 
in der Bearbeitung des deutfchen Rechts erkennen. 

Dem Berfaffer des Schwabenfpiegels ſtand unverkennbar ein weit ausgebrei- 
teteres Willen als dem norddeutſchen Schöffen zu Gebot; er benützt nicht blos 
unmittelbarer und vollftändiger ald E. die neuern Reichsgeſetze, er entlehnt aud) 
Vieles aus den Kapitularien und den alten Volfsrehten ver Baiern und ver 
Alamannen, die längft aus dem praftifhen Gebraud verſchwunden waren; er 
zieht vielfach römifches und kanoniſches Recht zur Bereicherung feines Wertes 
heran, er nimmt Stellen aus der Bibel auf und verfhmäht felbft Previgten und 
geiftlihe Bücher feiner Zeit nicht ala Quelle. Aber folher Geftalt den Stoff ver- 
mehrend mijcht er in ber Freude feines Willens auch gar manches Nichtjuriftiiche 
ein, die Früchte einer für jene Zeiten nicht gewöhnlichen Belefenheit mit freigebiger 
Hand ausftreuend. Die Mehrung des Rechtsftoffes ift nicht immer mit einer gleich 
mäßigen Beherrihung vefjelben verbunden, der kenntnißreiche Verfafler des Schwaben- 
jpiegeld ift hie und da mehr Diener ald Herr feines Wilfens. Man fieht, gleich 
der erſte Nahahmer des Sachſenſpiegels hat feine Sorge weit mehr auf äußere 
Bereicherung als auf innere Klärung veffelben gerichtet und er ift damit ein ver— 
hängnißvoller Wegweifer für die fpätere juriftifche Literatur des Mittelalters ge- 
worden. Die eminente Bedeutung der E.'ſchen Arbeit tritt aber vielleicht in feinem 
andern Punkte fo ſchlagend hervor, als darin, daß fie Beranlaffung und Duelle 
einer jo völlig anders gearteten und in ſich do immerhin fo bedeutenden Schö— 
pfung wie der Schwabenfpiegel werden konnte. E. hatte den Weg eröffnet, das 
bisher nur inftinktiv geübte Recht mit Bewußtſein zu erfaffen; auf dem einmal 
eröffneten Plane mochten nun die verjchiedenartigften Geifter jever nad feiner 
Weiſe das begonnene Werk weiter befördern. — 

Daz recht nieman leren ne kan 

daz den lüten allen 

künne wol gevallen 
ſchrieb E. in feiner rhythmiſchen Vorrede, und in der That, neben dem beifpiellofen 
Erfolg, welder fein Wert begleitete, bat es auch an einer höchſt merfwürbigen 
Verfolgung vefjelben nicht gefehlt. Sie ging von dem Auguftinermönd Johann 
Klentof aus, welder etwa feit dem Jahre 1330 in verjchiedenen Schriften 
21 Artifel des Sachſenſpiegels als ketzeriſch angriff und unerfchüttert durch heftige 
Berfolgungen, unbeirrt dur die Abmahnungen jelbft feiner Ordensbrüder in der 
aufopferungsvollen Arbeit feines Lebens nicht eher nachließ, als bis er emblid im 
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Jahre 1374 ein Verdammungsurtheil Gregor XI. wenigftens gegen 14 jener 
Artikel erwirkt hatte. Merkwürdig wie ver Kampf ſchon dadurch ift, daß — 
und Berurtheiler ſelbſt den außerordentlichen Einfluß des angegriffenen Buches 
zugeftehen müffen, wird er noch intereffanter durch die Perfünlichkeit Klenkol's, der 
bei aller feiner Zähigkeit doch nichts weniger als ver blinde Fanatiker ift, für 
welchen man ihn auf den erften Blid zu halten geneigt fein fönnte. Seine Schrif- 
ten gegen ven Sadhjenfpiegel, unverkennbar aus aufrichtigfter Ueberzeugung hervor» 
gegangen, find in maß- und würdevoller Ruhe gehalten; gegen feine Berfolger 
zu Magveburg, wo er zuerft in einer durchaus behutfamen, nicht gehäffigen Weife 
jeine Bedenken gegen das Rechtsbuch geäußert hatte, bewährt er einen verfühnlichen, 
jedem Racegevanten fernen Sinn, Aud in den Sägen, gegen melde der Angriff. 
fih richtet, zeigt es ſich, daß nicht blos hierarchiſcher Eifer für die von E. ge- 
läugnete päpſtliche Suprematie Klenkok's Widerftand hervorrief; außer den dahin 
zielenden Lehren des Sachſenſpiegels greift er auch eine Reihe anderer Borfchriften 
deſſelben an, welche mit der Kirche gar nicht zufammenhängen, wie verjchiedene 
Säge über das gerichtlihe, mamentlih das Beweisverfahren und das Erbredit, 
oder welche wenigftens mehr nur die kirchliche Lehre als die kirchliche Herrſchaft 
betreffen, wie einige mit der Ehe zuſammenhängende Punkte. Die Gründe gegen 
E. werben aus dem geiftlihen und dem Kaifer-Recht entlehnt, deren erfterem na- 
mentlich, wie fih von felbft verfteht, eine über allen Widerſpruch erhabene Auto— 
rität beigelegt wird; aber auch die inneren Bedenken gegen manche Sagungen bes 
Sachſenſpiegels, wie fie einer weiter fortgefchrittenen Zeit leicht einleuchten mußten, 
werben hervorgehoben. So ftellen ſich die Angriffe Klenkok's gegen das Rechtsbuch als 
in ihrer Art gerechtfertigte Folgen einer andern Weltanfhauung und fortgefchritte- 
ner Bildung dar. Der Schwabenfpiegel hatte in freundlichem Anſchluß an ven 
Sachſenſpiegel ven jpröven einheimifhen Rechtsſtoff durch Entlehnungen aus frem- 
den, weiter entwidelten Nechtsfyftemen zu bereichern und zu mobificiren geſucht; 
auch Klenkok hält fih an dieſe, aber fie in feindlichen Gegenfat zu dem heimifchen 
Rechtsbuche bringend und demſelben fie vorziehend, während in wieder anderer 
Wendung die ganz gleihaltrige Gloffe des Sadjenfpiegels des Gegenſatzes zwifchen 
dem fremden und dem heimiſchen Recht fid bewußt ift, aber letteres gegen 
erfteres zu ſchützen ſucht. Aehnlich bemerken wir in faft allen Quellen ves 14. 
Jahrhunderts und fpäterer Zeit ein allmäliges Vorbringen des fremden Rechts 
und jhon dieſe allgemeine Verbreitung und Gleichmäßigkeit der Erſcheinung be- 
weist, daß es ihr an innern Grünven nicht fehlen konnte. 

In der That, das Leben, wie es im 14. Jahrhundert ſich entwidelt hatte, 
ließ fih in den Rechtsregeln nicht mehr feftbannen, wie fie von E. am Anfang 
des 13. Jahrhunderts mit“eher rüdwärts als vorwärts gewendetem Blick aufgeftellt 
worben waren. Die nicht mehr zu entbehrende Aushülfe bot ſich in dem fertigen 
fanonifhen und römischen Recht leicht und gefällig dar, die überdies beide nicht 
als fremde Rechte betrachtet wurben, das erfte nicht, weil es von dem geiftlichen 
Dberhaupte ver Chriftenheit, das zweite nicht, weil e8 von dem vermeintlichen 
Regierungsvorfahren der jegigen römischen Kaifer ausgegangen war. Was Wunder 
aljo, daß man mit raſch gefaftem Entfchluffe zu diefem bequemen Ausfunftsmittel 
griff? Und dennoch, obgleih eine gewiſſe innere Berechtigung dieſes Verfahrens 
anerfennend, ergreifen wir faft unwillfürlic Partei für ven Sachjenfpiegel; es ift das 
ver unwiderftehlihe Zauber, welchen jedes Ganze und Volle, in fi Beſchloſſene 
vor allem fünftlib Zufammengetragenen voraus bat. E. hatte, darin glüdlicher 
geftellt als feine Nachfolger, vie relativ leichtere Aufgabe zu löſen, das bisher vein 
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inftinktiv entwidelte nationale Rechtsbewußtſein jo vollftändig in fih aufzunehmen 
und mit folher Klarheit zu feinem eigenen zu machen, daß er in Stand geſetzt 
wurde, es in adäquaten, allgemein gültigen Ausprüden auszufprechen. Bald nad) 
ihm erwies ſich aber jener dunkle rechtsbildenve Trieb, ver unbewußt in ven Maſſen 
waltet, nicht mehr mädjtig genug, um das Recht auf einer dem fortichreitenden 
Leben entſprechenden Stufe zu erhalten; die deutſche Nechtsentwidiung war bei 
dem Puntte angelangt, bei welchem freies Beherrſchen des gegebenen Rechtsſtoffes 
in felbftbemuftem Denten zu ihrer Fortführung unentbehrlich wurde. Daß dabei 
die fremden Rechte berüdjichtigt werben mußten, vielfach zur Ergänzung und durch— 
gängig als formales Vorbild, verftand ſich ganz von felbft; das war tief in der 
univerjellen deutſchen Geiftesrihtung begründet; es war ein ohne Thorbeit nicht 
zu verſchmähender VBortheil des fpäter lebenden Geſchlechts, die Frrungenfchaften 
vorangegangener Generationen fi anzueignen. Das häufig Unbefriedigende ver 
jpätern mittelalterlichen Rechtsbildung liegt nur darin, daß man im Allgemeinen 
zum Entlehnen geſchickter und geneigter war, als zur Durdgeiftigung des eigenen 
heimiſchen Rechts. 

Würde ein E des 14. Jahrhunderts unſere Rechtsentwicklung in andere 
Bahnen gelenkt haben? Würpe es ihm, die größte Innigkeit nationaler Rechts— 
anfhauung mit erweitertem Wiffen verbinden, gelungen fein, aus den fremden 
Rechten nur die wahrhaft univerfellen Gedanken herauszufitblen ? Hätte er es ver- 
mod, mit ihrer Hilfe das heimiſche deutſche Recht zu größerer principieller Rein: 
beit zu erheben und jo noch einmal auf erhöhtem Stanppunft alle Strahlen eines 
durd; Entlehbnungen von Außen erweiterten, aber nicht gefälichten nationalen Rechts— 
bewußtſeins in fi zu fammeln und mit ſolcher Klarheit wieder auszuftrömen, 
daß dadurch fünftigen Zeiten Weg und Richtung ficher vorgezeichnet worden wären? 
Der Gang unferer Rechtsentwidlung war ein anderer; die Freude an den fremden 
Schägen gewann je länger je mehr das Uebergewidt, und das Schickſal hatte 
uns einen andern, unendlich viel weiteren Weg vorgezeichnet, auf welchem wir 
durch vie völlige Aufnahme der fremden Rechte bindurd, die während langer 
Zeiträume tie heimifchen Rechtsideen gänzlich überwudert und faft verbrängt 
hatten, noch jegt nach einem geiftig durchbildeten Rechte nationalen Gehaltes zu 
ringen haben. — Mit weldır BVirtuofität aber einft E. den Kern des nationalen 
Rechtsbewußtſeins getroffen hatte, zeigt deutlicher als alles Andere die einmüthige 
Entrüftung, mit welder Magdeburgs Bürgerihaft den fühnen Angreifer des 
Sadjenjpiegels verfolgte, und die höchſten Behörden der mächtigen Metropole alle 
Städte, Fürften und Herren des Sachſenlandes zur gemeinjamen Abwehr des 
Frevels an der vaterländiihen Sache aufforderten und das in einer Zeit, in 
welcher die meiften ver in Frage ftehenden Säge bereits nahe daran waren, von 
felbft dem veränderten Yeben zu erliegen oder wenigftens ihre innere Bedeutung 
zu verlieren. Ja das Sachſenvolk hat in vem unendlich viel fhwierigeren Kampfe, 
weldhen fein altes Rechtsbuch feit vem Ende des Mittelalters mit dem damals 
in ganz Deutſchland eingedrungenen römischen Recht zu beftehen hatte, treu zu 
jenem gehalten und es fortwährenn als ebenbürtige Uuelle vem legtern zur Seite 
geftellt, damit nicht minder ſich felbit als feinen großen Schöffen ehren. 

Litteratur. Homeyer, Sadjenfpiegel I. IL, 1.u. 2. — Derfelbe, vie 
Stellung des Sacjenfpiegeld zum Schmwabenfpiegel. — Derfelbe, Johannes 
Klenkok wider den Sadjenfpiegel, aus den Abhandl. der Akademie ver Wiſſenſch. 
zu Berlin 1855. 1 Jolly 
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1. Die Vergänglichkeit der wirthſchaftlichen Güter, insbeſondere die ſchnellere 
oder langſamere Zerſtörung, welche ſie durch die Benutzung ſelbſt erfahren, nöthigt 
den Menſchen, wenn er anders in feiner ökonomiſchen Lage nicht zurückgehen will, 
fortbauernd darauf bedacht zu fein, ſich neue Güter zuzuführen als Erſatz für die 
zu Grunde gegangenen. Hierauf beruht der wichtige, mit dem Begriff der Wirth- 
ſchaft ſich unmittelbar herausftellende Gegenfag von Stammvermögen, Ka— 
pital, und Ginfommen. Stammvermögen ift derjenige Theil der einer Perfon 
zugehörigen Gütermenge, welder nur durch jeine Nugungen Dienfte zu leiften 
beſtimmt ift, jelbft in feinem Werthe aber unverändert erhalten werben fol; unter 
Einfommen dagegen verfteht man die Geſammtheit der einem wirthſchaftenden 
Subjekt in einer beftimmten Periode, z. B. einem Jahre neuzufließenden !) Güter, 
weldye ohne Verminderung des Stammvermögens beliebig verbraudyt werden fün- 
nen. Das Einkommen unterjcheivet ſich demnach von der Gefammteinnahme einer 
Wirthihaft dadurch, daß es diejenigen neubinzugefommenen Güter nicht mitum— 
faßt, welde nur Grfaß eines aufgewendeten over alg aufgewendet angenommenen 
Kapitals find. Zwar hat man mitunter auch dieſe Güter dem Ginfommen zured)- 
nen wollen und in dieſem Sinne dann rohes und reines Einkommen unterichieben, 
allein es widerſpricht dies dem richtigen Sprachgebrauch und ift nur geeignet zu 
Berwirrungen zu führen. Andererſeits ift das Cinfommen von dem Reinertrage 
zu unterſcheiden infofern, als jenes das Verhältniß neuentitandener, nicht blos 
Kapital erfegenvder Werthe zu einer beftimmten Perfon, dieſer das Verhältniß 
folder Werthe zu einem beftimmten Gefchäft bezeichnet. Der Reinertrag eines 
Unternehmens umfaßt alle diejenigen Früchte deffelben, vie nad Dedung des 
verbrauchten Kapitals übrig bleiben; um das Cinfommen des Unternehmers zu 
erhalten, muß man hiervon die Zinfen abziehen, vie diefer fiir geliehene Kapi- 
talien zu zahlen bat. Diefe Zinfen bilven dann freilih Ginfommen ver Kapitali- 
ften, und infofern kann man fagen, daß aller Reinertrag ſich in Einkommen auf: 
löje. Gleichwohl ift der Unterfchied von praftiicher Bedeutung, indem fih daraus 
z. B. die Berjhievenheit von Steuern auf das Einkommen der Unternehmer und 
von folden auf den Reinertrag der Unternehmungen ergiebt, oder indem daraus 
hervorgeht, wie man bei der Berechnung des Einkommens einer Nation, die zum 
Theile mit fremdem Kapital producirt, abgejehen von dem Einkommen aus Pohn- 
arbeit, nicht ohne Weiteres den Neinertrag der Produktivgefhäfte zu Grunde legen 
darf, fonvern hiervon erft die an's Ausland zu bezahlenvden Zinfen in Abzug 
bringen muß. 

ı, Wir faffen den fonft gewöhnlichen beichräntenden Zuſatz „wirtbichaftlichen” weg. Bon 
jelbft verfteht fich die Veichränfung auf wirtbichaftlihe Güter, Tobald man das Einkommen von 
Perſonen vergleicht, bei welchen das Maß der freien Güter als ein gleiches angenommen werden 
kann, 3. B. von Bewohnern der nämlichen Ortichaften oder Länder. Wil man dagegen das 
Einkommen von Wirtbfchaftsfubickten vergleichen, bei denen jene Gleichheit nicht ftattfindet, z. B. 
von Bewohnern verichiedener Länder oder von verjihiedenen Nationen, fo kann man nicht umbin, 
diejenigen Güter, die von den Einen als freie genoffen werden, während die Andern fich dieſel— 
ben oder einen entiprechenden Erſatz nur durch wirtbichaftliche Thätigkeit verfchaffen fönnen, beim 
Einkommen der Erftern mit in Anfchlag zu bringen. Es it nur ein anderer Ausdruck biefür, 
wenn man darauf binweift, wie in ſolchen Fällen, um das Verhältniß richtig zu würdigen, nicht 


blos die Größe des Einkommens (an wirtbichaftlihen Gütern), jondern auch die natürliche Ver: 
ichiedenbeit des Bedarfs berüciichtigt werden müſſe. 
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Das Eintommen läßt fi eintheilen 

a) in ordentlihes und außerordentlidhes. Da nämlich vie Bedürf— 
niffe der Konfumtion regelmäßig wieverfehren, jo muß eine geordnete Wirthſchaft 
auch auf regelmäßig wiederfehrende Einkünfte gegründet fein. Diefe bezeichnen wir 
ald ordentliches Einfommen, als außerordentlihes dagegen diejenigen Güter, welche 
Jemanden einmalig zufallen, ohne daß auf eine regelmäßige Wiederholung zu rechnen 
wäre, 3. B. durch Schentung, Erbfall, Okkupation. Wertbvollere Güter dieſer Art 
pflegen aus dem Stammpermögen Dritter herzuftammen und werben daher volte- 
. wirtbichaftlih in der Regel nicht als Einkommen aufzufaffen fein, vd. h. fie können 
nicht verzehrt werden, ohne daß der Gefammtreihthum dadurch beeinträchtigt wre, 
und ebenfo werden umgekehrt die Bezieher eines ſolchen auferordentlihen Einkommens 
von größerem Werthe, jelbft wenn es nicht von Dritten herrührt, 3. B. bei wichtigen 
Erfindungen, daſſelbe meiftens nicht als ein Verbrauchsobjekt behandeln, ſondern be- 
dacht fein, ſich daraus eine Grundlage dauernder Nugungen zu bilden, e8 zu kapi— 
talifiren. Dies ift wohl der Grund, weßhalb mande Volkswirthſchaftslehrer ven Be— 
griff des Einfommens auf das ordentlihe Einkommen beſchränken. 

b) Urfprünglides, abgeleitetes Einkommen. Diefer Gegenfat 
bezieht fi nur auf wirthſchaftliche Güter. Als urfprünglihes Einkommen bezeidh- 
net man denjenigen Güterzuwachs, welchen ver Empfänger feiner eigenen Wirth- 
ihaft verbanft, als abgeleitetes das aus der Wirthſchaft Anderer bezogene Ein- 
kommen. Die Bedeutung diefer Unterjcheidung liegt darin, daß man bei der Be- 
vehnung des Gefammteinfommens eines Berbandes von Wirthſchaften, z. B. einer 
Nation, natürlihd nur das urjprünglide Einfommen in Anfag bringen darf, indem 
das abgeleitete nicht ein neu hinzutretendes, jondern in jenem mitenthalten ift. Hierin 
liegt zugleich, daß eine direfte Beftenerung des Einkommens nie die Gefammtmenge 
des urfprünglihen treffen darf. Wenn ein Vater feinem Sohne eine beftimmte jähr- 
liche Unterhaltsfumme ausfegt, jo muß man entweber ven Vater nad feinen Total- 
eintommen beftenern und den Sohn freilafien, oder, wenn man das Einkommen des 
Sohnes befteuert, bei dem des Vaters die entſprechende Summe in Abzug bringen. 
Hieraus erhellt die Wichtigkeit der richtigen Feftftelung deſſen, was als urfprüng- 
liches und was als abgeleitetes Einkommen aufzufaffen ift. Die Entſcheidung ift be- 
dingt durch die Auffaffung ver Begriffe: wirthſchaftliches Gut und Produktivität. 
Wenn man, wie die Phyfiofraten, nur ven Landbau für produktiv erflärt, fo muß 
man auch alles Einkommen mit Ausnahme vesjenigen der Yandwirthe und Grund— 
eigenthümer als abgeleitetes anfehen. Man gelangt dann, da es im Allgemeinen 
einfacher und zwedmäßiger eriheinen wird, das Einkommen bei Denen zu fallen, 
die es urfprünglich, als bei Denen, die e8 abgeleiteter Weife beziehen, fobald man 
eine birefte Beſteuerung des Einkommens verlangt, dahin, diefe ausſchließlich auf 
die Örunpbefiger legen zu müſſen, was andererfeits nur die Folge haben kann, ven 
legtern auch das entſcheidende Gewicht bei der Ordnung ver politifhen und focialen 
Angelegenheiten zuzugeftehen. Fordert man mit Adam Smith wenigftens die Mate- 
rialität zum Begriffe eines wirthihaftlihen Gutes, jo beſchränkt fih das urfprüng- 
liche Einkommen auf die Klaffen, welche es mit Operationen an ftofflihen Gegen- 
ftänden zu thun haben, und es ergeben ſich für dieſe Klaſſen dieſelben Folgerungen, 
wie bei der phyſiokratiſchen Auffafjung für die Grundbefiger. Betrachtet man hin— 
gegen, wie dies nothwendig erſcheint, wenn man nicht einen großen und gewidhtigen 
Theil der auf die äußere Wohlfahrt gerichteten Beftrebungen und ihrer Refultate will- 
fürlih aus dem Gebiete der Wirthſchaft und Wirthſchaftslehre ausfheiden will, alle 
Leiſtungen als produftiv, welche einen dem gemachten Aufwande entjprechenden 





Einkommen. 337 


Nugeffelt haben, was im Tauſchverkehr durch den freiwillig deuſelben zugeſtan⸗ 
denen, die Produktionskoſten überſteigenden Preis erkeunbar wird, jo muß auch 
jedes Einkommen als urfprünglies gelten, welches Jemanden in Folge feiner 
perfönlihen Yeijtungen oder Bermögensuugungen zuflieht, over richtiger, eben vieje 
Leiftungen und Nugungen bilden fein urſprüngliches Einkommen. 

Dieſelben können entweder unmittelbar zur Befriedigung der eigenen Bedürf— 
niſſe verwandt oder aber gegen gleihmwerthige Güter, Nugungen oder Dienfte 
Dritter ausgetaufht werden. Je mebr fi ver Berfehr entwidelt, deſto geringer 
wird verhältnißmäßig ver Theil des Ginfommens, welcher unmittelbar verbraucht, 
deſto größer derjenige, welcher vertaufcht wird. Dieje Vertauſchung kann dadurch 
vermittelt werben, daß ſich die Arbeit und die Vermögensnugungen an ftofflichen 
Gegenftänven firiven und nun dieſe nad Verhältniß des Werthes, ver ihnen da— 
durch verliehen worden ift, ausgetaufcht werben; fie fann aber aud unmittelbar 
in der Form von Bermiethung der Arbeitskräfte und Kapitalien ftattfinden, Ge— 
ſchieht das Legtere, jo ift es für den Charakter des Ginfommens des Austauſchen— 
den volllommen gleichgültig, zu welchem Zwede, ob zur Produktion von Sad- 
gütern oder zur ummittelbaren Befrievigung perſönlicher Bedürfniſſe ver Eintau- 
ſchende die Miethobjekte verwendet, ob er ein gepachtetes Grunpftüd als Ackerfeld 
ever ala Lufigarten benugt, ob er den gemietheten Diener in feiner Werfftatt 
arbeiten oder an feinem Tiſche aufwarten läßt. In dem einen wie in dem andern 
Galle ift der Vermiether nicht auf fremde, jondern auf von ihm jelbft herrührende 
Werthe angewiefen, lebt er nicht auf Dritter, ſondern auf feine eigenen Koften, 
bezieht ex wicht abgeleitetes, jondern urſprüngliches Einkommen. Als abgeleitetes 
Eintommen erſcheint dieſer Auffaffung zufolge überhaupt nur dasjenige, weldes 
ohne Öegenieiftung von Anvern bezogen wird, wie das der Bettler, Spieler, 
Diebe. Findet ein Taufhgefhäft nicht in Folge freier Vereinbarung, jondern unter 
BZwangseimwirfungen ftatt, fo kommt es darauf an, ob vie ausgetaufchten Güter 
wirklich gleihen Werth haben oder nicht. Inſoweit der Fine der Beteiligten da- 
bei Werthlojes hingiebt und Werthvolles vafür empfängt, bezieht ex abgeleitetes 
Gintommen, während der Aupere an feinem urſprünglichen Einkommen eine ent- 
ſprechende Einbuße erleivet. Der vornehmfte Fall, der in dieſer Beziehung in 
Betracht kommt, iſt der Tauſch ver Dienitleiftungen ver Regierung gegen die Ab— 
gaben der Unterthanen. Inſofern die erjtern ven Werth der legtern erreichen oder 
überfteigen, erhöhen fie das urfprüngliche Gintommen ver Nation; infoweit dies 
nicht der Fall ift, bezieht vie Negierung ein abgeleitetes Einkommen auf Koften 
der Unterthanen. 

ec) Nothbwenpiges, freies Eintommen. Unter jenem verjteht man 
den zur perjönlicen Erhaltung der Wirthſchaftenden unentbehrlihen, unter dieſem 
den darüber binausgehenden Theil des Ginfommens, deſſen Verwendung vurd) 
feine Rüdjichten der Lebensnothdurft beſchräuft ift. Wird gleich dieſe Unterſcheidung 
in ihrer Anwendbarkeit durch die Nelativitit Des Begriffs des Unentbehrlichen 
einigermaßen beeinträchtigt, jo kann man fid ihr tod wegen ihrer innen Wid- 
tigkeit bei der Betrachtung ver Wirthihaft ver Völker nicht entziehen, denn das 
freie Einfonmen ift offenbar derjenige Theil des nationalen Güterzuwachſes, auf 
welchem die Möglichkeit einer Vermehrung ver Bevölkerung, einer Grweiterung des 
Lebensgenuffes und einer fortgefegten Kapitalbildung ausfhließlid beruht. Mit 
vollem Rechte legt man daher auf die Größe des freien Gintommens ein entſchei— 
dendes Gewicht; allein man fann dabei doch, indem man den nationalwirtbichaft: 
lien Stanbpunft mit dem privatwirthſchaftlichen verwechſelt, in eine einfeitige 
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Mebertreibung gerathen, von ber namentlich Ricardo und einige feiner Anhänger 
wicht freizufprechen find. Dieſe Schriftfteller unterſcheiden rohes und reines Ein- 
fommen. Unter dem erftern verftehen fie die gefammte Bruttoeinnabme, unter dem 
legtern die Rente und ten Kapitalgewinn, mit andern Worten: das Einkommen 
aus Vermögen, was im Wefentlihen als freies Einkommen angejehen werben 
ann, da der Vermögende in der Regel nwoch im feiner Arbeitskraft die Mittel für 
feinen nothdürftigen Unterhalt befigt, jenes Einkommen daher wenigftens eventuell 
volftändig fir weitergehende Bedürfniſſe zu feiner Dispofition fteht. Den Arbeits- 
lohn fehen fie auch volkswirthſchaftlich leviglih als einen Beftandtheil ver Pro- 
duktionskoſten an, indem fie von ter Annahme ausgehen, daß verjelbe im Ganzen 
und Großen ven zur Erhaltung des Arbeiterbeftandes unumgänglichen Betrag nicht 
überfteige. Wie num für den Privatunternehmer die abfolnte Größe feiner Pro- 
duktion gleichgültig ift, vorausgeſetzt, daß ihm nad Abzug der Produftionstoften 
der gleiche Werthbetrag übrig bleibt, jo — ſchließen fie — hat auch für die Nation 
als Ganzes nur der Ueberſchuß über die Produktionskoſten, nicht der Gefammtwerth 
ihrer Erzeugniſſe, nur das reine, nicht das rohe Einkommen Bedeutung. Eine 
Nation, die für 10 Millionen producirt, von denen 5 zur Erhaltung der Arbeiter 
dienen, ift nad ihrer Meinung um michts fchlimmer daran, als eine andere, Die, 
um ein Produkt von 12 Millionen zu erhalten, 7 Millionen an Löhnen ausgeben 
muß. Die legtere fann, da das Ginfommen der Arbeiter eben nur deren Noth- 
bedarf det, von dem fid nichts abziehen läßt, keinen Grofchen mehr an Steuern 
erheben, feinen Mann mehr in Heer oder Flotte aufftellen, als die erftere. Die 
Macht beider ift fih vollftändig gleich. 

Gegen diefe Auffafjung nun läßt fi ein doppelter Einwand erheben. Für's 
Erfte ift daran zu erinnern, daß diejelbe überhaupt nur den wirthſchaftlichen Er- 
folg, d. 5. das Berhältnig zwiſchen ten vorhandenen Berürfniffen und deren 
äußern Befrievigungsmitteln ins Auge faßt, daß dieſer Mafftab aber für die 
Würdigung der nationalen Berentung der gegebenen Wirtbfchaftszuftände nicht 
ausreihen kann. Die arbeitende Bevölkerung hat für ein nationales Gemeinwefen 
nicht blos die Bereutung eines Produftionsinftrumentes, fie bilvet einen Beftanb- 
theil feiner Gefammtperfönlichkeit und bat als folder, wenn fie, ſich auch eben nur 
erhält, für baffelbe ſchon durd ihre Eriftenz einen Werth, indem fie wefentlich 
zur Erfüllung der Beftimmung der Nation mit beiträgt, ſich nad allen Seiten 
auszuleben. Wenn man fie fih hinweg umd ihre Leiftungen etwa durch Mafchinen 
erſetzt denkt, welche die nämlichen Unterhaltstoften fordern, fo hebt man eben da— 
mit zum großen Theile die Nation jelbft auf. Das gewonnene Reineinfommen 
bat voh am Ende mur infofern einen Werth, als noch eine Nation vorhanden 
ift, deren Kulturentwidlung es vermittelt. Wil man hiervon abjehen, dann er- 
giebt fi als Ideal wirflih jener von Sismondi fpottweife aufgeftellte König, 
dem ed gelungen ift, indem er eine Kurbel dreht, ganz allein das reine Einkom— 
men zu Stande zu bringen und dadurch die Griftenz der Nation felbft überflüffig 
zu machen, — Sodann aber zweitens läßt fidy die Ricardo'ſche Auffaffung auch 
nicht in dem befdhränfteren Sinne rechtfertigen, den ihr, wie es fcheint, Ricardo 
felbft geben will, und wonach die Größe des Einkommens aus Vermögen wenig- 
ftens für die wirthichaftliche Yage der Nation allein maßgebend fein fol. In dieſer 
Beziehung darf einestheils nicht überfehen werden, daß der Arbeitslohn im den 
meijten Berhältniffen das Maß des fin den Tortbeftand der Arbeitsträfte unbe- 
dingt Notbwendigen im der That überfteigt, alſo zum betreffenden Theil wirklich 
freies Ginfommen repräfentirt, welches zur Kapitalanſammlung benugt oder zur 
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Beſtreitung öffentlicher Bedürfniſſe durch die Stemer herangezogen werden fann. 
Anderntheils ift hervorzuheben, wie jelbft derjenige Theil des Lohnes, welder als 
nothwendige Beringung der Erhaltung der vorhandenen Arbeitskräfte angefehen 
- werben kann, für die Hebung des wirthſchaftlichen Zuftandes ver Gefanmtbeit 
feineswegs vollftändig, etwa wie die Unterhaltstoften ver Arbeitstbiere oder der 
Maſchinen, verloren ift. Eben weil ver Menſch mehr ift, als ein bloßes Arbeits- 
inftrument, befhräuft fih der Aufwand, der gemacht werden muß, um feine 
Arbeitskräfte zu erhalten, nicht blos auf diefen Erfolg; er mährt vielmehr auch 
eine Reihe anderer Anlagen und Fähigkeiten in ihm, die meben feiner eigentlichen 
Derufsthätigkeit und in den Zeiten, wo er von biejer ausrubt, fi äußern und 
vielfach für den Staat und die bürgerlihe Geſellſchaft nugbar werden. Darauf 
bernhen ja die mehrfad in der Volkswirthſchaft eine jo große Nolle fpielenven 
Erzeugnifie ver häuslichen Nebenbejhäftigungen, darauf jene mannigfadhen Dienft- 
leiftungen, weiche auch von den nicht vermögenden Bürgern unentgeltlich für das 
Gemeinwefen übernommen werden, darauf eine Menge jener Entdedungen und 

gen, welde gerade in unſerer Zeit die wirthſchaftliche Beherrſchung der 
Nation fo weſentlich erweitert haben. — Sonach ift allerdings tas jogenannte Roh— 
einkommen einer Nation, injofern es aus Arbeitslohn befteht, auch für bie rein 
wirthſchaftliche Macht verjelben von mejentliher Berentung. Oder, um zu ber 
oben feftgefteflten Terminologie zurüdzufehren, vie wirthſchaftliche Befähigung einer 
Nation ift durch die Größe ihres Gefammteintommens bedingt. Auf dem velativen 
Berhältniß, in weichem ſich dieſes Geſammteinkommen in nothwendiges und freies 
theilt, beruht größtentheils die größere oder geringere Yeichtigleit wirthſchaftlichen 
Fortjhrittes und der Ausgaben für öffentliche Zwede; eine Zunahme des freien 
Eintommens ift daher ein allgemein vortheilbaftes Ereigniß, aber nur dann, wenn 
fie von feiner Abnahme des nothwendigen Einkommens begleitet ift. Der ficherfte 
Maßſtab eines günftigen volkswirthſchaftlichen Zuſtandes liegt in der relativen 
Höhe des für dem Einzelnen für nothwendig zu erachtenden Ginfommens, 

Hs Für die Beurtheilung der wirtbidhftliden Verhältnijje der 
Bölter kommt theils die Größe, tbeils die Vertheilung ihres Ginfommens in 
Betracht; die erftere, injofern fie vie Möglichkeit beſtimmt, die vorhandenen Be- 
bürfniffe im einem größern oder geringern Umfange zu befriedigen, die lettere, 
infofern durch diefelbe das Maß bevingt ift, in welchem jene Möglichkeit den ver- 
ſchiedenen Boltsklaffen zu Gute kommt. Die konkrete Geftaltung des Volkseinkom— 
mens, d. b. die Art und das Mengenverhältnig jeiner Beftandtheile, wovon ver 
Grad der den verſchiedenen Bepürfniifen zu Theil werdenden Berüdfichtigung ab- 
hängt, ift eimerfeits durch Umſtände bepingt, welche über ben volkswirthſchaftlichen 
Geſichtskreis, auf den wir uns bier zu beihränfen haben, binausliegen, wie die 
nationale Individualität, der Entwidlungsgang und Zuftand ihrer geiftigen und 
moralifhen Kultur, amdererfeits die Folge eben der Größe und Vertheilung des 
nationalen Einkommens und bedarf daher feiner abgefonderten Beleuchtung. 

Die Erörterung der volkswirthſchaftlichen Bedeutung der Vertheilung des 
Einkommens behalten wir uns für deu Artifel „Gütervertheilung“ vor. So bleibt 
ung denn bier, da bie allgemeine Wichtigkeit der Größe des nationalen Einfom- 
mens ohne Weiteres Mar ift, nur eine kurze Ueberſicht über vie Grunpfäge 
übrig, die fih auf dic Bemeſſung und Berechnung dejjelben beziehen. 

Diefe Beneffung- kann auf einem doppelten Wege erfolgen. Man fann näm- 
ih einmal die Gefammtheit der in einer beftimmten Periode neu in vas Volks 
vermögen getretenen Güter, alfo den Rohertrag ver Volkswirthſchaft berechnen 
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und hiervon den gemachten Kapitalaufmand im Abzug bringen, ober aber das 
Einkommen fämmtliher Einzelwirtbichaften, aus welchen ver Kompler der Volls— 
wirtbfchaft befteht, fummiren. Im erftern Falle wird man auf die Quellen zurüd- 
gehen müffen, aus denen überhaupt einem Volke neue Güter zufliegen können. 
Als ſolche treten Ansprüche auf unentgeltliche Bezüige aus dem Auslande nur aus- 
nahmsweiſe und im untergeorbneter Bedeutung auf, in der Hauptſache ift es bie 
inländifche Produktion, auf welche die Nationen angewiefen zu fein pflegen. Die 
neuen Güter, melde aus biefer hervorgehen, beftehen theils aus Kapitalnugungen 
und Arbeitsleiftungen, melde unmittelbar den menſchlichen Bedürfniſſen dienen, 
theil® aus den dur die Verbindung von Arbeit, Nugungen und Kapital herge— 
ftellten Sachgütern. Beide Poften zufammen bilden den nationalen Rohertrag. 
Um das nationale Einfommen zu erhalten, muß man von dem zweiten den- 
jenigen Theil abziehen, welcher zur Erſetzung des verbraudten Kapitals erforber- 
lich ift. Der verbleibende Reft erfcheint dann als reiner Güterzuwachs disponibel, 
ift alfo Einfommen, das zumächft (urſprünglich) theils den Veranftaltern der Pro- 
duftion als Gewinn, theil® ven Arbeitern und Kapitaliften, zu denen wir aud 
die Grundeigenthlimer rechnen, als Entſchädigung fiir ihre der Produftion gewid- 
meten Anftrengungen und Nutzungen zufließt. Bei Beziehungen zum Auslande, 
welche eine Nation berechtigen von deſſen Produktion einen Theil in Anſpruch zu 
nehmen, oder umgefehrt verpflichten, ibm einen Theil der eignen Propuftion zu 
überlaffen, find dann ſelbſtverſtändlich bei Berechnung des Nationaleinfommens 
die betreffenden Werthe zu- bezüglich abzurechnen, Der in einer beftimmten Periode 
zur Berzehrung dienende, aus früherer Zeit herüber genommene Verbrauchsvorrath 
muß mie eine Güterſumme angejehen werden, welde die Nation bei fich felbft 
eintaufcht oder anleiht. Man darf ihn nicht zum Ginfommen ver betreffenven 
Periode rechnen, und die verzehrten Werthe müſſen im Laufe ver leteren durch 
neugeſchaffene erſetzt werden. 

Man kann verſucht fein, anzunehmen, das Nationaleinkommen falle ſchließ— 
lich ganz mit dem Rohertragẽ! der nationalen Produktion zuſammen, indem Alles, 
was in den einzelnen Geſchäften als Kapitalauslage erſcheine, ſich vom volkswirth— 
ſchaftlichen Standpunkte aus in letzter Inſtanz doch in die eine oder die andere 
Art des Einkommens auflöſe. Es iſt das die ausdrückliche Lehre I. B. Says. 
Wenn ein Tuchfabrifant, fo meint er, als fein Einkommen auch mur demjenigen 
Theil des Werthes feiner Produktion betrachten könne, der ihm nad Erſetzung 
feiner Auslagen für den Robftoff und die Arbeit übrig bleibe, fo bildeten doch 
eben dieſe Auslagen wiederum das Einkommen der Arbeiter, die er beichäftigt, 
der Pächter, von denen er die Wolle gekauft hat, der Grundherren, von denen 
biefe ihr Sand gepachtet, der Schafknechte, die fie für ihre Wirthichaft gemie- 
thet haben ꝛc. — kurz, vom gefammten Werthe ver fabricirten Tuche laffe ſich 
ſchlechthin fein Bruchtheil ausfindig machen, welcher nicht zur Bezahlung eines 
Einkommens gebient hätte, und das Gleiche müſſe natürlich von allen andern 
Gegenftänden der nationalen Produftion gelten. Dieſe Lehre überfieht jedoch das 
eine wejentlihe Moment, daß der Nobertrag der Volkswirthſchaft nicht blos in 
den fertigen Produften, ſondern zugleih in den Rohmaterialtien und den Bear: 
beitungen berfelben befteht, die bloße Vorbereitungsftufen fiir das fertige Fabrilat 
find. Wenn in einer Nation jährlich eine beftimmte Anzahl Tücher fertig werben, 
jo fann man freilid fagen, daß deren gefammter Werth fi in Einfommen Der- 
jenigen auflöfen laffe, die mittelbar oder ummittelbar zu ihrer Herftellung beige 
tragen baben: der Schafzüchter, Wollicheerer, Spinner, Weber, Färber ꝛc. Aber 
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im gleichzeitigen Rohertrag der Bollswirthihaft befinden ſich ja neben ven ferti— 
gen Tüchern nod andere Mengen von Schafen, die noch nicht geſchoren, Wollen, 
die noch nicht verfponnen, Geſpinnſten, die noch nicht verwebt, Geweben, die nad) 
nicht gefärbt find, Güter, vie nur den Vorrath erjegen, mit weldem man das 
Wirthſchaftsjahr anfing und der durch die Yabrifation während vefjelben verzehrt 
worden iſt. Wollte man ven Werthbetrag aller tiefer Güter ebenfalls vem Na- 
tionaleinfonmnen zurechnen, jo würde mau ja das Cinfommen der Weber zweimal, 
ver Spinner dreimal, der Wollicheerer viermal, ver Schafzlichter fünfmal in An- 
jag bringen. Nicht aljo ver gejanmte Rohertrag der VBollswirtbichaft, ſondern nur 
verjenige Theil dejjeiben, welder für den unmittelbaren Gebrauch beſtimmt ift, 
bezeichnet den Umfang ves nationalen Einkommens; dod gilt auch viefer Sag nur 
unter der Vorausſetzung eines ftationären Zuſtandes der Boltswirtbfchaft 

Wählt man zur Berechnung des Nationaleinfommens den oben bezeichneten 
zweiten Weg, jo ergiebt fih, daß vajjelbe aus dem Einkommen ver Privat- 
wirthichaften und aus dem der beſtehenden Wirtbichaftsverbände, wie des Staates 
jelbft, per Gemeinden, Korporationen x. ſich zuſammenſetzt. Bei beiden Arten von 
Einkommen ift darauf zu achten, daß nichts, was nicht wirkliches Einkommen ift, 
eingerechnet, aber aud nichts, was dieſen Charakter am ſich trägt, vergeflen werde. 
Daher darf man auf der einen Seite nicht unterlaffen, von der Roheinnahme 
außer dem Erjag ver umlaufenden aud die Abnutung der ftehenden Kapitale und 
den für vie Ausgleihung etwaiger Unglüdsfälle zurüdzulegenden Werthbetrag in 
Abzug zu bringen, auf der andern wollen nicht nur Die dem Verkehr übergebenen, 
jondern auch die unmittelbar gebrauchten Güter in Anfag gebracht fein. Erbidaften 
ericheinen zwar für Diejenigen, venen fie zufallen, ald (auferordentlihes) Einkom— 
men, vom Standpunkte ver Volkswirthſchaft aber können fie nur infofern als ſolches 
gelten, als fie nicht einen Beftandtheil des nationalen Stammvermögens bilden, d. h. 
nur infofern, als fie von auslänvifchen GErblaffern oder aus dem unverzehrten 
Einfommen inländiſcher herrühren. Im legtern Fall ift das Einfommen natürlicd) 
bei demen, die es urjprünglich bezogen, nicht zu rechnen; ed wirb zwar zweimal 
bezogen, iſt aber doch nur einmal verwenpbar, und daß die Bedürfniſſe der er- 
jten Bezieher aufgehört haben, ift volkswirthſchaftlich gleichgültig, da in ver Na— 
tion ald fortlebendem Ganzen vie verihwindende Generation durch eine neuheran- 
wachſende mit gleihen Bedürfniſſen erjegt wird. 

Unentgeltliche Leiftungen irgend welcher Art an Dritte, geleiftete Arbeit oder 
abgetretene Kapitalnugungen jowohl, wie überlafjene Sachgüter, müjlen, wenn fie 
im Einkommen der Empfänger in Rechnung kommen, bei dem der Öewährer ab: 
gejeßt werden oder, wenn man jie hier mitrechnet, bei jenem außer Anfag blei— 
ben. (S. oben urjprüngliches, abgeleitetes Einfommen.) ?) Schulpzinfen, welde ein 


2) Melche Verechnungsart man wählt, hänat von den Umſtänden ab. In der Regel wird, 
wie ſchon oben bemerkt wurde, der letztere vorzuzieben fein. Doc giebt es hiervon Ausnahmen: 
Einmal für die Zwede der Befteuerung, wenn das abgeleitete Einkommen auf einem Rechts— 
anſpruch berubt, z. B. bei grundberrlichen Abgaben, injofern diefe in Folge davon, daR fich die 
Gegenleiſtung des Berechtigten im Laufe der Zeit verwiſcht bat, überbaupt bierber gebören. Hier 
ift das betreffende Einkommen bei denen anzuſetzen, Die ed abgeleiteter Weiſe bezieben. Ebenſo 
muß daher auf einer Mechtöverbindlichkeit berubendes abgeleitetes Einkommen, welches aus dem 
Auslande bezogen wird, bei den Gmpjängern mit ein, ſolches, welches ins Ausland bezablt 
wird, bei den Gewährern abgerechnet werden. — Sodann für die Nente im ftreng wiſſenſchaft⸗ 
lien Zinne, d. h. für denjenigen Wertbbetrag, der den Inhabern an Nußungen nur wegen 
deren abioluter oder relativer Seltenbeit im Verkehre zufällt. Auch die Rente ift offenbar abge 
leitetes Eintommen, praftiich aber tritt fie kaum jemals rein auf, fondern faft immer nur ala 
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Einzelner oder ein Wirthichaftsverband zu bezahlen hat, find ſelbſtverſtäudlich von 
ver Einnahme in Abzug zu bringen, um vas Einkommen berauszuftellen. Sind 
die Gläubiger Imlänver, ſo erjcheint der Betrag im veren Einkommen; find es 
Ausländer, fo bilvet diefer Theil der Einnahme überhaupt keinen Theil des na- 
tionalen Einfommens. Die Zahlungen hingegen, welde vie Mitglieder eines Wirth- 
ichaftsverbandes als Steuern, Beiträge x. an deſſen Leitung zahlen, find von 
deren Ginfommen in der Regel nicht in Abzug zu bringen, nämlid infoweit, als 
ſich vie Präfumtion rechtfertigt, daß jene dafür gleichwertbige Gegenleiftungen 
empfangen. Andererjeits können viefe Zahlungen im Einkommen der Wi 
verbände nicht in Anſatz kommen, weil fie die Koften der den Wirthichaftsgenofjen 
ewährten Leiftungen repräfentiren ; hier ift vielmehr nur das Einfommen ver 
erbänte aus eigenem Bermögen anzufegen, weldes unmittelbar ober in ver 
ſchiedene Dienſtleiſtungen verwandelt ven Genofien zu Gute fommt, ohne im deren 
Gintommen mitberedimet zu werden. — Endlich muß man von der Geſammtheit 
ver angeführten Güter, um ven Betrag des Nationaleintommens richtig zu er- 
faffen, die von dem verfchiedenen Wirtbichaften erlittenen Einbußen abziehen, im- 
fofern dieſe nicht dur die eben für dieſen Zweck beftimmten Erfparnifie gebedt 
find. x 
Nicht felten, namentlich bei Gelegenheit des jogenannten iriichen Abjenteeis- 
mus, iſt der Umftand, daß Imländer, vie im Auslande leben, dorthin ihr 
Eintommen aus Bermögen beziehen, mit der Größe des Natiomaleintommens in 
dem Sinne in Verbindung gebracht worden, daß man gemeint hat, es werde das 
Einkommen vesjenigen Theild der inländifhen Producenten, deren Kundſchaft vie 
Abwefenden, wenn fie daheim lebten, bilden würden, und folglich das National⸗ 
einfommen um das Maß dieſer num ins Ausland gebenven Werthiummen ver- 
mindert. Offenbar liegt jedoch viefer Anſicht vie falfche Borftellung zu Grande, 
als feien die betreffenden Producenten für ihre Eriftenz nicht auf ihr eigenes Ein- 
fommen, ſondern anf das ver abweienden Bolksgenofien angewiefen. Man über- 
fieht dabei, daß vie Legteren, fo lange fie ihr Einfommen im Inlande ausgaben, 
dafür die entiprechenden Gegenwerthe empfingen, umd daß die Propuftionsmittel, 
weldye zur Herftellung viefer dienten, num verwandt werden fünnen, um bie von 
ven Abweſenden bisher eingetaufchten Güter zu erfegen. So lange die Fortgejo- 
genen daher nicht ganz aus dem nationalen Berbande beranstreten, witd man 
ihr Einkommen nicht ala vem Nationaleinfommen verloren anfehen dürfen. Allein 
auf der andern Seite iſt allertings die Einwirlung, welde eine jolde Abwelen- 
beit nicht blos auf die Kultur-, ſondern auh auf die ökonomiſchen Verhältniſſe 
einer Nation ausübt, anzuerkennen. Einmal nämlich wird, wenn eine derartige 
temporäre Auswanderung plöglid im größerem Umfange bervertritt, die regel- 
mäßige Girfulation des Verkehrs meiftens eine Störung erfahren, die nicht ohne 
vorübergehende Entbehrungen und wohl aud dauernde Berlufte am Kapital, 
namentlih dem ftehenven, zu überwinden ift. Sodann kommt, abgejeben von dem 
Vorſchub, ven dadurch eine definitive Poslöfung gerade ver wohlhabenden Bevöl— 
ferungselemente vom Baterlande erhält, ein großer Theil der wohlthätigen Unter: 


müblam untericheidbare Erböbung urfprünafichen Gintommens, für Mitwirfung bei der Produf— 
tion durch Arbeit oder die Rutzungen Fapitaliiirter Arbeit. Man kann He daber bei Berechnung 
des Geſammteinkommens auch nur in Verbindung mit dem urfvrünglichen anieken und ift hierzu 
um fo mebr aendıbiat, als es nahezu unmöglich ift, Diejenigen zu ermitteln, welche definitiv 
die Bezahlung der Nente tragen. 
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ftügungen, welche vie Abweſenden gewähren, und ver gemeinnägigen Thätigkeit, 
welche jie entfalten, nun dem Lande ihres Aufenthalts, nicht dem ihrer Heimat 
zu Gute. Endlich vermehrt ſich leicht die Laft der öffentlihen Ausgaben. Nicht 
allein, daß wohl mande koſtſpielige Einrichtungen zum Schuß und zur Vertre- 
tung ber im Auslande ſich Aufhaltenden nothwendig werden, müſſen dieſe aud) 
da, wo fie verweilen, mehr oder minder zu den öffentlichen Laften mit beitragen. 
Empfangen fie num aud in ven Bortheilen, melde fie von den fremden Gemein- 
weſen geniehen, bierfür gleiche Werthe zurüd, fo pflegen fi doch andererfeits 
durch ihre Abwejenbeit die Koſten der inländiſchen öffentlichen Verwaltung nicht 
zu vermindern. Sie miffen daher entweder zu diefen mit beiftenern, ohne einen 
Bortheil davon zu haben, over die Zurüdgebliebenen müfjen fie mitübertragen. — 
Gerade das Umgekehrte von allen tiefen Bemerkungen gilt natürlich von denjeni- 
gen Yänbern, welche der Aufentyaltsort zahlreicher Fremder find. 

Zur vollftändigen Würdigung der öfonomifchen Yage eines Volkes ift weder 
die eine noch die andere der oben bezeichneten Berehnungsarten feines Einkom—- 
mens entbehrlich. Vermittelſt der erfteren, welche viefes aus dem Rohertrage der 
Produktion unter Abzug des Erfaßes für das verbrauchte Kapital ableitet, erhält 
man-gleidhfam die Naturalbeftandtheile des nationalen reinen Güterzuwachſes; fie 
ift deßhalb namentlich zur Bergleihung verſchiedener Perioden und Länder dien- 
lich, wo die Verſchiedenheit der Berkehrsverhältniffe nicht geftattet, jene mannig- 
faltigen Beftanptheile auf einen gemeinfamen Nenner zu rebuciren; allein fie wird 
immer mangelhaft bleiben wegen ver unüberwindlichen Schwierigfeiten, die erzeugten 
Güter, befonvers die nicht in ven Verkehr gelangten Sachgüter und die unmittel- 
bar verbrauchten Leiftungen und Nutungen auch nur anmäherungsweife richtig zu 
bemejlen, Schwierigkeiten, die um fo mehr ins Gewicht fallen, je mehr bei einem 
Bolfe noch die Naturalwirtbihaft überwiegt. Und aud noch nad) einer andern 
Seite bedarf fie der Ergänzung, da fie über die Vertheilung des Einfommens, 
die, wie wir oben faben, für die Beurtbeihung der ökonomiſchen Lage einer Nation 
nicht minder wichtig ijt, wie deſſen Größe, im Dunkeln läßt 3). Hierüber nun 
erhält man Auskunft vurd die zweite Berechnungsart, welche fi ja eben auf 
das Einfommen aller einzelnen Wirthichaften ftügt, und bier ift es denn auch 
weit eher möglih, die von ven Erzeugern ſelbſt verbrauchten Sachgüter, die 
Nusungen der Gebrauchskapitalien und der perſönlichen Dienfte mit in Rechnung 
zu ziehen, Dieſe Berehnungsart allein aber läßt num wieder über das objektive 
Maß ver ver Nation zur Berfügung ftehenden Güter im Dunkeln nnd giebt nur 
über die Berhältnißmäßigkeit ver Ginfommen der verſchiedenen Wirthſchaften Be— 
ſcheid. Da nämlich im Berfehrsieben ver größte Tbeil des ummittelbar erworbenen 
Einkommens einer jeden Wirthſchaft beſtimmt ift, im tiefer nicht in Natur ver- 
braudt, jondern gegen andere Güter vertaufcht zu werten, und da es feruer 
unmöglich ift, alle die Güter im Boraus zu jpecialifiren, melde gegen das un- 


3, Kreilich wird die verjchiedene Bertbeilung des Ginfommens auf die Dauer auch auf die 
Art der Produftion einwirken; cin Volt, bei dem fih der Reichthum in einzelnen Händen fon: 
centrirt, wird verbältnißmäßig mebr Gegenſtände des feinen, ariftofratiichen, weniger Gegenſtände 
des gemeinbürgerlichen, demofratiichen Yurus verbrauchen und daber auch produciren, als ein 
anderes, in welchem das Vermögen gleichmäßiger vertbeilt ift. Inſofern mag man aus der Art 
der Produktion, wobei man, was den auswärtigen Handel betrifft, die eingerührten, nicht die 
ausgeführten Güter als das eigentliche definitive Erzeugniß anjeben muR, allerdings auf die Ver: 
tbeilung des Einkommens ſchließen; allein dieſer Schluß wird doch immer nur ein ſehr allge: 
nieiner und unguverläffiger fein fünnen. - 
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mittelbar erworbene Eintommen werben eingetaufcht werben, fo bleibt nichts übrig, 
als das Einkommen in einer einzigen Art von Gütern anzugeben, welde deſſen 
allgemeinen Tauſchwerth bezeichnet, gemeinhin alfo im Geld. Der Gelveswerth 
der einzelnen Eintommen aber zeigt nun wohl das relative Berhältniß derſelben 
untereinander an, dagegen fagt er über die Menge und Mannigfaltigkeit der dis— 
ponibeln Güter, über ven der Nation zu Gebote ftehenden Nutwerth offenbar 
nichts aus, umd um darüber ins Klare zu kommen, bedarf es des Zurüdgehens 
anf jene erfte Berechnungsart. 

Gewinnt man durch die Verbindung beider Methoden nun zwar auch ein 
allgemeines Bild von dem ökonomiſchen Zuftande einer Nation, fo bleibt doch zu 
deſſen fpecieller Würdigung noch ein genaueres Eingehen auf die Eintommensver- 
hältmiffe unerläßlih. Es handelt fi dabei namentlih um das Verhältniß des 
freien zu dem nothwendigen Einkommen und um den Antheil, ven bie veridjie- 
denen Volksklaſſen an dem erfteren haben. Deßhalb ift es wichtig feftzuftellen, in 
welchem VBerhältni ſich das erworbene Eintommen auf Geichäftsgewinn, Bermö- 
gensertrag und Arbeitslohn unter die produftiven Klaſſen vertheilt und in welchem 
Umfang auf diefen die Laft ver Erhaltung einer unprobuftiven Bevölferung ruht. 
In legterer Beziehung ift namentlich die Unterfuhung nicht zu umgehen, inwie— 
weit die Wirthichaftsverbände die von den Betheiligten erhobenen’ Abgaben wirk— 
lich durch entſprechende Dienfte vergüten. Werner ift mit Rückſicht auf die gege— 
benen Berbältnifie des Klimas, Territoriums, die Lebensgemohnbeiten ꝛc. das 
Maß des durchſchnittlich für eine Wirthſchaft als nothwendig zu erachtenden Ein- 
fommens auf Grund einer Aufammenftellung der vornehmſten Lebensbedürfniſſe 
und ihrer Preife zu ermitteln und hiermit der Arbeitslohn in den verichievenen 
Hauptgewerbözweigen zu vergleichen. Nicht minder beveutfam ift endlich vie Ge— 
winnung einer Ueberficht über die Zahl Derjenigen, welche blos auf ven Ertrag 
ihrer perfönlihen Thätigkeit angewiejen find, in Verhältniß zu denen, welche ein 
mehr oder minder beveutendes Einkommen aus Vermögen beziehen, ſowie über 
das Zahlenverhältniß zwifchen ven Inhabern von Erwerbsgefchäften und den Lohn- 
arbeitern und die Gruppirung der Letztern um die Erfteren. 

Erſt mit Hülfe diefer Daten, vie freilich zum großen Theil nur annäberungs- 


“weile feftzuftellen find, vermag man zu einer genügenden Beurtheilung des öko— 


nomishen Zuftandes einer Nation und zur Beantwortung von Fragen zu gelan- 


“ gen, wie der: welche Ausficht ein Volk habe, feinen Wohlſtand noch weiter zu 


vermehren, welche Mittel es für auferorventlihe Bedürfniſſe aufzuwenden im 
Stande fei, welhen Druck eine Vermehrung ver öffentlihen Schulvenlaft auf 
dafjelbe ausüben, in welcher Weiſe e8 durch gewiſſe Veränderungen der auswär- 
tigen Verkehrsverhältniſſe betroffen werden würde ꝛe. Und ebenjo wirb die forg- 
fältige Berüdjichtigung aller dieſer Punkte erforverlih, jobald die ölonomiſchen 
Zuftände des nämlihen Volkes zu verſchiedenen Zeiten oder diejenigen verſchiede— 
ner Bölter miteinander verglichen werden jollen. Die Anwendung gleihmäßiger 
Schemata bei der Erhebung der betreffenden ftatiftifchen Thatſachen kann hierbei 
eine weientlihe Erleichterung gewähren; indeſſen ift diefelbe durch die Veränderung, 
bezüglich Verſchiedenheit ver rechtlichen und focialen Verhältniffe, des Mafes und 
Inhalts des wirthſchaftlichen Nothbedarfs ꝛc. vielfah beſchränkt, und es wirb ba- 
ber die richtige Auffindung und Würdigung ver in Betracht zu ziehenden Ver— 
gleihspunfte immer vorzugsweile eine Sache des wifienfchaftlihen Taktes bleiben. 

So wichtig indeffen die bezeichneten auf das Einkommen bezüglihen Ber: 
bältnifie für die Beurtheilung der wirthſchaftlichen Zuftände der Bölfer find, jo 
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ift doch nicht zu überfehen, daß fie biefür nur das eine objeftive Moment dar- 
bieten. Zur vollen Würdigung gehört noch die Berückſichtigung eines zweiten, des 
fubjeltiven Momentes. Nicht darauf kommt es ſchließlich an, wie viel und welder 
Art Güter vorhanden find, in welder Weile fie ſich vertheilen, wie viel davon, 
nachdem des Lebens Nothdurft befriedigt ift, voch übrig bleibt zc., ſondern dar— 
auf, welche Befriedigung denn num wirklich diefe Güter gewähren, in welchem 
Berbältwiffe fie zu den an das Leben erhobenen Anfprücen ftehen. Die Volks— 
wirtbichaftsiehre beſcheidet fih, und mit Recht, hierüber Feine Auskunft geben zu 
können; es ift nicht ihre Aufgabe, das Maß der vorhandenen fubjeftiven Befrie- 
digung oder Nichtbefrievigung aus gewiſſen äußern Kennzeihen zu Fonftatiren, 
noch die innere Berechtigung der genährten Anfprüche kritiſch zu unterfuchen; fie 
hält fih an das äußere objektive Maß des Nutzens, welhen die Güter zu ge- 
währen vermögen, und zieht hiermit ihre Scheivelinie gegen das Gebiet der ethi- 
ſchen Wiffenihaften. Allein eben damit ift auch die Grenze bezeichnet für das 
Urtheil, welches fie fi erlauben darf. Wohl hat fie hervorzuheben, daß ein ge- 
wifles Maß der verfügbaren Güter und eine gewiffe Art der Vertheilung derſel— 
ben die nothwendige Vorbedingung für jede höhere Kulturentwidlung der Völker 
ausmache, und bat im jevem einzelnen Falle zu unterfuchen, inwieweit und auf 
welche Weife die gegebenen Einfommensverhältniffe diefer Entwidiung förderlich oder 
binverlih find; aber fie muß fich bitten, daraus einen allgemeinen Schluß auf 
das Wohlbefinden einer Nation, auf ihre politifhe Macht oder wohl gar auf 
den Umfang zu ziehen, in welchem diefelbe ihre Rultırraufgabe erfüllt. Die Fülle 
des Einfommens und feine angemefiene BVertheilung find, wie gejagt, nur Bor: 

bedingungen der Wohlfahrt eines Volkes, feiner politiihen und kulturhiſtoriſchen 
Bedeutung. Diefe wird nah Größe und Art noch dur andere Momente be- 
bingt, und es fann daher nicht ftattbaft fein, ohne Berüdfichtigung der legtern 
blos nad dem Maße jener erftern Glüd, Macht und Würdigkeit ver Nationen 
beurtheilen zu wollen. Die wahre volkswirthſchaftliche Finficht erfennt, daß fie 
biefür feinen ausreichenden Maßſtab befigt, und weift darauf bin, daß bei einer 
jolhen Beurtheilung neben dem, was in den Kreis ihrer Betrachtungen fällt — die 
Größe und Bertheilung des nationalen Einkommens — als nicht minder beveutfam 
noch ein Anderes in Würdigung gezogen werden muß, deſſen Unterfuhung, fo 
mächtig es gleichfalls anf die eigentlih wirtbfchaftlihen Erſcheinungen einwirkt, 
dennoch außer ihrem Bereiche Liegt, nämlih vie Gefinnung, mit welder 
jenes Einkommen empfangen, und die fittlihe Kraft, mit welcher es verwendet 
wird. — 

Zur Literatur. Abgejehen von den die Lehre vom Einkommen behandeln- 
ven Abfchnitten der vie gefammte Bolfswirtbichaft umfaflenden Werke, von denen 
namentlih Ad. Smith, Wealth of nations B. II ch. 2 ff.; J. B. Say, Cours 
L. V ch. 1—4, Trait€ L. II ch. 5 und Ricardo Principles ch. 26 und 32 
wegen ihrer dogmengefchichtlihen Wichtigkeit zu berüdjichtigen find, haben wir 
als ausführlihe Behandlungen unferes Gegenftandes befonders hervorzuheben: 
H. Storch, considerations sur la nature du revenu national, Paris 1824,- 
deutſche, vom Verfaſſer ſelbſt beforgte Ausgabe, Halle 1825, umb die meifter- 
an Abhandlung Hermanns in feinen taatswirthfchaftlichen Unterfuchungen, 

. VII. Einen furzen geſchichtlichen Ueberblick über die verſchiedenen Anfichten 
. der Bedeutung des rohen und reinen Einkommens giebt Roiher, Grund— 
lagen der Nationalötonomie $. 147 Anmerkung ; die eingebenpfte Kritit über Ri- 
cardos — in dieſer Beziehung Bernhardi, 840 einer Kritik der 
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Gründe, die fir großes und Meines Grundeigenthum angeführt werden, 88. 14 
bis 16. Ueber ven Einfluß des Abjenteeismus auf die Volkswirthſchaft vergleiche 
Senior, three lectures on the rate of wages; über das Verhältniß zwiſchen 
dem Nationaleinfommen und dem Drude der öffentlihen Schuld Nebenius, 
der öffentliche Krevit, 2te Aufl. Kap. 5 8. 10, v. Mangotdt 


Einfommen: und Kapitalrentenfteuer. 


I. Unter Eintommenfteuer im Allgemeinen verfteht man biejenige 
vireite Staatsabgabe, melde aus dem (eidlich oder anf Bürgerpflicht deflarirten 
over in fonftiger Weife berechneten) Gefammteinfommen des fteuerpflichtigen Staats- 
bürgers nad irgend einem Mafftabe berechnet und erhoben wird. Wie die Ver- 
fchievenheit ver Einnahmsquellen ven Begriff des Einkommens — im ausgevehn- 
ten Sinne des Wortes — nicht alterirt, fo kann es auch in Abſicht auf die 
allgemeine Einfommenftener- Pflicht nur gleichgültig fein, woher vie zur Be— 
fteuerung gezogenen Einkünfte fließen, ob ans Handarbeit, ans wiflenfchaftlicher 
oder fünftlerifcher Thätigkeit, aus Yeibgeding, aus Kapitalien oder aus was jonft 
für ventirlidem, beweglichen oder unbeweglichen Vermögen. 

Gegenüber diefer allgemeinen wird die Abgabe zu einer bejonderen 
Einkommenſteuer, fobald nur eine gewiffe Gattung des Einfommens vie Stener- 
pflichtigkeit erzeugt, und das Subjtrat der Steuerberehnung bilvet. In diefem Falle 
erhält fie gewöhnlich ihre Bezeichnung von dem ver Befteuerung zu Grunde Iie- 
genden fpeciellen Einkommen over Einfommenstheile. So die Beſoldungs— 
fteuer, die Lohnſteuer, bie ehedem namentlich in mehreren Territorien des 
fräntifchen Kreifes übliche Revenüenſteuer ver Adeligen, welche vorzugswetje 
auf Grundrenten umgelegt war, die Decimationsftener ver Geiſtlichkeit, und 
unter anderen insbeſondere auch die Rapitalrentenfteuer, welde ausſchließend 
die Rente des beweglichen Baarvermögens in Pflicht nimmt. 

In einem anderen Sinne ließe ſich der Ausorud „befondere Eintommen- 
ſteuer“ gebrauchen, foferne diefelbe — ohne gerade eine beftimmte Kategorie 
der Einkünfte ausfchließend im Pflicht zu nehmen — doch inſoweit eine Ausſchei— 
„dung trifft, als fie das bereits von einer anderweiten bireften Steuer betroffene 
Einfommen nicht im ihr Bereich zieht, d. b. infoferne fie nicht vie Rolle einer 
ausjhließenden, fondern nur einer ergänzenden Öteuergattung übernimmt. 
Um der Gefahr einer Doppelfinnigkeit zu entgehen, fei es geftattet, die Be— 
zeichnung „allgemeine und beſondere“ mur in ver erftangedenteten Richtung zu ges 
brauchen, wogegen wir vem Begriffe einer ausſchließenden Steuer jenen einer 
ergänzenden gegenüber ftellen. Unter folder VBorausfegung wäre alfo felbft ver 
Fall nicht undenkbar, daß eine ausſchließende Einkonmenftener zugleid den Cha— 
rakter einer beſonderen an fi trüge, infoferne die gejammte Steuerbürde auf 
eine beftimmt begrenzte Eintommensquelle geworfen würde. Hinwieder mag bie 
»gleihe Berechtigung anderweiter Steuergattungen neben der Einkommenfteuer vie 
Eigenſchaft tiefer letteren als allgemeine nicht aufheben, jo lange fie auf das 
Einkommen überhaupt ohne NRüdficht auf deſſen Dualität umtgelegt ift. 

II. Wir reihen an die vorfteh:nde Entwicklung des Begriffes einer allge- 
meinen Ginfommenfteuer den Verſuch zur Beantwortung der nachfolgenden 
entſcheidenden Fragen : 

1. Kann oder fol die allgemeine Einkommenſteuer zugleich auch eine aus- 
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fchließende fein, fo daß fie demnach als einzige Steuerquelle alle übrigen bireften 
Steuergattungen entbehrlih macht; oder ſoll fie unter Fortbeſtand der übrigen 
Staatsauflagen nur die Rolle einer ergänzenden und ausgleichenden Abgabe über- 
nehmen ? 

2. Steht der Grundfag einer gemeinfamen, gleichen Steuerpflicht, wie wir 
ihn für die Eintommenfteuer gleihmäßig wie für jede andere Steuergattung vin- 
dieiren müſſen, mit der Anwendung eines gleihen Steuermaßes (Steuerfußes) 
in nothwendigem Zufammenhange, und wenn nicht, in wie weit vechtfertigt ſich 
eine Abftufung der Steuerſätze? 

3. Wie verhält fih die Einfommenfteuer, welche blos das rentirende Ber- 
mögen zu ihrem Objekte wählt, zur VBermögensfteuer im Allgemeinen ? 

Die Erörterung diefer Fragen wird uns gleichzeitig das Material zur Be- 
urtheilung und Beleuchtung ver Gerechtigkeit und Billigkeit, wie ver Zwedmäßig- 
feit und ‚praftifchen Ausführbarfeit diefer Steuergattung bieten. 

1) Wenn es der Staatäverwaltung möglid wäre, das Geſammteinkommen 
eines jeden jelbftftändigen Staatsbürgers mit gewiflenhafter Genauigkeit zu er- 
mitteln, oder wenn jedes jelbftftändige Mitglied ver Staatsgefellihaft auf jener 
Höhe ver Bürgertugend und des Gemeinfinnes ftünde, daß feiner VBermögens- 
veflaration unbevingter Glaube beigemeffen werben könnte; wenn es in zweiter 
Linie möglich wäre, nad feftftehenven Normen alle jene privatwirtbfchaftlichen 
Momente in Rüdficht zu nehmen, welche die Stenerkraft des Roheinfommens nad) 
irgend seiner Richtung erhöhen oder beſchränken oder völlig aufheben, — dann 
würde unbedingt eine allgemeine Einkommenſteuer im ausfchliegenpften Sinne des 
Wortes — ald Inbegriff aller übrigen vireften Schagungsarten, d. h. eine Steuer 
nad Berhältniß des reinen Einfommens eines Jeden die natürlichfte, ihrem Grund- 
fate nad) die billigfte und gerechtefte, und für die Finanzverwaltung die einfachfte 
und zwedmäßigite Steuergattung fein. 

Die vorangegebenen Prämifien eriftiren aber thatſächlich fo wenig, als über- 
haupt bei der menjchlihen Unvollkommenheit Hoffnung vorhanden ift, fie je in 
vollftändig befriedigender Weife eriftent machen zu können. Wllenthalben, wo bie 
Eintommenftener bisher zur Einführung gebracht wurve, hat man fie deßhalb nur 
als eine Ergänzung in den Yüden des Steuerfyftems ven übrigen Staatsabgaben 
an die Seite geftellt. Sie war beinahe durchweg, wo man fie ins Leben rief, , 
eine Folge der erhöhten Bedürfniſſe des Staates, welche den Vortheil gewähren 
follte, alle Kategorieen der Staatsbürger nah Maßgabe der einem Jeden zu 
Gebote ftehenven producirenden Kräfte — vielmehr nad) Maßgabe ver Probuf- 
tionen feiner Thätigfeit gleihmäßig zu beitenern. Weil aber, wie bemerkt, für 
eine gewiſſenhafte Ermittlung des Privateinfommens nirgends der vollkommen rich— 
tige Weg und das genügende Mittel ausfindig gemacht werben konnte, und weil 
man liberbies bei Abwägung der wahren Steuerfraft des Einkommens, wenn man 
gerecht jein wollte, an Vorausſetzungen ſich hätte halten müffen, welche zu tief 
eingreifend in die Privatwirtbihaft und in den äußerft fomplicirten Organismus 
des Güterlebens waren, als daß man ihrer hätte Herr werben können, — fo 
war es ein Akt der Klugheit und Gerechtigkeit von Seite der Beftenerungspolitif, 
die Einkommenftener blos als eine ergänzende und ausgleihende zu betrad)- 
ten, Alle theoretiihen Verſuche, ihr als ausſchließender und einziger birekter 
Staatsauflage Geltung zu verfchaffen, haben entweber vie Fähigkeit ver Stants- 
verwaltungsbehörde zur Ermittlung des fteuerfähigen Reineinfommens überſchätzt, 
oder das Jneinandergreifen jener zahllofen privatwirtbfchaftlichen Faltoren, welche 
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die Steuerpflicht hier aufheben, dort erhöhen oder mindern, nicht genug ge— 
würdigt. 

In Erwägung alles deſſen können wir ihr demnach bei den gegebenen Ver— 
hältniſſen nur in der Eigenſchaft als Ergänzungsſteuer das Wort reden. Sie 
rechtfertigt ſich insbeſondere und aus den gleichen Gründen auch nur, ſoferne bei 
der großen Gefahr einer mangelhaften und unrichtigen Berechnung des Subſtrates 
ein möglichſt niedriger Steuerſatz in Anwendung gebracht wird. 

Bgl. v. Sparre, die allgemeine Einkommenſteuer als einzige direkte Abgabe. 
Gießen 1845. Lips, über die allein wahre und einzige Steuer. Erlangen 1812. 
Die Vermögens- und Einkommensſteuer als Grundlage des Steuerweſens ber 
Zukunft; Deutfche Bierteljahresfhrift. 1848. Nr. 42 ©. 180 ff. 

2) Daß die Dualität des Einfommens bei der allgemeinen Einfommen- 
fteuer feinen Einfluß auf die Stenerpfliht äußern könne, liegt in der Natur 
der Sache; denn jede Beftimmung, melde eine Kategorie von Einkünften außer 
den Kreis der Steuerpflichtigfeit jegte, wilrde den Begriff der allgemeinen Ein- 
fommenfteuer in den einer befonderen umwandeln. Cine andere Frage aber ift 
es, in wie weit vie Nüdficht auf das dem Ginfommen gegenüberftehenpe Be— 
dürſniß, auf vie Verfchievenheit ver Erwerbsart, auf ven Yamilienftand, über: 
haupt die Bedachtnahme privatwirthfchaftliher Momente Einfluß zu äußern babe 
auf die Anwendung eines verfdiedenartigen Stenermaßes. Daß die Stenerkraft 
fi leviglih aus ver nadten Einkommensſumme bemefien laffe, ergiebt ſich als 
eine unrichtige Prämiffe fhon aus dem einfachen Grunde, weil nicht das Ein- 
kommen an fi, fonvern nur vas Verbältniß des Einfommens zum un: 
erläßlihen Bevarfe und vie Würdigung der auf dem Einfommen laftenven 
Gegenreichniffe einen Schluß geftattet auf den, für andere Zwecke ald jenen der 
Selbfterhaltung verfügbaren Oütervorrath eines jeden Staatsbürgers. Infoferne 
nun jede Steuer „die Erwerbung des Nötbigften nicht verhindern, das Bolfäver- 
„mögen nicht ſchwächen und ſomit auch die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerftören“ 
darf (Rau, Grumpfäge ver Finanzwifienihaft Th. I ©. 349), läßt fid) überhaupt 
die Steuerfähigleit nur aus jenem Berhältniffe des Einfommens zum Bedarfe 
beurtheilen. Die Nothwendigfeit, dieſes Berhältnig in Betracht zu ziehen, ergiebt 
fih aber insbefondere bei der allgemeinen Einkommenſteuer. 

i Wir haben bereits angedeutet, auf welche unüberwindlihe Schwierigkeiten 
vie Staatöverwaltung bei dem Verſuche, das wahre ftenerfräftige Einkommen zu 
ermitteln, ftößt. Um nun der in der gleichmäßigen Beſteuerung des Einkommens 
liegenden Ungerechtigfeit entgegen zu wirken, griff man zu einem Auskunftsmittel, 
das freilich nur theilweife die Abficht, der wahren, perſönlichen Beitragsfähigteit 
des Steuerpflichtigen Rechnung zu tragen, erreicht, — das ift die Anwendung 
eines verjhiedenartigen Steuermafes. Indem man einem feitgefesten 
Minimum des Einfommens gar feine Steuerfähigfeit anmuthete und deſſen Stewer- 
pflicht als ruhend betrachtete, ftatuirte man für das böhere, ftenerfräftige Ver— 
mögen eine progreffive Steuerjfala (Einfommenftener mit fteigender Duote). 

Eine ältere ſtaatswirthſchaftliche Schule hat fich bisher mit großer, Xeugftlidy- 
keit gehütet, der direkten Steuer einen jo tief eingehenden Einfluß auf die Finzel- 
wirthſchaft zugugeftehen, daß fie felbft damit eine voltswirthichaftlihe Bedeutung 
gewänne. Sie hatte einfeitig den Staatszwed im Auge, und beurtheilte ven 
Umfang der Steuerpflicht beinahe rückſichtslos nach dem Berhältnifie des vom 
Staate gewährten perjönlihen und vinglihen Schuges und nad der Größe ver 
Bortheile, welche jever Bürger aus dem Genuffe ver Staatsanftalten 309. Das 
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Rechtsfundament der Steuerpflicht bot ihr gleichzeitig auch die entſcheidendſten 
Anhaltspunkte zur Beurtheilung des Steuermaßes, indem fie Beſitz und Erwerb 
nicht nach ihrer privat- und voltöwirthichaftlihen Bedeutung, fondern nad dem 
Grade der Theilnahme derfelben an den Wohlthaten des Staatsverbandes abwog. 
Sp lange dem — hiſtoriſch unbeftreitbaren — ſubſidiären Charakter der Steuer 
im Allgemeinen ein größeres Gewicht beizulegen war als gegenwärtig, wo Rega- 
lien und Domanialvermögen des Staates ſich im gleihen Schritte mit der Er- 
weiterung der ftaatlihen Bedürfniſſe vermindern, fo lange war aud bie 
pirefte Steuer ihrer Größe nah gar nicht geeignet, einen beveutfamen Einfluß 
auf die Einzelwirthſchaft auszuüben, mit Ausnahme etwa jener beſonderen 
Schatzungen, die — wie die Kriegs- uud Türfenftenern — nur in ganz eror- 
bitanten Fällen erhoben wurden, aber dann auch um fo vrüdender waren. Diefer 
Einfluß ward aber beftimmend von dem Augenblide an, wo die Steuer für jeden 
einzelnen Pflichtigen zu einer ſehr fühlbaren Größe anwuchs, und es die Für- 
jorge für ven nationalen Wohlſtand als eine pringende Pflicht erheifchte, bei ver 
Bertheilung ver Staatsabgaben insbefonvere auf die Vertheilung der Güter und 
probuftiven Kräfte in der Gejellihaft genauere und gewilienhaftere Rückſicht zu 
nehmen. Es jpringt von jelbit in die Augen, daß bei einer Steuer, melde aus- 
ſchließend auf das Einfommen umgelegt ift, dieſe Rüdjicht noch in erhöhtem 
Mafe obwalten muß. In dem wachſenden Procentenmaße liegt nun insbefondere 
die Anerfennung ver Nothwendigkeit, das privatwirtbichaftliche Intereffe bei der 
Steuerperäquation in Betracht zu zieben. Man bielt fich biebei an dem leitenden 
Grundjag, daß die Steuerfraft eines wirthſchaftenden Subjeftes erft von dem 
Momente ab beginne, wo es nad Dedung der unvermeidlichſten Bedürfniſſe einen 
Ueberſchuß an verwenpbaren Gütern — an Eintommen babe, und daß diefe Kraft 
in zunehmender Progrejjion wachſe, ſobald die Einkommensüberſchüſſe eine ge- 
wiſſe Höhe erreicht haben. Dabei blieb gleichzeitig nicht unbeachtet, daß ſich der 
Umfang des vom Staate gewährten Schuges und der bürgerlichen und politifchen 
Berechtigung gleichfalls an die Größe tes Vermögens und beziehungsweife Ein: 
fommens fnüpfe. 

Eine weitere, nit blos die Größe, ſondern aud die Qualität des Gin: 
fommens berüdfichtigenve Verfügung entbält 3. B. das bayerifche Einfommtenfteuer- 
gejeg v. 31. Aug. 1856, indem es für ven Erwerb aus einfahem Taglohne vier 
Klaſſenſätze mit verhältnißmäßig geringem Betrage (von 20 fr. bis 1 fl.), für ' 
das höhere Einfommen aus Gewerben, Präbenden, Grundrenten, aus wiſſen— 
ſchaftlicher und künſtleriſcher Beihäftigung aber eine Progreſſion von Proe. 
bis 1 Proc, ftatuirte, Auch der preußiſche Entwurf vom Jabr 1847, welder je- 
doch nicht zum Gefege erhoben wurde, hatte im viefer Beziehung einen Einfluß 
auf das Steuermaß zur Geltung bringen wollen, indem er das nicht funbirte 
Ginfommen (aus Xohnarbeit und Gewerbe) nur zu 2/, belegt wiſſen wollte, wäh— 
rend hinwieder nad der ſächſiſchen Steuerverordnung vom 12. Auguft 1848 ver 
Arbeits- und Gewerbsverbienft mit 7/;,, die Bejoldungen und feſtſteheuden Ge- 
halte mit 8/15, das Einfommen aus Örunbrenten zu /,, und jenes aus Kapital- 
zinfen im vollen Betrage der Steuerberedhnung zu Grunde gelegt find. 

3) Wir haben in der Entwidlung des Begriffes der allgemeinen Einkommen— 
fteuer als mejentlihes Moment bezeichnet, daß nur das rentirlide Vermögen 
als ihr Subftrat zu betrachten fei. Nicht das Vermögen an fi, fondern daſſelbe 
nah Maßgabe feiner wirklichen Produktion, feines effektiven Grträgnifies, 
der aus ihm gezogenen Früchte und Nutzungen bildet das Fundament der Ab— 
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gabenpflicht. In biefem wefentlichen Bunfte unterſcheidet fidh die Einfommens- von 
der eigentlihen VBermögensfteuer, wie fie — gemäß unſerer nachfolgenden ge 
ſchichtlichen Eutwicklung — ebevem in einem großen Theile Deutſchlands Gel- 
tung hatte. 

Das Gefammteintommen in feinem nadten Wertbsanfchlage ale Baſis ver 
Beftenerung zu wählen, wiberfpricht geradezu dem Grumbfage einer nothwendigen 
Beradhtnahme der Steuerfühigkeit, da es aus einer größeren oder geringeren An— 
zahl zwar produftionsfähiger — alſo tarabler und zum Werthsanfchlage ge- 
eigneter — aber nichts veftoweniger unproduftiver Kräfte beftehen kaun. Nach 
feinen drei Hanptbeftandtbeilen als Grund», Arbeits: und Anlagefapital bildet es 
zwar die Grundlage der Gefammteinnahme und des Grtrages aus jeder Privat- 
wirtbichaft; das wirkliche Gintommen iſt aber tie ausjchließende Folge ver Ent 
widlung der im Bermögen gründenden Ertrausfähigfeit, feiner thatjächlichen Ren- 
tirlichkeit. Wie das perſönliche Arbeitsfapital, fo kann aud das Grundkapital ein 
unfruchtbares fein, das zwar an fid eine abfolute Werthsgröße repräfentirt, 
zu deren Abjhägung aber nur die Analogie ähnlicher Werthsgröfen die Mittel 
an bie Hand giebt, während ihr felbft der wahre und einzig richtige Mafftab 
zur Beurtbeilung ihrer Größe mit Rüdfiht auf das Subjekt, nämlich die Rentir- 
lichkeit fehlt. Diefe relative Wertbihägung des Vermögens, die nur aus: der 
Sunmme der wirklichen Früchte deſſelben abgeleitet werden kaun, bilvet aber gerade 
den entjdeidenten Faktor bei Benrtheilung der Steuerkraft des fteuerpflichtigen 
Subjeftes. Jede Belaftung eines unrentirlichen Vermögens oder Bermögenstheiles 
wäre ein Eingriff der Staatögewalt in den Kapitaleftod, eine Minderung bes 
Rationalftammvermögens. Sobald aber die Beftenerungspolitit eine Ausſcheidung 
des rentirlihen und unrentirliden Vermögens nicht blos mit Rüdjicht auf bie 
Produktivität, fondern auf die wirflide Produktion zuläßt, gewinnt die Steuer 
mehr den Charakter einer Einfommens-» als den einer Bermögensfhagung, wie 
dieſes and bei ven neueren Vorſchlägen, die VBermägensftener zur ausſchließenden 
Grundlage eines künftigen gerechten und ebenmäßigen Steuerfuftems zu machen, 
thatſächlich der Fall ift. (Vgl. deutſche PVierteljahresichrift 1848. Nr. 42 ©. 188.) 

Ill. &s wurden im Borftehenden bereits zum größten Theile die "Bedenken 
angeregt, welche gegen vie Einführung einer allgemeinen Einkommenſteuer vor- 
gebradyt werden können. Wir wollen diejelben hier nod einer befonderen Würdi— 
gung unterjtellen. Sie beziehen ſich theild auf das Princip felbft, theils blos anf 
die praftiihe Ausführbarkeit und Zmedvienlichfeit dieſer Steuergattung. Im erterer 
Beziehung wurde insbejondere auf den Umftand bingewiefen, daß nad dieſem 
Befteuerungsmodus die Erwerbsfähigkeit infoferne außer gehöriger Berückſich— 
tigung bleibe, als vie Laſt vorzugsweife den Fleißigen, Thätigen und Erwerbs- 
Inftigen, alfo gerade den verbienftvollen Staatsbürger treffe, während dagegen 
derjenige, welder zufolge feiner Trägheit fein, eine Werthsgröße repräfentirenves 
und als ſolches an fich zur Steuerzahlung befühigtes Kapital todt liegen laſſe, 
aus dem Kreife tiefer ftaatsbitrgerlihen Verpflichtung trete. Andererſeits könne 
diefe Stemer felbft Beranlafjung geben, auf vie Rentirlichfeit eines Vermögens— 
theiles Verzicht zu leiften. 

Dem ift jedoch entgegenzuhalten, daß jede direfte Steuergattung und zulegt 
jelbft die nadte VBermögensfteuer dieſen Einwurf geftatte. Der Fleiß, die Thätig- 
feit, überhaupt die Erwerbsfähtgteit und der Erwerbswille beziehen ſich in gleichem 
Maße auf das Kapitalvermögen wie auf defjen Nentirlichteit. Die Werthsgröße 
eines Kapitals beurtbeilt fi nad feinem Umfange und nad feiner inneren Qua— 
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lität; beide find einer Veränderung fähig, und das Anſtoß gebende Element hie- 
bei bleibt immer vie perſönliche Thätigteit und Betriebfamfeit, das Erwerbsgeſchick 
und die Erwerböluft des Aapitalbefigerd. Gine halbwegs zu rechtfertigende Ber: 
mögensfteuer wird ihr fteuerbares Objekt nicht zu einer ftändigen, unwandelbaren 
Größe machen wollen, ſondern jeverzeit bedacht fein, Die gegenwärtige Werthe- 
größe des Vermögens burd eine Nachtaxirung zu ermitteln, um hiernach vie 
Steuerrollen zu ergänzen umd zu berichtigen. Sie wird alfo jeverzeit mur dem auf 
die Vermehrung des Kapitalftoces wirflih verwendeten Fleiß ohne Rückſicht auf 
die im Subjelte liegende größere oder geringere Fähigkeit und ohne Rüdjicht 
auf die möglihe, aber nit entwidelte Thätigkeit in Kontribution nehmen. — 
Ebenſo wird jede Grundſteuer bei ver nothwendigen periodenweifen Nadboniti: 
rung des fteuerbaren Grundkapitals die durch den Fleiß des Beſitzers erhöhte 
Ertragsfähigkeit als eine gleichmäßige Werthshöherung dieſes Kapitals betrachten, 
und — fie mag nun die Steuer aus den Früchten oder aus dem Kapitale be 
rechnen — eine entſprechende Mehrung der Schapungsgröße daraus ableiten, 
Die perfönlihe Ermwerbsfähigfeit und ver Grwerbswille bleiben unter allen Ber: 
hältnifjen eine Größe, vie ver Staat nicht abzumeſſen und zu tariren vermag, 
die alfo für feine Steuerrollen gar nicht eriftirt. Ibm fanıı nur die wirklich an- 
gewendete Kraft und beziehungsmeije die hieraus erzielte Wirfuug zum Mafftabe 
ver Steuerfähigteit dienen. Der Staatsbürger, welcher feine Thätigkeit zum Zwede 
des Erwerbes nicht entfalten will, kann unter gewiffen Borausfegungen zwar 
polizeilih, aber nicht vom Standpunfte der Finanzverwaltung aus hiezu ange 
halten werden. Was aber vie Befürchtung betrifft, daß die Beftenerung der Rente 
Anlaß zum Berzichte auf die Rentirlichkeit geben könnte, jo fteht diefer nicht nur 
der. natürliche Erwerbstrieb jedes vernünftigen Menſchen entgegen, fondern fie 
wird auch dadurd aufgehoben, daß eine richtige Beſteuerungspolitik die Einkom— 
mensihagung nie zu einer Höhe wird anmachlen laflen, wo fie hemmend auf 
ven Erwerbstrieb wirken fünnte, 

Der zweite diefem Beftenerungsprinceipe gemachte Vorwurf bezieht ſich auf 
vie bereits erörterte Schwierigkeit und theilweife Unmöglichkeit, das wahre fteuer- 
kräftige Einkommen mit Rüdjidt auf alle Einfluß äußernden privatwirtbichaftlichen 
Momente, auf Bevarf, Schulvenftand, Koftipieligkeit des Erwerbes, Familien— 
ftand 2c. zu ermitteln. Wir mißkennen nicht die Berechtigung dieſes Einwandes, 
wie wir überbies noch zugefteben, daß der erfennbaren Merkmale des Objeftes 
trügeriiber waren, als gegenwärtig. Unfere jegigen foctalen Zuftände tragen als 
ganz konkretes Kennzeihen das leivenfchaftliche Beftreben an der Stirne, die 
äußerlich wahrnehmbaren Signaturen des Standes- und Vermögensunterſchiedes 
nad Kräften zu verwilchen. Eine Appellation an Ghre und Bürgerpflict, ja 
jelbft die Verpflichtung zur Givesleiftung bei der Einkommensdeklaration führt — 
wie die Thatiachen lehren — gleihfalls nicht vollftändig zum Ziele. Nur das 
Ginfommen des Beamten und öffentliben Bedienfteten, joweit es aus Staats— und 
öffentlichen Kajjen fließt, jteht unter Kontrole, und er allein trägt mit der gerin- 
gen Zahl gewiſſenhafter Staatsbürger den verhältnigmärig größten Theil dieſer 
Staatslaft. Dem gegenüber wäre aber nur die Alternative gegeben, entweder eine 
ſehr beträchtliche Anzahl probduftiver Kräfte im Stante, deren Thätigkeit ſich nicht 
an tarable und als ſolche fteuerbare Realitäten (Grundſtücke, Häufer, Realrechte ꝛc.) 
funäpft, mit andern Worten alles nicht fundirte Einkommen außer Beftenerung zu 
belaffen, oder aber eine Reihenfolge befonderer Finfommenftenergattungen zur Gin- 
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führung zu bringen. Das. erfte widerſpräche dem Grundgeſetze der allgemeinen 
Steuerpflichtigkeit; an das zweite würden fid) aber tiefelben Schwierigfeiten hängen, 
welche die Einführung einer allgemeinen Eintonmenfteuer bedenklich machen, wäh— 
rend hinwieder die Gefammtfteuerverfafjung nichts weniger als an wünſchenswer⸗ 
ther Einfachheit gewänne. 

Unter ſolchen Borausjegungen ericheint immerhin die allgemeine Gintommen- 
ſteuer (in der vorerörterten Eigenſchaft ala jurrogirende und ausgleihende, nad 
einem: billigen Mafftabe und mit fteigender Quote) ald vie zwedmäßigfte und der 
Billigkeit entſprechendſte. Es wird fi nur vorzugsweife darum handeln, die Gin: 
fommensfaffionen einer möglichft genauen Prüfung unterziehen zu lajien, und. zu 
dieſem Behufe wird vie Aufftellung einer aus chrenwerthen, mit ven Berhält- 
nijfen vertrauten Bürgern beſtehenden Prüfungstommijfion over Jury am zmwed- 
dienlichften fein, obwohl - wir aud hierin nidts weniger als eine vollfonmiene 
Garantie für die Zuverläffigfeit der Fafjionen ertennen wollen. 

Der entfcheidendfte formelle Einwand gegen die Zwedmäßigfeit viefer 
Steuergattung betrifft die Nothwendigkeit einer beftändigen Nachfatirung, vie ſich 
bei der fortwährenden Fluftuation des Einkommens nicht in Abreve ftellen läßt. 
Wir haben ums aber, bereits nachzuweiſen bemüht, daß aud das fundirte Ber- 
mögen — das Bobenfapital, die Realität — in den Händen jedes einzelnen 
Steuerpflihtigen eine ſehr wanvelbare Größe ſei, daß demnach — ven Grundſatz 
einer gerechten Abwägung ber Steuerfraft an die Spige geftellt — aud bie 
übrigen Arten der Schagungen einer fortlaufenden Revifion, Berichtigung und 
Umſchreibung bedürfen. 

IV. Es erübrigt noch, vie verſchiedenen Gattungen der fpeciellen Ein- 
fommenjteuer in Betracht zu ziehen. Indem wir tie allgemeine Einfommenftener 
als eine ergänzende und ausgleichende jenen vireften Staatsabgaben an die Seite 
ftellten, welche auf das fundirte Bermögen umgelegt find oder das Gewerböredt 
nah Mafgabe des Betriebsumfanges in Pflicht nehmen, haben wir gleichzeitig 
ver Entbehrlichkeit ver kefonderen Eintommensihagungen (im engeren, nicht im 
Sinne des bayerifhen Geſetzes) das Wort geredet. Wo das Geſammteinkommen 
im Ganzen zur Pflichtigkeit gezogen ift, erſcheinen alle Arten von Xohnfteuern, welche 
das bloße Yohneinfommen, ohne Beimiſchung von Gewerbevervienft und Kapital- 
zins, oder jpeciell die firen Befoldungen (Befoldungsftener) zum Objekte haben, 
geradezu überflüffig. 

Anders verhält ſich viejes bezüglich der Aapitalrenten» over Zinsfteuer, 
welche auf das Einkommen aus der Rente over dem Leihzins fruchtbringend an- 
gelegter Gelvfapitalien und aus dem Gemwinnantheil oder der Dividende von 
Altieneinlagen umgelegt iii. Ihre Einführung als ſelbſtſtändige Steuergattung 
rechtfertigt ji trog der mannigfadhen Widerſprüche von theoretiiher und prafti- 
fcher Seite her nicht blos aus volfswirthfchaftlihen Gründen, jondern auch vom 
ftaatsrechtlichen Standpunkte aus. Da der Grundſatz, die Kapitalrentenbejiger 
überhaupt in den Kreis der Steuerpflichtigfeit zu ziehen, mannigfachen Wider— 
ſpruch erfahren hat, jo ift es vorerft umfere Aufgabe, die Motive nachzuweiſen, 
welche für vie Billigfeit und Gerechtigkeit einer direkten Befteuerung ver Zins- 
rente im Allgemeinen ſprechen. 

Daß bei ver enormen Maffe ver in jevem Kulturftaate vorhandenen, ver- 
zinslih ausgeliehenen Gelvkapitalten vie Zinsrente nicht den unbeträchtlichſten Theil 
des Privateinfommens bilde, bevarf wohl feines Nachweijes. Dieje Einkommens: 
größen außer Befteuerung zu laflen, widerſpräche geradezu dem oberften Grund— 
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lage der allgemeinen Abgabenpflichtigkeit aller Staatsbürger. In gleihem Maße 
würde ed dem Principe zumwiderlaufen, weldes in dem ftantsrechtlichen Titel ver 
Stenerjchulvigkeit liegt. Der Staat gewährt der Zinsrente nicht nur denfelben 
Schuß und Bortheil, wie jedem anverweitigen Einkommen, fondern er verwendet 
auf die Sicherheit des ausgeliehenen Gelvfapitals, nmamentlih der Hypothekſchuld, 
noch eine ganz fpecielle und foftipielige Sorgfalt. 

Was insbefondere die Einwendung betrifft, daß durch eine Beſteuerung der 
Kapitalrente das Geldkapital felbft doppelt in Pflicht genommen würde, ſowohl 
in den Händen des Kapitaliften — des Rentengenießers —, als des gegenwär— 
tigen Befigers — des Schuldners —, indem Grund und Boden, Häufer, Ge- 
werbe zc. gewöhnlich ohne Rüdficht auf das darauf laftende Schuldkapital mir 
Steuer belegt werden, fo bat diefelbe nur eine ſcheinbare Wichtigkeit,- bei deren 
Widerlegung wir vorerft ein vielfach überfehenes Moment in der Befteuerungs: 
theorie gehörig zu erwägen haben. 

Die Steuerpfliht ift jederzeit eine perſönliche; das GSteuerfubftrat 
aber, welches vorzugsweife das Maß jener Steuerpflicht bejtimmt, ift mur inſo— 
ferne ein perfönliches, als die perſönliche Arbeitsfraft nach feiner Werths— 
größe und beziehungsweife nad feiner Rentirlichkeit den Anhaltspunft für Berech— 
nung der Steuergröße abgiebt. Wir bemerken ein- für allemal, daß wir bier 
ausſchließend von der Schagung — der direkten Befteunerung — ſprechen. Die 
Konfumtionsftenern , überhaupt die indirekten Staatsabgaben beurtheilen fih nach 
ganz verſchiedenen Principien, und das wefentlihe Kriterium verfelben ift vor- 
zugsweiſe ihr unmittelbarer Bezug auf das belaftete Objekt ohne irgend eine 
Rüdfiht auf Vermögen ımd Steuerkraft des zahlenpen Subjeftes. Eine Wür— 
digung dieſer grunbfäglichen Verſchiedenheit wird uns nie in bie Verlegenheit fegen, 
direfte und indirefte Abgaben in irgend eine Relation zu bringen. 

Den oberften Grundfag ver ſtaatsrechtlichen Theorie der direkten Beftenerung 
bildet die gemeinfame Steuerpflicht. Er bezieht fih alfo dem Borgefagten ge- 
mäß ausſchließend auf die Perſönlichkeit aller zum Staatsverbande gehörigen 
Bürger, und e8 kann dem gegenüber von einer Steuerfreiheit ſtrenge genom- 
men gar nicht die Rede fein. Die Stenerpfliht fann nur als eine ruhende be- 
trachtet werben, wenn ber pflichtigen Perſönlichkeit — gleichgültig ob fie eine 
phyſiſche oder juriftifche Perfönlichkeit ift — das die Größe der bireften Staats- 
abgabe bebingende und beftimmende Steuerjubftrat zeitweife oder für immer ent: 
weder gänzlich feblt, oder in fo beſchränktem Make gewährt ift, daß es gerade 
ven bringendften Berürfniffen der Eriftenz, die der Staat nicht beeinträchtigen 
darf, entfpriht; — oder aber wenn aus Rückſicht auf den Zweck der Verwendung 
viefes Steuerfubftrates (firchlihe oder Wohlthätigkeitsanftalten) die ganze Werths- 
größe deſſelben als eine die Eriftenz der pflichtigen (moralifchen) Perfönlichkeit be- 
bingende betrachtet wird, Die Ungerechtigkeit der die perfönlihe Steuerfrei- 
beit ftatuirenden Ausnahmsverorbnungen bat die neuere Steuergejeßgebung bei- 
nahe allenthalben vermieden. 

Diefes vorausgefegt kann in höchſt fonjequenter Weife von einer doppelten 
Steuerpfliht nur dann die Rede jein, wenn ein und derſelben fteuer- 
pflihtigen Perfönlikeit wegen ein und deſſelben Steuerjubitrates 
zu wiederholten Malen die Verbindlichkeit zur Abgabenentrihtung 
auferlegt würde, wenn 3. B. der Grundbeſitzer aus dem Ertrage feines Boden— 
fapitals zugleih Grund» und Cinfommenfteuer bezahlen mühte. 

Ein anderes Verhältniß — aber keineswegs eine doppelte Inpflichtnahme ves 
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Steuerbürgers — ift e8, wenn ein und biefelbe Werthögröße in verſchiedenen 
Händen gleichzeitig ein Beftimmungsmittel der Stenergröße abgiebt. In 
diefem Falle kann nur das privatwirtbihaftlihe Moment maßgebend jein, 
ob viefe Werthögröße hier wie dort dem Steuerfubftrate zuzufchlagen jei oder nicht, 
Diefes trifft insbefondere beim Yeihfapitale zu. Es ift ebenio unzweifelhaft wie 
unferen voraufgeftellten Principien über die ausfchliegende Befähigung der Rente 
ale Maßſtab ver Beftenerung entipredhend, daß vorberfamft ver Darleiber als 
Genießer einer beftimmt abgemefjenen ftipulirten Rente für dieſe fteuerpflichtig if. 
Demnad kann es fih nur noch um Grörterung der Frage handeln, welden Ein- 
fluß das Darlehensfapital auf die Größe der Steuerſchuldigkeit des Schuldners 
babe. Hier find folgende Fälle zu unterfcheiden. ‚Entweder. wurde: die‘ Anleihe zur 
Erzielung der höheren Rentirlicdykeit eines fundirten. Vermögens gemacht, und 
diefes Grundvermögen dem Gläubiger zu feiner Sicherheit als Pfand unterftellt. 
In diefem Kalle muß nah richtigen ölonomifchen Grundfägen (die Staatöregie- 
rung als Stenerbehörde kann überhaupt nicht Die liederliche oder thörichte Wirth: 
ihaft bei ihrer Beftenerungsmarime im Auge haben) der erhöhte Gewinn die 
Kapitalvente des Darlehens überfteigen. Diefes Surplus an Renten auf Seite 
des Schuldners gegenüber der auf jeinem Örunbvermögen laſtenden Baffinzins- 
pflichtigteit berechtigt die Staatöverwaltung, letztere bei Berechnung der Steuer: 
pflichtigkeit nicht in Abzug bringen zu lafien, felbit dann nicht, wenn der erhöhte 
Werth des Örundvermögens eine Erhöhung jener Stener hervorruft, deren Sub- 
ftrat e8 bildet. Ein Zahlenbeiſpiel mag dieſes verfinnlichen. 

Ein Nealitätenbefiser hat einen Grundkomplex im Werthe von 1000 fl., 
welcher fih zu 6 Proc. mit 60 fl. rentirt, und worauf etwa nah Maßgabe des 
bayerifchen Grundſteuergeſetzes ein Grundſteuerſimplum nach 1 fr. vom Gulden 
Reinerträgniß, alfo in Summa von 1 fl. laftet. Nach Abzug dieſer Steuer 
beträgt alſo feine Bodenrente 59 fl. Er verwendet eine Anleihe von 200 fl. zur 
Vermehrung feines Grundkomplexes, der nun nach 1200 fl. eine Rente von 72 fl. 
abwirft. Hiervon zahlt er 10 fl. nad 5 Proc. landesübliche Zinsvergütung dem 
Kapitaliften und das erhöhte Grumpfteuerfimplum von 1 fl. 12 fr., wornad ihm 
noch eine reine Rente von 60 fl. 48 kr., fohin unter Abzug des Paffivzinfes und 
der Örunpftenermehrung eine Mehrumg gegen die frühere Rente von 1 fl. 48 fr. 
verbleibt. Der Abzug des Anleibefapitald von feinem Orunbfapitale, ober des 
Paffivzinfes von feiner Grundrente behufs der Örundftenerermittiung würde fich 
alfo keineswegs vechtfertigen. — Wir beabfichtigen mit diefem Zahlenbeifpiele nur deu 
Grundfag zu veranfchaulihen, von weldem in dem konkreten Falle bei Beur- 
theilung der Steuerpflicht ausgegangen werben fol, ohne zu mißkennen, wie 
trügeriſch und gefährlich es ift, vie Nefultate wirthſchaftlicher Experimente a priori 
in Zahlen zu firiven. Doc liegt es unbeftritten in ber Natur der Sache, daß 
biefer Kalkul theoretifch ſich rechtfertigen laſſe, und daß die Privatwirthichaft noth- 
wendig von vem Principe ausgehen müſſe, daß die Darlehensrente in den Hän- 
den des Schulpners die Höhe des von ihm zu präftirenden Paffivzinfes zu über- 
fteigen habe. Andererſeits gilt freilicdy auch ein billiges und gerechtes Steuermaß 
als unerläßlihe Borausſetzung, um nicht jene Theorie von einem Rentenüberſchuſſe zu 
einer Ilufton zu machen. Wie aber der Staat bei Aufftellung von Befteuerungs- 
grundfägen und bei Ermittlung ver Steuerkraft einen normalen Zuftand der Einzel- 
wirthſchaft anzunehmen berechtigt ift, fo kann aud hinwieder von ihm — vom 
Standpunkte der Theorie aus — eine normale und gerechte Befteiterungspolitit 
geforbert werben. 
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Daß aber der verſchuldete Grundbefiger gegenüber vemjenigen, welcher ein 
jhuldenfreies Örundvermögen von gleicher Größe mit einer gleihen Grund» 
abgabe zu verfteuern hat, in Abficht auf die Rente verkürzt erfcheint, hat feinen 
natürlichen, unabänverlihen Grund in der gegebenen Verſchiedenheit ver Güter- 
vertheilung, die feine Steuergefeßgebung auszugleihen vermag. 

Ein zweiter Fall wäre der, daß das Darlehen zum Zwede der Wieder: 
inftandfegung eines berabgelommenen fundirten Vermögens gegeben würde. Unter 
viefer Borausfegung wird lediglich die urfprüngliche Nentirlichleit diefes Vermögens 
wieber bergeftellt, und der Schuldner ift alfo mit dem Bafftozinfe offenbar über- 
laftet. Nun wirb aber jede vernünftige Steuerpolitif bei Berechnung der auf ein 
beftimmtes Objekt bafirten perjönlichen Steuerfraft jene Vorausfegungen erwägen, 
welche die Erhaltung und gleichmäßige Rentirlichkeit des Steuerjubitrates bedingen. 
Wie bei der Grundfteuer vie Bonität des Grundſtückes, jo find bei der Haus- 
fteuer die nothwendigen Reparaturkoften des befteuerten Gebäudes allenthalben in 
Rücdficht genommen. Eine Verminderung der Bodenbonität und eine Vernachläſſi— 
gung des baulihen Zuftandes eines Haufes find privatwirthidaftlide Mißgriffe, 
für welche keine Steuergejeßgebung einzuftehen hat. Es rechtfertigt ſich alfo auch 
bier nicht eine Abjegung des Paſſivkapitals von ven ftenerbaren Bermögensfapi- 
tale des Schulpners. 

Ein dritter denfbarer Fall wäre, daß das Darlehen ohne Bezug auf ein 
fumbirtes Bermögen, blos aus perjönlicher Nüdficht für den Schuloner und im 
Vertrauen auf feine Arbeitstraft und feinen Erwerböwillen gereiht würde. Hier 
wirde es feine Wirkung auf das rein perfönlice Einkommen äußern. Dient es 
zur Dedung anvderweiter Schulden, deren Zinfen bei Ermittlung des Einkommens 
zum Behufe der Einfonmenftener-Regulirung in vichtiger Grwägung des privat: 
wirthſchaftlichen Intereſſes bereits in Abzug gebracht werden durften, jo eignet ſich 
ver neue Paſſivzins zweifelsohne zum Abzug an ver Stelle des früheren. Dient 
e8 aber dem Schuloner zum unmittelbaren Genuſſe, jo verliert es feine Eigen- 
ſchaft als Kapital, es wird zum veinen Verzehrungsgegenftand, ohne die Natur 
eines wahren Einfommens zu gewinnen und zur Einfommenftener gezogen werben 
zu können, während ver Paflivzins als abjolute Minderung des Einfommens zum 
Abzuge qualificirt bleibt. Die Thatſache ver ſchlechten Hauswirthſchaft kann — 
bier zum Nachtheile wie oben zum Vortheile ver Finanzwirthſchaft — feinen Grund 
zum Abmweihen vom Principe abgeben. — Hat das Darlehensfapital den Zwed der 
Erweiterung und Erhöhung der perfönlihen Gewerbsthätigfeit, fo bildet dieſe 
gewiffermaßen das Pfandobjeft des Gläubigers (wie das reale Gewerbsreht that- 
fählic ein foldhes bilden fann), und es muß bier vie Analvgie der auf Grund: 
vermögen hinausgeliehenen Kapitalien Pla greifen. 

Aus diefen Prämiſſen können wir mit allem Fuge die Steuerpflichtigteit des 
Kapitalrentenbefigers ableiten. Dieje Staatsabgabe hat aber auch noch eine weitere, 
moralifhe Berechtigung, weil die Befteuerung des arbeitslofen Gewinnes 
überhaupt und insbefondere vom Standpunkte der Volkswirthſchaft aus die meiften 
Gründe für fi bat. Gerade der hieher bezügliche Cinwand, daß die Rentenftener 
den Kapitaliften veranlafien fünnte, feine Kapitalien zurückzuziehen und fie fix 
den eigenen Delonomie- oder Gewerbebetrieb anzuwenden, würde nur eine na— 
tionalöfonomiih vortheilhafte Wirkung diefer Steuer fein, weil fie die Entfaltung 
einer bisher brachgelegenen Thätigfeit hervorrief und damit zur wirflicen Ver— 
mehrung des Nationaleintommens beitrug. Was die Yinanzwirthihaft damit an 
Rentenfteuer verlöre, gewänne fie an Grund-, Gewerbe: over Einkommenſteuer in 

27” 


356 Einkommen- und 


vermehrter Weife wieder. Daß aber auf ſolche Weile der Kapitalnachfrage nicht 
jener nachtheilige Abbruch gefhähe, ven man als eine Konſequenz der Kapital 
rentenfteuer befürchtete, hat fih nicht nur thatfächlich beftätigt, fondern wird auch 
jevem leicht erflärlich fein, dem das Uebergewicht der rein volkswirthſchaftlichen 
Baltoren gegenüber vem Einfluffe der Steuer auf die Einzelwirthihaft nur halb» 
wegs verſtändlich ift. 

Nah dieſem Mafftabe beurteilt fid auch die Beſorgniß, es könnte bie 
Kapitalrentenftener zur Folge haben, daß die Kapitalien außer Landes gehen, 
und daß fomit dem Nationaleintommen ein Berluft zumüchfe, der gleich wäre ber 
nicht unbedeutenden Differenz zwiſchen ber Zinsrente und der nach wirthichaft- 
lihen Principien höheren Fruchtbarkeit des Kapitals in den Händen des Schulb- 
ners. Auch dieſe Nachtheile werden fih nicht ergeben, mie fie ſich bisher auch 
fattifch nicht erproßten, Die erhöhte Sicherheit, welde dem Kapitaliften die Dar- 
leihe inner Landes ſchon deßhalb gewährt, weil vie Zahlungsfähigkeit und der 
Zahlungswille feines Schuldners feiner Beahtung und Kenntnißnahme näher ge- 
rückt find, gegenüber ven mit der Ausleihe außer Landes verbundenen Untoften 
und Weitwendigfeiten, macht die Bortheile der erfteren bei weiten überwiegend. 

Den Einwand endlih, daß dieſe Stenergattung nachtheilig auf den Zinsfuß 
wirken möchte, wird jede vernünftige Beftenerungspolitit felbft dadurch befeitigen, 
daß fie mit der Steuerquote nicht zu hoch greift. Das hat auch bisher jede der— 
artige Stenergefeßgebung getban; fo erhebt Württemberg nad dem Gefege vom 
Jahr 1849 nur 1/, Proc., Baden 1/,, Proc., Sachſen nad einer progrefjiven 
Stala 2/, bis 12/, Broc., Bayern nad) dem Gefege vom 31. Mai 1856 nur 
3 Proc. in der höchſten Klaffe von der Rente über 2000 fl., fo daß alfo — 
bie Rente nah 5 Proc. gerehnet — in Folge diefes höchſten Steuerjates ledig- 
lich ein Herabfinten des Zinsfußes auf 417/,, Proc. (von 5 fl. auf 4 fl. 51 fr.) 
ftattfinden könnte. Bon welch' unmwefentliber Bedeutung dieſe Differenz ‘gegenüber 
den Übrigen fursbedingenden Momenten ift, bedarf wohl faum eines Nachmweifes, 
Ueberbies beurtheilt ſich die Trefflichkeit eines Steuerſyſtems nur unter Anwen- 
dung eines möglichft ausgenehnten Mafftabes, und ver gefürdtete Nachtheil wird 
aud damit gehoben erfcheinen, daß ver Staat, wohin ver Abflug ver Kapitalien 
fih wenden könnte, gleihfalls die Kapitalrente befteuert. 

Wir haben noch einige weniger wejentlihe Punkte zu berühren. Daß der 
Kapitalventenbefiger neben der Zinsfteuer auch die indirefte Auflage, die Kon- 
fumtionsfteuer, zu tragen hat, und demnad doch doppelt belaftet ift, ift wohl 
nicht in Abrede zu ftellen. Aber abgejehen davon, daß die Kapitalrentenftener dieſe 
Konkurrenz mit allen übrigen direkten Stenergattungen ſich gefallen lafjen 
muß, jo haben wir insbefondere den bereits vorgebrachten Grundſatz, daß die 
Syfteme der direkten und indirekten Beftenerung in feiner Relation ftehen können, 
entihieven zu betonen. Die invirefte Auflage haftet geradezu an ver Sade, jie 
teifft diefe ohme irgend welche Nüdficht auf die Perfon des Konfumenten, und fo 
fann denn auch nad diefer Richtung von feiner doppelten Inanfpruchnahme ver 
perſönlichen Steuerpflicht die Rede fein, 

Was insbefondere die Frage betrifft, ob ver Staat feine eigenen Gläu— 
biger als folde befteuern dürfe, fo liegt nicht der entferntefte Grumd vor, dieſes 
Verhältniß nach andern Grundſätzen als den oben aufgeftellten einfachen und natür- 
lichen über Stenerpfliht und Steuermaß zu beurtheilen. Der Titel des Einkom— 
menserwerbes, foweit er nicht die Einfommensgattung modificirt, kann und darf 
der Steuerbehörbe in feiner Beziehung maßgebend fein. Ihr gegenüber ift es abfolut 
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gleihgültig, wie der Steuerpflichtige in den Befig des rentirlihen Kapitals gelangt 
und wer fein Schulpner oder NRentenzahler fei, ob ein Private, eine Geſellſchaft, 
eine Stiftung oder der Staat felber. Das Berhältnig des Staates als Schuld— 
fontrahent zu feinen Gläubigern ift privatrechtlicher Natur und fteht mit feiner 
ſtaatsrechtlichen Befugniß der Stenererhebung nicht in entferntefter, Konnerität. 
Aus dem Grunde muß es aud völlig inbifferent fein, ob vie Staatsobligation, 
deren Rente den Eigenthümer perfönlich fteuerpflichtig maht, auf Namen oder 
au porteur lautet. Das einzige weſentliche Frforbernig ift bier wie bei ver Nenten- 
fteuer und der Einkommenſteuer liberhaupt nur die Landſeßhaftigkeit des Steuer- 
pflichtigen. Es beruht demnach lediglich auf einer Billigkeitsrüidficht oder auf dem 
Grundſatze der Reciprocität, wenn der eine Staat bie ihm fteuerpflichtigen Gläu- 
biger eines andern Staates mit Nüdjiht auf die im Auslande etwa alſogleich von 
der Rente felbft in Abzug gebrachte Zinsftener nicht wiederholt mit einer ſolchen 
belegt. 

Wir haben in ver vorftehenden Entwicklung die ftantsrechtlihen und volks— 
wirtbfchaftlihen Gründe erörtert, welche überhaupt für die Beftenerung der Zins- 
vente fprechen. Es handelt fich ſchließlich nur noch darum, zu entfcheiden, ob diefe 
Zinsrente als Beitandtheil des Einkommens dieſem zuzufchlagen fei und gleichzeitig 
mit diefem der allgemeinen Einfommenfteuer als Objeft dienen, ober als felbft- 
ftändige befondere Einkommenſteuer — als Rapitalrenten= oder Zins- 
fteuer figuriven fol. Bon ſehr entſcheidender Tragweite ift dieſe Frage wohl 
faum; dennoch dürften fih Grünte zu Gunften einer bejonveren Rentenfteuer 
ausfindig machen laſſen. Der Zins ift auf ein beftimmtes, entſchieden mehr Sicher: 
heit gewährendes Kapital fundirt, als das Einkommen aus der perſönlichen Steuer— 
kraft, und fteht alſo dem Grträgniß aus dem Grundkapitale im weiteften Sinne 
des Wortes näher als dem rein perjönlichen Einkommen. Infoferne wir die Ein- 
fonmenfteuer nur als eine furrogirende gegenüber ver ftenerpflichtigen Rente des 
fundirten Vermögens betrachteten, eignet fi die Gelpfapitalsrente nicht zur Kom- 
putation bei Ermittlung des rein perfönlichen Finfommens. Dagegen qualificirt fie 
fih zu einer höheren Anlage als vie Einfommensfteuer nicht nur aus dem wirth- 
Ihaftlich nicht zu mißachtenden Grunde, wornach dem arbeitslofen Gewinn im 
Interefje der Gntfaltung der ruhenden Arbeitstraft die wenigfte Rückſicht zuzu— 
wenden ift, ſondern auch von ftaatsrechtlicher Seite, weil — wie bemerft — der 
Staat dem Gläubiger einen beſonders forgfültigen und foftfpieligen Schug ange- 
deihen läßt. 

Daß die Ermittlung der fteuerbaren Gelpfapitalsrente nicht minder ſchwierig 
fei als jene des Einfommens überhaupt, läßt fih nicht in Abrede ftellen. Die 
Steuerbehörde muß daher zu ähnlichen Mitteln greifen, wie bei der allgemeinen 
Einfommenftener, wobei ihr die Hypothekenbücher wenigftens einige Beihilfe ge- 
währen können. Die Beforgnif, daß dur die Benugung diefer Dokumente wie 
überhaupt dur die Deflaration des baaren Vermögens- und Schuldenftandes 
dem öffentlichen Kredite namentlih der handeltreibenden Bürgerklaffe ein Nachtheil 
erwüchſe, bat die Praris fo wenig gerechtfertigt, als fie überhaupt eine wahre 
Berechtigung hat. Abgeſehen von der den Prüfungstommiffionen aufzuerlegenven 
Pflicht der Amtsverſchwiegenheit, wird die durch die Stenerregulirung veranlaßte 
Aufklärung über Kreditmißbrauch — wenn fie je vorfommen follte — nur den 
Schuldigen zu verbientem Schaden bringen, das allgemeine Interefje aber vor 
größerer Benachtheiligung bewahren. 

Was die Anwendung einer wachſenden Steuerffala und die Nothwendig- 
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keit periodenweifer Nachfatirung betrifft, fo ſprechen hiefür viefelben Gründe, wie 
bei der Einftommenfteuer. 

Bol. A. Smith, Unterfuhungen ꝛc. IV. ©. 290. (Breslau 1796.) 
Helferih, über die Einführung einer Kapitalftener in Baden. Tübingen 1846. 
Rau, 1. eit. II $. 377 und die vortfelbft aufgeführte Literatur. 

V. Die direkte Befteuerung des Gefammteintommens jedes ftenerpflichtigen 
Unterthans ift ein ftantswirtbichaftliches Erperiment, an welches ſich erſt Die neuere 
Zeit wagte. Bis zur zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts kannte man bas- 
felbe noch nicht, und felbft die jüngere Vergangenheit hat nur vorübergehend und 
in Zeiten der Noth hievon Gebraud gemacht. 

In England beftund zwar bereits zu den Zeiten Adam Smiths eine Art 
Befoldungsftener (befondere Eintommenfteuer) mit erhöhter Quote (4 Proc. von 
jeder Amtsbefoldung, welche 100 Pfund Sterling üÜberftieg) gegenüber der allge- 
meinen Yandtare; aber eine Einfommenfteuer im allgemeinen Sinne wurde erft 
auf den Antrag Pitt's während der Periode der franzöfiichen Kriegsläufte erhoben. 
Nah den Beftimmungen des älteften Regulativs (incometax von 1798), welches 
nach dem Frieden von Amiens wieder außer Geltung trat, war das Einkommen 
unter 60 Pfund Sterling frei. Höheres Einkommen unterlag einer progreffiven 
Tare (bis 65 Pf. St. 1/20, bei 200 Pf. St. 1/0). Im Jahr 1803 wurde bie 
Steuer unter dem Namen property-tax wieder eingeführt, dabei die mäßige Größe 
von 135 Millionen Pf. St. ald Gejammteinfommen der Nation zu Grunde ge- 
legt umd die Erhebung nah 5 Proc. von jedem Eintommen über 150 Pf. St. 
angeordnet. Nach den Anträgen von For und Örenville wurde der Mafftab in 
progreffiver Skala bis auf 10 Proc. erhöht (60 Pf. St. blieben frei; die höchſte 
Duote traf nur das Eintommen über 200 Pf. St.), und hiernach ſchon im Jahr 
1813 ein Erträgniß der property-tax von 141/, Millionen Pf. St. erzielt. Im 
Jahr 1816 fand fi die Regierung veranlafßt, vie höchſt unpopuläre Steuer wie: 
der aufzuheben. Als neuerlich die Finanzbilance einen bedeutenden Ausfall erwies, 
beantragte Robert Peel die wiederholte Einführung einer property-tax, weldye 
auch durch Geſetz vom 22. Juni 1842 in Kraft trat. Nach Abzug der Schulb- 
zinfen und unter Freilafjung eines Einfommens bis zu 150 Pf. St. (feit dem 
Sommer 1853 bis zu 100 Pf.) beträgt fie 7 Pence vom Pf. St., und behandelt 
Arbeitsichn, Gewerbeverdienft und Kapitalrente nad gleihem Maßſtabe. Seit dem 
28. Juni 1853, an weldem die Örenze der Steuerfreiheit auf 100 Pf. St. 
berabgefegt wurde, ift das Einkommen zwiſchen 100 und 150 Pf. lediglich mit 
5 Pence vom Pf. belaftet (etwas mehr ald 2 Proc.). Die Engländer jelbft bezeichnen 
ihr Syftem der Eintommensbefteuerung als ein imdireftes, weil die von öffent- 
lihen Kaffen, Altiengefellfchaften ꝛc. gezahlten Zinfen und Dividenden fofort mit 
dem gejeglichen Abzuge belegt werden, ehe fie in vie Hände des Eigenthümers 
übergehen, und weil jeder Schuloner ermächtigt und verpflichtet ift, feinem Glän- 
biger bei den an ihn gezahlten Zinfen die betreffende Steuer in Anrehhung zu 
bringen, was zur unvermeidlihen folge hat, daß die Stantsverwaltung einen 
namhaften Theil der bereits erhobenen Steuern wieder reftituiren muß. 

Bgl. v. Raumer, Brit. Beſteuerungsſyſtem. Ad. Smith, Unter. B. IV 
©. 328 (Breslau 1796). Kries, Grundzüge d. engl. Eink.“St. Zeitfehrift für 
d. g. Staatswiſſenſchaft. X. Jahrg. 2. u. 3. Heft. 

In Frankreich trug ſchon bie ältere taille personelle (Deklaration vom 
11. Auguft 1776) den Charakter einer Einfommenfteuer, indem fie 1 Sous p. livre 
(5 Proc.) auf das Einkommen, auf jenes vom Handwerfer-Lohnverdienft aber nur 
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I/g Proc, umlegte. Der Nationallonvent genehmigte ſchon am 7. Februar 1793 
die progreffive Steuer der Stadt Paris; eine allgemeine Einführung der progref- 
fiven Einfommenfteuer fand aber erft nad dem Falle der Gironpiften ſtatt, um 
das durch das allgemeine Aufgebot erhöhte Berürfnig decken zu können. — Die 
egenwärtige‘ franzöfifhe Steuergefeßgebung fennt nur noch die Perjonal- und 
N euer (impöt personel et mobilier), welche insbefondere den breitägigen 
Arbeitslchn als Maßſtab zur Bemefjung der Steuerquote des Pflichtigen annimmt 
(Gef. ‚vom 26. Mai 1831 und 21. April 1832). Das ältere Grundſteuergeſetz 
vom ——— Er) ri on * den ae eines Einkommen: 
ftewergefeges, da es lediglih auf Grund einer allgemeinen Schätzung das Rein- 
eintommmen aus dem Grundbeſitz zur Beſteuerung zog. Diejes Verhältnif bat fich 
aber feit der Einführung eines allgemeinen Katafters (Gef. vom 15, September 
1807) wejentlid geändert... Vgl. C. v. Hod, die Finanzverwaltung Frankreichs. 
| und. Augsburg 1857. 

n Deutſchland, namentlich. in den ſüddeutſchen Territorien, kannte man 
vorbem blos eine Vermögensftener. Das Gefammteigenthum des Stenerpflichtigen 
an. ‚ Mobilien, Bieh, Fahrniß, Rapitalien, Gewerbseinrihtungen zc. 
wurde nach eidlicher Einbefennung in die Einlagsregifter und Schagungsrollen 
aufgenommen, und hiernach im Kapitalanfchlage mit Schagung belegt. Diefe auf 
eidliche Deklaration bafirte Bermögensfteuer führte hiernach auch häufig den Na- 
men Eipfteuer!). Dagegen ruhte in den nördlichen und nordöſtlichen Gebletstheilen 
Deutfhlands, wie in Holftein, Brandenburg, Böhmen ꝛc. die Steuerlaft nad 
phyſiokratiſchem Principe beinahe ausſchließend auf dem bäuerlichen Befige und 
der Bodenrente. Die Verlegung des Principes einer gerechten, der Tragkraft des 
pflichtigen Untertbanen angemeffenen Bejtenerung, wie fie in ver Belaftung des 
Vermögens ohne Rückſicht auf deffen Nentirlichkeit lag, war jedoch ſchon frühzeitig 
anerkannt. Bereits im 16. Jahrhunderte fuchte man dem Mifftande, wie er in 
der Steuerumlage der Schatungsrollen lag, dadurch entgegenzumwirken, daß man 
mannigfach den Gemeinden geftattete, ihre Geſammtſteuer im Ganzen abzutragen und 
nad) ‚eigenem Ermeſſen unter ihre Gemeindemitglieder zu repartiren. Dieſer Be- 
ftenerungsmodus, der ähnlich noch jest in Frankreich befteht, hat ſich auch in 
Deutihland hie und da erhalten. 

Als aber im Verlaufe der Zeit der Staatöhaushalt verwidelter warb, und 
insbefondere durch die ftehenvden Deere der Ausgabenetat allenthalben eine beveut- 
fame Höherung erfuhr, trat die entſchiedene Nothwendigfeit zu Tage, die allge 
meine ftantsrechtliche Pflicht, zu dem Laften des gemeinen Weſens beizutragen, 
nad Maßgabe der richtig berechneten Steuerkraft des pflichtigen Bürgers zu re 
guliren, Dan faßte bei allen Gattungen der Auflagen das Erträgniß des fteuer- 
baren Objektes ind Auge, und fah ſich endlich veranlaßt, da wo ein anderweites 
derartiges Objekt als die Arbeitskraft des Pflichtigen fehlte, feine Steuerfähigfeit 
nach dem allein richtigen Maße feines Arbeitsproduftes zu beurtheilen, Die Ein- 
fommenftener nad ihren verjchiedenen Gattungen als allgemeine und beſondere, 


3 Die Bürger zu Wien zablten 1462 drei Pfennige Eidſteuer von jedem Pfunde Dermögen. 
Die Reichsſtadt Nürnberg hatte dafür den Ausdruf: Loſun &, In Sachen führte fie die Be 
zeichnung Schod: oder Schimmelfteuer. Nach älteren Steue ! 

Koburgiihen vom 100 je vier Piennige (1589, im Bambergifchen je der fünfzehnte Prennia 
(1402) erboben. In den meiiten Kantonen der ev. (Zürich, Schaffbaufen, Glarus, St. Gallen 
u. f. mw.) bat die Bermögensfteuer noch gegenwärtig Geltung. 


rımandaten wurden 3. ®. im 
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und nad mancherlei Kämpfen namentlich aud die Kapitalrentenftener fanden 
Eingang. Das Ältefte Erwerbftenergefeg ift wohl das ba diſche Patent vom 31. Auguft 
1805, weldies aber 1813 bereits wieder aufgehoben wurde. Das ältere Kapital- 
fteuergefeg deſſelben Landes (vom 19. April 1815) warb im Jahre feiner Ent- 
ftehung wiever befeitigt, bis endlich nach mannigfadhen Anregungen auf den Yand- 
tagen von 1820 bis 1843 und trog des energiſchen Wiverftandes der Finanz: 
männer ein neues unterm 4. Juli 1848 feine Sanftion erhielt, — Lübeck ema- 
nirte bereits unterm 2. April 1817 ein Eintommenftenergefeg mit fteigender Quote, 
Württemberg am 22. Iumi 1820 und Weimar am 29. April 1821 ein fol« 
ches, und unterm 24. Juni 1840 auch ein gejondertes Kapitalrentenſteuergeſetz. 
Die ſächſiſche Einkommenſteuer (Gef. vom 12. Auguft 1848) ftatuirt an der 
Stelle der progreffiven Steuerquote ein Procentenmaß der Eintommengröße, und 
erhebt die Abgabe aus 7/;, Des Arbeiter» und gewerblichen Eintommens, aus 8/yo 
ver firen Befoldungen, aus Nio der Orundrenten und aus dem vollen Betrage 
der Kapitalzinfen. Defterreih (Gef. vom 29, Dftober 1849) belegt Nenten- und 
Gewerbeverbienft mit 5 Proc. Steuer, Bejoldungen von 600 — 1000 fl. mit 1 
Proc., bis 2000 fl. mit 2 Proc. Die bayerifhen Einfommen- und Kapital: 
rentenfteuergefege haben mehrere Phafen erlebt, und das neuefte — mit mannig- 
fach geänderten Grundfägen — erfhien unterm 31. Mai 1856. Die ergänzende 
Natur des baverifhen Einkommenftenergefeges wurde bereits befproden. Das ge 
fonderte Rapitalrentenfteuergefeß buldigt wie jenes dem Grundſatze einer mäßigen 
Progreffion im Steuermaße und einer höheren Belaftung der Zinsrente ald des 
jonftigen Einfommens. — 

Zur Geſchichte und Statiftif der Eintommenbeftenerung vgl. 8. 9. Yang, 
bifterifche Entwidlung der deutſchen Steuerverfaffung. Berlin 1793. €. ©. Prä- 
torius, Verſuch über das Befteuerungswefen. Rönigeberg 1802. Gidborn, 

dentſche Staats- und Rechtsgeſchichte I. 171. Fr. U. v. L., das engliſche Ein- 
fommenfteuergefeg vom 22. Juli 1842, aus dem Driginaltert überſetzt, mit einer 
Sammlung ver jeit dem Jahre 1848 in den veutfchen Bundesſtaaten erjhienenen 
Ginfommenfteuergefege. München 1853. Dann die in Rau's Grunpfägen ber 
Finanzwiſſenſchaft in diefer und im allgemeiner Beziehung angeführte reihe Li— 
teratur. €. Fentſch. 


Einwanderung. 


Die Ginwandberung iſt das Korrelat und unter normalen Zuftänden regel- 
mäßig auch das Korreftiv der Auswanderung, fo daß fie den Ausfall ver 
legteren wieder dedt. Sowie es indeſſen Gründe giebt, aus welchen tie Aus- 
wanderung in einer unverhältnißmäßig großen Ausdehnung vorkommen fann !), 
jo mag in andern Fällen die Einwanderung überwiegen, wie biejes in Bezug auf 
folde Staaten, welche noch freien Raum für ven Anbau von Grund und Boden 
gewähren und ſich nocd in den Anfängen ver politiihen Entwidlung befinden, die 
Natur der Dinge mit fih bringt. Die Rechtsfragen nun, welde bei ver Einwan- 
— vorzugsweiſe in Betracht kommen, ſollen ven Gegenſtand dieſes Artikels 

lden. 

Der Einwanderer bat die Abſicht, Unterthan des Staates zu werden, in 


—_ 





I 5. den Artikel „Auswanderung“ in Bd. I, befonders S. 590 ff. 
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deſſen Gebiet er einwandert; er gedenkt nicht blos, einen längeren ober kürzeren 
Aufenthalt ala Fremder dort zu nehmen umd ſich die Rückkehr nach feinem Vater: 
lande und die rechtlihe Stellung zu demfelben vorzubehalten 2, Die gefegliche 
Regelung der Einwanderung bat daher mit andern Worten bie materiellen und 
formellen Beringungen feftzuftellen, vie erfüllt werben müflen, um die Unter: 
thbaneneigenfhaft over das Indigenat in einem bisher fremden Staate zu 
erwerben. Dabei ftellt fih nun ein wefentlicher Unterſchied der Einwanderung 
gegenüber ver Auswanderung heraus. Während wir es als eine natürliche Befug: 
niß der Unterthanen erflärt haben, nah Erfüllung ver gefeglichen Obliegenheiten 
gegen ihr bisheriges Vaterland auszuwandern, fann man im Allgemeinen nicht 
von einem Rechte der Einwanderung fpreden, das man als Fremder allen 
Staaten gegenüber hätte. Nur die Forderung läßt fidh erheben und rechtfertigen, 
daß ber Menfeh von jedem Staate als Rechtsſubjekt anerfannt und geachtet werde, 
aud wenn er ein Fremder ift; nicht aber die, daß der Staat Jeden der es be— 
gehrt, als Unterthan betrachte und aufnehme. Derfelbe muß fi in dieſer Be— 
ziehung feine freie Zuftimmung, alfo auch fein Recht der Zurückweiſung, vorbe- 
halten. Nur bei Staatenverbindungen — im Bundesſtaate insbefondere — ericheint 
es als eine Folge der Zufammengehörigkeit der verbündeten Staaten und ihrer 
politiiden Einheit, daß man den Unterthanen ver Einzelftaaten das Recht ver 
Ueberfieblung von einem Bundeslande in das andere gemwährleiftet. Einen Beleg 
biefür Er die jchweizerifhe Bundesverfaffung von 1848, melde in ihrem Ar— 
titel 41 Folgendes verfügt: „Der Bund gewährleiftet allen Schweizern, welche 
einer der Kriftlihen Konfejfionen angehören, das Recht der freien Niederlaffung *) 
im ganzen Umfange ver Eidgenoſſenſchaft“, worauf dann die Bedingungen folgen, 
von beren Borhandenfein dieſes Recht abhängig gemacht wird. Aehnlichen Inhalts 
ift die Konftitution der vereinigten Staaten von Nordamerika, deren Artifel IV. 
$. 2 lautet: „Die Bürger eines jeden Staates find zu allen Privilegien und 
Immunitäten der Bürger ver übrigen Staaten berechtigt”; worin das Recht ber 
Niederlaffung in den übrigen Bundesftaaten von felbft inbegriffen ift. In Deutſch— 
(and fehlt es an einer derartigen bundesrechtlihen Beftimmung. Die Angehörigen 
des einen deutſchen Bunbesftaates werden im dieſem Punkte von den übrigen 
Bundesftaaten als völlig Fremde behandelt. Erſt die Zollvereinsverträge fuchten 
diefe Lücke in etwas auszufüllen, indem fie wenigftens die Zuläffigfeit zum Han— 
dels- und Gewerbsbetrieb gegenfeitig von gleichen Bedingungen abhängig machen, 
jo daß der Angehörige eines Staates in diefer Beziehung in allen übrigen 
Bereinsftaaten ebenfo behandelt werden foll, wie die eigenen Unterthanen 3). 
Der Standpunkt des Staates ift bei der Einwanderung der überwiegende; 
feinem freien Ermefjen ift es anbeimgegeben, die Bedingungen auszufprechen, 
unter welchen er fremden das Bürgerrecht zugeftehen will. Nur völferredhtliche 
Nüdfichten legen ihm dabei gewiſſe Befchränfungen auf. So würde es einem 
Staate, der das Völkerrecht anerfennt und im ftändigen Berfehr mit ven übrigen 


2) S. über dieſes Verhältniß den Artifel „Fremde.“ 

*) Anm. d. Red. Das fchweizeriihe Staatsrecht unterfcheidet übrigens noch von dem 
Niederlaffungsrecht das Bürgerrecht. Die Niedergelaffenen haben gleich den Bürgern „freie Ges 
werbsausübung und das Recht der Ermwerbung und Veräußerung von Yiegenfchaften“, aber ſowohl 
der Armenverband ald die politischen Rechte find in den meiften Kantonen vorzugsweife an die 
Dorbedin des Bürgerrechtö nebunden. j 

3) Vergl. noch die Artikel „Deutfches Bürgerrecht” und „Zollverein“, 


362 Einwanderung. 


Staaten fteht, wohl mit Recht als eine Verlegung der gebührenden Achtung an- 
gerechnet werben, wollte er alle und jede Einwanderung geradezu verbieten. Ebenfo 
würbe es nicht ohne Folgen bleiben, wenn ein Staat die Einwanderer aus frem- 
den Staaten in verfchiedener Art behandelte, von den einen läftigere Bedingungen 
forderte, ald von den anderen; die betheiligten Staaten könnten nämlid jedenfalls 
von ihrem Retorfionsrechte gegen die aus dem betreffenden Staate kommenden 
Einwanderer Gebrauch mahen. — Weitergehende Beſchränkungen ber freien Dis- 
pofitionsbefugnig des Staates in dieſem Punkte können in dem Konföperationsver- 
bältniffe begründet fein, indem vie Gentralgewalt die Sache mit Ausihluß der 
Einzelftanten zu ordnen verfaflungsmäßig berechtigt ift, wie dieſes namentlich in 
ver norbamerifaniihen Union ver Fall ift. Nach Artikel I. 8. 8 ver Konftitution ift 
nur der Kongreß für befugt erklärt, „gleichförmige Regeln vorzufchreiben, nad) 
welchen Fremde naturalifirt werben." Die Einzelftaaten ericheinen hiernach lediglich 
als die Vollzieher der vom Kongreffe erlaffenen Borfchriften, die fie weder abzu- 
ändern noch aufzuheben das Recht haben. Die Konftitution hat indeſſen das In- 
terefie der Einzelitaaten gegen ven möglichen Mißbrauch diefer Gewalt des Kon- 
greſſes dadurch gewahrt, daß fie dieſem das Net, die Einwanderung vor dem 
‚ Jahre 1808 zu verbieten, ausdrücklich entzieht (Art. I. $. 9). — Die Schweizer 
Bundesverfaffung überläft die Verfügung in Bezug auf die Einwanderung ben 
einzelnen Kantonen, nur mit der Beſchränkung, „daß Fein Kanton Ausländern 
das Bürgerrecht ertheilen darf, wenn fie nit aus dem früheren Staatsverbande 
entlaffen werben (Art. 43)". 4) Volltonmen freie Hand läht das deutſche Bun- 
desrecht den Ginzelftaaten; für fie macht es im der Negel dabei feinen Unterſchied, 
ob der Einwanderer bisher Unterthan eines deutſchen oder außerdeutſchen Staates 
war. Nur die Eine Mopififation ift im Bundesrechte gelegen, daß die Bundes— 
ftaaten fich gegenfeitig verbindlich gemacht haben, feine in ihrem Vaterlande nody 
militärpflichtigen Individuen als Unterthanen aufzunehmen, 5) 

Wollen wir uns nun — was wohl hauptfädhlich die Aufgabe des Staats- 
wörterbuchs in unferer Materie zu bilden hat — einen Ueberbid über Die ver: 
ſchiedenen Syfteme, welhe von den europäiſchen Gefepgebungen in der Einwan- 
derungsfrage befolgt werden, zu verfchaffen fuchen, jo verdient vor Allem 

1) das englifhe Recht als eigenthimlich hervorgehoben zu werden. Daj- 
jelbe rechnet nämlich zu den matürlich-gebornen Unterthanen von England nicht 
bios die Kinder von Englänvern, gleichviel wo fie geboren find, fondern auch bie 
Kinder von Fremden, wenn fie innerhalb des englifchen Gebietes unter der Herr- 
haft der engliichen Krone geboren find, alſo insbefonvere auch folde, vie auf 
englifhen Schiffen over in ver Wohnung eines englifhen Gefandten im Auslande 
geboren find. ©) 

Außerdem fennt Übrigens das englifhe Recht auch eine Naturalifation von 
Fremden, über veren Ertheilung ein Gefeg vom Jahre 1844 folgende Beftin- 
mungen enthält. Um vie Naturalifation nachſuchen zu können, muß der Freude 

a) fi fünf Jahre ununterbroden in England aufgehalten haben, 


4, Daß das freie Meberfieblungsrecht der Anacbörigen der übrigen Kantone nicht verlegt 
werden dürfe, verftebt fich von fi — nn i bi 
5) S, die allgemeine Kartellsonvention unter den deutichen Een vom 10 Febr. 
1831 und 17. Mai 1832 bei &. von Meyer, Staatsakten, Bd. 1. 378 
6) Die Konfequenz, daß dann Kinder von Engländern, die im —— geboren werden, 
ald Aremde zu behandeln feien, war im älteren Rechte wirklich anerkannt. 
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b) ein Gewerbe treiben, an ber Spige eines Gefchäftes ftehen, over ein un: 
abhängiges Bermögen befigen, und 

c) dur das eivlihe Zeugniß von vier Hausbefigern erhärten, daß er einen 
guten und fittlichen Lebenswandel führe und ein rechtichaffener Mann fei. 

Wenn das Gefuh, das an den Staatöfelretär des Inmern zu richten ift, 
mit den Nachweiſen über das VBorhandenfein dieſer Vorbedingungen belegt ift, fo 
fommt es dem genannten Staatsfetretär zu, eine Urkunde ansfertigen zu laffen, 
durch welche ver Bittfteller zum natıralifirten englifhen Unterthan für den Fall 
erflärt wird, daß er innerhalb einer Frift von 60 Tagen die fragliche Urkunde 
dem Gerichtshofe des Lord Kanzlers (Court of Chancery) zur Einregiftrirung 
vorlegen und vor eben dieſem Gerichtähofe den Unterthaneneid leiften würde. Wird 
diefen beiden Beringungen innerhalb befagter Frift Genüge geleiftet, fo foll dies 
der Gerichtshof dem Impetranten mit dem Beifage bezeugen, daß er von nun an 
in den Genuß aller Rechte eines naturalifirten engliihen Staatsbürgers eingetreten 
fei. Unter dieſen Rechten ift indeffen die Fähigkeit, in dem geheimen Nathe bes 
Königs oder im Parlamente zu figen, noch nicht begriffen; fie Könnte nur durch 
eine Parlamentsafte zugeftanden werben. 

2) Eine diefer neueren englifhen Geſetzgebung ähnliche Regel über Natura- 
lifation beftand ſchon feit 1802 in Nordamerika. Wer ins Bürgerredht ver 
vereinigten Staaten aufgenommen werben will, hat dem Gerichte, bei welchem er 
die Aufnahme nachſucht, ven Nachweis zu liefern, daß er fid) wenigftens 5 Jahre in 
den vereinigten Staaten und wenigftens ein Jahr in dem Staate oder Territorium, in 
dem das Gericht ſich befindet, aufgehalten und fich während viefer Zeit als ein Mann 
von gutem moralifhen Charakter, von Anhänglichfeit gegen die Berfaffung der ver- 
einigten Staaten und als Freund der guten Ordnung betragen haben. Den Beweis 
der Dauer des Aufenthalts ldann er nicht durd Eid, fondern nur dur eine von 
einem court of record ausgeftellte Urkunde liefern. Um viefe zu erhalten, muß er 
fih 3 Jahre vor feiner Aufnahme bei einem court of record melden und hier eidlich 
oder an Givesftatt erflären, daß er bona fide Bürger der vereinigten Staaten 
werben wolle und für immer jede Abhängigkeit und Treue gegen jeden fremben 
Staat oder Fürften aufgebe. — Bei ver Aufnahme felbft hat er dem Gerichte 
eidlih oder an Eidesftatt zu verfidhern, daß ev die Bundesverfaffung der vereinig- 
ten Staaten nad feinen beften Kräften beſchützen wolle, und daß er fortan jede 
Abhängigkeit und Treue gegen einen fremden Staat oder Fürften abſchwöre. — 
Durd die auf Grund diefer Bedingungen gewährte Aufnahme tritt der aufgenom- 
mene Bürger in alle Privat und öffentlihen Rechte eines jolhen ein, nur mit 
Ausnahme jener politifchen Befngniffe, veren Ausübung die Verfafjung von einer 
gewillen Dauer des Bürgerrecht? abhängig madt. So kann er nad feiner Re 
ception vor Ablauf von 7 Jahren nit ing Haus der Nepräfentanten, vor 9 
Jahren nit zum Senator erwählt werben und ift zudem nicht fähig, zum Prä— 
fiventen oder Vicepräfiventen der vereinigten Staaten ernannt zu werben. 7) 

3) Die franzöfifhe Geſetzgebung gefteht zuvörderſt in theilweifer 
Nahbildung des englifhen Rechts den in Frankreich geborenen Kindern von Aus- 
ländern das Recht zu, die Eigenfchaft von Franzoſen zu erwerben. Die Beringung, 
von welder die Erwerbung abhängig gemacht ift, befteht darin, daß die betreffende 
Perfon, wenn fie ſich in Frankreich aufhält, innerhalb des erften Jahres ihrer 


?, In Brafilien und den Ya PlatasStaaten beträgt die Naturalijationsfrift 2 Jahre. 
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Großjährigkeit die Erklärung abgiebt, daß fie die Abficht hege, ihren feften Wohn- 
fig in Frankreich zu nehmen, oder wenn fie im Auslande ihren Aufenthalt hat, 
daß fie ſich anheifchig mache, dies zu thun, und daß fie innerhalb Jahresfrift 
ihren Wohnfig wirklich dort aufſchlage, (Code eiv. Art. 9). — Außerdem kennt 
das franzöftfche Recht eine Habilitation des Fremden zum Genuffe der Civilrechte 
eines Franzoſen; fie iſt Jedem zugeftanden, ver mit Erlaubniß des Kaifers dort 
feinen Wohnfig nimmt (Code civ. Art. 13). In Verbindung damit fteht im neueren 
ſranzöſiſchen Nechte vie eigentlihe Naturalifation, mie fie durch Geſetz vom 
3. December 1849 geregelt if. Wer fie nachſuchen will, bat ven Nachweis zu 
liefern, daß er von der Zeit an, wo er bie Erlaubniß erhielt, fein Domicil in 
Sranfreih zu begründen, 10 Jahre lang 8) ohne Unterbrehung fi daſelbſt auf- 
gehalten habe. Das Gefuh ift an den Minifter der Juſtiz zu richten und wird 
vom Kaifer nah erholtem Gutachten des Staatsrathes beſchieden. Dem auf viefe 
Weiſe naturalifirten Fremden mangelt indeffen noch die Wählbarfeit zum gefet- 
gebenden Körper; viefe fann ihm nur dur ein Gefeg verliehen werben. — Die 
vor der Naturalifation gebornen Kinder bleiben Fremde, wenn fie nicht ausprüd- 
lid mit natnralifirt find. Ein neueres Gefeg (vom 7. Februar 1851) Hat jedoch 
die Beftimmung des Art. 9 des Code auf fie anwendbar erflärt. 

4) Diejelben Vorſchriften gelten im Wefentlihen au in Belgien; bie Ber- 
faffung vom 25. Februar 1831 beftimmt im Art. 5 ausprüdliih: „Das Staate- 
bürgerrecht wird durch die gefeßgebende Gewalt verliehen, und nur bie grande 
naturalisation madıt den fremden für die Ausübung der politiichen Rechte dem 
Belgier glei." Die Frift, welde der Naturalifation vorauszugehen hat, beträgt 
bier nur 5 Jahre, 

5) Die Eigenfchaft eines Schweizers fommt demjenigen zu, welder das 
Bürgerrecht irgend eines der einzelnen Kantone befist. Die Ertheilung deſſelben 
an einen Ausländer gehört, abgeſehen von der oben fhon berührten Auflage ver 
Bundesverfaffung, zu den vorbehaltenen Rechten ver Kantone. Diefe ihrerfeits 
machen das Kantonsbürgerreht von dem Befige des Gemeindebürgerrechts ab- 
bängig. Die Geburt innerhalb einer Gemeinde, fowie der länger fortgefegte Auf- 
enthalt in einer folhen haben bier für die Erlangung des Bürgerrehts feine Be- 
deutung. 

6) Die deutſchen Gefeggebungen ftimmen bezüglih ver Art umd 
Weife, wie ein Fremder das Landesbürgerrecht (Indigenat) erwerben könne, nicht 
überein. Wir müſſen vaher, um beftimmte und Hare Grundſätze aufftellen zu 
fönnen, die widhtigeren Partifularrechte geſondert aufführen. 

a) Nach öfterreihifhem Recht erwerben Fremde die Staatsbürgerfhaft in 
Defterreih einmal durd den Eintritt in einen öffentlichen Dienft, dann durch An- 
tretung eines Gewerbes, deſſen Betreibung die ordentliche Anfäffigkeit im Lande 
nothwendig macht, und dur einen im Lande vollendeten zehnjährigen ununter- 
brodenen Wohnfig, jevoh unter der Beringung, daß der fremde dieſe Zeit hin 
durch fi) wegen eines Verbrechens feine Strafe zugezogen habe. — Neben dieſen 
an gewiſſe Thatfahen von jelbft ſich knüpfenden Erwerbsgründen des Staats- 
bürgerrechts giebt es noch eine zweite Erwerbsart, die auf der Verleihung der politi- 
ihen Behörden berubt. Man kann die Cinbürgerung bei den genannten Behörben 


8) Dieſe Zrift ift auf Ein Jabr verkürzt gu Gunſten ſolcher Fremden, welche Kranfreich wich 
tige Dienfte geleiftet, oder ibm befondere Talente, Erfindungen u. f mw. mitgebracht baben. 
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nachſuchen, und diefe fünnen fie ertheilen oder abſchlagen, je nachdem ihnen das 
Vermögen, die Erwerbsfähigkeit und das fittlihe Betragen des Gefuchftellers für 
die Gewährung zu ſprechen jheinen, oder nicht. — Durch die bloße Inhabung 
oder zeitlihe Benügung eines Landgutes, Haufes oder Grundſtücks, dur die An- 
legung eines Handels, einer Fabrik over die Theilmahme an einem von beiden, 
ohne perſönliche Anfäffigfeit in einem der öfterreihifhen Kronländer, wird vie 
Staatsbürgerfhaft nicht erworben. 9) 

b) Für Preußen bat ein neueres Geieg (vom 31. December 1842) ge- 
nauere Berfügungen über die Grlangnng der Eigenſchaft eines Preußen getroffen. 
Auch bier gilt die Berufung und Anſtellung eines Ausländers in preußifchen 
Staatspienft ald Naturalifation. Im Uebrigen ift das Recht, zu naturalifiren, den 
Landespolizeibehörven (Regierungen) übertragen. Diefe follen aber die Eigenſchaft 
von preußifchen Unterthanen nur folden Ausländern verleihen, welche 

a) nad) den Gejegen ihrer bisherigen Heimat vispofitionsfähig find, 

P) einen unbejcheltenen Lebenswanvel geführt haben, und nachweiſen, daß fie 

y) an dem Orte, wo fte ſich niederzulaſſen beabfidhtigen, eine eigene Wohnung 
oder ein Unterfommen finden, 

d) am diefem Orte fih und ihre Angehörigen zu ernähren im Stande feien. 

e) Gehört ver Einwanderer einem deutſchen Bundesftaate an, fo muß fon- 
ftatirt werben, daß er der Militärpflicht gegen fein bisheriges Vaterland genügt 
babe over davon befreit worben jei. 19) Bor ver Ertheilung der Naturalifation 
ſoll die Gemeinde, in weldher ſich ber Fremde niederzulaffen gevenft, über vie 
unter 8, 7, 6 aufgezählten Erforberniffe mit ihrer Erklärung gehört werben, und 
falls fie erheblide Einwendungen vorbringt, fo fol vie Aufnahme verfagt werben. 
— Anderſeits darf feine Gemeinde einen Ausländer als Mitglied aufnehmen, 
der nicht zuvor die prenfifche Unterthaneneigenfhaft erworben hat. — Die er- 
theilte Naturalifation erftredt fi im Zweifel auch auf die Ehefrau und auf die 
nod unter väterliher Gewalt ftehenven minderjährigen Kinder. N) 

e) Das bayerifhe Recht weicht zunächſt darin von ben beiden eben 
dargeſtellten deutſchen Rechtsſyſtemen ab, daß es der Berufung zu einem 
bayeriſchen Staatsamt feinen naturalifirenden Effekt einräumt; die Eigenſchaft 
eines Inländers — das Indigenat — ift vielmehr Beringung, um ein fol- 
ches Amt zu erlangen und befleiven zu können. 12) Um num aber diefe Eigen— 
Ihaft zu erwerben, vafür eröffnet viefes Partifularreht den Ausländern zwei 
Wege; dieſe find: 

a) wenn fie in das Königreich einwandern, fih darin anfäffig machen und vie 
Entlafjung aus dem fremden perfönlihen Untertbansverbande beibringen. Auch hier 
wird in Nahahmung bes öſterreichiſchen Geſetzbuchs erläuternd hinzugefügt, daß 
der bloße Befig oder die zeitliche Denügung liegender Gründe, die Anlegung eines 


9 5. das allgem. bürgerl. Geſetzbuch 88. 29, 30 u. 31. Daß die Ausländerin, die einen 
Infänder ebelicht, naturalifirt werde, F per arg. a, c. aus $. 32. 

10, Preußen macht hiernach feinen Behörden zur Pflicht, Perfonen, welche in den bemerkten 
Verhältniſſen jteben, nicht aufgunchnen, un etwaigen Reklamationen auf Grund der Kartell 
Konvention zuvorzufommen. 

11, S. X, von Nönne, das ÖStaatsrecht der preuſt. Monarchie Bd. 1. S. 286 ff. Der 
Aufenthalt oder Wohnfig in Preufen bar feine Wirkung für dag Indigenat. Vgl. noch die 
deutiche Vierteljabrsichrift Seft Nr. 55. 

12, Wenn Zöpfl in feinem Staatsreht Bd 11. ©. 254 das Gegentheil lehrt, fo bat er 
den von ibm citirten $. 5 des Edikts und das Geſetz vom 15. Aug. 1828 völlig mißverftanden, 
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Handels, einer Fabrik oder die Theilnahme an einem von beiden, ohne förmliche 
Nieverlaffung und Anfäffigmahung die Indigenatsrechte nicht begründe. 

PB) Will oder fann der Fremde auf diefe Weiſe das Inbigenat nicht erwerben, 
fo ſteht ihm frei, ein Gefudh an den König zu richten, der die Naturalijation 
nad) erfolgter Bernehmung des Staatsraths durch ein befonveres Dekret ertheilt. 13) 

d) In Württemberg erfolgt die Naturalifation in ver Regel durch eine 
Aufnahmsverfügung ver Regierung, bei Frauen des Dberamts (d. i. der Unter- 
behörbe). Sollen die zuftändigen Behörden in der Page fein, ein ſolches Geſuch 
gewähren zu können, jo muß ver die Aufnahme fuchende Ausländer nachweiſen, 
daß er von einer beftimmten Gemeinde des Landes die vorläufige Zuſicherung des 
Bürger: und Beifigerrechtes erhalten habe. Diejes Verſprechen zu geben find aber 
die Gemeinden verpflichtet, wenn er außer den einem Eingebornen nothwendigen 
Gigenfchaften zur Zwangsüberfierlung noch ein um vie Hälfte größeres Vermögen 
befigt, und ein Zeugniß beibringt, daß er wieder in feinem früheren Vaterlande 
werde angenommen werben, falls vie vieffeitige Aufnahme nicht rechtsgültig würde, 
d. i. falls die Staatsbehörden die Aufnahme nicht bewilligten, 19) — Außerdem 
wird auch bier der zu einem Staatsvienft berufene Fremde dadurch Juländer, jedoch 
nur auf die Dauer des Dienftes. 

e) Die übrigen Partitularrechte erfennen ald Natuvalifationsgründe außer der 
Berehelihung einer Auslänterin mit einem Einheimifhen und der Anftellung im 
Staatsdienfte übereinftimmend an: die befonvere Aufnahme in ben Unterthans- 
verband, die entweder vom Landesherrn jelbft over von den höheren Lanvesftellen 
ausgeht. Im einzelnen Landesgefegen wird überdem nod der Erwerbung des Bür- 
ger⸗ oder Nachbarrechtes in einer Gemeinde 15), ferner dem länger ununterbroden 
fortgejegten Wohnen im Lande die Wirkung des Inpigenatserwerbes beigelegt; 
doch hat man vie legtere Erwerbsart, auf den privatrechtlihen Normen über Er- 
ſitzung von Rechten berubend, in neuerer Zeit in mehreren Staaten befeitigt, in 
welcher fie bis dahin anerkannt war. 16) Bon. 
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I. Unter ven Grfinvungen der neuern Zeit nehmen die Gifenbahnen eine ber- 
vorragende Stellung ein, obgleich durch dieſelben nicht ſowohl neue Kräfte nugbar, 
als vielmehr bereits benugte Kräfte zur Grreihung eines befondern Zweckes ver- 
wendbar gemacht wurden. Sie verbanten daher ihre Bedeutung der Wichtigkeit 
des Zweckes dem fie bienen, und ver Art und Weife, wie fie biefen Zweck 
fördern, 

Diefer Zweck ift ver Verkehr, welcher die Beringung alles geſellſchaftlichen 
und ftaatlihen Lebens bilvet, deſſen Beförderung und Vervollkommnung daber bie 


ss . — poſitiven Normen in dem Edikte über das Indigenat vom 26. Mai 1818 
. 3 und 4. 
15) Bol. R. v. Mobil württ. Staater. Bd. 1. S. 310. Derjelbe bemerkt, daß die Bei— 
bringung einer Urkunde über die Entlafjung aus dem frübern Iintertbansverbande feine notb: 
wendige Bedingung fei. 

85) Dies gilt 3. B. in Zachien-Meiningen (Verf.Urk. $. 6). 

16, Die Erwerbung des Andigenats durch zebnjührigen Wobnſitz iſt z. B. aufgeboben in 
Be K 1818, in Baden feit den Sei vom 17. März 1854; fie befteht noch außer Deſter— 
reich z. B. in Sachſen-Koburg-Gotha. 
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‚und Bervolllommung des Gejellihafts- und Staatslebens ift. Nicht 
eine beſondere Klaſſe von Interejien, jondern alle Interefjen, welche die Menſchen 
in der Gefelichaft verfolgen, werden durch die Berfehrsanftalten überhaupt und 
vie Elſenbahnen insbefondere gehoben: Aderbau, Gewerbe und Handel, Kunft, 
—— ra ande Bamilie, Gemeinden und Staat, werben durch fie im ihrer 

Lebensentwidelung unterftügt. Die Art und Weife, wie die Eifenbahnen dem Ver— 
fehr dienen, befteht darin, daß fie einen eng und jchnellen Transport 
vermitteln und dadurch fowohl einen regelmäßigen Gütervertaufh als aud eine 

e und ununterbrochene Verbindung zwiſchen Perfonen möglich machen, 

welche in weit von einander entlegenen Orten wohnen. 

Die Mittel, worurd die Eifenbahnen diejes Ziel erreichen, find : 1) die Be 

ugung einer Bahn zur Fortſchaffung, welche der anzuwendenden Kraft einen 
möslieR geringen Wiverftand entgegengefegt und 2) die Anwendung einer Kraft, 
welcher eine beliebige Spannung gegeben werben kann. Die Maſſe, die ein Land- 
fuhrwert fortzufchaffen vermag, wird durch zwei Umftände bevingt: 1) vie Größe 
der Kraft, weiche zum Fortſchaffen angewendet werden fann und 2) die Größe 
des Wiberftandes, welche die Bahn der Fortihaffung entgegenftellt. Diefer legtere 
nun hängt ab: a) von der Reibung der Räder auf dem Boden, b) von der Rei- 
bung der Achſen in ven Naben der Räder, e) von der mehr oder weniger hori- 
zontalen Lage der Bahn. Die Reibung der Räder auf dem Boden oder der Fort- 
ſchaffungsbahn ift um fo geringer, je fefter und glatter die Oberfläche verfelben 
ift, und umgefehrt. Auf den Eifenfhienenwegen ift dieſe Reibung nur fehr gering. 
Je nad dem Zuftande ver Reinlichfeit und der größern oder geringern Bolllom- 
menbeit der Schienen und Räder ift zur Ueberwindung verfelben bei horizontaler 
Lage der Schienen: I/ago bis N/ggg der fortzuſchaffenden Laſt erforberlich, d. h. vie 
Kraft, welche u. um Fortziehen anzuwenden ift, jo weit es fich dabei um die Ueber: 
windung des Widerftandes handelt, welchen vie Reibung der Räder auf den Schie— 
nen verurfacht, ift nur der zweihundertfte bis breihunderfte Theil von der Kraft, 
welche zum Heben oder Tragen jener Laft erforderlich fein würve. Auf einer gut 
gepflafterten Straße dagegen beträgt die zur Ueberwindung dieſer Reibung anzus 
wendende Kraft etwa ein Dreißigftel ver fortzufchaffenden Laft. Was die Rei— 
bung der Achſen in den Naben der Räder betrifft, fo ift diefe von dem Berhält- 
niß abhängig, weldes ver Durchmeſſer des Rades zum Durchmeſſer der Achſe 
bat. Die Eiſeubahnen haben in dieſer Beziehung feine Eigenthümlichkeit. 

Diefe geringe Fortſchaffungskraft, welche der Eifenbahntransport erfordert, 
gilt jedoh nur für den Fall ber horizontalen Lage der Schienen. Jede Erhebung 
verfelben aus diefer Lage muß von einer entſprechenden Steigerung der Zugkraft 
begleitet fein. Dieſe Steigerung ift dem Winkel proportional, weldhen alsdann bie 
Lage der Schienen mit einer horizontalen Linie bildet; d. h. um die Paft auf der 
iciefen Ebene der Schienen in die Höhe zu ziehen, wird eine Kraft erforvert, 
welche ſich zur Yaft verhält, wie die Größe ver Steigung zur Länge verfelben. 
Iſt daher z. B. die Steigung wie 1:200, fo ift zur Hebung der Laft auf biefe 
Höhe eine ebenfo große Kraft erforberlih, als um die Laft auf ver horizontalen 
Bahn fortzuziehen. Die Vortheile, welche bie Fortſchaffung auf einem Scienen- 
wege gewährt, vermindern fid daher in dem Maße, als die Steigungen auf ber 
Bahn groß find. Es kommt noch dazu, daß mit der Größe der Steigung fi auch 
die Haftbarkeit (Aphäfion) der Räder auf den Schienen vermindert und folylid) 
die Laft durch ihr eigenes Gewicht zurücgezogen wird. Die Aohäfion der Räder 
auf ven Schienen fteht im Verhältniß zu dem Drude, welden bie auf denfelben 
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ruhende Laſt auf den Schienen ausübt, Man kann daher durch Verſtärkung ver 
Laft ver Lokomotive und durch Borrihtungen, welche diefen Drud vermehren (die 
Kuppelung der Räder) die Arhäfion fteigern. Ebenfo bat man aud durch eine 
ſolche Bertheilung der Steigungen, daß fie entweder auf eine vorhergehende fal- 
lende Steigung der Bahn folgen oder wenigftens mit horizontalen Yagen verfelben 
abwechſeln, ſowie aud durch eine zweckmäßige Vorrichtung an der Lokomotive, 
die fogenannte Erpanfion, verfelben zur Ueberwindung ‚der Steigung einen entjpre- 
chenden Kraftzufhuß zu geben verfudt. 

Alle dieſe Hülfsmittel können jedoch die Schwierigfeit nur mindern, nicht 
bejeitigen, und die Bortheile des Eifenbahntransportes find daher nur zu erlangen, 
wo der Bahn eine möglichſt horizontale Lage gegeben werden fann. Es muß 
deöwegen, wenn das Terrain, über weldes vie Eifenbahn geführt werden foll, 
nit von Natur eine horizontale Lage hat, vemfelben eine ſolche durch Aufjchüt- 
tungen, Einſchnitte oder Tunnels jo viel thunlich gegeben werben, obgleich dadurch 
natürlich die Koften ver Bahn fi beventend erhöhen. Nur ausnahmsweise und 
mit einzelnen Streden in Öebirgögegenden, wo die Vortheile dieſes Transport: 
mitteld auf andere Weiſe nicht zu erreichen find, läßt fich eine ſehr ftarfe Steigung 
ver Bahn rechtfertigen; denn es ift leicht einzufehen, daß, während die Koften der 
Ebenlegung der Bahn nur einmal gemacht zu werden brauchen, fi aljo auf bie 
Berzinfung des angelegten Kapitals bejhränteu, die Koften, welde die Ueberwin- 
dung einer großen Steigung erfordert, bei jevem Zuge ſich wiederholen und je 
nad dem Betrage dieſer Koften, möglicherweiſe bald ein viel größeres Kapital 
weggefreffen haben, als dasjenige ift, weldes die Ebenlegung der Bahıı erforbert 
baben würde, 

Was den zweiten Punkt, die zur Yortichaffung zu verwenvende Araft, be- 
trifft, fo ift von allen elementaren Kräften ver Dampf biejenige, über welche 
der Menſch eine volltommene Herrfhaft erlangt hat, und welde er dem Be- 
bürfniffe gemäß vermehren und vermindern kann. Die Benugung des Luft— 
druckes bei ber fogenannten atmosphäriihen Bahn findet fich jegt nur nod auf 
Einer Bahn, ver Bahn von Paris nah St.Germain, behufs der Erfteigung einer 
bedeutenden Anhöhe vor ver letteren Stadt. Diefe Bahn, deren Länge nur 
2,500 Meter ift, foftet 6,000,000 Franken. Die Berfuche, die eleftro-magnetifche 
Kraft als Zugkraft auf den Gifenbahnen anzumwenven, haben noch fein befrie- 
digendes Rejultat ergeben. 

Die Benugung der Dampffraft gewährt für ven Transport weſentlich zwei 
Bortheile: einmal nämlih, in größerer Stärfe angewendet werben zu Fünnen, 
und fodann, eine größere Gejchwindigfeit des Transportes zu bewirken, als jebe 
andere Kraft, die wir anzuwenden vermöcten. Die Lokomotiven, welche bei den 
Oüterzügen angewendet werben, haben jett zwifchen 200 und 350 Pferbefraft, 
und bei den Perfonenzügen variirt die Stärke zwifhen 100 und 200. Im Noth- 
falle könnte alfo bei Güterzügen, durch Anwendung von zwei Lokomotiven, die 
Kraft auf 700 Pferdekraft gefteigert werden. Dazu kommt, daß, was man in ber 
Mechanik eine Pfervefraft nennt, beinahe das Doppelte von dem ift, was ein 
Pferd mit Fleiſch und Bein zu leiften im Stande wäre, wobei indefjen nicht ver- 
gefien werben darf, daß ſich keineswegs die ganze Kraft der Lokomotive auf bie 
Räder übertragen läßt, fo daß die wirfliche Leiftung verfelben hinter der nomi- 
nellen um ein Wefentliches zurückbleibt. Wollte man aber viefelbe Laft, welche 
durd eine Lokomotive fortgefhafft werben kann, durch Pferde fortziehen laffen, 
jo müßten die Wagen, ftatt an einander gebängt und auf einmal fortgefchafft 
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werben zu können, in viele Theile zerlegt und jeder Theil beſonders beſpannt 
. werben, wozu bann ein viel größeres Perfonal erforderlich fein würde, als ber 
Transport durch die Lokomotive nöthig macht, — Die bei den Güterzügen ange- 
wenbeten Lolomotiven fahren mit einer Gejhwindigfeit von 3—31/, Meilen in 
der Stunde, und diejenigen, welche bei den Perfonenzügen in Anwendung fommen, 
erreichen eine Geſchwindigleit von 8—9 Meilen. Wenn nun aud) freilich biefe Ge- 
ſchwindigleit in der Wirklichfeit nicht ganz benugt werden kann, indem biefelbe 
durch Anhalten, An- und Abfahren um etwas vermindert wire, fo kann bei Per- 
fonenwagen doch immer no eine mittlere Gefchwinpigfeit von 7 Meilen in ber 
Stunde erreicht werben, während die berühmten englifchen state-coaches nur 2 
Meilen in der Stunde zurüdzulegen vermedten. 

Die Anwentung des Dampfes als Zugkraft und die große Gefchmwindigkeit, 
welche durch viefelbe für die Fortſchaffung gewonnen wird, bedingt aber freilich, 
daß die Bahn, auf ver fi die Wagen bewegen, nicht nur möglichſt eben und 
wagerecht, jondern daß fie auch möglichſt gerade fei, daß alfo nicht blos Stei- 
gungen, fondern dag aud Krümmungen Über ein gewiſſes Maß hinaus vermieden 
werben, damit der Zug nicht durch die Behemenz feines Ganges aus den Schienen 
gerathe. Langfameres Fahren und Vorrichtungen an ven Rädern machen es zwar 
möglich, kleinere Bogen zu befahren, als man früher für möglich oder zweckmäßig 
erachtete. Nichtsdeſtoweniger find ftarfe Krümmungen nur ausnahmsmweife anmwend- 
bar, wo der Legung der Bahn in möglichft geraber Linie unüberſteigliche Hinder— 
niffe im Wege ſtehen, oder wo dieſelbe übermäßig große Koften erfordern würbe. 
. Diefelbe Rüdfiht auf die Sicherheit erfordert, daß die Benugung der Bahn nad 
einer feften Ordnung erfolge, und vie einzelnen Züge genau in einander greifen. 
Es wird dadurd die einheitliche Yeitung des Verkehrs bedingt, allerdings aud) die 
freie Benugung der Bahn, welche auf Kunftftraßen und Kanälen ftattfindet, aus- 
geſchloſſen. Es wird aber dafür jene Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit hervorgebracht, 
welche einen fo großen Borzug des Eijenbahntransportes bilbet. 

II. Die Bortheile ver Negelmäßigkeit und Schnelligkeit des Transportes, 
welden vie Gifenbahnen gewähren, find nicht ohne einen bebeutenden Koften- 
aufwand zu erzielen. Faſſen wir zuerft das zur Herftellung einer Bahn erfor- 
derliche Anlagefapital ins Auge, fo muß dafjelbe der Natur der Sache nad in 
den einzelnen Yändern und bei den einzelnen Bahnen fehr verfhieden fein. In 
Großbritannien foftet die Herftellung einer deutſchen Meile Eifenbahn durchſchnitt⸗ 
lid 1,000,000—1,200,000 ARthlr., in Frankreich 800,000 Rthlr., in Belgien 
etwa 500,000 Rthlr., in Deutfchland etwas mehr als 400,000 Rthlr., in ven 
vereinigten Staaten von Nordamerika nur 220,000 Rthlr. Bei der Bahn von 
London nad Bladwall koftet die deutſche Meile Bahn 7,691,200 Rthir., bei ver 
Bahn von Nürnberg nah Fürth nur 141,700 Rthlr. Diefe Ausgaben find indefjen 
in den verſchiedenen Ländern durchaus nicht für den nämlichen Gegenftand gemacht 
worden; denn zwifchen ven verſchiedenen Bahnen ift, was die Art und Weile 
bes Baues betrifft, ein jehr großer Unterſchied. Die Herftellungstoften, obwohl 
in den verſchiedenen Ländern und bei ven verſchiedenen Bahnen fehr ungleid, find 
es daher doc keineswegs in dem Maße, als die angeführten Durchſchnittszahlen 
zu beweifen fcheinen. Es mag deßwegen nicht unzwedmäßig fein, die wichtigften 
Umftänve, welde die Größe des Koftenaufwandes bedingen, hervorzuheben. 

Das erfte Element vefjelben bildet die Ausgabe für die Erwerbung Des 
Grundes und Bodens, auf welden die Bahn gelegt werden foll. Diefe richtet 
fid) im Ganzen nad) dem Werthe, welden Grund und Boden in den verſchiedenen 

Bluntihli und Braͤter Deutſches Staats⸗Wörterbuch II. 24 
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Ländern haben, aber aud bie Art, wie die Stationen und Bahnhöfe angelegt 
find, ift von großem Einfluß. In Deutfchland liegen vie Bahnhöfe und Stationen 
in der Regel vor ven Stäpten; in Großbritannien und Norbamerifa find ſie 
meiftentheils mitten in den Städten. 8 liegt auf der Hand, daß dadurch die 
Erwerbung des Bovens ſehr umgleihe Koften verurſacht. Auch die Koften bes 
Baues felbft werden dadurch mohificirt. Bei der Bahn von Mandefter nad 
Liverpool ift ein Tunnel unter diefer legten Stabt durchgeführt, um in die Mitte 
verfelben zu gelangen. In andern Städten waren zu temjelben Zwede Toftbare 
Viadukte, welche über ven Häuſern und Straßen weggeführt find, erforberlid. 

Das- zweite Hauptelement der Koften wird durch ven für den Unterbau 
der Bahn zu machenden Kapitalaufwand gebildet. Wenn ver Boden eben, der 
Grund feft, von Flüffen und Bächen wenig durchſchnitten ift, find natürlich vie 
Koften, um eine möglichft horizontale und gerade Bahnlage darzuftellen, gering. 
ft dagegen das Land gebirgig, von Flüſſen und Bächen durchkreuzt oder ber 
Boren moorig und unfeft, jo miffen Stellen durch vie Berge geftochen, Aus— 
ſchnitte und Auffühungen gemacht, Yuttermanern aufgeführt, Brüden gebaut, 
Rofte gelegt und andere Werfe ausgeführt werden. Dadurch müffen fid) die Koften 
natürlich ſehr fteigern. Unzweifelhaft hat man im Laufe der Zeit gelernt, dieſe 
Schwierigkeiten mit weniger Koften zu überwinden, als man dies früher verftand, 
indem man Mittel erfand,- ohne weſentliche Koftenvermehrung ftärfere Steigungen 
zu überwinden und ohne Verminderung der Sicherheit und Schnelligkeit der Fahrt 
ftärfere Krümmungen zu befahren. Allein dieſe Hülfsmittel haben ihre Grenzen, 
und es wird defwegen immer die Natur des Unterbaues ein jehr michtiges Ele— 
ment in dem Koftenbetrage der Eifenbahnen ausmachen. 

Das dritte Element, welches die Größe des Koftenaufmandes bevingt, ift die 
Art des Dberbaues. Nach vem in England in biefer Beziehung befolgten Sy- 
fteme wird der Bahnkörper mit einer in der Regel bis zwei Fuß hohen GStein- 
bettung übervedt, die zum Tragen der Bahn beftimmten Schwellen find von 
Eichenholz und wenig zahlreih. Die Schienen find ſehr ftarf uud ruhen in foliven 
zußeifernen Stühlen, an denen fie mit Holzfeilen befeftigt find. Die Bahnen haben 
in der Negel doppeltes Geleife. Um eine deutſche Meile Bahn nad dieſem Sy- 
fteme Herzuftellen, find ungefähr 9800 Etr. Schienen, 3100 Etr. Stühle, 195 
Ctr. Nägel und 600—700 Schwellen erforverlih. Nach diefem koftfpieligen Sy= 
fteme find auch die meiften franzöfifhen und belgischen und viele deutſche Bahnen 
gebaut, In Deutfchland hat man aber bei dem größeren Theile ver Bahnen die 
Koften des Oberbaues zu vermindern gefucht. Zu tiefem Ende ift die Bettung 
geringer (1—1!/y‘), vie Schienen, weldye einen Breiten Fuß haben und nad) ihrem 
Erfinder Bignoles-Schienen genannt werben, ruhen nicht in Stühlen, fondern find 
unmittelbar auf den Schwellen durch Hakennägel befeftigt. Die Schwellen felbft 
find zahlreiher, aber nicht fo ftarf und aud oft nicht von Cichen-, fondern von 
Fichten- und Birkenholz. Auf einer Meile Bahn liegen etwa 900—1000 Stüd 
Schwellen. Der Eifenbevarf ift verhältnißmäßig viel geringer, als bei den eng- 
fen, zumal nur ein Theil ver deutſchen Bahnen mit boppeltem Geleife ver- 
jehen ift, und jelbft dieſes oft nur auf einzelnen Streden. Es werben, um eine 
deutſche Meile Bahn mit einfachem eleife zu belegen, durchſchnittlich 800 bis 
900 Etr. Schienen und nur 275 Etr. Nägel erfordert. No wohlfeiler als in 
Deutfhland hat man die Bahnen in Nordamerika zu bauen verfucht. Die Bahnen 
dieſes Landes haben nämlich eine fehr ſchwache, oft gar feine Bettung. Die 
Schwellen find febr zahlreich, auf dieſen ruhen zunächſt fogenannte Langſchwellen, 
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auf welden dann fehr ſchwache Schienen feftgenagelt find, Der Holzbedarf ift zur 
Herftellung einer ſolchen Bahn fehr groß, aber dieſer Theil des Materials in 
Amerika leicht zu beichaffen. Der Eiſenbedarf ift verhältwigmäßig ſehr gering. 

Ein nit unmwichtiges Element der Koften bilvet ferner ver Bau der Bahn- 
höfe und Stationen. Sind diefe zahlreich, wie bei den meiften Bahnen Englands, 
jo wird dadurch der Koftenbetrag ſehr gefteigert. Es fommt vabei indeſſen viel 
auf die Art ver Ausführung an: während man in Großbritannien und noch mehr 
in Nordamerika fi dabei auf das Nothwenbige beſchränkte, oft in Bezug auf 
Wartezimmer und dergleichen vielleicht zu jparfam gewefen ift, hat man in andern 
Ländern nicht felten einen unnöthigen Yurusaufwand gemadht und dadurch das 
Einkommen der Bahn, ftatt dafjelbe zu vermehren, vermindert. 

Zu dem ftehenden Kapital einer Eijenbahn gehört aber niht nur die Bahn 
jeldft mit den dazu nöthigen Gebäuden und Utenfilien, jondern aud das rollende 
Zeug, d. b. vie Lokomotiven, Perfonen- und Güterwagen. Die Summe diejes 
Materials richtet fih nach der Größe des Verkehrs, welden eine Bahn zu be 
wirfen hat, muß aber eben deßwegen bei den einzelnen Bahnen jehr verſchieden 
fein. Für jede Bahn aber ſteckt in dieſen Gegenftänden ein bedeutendes Kapital. 
Gine Lokomotive von der Größe, von der fie jetzt für vie meiften Bahnen gebaut 
werben, koſtet 15,000—18,000 Rthir. Die fehsrädrigen Perfonenwagen, wie fie 
in Deutſchland im Gebrauche find, often je nach ver Klaffe zwifchen 1800 bis 
4000 Rthir., ein großer achträbriger Güterwagen etwa 1600—1800 Rthlr. 

Was den Betrieb der Eifenbahnen betrifft, jo ift befannt, daß derfelbe ohne eine 
bedeutende Zahl von Beamten und Arbeitern nicht bewirkt werben faın. So waren 
beifpielöweife bei den preußifchen Bahnen im Jahre 1854 im Ganzen 13,695 Be- 
amte und etwa 7,800 Arbeiter bejhäftigt. Bon den Beamten kamen 806 auf vie 
allgemeine Verwaltung (Direktion, Büreau, Kaffe u. f. w.), 8626 auf die Bahnver: 
waltung (Unterhaltung und Bewadhung ver Bahn), 4210 auf die Transportver- 
waltung (Tofomotivführung, Heizung, Bedienung der Züge, Erpebition der Güter 
u. f. f.). Auf je eine Meile Bahn fommen durchſchnittlich 23 Beamte und etwa 
16 Arbeiter. 

Der Bedarf von fahlihen Gütern für ven Betrieb, als Brennmaterial, 
Eifen, Del, Billete, Büreaubedürfniſſe u. |. w. richtet ſich nad der Größe ve 
Berfehrs, welcher auf jever Bahn ftattfindet. 

Wie zwednäßig aud immer der Betrieb einer Eifenbahn eingerichtet fein 
möge, fo ift doch leicht erſichtlich, daß durch denfelben ein fehr weſentlicher Theil- 
der Einnahmen weggefreffen wird, der aber je nad) ver Größe des Betriebes felbft 
ſich verändert. 

III. Um einem fo bedeutenden Kapital, wie es der Bau und Betrieb ver 
Eifenbahnen erforvert, entiprechenven Gewinn zu fichern, muß ein ſehr umfaſſender 
Verkehr ftattfinden. Diefer nun kann zum Theil durch die Eifenbahnen ſelbſt her- 
vorgerufen werben, wenn fie im Stande find, die Transportloften, im Verhältniß 
zu andern Berkehrsanftalteu, zu vermindern; denn im Allgemeinen wädst ver 
Berfehr in dem Maße, als die Transportkoften ſich vermindern. 

Die Transportloften aber zerfallen wejentlih in zwei Theile. Der eine 
Theil derſelben fteht in direftem VBerhältniffe zu der Maffe des Transportes und 
ver Gefhwinbigfeit der Beförderung. Je größer nämlich die Maſſen, welde fort- 
zufchaffen find, um fo größer ift die aufzumendende Maſſe des Brennmateriales, 
des Deles, die Abnugung der Bahn und des vollenden Zeugs. Ebenſo fteht auch 
diefer Theil des Aufwandes mit der Größe ver Geſchwindigkeit im Verhältniß. 

24? 
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Der andere Theil der Koften bleibt im Ganzen berfelbe, e8 mag der Verkehr groß 
oder Hein fein. Die Koften für ven Bau der Bahn und einen großen Theil ber 
dazu gehörigen Gebäude müffen gemacht werben, der Verkehr mag groß ober Hein 
fein. Daffelbe gilt von dem zum Betriebe nöthigen Perfonal, welches, um uns 
einer beim Militärwefen üblichen Bezeichnung zu bebienen, in feinen Cadern vor- 
handen fein muß und mur in Bezug auf die Mannſchaft je nad der Größe des 
Betriebs zu- und abnimmt. 

Es geht hieraus hervor, daß die Rentabilität einer Eifenbahn fehr weſentlich 
von ben Fradif ägen bebingt wird. Jede Berfon und jeder Centner Gut muß 
allerbings denjenigen Theil der Fracht ganz tragen, welder vireft auf biefelben 
fällt. Da aber die Generalfoften ſich verhältnigmäßig vermintern, wenn der Ver— 
kehr wächft, fo fann ver Tarif mit Bortheil fo lange herabgejegt werben, als der 
Berkehr in einem ftärferen Berhältniffe zunimmt, als der Tarif für viefen Theil 
vermindert wird. &8 fei 3. B. ver Frachtſatz für 1 Centner Gut auf die Meile 6 Pfen- 
nige, und es werde davon die Hälfte für Specialfoften, die andere Hälfte für 
Oeneraltoften berechnet. Angenommen, es wirben bei diefem Sate 600,000 Etr, 
Güter jährlich beförbert, fo würde die Einnahme der Bahn vom Güterverkehr 
10,000 Rthlr. betragen. Davon fümen 5000 Rthlr. auf die Oeneralfoften. Würde 
nun der Frachtſatz von 6 Pfennigen auf 5 Pfennige pro Gentner und Meile ver- 
mindert und dadurch der Berfehr verdoppelt, jo wäre die Einnahme 16,6662/, Rthlr.; 
die Specialfoften würden 10,000 Rthlr. betragen und es würden zur Dedung der 
Generaltoften und als Gewinn 66662/, Rthlr. übrig bleiben. 

Aus der gleihmäßigen Tauglichleit der Eifenbahnen zum Perfonen- und 
Gütertransporte erwächſt venfelben deßwegen ſchon die Möglichkeit, die Frachtfäge 
bedeutend herumterfegen zu fünnen, und man muß bies als eine der Haupturfachen 
ihrer rafhen Vermehrung betrachten. Urfprünglid und fo lange man ven Dampf 
noch nicht ald Zugkraft auf denfelben zu benugen verftand, ober wenigftens vor 
ber Erfindung der Stephenſon'ſchen Lokomotive, welche zuerft auf der Bahn von 
Mandefter nah Liverpool in Anwendung kam, follten die Eifenbahnen vorzüglich 
nur zum Gütertransport benugt werben. Es war daher nur da, wo ein fehr 
großer Verkehr diefer Art beftand, Hoffnung zu ihrer Anwendung. Später war 
es umgefehrt vorzüglich nur der Perfonentransport, auf welchen man rechnete. Sie 
ſchienen alfo aud hier zunächſt wieder nur berufen, in fehr dicht bevölkerten Ge— 

enden, zwifchen größeren Städten und felbft hier wieder nur für ven Theil des 
Subtitums, welher vorher mit der Poft zu reifen pflegte, angelegt werben zu 
können. In Betreff des Gütertransportes waren e8 nur die werthuolleren Güter, 
auf welche man die Aufmerffamfeit wendete. Der günftige Erfolg, weldher nach Ver- 
minderung der Transportfoften durch dieſe Anftalten auch in Betreff dieſer beſchränk⸗ 
ten Sphären ihrer Wirkſamkeit erzielt wurde, machte die Anwendung derſelben auch 
für minder verfehrsreihe Bezirfe möglich. Die Vervollfommnung in dem Bau 
und Betriebe der Bahnen geftattete dann nod größere Verminderung der Trans- 
portfoften. Die daraus hervorgehende Steigerung des Perfonen- und Güterverkehrs 
machte wieberum eine Verminderung ver Fahrpreiſe möglich, fo daß allmählig bie 
Benugung der Eifenbahn für alle Klaſſen von Perfonen und alle Arten von 
Gütern möglich geworben ift, und es bei einer zwedentfprechenden Verwaltung 
berfelben noch in einem viel ausgedehnteren Maße zu werden veripricht. 

IV. Das zum Bau und Betrieb einer Eifenbahn erforderliche Kapital ift zu 
groß und die Rente oft zu unficher, als daß der Staat folhe Unternehmungen, wenn 
er fie ala Bedürfniß erkennt, ohne weiteres der Privatipefulation überlaffen 
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töunte. In einigen Ländern hat man fi begnügt, die Privatgefellfhaften zu pri- 
vilegiven; fo in dem vereinigten Königreihe Großbritannien und Irland. Im 
Ganzen ift dies aud der Fall in den vereinigten Staaten von Norbamerila, 
ebenfo in der Schweiz. In andern Staaten hat man zwar Privatgefellfhaften 
mit der Ausführung und dem Betriebe der Eifenbahnen betraut, ihnen aber zur 
Förderung der Sache mancherlei Unterftügung zu Theil werben laſſen. Diefe 
Geſellſchaften find dadurch in nähere Beziehungen zum Staat getreten : fo in Franf- 
reich, Rußland, zum Theil auch in Deutſchland. In andern Staaten endlich haben 
die Regierungen felbft den Bau und Betrieb wenn nicht ganz, fo doch der Haupt- 
linien übernommen und Gefellihaften nur die Ausführung der Nebenlinien ein- 
geräumt. So in Belgien und zum Theil in Deutſchland, namentlih in Bayern, 
Württemberg, Baden. Auch in Preußen und Defterreih find einzelne Linien von 
dem Staate gebaut worden. Delonomifhe Rückſichten find dabei nur zum Theil 
entfcheidend gewefen, obgleich aus biefem Verhältniſſe fehr wichtige dkonomiſche 
Folgen erwachlen. 

Wo Privatgefelihaften bauten, haben fie das Kapital theils unmittelbar 
durch Aktien, theils mittelbar durch Anleihen aufgebradht. Die Benugung biefes 
letztern Mitteld hat aber feine Grenzen und muß immer auf einen Theil des 
Gefammtlapitals beſchränkt bleiben. Wenn dagegen der Staat baut, fo kann er 
das ganze Kapital durch Anleihe aufbringen und in dem Maße, als ver Rein- 
ertrag die von ihm zu zahlenden Zinfen überfteigt, befigt er einen größern ober 
geringern Fonds, um aus bemfelben die aufgenommene Anleihe zu tilgen. Eifen- 
bahngeſellſchaften, wenn fie nicht duch Aftienfhwindel ins Leben gerufen werben, 
laffen fid nur auf ven Bau von folhen Bahnen ein, weldhe einen angemeffenen 
Gewinn verfprehen, der dann bei einigen Bahnen wegen des Monopols weit 
über einen gewöhnlichen Kapitalgewinn fich erhebt. Baut dagegen der Staat, fo 
fann er den Ertrag der ſehr frequenten Bahnen benugen, um den etwaigen Aus— 
fall ver andern Bahnen zu veden. Er hat dadurch den VBortheil, fi ein vollftän- 
diges Eifenbahnneg zu ſchaffen, weldes er, wo Gefellfhaften der Bau und Be- 
trieb gänzlich überlaffen wird, nur dann erhält, wenn wie in England hinreichender 
Verkehr vorhanden ift, um die Bahnen nad allen Richtungen rentabel gu machen, 
oder wenn er in irgend einer Form, oft durch Uebernahme dauernder Yaften, vie 
Privatgefellihaften unterftügt. Sollen dem Yande die Vortheile der Eifenbahnen 
in vollem Maße zu Theil werben, fo muß der Staat die Privatbahnen einer 
ftrengen Kontrole unterwerfen; denn das Jutereſſe der Privatgefellihaften geht 
nur bis zu einem gewiſſen Grade mit dem Intereffe des Publitums Hand in 
Hand. Iſt diefer Grad erreicht, fo ift die Steigerung des Verkehrs für Privat 
gefellfchaften eine Laft, während ver Staatsregierung daran gelegen fein muß, daß 
der Verkehr möglichft vermehrt werde, wenn dies ohne Nachtheile für feine Ein- 
fünfte geihehen fan. Dazu kommt noch, daß die Eifenbahnen namentlih auf dem 
europäiihen Kontinente mit zu den Vertbeivigungsanftalten des Landes gehören, 
es alfo für den Staat von höchſter Wichtigkeit fein muß, fi die Benuguug der— 
jelben für diefen Zwed, und die erforberlihen Betriebsmittel volllommen zu ſichern. 

Daß Privatgefelihaften zum Bau und Betriebe von Eifenbahnen im All— 
gemeinen mehr geeignet feien, als die Stantsregierungen, ift weder durch bie Na- 
tur der Sache begründet, nod wird es durch die bisherige Erfahrung bewiefen : 
im Gegentbeile ſehen wir, daß die Regierungen nicht nur unter Umftänden eben jo 
wohlfeil bauen und eben fo wohlfeil und zwedmäßig abminiftriren, als Privatgefell- 
ſchaften, ſondern auch, daß die Privatgejellfchaften umfafjenden Unterfchleifen und 
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großen Betrügereien in höherem Grade ausgefegt geweſen find, während bie Re- 
gierungen, zur zwedmäßigen Organifation eines umfaflenden Beamtenweſens viel 
geeigneter als Privatgefellihaften, auch eine durdgreifendere und nachdrücklichere 
Kontrole zu üben im Stande find. 

Allen viefen Gründen zum Troß, die fih noch durd viele andere vermehren 
laffen, mag es ſich dennoch in vielen Staaten rehtfertigen, den Bau und Betrieb 
der Eifenbahnen lieber Privatgefellihaften zu überlaflen; denn nicht jeder finan- 
zielle Gewinn ift auch ein ſolcher in -politifcher Beziehung. - Der Staat bat aber 
diefen mehr als jenen ins Auge zu faffen; denn er iſt feine Erwerbsgemeinſchaft. 
Welche Stellung der Staat zu dem Eifenbahnmefen anzunehmen habe, iſt daher 
eine Frage, die ſich nur aus den Verhältniſſen eines jeden einzelnen Staates 
entſcheiden läßt, und daher auch von den verichiedenen Staaten in ſehr verſchie— 
dener Weife entfchieden worden ift. 

V. Das Mutterland ver Eifenbahnen ift England, wo zuerft Schienenwege 
zum öffentlichen Gebrauche gebaut wurden und es zuerft gelungen tft, den Dampf 
als Zugkraft zu benugen. Die Eröffnung der Eiſenbahn von Mandefter nad) 
Liverpool, 15. Sept. 1830, auf welcher dieſe Kraft zuerft in ihrer vollen Wirf- 
famfeit benntt werden konnte, darf als der eigentliche Anfang des Zeitalters ver 
Gifenbahnen angefehen werden. Schon 1805 war zwar eine von Trevethit und 
Vivian gebaute Lokomotive auf der Kohlenbahn Merthyr Tydvil in Thätigfeit, 
allein fie war noch fehr unvollkommen, und vie Erfinder, ſowie alle Mechaniker 
damaliger Zeit glaubten nicht, daß die Räder einer folhen Maſchine Haftungstraft 
genug auf den glatten Schienen hätten, um große Laften foribewegen zu können. 
Diefes Vorurtheil widerlegte zwar der fpätere Begründer der Eifenbahnpampf- 
bewegung, Georg Stephenfon, im Jahre 1814 durch die That, allein auch feine 
verbeiferten Mafchinen waren noch fehr unvollfommen,, und die Bewegung noch 
viel zu langfam, als daß man große Hoffnung darauf geſetzt hätte. Eine Zeitlang 
glaubte man, daß es gelingen merbe, ven Dampf als Zugkraft auf der gewöhn- 
lihen Straße anzuwenden, Es wurde in der That eine Mafchine gebaut, welche dieſen 
Zwed erfüllte, allein die mit verfelben erzielte Gefhwindigkeit war nicht größer, als 
die der engliſchen Poſtkutſchen, und die Koften der Fortihaffung waren eben fo groß. 
Die Verſuche wurden daher nicht weiter fortgefegt. Im Jahre 1826 nun wurde 
die Erbauung der Eifenbahn von Mancheſter nach Liverpool genehmigt. Die Ge- 
ſellſchaft, welcher die Konceffion ertheilt worben war, ließ einen Preis von 500 Pf. 
St. für eine Lokomotive ansfegen, weldhe im Stande wäre, ihr vreifadhes Gewicht, 
das auf 6 Tonnen (d 20 tr.) feftgefegt war, mit einer Geſchwindigkeit von 10 
englifhen Meilen in der Stunde fortzufchaffen. Sie follte auf Federn ruhen, keinen 
Rauch erzeugen und nicht mehr als 550 Pf. St. foften. Drei Mafchinen bewarben 
fih um den Preis, von denen die G. Stephenfons bei der angeftellten Prüfung 
(Oft. 1829) als die vorzüglichfte erfannt wurde. Sie konnte nicht nur das Drei- 
fache, ſondern das Fünffache ihres Gewichtes und mit einer Geſchwindigkeit nicht 
von 10, ſoudern von 15—20 engliſchen Meilen in der Stunde fortbringen. 
Diefe Vortheile waren von Stephenjon erreicht worden durch die Benugung des 
Hochdruckes, auf welhen man bei den Dampfihiffen in Folge der Unglüdsfälle 
durch Erplofion verzichtet hatte. Er war dadurch im Stande, dem Dampfe eine 
ftärfere Preffion zu geben und folglich durch ftärfere Spannung ein größere Kraft 
zu erzeugen. Das große Problem, auch den Transport zu Lande durch Dampf: 
kraft zu bewerfftelligen, war biemit gelöſt, und es galt jegt nur nod, die gewon- 
nenen Refultate zu benußen. 
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Dis zur Eröffnung ver Eifenbahn von Nalton nah Darlington (1825) 
waren die Bahnen ausfchließlid für den Gütertransport beftimmt. Auf Stephen- 
ſons Veranlaffung wurde bier zuerft der Verſuch gemacht, auch Perſonen zu trans- 
portiren, und gelang. Auch die Bahn von Mancheſter nach Liverpool zog bald 
aus dem Perjonentransport den wefentlichften Theil ihrer Einnahme. Der glüd- 
liche Erfolg diefes Unternehmens bewirkte, daß man nun Eifenbahnen nicht fo ſehr 
für den Gütertransport, als vielmehr für den Perfonentransport zu bauen begann. 
Bis zum Jahre 1825 einfchließlih war der Bau von 32 Eifenbabnlinien und bie 
Erweiterung von 14 vom Parlamente genehmigt worden. Bon 1826—1843 be: 
trägt die Zahl der neuen Linien, melde genehmigt wurden, 113, vie Zahl ver 
erweiterten Linien 205. Die zum Bau diefer Bahnen genehmigten Summen be- 
trugen 1826— 1843 zufammen 79,047,527 Pf. Sterling, 

Diefe Zufammenftelung ift nah ven von Porter angegebenen Daten. Nach 
Zoot (history of prices vol. V. p. 252) betrug die am 31. Dec. 1843 geneh- 
migte Summe 81,900,000 Pf. Von der genehmigten Summe waren bis zum 
31. Dec. 1842 verausgabt 65,600,000 Pf., un dafür 2036 engl. Meilen 
Eifenbahn dem Betriebe übergeben. 

Am 31. Dec, 1847 waren genehmigt L. St., verausg. L. St. u. engl.M. Bahn gebaut. 
338,700,000 167,000,000 3945 


— RO 362,000,000 240,300,000 6621 
ui ERBE 391,300,000 273,500,000 7686 
„31. „ 1855 409,700,000 297,900,000 8280 


Von der —— Summe waren 222,600,000 L. St. durch Aktien 
und 75,000,000 L. St. durch Anleihen zufammengebradht. Die Herftellungs: 
often einer engliſchen Meile Bahn betrugen durchſchnittlich 35,000 L. St. Die 
Zahl der Stationen in Benugung war 1850 —= 2030: 1853 — 2460; 1855 
= 2800. 

Die ſämmtlichen Eifenbahnen in Großbritannien und Irland find von privi- 
legirten Gefellihaften gebaut. Es ift diefer Umſtand nicht ohne wejentlihen Ein- 
fluß auf die Größe der Anlagekoften gewefen. Die Erlangung einer Korporations- 
akte durch das Parlament ift mit großen Koften verbunden, Porter (Progress of 
the nation 3. ed. p. 334) führt vie Ausgaben auf, welche von 16 Bahnen in 
diefer Beziehung gemadyt wurden. Der geringfte Betrag ift 18,592 2. St., ber 
größte 82,292 L. St. Diefe Posten enthalten aber zum Theil auch noch andere 
Ausgaben. Nah vem Edinburgh Review Vol. 100 p. 431 (1854) haben bie 
Parlamentsunfoften vor 1854 geſchwankt zwifchen 650 L. St. und 3000 !. ©t. 
für die englifhe Meile. Dies find aber nur die direkten war, was verwendet 
worden ift, um die Oppofition abzufaufen, läßt fih in Zahlen nicht angeben. 
Als die Gefelihaft, welhe die Bahn von London nad Birmingham baute, die 
Genehmigung des Parlamentes nicht erlangen konnte, erhöhte fie den Preis des 
Landes von 250,000 8. St. pro (engl.) Meile auf 750,000 8, St. und ber 
Widerſtand war gebrochen. Es wurde gewöhnlih, für „Land und Vergütigung“ 
Summen von 4000—8000 !. St. für die Meile Bahn zu zahlen. Man fann 
ſich nicht wundern, wenn dadurd der Bau der Bahnen theuer wurde. 

Was ven Ertrag des auf die Erbauung der Bahnen verwendeten Kapitals 
betrifft, fo ergiebt fich derſelbe aus folgender Ueberſicht: 
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; Meilen Sefammt- rionentrands Gütertrands nabme pro fonen, welche mit 
a eröffnet : einnahme: ” Va: port: Meile war: d.Eifenb. fuhren: 
1849 5450 11,400,000 6,200,000 5,200,000 2100 63,800,000 
1850 6310 13,200,000 6,800,000 6,300,000 2080 72,800,000 
1851 6700 15,000,000 7,900,000 7,000,000 2220 85,400,000 
1852 7070 15,700,000 7,700,000 7,900,000 2200 89,100,000 
1853 7510 18,000,000 8,500,000 9,400,000 2408 102,300,000 
1854 7800 20,200,000 9,100,000 11,000,000 2580 111,200,000 
1855 8120 22,000,000 nidt angegeben — 2660 118,600,000 
Nach den Klaſſen, welche fie benutzten, fuhren im Jahre 1855 von beit 


118,600,000 Reiſenden in der erſten Klaſſe 15,600,000, in der zweiten Klaſſe 
39,000,000, in ber britten und vierten Klaſſe 63,900,000. Es hat fih vie Zahl 
der Reifenden von 1849 bis 1855 vermehrt um etwas mehr als 85 pEt.; bie 
Zahl der Reiſenden erften Klaſſe um 114 pEt., die Zahl der Reifenden dritter 
und vierter Klaſſe um 100 pEt., die Zahl der Neifenven zweiter Klaſſe aber nur 
um 67 pCt. Die Einnahme aus dem Gütertransport hat fih von 1849 bis 
1854 mehr als verboppelt, während bie Einnahme aus dem Perfonentransport 
in biefer Zeit um nicht ganz um bie Hälfte zugenommen bat. Auf die Meile Bahn 
berechnet, tft das Einkommen um 27 pEt. geftiegen. Die Betriebstoften nahmen 
1854 durchſchnittlich 46 pCt. der Einnahme in Anfprud. 

Was die Verzinfung und den Gewinn des zum Bau und Betrieb verwen— 
deten Kapitals betrifft, fo tft e8 nicht genug, die Dividenden ins Auge zu faflen, 
fonvdern es muß auch die Verzinfung des durch Priorttätsaftien und Anleihen auf 
gebrachten Kapitals berüdfichtigt werden.. Im Jahre 1849 war im Ganzen bie 
Summe von 229,700,000 2. St. aufgebracht, und zwar 69 pCt. durch gewöhn- 
lihe Aktien, 22,2 pCt. durch Anleihen und 8,7 pCt. durch Prioritätsaktien; bie 
Prioritätsaftien wurden verzinft mit 5,63 pCt., vie Anleihen mit 4,67 pCt., die 
Dividende betrug nur 1,88 pCt. Im Jahre 1855 waren 297,600,000 L. St. 
aufgebradht und davon 57 pCt. durch perfönlihe Aktien, 25,3 pCt. durch Anleihen 
und nur 17,7 p&t. dur Prioritätsaktien; die Zinfen für die Prioritätsaltien 
waren 4,92 pCt., für die Anleihen 4,35 pEt.; vie Dividende hatte fi) gehoben auf 
3,12 pCt. Das gefammte auf den Bau und Betrieb der Eifenbahnen verwendete 
Kapital giebt alfo ein Einfommen von etwa 4 pGt., obgleich nach den mandherlei 
Nachrichten, welche die engliihen Blätter über die Verwaltung brachten, diefelbe 
nicht gerade ſehr im Imtereffe der Aftieninhaber gehandhabt wird. 

Am Schluſſe des Jahres 1855 waren noch 4571 englifhe Meilen Eifenbahn 
fonceffionirt und find alfo in den nächſten Jahren zu bauen. 

Bon allen Staaten des europälfhen Kontinente war Belgien ver erfte, 
welcher fi zum Baue eines vollftändigen, den ganzen Staat umfaffenden Eifen- 
bahnneges entſchloß, und zwar follte daffelbe von dem Mittelpunft Mecheln aus— 
gehend, durch den Staat felbft zur Ausführung gebracht werben. (Geſetz vom 
1. Mai 1834.) Die Strede von Brüffel nah Mecheln wurde am 1. Mai 1835 
eröffnet, das ganze Ne war bereits 1843 vollendet. Es umfaßt 556 Kilometer. 
Am Ende des Jahres 1855 hatten 524 Kilom. doppeltes Geleife. Die Koften, 
welche der Bau diefer Bahnen erforderte, hatten fih am 31. Dec. 1855 auf 
179,539,590,12 Fr. erhoben. Die Roheinnahme war 1850 14,847,540 Fr., 
1855 23,574,618 Fr. Die Betriebsfoften betrugen 1850 61,9 pCt., 1855 
56,4 pCt. von der Einnahme. Außer feinen Staatsbahnen befaß Belgien am 
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31. Dec. 1856 1010 Rilometer Privatbahnen und 87,6 Kilometer waren noch 
im Bau begriffen. 

Frankreich hatte fhon vor der epochemachenden Gröffnung ver Bahıy von 
Mancheſter nad Liverpool einige Feinere Streden Schienenweg genehmigt. Sie 
follten worzüglih dem Abſatze von Steinfohlen dienen. Nachdem vurd die Anwen- 
dung des Dampfes als Zugkraft den Eifenbahnen eine höhere Bedeutung gegeben 
worden war, und befonvers nachdem das junge Königreich Belgien den Entſchluß 
gefaßt Hatte, ein Eifenbahnneg auf Staatskoſten anzulegen, konnte ſich die Regie— 
rung mit den Kammern lange nicht Über die Art verftändigen, wie dem neuen 
Transportmittel Eingang zu verfchaffen fei. Wenn ſich dadurch die Anlegung von 
Eifenbahnen, einige Heine Streden ausgenommen, binzog, fo erwuchs aus biefer 
Berzögerung doch der Bortheil, daß die Bedingungen, unter denen dem Staate 
ein Eifenbahnneg gegeben werben könne, genauer unterſucht wurben, als dies an- 
derwärts gefchehen ift. Daher trägt das Eifenbahnneg in Franfreih den Charakter 
der Einheitlichkeit, und ift von innen heraus entwidelt, während es in den meiften 
andern Ländern mehr ſtückweiſe zufammengefett und erft hintennach vervollftän- 
digt iſt. Dur das Gefeg vom 11. Juni 1842 wurde endlich der Gegenftand 
entfchieden und fowohl vie mefentlichften Linien als die Art der Ausführung 
derſelben beftimmt. Diefe lettere follte durch Geſellſchaften gefchehen, dem Staate 
aber wurbe eine bebeutfame Mitwirkung vorbehalten, reſp. auferlegt. Durch ihn 
follten überall die Bor: uud Erdarbeiten zu Stande gebracht werben. Auch bie 
einzelnen Departements, welche von den Bahnen durchſchnitten wurden, follten 
zur Ausführung beitragen, was aber fpäter eine Abänderung erhielt. Der nunmehr 
entjchievene Gang des Eiſenbahnweſens wurde indeſſen durch das Hereinbrechen 
ber Februarrevolution unterbroden. Die jetsige Regierung hat ven Zeitverluft da- 
dur wieder einzubringen verſucht, daß fie die Auflöfung ter früheren Heinen 
Geſellſchaften und die Bildung von großen Genoffenfchaften herbeiführte, welchen 
nicht einzelne Linien, fondern ganze Gebiete zur Ausführung übergeben wurben. 

Die Entwidlung, welche durch diefe Umftände das Eifenbahnfyftem in Frank⸗ 


reich erhielt, ergiebt fi aus folgender Ueberficht : 
Konceſſ. Ausgef. Aufgewandte Summen 


Jeitraum: Strecken durch Zuſammen: 
Kilom.: Kilom.: den Staat: die Geſellſchaften 
1823 - 1829 142 18 3,300,000 3,300,000 
1830— 1841 743 551 3,228,740 172,097,753 175,236,493 
1842—1847 3817 1261 278,553,677 509,411,555 787,965,232 
1848—1851 267 1728 298,417,147 198,711,088 497,128,235 
1852—1854 4244 1089 51,187,751 641,690,064 697,877,815 
1855 1837 890  55,200,000 430,406,485 485,606,485 
1856 — 963 20,286,000 458,569,713 478,855,713 


Im 3. 1855 u. 1856 zurüdbezahlt 45,565,000 





11,250 6,500 706,873,315 2,419,186,638 3,126,059,973 


45,565,000 


661,308,315 2,419,186,638 2,080,594,973 


Was ven Verkehr und ven Ertrag der franzöfifhen Eiſenbahnen betrifft, 


fo war 
Kilometer in Betricb Die Zahl der Neifenden D. Summe d. Güter (Tonn.) 
1841: 6,378,666 1,059,793 
1847: 1537 12,777,923 3,596,773 
1854 ; 4348 28,070,458 8,864,501 
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Die Einnahmen betrugen : 
von den Perſonen (Aranfen) : von den Gütern: Berjcriedene : 
1841:  8,200,09500.%/,61,71 4,656,55400.0/,35,04 432,458 ob. 0/, 3,25 
1857: 37,656,917 „ „56,76 25,071,390 „ „37,79 3,613,600 „ „ 5,45 
1854: 102,228,658 „ „50,64 91,587,661 „ „45,32 8,129,839 „ „4,04 

Die Ausgaben betrugen von den Einnahmen 1841 65 pEt., 1847 49 pEt., 
1854 42 pCt. 

Das auf die Anlage verwendete Kapital brachte einen Gewinn von: 1841 
3,11 pCt. 1847 6,39 pGt. 1854 6,58 pEt. 

Die noch konceffionirten, aber nicht ausgeführten Streden, im Ganzen 4750 
Kilometer, follen nad den durch die cahiers des charges ven Geſellſchaften auf- 
erlegten Beringungen, die Jahr für Jahr die Auspehnung des Baues feftjegen, bis 
1866 vollendet werben. 

In Deutſchland war die erfte Eifenbahn zu öffentlihem Dienfte die Bahn 
von Budweis nad Linz. Die größere Hälfte derfelben wurde bereit? im Jahre 
1828 eröffnet. Sie war für Pferbebetrieb eingerichtet. Die erfte Bahn für Betrieb 
durch Dampflraft war die von Nürnberg nad Fürth, melde 1834 konceſſionirt 
und am 8. Dec. 1835 dem Betriebe übergeben wurbe. Die glänzenden Ergebnifje 
berfelben riefen überall Aftienvereine zum Bau von Eifenbahnen ins Leben. Die 
erfte Staatsbahn war die Bahn von Braunfhweig nah Wolfenbüttel. Sie wurbe 
am 30. November 1838 eröffnet. Diefen Beifpiele folgten bald die übrigen Staa— 
ten nad. Zuerft Baden, dann Hannover, Bayern, Defterreih, Preußen u. ſ. m. 

Die allmälige Ausbildung des deutfhen ifenbahnneges unter dem Zu- 
fammenwirten beider Principien ergeben folgende Zahlen : 

Dis zum Schluffe des Jahres 1840 waren gebaut 108 deutſche Meilen 

" " " " " 1845 " " 313 " " 

" " " " n 1850 " " 892 " 7 

" " " " 1 1855 " " 1274 " " 

Darunter waren 6801/, Meilen Privatbahnen und 5931/, Meilen Staats: 
bahnen. Bon diefen Bahnen find noch einige Fleinere für Pferdebetrieb eingerichtet, 
Sehen wir von diefen ab, fo ſchwanken die Anlagekoften für die Meile zwijchen 
99,000 Rthlr. bei der Bahn von Rendsburg nah Neumünfter, und 1,060,000 Rthlr. 
für die Hamburg-Bergevorfer Bahn. Das demnächſt verhältnigmäßig niebrigfte 
Anlagefapital erforderte die Bahn von Nürnberg-Fürth : 141,700, das demnächſt 
höchſte die rheiniſche Eiſenbahn (von Köln nad Wachen): 943,596 Rthlr. 

Auf den deutſchen Eifenbahnen wurden beförbert : 


Berfonen : Güter (Etr,): 
1840 : 3,370,000 3,113,000 
1845 : 12,474,000 24,061,000 
1850: 26,353,000 106,804,000 


1855 : 36,000,000 345,000,000 

Die Einnahme aus der Perfonenbeförderung war 1840 doppelt je groß, als 

die aus der Güterbeförderung; 1855 hatte ſich das Berhältnig umgekehrt. — Die 

Gejammteinnahme betrug 1855 68,000,000 Thaler. Das auf den Bau und 

Betrieb der Bifenbahnen verwendete Kapital brachte bei ven Privatbahnen an 

Zinfen und Dividenden im Jahre 1855 einen Ertrag von über 61/, pCt.; bei 

— deutſchen Bahnen mit Ausſchluß der öſterreichiſchen etwas mehr als 
41/, pCt. 

In Preußen wurde anfänglich der Bau ver Eiſenbahnen ausſchließlich pri- 
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vilegirten Gejellihaften überlaflen. Im Jahre 1842 aber eutſchloß ſich die Regie- 
rung, „um bie Hauptftadt mit den Provinzen und die Provinzen unter einander 
vermittelft umfaflender, in ven Hauptritungen das Ausland berührenver Eijen- 
bahnanlagen“ zu verbinden, theild durch Uebernahme von Zinsgarantie für die 
Zinfen der Anlagelapitalien, theils durch Betheiligung an dem Aftienfapital ſelbſt 
die Ausführung der Eifenbahnen zu befördern. Dur Kabinetsorbre vom 22 Der. 
1843 wurden die vom Staate garantirten Aktien und Obligationen als pupilla- 
rifhe und bepofitalmäßige Sicherheit erklärt. Im Jahre 1847 endlich legte ber 
Staat jelbft Hand ans Werk, indem die Regierung den Bau der Saarbrücer 
Bahn umd ver Oftbahn beſchloß. Da die zur Herftellung der legteren dem ver: 
einigten Landtage proponirte Anleihe von diefem abgelehnt wurde, jo wurben die 
begonnenen Arbeiten wieder eingeftellt. Im Jahre 1848 wurde der Bau nochmals 
in Angriff genommen, im November 1849 bewilligten die Kammern den zur 
Ausführung ver Oftbahn, fo wie der weftphälifchen und Dsnabrüder Bahn nö- 
thigen Kredit. Seitvem hat die Regierung auch nod die Berliner Berbindungs- 
bahn und die Miünfter-Rheina-Osnabrüder-Bahn , fowie die den Anſchluß ver 
Oſtbahn am die niederſchleſiſch⸗märliſche Bahn vermittelnde Strede von Frankfurt 
a. D, über Küftrin nad Kreuz auf ihre Rechnung zur Ausführung gebracht um 
bie niederſchleſiſch⸗ märliſche, ſowie die Münfter-Hammer-Bahn käuflich erworben. 
Durch die zufammenmwirfende Thätigkeit der Regierung und Privatgejellichaften 
waren im preußifchen Staate vorhanden : 


S Eiſen- mit einer Zänge mit doppelten Geſammtkoſten Koſten für die 
Im Jahre: gabnen: von Meilen:  Geleile: Riblr. Meile Rtbir.): 
1844 11 144,331 18.045 33,866,067 296,190 
1845 11 127.317 20.941 38,437,602 301,885 
1850 22 377.830 24.336 147,567,742 390,566 


1854 29 490,771 131.729 202,414,049 412,441 
1855 29 502.743 138.086 209,379,309 418,947 
Die Betriebsergebnifje geftalteten fib auf dieſen Bahnen in folgender Weile: 


+} * 
Es wurden befördert: Davon fan: —— 
ie die Einnabme von den untoften & & 

— — 
Perſonen: Güter (Gtr.): war Rtblr.: Perſonen: Gütern:  Prec.: g 


1844 3,940,904 7,845,026 3,534,694 2,299,091 1,555,500 52,00 5,01 
1845 4,006,814 9,488,258 3,674,748 2,315,479 1,253,020 52,26 4,56 
1850 9,246,780 45,111,798 13,004,414 6,314,544 6,154,613 47,62 4,62 
1854 11,807,755 146,745,272 23,424,619 8,160,243 14,266,752 54,87 5,22 
1855 12,729,837 189,212,711 26,476,453 8,513,307 17,330,463 53,79 5,57 

Am Scluffe des Jahres 1856 waren 533.729 Meilen dem Betriebe über: 
geben. Außerdem find in Preußen feit diefer Zeit nod etwa 230 Meilen theile 
bereits gebaut, theils im Bau begriffen, theils fonceffionirt und zur Ausführung 
beſchloſſen. 

In Oeſterreich wurde durch Kabinetsſchreiben vom 25. November 1837 
ver Staatsverwaltung zwar das Recht, Eifenbahnen zu erbauen oder zu betreiben, 
vorbehalten, jevod zugleich erklärt, daß von dieſem Rechte im gegenwärtigen Zeit- 
punfte fein Gebraud gemacht werben folle. Vermöge Entſchließung vom 19. De- 
cember 1841 wurden jedoch bie Linien vom Wien über Prag nah Dresven, von 
Wien nah Trieft, jodann eine in der Richtung nah Bayern zu erbauende, fo- 
wie die von Venedig über Mailand nad dem Gomerfee, der von Privatunter- 
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nehmungen bereits erworbenen Privilegien unbefhavet, für Stantsbahnen erklärt. 
Zugleih wurde eine Generalpirektion für die Staatsunternehmen eingefegt. Im 
September 1842 begann der Bau der Bahnen nad Prag und Trieft. In dem— 
felben Jahre wurde mit ver fächfifchen Regierung eine Uebereinkunft gefchloffen, 
wornad die in der Richtung nad Dresden zu erbauende Bahn fi in Nieder— 
grund an bie ſächſiſche Bahn anſchließen ſollte. Am 27. Februar 1845 wurde 
die Anlegung der galizifchen Eifenbahn, von Bodnin, den Endpunkte der Kaifer 
Ferdinands-⸗Nordbahn, nah Lemberg und von da nah Brody und Czernowitz 
angeordnet. 1847 kaufte die Regierung die von einer Privatgefellfhaft ausgeführ- 
ten Theile der lombarbifch = venetianifhen, und im Unfange des Jahres 1850 die 
ebenfalls von einer Privatgefellihaft gebaute und noch unvollendete ungarische 
Gentralbahn. Durd einen Vertrag mit Bayern vom 19. Juli 1851, vermöge 
deſſen fich diefes Königreich verpflichtete, Bahnen von Münden über Rofenheim 
bis an die Öfterreihifche Grenze bei Salzburg, ferner von Rofenheim an vie öfter 
reichiſche Grenze bei Kufftein, und enplid von Nürnberg über Regensburg bis an 
die öſterreichiſche Grenze zu bauen, übernahm Defterreih die Verbindlichkeit, dieſe 
Bahnen bis Brud an der Mur, bis Innsbruf und bis Linz, refp. Wien fortzu- 
führen. Schon einige Monate früher, im März, war dur Vertrag mit Tos- 
fana, Modena, Parma und dem Kirhenftaate ver Bau einer italienifchen Cen— 
tralbahn feftgefegt umd durch ein Uebereinfommen vom 26. Juli 1852 einer 
Privatgefellfihaft zur Ausführung überlaffen worden, welche viefelbe aber wieder 
aufgab. Im Jahre 1851 fam endlich die Bahn von Mailand nah Como durch 
Kauf an die öfterreihifhe Regierung. Im Jahre 1853 kam der Ankauf der Wien- 
Gloggnitzer-Bahn zu Stande, welche im Oktober dieſes Jahres an den Staat 
überging. 

— Vertrag vom 21. December 1854 und Konceſſton vom 1. Januar 
1855 (fanktionirt vom Kaiſer unterm 12. Januar 1855) ift der Betrieb ber 
nördlichen Staatsbahn von Bodenbach nad Brünn und Olmütz, der ſüdöſtlichen 
Staatsbahn von Marchegg bis Szolnod und Szegevin, nebft der Fortfegung von 
Szegedin nah Temeswar und der Bergwertseifenbahn von Liffava Über Orawitza 
nah Bafiafhi nebft einer bei Lagerndorf in die legtere mündenden, nod zu er- 
bauenden Bahn von Temeswar gegen vie Donau auf 90 Jahre (vom 1. Januar 
1858 an gerechnet) der f. f, öſterreichiſchen privilegirten Staatseifenbahngefellichaft 
übertragen worden. Außerdem erhielt die Geſellſchaft noch mehrere Kohlen und 
Eifengruben, fowie 156,719 Joh Staatsforften. Die abgetretenen Eifenbahnen 
hatten eine Länge von 1176 Kilometer (159 Meilen), wovon 981 Kilometer 
(1321/, Meile) im Betriebe waren. Die Kauffjumme war 200 Millionen Franken 
oder 77 Mill. fl. Konv.-Münze, in 36 monatlihen Terminen zahlbar. Die 
Öfterreichifche Regierung garantirte für diefe Summe 5 Proc. Zinfen und eine 
Annuität von 1/, Proc. für die Amortifation der Aktien. Unter beftimmten Be- 
dingungen fann die KRonceffion nah 30 Jahren vom Staate eingelöft werben. 
Dur einen im April 1857 mit ver Gefellfhaft der Kaifer Ferdinands-Nordbahn 
abgeſchloſſenen Vertrag ift die öftlihe Staatsbahn, welche bereits zum Theil im 
Betriebe war, von Omwieszim und Myslowitz bis Przemysl mit mehreren Seiten- 
bahnen, 46,5, Meilen lang, für die Summe von 15 Millionen Gulden an viefelbe 
 Übergegangen. Die zum Anfauf und Vollendung der Bahn erforberlihe Summe 
ift auf 34,500,000 fl. veranſchlagt und fol nah und nach aufgebracht werben. 

Die lombarbifch-venetianifhe Eifenbahn (541/, d. M.) nebft ver im Bau 
begriffenen Bahn Coccaglio-Bergamo (51/, d. M.), den noch zu erbauenben 
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Bahnen Bergamo-Monza, Bergamo-Lucca, Mailand-Buffalora, mit einer Sei- 
tenbahn nach Sefto-Calenve (am Lago maggiore), Mailand über Lodi nah Pin- 
conza, mit Zweigbahn von Malagno nad Pavia, Mailänder Gürtelbahn, Mantua- 
Borgoforte, Cafarfa Über Uvine und Görg nah Nabrefina an der Wien-Triefter 
Bahn (zufammen 48 d. M.); ferner die ebenfalld nod zu erbauende, von der 
früheren Geſellſchaft aufgegebene italienifhe Gentralbahn über Parma, Modena 
nad Bologna und von Bologua nad Piftoja, mit Zweigbahn von Reggio über 
Guaftalla nach Borgoforte (38 d. M.) wurde am 31. März 1856 einer Gefell- 
ſchaft von inländifhen, engliſchen und franzöfiihen Unternehmern überlafjen. Die 
Konceffion gilt auf 90 Jahre, Die öſterreichiſche Regierung erhält für die bereits 
ausgeführten Streden die Summe von 70 Millionen Lire, und außerdem mod) 
30 Millionen, welde mit der Hälfte des Mehrertrags der Bahnen über 7 Proc, 
abgetragen werben, wenn die Gejellihaft nicht vorzieht, ftatt derſelben 20 Mil. 
fire, 10 Mill. nah 6 und 10 Mill. nad 7 Jahren an diefelbe zu entrichten. 

Durch diefe Verträge und einige andere Konceffionen, fowie die Ausführung 
einiger Linien durch die Regierung felbft wird man eine volftändige Abrundung 
erhalten und wird alle Theile des ausgedehnten Reiches ſowohl mit einander als 
mit dem Auslande in Berbindung fesen. 

Am Schluffe des Jahres 1845 hatten vie öſterreichiſchen Eifenbahnen eine 
Länge von 157 öſtr. Meilen, unter welden 26 M. mit Pferdebetried. Am 
Scluffe des Jahres 1855 hatten ſich die Linien auf — Meilen ausgedehnt, 
wovon 412/, Meilen mit Pferdebetrieb, 3281/, Meilen Lokomotivbahnen. Bon 
diefen leteren waren 82 Meilen im Befige von Privatgefellihaften und 2461/, 
Meilen im Befige des Staates. 

Am Schluffe des Jahres 1854 war der Koftenbetrag für die Ausführung 
ver Pfervebahnen 3,949,561 fl., der Privat-Fotomotivbahnen 44,449,407 fl., der 
Staatsbahnen 200,787,495 jl., im Ganzen 249,186,463 fl. 

Was ven Verkehr der Bahnen betrifft, jo wurben auf ven Staatsbahnen 
mit Ausſchluß der 1855 abgetretenen Theile derjelben : 

1854: 5,023,340 Beri., 17,562,185 Etr. ord. und 252,465 Ctr. Eilgut befördert, 
1855: 4,935,211 „ 21,720,556 „ u» 100541 „u a 

Die Einnahme war: 

1854: 9,499,987 fl., wovon 5,304,951 fl. aus dem Perfonen-Transport, 
1855: 8,720,782 fl, „ 4333.19 fi „ N x 

Die Bupweis-tinz-Gemunder Bahn beförderte 1855: 167,380 Perſonen 
und 1,977,965 Cir. Güter mit 967,351 fl. Einnahme und 649,726 fl. Ausgabe; 
die Kaiſer Ferdinands-Nordbahn: 1,485,613 Perſ. (incl. 211,021 Perf. Mit.) 
und 18,801,912 Etr. mit 10,591,078 fl, Einnahme und 4,161,961 fl. Ausg.; 
die privilegirte Staatseiienbahngefellihaft hatte: 1,937,222 Perf. (incl. 259,048 
Berf. Mil.) und 19,561,757 Gtr. mit 12,396,603 fl. Einn. und 6,597,875 fl. 
Ausgabe. Am Schluſſe des Jahres 1856 waren 4193/, M. im Betriebe, 697 M. 
foncejfionirt und im Bau begriffen, melde binnen 10 Jahren vollendet fein follen. 

Bon den übrigen zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten bat befonders 
Bayern dem Gifenbahnbau eine große und erfolgreihe Thätigkeit zugewendet. 
Es hatte amı Ende des Jahres 1855 bereits 1551/, d. M. Eijenbahnen dem 
Betriebe übergeben, wovon 133,3; Staatsbahn. Mehrere Streden find ſeitdem 
noch ausgeführt und andere noch konceffionirt, wovon ein Theil im Bau begriffen. 
Hannover hatte 1855 741/,, 8. Sadfen 71, Baden 44, Kurheſſen 43, 
Württemberg 381/,, Holftein und Lauenburg 317/,, Medlenburg- 
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Schwerin 292/,, Hefien:Darmftapı 231/,,. Anhalt 121/,, Braunfhweig 
111/,, Sachſen-Weimar-Eiſenach 92/,, Sahjen-Koburg-Gotha 6lj,, 
Nafjau 5t/,, pie Hanſeſtädte 41/,, Limburg 3%/,, Frankfurt a. M. 31/,, 
Schaumburg 31/,, Reuß d. M. 

In den übrigen Staaten Europa’s hat das Eiſenbahnweſen bis jegt viel 
weniger Umfang und Bedeutung, als in den bisher betrachteten. 

In Rußland wurde bereits im Jahre 1837 vie St. Petersburg-Zarske— 
Selo- Bahn, 3,5 d. M. lang, dem Berkehr übergeben. Später baute der Staat 
die Bahnen von Warſchau nah Krafau, 49%, Meilen lang, wovon nicht ganz 
10 Meilen auf fremvem Gebiete liegen, welde 1844, und von Peteröburg nad) 
Mostau, 881/, d. M. lang, welche 1851 eröffnet wurde. Diefe Bahnen bilden 
nun Theile eines zufammenhängenden Syftems, welches dur eine Konceffion vom 
Jahre 1856 ver SocietE du eredit mobilier zur Ausführung übertragen ift. Das 
Syſtem umfaßt 5 Linien: 1) vie Warſchauer, 2) von Kowno nad ber preußi- 
fhen Grenze, 3) von Moskau nad Nifchnei-Mowgorod, 4) von Moskau über 
Zula, Kurst und Chaekoff, jo daß Drel 50 Werft rechts liegen bleibt, 5) von 
Malo-Arhangelst (im Gouvernement Drel, ca. 70 Werft von der Stadt dieſes 
Namens) über Dünaburg nah Libau. Die Bahnen haben zufammen eine Länge 
von 4000 Werft, und müſſen innerhalb 10 Jahren beenbigt fein; jede Yinie 
bleibt vom Tage ibrer Erbauung an auf 85 Jaqhre Eigenthum der Gefellichaft. 
Das Kapital ver Gejellichaft beträgt 1275 Millionen Rubel Silber. Die Regie- 
rung — 5 Proc. jährliche Zinſen. Zu dieſem Ende iſt ver Koftenbelauf 
pro Werft auf 62,500 R. ©. feſtgeſetzt; die Warſchauer Bahn wird nicht nach 
Werften berechnet, jondern die Koften im Ganzen auf 85 Mil. R. S. angenom- 
men. Nad 20 Jahren Betrieb auf jever Bahn hat ver Staat das Recht, vie 
Bahn an fi) zu kaufen, indem er fi verbinvlid macht, den durchſchnittlichen 
Gewinn ver legten 5 Jahre noch 65 Jahre fortzubezahlen. Nach 85 Jahren gehen 
die Bahnen unentgeltlich in das Eigenthum des Staates über. Nails, Mafchinen, 
wie alle übrigen Baumaterialien werden zollfrei eingeführt. 

Schweden bat bis jest nur eine größere Bahn von Köping nach Hult, 
202/, d. M. lang, welche 1855 dem Betriebe übergeben worden. Das Anlage 
fapital beträgt 2,777,800 Thlr. oder pro Meile 134,000 Thlr. Außerdem find 
zwei feine Streden von Malmö nah Lund und von Stora nad Orebro gebaut. 
Es ift aber bereits vie Ausführung von nod 6 weiteren Bahnen befchloflen, zu— 
jammen 1355/, Meilen, welde in 13 Jahren fertig fein follen. 

Norwegen hat eine Bahn von Ehriftiania nad Eidvold, 9/z d. M. lang, 
welche 3,000,000 Thlr., alfo pro Meile 330,200 Rthir. koftet. 

Dänemark hat in feinen nichtveutihen Gebietötheilen nur 25 d. M. Eifen- 
bahn und mit jenen zufammen 571/, d. M. Die Bahn von Kopenhagen nad 
Rosfilde wurde 1847 eröffnet und 1856 bis Korför verlängert (141/, M.). Die 
Bahnen von Schleswig (Tönning nad Rendsburg und Flensburg) wurde 1854 
eröffnet (101/, M. lang). Es find aber mehrere Linien auf Seeland, in Jüt- 
land und Nordſchleswig projeltirt. 

In Holland haben die Eiſenbahnen fich neben dem bedeutenden Kanalſyſtem 
nur langfam einigen Raum gewonnen. Die holländiſche Eiſenbahn, 111/, d. M. 
lang, wurbe 1839 von Amfterdam nad) Harlem, 1843 (Mai) bis Boefchoten 
und (Dec.) ven Haag, 1855 bis Rotterdam eröffnet. Die Rheineiſenbahn, 24 d. 
M. lang, wevon 15 d. M. auf holländifchem Gebiete, wurde 1843 (Dec.) von 
Amfterdam bis Utrecht, 1845 bis Arnheim, 1855 (Mai) von Utrecht bis Rotter- 
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dam und (Dkt.) bis Oberfriefen dem Betriebe übergeben. Die Bahn von Utrecht 
nad Rotterdam ift 71/, d. M., die Bahn von Antwerpen nah Rotterdam 13 
dv. M. lang, wovon 11 auf hollänvifchen Gebiete liegen. 

Die Schweiz hat erft in der jüngften Zeit fih zur Ausführung eines 
Gifenbahnneges entſchloſſen. Nach langen Verhandlungen des Nationalrathes wurde 
endlich die Ausführung Privatgejellihaften überlaſſen. Zufolge des Iahresberichtes 
ver Poft- und Baudepartements waren Ende 1856 33611 /,, ſchw. Stunden fon- 
cedirt. Davon waren 7015/,, Stunden im Betrieke, 14713/,; im Ban begriffen 
und 11715/,, noch in Angriff zu nehmen. 

Bon dem italienifhen Staaten hat Sardinien feit 1848 große Thätigfeit 
entwidelt, um ein das Land vurchziehendes Eifenbahnneg zu ſchaffen. Am Ende 
des Jahres 1848 waren 17, am Ende des Jahres 1856 waren 712 Kilometer 
im Betriebe. Das ganze foncetirte Neg umfaßt 1064 Kilom. 

Die Eifenbahnen in Tostana haben eine Länge von 257 Kilom. Es find 
aber noch andere 380 Kilom., zum Theil mit Rom gemeinſchaftlich, projektirt. 

Das Eifenbahnneg in der Yombardei und im übrigen Oberitalien, deſſen 
Vollendung, wie bereits erwähnt, einer ‚italienifch-franzöfifch-engliihen Geſellſchaft 
überlaffen wird, fol 1081,,, Kilom. umfaflen, wovon 403,,, ausgeführt find. 

Der Kirdhenftaat bat erfi eine Eifenbahn von Rom nad Frasfati von 20 
Kilom, Länge. Der Gejellihaft Mirds et Comp. find weitere 619 Kilom. konceſſionirt. 

Neapel bat bis jeßt nur Heine Lolalbahnen von circa 90 Kilometer. Eine 
Bahn von Lagua nad der römijchen Srenze wird auf Staatsfoften gebaut; an- 
dere Bahnen find theils koncefjionirt, theils projeftirt. 

In Spanien wurde die erfte Eifenbahn von Barcelona nah Mataro im 
Jahre 1847 eröffnet. Sie hat eine Yänge von 28 Kilometer. Am Schluffe des 
Jahres 1856 hatte das Yand 5201/, Kilometer ausgeführte Bahnen. Außerdem 
find noch 23441/, Kilometer vier großen Gefellfhaften konceſſionirt. 

Portugal hatte im Jahre 1856 124 Kilometer ausgeführte Bahnen. Im 
Bau begriffen waren weitere 95 Kilometer. 

Die umfaſſendſte Entwidlung, befonders in ven legten Jahren, hat vas 
Eiſenbahnweſen in ten vereinigten Staaten von Nordamerifa gefunden. 
Bor der Eröffnung der Bahn von Viverpool nah Manchefter waren bier nur 
zwei fleine Schienenwege vorhanden, ver eine in Maflachufets, ver andere in 
Penfylvanien. Dagegen waren dem Betriebe übergeben im J. 1835 920, im 3. 1845 
4510, im 3. 1855 23,240 engl. Meilen. Was die Vertheilung nach den einzelnen 
Staaten betrifft, fo kamen von den im Jahre 1854 eröffneten Bahnen auf Maffa- 
hufets 1300, New-York 2700, Benfylvanien 2000, Ohio 3000>Inviana 1500, 
Illinois 2800, zweiundzwanzig andere Staaten 8200 engl. M. Die Yängen ein- 
zelner Bahnen überfteigen vie der europäifhen Staaten bei weiten. Die Illinoie- 
Gentralbahn bat eine Länge von 707, die New-Yorker Gentralbahn 534 engl. M. u. ſ. w. 
Die amerikaniſchen Bahnen find, wie die engliſchen, von privilegirten Privatgefellichaf- 
ten erbaut, Die Berfuche, welche die Staaten in der Mitte ver dreißiger Jahre machten, 
ven Eifenbahnbau durch die Uebernahme von Zinsgarantieen zu fördern, haben befannt- 
lich ſehr betrübende Folgen gehabt. Seitdem haben die Geſellſchaften pur die Staaten 
Unterftügungen in der Form von Yandgewährungen empfangen. Der Bau ift, wie be- 
reitd oben auseinandergefegt wurde, nur jehr leicht und kann in jehr vielen Fällen nur 
als ein vorläufiger Nothbau angefehen werden, der jpäter vervollfommnet werden 
muß. Die Banfoften find deßwegen fehr gering und beitragen durchſchnittlich auf 
tie Meile nur etwa den jechäten Theil von ven Koften ver engliihen Bahnen. 
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In Canada find 1700 engl. Meilen Eifenbahn im Betrieb, in dem briti- 
ſchen Weftindien etwa 25. Cuba befist 7411/, Kilometer Eifenbahn. Die im 
Jahre 1855 dem Betriebe übergebene Panama: Eifenbahn ift 49 engl, M. 
lang. Aud in den übrigen amerifanifchen Staaten find verſchiedene Heine Streden 
theils ausgeführt, theild noh im Bau begriffen. 

In Yegypten ift die Bahn von Alexandria nah Cairo (522, d.M. lang) 
vollendet. In Vorderaſien und Dftindien ift ver Bau von Eifenbahnen be- 
reits in Angriff genommen, 

VI So großes Interejie es bat, die Grgebniffe des Verkehres auf ven 
Eifenbahnen verſchiedener Länder vergleihend einander gegenüber zu ftellen, fo ift 
died doch mit außerordentlich großen Schwierigkeiten verbunden, die fi mit den 
bis jett zugänglichen Hülfsmitteln noch nicht befeitigen laffen. Die ganz ungleidhen 
Bedingungen, unter denen bie Eifenbahnen in den verſchiedenen Ländern erbaut 
worden find und betrieben werben, geftatten nämlich nicht, daß nur einfach vie 
ausgeführten Linien nach ihrer Länge oder dem Kapitalaufwande zum Anbhalts- 
punkte genommen werden, fondern es würde nöthig - fein, für dieſe Berhältnifie 
zuvor einen gleihmäßigen Ausdruck zu finden. Dazu fehlen aber bis jegt bie 
binweihenden Angaben, over find doch höchſtens nur für einzelne Länder befannt. 
Um das Interefie an einer ſolchen Bergleihung wenigftens im Allgemeinen zu 
befriedigen, entnehmen wir ven documens statistiques, welde das franzöfifche 
Minifterium für Aderbau, Handel und öffentliche Arbeiten 1856 herausgab, 
die auf Seite 386 folgende Ueberſicht. 

VI. Die großen Kapitalmaffen, welche ver Eifenbahnbau feit einem PViertel- 
jahrhundert in fteigender Progreſſion in Anſpruch nahm, konnten nicht verfehlen, 
eine mächtige Wirktung auf den Geldmarkt hervorzubringen, und fie ift nicht 
überall in ruhiger Entwidlung verlaufen. Dreimal find dadurch Oeldfrifen, wenn 
nicht ausfhlieglih, fo doch mejentlih mit hervorgerufen worden. Die erfte im 
Jahre 1836. Sie beichränfte fih auf England und die vereinigten Staaten von 
Nordamerifa, Die zweite 1844 und 1845. Sie machte fih vorzüglid in England 
und Deutſchland geltend, Die dritte endlich, die bedeutendſte von allen, verläuft 
jegt unter unfern Augen. Sie hat ihre Wurzel in den vereinigten Staaten von 
Nordamerika und hat fi bereits mit ihren Wirkungen über alle Völker ver ge- 
bildeten Welt ausgedehnt. 

Nicht blos Gelpfummen aber, fondern vorzüglih auch zum Verbrauche be- 
ftimmte Gütermaffen haben vie Eijenbahnen in Anſpruch genommen. Eifen, Hol, 
Brennmaterial, Del u. f. w. werben von ihnen in ganz außerordentlihen Maffen 
verbraudt. Sie haben dadurch eine mächtige Rüdwirkung auf Aderbau, Yorft- 
wirtbihaft, Bergbau, Gewerbe und ‚Handel. hervorgebracht. Sie haben überbies 
direft einer großen Anzahl von Arbeitern theils vorübergehend, theils dauernd Be— 
Ihäftigung gewährt. So find bei den englifhen Eifenbahnen im Jahre 1848 im 
Ganzen 52,700, im Jahre 1855 aber 98,000 Berfonen dauernd beſchäftigt ge- 
weien. Bei den deutfchen Eifenbahnen ſind gegen 60,000 Menſchen dauernd be- 
Ihäftigt. Der Verbrauch von wirthſchaftlichen Gütern ift auch dadurch außerordent⸗ 
lic gefteigert und die Bewegung der Waarenpreife vielfach beftimmt worben. 

VII. Nod folgenreiher ift vie Wirkung der Gifenbahnen durd den Zwed, 
den fie verfolgen, die Belebung des Verkehrs. Die Erleichterung des Hanbels- 
verfehrs ift dabei nur eine der Nüdjichten, welche in Betracht kommen. freilich 
ift Schon diefe bedeutend genug. Sie haben nit uur die Vorzüge, welde früher 
dem Waflertransport allein zufamen, nämlich eine wohlfeile Beförderung ver 
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Waaren, auch dem Landtransport verfchafft: fie haben diefe VBortheile erhöht durch 
die Regelmäßigkeit und Gefhwinvigkeit, mit denen fie den Transport bewirken. 
Durch fie ift ein beftändiger Jahrmarkt, eine ununterbrochene Meſſe, mit allen 
Produkten eines Landes und felbft über die Grenze der Länder hinaus eröffnet , 
worben. Es wird dadurch jedem Bewohner eines Landes die Möglichkeit gewährt, 
nicht nur mit feinen Mitbewohnern, fondern auch mit den Fremden aus allen 
Weltgegenden in Berbindung zu treten, und feine Arbeitsleiftung mit ihnen aus- 
zutauſchen; Alle, welche jein Produkt gebrauchen fünnen, ftellen fih ihm als 
Käufer dar und bieten ihm ven vollen Werth feiner Leiftung ala Preis derſelben; 
es werben ihm in reicher Auswahl alle diejenigen Produkte zum Verkaufe ange- 
boten, welde er bedarf; der Mitbewerb bewirkt eine durchgängige Ausgleihung 
und möglichfte Stetigkeit der Preife; die Möglichkeit eines fchnellen Bezuges ge- 
ftattet, die Ankäufe auf den augenblidlihen Bedarf zu beſchränken; mit Einem 
Worte, es werben die Vorzüge, welche in Bezug auf Handel und Berkehr vor 
der Erfindung der Eifenbahnen nur große Städte hatten, durch diefelben ganzen 
Ländern zu Leit 

Aber nicht nur in Bezug auf ven Verkehr mit wirtbfchaftlichen Gütern, fondern 
au in Bezug auf den geiftigen Verkehr find jest Stadt und Yand einander 
genähert worden. Die Städte haben aufgehört, die ausſchließlichen Sige der Bil- 
dung zu fein, die auch den Landbewohnern immer zugänglicder wird. Dörfer ver: 
wandeln fi in Vorſtädte; die Kunftfammlungen, Bibliothefen und Unterrichts- 
anftalten werben allgemeiner zugänglich, und es möchte wohl die Zeit nicht weit 
entfernt fein, wo die Landbewohner in weiten Umfreifen um vie Städte ihre 
Kinder, ohne nöthig zu haben fie aus dem Haufe zu entfernen, an den fläbti- 
ſchen Lehranſtalten Theil nehmen lafjen, wie umgetehrt die Städtebewohner, ohne 
fi weit von ihren Wohnungen und Gejhäften zu entfernen, fi ver Vorzüge 
des Landlebens theilhaftig machen fünnen. Bis jest war es allerdings vorzüglid 
der Handelsverkehr, welcher durch die Eifenbahnen befördert worben ift. Die 
Zeit ihrer Einführung ift noch zu furz, als daß fih der Bildungsverfehr 
weiter als im Keime hätte entmwideln können; aber diefe Entwidlung wirb nicht 
ausbleiben. 

Nicht minder wichtig, als für Wirthichaft und Bildung, find die Eifenbahnen 
als Werkzeuge der Staatsbeherrfhung. Entfernte Provinzen werden an bie 
Hauptftabt herangerüdt und können in wenigen Stunden erreicht werben. Die 
Provinzialbehörven find dadurch und durd die Telegraphie in unmittelbare Ver: 
bindung mit den Gentralbehörven gefett. Die Armeeen können aus den entfernten 
Theilen eines Landes in wenigen Tagen an die Stellen gezogen werben, welde 
zunächſt bedroht find. 

Wir ſind freilich noch nicht im Stande, von allen dieſen Wirkungen der 
Eiſenbahnen die Folgen zu überſehen, die nicht verfehlen werden, auch ihre 
Schatten auf die geſellſchaftlichen Verhältniſſe zu werfen. Die Aufgabe bleibt 
immer, die guten Seiten zur Geltung zu bringen, die Nachtheile aber durch zwed- 
entjprechende Einrichtungen zu entfernen, wozu es jegt ſchon nit an Beranlaf- 
fung fehlt. — 

Die Literatur über das Eiſenbahnweſen ift ſehr umfaſſend. Die wichtigſten 
auf dieſelbe bezüglihen Schriften findet der Lefer zufammengeftellt in L. €. Gla- 
ſer's allgemeiner Wirthichaftslehre oder Nationalötonomie, Berlin 1858, auf 


welche bier der Kürze wegen verwieſen wird. 
C. Glafer. 


Bluntſchli une Brater, Deutſches Staate-Wörterbud. IN. 25 
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Elbſchiffahrtsakte, ſ. Schiffahrtsgefege. 
Emancipation, ſ. Frauen, Juden, Sklaverei u. ſ. w. 
Embargo, ſ. Seekrieg. 

Emfer Punktation, ſ. Katholiſche Kirche. > 


Encyklopäadiſten. 


Die franzöſiſchen Enchklopädiſten mit ihren Häuptern Alembert und Di- 
derot, als Herausgebern der Enchklopädie, und Voltaire als ber eigentlichen 
Seele, haben nicht allein durch das ſchwere Geſchütz, welches ſie mit vereinten 
Kräften in dem bändereichen, aber Vielen zugänglichen Werke gegen das ganze 
herrſchende religiöſe, politiſche und ſociale Syſtem ihrer Zeit richteten, ſondern 
auch durch die leichteren Waffen, welche ſie in beſonderen Schriften für beſtimmte 
Zwecke gebrauchten, ſowie durch ihre vielſeitigen perſönlichen Beziehungen und ihre 
geſellſchaftliche Stellung eine ſolche Geſammtwirkung erzielt, daß in der franzöſi— 
ſchen Volksmeinung wie im der Literatur dieſe ganze Aufklärungsperiode häufig 
dur ihren Namen dharafterifirt wird. Die Aufgabe, welde die Enchklopädiſten 
fih ftellten, war, wie richtig einer der Ihrigen, Condorcet, bemerkt, nicht ſowohl, 
neue Wahrheiten zu entwideln, fondern die ſchon von ven meiterftrebenden Gei- 
ftern aufgeftellten Anfichten zu verbreiten, fie als Waffen gegen die herrſchenden 
Borurtheile zu gebrauchen, in diefem Kampfe aber mit großer Klugheit und Ge- 
wanbtheit vorzugehen, ſich aller Töne und aller Formen zu bebienen, der gelehr- 
ten Werke wie der Romane und fliegenden Blätter, die Wahrheit öfter mit einem 
Schleier zu umbüllen, um die ſchwachen Augen zu ſchonen, aber doch die Luft zu 
erweden, fie zu errathen, nie mehrere Gegner auf einmal, und aud einen ein- 
zigen nie zu heftig von allen Seiten anzugreifen, bisweilen, wie Alembert an 
Boltaire fchreibt, Lieber einen Schritt zurüdzuthun, um einen deſto befferen Sprung 
zu machen, und es, beſonders bei den in verfchievenem Geifte gefchriebenen Ar— 
tifein, der Zeit zu überlaffen, zu unterfcheiven das was fie gedacht hätten von 
dem, was fie fagten, aber unverbrühli das große Ziel vor Augen zu haben, 
das fi in den Yofungsworten Vernunft, Duldung und Humanität fon- 
centrirte, 

Die Enchklopädie felbft ift nicht, wie Montesguien von feinem Werte rühmte, 
eine proles sine matre creata; fie war zuerft nah dem Vorbilde der Heinen 
engliihen Enchklopädie von Chambers (2 Bde.) angelegt, aber bald ausgevehnt und 
in einem andern Geifte ausgeführt worden. Diverot jchrieb den rhetorifchen Proſpektus 
biefes großen Werkes der Eneyclopedie, ou Dictionnaire universel et raisonn€ 
des connaissances humaines, in 36 Bänden und Supplementbänben bei mehreren 
Auflagen, deſſen beide erften Bände 1751 erfchienen, und zu welchen Alembert 
bie berühmte, als ein felbftftändiges Werk zu betrachtende Einleitung (Discours 
pr@liminaire) fchrieb. Dem Geifte nad find aber die Enchflopäpiften die legten 
Sprößlinge einer langen Kulturentwidlung, welche, nah mannigfahen Abirrungen 
und Gegenſätzen, nad) vielen in allen Gebieten des gefellfchaftlichen Lebens auf- 
gehäuften Sünden, auch bei dem mit Recht dagegen erhobenen Kampfe in Franf- 
reich mit einer großen Berfündigung gegen alle wahrhafte Vernunft, gegen alle 
richtigen Orundfäge der Religion, Sittlichleit und Politik endete. Diefe Entwidlung 
ift aber fein urfprüngliches und felbftftändiges franzöfifches Gewächs, fie ift vom 
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England, wo Bacon vie Grundlage legte, Hobbes und befonders Tode fie 
weiter führte, nad Frankreich geleitet und bier zu ihren legten wiſſenſchaftlichen 
und focialen. Konſequenzen geführt worben. 

Wie ift aber — muß man fragen — Franfreich, welches in feinem größten 
Philofophen, Descartes, einen jelbftitändigen für die ganze europäiſche philo- 
ſophiſche Forſchung folgenreihen Anfang und Auffhwung genommen hatte, von 
viefem Pfade abgewihen, zu einem Zögling Englands geworden und in dem 
Irrthum nod weit über den Lehrer hinausgegangen? Diefe Frage muß in tieferer 
Auffaffung des Zufammenhangs der geiftigen Strömungen unter den Böllern, 
ihrer Urſachen und Bedingungen beantwortet werden. Die Cartefifhe Philofophie 
ift allerdings ein ächtes Erzeugniß des edlen franzöfifhen Genius, ver ſtets nad 
dem Höcften und din höheren Zielen des menſchlichen Lebens firebt und — 
ein eigenthümlicher Zug — die Theorie und Praris innigft verbunden erfaßt, auf 
die Erlenntniß ſchnell die That folgen läßt, aber dod in ver Auffaffung der Dinge 
und Berhältniffe oft zu ſehr an der Oberfläche in äußerlicher Reflerion und Abftraftion 
verweilt, jo daß er die Gegenſätze leicht heraustehrt, fie nicht wahrhaft innerlich 
vermittelt, fondern nur durch ein ſchwaches Band äußerlich verfnüpft, die geiftigen 
Kräfte mehr nad) den Gejegen des Mechanismus als des Organismus wirken 
läßt und daher auch im gefelfchaftlihen Leben alle Inftitutionen mehr äußerlich 
als innerlid verbindet, mehr mechanifirt als organifirt. Nah dem Ausgange des 
Mittelalters bedurften alle weiter fortgefhrittenen Völker Europas einer gründ- 
lihen Reform auf allen Gebieten des geiftigen und geſellſchaftlichen Lebens. 
Deutſchland und England gelangten dazu durd die religiöfe Reformation, welde 
der Ausgangs- und Stügpunft ber früher oder fpäter eintretenden Reformen in 
anderen Lebensgebieten wurde. Frankreich wies die Reformation ab, hätte aber 
nicht minder einer tiefgreifenden Reform bevurft, wodurch die menfchliche Perfön- 
lichkeit oder Subjeftivität in ihrer innerften Wefenheit, in dem GSelbftbewußtfein, 
dem Selbſtdenken, der Selbfteinfiht und freien Selbftbeftinunung zur Oeltung ge— 
bracht und gekräftigt worden wäre. Die Carteſiſche Philofophie erfaßte richtig dieſe 
innerfte Wurzel, aus welcher die ganze moderne Bildung in Kirche, Staat und allem 
Leben entjproffen ift. Das menſchliche Sein wurde jogar mit dem Selbftventen, Selbft- 
bewußtfein gleichgefett. Aber diefes Princip wurde von Descartes nicht in analy- 
tiſcher Methode weiter ausgebildet und gefräftigt, fondern in fühnem Fluge wurde 
das endliche Selbft mit dem unendlichen Selbft, ver göttlichen Subftanz, ſchnell 
verbunden und, ftatt einer das Bewußtfein kräftigenden Pfychologie, vormaltend 
wieder die Ontologie ausgebildet. Dies war ein großer Fehler und die Urſache, 
weßhalb ſich der franzöfiiche Geift der pſychologiſchen Philofophie Englands zu- 
wandte. Zugleich erwies ſich aber bei der Cartefifhen Philofophie vie wichtige 
Wahrheit, daß eine geiftige Bewegung nicht nachhaltig auf das gefellfhaftliche 
Leben einwirken kann, wenn fie nicht am gejellihaftlihen Faktoren einen Rüdhalt 
und Träger findet. Wer möchte behaupten, daß die Reformation in Deutjchland 
geglüdt wäre, wenn fie nicht in den duch Handel und Gewerbe emporblühenden, 
der freien Pebensbewegung geneigten Städten und vielen Fürften eine mächtige 
Stüge gefunden und fi jelbft alsbald in neuen oder neu organifirten Uni: 
verfitäten eine bleibende Pflanzftätte gefchaffen hätte? Die philofophiihe Be- 
wegung in Frankreich griff an ſich ſchon nicht fo tief in alle wichtigen Intereffen 
des Lebens ein, berührte nur die geiftigen Höhen der Gefellfchaft; die Freunde, 
welche fie in ven Janfeniften (wie Arnauld, Pascal, Nicole) fand, waren zu 
ſchwach, um ihr die nöthige Verbreitung zu geben. Die Kirche, welche vor Allem 
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einer geiftigen Läuterung und Kräftigung bedurft hätte, mar ihr zuerſt feindlich, 
und fpäter, als fie ſich ihr günftiger zeigte, war der belebende Impuls und WYort- 
bildungstrieb erlofhen, die Scholaftit war zugleih immer mehr in Verfall ge- 
rathen, fo daß die geiftige Perfönlichkeit und Freiheit nirgends zu ihrem Rechte 
gelangte. Dazu fam, daß vie ſchon feit Ludwig IX. eingeleitete centralifivende 
und nivellivende, die Freiheit in allen Kreifen erbrüdende Richtung unter Lud— 
wig XIV. mit unerbittlicher Strenge durchgeführt, aljo auch bier die Perfönlichkeit 
in ihrem Rechte nievergetreten wurde, 

Jetzt wandte ſich der franzöſiſche Genius ver geiftigen und politifchen Be— 
wegung und Bildung eines Landes zu, welches in allen Hauptrichtungen des Le— 
bens ven Gegenſatz zu Frankreich bildet, aber gerade wegen dieſer ethiſchen und 
geſellſchaftlichen Polarität bis jest die größte Anziehungsfraft auf Frankreich aus- 
Jeübt hat. Höchſt bemerfenswerth find diefe Wechſelwirkungen zwifchen zwei Län— 
dern, welche fo oft im der auswärtigen Politik die heftigften Gegner gewefen und 
bis jest die hervorragendften Repräfentanten zweier entgegengefegter Richtungen in 
dem ganzen geiftigen, fittlihen und politifchen Leben geblieben find, der romani— 
ſchen Richtung auf die Einheit, Gleichheit und Gleihförmigkeit in allen Tebens- 
zuftänden umd zu der dadurch nothwendig gewordenen größeren Macht der von 
oben herab Alles beftimmenden Regierung, und der germanifhen Richtung 
auf Seldftftändigfeit, Freiheit und Selbftregierung der einzelnen Perfönlichkeiten 
und aller organſſch-geſellſchaftlichen Lebenstreife, ſowie zu einer durch alle Glieder 
und Glieverungen des Staatslebens vermittelten und geftärkten Regierung. Franl- 
veich fuchte nun in England was ihm fehlte, was es in eigener Kraft nicht hatte 
erringen können, zuerft die neue geiftige Grundlage in ver philofophifchen Bil- 
dung, ſpäter größtentheils die politiſchen Principien, fowie auch feinerfeit® England 
vielfach einen nenen oder ftärferen Impuls von Franfrei erhalten hat. Der geiftige 
Berkehr zwifchen England und Franfreih war ſchon früher durch die bebeutendften 
Männer, welche die Träger der Bewegung wurden, vermittelt worden. 

Bacon, der methodiſche Begründer ber neuen empiriſchen und naturaliſtiſchen 
Richtung, und fpäter Hobbes, der aud mit Descartes in perfönliche Berührung 
tam, haben wohl ſelbſt ſchon theilmeis den Einfluß des franzöftfchen Getftes empfunden. 
Die eigentlihen Wechſeleinflüſſe zeigen fi aber erft nach dem Ausgange der eng— 
liſchen Revolution und der Wieverberftellung der Stuarts, welche durch die abfolute 
Gewalt, den Luxus, die Sittenlofigfeit, zu welcher der Zuftand ver englifchen 
Ariſtokratie noch die Rohheit hinzufügte, den Hof von Berfailles nahahmten, noch 
mehr aber feit der Bertreibung der Stuarts und der Thronbefteigung Wilhelms III. 
von Oranien 1689, wo jhon die Folgen der vorigen Sittenlofigkeit, des Drudes 
und des heuchleriſchen Formalismus eintraten,, eine gewiffe religiöfe Indifferenz fi 
zeigte umd wo unter der Regierung der frommen Königin Anna eine große Zahl 
von Werfen erſchien, in welchen das pofitive Chriftenthbum indireft und direkt 
angegriffen wurde. In dieſer Zeit jhrieb Toland 1690 fein „Chriſtenthum ohne 
Myſterien“ umd fein „Bantheiftiton", Tindal 1706 feine Schrift gegen jeve mit 
dem Staatswefen verbundene Kirchenverfaſſung, fpäter 1739 das Wert: „Das 
Chriſtenthum fo alt al® die Welt”, worin er die Unmöglichkeit ver Offenbarung, 
die Thorheit des Wunderglaubens beweifen und darlegen wollte, daß das Ehri- 
ftentyum nur eine von ven Berunftaltungen durch das Judenthum gereinigte Ber- 
nunftreligion der Urzeit fei; jo gingen auh Collins, deſſen Schriften „über bie 
Freiheit des Denkens“ 1713, „über vie Beweiſe der hriftlichen Religion” 1724 
u. ſ. w. befonvers von den Enchklopäbiften überfegt und benugt wurben, fowie 
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Shaftesbury in jeinen „Unterfuhungen über Tugend und Verdienſt“ 1699, 
in feinen „Chavakteriftiten” 1711 u. ſ. w, über ihren Lehrer ode hinaus, ver 
zwar aud Toleranz forderte, aber doch aus den Wirkungen des Chriftenthums, 
nit aus den Wundern, auf eine göttlide Offenbarung fließen wollte, und 
lehrten einen reinen Deismus, wenn auch mit fittliher Richtung, gleihwie etwas 
jpäter Wollafton, deſſen Umriſſe der natürlihen Religion” 1724 fieben ſtarke 
Auflagen bis 1750 erlebten. Beſonders war es aber, um bier einige andere Schrift- 
fteller, wie Morgan, Chubb, Manveville zu übergehen, Lord Bolingbrofe, ver 
ränfewolle, gewiſſen- und fittenlofe Miniſter der Königin Anna, welder die neuen 
engliſchen Lehren in den jpöttiichen, boshaften, ja lügnerifhen Ton kleidete, den 
er am franzöfiihen Hofe während feines erſten diplomatiſchen Aufenthalts dafeldft 
kennen gelernt hatte und welchen er nad dem Tode der Königin während feines 
Erils in der Zouraine dem noch jungen, aber ſchon dieſer Richtung ergebeuen 
und ihm fehr geiftesverwandten Voltaire einflößte, den er für den Plan begei- 
jterte, in Franfreid der Verbreiter eines veinen VBernunftglaubens und einer mit 
angebornen finnlihen Trieben und Leidenſchaften übereinftimmenden Moral zu 
werben. In diefem Borhaben beſtärkte ſich Voltaire durch feine Reife nad England, 
wohin faſt gleichzeitig Montesgquieu ſich begeben, ver vorher in feinen „perſiſchen 
Briefen” 1721, mit beipender Satyre die damaligen religiöfen und geſellſchaftlichen 
Zuftände übergoffen hatte, um durch das Studium der engliihen Verfaffung fih auf 
fein Hauptwerk vorzubereiten, wo aber Voltaire in feinem zweijährigen Umgange 
mit den „freien Dentern“ befonders feinen Haß gegen das pofitive Chriftenthum 
nährte. Die große Verehrung, welche er England durch ein faft königliches 
Leihenbegängnig Newton 1727 zollen jah, führte ihn aud zu ver Phyſil New- 
tond, die er nachher in Frankreich befaunt machte, und ließ ihn noch ftärker ben 
Druf empfinden, ven in feinem Baterlande ein fieher Despotismus, officielle 
Heuchelei, Cenſur und Mandements auf alle geiftige Bewegung ausübten, Nach 
feiner Rücktehr wurde nun Voltaire die treibende Kraft der neuen Bewegung, vie 
ih an die englifchen, aber ſchon mit franzöfifcher Frivolität gefärbten Lehren an- 
Ihloß, dieſelben in Frankreich aber zu allen theoretifhen und praftifchen Konfe- 
quenzen führte. In England jelbft hatten jene Lehren das kräftigere religiöfe und 
fittliche Bewußtfein, weldes in ver feitbegründeten bürgerlihen und politifchen 
Freiheit eine neue Stärke gewann, nicht erfchüttern können, in Frankreich dagegen 
wurben fie bei der Aushöhlung alles geiftigen und fittlihen Lebenskerns eine leichte 
Waffe zum Umfturze wicht bios von unhaltbaren VBorurtheilen und Ueberlieferungen, 
jondern auch von wahren religiöjen und fittlihen, aber ihres inneren Haltes, ihrer 
Wurzel in der menjchlichen Perfönlichkeit und Freiheit entblößten Anfichten. Schon 
hatte Voltaire längere Zeit allein gewirtt und nicht ohne einen gewiffen Muth 
die Wege geebnet, als fi um die Mitte des 18. Jahrhunderts jene gefellichaft 
lien und wiffenjhaftlichen Kreife bilveten, welche vie neuen Lehren verarbeiteten, 
abjchliffen und weiter verbreiteten. Der bebveutendfte Kreis war aber der Verein, 
ber zur Verbreitung jener Lehren die Enchklopädie ſchuf, deren Berfaifer, An- 
bänger und Begünftiger ven Namen Eneyklopädiſten erhielten, 

Die Schriftiteller, welche als Mitarbeiter am der Encyklopädie over in be- 
jonberen Schriften jene Lehren verbreiteten, waren ſelbſt uur eine Widerfpiegelung 
ber verberbten franzöfifhen Geſellſchaft, und bevienten fi bei der Verbreitung 
derſelben Mittel ver Lift, Heimtüde und der Frivolität, welche ſchon das fittliche Leben 
ftarf untergraben hatten. Nur mit innerftem Widerwillen kann man in der Kor: 
rejponbenz der Häupter (Voltaire, Alembert, Diverot u. U.) die Darlegung der 
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Taftit lefen, welche viefelben empfehlen. So wie e8 ſchon von übler Vorbedeutung 
von dem Endausgange des begonnenen Kampfes für Aufklärung war, daß bie 
neuen Lehren ihre beveutenpften Vorkämpfer in Männern mie Bolingbrofe und 
Voltaire erhielten, denen aller tiefere Wahrheitsfinn und fittlihe Ernft feblte, fo 
muß fi auch bier die Ueberzeugung befeftigen, daß durch umfittliche Mittel mie 
eine für die Menjchheit pofitio wohlthätige Umgeftaltung des geiftigen oder gefell- 
ſchaftlichen Lebens bewirkt werden fann. Ein fürmlicher Kampfplan wurbe in 
Riüdficht auf alle Waffengattungen entworfen, allen Streitgenofien und Berbin- 
deten die angemefiene Stellung gegeben; aber das tief Umfittlihe lag in der Un— 
ehrlichteit des Mampfes, indem man gar nicht als Gegner auftrat, und, während 
man ein ganzes religiöjes und fittliches Gebäude ummwerfen wollte, fid) die Miene 
gab, als wolle man nur einzelne Schäden ausbefjern. Auch bei den wichtigften 
Artikeln der Enchflopävie wurde eine befondere Taktik beobachtet. So wurden bie 
Urtitels Gott, Seele, Freiheit und mehrere andere in Darlegung aller wichtigen 
Beweife abgehandelt, aber dieſe Beweife in andern Artikeln, auf welche meift hin- 
gewiefen wurde, wie Demonftration, Fanatismus, Aberglaube, Borurtheil, Zufall, 
Thier, Naturrecht u. a., wieder entkräftet; wahrfcheinlih nad dem erwähnten 
Ausſpruche Alemberts, daß das Publitum die eigentlihe Meinung bald ausfindig 
machen würde, 

Das Haupt und die Seele ded Kampfes war Boltaire (1694— 1778), 
ver auch fir die Enchyklopävie eine große Thätigfeit entfaltete, weniger durch 
Artikel als durch Anfpornung und Leitung, der in dem ganzen Kampfe ftets 
neue Liften und Pläne ausdachte, nad allen Seiten aufmunterte, in einem 
andern Sinne, ald es ver Mpoftel verlangte, „Allen Alles war", ver als 
iharfblidender Feldherr einen Jeden nad) feiner befonderen Befähigung verwandte 
und alle Mittel, auch ver Heuchelei, ja felbft ver Lüge empfahl, und deſſen fo oft im 
den Briefen an die Bertrauten empfohlenes Loſungswort war? zertretet die Schänd- 
lihe (6erasez l’infame), d. h. die pofitive chriftliche Religion und Kirche. Zu diefem 
Zwede wollte er auch eine Verbrüderung der Philofophen, eine Art Yreimaurerei, 
und eine Kolonie errihten, und beftimmte Friedrich den Großen, ihm hierzu 
Eleve anzuweifen, war aber fehr erzürnt, daß, während der h. Ignaz von Loyola 
12 Profelyten gefunden habe, er nicht drei Philoſophen finden könne, die Paris 
für Cleve verlaffen möchten. — An zweiter Stelle ift Alembert (1717—1783) 
zu nennen, der matürlide Sohn der noch weiter zu bezeichnenden Frau von 
Tencin, die ihn auf der Schwelle der in ver Revolution zerftörten Kirche St. 
Johann der Runde, wovon Alembert zuerft den Namen trug, ansfegte. Er wurde 
jedoch nach einigen Tagen von feinem Vater, Chevalier Destoudes, von einer 
Ölafersfrau die fih feiner erbarmt hatte, zurädgenommen und erzogen, erhielt 
jpäter befanntlih einen beveutenden Namen als Mathematiter, wurde Mitglied 
der Akademie und erhielt won der Kaiferin Katharina IL, die, jedoch von ihm nicht 
angenommene, Aufforderung zur Erziehung ihres Sohnes gegen eine Rente von 
100,000 Frs. Durch die Feinheit, Mlugheit, Borfiht, die er im Umgange, 
Schreiben und Reden zeigte, übte er beſonders einen großen Einfluß aus umd 
wurde der Schugherr aller jungen Talente, die nah Paris famen, und bie in 
verfchiedenen eg zum Dienft der gemeinfamen Sache verwendet wurben. 
In feiner, als ein Mufter des Lehrftyls gepriefenen Einleitung zur Enchklopäbie 
gab fi ſchon im der neuen Anordnung aller Wiffenfchaften, die, nad ver An- 
forverung Bacons, nad dem fubjeftiven, d. 5. pſychologiſchen und zwar fen- 
ſualiſtiſchen Gefichtspunfte Maffificirt wurden, die neue Anſchauungsweiſe und bie 
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Umtehrung ver früheren Anfichten fund. — Der Dritte im Bunde war Diderot 
(1713— 1784), zwar der keckſte und frechſte, aber im Grunde der gerabefte, wel- 
her das, was er zur einer Zeit dachte, offen, ſelbſt mit Gefahr feines Lebens, 
ausſprach (er dachte nicht immer gleich, indem er allmählig vom Deismus zu 
einem Spinozismus, der fehr an den Atheismus ftreifte, überging), dabei philo- 
ſophiſch ſcharfſinniger und zugleich viel gutherziger als feine Genoffen war. In 
feinem erften bebeutenden felbftftändigen Werke, ven „philofophiichen Gedanken“, 
hatte er, im Gegenſatze zu dem gleichlautenden Werfe von Pascal, nicht, mie die 
fer, die Nothwendigkeit der Offenbarung aus der Schwäche der Vernunft, fondern 
die Unmöglichkeit aller überfinnlihen Erlenntniß darlegen wollen;®wegen ver im 
federen Tone gefchriebenen „Briefe eines Blinden zum Nuten der Sehenden“ 
wurde er in Bincennes eingefperrt, daraus durch die Bemühung feiner Freunde 
nach einigen Monaten wieder befreit und machte darauf den Entwurf zu ber 
großen Enchklopädie, die er auch, unter vielen Berlegenheiten und Berfolgun- 
gen, und als fi ver gemäßigte Theil des Publikums, ſelbſt Alembert, von der 
Redaktion zurücdgezogen hatte, allein, nur unter dem Beiftande von Voltaire und 
der Hülfe untergeordnneter Kräfte, zu Ende führte. — Neben diefen Häuptern waren 
Mitarbeiter an der Encyklopädie Condorcet, der unglückliche Girondift, der ven 
Uebergang zu der Rouſſeau'ſchen politifchen Theorie vermittelte, ver — fpäter be» 
kehrte — Marmontel, der nationalökonomiſch-polemiſche Schriftftelleer Morel- 
let (ven Boltäire in einem Wortfpiele ald mords-les für alle Gegner bezeichnet) 
u. A.; aud andere in ven Wilfenfchaften beveutende Namen wie Haller, Dan: 
benton, Bernouilli und Büffon, ver fi jpäter zurüchzog. 

Uber die Encyklopädie und die Enchklopädiften waren nur der angefehenfte 
und einflußreichite gelehrte Mittelpunft, von welchen aus die Bewegung nad) 
verfchiedenen Richtungen unterhalten wurde, an welche ſich aber andere Gruppen 
näher oder entfernter anfchloffen. Zu diefen Gruppen gehören einerfeits die De- 
fonomiften, mit Turgot an ver Spite, welde der neuen Richtung zu der 
Natır und dem Naturalismus nur einen andern, wenn aud für das wirtbichaft- 
liche Gebiet mehr berechtigten Ausorud gaben, indem fie die Natur als die alleinige 
Güterquelle darftellten. Turgot war mit den Häuptern der Encyklopädie und ihren 
Kreifen am meiften befreundet und Alembert bezeichnet ihn in einem Briefe an 
Voltaire als einen Mann, welder „ver Philofophie voll, ein recht ehrlicher Frei— 
venfer fei, der aber bie triftigften Gründe habe, e8 zu verbergen, weil bas 
Freivenfen zu dem Glücke nichts beitrage”, d. h. weil Turgot, praftifh auf 
durchgreifende Reformen bedacht, vor Allem feine wichtigen nationalötonomifchen 
Zwede verfolgen wollte. Wie Duesnay die beiden Artikel Korn (grain) und 
Pächter (fermiers), jo hat Turgot mehrere Artifel, befonvers Markt (foire) und 
Stiftung (fondation) für die Encyflopädie geliefert. Eine andere Gruppe, für welche 
Diderot das verbindende Glied war, bildeten die Materialiften und Atheiſten, 
für welde ver pfälzifhe Baron Holbach ein Bierteljahrhundert wöchentlich ein- 
mal offene Tafel hielt, und wo ſich auch ver fpäter baronifirte, gothaifche Ge- 
ſchäftsträger Grimm einfand, ver aber felbft einen befonveren Kreis bei 
feiner Tafel verfammelte. Zu den Gemäßigteren diefer Gruppe gehörte der durch 
feinen rechtlichen und gutmüthigen Charakter fich auszeihnende Helvetius, wel- 
her in feinem rein fenjualiftiichen Werke „vom Geiſte“ 1758, wie die Deffant 
ſich ausprüdte, das Geheimnig vor Jedermann verrietb, aber von ihr fehr ge- 
tabelt wurde, daß er ein ſolches Geheimniß, in deſſen Befig und Genuß nur die 
höheren Klaffen bleiben müßten, den gemeinen Leuten verrathe. Aus dem Holbach— 
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hen Kreife ging dagegen das „Syſtem ver Natur" 1770 hervor, worin dem 
Materialismus und Atheismus, welchen ſchon früher ver von Friedrich II. in Berlin 
peotegirte Ya Mettrie in fredhfter Weife ausgefprodhen, oder, nad dem Aus- 
drucke des gleichfalls in Berlin angeftellten Marquis d'Axgent, die Lehre bes 
Lafters mit der Unverfhämtheit eines Narren geprebigt hatte, eine mehr wifjen- 
ſchaftliche Form, aber in einer weitjchweifigen geiftlojen Darftellung gegeben wurbe. 
— In einer entfernten Stellung zu dieſen Männern und Gruppen blieb der 
Abbe Eonpillac (1715—1780), der ernfte philoſophiſche Denker dieſer Zeit, 
der dur Voltaire mit Locke befannt gemacht war und deſſen Reflerionstheorie 
zum Senſualigmus umbildete, aber doch vor den letzten Konfequenzen des Sen- 
fualismus zurückwich, indem er die Immaterialität der Seele und das Dafein 
Gottes annahm. Condillac hat aber unftreitig einen großen Einfluß auf Alembert 
und Diderot, die ihn hochſchätzten, ausgeübt. 

Außer diefen Männern und ihren Kreifen waren aber nicht blos für die 
Verbreitung der neuen Lehren, fondern auch für die feinere Ausbildung und bie 
Einhaltung gewiffer Grenzen der Mäßigung und des guten Tons befonvers ein- 
Hußreich die gejellihaftlihen Kreife, in welden eine Frau der auregende Mittel- 
punft war. Ein älterer Kreis, der den Uebergang zu den Enchflopädiften bildet, 
verfammelte ſich bei ver, fchon als natürlihe Mutter von Alembert genannten, 
geiftveichen und duch tiefere Auffaſſung- ausgezeichneten, aber fittlih jehr tief 
- ftehenden Frau von Tenein, melde fogar der, auch durch die Kriminalunter- 
ſuchung nicht ganz abgewälzte, Berdacht der Ermordung eines ihrer Liebhaber traf, vie 
aber mit den bedeutenoften Berlönlichkeiten, und ſogar langbauernd mit dem Papft 
Benedikt XIV. im Briefwechſel ftand, und deren Kreis befonders durch Fontenelle, 
Montesquien, für deſſen „Geiſt ver Geſetze“ fie ungemein thätig gewejen fein 
fol, Mairan und den damals noch jungen Helvetius, Marmontel u. U. gebildet war. 
Nah ihrem Tode war eine Freundin, die Geoffrin ihre Nachfolgerin, die aber 
von Kunft und Wiſſenſchaft wenig verftand, nur durd feine Yebensart zu glänzen 
ſuchte, und die — ein merkwürdiger Zug der Zeit — um wegen ihrer gläubigen 
Devotion keinen Anftoß zu erregen, heimlich zur Meſſe ging, wie, nad) der Be- 
merfung Marmontels, Unvere zu Yiebesabentheuern. Bon größerer Einwirkung 
auf die Zeitanfichten war dagegen die berzlofe, aber Kluge, in fittlicher Beziehung 
ungefähr auf gleicher Stufe mit ver Tencin ftehende Deffant, die befonders den 
Kreis von Voltaires Freunden, darunter auch Wlembert und während einiger Zeit 
Diderot, um ſich verfammelte. Bon der Deffant trennte fi aber — ein Exeigniß 
für Die damalige große Welt in Franfreih und felbft in Europa — ein Kreis, 
der fih, als eine Art weiter gehender Schule, um die zwar nicht ſchöne, aber 
junge und geiftreiche, als Gejellichafterin bei der Deffant gebildete Espinaffe 
verfammelte, und von welchem Alembert, ihr gequälter Verehrer, Diderot und 
Turgot die vornehmften Mitglieder waren. Dieje geiftreihen Frauenkreiſe haben 
auf die Verbreitung der nenen Anfichten einen Einfluß ausgeübt, wie er fi nur 
aus der Macht des gefelligen Lebens und Verkehrs und aus der Stellung ew- 
klären läßt, welche feit Ludwig XV. vie gebildeten Frauen darin eingenommen 
haben. 

Eigenthümlih war gegenüber dieſen Männern und Kreifen vie Stellun 
Rouffeau’s, welcher zwar berfelben Grundrichtung angehörte, aber durch Be— 
wahrnng eines gewiffen Zuges der Idealität, durch Achtung ver edleren Gefühle 
und durch bie praktiſche Richtung auf die Verbeflerung ver gefellihaftlihen Zu— 
ftände in Rückkehr zur Natur, Gleichheit und Freiheit, bei Allen, welche nicht 
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nach Genuß, fondern nad Befreiung von dem vielfachen Drude und nad einer 
befieren gejelichaftlihen Ordnung ftrebten, immer größeren Einfluß gewann und 
der Lehrer der franzöfifchen Demokratie wurde. Rouffeau fand zwar aud feine 
Eitelteit dur näheren Umgang mit bochftehenden Berfonen, befonders Frauen 
(Herzogin von Luremburg, Frau von Epinay ı. U.) geſchmeichelt, allein fein 
durch ein langes phyſiſches Leiden gemährtes mißmuthiges und argwöhniſches 
Temperament machte ihn höchſt ———— So blieb er auch den Kreiſen 
ver Encyklopädiſten fern, kam mit Alembert in Streit über die moraliſche Seite 
des Schaufpiels, überwarf fih mit Boltaire und Diverot und wollte überhaupt 
im derem Lehren, nicht mit Unrecht, ein von den Laftern der Großen und Reichen 
erfundenes Syſtem fehen, welches ihren Egoismus und ihre finnlihe Genußſucht 
zur Tugend ftempeln follte, 

Wenn wir nun fchließlic die von den Enchklopädiften in ihren verſchiedenen 
Nüancen verbreiteten Lehren im der Kürze ins Auge faſſen, fo erbliden wir darin 
die verſchiedenen Stadien einer Abirrung der Philofophie, weldhe in England mit 
Bacon’8 Anpreifung der äußeren Erfahrungsmethode und einer einfeitigen Natur- 
betrachtung beginnt, ſchon im Hobbes zum Materialismus übergeht, durch Locke 
zu einer gemäßigten Reflerionspbilofopbie, wenn aud mit dem Uebergewichte nad 
der Seite des Senfualismus zurädgeführt wird, in Frankreich aber durch vet 
Senſualismus Condillacs hindurch, der noch vor den Konſequenzen zurückſchreckt, zu dem 
reinen Senfualismus des Helvetin® gelangt, der fich feinerfeits noch der Ronfequenzen 
des Materialismns erwehren will, und fchließlid mit „dem Syſteme der Natur“ 
endet, in welchem vie Logif der Prämijien und der Methode zu ihrem vollen 
Rechte gelangt. — Nach dieſem Syfteme giebt e8 nur Materie und Bewegung, bie 
erfte beftehend aus Atomen ober Molekitlen, vie andere aus Attraktion und Re 
pulfion. Was die Gravitation in ver Natur, ift die Selbftliebe im Menfchen. 
Die Seele vom Körper unterſcheiden, heift nur, das Gehirn vom übrigen Körper 
unterfcheiden, denn Denten wie Wollen find nur eine Mopififation des Gehirn- 
organs. Mit der irrigen Selbftverboppelung hängt der Glaube an Gott zuſammen, 
der, wenn man unter Gott nur die bewegende Kraft in ver Natur verftände, richtig 
wäre, aber durch Unwiſſenheit, faljche Abftraktion und irrige Auffaffung der Uebel 
in der Welt zu dem Glauben an eim geiftiges Weſen über ver Natur ausgebilvet 
worden ift. Das wahre Naturſyſtem ift atbeiftiih. Der Atheismus muß auch 
verbreitet werden, weil er allein die ſchädlichen Borurtbeile zerftört, den Menſchen, 
ber nur ein Glied im der Kette des nothwendigen Zuſammenhangs aller Dinge 
ift, von aller Unruhe befreit, ihm lehrt, fich in das unvermeivlihe Schickſal zu 
fügen, die Gegenwart mit Berftand zu genießen, fich mit Anderen zur Gefell- 
Ihaft, feinen Bortheil mit dem Vortheil der Andern zum Gemeinwohle zu ver- 
binden. Aber doch kann felbft der Verfaſſer des Syſtems ver Natur (jehr wahr- 
ſcheinlich Holbach felbft) eine höhere Ahnung und Mahnung nicht unterbrüden, 
indem er es als möglich zuläßt, daß der Atheift ſich geirrt habe und es doch ein 
höchſtes, nur nicht nad Analogie des Verhältniſſes von Geift und Leib zu denkendes, 
aber auch nicht blindes Wefen gebe, welches dann and dem Atheiften, ver doch nur 
den Aberglauben, die falihen Bilver, die anthropomorphiſchen Vorftelungen babe 
zerftören wollen, vergeben werde. Mit viefen Grundfägen war Diverot in feinen 
legten Anfichten am meiften übereinftimmend gewefen. Intereffant ift, wie auch 
Diverot, nach ven gleihen Grunpfägen wie unfere modernen Stoffmechjel-Männer, 
ein befonderes Gewicht auf die Nahrung und auf feine Speifen legte und bei ber 
Frau von Neder, die fih etwas munderte, daß die geiftreihen Herren fo viel 
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auf eine gute Tafel hielten, ſich am feine, ſpäter durch Frömmigkeit ausgezeichnete 
Tochter mit der Frage wanbte: Dites, ma fille, comment fait-on de l'esprit, 
und die Antwort erhielt: Mais, mon pöre, c’est en mangeant. 

Das Syſtem der Natur war ver lette rohe, jedoch Fonfequente Ausdruck 
einer philofophifchen Bewegung, welche, zur Ueberwindung des, dem wahren Wefen 
der Dinge und Berhältniffe fo vielfach widerſprechenden, mittelalterlihen Syitems, 
mit dem Aufruf zur Natur, zur Naturwiſſenſchaft und zur naturwiſſenſchaftlichen 
Methode begann, bald aber das vieldeutige Wort und Princip auch in die morali- 
hen und politifchen Wiſſenſchaften einführte, eine natürliche Religion verlangte, 
eine natürliche befonderd die Naturbeziehungen des Menfchen beachtende Moral, 
eine Erziehung zur Natur, einen gefellfchaftlichen Zuftand, für welden ver Natur- 
zuftand der Menfhen ein, wenn aud in gewiſſer Hinficht befchränftes, Vorbild 
bleiben, eine Volkswirthſchaft, im welder die Natur als die Duelle aller Güter 
betrachtet werben follte und melde zulegt in dem Menſchen überhaupt nur noch 
ein Naturwefen fehen wollte. 

Die eigentlihen ftaatsrehtlihen Folgerungen aus den naturaliftiich- 
fenfualiftifhen und materialiftiihen Lehren, deren Pathen oder Patrone die Ency- 
Mopäbdiften waren, find fon in England in dem Syſteme eines Mannes ent- 
widelt worden, deſſen Hauptverbienft in der ftrengen umerbittlihen Logik Liegt. 
Die Lehre von Hobbes hat gezeigt, daß der despotiſche Abfolutismus die nothwendige 
Form der Staatsgewalt für die gefellichaftliche Verbindung der Menfchen ift, wenn fie, 
als bloße finnliche, von finnlihen Trieben und Leidenſchaften bewegte Weſen, einer 
Selbftbeherrfhung und Selbftbegrenzung unfähig find und daher umter bie orb- 
nende Zucht einer mit der möglichft großen Macht ausgerüfteten Regierung geftellt 
werben müſſen. Diefer despotiſche Abfolntismus war daher auch der praftifche 
Ausgang der vergeblih nach ven wahren Principien der Freiheit und der -gefell- 
ſchaftlichen Organifation ringenden franzöfifhen Revolution. Zu dieſen Enbreful- 
taten müſſen aud in der Politik ftets die jenfualiftiichen und materialiftifchen 
Lehren führen. Sie können nie die wahre menfchliche Perfönlichkeit im Staate 
zur Anerkennung bringen, weil ſich diefe von ber blos thierifhen Individualität 
durch ein höheres, nicht finnliches, felbft- und gottbewußtes Priucip, die Vernunft, 
unterſcheidet, nie die wahre Freiheit, weil die wahre Selbftbeftimmung in der Beherr- 
jung ver finnlihen Triebe, ver niederen Güter und Zwede durch die höheren Motive, 
Güter und Zwede des Lebens liegt, nie die wahre Gleichheit, welche auch bie 
wirflihen Unterfchieve nicht verwifchen darf, nie eine wirkliche gejellfchaftliche Dr- 
ganifation, weil diefe fih von dem bloßen, durch Äußeres Aufeinanderwirfen der 
Kräfte beftimmten Mechanismus duch die aus dem Innern ſtammende Wechjel- 
wirkung aller Glieder und Ölieverungen und das gegenfeitige Bebingtfein ver 
Freiheit und Ordnung unterſcheidet. Der Senfualismus und Materialismus ver 
franzöfiihen Aufflärungsperiode hat daher aud nur einen rein negativen umb 
zerftörenden Charakter gehabt, und nirgends neue pofitive Grundlagen an bie 
Stelle geſetzt. Das franzöfifhe Volt erwartete fi von ihr, befonderd aber von 
den Encyklopäpiften, die e8 als die Führer der Bewegung betrachtete, eine große 
Umgeftaltung der gefellihaftlihen Berhältniffe !). Diefer neue Geift hat auch un— 








1) Diefe vor der Revolution weit verbreitete Volksanſicht ſpricht fih in der merkwürdigen 
ebanson aus, welche man als prediction Turgotine bezeichnet bat, die fchon 1776 gedrudt jein 
fol, und in den Gotha'ſchen cahiers de lecture nr. 11, 1790 wiederabgedruckt ift. Wir heben 
von den 9 Stropben nur folgende hervor: 
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verfennbar der franzöfiihen Revolution vorgenrbeitet und ihr fpäter, nad) den 
verjchievenen Phaſen, vie leitenden Grundſätze in den verſchiedenen Schattirungen 
egeben; er hat aber nicht die Revolution felbft hervorgerufen; denn diefe war im 

nde nur die Offenlegung der inneren geiftigen, fittlihen, politifchen und volls- 
wirthſchaftlichen Zerrüttung aller Verhältniſſe; fie war insbefondere die Frucht 
eines Despotismus, der zuerft alle jelbftftänpigen Yebensnerven des Volkes in 
feinen Gliederungen getöptet hatte und zulegt felbft an Entnervung dahin ſchied, 
um einen troftiofen Zuftand zurückzulaſſen, in welden für lange Zeiten die Prin- 
cipien der Orbnung und Freiheit nur ſchwer den Einklang finden dürften. 

Die franzöſiſchen Lehren und Thaten jollen aber für andere Bölfer eine 
Warnung fein. Wir find zwar der Anficht, daß durch eine höhere Vorſehung 
und Leitung den Völkern, einem jeden eine befondere Aufgabe, aud in Zerftörung 
und Aufbau, zugetheilt ift, und daß die verſchiedenen Bölfer, jo wenig fie über 
die Form einer gleihen Berfaffung geihlagen werben können, ſich aud in ihrer 
Pebensentwidlung nicht abkonterfeien; wir glauben daher, daß aud der Mate- 
rialismus nad feinen politiihen und focialen Konfequenzen in Frankreich 
begraben bleiben wird. Aber er kann doch in Deutſchland, wo er in folge 
einer theilweifen geiftigen und fittlihen Erlahmung nad einer, Ziel und Wege 
verlierenden Weberftürzung in der Philofopgie und der Politit hat aufmwuchern 
fönnen, manden Schaden ftiften, befonders unter der Jugend, die in den Stu- 
dien felbft inmmer mehr zu dem blos empirifch Gegebenen hingedräugt wird. 68 
geht jet überhaupt ein gewiſſer materialiftifcher Zug durch das Leben, und fo 
wie ver Materialismus die Richtung zur Naturwiſſenſchaft und zum materiellen 
Gütererwerb ausbeutet, fo findet er auch wichtige, wenn gleich jehr unabfichtliche 
Berbünvdete an Allen, welche ven höheren idealen Lebenszug verkennen, das Recht 
der Ideen und der entiprechenden Yebensgejtaltung beftreiten, durch die Macht 
der Formen den Geift und das Leben beberrichen, überall nur den Stoff und die 
Quellen des Stoffes, die Empirie und die Gefchichte, nicht aber zugleich den 
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belebenvden Geift, die ven Stoff durchdringenden, geftaltenden und umgeftaltenven 
Principien anertennen wollen. Möchten Alle, denen die höheren Güter des Lebens 
heilig find, auch diefe Art des Materialismus fchärfer ins Auge faflen, vermeiden 
und befämpfen. — 

Literatur. Die Eneyclopedie jelbft; vie bauptfächlichften Schriften ver 
Encyklopäpiften und ihrer Berwandten; Schlofjer, Geſchichte des 18. Jahrhun- 
derts, Bd. 1 u. 2; Villemain, Cours de litt6rature frangaise; vie biographi- 
ſchen Artitel in mehreren franzöfifhen Werten (bie Eneyclop6die des gens du 
monde, La France litt£raire, par Quérard, vie Biographie universelle, wovon 
jedoch bis jet nur die 7 erften Buchſtaben des Alphabets erſchienen find). 
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Dem Grundbeſitze kommt bei ven germaniſchen Stämmen in ber älteſten 
Zeit eine fehr erhebliche öffentliche Bedeutung zu. Sp weit ſich deſſen Gefchichte 
zur läßt, ift bie Lebensweife des Bolfs im Ganzen wie jedes einzelnen 

olfsangehörigen weſentlich eine bäuerliche, und nur ber Grunbbefig erſcheint dem⸗ 
gemäß geeignet, die Grundlage dauernden Unterhaltes für den Einzelnen wie für 
die Gefammtheit zu bilden; es begreift fih, daß dieſe zunächſt nur Bfonomifche 
Thatſache alsbald auch auf die Öeftaltung ver focialen Zuftände binübermwirkt. 
Als ein volltommen jelbftftändiger und unabhängiger Mann wird nämlid unter 
ſolchen Berhältniffen nur derjenige gelten können, welder mit eigenem Örundeigen- 
thum angejefjen ift; wem dagegen felbftftändiger Grundbefig fehlt, der wird nur 
im Anfchluffe an einen Grundeigenthümer fi einen gefiherten und rechtlichen 
Nahrungsſtand begründen können, ſei es nun, daß er als untergeordnetes Fa⸗ 
milienglied und mit der Ausſicht auf die dereinſtige Erbfolge im Hauſe ſeiner 
Eltern lebt, oder daß er feinen Unterhalt in fremdem Hausdienſt zu gewinnen 
ſucht, ober endlich, daß er fremde Grundſtücke zu abhängigem Befige leihweiſe 
zu erwerben und auf biefen eine eigene Haushaltung fih zu begründen weiß. 
Im einen wie im andern Falle wird der Nichteigentbümer, nicht überall freilich 
in glei drüdender Weije, die Möglichkeit feiner materiellen Eriftenz durch eine 
gewiffe Unterwerfung unter einen fremden Willen ertaufen müffen, durch die Auf- 
opferung alfo eines Theiles feiner Freiheit und Unabhängigkeit; neben bie ölono- 
mijche Unfelbftftändigfeit des Mannes ohne Grundeigenthum tritt fomit, durch 
jene bebingt, auch eine fociale und in gewiffen Umfange fogar rechtliche Abhängig: 
keit deſſelben. 

Hiebei bleibt aber das Ältere Recht nicht einmal ſtehen. Je freier und felbft- 
herrlicher die ftgatlihen und gemeinblichen Zuftände in der Vorzeit fich geftalteten, 


vefto weniger gieng es an, die volle Berechtigung in Gemeinde und Staat anderen 
als volltommen felbftftändigen Männern zuzugefteben; je weniger centralifirt ber 
Staat, je weniger befeftigt ſomit die öffentlihe Orpnung war, um fo nöthiger 
erfchien zugleich eine ftrenge und ſorgſame Ueberwahung der „lofen Leute”, melde 
doch nur von deren Haus» oder Grundherrn gehandhabt werden konnte. So erflärt 
fi, daß einerfeits der Vollgenuß der politiihen Rechte in Staat ımd Gemeinde 
ven Leuten ohne Grumbeigentbum entzogen, und damit den Grundeigenthümern 
gegenüber deren Stand geniedert wurde, daß amdererfeits deren Unterwerfung 
unter einen Privatheren auch abgefehen von den vahin treibenden ökonomifchen 
Berürfniffen aus ftaatlihen Gründen erzwungen, und zugleih die Stellung des 
Herrn gegen den abhängigen Mann durch ftaatlihe Anerfennung und Regelung 
befeftigt und aud wohl für den erfteren noch günftiger geftaltet wurde, Dem 
Sohne des Grundeigenthümers gegenüber, der ohne eigenen Befig noch auf feines 
Vaters Hofe lebt, treten dieſe Konſequenzen freilich nicht mit aller Schärfe auf, 
da die Ausfiht auf die feinerzeitige Erbfolge deſſen Zmrüdfegung zu einer nur 
vorübergehenden macht und überbies deflen enge Verbindung mit dem befigenden 
Familienhaupte auch auf ihn einen Wbglanz ver felbftftändigen Stellung viefes 
Letztern zurüdfallen läßt; Leute dagegen, welche entweder überhaupt nicht in nächſter 
Verbindung mit einem befißenden Haufe ftehen, oder welche doch weit von ihrer 
Heimat entfernt auf fremdem Hofe dienen oder fremden Boden bebauen, empfinden 
viefelben in drückendſter Weife — fie dürfen geradezu nur nod als mittelbare An- 
gehörige des Staats betrachtet werben, und zwar ift es ihr Dienft- und Grund— 
herr, der zwifchen diefem und ihnen ven Mittelemann macht. 

Durch den Befig von Grundeigenthum war biernadh wie die ökonomiſche fo 
auch die gefammte fociale, rechtliche und politiihe Stellung des einzelnen Mannes 
nicht nur, ſondern in weit höherem Maße noch auch der einzelnen Familie und 
des einzelnen Geſchlechtes bedingt. Es begreift fih, daß unter folhen Umftänden 
ein Beftreben, den an das einzelne Geſchlecht einmal gefommene Grundbeſitz dieſem 
auf vie Dauer zu erhalten, frübzeitig fich geltend machen mußte; es begreift ſich 
ferner, daß dieſes Beftreben nur in mehr oder minder mweitgreifenden Beſchrän— 
fungen der dem Einzelnen an feinem Grundeigenthum an fich zuftehenden Difpo- 
fitionsbefugniffe feine Befriedigung finden Fonnte. 

Es ift nicht dieſes Orts, auf eine Polemif über vie vielbeftrittene Frage ein- 
zugehen, ob bereits bie ältefte Zeit derartige Beſchränkungen ver freien Verfügung 
über Grundftüde durd Rechte der geborenen Erben gefannt habe oder nicht — ob 
folde nur zu Gunften der Descendenten des dermaligen Befigerd oder zu Gunften 
feiner gefanmten Berwanbtichaft Beftanden —, ob viefelben endlich auf alles Grund— 
eigenthum oder nur auf das erbweife erworbene fi bezogen haben 1); doch mag 
wenigftend angedeutet werden, daß Beſchränkungen jener Art, freilich in eigenthin- 
liher Art begrenzt, in der That fhon dem älteften Rechte anzugehören, und fogar 
mit dem Syſtem in genauefter Verbindung zu ftehen fcheinen, nach welden vie 
erften Anfievlungen germanifcher Bölferfchaften fi regelten. Pro numero cultorum 
(Taeit.), d. b. nad) der Zahl ver jelbftftänpigen Hauswirthſchaften, erfolgte vie 
Landestheilung und jeder Hausvater erhielt bei verfelben einen gleichen Antheil am 
Yande, groß genug, um zur Erhaltung eines Hausftanbes reichlid) hinzureihen (Hufe, 
Pflug, mansus, familia u. dgl.). Wie mit Rüdficht auf vie Familie gegeben, fo 


Dal. allenfalls Santhaas, Germaniftifche Abhandlungen. S. 165— 206 (Gießen, 1852). 
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follte aber diefer Befig auch für alle Zukunft ihr verbleiben und als eine nad» 
haltige Grundlage ihrer öfonomifchen, focialen und politifchen Eriftenz dienen; bie 
gefammte Nachkommenſchaft des erften Grwerbers, nidt blos die des jeweiligen 
legten Befigers erfreute ſich ‚eines rechtlich geficherten Wartrechtes auf denfelben, 
aber begreifli fonnte ein ſolches Wartreht auch nur an den Gütern beftehen, 
welche durch die Landestheilung jelbft an das einzelne Gefchleht gelommen waren. 

In der fpätern Zeit, als man des langen Zeitabftandes wegen auf die erfte 
Landestheilung nit mehr zurüdzugehen vermochte, uud als überdies burd das 
Verſchwinden zahlreiher Häufer oder auch unvermeidlihe Veräußerungen in den 
Befisverhältnifien beveutende Veränderungen fi ergaben, dann aud wohl vie 
Stürme der Bölterwanderung diefe in ihren Grumpfeften erſchüttert hatten, lie 
fih das alte Stammgut (althochdeutſch uodal, altjähfiih odhil, angelſächſiſch 
edhel, friefijh ethel, altnorvifh odhal) nit mehr in feiner früheren Bed 
aufrecht halten, und es begreift fih, wenn zunächſt die verſchiedenen Rechte ins 
Schwanken gerathen und aus einander gehen. Manche Stämme laſſen vafjelbe ſofort 
völlig fallen (Salfranten, Thüringer, Angelſachſen); andere geftalten daſſelbe in 
ber Art um, daß an die Stelle des Zurüdgehens auf die Yanvestheilung die bloße 
Berüdfihtigung der längeren Vererbung in einem und vemfelben Geſchlechte tritt, 
welche urſprünglich doch nur eine Folge ver Stammgutsqualität im ältern Sinne 
ewejen war (Norwegen, Schweden), oder fie erftreden aud wohl das Wartrecht der 
Serwanbticaft über feine urfprünglicden Grenzen hinaus auf den gefammten Grund- 
befig (Alamannen, Bayern, Sachſen); mandınal läßt man dafielbe nur noch ben 
Kindern des dermaligen Befigers zu Gute fommen, wobei inbeffen immerhin aud 
entferntern Verwandten gegenüber die rechtlich erlaubte Veräußerung als eine ſchwere 
Beleidigung gelten mag Langobarden, Nipuarier); nur felten reprobucirt fidh bei 
der Niederlaſſung in den eroberten römiſchen Provinzen im Anfchluffe an vie nene 
Lanbestheilung der urjprüngliche Begriff in feiner alten Neinheit (jo bei ven Bur- 
gundern). 

Indefjen ift doc dieſes Schwanken ver älteren Voltsrechte, aus welchem man 
mit Unrecht auf die fpätere Entftehung ver betreffenden Difpofitionsbefhräntungen 
liegen will, nur ein vorübergehendes; bald ftellt fih in den ſämmtlichen germa- 
nifhen und germanifch-romanifchen Rechten wenigftens der Grundfag feft, daß ein 
gewiſſes, durch Feine Verfügungen des jeweiligen Befigers zu beeinträchtigendes 
Recht des geborenen Erben am Grundeigenthum auf rechtlichen Schug und An— 
erfennung Anfprud habe, und dieſer Grundſatz greift ſogar vielfad über feine 
urfprünglihen Grenzen infofern hinaus, als aud der abhängige Befiß von dem- 
jelben erfaßt zu werben pflegt, indem die Hof- und Dienftrehte hier wie anber- 
wärts nicht felten dem Beijpiele des Lanprechtes folgen, In ver That ift dieſe 
fortvauernde Berfnüpfung des Grundbeſitzes mit den einzelnen Geſchlechtern auch 
noch in der fpätern Zeit eine durchaus gevechtfertigte. Noch immer beruht, wenn 
auch nicht mehr in der alten Schroffheit, auf dem flahen Yande wenigſtens ber 
ganze Nahrungsftand ver einzelnen Familie wejentlih auf dem Grundbeſitze, und 
für den Übel wie für ven Bauernftand ruht noch immer auf ver Eriftenz, Quan- 
tität und Qualität deſſelben recht eigentlich die gefammte Stellung im Staat und 
in der Gemeinde; ja fogar beim Bürgerftand, ver doch ökonomiſch bald vom lie- 
genden Gute fih unabhängig macht, knüpft fi noch auf längere Zeit hinaus an 
defien Befis menigftens vie volle fontmunale und politifhe Berechtigung. 

Im Einzelnen freilich erſcheint auch fpäter noch das verwandtſchaftliche Wart- 
recht ſehr verfchiedentlih ausgebilvet. Zuweilen unterliegen vemfelben alle und jede 
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liegenden Güter, anderemale nur vie exbweife oder jonft aus familienrechtlichem 
Titel von dem dermaligen Befiger enen, oder jelbft u — chon mehrfach 
im Erbgange eines beftinufften 8 überlieferten Güter; zuweilen ſteht das Eins ® 
ſprachsrech e 


allen und jeden geborenen Erben zu, jedem nach ver Reihenfolge ver 
Nähe ver Berwandtihaft, andere Male nur dem nächſten Exben, jo daß deſſen 
Zuftimmung jede Difpofition aud zum Nachtheile der entfernteren Verwandten 
gültig macht; nicht alle Rechte geftatten dem Erben, was freilich das Urfprüngliche 
geweſen fein muß, das unbejhränfte Revofationsreht gegenüber einer widerrecht- 
lihen Veräußerung, vielmehr geftatten ihm manche ein bloßes Näherrecht, d. h. 
die Befugniß, unter venfelben Bedingungen wie der fremde Erwerber in das Ber: 
äußerungsgefhäft einzutreten, welde Minderung feines Rechts anfänglich auf Fälle 
ächter Leibesnoth des Veräußerers bejchränft geiwefen war; enblih werben 
wohl gewifje Bergabungen, 53. B. die an die Kirche, deu König u. f. w. von 
Beichränkungen erimirt u. dgl. m. Dabei läßt ſich nicht verfennen, daß im jpätern 
Mittelalter wenigftens die Rechte der Erben in einem ftetigen Rüdjchritte begriffen 
find. Das ſchleſiſche Landrecht von 1356 beſchränkt deren Genuß bereits auf vie 
Descenventen des jeweiligen Befigers, das etwas ältere öſterreichiſche Landrecht 
hebt diefelben gar ſchon vollends auf; bis in die neuere Zeit herunter haben ſich 
Erbgüser im älteren Sinne, d. h. Güter, welche, weil von der Verwandt: 
ſchaft her ererbt oder ſonſt erworben, kraft rechtlicher Vorſchrift nicht ohne Zu: 
flimmung des nächſten Erben veräußert werden dürfen, nur noch fehr ausnahnıs- 
weife erhalten (im Lübifchen und hamburgiſchen Rechte, dann in Roftod und Wismar; 
in Sadjen, in einigen Theilen von Hannover, endlich, aber freilich ſehr beſchränkt, 
in einigen Gegenden am Niederrhein). Die gefteigerte Bedeutung ber Fahrhabe, 
auf welde die Erbgutsqualität nit oder doch nur fehr modificirt Anwendung 
finden faun, das Bedürfniß größerer Beweglichkeit jelbft des Berfehres mit Im— 
mobilien, wie folhes zumal im Bürgerftande fi geltend macht, die Loslöſung 
endlich wie der öfonomifhen Selbftftändigkeit und der focialen Stellung, fo aud) 
der politifhen Berechtigung von der einfeitigen Verknüpfung mit dem Grundbeſitze 
mußte nothwendig zu ſolchem Aufgeben des älteren Standpunktes drängen. 
Wenn indefjen die Anſchauungen des ältern Rechts zwar im Allgemeinen ben 
veränberten Zeitverhältniffen und Zeitbebürfniffen gegenüber nicht mehr feftzuhalten 
waren, jo galt doch ein Anderes für beftimmte abgegrenzte Rechtsiphären. Einerfeits 
nämlich rubte bis in die neuefte Zeit herunter die politifche Bedeutung des hohen Adels 
ganz entſchieden fortwährend auf deſſen Befig an Land und Leuten; und nicht min— 
der ftütte fi, wenn auch in minder hervorragender Weiſe, die eigenthümliche Berech— 
tigung der Reichäritterfhaft und theilweife auch des landſäßigen nied dels auf 
deſſen Grumpbefig; eine ftandesgemäße äfenomifche Stellung, auf welche gerade 
der Adel im befonderes Gewicht legen mußte, ließ fich ferner mittelft diefes legteren 
wenn gar nicht am Xeichteften gewinnen, fo doh am Sicerften behaupten. Bon 
beiten Seiten her ergab ſich demnach für den Adel noch immer das Bedürfniß, 
feinen Befig an liegenden Güternsals einen gefchlechterweife geſchloſſenen beiſam— 
men zu halten, und die adeligen Stammmpgüter, dann, aus dem Beftreben 
„hervorgegangen in den Formen des römischen Rechts den deutſchen Grundgedanken 
jener erfteren feftzubalten, vie Familienfideikommiſſe verbanfen diefem Um— 
ftande ihr Dafein, beide neben ver ———— durch die Rechte der 
Anwärter überdies auch noch den Vorzug ber ner und des Manusſtammes 
in der Erbfolge fefthaltend und überbies eine einheitliche Erbfolge an die Stelle 
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des Alteren Rechts fogar noch im verfiärkter Faſſung ausprägend (fr ven Urt. 
Stammgüter). Anvererjeits lonnte beim Bauernftande zwar von einer politifchen 
Berechtigung nicht die Rede fein, und ſelbſt feine gemeinbliche Freiheit hatte durch 
den radifalen Deipotismus, welcher ſich in der landesherrlihen Gefeggebung zumal 
feit dem vorigen Jahrhunderte geltend zu maden wußte, arge Stöße erlitten; 
feine dkonomiſche Eriftenz wenigftens war aber nah wie vor an den Grundbeſitz 
gefnüpft, und auch bäuerlide Erbgüter haben fi darum in weiterem Um— 
fange behauptet, gleichfalls ausgezeichnet durch die fortwährend erhaltenen Rechte 
des Anerben, fowie durch eine auch hier eingebrungene einheitliche Erbfolge. Aber 
freilich bat aud nad dieſer Seite bin die neuere Zeit nicht felten umgeftaltend 
eingegriffen, umd zwar feinesweges zum Bortheile des Bauernftandes. Schon in 
der älteren Zeit waren neben dem Wartrechte ber geborenen Erben mehrfach 
ftaatliche oder gemeindliche Beſchränkungen der Beräußerungsbefugniffe vorgelommen, 
welche von jenen wohl zu unterſcheiden find; allgemein gab ferner wie beim lehn- 
vechtlihen Befite des Adels fo auch beim hofrehtliben des Bauern das Recht des 
DObereigenthümers gegen VBeräußerungen und theilmeife auch wohl gegen Erbthei— 
lungen einen weiteren Schug. Nicht immer hat man nun bei der Befeitigung bes 
(ehnsherrlihen oder grundherrlichen Verbandes gehörig beachtet, daß vie Unver- 
äußerlichfeit ded Gutes und die einheitliche Erbfolge in daſſelbe keineswegs blos 
auf das getheilte Eigenthum fi ftüte; vielmehr ließ man oft genug jene fair 
lien⸗ und erbredtlihen Eigenthümlichkeiten ohne weiters mit den Rechten des Ober- 
eigenthümers wegfallen. Daneben machte fich ferner auch noch der weitere Umftand 
geltend, daß man von nationalöfonomiihem Standpunkte aus die möglidfte Be— 
weglichkeit und zumal die unbegrenzte Theilbarkeit ver Güter befördern zu müſſen 
glaubte, indem man von dem Meinen Grundbeſitze fi die günftigften Ergebniffe 
für die Landesfultur erwartete; man nahm aud wohl Anſtoß ander Bevorzugung 
eines von mehrern gleich nahe Verwandten, welche von ber einheitlichen Succeſſion 
in Liegenfhaften fih doch nicht völlig trennen läßt, u. dgl. m. 

In der neueften Zeit jcheint fih übrigens ein entfchievener Rüchſchlag 
gegen jene dem Erbgüterprincip ungünftige Richtung ber jüngften Bergangenheit 
anzubahnen. Die Nationalölonomie ſowohl als vie Politit beginnt gegen das 
maffenhafte Umfichgreifen ver Zwergwirthſchaften bevenflid zu werden. Man 
findet, daß es eine Örenze gebe, von welder ab die Verkleinerung des Grund— 
befiges deſſen Ertragsfähigteit ſchwächt, ftatt fie zu fteigern. Man bemerkt, daß 
nit nur der abjolute Betrag des Nationaleinkommens wirthſchaftlich wie politifch 
für die Gefammtheit in Betracht komme, fondern auch die Art feiner Vertheilung 
unter die derfchiedenen Volksklaſſen und deren einzelne Angehörige. Man zweifelt, 
ob nicht die abjolute Beweglichkeit aller Güter, deren raſches und ungehinbertes 
Rollen aus einer Hand in bie andere zu einer allzu großen Schwächung ober 
ſchließlich felbft völligen Vernichtung der fonfervativen Elemente führen möge, deren 
iever Staat zu feiner Eriftenz nothwendig bedarf. 

Aus dieſen und ähnlichen Erwägungen iſt unter andern das bayriſche Geſetz, 
die landwirthſchaftlichen Erbgüter betreffend, vom 22. Februar 1855 hervorgegangen, 
welches invefien, jo viel befannt, den gewünſchten Erfolg bisher nod keineswegs 
erreicht ober aud nur zu erreichen begonnen bat. Im ber That erfcheint e8 mehr 
als problematiih, ob man das erftrebte Ziel, die maffenhafte Bildung nämlid ger 
ſchloſſener und mit einheitlicher Grbfolge an beftimmte Geſchlechter gebundener 
Bauerngüter, auf dem von jenem Geſetze eingejchlagenen Wege zu erreichen ver 
möge; von ber ibm gewährten bloßen Erlaubniß, durch einen von ihm ausgehen- 
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den Stiftungsakt feinem Gute den Charakter eines Erbgutes beilegen zu dürfen, 
jcheint wenigftens der bayerifche Bauer nicht geneigt zu fein, Gebrauch zu machen, 
jet es num, daß ihn feine Scheu vor jeder Berührung mit dem Gerichte vor ber 
zu ſolchem Ende vorgefhriebenen gerichtlichen Willenserklärung abjchrede, oder daß 
er, an altem wenn au von den Gerichten nicht mehr gejchittenm Herfommen 
haftend, die Unveräußerlichkeit und Untheilbarfeit feines Hofes als ohnehin zu 
Net betehend oder noch durch das treue Beharren der Geinigen bei der alten 
Sitte hinreihend gefihert betrachte. 

Mehr im Sinne des Volles und jedenfalls ohne Vergleich wirkfamer dürfte 
eine gejeglihe Beftimmung jein, welche, zum älteren Rechte zurückkehrend, ben 
bäuerlihen Grundbefig von einer beftimmten Minimalgrenze ab ein für allemal 
für untheilbar erklären und zugleih unabhängig von einer derartigen Schrante 
einem Retraktrechte der nächſten geborenen Erben unterftellen würde. Dabei 
müßte natürlich jene Minimalgrenze verfchieden normirt werben bei arronbirten 
Höfen und bei folden, deren einzelne Grundftüde in verſchiedenen Feldfluren oder 
Zelgen zerftrent liegen; neben der Grenze, unter welche das Areal des gefammten 
Hofes nicht herabſinken bürfte, wäre überdies letternfalls noch eine weitere Schranfe 
feftzufegen, innerhalb deren die weitere Theilung des einzelnen Grundftüdes nicht 
mehr zugelafjen würde. Sorge müßte ferner dafür getragen werben, daß in Fällen, 
in welden die Veräußerung des gefammten Gutes oder doch einzelner Stücke 
vefielben (3. B. zu Zweden einer taufchweifen Arrondirung u. dgl.) nothwendig 
oder dringend zwedmäßig fich zeigen follte, nöthigenfalis auch ohne die an und fir 
ſich nothwendige Zuftimmung der Anerben zu verfelben gefchritten werben könne; 
dabei erſcheint aber angemefien, die Verhandlung und Beſchlußfaſſung in folden 
Fragen nit den Gerichten zu überlaffen, wie dies das angeführte bayerifche 
Geſetz thut, vielmehr diefelbe ven Gemeindeverwaltungen oder auch eigens zu dieſem 
Behufe geihaffenen Organen der Gemeinde zu überweifen, indem ſolche jedenfalls 
fowohl größere Sachlenntniß zu dem Gejhäfte mitbringen als auch größeren Ver— 
trauens binfichtlich feiner Führung geniegen werden als bie ihrer ganzen Berufs- 
ftellung nad derartigen Fragen ferne ftehenden gelehrten Gerichte. Vergleiche 
übrigens den Artikel „Landgüter, deren Gebunbenheit und Theilbarteit.“ 

K. Maurer. 

Erbmonardie, ſ. Monarkie. 
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Unter „Erbrecht“ verfteht man das Recht, wonad Einer over Mehrere 
in den Nachlaß eines BVerftorbenen um deßwillen, weil er verftorben ift, fucce- 
biren; — nidt minder das Recht, das Jemand auf eine derartige Succejflon 
hat; — minder bagegen ein gewiſſes eigenthümlihes Recht, das ber Grbe 
‚haben fol, nahdem er die Erbfhaft gemaht hat. Nach gemeiner Auffaſſung 
nämlich ift der Effekt eines Erbgangs der, daß ber Erbe reicher — ober aber auch 
ärmer wird; „eine Erbſchaft machen“ ift in ver Whrache derjenigen, der ein Der- 
mögen erträumen möchte, gleichbedeutend mit „re) werben“. Alſo, venft man, 
zu den Baarſchaften, Grundftäden, Kapitalien, Fahrniſſen, die der Erbe ſchon vor- 
dem hatte, find dur den Erbgang derlei noch mehr binzugelommen; wielleicht 
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freilich auch noch mehr Schulven, als er ſchon hatte; der Zuwachs, ben fein Ber- 
mögen erfahren, hat deuſelben Charakter wie das Vermögen, dem er zugewachſen 
es befteht in einzelnen Rechten und Schulpigfeiten, und hat der Erbe das ererbte 
Bermögen nicht anders als das urfprängliche: in feinen einzelnen Theilen over 
Rechten. Nach einer heutzutage fehr verbreiteten, von ven angefehenften Juriften 
getragenen Meinung dagegen foll er das ererbte Vermögen noch anders haben 
als in feinen Theilen — anders als fein fonftiges Vermögen — er foll es näm— 
lich überdies als ein Ganzes mit Abftraftion von feinen Theilen haben; 
fo daß das „Erbrecht“, dann unter Anderem aud „ein Recht an dem Bermögen, 
und zwar an dem Vermögen als Ganzem mit Abftraftion von feinen 
Theilen“ wäre. Diefes Recht ift aber eben fo wenig juriftifh haltbar als es 
gi denkbar ift; der Rückzug zur gemeinen, oder weniger modernen und gelehrten 
inung ift denn auch allbereits angetreten (Ihering, Windſcheid, Köppen). 

Iſt in der That das Erbreht des Erben, nachdem er einmal die Erbihaft 
erworben hat, in feinem Beftand und Inhalt in nichts verjchieven von den Ver— 
mögensrechten und Berbinvlichfeiten, die er fonftwie erworben over übernommen 
hat, fo fommt dem Worte „Erbrecht“ doch aud in diefem Stadium noch eine 
zweifach ausgezeichnete Bedeutung zu; einmal die, daß alle die Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten, welche in demfelben begriffen find, aus einem ſchon im Worte genann- 
ten, und zwar alle aus demfelben Erwerbgrunde (ex causa hereditaria) herrühren; 
zweitens die, daß es nicht blos ein einzelnes Recht, fondern ein Inbegriff von be— 
liebig vielen und vielerlei Rechten und Verbindlichkeiten iſt, und zwar von fo 
vielen und vielerlei Rechten und Berbinvlichfeiten als ihrer in dem ererbten 
Nachlaß zufällig enthalten find. Denn das ift ein mit dem römifhen ‚Rechte in 
unfer gemeines verpflanzter Grundſatz: daß der Erbgang eines jeden Erben in 
den ganzen Nachlaß des Berftorbenen ftattfinde; find ihrer mehrere, jo hat jeder 
an jedem Stüde ver Erbſchaft Theil; Obgliationen fallen, fofern fie überhaupt 
theilbar find, in fo viele Partialobligationen aus einander als Erben da find, zu 
denſelben Theilen, zu welden fie Erben find; an den vorhandenen förperlichen 
Sachen befommen fie nach demjelben Mafftabe Miteigenthum, und bleiben darin, 
bis, fie zur Theilung fchreiten, oder von einem aus ihnen zu berfelben gezwungen 
werben : entweder mit ver Erbtheilungsflage (familie hereiscund® actione), wenn 
Auseinanderfegung der „Erbſchaft“ — oder mit der bloßen Theilungsflage (com- 
muni dividundo actione), wenn Theilung nur einzelner Sachen begehrt wird. Das 
deutſche Recht hat diefen Grundfag in feinem vollen Umfange niemals gehabt, 
vielmehr in verſchiedene Nachlaßmaſſen (4. B. Vater: und Muttergut) verſchiedene 
Erben und Erbfolgen zugelaffen, und heutzutage nod) in Fehens-, Stamm und 
Fideikommißgütern Bermögensfhihten, welche fi von dem übrigen Vermögen des 
Berftorbenen unter anderem dadurch unterfcheiden, daß fie von anderen Perfonen 
geerbt werden können, als jenes. Aber fo weit wenigftens gebt die Univerfalität der 
Erbfolge auch bier, daß das im dieſen befonderen Güterarten liegende Altivver— 
mögen nicht ohne bie damit verknüpften Paffiven (Lehens-, Stamnı-, Fideilommiß- 
ſchulden) erworben werben fann. 

Nachlaß aber ift überall das Vermögen, das ver Verftorbene hatte; nur 
wenige Beftandtheile find derart, daß fie mit ver Perfon des Inhabers untergehen, 
(befonders perfünlihe Nutungsrehte — befonders perſönliche Strafforderungen 
und reine Strafihulden). Nachlaß im techniſchen Sinne des Wortes ift ein „Ber- 
mögen" und zwar biefes wieder im technifhen Sinne des Wortes: alfo Alles, 
was Giner an Taufhwerth bat. In weiterem Sinne könnte man aber 4 
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ee t als dieſe Gel ermögen nennen, und alfo felbft ins 
den Kreis des ens, und wo fie ererblidh find, fin ben bes 
Nachlaſſes wie der Erbfolge hereinziehen;. ja fo ſehr auch öffentliche Gewalten an 

Ar fi dem gemeinen Vermögen und feiner privativen Natur est 
d, fo liegt doch gerade in der Erblichkeit derfelben, da wo dieſe | 

ng zu dem — —— wie denn andererſeits der Umftand, daß 
jene Gewalten von ihren Inhabern als Eigen gedacht und behandelt wurden, viel 
fach 2* deren Erblichteit geführt —8 mag. Für eine weitere B wer rs def 

bung ift aber bier nicht ver 
——— im ſtaatsrechtlichen Sinne.) — Faßt man hiernach den Nachlaß *, —* 
on. Sinne, jo muß er, um Erbſchaft zu werden, dvurd den Tod an 
den kommen. Wenn der Nachlaß eines Berftorbenen wegen Infolvenz 34 
erg fo fuecevirte der Käufer nad) älterem römifchen Rechte in das Bermögen 
eines Berftorbenen, ähnlich dem Erben; aber weil ver Tod des Verftorbenen ein 
bloßer Umftand, nicht Urfache feiner Suceeffion war, lag in diefer feine Erbfolge. So 
ſcharf demnach und fo volllommen zutreffend für das römifche Recht jener wahrſchein⸗ 
lich vorciceroniſche Ablativus ift U, fo läßt fi denn dod fragen, ob der Tod aud) 
von allgemeinerem, außer und überrömiſchem Standpunkte aus von fo wejentlicher 
Bedeutung fei im Erbreht? Wenigftens fcheint der Fall, wo der Bauer nad) 
altem Herlommen, glei einem Regenten, „vie Regierung” am feinen Anerben 
abtritt, viel mehr von einem Erbgang in fi zu haben, als ein Regierungsantritt, 
zu welch dem der neue Regent nady dem Tode des alten nad rechtlicher Drömung 
geht wi wird, o nn Bier Succeffion in die Regierung eines Berfiorbenen, bon bort 
Lebendigen lag greift. Gewöhnlich macht die Theorie aus der Gutsüber- 
— * des Alten eine „anticipirte“ Erbfolge; hält alſo einerſeits den Tod als 
orausſetzung der Erbfolge feſt — denn warum ſonſt „antieipirte“ Erbfolge? " 
räumt aber audererſeits doch eine Erbfolge ohne Vorausſetzung des Todes ein — 
denn warum fonft „Erbfolge? So darf man bei ven Germaniften doch wohl an- 
fragen, ob ihnen eine Erbfolge ohne Tod undenkbar ſcheine, oder ob vielleicht in 
Gemaßheit des deutſchen Spridwortes, „daß der Erbe zum Gute geboren wirb“, 
nad) einer weiteren, germanifchen Vorſtellung das Leben eines Erben für bie 
Möglichkeit ver Erbfolge entjcheidenver jei, als der Tod eines Erblaffers? ob ein 
„Erblaffen“ nicht ohne Tod möglich jei? Ievenfalls ift felbft im römiſchen Recht 
der Tod des Erblaffers nicht die einzige Bedingung der Erbfolge; nicht minder 
wefentlich ift ein Erbgrund auf Seite des Erben, der mit dem Tode des Grb- 
laffers nichts gemein hat; wäre der Tod eine Bedingung nur ber römiſchen Erb- 
folge, jo würben wir erft im Erbgrund auf deren allgemeineres und zugleich 
eigenftes Wefen kommen, , 

Bon den beiden Erbgründen, Verwandtſchaft zu dem Verſtorbenen 
und legt Wille des Verftorbenen, ift aber wiederum ber ver Ber- 
wanbtichaft o fi. Zweifel harakteriftiiher für das Wefen der Erbſchaft, als ber 
des legten Willens, Mag diefer einfeitig fein, wie nad römifhem Recht (Te 
ftament), oder 88 wie nach deutſchem (Erbvertrag), ſo iſt er doch immer 
nur eine Speeies des Willens, auf dem auch ſonſtiger Erwerb, nicht blos der der 
Erbſchaft beruht. Denken wir alſo den Erbgrund als einen Erwerbgrund — fowie 


Me 
x 1) Cicero, Top ec, 6. — Hereditas est pecunia, qus morte alicujus ad quem- 
piam pervenit jure, a 4 u. 
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vie Erbſchaft nichts ift als eine Erwerbſchaft — fo ift der letzte —— — 
nach ſeiner allgemeinen Natur, als Wille, kein der Erbſchaft eigener rund. 
Allein felbft in feiner befonderen Art, als legter Wille, gehört er der Erbſchaft 
nicht ausſchließlich an; letztwillig können nicht nur Erben, fondern auch Vormünder 
ernannt und Vermächtniſſe gegeben werben; aud die Schentung von Todeswegen 
ift ein letter Wille. Daß dagegen bie Verwandtſchaft als Erwerbgrund iwirfe, 
fommt außerhalb des Erbrechts nicht vor: fie fteht in einer ausfchließlicheren und 
darum innigeren Beziehung zum Begriffe der Erbſchaft, als der legte Wille. Mit 
diefer dogmatifhen Bemerkung ftimmen biftorifche Wahrnehmungen überein. In 
Deutſchland giebt es urfprünglich fein anderes als Famillenrecht: Heredes tamen, 
successoresque sui cuique liberi: et nullum testamentum. Si liberi non sunt, 
proximus gradus etc. ete. — bemerkt ſchon Tacitus (Germ. c. 20); für vie ſla⸗ 


‚vifchen Rechte fol daſſelbe gelten 2). In Rom dagegen ift die testamentaria here- 


ditas jedenfalls fehr alt; foweit die Quellen über Erbredjt zurüdreihen, kommt fie 
überall ſchon neben ver legitima hereditas (der Kinder und Agnaten) vor; fo 
namentlih in ven XII. Tafeln; allein daß fie eben fo alt fet als letztere, ift 
damit noch nicht erhärtet. Den Namen „legitima* hereditas verftehen freilich die 
Römer felbft hen davon, daß bier die lex anſtatt ver voluntas defuneti zur 
Erbſchaft berufe; allein viefelben Römer nennen bie legitima hereditas auch „justa* 
hereditas, und zwar im ausbrüdlicd erklärten Gegenfat gegen die testamentaria 
hereditas (1. 3. $. 2 D. pro soc. (17,2); nad viefer Borftelung wäre nur bie 
legitima hereditas vie „echte und rechte”, ja der Name „legitima* felbft nur ein 
Ausdruck des „Legitimen”, wie da, wo von legitimis filis, cognationibus u, |. w. 
die Rebe ift. Diefer Legitimität gegenüber wäre das Teftament eine Neuerung, 
ein Emportömmling, und der befaunte Zwölftafelfag: Paterfamilias, uti legassit 
super pecunia tutelave sus rei — ein Privilegium. So bei den Römern, Wie 
wenig tief aber unter und, trotzdem daß wir bie Teftamente vecipirt haben, ber 
Begriff eines auf legtem Willen beruhenden Erbrechtes eingedrungen ift, zeigen 
folgende Nusanwendungen. Wenn in einer Monarchie ber jeweilige Monarch das 
Recht hätte, feinen Nachfolger nad) freier Wahl, felbft unter Hintanfegung feiner 
Familie, zu ernennen, fo wirben wir eine folde Monarchie [hwerlih „Erbmonar- 
hie” nennen, fo geläufig uns fonft das Wort und der Gebanfe Erbmonarchie ift, 
und fo ſehr in jener Ernennung des Nahfolgers nur die publiciftifhe Parallele 
zu ber privatrechtlichen Erben-Ernennung durch Teftament enthalten wäre. Nur eine 
Monarchie, in welcher der Nachfolger kraft Familienrechtes fuccevirt, nennt man 
Erbmonardie. Nicht minder läßt man beim Lehen und deutſchen Familien-Fidei- 
fommiffen den Gedanken an eine Erbfolge zurüdtreten, ober ftellt mitunter bie 
Succeffion in jene Gattung von Gütern in Gegenſatz zur Erbfolge: beherrſcht, 
wie es fcheint von dem Gedanken, daß bier nicht fowohl das Geſchlecht, als die 
erfte Anordnung des Stifter (pactum et providentia majorum). Succeffione- 
grund fei. 

Im Wefen der Erbſchaft und des Erbrechts ift alfo nichts urfpränglicher, 
nichts tiefer umd eigener, als daß bie Berwandten erben. Es war vergeblich, 
wenn man bie legtwillige Ernennung von Erben als etwas barftellen wollte, was 


— —— [u 


2) Slaviſche Rechtsgeſchlchte von W. A. Mariejomwsti — aus dem Polniſchen ins Deutſ 
überfegt von 5 J. Fi: — Nawrosfi, a und Reipzig 165" — S. iS 
— ein Buch, das man übrigens nur in Grmanglung eines anderen citiren Farm. 
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ben ſouſtigen * und der Konſequenz des Rechtes widerſtrebe; dagegen iſt 
allerdings wahrſcheinlich, daß man niemals auf den Gedanken dieſer künſtlichen 
Erbenkreirung gekommen wäre, wenn man den Begriff und das Ding eines Erben 
nicht ſchon ai gehabt und gekannt hätte; wie die jure (durch Adoption) ge 
wonnenen Kinder jpäter fein müfjen, als bie natura (durch Ehe) erworbenen, und 
die durch Emancipation befreiten jpäter, als die durch den Tod des Hausvaters 
zu eigenem Recht gelangten, jo möchten die gemachten Erben fpäter und bloße 
Kopie fein gegenüber den geborenen. Und wenn es nun wiederum vergeblich war, 
daß ältere Juriften 3) pas Erbrecht ber Verwandten aus dem Blut und feiner 
Bortpflanzung folgern wollten, fo muß man bed einräumen, daß das Blut ein 
ftartes Motiv zum „erben" überhaupt, und zur Yamilienerbfolge insbefondere in 
ſich enthalte. Denn an ihm möchte fih. vor allem der Gedanke der Bererbung 
überhaupt gebildet haben; an dem Vorbild der natürlichen Vererbung die recht— 
liche; nad der Vererbung des Blutes, des Gefchlechtes, des phufiihen Vermögens 
und Unvermögens, vie Bererbung dieſes anderen Vermögens. Wenn man aber 
weiter fragte, auf wen bie rechtlihe Vererbung gefhehen folle, fo lag nidts 
näher, als daß, auf wen das Blut, aud Geld und Gut vererbe; ja dies lag in 
dem Borbild der Vererbung jelbft enthalten. 

So mag man das Familienerbrecht denn aud das natürlichere, ober 
das natürlihe, nennen. Allein wie überall, wo in den Rechten ein In— 
ftitut auf Natur oder auf Recht zurüdgeführt wird, nicht hier blos Natur 
und Fein Recht, dort blos Recht und feine Natur gemeint ift, jo foll nicht ge- 
jagt fein, daß bie teftamentarifhe Erbfolge unnatürlih, fondern nur, daß 
die Bamilienerbfolge überwiegend natürlich fei. Allerdings hat. auch in Tegterer 
das Recht mitgearbeitet, nicht etwa blos darin, daß es dem Fingerzeig ber 
Natur gefolgt ift, fondern ganz befonders darin, wie es ihm gefolgt iſt. Und 
bier nun ift merkwürdig, wie das jüngere und neuefte Familienerbrecht *) mehr 
bloße Natur zeigt, ald das ältere und ältefte. Nach dem in Deutſchland heutzutage 
geltenden gemeinen Rechte ſchließen wir von ver Erbfolge der Verwandten nur 
außerehelihe Kinder und auch dieſe nur gegenüber dem Vater und der väterlichen 
Seite aus; fogar dem Vater gegenüber werden ihnen, woferne dieſer nur wicht 
von ehelichen Kindern beerbt wird, gewiſſe Antheile vergönnt. Außerdem reicht 
das Erbrecht fo weit als das Blut, ohne irgend eine Unterſcheidung bes Geſchlechtes, 
der männlichen oder weiblichen Abftammung, des Alters; und die dem Blute nad) 
mit dem Erblaffer näher over doch inniger zufammenhängen, find aud näher im 
Rechte. So folgt denn das Erbe vor allem dem Laufe des Blutes abwärts zu ben 
Descendenten; dann geht es aufwärts, zu den Ascendenten, zugleid aber aud) 
fhon ein wenig feitwärts, zu den liebften Seitenverwandten — ben vollbürtigen 
Geſchwiſtern, dann zu den halbbürtigen Geſchwiſtern, endlich zu den übrigen Gei- 
tenverwanbten. Geht das Blut aus, jo wird dem überlebenven Ehegatten deferirt; 
die arme Wittwe bat aud außerdem, neben allen übrigen Klaffen her, alfo ähnlich 


3) Bol. W. A. F. Dany Handb. des gem. deutich. Privatr. Bd. VII. $. 645. 
... *) Anm. d. Ned. Am engften und enger noch als die römiſchen Erbklaſſen der Novelle 118, 
patent fi das uralte deutiche, in den neueren Gefepgebungen aber wieder erweckte Parentelens 
pftem an die natürliche Fortpflanzung — freilih nur an die durch die Ehe fittlih geregelte 
Fortpflanzung des Blutes an, wonach die Folge zwar durch die Eltern vermittelt, aber ſofort 
—— in den höheren Parentelen — d. b. in den Seitenlinien — zur Deftendentenerb: * 
e wird. 
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ven aufßerehelihen Kindern, ein auferorbentliches Erbrecht. Der Vorrang innerhalb 
der einzelnen Klaſſen richtet fich überall nad dem Grabe ver Bermänbiicaft, aber 

in ber Klaſſe der Descendenten fommen alle Linien zum Zug; erft innerhalb ber 
Linie entfcheidet die Nähe des Grades; dann gilt auch für die zweite und britte 
Kaffe das Befonvere, daß an Stelle der vorverftorbenen Gefchwifter deren Söhne 
und Töchter erben follen (fog. Nepräfentationsreht). — Zeigt fih in all dem 
mehr blos eine Negulirung der Natur, fo tritt diefer das ältere Recht und na= 
mentlid das römiſche, mit einer gewiſſen Selbftherrlichkeit entgegen, fchneibet vie 
ganze Eine Hälfte ver Verwandtichaft — die mütterlihe — von allem Erbrecht 
ab, und giebt es felbft dem Mannesftamme nicht ſchlechtweg: der Erbe muß im 
ver familia des Erblaffers fein, d. i. im einem Bunde, der ſich zwar vorwiegend 
natürlich bildet aus dem in rechter Ehe gezeugten Mannesftamme, aber nichts— 
deftoweniger kein bloßer Naturbund ift, und demgemäß aud jure geknüpft und 
gelöft werben kaun (Adoption — Gmancipation, überhaupt capitis deminutio). 
Über ſelbſt in der familia haben Weiber, mit Ausnahme der Töchter und Schwer 
ftern, fein Erbrecht. Weniger eigenmädtig handelt das ältere deutſche Recht, indem 
es zwar bie Söhne den Töchtern vorzieht, und das Erbredt der „Magen“ (Sei- 
tenverwandten) innerhalb eines gewiſſen Grades (bed fiebenten von dem gemein- 
ſchaftlichen Stammvater an) abjchlieft, dagegen den Mutter-Magen gemeinhin 
daſſelbe Recht läßt, wie den Bater-Magen. Aber aud nur gemeinhin. Eine merf- 
würdige Abweihung, und bie wahrſcheinlicher in das ältefte Recht hinaufreicht, ja 
vielleiht einmal für alles Grundeigenthum bie Regel bildete, erbliden wir in den 
Stammgütern des hoben und niederen Adels. Gleich den bürgerlichen „Erb 
gütern“ mandes Städte find dieſelben als gemeines Vermögen mit der Familie 
ihres Inhabers verbunden; die Stammgüter aber bald nur, bald vorzugsweife mit 
mit dem „Stamme“, d. i. dem Mannesftamm und zwar häufig fo, daß aud aus 
viefem nur Einer erwerben foll: bald ſchlechthin der Aeltefte im Stamme (Seniorat), 
bald der Aelteſte des nächſten Grades (Majorat), bald der Aeltefte ver nächſten 
(d. i. erftgeborenen) Linie (Primogenitur). In den deutfhen Familienfideilom« 
miſſen wird dieſes, jest auf Obfervanz der Gefchlechter, einmal vieleicht, wie 
gefagt, auf gemeinem Brauch gegründete Wefen ver Stammgüter durch ansbrüd- 
lichen Willen des Stifters in wie möglich ſchärferen Linien reftaurirt. Gleich den 
Stamm- und Fideikommißgütern vererbt au das Lehen, wofern im Lehenvertrage 
nicht ausbrüdlih ein anderes nachgelaſſen wird (Weiberlehen), nur im Mannes- 
ftamme und nur auf Männer. 

Die Thatfahe, daß das ältere Recht, und nad ihm theilweiſe noch das 
neuere, jelbft in der Wamilienerbfolge nicht blos der Natur nachgegangen fei, 
drängt zu der weiteren Frage, weßhalb denn bier und dort ein mehr eigener Weg 
eingeſchlagen werde. Um hierüber einigermaßen Mar zu werben, muß man vorher 
noch einen andern Punkt ins Auge faſſen. 

Das Erbreht nämlih, mag es nun Jemand auf Grund der Verwandt- 
haft zu dem Erblaſſer oder durch Teftament oder Erbvertrag haben, ift benf- 
barerweife von verfhiedener Intenfivität, Ein Erbrecht, das erft mit dem Tode 
des Erblaſſers entftünde, alfo nur gegenüber einem herren- (nicht recht-) Aos ge- 
worbenen Vermögen (hereditas jacens) beftünde, wäre ſchwächer als eines, das 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaffers, gegenüber einem in der Hand feines echten und 
rechten Herrn befindlichen Vermögen beftünde und etwa fofort mit der Perfon des 

+ Erben entjtünde, fo daß diefer in Wahrbeit „zum Gute geboren“ würde. Uber 
aud wenn man nah den Gründen des Grbrechtes auseinander und daruach 
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Familienerbrecht dem legtwilligen, vertragsmäßiges dem teftamentarifchen gegenüber- 
hält, wäre 3. B. das Familienerbrecht ſchwächer als jedes andere, ‘wenn es durch 
Teftament oder Erbvertrag ſchlechthin befeitigt werben könnte; und das teftamen- 
tarifche ſchwächer als das vertragsmäßige, wenn ihm durch legteres derogirt werben 
fönnte, und nicht auch umgefehrt jenem durch dieſes. Nun findet fi ein folder 
mehrfacher Unterfhied der Stärke und Schwädhe im Erbrechte in Wirklichkeit vor 
— in Wirklihfeit ein noch miannichfächerer, als ihn vie Schablone zu geben 


vermag. 

Das teftamentarifhe Erbrecht entjteht erft mit dem Tode des Erblaffers 
und befteht nur an feinem Nachlaſſe. Alfo vor dem Tode des Erblaſſers hat der 
Teftamentserbe kein Recht; kein Mittel gegen den Widerruf feiner Einfegung; un- 
rechte Mittel, wie 3. B. hinterliftige over gewaltthätige Abhaltung, würden ihn 
der ihm nad formellem Recht anfallenden Erbſchaft unwürdig machen und ihrer Ent- 
ziehung (Ablation) ausfegen, Eben fo wenig kann er es hindern, daß der Teftator 
fein Vermögen noch bei Lebzeiten aufzehre; nichts zwingt ihn, eine infolvente Erb- 
ſchaft anzutreten, oder wenn er je einmal im Interefje Dritter (Univerfalfiveilom- 
mifjare) anzutreten geziwungen würde, fie zu behalten; aber auch nichts berechtigt ihn 
gegenüber dem Eblafjer und feinem Vermögen; fo lange der lebt ift fein Recht Hoff- 
nung und feine Hoffnung zweifacher Willtür preisgegeben:: der Veräußerung oder Kon- 
fumtion des Bermögens — ver Aufhebung des Teftamentes, Auch das vertragsmä- 
ßige Erbrecht befteht anerfanntermaßen nur am Nachlaß. Konfequent follte man es 
in feiner Weife auf das Vermögen des Lebenden erftreden: weder dadurch, daß man 
dem Bertragserben das Recht der Anfechtung gegen dolofe Veräußerungen des Exb- 
laffers einräumt, noch ihm die Poftulation — und damit gewifferhtaßen ein Recht 
— auf Probigalitätserflärung beimißt. Wenn eine Prodigalitätserflärung überhaupt 
Interefjenten voransfegt, fo darf man fie nicht legtwilligen Erben, überhaupt nicht 
folden Erben zulieb ausſprechen, die nur ein Recht auf den Berftorbenen haben; 
fonft giebt man dieſen umvermerft ein Anrecht auf den Yebendigen. Sofort aber 
fpalten ſich unſere Kategorien. Während auch das vertragsmäßige Erbrecht erft am 
Nachlaſſe befteht, muß man fagen, daß es noch vor dem Tode des Erblaffers 
entftehe. Was fonft will es beveuten, daß diefe Erbeinfegung von dem zu Be- 
erbenden nicht/widerrufen oder durch einen noch fpäteren legten Willen verbrängt 
werben fann? Noch mehr Unterjchieve finden fih im Familienerbrecht. Das ver 
Seitenverwandten ift mad heutigem gemeinem Recht mit einer nur fehr bebingten 
Ausnahme weber vor dem Tode des Erblafferd nah an mehr als dem Nachlaſſe 
vorhanden; bei Lebzeiten des Erblaffers alfo wiederum bloße Hoffnung, die durch 
Teftamente niedergefchlagen und durch Erbverträge für immer vernichtet werben fann. 
Descendenten und Ascendenten dagegen haben nad) heutigem römifchen Rechte ein 
Erbredht, das vor dem Tode des Erblafiers, bei Söhnen nnd Töchtern fofort mit 
diefen felbft, bei Enteln und Urenfeln aber in dem Augenblide entfteht, in mel: 
chem ihr vor ihnen berechtigter parens wegfällt und fie nun an beffen Stelle nadj- 
rüden. Ascendenten find erbberechtigt, fobald fie Ascenventen werden, können aber 
nicht nur von näherftehenden Ascendenten von vornherein, fondern durch Descen- 
benz ihrer Descendenten noch nachträglich gie her werben. Diefes mit ben 
Descendenten und Ascendenten ſelbſt entſtehende Erbrecht kann ihnen regelmäßig 
weber durch Teftament noch durch Erbvertrag genommen werben; regelmäßig muß 
ber Erblaffer fie erben laffen, wenn fie nur wollen; dies ift der neuefte Sinn bes 
„Notherbredtes"; nur ausnahmsweife, aus ven gefetlich beftimmten Grünen, 
in einem Zeftament, mit Angabe des Enterbungsgrunves, kann er fie „enterben“. 
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Gerade die Enterbung ift ohne vorgehendes Erbrecht nicht denkbar, So ſtark vem- 
nad ihr Erbrecht gegenüber dem Willen des Erblaffers ift, jo ſchwach ſcheint es 
gegenüber feinem Bermögen. Denn wenn er neben feinem Notherben noch una 
wärts einfeßt, und jenen auf den kleinſten Theil der Erbſchaft zurüdprängt, jo 
ſchadet das nicht; genug, daß er eingefett, daß ihm ein Erbredt, wenn auch 
nicht fein Erbrecht gelafen ift. Wenn man binzunimmt, daß fein Erbtheil nicht 
nur beliebig Klein, fondern überdies überfchulvet fein kann, ohne daß er deß— 
wegen in feinen Rechten verlegt ift, jo möchte man auf den Gedanken kommen, 
daß er mehr blos auf. ven Namen und die Ehre, als auf ven Vortheil der Erb— 
ſchaft ein Recht habe. Indeſſen geht neben dieſem Notherbrecht ein Pflidt- 
theilsredt her, nothwendig, wie ver Schatten neben dem Körper, Aber körperlicher 
ift das Pflichttheilsrecht, fchattenhafter das Erbrecht. Was jenem Notherbrecht an 
Weſenhaftigkeit abgeht, erſetzt das Pflichttheilsrecht. Deun darnach muß, wie ſchon 
das Wort ſagt, dem Notherben auch etwas werden; es muß ihm mindeſtens ein 
Drittel (unter Umſtänden die Hälfte) derjenigen Bortion werden, welde ihm 
zufiele, wenn der Erblaffer fein Teftament und feinen Erbvertrag errichtete; nur 
ift gleichgültig, in welder Form, ob als Erbportion, Vermächtniß, Schenkung von 
Todes wegen oder unter Lebenden. Dafür aber befteht diefes Recht nicht blos am 
Nahlaf, ſondern ſchon am Vermögen des Lebendigen : infoferne der Erblaſſer den 
Pflichttheil nicht dur Schenkungen an dritte Perſonen verkleinern kaun (querela 
inoffieios® dotis, donationis). Und ijt es gleich nicht ſelbſt Erbrecht, jo wurzelt 
es doch im Erbredt des Berechtigten und ift nur fein Handlanger. So verſtanden 
haben wir denn ſchon im heutigen römiſchen Rechte ein Erbrecht, das fofort mit 
der PBerfon des Erben entfteht, und bis an ein Gewiſſes am Vermögen des 
Lebendigen befteht. Biel entwickelter iſt noch beſonders in dieſer letzteren Richtung 
das deutſche Erbrecht in ſeinen Erb:, Stamm- und Fideilommißgütern. Hier iſt das 
Anrecht des Erben auf ſein Erbe fo ftarf, daß viefes ihm von dem gegenwärtigen 
Inhaber durch legten Willen überall nicht, durch Veräußerung und Berpfä 
aber niemals anders als im falle echter Noth oder unter Zuſtimmung des Au— 
erben (wie bei Erb- und Stammgütern), oder nicht einmal unter dieſer Voraus— 
ſetzung (wie bei ven Familienfideikommiſſen) entzogen werben kann. 
Man kann num nicht läugnen, daß diefer enge Zufammenhang zwiſchen bem 

Erben und dem Erbe, wie er ſich zuoörderft in den eben genannten Yällen bes 

beutjchen Rechtes zeigt, den Schein wirft, als ob dem Erben das Erbgut mit- 
gehöre. Und wirklich haben nicht wenige Juriften Älterer und neuerer Zeit ein 
Gefammteigenthum ves Erblafjers umd des Erben an dem Erbgut zur Duelle 
dieſes Erbrechts gemacht, vielmehr legteres in Geſammteigenthum aufgelöft, jo daß 
es nicht mehr als ein eigenes und eigenthümliches Recht, ſondern nur mehr als 
Aeußerung eines anderen, des Eigenthums, zu denken ift. Dabei verfteht ſich von 
jelbft, daß man auf alte Zeiten zurüdgieng, in denen alles Eigentum Gemeingut 
ver familie geweſen jei — hiemit auf Zuftände, wie fie ſich allerdings bei ſia— 
viſchen Bölkern #), für Deutjchland hingegen vorverhand nicht nachweifen laſſen. 
Aber auch im römiſchen Rechte fehlt es nicht am Stoff zu ähnlicher Auflöfung, 
wenigftend bes älteften damilienerbredts. Ein noch heute feitgehaltener Gab 
bejfelben ift der, daß Sohn und Tochter in väterliher Gewalt, oder Entel, die an 
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die Stelle des verftorbenen Sohnes vorgerädt find (sui heredes), ven Hausvater 
ohne eigenes Hinzuthun (ipso jure) und nothwendig beerben (sui ac necessarüi 
heredes) — wenn ihnen aud nachträgliche Ausſchlagung geftattet ift. Dies erklärt 
ein römifcher, überdies klaſſiſcher Iurift (Paulus) daraus, daß ein ſolches Kind noch 
bei Lebzeiten des Vaters mit und neben dieſem Inhaber des Bermögens fei 
und durch deſſelben Tod nicht fowohl zur „Erbſchaft fremden“ Gutes als zur 
felbftftändigen Regierung feines eigenen Gutes gelange (1. 11 D. de liberis et 
post. her. inst. 28,2). Will man noch weiter zurüd, und glauben, daß in Rom 
zwar von jeher Privateigenthum beftanden, das Privatgrundeigenthum aber nebft 
Zubehör an Sklaven und Vieh in patriarhalifher Zeit Gemeingut der gentes 
geweſen fei, nnd daß demnach das immobile Sonvergut ver einzelnen Häufer 
nit wie man fo weithin venft, aus dem ager publicus, ſondern aus einem 
ager pentilicius ausgefchieden fei 3), fo würde fih aud das Erbrecht der Agnaten 
und Gentilen als Nachwirkung urfprünglihen Geſammteigenthums erklären laſſen. 
Eine Art Gefammteigenthums hätte, wie urfprünglic in der gens, fodann noch 
innerhalb des Sonverguts der einzelnen Häufer gegolten; durch die XII Tafeln 
aber wäre das Recht der Theilung und auf Theilung nad dem Tode des Vaters 
fanftionixt worden, 

Nach diefer Auffaſſung — und damit fommen wir auf unfere urfprüngliche 
Frage zurück — käme denn auch der Grund diefes ftärkeren, im Mannesftamme 
und ber engeren Familie haftenden Erbrechts auf fremden Boden zu ftehen; es 
würde fich nicht mehr darum handeln, warum das Erbredt, jondern warum das 
Eigenthum und namentlid das Orundeigenthum bier an gens, Agnaten, familia 
engeren Sinnes und nicht an Kognaten — dort an die Söhne und Schwertmagen 
und nicht an den Weiberftamm fich angefchloffen habe. Indeſſen ift e8 beſſer, die— 
fer Frage vorderhand nicht weiter nachzugehen. Denn jene Auflöfung des Erb— 
rechts in Eigenthum iſt biftorifh mindeftens unfiher und dogmatiſch nicht noth- 
wenbig, theilmeife nicht möglich 6). Heutigen Tages, wo felbft Kinder in väterlicher 
Gewalt im Allgemeinen nicht mehr für das Haus, fondern für ſich erwerben, kann 
unmöglic was der Vater erwirbt, für jemand anderen erworben fein, als für ihn 
jelbft; kann, daß er es auf feine Kinder bringt, nicht mehr auf eine Konfequenz des 
Rechtes (jus), Fondern wie das erweiterte Notberben- und Pflichttheilsrecht über- 
haupt nur mehr auf „offieium“ — eine Forderung bios fittlihen Urfprungs 
zurüdgeführt werben, Das Erbrecht der Erb-, Stamm- und Fideitommißerben aber 
mag in einzelnen Aeußerungen, bejonders in dem Einfprud des Anerben gegen 
Veräußerungen oder in der Unveräußerlichkeit des Erbgutes dem Eigenthume näher 
treten : fo braudt es doch um deßwillen noch nicht felbft Eigenthum zu fein; der 
Unterfiede vom Eigenthum find immer noch mehr als der Wehnlichkeiten. Da- 
gegen, daß biefes Erbrecht ftärfer fei ald das gemeine, und daß diejenige Stärke 
des Erbrechts, melde fih im Einſpruch des Anerben gegen die Veräußerung lie- 
genden Gutes und in der Vindikation des ohne feinen Willen veräußerten Öutes 
darthut, vor der Reception des römischen Erbredhts in Deutſchland allem Fami— 
lienerbrecht gemein war, ift Mar und ſicher; deßgleichen zugleich aber erhellt, daß 
dafjelde nicht gerade Borzug des Mannesftanmes war; nod heute kommt es 
bei ven „Erbgütern” in der Familie weiteren Sinnes vor, und im älteren deut— 


% Bol, Zange, L., Röm. Altertfümer. ©. 187. 
6) Bol, Fr. Ludwig Zim merle, das deutfhe Stamm gutsſyſtem. Tübingen 1857. $. 15. 
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ſchen Rechte läßt ſich ein gemeiner umb durchgreifender Borzug ver Mannesfeite 
vor der Weiberfeite nicht nachweiſen. 7) 

Angeſichts des deutſchen Rechtes tritt alfo die Frage nah dem Borzug bes 
Mannesftammes und feinem Grunde zuräd und eine befondere Stärke des Ya- 
milienerbrechtes gegenüber liegendem Gute in den Vorbergrund; während im rö- 
mifhen Rechte felbft ver älteren Zeit das Anrecht der Familie an das Bermögen 
des Lebendigen nur im engften Bamilienfreife und felbft va nur fehr — 
und mittelbar hinanreicht, dagegen urſprünglich nur die agnatiſche Verwandtſchaft 
Erbrecht hat. Ohne Zweifel iſt dieſe Eigenthümlichkeit des altrömiſchen Erbrechts 
eine mehr formale, die des deutſchen eine mehr materielle; gleichwohl möchten beide 
gemeinſchaftlichen Grund haben: darin, daß wohl je weiter man zurückgeht, deſto 
mehr die Familien der Staat waren. Indem der altrömiſche Geſchlechterſtaat ein 
Erbrecht der Familien garantirte, garantirte er nur ein Erbrecht feiner Familien, 
d. h. derjenigen Familien, in deren Organifation und Berbindung er felbft be— 
ftund; das waren aber nur jene im Mannesftamme gezeugten oder künſtlich ge— 
pflanzten Geſchlechter. Und wenn das deutſche Recht oder der Staat für die Fa— 
milie am Boden fefthielt, that er e8 zugleich für fi; im ihrer Gemeinfhaft war 
auch die feinige, in ihrem Frieden fein Friede nah innen, viel mehr ald man 
e8 heutigen Tages zu denken vermag, da die „Freundſchaft“ nur noch zum Lei— 
henmale, nicht mehr zur Sühne für den Gefallenen ruft. 2 

Familien blos um ihrer felbft willen, ihres Stammes und ihrer Ehre wegen, 
beim Gute zu erhalten, hat das Recht feinen Beruf. Soll das Recht vie Familien 
ftügen, fo muß aud die Familie das Recht ftügen : ein Pfeiler fein im Gebäude 
des Staates, und als ſolche an feinen Laſten tragen. Je weniger dies in unferen 
modernen Staaten der Fall ift, deſto weniger haben deren Gefeßgebungen ein 
Motiv, über das, was einzelne Familien in ihren Erb-, Stamm- und Fideilommiß- 
gütern an erworbenen Rechten voraushaben, hinaus zu gehen und namentlich 
das Recht der Hamilienfiveitommißftiftungen zu begünftigen und zu verallgemeinern. 
Was die Seitenverwandten anlangt, fo ift ihr Berbienft, mit einander in Bluts- 
gemeinfhaft zu ftehen, durch das Erbrecht, welches fie in Ermangelung eine® Te— 
ftamentes oder Erbvertrages haben, binlänglich vergolten; es beftehen keine Pflich- 
ten ober Laften der Seitenverwandten unter einander, die fie zu mehr berechtigen. 
‚ Vielmehr mag man auf den Gedanken kommen, ob die Gemeinden ober der Staat 
zum Entgelt für vie Laften, die fie der Berwandtichaft abgenommen haben und in 
Geftalt der Armenpflege und des polizeilihen Schuges tragen, nicht einigen An- 
theil haben follten an dem Erbrecht der Seitenverwandten? 8) Das ftärtere Erb» 
recht, welches in befonveren Pflichten zwifhen Eltern und Kindern begründet ift, 
wird durch das gemeine Notherben- und Pflichttheilsrecht wiederum in genügendem 
Maße gewährt. Daß das Kind das Kind eines Vaters ift, von dem es etwas zu 
erben bat, ift Glüdes genug; diefen Vorfprung vor anderen zu erhalten fei feine 
Sache und fein Verdienſt; in eine Zeit, die dahin gekommen ift, jede Art des 
Reichthums, der Bildung und mit Ausnahme nur der oberften alle Ehre und Ge— 
walt, der Arbeit und dem Berbienft, ohne Unterfchied der Perfon, in Ausſicht zu 
ftellen — in eine folhe Zeit paßt es fchlecht, irgend wem ein Vermögen, gleich- 
viel ob liegenves oder fahrendes, verdienftlos nicht nur geben, fondern privilegien- 
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weife, mit Hintanfegung der Nachgeborenen, und in tobter Hand auch erhal. 
ten zu wollen *). Nur fehr beftimmt ausgefprocdhene und aud an ſich unzweideutige 
Staatsvortheile könnten ein ſolches Vorgehen rechtfertigen. Leichter läßt ſich viel- 
feiht ein Wort für Untheilbarfeit des Grunpbefiges finden; allein viefe hat mit 
Unveräußerlichfeit und alfo mit befonderer Stärke des Erbrechts nichts zu Schaffen. 


Brinz. 
Staatsrechtliches Erbrecht. 


Das ſtaatsrechtliche Erbrecht war während des ganzen Mittelalters, in 
welchem es weit zahlreichere Auwendungen fand, als in unſerer Zeit, auf's engſte 
mit dem privatrechtlichen Erbrecht verbunden und verwachſen. Erft die neuere 
Zeit bat angefangen bie beiden Begriffe, wie überhaupt öffentliches und Privat- 
recht fchärfer zu trennen, eine Aufgabe, die indeffen noch nicht wollftändig voll- 
zogen iſt. Der principielle Unterfhied beider wird klar, ſobald man nur an ben 
verſchiedenen Gegenftand beider denkt. Das Privaterbreht ift Nachfolge in ein 
binterlaffenes Privatvermögen, das Staatserbrecht ift Nachfolge in öffent- 
lihe Rechte. Das Privaterbe, der Nachlaß ift von dktonomifhem Werth, das 
ftaatlide Erb» von politifhem. Das letztere kann wohl mit Vermögensrechten 
verbunden fein, wie denn 3. B. die Thronfolge zugleich Folge in Staatspomänen 
fein kann; die vermögensrechtlide Seite derfelben ift aber offenbar nicht das 
Wefentlihe, ſondern ein zufälliger Beſtandtheil derfelben, die Regierungs- und 
Oberhauptsrechte im Staate find die Hauptſache. 

Um deßwillen ift auch der innere Grundcharalter beider Erbrechte verfchieven. 
Das eine gehört dem Privatredht, das andere dem Staatsreht an, und wird von 
demfelben beftimmt. Das erftere befteht leviglih um der Privatperfonen 
willen, und gehört ihnen eigenthümlich zu; das legtere nur für den Staat, 
und ift daher durchaus von dem Staate abhängig; denn da alle öffentlichen 
Rechte, welde einzelnen Perfonen oder ganzen Körperfchaften zufommen, dieſen 
nie als Eigenthum gehören, fondern ihrem Grunde wie ihrer Wirkfamfeit nad 
immer dem Ganzen dienen, in dem allein fie Sinn und Beftand haben, fo tann 
auch die Folge in öffentliche Rechte nie ein unabhängiges Individual- oder Yami- 
lienreht fein, fondern Kat nur injofern Geltung, als der Staat — als Gefammt- 
förper — es im öffentlichen Intereffe will, Als“ daher die neueren Staaten die 
früheren Erbämter aufhoben, verlegten fie feineswegs beftehende Erbrechte einzel- 
ner Familien, fondern übten nur das ihnen gebührende Recht aus, fich felbft 
aud in ihren Gliedern, d. h. in ihren Wentern zu organifiren. Das ftaatsredht- 
liche Erbrecht iſt daher, wo es befteht, ein Theil ver Staatsverfafjung und 
unterliegt in Bewahrung und Abänderung ven Beftimmungen ver Berfaffung. 
Diefe Konjequenz wird freilich noch nicht überall anerkannt, aber nur deßhalb 
nicht, weil die mittelalterlihe Miſchung des öffentlihen mit dem Privatrecht noch 
nicht überall befeitigt ift. Auch‘ für die Erbmonarchie ift die rein fiaatsrechtliche 
Behandlung bie allein würdige, die halb-privatrechtliche zieht die politifhen Rechte 
des Monarchen in die niedrigere Sphäre des Privat- und Familienbefiges nieder, 
verdunfelt die Majeftät der Krone durch Vermengung mit bloßen perſönlichen In- 
terefien, und ftellt das Staatsgebiet einem Landgut gleih, und die Unterthanen 
und Staatsbürger in Eine Kategorie mit börigen Leuten, vie erblich einer Herren- 
familie dienen, 


*) Bol. indeß den Art. „Erbgüter“, Anm. db. Red 
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Von ſtaatlichem Erbrecht reden wir übrigens nur da, wo die Folge in eine 
beftimmte Sphäre öffentlicher Rechte an den Familienverband, d. h. am bie 
Erben im eigentlichen veutihen Sinne dieſes Wortes geknüpft ift, in ber Regel 
an bie natürliche aus ehelicher Abſtammung entjpringende, nur ausnahmsweiſe 
am die fünftlich nachgebilvete Familie duch Adoption (f. dieſen Art.) oder Erb- 
vertrag, insbefondere durch die unter den deutſchen Dynaftieen vorkommende 
Erbverbrüderung. Dagegen fprehen wir nie von erbrechtlicher Folge, wenn 
in freier Berüdjihtigung der individuellen Fähigkeit oder aus freiem Belieben 
durch Wahl oder Ernennung oder Gnade die Folge in eine öffentliche Mechte- 
fphäre angeorpnet wird, nachdem ver bisherige Inhaber dieſelbe werlaffen hat 
Bielmehr fegen wir in diefem Sinne Erbmonarchie und Wahlmonardie, Erbänter 
und Wahlämter, Erbwürben und Wahlmürden einander entgegen. 

Die Verbindung alfo des ftaatlihen mit dem Familienerbrecht ift für 
unjern Begriff unerläßlih und erhält immerhin einen Zufammenhang des -Öffent- 
lihen mit dem Privatreht, der ohne Zerftörung des ganzen Begriffs nicht auf- 
gegeben werben kann. Das römiſche Staatsreht hat daher in Folge feiner ener- 
giſchen Scheidung der beiden Gebiete das ftaatliche Erbrecht völlig bejeitigt, und 
der römiſche Staat hat nur thatſächlich nicht rechtlich die Abftammung aus höch⸗ 
ften und hohen Familien in ver Berleihung der Würden und Aemter beachtet. 
Die germaniihen Bölfer aber haben, mit ven meiften übrigen Nationen, den 
politiihen Werth mächtiger Fürftengeichledhter und fpäter auch anderer biftorifcher 
Familien williger anerkannt, und daher dem Familienerbrecht auch in der Staatd- 
verfaſſung einen Play eingeräumt. 

Nicht nothwendig — obwohl während des Mittelaiters in reichlichem Maße 
eingeführt — ift die Verbindung des ftaatlihen Erbrechtes mit beftimmten Grund- 
beſitz, wie z. B. mit befonderen Herrfhaftsgütern Gerichtsbarkeit, mit Vaſallen⸗ 
gütern Lehenspfliht und Antheil am Lehenshofe, und fogar mit bäuerlihen Meier- 
und Kellerhöfen Meier- und Kellerämter verbunden waren. Das politiiche Recht 
erjheint dann leicht wie eine bloße Zubehörde des Gutsrechts und an biefes ge- 
bunden, wie ein Gegenftand des Vermögensverfehrs, der Veräußerung, Ber- 
pfändung, Theilung u. f. f. unterworfen, was Alles dem Weſen eines öffentlichen 
Rechtes widerftreitet. 

Die heutigen Anwendungen des ftaatlichen Erbrechts find gewöhnlich nur 
zwei noch, 1) die Thronfolge (f. d. Art), 2) die erblihe Reichsſtandſchaft 
(Lords, Herrenfige, Reichsräthe; vgl. die Art. Geſetzg. Körper, Landtag u. |. f.). 
Bon untergeorbneter Bedeutung ift die dritte der erblihen Hofämter. Im allen 
biefen Fällen erfordert das Staatswohl, weldes feine Theilung jener Rechte unter 
mehrere Erben verträgt, daß immer nur Eimer zur Folge gelange und nur 
Männer, oder doch fo lange als möglich nur Männer, nicht auch Frauen erben. 
Daher ift die Erbfolge hier nicht nach den gewohnten Regeln des Privaterbredhts, 
jondern nad) den Orundfägen der Stammgutsfolge georbnet, welde nur ben 
Mannsftanım bedenkt und nur Einen der Erben folgen läßt. Ob in legterer Be— 
ziehung das Syſtem der Erftgeburt, weldes je den erftgebornen Sohn je der 
erftgebornen Linie zur Folge beruft, alfo ;. DB. den Enkel von dem vorverftor- 
benen älteften Sohne des Erblaffers vor dem zweitgebornen Sohne veffelben, ober 
bes Majorats, wornach der dem Vorgänger nädjftftehende und ältefte männ- 
lihe Erbe, aljo in obigem Beifpiel der zweitgeborne Sohn vor dem Enkel das 
Gut erhält, angenommen ſei, hängt von der befondern Verfaffung ab; ebenfo wie 
die abfolute oder relative Ausjchliegung oder Zurädfegung ver Frauen hinter den 
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Männern. Für die Thronfolge hat indeffen das Syftem der Grftgeburt den ent- 
ſchiedenen Borzug erlangt. 

Der gewöhnliche Fall ver Berwirklichung dieſes Erbrechts ift ver Tod 
des bisherigen Trägers jener politiihen Rechte, und ganz im Sinne des beut- 
ihen Erbrechts fällt das Erbe dem Nachfolger von felber zu und an, ohne daß 
viefer etwas zu thun braucht, ohne daß er nöthig hat, feinen Antritt zu erflären. 
Es beruht diefe Folge nicht auf Willensbeftimmungen weber des Vorgängers noch 
des Nachfolgers, fonvern auf fefter Staats- und Rechtsordnung, weldhe den Meber- 
gang der erlevigten Würde auf das nächte Familienglied beftimmt hat, und von 
feiner Zmwifchenzeit wiffen will, in welcher die Würde wirklich leer bleibt. Daher 
das Sprüdwort: Le roi est mort, vive le roi, welches ben tobten König fofort 
durch den neuen lebenden erjegt ſieht. Wenn der Nachfolger auf das politifche 
Erbe verzichten will, fo fann er es freilih, da die politifcden Rechte keine Frohnen 
find , an welche die Perſon wider ihren Willen geſchmiedet ift; aber ber Ueber- 
gang auf ihm hat doch vorläufig ftattgefunden, und die Folge gebt nun weiter 
auf dem ihm nächſten Nachfolger, nicht auf den bem a nächſten. 

Der Tod des Vorgängers iſt aber nicht der einzige Fall. Wenn der bis 
berige Inhaber der politifchen Nechtsfphäre auf dieſelbe Verzicht leiftet, ober 
verfelben entfett wird, kurz aus irgend einem Grunde biefelbe verläßt, fo 
fommt biefe Folge ganz ebenjo zur Wirffamfeit wie in dem Todesfall; denn in 
allen viefen Fällen hat die Erfüllung jener Rechtsſphäre durch ben bisherigen 
Inhaber aufgehört, und bedarf daher eines Erfages durch den Nachfolger. In der 
deutſchrechtlichen Stammgutsfolge ift das überhaupt ebenfo; und da die Folge bie 
nämliche ift, wie wenn der verzichtende oder entfegte Vorgänger geftorben wäre, 
und ber verwanbtfchaftliche Erbverband dieſe Folge im Einzelnen beftimmt und 
orbrret, fo hat man auch fein Bedenken in ſolchen Fällen ebenfalls von Exbfolge 
zu. ſprechen, ungeachtet weder ein Todter no ein Ueberlebender ba ift. 
Findet doch die deutſche Sprache feinen Anftoß darin, bei Lebzeiten einer 
Perfon von ihren Erben zu fpreden, und das deutſche Recht fein Bedenken, den 
jeweiligen nächſten Erben eines Lebenden beftimmte Rechte mit Bezug auf bie 
Güter deſſelben als Erbgüter zuzufchreiben, deren Grund nur aus dem Erbver- 
band zu erflären und deren Zwed nur in der Sicherung der Folge in das Erb— 
gut zu finden ift, die daher nur als Erbredte juriftifch verftanden werben 
können. 

Man kann aber noch in einem andern als dem bisher erörterten Sinne von 
einem ſtaatlichen Erbrecht reden, von einem Erbrecht im weiteſten Sinn, welches 
nichts anderes iſt als die Ueberlieferung des beſtehenden Rechtes an die 
nachfolgenden Generationen. Im dieſer Weiſe geht das Heimats- und das 
Bürgerrecht von den Eltern auf ihre Kinder über, ſchon mit der Geburt dieſer, 
nicht erſt nach dem Tode der Eltern; und ſo wird, wie die Sprache und alle 
Errungenſchaft der Kultur, auch das geſammte öffentliche Recht von den Bor 
fahren auf die Nachkommen vererbt. Das ſo erkannte Erbrecht iſt in der That 
von größter Bedeutung, von einer viel größeren noch als das ſtaatliche Erbrecht 
im eigentlichen und engeren Sinn. Es bewahrt die Güter, welche die Väter er— 
rungen, für die Söhne und Enkel, und überliefert dieſen, ohne von ihnen eine 
beſondere Anſtrengung zu fordern, eine reiche Erbſchaft, an deren Anſammlung 
Jahrhunderte gearbeitet haben. Indem es die Schätze der Vergangenheit ven Nach— 
fommen zum Genuß übergiebt, erleichtert es zugleich viefen jeden neuen Erwerb 
mit Hülfe der alten Mittei, und indem es den Zufammenbang erhält mit 
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den vorangegangenen Gefchlechtern, begründet und ftägt es bie Fortſchritte 
der künftigen Geſchlechter. Blnntiät. 


Erbverbrüderung, |. Thronfolge 


Erfindungs: und Einführungspatente. 


I. Erfindungspatent ift die fchriftliche Urkunde, in welder die Staatsgewalt 
eine Perfon als berechtigt erklärt, eine imbuftrielle Erfindung auf beftimmte Zeit 
ausſchließlich auszubeuten. Die zeitweilige Fernhaltung jeder Konkurrenz fol ein 
Ermunterungsmittel zu induftriellen Erfindungen fein, da fie den Erfinder in den 
Stand fest, den erfundenen Gegenftand, oder, wenn die Erfindung in einem neuen 
Erzeugungsmittel oder einem neuen gewerblichen Verfahren befteht, bie mittelft 
defielben gewonnenen Produlte jo hoch zu verwertben, daß er für feinen aus 
Anlaß der Erfindung gehabten Mühe- und VBermögensaufwand nit nur Erfag 
erhält, fondern aud einer angemefjenen Belohnung theilhaftig wird. Beſäße ver 
Erfinder diefes zeitliche ausſchließende Benügungsrecht nicht, fo witrden Dritte die 
Erfindung nahahmen und deren Bortheile erndten, ohme mit den Opfern beſchwert 
zu fein, die er bringen mußte; ja ihre Konkurrenz würde ihm die Möglichkeit 
rauben, für feine Opfer auch nur je entſchädigt zu werben; denn da fie bie 
Mühe und den Aufwand ver Erfindung nicht zu tragen hatten, können fie mit 
dem Preife des erfundenen oder mit Hilfe der Erfindung erzeugten Gegenftandes 
herabgehen. Allerdings ift dieſe Preisermäßigung nügli für die Gefellfhaft, wie 
es auch im Intereſſe der legteren liegt, daß die Erfindung ſchnell ein Gemeingut 
wird. Allein fchließlih würde die Geſellſchaft doch dabei benachtheiligt fein. Der 
Reiz zu neuen Erfindungen wirbe ſchwinden und veren Zahl ſich verringern. 
Der Erfinder würde alles aufbieten,, feine Grfindung zu verheimlicden, um fich 
möglihft lange das faktifhe Monopol, weil das gefeglihe ihm verfagt ift, zu 
fihern. Hiedurh würden nit nur Verbefferungen der Erfindung durch Dritte 
und fih daran knüpfende weitere Erfindungen auf lange und unbeftimmte Zeit 
hinausgeſchoben, es würde aud mande Erfindung mit dem Erfinder wieder be- 
graben werben. Alle dieſe Uebelftände fallen weg, wem die Staatögewalt ben Er— 
finder die ausfchliegende Benügung feiner Erfindung durch eine gewiſſe Zeit zu= 
gefteht und ihn darin ſchützt. Die Erfindung kann nun offen ausgeübt werben, 
ihrer Fortbildung fteht fein Hinderniß entgegen. Und da die Gewährung bes 
ftaatlihen Schuges die Kenntniß des zu ſchützenden Objektes, folglich die Hinter- 
legung einer genauen Beihreibung der Erfindung bei einer üffentlihen Behörde 
nothwendig vorausfegt, fo ift dadurch auch die Erfindung für alle Zufunft vor 
der Bergeffenheit bewahrt. So erfcheinen daher die Erfindungspatente als eine 
Maßregel zur Förderung der Induftrie und finden ihre Stelle in der Volkswirth— 
ſchaftspolitik. 

Man darf aber nicht glauben, daß gleich urſprünglich bei Entſtehung des 
Patentinſtituts die erwähnten vollswirthſchaftlichen Erwägungen geleitet haben. 
Blicken wir auf England, die Heimat der Erfindungspatente, fo erfahren wir, 
daß deren Entftehung mit der unter ber Königin Elifabeth begonnenen Abichaf- 
fung der Monopolien, in deren Feſſeln Gewerbfleig und Handel bei Ausgang 
bes Mittelalters faft überall in Europa lagen, zufammenfällt. Als nämlih durch 
das 21. Statut bes Königs Jakob I. vom Jahr 1623 die legten noch übrig 
gebliebenen Gewerbs- und Handelsmonopolien aufgehoben wurden, warb hierin 
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zugleich angeorbnet, daß die ven erften und wahrhaften Erfindern einer neuen 
Fabrikation bewilligten Privilegien hievon ausgenommen feien; dieſe follten durch 
21 Jahre in Kraft bleiben und ſolche Privilegien aud künftig, jedoch auf nicht 
länger als auf 14 Jahre verliehen werden. Hiernah waren die Erfindungspatente 
urfprünglich nichts anderes als Ueberbleibjel des alten gewerblihen Monopolien: 
weſens. Es verfloß eine geraume Zeit, ehe man fich ihrer volkswirthſchaftlichen 
Zwedmäßigfeit far bewußt wurde und fi aus dem erhaltenen Reſte einer ver- 
alteten Volkswirthſchaftspolitik ein Inftitut moderner Volkswirthſchaftspolitik her- 
ausbildete. Diefe Einſicht ſchlug erft durch, als das Patentinftitut außerhalb 
England zu einem Gegenſtande ver Legislation wurde, was nicht früher als 
gegen das Ende des 18. Jahrhunderts geſchah, wo das franzöfiiche Patentgeſetz 
vom 7. Jänner 1791 und die norbamerifanifhen vom 10. April 1790 und 21. 
Februar 1791 entitanden. Im Laufe des gegenwärtigen Jahrhunderts verbreitete 
fih das Patentinftitut beinahe über ganz Europa; abgejehen von einigen deutſchen 
und den italienifhen KRleinftanten mit Einfhluß von Tosfana find es blos vie 
Schweiz, Norwegen, Griechenland und die Türkei, die daſſelbe nicht angenommen 
baben. Und auch jenfeits des atlantifhen Dceans haben außer der norbamerifani- 
ihen Union bereits Paraguay (jeit 1845) und Buenos Ayres (feit 1855) ihre 
eigenen Patentgejete. 

Bor Einbürgerung des PBatentinftituts und noch eine Zeit lang nachher fuchte 
man zu neuen Erfindungen bie und da auch durh Erfindungsprämien, d. i. 
durch Geldbelohnungen, die dem Erfinder nah Zuftandebringung und Konftatirung 
der Erfindung unter der Bedingung der Veröffentlihung derſelben aus der Staats- 
faffe bewilligt wurden, aufzumuntern. Allein diefe Erfindungsprämien, bie augen- 
iheinlih ein Ausflug des Merkantilfgftems waren, konnten ſich neben ven Erfin- 
dungspatenten nicht behaupten und find, einzelne feltene Fälle abgerehnet, überall 
außer Brauch gekommen. Ihre Verdrängung erflärt fih einfach daraus, weil ber 
einzig richtige Mafftab bei Bemeſſung der Belohnung die Nüglichkeit der Grfin- 
dung ift, dieſe ſich aber nicht im Voraus erfennen und fhägen läßt. Täufhungen, 
Mifgriffe und unnüge Gelvopfer können daher hier nicht ausbleiben, während 
bei den Erfindungspatenten ver Staat nichts wagt und durch fie blos vie Mög- 
lichkeit eröffnet, daß die Erfindung nah Maßgabe ihrer Verdienſtlichkeit ihren 
Lohn in fidh felber findet. 

Nach ven beftehenden Patentgefegen, unter denen das nordamerikaniſche vom 
4. Juli 1836 mit den Zufagbeftimmungen vom 3. März 1837, 3. März 1839 
und 29. Auguft 1842, das franzöfiihe vom 5. Juni 1844, das neue englifche 
vom 1. Juli 1852, das Öfterreihifche vom 15. Auguſt 1852 und das belgijche 
vom 24, Mai 1854 die vorzügliciten find, hat das Patentwefen gegenwärtig 
im Wefentlihen folgende Geftaltung. 

Patente werden blos für jene Erfindungen, die als Handels- oder In- 
duftriegegenftand benügbar find, wie neue induftrielle Erzeugniffe, Erzeugungs— 
inftrumente oder Erzeugungsmethoden, alfo blos für induftrielle Erfindungen ev- 
theilt. Theoretiſche Konceptionen, Lehrſätze, Principien, wiffenfhaftlihe Ent- 
dedungen können als folde fein Patent beanfpruden. Es bezieht ſich daher das 
Patentinftitut nicht auf fehriftftellerifche und künftleriihe Probüftionen. Auch in- 
duftrielle Verbefferungen, vie ſich ſchwer von eigentlihen Erfindungen unterſchei— 
den laſſen, fowie patentfähige Verbefferungen bereits patentirter Erfindungen machen 
hievon keine Ausnahme, und es können auf fie aud dritte Verbeſſerer ein Patent 
erlangen. Nur in Frankreih hat der Erfinder biesfalls gegenüber dem dritten Ber- 
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befferer ein eimjähriges Vorrecht. — Die zu patentivende Erfindung muß neu 
fein. Sie gilt aber fhon als nen, wenn fie bisher im Inlande no nicht aus— 
geübt wurde, auch dafelbft noch nicht Gegenftand eines Patentes war und nod - 
in feiner öffentlihen Drudichrift beſchrieben ift. Da hiernach blos eine relative 
Neubeit geforvert wird, jo reihen ſich ven Erfindungspatenten nod als eine weitere 
befondere Art von Patenten die Cinführungspatente an, die für bie Ueber- 
tragung einer ‘im Inlande noch unbefannten auslänbiihen Erſindung verliehen 
werben. Bezüglich dieſer Einführungspatente folgen die Geſetzgebungen abweichen- 
den Grundſätzen. Die meiften Patentgefete gewähren fie ohne Einſchränkung für 
jede auswärtige, im Inlande noch unbekannte Erfindung und an Jedermann. 
Einige beſchränken fie auf die Einbürgerung ſolcher fremden Erfindungen, die im 
Auslande unter Patentichug ftehen und auf die Zeit, für die fie patentirt fin. 
Wieder andere, wie das Öfterreichifche, franzöfifche, nordamerikaniſche und belgiſche 
Geſetz, geftehen fie unter dieſen Beſchränkungen blos ven auswärtigen Patent- 
inhabern zu. — Das Patent wird überall nur auf Grund einer überreichten 
Beihreibung der Erfindung verliehen. Insgemein wird geforvert, daß bie Be— 
ſchreibung vollftändig und die Erfindung vollendet ift. In Nordamerikas wird je- 
doch aud einer noch nicht ganz zu Stande gebrachten Erfindung durch Ertheilung 
des fogenannten Caveat ein proviforifher Schuß für eine beftimmte kürzere, Zeit 
gewährt, und das neue englifche Geſetz geftattet bei einer noch nicht vollendeten 
Erfindung aud die Ginlegung einer blos fummarifhen Beſchreibung mit der Wir- 
fung eines proviforiihen Schutes auf die Dauer von jehs Monaten, nad) deren 
Ablauf vie Beihreibung zu vervollftänvigen ift. In ter Mehrzahl ver Patentge- 
fege ift vor Ertheilung des Patentes eine Prüfung der Neuheit, zum Theil 
auch der Nüglichkeit ver Erfindung angeordnet oder doch geftattet. Blos bie 
Patentgefege von Defterreich, Franfreih, England, Belgien, Schweden, Spanien, 
Portugal, Sicilien und Paraguay erflären eine folde materielle Borpräfung für 
unftatthaft umd überlaffen die Anfechtung des Patentes wegen mangelnder Neu- 
heit den Privatinterefienten. Dadurd. ift aber eine formelle Prüfung, die fid) 
fediglih auf die Beobahtung der geſetzlich vorgefchriebenen Förmlichkeiten bezieht, 
nicht ausgejchlofien. Auch verpflichtet das öſterreichiſche Patentgefeg die Stants- 
behörde zu einer vorherigen Unterfuhung der gefeglihen Erlaubtheit der Erfin- 
dung, die das franzöfiiche Gefeg ſchlechthin verwirft und zu der das belgiſche blos 
die Ermächtigung giebt. — Ein Patent kann Jeder erlangen, ver überhaupt er- 
werbfähig ift, und es wird im der Regel zwiſchen In- und Ausländern fein Unter- 
ſchied gemacht. Doch wird nad ven meilten Patentgefegen die Patentverleihfung 
als ein Alt der Gnade betrachtet und ein rechtlicher Anſpruch auf Seite 
desjenigen, der allen gefeglichen Erfordernifien genügt hat, nicht anerfannt. Nach 
der Praris wird indeſſen bei Ausweis der letteren nirgend das Patent verfagt. 
Dbligatorifh für die Regierung nad dem Geſetze ift die Patentertheilung nur in 
Frankreich, Defterreih, Belgien und Nordamerika. — 

Die Patente begründen überall nur ein zeitlihes Recht. Das Zeitmaß 
ift aber in den Geſetzen verſchiedenartig feitgeftellt. Entweder werben die Patent- 
rechte überhaupt nur als zeitliche Rechte ohne Nennung eines beftimmten Termins 
erklärt, oder e8 werben die Endpunkte der Patentzeit angegeben, innerhalb deren 
diefe im fpeciellen Falle entweder nad Gutbefinden der Regierung oder nad Wahl 
des Patenterwerbers beftimmt wird; oder es ift eine und dieſelbe Zeitfrift für alle 
Patente angeordnet; oder es find mehrere Patenttermine bezeichnet, unter bemen 
die Partei wählen fann. Die Patentzeit läuft entweder vom Tage ber lleber- 
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reihung des Patentgefuches oder vom Tage ber Ausfertigung des Patentes. Der 
längfte Patenttermin ift mit 15 Jahren angenommen, nur Belgien hat das Mari- 
mum auf 20 Jahre beftimmt. — Nur in wenigen Staaten werben die Patente 
unentgelblich ertbeilt, in den meiften muß biefür eine beſondere Abgabe entrichtet 
werben. Diefe Abgabe, die Batenttare, ift in einigen Patentgejegen im einem 
beftimmten, ein- für allemal zu zahlenden und fi nah der Dauer des Patentes 
richtenden Betrage bemeſſen, der ſogleich bei Ueberreihung des Patentgefuches oder 
doch bei Aushändigung der Patenturfunde zu erlegen ift; nach anderen befteht fie 
in periobifhen, gewöhnlich jährlihen Zahlungen, die entweder in gleichen over 
progreffiven Sägen aufgelegt find. Die Berleihung des Patentes wird öffentlich) 
kund gemacht und Kilvet meiftens einen Gegenftand ver Eintragung im beſondere 
öffentliche Regifter. Die Veröffentlichung der Beihreibung der Erfin- 
dung erfolgt entweder fogleich nad Ueberreihung des Patentgefuhes over Aus- 
fertigung des Patentes oder in einer geſetzlich beftimmten Frift darnach, aber noch 
während ver Patentzeit, oder erft nad Erlöfhung des Patentes. Einzelne Batent- 
geleße, wie 3. B. das öfterreichiiche, das die Veröffentlichung gleichzeitig mit der 
Ausfertigung des Patentes als Regel anorbnet, geftatten auf Verlangen des 
Patenterwerbers die Geheimhaltung ver Beichreibung, was zur Folge bat, daß 
diefelbe erſt nad Grlöihung des Patentes veröffentlicht wird, ter Patentinhaber 
fi dann aber nicht des vollen gefetlihen Schutzes gegen Patenteingriffe erfreut, 
ver bei ſogleich veröffentlichter Beſchreibung gewährt wird. 

Das Patent berechtigt feinen Inhaber, die patentirte Erfindung während der 
Patentdauer ausſchließlich auszuüben und demzufolge jedem Dritten die Erzeugung 
oder Anwendung des Patentgegenftandes, dann auch — was jevod nicht von 
allen, namentlid nicht von unferen deutſchen Patentgefesen (mit Ausnahme des 
öfterreichifchen) zugeftanden wird — den Handel damit und die Einfuhr deſſelben 
aus dem Auslande zu unterfagen. Dabei wird aber vorausgefegt, vaß bie jo ge: 
ftaltete Benützung der Erfindung von dem Dritten in gewerbsmäßiger Weife und 
nicht blos für fein eigenes Beduͤrfniß ftattgefunden bat. Der durch einen Patent: 
eingriff Verletzte hat das Recht auf volle Schabloshaltung und vie biezu führen: 
ven vorläufigen geſetzlichen Sicherftellungsmittel. Die widerrechtlich nachgemachten 
ober benütten Erfindungsgegenftände und die zur Bollführung des Patenteingriffes 
ausſchließlich beſtimmten Werkzeuge und Hilfsmittel werben fonfiscirt. Der in 
mala fide banvelnde Verleger kann mebftbei auch ftrafgerichtlih verfolgt werben. 
Ferner fann der Patentinhaber ſein Patent veräußern und vererben, jowie aud) 
Dritten zur Benügung übertragen. Wo öffentlihe Batentregifter beftehen, ift ber 
Beſitzwechſel in viefelben einzutragen. Das Patent berechtigt aber nicht blos, es 
verpflichtet auch. Bon einer diefer Verpflichtungen, von ver Tarzahlung, war be: 
reit8 die Rede. Außerdem hat faft nah allen Geſetzen der Patentinhaber die Pflicht, 
die Ausübung der Erfindung innerhalb einer beftimmten Friſt zu beginnen und 
fie auch ſpäter durch eine gewiſſe Zeit nicht zu unterbreden. 

Die Patente erlöfhen durch Ablauf der Patentzeit, durch Berzichtleiftung, 
dann durch BVerfalls- und Nichtigfeitserflärung. Der Berfall gründet ſich auf 
Thatſachen, die der an fich gültigen Patentverleihung nachgefolgt find, und tritt 
allgemein ein bei Nichtzahlung der Tare und Nichtausübung der Erfindung binnen 
ver gefeglihen Frift. Nichtig wird ein Patent, wenn es an einem urjprünglichen 
wejentlihen Mangel leidet, der e8 gar nicht zur rechtlichen Eriftenz kommen ließ, 
insbefondere: wenn der Gegenftand als nicht neu erfannt wird, wenn auf ihn 
im Lande bereits früher ein Patent genommen wurde, wenn ihm ber imbuftrielle 
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Charakter fehlt, wenn er gegen die beftehenden Geſetze verftößt, wenn die Be— 
ſchreibung der Erfindung fi als unridtig oder unvollftändig darftellt. Die Er- 
löſchung, die Verfalls- und Nichtigkeitserflärung eines Patentes wird ebenfo wie 
die Berleihung veffelben öffentlich verlautbart. 

In Betreff ver behörblihen Zuftänpigfeit bei Verfalls- und Nichtigfeits- 
erflärungen, dann bei Streitigkeiten in Folge von Patenteingriffen und über das 
Eigenthum des Patentes herricht in den Gefegen keine Uebereinftimmung. Einige, 
namentlich die deutſchen Patentgefege, erklären alle die genannten Proceduren mit 
alleiniger Ausnahme jener über Entſchädigungsanſprüche als Verwaltungsſachen; 
andere weiſen fie ohne Unterſchied ven Eerichten zu; wieder andere nehmen eine 
Mittelftellung ein und theilen dieſe Geſchäfte zwifhen den Gerichten und Ver— 
waltungsbehörven in der Art, daß fie viefe blos als kompetent zur Führung und 
Entſcheidung der Verhandlungen wegen Verfalles eines Patentes oder zugleid auch 
wegen Nichtigkeit deſſelben erklären. Ein einziges Patentgefeg, das belgiiche, jhreibt 
für alle Patentftreitigteiten, fie als dringende Angelegenheiten bezeihnend, das 
fummarifhe Berfahren vor. 

1I. Dies in feinen Grundzügen der gegenwärtige Stand der Patentgejet- 
gebung. Die wünſchenswerthen wichtigeren Berbejferungen, auf die das praftifche 
Bedürfniß hinleitet und vie in der Wiſſenſchaft ihren Ausprud erhalten, haben 
in einzelnen Patentgefegen entweder bereits eine ganze oder doc theilmeife Ver— 
wirflihung gefunden, over es find in ihnen wenigſtens die Anfäge dazu wahre 
nehmbar, 

Zu nennen ift bier vor Allem vie Abſchaffung der materiellen Borprüfung 
der Erfindung (examen prealable). Infoweit ſich dieſe auf die Nützlichkeit bezieht, 
wird deren Zwedlofigfeit jo ziemlich allgemein zugegeben, denn es liegt zu nabe, 
daß duch die Patentirung einer nuglofen Erfindung der Patentinhaber nichts 
gewinnt und vie Gefellihaft nichts verliert. Aber au die vorläufige Prüfung 
der Neuheit erfheint überflüffig, weil von der Stärke des Privatinterefjes mit 
Grund erwartet werben kann, daß das für eine nicht neue Erfindung ertheilte 
Patent nicht aufrecht bleibt. Da ferner dieſes Prüfungsgefhäft die Kräfte ver 
Regierung überfteigt, fo giebt e8 auch dem Publifum feine Garantie und wird 
nur zu einer Quelle von J—— und Chikanen für die Erfinder. Ueber— 
haupt muß das examen préalable ſchon darum fallen, weil es ein Ausfluß bes 
Alles bevormundenden Polizeiftaates ift, ver nad dem gefhichtlihen Entwidiungs- 
gange des ftaatlihen Lebens fortwährend an Perrain verliert und fih am aller- 
wenigften auf wirthichaftlihem Gebiete, auf dem die Idee der individuellen Frei— 
beit immer mehr Naum und äußere Oeftaltung gewinnt, auf bie Dauer be 
baupten fann, 

Eine fih hieran knüpfende weitere Berbefferung ift die unverzüglihe und 
ausnahmslofe Berdffentlihung der Befhreibungen der unter Patentihug 
geftellten Erfindungen. Sie ift eine nothwendige Folge der Aufgebung des examen 

r&alable; denn wenn die Regierung ihren bevormundenvden Einfluß auf das 
Botentwefen fallen läßt umd die Patente unter die Obhut der Geſellſchaft geftellt 
find, jo muß es auch der Gefellihaft und jedem Interefjenten möglih gemacht 
werben, jeden unberechtigten Eingriff in die freie Konkurrenz zurüdzuweijen. Der 
Nugen des Patentinftituts für die Gefellfchaft tritt erft dann zu Tage, wenn von 
der Geheimhaltung der Erfindung während der Patentzeit abgegangen wird. Jeber 
Berbefferung und Weiterführung der Erfindung ift dann freies Feld geöffnet und 
der Stillftand wird verbütet, der in unferer raftlos vorwärtstreibenden Zeit allein 
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ſchon ein Nüdjchritt ift. Und daß alle berechtigten Intereffen im Einklange find, 
zeigt fich auch bier, denn auch fir ven Patentinhaber ift die unverzügliche Kund- 
machung der Beihreibung der Erfindung von Vortheil, weil fie feinen Abſatz be- 
ſchleunigt und erweitert und die Zahl der unbeabfichtigten Patenteingriffe ver- 
mindert; daß aber vie abfichtlidhen nicht zunehmen, dafür forgt eine gute und 
ichnelle Rechtspflege am beften. 

Ferner ift e8 eine ganz zeitgemäße Forderung, daß die Erfindungspatente, 
die doch in allen andern Punkten’ ihre alte Privilegiennatur abgeftreift haben und 
ein völlig modernes Inftitut geworben find, von den beiden einzigen Ueberbleib— 
jeln befreit werben, die ihmen noch aus jenem früheren Dafein anfleben; es find 
dies die Auffaffung der Patente als einer bloßen Gnadenſache und die Er- 
hebung der Patenttare. Die ganze gefetliche Negelung des Patentwefens, die 
Beziehung, in die es zum Boltshaushalte gebracht wird, ift ohne Sinn, wenn 
nicht jeder, ver die geſetzlichen Erforberniffe ausweift, einen rechtlichen Anſpruch 
auf das Patent hat. Was aber vie Patenttare betrifft, fo verlangt die Wiffen- 
ihaft im Allgemeinen nicht die völlige Aufhebung, fondern lediglich eine Herab- 
ſetzung berfelben auf jenes Maß, daß fie blos die Koften des Patentinftituts 
vet und nicht ferner als Finanzquelle gilt, und die Entrichtung in jährlichen 
progreffiven Sägen nad) dem Mufter des belgiſchen Geſetzes. Eine gänzlihe Auf: 
bebung ver Tare jcheint nur bei jenen BVerbefferungspatenten am Orte zu fein, 
die der Erfinder für die von ihm ausgehenden Verbeſſerungen feiner bereits 
patentirten Erfindung nimmt. Hiebei mag nod bemerkt werben, baß bie ſchon 
oben erwähnte löbliche Beftimmung des franzöfifhben Patentgefeges, die dem Er- 
finder in Bezug auf die Patentirung von Berbefferungen feiner Erfindung ein 
temporäres Vorrecht vor dritten VBerbefferern einräumt, allfeitige Nahahmung 
verbient. 

Außerdem bringt es die heutige Geftaltung des Verkehrs, feine ungeheuere 
Beichleunigung und vielfache Verſchlingung und der fi immer mehr ausbreitende 
Rechtsſchutz auch in internationalen Berbäftniffen mit fi, die bereitd von meh- 
reren Öefepgebungen angenommene beſchränkte Zulaffung von Einführungs- 
patenten, wornad diejelben nur für Einführung auswärtiger, noch unter Ba. 
tentfhug ftehender Erfindungen lediglich auf die Dauer des letteren einzig dem 
rechtmäßigen Inhaber des auswärtigen Patentes ertheilt werden, zur allgemeinen 
Regel zu machen und Dritten auf ausländifhe Erfindungen auch nidt die Er- 
werbung von Grfindungspatenten zu geftatten. Wird num nod weiter der Wunſch 
ausgefprohen, daß alle ftreitigen Patentſachen, etwa mit einziger Ausnahme ber 
Berfallfprehung eines Patentes, der Kompetenz der Gerichte unterftellt, daß 
die Patentproceffe ſummariſch verhandelt und bei Fällung der Erfenntniffe ſach— 
verftändige Gefchworne beigezogen werben, fo bürfte das Maß der Reformen nicht 
zu weit gegriffen fein. Weiter geben biejenigen, welche eine Regelung des Patent- 
inftituts nad gemeinfamen Grunvfägen in allen Kulturftaaten anftreben. Die Aus- 
führung dieſes Gedankens dürfte wohl erft einer fpäteren Zufunft angehören. 

Für uns Deutſche handelt es ſich nach dieſer Seite hin vorläufig um Er- 
reihung eines näher liegenden Zieles, das auch fhon für die Gegenwart ein 
berechtigtes genannt werben muß, nämlich um ein gemeinfhaftlihes Patent- 
geile für ganz Deutfhland oder wenigftens für den deutſchen Zollverein. 

ie Uebereintunft der Zollvereinsftaaten wegen Ertheilung von Erfindungspatenten 
vom 21. September 1842 vermag meber den nationalen Wünſchen nod ben 
Bedürfniſſen des Voltshaushaltes zu genügen, da nad ihr jeder Zollvereinsftaat 
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das Patentverleihungsrecht behält und für die Ausübung deſſelben nur einige 
wenige, das Recht aus dem Patente überbies fehr enge begrenzenve gleichförmige 
Grundfäge aufgeftellt werben. Das von einer Zollvereinsregierung verliehene Patent 
ift nur für den eigenen Staat von Wirkung und ver Beſitz deſſelben giebt, da 
die Beurtheilung der Neuheit und Eigenthümlichleit der Erfindung dem Ermeffen 
einer jeden Regierung überlaffen bleibt, nod feinen Anfprud auf die Patentirung 
in einem anderen Bereinsftante, er bewirkt nur, daß fein Dritter ein Patent 
hierauf erwerben Tann. Und aud dort, wo das Patent Geltung bat, ift ber 
Inhaber in ver Regel blos gegen die Anfertigung des Patentgegenftandes, nicht 
aber gegen die Einfuhr, den Verfauf und den Gebrauch deſſelben durch Dritte ge— 
ſchützt. Ein gemeinfames deutſches Patentgefeg, mit dem die Annahme des Grund» 
ſatzes, daß das in einem deutſchen Staate erlangte Patent ohne weiteres in allen 
übrigen gilt, ober die Uebertragung der Patentverleifung an ein eigenes Organ 
für ganz Deutfhland in unzertrennlicher Verbindung fteht, fann nur dadurch 
angebahnt werben, daß bie deutſchen Regierungen fich über die Abſchaffung ver 
materiellen Borprüfung der Erfindung einigen und von der Borftellung abgehen, 
daß die Patentverleihung ein Önadenaft fei. 

Alle die befprochenen Reformen laſſen die Auffaffung des Patentwefens als 
eines volfswirthichaftlihen Inftitutes unberührt. Nun erhebt ſich aber feit längerer 
Zeit, bald mit größerer bald mit geringerer Stärfe, auch gegen dieſe Auffaſſung 
Widerſpruch und eine newe bricht fi Bahn. Ihre Anhänger legen dem Patent: 
weſen ein juriftifhes Princip unter und vinbiciren ihm ben Charakter einer 
juriſtiſchen Inftitution. Wir begegnen viefer Anfiht, auf melde die gewonnene 
Meberzeugung von der Widerrechtlichkeit des Büchernachdrucks und die Anerfennung 
des Autorenrechtes führen mußte, zuerft in dem älteren franzöfifchen Patentgefete 
vom 7. Jänner 1791. Das juriftifche Princip finden Einige in einem Bertrage, 
durch den die Gefellihaft dem Erfinder die zeitweilige anschließende Ausbeutung“ 
feiner Erfindung gegen fpätere Ueberlaſſung verfelben zur allgemeinen freien Be— 
nägung zugeftehen, Anvere in dem Eigenthumsrechte des Erfinders an feiner Er: 
findung, das ber ftaatlihen Geſetzgebung vorangehe und durch fie blos feine 
Anerkennung erhalte. Diejes Eigenthumsrecht wird num wieder entweber als ein 
immerwährendes, glei dem Eigenthume an körperlichen Saden, erklärt (wie in 
dem von dem Belgier Jobard in zahlreihen Schriften mit großem Eifer ver 
fochtenen Syftem des Monautopol); oder ed wird im Intereſſe der Gefellichaft 
blos auf eine beftimmte Zeit befchräntt (mie neuerlih von Tillidre in feinem 
traitE th6orique et pratique des brevets d’invention etc. Bruxelles 1854). 
Die Analogie des bereits in Geltung getretenen Autorenrechtes, das gleichfalls 
gegen Nachdruck und Nahbildung temporär geſchützt ift, fpricht dafür, daß das 
juriſtiſche Princip des PVatentinftitutes im Sinne eines ſchon mit der Thatfache 
der Erfindung begründeten zeitlichen Nechtes an verfelben — mag man dieſes num 
Eigenthumsrecht oder anders heiten — zu allgemeiner dauernder Anerkennung 
gelangen werbe. Bor der juriſtiſchen Auffaffung kann das Patent fernerhin nicht 
als Privilegium oder Monopol befteben; ftatt eine ausnahmsweiſe Begünftigung 
zu fein, ift es vielmehr eine von dem Wohle ver Geſellſchaft geforverte Be— 
Ihränfung. Hiedurch tritt das Patentinftitut auf eine neue Entwidlungsbahn und 
fieht weiteren neuen Öeftaltungen entgegen, die zur Zeit mehr nur gemuthmaßt 
als beftimmt angegeben werben können. 

‚I. Zum Schluffe muß noch in Kürze ver Einwendungen gebadht werden, 
die in jüngfter Zeit, namentlich in England gelegenheitlic ver letzten Revifion ber 
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Patentgefege und in Holland, gegen das Patentinftitut erhoben wurden. 
Man bringt gegen vafjelbe vor, daß es kein geiftiges Eigenthum gebe, daß vie 
Patente ftehengebliebene Nefte des früheren Monopolienwejens feien und alle vie 
Nachtheile äußerten, welche die Monopolien für die Imbuftrie und vie Konſu— 
menten mit ſich führen; vaß es einer Ermunterung zu Erfindungen nicht bedürfe, 
indem diefe als die nothwendige Weiterführung vorhandener Entwidlungen von 
jelbft entjtehen, und daß darum auch das Verdienſt des Erfinders nicht jo groß 
jei, um eine Belohnung anfpreden zu können; daß ferner der Grfinder auch ohne 
Patent genügende Bortheile habe; daß dur die Patente nicht vie Erfindung an 
fi, jondern nur die Anwendung berjelben belohnt werde; endlich daß bie Patente 
für den Erfinder ſelbſt nadhtheilig feien, weil fie ihm Koften verurſachen, ihn vor 
Vollendung der Erfindung zur Beobahtung des firengften Geheimmniffes nöthigen 
und der fertigen Erfindung eine Publicität geben, die zur Nahahmung reize. Es 
wird genügen, zur Wiverlegung biefer Einwendungen hier nur Folgendes zu be- 
merken, Zur Rechtfertigung des Batentinftituts reihen ſchon volkswirthſchaftliche 
Motive bin und es ift micht gerade nöthig, für daſſelbe nad) einer juriftifchen 
Grundlage zu fuchen. Die Patente haben in ven beftehenden Patentgefegen einen 
Sharakter angenommen, der von jenem ber alten Privilegien ganz verſchieden ift. 
Die zeitweife Beſchränkung der Konkurrenz, die das Patent mit fi führt, fichert 
ver Geſellſchaft den Fünftigen dauernden Befig ver Erfindung; fie ift daher ein “ 
Opfer, das ſich veichlid vergilt, und da der erfundene Oegenftand bisher nicht 
vorhanden war, fo geht der Geſellſchaft jelbft für die Gegenwart ein eigentlicher 
Schade nit zu, es handelt fi nur um die einftweilige Bertagung eines Ge— 
winnes. Wenn au bei manden Erfindungen das perfönlihe Verdienſt des Er- 
finders gering ift, jo wird es deren doch immer eine nicht Heine Zahl geben,. vie 
fortgefeßtes Nachdenken, vielfahe Verfuhe und längere koftjpielige Vorbereitungen 
vorausjegen und demnach eine Belohnung verbienen. Worin der Vortheil des 
Erfinders beftehen fol, wenn Jever die Erfindung fogleih nachmachen darf, ift 
nicht einzufehen. Daß nur die Anwendung der Erfindung des Patentfhuges theil- 
haftig wird, liegt in der Natur der Sade, weil die Erfindung eben erft durd) 
die Anwendung erprobt wird und auch nur dieſe für die Intuftrie Werth hat. 
Was die behauptete Koftbarkeit der Patente und die mit der Patentirung ver- 
bundene Publicität betrifft: fo liegt jene nicht im Weſen des Inftituts, und ift 
diefe von unverfennbarem Nugen für die Geſellſchaft. Uebrigens ijt ſchon darum 
nit daran zu denken, daß die genannten Einwendungen den Beſtand des Patent: 
inftituts erſchüttern werden, weil die Tendenz der Gegenwart dahin geht, daſſelbe 
auf eine juriftiihe Grundlage zu ftellen. — 

So jung das Patentinftitut ift, fo befigen wir hierüber doch ſchon eine zahl- 
veihe Literatur, vie theild im theoretiihen Grörterungen über das Patentwejen, 
theils in wiſſenſchaftlichen Bearbeitungen und Erläuterungen der geltenden Patent: 
gejege, theild in Sammlungen ver legteren befteht. Es feien bier blos erwähnt: 
Carpmaül, law of patents for inventions. London 1852 (zur Kunde bes 
eugliſchen Patentwefens); Phillips, the law of patents for inventions. Boston 
1837 (für das norbameritanifhe PBatentwefen); Regnault, de la legislation 
et de la jurisprudence concernant les brevets d’invention de perfectionnement 
et d’importation. Paris 1825; Renouard, trait& des brevets d’invention. 
2. ed. Paris 1844 (ein Hauptwerf); Tillitre, traité theorique et pratique 
des brevets d’invention de perfectionnement et d’importation. Bruxelles 1854 
(vorzüglid, zugleich Kommentar des neuen belgifchen Patentgejeges); v. Krauß, 
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Geift der öfterreichifchen Geſetzgebung zur Aufmunterung ber Erfindungen im 
Face der Imbuftrie, Wien 1838 (giebt zugleich eine Theorie des Patentwejens); 
v. Kleinfhrop, die internationale Patentgefeggebung nad ihren Principien, 
nebft Vorſchlägen für ein künftiges gemeines deutſches Patentredt. Erlangen 1855. 
Dann die Abhandlungen über das Patentweien von Ammermitller in d. Zeitjchr. 
f. d. gef. Stantswiffenihaft, 3. Bd. 1846, von Weinlig im Archiv f. polit. 
Delonomie N. F. I. Br. 1843 und VII Bo. 1848, von Rob. Mohl in der 
krit, Zeitſchr. f. Rechtsw. u. Geſetzg. d. YAuslandes 25. Bo. 1852; von Horn 
im Bremer Handelsblatt Jahrg. 1854 Nr. 155—160, mozu noch neueftens bie 
Abhandlung in der deutſchen Bierteljahrsihrift: „Der Schug inbuftrieller Exfin- 
dungen in Deutſchland durch eine gemeinfame Patentgefeggebung” Jahrg. 1857 
3. Heft kam. Eine überfichtlihe Darftellung des Ganges ver für Deutſchland 
befonders wichtigen äfterreihifhen Patentgefepgebung giebt vie Abhandlung des 
Unterzeichneten: „Die öſterr. Erfindungspatentgefeggebung” im Archiv f. polit. 
Delonomie N. %. 10. Br. 1853. Aus der langen Reihe der originellen Schriften 
von Jobard heben wir heraus: Creation de la propriété intellectuelle. Bru- 
xelles 1843; Nouvelle &conomie sociale ou monautopole iudustriel, artistique, 
commercial et litteraire fond@ sur la perennit€ des brevets d’invention ete. 
Paris 1844; Organon de la propriété intellectuelle. Paris & Bruxelles 1851. 
Unter den Sammelmwerten bemerfen wir: Schuller, Handbuch ver Geſetze über 
ausfchliehliche Privilegien auf neue Erfindungen. Wien 1843 (unvollendet); 
Dujeux, Recueil des lois et des reglements en vigueur sur les brevets 
d’invention chez les differents peuples. Bruxelles 1846; Stolle, vie ein- 
heimifche und ausländiſche Patentgefeggebung zum Schuge gewerblider Erfindum- 
gen. Leipzig 1855. Fr. Matowiczte. 


Eroberung. 


Große Eroberer find die leuchtenden Kometen am Firmament ver Geſchichte. 
Ihre Erſcheinung verfegt die Mitwelt in Aufregung; ihre perſönliche Gegenwart 
wirkt eleftrifh auf die Schaaren, die auf den Helven, der fie führt, ihr unbeding— 
tes Bertrauen gefett haben; der Strahlenglanz ihres Andenkens zieht Jahrhunderte 
hindurch die ftaunenden Blide der Nachwelt zu fih empor. 

Sind wir berechtigt, diefe großen Geftalten, die mitunter in unvergleichlicher 
Gigenthümlichkeit und Majeftät durd tie Geſchichte dahinfchreiten, mit einem und 
demfelben Mafftabe juriftifcher Lehrſätze zu meſſen? Giebt es überhaupt allgemeine 
Sätze, nach denen die Eroberungen, ohne Unterfhied der geſchichtlichen Zeiten und 
Verhältniffe, beurtheilt werden dürfen? Hat Wlerander ein Recht gehabt, das per- 
ſiſche Reich zu erobern und ein griecifch-macebonifhes Reich zu gründen vom 
adriatiſchen Meere bis zum Indus? Sind die Römer zu verurtheilen, wenn fie 
durch ihre Eroberungen die alte Welt in ven Orbis Romanus verwandelten? 
Durften die Germanen in das römifche Reich einbrehen und die römiſche Herr- 
(haft in ven Staub treten? Durften überhaupt die einzelnen Helden und bie 
Helvenvölfer alter und meuer Zeit, durch Unterwerfung fremder Stämme mächtige 
Reiche gründen? Darf der gebildete Europäer noch heutigen Tages feine Ueber: 
legenheit benugen, um erobernd fi wilde Stämme zu unterwerfen ? 

Soll auf viefe großen Fragen eine Antwort gegeben werben, fo darf man 
das Verhältniß abgelagerter Nechtsfäge zu den lebendigen Strömungen 
der Geſchichte und zu den großen Procefjen des gefhichtlihen Werd ens nicht 
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verfennen ; jo darf man ſich weder zu einer befhränften, ſchulmeiſterlichen Schä- 
gung jener ftaunenerregenden Phänomene beftimmen, noch. darf man ſich blenden 
und um fein Urtheil bringen laffen durch einen Glanz, hinter dem fidy vielleicht 
nur free Rechtsverachtung und eine Selbſtſucht von ungewöhnlid großen Di- 
menfionen verbirgt. 

Es giebt Zeiten im der Gefchichte der Staatenbildung, die man nur dem 
gährenden Chaos vergleihen kann. Die Völker find nod in unfteter Bewegung, 
feine fefle Grenze fcheidet den einen Staat von dem andern, feine fefte Orb- 
nung, feine gegenfeitige Anerkennung ftellt den einen vor dem andern ficher, 
Alles ift Anarchie. Wenn nun in folden Zeiten Männer auftreten, die dieſem 
Schaufpiel allgemeiner Unordnung nicht ohne Aufregung aller ihrer Lebens— 
geifter zuzuſchauen vermögen, Männer, denen dieſer Anblid der Anarchie und Un— 
geftalt unerträglich ift, weil fie im fich felbft die unwiderſtehliche Kraft fühlen, 
Geſetz in die Gefeglofigkeit, Maß in das Ausſchweifende, Geftaltung in das 
Chaos zu bringen; und wenn dieſe Männer vie ihnen von der Vorfehung zu— 
getheilte bildende und ordnende Thatkraft, in ver Form der Eroberung, zur Grün— 
dung fefter Reiche benugen : jo darf folde Eroberung gar nicht nad den Regel— 
chen völferrechtlicher Lehrbücher beurtheilt werden, fondern fie trägt ihr eigenthüm- 
liches Geſetz in ſich felbft, ift nur ver fchaffenden Naturkraft vergleihbar und hat 
ihre Mptfertigung ſchon in der fiegreichen Gewißheit feiner weltgejchichtlichen 
Aufgabe, die dem Helven mit höherer Nothwendigkeit die Bahnen feiner Thätig- 
teit vorzeichnete. Sind vie Völfermaffen nod völlig roh, fo kann die orbnende 
Macht ihnen nur von einer überwältigend großen Verfönlichkeit fommen; und fo 
lange eine geiftige Einwirkung zur Aufrichtung der Ordnung noch nicht anwend⸗ 
bar ift, weil es an ver Empfänglichkeit für geiftige Einflüffe bei ven Maſſen noch 
fehlt: fo lange währt die Hervenzeit, und fo lange ift die Anwendung phy— 
fifher Gewalt, mithin auch ver Gewalt der Eroberung, vollflommen am Drte. 

Und den Heroen begegnen wir nicht blos in der Morgendämmerung der 
Geſchichte des Menſchengeſchlechtes, wo es fih um die erfte Gründung der Staa- 
ten handelt. Die Staatenwelt erlangt allerdings ſchon früh eine gewiſſe Geftaltung, 
die Berhältniffe der Völker zu einander befeftigen ſich, ver gefhichtlihe Bildungs- 
proceß gewinnt einen gewiſſen Abſchluß und beftimmte Verträge geben dieſem Ab: 
ſchluſſe eine formelle Sanftion. Allein auch viefen geregelten Zuftänvden iſt feine 
ewige Dauer befchieven; fie find gut und befriedigend eine Zeit lang; barliber 
hinaus werden fie ungehörig und morſch. Daher treten von Zeit zu Zeit in ver 
Geſchichte große Berfönlichkeiten und neue Völlker auf, die eine fcheinbar feft- 
geworbene alte Welt zertrümmern, um einen neuen Zuftand der Dinge herbei- 
zuführen, deſſen weltgefchichtlihe Stunde gefchlagen hat. Sie zerreißen mit gewalt- 
famer Fauſt, was vie alten Staatenverträge mühſam verfnüpft hatten. Sie zer: 
breden das formelle Recht, um dem materiellen Rechte eine entjprechenvere, ſchon 
zu lange entbehrte Form zu ſchaffen. Und ift der von ihnen angeftrebte neue 
Zuftand der Weltverhäftniffe erft va, jo Frönt man jene Perfönlichkeiten mit dem 
Lorbeerkranze des weltgefhichtlihen Helden. Kommt aber feine ſolche große Per: 
fönlichkeit, fo ift es am Ende vie Macht der Zeit allein, die auffteigende Woge 
der fortfhreitenden Bildung, die völlige Veränderung der Bebürfniffe und ber 
Denfweife, die veränderte Zufammengehörigkeit, Wahlverwandtihaft und Anziehungs- 
kraft der Völker, wodurch das alte Stantengebäude aus ven Fugen bridt und in 
feinem Sturze die alten Verträge mit fi zu Boden reißt. 

Auh die Heroen dieſer Staatenfataftrophben können nicht mit dem ge— 
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wöhnlihen Maße gemeilen werben. Allerdings finden fie einen beftehenden Rechts— 
zuftand vor. Diefen haben fie unzweifelhaft zu achten, wie gebrechlich ev audy bereits 
fein möge. Sie würden eine ſchwere Schuld auf fid) laden, wenn fie ohne Rechts» 
grund einen Eroberungstrieg eröffneten. Wird ihnen aber ein Rechtsgrund zum Kriege 
gegeben und führen fie dann den Krieg ſiegreich: jo kann an fie ſchwerlich das 
fonft allerdings völlig gerechtfertigte völkerrechtliche Gebot geftellt werben, daß fie, 
nachdem ihnen die Rechtsforverung, die zum Kriege gerechten Anlaß gab, befriedigt 
worben ift, das eroberte Gebiet, welches durch die rehtmäßige Eroberung erft in fein 
angemeffenes und natürliches Territorialverhältniß gefommen ift, zu Gunſten des 
alten Rechtszuftandes wieder herausgeben. Alte Verträge können bier ven alten 
Zuſtand nicht mehr fügen. Diefe Verträge haben ſich jegt überlebt. Die Ber- 
hältniffe find nun einmal völlig andere geworben. Das Völterrecht erkennt ja jelbft 
den Grundſatz an, daß die Verträge, auch wenn fie für ewige Zeiten geſchloſſen 
find, doch nur jo lange Verbindlichkeit haben, als ihnen die nod nicht völlig 
veränderten Umftände einen verftändigen Sinn laffen. An ver Clausula rebus 
sie stantibus, bie in jedem Staatenvertrage ſchweigend enthalten ift, befommen 
fegtlich alle Staatenverträge die Enplichkeit zu empfinden, die jeder pofitiven Sa— 
gung anhaftet; dieſe Klaufel ift die Achillesferfe, an der die Alles ummanbelnde 
Geſchichte ven altersſchwachen Verträgen ven tödtlichen Stid) verfegt. 

Berfchiedene Anfichten finden ſich in der Beantwortung der Frage, 8b die 
civilifirten Völker beredhtigt find, fih das von wilden Stämmen 
bewohnte Gebiet zu unterwerfen. 

Manche Autoren erklären es für eim Necht der gebilveten Bölker, die nur von 
Wilden bewohnten Länder unter eine geordnete ftaatlihe Herrfhaft zu 
bringen. Denn es ſei fittliche Aufgabe des Menſchengeſchlechtes, überall den Staate- 
und Rechtszuſtand einzuführen, und ed werde dadurch ven Wilden felbft won Sei— 
ten der Gebildeten der befte Dienft geleiftet. Andere ftellen auf, die gebilveten Völler 
dürften neue Staaten nur gründen in völlig unbewohnten neu entdedten Lün- 
dern. Wo ſchon irgend eine Bewohnerfchaft ſich vorfinde, da fei nur dieſe jelbft zur 
Staatsbildung auf ihrem Gebiete befugt: Die Staatebildung müſſe aus den Ein- 
geborenen felbft emporblühen. Man jolle ihnen vazu hülfreih vie Hand bieten, 
bürfe aber nie Gewalt anwenden. Unterwerfe man die Unicivilifirten, jo jet zwar 
ver bürgerliche Zuftand im Momente da, während er nur fehr langfam zu Stande 
fommen werde, wenn er erft darauf gegründet werden folle, daß er ein inneres 
Bedürfniß ver Eingeborenen geworben ift. Allein die Schnelligkeit fei bier nur 
fheinbar. Denn biejenigen, bei denen ver bürgerliche Zuftand durch Gewalt ber- 
vorgebradht werde, hätten anfänglich gar nit pas Bewußtfein, daß ein folder 
unter ihnen exiftirt, ſondern fühlten fich blos unterbrüdt. Sie würden daher bie 
Neigung haben, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, Unterjohung durch Empörung. 
(Dies ift die Auffaffung Schleiermader's, riftlice Sittenlehre, Berlin 1843, 
©. 289.) 

Es muß nun allerdings wohl zugegeben werben, daß die Staatsbildung we 
möglich den Eingeborenen zu überlafjen fei. Unmenſchliche Gewaltthätigteiten gegen 
fie verüben, um bei ihnen den Staat einzuführen, hieße das Staatenthum auf 
Koften des Menſchenthums einführen; dieſer Preis wäre unbedingt zu hoch. Allein 
es ift auch auf der andern Seite zu erwägen, daß das Umpbherzieben der 
Wilden auf ungeheuren Länderftreden nit als eine wahre Be— 
fignahme angefehen werden fann. Wollten alle Bölfer jo viel Raum 
einnehmen, fo hätte das Menſchengeſchlecht ſchon längft keinen Play mehr auf 
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der Erde. Es ift vaher zu behaupten: wo wilde Stämme noch Feine feften Wohn 
fige gewonnen und auf beftimmten Gebiete noch feine gefellfchaftlihen Einrich— 
tungen befigen, da ift der gebildete Europäer von ter Gründung eines Staates 
nicht ausgefchloffen. Man kann von den gebrängt wohnenden Völkern Europa’s 
nicht verlangen, daß fie fih auf ihr Gebiet beſchräuken. Das Recht der Wilden 
bat auch eine Grenze. Diefe läßt fi in unferm Falle finden, wenn man fid bie 
Erbe als den für das ganze Menſchengeſchlecht beftimmten und nach diefer Abficht 
zu theilenden Wohnfig denkt. (Vgl. über viefen Punkt Vattel, Droit des gens, 
Liv. I. Chap. XVII. $. 208, 209.) Nicht minver ift zu erwägen, daß der Zu- 
ftand der Wilden oft nichts weniger ift, als ein Zuftand kindlicher Unfhuld und 
Harmlofigkeit; daß vielmehr gar häufig wilde Stämme im Zuftande ver ent: 
ſetzlichſten Entartung angetroffen werben, in weldem fie gewohnheitsmäßig 
Sraufamleiten und Unmenſchlichkeiten verüben, vie zu hindern eines Jeden Pflicht 
ift, fobald er nur die Macht dazu befist. Sellte nun wohl das Interefle ver 
Menſchlichteit dem Gebildeten, dem eine entwidelte Induſtrie vie Mittel zur leid: 
teften und eben deßhalb bumanften Unterwerfung uncivilifirter Stämme in bie 
Hand giebt, nicht ein Necht zufprechen, durch erzwungene Ginführung eines ftaat- 
lichen Zuftandes den Graufanteiten, Menſchenſchlächtereien und Menfchenfreflereien 
ein Ende zu mahen? Oder follte es wirklidy eine Pflidt geben, die Kraft zur 
fofortigen Hemmung der Greuelthaten zurüdzuhalten, damit nur ja die Herren 
Menfchenfrefier ſich durch den neuen ſtaatlichen Zuftand nicht „anfänglich unter- 
drüdt“ fühlen?! — 

Die erfte Gründung der Staaten durch Eroberung; die Eroberung in deu 
Zeiten großer Stantenfataftrophen, welche am Ende einer alten Welt hereinbrechen 
und eine neue Aera eröffnen; vie Eroberung des von wilden Stämmen bewohnten 
Gebietes, fei es um einer civilifirten Bevdlferung ven ihr fehlenden und bei ven 
Wilden im Ueberfluß vorhandenen Naum zu ſchaffen, fei es um unerbörten Un- 
menſchlichkeiten ein Ziel zu fegen: alle biefe bisher beſprochenen Greigniffe find 
vorübergehende Phaſen ver Sefchichte, feltene Ausnabmsfälle Sie liegen außerhalb 
des Kreiſes eines georbneten, mehr oder weniger befeftigten Staatenfyftemes ; fic 
gehören den großen geichicdhtlihen Bewegungen an, nidt ven Zeiten eines auf 
beftimmten Rechtsbegriffen ruhenden Staatenlebens. Es ift aber bisher noch gar 
nicht berührt worten die nur auf die Berhältnifje eines geordneten 
Staatenfyftems berehnete Lehre, die das heutige Völkerrecht den— 
jenigen Staaten vorfhreibt, welde diefem Staatenſyſteme an- 
gehören. Diefem Gegenftande ausschließlich wird vie folgende Erörterung ge- 
widmet fein. 

Man pflegt aufzuftellen, vie Eroberung ftehe in demſelben Berhältniffe zu 
ten unbeweglihen Saden des Feindes, wie die Beute zu ven bewegliden. 
Dies ift durdaus fchief. Denn das unbeweglihe Eigenthum der Unterthanen des 
feindliden Staates darf, nad dem heutigen Bölferrechte, nicht weggenommen wer- 
ven. Die Eroberung begritndet daher im Allgemeinen nicht, wie die Beute, eine 
privatrehtlide Aneignung. Sie bezieht fi vielmehr auf das feindliche 
Staatsgebiet und auf die Souveränetät über daſſelbe. 

Das Recht der Eroberung fteht kriegführenden Mächten gegen einander zu; 
ed bildet einen Theil des Kriegsredhtes, Die Eroberung macht den Eroberer einft- 
weilen zum Gouverän des eroberten Gebietes. Endgültig fann er aber ber 
Regel nad die durch Eroberung erlangte Souveränetät nur kraft einer fürmlichen 
Abtretung derfelben im Friedensſchluſſe erhalten. Die einftweilige Souverä— 
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netät giebt dem Groberer alle aus der Souveränetät fließenden Rechte. Er kann 
Geſetze erlaffen und die verſchiedenen Hoheitsrechte ausüben, namentlich auch das 
Münzreht und die Militärhobeit. Defgleihen hat er die Verfügung über bie 
Staatsbomänen, die er für feine Rechnung verwalten laffen, aber auch veräußern 
fann. Findet er einen BVerfaffungszuftand getheilter Souveränetät vor, jo fann 
er nicht nur den dem früheren Staatsoberhaupte, fondern aud den ber Vollsver— 
tretung zugetheilten Antheil der Sonveränetät als feinen Erwerb betrachten und 
demnad die Verfaffung abändern. (Vgl. indeh den Artikel „Poftliminium“.) Ber 
Allem ift er befugt, vermöge der in feine Hand gelangten Souveränetät die Rechts— 
anfprüche durchzuſetzen, deren Befriedigung durd ven Krieg angeftrebt wurde, und 
zugleih die von ihm aufgewendeten Kriegsfoften einzutreiben. 

Einen Anfprudh auf dauernde Abtretung des eroberten Gebietes hat 
ver Groberer regelmäßig nicht. Der Krieg war ihm nur geftattet zur Durch— 
jegung feines Nechtes. Weiter, als es zu dieſem Zwecke erforderlich ift, reicht auch 
das Groberungsreht nicht. Hat demnach der Eroberer, vermöge feiner vorüber 
gehenden Souveränetät über das eroberte Gebiet, jein Recht vollftändig durchgeſetzt 
und aud die Zahlung der Kriegstoften erlangt, jo muß er den eroberten Staat 
wieder freigeben. Können jedoch die Koften von dem ercberten Staate in feiner 
Weife gezahlt werben, jo hat der Eroberer einen Anjprud auf dauernde Abtretung 
eines entſprechenden Theiles des eroberten Gebietes, wenigftens dann, wenn durch 
eine ſolche Abtretung nicht die geheiligten Rechte der Nationalität verlegt zu wer- 
ben brauchen, alfo in demjenigen Falle, wo vie Bevölkerung des abzutretenden 
Gebietstheiles mit der des übrigen Staatengebietes nicht eine einheitliche nationale 
Perfönlichkeit bilvet. Auch danı hat der Eroberer einen Anſpruch auf dauernde 
Abtretung eines Gebietstheiles, wenn ihm nur hiedurch Sicherheit für die 
Zukunft gefchafft werben kann. Ja es rechtfertigt fich fogar, wenn durchaus nicht 
anders Sicherheit zu gewinnen ift, die dauernde Einverleibung des ganzen erober- 
ten Staates. Berner. 


Erzbiſchof, ſ. Biſchof. 
Erziehung. 
Sittliche und geiſtige Erziehung. 


Unter Erziehung verſtehen wir die geſammte bewußte und abſichtliche Ein— 
wirkung der mündigen Menſchheit auf die noch unmündige, um dieſe zum Bewußt— 
fein ihrer Lebensaufgabe und zur Tüchtigkeit für dieſelbe, d. h. zum Erfüllenkönnen 
und -wollen derſelben zu führen. Der Menſch iſt nicht ein bloßes Naturweſen, 
ſondern zugleich ein hiſtoriſches; er kann daher nicht durch die Natur, ſondern nur 
durch die Geſchichte, durch hiſtoriſche Einwirkung zur vollen wahrhaft menſchlichen 
Bildung und Vollendung kommen. Wenn es auf den erſten Blick auffallend oder 
ungeeignet erſcheinen mag, daß der Menſch unter allen Geſchöpfen der Erde im 
Zuſtande der größten, kläglichſten Hülfloſigkeit geboren wird, ſo zeigt ſich der 
näheren Betrahtung, daß gerade dieſe gänzliche Hülfloſigkeit und Verlaſſenheit des 
nengebornen Menjchen von Seite der finnlihen Natur in feiner höheren Natur 
begründet fei, oder dieſer wenigftens wejentlidh zu Statten fomme. Es ift nämlich 
dadurch die Nothwendigleit gegeben, daß der Menfc gleich in ven erften-Momen- 
ten feines Lebens dem Gebiete der bloßen Natur entnommen und in das Gebiet 
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ver Geſchichte, in das Reich des Geiftes aufgenommen werde, Nicht die bewußt- 
loſe Natur, jondern menſchliche Aufmerkſamkeit, Liebe und Sorgfalt, alfo geiftige 
Thätigkeit, erhält das junge Yeben und bilvet es fort; fo daß felbft pas, was ver 
Leib zu feiner Erhaltung und Ausbildung bedarf, zuvor durch das Gebiet des 
Geiftes gehen, vom menſchlichen Urtheil geprüft, von ver Yiebe geweiht werben 
muß. Und auf dieſe Weife find in der Pflege und Sorgfalt für die leibliche Na— 
tur nothwendig gleich die Anfänge der Bildung der geiftigen vorhanden, melde 
dann ihre Yortfegung findet in den verfciedenen Organen ver Erziehung, in der 
Familie und Schule, durd ven Staat und vie Kirche. 

As Hauptbedingung der rechten Erziehung muß die Naturgemäßbeit 
bezeichnet werben, d. 5. es ift jo einzumirfen auf die unmündige Menfchheit, wie 
vie menjchliche Natur es zum Behufe ihrer normalen Ausbildung, ihren Entwid- 
(ungsgefegen und ihrem Ziele gemäß forbert. Die Forderung der Naturgemäßheit 
wollen wir alfo nicht in dem bejchränften und äußerlichen Sinn genommen wifjen, 
wie ed zuweilen gejchieht, ſondern in durchgreifendfter und umfaſſendſter Bedeutung, 
jo daß fie fih auf alle Anlagen und Kräfte, die fürperlicen wie geiftigen erftredt, 
und alle Lebens- und Wirkungszwede einſchließt. Wir würden aljo die Erziehung 
nicht als naturgemäße anerkennen, ſondern als naturwidrige erflären, welche 3. B. 
die religiöfen Kräfte, Anlagen und Bedürfniſſe unberüdfichtigt, unentwidelt und 
unbefriedigt ließe, wie Rouſſeau fie in Vorfhlag gebradt; fo wenig als jene 
naturgemäß wäre, welche bie körperlichen Kräfte und Organe ungeübt und unge 
bildet laſſen würde. Ebenfowenig fünnte die Erziehung als naturgemäß gelten, 
welche nur irgend einen Lebenszweck des Menſchen im Auge hätte, andere aber 
unbeachtet ließe. So wäre ımnatürlid die Erziehung, welde nur darauf ausgienge, 
für den Vebensgenuß in aller Weife ven Zögling empfänglic und fähig zu ma— 
hen, ober nur für irgend einen Yebensberuf tüchtig zu bilden; denn der Menſch 
iſt nicht ein blos Nahrung und Genuß ſuchendes Naturwefen oder eine bloße Er- 
werbmaſchine. Auch wäre es unnatürlih, ihn blos für den Staatszweck zu bilden 
und jo zuzurichten, daß er ein mügliches Glied in der Maſchine vejielben werde; 
denn ſchon als irdiſchem Individuum würde ihm durch dieſe, eine völlige Selbft- 
loſigkeit bezweckende Behandlung Unrecht geſchehen. Vollends feine höhere Natur, 
gemäß weldher er ein ewiges Ziel erftrebt und vie ihm daher ald einzelner 
Perfönlichkeit für fi unenvlihen Werth fichert, geftattet niemals, ihn blos als 
Mittel oder Werkzeug zu betrachten und zu bilden. Wenigftens kann dies da nicht 
geihehen, wo das den Menfchen aus der Gewalt der Natur und ver irbifchen 
Geſchichte befreiende und ihm ewigen, jelbftftändigen Werth und übernatärliche 
Würde fihernde Chriftenthum zum Verſtändniß gekommen und zur lebengeftalten- 
ven Macht geworben ift. 

Naturgemäß alſo wirb va die Erziehung fein, wo das natürliche und über— 
natürliche Daſein und Vebensziel des Menfhen im Auge behalten und angeftrebt 
wird, und zwar wie fid von felbft verfteht, fo, daß das höhere Ziel als das höhere 
und wichtigere, ald das maßgebende angejehen und berüdfichtigt wirb, nicht aber 
umgefehrt; womit wir indeß feineswegs dem Principe „falſcher Religiofität und 
Kirchlichleit“, wie Sailer es nennt, das Wort geredet haben wollen. Denn das 
höhere Dafeinsziel des Menfchen fann ja felbft nur erreicht werben durch treues, 
pflidtgemäßes Streben nah den natürlihen Yebenszielen in ven verfhiedenen 
Lebensberufen, jo daß das Streben nad) jenem das nach diefem nicht aus-, ſondern 
vielmehr einfchließt. Niemand fann fih den Himmel verdienen durch Sorgloſigkeit 
und Untüchtigfeit in ven Geſchäften des Lebens. So aufgefaßt beveutet die For— 


430 Erziehung, fittliche und geiftige. 


derung: der Menſch müffe naturgemäß erzogen werben, in die Sprade der 
Religion übertragen fo viel als: ver Menfh muß dem Willen Gottes gemäß 
erzogen werben, d. b., fo daß er feine ihm gefette höchſte Beftimmung evreichen 
fann und will durd Ausbildung un? Anmendung der ihm eigenthümlichen Kräfte 
und Anlagen, die ihn für einen beftinnten Yebensberuf befähigen. Ganz daſſelbe 
ift gemeint, wenn man fagt, der Menfch müſſe feiner Idee gemäß erzogen werben, 
denn dies kann auch nichts anders heißen als: er muf fo erzogen werben, daß 
dasjenige aus ihm wird, wozu fein Welen urfprünglic angelegt und mit Kräften 
ausgeftattet ward, und wird er das, dann geftaltet er ficdh zu dem, wozu Gott 
‚Ihn beftimmt; der göttliche Wille und Gedanke von ihm (Idee) wird durch ihn 
und an ihm realifirt. Damit wird denn auch die Forderung der „Bumtanität bei 
der Erziehung in Erfüllung gebracht, d. h. es wird wahrhaft zur Menfchlichkeit 
erzogen, es wird bie menfchliche Natur zu ihrer vollen normalen Geltung umd 
Entwicklung gebracht innerlih und änßerlich. 

Indem wir fo in die Forderung der Naturgemäßheit der Erziehung, auch die Bil- 
dung fir einen beftimmten Tebenszwed und Beruf aufnehmen, müſſen wir durchaus 
jenem Princip der Ziellofigkeit und Vagheit entgegentreten, tag man in nenerer Zeit 
bat zur Geltung bringen mollen im Interefie eines vagen Humanismus. „Die 
Schule”, fagt man, „hat nicht die Aufgabe, zu müßlichen Zwecken des Lebens 
tüchtig zu machen oder abzurichten; auch nicht die Aufgabe für irgend eine religtöfe 
Anſicht zu bilden und abzurichten; auch nicht die Aufgabe fir die jeweilige Staats— 
verfaſſung abzurichten; — fondern fie hat die Aufgabe: den Menfchen rein und 
frei aus ſich zu eniwideln, fie foll ven Kern, der im Menfchen liegt, aus dem 
Innern des Bewuftieins hervorholen und ihn fich frei erfchließen laſſen.“ Ein 
bloßes Abrichten freilich darf die Erziehung niemals fein, wohl aber allervings 
eine Bildung für das Yeben und feine Aufgaben für den Staat und die Religion. 
Die Kraft des Menſchen entwidelt ſich nicht frei und rein ohne beftimmtes Ziel, 
gleihfam ins Blaue hinein, ſondern geftaltet fih nur in gewifler Beſchränkung 
auf ein Ziel zur rechten Tüchtigfeit. Ziellos und vag den Menſchen rein und 
frei aus fih entwideln, hieße ihn zur Untüchtigkeit für das Leben beftimmen und 
dem allezeit bereiten Mißgeſchick deſſelben fchuglos preisgeben; hieße Bolt umd 
Staat zur Desorganifation vorbereiten und dem Individuum wie dem Volle den 
Halt und Troft des religiöfen Glaubens zugleich mit der Tüchtigfeit für das Le- 
ben zerftören. Eine Erziehung diefer Art wäre nur geeignet, Vagabunden im fo- 
cialen, intelleftuwellen und religiöfen Gebiete zu Bilden. 

Was die Methode der Erziehung im Befonderen betrifft, jo gift auch von ihr bie 
Forderung der Naturgemäßheit ebenfo wie vom Ziel und Princip verjelben. Als na- 
turgemäße Methode aber fünnen wir am füglidhften wohl die organifcdhe gelten 
machen, d. h. jene, welche vie Entwidlung der organifhen Natur nachzuahmen ftrebt, 
indem fie den Menfchen betrachtet und behandelt als ein felbftthätiges, von innen 
heraus ſich entwidelndes Weſen, das aber zum Beginn und zur Yortfegung biefer 
förperlihen wie geiftigen Vervollkommnung der Einwirkung von Außen bedarf. 
Analog nämlich der körperlichen Natur entwidelt ſich auch die geiftige; felbftthätig 
von Innen ber, aber zugleich beftändig von Außen aufnehmend und der Anregung 
bebürfend für Gemüth, Willen und Erkenntnißkraft. Das Wefen viefer organifchen 
Methode ift ausgebrüdt oder angedeutet wenigftens ſchon im deutſchen Worte 
„Erziehung“. Der Borfylbe „Er“ ift nämlich die Bedeutung der Inmerlichfeit 
und jelbftthätigen Erhebung aus der innern Tiefe der Seele eigenthümlich, wie 
das auh an dem Worte „Erbauung“ bervortritt; „Ziehen" aber brüdt die Ein- 
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wirkung von Außen aus, in folge derer die innere Selbftthätigfeit beginnt und 
fortgefet wird, „Grziehen“ bedeutet alfo: jo auf den unmündigen Menſchen, 
dv. b. auf Gemüth, Willen und Ertenntnißfraft defielben einwirken, daß die innere 
Selbſtkraft vefjelben erregt wird und von Außen den angemeflenen Stoff zur 
Selbjtbethätigung und Verarbeitung erhält, jo daß er allmählig erftarft und felbft- 
ftändig und mündig wird. Mit diefer Forderung der „organifhen Methode" weiſen 
wir zwei einfeitige und eben darum falfche Methoden ab, nämlich) die blos mecha— 
nifhe umd die, welhe man die dynamiſche nennen kann. Die mechanische Methode 
verfäumt (oder hemmt fogar) die Bildung ver Selbftkraft, will dem Jüngling Alles 
von Außen nur anthun durch Zwang, äußerliche Uebung und Gewöhnung, 
durch bloße Abrichtung fir die Lebensgefhäfte, für Sittlichkeit (Gejegmäßigfeit) 
und Religion (Religionsübung). Der Zögling wird mechaniſch behandelt, wie Wade 
oder Marmor vom Künftler. Ganz das Gegentheil diefer Methode ift die dynami⸗ 
iche, deren Schlagwort „Kraftübung” ift, Die in neuerer Zeit vorzüglich nad Gel- 
tung gerungen hat und angebahnt wurde zumeift durch Peſtalozzi. Sie geht 
zu einfeitig nur auf Erregung und Uebung der Selbftkraft, auf geiftige Oymnaftit 
oder formale Bildung aus. Sie eutſpricht der fubjektiv-idealiftiihen, apriorifch 
konftruiventen Methode auf dem Gebiete der Philofophie ziemlich genau und theilt 
mit diefer das Ginfeitige, Unpraftiihe und Verkehrte. Das Gemüth des Menſchen 
wird nicht gebildet durch bloße Erregung und Beſtürmung, der Wille no nicht 
durch bloße Willkür und freie Bethätigung, denn nicht nur zur Freibeit, fondern 
aud zur Güte muß derfelbe gebilvet werden. Ebenſo wird aud das Erfenntniß- 
vermögen nicht durch bloße Anregung und Heuriſtik gebiltet, fondern durch Dar- 
bieten des Erkenntnißſtoffes, der gleihfam die Nahrung bildet, und felbftthätig 
angeeignet und verarbeitet, zugleich die Kraft ftärft und das Beſitzthum des Gei- 
ftes erweitert. Wie dur eimfeitige Anwendung der mechanischen Methode unfelbft= 
ftändige, zur Stabilität und zu felbftiofem Gehorſam geneigte Menfchen gebilvet 
werden, jo durch vie einfeitig dynamische Methode Menſchen von zügellofer Will- 
für, leerem Räfonnement und überftürzenden: Egoismus. Beide Methoden find, ein 
jeitig angewendet, widernatürlih und widergeſchichtlich. 

Nach viefen allgemeinen Bemerkungen fünnen wir num übergehen zur Er— 
örterung des Verhältniſſes des Staates zur Erziehung, oder zur 
furzen Darftellung ver Nedte und Pflichten, die dem Staate in Betreff ver Er- 
jiehung der Jugend zukommen. 

Daß der Staat das Recht und die Pflicht hat, die Erziehung der Jugend 
wahrzunehmen, dürfte gegenwärtig ſchwerlich mehr verfannt oder in Abrede geftellt 
werden, obwohl allerdings die Zeit nod nicht ſehr weit hinter uns liegt, in wel- 
her er zu biefer Einficht gekommen ift und berjelben praftifhe Folge gegeben 
hat. Unzweifelhaft ift dieſes Recht und dieſe Pfliht, man mag die Aufgabe des 
Staates in Bezug auf die einzelnen Individuen oder in Bezug auf ſich ſelbſt als 
Ganzes oder endlih im Bezug auf Die Weltgefchichte betrachten. Offenbar wird ja 
ver Staat das Wohl der Einzelnen, wie e8 jeine Hauptaufgabe ift, ganz befon- 
ders dadurd fördern, daß er ihnen vie Möglichkeit gewährt, ihre Gaben und 
Kräfte angemeffen zu bilden umd zu üben, woburd fie in den Stand gefegt wer- 
ven, ſich perfönliche Geltung zu erringen, in irgend einem Yebensberuf tüchtig zu 
wirfen und ihre Griftenz zu fichern, Gute Erziehung und Bildung erfegt gar wohl 
den Mangel fonftigen Befisthums und Vermögens, und forgt daher der Staat 
für viefe, jo bereichert er die Einzelnen dadurch und zugleich ſich ſelbſt als Gan— 
3e8. Gr felbft wird nämlich aud um jo mehr gedeihen nad Innen und um fo 
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mächtiger ſein nach Außen, je mehr all die leiblichen und geiſtigen Kräfte, welche 
die Geſammtheit der Individuen in ſich birgt, ausgebildet find nnd in Anwendung 
tommen. Trägt er alfo für dieſe Sorge, jo verftärkt er in dem Maße jeine Macht, 
feine innere Energie und Leiftungsfähigteit. Dod) genügt es noch nicht, daß die An- 
lagen und Kräfte des gefammten Volkes die gehörige Ausbildung erhalten, damit fie 
ſich bethätigen können in den verſchiedenen Gebieten und Berufen des Lebens, fon- 
‚ dern die Erziehung muß aud dahin wirken, daß alle Individuen mit ihren Kräften, 
Fertigkeiten und Gütern harmonisch zufammenwirfen wollen zum Beften ver Ge: 
fammtheit des Volkes, zur Förderung bes Staates, d. h. die Erziehung muß aud 
eine patriotifche fein. Der Staat hat dahin zu mwirfen, daß die Jugend zum 
Patriotisnius erzogen werde, zu jenem Patriotismus, ver das Gegentheil des 
Egoismus, alfo der eine jittlihe Gefinnung, eine wahrhafte Tugend ift. Bil- 
dung zum Patriotismus und Bildung zur Moralität, insbefondere zur Menſchen— 
und Nächftenliebe, vürfen nicht als zwei ganz verfchiedene Dinge betrachtet werben. 
Allerdings ift es richtig, daß fih Patriotismus, d. h. Viebe zum Vaterlande umd 
zu beimifcher Sitte und väterlichen Rechten, vorzüglich da erhalten und bilden wird, 
wo geredhte menſchliche Negierung mwaltet und wo es ben Ginzelnen wohl ergeht; 
allein dieſer Patriotismus jchlägt doch leicht in Egoismus, alfo in das Gegentbeil 
des wahren Patrietismus um, wenn ihm vie ſittliche Grundlage fehlt. 

Endlich wird der Staat der Erziehung und Bildung der Jugend und damit 
des ganzen Volkes auch um feiner weltgeſchichtlichen Aufgabe willen feine Sorgfalt 
zuwenben müſſen. In der Gefchichte ver Menſchheit haben zumeift nur die Völker 
eine Bedeutung, welde fi durd ihre Religion und durch ihre Bildung ausge 
zeichnet haben; das find bie eigentlihen Träger der Weltgeſchichte; die übrigen, 
die bildungslofen Völker find nicht viel mehr als taube Nieten oder unmwefentliches 
Bauwerk der Geſchichte; oder wenn fie auch momentan eingeariffen haben, fo ge— 
ſchah es dod nur in zerftörender, ven geſchichtlichen Gntwidlungsgang hemmender 
Weile. Durch Bildung kann daher auch ein an ſich Meiner Staat groß fein und 
einflußreih im Ganzen der Geſchichte, wie dieſe jelbft es ja hinlänglich bezeugt. 

Daß alſo alle Einzelnen gebildet werven und daß fie patriotifch gebildet wer- 
ven, wirb die Sorge des Staates fein miüflen. Aber nicht eine zwed- und ziellofe 
Alerweltsbildung, ven der oben bie Neve war, wird er — zu feinem eigenen 
Ruin — zu gewähren haben, fonvern es muß als fein Recht und feine Pflicht 
anerkannt werben, bie für jeden Stand angemeflene Bildung zu ermöglichen und 
zu gewährleiften, ohne freilih in das andere Gytrem zu gerathen und etwa eine 
(öhnende und erftarrende Kaftenbildung einzuführen. Damit ift auch die fonderbare 
Forderung von „gleicher Bildung für Alle“ abgewieſen. Daß ale Menſchen glei» 
ches Recht auf Bildung haben, ift theoretiſch richtig und läßt ſich auch praftifch 
zur Geltung bringen; daß aber alle ein Recht auf gleiche Bildung haben, 
läßt fi) weder theoretifch begründen, noch könnte dieſes Recht, wenn es wirklich 
vorhanden wäre, ohne gänzlihe Auflöfung des Staates und geſchichtlichen organi— 
ihen Entwidiung eines Volkes zur Durbführung kommen, Wie wenig übrigens 
die genannte Forderung in der Natur und im Naturrecht begründet fei, zeigt fich 
{don darin, daß gerade die Natur am allerwenigiten dieſer Forderung Genüge 
leiftet ; denn von Natur aus find die Menichen fo umaleih an Gaben, Talenten 
und Neigungen, daß alle menfchliche Bemübung und Künſtelei nicht im Stande 
wäre, die Ungleichheit zu überwinden und Allen gleiche Bildung zu geben. Uebri- 
gens dürfte jegt die Zeit wohl vorüber fein, im welcher iveologifhe Schwärmerei 
und naturaliftiiche Unnatur ſolche Forderung im Ernſte ftellen konnte. 
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Alle einzelnen Rechte und Obliegenheiten bes Staates in Bezug auf Er- 
iehung genau zu beftimmen und abzugrenzen dürfte bei ver Verſchiedenheit ber 
Berhättnifie und dem fortwährenden Wechfel ver Umftände faum möglich fein. Er 
bat eben das zu thun, was im gegebener Zeit und unter beftimmten Umftänden 
nothwendig ift. Er wird ſorgen für Schulen und für Lehrer; für zweckmäßige 
Einrichtung jener, für angemefjene Bildung diefer. Er hat durch allgeggeine Nor: 
men oder durch den Lehrplan die Art und Weife der Bildung und Erziehung zu 
beftimmen — fo jedoch, daß dabei mehr dahin gezielt werde, Schaden zu verhü- 
ten und bie Jugend vor mißbräuchlichem pädagogiſchen Erperimentiren zu be- 
wahren, als dahin, den Lehrer in all' feinem Thun und Laffen in erftarrender 
Weiſe zu binden und zu hemmen und ihn dadurch zu hindern in feiner eigen- 
thümlichen Weife, feiner Invividualität angemefjen zu wirken. Insbefondere in ber 
Volksſchule ift es am wenigften zuläfflg, die Inbividualität des Lehrers zu hemmen 
und feine Auktorität auf das todte Geſetz zu übertragen — alfo das pädagogifche 
Berhältniß in ein jurivifches zu verwandeln. Mit Recht foll hier der Lehrer (ver 
Jugend gegenüber) als lex animata erjheinen. Allgemein aber gilt e8 in Bezug 
auf die gefeglihen Beftimmungen für Schulen und Lehrer, was ver treffliche 
Sailer fagt: „Einfhnürungen taugen überall nichts, in der Kinberftube fo wenig 
wie in Kirhe und Staat”; und nicht minder hat berfelbe unfers Erachtens in 
dieſer Beziehung vollkommen das Richtige ausgelprochen, wenn er fagt: „die Auf: 
gabe der Staatsgemwalt ift die, den rehten Mann zum rechten Amte binzuftellen ; 
das Amt erfüllen wird dann der rechte Mann von felkft. Es foll alfo durch das 
Drafel der Staatögewalt im Schulplane nur das Allgemeine beſtimmt werben, das 
Einzelne den Lehrern überlaffen bleiben.” 

Dem bisher Bemerkten haben wir nur noch Einiges beizufügen über das 
Berbältnig des Staates zur Familie und Kirche in ihrer Berechtigung 
und Thätigkeit in Betreff der Erziehung. 

Unmittelbar in die Familienerziehung ber Eltern einzugreifen und biefe 
durch Gefege zu beftimmen, wäre, wenn auch die Berechtigung dazu für die Staats- 
gewalt gegeben wäre, jedenfalls fo gut wie unmöglid. Nur offenbarer Mißbrauch 
elterlicher Gewalt, oder baarer Unverftand in der sing Gerhart fann Ber- 
anlaffung werben für den Staat, durch Eingreifen ins Gebiet der Familien— 
erziehung die Rechte der Kinder oder die eigenen zu wahren. Der Zwang aber, 
den der Staat ausübt den Eltern gegenüber in Betreff ter angemeflenen Schul- 
bildung und Erziehung, tft nicht anders als vollfommen berechtigt. Bildung ift 
ein Recht der Kinder, das ihnen von der Staatögewalt gemwährleiftet werben muß, 
dem allenfallfigen Unverftande oder der Ungerechtigkeit der Eltern gegenüber. Kann 
auch der Wille nicht leicht von fremder Vernunft geleitet werben, fo doch das 
äußere Handeln; und wenn man aud Niemanden zwingen fann, vernünftig 
zu fein, fo doch vernünftig zu handeln; was in unferm Falle wenigftend den 
Werth bat, daß dadurch eine Rechtsverletzung der Jugend gegenüber verhindert 
wird, Daß aber der Staat den Eltern die Kinder geradezu nehme und öffentlich 
erziehe und bilde für den Staatszwed, ift nad der fhon oben angebeuteten Auf: 
faffung der Menfhen-Natur und -Beftimmung unzuläffig, ift der Menſchenwürde 
zuwider und widerrechtlich; wäre ein Zurüdfinfen auf einen durch Chriſtenthum 
und geihichtlihe Bildung längſt überwundenen Standpunkt. Die natürlichfte, 
menfhenwürdigfte Bildung erhält ver Menſch in ver Familie. Sie ift am meiften 

eignet, das Gemüth zu erregen und das Herz zu vereveln und geeignet, ben 
ideen zum Gehorfam zu bilden und zugleich der Freiheit deſſelben Rechnung zu 
Bluntfhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. III. 28 
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tragen, weil der Gehorfam aus dem Gemüthe kommt, alfo der freie Wille dadurch 
nicht gebrodhen und in Mechanismus oder Sklaverei verwandelt wird. 

In Bezug auf religidfe Erziehung endlich wurde ſchon oben bemerkt, daß 
fie in der Forderung der Naturgemäßheit begründet fei. Religiofität ift für den 
Menſchen das Natürliche, Bernünftige, Irreligiofität das Unnatürlihe, Wiverver- 
nünftige, Darin ſchon ift für die Staatögewalt die Verpflichtung begründet, auch 
der religiöfen Erziehung gebührende Nehnung zu tragen und der kirchlichen Ge- 
meinfhaft und ihren Organen die entfpredhende Einwirfung auf die Jugend zu 

eftatten und zu fihern. So lange ver Menſch feiner Natur gemäß ein höheres 

iel als ein blos irdiſches anftrebt, fann und barf er nicht als blos irdiſches 
Weſen behandelt und erzogen und auf bie blos irdiſchen Strebungen und Güter 
befchränft werben. Und da die Kirche die Anftalt ift, pas höhere überirdiiche Ziel 
dem Menſchen zu zeigen, und die Erreihung deſſelben durch Lehre und Heiligungs- 
mittel zu ermöglihen, jo muß ihr auch der Natur der Sache gemäß das Recht 
zutommen, die Jugend in Lehre und Obhut zu nehmen und Oefinnung, Ertennt- 
niß und Willen derfelben zu bilden, Ueberbies muß dem Staate um feines eige- 
nen Heiles willen daran liegen, daß vie religiöfe Oefinnung nicht vernachläffigt 
werde, denn was man auch jagen möge, die religiöfe Gefinnung und Gläubigfeit 
ift doch immer die ſicherſte Stütze für Beftand und Gedeihen des Staates — weit 
fierer und zuverläffiger als jede äußere Gewalt oder als das wohlverftandene 
zeitliche Interefje oder der berechnende Egoismus. Menſchen, die dazu gebilbet 
werden, ihr Glück und ihre Seligfeit einzig nur in biefem Leben, feinen Stre— 
bungen Gütern und Genüffen zu fuchen, welche gelehrt werben, ver wahre Him— 
mel fei auf der Erbe zu finden und ver Staat allein fei es, der ihn herſtelle — 
ſolche Menſchen werben den Staat over zunächſt die Staatsgewalt aldbald beim 
Worte nehmen und Realifirung des Himmels von ihr fordern, den fie natürlich 
beftändig verimiffen. Und da der Staat niemald im Stande fein wird, alle 
Wünfche, in deren Erfüllung die Einzelnen ven Himmel auf Erden finden, zu er- 
füllen, fo wird Unzufriedenheit, Unruhe und Erbitterung die Folge fein und das 
Verlangen nad anderer Staatseinrichtung entftehen, nach einer ſolchen nämlich, die 
im Stande fei, ven verſprochenen, in Ausficht geftellten und zur rechtlichen For— 
derung des Menfchen erhobenen Himmel auf Erden wirklich herzuftellen. Die Re— 
ligion dagegen ift mit ihren Tröftungen und Verheißungen, vie fi auf den Ölau- 
ben an Gott und Unfterblichkeit gründen, eine unerſchöpflliche Duelle von Glüd 
und Frieden aud bei irdiſchem Mißgeſchick, und läßt die fonft jo übel empfun- 
denen Unterfhieve von Stand, Bermögen und Ehren als jo Hein und unbedeutend 
eriheinen, daß fie nicht mehr Veranlaſſung zu Unzufriedenheit und Erbitterung 
werben können. Bon irdiſchem Streben aber, wie es das Gedeihen des Staates 
fordert, hält ver religiöje Glaube keineswegs ab, fo daß etwa Erſchlaffung zu 
befürdten wäre; denn gerade der wahre religiöfe Glaube läßt eifriges Wirken im 
Tebensberufe als religidfe Pflicht erfcheinen und giebt dem Menjhen mehr als 
alles Uebrige Kraft und Freudigkeit zur Wirkfamkeit in demfelben. Auch der Pa- 
triotismus endlich findet durch religiöfe Erziehung keine Beeinträchtigung, wenn 
fie fi innerhalb ihrer Schranken hält, ſondern erhält vielmehr die richtige Grund» 
lage und daburd Förderung. Es wurde ſchon oben darauf hingewiefen, daß patrio⸗ 
tiſche Erziehung mit der moraliihen in innigfte Beziehung und Verbindung gebracht 
werben müſſe, wenn fie wahr, förderlid und menfhenwürvig fein fol. Die mora- 
liſche Erziehung aber läßt fih nad unferer Ueberzeugung nicht trennen von ber 
religiöfen, ohne aufzuhbren moralifch zu fein und in ihr Öegentheil umzufchlagen — 
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wie fi) Auch die religidfe von der moralifchen nicht trennen läßt, wenn fie nicht 
pharifäifch werben will. Ein Menſch, der pas Gute thut nur um feiner felbft, 
um feiner eigenen Würde, feines eigenen hohen Bewußtſeins willen — nicht aud) 
ans Gehorſam und Liebe zu Gott — ein folder Menfh ift ein Selbftbiener, 
ein Egoift im höchften Gebiete des Lebens, der ſcheinbar feinen Lohn will für das 
Gute, das er vollbringt, und doch nad dem Lohn des Egoismus in feinem Be— 
wußtſein haſcht. Solche Autolatrie ift faum viel befjer dem innern Werthe nach 
als Pharifäismus; und Egoismus dieſer Art ift faum weniger gefährlich als 
außerlich ſich kundgebende Selbftfuht. — Somit ſcheint mir Grund genug vor- 
handen, daß der Staat ſich nit hemmend oder aud nur gleichgültig verhalte 
gegen religiöfe Erziehung der Jugend, wobei fih von felbft verfteht, daß er feine 
Rechte vor allenfallfigen Uebergriffen kirchlicher und fonfeffioneller Art zu wah- 
ven bat. Hier ift nun freilihd ein Grenzgebiet von Rechten und Pflichten des 
Staates und der Kirche, das ſich gefeglih kaum jemals ftrenge abmarken läßt 
bei dem beftändigen Wechſel von Verhältniffen, welche vie geſchichtliche Entwidlung 
bedingen; daher es auch in Bezug auf Erziehung an Konflikten zmwifhen Staat 
und Kirche jelten lange fehlen wird, die ihre Ausgleihung ftets am beften auf 
etbifhem Wege finden bürften, d. b. dadurch, daß die Vertreter der beiderſeitigen 
Rechte billig und gewiffenhaft zu Werke gehen. *) 

Was die Yiteratur über Erziehung betrifft, jo ift fie ins Unermeßliche 
angewachſen, ſeit Roufjeau mit feinem „Emil“ ven reformatorifhen Trieb auf 
diefem Gebiete rege gemacht, die Philantropiften in Deutſchland ihre Breiten 
Werke jchrieben und Peftalozzi den gefammten Lehrerftand mit ftärferem Stan- 
des- und Selbftgefühl zu durchdringen gewußt hat. — Unter ven hervorragenden 
Werfen find nod immer zu nennen: Niemeyer, Grundſätze der Erziehung und 
des Unterrichtes (9. Aufl. 1834); Schwarz, Erziehungslehre — in neuerer Zeit 
umgearbeitet von Curtmann. (1843); Schleiermader, Erziehungslehre. Nach 
deſſen Tod aus handſchriftlichem Nachlaß und nachgefchriebenen Vorlefungen heraus 
gegeben. 1849, Auch von den Bhilofophen Wagner, Herbart, Benefe u, f. w. 
find Werke über Erziehung vorhanden. Ein Werk vol treffliher Gedanken ift W. 
Sailers Bud: Ueber Erziehung für Erzieher. Bon rationaliftifhem Standpunkt 
aus ſchreibt feit Jahren unabläffig über Erziehung Diefterweg. In neuefter Zeit 
erſchienen Werke von ſpecifiſch fonfeffioneller Färbung. So ſchrieb Durſch: „Pä- 
dagogif oder Wiſſenſchaft der chriftlihen Erziehung auf dem Standpunkt des fa- 
tholifhen Glaubens, 1851; Palmer dagegen eine „Evangeliſche Pädagogik“ 
1853. — Ueber das Verhältniß des Staates zur Erziehung insbefondere Bon- 
ftetten: Ueber Nationalbildung 1802. Zahariä: Ueber Erziehung des Men- 
Ihengeichledhts durch den Staat. 1802. F. EC. Dahlmann, Bolitit. 1 Bo. 1847. 
— ©, ferner: 8. v. Raumer, Gefhichte ver Pädagogik. 4 Bde. 3. Aufl. 1857. 


Bropfhammer. 
Körperliche Erziehung. 


Da das Staatswörterbudh über die verſchiedenen Zmeige des öffentlichen 
Unterrichts befondere Artifel bringen wird, fo erübrigt uns bier nur, einen Theil 
ber Erziehung ausführlicher zu befprechen, der — fo wichtig er auch ift — doch 
noch nirgends ein Gegenftand burchgreifenber ftaatlicher Fürforge geworben ift, 


*) Bol. den rt, „Schule“, 
283 “ 
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wir meinen bie förperlihe Erziehung oder Gymnaſtik. Zwar bleibt ein 
guter Theil des zu Leiftenden der Yamilie überlaffen, und der angeborne Trieb 
der Jugend zur Uebung ihrer Kräfte führt auch ohne Leitung und Aufficht ſchon 
im Spiel zu einer gewillen Bildung verfelben; dennoch find die übeln Folgen ver 
grumdfäglihen Bernadhläffigung viefes Zweiges der Erziehung von e des 
Staates fo tiefgreifend, daß von Zeit zu Zeit immer wieder Proteftationen 
dagegen fi erhoben, die aber noch zu feinem befriedigenden Refultat geführt 
haben. Faſt nur zu einigen fanitätspolizeilihen Mafregeln zum Schutze ber 
Jugend bat man fich entfchloffen, wenn die Klagen über körperliche Berfümmerung 
und Berfrüppelung des nachwachſenden Gejchlehts zu laut wurben, wie bie von 
Lorinſer „zum Schuß der Gefundheit in Schulen 1836" erhobenen; ‘oder wenn 
die wachſende Anzahl der Friegsuntüchtigen jungen Männer die Aufmerkſamleit ver 
Regierungen auf diefen Punkt lenkte. Wir verwerfen diefen mediciniſch-politi— 
ſchen Gefihtspunft keineswegs, aber er ift weder der einzige noch der höchſte, 
und feinesfalld ver, von dem aus — wo es fih um Erziehung handelt — bie 
Frage erörtert werben muß. Auch die Berschtigung des nationalen Geſichts— 
punftes, von dem aus der erfte bedeutende Anftoh auf diefem Felde erfolgte, 
können wir nit in dem Sinn zugeben, als ob fürperlihe Ausbildung ein befon- 
deres Streben und Beruf unferes Volkes wäre, jondern nur jo, daß es Auf- 
gabe des deutſchen Stammes ift oder fein fol, ohne Einjeitigfeit das ächt Menſch— 
lihe von allen Seiten in fi aufzunehmen und nad) allen Seiten auszubilven, 

Denn fo fehen wir die Sade an: es ift eine in dem Dualismus von 
Körper und Geift liegende Forderung, daß aud der erftere eine entſprechende 
Berüdjihtigung erfahre, und wie der Menſch überhaupt der Erziehung nicht blos 
fähig, ſondern auch bevürftig ift, fo braucht auch ver Leib zu feiner gehörigen 
Ausbildung Uebung und Schule. freilich darf dieſe Forderung nicht fo geftellt 
werden, als ob die förperlihe Bildung einen Gegenſatz bilde gegen bie bes 
Geiftes, um dem dort drohenden Spiritualismus hier ein materielles Gegengewicht 
zu geben; auf biefem Wege fümen wir bald wieder zu dem Punkt, wo die be— 
kannten Berfuche der neueren Zeit wiederholt geſcheitert find: eine gewifle Natur- 
wüchfigkeit zum Princip der Gymnaſtik zu machen, vie fih zwar unter dem Namen 
nationaler Eigenthümlichkeit zu empfehlen jucht, aber endlich doch nur in ab- 
ſtoßende Rohheit ausartet. Vielmehr iſt die harmoniſche Entwicklung 
des ganzen Menſchen, in dem aber vie geiſtige Natur den unbeſtrittenen Vorraug 
bat, das zu erftrebende Ziel der wahren Erziehung, und fo wenig die Kultur des 
Geiftes leidet, wenn zugleich das Gemüth des Zöglings angemefien beftimmt wird, 
jo wird aud die Ausbildung der körperlichen Fähigkeiten vie geiftigen Anlagen in 
ihrer Entwidlung nicht ftören, ſondern fördern und kräftigen. Das wußten die 
Alten beſſer als wir, und merfwürbig ift e8, daß auch in ven Zeiten der eifrig- 
ften Bewunderung und blindeften Nachahmung gerade vieje Seite des antiken 
Xebens ohne Einwirfung auf die moderne Erziehung blieb. Gin kurzer Rüdblid 
wird die Sache beweifen, wohl auch erflären, und ein lleberblid über vie Be- 
ftrebungen unferer Zeit vielleicht auch eine Ausficht auf beſſere Zeiten im biefer 
Hinficht eröffnen. 

Die griehifche Erziehung zerfiel, der Natur des Menfchen entſprechend, in 
drei gleichberechtigte Theile, einen grammatifhen, mufifhen, gymmaftifchen, vie 
aber der üblihen Werthihägung nah im umgefehrter Ordnung fid folgen im 
Vergleih mit unfern jegigen Borftellungen; venn in erfter Reihe ftand die körper: 
liche Bildung, während die mufitalifhe, deren Bedeutung für bie pſychiſche Ent: 
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widlung des Menſchen uns fo ziemlich ganz unverftändlih geworben ift, jeven- 
falls für wichtiger galt als die grammatifche, vie fi faft nur auf die Kenntnif 
des Homer bejhränfte Natürlih, ver Kreis der Bildungselemente war ein eng- 
umgrenzter, und das zu Lernende gab fich bei den eigenthimlichen Lebensverhält- 
niffen eines antiken Bürgers faft von felber; auf der andern Seite mußte der 
Staat an feine Glieder, die höchſten körperlichen Anforderungen ftellen, wozu noch 
bei den Griechen der vorwiegende äſthetiſche Sinn fam, ver eine ſchöne Ent- 
widlung des Körpers faft zur Bürgerpflicht machte. So fam es, daß — während 
von öffentlihen Schulen in unferm Sinn im Altertum nicht die Rede ift — 
gerade für Körperliche Uebungen in Paläftren und Gymnaſien auf’s volljtändigfte 
und ſchönſte geforgt war; bildeten dieſe doch aud für die Erwachſenen noch be— 
liebte Hebungspläge, und ſchloſſen fih an fie dann aud die weiteren Unterrichts- 
zweige an, fo daß ihr Name noch jegt den höheren Bildungsanftalten geblieben 
ift. Auch hielten die Griechen mit Entjchievenheit den Unterſchied feft zwijchen 
eigentlih gymnaftifher und athletiſcher Ausbildung, d. h. fie wußten eben 
vie einfeitig förperlihe Bildung auf Koften ver geiftigen — was wir oben als 
einen naheliegenden Abweg bezeichnet haben — zu vermeiden. 

Dei den Römern blieben die VBerhältniffe ganz ähnlich; die Gymnaſtik wurde 
im größten Maßſtab öffentlich gepflegt, während bie geiftige Jugendbildung ber 
Privatthätigfeit tüchtiger Sklaven oder einzelner Schulhalter überlaffen blieb. Ein 
wefentliher Unterſchied zeigte fi dabei allerdings, die Rückſicht auf praktiſche, 
insbefondere militärifhe Tüchtigfeit verbrängte faft ganz das äfthetifche Intereffe, 
und während die Griechen bei ihren Seiten fih an dem Spiel ver körperlichen 
Kräfte in den Wettfämpfen erfreuten, fuchten die Römer im dem blutigen Gefechten 
der Öladiatoren ihren Zeitvertreib. Hier trat denn auch eine Gegenwirkung ein; 
das Chriſtenthum verwarf mit der größten Entſchiedenheit diefe ganze Richtung, 
und da es ihm nicht gelang, die vorhandenen, ihrer Auflöfung entgegengehenden 
Elemente zu durchdringen und zu reinigen, fagte e8 fih von ihnen ganz los, und 
entwidelte eine aſtetiſche Weltanfhauung, die ſich hauptfächlih im Klerus und in 
den Klöftern foncentrirte und von da aus bie Givilifirung der hereinbrechenden 
Germanen unternahm. 

Und allerdings ſolchen Schülern gegenüber war es fein Bedürfniß, vie Bil- 
dung des Leibes befonders zu betonen. Der kriegeriſche Geift der Nation, fowie 
ihre ganze politifche Organifation ließ noch auf lange hinaus die Uebung des 
Körpers zu kriegeriiher Tüchtigkeit für Jeden als etwas durchaus Unerläßliches 
erjheinen, nur daß natürlich im ausſchließlichen Abfehen auf militärifche Brauch— 
barkeit die antike, wahrhaft humane Anfiht der Sache nicht zur Anerkennung 
fam. Ganz anders aber geftaltete ſich alles, als ſeit ver geänderten Kriegsführung 
und der allmähligen Umwandlung der Staatsverfafjung und Einrichtungen die 
allgemeine Wehrpflicht wenigftens in Prari wegfiel, und vas Waffenrecht dem 
Einzelnen mehr und mehr entzogen wurde, während zugleich der gelehrte wie ver 
Dürgerftand durd die gefteigerten Anforderungen des Lebens und Dienftes mehr 
und mehr in eine einfeitige, dort geiftige bier Handwerksrichtung fam, weldye 
förperlihe Uebung entweder als unwürdig verwarf oder als umnöthig außer Acht 
ließ. Der Bauernftand vollends kann hier gar nicht in Betracht kommen, Natür- 
lich verlor fih die alte volksthümliche Sitte nicht plöglih, und fo finden wir 
auch im einzelnen Städten noch weit herunter öffentliche Uebungen derart, bis fie 
ſich zulegt theils im gemeinen Klopffechtereien um Geld, theild in fogenannten 
Volfsfeften verloren, die freilih auf die Erziehung feine Rüdwirkung, wenigftens 
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feine gute ausüben konnten. Nur der Übel hielt noch am längften bie alte Ge— 
wohnheit ein; doc ſchrumpfte die frühere Ritterlichkeit, die in Turnieren geglängt, 
allmählig zur Gewanbtheit im Duell zufammen, daneben aber entwidelte fidh der 
böfifhe Tanz, ver allmählig auch in dem mittleren Stänben vie frifchere Bethäti- 
gung der Kraft befeitigte, jo daß ſich der legte Reft freier Spielluft, das Ball- 
fpiel, wenigftens in Deutſchland ganz in die Kinderwelt zurüdzog. Der Unterricht 
in biefen ftandesmäßigen Wertigfeiten, Fechten und Tanzen, wozu nod das Reiten 
zu rechnen, blieb nun allerdings immer ein Theil der Erziehung, ja ein oft nur 
zu hoch geftellter, aber von ven öffentlichen Anftalten blieb er ganz ausge- 
ſchloſſen, nur auf den Univerfitäten hat fi der Univerfitäts-Fecht-, Tanz, Reit 
lehrer eine befcheidene Stellung erworben. Dagegen fpielten und fpielen biefe 
Unterrichtsgegenftände in Privatanftalten für bie höheren Stände eine Hauptrolle, 
zunächft jedoch in Betracht ihrer Unentbehrlichkeit für das vornehme Leben, fo daß fie 
weder auf die fittlihe Bildung der Jugend einen förbernden Einfluß ausüben, 
noch aud nur dem Körper zu einer naturgemäßen Entwidlung verhelfen konnten. 

Hier traten num die neueren Verſuche ein, die Gymnaſtit in ihre berechtigte 
Stellung wieder einzufegen. Der erfte war Gutsmuths, der — angeregt bon 
Baſedow und Salzmann — im philanthropifhen Sinn viefes Feld anzu- 
bauen anfing. Daher waren es einerfeits fanitätifche Rüdfichten, die ihn leiteten, 
andererjeit8 wollte er durch Bejeitigung alles Schnürwefens der Natur nur freien 
Spielraum verfhaffen, nicht aber den Leib felbft zum Gegenſtand bildender Er- 
ziehung maden. So find die von ihm vorgejchlagenen Uebungen wohl geeignet, 
eine gewiffe Gewandtheit zu geben, doch halten fie fich vorherrſchend auf dem 
Gebiet der Erholung und des Spiels, und fo find feine Beftrebungen, wie bie 
feines Zeitgenoffen Bieth, ohne beventenden Einfluß geblieben. Da brachte bie 
Kriegsnoth und der patriotifche Auffhwung zunächſt in Preußen ein ganz neues 
Leben auch in dieſe Beſtrebungen; vor allen war e8 Jahn, der die Sache ent- 
hieden im Sinn und zum Zwed nationaler Kräftigung behandelte, und zu- 
glei eine gründliche Bearbeitung der neuen Disciplin lieferte. Sein Turnplag, 
auf der Hafenhaide bei Berlin 1810—11 gegründet, wurde das Mufter zahl- 
reicher anderer, bie fi in kurzem über ganz Deutjchland verbreiteten. Anerfannt 
ift, daß ihnen immerhin ein Theil der nationalen Erhebung im Jahr 1813 ver- 
dankt wird, nicht minder, daß fie fpäter mit die Hauptftätten waren, wo ſich die 
Unzufriedenheit mit ber weiteren Entwidlung der deutſchen Verhältniſſe feſtſetzte, 
was dann endlich eine allgemeine Aufhebung verfelben zur Folge hatte, 

Damit war ihre Rolle für die Erziehung ausgefpielt; denn ald man an ben 
enticheidenden Stellen erfannte, daß eben doch auch ein jehr bereditigtes Bebürf- 
niß auf ihnen feine Befriedigung gefunden, war es zu fpät, das Leben war ent- 
wien, und nur wo fih auf's neue politifche Elemente einmifhten, fing das 
Zurnwefen wieder an, einen allerdings oft fehr zweideutigen Anklang zu finden; 
in den Schulen war es überall vergeblihe Mühe, ven abgebrodenen Faden wie— 
ber anfnüpfen zn wollen. freilich gefhah im Ganzen nicht viel dafür, doch genug, 
um fchliegen zu können, daß in der Sache felbft, d. b. im fpecifiih Turneriſchen 
etwas lag, was mwenigftend in die beſcheidenen Verhältniffe des Schullebens ſich 
nicht fügen wollte. Jahn hatte eben — und wer wollte es ihm perſönlich zum 
Borwurf machen — fein Abfehen nicht auf Erziehung der Jugend, fondern auf 
Regeneration des Volkes gerichtet; andererfeits ftrebte er nad erfchöpfender Dar- 
ftellung aller möglichen Uebungen, wobei ein überwiegender Werth auf Entwid- 
lung ungewöhnlider Kraft und Gewanbtheit gelegt wurde. Bon diefer mehr atbleti« 
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fhen Behandlungsweiſe jowie von jener politiichen Auffaffung, verbunden mit dem 
deutſchthümlichen Weſen, das Jahns etwas abſonderliche Natur feiner Schöpfung 
anfgeprägt hatte, konnten fidh feine Nachfolger, unter denen Eifelen und Maf- 
mann zu nennen, nicht ganz losmachen, doch jo, daß jener mehr vie Turnfunft 
verfolgte, biefer mehr ven Zurngeift vertrat; der Anftoß zu einer neuen Ent- 
widlung mußte von anderer Seite ausgehen; es ift bezeichnend, daß er zumächft 
vom Ausland fam, zupörberft aus Schweden. Dort hatte Ling, allervings an- 
geregt. durch deutjche Beſtrebungen, ein ſehr umfaflendes Syftem der ganzen Gym⸗ 
naftit aufgeftellt und als Gymnafiard im ganzen Reich eingeführt; in der neneften 
Zeit ift dieſes nun zur Ergänzung des alten Jahnifchen Turnens, deſſen erneute 
Detreibung ſich als unfruchtbar erzeigt hatte, auch in Berlin in ver 1851 neu- 
errichteten Gentralturnanftalt eingeführt worben; fein Hauptvertreter ift ver Direftor 
berfelben, Rotbftein. Kräftigung des Körpers ift das legte Ziel, das mit oft 
peinlicher, anatomifch = phyfiologifcher Gründlichkeit bis in bie lette Muskel und 
Ader verfolgt wird, weßhalb dieſes Syftem auch bejonders zu orthopädiſchen 
Zmweden verwendet wird; pädagogiſchen entipricht ed gerade in feinen Eigenthüm- 
lichleiten weniger. 

Steben fih fo in Preußen vie alte Berliner und ſchwediſche Schule noch 
feindlih und einfeitig gegenüber, jo dürfte wohl Spieß in Darmftabt das Ber- 
dienft haben, alle Seiten, die medicinifhe, pädagogiſche und äfthetifche zur An— 
erfennung gebracht zu haben, und ver Gymnaſtik endlich zu ihrem lange ver- 
fannten Recht verholfen zu haben. Einzelnes fann natürlich bier. nicht angegeben 
werben: erwähnt jei nur, daß gemeinfame Uebungen eine große Rolle bei ihm 
jpielen, daß er aber das maſſenhafte Turnen ganzer Anftalten verwirft und ven 
Unterricht wo möglid nur klaſſenweiſe ertheilen läßt. Daß auf dieſe Weife vie 
Gymnaſtik auch für Mädchen nutzbar gemacht werden Tann, fei als ein ganz 
befonderes Verdienſt noch ausprüdlich hervorgehoben. 

So ftehen jest die Sachen; ver Wettftreit der verſchiedenen Richtungen, bie 
im Grunde daſſelbe Ziel wollen, bürgt dafür, daß es auch erreicht werbe, und bie 
Wichtigkeit des Gegenftanves läßt uns hoffen, daß das fo Gewonnene audy zu 
praktiſcher Anerkennung und Durchführung gelange. Wollen wir unfere Forderungen 
hierin noch furz formuliren, fo lauten fie einfah dahin: pas Turnen (behalten 
wir doch ja das Wort bei) folle als obligatoriſcher Unterrichtsgegenftand an allen 
höhern Lehrauſtalten eingeführt werben unter der Leitung befonderer Lehrer; an 
den Volksſchulen wenigftens in den Städten; bei ven Mädchen bleibe es freiwillig; 
Zurnanftalten für Erwachſene mögen von Privaten oder Gemeinden bergeftellt 
werden. — Gehen wir noch, wie weit diefen Wünfchen ſchon entiproden, fo ift 
in Preußen, nachdem 1841 das Turnen wieder eingeführt wurde, 1851 eine 
Bildungsanftalt für Turnlehrer errichtet worden, die allmählig die nöthigen Lehrer 
liefern wird; ebenjo in Sachſen und Darmftadt; in Bayern und Würt- 
temberg, wo buch Klumpps Bervienft das Turnen nie ganz aufgehört hatte, 
wie im übrigen Deutjchland ift ed gemau betrachtet doch nur geduldet, höchſtens 
gewünſcht aber nicht gefördert. Außer Deutichland bat es, mie erwähnt, in 
Schweden uud in ver Schweiz eine rege Theilmahme gefunden; von hier hat 
es Clias auch nah Franfreih und England verpflanzt; doch jcheint es in 
legterem Lande, wo allerdings andere körperliche Uebungen in roher und feinerer 
Form aud von den Erwachſenen eifrig gepflegt werben, feine rechten Wurzeln 
geihlagen zu haben, während es in Frankreich nur zu militärifchen Zweden be» 
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nützt wird. So wird wohl aud hierin den Deutfchen ver Ruhm bleiben, fi) als 
das Kulturvolk im höchften Sinn zu erweifen. 

Literatur Gutsmuths Gymnaſtik für die Jugend 1795. Jahn, 
deutſche Turntunft 1816. Spieß, Lehre ver Turnfunft 1843. Lings Schriften 
von Mafimann. Rotbftein, die Gymnaſtik nach Lings Syſtem 1847. 

©. Pfafl. 


Espartero. 


Joaquim Baldomero Espartero wurde am 27. Hornung 1793 zu Granatula 
geboren, einem Dörfchen, welches zu ber länblihen Umgebung von Calatrava 
gehört, und mit biefer in der heutigen Provinz von Ciudad Real und dem alteır, 
ächten Lande der Mancha gelegen ift. Sein Vater war Antonio Fernandez Es- 
partero, ber das Handwerk eines Wagners betrieb, da die feinen Grundſtücke, 
die verfelbe befaß, zur Ernährung der zahlreichen, aus neun Kindern beftehenden 
Familie nicht hinreihten; die Mutter war Jofefa Alvarez. E. ftammt fonad aus 
dem Herzen des Volkes, aus der Mitte des Landes, und gerade aus bemjenigen 
Theile, der von den verklungenen Zeiten ver Dretaner hinweg bis auf biefen 
Tag unter allen Wechſelungen das Gepräge des fpanifchen Weſens am treueften 
bewahrt, und ftets meu geftaltet und weiter gebildet bat. 

Der herrſchenden Anficht und der befhränften Lage der Familie gemäß follte 
fih E. dem geiftlichen Stande widmen; aber ſchon frühe verrieth ſich feine Nei- 
gung zu dem Kriegswefen in den Solvatenfpielen ver Jugend. Bald famen bie 
Öffentlichen Greigniffe feinen geheimen Wünfchen entgegen. Seit 1808 hatten 
Napoleons Willfürlichkeiten gegen Spanien begonnen; bie ganze Nation, in ihren 
Gefühlen verlegt, griff zu den Waffen. Auch ver junge E. warb von ber allge 
meinen Bewegung fortgeriffen; er trat 1809 zu Sevilla als Freiwilliger in das 
Infanterieregiment Ciudad Real; 1810 wurde er als Kadett in einer ber neuen 
Kriegsichulen aufgenommen, die man zur Bildung tüchtiger Officiere errichtet hatte, 
1812 zum DOfficier ernannt. Mittlerweile neigte fi der Krieg zu Ende; bie Haupt- 
ihläge erfolgten auf andern Seiten, und €. konnte fih nur nod an einigen 
Treffen von untergeorbneter Bedeutung betheiligen. 1814 erlangte er eine Lieute⸗ 
nantsftelle bei ver Erpebition wider bie empörten ſüdamerikaniſchen Kolonieen. Er 
nahm — 1823 nad) den mörberifhen Treffen von Zorata und Moquehua zum 
Dberften und bald darauf zum Brigadegeneral befördert — an den Wechfelfällen 
des Kampfes Theil, der mit ber Losreißung der Kolonieen endigte und fehrte 
1825 nah Spanien zurüd, nicht blos als geachteter General, fondern auch im 
Befige eines anfehnlihen Vermögens, welches er meiftens durch glüdliches Spiel 
gewonnen haben foll. In feinem Vaterland wurde €, fehr fühl empfangen, und 
theilte darin das Schidfal der meiften Generäle ans dem amerifanifchen Kriege, 
die man damals mit dem Namen der Ayacuchos bezeichnete. Die ber verlorenen 
Hauptſchlacht von Ayacucho entnommene Benennung zielte zwar zunäcft auf bie 
vermeintlihe Anrücigkeit ihres militärifchen Benehmens in dem amerifanifchen 
Kriege, enthielt aber zugleich ven Vorwurf einer verpönten liberalen Gefinnung. 
Dahin war es in den ſpaniſchen Angelegenheiten nun einmal getommen. Seit der 
Erhebung Spaniens wider die Franzofen waren Dfficere und Soldaten gewöhnt, 
zugleih eine politifche. Idee zu vertreten, und da fich feit diefer Zeit die Kraft 
Spaniens. in bürgerlihen Kriegen verzehrte, fo wucherte die politifche Stellung 
ber Armee ununterbrochen fort. Auf dieſe Weife erklärt fich die Theilnahme bes 
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fpanifchen Heeres an allen bürgerlichen Händeln und politifhen Spaltungen, -wie 
wir fie in folder Weife in feinem andern Lande finden. 

Bald ftellte fih die Gewitterfchwüle in dem Luftkreife der bürgerlihen An- 
gelegenheiten wieder ein, und verlodte auch den thatkräftigen und ehrgeizigen €. 
im Mitwirkung. Schon im Jahr 1832 erklärte er ſich unumwunden für bie 

bronfolge Ifabellens II., und als fih nach dem Tode der Königin gegen Ende 
des Jahres 1833 der Bürgerkrieg in ven baskiſchen Provinzen entzündete, bot er 
der Regierung feine Dienfte an. Sie wurben angenommen, und der empfangenen 
Weifung gemäß landete er fhon am 20. December 1833 mit einem feiner Ba⸗ 
taillone bei dem Grao de Valencia, um fih von da aus gegen San fyelipe de 
Jativa und Onteniente zu wenden, wo fi unter dem Häuptling Magraner eine 
Bande gebildet Hatte. Mit diefem unfcheinbaren Ereigniffe fehrte E. nach acht⸗ 
jähriger Berborgenheit auf ven Schauplatz kriegerifcher Thaten zurüd. 

Die Borgänge, welhe in dem nun folgenden Jahrzehend auf der Halbinfel 
ftattfanden, find befannt genug. Die jchnelle Beendigung des Aufftandes in Ba- 
lencia verfhaffte vem General E. fhon am 1. Januar 1834 die Ernennung zum 
Kommandanten von Biscaya, und er bethätigte als folder Sicherheit des 
Blides und überlegene Talente. Statt feine Streitkräfte in nuglofen Kämpfen um 
den Befig des flachen Landes zu verzetteln, war fein ftetes Augenmerk auf bie 
Behauptung der beherrihenden Punkte von Durango, Bilbao und Bortugalete 
gerichtet. Gelang diefes, jo blieb auf der einen Seite durch ven breiten und tiefen 
Rio Anſo die wichtige Verbindung zwiſchen Bilbao und dem Meer offen, auf der 
andern au über Vittoria der Zufammenhang mit dem Innern des Landes ge- 
fihert. Zugleich hielt er durch dieſes Verfahren die karliftifche Armee in den engen 
Kreis der viscayifchen Berge zufammengeprekt; jede Unternehmung derſelben nad 
Außen verlor ihren Stügßpunft. Ohne Zweifel hatte E. dieſe fihere Taktik aus 
dem amerifanifchen Krieg zurüdgebracdht, welcher jchlagend bewies, daß gerade bie 
Verſäumniß verfelben, neben verfehlten politiihen Maßregeln, am meiften ven 
Verluſt ver überfeeifchen Provinzen herbeiführte. Die nachfolgenden Ereigniffe haben 
die Borausfiht E.'s volllommen gerechtfertigt. 

Die Durchführung des an fich ſehr verftändigen Plans ftieß indeſſen auf 
beveutende Schwierigkeiten. Zunächft blieb E., veflen Wirkfamfeit auf Viscaya 
beihränft war, von den Bewegungen der gefanmten Norbarmee und von den 
Verfügungen des oberjten Befehlshabers, des Generals Cordoba, abhängig. So- 
dann fand fi in Zumalacärregui ein Gegner, der mit ftaunenswerther Gewandt⸗ 
heit den Feind durch unvorhergefehene Bewegungen zu ermüden und mit fchöpferi- 
ſchem Geifte aus geringen Mitteln einen achtunggebietenden Heeresförper zu 
Ihaffen verftand. Die Nahwirkungen feiner Thätigkeit dauerten auch nach feinem 
Tode, ber für die Sache des Don Carlos allzufrühe eintrat, noch längere Zeit 
unverkennbar fort. In dem Gewimmel von unzähligen Treffen, Scharmügeln, 
Zügen, Bewegungen und Gegenbewegungen nehmen die Kämpfe vor Bilbao vie 
hervorragendſte Stelle ein. Schon bei feinem erften Auftreten erzwang fih €. 
den Weg nad Portugalete, mwofelbft er am 22. März feinen Einzug bielt. Im 
folgenden Jahre entjegte er durch meifterhafte Bewegungen und glüdliche Kämpfe 
das hart bebrängte Bilbao (1. Juli 1835), vor welder Stadt Zumalacärregui 
feine Helbenfeele ausgebaut hatte. Als indeſſen Maroto, an ver Spite eines 
farliftiichen Heerhaufens, die kaum befreite Stadt von neuem berannte, eilte €. 
am 7. September 1835 zum zweitenmale zu ihrem Entſatze herbei. Die einge 
zwängte Lage der Karliften und ihre vergeblichen Anftrengungen, in dem viscahi⸗ 
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hen Lande fefte Punkte zu gewinnen, veranlaften fie im Jahr 1836, bei ber 
damals allgemein verbreiteten politifhen Mißftimmung, ihre Bewegungen nad 
dem Inneren des Landes auszubehnen. Aber der Zug des Gomez, den biefer von 
Anfang Juli bis Ende Dezember 1836 nad Afturien und Oalicien, von da an 
Madrid vorüber in das fürlihe Spanien, und von dort rüdwärts gegen bie 
basfifhen Provinzen unternahm, wurde zu einem militärifchen Fehler, nachdem 
auch die politiihe Wirkung, die man davon erwartete, ſich als nichtig erwieſen 
hatte. Auch diesmal fehnitt E. durch ruhelofe Verfolgung dem Feinde jeve Ge- 
legenheit zur Feftfegung ab. Im Jahr 1836 an Gorbobas Stelle zum Ober- 
fommandanten der Norbarmee, zum Bicefönig von Navarra und zum General- 
fapitän der baskiſchen Provinzen ernannt, beftegelte er vie neue ihm zugefallene 
Stellung mit einer der glänzendſten Waffenthaten des ganzen Krieges, der Er- 
ftürmung des Brüdentopfes von Luchana (24. Dec. 1836), melde die Entfegung 
der abermals hart bevrängten Stadt Bilbao zur Folge hatte. Die Königin ſchmückte 
den fiegreihen Feldherrn mit dem Titel eines Grafen von Luchana. Die Stellung 
E.’8 wurbe von Tag zu Tag glängenver, aber auch fchwieriger. Während er im 
Norden die Heere der Karliften im Zaume hielt, wurbe die Hauptftadt von ben 
Wühlereien der Parteien aufgeregt; die Leidenschaften entwidelten ſich im Kreife 
ber Klubbs, drangen von dort in die Nationalgarden, von bier in bas Heer. 
Leider follte auch E. bald in den Strubel des parteifüchtigen Treibens hineinge- 
riffen werben, Die Regierung forderte ihn auf, Madrid gegen ven Kriegszug bes 
Don Garlos zu fchügen, welchen diefer im Sommer 1837 unternahm. Als €. 
demzufolge am 12. Auguft 1837 feinen Einzug in Madrid hielt, fand er ben 
Boden gänzlich unterwählt, die Parteien furchtbar erbittert, die äußerfte Flanke 
der Progreffiften anf dem Wege zum Siege, die öffentliche Meinung ver Regie- 
rung entfrembet. War es num eigne Ueberzgeugung von der Untauglichkeit dieſer 
legteren, over Befangenheit des Urtheils, welches vie Gefpinnfte der Intrigue 
nicht zu durchſchauen vermodte, oder endlich die innere Gewißheit, daß ein ernft- 
liches Antämpfen wider die herrſchende Strömung die Löſung ber militärifchen 
Aufgabe erfchweren würde — kurz, er unterftügte die Proteftation der Garbe- 
officiere von Aravaca, weldhe den Sturz des Minifteriums Calatrava herbeiführte. 
Glücklicherweiſe ließen die nachfolgenden Ereigniffe diefe unglüdlihe Einmiſchung 
des Heeres in den Gang der bürgerlihen Gewalten wieder vergeflen. E. warf 
das Heer der Karliften über den Ebro zurüd, und befchränfte den Krieg von 
neuem auf das enge Gebiet ver bastifhen Provinzen. 

Ihn dort feftgebannt zu halten, war von jegt an E.'“s eifrigftes Beſtreben. 
Er begnügte fih, dem Feinde in feinen engen Örenzen die Mittel des Beftehens 
zu entziehen, und dadurch das Vertrauen deſſelben in feine eigne Sache zu ſchwächen. 
Wenn E. dabei unnüges Blutvergießen möglichſt zu vermeiden ſuchte, nur bie 
Auszüge der Karliften über die bezeichneten Marten hinaus gewaltfam zurüdichlug 
und das Uebrige der Zeit überließ, fo handelte er — fo oft auch dieſes zaudernde 
Berfahren von militäriſchem Gefihtspunfte aus getabelt worden ift — im wahren 
Interefle feines Baterlandes. In einem Bürgerfriege, in einem Kampf zwiſchen 
Brüdern drängen fih andere Erwägungen vor, als in ven kriegeriſchen Maß- 
nahmen gegen den äußeren Feind; dort gilt es auch vie Leivenfchaften zu be 
Ihwichtigen, die Annäherung der Gemüther zu befördern, vie politiicden Gegner 
zu vereinzeln und ihnen die Stüge der öffentlihen Meinung zu entziehen, wäh— 
rend bier völlige Zernichtung das erfte Gefeg bleibt. Das Endergebniß rechtfertigte 
E.’8 Berfahren auf das vollftändigfte. Die Treffen von Ramales und Gnarba- 


mino bewiefen bereits die Erfhöpfung der Karliften, und Maroto ließ fi am 
1. September 1839 zum Vertrage von Bergara herbei. Derfelbe zernichtete auf 
frieblihem Wege die Farliftifche Armee, und nöthigte den Don Carlos fein Heil 
in der Flucht zu fuchen. E. felbft aber wurbe mit dem Titel eines Herzogs vom 
Siege (de la victoria) gefrönt. Sofort wendete er ſich gegen Cabrera, ber fid) in 
Morella — hatte, und von dort aus, durch die weſtlichen Bergketten des 
Königreichs Valencia geſchützt, die Verbindungen des inneren Spaniens unſicher 
machte. Der karliſtiſche Häuptling verlor einen Punkt nach dem andern, und am 
30. Mai 1840 mußte ſich Morella ergeben. Die Karliſten ſuchten zwar nochmals 
in Catalonien feſte Standorte zu gewinnen; als aber auch Berga gefallen war, 
ſah ſich Cabrera am 6. Juli 1840 gezwungen, mit dem Ueberreſt ſeines Heeres 
ebenfalls auf franzöſiſchen Boden zu flüchten. 

Mittlerweile hatte ſich die Kluft zwiſchen den Parteien, welche nur durch den 
gemeinfamen Kampf wider Don Carlos vereinigt waren, wie nad dem Siege 
immer, auferorventli erweitert. E® war natürlih, daß nad der Befreiung bes 
Landes von ben Hauptgegnern das Beftreben eintrat, der Regierung durch Zurüd- 
führung konfervativer Elemente größere Feftigkeit zu geben, und daß namentlich 
die Partei ver Moderados darauf hinarbeitete, die fortwährend aufregenden Be- 
ftandtheile der Berfaffung allmählig umzubilden. Ein Gejegesentwurf über bie 
Ayıntamientos follte den bemofratifhen Geift bändigen. Aber ſchon fingen bie 
Leivenfhaften wieder an, unter dem Vorwande des Gemeinwohles die Zügel 
hießen zu laffen, und die ehrgeizigen und gehäffigen Eiferfüchteleien hochſtehender 
Perjönlichkeiten entzündeten fi auf's neue. Die berrifche Weife, mit welder €. 
die Beförderung des mit dem Minifterium zerfallenen Linage, feines Apjutanten, 
zum Generale durchſetzte, hatte bereits den Öeneral Narvaez aus dem Minifterium 
geworfen, und biefen Mann für immer zu einem exbitterten Gegner des Herzogs 
gemadt. Dafür follte nım das Gejeg über die Ayuntamientos mit aller Kraft 
durchgefegt und in ber Partei der Progreffiften zugleich E. gedemüthigt werben. 
Vergeblich warnte diefer, ald er von dem legten Zuge wider Gabrera, überall 
feftlih empfangen, nad Barcelona zurüdlehrte, die in dieſer Stabt weilende 
Königin Regentin, Maria Chriftina, vor der Unterzeihnung des Gefeges; fie 
that es, unfluger Weife, am 15. Jult 1840 dennoch, und follte bald die ſchlim— 
men Folgen dieſes Schrittes erfahren. Die Gefühle der Maflen waren nody zu 
fehr mit den Beftrebungen der progreffiftiihen Partei verfhmolzen, und erfannten 
in €, noch zu lebhaft den Ausdruck des Volkswillens, ald daß ein Verſuch des 
Rüdgangs, wie Maria Chriftina ihn anftrebte, hätte gelingen lönnen. Der offene 
Widerſtand gegen die Einführung des neuen Gefetses verbreitete ſich bald über das 
ganze Sand; E. eilte nah Madrid, woſelbſt er in noch größerem Triumphe als 
in Barcelona empfangen und an die Spike des Minifteriums geftellt wurde. 
Diefen Ereigniffen folgte zu Valencia die Abdankung Maria Ehriftina’s am 10. 
Dftober 1840, und ihre, Abreife nad Frankreich. E. übernahm fortan die ſchwere 
Berantwortlichkeit, die Angelegenheiten des tief erregten Volkes zu lenken, und 
wurde am 8. Mai 1841 von den Kortes für vie Dauer der Minverjährigfeit der 
Königin zum Negenten des Landes ermählt. 

€. hatte nunmehr die höchſte Stellung erlangt, pie ihm je zu Theil werben 
fonnte, aber fie wurde der Wendepunkt feines Glüdes, und ſchon die Art der 
Erhebung enthielt die Keime feines Sturzes. Sie verletzte zunächſt die Gefühle 
des Föniglihen Haufes, deren Glieder bei dieſer Wahl vollftändig umgangen wor- 
den waren; fie war in gleih hohem Grave den Wünfhen der Kurie entgegen. 
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Daran ſchloß ſich die ganze Partei der Moderados, die Eiferfudht der Generale; 
die den Regenten, als einen aus ihren Reihen Hervorgegangenen, mit neidiſchen 
Augen betrachteten. Wollte num E., wie nicht anders zu erwarten war, eime fefte 
Regierung anbahnen, fo rief er nothwendig auch die ganze Partei der Eraltados 
gegen ſich in das feld, und feine offene Kira zu England entfremdete ihm 
das franzöfifche Kabinet. Allen viefen feindlichen Elementen fette E. zwar eine 
feltene Ausdauer und eine bewundernswerthe Energie entgegen; aber dieſe Eigen- 
ſchaften vermehrten nur die Zahl der Gegner, und das Vertrauen auf die Mafjen 
täufhte ihn vollftändig, va ſich auch hier wie anderwärts erwies, daß das Voll 
in feinen Zuneigungen eben fo leicht ermattet, als es biefelben in den Tagen ber 
Gährung auf ftürmifche Weife fundgiebt. 

E. erfannte als nächſtes Bedürfniß die Einführung innerer Reformen, und 
verfolgte dieſe Aufgabe in umfaffender Weife. Das von ihm gebildete Minifterium 
Gonzalez legte zu dem Ende den Kortes eine Neihe von Gefegesentwürfen vor, 
von denen derjenige vom 14. Auguft 1841 "welcher die Zehnten aufhob und die 
Güter der Weltgeiftlichkeit unter die Aufficht des Staates ftellte, unftreitig der 
wichtigfte war. Aber die nationalöfonomifchen Vortheile diefer Maßnahmen lagen 
ven Bliden ver Maffen noch ferne, und machten die Geiftlihen zu erbitterten 
Gegnern der Regierung. Während Mifverftänpniffe und verlegte Intereffen eine 
heimliche, aber almählig wachſende Gährung unterhielten, war eine in Paris 
unter der Leitung Maria Chriftina’s gebildete Junta eifrigft bemüht, durch Ver— 
ſchwörungen und Schilverhebungen die Macht E.'s zu breden. Die Generale 
Concha und Leon follten mittelft eines Handſtreiches die junge Königin aus 
Madrid entführen, D’Donnel in Pamplona [osbrehen, Narvasz ſich gegen Cabir 
wenden, Andere an andern Orten die Fahne der Empörung aufpflanzen, und 
zum Stügpunft der ganzen Unternehmung wurden abermals die baskiſchen Pro- 
vinzen auserlefen. Aber abgeſehen davon, daß die Verſchwörer über die öffentliche 
Stimmung ſich täufchten, herrſchte unter ihnen felbft weder die Sicherheit der 
Meberzeugung, noch Vertrauen und Zuſammenhang. In den basfifhen Provinzen 
erfolgte der Losſchlag zu frühe, in Madrid felbft unterbrüdte ihn E, mit falt- 
blütiger Thatkraft. Der General Leon wurde kriegsgerichtlich verurtheilt und am 
15. Dftober 1841 erfhoffen, Als E, viefen ftrengen Sprud gegen den Helden 
von Belascoain genehmigte, übte er das durch die Gefege ihm eingeräumte Recht; 
aber es war ein grober politifher Fehler, davon Gebrauch zu machen in einem 
Augenblide, wo alles darauf anfam, die Gemüther zu beruhigen und durch Groß— 
muth aud die Feinde in Freunde zu verwandeln. Der Schatten des jugendlichen 
und unbefonnenen, aber edlen und heivenmüthigen Xeon bat am meiften zu fei- 
nem Sturze beigetragen. 

Für den Augenblid aber war E. Meifter des Feldes. Er jchlug den Auf- 
ruhr in den basfifshen Provinzen nieder, bezwang Barcelona, ben Mittelpunft 
der bemofratiihen Partei, welche die ganze Einrichtung ver Negentihaft von An- 
fang an als ein Wert des Rückgangs betrachtet hatte, und hielt ſchon am 23. 
November 1841 unter dem Jubel der Bevölferung feinen fiegreihen Einzug in 
Madrit. 

Aus diefem Stege aber entwidelten ſich deutlicher fchon die Keime des Um— 
fturzes. Denn es ergab ſich bald, daß im Folge der bezeichneten Ereigniffe bie 
große Partei der Progreffiften fi in zwei große Heerlager theilte, von denen das 
eine der Regierung feindlich gegenüber trat. Die Stellung €.’8 wurde fomit ber- 


jenigen Grundlage beraubt, von der aus er allein ven noch übrigen Karliften, 
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den ſchon mächtigeren Moderados, den lmtrieben der Geiftlichfeit und dem Un- 
muth verleter Interefien hätte entgegentreten können. Nod fanden dieſe Gegen- 
fäge getrennt, noch waren fie vollfommen dunkel über den gemeinfamen Bunkt der 
Bereinigung gegen den Regenten; aber die Ereignifje arbeiteten ihnen in die Hände. 
Zunächſt nahm der franzöfifhe Gefandte, Herr v. Salvandy, eine Stellung ein, 
die in dem völferrechtlichen Verkehr zwiſchen zwei anfcheinend befreundeten Staaten 
ganz umerhört war, aber dem Syſtem zweideutiger Schwäche entſprach, welches 
die Regierung Louis Philippe's in den äußeren Ungelegenheiten nur allzuoft be 
folgte. So bilvete fih eine Partei ver Afrancefados, welche allmählig die einzel- 
nen Bruchtheile in fich vereinigte, und es war eine natürliche Folge, daß €. ſich 
um fo enger an England anſchloß. Die Hinneigung zu Großbritannien wurde in- 
deſſen erft dann für ihn verhängnigvoll, als fein Minifterium damit umging, einen 
Handelsvertrag mit jenem Lande abzufchließen, der auf der Grundlage des freien 
Berkehres abgeichloffen werden ſollte Nun wurde auch das gewerbreiche Catalonien 
in die Oppofition bineingetrieben, der Widerftand in den Kortes gegen alle wid: 
tigen Gejegesvorfchläge der Neyierung gerichtet, und das Minifterium Gonzalez 
genöthigt, am 29. Mai 1842 feine Entlafjung einzureichen. 

Der Weg war gefunden, den Herzog v. PVittoria mit den Waffen zu be- 
fümpfen, welche vie von ihm felber in den Vordergrund geftellte Verfaſſung von 
1837 darbot. Die Gegner verharrten auf dem Boden der Mehrheit in den Kortes, 
und verlangten die Ernennung eines Minifteriums in ihrem Sinne €. ſuchte 
zwar biefem Zwange auszuweichen; aber das von ihm erwählte Minifterium Rodil, 
nicht hervorragend durch politifche Befähigung und noch ärmer an redneriſchen 
Talenten, vermehrte nur die Schwierigkeiten der Lage. Dazu die fortwährenden 
Aufreizungen von Paris aus, das beftändige Gemunkel von dem englifchen Ein: 
fluffe und dem nahe bevorftehenden Abſchluſſe eines nachtheiligen Handelövertrags, 
die Ungefchidtlichkeit vieler Beamten der Negierung, vor allen des Generals Zur- 
bano, eines allzueifrigen Handlangers berfelben, gewaltthätiges Verfahren in Gata- 
lonien! Die Unbehaglichfeit fand bald ihren Wiederhall in dem leicht erregbaren 
Barcelona, deſſen unruhige Bevölkerung ſich zu einer neuen Empörung hin— 
reißen ließ. Mit gewohnter Thatkraft unterpriidte E. and diefen Aufftand; nad 
zweitägiger Beſchießung, am 3. und 4. December'1842, unterwarf fich die ſchwer 
heimgeſuchte Stadt. E. fehrte, abermals. unter öffentlichen Huldigungen, welche 
feine Freunde zu veranftalten wußten, am 1. Januar 1843 nad Madrid zurüd. 

Diefer erzwungene Triumph war der lette, welchen er feierte. Denn die Be- 
ſchießung Barcelonas hatte durch ganz Spanien hin eine fo allgemeine Mißſtim— 
nung hervorgerufen, - daß jenes weitere Vorgehen der Regierung auf Schwierig- 
keiten ftoßen und Widerfeglichkeiten hervorrufen mußte. Es war daher ein fehr 
gewagtes Spiel, als das Minifterium Rodil unter foldhen Umftänden die Kortes 
auflöste, und damit eine Berufung an die öffentlihe Meinung unternahm. Die 
Wahlen fielen fo aus, daß das Minifterium ohne Säumen feine Entlaffung ein- 
reichte. Alle feindlichen Bruchtheile vereinigten fi mit den Progreffiften und 
Republifanern gegen die Regierung. E. ſah ſich genöthigt, am 9. Mai 1843 in 
bie Einfegung des Minifteriums Yopez zu willigen, welches ſchon nad) feinen 
Orundfägen der ganzen Stellung E.'s feindlich gegenübertreten mußte. Auch in 
die von dieſem Minifterium beantragte allgemeine Amneftie willigte der Regent, 
obgleich dadurch feine entfchievenften Gegner in pas Land zurüdgeführt wurben, 
Als aber Lopez aud die Entfernung aller mißbeliebigen Bertrauensperfonen, 
namentlich des Generals Linage verlangte, leiftete E. entichievenen Widerſtand. 
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Schon am 19. Mai wurde die Entlafjung des Minifteriums angenommen, und 
Becerra mit der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten betraut. Diefen Ereig- 
niffen folgte zuerft die Bertagung, ſodann am 26. Mai die Auflöfung der Kortes. 

Damit war das Zeichen zum allgemeinen Losbruch gegeben; bie Pronuncia- 
miento8 gegen die Regierung gingen mit Sturmeseile durd alle Gegenden und 
Städte des Landes Vergeblic ergriff E. umfaffende militärifhe Mafregeln; ver- 
geblich fuchte er in feinem Manifefte vom 13. Juni 1843 die Gemüther zu bes 
ruhigen; alle angewendeten Mittel verftärften nur die Zahl der Gegner. Mitten 
unter dem allgemeinen Zufammenfturze der öffentlichen Gemalten verharrte €. 
wie verfteinert zu Albacete. Bon der Wucht der Creigniffe überwältigt, verließ er 
endlich am 7. Juli viefe Stadt, um fi} gegen ven Süden zu wenden. Bon ben 
treugebliebenen Truppen gegen den Andrang der feindlichen Heereshaufen geſchützt, 
erreichte E. endlich Cadix und fchiffte fi am 3. Auguft 1843 nad England ein, 

In diefem Lande lebte E. fünf Jahre lang, ftil und zuridgezogen, fern von 
aller Theilnahme an ven öffentlichen Händeln der Welt. Nur die heiße Liebe zum 
Baterlande war nicht im ihm erloſchen, wovon feine am 10. Oftober 1844 er- 
laffene Erklärung ein ſchönes Zeugnik giebt. Damals fprad er auch, zwar leife, 
aber warn genug, die Hoffnung aus, einft die letzten Tage feines Lebens anf 
fpanifchem Boden verbringen zu können, und dieſer fehnfüchtige Wunjd wurde 
ihm im Jahre 1848 in ehrenvollfter Weiſe gewährt. Ex kehrte nad Spanien 
g- ‚ und lebte feitvem unangefochten, aber ohne öffentlihe Wirkfamkeit, zu 
!ogronno, bis die Ereigniffe von 1854 ihn nochmals auf die Schaubühne des 
öffentlichen Lebens riefen. 

Es war ein eignes Verhängniß, daß die Bewegung gegen bie Regierung 
und die Königin Maria Chriftina gerade von denjenigen Häuptern der Moderados 
ausging, die im Jahr 1843 vorzugsweife zum Sturze E.'s beigetragen hatten. 
Der General O'Donnel überfprang dabei das richtige Maß fo fehr, daß er nad) 
dem Siege über den General Blafer, am 30. Mai 1854, die Berfaffung von 
1837 verkündigen ließ. Der Auffland wucherte fort, aber erft als ſich aud bie 
Hauptſtadt Madrid ver allgemeinen Bewegung anjhloß, "ging die Königin den 
Herzog von Bictoria um die Bildung eines Minifteriums an. E. hielt am 19. 
Juli unter dem Jubel ver Bevöllerung feinen Einzug in Mabriv und übernahm 
bie Leitung der Geſchäfte. Wir wagen über die nun folgende zweijährige Thätig- 
feit E.'s kein enticheidendes Urtheil, da die Ereigniffe nod zu nahe liegen und 
daffelbe nicht auf aftenmäßige Onellenfchriften geftügt werden könnte. So an- 
ſcheinend leicht fi) audy der Uebergang in ben neuen Zuftand gebilvet hatte, fo 
ift doch nicht zu verfennen, daß bie innere Lage von Spanien diesmal eine un- 
gleich verwideltere war, als am Schluffe des Krieges mit Don Carlos. Damals 
handelte e8 ſich um ein einfaches politifches Princip, diesmal um ſchwere ftaats- 
ötonomiſche und gefellfhaftlihe Fragen, welche in alle einzelnen Verhältniſſe ein- 
griffen. Die größten Schwierigkeiten famen der Regierung von den republifanifchen 
Beldegungen ver Stäbte, die alle ein ſtarkes focialiftifches Gepräge trugen, und 
enblih wie in den übrigen Staaten Europas im Jahr 1848 die ganze Maffe ver 
gebilveten und befigenden Stände in Spanien gegen bie zerftörenden Grundſätze 
vereinigte. E., in formalen Ideen über Verfaſſungsweſen befangen, ſcheint dieſe 
Beftandtheile nicht immer forgfältig unterfchieden zu haben, und vie Kortes müdeten 
fi nutzlos an einem theoretiihen Grundgefege ab, das zulegt nicht einmal lebens- 
fühig wurde, Als die Erbitterung der Socialiften fi) gegen die Verwaltung E.'s, 
der Haß der Moverabos gegen die neue Verfaſſung wendete, batte der Herzog 
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von Bictoria feinen Rüdhalt mehr. Er gab vemnah am 14. Juli 1856 feine 
Entlaffung, und kehrte — 63 Jahre alt — nad Logronno in die Stille des 
Privatlebens zurüd. 

In E. fpiegeln fi die Fehler, aber auch die großen Vorzüge feiner Nation, 
Die Liebe zum Glänzenden, Ehrgeiz felbft bis zur Eitelfeit, und perſönliche Ge— 
fühle haben ihn mehr als einmal irregeleitet; fein Zurüdfinten in ftarre Rube 
und Unbeweglichkeit wirkte ftörend, und machte ihn nicht felten zum Werkzeuge 
fremden ©etriebes. Aber feine unbeftechliche Liebe zum Baterlande, feine Kalt 
blütigleit in Gefahren, feine Ausdauer und Beharrlihkeit in ven eimmal erfaßten 
Grundfägen, feine unangefochtene Redlichkeit erheben ihn zu einem der bedeutendſten 
Charaktere, den das neuere Spanien aufzuweifen hat. Die Geſchichte wird von 
E, rühmen dürfen, daß er zweimal fein Vaterland von den Schreden ver Anar- 
hie befreit, zweimal die Empörung feines Landes in eine volksthümliche Richtung 
geleitet hat, wenn aud die formen, in denen dieſes gefhah, ver Zeit verfallen 
mußten, — 

Das Hauptwerk, welches den Stoff zu der voranftehenden Darftellung ge- 
liefert hat, ift: Espartero, historia de su vida militar y polifica y de los 
grandes sucesos contemporaneos. Escrita bajo la dirececion de D. Jose Segundo 
Florez, tom. I—IV. Madrid, 1843— 1845. Daſſelbe leivet zwar am über- 
mäßiger Weitſchweifigkeit, theilt aber viele belehrende Aftenftüde mit, und gebt 
mit lebendiger Anfchaulichkeit in die Parteibewegungen ein, Flegter. 


Eugen von Savoyen. 


Dem deutſchen Reiche, nach dem weftphälifchen Frieden entkräftet durch lange 
Kriegsjahre und innere Zerrifjenheit, prohte Ende des 17. und Anfangs des 18. Jahr- 
hunderts von Dften und Weften die Gefahr gänzliher Zertrümmerung. Eugen 
von Savohen, gleich bedeutend als Feldherr wie ald Staatsmann, bat ſich den 
Ruhm erworben, dieſe doppelte Gefahr befeitigt zu haben. 

Geboren zu Paris am 18, Dftober 1663, wurde E., ber jüngfte Sohn des 
Herzogs Eugen Morig von Savoyen-Carignan, ſchon in frühefter Jugend für ven 
geiftlichen Stand beftimmt. Seinem lebhaften feurigen Geifte fagte jedoch dieſer Beruf 
nicht zu. Heimlich begann er fidy für den Kriegerftand vorzubereiten, und widmete 
fidy den ernfteften angeftrengteften Studien, während feine Altersgenoſſen fi in 
das üppige Hofleben ftürzten. In feinem 19. Lebensjahre erbat fih E. von Lud— 
wig XIV. die Verleihung eines erledigten Dragonerregiments. Mit beleivigendem 
Spotte wies der in der Fülle der Macht, Schönheit und Jugend glänzende Kö- 
nig die unerwartete Bitte des Eleinen Abbe von Savoyen zurüd. So trat E. in 
die Dienfte des deutſchen Kaifers. Beim Entfag von Wien 1683 leiftete er feine 
erfte Waffenthat. Unter Ludwig von Baden, Karl von Lothringen und Mar Ema- 
nuel von Bayern machte er dann in dem folgenden Feldzügen gegen die Türken 
feine Schule durch. Das Jahr 1689 rief ihn nach Italien: er follte feinen Better, 
den Herzog Viktor Amadäus von Savoyen, zur Allianz mit dem Kaiſer bewe— 
gen. €. erreichte zwar feinen Zwed, aber der Wankelmuth dieſes ehrgeizigen 
und unverläffigen Fürften ließ dem Kaifer nur geringe Bortheile aus dieſem 
Bündnifje ziehen. Nach oft abgebrochenen und ſtets wieder erneuerten Unterhand- 
lungen mit Frankreich erklärte endlih 1696 Viktor Amadäus fi und fein Land 
neutral. 

G, kehrte nach Wien zurüd, nachdem er ein glänzendes Anerbieten Ludwigs, 
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in franzöftfche Dienfte zu treten, ftolz von ſich gewiefen hatte. Schon 1693 war 
er von Leopold in Anerfennung feiner Berbienfte zum Feldmarſchall ernannt, vom 
Könige von Spanien mit dem goldenen Bließe geſchmückt worden. Nicht „> 
follte jevoh E. ver Ruhe pflegen dürfen. Sultan Muftapha II, fammelte e 
Heer von mehr als 100,000 Mann bei Belgrad, welches feit 1690 wieder bem 
Halbmonde unterworfen war. In feinem Haupiquartier befand ſich ber verbannte 
Graf Tötöly, welcher mit ven zahlreichen Unzufriedenen in Ungarn geheime aber 
enge Verbindungen unterhielt. Im ganzen Lande gährte e8; ein fiegreiches Vorbringen 
bes türfifchen Heeres hätte einen gleichzeitigen gewaltigen Aufſtand ber —— 
in ben Karpathen, an der Theiß, an der Donau zur unausbleiblichen Folge h 
müſſen. Einer folden Kataftrophe vorzubeugen, ernannte der Kaifer — auf den 
Rath des Grafen Rüdiger Starhemberg — den Prinzen E. zum Oberbefehlshaber 
in Ungarn, Zum erftenmale follte dieſer felbftftändig einen Feldzugsplau entwerfen 
und ausführen und unter weldhen Verhältniſſen? Mit einem durch das weite Land 
zerfplitterten, verhältnigmäßig ſchwachen Heere — es zählte im Ganzen etwa 
45,000 Mann — in einer infurgirten Provinz, gegen einen beinahe breifad 
überlegenen Feind, Auf Verſtärkungen war nicht zu hoffen; eine verlorene Schlacht 
hätte dem Großheren einen ungehinderten Weg nah Dfen und Wien geöffnet. 
Mit Scharfblid erlannte E. augenblicklich den einzigen Ausweg aus biefer gefähr- 
lichen Lage und fonzentrirte feine ganze Stärke, um im geeigneten Yugenblide 
einen entſcheidenden Schlag gegen den Feind ausführen zu können. 

Anfangs Juli 1697 traf Muftapha bei feinem Heere ein, in benfelben Tagen 
E. bei dem jeinigen. Als viefer in feinem gewöhnlichen Anzuge, einem einfadhen 
bunfelbraunen UWeberrode, unanfehnlid und anſpruchslos in feiner Haltung zur 
Armee kam, zudten die alten Eifenfreffer fpöttifc die Achjeln und lachten: „Dies 
Kapuzinerlein wird den Türken wohl nicht viel Haare aus dem Bart raufen.“ 
Der Großherr wandte fich erft nach Peterwarbein und zog dann gegen Szegebin. 
Auf dem Marſche dahin holte ihn E. am Nachmittag des 11. September ein. Die 
türfifche Reiterei hatte bereits die Theiß überfchritten, das Fußvolk ftand jedoch 
noch diesſeits des Fluſſes. Trotz der Erſchöpfung feines Heeres befahl E. ohne 
Zögern den Angriff. Diefer raſche Entſchluß entſchied den Ausgang des Feldzuges. 
In wenigen Stunden war bie Schlacht gewonnen; der Kampf artete zulegt in ein 
furdhtbares Gemegel aus, denn, nad E. Schlachtbericht, war der Soldat fo er- 
grimmt, „daß er faft feinem Onartier gegeben." Bon der Infanterie des Yeindes, 
welche in ihrer ganzen Stärke an ver Schladht Theil genommen hatte, entlamen 
nur 2000 nach dem jenfeitigen Ufer der Theiß. Bon den Hufaren verfolgt, eilten 
fie ihrem Sultan nad, welher in dem Kleide eined gemeinen Janitſcharen nad 
-Temesvar und von da nad Adrianopel floh. Unermeßlich war die Beute, gering 
ver Verluft der Kaiferlihen. Das war der Sieg bei Zenta, mwelder für alle 
Zeiten die Kraft des Halbmondes gebrochen hat. — Den Tag nad der Schlacht 
erhielt E. zwei Schreiben des Hoffriegsrathes, in welchen ihm befohlen wurde, 
endlich einmal mit dem Manoeuvriren ein Ende zu mahen und ben Feind an- 
zugreifen. In einer furzen Schlußbemerkung feiner Relation über die Schlacht 
erwähnte der Prinz, daß ibm dieſe Orbres zugefommen jeien, und fügte bann 
mit gutmüthiger Ironie bei: „welde aber, gleichwie Zeithero der status rerum 
ein anderes ausfehen befhommen, alſo auch mit diſer meiner Relation Zu ge 
nitegen beantwortet ſeynt.“ 

Bosnien wurde noch von den Kaiſerlichen befegt, dann eilte E, im Triumph⸗ 
zuge nad Wien, dem Kaifer perfünlich das große Siegel des Divans zu über- 
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geben, welches am Halſe des bei Zenta gebliebenen Großveziers erbeutet worben 
war. Leopold empfing ven Befieger der Osmanen mit Kälte. Auf Andringen des 
Feldmarſchalls Kaprora, E.'s Feind, follte diefer, angeblid; wegen Ungehorjams 
egen die Befehle des Hofkriegsrathes, vor ein Kriegsgericht geftellt werden. Im 

ien gährte es auf dieſe Nachricht; noch zur rechten Zeit fam ber geiftig lang- 
fame und finftere Kaiſer zu befjerer Einfiht. — E. erhielt auch für ven folgenden 
Feldzug wieder den Oberbefehl in Ungarn, auf fein ausprüdlihes Verlangen mit 
unbeſchränkter Machtvolllommenheit. Aber es geſchah nichts von Bedeutung im 


Jahre 1698: der Schlag bei Zenta hatte die Pforte auf lange Zeit gelähmt. Am- 


26. Januar 1699 wurde ber Friede unterzeichnet zu Karlowitz. 

Siebenbürgen, Slavonien, ganz Ungarn bis auf Temesvar, der größte Theil 
von Kroatien fielen in demſelben dem Kaifer zu. Defterreihs Befigftand vermehrte 
fih dadurch um ein jtarfes Dritttheil; von diefem Tage datirt die weltgeſchichtliche 
Stellung, welche dieſe Großmacht heute noch einnimmt. Der Friede von Karlowit 
war zunächſt E.'s Werk. 

In den num folgenden zwei Jahren des Friedens begann E. die Errichtung 
feiner 15,000 Bände zählenden Bibligthef, der berühmten Kupferftihfammlung, 
ferner eineg Münzen- und Untifenfabinets; die Anlage des herrlichen Parks im 
Belvedere fällt in denjelben Zeitraum. Der Tod König Karls II. von Spanien, 
Ende des Jahres 1700, entrig den Prinzen den Beihäftigungen des Friedens 
und rief ihn aufs neue zu langjähriger und fieggefrönter Eriegerifcher Thätigkeit. 
Längſt beftehenden Erbverträgen gemäß wäre der zweite Sohn Kaifer Leopolds, 
Erzherzog Karl, allein zur Thronfolge in Spanien berechtigt gewejen. Nad dem 
- Teftamente des kinderlos verftorbenen Königs follte jevoh Ludwigs Entel, Philipp 
von Bourbon, Erbe der ungeheuren Ländermaſſen in beiden Welttheilen werben. 
Papft Innocenz XII, deſſen Einfluß den Inhalt des Teftamentes beftimmte, er- 
fannte Philipp V an. Auch Ludwig XIV. entſchied fih nah kurzem Befinnen für 
Annahme des Teftamentes und ließ feinen Enkel im Februar 1701 zu Madrid 
krönen. Die Hauptftabt und ganz Spanien huldigten jubeln Philipp V. als König; 
Neapel und Mailand erklärten ſich für ihn. Allianzen mit Churbayern und Chur- 
köln, mit Savoyen, Wolfenbüttel und Mantua ficherten dem Könige von Franl- 
reich ein zahlveiches, fampfgeübtes Hülfsheer unter bewährten Führern. So fand 


fi der Kaifer mit feinen Anſprüchen allein einer Allianz von halb Europa ge 


genüber. Sein einziger Bundesgenoffe, Wilhelm IL. von Oranien, faß krank im 
Haag, wo er fi mehr als König fühlte, denn in feinem Königreihe England. 
Beide Parteien des Londoner Parlaments waren in friedlichſter Stimmung und 
wollten fi um feinen Preis in die Händel des Kontinents mifchen, 

Böllige Entmuthigung herrfchte in Wien. Niemand wagte dem tiefverlegten 
Kaifer zum Kriege zu rathen gegen den ftets vom Glück begünftigten franzöſiſchen 
Herrfher. €. allein, im Widerſpruche mit den Miniftern, ftimmte für den Krieg. 
Immer und immer wiederholt er dem unentſchloſſen hinbrütenden Leopold: ſchimpf— 
ih und umverantwortlid wäre es, wolle man ohne Schwertftreih allen feinen ge- 
rechten Anſprüchen entfagen. Hieße es nicht alle politifhe Macht, allen Einfluß des 
deutſchen Kaifers im deutfchen Reiche mit einem Sclage vernichten, wenn man 
die Befigergreifung von Mailand und Brüffel durch die Franzofen, ein bewaffnetes 
Bündniß deutſcher Reihsftände mit dem Reichsfeinde, in geduldigem Stillſchweigen 
hinnehme? Könne ſelbſt nach dem ſchlimmſten Ausgange eines Kampfes etwa noch 
Schlimmeres geſchehen? — E.’s Anſicht drang endlich durch. Leopold, nachdem er 
ſich einmal von ſeinem Betſchemel und den Einflüſſen ſeiner Beichtväter los— 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats⸗Wöörterbuch III. 29 
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gerifien und für ven Krieg entſchieden hatte, ging ohne Zögern und 

ans Werk. In raſchem Entſchluſſe verlieh er durch den berühmten Kronenvertra 
dem Churfürften Friedrich Wilhelm von Brandenburg die feit lange erbetene und 
ſtets verweigerte Königswürde; dafiir erhielt er ein ftattliches preußifches Hü 
beer. Markgraf Yudwig von Baden wurde zum Kommanbirenden am heir 
E. zum Oberbefehlshaber in Italien ernannt. Auf dem dritten Kriegsſchauplatze, 
Belgien, follten England und Holland ein Bertheivigungsheer aufftellen. Doc 
vergebens umterhandelte im Auftrag Wilhelms Graf Marlborougb mit dem eng- 
liſchen Parlamente. Da ftarb am 6. September 1701 der vertriebene Jakob II. 
und Lubwig XIV. beging im übermüthigen Zornesausbruh vie Unvorfichtigfeit, 
deifen Sohn als König von Großbritannien und Irland anzuerkennen. Ein Schrei 
ver Wuth tönte durd ganz England; mit beinahe an Einftimmigfeit grenzender 
Mehrheit bewilligte das neugewählte Parlament alle Mittel zum Kriege dem Kö- 
nige Wilhelm III., der wenige Monate darauf ſtarb. Im Frühjahr erflärte die 
Königin Anna den Krieg an Yranfreih und Marlborough übernahm den Ober- 
befehl in ven Niederlanden. 

Inzwifchen hatte E. den Marihall _Catinat über den Mincio und Oglio 
zurüdgebrängt. Auch der nene Oberbefehlshaber, Marſchall Villeroi, welden Lub- 
wig nad) Italien ſchickte, vermochte feine Bortheile über E. zu erringen. Ungeachtet 
einer mehr als doppelten Ueberlegenheit an Zahl wurde der tapfere aber unfähige 
Günftling der Frau von Maintenen bei Chiari am 1. September 1701 mit blu⸗ 
tigem Kopfe zurückgewieſen. Die Angriffe des Feindes waren jevod nicht das Einz 
was €. zu bekämpfen hatte, Der nah Rüdiger Starhembergs Tode zum 
friegsrathspräfidenten ernannte Graf Mannsfeld überließ in unverantwortlider 
Trägheit und unbegreifliher Gleichgültigkeit die faiferlihe Armee in Italien einem 
faum glaubhaften Elende. Ungeachtet E.'s unaufhörlicher Schreiben und Mahn: 
briefe nad Wien wurden weder Gelver nod, Anweifungen, weder Truppenverftär- 
fungen noch Remonten nahgefhidt, während die franzöſiſchen Streitkräfte durch 
ununterbrohenen Nachſchub täglich mehr anwuchſen. Im Februar 1702 hatten bie 
Franzoſen überdies das Glück, daß PVilleroi bei einem Handftreih E.’8 auf Ere- 
mona in feindliche Gefangenjchaft geriet und der Herzog von Benbome, ein 
Mann von unzweifelhaft beveutenden Feldherrngaben an die Spite des Heeres 
geftellt wurde. Die beiden Bettern — E's und Vendome's Mütter waren Schwe- 
ftern, Nichten des Kardinals Mazarin — ſchlugen fih mit wechſelndem Kriegs- 
glüde im Laufe des Sommers herum, Im Dezember wurde E. nad Wien berufen, 
die Stelle des Hoffriegsrathspräfidenten zu übernehmen. Es war vie höchſte Zeit, 
daß eine energifhe Hand die oberfte Leitung des Heerwefens ergriff. Zu all’ ven 
dringenden Arbeiten, welde €, für Berbeferung der Finanzen, Berftärfung und 
Verpflegung der Armeen in Italien und Dentihland zu Wien vorfand, gefellten 
fid) auch noch die Gefahren eines nenen Aufſtandes in Ungarn unter Raloczy. 
Vergebens eilte E. nach Prefburg und unterhandelte perfünlih mit ven Mißver- 
gnügten. Ihre maßlofen Forderungen konnten fhlüßlih nur mit dem Schwerte 
beantwortet werben. 

Während diefer Zeit hatten die Heere des Kaiſers und feiner Verbündeten 
nur geringe Fortſchritte gemacht. Boufflers hielt fih in den Niederlanden glüdlich 
gegen Marlborough; Vendome behauptete in Italien ftanphaft gegen Guido 
Starhemberg das Feld. Der nächſte und gefährlichfte Gegner aber, der fühne, zu 
jedem Wagſtück ftets bereite Churfürft von Bayern, Mar Emanuel, hatte fid 
1703 mit dem Heere des Marfhalls Villars vereinigt, ven Grafen Styrum bei 
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Höchftädt geſchlagen, Wugsburg, Regensburg mit dem zitternden Reichstag und 
Paffan weggenommen,. Wien lag unbeſchützt vor dem ehrgeizigen Fürſten, ver ſich 
fhon in dem Traume wiegte, die Krone Böhmens mit dem bayerifchen Churhute 
zu vereinen. E. erfannte die volle Gefahr, welde feinem Kaifer von daher drohte 
und ſuchte mit der Beredtfamkeit der Meberzeugung dem alternden, zaghaften 
Leopold die Nothwendigkeit zu bemeifen, daß mit Hintanfegung aller anderen 
Rückſichten und vor allen übrigen Gegnern zuerft der Ehurfürft von Bayern ge- 
ſchlagen werben milſſe. Zu diefem Behufe müffe Marlborough den Rhein aufwärts 
marſchiren, das Korps des am Oberrhein ftehenden Markgrafen von Baden ver: 
ftärfen und mit diefem verbunden fi im gemeinfamen Stoße auf Mar Emanuel’s 
Heer werfen. Marlborougb, mit welchem E. fi in ſchriftlichen Verkehr geſetzt 
hatte und veffen kühnem Geifte ver kühne Plan entſprach, führte ihn aud im 
tiefften Geheimniſſe und auf * Berantwortlichkeit aus. Am 22. Juli 1704 
vereinigte er fi mit Markgraf Ludwig bei Geislingen, drang rafch gegen Donau- 
wörth vor umd ſchug die bayerifchen Truppen nad tapferer Gegenwehr auf dem 
Schellenberge. Der Churfürſt zog fih nah Augsburg zurüd und erhielt dort am 
4. Auguſt 40 Bataillone und 60 Schwarronen franzöfiicher BVerftärtungen unter 
Marſchall Tallard. E., der vom Rheine ber diefem gefolgt war, hatte deſſen 
Bereinigung mit dem Churfürften nicht zu hindern vermocht. So ftieß er nunmehr 
mit feinem Korps zu dem englifchen Feldherrn. Der Markgraf von Baden, ein 
trefjlicher Heerführer, aber etwas bedächtig und umftändlih, ängftlih für feine 
Würde beforgt und kleinlichſt eiferfüchtig auf feinen Rang, übernahm die Belage- 
rung von Ingolftabt. Und nun binderte Nichts mehr das gemeinfame Handeln 
E.'s und Marlboroughs in einer Uebereinftimmung, von welcher zwifchen zwei 
— verbündeter Mächte die Kriegsgeſchichte kein ähnliches Beiſpiel aufzu— 
weiſen hat. 

Die Schlacht bei Höhftänt am 13. Auguſt entſchied das Schickſal Mar Ema- 
nuels; in eiliger Flucht verließ er fein Land. Yeopold I. befahl noch, Bayern zu be- 
jegen und in feinem Namen zu verwalten, dann ftarb er, am 5. Mai 1705. Ihm folgte 
als deutſcher Kaifer fein ältefter Sohn, Jofeph I., in Allem ver Gegenjag feines 
Baters: ein ritterlicher, prunfliebenver Fürft von fenrigem, durchdringendem Geifte, 
feiner hohen Würbe bewußt, aber auch feiner Pflichten als Herrfcher, feingebilvet, 
ehrgeizig, kraftvoll, eine durch und durch warme Natur, deßhalb fromm und bulv- 
fam, aber alle Einmifchungen der Hierarchie in die weltliche Politif mit ernfter 
Strenge ablehnend. Bis zu feinem leider zu frühen Tode blieb er E.’8 unwan- 
delbarer vertranender Freund. Auf feinen Befehl gieng E. 1705 wieber nad) 
Italien, den neuen Bundesgenoffen Herzog von Savoyen aus der Berrängniß zu 
erretten, in welche ihn Vendomes fiegreiches Vorbringen gebracht hatte. Aber erft 
im Frühjahre 1706, nachdem Vendome an des bei Namillies gefchlagenen Ville— 
roi Stelle nad Belgien beorbert worden war, gelang e8 E. durd ein geniales 
ftrategifhes Manocuver Turin zu entfegen und ven Marfhall Marfin aufs 
Haupt zu ſchlagen. Der Kriegszug in die Provence und der Berfuh, Toulon zu 
erobern, fheiterten im Sommer 1707 an ven kräftigen Mafregeln des Marſchalls 
Teffe. Auch auf den übrigen Kriegstheatern, in Ungarn, Spanien, am Oberrhein, 
war das Jahr 1707 für den Kaifer nicht glücklich geweſen. Das nad dem Tode 
des Markgrafen Ludwig von Baden einer gänzlihen Auflöfung entgegengehenve 
Reichsheer am Oberrheine neu zu organifiren, eilte E. im Frühjahr 1708 nad 
Deutfhland. Nah wenig Wochen konnte er dieſes Korps in georbnetem Zuftande 
dem zum Oberbefehl berufenen Churfürften von Hannover übergeben. 

29 * 


452 Eugen von Savoyen. 


E. jelbft, von einigen Neiterregimentern begleitet, z30g den Rhein abwärts 
und langte unerwartet bei Marlborough in Brabant an. Vereinigt rüdten nun 
die Beiden gegen das franzöſiſche Heer, welches inzwifhen Brügge und Gent, iin 
Einverftändnig mit den Landesbewohnern beinahe ohne Schwertſtreich, beſetzt hat- 
ten. Zerwürfnifie zwifchen den Oberbefehlshabern, vem hochmüthigen Herzog von 
Bourgogne und dem ftörrifchen Vendome hinderte ein gemeinfames Handeln ber 
feindlichen Streitfräfte. Am 11. Juli 1708 erfämpften E. und Marlborougb den 
glänzenden Sieg bei Dudenarde. Vendome bezog eine feite Stellung bei Brügge; 
E. und Marlborougb wandten fi gegen Ville, die Feftung zu belagern, deren 
Kommandant, ver greife Marihall Boufflers, am 8. December 1708 nad 
11Ttägiger ruhmvoller Vertheidigung fapitulirte. Ludwig XIV. und fein Hof 
zitterten, denn ſchon ftreiften einzelne Neiterabtheilungen der Alliirten bis an bie 
Seine. €. und Marlborougb entwarfen bereits für das nächſte Jahr den Plan zu 
einer Operation nad Paris. Als überdies der hartbevrängte Bapft Clemens XI. 
Anfangs 1709 Frieden mit dem Kaifer ſchloß und Karl als König von Spanien 
anerkannte, begann Ludwig mit den fiegreihen Feldherrn Unterhandlungen. Aber 
die Bedingungen, welde fie ftellten, waren zu demüthigend; entrüftet brach Lub- 
wig ab, und der Kampf begann aufs Neue, 

E. und Marlborough nahmen Zournay und belagerten Mons. -Diefes zu 
entfegen, rüdte Marfhall Billars heran; am 11. September 1709 fam es bei 
Malplaquet zur Schlacht, der blutigften des ganzen Krieges, Das franzöfifche 
Heer wurde zwar geichlagen, aber fein Verluſt an Todten und Verwundeten war 
bebeutend geringer, als jener der Sieger. Beide Theile waren nun völlig erfhöpft ; 
neue Friedensverhandlungen wurden zu Gertruydenburg anfangs 1710 eröffnet. 
Der ftolze Ludwig bequemte fi, erft ven Befisftand von 1649, fpäter aud noch 
die Heramsgabe des ganzen Elſaſſes anzubieten; fo fehr war fein Alles bedrohender 
Uebermuth in den Fundamenten erſchüttert worden. Seine Heere waren aufgerieben, 
Srankreihs Grenzen durchbrochen; die Bevölferung des Landes hatte der lang- 
jährige Krieg becimirt, Handel und Induſtrie für Jahrzehnte vernichtet. Die 
Alliirten begingen den Fehler, dieſes vortheilhafte Anerbieten nicht anzunehmen, 
fie fegten maßlofe Forderungen dagegen. In dem kurzen Zeitraum von breizehn 
Jahren ließ das deutſche Reich zweimal die Gelegenheit vorübergehen, Straßburg 
wieder zu gewinnen, im Ryswider Frieden aus ferviler Untermürfigteit für bie 
Interefien des Haufes Habsburg im Breisgau, zu Gertruydenburg aus Unter- 
ſchätzung der feinvlihen und Weberfhägung der eigenen Kraft. 

Der Kongreß zu Gertruydenburg löfte fih im September 1710 wieder auf. 
E. und Marlborougb kegannen wieder gegen Billars ihre Operationen — ba 
gelangten in England ylöglid vie Tories ang Ruder des Staates. Der Staats- 
ſelretär Biscount Bolingbrofe begann nun feinerfeits mit Ludwig zu unterhandeln. 
Unglüdlicyerweife ftarb wenige Monate fpäter Joſeph I. und durch deſſen Tod 
fiel die geſammte öfterreihifhe Monardie an ven fpanifhen Aronprätendenten, 
Erzherzog Karl. Die Vereinigung beider Kronen auf einem Haupte hätte dem 
Haufe Habsburg ein Europa erbrüdendes Uebergewicht verliehen. Dies trieb Eng- 
land um fo mehr zum Frieden, ungeachtet E.’8 perfünliher Bemühungen in Lon- 
bon. Der Kongreß zu Utrecht murde eröffnet 1712; die englifhen Truppen er- 
hielten ven Befehl, die Feindſeligkeiten einzuftellen. Troy diefer ungünftigen Ber- 
hältniffe drang ver neue Kaifer Karl VI. — eigenfinnig und beſchränkt, wie fein 
Bater — unaufhörlih in E., gegen Villars vorzurüden. E. gehorchte und wurbe 
im Juli 1712 bei Denain gefhlagen und zum Rüdzug gezwungen. Im Frühjahr 
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1713 ſchloſſen England, die Generalftaaten, dann Portugal, Savoyen und Preu- 
gen zu Utrecht Frieden mit Ludwig XIV. Nunmehr ohne alle Bundesgenoffen 
fonnte aud der Kaiſer damit nicht länger mehr zögern. E. und Billars, bie oft- 
maligen Gegner, unterzeichneten ven Frieden zu Raftatt am 6. März 1714. 
Mit Recht konnte Billars nad dem Abfchluffe des Friedens zu E. fagen: „Wir 
find Freunde; ihre Feinde find in Wien, die meinigen in Verſailles.“ — Im 
September vefjelben Jahres wurde biefer Friede zu Baden auch auf das beutfche 
Reich ausgedehnt unter Zugrumbelegung des Befigftandes vom Ryswider Frieden. 
Dies war das ganze Ergebniß des 13jährigen ſchrecklichen Krieges. 

Nod einmal follte E.'s Siegerruhm nad der Verbunfelung ver legten Un- 
glüdsjahre glänzend wieder aufflammen. Nach zwanzigmonatlihem Frieden, während 
deffen er fi zu Wien der Ordnung des Heerweſens, der Hebung ver Finanzen, 
der inneren Berwaltung des durch neuen Zuwachs beträchtlich vergrößerten Defter- 
reichs mit angeftrengtefter Thätigfeit widmete, rief ihn abermals ein Krieg mit 
der Pforte an die Spige des Heeres in Ungarn. Am 5. Aug. 1716 erfodht €. 
vor Peterwardein unter den ungünftigften Verhältniffen einen glänzenden Sieg. 
Die Eroberung von Temesvar, deſſen Beſitz die Pforte feit 164 Jahren behauptet 
hatte, war die Folge der gewonnenen Schlacht. Aufgelöft flohen die Janitſcharen 
und Spahis über die Save zurüd, die Kaiferlihen bezogen ausgedehnte Winter- 
quartiere im Banate. 

Die Pforte machte unerhörte Anftrengungen für den nächften Feldzug. Aber 
aud von Seite der chriſtlichen Mächte wurde Alles aufgeboten, das Heer zu 
verftärfen. Freiwillige ftrömten aus allen Ländern Europa's herbei, gegen ven 
Grbfeind der Chriftenheit unter dem fiegreihen E, zu lämpfen. Der mit dem 
Kaifer wieder verföhnte Churfürft von Bayern fhidte feine beiden älteften Prin- 
zen und ein auserlefenes Korps von 6000 Mann. Mit 60 Bataillonen und 200 
Schwadronen zog E. Anfangs Juni über die Donau vor Belgrad. Ende Juli 
begannen die Kaiferlihen die Feſtung zu befchieken, deren Befagung aus mehr 
denn 30,000 Janiticharen beſtand. Der Großvezir Ali riüdte indeß mit einem 
Heere von 200,000 Mann zum Entjage herbei. In den erften Tagen des Au- 
guftes umringten die Türken E.'s Lager. So fah ſich verfelbe nunmehr in feinen 
Linien felbft belagert. Zudem brady die Ruhr in feinem Heere aus und forderte 
täglich zahlreiche Opfer. Ungeachtet feiner unvortheilhaften Stellung und der mehr 
als dreifachen Uebermacht des Feindes entſchloß fih E., auf vie Tapferkeit feiner 
Truppen vertrauend, zur Schlacht. Am 16. Auguft fand fie ftatt und endete mit 
einer gänzlichen Niederlage des Großveziers. Am 18. fapitulirte Belgrad. Der 
Friede von Paſſarowitz, 12. Juli 1718, war ber rühmlichfte und vortheilhaftefte, 
den Defterreih jemals mit der Pforte gefchlofien. Hammer-Purgftal nennt ihn 
ein leuchtendes Ehrenmal von E.’3 Ruhm durch Schwert und Feder. 

Der Sieg bei Belgran war E.’8 letzter. Von da an widmete er fi mit 
Gifer den Gejhäften des Friedens, und foweit ihm freie Zeit blieb, ven Künften 
und Wiffenfchaften. Zahlreiche Intriguen und Kabalen verbitterten ihm jedoch bie 
legten Jahre feines Lebens. Pfaffen und Höflinge, Generale und Minifter wußten 
nad) einander den ſchwachen Kaifer Karl gegen ihn einzunehmen. Unbefümmert 
um al’ dieſes Treiben, ging der große Mann feinen geraden Weg fort. Mit 
ſcharfem Geifte erfannte er feine Zeit und die neue Weltftellung Defterreihs. Die 
Gründung der oſtindiſchen Kompagnie in Oftende 1722 tft einzig und allein fein 
Wert. Daß Kaifer Karl diefelbe wenige Iahre nachher wieder aufhob, um Eng- 
land und Holland für die pragmatifhe Sanktion zu gewinnen, gefhah nur gegen 
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Es heftigen Wiverfprud. Im richtiger Würdigung der politiſchen Verhältniſſe 
bemerkte er damals, daß 200,000 Bajonette und ein gefüllter Schat befiere Bürg- 
ſchaft gewährten als eine Million Pergamente. Nachdrücklichſt ſprach ſich E. gegen 
die Einmiſchung des Kaiſers in die polnifche Königewahl 1733 aus. Der hiedurch 
entftehende Krieg mit Frankreich rief den 71jährigen Feldherrn nod einmal am 
die Spitze eines Heeres. Die Jahre 1734 und 1735 verliefen ohne erhebliche 
Waffenthaten, wenn auch Friedrich der Große, ver fi damals mit feinem Bater 
in E.'s Hauptquartier befand, veflen legten Feldzug am Rhein als ein Meifter- 
ftü aus der hohen Schule der ‚Politit umd Kriegstunft bezeichnet. Der Wiener 
Friede endigte diefen Krieg; defien Entwurf war E.'s letztes Werk. 

Am 21. April 1736 wurde er, vom Schlage gerührt, tobt im feinem Bette 

gefunden, Mit dem prachtvollen Geremoniell und ven reichen Ehren, wie fie einem 
“ Bringen des Kaiferhaufes zu Theil werben, ließ ihm der Kaifer im Stephansbom 
beftatten. - 
— E. von Savoyen ift Oeſterreichs größter Feldherr. Er unternahm gern das 
Kühnfte, aber nie 8, defien Ausführung feine Kräfte überftieg. Daß er biefe, 
ſowie jene feiner Gegner ftets richtig zu ſchätzen nnd zu erkennen wußte, fefjelte den 
Sieg danernd an feine Fahnen und ſicherte ihm feine Stelle unter den bebeu- 
tendften Heerführern aller Jahrhunderte. Mit prüfendem Scharfblid entwarf €. 
feine Pläne, mit ruhiger Ueberlegung und unbeugjamer Feftigkeit führte er fie 
ans, mit kalter Zähigkeit verfolgte er die erfochtenen Vortheile. Wenn aud) fpar- 
fan mit feinem Lobe und unerbittlih ftreng, wenn es Noth that, war E. im 
höchſten Grade umparteitfh und belchnte nur das wahre Berbienft; er fchonte 
feine Truppen und forgte für fie. Der gemeine Soldat liebte ihn wie einen Bater 
und hielt fih umter feiner Führung für unüberwindlich. 

Aber nicht als Heerführer allein glänzt E., eben fo groß war er als Ber- 
walter feiner Armeen. Ihm gebührt das zu wenig anerkannte Berbienft, die Ber- 
pflegung des faiferlihen Heerweſens in jenen geregelten Gang gebracht zu haben, 
worauf die Schlagfertigkeit einer Armee beruht. Wer in E.’8 militärifcher Korre— 
ſpondenz — Herausgegeben von F. Heller — deſſen Berichte an ven Kaiſer, ven 
Hofkriegsrath ꝛc. zu leſen Gelegenheit findet, wirb dem großen Manne feine Be- 
wunderung nicht verfagen, fih aber aud dann erft eine Borftellung bilden können 
von der neidifchen Selbftiudt und dem bösmwilligen Stumpffinn, melde feine rege 
Thatfraft unaufhörlich zu lähmen fuchten. 

Eine der glänzenpften Seiten dieſes glänzenden Lebens bleibt aber ftets E.'s 
Berhältnig zu Marlborougb. Beide ſchienen von der Natur geſchaffen, fich 
gegenfeitig ergänzen zu follen. Jeder von ihnen befaß, was dem andern fehlte: 
Beiden gemein war das Genie und das Glück. Marlborougb, eine zugleich ſchöne 
und wirbevolle Erfcheinung, begabt mit vollendeter Gewandtheit in Rede und 
Schrift, vom ſchrankenloſeſten Ehrgeize befeelt, verwegen bis zur Unbefonnenheit, 
gewiffenlos jedes Mittel anwendend, wenn es nur zum Ziele führte; €. dagegen 
äußerlih unſcheinbar und ohne Würde, mit fteifen faft pebantifhen Formen, ver- 
legen in der Rebe, hart und ceremoniöß in der Schrift, aber in all’ feinem Thun 
gewiffenhaft genau bis zur Aengſtlichkeit, ausdauernd und zäb, fein Ziel klar und 
unverrädt im Auge haltend, unerjhätterlic, unermüdlich. Kein häßlicher Zug be- 
fledt E.'s Charakter, während egeiftiihe Ruhmſucht, umerfättliche Geldgier und 
politifhe Grundſatzloſigkeit das Bild des berühmten englifchen Feldherrn und 
Staatsmannes verzerren und entftellen. In ausdauernder Anhänglichkeit unterhielt 
E. mit Marlborough aud nad) deſſem unerwarteten und jähen Sturze einen freund- 
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ſchaftlichen Briefwechſel. Aber aud) mit Leibnig, Ludwig von Baden, Montesquien, 
Billars und andern beveutenden Zeitgenofjen ftand E. bis ans Lebensende in 
brieflihem Verkehr. 

Berheirathet war er niemals, aber mehr als freundſchaftliche Beziehungen 
verbanden ihn eine Reihe von Jahren hindurch mit der geiftreihen Gräfin Eleonore 
Strattmann-Battbyany. 

Das E. in feinem langen, thaten» und ehrenreihen Leben geleiftet, leiftete 
er nur dem Staate; an ben eigenen Vortheil hat er niemals gedacht. „Defterreich 
über Alles!" war fein Wahlſpruch. Drei Kaifern hat er gebient; fein Verhältniß 
zu ihnen, wie ihre Charaktere bezeichnete er ſcharf und richtig, wenn er fagt: 
„Leopold I. war mein Bater, Joſeph IL. mein brüberliher Freund, Karl VI. mein 
geftrenger Herr.‘ 

Im Gedächtniß von Defterreihd Heer wird E.'s Namen für immer mit 
gleicher Friſche fortleben. Dad Dragonerregiment, zu deſſen Oberftinhaber er im 
Jahre 1683 ernannt wurde, führt feinen Namen noch heute und foll ihn auf 
ewige Zeiten fortführen, Das deutſche Bolf, deſſen damals gefährlichfte Feinde, 
Ludwig XIV. und den Halbmond, Er's Heldenarm befiegte, bewahrt ihm ebenfalls 
ein danfbares Angedenken. Alt nnd jung, vornehm und niedrig fingen nod immer 
vas Vollslied: Prinz Cugenius, der edle Ritter. 

Literatur. Außer der oben angeführten militärifchen Korrefpondenz von 
5. Deller, Wien, Gerold 1848, zwei Bände, welche leiver nur bis Ende Auguft 
1705 reicht, ift noch zu nennen: Hormayr's öfterreichifcher Plutarch III. Band. 
Histoire du prince Eugöne, 5 vol. Amsterdam 1750. Mailaths Geſchichte Un- 
garus, und verſchiedene Jahrgänge ver öfterreihiihen Militärzeitichrift, endlich eine 
feine aber gut gejchriebene Monographie : Prinz Engen von Savoyen von I. 9. 
Dennes, Mainz 1856. Soeben wird der erfte, bis 1707 reihenne Band von 
Afr. Arneth's „Prinz Eugen von Savoyen" (Wien 1858) angefünbigt. — 
Kauslers Leben des Prinzen Eugen von Savoyen, Freiburg im Breisgau 1839, 
2 Bände, ijt ohne Zweifel ein jehr ihägbares mit lobenswürbigem Fleiße und 
größter Gewifjenhaftigkeit verfaßtes Werk, verbient aber in vieler Beziehung 
wenig Glaubwürdigkeit, da es fi hauptfählih auf die von Sartori heraus— 
gegebenen „binterlafjenen Schriften des Prinzen Eugen von Savoyen“ (Stuttgart 
- und Zübingen 1811—1821 in 7 Abth.) fügt. Durd vie mehrmals erwähnte 
Militäriſche Korreſpondenz von F. Deller ift nämlich bis zur Evidenz nachgewiefen, 
daß die von Sartori herausgegebenen 534 angeblichen Briefe des Prinzen Eugen 
ſämmtlich falſch und nachgeahmt find. Freiherr von Hormayr und andere Gelehrte 
hatten ſchon früher gegründete Zweifel gegen die Aechtheit dieſes Machwerks 
erhoben. 8. Hörmanır, 
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Schon von alter Zeit her ift Europa als ein einheitliher geographiſcher 
Begriff anerfannt. Zu einem politiſchen Begriffe aber wird Europa erft all- 
mählig in unjerer Zeit, feitvem eine gemeinfame Civilifation die europäifchen 
Völker einigt und die Weltpolitif ihnen gemeinfame Aufgaben ftellt. Dieſe euro- 
päifche Gemeinſchaft in ihren Gründen und in ihrer Entwidlung umfaffend dar— 
zuftellen, ift innerhalb der engen Grenzen eines einzelnen Artikels nicht möglid. 
Wir müflen uns daher darauf bejchränfen, einige hauptjächlich ftatiftifhe Angaben 
bier aufzunehmen, welde als Grundlage weiterer vem Leſer zu überlafjender Er— 
mwägungen dienen können. 
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I. Geographifches. Der Flächenraum Europas nimmt. nicht einmal 8 
Brocent der feften Erboberflähe ein, während auf Aſien 32, auf Amerifa über 
30 und auf Afrifa über 22 Procent fallen. Aber fo Hein bie räumliche Aus- 
dehnung ift, mit 180,288 Duabratmeilen, fo zeigt dod bie reihe Gliederung 
feines Innern und die mannigfaltigfte Ausbildung feiner Küften, daß biefer Feine 
Welttheil von ber Natur darauf angelegt fei, die hervorragenpfte Stellung in ber 
Leitung der irbifchen Gefchichte zu übernehmen, Die Küften Europas werben auf 
4300 Meilen ohne bie Injeln gerechnet, während auf Afien und Amerika, deren 
Flähenraum viermal größer ift als ber europätide, nur 7700 und 9400 Meilen 
Küfte gezählt werben. Der Bau ver zahlreihen und hiſtoriſch höchſt bedeutſamen 
Halbinfeln im Süden und Weften von Europa und bie Lage der britifchen In- 
feln erhöht dieſe Vorzüge in erheblichem Grade, und regt ven Unternehmungs- 
geift der europäiſchen Küftenbewohner unaufhörlich an. 

Nicht minder reih find die Stromgebiete Europas und auf das glücklichſte 
mit den Meeren verbunden. Die vielen und großen Stäbte an diefen Strömen 
veranfhaulichen ihre Bedeutung lebhaft. In allen dieſen — ift aber 
wieder der Süden und Weften von Europa vor dem Norden und Dften bevor- 
zugt. Die legteren viel weniger entwidelten Theile find mit Afien verbunden, bie 
erftern dem Mittelmeer und dem atlantifhen Dcean zugewendet. An den reich 
geglieverten Küften des mittelläubiichen Meeres nahm die europäiſche Gefchichte 
ihren Anfang und wurden bie erjten großen Fortſchritte europäiſcher Eivilifation 
gemacht. Nachdem vie griechiſche Halbinfel vorausgegangen, verfuchte Rom von 
der italifhen aus die Weltherrihaft zu begründen. Seitdem ift Europa felbft 
größer geworden und das europäifche Leben, nicht mehr in ven engen Rahmen 
der Küften eines Binnenmeeres eingefchloffen, wendet fi von ben Ufern bes 
Deeans aus nah allen Küften aller Welttheile. 

Nähft den Küften find für die politiihe Entwidlung die Gebirge von 
größter Bedeutung. Wie auf dem Meer lernt aud im Gebirg der Menſch feine 
Kräfte kennen und üben, und während fein Gemüth im Anblid der großen Natur 
gehoben wird, gewinnt fein Geift an Gelbftftändigkeit und Freiheit. Zu- 
gleich fürbert das Gebirg die Stärke und Feſtigkeit des Charakters und ergänzt 
jo in ruhiger Weife die Beweglichleit des Küftenlebens. Der Süden und zum 
Theil die Mitte Europas ift num wieder auf's veichfte durch Gebirgserhebungen 
gegliedert und von da aus nehmen zugleich die großen Flüſſe ihren Urfprung. - 

Eben fo günftig find die klimatiſchen Berhältniffe. Zwifchen dem 36. und 
72,0 der nördlichen Breite gelegen, ift Europa ber einzige Welttheil, ver faft 
ganz innerhalb ver gemäßigten Zone liegt, und hinwieder find innerhalb Europas 
bie weftlihen und füplichen Theile günftiger bedacht als die norböftlihen. In jenen 
mit dem Meere in näherer Verbindung ftehenden Yändern find die Gegenfäge ber 
höchſten Wärme und Kälte glücklich gemilvert, im dieſen mehr kontinentalen Rei- 
hen find dieſe Gegenfäge fhroffer und dauernder. Sogar die Unregelmäßigfeit 
der Nieverfchläge von Regen und Schnee im Gegenfag zu ver gleichmäßigen 
ZTrodenheit oder Näffe in andern Welttheilen und vie Veränderlichkeit der plötzlich 
wechjelnden Winpftrömungen in Europa im Unterſchied zu ven regelmäßigen Paffat- 
winden ber heißen Zone jcheinen wieder dazu beftimmt, das europätfche Leben 
auf das mannigfaltigfte anzuregen. 

II. Bevölterung, Die gegenwärtige Bevölferung Europas wirb von Reben 
auf 266, von Berghaus auf 296 Millionen gefhäßt; fie ift beinahe Gmal fo 
groß als die afrikaniſche VBevölferung mit 46 Millionen und faft 5mal fo zahl- 
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reich als die amerilaniſche mit 56 Millionen, und beträgt mehr als 'ein Drittheil 
ver Bevölkerung des 8mal größeren Afien mit 763 Millionen. In Wefteuropa 
ift der Durchſchnitt der Bevölkerung meiftens 2000 Seelen auf die Quadratmeile; 
nur im Oſten (ruffifhes Reich) vermindert fie fi) etwa auf 600 Seelen. Als 
große Anotenpunfte der Bevölferung haben wir 39 europätfche Städte mit mehr 
als 100,000 Einwohnern, und zwei Hauptftänte mit einer Bevölkerung über eine, 
bie eine derſelben jogar über zwei Millionen. Auch in viefer Beziehung übertrifft 
die ſtädtiſche Kultur des Weftens wieder bei weitem die des Dftens von Europa. 

Der Abftammung nach gehört faft die ganze europäifche Bevölkerung zu der 
arifhen (indogermaniſchen) Völkerfamilie. Zu der ſemitiſchen Familie gehören 
nur etwa dritthalb Millionen, meiftens Juden, vie aber bei ihrer äußeren Zer- 
ftreuung und innern Berbindung und um ihrer Geſchäftsgewandtheit willen eine 
viel größere Bedeutung haben, ald aus dem Zahlenverhältnig zu fchließen ift. Zu 
den nichtarifchen Völkern gehören ferner ebenfalls ungefähr 21/, Millionen Turko- 
tartaren in der europäifhen Türkei, etwa 6 Millionen Ungarn, vie indefjen an 
der politifhen Civilifation der arifchen Völker ihren Antheil haben, und etwas 
über 2 Millionen Finnen im Norden. 

Die arifch-europätfhen Völker zerfallen wieder in drei Hauptmaffen: 1) bie 
romaniſchen, 2) die germanifhen, 3) die flavifhen Bölfer, ‚und unter 
biefen find offenbar die romanischen und germanifhen jammt ihren Mifchungen 
die hiſtoriſch entjcheidenden. Der Süden und Weften Europas gehört ihnen an. 
Im Oſten breitet ſich die flavifhe Maffe aus. Die in älterer Zeit ebenfalls große 
und weit ausgedehnte keltiſche Bölkerfamilie hat faft nur als Stoff gedient für 
die romanifhe und germaniſche Givilifation und Staatenbildung, und hat, ob» 
wohl aud jegt noch über 12 Millionen Europäer in keltiſcher Sprache reven, 
doch nirgends einen felbftftändigen Keltenftaat in Europa behaupten können. Die 
Romanen nehmen die füblichen Halbinfeln von Europa ein; urfprünglid war 
Italien der Hauptfig ihrer Kultur und ihrer Macht, gegenwärtig finden fie in 
Italien nur noch einen rveligiöfen Gentralpunft, in allen übrigen Beziehungen: ift 
Frankreich der romanische Hauptitaat und Paris wichtiger ald Rom geworben. An 
Bevölkerungszahl bilden fie den ftärkften Beitandtheil der europäiſchen Bevölkerung, 
ungefähr 82 Millionen, Auf etwa 70 Millionen werben die germanifchen Bölfer 
gefhäst. Sie nehmen vorzugsweije die Mitte Europas, die britifche Halbinfel 
und ben ſtandinaviſchen Norden ein. Im Mittelalter waren die Deutſchen das 
mächtigfte Bolt in Europa, heutzutage haben die Engländer fi vie größte Welt- 
macht erworben. (Bl. Artitel: Germanifche und romanifche Völker.) Während die 
Germanen und Romanen in verfchiedene Staaten getheilt find, giebt es gegen- 
wärtig nur Ein großes Slavenreih, im Often Europas ausgebreitet, ſeitdem der 
frühere Dualismus ver Polen und der Auffen in der neuen Einheit aufgelöft' 
worden ift. Die Übrigen ſlaviſchen Völkerſchaften find in die germanifchen Reiche, 
vorzüglich in Oeſterreich, weniger in Preußen eingefügt, und nur im Süden, 
vorzüglih in Serbien, zeigen ſich Verſuche einer neuen ſlaviſchen Staatenbildung, 
Wenn indeffen die europäifhen Völker fo nach Raſſen und Nationen unter- 

ſchieden werben, jo darf man fich diefe Gegenfäge nicht rein vorftellen. Sie find 
allenthalben duch Mifhungen theils getrübt, theils verbunden. Bei allen ethno— 
graphiſchen Unterfuhungen nämlich find drei Hauptmomente zu erwägen: bie 
phyſiſche Abftammung, das Blut, als das erfte und zunächſt entfcheidende, jo- 
dann die Fortbildung und Umwandlung durch die Sprade und das Recht. 
Die Fortpflanzung des Blutes erhält den natürlihen Zufammenhang, ber ort: 
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ſchritt der Civiliſation in Sprache und Recht bringt Umgeſtaltungen auch in den 
Nationen hervor. Nicht immer treffen die Gemeinſchaft des Blutes, der Sprache 
und des Rechts zuſammen, häufig trennen und durchkreuzen ſie ſich und hinwieder 
treten mannigfaltige Miſchungen ein, welche neue Modifikationen hervorbringen. 
So wird mit der Zeit die Blutsgemeinſchaft vergeſſen, wenn die Sprache die 
Brüder Eines Stammes trennt oder die Verfaſſung und Rechtsbildung fie ent- 
frembet. Die romanischen Franken haben fih fo von den germanifchen Fraufen, 
als Franzofen von den Deutfhen geſchieden, und fogar die deutſchen Schweizer 
oder Elfäffer theilweife von ven fpradhverwandten Deutſchen als Ausländer und 
Fremde fich getrennt. Ebenſo wachſen allmählig einander fremde Nationen durch bie 
Sprache oder felbft pur das Recht zu Einem Volk zufammen. So find keltiſche 
Gallier, römiſche Koloniften und germanifhe Eroberer zu dem Einen Bolf der 
romanischen Franzoſen zuſammengewachſen; fo ift in England die britifhe halbroma- 
nifirte Urbevölferung mit den angelfächfifhen Cinwanderern und dem normannijchen 
Lehensgefolge zu dem Einen Bolf der germanifhen Engländer verbunden werben; 
fo aber find auf die nod in Blut und Sprache getrennten Walifer, Gälen, Iren 
durch die Stantsverfaffung zu Engländern, Bretonen und Basten zu Franzofen, 
Sehen, Moraver, Kroaten, Rutbenen u. ſ. f. zu Defterreichern geworben. So 
lange diefe Wbänderungs- und Mifhungsverhältniffe nicht mitberüdfichtigt werben, 
find feine richtigen Schlüffe über den Charakter und vie eigenthümliche Art ber 
Völker möglich. 

Gerade die beveutenpften europäiſchen Völker haben derartige Miſchungen und 
Veränderungen am meiften erfahren. Wir laffen es vahingeftellt fein, ob urjpräng- 
lih der Süden Europas eine ſchwarze, der Norden eine gelbe finnifhe Bevöl— 
ferung gehabt habe, über welche ſich dann erft kaulaſiſche Bölfer verbreitet und 
welche fie theild durch Mifchung umgewandelt, theils verbrängt haben. Wir er- 
innern nur beiläufig an die biftorifch befannteren Mifhungen der Hellenen mit 
den Urbewohnern von Griechenland und an das Bölferfonglomerat in Italien, 
welches in der römifhen Nationalität eine neue Einheit fand. Aber ganz offenbar 
- find in den heutigen Völkern vergleihen Miſchungen überall nachzuweiſen. Die 
romanifhen Völker find alle aus Mifchungen verſchiedener Nationalelemente ent- 
ftanden und unter den germanifchen Bölfern ift das Engliihe in den höhern 
Schichten fo ſtark mit romaniſchen und in den untern fo breit mit feltifchen Ele- 
menten gemifht, daß man fogar bie Zweifel derer begreift, welche Bedenken 
haben, e8 ohne weiterd der germaniſchen Bölferfamilie beizuzählen. Auch das 
deutſche Blut hat erhebliche Zuflüffe von keltiſchem, romaniſchem und vorzüglich 
von flavifhen Blut empfangen, jenes mehr im Welten und Süden, biefes mehr 
im Norden und Often. Was aber die Slaven wieber für Mifhungen fogar mit 
finnifhen, tartarifhen, mongolifhen Raſſen im Lauf der Jahrhunderte erfahren 
haben, läßt fich eher vermuthen, ald genauer nachweiſen. In allen diefen Mifhungs- 
fällen fommt es darauf an, zu ermitteln, welches ber verfchievenen Elemente dem 
neuen Bolt, fei es in Charakter oder Geift, das entſcheidende Gepräge verliehen 
habe: und darnach find dann die Miſchvölker der einen oder ber andern Bölfer- 
familie zuzufchreiben; die andern Elemente haben dann nur bie Bedeutung von 
untergeorbneten Beſtandtheilen, welche Modifikationen hervorbringen und Weber- 
gänge vermitteln. 

Im großen Zufammenhang ver Geſchichte betrachtet, darf man wohl ben 
Grundcharakter ver heutigen europäifchen Bevölkerung romano-germaniſch heißen, 
in ähnlicher Weife wie wir die Civilifation des alterömifchen Weltreiches als gräco- 
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romanifch bezeichnen. Auf ver Verbindung jener beiden verwandten Völker, die 
fih wechjelfeitig ergänzen und durch ihren Wetteifer fteigern, beruht wohl auch 
alle Zukunft Europas umd jeder große Fortfhritt der Civilifation in der Welt. 
Wie fie feit anderthalb Iahrtaufenden in Europa herrſcht, jo herrſcht fie auch in 
‚ Amerika feitvem dieſer Welttheil angefangen hat, an der Weltgefhichte Theil zu 
nehmen. Der romanifche Beftandtheil ericheint uns wichtiger, wenn wir auf bie 
Bergangenheit ſehen, veren Kultur er zunächft hervorgebracht und überliefert hat, 
der germanifche mächtiger, wenn wir auf die noch frifhe Energie feines Charat- 
ter8 achten, der noch große Dinge auch in der Zukunft vorhat. Neben biefen bei- 
ven Elementen zeigt fich fein brittes, das wir ald ebenbärtig und ebenfo bedeutend 
anerfennen könnten, und wir wüßten aud nicht, woher ein neues noch kommen 
ſollte. Ale andern Völker können wohl einiges beitragen zu biefer Gejammtent- 
wicklung; aber fie werden von den romano=germanifhen doch mehr zu empfangen 
als ihmen zu geben haben. 

III, Religion. In religiöfer Beziehung befennt fi faft ganz Europa zum 
Chriftenthum, Nur ein ganz geringer und allmählig verſchwindender Bruchtheil 
der europäifchen Bevölkerung, nicht viel über eine halbe Million Seelen, vor- 
züglih im ruſſiſchen Reiche, hält noch an ven alten nationalen heidniſchen Ge- 
bräuchen feft, hat aber für das europäifche Kulturleben keine Bedeutung. Die 
mofaifhe Religion ift ausichlieklih auf den femitifhen Stamm ver Juden be- 
ihränft und bat feinerlei Ausficht, fich auszudehnen. In der Türkei und in Ruß— 
(and hat der Islam nod einige Verbreitung; die mohammedaniſche Bevöl— 
ferung wird auf etwas über 5 Millionen berechnet, ift aber augenſcheinlich ſeit 
einem Jahrhunderte in der Abnahme begriffen umd nähert fidy in ihren öffentlichen 
Einrihtungen und Anfhauungen den Chriſten. Auch in diefer Beziehung ift das 
eigentliche romano-germanifhe Europa faft ganz frei von jenen nichtschriftlichen- 
Religionen, wird aber daneben theilweiſe von philoſophiſchen Weltanfhauungen 
bewegt, welche ihren Frieden mit dem Chriſtenthum noch nicht abgeſchloſſen haben. 
(Bgl. den Art. Chriftenthum.) 

Die europäifhen Chriften zerfallen aber hinwieder mit Rüdficht auf verfchie- 
denes Bekenntniß und Kirchenverfaſſung in drei große Gruppen. Faſt ausſchließlich 
dem Oſten und Südoſten gehört die griechiſche Konfeſſion an, welcher vorzugs— 
weile die flavifhen Völker huldigen. Sie zählt beinahe 67 Millionen (in Ruß: 
land allein iiber 50 Millionen, in der Türkei etwas über 10 Millionen) Belenner, 
und umfaßt ungefähr #/, der europäiſchen Gefanmmtbevölferung, freilid den am 
wenigiten in der Civilifation fortgefchrittenen Theil derjelben. Sie ift die ruffifche 
Staatsreligion und ihr Proteftorat ift ein hergebrachter Grundjag der ruffifhen 
Politit. Nicht ohne Anftrengung können die Türkei und felbft Defterreih mit Be- 
zug auf die religiöfen Sympathieen und Antipathieen ihrer griechifhen Bevölkerung 
die ruſſiſchen Einflüffe abweiſen; fie fönnen es nur dann mit fiherm Erfolge, 
wenn fie jelber möglihft wenig religiöfe Politik treiben und die modernen 
Sivilifationgelemente aud in der Bevölkerung fördern, und dadurch dieſelbe für 
ihre eigene Politif zu gewinnen verftehen. 

Um weiteſten verbreitet ift die römiſch-katholiſche Kirche. Sie umfaßt 
beinahe 134 Millionen, alſo ungefähr die Hälfte der europäifchen Geſammtbevöl— 
terung. Sie kann vorzugsweife als die Religion der romanifhen Bölfer be- 
trachtet werben; denn in den romanifchen Ländern (in den italienifhen Staaten, 
in Spanien, Portugal und in Frankreich) ift der Katholicismus entweder aus- 
ſchließlich anerkannte Staatsreligion oder wird doch von ber weit überwiegenven 
Mehrheit der Bevöllerung befannt, In dieſer kirchlichen Beziehung ift Rom noch 
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heute die Hauptftabt der katholiſchen Chriftenheit. Ueberdem hat die katholiſche 
Religion auch unter der germaniſchen Bevölkerung nod eine feite und ausgebrei- 
tete Wirkfamteit, Beinahe 5/, der öfterreihifhen Gefammtbevölferung und nahezu 
bie Hälfte der deutſchen Völler bekennen fich zu ihr. Wie an Zahl der Benöl- 
ferung und an Autorität der frühern Jahrhunderte, fo ift die katholiſche Kirche 
durch ihre großartige, die verfchievenen Nationen zufammenfafjende a 
ben verfchiedenen proteftantifhen und evangelifhen Kirchen überlegen. hin⸗ 
wieder haben dieſe den großen Vorzug, daß ſie weſentlich ein Erzeugniß der 
germanifhen Vertiefung und Denkfreiheit zugleich ſind und daher auch leichter 
mit der Bewegung der fortſchreitenden Geſchichte ſich befreunden. In der 
germaniſchen Bevölkerung Europas hat der Proteſtantismus (das Wort im 
weiteften Sinne’ gefaßt) immerhin ein fo entſchiedenes Uebergewicht, daß aus biefer 
Thatfahe der Schluß gezogen werden muß, die Germanen finden in ber ältern 
fatholifhen Kirche, wie fie aus dem Mittelalter überliefert worben, feine bin- 
reichende Befriedigung und bevürfen einer freieren Darftellung auch des religiöfen 
Lebens. Beinahe 60 Millionen Europäer befennen ſich zu der neueren Geftaltung, 
und unter biefen über 24 Millionen Deutſche, etwa 20 Millionen Engländer 
und zwar ber politifch entſcheidende Theil der englifhen Bevölferung, und ber 
ganze ftanbinavifche Norden. Außerdem haben doch auch Frankreich, Defterreich 
und Rußland anfehnliche Bruchtheile von proteftantifher Bevölkerung in ſich 
Diefes Verhältniß erhält dadurch noch ein größeres Gewicht, daß das mächtigfte 
Bolt Amerifa’s wieder ein vorzugsweife proteftantifches Gepräge hat. 

IV. Kultur, Durd zwei Dinge vorzüglich zeichnet fi die europäifche 
Wiffenfhaft und Literatur vor jeder aſiatiſchen aus, einmal durd ihre Bielfeitig- 
feit und fobann durch ihre emergiiche Geiftesfreiheit. Die romanifhe und bie ger 
manifche Literatur haben ſich alle Geiftesfhäge aller Völker und aller Zeiten ange: 
eignet, und theilen dieſe Schäße hinwieder mit ihren eigenen Geiſteserrungenſchaften 
der ganzen gebildeten Welt mit. In dieſer Beziehung find die Romanen mieber 
vorausgegangen, und lange Zeit war die lateinifhe Sprache bie gebilvete Welt- 
fpradhe. Zu ihrer vollen Freiheit ift aber die europäifche Wilfenfhaft erft gelangt, 
feitvem die Germanen biefelbe von der firdlihen Bevormundung emancipirt haben. 

Für die allgemeine Kulturverbreitung in Europa geben die ftatiftifchen An- 
gaben über die Schulanftalten Zeugniß. In mehreren europäiſchen Staaten ift 
der Grundſatz, daß alle Kinder die erforberlihe Schulbildung erhalten follen, be- 
reits durchgeführt, fo voraus in den deutſchen Staaten und in ver Schweiz, wo 
durchfchnittlih auf 6—7 Seelen ein Schulkind gerechnet wird; in andern Staaten, 
wie in Frankreich, in England und in den nichtsdeutfchen Ländern von Defter- 
veih, bat man fich doch diefem Princip fehr angenähert und es fteht auch bier 
die Durchführung deſſelben in Ausficht. Zurüd fteht vorzüglich nod ber romani- 
ihe und exflufiv-fatholifche Süden und der flavifhe und griechifche Oſten. Wie 
die Boltsfhule in den höher civilifirten vomano-germanifhen Yändern in der That 
fich über alles Volk ausvehnt, und in der Ärmften Hütte ihre Lichter anzündet, 
fo find viefelben Staaten aud an höheren und oberften Lehranftalten jehr reich. 
Man zählt ungefähr 100 Univerfitäten mit mehr als 100,000 Studenten. Schon 
wenn die Zahlen in Betradht fommen, mehr aber noch, wenn ber wiſſenſchaftliche 
Geiſt gefhägt wird, nimmt Deutſchland mit feinen 21 Univerfitäten bier bie 
erfte Stelle ein, 

V. Handel. Um einen Begriff zu geben von ber riefenhaften Bewegung 
des europälfchen Handels, wollen wir vorerft aus v. Nedens ftatiftiicher Ueber- 
fit ( Deutſchland und Europa 1854) einen Auszug mittheilen; 
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Diefe Zahlen mögen zum Theil unfiher und zum Theil ungenügend fein. 
Seitvem jene Tabelle verfertigt worden, hat ſich die Handelsbewegung wieder 
verändert und ift offenbar ſehr erheblich geftiegen. Auch wird nicht forgfältig gemug 
zwifchen europäifchem Binnenhandel und Außenhandel (Einfuhr, Ausfuhr» und 
Zwiſchenhandel) unterſchieden. Da die Tabellen leviglih auf die Zollregifter ber 
Ginzelftaaten gegründet find, fo erſcheint ver Binnenhandel der Einzelländer in 
venfelben gar nicht, und der in Anſatz gebrachte Außenhandel derjelben kommt, 
wenn man Europa als Einheit faßt, in der Zufammenzählung theilmeife mehr- 
fach in Rechnung. Aber trogvem ift doch im dieſen Zahlen die enorme Thätigfeit 
der Europäer und unter diefen wieder die Leberlegenheit der romanosgermanifchen 
Bölter, ganz befonders aber die Ueberlegenheit ver Germanen unwiderleglich aus— 

efprochen. Der englifhe Handel allein beträgt über 30 Procent des europäljchen 

Sefammthandeis, aber auch der deutfche (ohne Defterreich) faft 22 Procent, (der 
Handel der deutfchen Hanfeftänte 12,46 Proc., der des deutſchen Zollvereing 9,54), 
mit Oeſterreich über 26 Proc. deffelben, und der Handel der vorzugsweiſe ger- 
maniſchen Länder (England, Deutſchland, Holland, Schweiz, ter ſtandinaviſchen 
Staaten) zufammen über 66 Proc., alfo zwei Drittheile des Ganzen; während 
unter den romaniſchen ändern nur Frankreich mit Über 14 Proc. und Belgien 
mit 3,53 Proc. von Bedeutung find. 

Zu demfelben Nejultate führt die Vergleihung der Handeläflotte; nur tritt 
bier die Ueberlegenheit Englands noch frappanter hervor. Schon im Jahr 1851 
zählte man über 34,000 englifche Handelsſchiffe mit 4,424,392 Millionen Tonnen 
Gehalt, und 1852 in Franfreih nod nit 1500 Schiffe mit ungefähr 721,427 
Tonnen Gehalt. Auch bier erfcheint die deutſche Hanpelsflotte von 1853 mit 4503 
Schiffen mit 499,338 Laften zu 4000 Pfr. (ungefähr doppelte Tonnenlaft) be- 
deutender als bie franzöfifhe, aber viel geringer als vie engliſche. (Bgl. d. Art, 
Blotte.) 

VI. Berfaffungszuftände Während des Mittelalters wurden ernftlicdhe 
Verſuche zu einer gemeinfamen ftaatlihen Organifation von Europa gemacht. Das 
auf die Germanen (zuerft die Franken, dann die Deutfchen) übergegangene römi- 
ſche Kaiſerihum war die einheitliche Inftitution, an welche fi eine, völferrechtliche 
Geftaltung Europas anfchliegen konnte. Indeſſen dachte man während des Mittel- 
alters weniger an eine politifhe Organifation der europäifhen Menſchheit, als 
vielmehr an das Reid, der abendlänbifchen Chrijtenheit, und es war die Einigung 
im Recht doch bei weitem ſchwächer als die religiöfe Verbindung, 

Die neuere Zeit bat den Verſuch gemacht, in föreraliftiiher Weife durch 
Derbindung von fünf Großmächten neue Öarantieen für den völlerrechtlichen 
Frieden zu gewinnen. Zu einer feften Organiſation dieſes völferrehtlichen europäl- 
hen Inftitutes, zu einer nähern Abgrenzung und Ausbildung ihrer Kompetenz 
und zu wahrhaft gemeinfamen politifhen Operationen ift es indeſſen noch nid: 
gefommen, ebenfowenig zu feften Grundfägen über vie erforderliche Zuziehung und 
Mitwirfung der minder mächtigen Staaten. Es läßt ſich höchſtens behaupten, daß 
erfte, zum Theil noch inftinktive Verſuche einer politifhen Organifation Europas 
gemacht worden find, Den Nationalitäten nah find drei von diefen Großmächten 
germanifch (England, Defterreih und Preußen), eine romaniſch (Frankreich) und 
eine flaviih (Rußland). Die beiven deutſchen Mächte find ausfhlieglid europäiſch 
fontinental, obwohl die Kultur und der Handel ihrer Völfer auch außer Europa 

voße Bedeutung haben. Rußland ift zugleich europäiſche und aflatifhe Großmacht, 
Franfreic, bat um feiner Kolonieen und feiner Kriegsflotte willen auch eine be 
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dentjame außereuropäifche Stellung und England ift im höchſten Grade Weltmadt. 
Bon den 182,288,,, Quadratmeilen Europas nehmen die Länder der fünf Groß 
mädte 133,099,95 Duadratmeilen ein, nämlid 1) Großbritannien 5749,94, 
2) Frankreich 9619,39, 3) Defterreih 12,120,55, 4) Rußland 100,429,48, 
5) Preußen 5103,72 Uuabratmeilen; und von 266,543,000 Seelen in Europa 
gehören 178,863,706 ihren Gebieten an: 1) Großbritannien 27,758,266 Einw,, 
2) Frankreich 35,781,628 Einw., 3) Defterreih 38,088,400 Ginm., 4) Rußland 
60,300,000 Ginw,, 5) Breußen 16,935,420 Ginw, Dazu fommen an außer: 
europäifchen Befigungen 1) auf England in Aſien 63,860 Quadratmeilen mit 
159,550,000. Einw., in Afrifa 6489 Duadratmeilen mit 780,000 Einw., in 
Amerita 66,121 Dundratmeilen mit 3,700,000 Einw., in Auftralien 21,387 
Quadratmeilen mit 850,000 Einw., zufammen 157,857,61 Quabratmeilen außer- 
europäifhe Beſitzungen mit 164,850,000 Einw.; 2) auf Rußland in Afien 
247,736,48 Quadratmeilen mit 5, 200, 000 Einw., in Amerita 27,247,33 Quadrat⸗ 
meilen mit 60,000 Einw., zufammen 247,983 4 Quadratmeilen mit 5,260,000 
Einw.; 3) auf Franfreih in Ajien 6,3, Quadratmeilen mit 179,000 Ginw., in 
Afrika 10,202,95 Duadratmeilen mit 3,820,000 Einw., in Amerika 1889,52, 
Duadratm. mit 270,000 Einw., zufammen 12,097 Duabratm. mit 4,269,000 
Einw. Auf die übrigen europäifhen Staaten außer ven fünf Großmächten kom- 
men folgende Antheile an Flächenraum und Bevölferung : 


— — — — — — — 


Europäiſche Außereuropãiſche 


Staaten. a 
| IR. | Beötrung IM. Bevölferung.| 





bi) Zürfei . E . A ; . 1 9472,53, | 15,500,000 | 76,539,77 21,100,000 | 


71 Spanien. 2 2002002000] 892497 | 14,216,219 | 6246,57 | 4,700,000 
8) Beide Sicilien : : R 240,,, 1 8,804,890 — == 
| 9 Sardinien . - 5 1375,56 | 4,930,000 — — 
10; Schweden und Norwegen . 5 . 114154,57 | 4,772,273 0,735 10,000 
(Davon Norwegen . : ; . 1 5142,55 | 1,400,000) — — 
I 11) Bayern . : N ; : . 1 1387,50 | 4,559,452 — — 
| 12) Belgien . ; : . 1 536,8, | 4,426,241 — — 
| 13) Vortugal ’ k . . . | 1739,41 | 3,473,758 | 18,640, 57 | 2,690,000 | 
I 14) Niederlande . 1 i . 4 670,96 | 3,305,680 1169,29 | 16,868,000 | 
| 15) Kirchenftaat 774,90 | 2,893,742 — — | 
1 16) Dänemarf (mit Holſtein und Lauenburg) 2956,78 | 2,396,000 226,0; 60,000 | 
17) Schweizerifche — — 754,50) 2,390,116 — | 
18) Sachſen 271,67 1,987,832 — = 
19), Hannover i s 3 j 700,48 | 1,819,253 — — | 
20, Zosfana (mit Auccar ; ö ; 400,54 | 1,796,078 — — 
21) Württeberg.. 1 354,98 | 1,733,269 — — 
22 Sin . .. - » + 278,04 | 1,356,943 — — 
23) Griechenland . i R 805,4 995,866 = | 
24) Großberzogtbum Heffen vo 854,314 - — 
25) Kurfürſtenihum Heſſe. 1135 755,288 — — 
26) Modena . 5 a 586,458 — — | 
27) Wedtenburg-Schwerin 5 240,5, 542,763 — 
28) Parma . ; ; » 1 1 494,737 _ | 
29, Naffau . ; i ' 80,55 429,060 — | — 


301 Ofpenburg 416666 285,226 
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Dazu kommen noch 24 Staaten mit weniger ald 200,000 Seelen, worunter 
21 deutfche Bunbesftanten und nur 3 außerdeutſche (Montenegro, joniſche Inſeln 
und San Marino). Die beiden Heinften europäifhen Staaten find die Republif 
San Marino mit 1,55, Duadratmeilen und 80,000 Einw. und das Fürſtenthum 
Lechtenftein mit 2,99 Quadratm. und 7000 Einw. (Siehe v. Reden, a. a. O. 
©. 18 u. 19.) 

Während wir in Afien einen theokratiſchen Zug aud in ven politifchen 
Bildungen wahrnehmen, fo hat im Gegentheile die europäiſche Verfaſſungsbildung 
ein eniſchieden menſchliches Gepräge. Die obrigkeitlihe Macht ift daher in 
Europa ermäßigt durch nationale und menſchliche Geſetze. Europa ägt wohl 
eine große ec oe ber Staatöformen, nur die Theofratie erffägt es nicht. 
Die ganze europäiihe Gefhichte und die geiftige Selbftftändigfeit der europäiſchen 
Bildung haben den Glauben daran gründlich zerftört und laffen die Fiktion der— 
felben nicht mehr aufkommen. Ueberwiegend zeigt fi ein monardifher Zug in 
den europäifhen Verfaſſungen. Die fünf europäifhen Großmächte find ſämmtlich 
Monarieen und unter ven 54 europäiſchen Staaten haben 47 monarchiſche Ber- 
faffung; von den 7 Republifen hat eine einzige, die Schweiz, die freilich felbft 
wieder aus 24 Heineren Republiten zufammengefegt ift, eine unabhängige euro- 
päifhe Stellung. Dem romano-germanifhen Charakter Europas aber entipricht 
offenbar die repräfentative Geftalt der monardifchen Berfaffung, welche ven ver- 
fhievenen Beftanptheilen der Nation einen berechtigten Einfluß fihert, beſſer als 
bie abfolute, mit welcher fich leichter flavifche Vülfer Gefreunden; die Germanen 
insbefondere haffen den Staat, wenn er ihnen nicht zugleich perſönliche und poli- 
tifche Freiheit verbürgt. 

VII. Finanzen und Kriegsmacht der europäifhen Staaten. Wir 
theilen vorerft aus Redens ftatiftifchen Zufammenftellungen in veränderter Ord— 
nung und im Auszug einige Weberfihten über vie finanziellen und militäriſchen 
Kräfte der europälfhen Mächte mit. 


1. Staats: Einnahmen. 












Bon 
Europãiſche Direkte Indirekte Geſammt⸗ 
Dumiünen 1 1 
Staaten. Steuern. >| Steuern. Einnahme. 
Thlr. Ert. 


aoy ung Inv 
Jaay ug Inv 


11 Sroßbritannien| 9,030,400[0,33] 58,752,000]2,12]283,281,200[10,211361,474,400 

2 Oefterreich 22,750,000|0,59) 59,305,869]1,53] 73,150,000 

3} Preußen 39,437,098]2,33] 22,518,697]1,33] 28,073,922 

4 Uebrige deutſche 
Bundesftaaten | 47,675,784 20,747,069 33,985,094 111,145,115 

5) Schweden 3,754,286 8,257,143]2,44| 3,455,468] 1,02] 16,143,429 

61 Norwegen 529,50010,37 34,79910,2-1 3,434,510] 2,45 4,841,600 

7, Niederlande 1,641,577]0,56] 10,608,835]3,64] 19,240,988] 6,61] 40,574,147 

8) Dünemarf 1,265,476]0,685] 2,896,313]1,56]  6,591,390] 3, 18,517,596 

9 Schweiz 2,169,282]0,91| (nur in den 1,466,667] 0,61] 9,321.867] : 

Kantonen.) 


German. Staaten] 128,253,453 183,120,725 452,679,239 827 ,130,821 


Europa 


5 


2 
Von . 5, 5, 
Europãiſche 21Direkte z | Imdirefte Geſammt— er 
Domänen | = 3 3 = 
Staaten. 2 | Steuern. | 2 | Steuern. | © | Ginnabme. * 
Thlr. Ert. | $, $ — — | 
| 














- 


10) Rranfreich 64,135,135] 1,80]113,191,900]3, 17 |181,271,08115,07] 410,388,673 |11,48 


11, Spanien 32,069,80012,25] 27,336,444]1,92] 24,791,300[1,74] 104,206,192] 9,86 
12) Beide Sicilien] 7,695,000]0,87] 11,115,000]1,26] 12,825,000|1,45] 33,201,000] 3,77 
13) Sardinieie 1,729,00010,35] #,921,959]1,80] 21,266,700[4,31] 31,404,226] 6,37 
14) Belgien 8,072,000|1,83| 8,351,400]1,89] 9,415,733]2,14| 33,600,573]| 7,62 
15) Portugal 3,495,900]1,011 4,357,680]1,25] 8,373,900]2,31} 19,239,084] 5,54! 


116) Kirchenituat 
1m) Tosfana 
18) Modena 


1,900,922]0,65 
2,583,000]0,32 
721,384]1,23 
376,017]0,76 


3,671,107]1,27 
1,739,250]0,22 
614,646[]1,48 
57 


9,614,00913,32 
3,401,550[0,43 
793,784] 1,35 


16,110,327] 5,57 
7,944,075] 4,43 


191 Pırrma 








20, Rußland 
21) Türfei 
‚22) Griechenland 


' Sefammt-(uropal]487,621,805|1,83]413,26 1,449] 1 ,551778,357,664]2,92 


Europäifhe Staaten. 





Roman. Staaten] 122,778,158 18 


22,989,306]3,68] 3 


1 


777,118} 


1,323,480]2,68 





0,076,504 273,076,537 


1,678,81010,52 
4,780,600] 1,41 
1,957,046] 1,98 


36,274,700|0,60 


1,170,10351,17 


11. Staats: Ausgaben. 


Regenten und 
ihre Familie, 


Auf die 


Kriegsflotte. Staatoſchulden. 


2,239,618] 3,82 
5,1 


2,546,068 


661,378,8536 


290,958,816 
45,019,247 
4,266,174 





isn. 6,90 


Geſammt⸗ 
Ausgabe, 


1) Srofbritannien 


2) Oefterreich 
3) Preußen 


4) Uebrige deutiche 
Bundesftaaten 


5) Schweden 
6) Norweaen 


7) Niederlande 


8, Dänemarf 


4,175,000 . 
2,573,099 


7,677,812 
446,194 
151,300 
452,800 
532,270 


9) Schweiz 13,920 


Germanijche Staaten 


20,578,395 


10, Aranfreich 
11) Spanien 

12) Beide Eicilien 
13) Sardinien 


7,162,162 
3,353,957 
2,451,000 
1,384,530 


112,743,606 
60,200,000 
27,706,453 


17,242,185 
4,750,646 
1,705,151 
9,086,580 
2,898,161 

385,588 


236,918,170 


114,827,608 
25,769,946 
11,970,000 

9,709,000 


192,440,000 
47,950,000 
10,678,500 


1,523,488 
207,228 
499,290 

20,473,476 

3,246,384 

185,791 


283,204,457 


107,331,060 
15,106,726 
6,965,400 
9,602,866 


Bluntihli un Brater, Deutfches Staats-Wörterbud. II. 


367,102,658 


. 179,550,000 


100,271,767 


105,390,438 
16,085,714 
4,841,600 
39,668,154 
15,819,377 
9,451,734 


838,181,404 


409,951,481 
104,422,078 
30,400,000 
34,846,000 
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Europälfhe Staaten, 


14) Belgien 
15) Bortugal 
16) Kirchenftaat 
17) Tosfana 
18) Modena 
19) Parma 


Romanifche 


20) Rußland 
21) Türkei 
I 22) Griechenland 


Staaten 


Europa. 


Kür Die 

















Kür Landheer Auf die 











Geſammt⸗Europa 








Sefanmt: 
Regenten und und & e 
ibre Ramilie. Kriegäflette. Staatefhulden. 
735,800 8,841, 866 9,648,715 32,660,232 
959,340 5,991,810 6,747,900 19,524,540 
797,500 2,181,743 6,264,000 18,714,308 
621,900 1,716,600 1,012,500 8,333,438 
184,884 455,666 300,066 2,321,683 
439,778 | 339,017 404,453 2,536,815 
15,090,851 182,803,316 163,383,686 609,711,175 
11,588,500 104,992,000 36,113,000 297 350,130 
5,136,192 22 ,632,800 4,557,352 46,250,962 
241,000 1,492,025 1,158,511 4,677,348 
56,265,738 | 548,838,311 498,995,006 1,861,432,173 


Ill. Landheere und Kriegsflotten in Europa. *) 

























Yanpbeer. Alotte 
Ztauten. JFriedens— ie Kriegs⸗ | Ausgaben | > Be: Ausgaben. KMano⸗ 
Tun. 3 fuß. Thlr. Ert. 2mannung. nen. 
1) Deutſche 1,13 8. 
— 820,708 21 1,180,603 102,168,997 1,41 10,200 2,979,977 869 
2) Orfterreih | 530,000] 1,37 57,750,000} 1, i8 :,900 | 2,450,000] 781 
r 0,77 5 2 * 
| 3) Preufen 129,832 — 428,402] 27,176,4176[1,61| 1,810 529,977] 188 
5 
1,17 
| 4) Bayern 53,400 Ei 95,000] 5,738,284]1,26 — 
15) Brit. Neih | 102,283 3.07 — 63,955, 061]2,3201 48)30, 000 
6) Schweiz 72,000]3,01] 108,000 385,5881]0, 16 a 
7) Niederlande 56,703]1,71 35 5,586,400] 1,78 4,770 
8), Schweden 11,097 ]1,22 — 3—63, 61711, 1341 28,031 
9) Norwegen 14,324] 1,02 er 1,149,880]0,80] 29,325 
110) Dänemark 25,030] 1,05 2,096,256]0,78 
| Germ. Etaaten| 1,855,377|  |1,812,0051270,220,550| | 132,036 
nt Fankreſch 358,518 1,00 82,230,267 [1,095 42,500 
[12 Spanien 103,000 ]0,72 19,735,258]2,29 9,500 
13) Sardinien 13,175 [0,88 8,711,500|1,32 2,500 597,600] 371 
114) Belgien 31,444 ]0,71 5,584,000}1,76 138,400 
115) Kirchenſtaat 13,000 10,45 2,181,743]0,76 — — — 
116) Neapel 45,000 0,51 9,861,000f1,12 3,300 2,109,000] 718 


303,437 
90,000] 1,75 
138,680] 1 32 
pa 2,731,08051 


— ïr —ñ — 
oman Staaten 


‚171 Nußland 
181 Zürfei 


Sefmt.:Euro 








*) Anm. d. Red. 






Neuere und ausfübrlichere 
theils in den Art. Heerverfaffung und Flotte, the 


131,312,768 537,800 I 





39,937,788] 5,662 


Angaben über Yandbeer und 
in den Artikeln über bie betr. E 






76,424,510]|1,26] 50,600 | 28,567,000 
20,323,325]1,94]| 34,000 | 2,309,469 
1#16,431,523] | 269,357 [124,054,792] 


pi finden fich 
nzelftaaten. 
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Diefe letztern Ueberfichten ftimmen mit den früheren Betrachtungen infofern 
zufammen, als das Uebergewicht der romano-germanifchen Staaten, und unter 
diefen wieder der germanifchen von Neuem anſchaulich wird. Im finanzieller Be - 
ziehbung erſcheinen England und Frankreich als die mächtigften, und die Stener- 
kraft ihrer Bevölkerung als vie ergiebigfte; in militärifcher behaupten die Deutichen 
Staaten die erfte Stellung. Die deutſchen Heere find aud im Bergleich mit dem 
franzöſiſchen und ruffiichen jo außerordentlich zahlreich, daß damit die verhältniß— 
mäßig geringe Betheiligung Deutſchlands an ven politifchen Geſchicken ver Welt 
ſchwer zu veimen ift und unwillkürlich fich die Frage aufprängt, ob die deutſchen 
Staaten nicht mächtiger wären, "wenn fie weniger Soldaten hätten und mehr 
politifches Leben entwidelten, Das Beifpiel Englands, weldes die größte Welt- 
macht ift, obwohl es die Meinfte Yandarmee unter allen Großmächten bat, bürfte 
dafür ſprechen. Bluntfhlt. 


Evangelifche Kirche, ſ. Proteftantifhe Kirche. 
Expropriation. 


Bei viefem Worte denfen Alle daran, daß Jemand wider feinen eigenen, 
aber um des allgemeinen Beſten Willen und gegen Entſchädigung von feinem 
Eigenthum ablaffen muß. Nicht den Umftand, daß Jemand von feinem Eigen- 
thume abläßt, over daß er um des allgemeinen Beften willen und gegen Ent— 
Ihädigung davon abläßt, jondern allein das, daß er ablaffen muß, denkt man 
als das Entſcheidende, Eigenthümliche ver Erpropriation. Darum denn aud 
„Zwangsabtretung”, „Zwangsveräuferung“ unter ven Namen, und etwas 
„Zwangsweifes" überall in den Definitionen von Gxpropriation. Nun fann und 
will auch nicht in Abrede geftellt werben, daß jenes Müſſen wejentlich mit zur 
Erpropriation gehöre. Allein wenn von den hundert Grundbefigern, welche von 
der Eifenbahnbaufommiffion zur Abtretung von Grundſtücken aufgefordert find, neun- 
undneunzig dieſes gütlih thun: ift das auch Erpropriation? Man jagt nein !); 
‚ man bält das für einen gewöhnlichen Verkauf oder irgend ein namenlojes, jeden- 
falls aber freiwilliges Gefhäft, wenn fie gleich ſämmtlich in der Lage find, ab- 
treten zu müſſen, d. 5. gezwungen werben fünnen abzutreten, falls fie das nicht 
gutwillig thäten. Erſt bei dem Humbertften, welchen — weil er fi aus mas 
immer für einem runde gütlihen Austrags entihlägt — der Proceß gemacht 
werben muß, erft bei ihm foll vie Erpropriation ftattfinden. Alfo nicht Schon jenes 
allgemeinere Müffen, nicht der Umftand, daß derjenige, welcher abtritt, zur Ab— 
tretung verpflichtet ift, foll die Erpropriation ausmachen, fondern erft ver Um— 
ftand, daß die Abtretung erfolgt, nachdem über die Abtretungspflict adminiftrativ 
oder richterlich erkannt ift; fei es, daß nad dieſem Erfenntniß freiwillig oder 
zwangsweije abgetreten wird 2). Das nun aber ift ohne Zweifel falſch. In allen 
Vällen, wo bie Abtretung von Eigenthum im öffentlichen Interefje gegen Schadlos- 
haltung auf Grund einer hiezu beftehenven rechtlichen Verpflichtung erfolgt, haben 


t) Bgl. Treichler, über yo Abtre von Be tr und anderen Rechten 
(Exrpropriation), in der Zeitfchrift für deutfches Necht, Bd. XII ©. 124 oben. 
Mittermaier, Rotteck-Welcker'ſches Staatslexikon, 1. Aufl. Bd. VII ©. 16: „Se 
zwungene Gigentbumsabtretung . . . ift derjenige Akt, wodurd der Eigentbümer ... ge— 
nötbiget wird“ ıc. 
30 * 
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wir Erpropriation; und es kann juriftifch betrachtet feinen Unterfchiev machen, ob 
ver Berpflichtete feiner Verpflichtung freiwillig oder auf ein Erkenntniß, oder gar 
erft auf Erekution bin folgt. Wohl aber liegt gerade darin, daß der Abtretende 
zu dieſer feiner Abtretung verpflichtet ift, und daß er hiezu ohne eigenes Hinzu- 
thun — Kontraft oder Delitt — verpflichtet ift, der Schwerpunft und das all- 
gemeine Weſen ber Erpropriation, 

Fragt man nun aber nah Grund und Art diefer Berpflichtung, fo läßt 
fih vornherein zwar ein ganz allgemeines, aber nur negatives Kriterium auf- 
ftellen: daß fie nämlid, wie ſchon erwähnt, ohne Willen oder Schuld des Ber- 
pflichteten da ift. "Ihr pofitiver Grund dagegen kann ſich verſchieden geftalten. 
Bor allem fo, daß fie dur fein Geſetz begründet ift, fondern jedesmal erft durch 
einen Befehl von Seite der Staatsgewalt begründet wird. Ihr legter und tieffter 
Grund ift hier die BVerfaffung des Staates, in deſſen Erefutive unter anderem 
das Recht und die Macht auch dieſes Befehles liegt; die Abtretungspflicht ift dann 
nur Pflicht des Gehorfams gegen verfafiungsmäßige Befehle ver Obrigkeit, offen- 
bar alſo Bürgerpfliht, eine publiciftifhe, feine privatrechtliche Verpflichtung. Es 
ift auffallend, daß über das römische Erpropriationsweien jo gut wie gar nichts 
befannt ift, wiewohl auch zu den römischen Straßen und Aquädukten Grundabtre- 
tungen nöthig gewefen fein müſſen. Bis hierüber einmal Auffhluß ertheilt fein 
wird, darf man wohl vermuthen, daß das Erpropriationsreht in republikaniſcher 
Zeit am wenigften auf Gefegen, jonvern im Imperium oder in der Poteftas ver 
höheren Magiftrate berubte, ungefähr wie das Beſteuerungsrecht. Das dominium 
eminens, aus welhem man bei uns das Recht ver Landeshoheit zu Expropria- 
tionen berleitete, ift auch nichts anderes, als eine privatrechtlihe Beſchönigung 
einer Ähnlichen öffentlichen Gewalt. — Sofort aber kann die Abtretungspflicht 
gefeglich ausgeſprochen fein, und das ift in unferen Tagen Regel, Freilich in 
fehr verſchiedenem Umfange. Da giebt es Länder, in denen dies nur ganz allge 
mein etwa fo der Fall ift, daß es heißt: „Wenn es das Befte erheifcht, muß 
ein Mitglied des Staates gegen eine angemeflene Schabloshaltung (jelbft) das 
(volftändige) Eigenthum einer Sache abtreten“ (öfterr. bürg. Geſetzb. $. 365). 
Das andere Ertrem findet fih da, wo zu jeder einzelnen Wbtretung oder doch zu 
jedem Fall von Abtretungen immer wieder von neuem ein Gefeg nothwendig ift 3). 
In Mitte liegen viejenigen Gejege, in benen das allgemeine Befte näher be- 
ftimmt 9), oder gar auf beftimmte Fälle eingefchränkt ift 5). Wie weit oder eng 
nun aber demnach die Abtretungspflict begrenzt fein möge, fo bleibt fie auch fo 
Bürgerpfliht. Forderungsberechtigt ift immer nur der Staat, oder doch nur eine 
Gemeinde, und felbft fie nicht etwa in Vertretung ihres Vermögens, fo daß ihre 
Forderung in ihrem Vermögen (pecunia publica) und alſo Bermögensrecht, mit- 
bin doch Privatredht wäre; ſondern lediglich kraft des Geſetzes und um bes all 
gemeinen Beften willen. Ob der Staat, die Gemeinde das Unternehmen ſelbſt 
ausführe, oder Privaten als Konceffionäre an ihre Stelle treten laffe, kann hierin 





3) So nad der Berfaffung ded Kantons Aargau vom 5. Januar 1841 $. 18 und in dem 
Gefepe von Genf vom 12, Februar 1834. Dann in England, Rranfreih, Nordamerita wenig: 
ftens bei wichtigeren Internebmungen. Bgl. Treichler, aa. D. S. 149. Aber auch in 
Oefterreich fommen nebftvem daß das Grpropriationsrecht allgemein fanftionirt iſt, Speriafgefepe 
vor (Stubenrauc, das bürg. Gefeßb. zu $. 365). 

9 3.8. badifches Geſetz vom 28. Auguft 1835 88. 1, 2. 

5) 3 B. bayeriſches Gejep vom 17, November 1837 Art. 1. Val. dad Sachien-meiningifche 
Grundgefep vom 23. Auguft 1829. 
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nichts ändern. Iſt das Dafein einer VBerpflihtung zur Abtretung Grundlage für 
den Begriff der Erpropriation, fo liegt in der Publicität diefer Verpflichtung ein 
Kriterium defjelben. Es ift darum falfch, 3. B. vie blos quafitontraftlihe Ver— 
pflihtung zur Einräumung gewiſſer Nothwege in ihn hereinzuziehen. 

Das allgemeine Befte (utilitas publica) ift natürlich ein fehr vehnbarer 
Begriff. Gleihwohl halten die Erpropriationsgefege, wo fie fidh konkreter aus- 
prüden, eine ziemlich gemeinſchaftliche Grenze ein. Vorzugsweife fhweben ihnen 
öffentliche „Unternehmungen“ (opera), darunter Bauten von Land- und Waſſer— 
ftraßen, Kirchen, Spitälern, Feftungen ꝛc. vor. Aber warum follte man darunter 
nicht allenfalls auch die Befreiung der Bauerngüter von ihren grundherrlichen 
Laften, die Ausbefjerung der Staatsfinanzen und die Milvderung der Hungersnoth 
zählen ? warum aljo nicht auch Ablöfung jener Laften, Zmwangsanlehen und ge 
m. Öetreideverfäufe unter die Erpropriationsfälle? Und liegt nicht auch 
bier Abtretungspfliht und Entſchädigung vor? Allerdings. Indeſſen ift doch eini- 
ger Unterfhied zwifchen bier und dort. Bor allem ift es micht überall bier ver 
Staat, oder die Gemeinde, an welche gegeben werben foll; bei der Ablöfung 
wenigftens und dem Oetreiveverfauf fteht Privatinterefie im Vordergrund. Durd)- 
greifender aber umd wichtiger ift das, daß überall bier zwar entſchädigt wird, 
dagegen volle Entfhädigung mit nichten in Zwed und Anlage viefer Fälle 
liegt; daß der Drang ber bier maßgebenden Umftände vielmehr ftets oder oft auf 
das Gegentheil, d. i. auf nihtvolle Entſchädigung hinarbeitet. Man möchte 
aud jagen, daß es fi überall bier mehr um die gemeine Noth als den ge- 
meinen Nugen handle, und daß eben um vefwillen hier mehr blos eine beft- 
möglihe, dort eine abfolut volle Entjhädigung erwartet werben könne. Zu dieſem 
mehr wirthihaftlihen und materiellen Motive der Unterſcheidung kommt noch ein 
mehr juriſtiſches, formelles. Wo blos der gemeine Nuten oder gar nur ber ge- 
meine Lurus in Frage fteht, hat der Abtretungsproceß weniger Eile. Wenn es an 
fih wünſchenswerth ift, daß das Eigenthum nur innerhalb ver durch Recht umd 
Geſetz begründeten Berpflihtung dem öffentlichen Interefje weiche, und gegen 
Uebergriffe in der Ausübung des Erpropriationsredhtes alle möglichen Garantieen 
beftehen, jo kann es für diefe da, wo ber gemeine Nutzen in Frage fteht, nie- 
mals an Zeit für Garantie fehlen; dagegen wohl mandmal in jenen anderen 
Fällen. Hiernad giebt es innerhalb ver Fälle, in denen man überall von Er- 
propriation reden könnte, Unterfchiede, von denen Jurisprudenz und Geſetzgebung 
unmöglid Umgang nehmen können, und denen denn auch leßtere mehr ober 
weniger unbewußt gefolgt find (vgl. Mittermaier, a. a. D. ©. 28 Nr. VID. 
So befteht aud eine unverfennbare Neigung, das Wort Erpropriation auf die— 
jenigen Fälle einzufchränfen, in denen die Verpflihtung zur Eigenthumsabtretung 
nur um bed gemeinen Nutzens willen, und darum nur gegen volle Entſchädi— 
gung befteht; und gewiß wäre es gut, dabei zu verharren. Wendet man das 
Wort aud auf Abtretung in Nothftänden an, und wo von feiner vollen Ent: 
Ihädigung mehr die Rede fein kann, fo wird man am Ende auch diejenigen Fälle 
zur „Erpropriation“ herbeiziehen, in denen gar feine Entſchädigung gereicht zu 
werden braucht. Unter diefe gehört dann vor allem die Steuerpflicht. Aber es ift 
far, daß diefe Dinge auseinander gehalten werben müſſen; und dazu find eigene 
Namen nothwendig. 

Dentt man ſich die Erpropriation nun in diefem eben bemerften engften 
Sinne, jo find es von felbft folgende Punkte, um die ſich Jurisprudenz und 
Gefepgebung bewegen müſſen oder können: 
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Was (im Gegenfage zu gemeiner Roth) gemeiner Nugen fei, und was für 
ein gemeiner Nugen derart fein könne, daß er Abtretung des Cigenthums er- 
eiſcht; 

* was alles für Eigenthum zur Abtretung gelangen könne; 

worin die volle Entſchädigung beftehe, und weldes Berfahren zur Erwir- 
fung ſowohl der Abtretung als der Entſchädigung einzuſchlagen fei. 

1) Was nun den gemeinen Nugen anlangt, um befjentwillen erproprlirt wer- 
ven fol, fo verfteht fi) fhon aus viefem Worte, daß bloßes Privatinterefie — 
felbft das des Regenten — zur Erpropriation nicht binreicht. Jene Fälle des 
römifhen Rechts, in denen Wegrechte zu Gräbern, oder wegen Berfchüättung ıc. 
öffentliher Straßen eingeräumt, oder des württembergiſchen Rechts, in benen 
Baupläge veräußert werden müflen, zählen wir aud darum nicht in unjern 
engeren Exrpropriationsbegriff. Anderſeits braucht der Nugen, um ein gemeiner 
zu fein, nicht gerade dem Staatsganzen zuzulommen; ja nicht einmal einem poli= 
tisch abgegrenzten Theile deſſelben (Gemeinde); er mag fih aud in bem unbe- 
ftimmteren Raume ber, bürgerlihen Geſellſchaft verlieren. Was ferner den gemeinen 
Nutzen anlangt, fo verfteht fi von felbft, daß wenn in einem Lande feinet= 
halben die Expropriationspfliht allgemein, ohne Beftimmung und Einſchränkung 
auf einzelne Fälle, anerkannt ift, dieſelbe Erpropriationspfliht mehr noch wegen 
—— Noth beſteht; ein bloßes öffentliches Vergnügen dagegen iſt in dem 

ohl oder Beſten nicht mitinbegriffen (Kaleſſa, Dr. Franz, einige Betrachtun— 
gen über Expr.; Zeitſchr. f. öſterr, Rechtsgelehrſ. 1846. II. ©. 247); ein, wo 
möglich verfaffungsmäßiger Abſchluß der Erpropriationspfliht gegen bloßes Ver— 
gnügen ift wünſchenswerth. Bon bloßem Bergnügen ift natürlich ein Nuten, der 
zugleih Bergnügen darbietet, zu unterfcheiden; und was ver’ Geſundheit nützt, 
nügt auch dem Bermögen. — Ob die Erpropriationspflicdt nur allgemein an bie 
Borausfegung des gemeinen Nutens gebunden, oder ob diefer in den Erpropria- 
tionsgejegen zergliedert, und alfo die Erpropriationspfliht auf die einzelnen ge— 
nannten Fälle oder Gattungen des gemeinen Nugens eingefchräntt werden folle: 
das ift eine Frage, die da nicht auftaudhen kann, wo die Erpropriationspflicht 
jevesmal erjt durch ein fpecielles Geſetz 6), oder ſchon durch einen obrigkeitlichen 
Befehl begründet werben Tann over mu Nur wo fie gefeglich zum Voraus und 
allgemein begründet werben fol, ift jene Frage möglich. 

Aber jelbft hier muß wieder vorher gefragt werden, was die Geſetze des 
Staates überhaupt für eine Kraft und Bedeutung haben. Iſt vie Exekutive zu— 
glei Gefeggeberin, jo kommt weniger darauf an, daß ſie ſich gejeglich einſchränke; 
fann fie ja dod in jedem Augenblid ihre Mäßigung aufgeben, umd ihre Begriffe 
ausdehnen. Über freilich hat die Frage nicht blos eine politifche, fondern auch eine 
abminiftrative und richterliche Bedeutung. Nur ihre politifche Bedeutung ift in 
autofratiihen Staaten unerheblih; daß dagegen ber ausführende Beamte, infon- 
berheit eine niedere Behörbe, fowie bei allenfallfiger Kompetenz in Erpropriations- 
ftreitigfeiten das Gericht eine bindenvere Norm habe, bier und dort gleich erheb- 
ih. Politiſch wichtig kann die Frage erft in konftitutionellen Staaten werben, 
wo bie gejegliche Feſtſtellung der einzelnen Erpropriationsfälle zur Einfhränfung 
der Exekutive in felbftftändiger Anftrebung des gemeinen Nugens wird. Bedenki 
man nun aber, daß biejer bier auf Koften des Privatrechts erzielt werben foll, 
daß nichts mehr von gemeinem Nuten ift, als das Privatrecht mit allen mög- 


6) Dies fordert Häberlin im Archiv für civ. Pr. Bd. 39 ©. 168, 
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lichen Garantieen zu umgeben, und daß gefeglihe Abhilfe für neu auftauchende 
Bedürfniſſe nicht abgejhnitten ift: jo wird man doch wohl lieber für Feſtſtellung 
der einzelnen Fälle ftimmen. Al’ dieſe Berlegenheit würde freilich wegfallen, wenn 
man nad dem Vorſchlage Treichler's beftimmen wollte, daß vie Erekutive zu 
allen denjenigen Unternehmungen erproprüiven bürfe, zu welchen fie gefeglich, direkt 
oder indirekt, verpflichtet ſei. Allein jo gewöhnlich es in konftitutionelen Staaten 
ift, die Erefutive zu gewilfen Unternehmungen, des dazu nöthigen Gelvaufwandes 
halber, zu ermädtigen, fo wenig ſcheint e8 in das Bereich der Gefeßgebung 
zu gehören, viefelbe zu folhen zu verpflichten. Wollte man aber das Expro- 
priationsrecht auf diejenigen Unternehmungen einſchränken, zu welden die Regie 
rung gefeglic ermächtigt wird, fo würde das, der vorkommenden Fleineren Unter: 
nehmungen wegen, jene viel mehr hemmen und brüden, als eine geſetzliche 
Feſtſtellung der einzelnen Fälle. 

2) Unter dem Eigenthum, das abgetreten werben fol, fann nur Grund» 
eigenthum gedacht werben; jevod mit Einfhluß alles deſſen, was an Rechten und 
Gerechtſamen, aktiv oder paſſiv, auf vemfelben haftet oder laftet. Die darauf 
paffiv laftenden Rechte müfjen natürlich eigens, durch ihren vom Örundeigenthümer ver- 
ſchiedenen Inhaber, zur Abtretung kommen; die anderen zugleih mit dem Grund- 
eigenthum als eine Acceſſion defjelben. Hier fragt man aud, wann das Cigen- 
thum auf den Erproprianten übergehe; allein dies ſcheint nad) den gemeinen 
Regeln über Eigenthumsübergang beantwortet werben zu müſſen. (Doch f. Ger: 
bers beutfches Privatr. $. 90, Anm. 2. Hinwieder Bluntfhli, d. Privatr, 
$. 64, Nr. 5.) Desgleihen ift auch die Lehre von ver hier zu bietenden Ent- 
ſchädigung feine der Erpropriation eigenthümliche Lehre, wiewohl 3. B. das 
bayr. Öefet diefelbe fpecificiren zu müſſen geglaubt bat. Steht einmal feft, daß 
volle Entihädigung, mithin nicht blos der gemeine Sachwerth, fondern das ganze 
Interefje präftirt werden muß, fo fragt ſich nur mehr, worin das ganze Interefje 
beftehe, und dieſes beantwortet ſich nad) gemeinem Givilreht, — oder wie das—⸗ 
jelbe ftreitigen Falls erhoben werden müfle: und bamit tritt man bereits über 
in dad Erpropriationsverfahren. 

3) Bon einem Erpropriationsverfahren kann nad obigem nur da die Rebe 
jein, wo der Staat oder eine Gemeinde, oder ein Konceffionär einen bereits Er- 
propriationspflidtigen zur Abtretung gegen eine beftimmte Entſchädigungsſumme 
auffordert. Es kann fehr wohl vorkommen, daß um Abtretung in Fällen unter: 
handelt wird, wo bie Grpropriationspflict weder durch Geſetz, noch Verordnung 
begründet ift, und fann dann von Erpropriationdverfahren keine Rede fein. Aber felbft 
wo mit Pflichtigen unterhandelt wird, wenn gleich in verorbnungsmäßigen oder 
fogar gejeglihen Formen, 3. B. unter öffentliher Kundgebung der das Unter— 
nehmen und die nöthigen Grundſtücke bezeichnenden Pläne, mit Beftimmung und 
eigener Zufammenfegung der mit der Unterhandlung zu betrauenden Kommiffion, 
und nad Einhaltung gewiſſer Friften für Einſichtsnahme derfelben, pflegt noch 
nicht von Erpropriationsverfahren gejprocdhen zu werden. Man fcheint erft Streit 
und Proceß, kontentiöfen, abminiftrativen oder abminiftrativ-fontentiöfen haben zu 
wollen. Der Streit fann aber entweder den Betrag der Entſchädigungsſumme, 
oder das Dafein der Erpropriationspflicht jelbft betreffen. Erfteren Falls liegt eine 
bloße Privatfadhe vor. Dies wird befonders dann Mar, wenn man fi ven Fall 
jo denft, daß ver Erpropriationspflichtige mit Vorbehalt der Entſchädigung bereits 
abgetreten hätte — wie denn auch der Entſchädigungsſtreit die Abtretung nicht 
aufzuhalten braucht (vgl. Mittermaier, im Konv.-Ler. ver Gegenwart, Bd. I. 
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Abth. 2 ©. 1243 und die dort angef. ſächſ. Gefegf.) — und nunmehr mit feiner 
Forderung auf eine gewiffe, vom Staat ꝛc. abgefhlagene Summe aufträte; um- 
verfennbar läge bier eine fisfalifche Schuld vor, über deren Größe Gläubiger und 
Schuldner ftritten, und ohne Zweifel vor ven Givilgerichten zu ftreiten hätten. 
So wird der Entjhäpigungsftreit denn in den Erpropriationsgejegen auch überall 
an die Givilgerichte verwiejen; in Franfreih an eine Jury. 

Ganz anders, wenn die Abtretungspflicht felbft beftritten wird. In was immer 
für Geftalt dies gefchehen möge, ob fo, daß die Nothwendigkeit des Grundſtüdes 
zu biefem Unternehmen, oder die gemeine Nützlichkeit des legteren, oder das Da- 
fein eines gefetlihen Grpropriationsfalles beftritten ift: fo wirb doch überall 
bier das Dajein einer publiciftiichen Verpflichtung beftritten, und ein folder Streit 
eignet fi nicht vor die Civilgerihte. Nur die Berfafjung des Kantons 
haufen vom Jahr 1834 $. 6 verweift ihn unzweidentig dahin. Eine andere Frage 
ift nun aber die, ob in foldem Falle überhaupt ein Dritter inzwiſchen treten, 
oder aber Erpropriant nah eigenem Ermefjen verfahren ſolle. Die da die Ent- 
fheidung den Adminiſtrativbehörden einräumen, machen am Ende doch den Er- 
proprianten zum Richter in eigener Sache. Eigentlich wollten fie fagen, daß ein 
folder Streit unzuläffig fei; läßt man ihn zu, fo muß man auch eine 
dung zulaffen; eine Entſcheidung durch eine der ftreitenden Parteien ift feine Ent- 
ſcheidung; dieſe verlangt innerlihd und nothwendig einen Dritten. Und überhaupt 
ſcheint die Sache fo zu liegen, daß ein Streit über die Erpropriationspflicht ent- 
weder gar nicht zugelaflen, oder aber durch einen britten, von der Exekutive un— 
abhängigen Richter entjchieden werben fol. Wo die Erpropriationspflicht durch 
bloßen Befehl oder Verordnung der Regierung begründet wird, ba liegt bei letz⸗ 
terer nothwendig das Ermeſſen des gemeinen Nugens, und die Macht, ihn auch 
durch derlei Befehle zu verfolgen; jede richterliche Entſcheidung über bie Statt- 
baftigleit eines folden Befehles wäre ein Eingriff in die Kompetenz der Erekutive, 
jedes Urtheil gegen ihn eine Lähmung derjelben in dieſem Fall; was man bier 
Streit nennen wollte, wäre der Streit gegen den Mächtigen, wider den man 
nicht ftreiten, fondern höchſtens um Hilfe rufen fan; in ver That alfo fein 
Streit, jondern wofern nur ein Helfer da fein follte, Appellation im urfprüng- 
lihen Sinne des Wortes; und was auf den erften Blid Urtheil feinen möchte, 
in Wirklichkeit Interceffion irgend einer Gewalt gegen die andere, Ebenſo ftünde 
ed aud in dem anderen alle, da bie Erpropriationspflict zwar gefeglih, aber 
nur im Allgemeinen begründet wäre. Wollte man annehmen, daß hier ein Streit 
mit der Regierung darüber möglid wäre, ob fie die Erpropriation um bes 
im Öefege vorausgefegten gemeinen Nugens willen begehre, fo wäre auch ein von 
der Regierung unabhängiges und über fie erhabenes Urtheil über ven gemeinen 
Nugen poftulirt, ihr eigenes Urtheil über Gemeinwohl jo wenig werth, als das 
ber andern Partei. Gewiß darf und fann man aber in ragen des Gemeinwohls 
die Regierung nicht zur Partei machen. Spridt man bier gleihwohl von Streit 
und Entſcheidung, jo find das Worte, und zwar wenig genaue. In Wahrheit 
fann die Regierung bier nicht Partei, mit welcher geftritten, fondern nur Macht 
fein, gegen welche appellirt wird, und das angebliche Gericht bewußt oder unbewußt 
nur die andere, wenn aud nicht höhere jo doc paralyfirende Macht. Anderſeits 
mag in unfern Gejeggebungen wiederholt von „Berufungen“, 3. ®. gegen bie 
Landesregierung an ben Landesherrn, wie in Sachſen-Altenburg und Preußen, — 
oder gegen die Kreisregierung an das Minifterium, wie in Baden, ober gegen 
ven Bezirfshauptmann an den Kreispräfidenten (Statthalter) und gegen biefen an 
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das Minifterium des Innern, wie in Defterreih (Stubenraud, das bürger!. 
Geſetzb. I. S. 727), geiprodhen werben, fo liegt hier ſelbſtverſtändlich nicht 
Appellation und Interceffion im alten Sinne, fondern — wenn man fo fagen 
darf — eine Selbftprüfung einer und derſelben Macht von ihren unterften bis 
in ihre höchſten Botenzen, von ihrem äußerften bis in ihr innerftes Gewiſſen vor. 
Allenthalben übrigens, wo die Verpflichtung zur Erpropriation fein fpecielles Ge- 
je fordert, wird ihre Konftatirung der Exekutive beigelegt (vgl. die Zufammen- 
ftellung von Mittermaier, im Konv.-Ver. der Gegenw. I. ©. 1240—1244). 
Erft wenn die Erpropriationspflict auf einzelne Fälle eingefchränft oder durch 
ein Geſetz für ein beftimmtes einzelnes Unternehmen begründet ift, und demnach 
in Frage fommt, ob einer dieſer Fälle in dem von der Regierung in Angriff 
enommenen Unternehmen vorliege oder nicht, ift ein wahrer Streit, und ein 
wirklicher Richterfprudy denkbar; denn Interpretation gehört nicht zur Exekutive; 
interpretirt ein Dritter, fo liegt darin fein Eingriff in vie Erefutive. Nur vie 
Kompetenz der Eivilgerichte ift, weil es fih immer um eine publiciftifhe Ver— 
pflihtung handelt, noch nicht begründet. In Bayern entjcheivet denn auch wirklich 
ein Dritter, indem bier in legter Inftanz der Staatsrath richtet. — Ueberall hier 
ift vorausgefegt, daß ber gemeine Nugen in Frage und beftritten fei. Nun fann 
aber die VBerneinung der Erpropriationspflict, wie bemerkt, auch dahin gehen, 
daf das Grundſtück zu diefem Unternehmen nicht nothwendig fei; und fragt ſich 
neuerdings, ob überall hier ein Streit mit der Regierung und richterlihe Ent- 
ſcheidung zuläffig fei. Läge nun in folden Fällen eine bios technifche Frage vor, 
jo wäre nicht abzufehen, warum hierüber mit der Regierung nicht follte geftritten 
werben können; tehnifches Urtheil hat fie vor Niemand voraus; allein unauflös- 
lich ſcheint in den Plan des Unternehmens aud ver Gedanke des gemeinen 
Nugens verwoben, und aljo mag es wohl gegründet fein, daß aud hierüber bie 
Exekutive einfeitig zu bejchließen pflegt (vgl. Mittermaier, a. a. D.). 
Mebrigens zeigt fih aus Vorigem, daß die Schwierigkeiten der Erpropria- 
tionslehre wenn irgendwo jo im Erpropriationsverfahren, und zwar in der Kom— 
petenzfrage liegen; fowie daß dieſe niemals ohne Rüdficht auf die befondere Ver— 
faffung des Landes entjchieden werben kann oder follte. Auf anderen Punkten find 
darum die einzelnen Erpropriationsgefege mehr nur im Ausdruck, bier dagegen 
in der Sache felbft verſchieden. — Bei uns ift das Erpropriationsredht noch immer 
mehr Gegenftand der Gefeggebung als ber Jurisprudenz gewejen *). Unter ven 
wiffenfchaftlihen Bearbeitungen fteht die neuefte von Häberlin im Archiv für 
civ. Pr. Br. 39 (1856) ©. 1 ff., 147 ff. voran. Als Geſetzſammlung ift 
wichtig: v. Wendt’s neueſter Erpropriationsfoder oder vergleichende Dar— 
ftellung der widhtigften älteren und neueren Gejege über Kanal» und Straßen— 
bau, Gifenbahnen u. dgl., Nürnberg 1837. Abgeſehen von der reichhaltigeren 
franzöfifhen, bei Treidler a. a. 8. ©. 126 aufgeführten Literatur und den 
ihon öfter genannten Auffägen und Abhandlungen von Mittermaier und 
Treidler, ift hier noch ein Artitel von Bopp im Weiske'ſchen Rechtslexikon, 
Br. 4 ©. 136, und G. M. Klettte, die preuß. Gefetzg. über Zwangsabtre— 
tung (1847) — zu nennen. vrini. 


— — —— 


Anm. d. Red. Soeben erſcheinen zwei Werke, in welchen die Expropriation mit beſon⸗ 
derer Rüdficht auf Eifenbabnbauten behandelt ift: Beihorner, das deutſche Eifenbahnrecht 
(Erf. 1858), Abtb. 111 (S. 92—189). Ferner Koch, Deutichlands Eifenbahnen (Marburg 1858), 
Abth. 1. Bei Beichorner finden fich weitere Riteraturnotizen. 
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Erterritorialität. 


Unter viefem Inftitute des pofitiven Völkerrechts verfteht man im Allgemeinen 
die Eremtion gewiffer Perfonen und Sachen von der Staatsgewalt besjenigen 
frembländifchen Territoriums, in welchem fie fich zeitweilig befinden. Das Wort 
Erterritorialität deutet wohl allerdings auf eine redhtlihe Behandlung dieſer 
erimirten Perfonen und Sachen gemäß ver Fiktion hin, al® ob fi viefelben 
gar nicht in dem fremben Territorium (ex(= extra)territorio) befänden und bem- 
nad in jever Beziehung nur nad; dem Nechte der eigenen Heimat beurtheilt wür- 
den. Doch erfennt die Froris nicht alle rechtlichen Folgerungen, welche aus biefer 
Filtion an ſich zu ziehen find, und namentlich keineswegs ven erorbitanten Sat 
an, daß Alles, was der Erterritoriale im fremden Gebiete tut, Lediglich nad dem 
Geſetze feiner Heimat zu beurtbeilen fei. Diefe Fiktion in ihrer vollendeten Durdh- 
führung würde die Souveränetät des fremden Staates in diefer Sphäre geradezu 
aufheben, währen nad dem praftifchen Völkerrechte die Erterritorialität ihr doch 
nur gewiffe Beſchränkungen auflegt. Die Erterritorialität ift nur aus der gegen- 
feitigen Achtung der Staaten für ihre Souveränetät und für die perfönlichen Re— 
präfentanten biefer Souveränetät, fowie überhaupt im Intereffe eines unabhängigen 
internationalen Berfehres entftanden umb weiter gebilvet bis zu ihrer heutigen 
Geftalt, und die heutige Praris erfennt demgemäß nur gewiffe, freilich nicht überall 
ganz beftimmte Rechte zu Gunſten der Ertersitorialen an. Demgemäß laſſen fich 
folgende Rechte aufzählen ald Ausnahmen von dem jest allgemein gültigen Sage 
bes Bölferrehts, daß jeder Fremde beim Betreten umferes Gebietes umferer 
Staatögewalt, ihren Gejegen und Anorbnungen im Ganzen glei einem Unter 
thanen unterworfen jei. 

Die exrterritoriale Perſon behält in der Regel ihr früheres Domicil und wird 
mithin auch in allen davon abhängigen Sachen nad dem Rechte ihrer Heimat 
beurtheilt. Die wefentliche Bebeutung ver Erterritorialität befchränft ſich aber darauf, 
daß fein Recht der inneren Hoheitögewalt, insbefondere kein Akt der polizeilichen und 
rihterlichen Gewalt gegen bie erterritoriale Perfon oder Sache ausgeübt werben 
darf, wogegen alle übrigen Rechte, welche dem einzelnen Staat gegen andere 
Staaten zuftehen, unberührt bleiben, namentlih das Recht der GSelbfterhaltung 
und Bertheidvigung fowie das Recht auf Achtung. Ia auch die Ausübung ber- 
inneren Hoheitsrechte ift nicht ganz ausgefchloffen, injofern nämlich der Erterritoriale 
in dem fremden Gebiete Befugniffe erwerben will, melde eine ftaatsbürgerliche 
Eigenfhaft dort vorausfegen, 3. B. Anlegung einer Fabrik, Betrieb des Han- 
delögewerbes. Auch ift ver Erterritoriale nicht befreit von Laften, welche auf dem Ge- 
braud) einzelner, dem fremden Staate zugehörigen Sachen haften; 3. B. von Erlegung 
von Brüden-, Wege- und Fährgeldern, foweit nicht aus bloßer Gefälligkeit hierin 
befondere Zugeftändniffe gemacht werben. Ferner ift der Erterritoriale der fremden 
Rechtsordnung unterworfen in Bezug auf Privatrechte, die er im fremden Staate 
erwirbt oder ertheilt, namentlih in Betreff aller Realrechte an unbeweglichen 
Sachen, 3. B. in Bezug auf Erwerb, Uebertragung, Berpfändung und Verpachtung 
von Grundſtücken. Ueberhaupt ift der Erterritoriale der auswärtigen Gerichtsbar- 
feit in allen ven Privatangelegenheiten unterworfen, in welchen er, falls er ſich auch 
nicht in dieſem Territorium befände, bei ven Gerichten des fremden Landes Recht 
nehmen oder geben müßte, 3. B. im Fall der Beerbung eines Nationalen bes 
fremden Landes. Doc läßt fih nad ber bisherigen Praris nicht allgemein be— 
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haupten, daß überhaupt das forum contractus ftattfinden folle; vielmehr zieht bie 
‚Braris hier meift engere Örenzen und übt vie Gerichtsbarkeit Über den Erterri- 
torialen wejentlih nur bei Realklagen, ferner binfichtli der Nebenpunkte, melde 
durch eine felbfteingeleitete Procedur herbeigeführt find, 3. B. wegen ber Koften 
und wegen der Gegenklage, fowie in Betreff der fortgefeten Inftanzen. Auch 
werben fonfervatorifche Maßregeln, 3. B. Arrefte an Sachen, für erlaubt gehalten, 
wie denn, um einen neuerlichen Fall anzufübhren, vie Meubles eines norbamerifa- 
nifhen Gefandten wegen rüdftändiger Miethe von dem Vermiether zurüdbehalten 
werben burften. — Unter allen Umſtänden ift aber hierbei feftzuhalten, daß gegen 
den Erterritorialen feine unmittelbare Gewalt, namentlich feine Erefution vollftvedt 
werben darf umd daß gegen ihm überall diejenigen Formen zu beobachten find, 
welche wider eine Perfon feines Staates, falls fie fi wirklid in dem fremden 
Staate nit aufbielte, beobachtet werben müßten. 

Mit der Erterritorialität der Perfon ift zugleich eine Erterritorialität berje- 
nigen anderen Perſonen fowie ver Sachen verbunden, welche mit jener in einem 
ftaatsrechtlihen oder famtlienrehtlihen Zufammenhange ftehen, oder zu ihrem 
öffentlichen oder rein perfönlichen Dienft oder Gebrauch bejtimmt find. Ein Aſyl— 
recht zu Gunſten frember Perfonen ift aber mit der Erterritorialität nicht ver- 
bunden. 

Nah ver Praris erfreuen fich folgende Perfonen und Sachen des Privile- 
giums der Erterritorialität : 

1) Die Souveräne in jedem fremden Territorium, im welchem fie fich zeit- 
weilig aufhalten. Erft nad dem Mittelalter hat ſich dies Privileg beftimmt herans- 
gebildet. Es erftredt fih audh auf das gefammte Gefolge des Souveränd, auf 
jeine Equipagen ꝛc. Dagegen fteht, falls fie nicht im Gefolge ihres Souveräns 
ih befinden, den Mitgliedern fouveräner Familien, auch dem Thronfolger, das 
Recht der Erterritorialität nicht zu; wenigftens läßt fi eine allgemeine Praris 
nicht nachweifen, obwohl fie ſämmtlich hohe ceremonielle Rechte genießen und dem 
Thronfolger wohl häufiger die Erterritorialität zugebilligt wird. Dagegen fteht das 
Recht jevem wirklichen Mitregenten oder fouveränen Reichsverweſer zu. Bon Aus: 
übung einer Gerichtsbarkeit der Souveräne im fremben Lande über ihr Gefolge 
und überhaupt über ihre Unterthanen kann füglich nur infomeit die Rebe fein, ala 
ihnen folde im eigenen Lande zufteht. 

2) Die fogenannten harakterifirten Geſandten nad ihren 4 Klaffen 
(ſ. den Art. Gefandte), nicht die anderweitigen diplomatifhen Agenten und Konfuln. 
Auch hier erftredt fi das Privileg auf pas Gefolge, das Hotel, die Equipage 
des Geſandten. Doc; werden die vollen Privilegien ver Exrterritorialität nur ven 
bei unferem Staate beglaubigten Geſandten eingeräumt, während die durch umfer 
Gebiet blos durchreiſenden Gefandten an fremden Höfen fih nur einer gewiffen 
größeren Unverlegbarkeit, eines befonderen Geremonielld und vergleihen er- 


freuen. 

3) Kriegsihiffe in fremden Gewäſſern. Uebrigens vürfen fremde Kriegs— 
ichiffe in unfer See- und Flußgebiet nur unter Erfüllung gewiffer Förmlichkeiten 
einlaufen, und hat jever Staat das Recht, ven Aufenthalt derfelben zu befchränten, 
zu verbieten ꝛc., foweit feine eigene Sicherheit ihm dies zu erfordern ſcheint. Be— 
jondere Staatsverträge haben dies öfters näher regulirt und namentlih bie Zahl 
ber Kriegsfchiffe feftgefegt, die in unfere Gewäſſer gleichzeitig einlaufen bürfen. — 
Ferner kommt das Privileg den Schiffen zu, auf welchen ſich fremde Souveräne 
ober deren Bertreter befinden, und welche zu deren Beförberung ausſchließlich be 
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ftimmt find. Dagegen haben Hanvelsfhiffe an ſich viefes Privilegium nicht; 
fie find vielmehr fammt ihrer Mannſchaft der Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt 
des fremden Landes unterworfen, wenn auch dabei eine Bermittelung und Kon- 
trole ihres Konfuls überall zugeftanden wird. Freilich hat es felbft in neueſten 
Zeiten an einzelnen Prätenfionen nicht gefehlt. Aber die gerichtliche Praris wie 
die Theorie find hier ziemlich feſt. Die Franzoſen find es einzig und allein, deren 
mildere Praxis auch den Handelsſchiffen, wenigftens in gewifien Fällen, beſonders 
bei Vergehungen am Bord des Schiffes, auch abgefeben von den befonveren Kon: 
ceffionen durch Staatöverträge, eine Befreiung von der Einwirkung der fremden 
Stantsgewalt zugebilligt hat. — Eine Ausnahme findet ftatt zu Gumften von 
Handelsfchiffen, die ohne anzulegen, nur auf der Durdfahrt unfer Seegebiet be 
rühren, nicht aber auch, obwohl Heffter es behauptet, zu Gunften ver Schiffe, 
welche wider Willen der Führer genöthigt werden, in einem Territorium zu lan— 
den; wenigftens erfennt die Praris legteres feineswegs allgemein am, und redht- 
fertigen fi die Fälle, auf welche Heffter ſich beruft, einzig durch ihre Gingu- 
larität. 

4) Fremde Truppenktörper, welche unfer Gebiet berühren. Es ift dazu ftets 
eine Erlaubniß von Seiten unferes Staates nöthig, natürlich abgejehen von einer 
feinplihen Armee. Auf ein Truppentorps, welches auf der Flucht vor dem Feinde 
unfer nentrales Gebiet betritt und nad Völkerrecht hier auf unfere Aufforderung 
die Waffen nieverlegen muß, erftredt fih das Privileg gewiß nicht, fondern wor: 
zugsweife auf diejenigen Truppen, die vertragsmäßig auf gewiflen Etappenftraßen 
durch unfer Gebiet marjchiren, foweit nicht die befonderen Sagungen der Etappen- 
verträge Mopififationen und Ausnahmen enthalten. 

Bergl. Heffter, Völkerrecht $. 42, 45, 80, 205. Bynkershoek,'de 
jud. comp. legat. Lugd. Bat. 1721, €. d. Kaltenborn. 


F. 


Fabrikweſen und Fabrikarbeiter. 


1. Begriff und geſchichtliche Entwicklung Das Fabrikweſen iſt 
eine ſo überaus vielgeſtaltige, dem ganzen wirthſchaftlichen Leben der Neuzeit nach 
vielen Seiten den bezeichnenden Stempel aufprägende Erſcheinung, daß es kein 
Wunder iſt, wenn — namentlich im gemeinen Sprachgebrauch — der Begriff des 
Fabrikweſens ein äußerſt fließender und umfaſſender iſt. Schon die Fabrikation, 
d. h. das Fabrikweſen nach der ausſchließlich privatwirthſchaftlichen Seite, wird in 
ſehr verſchiedenem Sinn verſtanden; von der Mancheſterer Spinnmühle, welche 
mit Zehntauſenden von Spindeln arbeitet, von der Uhrenfabrikation, welche in den 
Bergen des ſchweizeriſchen Jura ganze Kantone gleichſam zu Einem Großbetriebe 
te bis herab zum Bofamentirer, welcher mit einem halben Dutend 

rbeiter und einigen Zwirnmafchinen thätig ift, bis zur Boutique des Schneiders, 
welher zur Zeit als „Bekleidungsakademiker“ Rod und Pantalons „trigenome- 
triſch“ aufnimmt, bis zur Werkftätte des Schuhmachers, welder ins Große für 
Meſſe und Export arbeitet, ohne. Leiften und Pfriemen anders als nad Väter 
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Sitte zu handhaben, ift von Fabriken und Fabrikanten die Rebe; wie jeve große 
namentlich neue Kulturerfcheinung geht aud die Fabrik durch die menſchliche Ein- 
bildung über ſich felbft hinaus, die Fabrikfirma hat fih an mandes Erwerbsfdilb 
geheftet, an welchem fie nicht ohne ironiſches Lächeln über die „noble Paffion der 
Zeit“ betrachtet zu werben pflegt. Dann aber das Yabritwefen, wie vielfeitig 
find nicht Die allgemein volkswirthſchaftlichen, geſellſchaftlichen, ftaatlichen Umgeftal- 
tungen und Eigenwirkungen, welde von ver Fabrik ausgegangen find und fort: 
während ausgehen; um das Fabrikweſen in allen feinen Durchſchnitten zu nehmen, 
müßte man nad; allen Richtungen des Lebens der Gegenwart und der Entwidlung 
der Zukunft das Maß auswerfen. Hierum aber fann. es fi hier natürlich nicht 
handeln, da uns der Charakter ver Staatswörterbuchs befonvere Seiten ver Be- 
trachtung zumeift. 

Nach welder feiner verſchiedenen Seiten nun aber das Fabrikweſen vom 
Staate aus anzufehen und anzufaffen fein mag, immer wird von feinen wirth- 
ihaftlihen Grundeigenfhaften, welche feine Erjheinungsweife auch nad andern 
Seiten beftimmen, auszugehen fein; denn das Fabrikweſen tritt vor Allem als 
eigenthümlihe Form der Erwerbsbethätigung auf. Man fagt nun gewöhnlich, 
das charakteriftiich wirthſchaftliche Merkmal ver Fabrikation beftehe in der Ar: 
beitstheilung, welde eigentlih exft in ihr zu einer vollen Entwidlung ge 
langt jei. Dies ift nur dann eine erſchöpfende Charakterifirung, wenn die Arbeits- 
theilung in einem wefentlid weitern Sinne aufgefaßt wird, als die Benennung ' 
eigentlich anzeigt; das Fabrikweſen erhält jeine eigenthümliche Beftimmtheit durch 
die möglihft umfaffende Bereinigung der möglichſt eigengeftalteten 
wirthſchaftlichen HYaltoren für einen unmittelbaren gewerbliden 
Produftionszwed. Das Fabrikweſen hat aljo zwei ftreng auf einander wirkende 
wirtbihaftlihe Pole: großartige Bereinigung und möglichſte Specialifirung ber 
gewerblichen Probuftivfaftoren. Und hiemit ift denn auch ſchon der ganze Unter- 
ſchied vom Handwerk, gegen welches das Fabrikweſen am häufigflen in Parallele, 
beziehungsweife in Gegenfag zu ftellen ift, gefennzeichnet: Das Handwerk zeigt 
mehr oder weniger eine indiskrete Vermiſchung der gewerblihen Produftivfaftoren 
innerhalb gegenftändlih und örtlich fi ftreng gegen einander abſcheidender Er- 
werbögebiete, während die Fabrikation diskreteſte Eigengeftaltung ihrer einzelnen 
Faktoren mit größter Weite des probuftiven Gemeinverbandes paart, im Hand— 
werf herrſcht feparatiftiiche roAungayuoovvn (Plato), im Fabritwefen föderaliſtiſcher 
Reichthum ſcharfer aber nicht ausjchließlicher Sonderentwidlung. Schon in dieſer 
allgemeinen Gegenüberftellung wird fi das Fabrikweſen dem Handwerk gegenüber 
ald Entwidlung und weitere Entfaltung, als hiſtoriſcher Fortſchritt erweiſen; wir 
haben aber vor allen allgemeinen Schluffolgerungen erft die wirthſchaftlichen 
Haupteigenthümlichkeiten des Fabrikweſens nody näher zu verfolgen. 

Augenfällig und oft entwidelt ift die detailirte Eigen-, und was bamit 
zufammenbhängt, die Mafjengeftaltung aller einzelnen wirthſchaftlichen Kräfte 
der Yabrifation, Nicht nur treten die Hauptfaktoren : Kapital, Arbeit, Leitung nicht 
in einer und verfelben Perfon auf, fondern es find bis in die einzelnften Schat- 
tirungen hinein dieſe Grundkräfte perjonificitt; die Arbeit ift in allen Formen 
klaſſenmäßig vertreten vom Handlanger bis zum Techniker, vom Laufjungen bis 
zum höheren Komptoiriften, für jede Funktion des fo oft möglich abgetheilten 
Probuftionsprocefjes ift eine eigene Arbeiterfategorie gebilvet. Die Leitung tritt 
in der Form ver erft der Fabrikperiode angehörigen höheren Arbeiterklaſſe techni- 
her und dlonomiſcher Direltoren befonders auf, das Kapital in Geſtalt ver 
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Aktionäre und Obligationäre. Die Hülfsmittel der Arbeit find ebenfalls aufer- 
orbentlich detailirt worden, vie Werkzeuge vom Meinften Treibhämmerchen bis 
zum Dampfhammer, ver die Eifenluppe wie Taig fnetet. Und dann welche Aus- 
wahl im Robftoff! Das Korrelat der Detailirung aller wirthſchaftlichen Kräfte 
ift die Maffenhaftigkeit, melde ihrem Auftreten im Fabrikweſen eigen ift; die 
Aufftellung fpecieller Kräfte fett gehörigen Umfang ver fpeciellen Aufgabe voraus. 
Der „Betrieb ins Große” gilt denn auch gewöhnlich als vie bezeichnenpfte wirth- 
fhaftlihe Eigenthümlichkeit des Fabrikweſens. Wir haben da große mechaniſche 
Kraft bis zu Hunderten von Pfervefräften 1) ſich bemeſſend, die mächtigften Werf- 
zeuge, Bohrer, welche fingerbreite Metallſpähne bohren, Hobel, welche Metallflächen 
wie Wachs pouffiren; die Arbeiter zählt die Fabrif bis zu Hunderten und Tau— 
ſenden, fie arbeitet für den großen Abſatz und großentheils auf Vorrath, der Ab- 
fat befchränft fi micht auf Stadt und Stabtbezirf, er greift fogar über ben 
nationalen Verbraud hinaus und wird Erport. 

Wie unentwidelt einerfeits und klein andererjeits nimmt fich neben der Fabrik 
die Handwerfsftätte aus! Statt der Hunderte von Arbeitern in allen Abftufungen, 
weldje der Gontremaitre durch Sprach- und Fernrohr beauffihtigt und zufammen- 
hält, fit bier der Meifter unter einigen Gefellen und Jungen felbft an der Ar- 
beit, an Stelle ver mechanifchen in Turbine und Dampfmaſchine gefhirrten Naturfraft 
die Mustelfraft des Menſchen, höchſtens ein ärmliches Thier ins Tretrad gefpannt, 
Kapital, Leitung, Arbeit, mechanifche Arbeitstraft in Einer Berfon; feine Auswahl 
des Rohſtoffs, die Waare in einer Lade ftatt im Magazin, der Abfat nicht nur fein 
nationaler, fondern der Maſſe nad ein örtlicher und häufig fogar vorherrſchend 
familienhafter ftatt eines bie Erbe umkreiſenden Erports, mit einem Wort im 
Handwerk faft durchweg vie ungetheilte unentwidelte Berwachfenheit der einzelnen 
wirthſchaftlichen Elemente, in der Fabrik die maffenhafte Sonderausbildung. Na- 
türlich find dieſes nur begriffliche Scheivungen: im Leben und in der fulturgefchicht- 
lihen Entwidlung treten Handwerk und Fabrikation unmittelbar in einander über; 
ſchon im gemeinen Sprachgebrauch heißen Fabriken nicht nur diejenigen Gewerbe- 
betriebe, welche nad allen Seiten eine großartige Theilung der Arbeit barftellen, 
fondern auch diejenigen, welche nur einem oder mehreren ihrer Elemente eine 
fabrifmäßige Geftaltung geben, und in diefem Sinn war das Element ver Fabrif 
ſchon in ver Periode des herrſchenden Handwerksbetriebs vorhanden, wie ums 
" gekehrt in mancher fogenannten Fabrik viele Elemente noch heute und immerfort 
handwerksmäßig find. 

Während das Moment der Arbeitstheilung oder maffenhaften Eigengeftaltung 
der gewerblihen Produktivfaktoren feit ver klaſſiſchen Entwidlung durch Adam 
Smith fo weit ausgefponnen worden ift, ift der andere eigenthümliche Pol des 
Babrifweiens, die umfaffende Bereinigung für einen gemeinfamen ge- 
werbliden Produktionszweck, das großartige föderaliftiihe Moment, wenig 
beachtet und als felbftverftändlich bei Seite gelaffen worden. Es kommt allerdings 
nit durchweg zu fo handgreiflicher Erfcheinung, tft aber darım nicht weniger 
wefentlih. Das ebenfo genaue als großartige Imeinandergreifen der fondergeftal- 
teten gewerblichen Propuftivelemente im Fabrikweſen erblidt man am beften in 


1) Pierdefraft = dem Map wmechaniicher Kraft, welches 550 Pfund einen Fuß bob in 
einer Sekunde zu beben vermag; doch ift neuerdings die Maßeinheit der Pferdekraft durch ver: 
f&hiedenartige Annabmen getrübt worden. 
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jenen riefigen Etabliffements, welche eine ganze Inbuftriegattung in fid zu ver- 
einigtev Darftellung bringen; man gehe etwa in eine große Maſchinenfabrik, ins 
Urfenal eines großen Staates, in große Eifenwerke, wo an die Erzverhüttung die 
Stahlfabritation, Stabeifenvarftellung in allen Abftufungen, Drabtzieherei, Gie- 
ßerei und Werkzeugfabritation ſich anſchließen, fo hat man in voller Erſcheinung 
die großartigfte Konfiguration der Fabrikproduftion bei detaillirtefter Eigengeftal- 
tung der einzelnen Elemente. Die großen gewerblichen Aktiengeſellſchaften, welche 
meift ſolche Fabrikwerke ins Leben rufen, ftellen auch ihrer öfonomifchen Gliede— 
rung nad) die großartige Föderation der gewerblichen Propuftivelemente gepaart 
mit maffenhafter Sonverausgeftaltung, das Wefen der Fabrik, wenn nidt am 
vollendetften doch am finnenfälligften dar und fpielen eben deßhalb eine fo beveu- 
tende Rolle in der heutigen Fabrikepoche. (Vergl. meinen Aufſatz: „Das heutige 
Aktienweſen im Zufammenhang mit der neueren GEntwidlung der Volkswirth— 
ſchaft“, Deutſche Bierteljahrsfhrift, Jahrgang 1856, Heft 76.) Diefelbe groß- 
artige Konfiguration entwidelt fih audh da, wo wegen Mangeld an ausrei- 
chender Größe des Betriebsvermögens oder aus anderen Gründen die verwandten 
und zufammengehörigen Proceſſe jcheinbar für ſich allein daſtehende Induſtrie— 
zweige und Betriebe bilden. Die Ubrenfabrifation bat für jedes Rädchen umb 
Stiftchen befonvere Fabrifen, die Meflerfabrifation und andere deßgleichen, aber 
alle Reifeberihte aus England, Belgien, ver Schweiz, überhaupt aus allen In- 
duftrieländern weifen auch auf die fantonliche, grafihaftliche, provinzmäßige Koa— 
gulation verwandter Fabrifationszweige bin, und von dem hier eingenommenen 
Standpunkt aus wirb es nicht fehwer fein, diefe Erfcheinung als ein nothwenviges 
Entwidiungsmoment des Fabrifweiens zu erkennen. Unter allen Vorſchlägen ber 
fünftlihen Gewerbebeförberer, an melden die Gegenwart glüdlicher Weife ärmer 
ift, als bie jüngere Vergangenheit, gab es denn auch feinen verfehlteren, feinen, 
welder jo ganz dem fich abſchließenden entgegengefetten Weſen ber eigentlichen 
namentlich jpäteren Handwerksentwidlung entnommen war, als den der Privilegirung 
einzelner Wabrifbetriebe im Umfreis gewiffer Territorialbezirte. Das Hanpwerl 
entwidelte ſich örtlich ausfchlieglih, die Fabrik ftrebt durch ihr eigenftes Wefen 
zum Gegentheil, die Handwerksperiode konnte fi mit einer örtlichen und auch 
bier faftenmäßig gegliederten Konfiguration der gewerblihen Probuftion begnügen, 
die Fabrifperiode kann nicht ruhen, bis fie eine freie nationale (Öewerbsfrei- 
beit) und internationale (Handelsfreiheit) Konföderation berfelben wird vollendet 
baben. 

Nah ver bisherigen Entwidlung find nun auch bie dem Fabrikweſen zu— 
geichriebenen eigenthümlihen Vortheile und Nachtheile leicht zu erflären und zu 
beurtheilen. Faßt man zuerft das wirthichaftliche Ziel der gewerblichen Probuttion, 
das Fabrikat, ins Auge, fo ift daſſelbe in der Regel gleihmäßiger („egaler“), 
erakter, reichliher, wohlfeiler. Das Fabrikweſen hat die gewerbliche Brobuftion der 
neueren Kulturländer im außerorbentlihen Sinne des Worts vervielfältigt, die Kon- 
fumtion durch Wohlfeilheit man darf fagen verhumdertfacht. Und indem bie Fabri- 
fation nicht blos die Luruserzeugung fteigerte, fondern vor Allem vie Erzeugung 
für den gemeinften Verbrauch, tft fie nicht blos ven höheren Klaffen zu gut ge 
fommen, ſondern namentlih den unteren, Es ift vielfach behauptet worden, bie 
Vabrifwaaren ftehen an innerer „Güte den Handwerkswaaren nad, ben Beweis 
aber ift man ſchuldig geblieben. Wil man überhaupt mit fo unbeftimmten und 
meift nur wegen ihrer vagen Unfaßbarfeit unbefiegbaren Einwendungen biefer 
Art in eine Erörterung fih einlaffen, fo wird man fagen dürfen: Die „Güte“ 
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der Handwerkswaare repräſentirt, nad) der Qualität des Erzeugniſſes hin abgeſchattet, 
wiederum jene indiskrete Vermiſchung verſchiedener wirthſchaftlicher Momente, welche 
das Handwerksmäßige gegenüber allem Fabrikmäßigen charakteriſirt: Dauer, 
Feſtigkeit, Schönheit des Erzeugniſſes find darin zur Indifferenz in einander auf: 
gehoben, was eben bei der Fabrifwaare nicht ver Fall ift. Die Handwerkswaare 
bat von jeder dieſer Eigenjchaften immer Etwas und ift infofern wenn man will, 
„beſſer“, als eine Fabritwaare, für welde oft nur bie eine oder andere Qua— 
lität beſonders erzwedt wird. Es läßt fich aber nicht behaupten, daß vie Fabri— 
fation nicht alle Waareneigenihaften einzeln oder zufammen volltommener bei 
größerer Wohlfeilheit zu erzielen fähig fei. 

Die größere Specialfirung der Arbeit in der Fabrifation hat zur Folge, 
daß überhaupt Arbeitskräfte zur Verwendung und Berwerthung gelangen, für vie 
im Handwerksbetrieb feine oder feine lohnende Stelle vorhanden war. Dies hat 
feine großen Nachtheile erzeugt namentlih in Berwendung der Kinder (worüber 
unter II Näheres), aber auch feine großen Vortheile. Der mit ver Entwidlung 
des Fabrifwefens geftiegene allgemeine Wohlftand bat bier eine feiner tiefften 
Wurzeln. Die Specialifirung des Arbeitsbebürfniffes bewirkt, daß Specialitäten 
ver Arbeitskraft, namentlich ver höheren geiftigen, eine unendlich lohnendere Ber- 
wendung und daher eine befjere jociale Eriftenz gefunden haben, fie bat bewirkt, 
daß ländliche Arbeitskräfte in der engen obſchon für ſich intenfiveren Arbeitsaufgabe 
ver Fabrik fchnellere Verwendung finden konnten, als es je in dem Handwerk mit 
feiner technifchen Polyhiftorie, mit feinen Gefellen- und Meifterprüfungen u. ſ. w., 
möglich gewejern wäre, wie umgefehrt mit dem Eindringen fabrifmäßiger Elemente 
in die Landwirthichaft gewerbliche Arbeiter auf dem Lande reichlicheres Brod finden 
(wie neuerdings in England, vergleiche die treffliche Denkichrift von Edwin Ehapwyf: 
De l’avenir de l’agriculture et des travailleurs agricoles. M&moire présenté au 
congrös international de bienfaisance de Bruxelles; 1856, Bd. II ver Kongref- 
verhandlungen.) Den agrariihen Mifftänden vieler Gegenden Deutſchlands hätte 
man nie durch ſchnelle Berbreitung des Handwerks Abhülfe bringen können, man 
bat fie aber durch Gründung von Fabriken und fabritmäßigen Hausinbuftrieen 
mit größtem Erfolg befämpft. Beim Lichte betrachtet hat die fogenannte Einfeitig- 
feit (Specialität) der Fabrikarbeit die arbeitenden Klafien beweglicher, zu Ueber— 
gängen von einem Erwerbsgebiet aufs andere fühiger gemacht und hiedurch ber 
Berarmung und Armenbelaftung entgegenwirkt. Wenn fodann allgemein menjchlich 
betrachtet eine bedauernswerthe Einfeitigfeit die Funktion des Yabrifarbeiters nicht 
jelten harakterifirt, jo darf man doch ambdererfeits nicht überjehen, daß in ber 
großartigen Geſammtleitung von Fabrikbetrieben die beften Kräfte eine unvergleich⸗ 
lich vielfeitigere, geiftigere Beichäftigung gefunden haben, und daß aud der ge— 
wöhnlihe Arbeiter im Allgemeinen durch Erfegung der gemeinen ungeiftigen Mus— 
felarbeit mittelft der mechaniſchen Kraft eine im Allgemeinen menjchenwilrbigere 
Beihäftigung gefunden hat. 

Eine Folge der großartigeren Konföberation ber probuftiven Kräfte ift 
ed, daß im Fabrikweſen Fortſchritte und zeitweilige Rüdjchläge univerfeller und 
folivarifcher find, was ſchon an fi der Stantsverwaltung ganz andere und groß- 
artigere gewerbspolitiihe Gefichtspunfte und die Aufgabe größer geftellt hat, als 
es reinem Handwerksbetrieb gegenüber venfbar und nothwendig erfcheint. 

Wenn wir fhon feinen Anfprucd machen, aud nur bie wirtbichaftlihen Eigen- 
thümlichkeiten des Fabrikweſens mit dem Vorigen erfhöpft zu baben, fo müſſen 
wir vollends darauf verzichten, über die geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Eigen— 
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wirtungen des Fabrikweſens, weldes natürlich feinerjeits von ftaatlihen und ge 
ſellſchaftlichen Verhältuiſſen ſehr weſentlich beftimmt wird, Genügendes zu fagen, 
wir befhränten uns auf Umriffe. 

Das Leben der inbuftriellen Schichten der Geſellſchaft zeigt dieſelben 
zwei Grundrichtungen, welche das Fabrikweſen privat- und vollswirthſchaftlich cha- 
takterifiven : maffenhafte Sonderentwidlung und weitgeglieverte Zufammenfaflung, 
während ed umgekehrt das Eigenthümliche einer jharf ausgeprägten handwerklichen 
Geſellſchaft geweſen ift, im engften Rahmen der Zunft und ihrer inneren Stufen- 
ordnung das gejellihaftlihe Leben abzuſchließen und feine einzelnen Glemente 
indisfret zu vermiſchen. Yamilienftube und Handwerksftätte, Familien- und Ge- 
ihäftsvermögen find da vermifcht, wirthſchaftliche und gefellige Eriftenz aller Glieder 
des Betriebs iſt gleichartig. Seit Entwidlung des Fabrifwefens aber ift der Hanp- 
werfsftand im britten und vierten Stand, bourgoisie und ouvriers, auseinander ge- 
treten, dad Kapital hat fich zu einem eigenen Gelpftande (Argyrofratie) befondert, 
und jeder diefer Stände hat fi mafjenhaft berausgebilvet und lebt eine mehr 
oder weniger mit Gemeinwußtfein begabte und fid weithin zufammenfühlende 
Maſſe ihr eigenes gejelliges Leben. Diskrete ſtändiſche Sonderentwidlung der Ge- 
werbstklaffe ift mit dem Fabrikweſen Schritt für Schritt vor fi gegangen. Und 
belanntlich find auf dieſen Punkt die hauptſächlichſten Vorwürfe gegen das Fabrik— 
weien von einem gedankenloſen Pfeudofonfervatismus gehäuft worden. Es ift völlig 
ireig, die mit ber wirthichaftlihen Specialifirung der produktiven Faktoren Hand 
in Hand gehende ſtändiſche Sonberbildung, welche wie jene im Ganzen ein Fort 
ſchritt (weil Entfaltung) ift, ohne weiteres als mit Alafienfeinpfchaft nothwendig ver- 
bunden zu betrachten. Der großartige Zuſammenhalt, welder vie Fabrit bei aller 
Sondergeftaltung kennzeichnet, belebt auch die inbuftrielle Gefellihaft. Die Ge- 
fundheit des neueren Kulturlebens offenbart ſich nirgends fo deutlich als varin, 
daß die Entwidlung des Fabrikweſens beim Lichte betrachtet feine Kaftenkeile in 
die Geſellſchaft zu treiben vermocht bat. So falſch es ift, daß ſich alles nivellire, 
und der Ständebildung der inbuftriellen Gejellihaft typiſche Schärfe abgehe, jo 
falſch ift es, daß fie faftenhaft fich zerflüfte. Vorwürfe, wie der häufige, daß ber 
Mittelftand in der immer tieferen Kluft zwifchen wenigen Neihen und einer Mafle - 
Armer zerihmelze, halten weder vor dem Raifonnement des gefunden Menſchen— 
verftandes nod vor der Statiftit Stich. Die Cintommensftatiftit beweiſt faft 
überall und namentlih in England, weldes eine ausgeprägte invuftrielle Periode 
Ihon Hinter ſich hat, daß der Mittelftand ftetig zunimmt, wobei nod zu beachten 
ift, daß die Ginfommen der unteren Klaffen im Durchſchnitt das handwerksmäßige 
Niveau von ehedem erreichen. Allerdings find handwerkliche Mittelftandseriftenzen 
verſchwunden mit ſchwerem Wehn, wie es jede Entwidlung bevingt, oft fchnell 
und zum Theil von mafjenhafter Berarmung in dem Grade mehr begleitet als 
man fie künftlich noch zu erhalten fuchte. Und dennoch beweiſt die Statiftif mit 
Zahlen, wovon ſchon das wirtbichaftliche Weſen der Fabrikation an ſich überzeugen 
fonnte, daß ver Mittelftand durch das Fabrikweſen nicht ſchmäler geworden ift; 
man giebt ſich der gegentheiligen Anficht nur deßhalb jo gerne hin, weil man ber 
gewöhnlichen optiihen Täufhung verfällt, die Statiften, welche durch bie eine Ku= - 
liſſe verfhwinden und in anderem Aufzug durch die andere wieder hereinfommen, 
nicht als diefelben zu erkennen, 

Nicht blos aber beruht die Vorftellung von einer immer tieferen Kluft zwis 
hen Arm und Reich, fondern überhaupt die Behauptung kaftenmäßiger Stände: 
bildung im Folge des Fabrikweſens auf entſchiedener Täuſchung. Ein oft unficht- 
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bares Band der Gemeinſamkeit hält ſowohl die Glieder der einzelnen Stände als 
die Stände untereinander zufammen. Schwerlid bat irgenb eine frühere Zeit ein 
folhes Maß von gegenfeitiger Hingebung der Stände für einander, einen ſolchen 
Umfang philantropifher Beftrebungen ver höheren für die niederen Klafien aufzu- 
weifen, mie bie jegige, feine eine ſolche gegenfeitige Achtung der Klaffen gegen 
einander, wie aud) feine eine folche Gleichheit in der äußeren gefelligen Erſchei— 
nung aufzuweifen bat. Kann man eima behaupten, daß Arbeiter und Herren, 
Handwerker und Fabrikanten von heute fchroffer fih von einander abheben, als 
einft die Gefellen vom Meifter, als die einft unedlen (unehrlichen) Handwerke von 
ven geabelteren? Die Kulturgefhichte wird mit Nein antworten, wenn die Kultur- 
romantif Ja fagen wollte. Auch innerhalb ver einzelnen inpuftriellen‘ Stände 
und Klaffen von heute findet ſich eine Gemeinfamteit, ein Element des Zufammen- 
balts, welches ſich dem Gemeingeijt unter der focialen Verfaſſung des Handwerks 
in jeder Beziehung an die Seite ftellen fann. Die heutigen Verbindungen zu ge— 
meinfamer Beförderung des Erwerbes, die gemeinfinnige Hingabe für den Stand 
leiften nicht weniger als ehedem der zünftige Verband. Sehen wir uns namentlich 
die heutigen Verbindungen der Arbeiter an, fo find fie nicht nur edler (Jünglings- 
vereine,. Gefellenvereine, Arbeiterfingvereine) als die einftigen Herbergsafjociationen 
ver Gefellen (mit ihrer rohen Unfitte des Schleifens, Hobelns, des Duellivens mit 
Stiefelhölzern u. ſ. w.), fondern auch ergiebiger für geiftige und materielle Unter 
ftügung, wenigſtens fteht Nichts ver Erwartung im Wege, daß fie legteres bald 
fein werben. Unftreitig genießt der Arbeiter von heute größere perſönliche Freibeit 
und Selbſtſtändigkeit, als der auf den Meiftertifch radicirte Gefelle. Das Korrelat der 
perfönlichen freiheit, die ifolirte wirthſchaftliche Selbftverantwortlichfeit, hat ſich 
natürlich im felben Maße entwicdeln müſſen, aber gleichzeitig hat diefe Selbftverant- 
wortlichkeit purch die Entwidlung des Bereinswefens freie Stützen mächtiger Art er- 
halten. Die Aifociation, welde als eine der induftriellen Geſellſchaft eigene macht⸗ 
volle Erjcheinung von Allen anerkannt, aber von Wenigen ſcharf begriffen wird, ift 
in der Fabrifgefellihaft das Element freier Einigung, weldes zu dem Element ge- 
ſellſchaftlicher Individualiſirung hinzufommt, wie in der Fabrifation wirthſchaſtliche 
Sonderausbildung und freie Föderation der einzelnen Elemente einander bebingen. 
Das Wort hat tiefen Sinn, daß die Afjociation die moderne Korporation jei; 
das Unterſcheidende der Affociation von der handwerklichen Korporation, von 
ver alten feitgefchloffenen, nicht von der neuen geloderten Zunft, befteht eben 
darin, daß fie die einzelnen Mitglieder als individuell felbftftändige aufnimmt und 
erhält, ihre Perfönlichkeit nicht in die inmere Indifferenz und den Zwang bes 
forporativen Lebens aufhebt, daß fie micht örtlich ſich abſchließt, nicht den Men- 
Ihen nad feinem ganzen gefellichaftliden Yeben verjchlingt, fondern ihre Zwecke 
einerſeits betaillirt, anderfeits ihre Mitglieder aus allen Ständen, Orten und Be— 
Ihäftigungen zufammenführt; überall durchdringt fi in ihr das Element der Ein- 
feitigfeit mit dem der Bielfeitigfeit, das der indididuellen gefellfchaftlichen Freiheit 
und Selbftverantwortlichfeit mit dem ber mannigfaltigen ſtändiſchen Bermittlung 
und der vielverzweigten gemeinfamen Zwedverfolgung. Die laudatores temporis 
acti heißen die Ajjociation eine verfrüppelte Korporation, mit mehr Wahrheit aber 
wird man fie für die entwidelte und gereifte Zunft, für die Innung der Yabril- 
periode anfehen dürfen, deren wirtbichaftliche Eigenthümlichteiten, Individualiſirung 
und freie mannigfaltige Verbindung, fle ihren Vorausfegungen und ihrer wirk- 
lichen Geftaltung nad vepräfentirt. 

Verfolgt man, auch nur im den äußerſten Umriffen, vie politifchen Rüd- 
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wirtungen fabritmäßiger Geftaltung der gewerblichen Produktion, den Zufammen- 
bang des Fabrikweſens mit dem heutigen Staats: und Gemeindeleben, fo treffen 
wir in politifher Geftalt alsbald anf dieſelben Grundpotenzen, welche das Fabrit- 
weſen wirtbihaftlih und focial durchwalten. Die Staatd- und Gemeindeverfaflung 
des Handwerks ift vie ſtändiſch-korporative, beziehungsweife zünftige, die Zunft 
bat während ihrer Blüthezeit ganz entjchieven politiiche Subftanz (vergl. meinen 
Auffag „Abbruch und Neubau der Zunft“, deutſche BI. Schrift, Jahrgang 1856, 
Heft 73), fo fehr werden die handwerklichen Lebensformen durch umentwidelte 
Verwachſenheit aller bürgerlihen Yebenselemente gekennzeichnet. Umgekehrt bevingt 
eine fabrifmtäßige Erwerbögliederung mit ihrer unendlichen Detaillirung einerjeits, 
ihren fließenden Uebergängen und ihrem großartigen Zufammenhang anbererjeits 
für Gemeinde- und Staatsleben, foweit fie in dieſem auftritt, einen Bau, wel- 
cher unmöglid ein mehr oder weniger zufällig abgezirteltes Gleichgewichtsſyſtem 
in forporativer Befonderung auftretender Stände fein fann, fondern welcher vie 
Mannigfaltigkeit verfchievdener Eriftenzen und focialer Kräfte einerfeits nah einem 
gewiffen einfadhen Maße (Cenfus) politifch zufammenfaßt und fie andererfeits der 
breiten Sonverbethätigung vielgeftaltiger Selbftverwaltung überläßt. Den Kon: 
ftitntionalismus im ftaatlihen und gemeindlihen Verfaſſungsleben wird 
man mur im Zufammenhang mit ver Entwidlung des Fabrikweſens recht begreifen 
und in feiner relativen Berechtigung zu würdigen vermögen. Die allgemein 
„staatsbürgerliche” Imbifferenzirung ber ftändifchen Mannigfaltigleit in der mo- 
dernen Bildung der höheren Staats- und Gemeindeförper hat einen großen Reich 
thum vielgeftaltiger Selfgovernements ver befonderen Interefjen zum Unterbau, 
welchen nur der einfeitige Ankläger konftitutioneller Berfafjungsbildung überfehen 
tann. Die fogenannte Nivellirumgstendenz des Konftituttonalismns ſchließt dieſe 
eben jegt wieder fo ungeftüm fich hervordrängende Gelbftverwaltung der befonderen 
Interefien eben fo wenig aus, als die großartige Zufammenfafjung des fabrif- 
mäßigen Erwerbslebens die jelbftftändige Ausbildung der einzelnen Produftivfaktoren, 
und fo wenig als das fogenannte gefellige Nivellement vie ſtändiſche Sonderent- 
wicklung ausſchließt. Beides bedingt ſich vielmehr aufs Strengfte. 

Mit der häufigen Gegenüberftellung von Hanbwerts- und Fabrikweſen haben 
wir bie Hauptmomente auch der gefhihtlihen Entwidlung des lekteren 
eigentlich jhon angegeben, es bleibt uns nur übrig, das zerftreut Bemerkte in 
einigen Sätzen zufammen zu fallen. Bom Anfang aller bedeutenden kulturgefchicht- 
lichen Entwidlungen ift jhwer zu ſagen: hier ift er oder da ift er. Es gehört 
zum Begriff der Entwidlung, daß jede fpätere Stufe in der früheren ſchon vor: 
gebilvet if. So hat denn aud ver blühende Gewerbfleig ver mittelalterlichen 
Städte, wie er etwa der Hanfa zur Bafis diente, es haben die italifchen, die 
flandrifchen Stäbte im Neformationszeitalter fabrifähnliche Gewerbsentwidlung ge- 
babt, wie denn aus den legteren das Fabrikweſen faft unmittelbar hervorgewachſen 
ift. Man wird aber jagen müſſen, daß die Entwidlung des Fabrikweſens, als 
herrſchender feine wejentlihen Merkmale zur vollen Geltung bringenver Geftaltung 
der gewerblichen Produftion, gleichen Schrittes mit der Entwidlung des Mafchinen- 
weiens, mit der verbefjerten Lokomotion, mit der Hervorbildung des Welthandels 
durch die Seeherrſchaft der Engländer, mit dem Aufblühen ver exakten Wiſſen— 
haften und mit dem fieghaften Durdpringen des modernen Staats- und Völker— 
rechtsbewußtſein vor fich gegangen ift; es ift fchwer zu fagen, welcher dieſer ge- 
ſchichtlichen Procefje an der Wiege des andern ſchon geftanven tft, fie haben fid) 
gegenfeitig bedingt, herrſchend aber beginnen fie und das von ihnen getragene und 
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fie tragende Fabrifwefen mit dem 17. Jahrhundert hervorzubredhen und mit yro- 
greffiver Schnelligkeit einander zu entwideln. 

Das Maſchinenweſen hat feine erften entfcheidenden Triumphe erft in der 
zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts errungen, da um 1750 Watt noch Uni- 
verfitätsoptiftus war und Arkwright erft 1767 vie Barbierftube aufgab. Dann 
aber folgte die Ausbilvung in unüberfehbar ſchnellem Entwidlungsgange, von 
welchem nicht einmal vie Höhepunkte (Schiffe- und Landlokomotivmaſchinen, me- 
hanifcher Webſtuhl, Iacquarpweberei u. f. w.) bier überfehen werben können. Die 
Maſchine repräfentirt die volle Eigenthümlichkeit des Fabrikweſens in der Ab— 
fhattung auf die Arbeitsmittel. Die motorifhe Maſchine hat von der menſchlichen 
Handarbeit pas Element ver bloßen Mustelfraft abgelöft und eigen geftaltet; vie 
Arbeitsmafhine ift das Werkzeug ver Fabrikation, d. h. fie charakteriſirt ſich da⸗ 
durch, daß fie, möglihft das Atom der Arbeit mit mafienhafter Kraft erfaßt, 
und in ihren höheren Erfheinungen repräfentirt fie mit ihrer großartigen ftreng 
geordneten Zufammenfafjung ber. möglichft abgetheilten Arbeitsfunftionen die ganze 
Eigenthümlichteit der Fabrikation. Als Lokomotive und Telegraph hat fie erft bie 
heutige Entwidlung des Fabrikweſens, welches ein nationales und internationales 
Güterleben einen lebhaften Eigen- und Welthandel bedingt und vorausfeht, mög- 
ih gemacht. — Der Welthandel, von den Engländern unter Elifabetb aus 
den Händen ver andern feefahrenden Nationen übernommen und von Erommell 
dur die Navigationsgefeßgebung befördert, hat ſich anolog mit der Ausbildung bes 
Fabrikweſens entwidelt, und welche Steigerung des Erwerbslebens durch das Letztere 
hervorgerufen worden ift, findet vielleicht in Nichts einen paffenderen Mafftab, 
als in ver Zunahme des Handelsmarine. Die Engländer hatten in der Mitte des 
16. Jahrhunderts 135 Heine Fahrzeuge, Ende 1856 hatten fie 1669 Dampf- 
ſchiffe mit 383,598 Tonnen. 

Eben fo wefentlich wie mit der Entwidlung der Mechanik, der Lokomotion, 
der technifchen Chemie und des Welthandels hängt die Ausbildung des Fabrif- 
weſens mit der Geftaltung des neueren Staats- und Völkerrechtszuſtandes zu- 
fammen. Das Handwerk mit feiner Iofalen Selbftgenügjamkeit, mit feinem auf 
den Stabt- und Gaubezirk beſchränkten Horizont konnte zur Noth beftehen unter 
der mittelalterlihen Auflöfung ver Staatsidee, unter der Gefangenſchaft bes 
Öffentlichen unter dem Privatrecht, die Fabrikentwicklung fest ven Yand- und Welt- 
frieden, die Befeitigung der territorialen und felbft der internationalen Berkehrs- 
ſchranken voraus, die Fabrifentwidlung figt auf dem Siegeswagen nationaler und 
internationaler Bertehrs- und Zollfreiheit und ſchwingt die Palme des Rechts— 
und Weltfrievens. Bezeichnender Weife haben eben vie Kämpfe, welche bie mittel- 
alterlihe Polyarchie abjchloffen, mit am meiften dazu beigetragen, die Blüthe des 
alten Handwerkes zu zertreten, in Deutſchland namentlich der 3Ojährige Krieg. 
Während England und Franfreid aus jenen Kämpfen mit nationaler Einheit und 
fortan gefihertem innerem Lanpfrieven hervorgegangen find, errang freilich Deutjch- 
land, welches troß der Ausbildung des modernen Staatöbegriffs Hunderte von 
Territorien behielt und als das Herz von Europa der Tummelplag ber fortvauern- 
den internationalen Fehden blieb, jeme ftaatlihen Beringungen eines blühenden 
Fabrifwefens nicht. Das legtere gelangte denn au, von den größeren Staaten 
abgefehen, in Deutfchland erft im viefem Jahrhundert der deutſchen Zolleinigung 
und unter dem europäifchen Frieden der legten vier Iahrzehnde zu entfprechender 
Entwidlung, nachdem ſeit dem 30jährigen Krieg das deutſche Gewerbsleben in 
der fiehen Schwebe zwifhen Handwerks- und Fabrilcharakter fteden _geblieben 
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war. Der entſchiedene Fortfchritt zur nationalen Zolleinigung Deutſchlands, welcher 
plöglih üppigen Trieb in bie jabrhundertlange Stagnation gebracht hat, erklärt 
nicht nur, ſondern reihtfertigt die zündende Kraft, welche vie dem Schußzolliyften 
zu Grunde liegende Fiktion nationaler Selbftgenügfamfeit und Vollendbarkeit des 
Fabrikweſens gerade in Deutfchland lange Zeit geübt hat. In Wahrheit aber 
hatte ſchon zu der Zeit, als die „nationale Ronföderation der probuftiven Kräfte” 
ins Syftem geleimt wurbe, das Fabrikweſen überall eine internationale Konfö- 
beration angezettelt, da es über bie nationale durch fein eigenes Weſen hinaus- 
getrieben wird. Wie aus dem Bicinalweg die Landſtraße und aus biefer die nad) , 
internationalen Richtpunften gelegte Schienenftraße geworben ift, fo muß ſich aus ber 
örtlichen und felbft hHausmäßigen (Realgewerbe- und Baunrechte) Eingrenzung des 
Gewerbes bie nationale und aus dieſer bie internationale Gewerbs- und Berfehrs- 
freiheit mit dem Fabritwefen entwideln. Das Nähere über diefe Wirkungen und 
Boransfegungen des Fabrikweſens müflen wir jedoch denjenigen Mitarbeitern über- 
laffen, welche die Kapitel des Freihandels, Völterrehts und Weltfriedens fchreiben. 

Ueber das muthmaßlih künftige Verhältniß von Handwerk und Fabrif 
werden häufig begriffsfpielerifche Betrachtungen angeftellt, welchen wir einige Worte 
widmen müſſen. Man hat den Sat aufgeftellt, das Handwerk ‚werde fich ſchließ— 
ih auf dasjenige Gewerbsgebiet zurüdziehen, in weldem vie individuelle Hand— 
fertigkeit beftimmend fei. Dies ift ebenfo zu viel als zu wenig gejagt, da am 
Ende nur das Kunftgebiet dem Handwerk übrig wäre und doch aud, wie fchon jet 
die täglihe Anfhauung lehrt, die Kunft und die Kunftgewerbe, fowohl was ihre 
Produktions⸗ ald was ihre Abfatverhältniffe betrifft, mit vollen Segeln ins Fahr— 
waſſer des Fabrikweſens he find. Das Richtige ift vielmehr, daß ſchon jett 
alle Handwerke fabritmäßige Elemente in fih aufgenommen haben und daß feines 
im Stande fein wird, fie von fi abzuwehren. Aber die einen Betriebe nehmen 
jo viel, die andern fo viel von dem Fabrikcharakter in fih auf und immer wird 
es die Minverzahl fein, welche den Fabrilcharalter in allen ihren Ginzelnelementen 
vollftändig entwidelt, wie in allem organifhen Leben die unvollendeteren Formen 
nah Zahl und Art vie häufigeren find; der gewerblide Mittelmald wird immer 
dider und mannigfaltiger als ver Hochwald bleiben, es wird immer mehr Klein— 
als Grofbetriebe'geben, und ganz falfh und engherzig wäre e8, wenn man, 
Kleinbetrieb und Handwerk gleichjegend, vemfelben nur bei der Kunft einen Zu- 
funftsplag reſerviren wollte. Die Statiftit der hauptfählihen Kulturländer beweift 
denn au, daß mit der Entwidlung des Fabrikweſens die Kleinbetriebe nit nur 
nicht abgenommen haben, fondern dichter und zahlreicher geworben find. Es fchlägt 
der Statiftif ins Gefiht, wenn man behauptet, die Zahl der felbftftändigen ge- 
werblichen Eriftenzen, wenn man denn durchaus nur die Inhaber befonverer Be— 
triebe jelbftftändig nennen will, habe durch die Fabriken abgenommen; von ge- 
wiffen Betriebsflaffen kann dies vorübergehend wahr fein, im Ganzen ift es eine 
* vielen dem Fabrifivefen beweislos aufgeladenen, der Wirklichkeit widerſprechenden 

orwürfe. 

II._Die Stellung des Staates zum Fabrifwejen. Die Zeiten find 
nicht lange vorbei, wo in Deutſchland noch ernftlih die Frage erörtert wurbe, ob 
der Staat die Fabriken überhaupt zulaffen, wenigftens, ob er fie befördern folle; 
muß doch noch Rau in feiner Voltswirthfchaftspolitit (Ausgabe von 1844) vie 
Zuläßigkeit der Fabriten dem Holzmangel gegenüber in Schuß nehmen. Die 
Frage ift heute ſchon thatſächlich gelöft, da ale Staaten dem Fabrifwefen die ' 
pofitiofte Förderung zu Theil werben laſſen. Der im Fabrikweſen enthaltene un- 
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ermeßliche kulturhiftorifche Wortfchritt ift heute fo Handgreiflih und fo allgemein 
gefühlt, daß es Eulen nad Athen tragen hieße, ihn im beichränften Raume biefes 
Werkes weiter zu verfolgen, als es in der obigen Parallelifirung von Handwerf 
und Fabrikweſen ſchon geſchehen ift. 

Der allgemeine Standpunkt des Staates dem Fabrikweſen gegenüber ergiebt 
ſich aus dem wirthſchaftlichen und geſellſchaftlichen Eigenweſen des fabrikmäßigen 
Erwerbslebens von ſelbſt. Wenn der Staat ſich einerſeits nicht mundtodt machen 
laſſen darf durch ein extremes laissez faire laissez aller, jo muß er eben fo ſehr 
fih zum allgemeinen Grundfag maden, nur nad gemauefter Prüfung und mit 
forgfältigfter Umficht einzugreifen. Wir übergehen dabei alle Anmuthungen focia- 
Hiftifcher Regelung des Fabrikweſens durch den Staat, welde theils durch eine 
falfche Diagnofe ver Uebel der Fabritentwidlung theild dur das föderaliftifche 
ftantähnliche eigene Weſen ber Fabrik angeregt worben find und welde nur ber 
Fabrikperiode des Gewerbslebens gefchichtlih angehören können und wirklich an- 
gehören. Die Idee der atellers nationaux iſt von der Wiflenfchaft und von ber 
Geſchichte fo überwunden, daß wir von demjenigen Standpunkte als dem richtigen 
ausgehen, welcher eine direkte ftaatliche Orbnung ver Fabrikökonomik in allen For- 
men fir verwerflich anfieht. 

Als richtiger Standpunkt des Staates zum Fabrikweſen — ſich einfach 

derjenige der allgemeinen Gewerbebeförderung durch Wegräumung von 
Entwicklungshinderniſſen nad Außen und Innen und durch eine die Selbſtwüchſig- 
keit der Induftrie nirgends ausjchliegende Anregung. Die Aufgabe ver ehemaligen 
Gemwerbeveputationen und Kommerzkollegien, vie fich heute als „Eentralftellen für 
Gewerbe und Handel” an die Spite der Handels- und Gewerbefammern ftellen, ift 
nit mehr die quälerifche Einhaltung von Zunftregeln, ver Entſcheid von Meifter- 
rechts⸗ und Prüfungsftreitigfeiten u. f. w., fondern der viel weitere und fruchtbarere 
Geſichtspunkt der gewerblihen Bildung der Jugend, der Anregung durch Induftrie- 
ansftellungen, ftänbige Mufterlager, der Begutachtung von allgemeinen Fragen 
der nationalen und internationalen Gewerbsbeförderung. Der Staat hat überall 
nur im, Allgemeinen befördernd und orbnend (Fabrikrollen, Fabrikſchiedsgerichte, 
conseils de prudhommes u. f. w.) einzugreifen und bie befonderen Einmifchungen 
in die Einzelnheiten des Fabrikweſens als Ausnahme zu betrachten. Es ift denn 
auch eine häufig fogar in die Definition des Fabrikweſens aufgenommene Eigen- 
thiümlichfeit feiner Behantlung durd die Staatsverwaltung gewefen, daß vie let- 
tere, welche das Handwerk fo fehr unter kleinliche Vormundſchaft genommen hat, 
das Fabrifwefen von Anfang freier fich bewegen ließ. Der befte Wille vormund- 
ſchaftlicher Behandlung fheitert an der Nichtregierbarkeit der internationalen Er- 
werbsorbnung, auf welder das Fabrifwefen ruht, an der Vielgeftaltigkeit der Bil- 
dungen, welche durch vie Befonverung der gewerblichen Propuftivelemente hervor: 
gerufen ift; wo „Ein Tritt taufend Fäden regt" und dieſe Fäden felbft vom 
Ihärfften Auge nicht überfehen gefchweige beurtheilt und geleitet werben können, 
muß wie bie focialiftiiche jo die bureaufratifh-empirifche Regelung des Fabritwefens 
durch den Staat von jelbft aufhören. Eine große Erwerbspolitik, welche ein 
laissez faire, laissez aller wahrlich nicht ift, hat im Fabrikweſen die kleinliche 
Gewerbspolizei abgelöft. 

Wenn nun aber gleich die ganze Natur des Fabrikweſens die Einzelneingriffe 
des Staates in feine freie Bewegung und Ordnung nur als Ausnahmen zuläßt, 
fo haben wir diefe Ausnahmen, fo weit fie üblich find, als ſolche näher zu er- 
Örtern. Sie laſſen ſich anf einen Logifchen Faden ziehen, wenn wir zumächft zwi⸗ 
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hen Errihtung und Betrieb ver Fabriken als Objeft der Gtaatsein- 
wirfung unterfcheiden : 

1) Was die Errichtung von Fabrifen betrifit, jo pflegt die Gefammtheit 
der Staatseinwirkung dabei in dem Begriff ver Koncefjion zufammengefaßt zu 
werden. Der Begriff ver Fabrikkoneeſſion ift daher ein fehr vieldeutiger und bat 
in verſchiedenen Staaten verfciedenen Inhalt. Es kommt uämlich ganz darauf an, 
von was der Staat feine Konceffion abhängig zu machen pflegt. Schon formell 
läßt ſich unterfcheiven zwifchen Apminiftrativ- und Legalkonceffion, je nachdem 
die Entfheitung dem arbiträren Ermeſſen ver Verwaltungsbehörde anheimgegeben 
ift oder je nachdem fie auf bloßer Kognition über die Erfüllung allgemeingültiger 
gefeglicher Vorſchriften beruht. In den meiſten Staaten ift das legtere Regel ge 
worden, und es läßt fich nicht verfennen, daß die damit verbundene Befeitigung 
aller adminiftrativen Willkür der felbftwüchlig gefunden Entwidlung des Yabrif- 
weſens großes Bedürfniß ift. Ganz abgefehen von heterogenen Eutſcheidungsgründen 
der Ronceffion, welden die gewerbliden Interefien leicht geopfert werben, fo ift 
bei einer Aominiftrativfonceffion Willtür, welche dem Anfehen oder der Integrität 
des Deamtenthums ſchadet und die gewerblichen Klaffen verlegt, häufig unvermeid- 
lich. Gleiche Freiheit Aller in der Erwerböbethätigung ift einer tüchtigen Induftrie- 
entwidlung unentbehrlich. Dies hat ehedem fehr gefehlt. Die Anfänge des eigent- 
lichen Fabrikweſens fallen faft überall mit Fabrikationsprivilegien zufammen. Wir 
fünnen ganz unentſchieden laffen, ob vie hiſtoriſche Thatſache, daß die Wiege der 
Induftrie und des Fabritwefens von wucherndem Privilegienweien aller Art um- 
rankt ift, der Entwidlung der Fabrikation mehr genügt oder mehr gejchabet hat, 
ob die legtere wegen oder trog ber Privilegien groß geworben ift; gewiß ift, daß 
vie heutige Fabrikentwidlung und das heutige Rechtsbewußtfein mit der Privile- 
girung einzelner Betriebe und der Abhängigkeit des Gewerbebetriebs von admini- 
ftrativem Wobibelieben kaum vereinbar ift. Die Staatöverwaltung wird ſich in ber 
Regel auf die Kognition ver Erfüllung der allgemeinen gefeglihen Vorſchriften zurüd- 
ziehen und felbft diefe wenigftens in erfter Inftanz Standesorganen (Öewerbelam- 
mern, Gewerbe: und Hanvelsgerichten) überlaffen, will fie ihrem fitilichen Auſehen, ver 
natürlichen ftatt künftlichen Fabrikblüthe und dem Interefje der Konfumenten, welches 
durch Konkurrenz wahrgenommen wird, dienen, Materiell kann die Konceſſion, 
berube fie auf unbefchränttem Ermeſſen ver VBerwaltungsbehörde oder auf Hanb- 
babung beſtimmter gefegliher Normen, durch jehr verſchiedenartige Rückſichten be— 
ſtimmt ſein. Das abſolut Verfehlte wird in dieſer Beziehung nur dies ſein, alle 
Fabriken gleichmäßig unter Einen Hut bringen zu wollen. Die Rückſichten einer 
vernünftigen Aedilität (Baupolizei aus ven Rückſichten ver Feuersgefahr, der Ge— 
ſundheit und Sicherheit ver Arbeiter u. ſ. w.), der Rechtspolizei, des Privatredts- 
ſchutzes, der Flußpolizei, der öffentlichen Geſundheit, der öffentlihen Ruhe, ver 
(wirklich oder eingebildet bedrohten) Staatsſicherheit müſſen die Staatseinwirkung 
bei Errichtung der Fabriken mannigfady verſchieden bejtimmen unb verſchiedene 
Arten von Fabrifen werden daher verſchieden zu behandeln fein, die einen können 
mehr oder weniger frei zugelaffen werben, über die andern hat jelbft eine materielle 
Kognition Statt zu finden (fog. Konceffionsgewerbe, als da find: Mühlen, Pul- 
vermühlen, lärmende und [uftverderbende Gewerbe, welch’ letteren die Hohe Staats: 
polizei auch Drudereien etwas uneigentlic beigefellt hat u. ſ. w.), Was bie In- 
tereflen der Feuerſicherheit, der Straßenordnung, der Nachbarruhe, des Kirchen- 
frievens u. ſ. w. betrifft, fo fann ver Staat viele Konflikte einfach dadurch löſen, 
daß er der Bildung von Yabrikquartieren Vorſchub leiftet, womit er nur 





einem in der Entwidlung des Fabrikweſens ohnehin ſich geltend machenden Triebe 
entgegen kommt. Bei der Anfievlung in befonderen Fabrikquartieren fallen eine 
Maſſe von Intereffenkollifionen von felbft weg und wenige gefeglihe Beftim- 
mungen reihen bin, die noch übrigen ftreitenden Rüdfichten 3. B. in auf 
Feuer⸗ und Straßenpolizei, zu befriedigen und zu verfühnen. Einzelne Fab 
werben allerdings immer noch übrig fein, bei welchen in jevem gegebenen Falle 
befondere Umftände zu berüdfichtigen find, fie werben daher einer mehr oder 
arbiträren Mominiftratiofonceffion vorzubehalten fein. Die Art ver Geltend- 
machung ber mancderlei bei Fabrikenerrihtung wahrzunehmenden Intereffen ift 
in verfhiedenen Staaten eine verſchiedene. England, welches überhaupt für vie 
Regel keine ftantspolizeilihe Einwirkung bei Fabrikerrichtung kennt, überläßt felbft 
den Schuß der Nachbarrechte der freien civilrechtlihen Verfolgung der ſich verlegt 
Glaubenden. In den Ländern ftaatspolizeiliher Bethätigung herrſcht gewöhnlich ein 
öffentliches Provofationsverfahren und es hat fich daffelbe, fo viel wir bei Gad- 
verftändigen erheben fonnten, zur rechtzeitigen Geltendmachung berechtigter Nach 
barinterefien wie zur Abſchneidung chikanöſer Nahbarprocefje fehr wohlthätig und - 
wirffam erwieſen, namentli” wo ven abminiftrativen Konceſſionsentſcheidungen 
unter oder ohne Kautionsleiftung vorläufige Kraft bis zum richterlihen Austrag 
eingeräumt ift. 2) 

Einem befonderen Maß ftaatliher Einwirkung find ganz allgemein, meil nicht 
mit Rüdfiht auf ihren tehnifhen Fabrifationszwed, fondern wegen ihrer 
thümlichen ökonomiſchen Gliederung die Altienfabrifen, zum minveften bei 
Gründung wenn auch nicht bei ihrem fortlaufenden Betriebe unterworfen worben. 
Ihnen gegenüber nimmt oft der Staat wirflih oder blos täufchendem Anſcheine 
nad nicht blos die Rechtmäßigkeit, ſendern aud die befondere wirthſchafiliche 
Zwedmäßigkeit des zu gründenden Fabrikbetriebs zur Grundlage feiner Konceffions- 
enticheidung. Ift dies fo allgemein gerechtfertigt und woher kommt es? Mit biefer 
Frage greifen wir in eine an ber Berathung des deutſchen Handelsgeſetzbuches 
entzündete beige Streitfrage der Zeit hinein, welde umfänglicher im vollswirth- 
fhaftlihen Theile des Artikels „Anonyme Geſellſchaft“ zu erörtern ift. Die Aktien- 
fabrifen werden zu ausnahmsweifer ftaatliher Einflugnahme bei ihrer Gründung 
und ihrem Betrieb empfohlen: 1) wegen ihrer angeblichen den Einfluß der Staats» 
gewalt und die Eriftenz des Invividualerwerbs bedrohenden übermächtigen Stellung, 
2) wegen der Schwindeleien bei ihrer Gründung und Verwaltung. Halten viefe 
Behauptungen fo allgemein hingeftellt vie Probe ver Erfahrung und einer unbe- 
fangenen volfswirthihaftlihen Grörterung aus? Die Erfahrung hat immer, und 
niemals jo deutlich, als in der Periode volkswirthſchaftlichen Auffhwungs, welche 
jeit 1850 datirt, bewiefen, daß bie rüfung der Aftienfabriten auf ihre „Soli- 
bität“, ihre „volkswirthſchaftliche Zwedmäßigkeit“ vom Staate mit Sicherheit nicht 
angeftellt werden faun. Ja die vorgängige Kognition des Staates über bie zu 
gründenden Aftienbetriebe hat den Aktien Kredit und leihten Kurs ge— 
geben wie ver Stempel den Münzen, hat die einzige wirffame Prüfung, na- 
mentlid die des ſich betheiligenden Publikums, die diligentia in rebus suis ein- 
geihläfert, das Auge der individuellen gefhäftlihen Vorficht geblendet, faktiſch dem 
Schwindel Vorſchub geleiftet und das Publitum in das hineingeführt, was ihm 


2) Falſch ift es dagegen, wenn die Frage den Vermaltungsbehörden zur definitiven Beſchei⸗ 
dung mit Ausfchluß des Hechtöiweges überlaffen wird. 
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die Staatsfürforge erfparen follte, in Schaben. Eine genaue nationaldtonomifche 
Prüfung erweift auch die angebliche Thatfache als irrig, ald fei durch Entwidlung 
des Altienweiens das Privatgewerbe, vie individuale durch die föderale Wirth- 
Ihaftsform mit Vernichtung bedroht. Die Aktiengefellihaft hat ihre großen Vor— 
züge und kann Bieles leiften, was der Inbividmalbetrieb nicht vermag, aber ver 
legtere hat jeinerfeits feine eigenthümlichen Borzüge, und fo wenig das Fabril— 
weſen im Allgemeinen vie Heinen Gewerbsbetriebe vernichtet, vielmehr vermehrt 
bat, eben jo wenig verfhlingen, fondern bebingen vielmehr die großen Altien- 
betriebe die individuellen Habrikbetriebe. Es ift alfo weder dazu allgemeiner Grund 
vorhanden, bei Gründung und Berwaltung der Aktiengefellihaft vie gefchäftliche 
Borfiht der Privaten durch die Garantie illuforifcher Staatsaufficht zu erfegen, 
noch dazu, das Privatgewerbe gegen bie angeblihe Bedrohung des füreralen 
Altiengewerbes mehr in Schuß zu nehmen, als ehedem den handwerklichen Klein: 
betrieb gegen ven fabritmäßigen Privatbetrieb. Eine Bedrohung des Staatseinflufles 
ſelbſt durch wirthichaftliche Uebermacht der Aftienfabriten findet bei der heutigen 
Entwidlung der Konkurrenz niht Statt. Wenn es ſonach ſchon an zutreffenden 
allgemeinen Gründen zu vorzugsweifer Bevormundung der Aktienbetriebe dem 
Staate mangelt, fo fehlt es ihm noch viel mehr an der Fähigkeit, denn es find 
meiftens in ihrer Art befondvere, ja fogar neue fhwer nad vorhandener Erfahrung 
zu beurtbeilende Unternehmungen, die der Stagt vor fi hat. Die Beurtheilung 
des Staates ift daher entweder oberflählih und mild und dann überflüffig, oder 
zu ängfllih und dann hemmt fie die inpuftrielle Entwidlung und lenkt fie nad 
den Ländern freierer Behandlung ab, die goldene Mitte aber ift kaum einzuhalten. 
Der Staat wird daher am Beften auch die Aktienfabrifen wie die Yabrifen im 
Allgemeinen behandeln und ihre eigenthümliche, d. h. föderale Gliederung infoweit 
durch ſolche befondere und zwar gefetliche Vorfchriften berüdfichtigen, melde vie 
regelmäßige Kenntnignahme und Wachſamkeit der Aktionäre über den Stand bes 
Gefchäftes befördern und erleichtern. Wo bei der Gründung von Fabriten im All- 
gemeinen befondere abminiftrative Einwirkung ausnahmsweife gerechtfertigt ift, mag 
dies dann jelbftverftänplih auch von den Aftienfabriten gelten. Die Streitfrage 
wegen Konceffion der Aktiengefelichaften ift wie viele andere nur deßhalb ſo 
ihwierig, weil man Unzufammengebhöriges vermifcht. Daß der Staat über eine auf 
Altien zu gründende Eifenbahn fi eine ganz aus den Berhältniffen des einzelnen 
Falls zu ſchöpfende Kognition vorbehält, wird vernünftiger Weiſe immer der Fall 
fein, und auch die englifhe Aktiengefeggebung hat dieſen und verwandte Fälle ver 
Kontrole des Board of Trade vorbehalten. Im großen Durchſchnitt aber werben 
gerade Aktienfabrifen unter allen auf Gewim berechneten Aftienvereinen die 
am freieften zu behandelnden fein. Die Schwierigkeit fommt wirklid nur daher, 
daß man die materielle Natur der einzelnen Aftienvereine zu fehr unter bie 
allgemein juriftiihe Form zefangen genommen, daß man nicht nach Arten unter- 
ſchieden bat. 

Das Gleiche, was von ven anonymen Altiengeſellſchaften gejagt ift, iſt von 
den Kommandite-Aftiengejellihaften zu fagen, welche auf dem Kontinent 
buch uniforme Behandlung nah dem juriftiihen Princip des Code du commerce 
vielleiht um foviel zu fehr der Staatseinwirkung entzogen find, als ihr bie ano- 
unmen Geſellſchaften zu allgemein unterliegen. Frankreich hat denn im Jahr 1856 
(Iuli) feine Gefeggebung über Kommanditeaktiengefellfbaften in Ergänzung des 
Code du commerce und bes Gejeges vom 31. März 1833 erweitert, und, ohne 
die Kommanbditeaktiengefellihaft ver Staatsprüfung zu unterwerfen, vermehrte ge- 
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feglidhe (theilweife ſehr zwedmäßige) Beftimmungen getroffen, welche ben Zwed 
haben, durch Hemmung des Spekulationsumlaufes der Aktien ſchon zur Zeit ver 
Gründung, durch Aufftellung eines Ueberwachungsrathes, durch ein georbnetes 
Schätungsverfahren in Betreff des Gerantenbeibringens und durch notarielle Be— 
ftätigung der wirklichen Erfüllung biefer verfchiedenen Garantiefornen das Kapi- 
tal vor Ausbeutung zu ſchützen. 

Am meiften entfpricht die neueſte englifche Geſetzgebung über „Ermwerbs- 
geſellſchaften“ (Art. 19 und 20 Victor. C. 47 vom 14 Juli 1856) dem Stand— 
punkt, welchen wir im vorftehenveu eingenommen haben. Die Grundſätze dieſes Ge- 
fees find : 1) eine abminiftrative Vorprüfung findet in ber Regel nicht Statt; 
denn die Einregiftrirung einer Geſellſchaft, welche die vorgefchriebenen gejeglidhen 
Beftimmungen erfüllt und dies nachweiſt, fann von dem Registrar, weldyer eine 
vein notarielle Stellung eingimmt, nicht verweigert werben. Aber dieſe Bebingungen 
fonftituiren 2) eine Legalkonceffion, welche im Ganzen als ängſtlich bezeichnet 
werden muß. Die Berehtigung eine Erwerbsgeſellſchaft (gefeglid ift Dies jede 
aus mehr ald 20 Perfonen beftehenvde auf Gewinn berechnete Geſellſchaft ohne bie 
juriftifch formelle Unterfcheidung von Kommanbite- und anonymen Aktiengeſellſchaften) 
wird 7 Perfonen als Minimalzahl gegeben. Die rechtsgültige Konftituirung wird 
von der Eintragung ber von dieſen Perfonen errichteten Geſellſchaftsurkunde 
(memorandum of association) in die Regifter des Registrar of Joint Stock 
Companies abhängig gemacht. Diefe behördliche Vormerkung gefchieht nad Prü— 
fung der Erfüllung der gefeglichen Formalien. Die Gefellihaftsurtunde muß ent: - 
halten: Namen, Ort, Zwed, Kapitalbetrag, Zahl und Betrag der Antheile, eine 
Feftfegung darüber, ob beſchränkte oder unbefchränkte Haftbarkeit angenommen 
ift (limited — illimited liability). Zegteres muß auch auf der Firma, in öffent- 
lihen Ankündigungen, auf Effekten, Wechſeln, Dokumenten ꝛc. der Geſellſchaft 
ftetö bezeichnet fein. Zu unterfcheiden von der Geſellſchaftsurkunde ift das Statut, 
für welches ein allgemeines gefeglihes Formular aufgeftellt ift, fofern nicht aus- 
brüdlihe Erweiterungen beliebt und beim Registrar hinterlegt find. Jede jpätere 
Abänderung des Statuts hat turch einen Specialbeſchluß zu gefhehen, welcher nur 
bei Anmefenheit von wenigftens drei Viertheilen der Stimmbefiger in zwei we: 
nigftens einen Monat auseinander liegenden Generalverfammlungen gefaßt werben 
fann und ebenfalls beim Registrar hinterlegt werden muß. Um die unfichere Per- 
ſönlichkeit der Aftiengefellichaften für das Publitum umd vie Theilhaber zu firiven, 
ift das englifhe Gejeg weiter und zum Theil wohl zu weit gegangen durch Ber 
feitigung eigentliher Au porteur-Altien, duch Erſchwerungen der Eeffion u. ſ. w. 
Jede Befigübertragung ift in dem Regifter der Antheilshaber, welches im Bureau 
ber Induftriegefellichaft aufzuliegen hat, einzutragen, jährlich ift eine neue Lifte 
mit Namen und Woreffe ver Theilhaber, Angabe der Kapitalfumme u. ſ. w. aus— 
zufertigen, dem Registrar of J. St. C. zu übergeben und Jedermann ift berechtigt 
gegen Gebühr Einfiht und Abſchrift davon-zu erhalten. Somit find im Allgemeinen 
Atienfabriten gegen Erfüllung viefer zum Theil engherzigen, großentheils aber 
zwedmäßigen Beftimmungen ohne Weiteres ftatthaft, mit Ausnahme der Erwerbs: 
geſellſchaften, welche über ein gewiſſes Maß hinaus Yand erwerben (Eijenbahnen, 
Bergwerke u. f. w.), biefe bevürfen der Genehmigung des Hanvelsamtes (Board of 
Trade). Ein Fünftel der Aktionäre kann vom Handeldamte bie Anoronung einer 
Specialunterfuhung der Gefelfchaftsverhättnifie verlangen, jedoch laufen vie 
Koften nicht auf Gefahr des Handelsamtes. Dieſes Geſetz fihert, unbeſchadet ver 
vernänftigen Ausnahmen, der englijhen Gefellichaftsinduftrie eine gefegliche Baſis 
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ebenfo ftätiger als georbneter Entwidlung. (Näheres, vergl. Shwebemener, 
das Aftiengefellfchaftswefen in England.) 

2) Die Stellung der Stantsgewalt zu dem Fabrikbetrieb. Als allgemeiner 
Grundfag kann auch bier nur die größte Vorficht bei einzelnen Eingriffen empfoh- 
(en werben, da einerjeits wegen der VBerfchlungenheit aller VBerhältniffe des Fabrik: 
weſens ein verhütetes Uebel Leicht zwei andere hervorbrechen läßt und vie Berhält- 
niffe eines Fabrikbetriebes überhaupt ſchwer zu beurtheilen find. In einzelnen 
Fällen jedoch wird es wirklich Pflicht des Staates fein, einzufchreiten. 

Zum Schug höherer fittliher Interefen : Vielfach ift der Staat im Intereffe 
ver Sonntagheiligung eingefhritten dur Berbot der Arbeit am Sonntag, 
durch Verbot lärmender Fabrilation während des Gottesvienftes u. f. w. Der Staat 
wird fi hüten müfjen, dag durch die Wahrnehmung des Sabbathinterefje's nicht, 
wie fo häufig der Fall, tehnifhe und ökonomiſche Lebensvorausfegungen der Fabri— 
fen angegriffen werben, *) Die Rüdficht auf die gottespienftlihe Ruhe der übrigen 
Bevölkerung wird am beften gewahrt werden, wenn man, wie ſchon oben empfohlen, 
das Fabrikweſen in befondere Quartiere zu koncentriren fucht. 

Ein hohes fittlihes Motiv, welchem zu lieb ver Staat überall in den 
Fabrilbetrieb eingegriffen hat, ift das ver Jugenderziebung, die Fürforge für 
die körperliche und fittlichegeiftige Reife der Kinder gegenüber der Fabrifarbeit. In 
Großbritannien wurde zuerft auf Peeld Antrag durch den Parlamentsbeſchluß von 
1802 (42, Geo. III.) für die Gefunpheit der Kinder in den Spinnereien geforgt, 
ſodann buch Alte von 1819, von 1825 (1 u. 2 Geo. IV C. 39, Hobhoufe’s 
Akte) und vom 29. Auguſt 1833 (3 u. 4 William IV, cap 103) gemeinhin 
factory-act genannt, ferner durd ben factory-act von 1844. Anordnungen in 
gleihem Betreff enthält die preufifhe Verordnung vom 6. April 1839 und 
das neuere preußifhe Gejeg vom 16. Mai 1853, die bayrifhe Verorbuung 
vom 15. Januar 1840, franzöfifches Gefeg vom 22. April 1841. Es ift auf 
folgende Geſichtspunkte hauptſächlich zu achten: 1) Kinder unter einem gewiflen 
Alter Dürfen gar nicht gebraucht werden in allen oder gewiſſen Arten von Fab— 
rilen (Seidenfabrifen find in der englifchen Akte von 1833 günftiger behanvelt) : 
Ducpetiaur ſchlägt 10 Jahre vor, Franfreih hat 8, England, Bayern 9, Preußen 
12 Jahre angenommen, Beachtung des Taufſcheines, eines gerichtsärztlichen und 
Sculinjpektionszeugniffes kann dem Fabrikanten vorgefchrieben werben; 2) daß von 
dieſem Zeitpunkt an bis zum durchſchnittlichen Alter voller Arbeitsreife die Kinder 
nur ſchonend, eine .gewiße tägliche Stunvenzahl (in Preußen bis zum 15. Jahre 
6 Stunden), verwendet werden; 3) daß ihnen ver Befud der Schule geftattet 
werden muß. In Deutfchland ift Hiefür nad dem Standpunkt feines Schulwefens 
wohl überall ausgiebige Fürſorge getroffen, in England hat vas Gefeg von 
1843 (Örahams Bill) zuerft für den Schulbeſuch der Fabriffinder Fürforge ge- 
troffen; 4) daß bie Arbeitsräume der Fabriken gehörig gelüftet, gereinigt, daß 
in chemiſchen Fabriken die gejundheitsgefährlihen Stoffe, namentlich Gafe, ſchnell 
befeitigt und gebunden werden, was ohnehin das Intereffe aller Arbeiter fordert. 
England bat befondere Ueberwadungsbehörven, Factory Inspectors, eingefett, 
welde halbjährlich werthvolle Berichte abftatten. Nachweiſe über die Wirkungen 
der Faktoreigefege in England, Frankreich, Preußen lauten fehr günſtig: die Ar— 


*) ©. über dieſe wichtige Frage, deren Löſung wohl am Sicherſten durch internetionale 
Verabredungen zu — * den Art. — — Anm. d. Red. 
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beitsheren haben ſich darein gefügt. Aus England liegt uns ber Beriht Mr. Hor⸗ 
ners, des Infpektors des Lancafhire Diftrikt, vom 31. Oktober 1850 vor. Darin 
finden ſich folgende Vergleiche über die in Großbritannien 1835 und 1850 beſchäf- 
tigten Faltoreiarbeiter: 
Zahl der 1835: 1850: 
Jünglinge von 13 bis 18 Jahren 47,768 67,864 
Männer über 18 Jahre. . . 82,336 157,866 
Knaben unter 13 Jahren. . . 27,715 21,137 
Frauensperfonen über 13 Jahre. 167,130 329,577 
Mädchen unter 13 Jahren . . 28,378 19,638 


353,327 596,082 

Schlagender und erfreuliher könnten biefe officiellen Zahlen nicht fein. Die 
Kinderarbeit ift, wie aus den Faftoreiberichten hervorgeht, hauptſächlich durch Ber- 
befferung und Bermehrung der Mafchinen erfet werben. ) Daß der vermehrte 
Gebrauch verbefferter Mafchinen reine Folge ver Faktoreigefetse gewefen, wird ſich 
natürlih um fo weniger behaupten laffen, als im fraglichen Zeitraum das Ma- 
ſchinenweſen aud außerhalb der Faktoreiinduftrieen (Baummwoll-, Flachs-, Woll-, 
Seidenfabriken zc.) überall eine ähnliche intenfive Steigerung erfahren hat. Es 
erhellt aber daraus, daß die Befeitigung unreifer Kinderarbeit ohne Nachtheil für 
das Fabrifwefen ftattgefunden hat und der Erfag durd vermehrte und verbeſſerte 
Maſchinen nit nur nicht von einer Verminderung der Arbeiterzahl im Allgemeinen, 
fondern von einer Berbopplung fpeciell der reifen Arbeiter begleitet geweſen ift, 
und im Zufammenhang damit fteht die fehr beträchtliche Steigerung der Arbeits- 
löhne, welche im Zeitraum feit 1835 ganz unverfennbar im Gefolge der vermehr- 
ten Mafchinenarbeit gemwefen ift. Die völlige Befeltigung der Verwendung un- 
reifer Arbeitskräfte läßt ſich natürlid nur allmählig von fortfchreitender fittlicher 
und intellettneller Bildung der Fabrifheren und der Arbeitereltern erwarten. Bis 
jest ift vie Gewiffenlofigfeit der Iegtern fo groß, daß der Staat um fo unbevenf- 
licher einzugreifen bat, als diefer Eingriff erfahrungsmäßig nicht nur nicht fchadet, 
fondern daranf hinwirkt, auf die Dauer einen kräftigen Arbeiterftamm zu erhalten 
und dadurch die zufünftige Kraft des Fabrikweſens zu verbürgen. 

Es dürfte, um den Mißbrauch der Kinder bei dem Fabrikweſen zu verhin- 
dern, hauptſächlich darauf anfommen, biejenigen Produktionen genauer überwachen 
zu laffen (am beften durch das in England bewährte und aud für bie Inpuftrie- 
ftatiftit und für die Zmede der dem neueren Wirthfchaftsleben fo nöthigen Deffent- 
lichkeit nützliche Inftitut der Fabrikinſpektoren), bei welchen die Kinderarbeit in 
größerem Mafe ftattfindet. Die Ueberwachung hätte ſich natürlich auf die Kognition 
der Erfüllung der gefetlichen Vorſchriften zu befchränten. Nach einem vortrefflichen 








3) Die Zabl der mechanifchen Webftühle (power loom) bat ſich im vereinigten Königreich 
von 1835 bis 1850 von 115,782 auf 298,906 vermehrt! Diefe Ziffern mit den obigen kombinirt 
geben —— bemerft eine der beſten ſtatiſtiſchen Antworten auf die unbewieſene Anklage, daß 
die Mafchine den Arbeitern das Brod fehmälere. Während die Mafchinen an Zahl und Kraft fi 
mebr als verdoppelten, baben fih nahezu gr die Arbeiter verdoppelt und dieſe baben dabei 
ftatiftifch nachweisbar den Lohn fleigen ſehen. Gegenwärtig beforgt in den fchottifchen Spinnereien 
ein Mann 1500 bis 2000 Epindeln und erhält 35 Sbill. Wochenlobn, in andern Betrieben mit 
fehlechteren Mafchinen nur 800 Spindeln mit 20 Shill. Wochenlohn, vor 35 Jahren nur 150 
feine Spindeln bei 12 Shi. Wochenlohn. (Tooke, History of Prices, Vol. VI.) Solche That: 
ſachen fprechen Marer ald Dutzende philantropiſche Alaglieder über den Einfluß der Mafchine auf 
die Arbeiteregiftenz. 
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Bortrage des Direftors des preußiſchen ftatiftifchen Bureaus Dieterici an die Ber- 
liner Alademie 1856 (welcher eime ftatiftifche Apologie der Induſtrie gegen bie 
verfchiedenen ihr gemachten Borwürfe enthält) waren nad den Aufnahmen von 
1852 im preußifhen Staat bei den metalliihen Yabrifationen meift nur 1/, bis 
2 pEt. der Arbeiter Kinder, nur bei Stahlwaaren- und Nähnadelnerzeugung 15 
bis 20 pEt.; bei Woll- und Flachsſpinnerei 5 bis 8, bei Baummollengarn 15, 
bei feidenen Zeugen waren e8 17, bei Wollgeweben 8, Baummwollgeweben 10, bei 
Tabats- und Zigarrenfabrifation 11, fonft hauptfählid 1 bis 2 p&t. Der Staat 
bat alfo nur diejenigen Fabrikationen ſchärfer beobachten zu laſſen, in welchen viel 
Kinderarbeit verwendet wird. 

Es ift aud für erwachſene Arbeiter eine gefeglihe Beftimmung ver Fabrik: 
ftunden vorgejchlagen worven, Die ftörenden Wirkungen einer ſolchen Mafregel 
überwiegen aber fiherlid die denkbaren Vortheile. Die augenblidlihe Konjunktur 
fpielt im Gejchäftsleben eine wachſende Rolle, ver Fabrikherr muß fie benügen 
fünnen, dem Berbienft ver Arbeiter hilft fie und vedt die Ausfälle ungünftiger 
Zeiten; der Zinfenverluft in manden Betrieben würde zu groß. Merkwürdige Er- 
fahrungen der jüngften Zeit (1850 bis 1856), welde fid gerade durch einen 
alljeitigen Arbeitermangel darakterifirte; ſcheinen zu beweifen, daß trogbem eine 
Abkürzung übertriebener Arbeitsvauer mit der wachſenden Intenfivität der Arbeit und 
mit der beſſeren Bezahlung ver Arbeiter Hand in Hand geht. Nach den von New- 
mard (in Tooke, History of Prices VI. Vol.) mitgetheilten Erhebungen haben 
ſich 1851 bis 1857 die Wrbeitslöhne in England im Durchſchnitt um 15 bis 
20 pCt. gefteigert, während ſich die Arbeitsftundenzahl von 70 auf 60 Stunden 
per Woche in faft allen Gewerben verminderte. 

Der Staat ift im Interefje der Arbeiter noch außerdem vielfach zum Ein- 
greifen in die ötonomifhen Berhältniffe des Yabrifbetriebs aufgefordert worden. 
68 wurden fogar in polizeiwiſſenſchaftlichen Lehrgebäuden Mafregeln empfohlen, 
um eine Theilnahme. der Arbeiter am Fabrikgewinn durch geſetzliche Anordnungen 
zu vealifiven. Die Negierungen haben jedoch dieſe focialiftiiche Klippe mit Recht 
jtreng vermieden, felbft *) in der philantropiſch unſchuldigen Geftalt, die Fabrilkherrn 
zu regelmäßigen Beiträgen für Alters-, Krankheit und andere Unterftügungszwerte 
geieglich zu veranlafien. Die Erfahrung hat diefe Politik vollftändig gerechtfertigt. 
Während gefegliher Zwang der angegebenen Art gewiß viel Störung in die na- 
tionale Fabrikentwicklung gebracht haben würde, iſt in Form von Prämienreferven 
für bleibende Arbeiter, in Form von freiwilligen Beiträgen für die Arbeiterfaffen, 
in Form der Fürſorge für mwohlfeile und gute Berköftigung und Belleivung von 
ven Fabrifanten mehr geleiftet werben, als ſich durch Geſetz hätte erzwingen laſſen. 
Diefe freie Bethätigung der Fabrikherrn entfpringt der jet immer weiter ſich ver- 
breitenden Erfahrung und Ueberzeugung, daß theurere, ein höheres materielles und 
intelleftwellsfittliches Bedürfnißmaß kennende Arbeiter felbft privatwirthichaftlich vor- 
theilhafter find, als armfelige, wohlfeile Löhner. Nichts ift in ver Lektüre ver neneften 
englifhen voltswirtbichaftlichen Literatur fo wohlthuend als dieſer Sag, welcher 
übrigens nur als eine bejondere Erfheinung der lange feftftehenden Erfahrung, 
daß Sklavenarbeit weniger vortheilbaft als freie Arbeit fei, betrachtet zu werben 
braudt. Der Staat kann indefien durch öffentliche Auszeichnungen der — wenn 


‚*) Anm. d. Red. Doch nicht immer, wie z. B. neuerliche Anordnungen in Babern be: 
weiien, Vgl. übrigens Bd. 1. 5. 405. 
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auch im beften eigenen Intereffie — dem Wohl ihrer Arbeiter hingegebenen Fab⸗ 
rifheren die bezeichnte freie Entwidlung fördern. 

An die Fabrifen ſchließt fich gerne eine ihren Arbeitsförper mehr oder we— 
niger zwangsweife erfaffende Naturalauslohnung dur Abzüge für ven ge: 
meinfam gedeckten Tifh, die gemeinfame Bekleidung u. f. w. an. Diefe Natural- 
auslohnung fann zu mißbräuchlicher Ausbeutung der Arbeiter nach der konſumtiven 
Seite ihres wirtbfchaftlihen Lebens führen, und dieſe Ausbeutung — unter 
dem Namen Truck System bekannt — ift mit Recht gebrandmarkt worden. 
Dod wird auch bier eine empirifche direfte Einmiſchung des Staates nur in fel- 
tenen Ausnahmsfällen räthlih und von Erfolg fein. Die völlige Befeitigung ber 
Mitwirkung der Fabrik zu gemeinfamer Befriedigung der Konfumtionsbebärfnifle 
der Arbeiter ift um deßwillen unthunlich, weil dadurch mit ven möglichen Miß— 
bräuchen die größten wirklichen Vortheile für die Arbeiter erftidt werben würden. 
Man kann es aud mit Berrievigung fagen, daß das fortfchreitende ſittliche Be— 
wußtfein und deſſen Stimme, vie äffentlihe Meinung, daß der fteigende Bedarf 
an Arbeitern und die damit verbundene Werthſchätzung der lettern, daß die Kon- 
furrenz auf dem Arbeitsmarkt jene Mißbräuche fehr verringert haben. 

Eine befondere Beiprehung erforvert das Verhalten des Staates zu ben 
Urbeitseinftellungen (strikes). In den Gewerbeorpnungen verfdhiedener deutſcher 
Staaten wird jede Verabredung der Arbeiter zur Arbeitseinftelung in der Abficht, 
eine Tohnerhöhung dadurd herbeizuführen, mit Polizeiftrafen belegt. Dies ift eine 
unbillige, unfreie Behanplung der Arbeiter zum Vortheil der Arbeitsherren, welchen 
die Verabredung zur Lohnerniedrigung mit gleichem Rechte oder Unrechte verwehrt 
werden müßte. Allerdings haben maffenhafte Arbeitseinftellungen vie öffentliche 
Ruhe oftmals geftört, im Anfang des vorigen Jahrhunderts haben die Augsburger 
Schuhknechte fogar Kaifer und Neih in Alların geſetzt. Dadurch iſt aber nur ge 
boten, daß die Polizei die geeigneten Maßregeln zur Erhaltung der Ruhe ergreife. 
Sie braucht fi dabei nicht fo paſſiv zu verhalten, wie es in England, dem Haffi- 
ſchen Lande der die feiernden Arbeiter nad Zehntaufenden zählenden strikes, der Fall 
ift; fie fann Zufammentreten zu größeren Rotten u. ſ. w. vermehren, überhaupt 
fehr thätig fein, ehe e8 zu fürmlichem Bruch des Rechtes und der Ordnung fommt, 
aber e8 ift eine unbillige Beſchränkung ver Freiheit des Arbeiters, wenn ganz im 
Allgemeinen die Verabredung zur Arbeitseinftellung zum Zwed ver Lohnerhöhung 
polizeilich beftraft wird. Selbft die Erfahrung, daß die Arbeitseinftellungen meift 
zum Scaben ver Arbeiter ausſchlagen, rechtfertigt foldden die wirthſchaftliche Frei 
beit ver Arbeiter antaftenden polizeilichen Eingriff nicht. 

Wie ver Lohnzwang, fo ift in verfchievenen Formen Arbeitszwang gegen 
die Arbeiter vom Staat in Anfprud genommen worden, binfichtlih der blauen 
Montage und aller plöglichen Arbeitsunterlaffungen. Der Staat wird foweit nicht 
pofitive polizeiliche Uebertretungen konfurriren, gegen die Arbeiter nur dann einfchrei- 
ten, wenn fie durd ihr unvegelmäßiges Feiern den Arbeitsvertrag verlegen. Durch 
Feftfegungen in biefem können ſich die Arbeitsherrn alle billige Hülfe verfchaffen. 

Das Intereffe der Konfumenten gegen Verabredungen der Fabrikanten 
über Preife kann der Staat ebenfalls nur auf indireftem Wege wahrnehmen. Das 
bauptfächlichfte indirekte Mittel ift Stärkung der Konkurrenz durch mehr oder wer 
niger ungehemmte Zulaffung des Auslandes zu berfelben. Die Preiskoalitionen der 
Vabrifanten find gewöhnlich Kunſtgewächſe der Schußzoll- und Prohibitionslänver. 
Den richtigen Streich dagegen führt die Stantsverwaltung durch einen Federſtrich 
auf dem Zolltarif. 
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In focialpolitifher Beziehung ift über die Stellung der Staatsgewalt 
zum Fabrikweſen das Erforderliche bereits bemerkt, theils in einigen eingeftreuten 
Bemerkungen im erften Theil diefes Artikels, theils in den Artikeln „Arbeitende 
Klaſſen“ und „Aſſociation“. Wir fliegen uns, was namentlih die Behandlung 
ver Affociation betrifft, ganz den in den legtgenannten Artiteln enthaltenen Aus- 
führungen über die eingebildeten Gefahren des angeblihen Maſſenbewußtſeins ver 
Fabritarbeiter an und fünnen nit genug eine zutrauensvolle Behandlung des 
Afociationsweiens durd den Staat empfehlen; denn die Afjociation ift das ver 
Fabrilgeſellſchaft adäquate Element focialer Verknüpfung, das zeitgemäße Gegen— 
gewicht der vielbeflagten, zum Theil freilich eingebilveten focialen Auflöfung der 
Gegenwart, wie wir weiter oben ausgeführt. Nur darauf mag es uns geftattet 
jein, bier noch hinzuweiſen, daß die Affociation mit der ihr eigenthümlichen Scho— 
nung ber Individualität, mit ihrer (dem Wefen der Fabrikation analogen) Indivi— 
vualifirung des Zweds, mit der unendlichen Verwachſenheit der einzelnen Vereine 
in einander politiih und ſocial weder die Macht noch den Antrieb zu jener gefähr- 
lihen Aktion fürs Klaffenintereffe hat, wie chevem die Zunft. Die lettere mit ihrer 
die Freiheit des Individuums verfhlingenden, eine vielfeitigere gefellihaftliche Ver- 
flechtung verhindernden Geſchloſſenheit konnte die Straßen der Reichsſtädte blutig 
färben und in ihrer fpäteren Entwidlung in eine ververblihe Privilegienfucht, in 
verfnöcertes Klafienbewuhtfein ausarten. Die Afiociation trägt verfühnende nad) 
allen Seiten verlnüpfende Kraft in ſich. Die polizeilihe Beengung des Affociations- 
geiftes, nicht diefer letztere ift deſtruktiv für die naturgemäße Ordnung der Fabrik— 
gefellichaft. 

Literatur. Rau, Boltswirtbihaftspolitit; Huber in den Artikeln Arbei- 
tende Klaffen und Affociation, Band I diefes Werkes, und die dafelbft angeführte 
Yiteratur; Kleinfhrod, Großbritanniſche Gefeßgebung; L. Horner, On the 
employment of children in factories and other works London 1841; Duc- 
petiaux, de la condition physique et morale de jeunes ouvriers; Tooke 
history of Prices Bd. VI, Beilage VIN. Schärfe. 
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Der Ausdruck Familie wird in verſchiedenem Sinne gebraucht. Als Familie 
bezeichnen wir die Gemeinſchaft, welche die Ehegatten unter ſich und mit ihren 
Kindern verbindet. Familie heißt uns aber auch jene weitere Verbindung, in 
welcher der Hausvater zu der Geſammtheit der ihm untergeordneten Hausgenoſſen 
ſteht, und in dieſem Sinne umfaßt die Bezeichnung außer Weib und Kind auch 
noch die ſämmtlichen gebröveten Diener des Haufes und alle andern in den häus— 
lihen Berband aufgenommenen Perfonen. Endlich nennen wir Yamilie auch wohl 
den ganzen Kreis aller dur das Band der gemeinfanen Abftammung zufammen- 
gehaltenen Perſonen, allenfalls mit vorzugsweiler Betonung des Mannsftammes, 
und in biefer Bedeutung umfaßt der Ausorud demnach einerfeits nicht alle die— 
jenigen Glieder, welde zur Yamilie in jenem erften und zweiten Sinne gehören, 
andererfeits aber greift derfelbe auch wieder fehr erheblich über jene beiden Per- 
fonenfreife hinaus, Dabei pflegt uns jene erfte Bedeutung des Wortes als bie 
eigentliche und fpecififch-technifche zu gelten, die zweite umd dritte dagegen als eine 
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ungenauere und erft abgeleitete; nur mit dem Worte in jenem erſten Verſtande 
haben wir es denn aud hier zu thun, zn Ar 
In einem früheren Artitel wurbe bereits auseinandergefegt, daß die Ehe in 
fetter Inftanz durch die Naturorbnung bedingt fei, melde den Gegenſatz ber 
Geſchlechter durch deren fi ergänzende Bereinigung überwunden wiffen will, und 
zu diefem Ende ven Trieb nad geſchlechtlicher Gemeinfhaft dem Menfchen einge- 
pflanzt hat, an welchen zugleih vie Yorterhaltung der Gattung geknüpft ift. 
(S. 203 vdiefes Bandes). In gleicher Weife liegt aber aud dem elterlichen und 
Kindſchaftsverhältniſſe das natürliche Bedürfniß der Erziehung der heranwachſenden 
Generationen durd die herangewachjenen zu Grunde, und audy nad dieſer Seite 
bin bat die Natur durd das mit der Blutsgemeinfchaft verbundene Gefühl der 
Zufammengehörigfeit für. die entſprechende Hülfe geforgt. Eine natürlihe Grundlage 
befigt demnad die Familie nad den beiden in ihr enthaltenen Richtungen bin; 
und darin, daß die gefhlechtlihe Vereinigung, auf welder die Ehe fußt, zugleich 
die nothwendige Vorausfegung jener Gemeinfhaft des Blutes ift, welcher das 
elterlihe VBerhältniß fein Dafein verdankt, ift auch bereits die Einheit der Familie 
troß ihrer Spaltung gefegt. Mit fittlihem Inhalte muß aber jene natürliche 
Gemeinſchaft erfüllt, in rechtliche Form muß fie gebracht werben, wenn den höheren 
Bedürfniſſen der menſchlichen Gefellihaft Genüge gejhehen fol, und zumal vie 
Art und Weife, in welder das gefchlechtliche Verhältnig des Mannes zum Weibe 
geordnet wire, ift von entſcheidender Bedeutung für die Geftaltung und den Werth 
des gefammten Familienlebens. Mit Recht wurde demnach bereit8 anderwärts bie- 
Ehe als die „Grund- und Gentralinftitution der Familie“ bezeichnet, und mit 
nicht minderem Recht die Ueberzeugung ausgefprodhen, daß „bie Gefittung und der 
gefunde Zuftand der Familie” wefentlih durd ven monogamiſchen Charakter jener 
bedingt fei (S. 203 und 215 oben). In der That ift mur auf der Grundlage 
der Ehe eine rechtliche und fittlihe Orbnung des Yamilienverbandes überhaupt 
möglih, und eine höhere Stufe feiner Ausbildung kann nur unter der Boraus- 
fegung der Monogamie erreicht werden. Selbft diejenigen Rechte, welche wie z. B. 
das ältere deutſche, auch den Konkubinentindern eine beftimmte Stellung zu ber 
Familie ihres Baters anweifen, bilden von diefem Sage nur eine ſcheinbare Aus- 
nahme; fie laffen jederzeit die unächten Kinder den ächtgeborenen nachſtehen, oder 
doch in Rechten wie Pflichten nur zu fehr erheblich ungleihen Theilen mit ihnen 
fonturriren, und überdies folgt in ihnen bie rechtliche Behandlung der unehelichen 
Geburt lediglich dem bereits vorher feftgeftellten Mufter der ehelichen. — Aber 
auch in ihrer rechtlichen und fittlihen Ausprägung berührt fi wieder viefelbe 
Örundeinheit der Familie unbefchabet ver Divergenz ihrer beiden Beftandtheile. 
Die häusliche Gemeinfhaft unter den Ehegatten ift eine notwendige Folge jenes 
consortium omnis vite, jener individua vite consuetudo, worin bereits die Römer 
mit gefunder Erkenntniß das Weſen der Ehe fegen; nicht minder nothwendig iſt 
aber dafjelbe häusliche Zufammenleben für Eltern und Kinder, wenn dem Be 
dürfniſſe der letzteren nad Unterhalt und Erziehung, weldem jene erfteren ja 
gerade berufen find abzubelfen, in entfprechender Weife genügt werben foll; in ber 
gemeinfamen Häuslichkeit ift fomit bereits ein zweites Moment gegeben, welches 
die Einheit der Familie trog aller Berfchievenheit der beiden Berhältniffe wahrt, 
aus welden fich diefelbe zufammenfegt. Die Natur der Sache bringt ferner mit 
fih, daß wie das Weib dem Manne, fo aud die Kinder den Eltern, und ins— 
befondere dem Bater gegenüber vorwiegend der empfangende, untergeorbnete, 
beherrſchte Theil find, wenn auch diefe ihre Abhängigfeit um ihres eigenen Beften 
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willen begründet und geltend zu machen ift; feine herrichaftliche, nicht genoffen- 
ſchaftliche Struktur hat fomit das eheliche Verhältniß mit dem kindlichen und elter- 
lichen wiederum gemein, und "bier wie dort ift es überdies dieſelbe Perſon, in 
deren Hand Recht und Pflicht der Herrſchaft ſich vereinigt. 

Ueber diefen gemeinfamen Grundzügen dürfen aber freilich vie jehr erheblichen 
Berfchiedenheiten nicht überſehen werben, welche zwiſchen ven beiden Hälften der 
Familienverbindung von Natur aus beftehen, und demnach auch in der fittlichen 
wie rechtlichen Geftaltung verfelben fich immerhin in mehr oder minder erheblichem 
Mafe geltend machen müſſen. Schon binfihtlih ihrer Begründung unterfcheiden 
fi beide Arten der Familiengemeinſchaft. Die Ehe. entfteht durch einen freien 
Willensatt zwiihen Mann und Weib; dagegen wird das elterlihe und Kindes- 
verhältnig durch die ehelihe Zeugung und Geburt mit Nothwendigkeit begründet, 
und es ift eine bloße Abnormität, wenn 3. B. das Recht unferes germanifchen 
Heidenthums einen befondern Akt ver feierlihen Anerkennung fordert, damit dem 
Kinde feine rechtlihe Eriftenz und Stellung gefihert werde. Umgekehrt ift vie Ehe 
wefentlic eine Verbindung für das ganze Leben, und es muß als etwas, wenn 


.auh um der menfhlihen Schwachheit willen nicht abfolut zu Verhinderndes, fo 


doch dem eigentlihen Weſen ver Ehe Zumwiderlaufendes betrachtet werben, wenn 
eine Scheidung verfelben erfolgt ander als durch den Tod; dagegen ift das 
kindliche Verhältniß durch die Natur felbft beftimmt, bei Lebzeiten der Betheiligten 
nicht zwar völlig zu erlöjhen (dem aud die Smancipation des römiſchen Rechts 
ift etwas abnormes), aber doch eine fehr weſentliche Veränderung zu erleiden. Die 
häusliche Gemeinfhaft nämlich, welche der Ehe während ihres ganzen Beftandes 
weſentlich ift, iſt für das elterlihe Verhältnig nur auf fo lange nothwendig, als 
das jugendliche Alter der Defcendenten für diefe die häusliche Fürſorge und Er- 
ziehung nothwendig erjcheinen läßt, wogegen die Natur felbft dazu drängt, daß 
berangewadhjene Kinder aus dem elterlihen Haufe ausjcheiden, um ſich ihren eigenen 
Hausjtand zu begründen; es ijt etwas Umnatürliches, weil das Recht und bie 
Freiheit der felbftftändig gewordenen Individualität Verlegendes, wenn bei mandpen 
orientalifhen, oder wieder bei einzelnen jlavifhen Stämmen trog der Ausbreitung 
der Generationen die Hausgemeinſchaft fih noch fortzuerhalten fucht. Erwachen 
tritt die Frau in die Ehe und ihre perfönlihen VBerhältniffe werden normaler 
Weiſe während deren Dauer fi nicht weſentlich ändern; die Anfprüche, welche fie 
an den Schuß und die Fürforge des Mannes zu machen hat, werden demnach 
von deren Anfang bis zu ihrem Ende principiell diefelben fein; andererſeits aber 
wird die Frau, weil erwachſen, trog aller Unterorbnung unter den Mann doch 
von Anfang an zugleih in gewilfen Sinne deffen Genoffin fein können und follen. 
Auch nach diefer Seite hin geftaltet ſich aber die Sache wefentlic anders bei dem 
Berhältniffe der Eltern zu ihren Kindern; felbft dann, wenn dieſe legteren aus 
dem elterlihen Haufe nicht ausjcheiden, wird doch der Gintritt der Periode ihrer 
Mündigkeit oder Bolljährigfeit in den gegenfeitigen Beziehungen eine erhebliche 
Beränderung begründen, von welcher die Beziehungen ver Ehegatten zu einander 
Nichts willen. 

Theils diefe Buntheit der Oeftaltungen in ihrem Innern, theil$ aber aud bie 
Anlehnung der Familie an andere gleich zu erwähnende Verbindungen bat denn 
aud geradezu zur Folge gehabt, daß ihr Begriff, fo natürlich derſelbe uns erſcheint 
und fo fehr wir geneigt find ihn als einen höchſt urjpringlichen und abjolut 
nothwenbigen zu betrachten, doch recht wohl unter beftimmten Vorausfegungen 
ganz in den Hintergrumd treten und fi verbergen fonnte. Unfer deutſches Bolf 
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3. B., welches doch eim neuerer Scriftfteller über unferen Gegenftand für das 
familienhaftefte erflärt, 1) mußte fogar das Wort aus einer fremben Sprade 
entlehnen, mit welchem es bie Yamilie bezeichnet, und es ift dieſer Mangel eimer 
einheimifchen Bezeihnung feineswegs, wie berfelbe Berfaffer ohne Weiteres annehmen 
will, blos unferer neueren Sprache eigen; er fehrt vielmehr in allen germanifchen 
Mundarten aller Zeiten gleichmäßig wieder, und es läßt ſich überdies nachweiſen, 
daß er keineswegs ein blos zufälliger over bedeutungslofer ift. Uebermächtig treten 
nämlich im älteren deutfchen Rechte zwei der Familie verwandte, aber body von 
ihr wohl zu unterfheidende Begriffe hervor, für veren Bezeichnung es denn aud) 
teineswegs am eigenen Ausprüden fehlt, das Haus und die hausberrlide 
Gewalt auf der einen, die Blutsfreundfhaft aber auf der anderen Geite. 
Der hausherrlihen Gewalt ihres Mannes ift zunächſt die Ehefrau unterthan, 
und ebenfo erftredt fich viefelbe über vie Kinder, infolange fie im der häuslichen 
Gemeinſchaft ihrer Eltern verbleiben; foferne an dem Hausregimente in gewiſſem 
Umfange auch die Hausfrau Antheil nimmt, wird aud ihr den Kindern gegenüber 
an der gleichen Gewalt einiger Antheil zuftehen, und in Verhinderung des Mannes 
ober in Folge feines früheren Todes wird ſich dieſer ihr Antheil fogar beträchtlich. 
ausdehnen. Immer aber erlifht die Gewalt, ſowie die Kinder einen felbftftändigen 
Haushalt fi begründen, und fie fteht andererfeits dem Hausvater nicht nur über 
feine Frau und feine Kinder,‘ fondern ebenfegut auch über feine fämmtlichen übrigen 
Hausgenofien zu, alfo 3. B. über feine Dienftboten, ja felbft über Frembe, foferne 
md folange fie als Gäfte in feinem Haufe wohnen; als eine Familiengewalt im 
engeren Sinne des Wortes kann fie demnach in feiner Weife bezeichnet werben. 
Kraft der Blutsfreundfchaft ferner, welche zwifhen den Eltern und Kindern befteht, 
find unter diefen gegenfeitig alle diejenigen Rechte und Pflichten begründet, welche 
überhaupt die Berwanbtichaft als ſolche den burd fie verbundenen Perſonen auf- 
erlegt und gewährt; der Natur der Sache nad gelten dabei Eltern und Kinder 
ebenfo wie etwa Geſchwiſter unter einander als ganz befonders nahe Verwandte, 
und wo immer ein engerer Kreis von Angehörigen von einem entfernteren umter- 
ſchieden wird, verſteht fih von felbft, daß jene ganz vorzugsweiſe zu dem erfteren 
gezählt werden. Die Rechte dieſer Kategorie bleiben an und für fih von bem 
Ausscheiden des Kindes aus dem elterlihen Haufe unberührt, und ftehen der 
Mutter fo gut wie dem Bater zu; nur eine der hieher gehörigen Befugrtifje macht 
in der legteren Beziehung eine Ausnahme und ift zugleich wejentlih nur vorüber- 
gehender Natur, die VBormundihaft. Die Vormundſchaſt fteht nach Alterem 
deutſchem Rechte dem Manne über feine Frau zu, indem fie ihm bei Eingehung 
der Ehe von deren geborenem VBormunde abgetreten wurde; fie fteht ferner dem 
Bater zu über feine Kinder, folange diefe unmündig find. Mit dem Eintritt aber 
des Mindigfeitstermines wird dieſelbe Knaben gegenüber befeitigt, Mädchen gegen- 
über mwenigftens nad manden Rechten erheblich geſchmälert, und anbererjeits fteht 
fie über Unmündige, feien fie dies nun um ihres Alters oder ihres Geſchlechtes 
willen, auch anderen Verwandten zu, wenn ber Vater verftorben oder zu deren 
Führung unfähig if. Auch die vormundfchaftlide Gewalt, an welcher manche 
Rechte aud die Mutter in beichränktem Umfange theilnehmen laffen, erſcheint 
demnach nicht als eine Konſequenz des elterlichen, fondern weit allgemeiner des 
verwandtfchaftlihen Verhältniſſes Überhaupt, und der in diefem begründeten Ber- 
pflihtung zu gegenfeitiger Treue und Unterftügung. 


1) Riehl, die Familie-S. 32; vol, S. 205. 
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So ift demnach neben dem Haufe und ver Hausherrſchaft auf der einen, der 
Sippe und ver aus ihr herausgewachſenen Vormundſchaft auf der anderen Seite 
für den Begriff ver Familie in unferem engeren Sinne in der That fein Plag 
mehr vorhanden; nur das ehelihe Verhältniß, weil durch die Art feine Entftehung, 
dann durch feine geichlechtliche Bedeutung ausgezeichnet, mag daneben noch beſonders 
hervorgehoben werden, und in der That beziehen ſich die für dieſes üblichen Aus- 
prüde, joweit fie nicht etwa blos den Begriff der Hausgenoffenfhaft hervorheben 
und fonit weiter greifen, jederzeit entweder auf vie Thatjache der rechtsförmlichen 
Gingebung oder auf die gefchlechtliche Seite. Es ift charakteriftiih, daß die alt- 
nordiihen Quellen, welche urgermanijche Züge ganz vorzugäweife treu zu bewahren 
pflegen,‘ ven Bater jeinen Sohn unbedenklich als frändi, d. h. Blutsfreund oder 
Stanmnesvetter, anveden lafjen, und es ift nur ein Nachklang verfelben Anfhauungs- 
weife, wenn wir noch heutzutage jelüft den Ausdruck Familie einerfeits auf die 
ganze Hausgenoffenfchaft und andererſeits wieder auf die ganze Berwandtichaft des 
Einzelnen ausdehnen. 

Ja fogar im römischen Rechte, aus welchem wir dod Begriffe und Namen 
ver Familie entlehnt haben, und welches in jeiner patria potestas und manus eine 
ganz anders fefte Stüge fir Beides bot, ſcheint in der älteften Zeit ein einiger- 
maßen ähnlicher Zuftand gegolten zu haben. Nicht nur die bürftigen Ueberrefte, 
des osfifhen Sprachſchatzes jheinen darauf binzudeuten, daß ber Ausgangspunkt 
für den Begriff ver Familie in dem Begriffe des Haufes gelegen habe, 2) fonbern 
auch im Lateinifchen jelbft bezeichnet jener Ausdruck urfprünglid die Gefammtheit 
alles deſſen, was der rechtlichen Macht eines Bürgers unterworfen war, Saden 
wie Perfonen, und in einzelnen Wortverbindungen ift deſſen Geltung für das 
Vermögen felbft nod in der fpäteren Zeit ftehen geblieben, In einem engeren 
Sinne umfaßt der Ausdruck nur nod die Menſchen, welche fid unter ver recht— 
lichen Herrſchaft eines Anderen befinden; aber aud fo begreift derfelbe wenigftens 
noch Unfreie fo gut wie Freie, und für die erfteren ift die Bezeichnung fogar ganz 
befonders üblich geworben, Erſt in feinem engften Sinne umfaßt das Wort nur 
noch diejenigen Verfonen, welche in der patria potestas oder manus eines Anderen 
ftehen, diefen Letzteren miteinbegriffen; faum ift aber durch dieſe legtere Befchrän- 
fung der römische Familienbegriff unferem modernen einigermaßen näher gerüdt, 
fo droht er uns bereits auch ſchon nad einer andern Seite bin abhanden zu 
fommen, während er ſich zugleich in einer für unfere AUnfhauung unnatürlichen 
Weiſe juriftifch verfteinert. Die familia nämlich in ihrer legten Bedeutung bleibt 
aud dann noch betehen, wenn ber princeps familie, deſſen Perfon das fie zu- 
jammenbaltende Band bildete, verftorben ift, und in Folge deſſen mag fich jede 
Familie wieder in einer Reihe von Unterfamilien glievern, eben damit aber aud) 
ihr Begriff mit dem der civilen Verwandtſchaft zufammenfallen; andererfeits kann 
bie Familienverbindung immer nur durch Männer fortgefegt werben, weil nur 
biefe potestas ober manus befigen fünnen, fie wird ferner durch adoptio oder 
arrogatio fünftlid erzeugt, dagegen durch jede capitis deminutio künſtlich gebrochen 
werben: fie beruht demnach nur nod auf einem formell juriftifchen, nicht mehr 
auf dem natürlihen Bande der Geſchlechts- und Blutsgemeinfhaft. Das Yegtere 
freilich ift bei der Kognation nicht der Fall, auf welche ver Ausdruck familia auch 


2) Neben famelo-familia und famelservus ſteht die Verbalform famat-habitat; val, 
Theod Mommjen, die unteritalifhen Dialefte, S. 308. i 
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wohl Anwendung findet; die Vermiſchung dagegen mit ber Gefammtheit ver 
natürlichen Verwandtſchaft tritt hier nur um fo umverholener zu Tage. Immerhin 
tritt indeſſen im römifhen Civilrecht, wenn aud nicht vollftändig unfer moderner 
Begriff der Familie, fo doch ein dieſem jehr ähnlicher hervor, und die neuere Zeit 
modte hieran um fo mehr anknüpfen, als es bei ver Wiederbelebung des römifchen 
Rechts im dieſem wie in anderen Punften mit deſſen der nationalbeutihen An- 
fhauungsweife fremden Einzelheiten ohnehin nicht allzugenau genommen wurbe; 
die allmälig verringerte Bedeutung einerjeits der Hausgenofienfhaft als folder, 
andererfeit8 auch der Sippe würde ohnehin aud von ſich aus zu einer ähnlichen 
Entwidelung haben führen müſſen. 

Nimmt man aber den Begriff der Familie in dem oben feftgeftellten Sinne 
einmal als gegeben an, fo kann feinem Zweifel unterliegen, daß der Ausgangs- 
punft für deren fittlihe und rechtlihe Behandlung nur in ihrer „natürlichen 
Grundlage gefucht werden dürfe, in den Bebürfniffen alſo welchen fie, und in ven 
Mitteln durch welche fie von der Natur felbft Abhülfe zu gewähren berufen ift. 
Einerfeits alfo ift es das durch die Verſchiedenheit des Geſchlechts und Alters 
bedingte Bedürfniß nad gegenfeitiger Ergänzung und Unterftügung, von welchen 
ausgegangen werden muß, und ambererfeit8 das durch bie gefchlechtliche Verei— 
nigung und die Blutsgemeinfhaft erzeugte Gefühl der untrennbaren Zufammen- 
ehörigkeit. Bon hier aus wird ſich zunächft fittlich eine Berpflichtimg zu gegenfeitiger 
— entwickeln, welche, an ſich unbegrenzt und den ganzen Menſchen umfaſſend, 
einen ſpecielleren Inhalt nur durch die ſpeciellen Bedürfniſſe des einzelnen Falles 
angewieſen erhält; an ſich dem Manne und Vater ebenſogut der Frau und den 
Kindern, als umgekehrt dieſen Letzteren Jenem gegenüber obliegend, wird dieſelbe 
doch in Folge der thatſächlichen Ungleichheit in der Bedürftigkeit und Leiſtungs— 
fähigkeit beider Theile beiderſeits eine weſentlich verſchiedene Geſtalt annehmen 
müſſen, und dort vorzugsweiſe die Befugniß zu Vertretung und Herrſchaft, 
hier dagegen einen Anſpruch auf Schutz und Pflege entſtehen laſſen. 

Auch das Recht wird aber die ſo begründete und geſtaltete ſittliche Pflicht und 
Befugniß anerkennen müſſen, und zwar nicht nur inſoferne, als es deren Erfüllung 
und Ausübung rechtlich möglich machen und geſtatten muß, ſondern es wird dieſelbe 
auch, wenigſtens im Principe, geradezu zu einer Rechtspflicht und rechtlichen Befugniß 
zu ftempeln fein; die herrſchaftliche, nicht genoſſenſchaftliche Struktur, welche, im 
ber Natur der Familie begründet, auch in deren fittliher Ausprägung ſich geltend 
macht, wird dabei aud für deren rechtliche Behandfung maßgebend werben müfjen, 
und eben damit wird für das Rechtsgebiet fofort der Begriff der eheherrlichen 
und elterlihen, zumal väterlihen Gewalt entftehen; aber, wohl bemerkt, 
diefe Gewalt ift immerbar eine Gewalt über Perfonen, nicht über Sachen, — fie 
ift demnach in feiner Weife eine vermögensrechtliche, und darf und foll nicht zu 
einfeitigem Bortheil ihres Inhabers geübt werben, fie befteht vielmehr mindeftens 
ebenfofehr zu Nu und Frommen der berfelben Untergebenen, ift in ihrem Interejle 
zu.verwalten, und theilt fonad mit den Gewalten des öffentlichen Rechts bie 
Eigenfhaft, daß teren Befig und Uebung nicht nur ein Recht fondern zugleich 
aud eine Pflicht ihres Inhabers ift. 3) 


3) Herrn von Notted war die Entdeckung vorbehalten, daß der Titel, auf welchem das 
Recht der Eltern über ihre Kinder berube, das Eigenthum fei; „die Kinder find das wahre und 
unbeftreitbare Eigentbum der Eltern” (Staatöleriton, 2. Aufl, Art. Familie IV. ©. 601). Es 
ift ergöplich zu fehen, wie der Verfafler durch feine Unfähigkeit, die Exiftenz irgend einer menſch— 
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Auf Zweierlei wird bezäglih der rehtlihen Behandlung der Familie 
das Augenmerk gerichtet werden müfjen. Cinmal kommt e8 vor Allem darauf 
an, die inbivibuelle Berechtigung jedes einzelnen Familienglieves mit deren Unter- 
ordnung unter die Gefammtheit auseinanderzufegen, in welder biefelben alle 
begriffen find, alfo vie Familie rechtlich zu organifiren.. Da der Hausvater, in 
zweiter Linie auch die Hausmutter, als das natürlide Haupt ber Gefammtheit 
erfcheinen, werben demnach die diefen zuftehenden Rechte es fein, durch melde eben 
jene individuelle Berechtigung der untergebenen Familienangehörigen befhränft wird, 
und ihre FFeftftellung ift demnach die erfte und Hauptaufgabe des Familienrechts. 
Zweitens aber wird auch dafür Sorge getragen werben müffen, daß die eheherrliche 
und elterlihe Gewalt in einer Weife gehandhabt werde, welche den Intereffen ver 
ihr Untergebenen nicht nur, fondern aud des Staats im Ganzen entſpricht; bie 
Fürforge, welche in höherer Inftanz auch diefer letztere Jenen ſchuldet, die Rüdficht 
ferner, welche .verfelbe fhon um feiner felbft willen dem für feinen Beſtand fo 
wichtigen Familienleben zuzuwenden bat, fordert nothwendig eine ftete Aufmerk- 
famfeit auch nad) diefer zweiten Richtung bin, und das Recht ift es, welches filt 
deren Bethätigung die Wege zu weifen hat. 

In der erfteren Beziehung wird insbefondere der Umftand von Einfluß fein, 
ob und mieweit die untergeorbneten Familienglieder etwa um ihres Geſchlechtes 
oder ihres Alters willen in ihrer Handlungs und Difpofitionsfähigfeit befhränft 
feien, und es rechtfertigt fih vollftändig der Standpunkt des deutſchen Rechts, 
welcher die väterliche Gewalt eine weſentliche Schmälerung erleiden läßt, fowie der 
Sohn volljährig wird, und eine zweite, ſowie berfelbe aus der Hausgemeinfchaft 
mit feinen Eltern ausfcheidet. Die Rechte ferner, welche der Mutter über ihre 
Kinder zuftehen, werben verfchiedenen Umfanges fein, je nachdem ber Hausvater 
lebt oder verftorben ift, und felbft bei deſſen Lebzeiten werben dieſelben fi aus— 
dehnen, wenn er aus irgend welden Gründen auch nur temporär verhindert 
ift feinerfeits das Hauswefen zu leiten. Der frau ſowohl als den Kindern gegenüber 
werben enblidy die hausväterlihen Rechte, damit die Familie ihren Zwed und 
Beruf ungehindert erfüllen könne, einen fehr ausgedehnten Spielraum haben müffen, 
wenn es auch nicht gerathen erfcheint in dieſer Beziehung fo weit zu gehen, wie 
dies 3. B. das ältere römifche Eivilreht thut, in welchem die erorbitante Aus- 
behnung der patria potestas und ber manus bie Perfönlichfeit der ihr unterge- 
orbneten Familienglieder nahezu völlig aufhebt; die Uebung einiges Drudes auf 
die abhängigen Yamilienangehörigen durd den Hausvater wird immerhin im Ber: 
gleihe mit der Untergrabung feiner Autorität und damit ber Feftigfeit des 
Tamilienbandes überhaupt, ald das geringere Uebel betrachtet werben müſſen. 

Nicht minder wird e8 in der zweiten Beziehung die keineswegs leichte Auf: 
gabe des Staates fein, den richtigen Mittelweg zu treffen zwifchen einer völligen 
Entziehung alles Schutzes gegen jeden beliebigen Mißbrauch ver Sansväterliden 
Gewalt, und zwifchen einer nody meit ſchlimmeren Hineinregiererei in das Heilig- 
thum ber Familie, woburd der normale Beitand und die fittlidye Integrität dieſer 
letsteren vollftändig vernichtet werden müßte, Ueberhaupt läßt ſich ganz ebenfo wie 
dies bezüglih der Ehe bereits in einem früheren Artikel ausgejproden wurbe 


lichen — —— ala durch die Annahme eines Grundvertrages ſich zu konſtruiren, auf 
dieſes ungeheu Ergebnif hinausgedrängt wird; nicht minder ergößzlich, ſich die Art zu 
betrachten wie er ſich und windet, um durch allerhand Verrenkungen die „werdende Pers 
fönlichkeit“ des Kindes mit diefem Eigenthumsrechte der Eltern audeinanderzufegen. 
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(S. 204), auch von ber Familie im Ganzen behaupten, daß ihre Bebeutung als 
Rechtsinftitut weit untergeorbneten Werthes fei im Vergleiche mit ihrer fittlichen 
Bedeutung. (Vgl. Bd. II S.526.) Wie die Beziehungen zwiſchen Mann und Frau, fo 
find auch die zwifchen Eltern und Kindern wefentlid fo individueller, und dabei fo 
enger und zarter Natur, daß fie die grobe und abftrakte Rechtsregel weder bebürfen 
noch vertragen; nur foweit das Vermögensrecht in Frage fteht, dann fomeit 
etwa bie Intereffen und Rechte dritter Perfonen mit im Spiele find, wirb ver 
rechtliche Charakter des Inftitutes bis ind Detail ausgeprägt bervorireten müſſen, 
außerbem aber nur gegen ven gröbften Mißbrauch der Familiengewalt oder die 
ſchwerſte Saumfal in der Erfüllung der Yamilienpflihten Schug und Abhülfe auf 
dem Nechtöwege oder durch abminiftratives infchreiten der Staatsgewalt zu 
gewähren fein. Mit vollem Rechte wird z. B. der Staat Frau und Kindern feinen 
ftrafrechtlihen Schuß gegen ſchwere körperliche Mißhandlung ertheilen; er wird ſich 
dagegen nicht einmifhen bürfen, wenn in Ausübung des hausväterliden Züch- 
tigumgsrechtes felbft mit etwas größerer als ber gemeinhin üblichen Strenge vor- 
Fegangen wird. Mit Recht wird ferner der Staat gegen Eltern einfchreiten, welche 
ihren Kindern den gebührenden Unterhalt nicht gewähren, oder welche benfelben bie 
erforberliche Erziehung nicht angebeihen laſſen; aber auch in dieſer Beziehung wird 
deſſen Einfchreiten erft dann gerechtfertigt fein, wenn ganz unzweideutige Pflicht- 
verlegung Seitens ber Eltern im einzelnen alle vorliegt oder einer allgemein 
gültigen Vorſchrift, z. B. über den Befuh öffentlicher Schulen zumidergehandelt 
wird: in zweifelhaften Fällen wird tagegen ber Staat aud) bier eher zu wenig 
als zu viel zu thun haben.) Am pafiendften wäre nod, wenn als eine Art 
Mittelgliev zwiſchen der Yamilie im engeren Sinne umd der Staatsbehörde in ven 
Fällen, in welchen viefe legtere ein Einfchreiten wegen Mißbrauchs ver elterlichen 
Gewalt oder Nichterfüllung der elterlihen Pflichten überhaupt geeignet hält, vie 
gefammte Verwandtſchaft oder doch eine beftimmte Anzahl näherer Verwandten von 
verfelben zur Mitprüfung und Miteinfchreitung eingeladen werden müßte, in der— 
felben Weife wie das franzöfifhe Recht feinen Familienrath als Mittelgliev 
zwifchen ven Bormund und die Obervormundſchaft bineinfchiebt. 

. Eine legte Trage wäre enblid noch bie, ob und unter welchen Umftänven 
e8 für den Staat gerathen erfcheine, die Eingehung von Ehen und damit vie 
Begründung neuer Familien zu begünftigen oder zu erfhhweren. 
Es liegt auf flacher Hand, daß ed dem Staate nur erwünfcht fein fann, wenn 
Leute, die in der Lage find auf folivder Bafis eine eigene Familie zu gründen, 
dies auch thun; mit der Zahl der auf dauerhaften Grumdlagen ruhenden Familien 
wird die Kraft des Staates, wird insbefondere aud das Gewicht der fonfervativen 
Elemente in deſſen Schooße nothwenvig mit wachſen. Nicht minder Mar ift aber 
auf der anderen Seite, daß die leichtfertige Eingehung von Ehen, melde, auf 
feinerlei ökonomische Selbftftändigfeit geftügt, von Anfang an den Keim ihres 
Ruins in fi tragen, dem Interefie des Staates durdaus zuwiderläuft, indem 
auf keinem andern Wege die Gefahr eines jammervoll anwachſenden Proletariates 
demfelßen fo nahe gerüdt wird als eben auf dieſem. Wie weit es indeſſen mit 
Rüdfiht auf die Freiheit der Individuen und den Aufſchwung der Vollswirthſchaft, 


Als eine Berfündigung am der —— iſt es z. B. zu betrachten, wenn Eltern ihre 
Kinder ohne Roth fremden Händen zur Erziehung übergeben, ſtatt fie im eigenen Hauſe und 
unter ihren eigenen Augen aufwachſen zu faffen. Und doch wäre in folhem Falle das bindernde 
Eingreifen der Behörde noch weit mehr vom Webel! 
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der von freierer Bewegung und erleichterter Konkurrenz zu hoffen fteht, zuläffig 
und räthlich fei nach diefer legtern Seite hin durch beſchränlende Mafregeln vor- 
zubauen, wird an anderer Stelle und von andern Gefihtspunften aus zu erörtern 
fein (vgl. Bd. I ©.406, IT ©. 130 und den Art. Heimatsreht und Nieberlaffung), 
und mag bemmac bier nur die Ueberzeugung ausgeſprochen werben, daß in feinem 
Falle ver Staat ſich veranlaßt ſehen könne, die Eingehung von Ehen irgendwie 
pofitiv zu befördern. Iſt das fittliche, fociale und politifche Leben eines Volkes 
überhaupt noch ein gefundes, fo wird der natürliche Zug zu einem fröhlichen und 
behaglihen Familienleben ſchon von fi aus und ohne daß es von der Regierung 
ausgefegter Prämien bevürfte, die überwiegende Mehrheit derer, welche überhaupt 
vernünftiger Weife eine Familie zu begründen vermögen, zur Begründung einer 
folhen beftimmen; ift dagegen ein Bolt in jenen Beziehungen erft kernfaul 
geworben, fo wird auch feine Lex Julia et Papia Poppaea vemjelben zu einem 
gebeihlihen Familienleben verhelfen können. Eben damit ift auch bereits unfer 
Urtheil über ven Vorſchlag geſprochen, welchen neuerdings Riehl in feiner Schrift 
über die Familie (S. 92 u. folg.) gemacht hat und welcher dahin geht, daß bei 
der Bildung unferer Kammern die aftive Wahlberechtigung wo möglich ganz auf die 
Familienväter befhränft, die pafjtve wenigftens in einem weitaus überwiegenden 
Berhältniffe diefen zugemwiefen werden ſolle. Auch in biefer ie fcheint uns 
einem gefunden Bolfe gegenüber, und als ein foldes dürfen wir Gottlob unfer 
deutfches noch immer bezeichnen, die gewünſchte Beſchränkung vollftändig überflüffig, 
und wir bezweifeln nicht im Geringften, daß eine ftatiftifche Prüfung des Beftandes 
ver ſämmtlichen deutſchen Wahltammern eim weit größeres Webergewicht ber 
Familtenväter über die Junggefellen als das beantragte von 2:1 ergeben würde; 
unter überhaupt ungefunden Bollszuftänden aber wüßten wir nicht, welchen Vor: 
theil man ſich von der angeregten Neuerung noch verfpredhen dürfte. Mehr wigig 
als zutreffend aber ſcheint es und zu fein, wenn ber Berfaffer eine Inkonſequenz 
darin finden will, daß unfere neueren Wahlorbnungen, trog ihrer Begründung auf 
ven Genfus ftatt auf den Familienſtand, dod die Weiber von der Wahlfähigfeit 
jowohl als der Wählbarkeit ausſchließen. Kein Wahlgeſetz gründet ſich aus— 
Ihlieglid auf den Genfus, und keines kann ſich ausfchließlid auf dieſen 
begründen, und es ift darum ebenfowenig eine Infonfeguenz zu nennen, wenn ein 
ſolches troß des vorhandenen Bermögensmafes Weiber ihres Gefchlehts willen 
von dem Wahlrechte ausſchließt, als wenn dafjelbe Kinder um ihres unmündigen 
Alters, Wahnfinnige um ihrer Geiftestrankheit, oder beſcholtene Leute um ihres 
ſchlechten Leumundes willen von der Wahlurne wegweift. R. Maurer. 
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Anſelm von Feuerbach gehörte zu den Männern, denen es vergönnt war, 
durch reihe Begabung, durch eine hohe Stellung und einen ausgedehnten Wir- 
kungskreis in einer vielfach bewegten Zeit tief eimgreifend Einfluß auf die Ent- 
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wicklung feiner Zeit auf eine Weife zu üben, daß noch fpät der Thätigkeit des 
Mannes ein anerkennendes Andenken gefichert bleibt. Feuerbachs Thätigfeit kommt 
in Betrachtung 1) in feiner Wirkfamfeit auf Förderung der Wiffenfhaft, 2) auf 
Berbefferung der Gefeggebung, 3) in feiner Theilnahme an den politiihen Käm— 
pfen und 4) im Kampf für religiöfe Freiheit. 

F., geboren 1775 am 4. Nov., ift der Sohn eines geachteten Advolaten 
in Frankfurt a. M. Gründliher und umfafjender Forfhungsgeift, Liebe zu freier 
Forfchung zeichneten ihn früh aus; während die große Reizbarkeit und Yebhaftig- 
feit 5.8 ihn oft in Lagen verwidelte, in benen bie ftrenge Erziehung des 
ernften Baters Beranlaffung zum Wiperftreben gab. Das heimliche Berlaffen des 
päterlihen Haufes, indem der junge F. ohne Zuftimmung des Vaters nad Jena 
ging (1794), ſcheint zwiſchen Vater und Sohn eine fhlimme Berftimmung ber- 
beigeführt zu haben; allein die Briefe des Sohnes 1) zeigen, wie zärtli er ſich 
bemühte, ven Vater zu verföhnen, und wie glücklich ihn dieſe Verſöhnung machte. 
Angeftrengter Eifer für das Studium, bei welchem die Philofophie mehr als vie 
Jurisprudenz den Jüngling anzog, veranlaßte eine lebensgefährlihe Krankheit. 
Im Iahr 1795 fenvete er bereits feinem Vater einen ver. Erftlinge feines Gei- 
ftes 2). Am 1. Ian, 1799 erhielt $. die juriftifche Doftorwürde und wurde bald 
Privatdocent in Jena; feine Vorlefungen fanden Beifall; er arbeitete mit Eifer 
am Spruchfollegium, wurde 1801 Profeffor des Lehenrechts (jedoch ohne Befol- 
dung), erhielt 1802 einen ehrenvollen Ruf nad Kiel und folgte 1804 einem 
neuen Rufe als Profeffor des Civil- und Kriminalrehts in Landshut. 

Hier begann in F.'s Berhältniffen eine Periode, welche der Wendepunkt 
feines Lebens und die. Duelle großer Freuden, aber auch unfäglicher Leiden für 
ihn wurde, Während F. die Freude hatte, daß die Stubirenden mit Liebe an 
ihm hingen und feine Vorlefungen zahlreih befuchten, während die Mehrzahl ver 
Profefjoren dem neuen Kollegen Beweife hoher Achtung gaben, verbitterte eine 
Partei vem neu Angelommenen alle Verhältniſſe; die Konfeffion und übelverftan- 
dene Nationalität lieferten Borwände, um gegen den Proteftanten und Ausländer 
zu wirken. Gönner, ein beliebter Lehrer, aber fehr geneigt, andere Kollegen, vie 
fih ihm nicht unterwerfen wollten, zu verfolgen und Studenten zu hegen, richtete 
feinen Spott und feine Verfolgung vorzüglich gegen F., der mit feinem wiſſen- 
ſchaftlichen Geifte und fittlihen Ernſt vielfach (vielleicht oft zu hart) gegen Gönner 
um fo mehr ſich ausſprach, je mehr der Letztere durch die Gleichgültigkeit und oft 
Unmiffenfchaftlihkeit feiner Borlefungen und durch mande Exceſſe den gewifjen- 
haften Kollegen verlegte. Eine Doktorpromotion, bei weldher ein junger Mann 
fih zum Werkzeug Gönners bergab, um F. zu kränken, führte eine widerliche 
Scene herbei, welde 5. tief verlegte, fo daß er fein Gefuh um Entlaffung von 
der Profeffur einreihtee Manche trübe Stimmung knüpfte fih daran, und eine 
Bitterfeit gegen Gönner, die doch fpäter auf die bayerifchen Gefeggebungsarbeiten 
Einfluß hatte, begleitete ihn durch das Leben. . 

Die trefflihe von F. herausgegebene Kritif des Kleinſchrodiſchen Entwurfs 
hatte die Aufmerffamkeit ver bayerifhen Regierung auf das legislative Talent des 
geiftreichen Krifikers gelenkt, fo daß ſchon 1804 %. den Auftrag zur Bearbeitung 


1) ©. Anjelm Ritters von — Leben und Wirken; aus ſeinen ungedruckten Briefen 
und Tagbüchern geſchildert von feinem Sohne Ludwig Feuerbach. Leipzig 1852. 2 Bde. 

2) Es war Dies die Schrift: Ueber die einzig möglichen Beweisgründe gegen das Daſein 
und die Gültigkeit des natürlichen Rechts. Leipzig 1795. 
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eines Entwurfs des Strafgeſetzbuchs erhielt. Die Folge war, daß’ F. 1805 nach 
Münden zuerft ald auferorventlihes Mitglied des Juftizminifteriums mit dem 
Titel eines geheimen Referenvärs verfegt, 1806 als orbentliches Mitglied ernannt 
und 1808 zum wirklichen geheimen Rathe befördert wurbe. Für die Bearbeitung 
des Entwurfs des Strafgefegbuhs war durch dieſe nene Stellung Feuerbachs 
Bieled gewonnen, nicht blos weil er jet mit ganzer Kraft diefer Arbeit fich 
widmen konnte, fondern auch weil er jet erft durch vie Arbeiten im Minifterium, 
durch Einficht vieler Alten das Leben, die Praris in Bayern und die Bedürfniſſe 
befler kennen lernte. Schon am Ende des Jahres 1808 hatte F. im Wefentlichen 
den Entwurf vollendet, der ein Gegenftand der Berathung einer aus adhtungs- 
würdigen Praftifern (unter ihnen auch ver jegt noch für jeden Fortſchritt wirkende 
Graf v. Reigersberg) beftehenven Gefegtommiffton wurde, Gutachten ver Lan— 
desgerichte wurden darüber nicht eingeholt 3). Eine neue Richtung erhielt die Thätig- 
keit F.'s als 1808 befchloffen wurbe, für Bayern ein (auf den Code Napoleon 
gebautes) Civilgeſetzbuch bearbeiten zu laffen, und F. als Redaktor ernannt wurde. 
In der Zwifchenzeit befchäftigten F. Arbeiten im Minifterium (vorzüglich Begnadi- 
gungsanträge an den König), die Theilnahme an der nievergefegten Reichsorgani- 
fationsfommiffion zur Abfaffung einer Konftitution für Bayern und die Arbeiten 
in der zur Prüfung des Entwurfs des Strafgefegbuhs ernannten geheime Rathe- 
fommiffion von 1810 an, auf eine feine Geſundheit angreifende Weife. Eine 
Quelle ftörender Reibungen und fehmerzliher Einprüde für F. wurde es, daß 
1811 auch v. Gönner, fein erbittertfter Gegner, in die zulegt erwähnte Kom- 
miffion als Mitglied berufen war. Eine Reihe von Kränkungen für %. folgte aus 
biefem Mißverhältniß. 

As 1813 aud Bayern die deutſche Sache ergriff und von Frankreichs In— 
tereffen fi losfagte, begann für F. eine neue Periode, die feiner Zukunft eine 
andere Wendung gab. Mit Begeifterung hatte er feine Freude über die feinem 
lange genährten Wunſche entſprechende, für Deutſchlands Schichſal jo erfolgreide 
deutſche Stellung Bayerns in mehreren Schriften 9) ausgefproden ; das Minifterium 
fand den Ton dieſer Schriften, die Angriffe gegen den Mann, mit weldem 
Bayern fo lange verbunden war, unziemlich, berief fih auf eine Berorbnung, 
nad welder fein Staatsdiener eine Schrift über auswärtige Berhältniffe Bayerns 
und Politik ohne vorgängige Borlage ver Handſchrift bei dem Minifterium 
herausgeben bürfe, und mißbilligte das Benehmen F.'s. Seine Gegner benügten 
dies, verbädtigten und verleumbeten F. fo, daß felbft ver edle König wenigſtens 
vorübergehend verftimmt gegen ihn wurde. Die Folge war, daß F. aus dem 
Minifterium entfernt und 1814 als zweiter Präfivent des Appellationsgerichts in 
Bamberg ernannt wurbe, Während in viefer neuen Stellung er beveutende Ma- 
terialien für feine praftifche Ausbildung fammelte, wohlthätig als Borftand wirkte 
und bie Achtung feiner Kollegen genoß, erzeugte feine Stellung als zweiter Prä- 


3) Man hielt dies für überflüffig, indem (wie die .. 1 ©. 13 erflären) R* 
über den früheren Entwurf (vom Kleinfchrod) die Meinungen der Kollegien vorlagen. — Man 
bemerkt aber leicht, daß jener frühere Entwurf wefentlih von dem Feuerbach'ſchen verſchieden 
war und eben deßwegen die Gutachten der Praftifer über die neue Arbeit nicht hätten fehlen jollen. 

Dahin gehörte die Schrift : „Ueber die Unterdrüdung und Wiederbefreiung Europa’s.“ 
Ben 2; und die 1814 in Nürnberg erfchienene Schrift: Die Weltherrfchaft das Grab 
der Menſchheit. Beide Schriften find in Feuerbachs: Kleinere Schriften, Nürnberg 1833, Bd. 1 
und 2 wiedergedrudt. 
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ſident manche Reibungen und bald Unzufriedenheit mit ſeiner Lage, ſo daß er 
gerne manchen ihm eröffneten Ausſichten, in preußiſche Dienſte zu kommen, ſich 
hingab. Eine richtige Würdigung der Verhältniſſe und der unreinen Beweggründe 
mancher feiner Gegner beftimmte F., das Anerbieten als Generallommifjär nad 
Salzburg zu gehen, abzulehnen. Ein wiürbigerer Wirkungsfreis eröffnete fih ihm 
bald durch die Anftellung als erfter Präſident des Appellationsgerihts in Anſpach. 
Er widmete fi mit Liebe feinem Berufe und fand Entihäpigung für manche 
Dpfer in der Anerkennung der Regierung und in ver Achtung jeiner Kollegen. 
Die Freundſchaft mit edlen Männern und Frauen (vorzuglic mit Elife von ber 
Nede), Reifen zur Erholung, vorzüglich die Reife (1821) nah Franfreih, Bel- 
gien und an den Rhein, wo er jet erft durch eigene Beobachtung die franzö- 
fiihen Gerichtseinrihtungen fennen lernte, und Belanntihaft mit bochgeftellten 
geiftreihen Männern machte, fowie der Umftand, daß fortvauernd der hochherzige 
König Mar ihm Beweife feines Wohlwollens gab, erheiterten fein Leben, wäh: 
rend bie nicht erfreuliche Geftaltung der politifhen und kirchlichen Verhältniſſe in 
Deutfchland, die fein Gemüth tief bewegten, die nicht ruhenden Verleumdungen 
feiner Gegner, mande Kränkungen, durch die er in Bezug auf ven Fortgang 
der Gefeßgebungsarbeiten (vielleicht zu jehr) fich verlegt fühlte, vielfahe Fami— 
lienleiven (er lebte mehrere Jahre getrennt von feiner Gattin), vorzüglich harte 
Schidjale, welche feine reich begabten, aber nicht glüdlichen Söhne trafen, ihn oft 
in eine trübe Stimmung verjegten. An allen bedeutenden Ereigniffen, an allen 
Bedrohungen ver Freiheit, überall wo er glaubte, daß ein Unreht an Jemand 
verübt worden (3. B. in Bezug auf die Berurtheilung Fonks, und vie geheimmiß- 
volle Gefhichte mit Kafpar Haufer), nahm F. warmen Antheil und jprach ſich 
offen, wenn auch zumeilen feiner großen Lebhaftigfeit gemäß zu leivenfchaftlich 
darüber and. Seine Gefunpheit litt vielfah, bis am 29. Mai 1833 in Frank— 
furt ein Schlagfluß feinem thätigen Leben ein Ende machte, 

Als feine Hauptcharakterzüge ſchildert F. im einem Briefe ſchon früh Ehrgeiz 
und Ruhmbegierde; fie waren es auch, welche ihn zu außerorbentlichen, feine Ge— 
ſundheit ſchwer angreifenden Anftrengungen, daher aber aud zu den großartigen 
Arbeiten brachten, vie feinem Namen ein dauerndes Andenken fihern. Auf Rech— 
nung dieſes gewaltigen Ehrgeizes muß feine Freude an äußern Auszeichnungen, 
feine Bemühungen Orden zu erhaltem, feine Berftimmung, wenn Belohnungen 
Andern zu Theil wurden, denen er nicht nachſtehen wollte, gefett werben, Seine 
Teuerfeele (feine Freunde fpielten gerne auf feinen Namen an) umfaßte Alles, 
was ihm wichtig war, mit Leidenfchaftlichfeit, gab ihm Muth um für ein großes 
Ziel zu kämpfen, und unwürdigen Menſchen entgegenzutreten; dieſe Leidenfchaft- 
lichkeit aber erzeugte auch oft die Einfeitigkeit ver Auffaffung der Menſchen und 
Berhältniffe, und die häufig zu barten Urtheile über Andere, bie er für feine 
Gegner hielt, fowie ven rafhen Wechſel ver Stimmung, mit der er nicht felten 
mit begeiftertem Lob von etwas fprah, was er bald darauf mit hartem Tadel 
geifelt (3. B. Briefe über Kiel und Landshut). 

Kein glüdlicher Einfluß auf fein Wirken war es, daß F. zu früh und mit 
Borliebe nur als Oelehrter auftrat 5), das wirkliche Leben nicht kannte, dem Ge- 
ihäftsleben fremd war, und Leben und Menfchen fi jo fonftruirte, wie fie ihm 


5 Er jelbft geiteht in einem Briefe von 1798, daß er fih mehr zum eig wg von 
Profeffion ald zum Gefchäftsmann, mehr zum Pbilofophen als zum Juriften gebildet Babe, da 
er mehr Talent für den Katheder ald für die Schranken des Gerichts habe. 
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in der Studirſtube vorlamen. Dieſe Eigenthümlichkeit wurde auch bedeutend für 
feine Wirkſamleit in Bayern. Völlig fremd dem eigenthümlichen bayeriſchen Leben 
und Charakter, ließ F. als er nach Landshut kam, ſich zu manchen harten Ur— 
theilen und Spöttereien hinreißen, welche ihm Gegner zuzogen. Der Verfaſſer 
dieſes Aufſatzes weiß aus Erfahrung, wie hoch F. wegen ſeiner reichen Begabung 
und der früh mit Auszeichnung aufgenommenen Schriften auch in Bayern von 
Praftifern gefhägt wurbe; aber es kann nicht verfannt werden, daß es außer ben 
Parteimännern, vie überhaupt neidiſch, dem berufenen Ausländer grollten, ober 
unter unwürbigen Borwänden ihn verfolgten, in Bayern noch mande redliche 
Praftifer gab, die nur deßwegen ihm abgeneigt waren, weil fie glaubten, daß er, 
der Ausländer, mit Bayerns Bedürfniſſen und Zuftänden unbefannt, nicht im 
Stande wäre, ein für Bayern paflendes Gefegbuch zu machen. Faßt man %.'8 
Eigenthümlichkeiten als Gelehrter und feine wiſſenſchaftliche Wirffamteit ins Auge, 
jo tritt in ihm früh eine entjchievene Neigung zu philofophifhen Forſchungen her— 
vor; dieſe Neigung hat er mit Vorliebe ausgebildet. So tragen alle feine For- 
Ihungen das Gepräge der Wiſſenſchaft an fih; F. mit feinem großen Talente 
der feinen Analyfe, mit der Richtung überall ſcharf den Gründen einer bisher 
aufgeftellten Anficht nachzuſpüren, überall Grundfäge aufzufuchen, mit -feinem 
logiſch ſyſtematiſirenden, Alles bis zur äußerſten Konſequenz durchführenden Geifte, 
mit ſeiner großen Klarheit und trefflichen Darſtellungsgabe war berufen, auf dem 
Gebiete der Wiſſenſchaft Großes zu leiſten, eine Umgeſtaltung zu bewirken und 
auch da, wo ſeine Anſichten unrichtig waren, durch ſeine geiſtreichen Arbeiten 
fremde Forſchungen anzuregen. 

Eine Hauptrichtung ſeiner wiſſenſchaftlichen Wirkſamkeit bezog ſich auf die 
philoſophiſche Grundlage des Rechts, daher auf ſogenanntes Naturrecht und Rechts— 
philoſophie, und vorzüglich auf die Bearbeitung eines Werkes über Univerſal— 
jurisprudenz und Geſetzgebung. Um den Charakter ſeiner wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
richtig zu würdigen, muß bemerkt werden, daß F. häufig durch eine gewiſſe herr— 
ſchende, von ihm als umrichtig und ſelbſt als gefährlich erkannte Richtung feiner 
Zeit zum Kampfe dagegen angeregt wurde und feine Arbeit einen polemifirenden 
Charakter hat. Die damals vielfach herrſchende Unklarheit der rechtsphiloſophiſchen 
Arbeiten, vorzüglih die Neigung der Zeit, das Sitten- und Rechtsgeſetz zu ver- 
mifhen, die Unklarheit Über den Zwed und die Aufgabe des Staats, auf einer 
Seite die Mißachtung der Menfhenrehte durch den Staat, auf der andern Seite 
mande Auswüchſe unklarer Freiheitsſchwärmer veranlaßten die Bearbeitung feiner 
früheren, durch geiftvolle Wiverlegungen herrſchender Anfichten bedeutenden rechts— 
philoſophiſchen Schriften 6). Zur Auffaffung des Geiftes diefer Arbeiten und zur 
Erklärung von F.'s Anſicht über das Verhältniß des philofophifchen Rechts zum 
pofitiven Rechte, und felbft zur Erkenntniß feiner friminaliftifhen Schriften ift es 
wichtig, an die Anjhauungsweife F.'s von der Entftehung des Rechts und von 
dem Wirken des Staats und der Beveutung des Gefeges zu erinnern, indem er 
die Grundlagen des Rechts, das Entftehen aus der Gewohnheit und ver Duelle 
des Bolfsrehtsbemußtfeins verfannte und alles Heil von der Regierung erwarten 
dem Gefege eine Allmacht beilegte, kraft welcher die Handlungsweiſe der Bürger 
nur durch das Gefeg beftimmt wurde und ber Geſetzgeber den Menfchen ſchon 
verantwortlih machen konnte, wenn der Handelnde nur das Bewußtjein des Ge— 
feges hatte und dadurch von der Begehung des Unrechts abgehalten werben konnte, 


5, Außer feiner Erftlingsihrift toben Note 21; Kritit des natürlichen Rechts. Altona 1796. j 
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Die ſtrengen Anfichten F.s über Zurehnung, fein Streben, den Richter an um- 
bedingte Beobadhtung des Geſetzes zu binden, waren Folgen dieſer Rechtsauffaſ⸗ 
fung. Eine wegen ver geiftreihen Wiverlegung mancher Behauptungen von, Hob- 
bes, aber auch wegen des Freimuths, mit welchem er die Grenzen ber Staats- 
ewalt dem Bürger gegenüber zu ziehen fuchte, bedeutende Schrift war fein 
Antihoßbes 7), Was %. während feines ganzen Lebens befhäftigte, war bie Bear- 
beitung eines Werkes, das den Charakter von Montesquieu’s esprit des lois haben 
follte. Der Verfaſſer dieſes Artikels 8) hatte das Glück, daß F. ihm oft flunben- 
lang aus biefem Werke vorlas; unfehlbar würde das Werk (mit großer Meifter- 
haftigkeit des Styls gefchrieben) eines der wichtigften der deutfchen Literatur ge 
worden fein und Montesquien weit übertroffen haben, va F. vorzüglid aus einem 
ven frühern Bearbeitern nicht zugänglihen Materialienreihthum ſchöpfte; es follte 
darin eine Univerfalrehtsgefhichte aller Völker geliefert, es follten aus allen Rechts 
quellen, aus den Werken der großen Männer jeder Nation die Rechtsiveen, und 
zwar der Menfchheit eingebornen, bei allen Völkern ſich manifeftirenden, aber auch 
die jedem Bolke eigenthümlichen Rechtsideen entwidelt, und daraus Schlüffe und 
die Grundfäge abgeleitet werden, won welchen jede Geſetzgebung burchbrungen 
fein muß. 

Ein Haupttheil feiner wiſſenſchaftlichen Wirkſamkeit bezog ſich auf die Straf- 
rechtswiffenfchaft, für welche durch ihn eim neuer Wendepunkt begründet wurbe. 
Man würde mit Unrecht deßwegen, weil F.“s Theorie und Auffafjung des Straf: 
rechts erheblihen Einwendungen unterliegt, den hohen Werth feiner wiſſenſchaft⸗ 
lihen Leiftungen verfennen. F.'s Hauptverbienfte beftanden bier in dem kräftigen 
Auftreten gegen die im Strafrecht durch den Wiverfprud der Bepürfniffe des 
Lebens mit dem harten Geſetze hervorgerufene principlofe Milde und Unbe- 
ftimmtheit in der Strafanwendung, in feinem Streben, die Rechtsquellen, ftatt 
fie durch Sophismen wegzuräfoniren, zu Ehren zu bringen, allgemeine Grund- 
füge, klare Begriffe aufzuftellen und fonfequent die Strafrechtstheorie, die er für 
die richtige hielt, durchzuführen. Allerdings lag dem Kampfe F.'s gegen bie milde 
Praxis ein Verkennen ver tiefen Bereutung der Erſcheinung zum runde, bie 
überall eintritt, wenn bie Kraft der fiegreichen öffentlihen Meinung in Kampf 
mit der Starrheit des alles Rechtsbewußtſein verlegenden ungerechten Geſetzes 
tritt. Unbefannt mit dem Rechtsleben und der Lage ver Richter, ftellte er das 
richterlihe Ermeffen als gefährlid anf, erkannte die Bedeutung dieſes freien 
Ermefjens niht und fam in dem Strafrechte zu einem Formalismus, zu einem 
unfeligen Generalifiren, während er bie römifchen Stellen und die Ausfprüche ber 
Carolina aus Mangel der Erfenntniß der wahren Ausbildung des gemeinen Rechts 
und unbefannt mit der mittelalterlihen Grundquelle der consuetudo generalis, 
wie Geſetze der heutigen Zeit betrachtete, und dadurch fowie durch feine Theorie 
eine vielfach nachtheilige Härte in die Rechtsanwendung und in die Geſetzgebung 
bradte. Während man in feinen Werken ?) ven Scharffinn der Erörterung, die 


7, Erfchienen Erfurt 1798. Wenn man die in Feuerbachs Leben S. 39 in Note abgedrudten 
Worte Grolmanns liest, fo follte man glauben, daß fie prophetiſch über die Anfichten vieler 
Staatdmänner von 1849 bis 1857 gefchrieben waren. 

8, Man fieht aus feinen Briefen Leben IT S. 31), daß er nicht einig über den- Titel des 
a. war; er nannte ed einmal Darftelungen und Ideen zu einer MWeltgeihichte der Gefeg- 
gebung. 

9) Vorzüglich feine Revifion der Grundgefeße und Grundbegriffe des poſit. peinl. Rechts. 
1800. 2 Thle. Giehen, und fein Lehrbuch des peinlihen Rechts. Gießen 1801, von da an in 
mehreren Auflagen (1847 erfchien die legte mit Zufügen;des Verf. dieſes Artikels). 
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logiſche Kraft und die Gritmblichkeit der Widerlegung der Anfichten Anderer, vie 
Klarheit der aufgeftellten Begriffe, die Konfequenz in der Durhführung feiner 
Theorie bewundern muß, erkennt man (vorzüglihd wenn man dem Gange ver 
Rechtſprechung in Bayern folgt, wo F. feine Theorie in das Geſetzbuch brachte) 
die irrigen Vorausfegungen feiner General- oder phyfiihen Zmwangstheorie, und 
die unhaltbaren nachtheiligen Wirkungen ihrer Anwendung in ver Geſetzgebung 
und Praxis. Jeder verftändige praftifche Verehrer F.'s 10) muß zugeben, daß wenn 
diefer Mann-das Leben, die Menſchen, ihre Natur und die Anwendung der Gefege 
gefannt haben würde, er nie zu einer Theorie hätte kommen können, welche darauf 
Alles bante, daß ver Verbrecher, ehe er handelt, das Geſetz überlegt und berechnet, 
und daß es nur darauf anfomme, ven Motiven, welche zum Verbrechen beftim- 
men, durd die Strafdrohung ftärfere Motive entgegenzufegen, melde ven zu 
Verbrechen Öeneigten von der Begehung abhalten würden. Hätte F. das wirkliche 
Leben bejjer gekannt, fo wiirde er nie dazu gefommen jein, bei jevem Verbre— 
hen fidy gewiffe Motive, vie zum Verbrechen treiben und fo eine Art Normalgrav 
von VBerfhuldung zu konftruiven und darnach die Strafprohung einzurichten. 

Die Fülle und der Umfang ver rechtswiflenfchaftlihen Thätigkeit F.'s ift 
jo groß, daß man in Berlegenheit ift, alle feine Leiftungen zu cdharafterifiren. 
Ueberall aber lag in feinen Arbeiten etwas Selbftjtändiges, und in der Entwid- 
lung der Wiſſenſchaft Eingreifennes. Seine zwar Heine, aber inhaltreiche Abhand— 
lung über Hocdverrath 1) war die erfte wiflenfchaftliche Arbeit über eine Lehre, 
in welder fein leitender Grundſatz galt, fie ftellte Grundſätze auf, welche ebenfo 
der willkürlichen Ausdehnung dieſes Verbrechens zum Nachtheil der freien Bewe— 
gung der Bürger entgegenwirken, als die wahren Interefjen des Staats fehlten 
jollten. In feinen Strafredhtsfällen 12) ift ein Schab feiner pſychologiſchen Zer- 
glieverungen in Bezug auf Strafredt enthalten. Arbeiten für das Civilrecht find 
theils folhe, die auf Erörterungen einzelner jchwieriger römiſcher Lehren fich be: 
ziehen 13), theils Abhandlungen, die fih auf die Behandlung des Civilrechts, auf 
die Bedeutung des römijchen Rechts 1%) für Deutſchland, insbefondere auch für 
eine neue Geſetzgebung beziehen 15). Man bevauert dabei oft, daß F. dem Eivil- 
geſetzbuche Napoleons eine zu große Bedeutung beilegte 16), Seine Schrift über 
Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens und die (als Ergebnif feiner Reife 
nad) Frankreich) erjchienene Schilderung der franzöfifchen Gerichtsverfaffung wur- 
den einflußreih, weil mande in Frankreich felbft nicht hervorgehobene geiftreiche 
Auffafjung franzöfifcher Einrichtungen, aber aud ein ſcharfer Tadel mander Zu- 
ftände verbunden mit Borfchlägen, wie franzöfifhe Iveen für Deutſchland benützt 


10, Abegg in dem Gerichtsſaal 1856 S. 236 hat Feuerbachs große willenfchaftlichen Ver: 
dienfte gerecht gewürdigt. 

20, Philof sjuriftiiche Unterfuhung über das Verbrechen des Hochverraths. Erfurt 1798, 

12) Der Verf. dieſes Artifels hat die Bedeutung jener Arbeiten, die aus den zum Behufe 
der königl. Entfcheidung über Begnadigung Berurtbeilter gehaltenen Vorträgen an den König ber- 
vorgingen, zu ſchildern verfucht in feiner, der 3. Ausgabe der Strafrechtsfälle (1849) vorgedrudten 
Einleitung (Abbandlungen) S. 5. 

13, Dahin gehören feine civiliftifchen Verfuche. Gießen 1803. _ 

19) Wie ſehr Feuerbach gegen die einfeitige Auffaffung des römiihen Rechts und feine Leber: 
jhäßung war, lehrt fein Bricr im Leben 1. S. 123, 

15) Sieber gehören die (ſpäter auch im feinen Meinen Schriften S. 132 u. 157 gedrudten 
urfprünglich ala Borworte zu Unterbolzner jurift. Abhandl. 11810) und zu Borft über Beweistaft 
(1816) gefchriebenen Abhandlungen. 

16) Kleine Schriften S. 175. 
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werden könnten, bei den ſpätern Geſetzgebungsarbeiten in Deutſchland beachtet 
wurden. 

Vorzüglich verdient vie hohe Bedeutung der Wirkſamkeit F.'s auf Geſetz- 
gebungskunſt, und Geſetzgebung zunächſt in Bayern, aber auch allgemein auf neue 
Geſetzgebung, eine beſondere Beachtung. Der Verf. dieſes Artikels, der das Glüd 
hatte, den Winter von 1807 bis Oftern 1808 unter F.'s Leitung zu arbeiten, 
und bis zum Tode von F. mit ihm in Verbindung blieb, ift im Stande, auf 
manche merkwürdige Wendung in ver Entwidlung feiner Gefeggebungsarbeiten auf- 
merkſam zu machen. As Vorarbeit zu den fpätern Arbeiten, zugleich als Zeugniß 
hoher Begabung F.'s zu legislativen Leiftungen erjcheint feine Kritit des Klein— 
ſchrodiſchen Entwurfs. Hier bewährte fich fein Scharffinn, Lücken, Inkonſequenzen, 
Widerſprüche und Mangel ver Klarheit des Auspruds in den Arbeiten Anderer 
zu entdecken. Kein mit — * Beſchäftigter ſollte die in jenem Werke 
enthaltene Entwicklung der Grundſätze, die den Geſetzgeber leiten müſſen, unbe— 
achtet laſſen. — Von einzelnen auf Strafrecht bezüglichen Geſetzen, welche von 
F. bearbeitet wurden, verdienen beſonders das Geſetz vom 7. Juli 1806 über 
Abſchaffung ver Folter in Bayern und das vom 9. Auguſt 1806 über Wild— 
diebftahl 17) hervorgehoben zu werden. Während das erfte Gefeg ihn als Wohl- 
thäter Bayerns bezeichnet, va nur feinen unermäplichen Bemühungen 18) es gelang, 
das Widerftreben des edlen Königs, das — wie man verfiherte — zur Entvedung 
der Schuld umentbehrlide Mittel ver Folter aufzuheben, hatte das zweite Geſetz 
eine große Berftimmung ver befjern Juriſten in Bayern erzeugt, die ernftlich be— 
zweifelten, ob ein Mann, ver folde nur auf Abſchreckung beredinete Straf: 
drohungen gegen Wilpviebftahl vorſchlagen, die verderblichſte Angeberei und trüg- 
liche Beweisführungen begünftigen fonnte, den Beruf habe, für Bayern ein 
Strafgefegbuch zu bearbeiten, Die damals in Bayern verbreiteten Beforgniffe be- 
zogen fi darauf, daß F. zu fehr fuchen würde feine Theorie, die er als Ge- 
lehrter aufgeftellt hatte, in dem Geſetzbuche durchzuführen, ftatt ven Bedürfniſſen 
des Lebens Rechnung zu tragen. Die auf den Entwurf bezüglihen Arbeiten blie- 
ben in Geheimniß gehüllt; der Entwurf wurde nur als Handſchrift gebrudt, 
Unumwunden ftellte er darin fein Abſchreckungsprincip auf 19); eine Bergleichung 
dieſes Entwurfs mit dem Strafgefegbuche von 1813 lehrt, daß im Wefentlichen 
ver erfte dem zweiten zum runde liegt, daß aber in manchen Punkten der Ent- 
wurf gemilvert 20), in andern verfchärft, oft eine Weglaſſung beſchloſſen wurde, 
woraus große Streitigkeiten in der Praris entftanden. Ueber die Aufgabe, welche 
fih F. bei Abfaffung feines Entwurfs ftellte, war er fih Mar; man bemerkt aber, 
wenn man feine Erklärung darüber 1) zerglievert, daß er von einer ungeredhten 


17) Die darauf fich beziehenden Vorträge find abgedruckt in Feuerbachs Ihemis (Landahut 
1812) ©. 136 u. 237, 

„ 18) Noch nachdem König Max die Nufhebungsverordnung unterzeichnet batte, erflärte er, 
daß Feuerbach es verantworten möge, wenn jeßt die Schuldigen der Strafe entgingen. Das 
Geſeß wurde auch nie im Regierungsblatt- befannt gemacht. 

19, In $. 6 diefes Entwurfs beißt es: Wer eine. unerlaubte Handlung begebt, für welche 
ein * dem Uebertreter zur Abſchreckung ein gewiſſes Uebel gedroht hat x. Nach 8. 12 
jollte die verwirfte Todesftrafe in lebenslänglichen Kerker verwandelt werden, wenn erwiejen war, 
daß der Verbrecher blos in der Abficht, — zu werden, die That verübt. In der Kom— 
miſſion wurden in $. 6 die Worte: zur Abſchreckung und der ganze &. 12 weggeſtrichen. 

20) Feuerbach hatte in feinem Entwurf als Strafe körperliche Züchtigung bis 100 Streiche 
aufgenommen. 

21), Merkwürdiger Vortrag, in feinem Leben 1. S. 212. 
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Anſicht über die Praxis und ihre Milde, deren Bedeutung er nicht würdigte, 

und von der Vorſtellung der Nothwendigkeit der Beſchränkung des richterlichen 

Ermeſſens ausging, und in einer Selbſttäuſchung lebte, in welcher er zwar treff— 

u Grundſätze aufftellte, aber fie im feinem Entwurfe nicht konſequent turdh 
rie, 

Eine große Berftimmung brachte in Bayern die Heimlichkeit hervor, in welche 
die Gefepgebungsarbeiten gehüllt waren. Eine Kritit war weder 3. B. durch Preife, 
wie bei dem Kleinſchrodiſchen Entwurfe begänftigt, noch möglich gemacht. Als 
1813 das Geſetzbuch verkündet wurde, mußte jeder Unbefangene die hohe Be— 
dentung deſſelben anerkennen; aber die Praftifer waren vielfah damit unzufrie- 
den 22), Während man die Klarheit ver Beftimmungen, die Meifterhaftigkeit, mit 
welcher er kräftig bisher allgemein befolgte, aber irrige Theorieen verbannte (3.8, 
Art. 143 wegen Töptlichkeit der Verletungen), vie fpftematifche Anordnung des 
Geſetzbuchs bewundern mußte, fühlten ſich die Praktiker empört 3) durch die Härte 
der Strafprohungen, durch die Beſchränkungen des richterlihen Ermeſſens, durch 
die Maſſen aufgeftellter geſetzlicher Vermuthungen. Die durch das dringende Be— 
dürfniß bervorgerufene große Zahl der Begnadigungen zeigte, wie ungenügend 
das Geſetzbuch war. Ueberall erfannte man, daß dem Bedürfniſſe ein Geſetzbuch 
nicht entſpreche, welches — wie ein Kompendium — die der Wiſſenſchaft ange- 
börigen Begriffe und (nur mit vielen Unterfheidungen wahren) Rechtsſätze als 
Geſetze aufftellt, einem angenommenen Princip Alles opfert, den Richter zur Ge— 
feßesmafchine machen will und durch ein unfeliges Generalifiren eines ver erften 
Erforderniſſe verlegt, daß der Richter in die Page gefetst fein muß, nach der Be- 
fchaffenheit des einzelnen Falles die Strafe auszufpredhen 2%), 

Es waren ſchlimme Zeihen für die Achtung des Geſetzbuchs, daß ſchon 
wenige Monate nad der Wirkſamkeit deſſelben durch ein (nicht öffentlich befannt 
gemachtes) Reftript der Art. 218 in Bezug auf den Holgpiebftahl außer Anwen- 
bung gefett und 1816 das Kapitel über den Diebftahl völlig abgeändert wurbe. 
Einen fchmerzlihen Einprud brachte das f. Reftript vom 19. Oft. 1813 hervor, 
durch welches allen Staatsvienern und Privatgelehrten verboten wurde, einen 
Kommentar über das Geſetzbuch druden zu laffen. Die Stimme der Wiffenfhaft 
und ihr Einfluß auf die Fortbildung des Geſetzes war dadurch ausgefchlofien, 
weil die Regierung (ein Dunkel ſchwebt darüber, ob %. darauf Einfluß hatte) im 
der Selbfttäufhung befangen war, daß durch die amtlich herausgegebenen An- 
merfungen die Richter hinreichend Aufklärung finden würden. Gerade diefe Anmer- 
kungen aber waren es, melde die üble Stimmung vermehrten. Man wußte, daß 
viefelben vorzugsweife von Gönner bearbeitet waren, dem Manne, der zwar an 
die Protokolle des geheimen Rathes ſich halten follte, aber wie die Vergleichung 
ergiebt, beliebig feine Anfichten bineinzog, was um fo ſchlimmer war, da Gönner 


22) Der Verf. d. Art. bat damals in einem anonymen Artikel in dem Arch. des Kriminalr. IT, 
Band ©. 54 auf dem Grund von Mittbeilungen ehrenwertber Praftifer die in der Praxis ziem— 
lich allgemein anerkannten Fehler des Geſetzbuchs dargeftellt. , 

23), Die unter dem Titel: Birmaniſches Strafgefeßbuch, überfeßt von Zaunſchliefer, er— 
jchienene Schrift 11822), eigentlich eine Parapbrafe des bayer. Geſetzbuchs, allerdings viele Ueber: 
treibungen und unvaffende Wipe enthaltend, giebt aber doch ein wahres Bild der über den 
Werth des bayer. Geſetzbuchs berrfchenden Anfichten in Bayern. 

24, Der Verf. diefes Artikels bat darüber in feiner Schrift: Weber die Grundfehler in der 
Behandlung des Kriminalrechts. Bonn 1819, Nachweifungen gegeben; f. auch wichtige Beweife 


— 


von Walther in der krit. Ueberſchau der deutſchen Gefepgebung 111. ©. 377. 
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entſchieden Gegner F.'s war, und bei aller feiner großen Begabung doch nicht 
mit der Strafrechtswifienfchaft vertraut war. Allerdings ward bie Handſchrift der 
Anmerkungen F. mitgetheilt; aber feine Bemerkungen 25) fanden wenig Beachtung, 
und fo zeigte fi bald in der Rechtsanwendung, wie häufig die Aeuferungen in 
den Anmerkungen im Widerſpruche mit dem Terte des Geſetzes und unter ſich 
ſelbſt ftehen 26). 

Das neue bayeriihe Geſetzbuch war aber auf jeven Fall vie wichtigfte Erfchei- 
nung auf dem Gebiete der Strafgefeßgebung; in allen fpätern Gefeßesarbeiten der 
deutichen Staaten wurde e8 zum Grumde gelegt; aud im Auslande wurde das Ge- 
ſetzbuch 27) als eines der beveutendften geachtet und vielfach zu Rathe gezogen. 

Um F.'s Wirkfamteit auf Geſetzgebung gerecht würdigen zu fönnen, muß nod) 
feine Stellung von der Zeit an, als er Münden verließ, erwogen werben, um 
zwar in zweifacher Beziehung, nämlich in Rückficht auf fein Verhälmmiß zu den neuen 
Gefeßgebungsarbeiten in Bayern und in Anfehung des Einfluffes, welchen feine neue 
Stellung als Vorſtand von Appellationsgerichten auf feine legislativen Anſichten 
ausübte. Nachdem F. aus dem Minifterium getreten war, wurde vie Geſetzgebung 
Bayerns freilihd andern Perfonen anvertraut. Man würde Unrecht thun, wenn 
man in den‘1822, 1827, 1831 den Kammern vorgelegten revivirten Entwürfen und 
Motiven der Strafgefeßbücher die entſchiedenen Verbeſſerungen verfennen wollte, 
welche durch die gemachten Erfahrungen über die Härten des Geſetzbuchs und durch 
die Berichte der Gerichte hervorgerufen wurden; allein ebenfowenig kann verfannt 
werben, daß mande Männer, welche jet auf die Gefegesarbeiten Einfluß erbiel- 
ten, vorzüglid Gönner, den oft die Feindſchaft gegen %. verblendete, ungerecht 
gegen feine Bervienfte waren, und oft Vorſchläge machten, die ſchwerlich auf Billi- 

ung Anfprud machen konnten. Vorzüglich war der 1822 vorgelegte Entwurf eines 
Bolheiftrafgefeghuc)s eine verunglädte Schöpfung, über welche F. einen zwar harten, 
aber gerechten Tadel ausſprach 38). Die bayerifche Regierung hatte zwar fortdanernd 
mit 5. in Bezug auf Gefegesarbeiten eine Verbindung unterhalten, Gutachten von 
ihm über einzelne Entwürfe verlangt, felbft ven Auftrag zur Revifion des Straf- 
geſetzbuchs gegeben 29). Allein F. war verftimmt, weil er wohl fühlte, daß er doch 
nit den ihm gebührenden Einfluß hatte, und die gegen ihn in Münden wirtenve 
Partei bei jever Gelegenheit ihm entgegentrat. 

Wichtig wurde dagegen feine neue Stellung als Gerichtspräfivent. Hier ſah 
er fein Gefegbuch in der Anwendung, er mußte die verlegenbe Härte der darnach 
auszuſprechenden Strafurtheile und ihren Wiverfprud mit der Verſchuldung des 
einzelnen Falles anerkennen; er hörte- die amtlihen Aeußerungen und Klagen feiner 
Kollegen über die Beſchränkung des richterlichen Ermeſſens. Alle, weldhe in jener 
Zeit mit F. über fein Geſetzbuch fprachen, erinnern fih, mit welder Klarheit und 
Gerechtigkeit er in den Stunden, in denen er gut gelaunt war (häufig war er ver- 
ftimmt, wenn von dem Geſetzbuch die Rede war), über einzelne Punkte der Geſetz— 


25, Die mierfwürdige Nachweifung ift abgedrudt im Leben Feuerbachs I. S. 237, 244. 

36, Prof. Edel bat in feinem Vortrage über den neuen baver. Entw. S. 117 richtig das 
in Bezug auf die Lehre vom Diebftabl gezeigt. 

27, Den beften Beweis davon giebt das verdienftlihe Werk von Batel: Code penal du 
Royaume de Baviere traduit avec des explications. Paris 1852. 

28) Der ausgezeichnete Vortrag, welchen uniere Staatömänner wohl beberzigen ſollten, ift 
erft nach %.’3 Tode allgemein durch die Schrift: Leben Feuerbachs 11. S. 346 befannt geworden. 

29) Aufklärung darüber geben die Briefe in Feuerbachs Leben TI. ©. 217, 251. 
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gebung urtheilte, Die Frucht der im Stillen betriebenen, auf feine Erfahrungen be- 
gründeten Reviftonsarbeiten ift der von ihm binterlafjene Entwurf eines Strafgefeg- 
buchs 9). In diefem revidirten Entwurf erfannte F. faft alle Anfichten, die er 
früher auf das heftigfte beftritt, als richtig an, der Entwurf reinigte das Geſetzbuch 
von fo vielen rein doltrinellen Sägen, milderte die harten Strafprohungen und gab 
dem richterlihen Ermefien einen weiten Raum 31), 

3.8 Wirken würde nicht erfhöpfenn genug gewürbigt werben, wenn er nicht 
aud als geiftiger Kämpfer auf vem Gebiete politifher und religiöjer 
Freiheit gejchilvert würde. Wenn F. aud anfangs ein begeifterter Verehrer Napo- 
leons war, deſſen Genialität er erfannte, fo hatte jpäter bald der Gang ver Ereig- 
nüffe ihm gezeigt, wie die Uebermacht des großen Herrihers Deutſchlands Untergang 
herbeiführen, die Freiheit bedrohen und ein ſchändliches Spionenfyftem begünftigen 
würde. Daber ergriff er mit Begeifterung die deutſche Sade, feine (oben in Note 4 
angeführten) Schriften vom 1813 athmeten pas Gefühl ver Freiheit und hatten einen 
gewaltigen Einfluß, verwidelten ihn freilich in mande fchlimmen Kämpfe Mit 
Schmerz erfannte er, wie bald gewiſſe Berjprehungen vergeflen wurden, wie traurig 
fih die politifhe Lage Deutſchlands gejtaltete, wie die großen Staaten eine für 
deutſche Einheit geführlihe Stellung einnahmen; Vorſchläge zur Berbefferung be- 
Ihäftigten ihn und Begeifterung ergriff ihn, als in Bayern die Verfaſſung einge- 
führt wurde. — Eine Grundrichtung feines Lebens war fein Kampf für Freiheit auf 
dem veligiöfen Gebiete. Ueberall zeigt fih, daß F. von dem wahren religiöjen Geifte 
befeelt war (fein wichtiger Brief am feinen Sohn, im Leben II. S. 115), daß er 
aber Beichränfungen der religiöfen Freiheit für verderblich hielt. Jedes Ereigniß, 
was diefer Freiheit gefährlih werben konnte, erwedte feine Aufmerffamteit; beveu- 
-tend ift in diefer Beziehung ein Bricf an Tiedge über das bayerifhe Konkordat, und 
wegen ver Beichräntungen ber Freiheit der proteftantiihen Kirche. Ein würbiges 
Zeugniß feiner edlen Begeifterung für alles Große ift fein Brief an ven ehrwürdi— 
gen Weiler in München, fathol. Studienvireftor, einen Mann, an deſſen philo— 
fopbifche Borlefungen jeder feiner Schüler fid) immer dankbar erinnern wird, Die 
Schrift Weilers über die religiöfe Aufgabe unjerer Zeit (leiver wurde er damals 
wegen diefer Schrift vielfach angefeindet) veranlaßte #., dem würdigen Manne in 
feinem und vieler Freunde Namen die Gefühle inniger Hochachtung auszudrüden. 
Mag man aud zugeben, daß 5. mit feiner Feuerfeele und leidenſchaftlichen Auffaf- 
fung oft vie Gefahren, durd die er vie Freiheit bedroht ſah, überfrieb und feine 
Urtheile über Menſchen ungereht waren, fo muß man dod überall anerfennen, daß 
jeine Lebhaftigteit aus edler Duelle und aus Ueberzeugungstreue floß. 

Rittermaier. 
Feuerpolizei, ſ. Polizei. 


Feuerverficherung, |. Berfiherungsanftalten. 


0%, Ein Brief an v. Spies ıin dem Leben I. ©. 250) über das Verbältniß Feuerbachs 
zu diefem Entwurfe entbält viel Unerfreuliched und zeigt, daß man von Seite des Miniftertums 
* * gerecht gegen F. war. Erſt nach Feuerbächs Tode gelangte der revid. Entw. an das 

iniftertum. 

3, Der Berf. dieſes Artikels befap von 7%. eine Abſchrift dieſes Entwurfs und tbeilte Daraus 
im Archiv des Ariminafr. 1847 ©. 587 bis 589 Auszüge mit. Beionders merhvürdig ift, daß 
in dem Entwurfe (Tit. IV. 13, 14) der Milderungsgrund der verminderten Zurechnung und ba® 
allgemeine richterlihe Milderungsrecht vorfommt. ; 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbuß. II 33 
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Iohann Gottlieb Fichte wurde geboren am 19. Mai 1762 im Dorfe Ram- 
menau in der Oberlaufig, unfern vem Städichen Biihoffswerda, dem Geburtsorte 
feines Landsmannes und Geiftesverwanbten Leſſing. Sein Bater, Bauer und Band- 
weber, wäre aus eigenen Mitteln nit im Stande gewefen, ven früh ſich ent- 
widelnden Anlagen des Knaben die angemefjene Ausbildung zu geben. Der Groß: 
muth eines fächjifchen Gvelmannes, des Freiheren von Miltig auf Siebeneichen, 
verbanfte er diefe Gunft; er wurbe von ihm, nah dem gemwöhnliden Loofe un- 
bemittelter Jünglinge, für die Theologie beftimmt. Später indeß, ald während feiner 
Univerfitätsjahre fein Wohlthäter ftarb, begannen für den gänzlich Verbindungs- 
und Mittellofen — er hat, wie er in einem Bittfchreiben anführt, niemals eine 
öffentliche Unterftügung genoffen 1) — Jahre des herbften Mangels und bitterften 
Lebenstampfes, zumal da auch feine befannt geworbenen theologifchen Anfichten in 
Sachſen eine Anftellung als Pfarrer ihm erfchwerten. Das Aeußere diefer wechjel- 
vollen Schickſale gehört nicht weiter hierher, Aber an ihren Einfluß auf feinen 
Charakter und feine geiftige Entwidlung ift zu erinnern. Der Drud der Abhängig- 
feit, weldhen er bald und für immer überwand, erzeugte in ihm jenen Freiheitsſinn, 
jene unbeugfame Kraft des Willens, weldhe auch auf feine politifchen und Rechts- 
anfchauungen von entfcheidenden Einfluß werben mußten. In den verfchiedenften 
Gegenden Deutſchlands, der Schweiz, Polens und Dftpreußens umbergeworfen 
und ſcharfer Beobachter der geſellſchaftlichen Zuſtände dieſer Länder, konnte 
er nur die Bilder gewinnen, welche er in ſeiner Jugendſchrift („Beiträge zur 
Berichtigung der Urtheile des Publikums über die franzöſiſche Revolution") über 
Fürſtenmacht, Beamtenthum, Adel und Kirche niederlegte. Der tiefe Unwille über 
das vernunftempörende Unrecht in den faktifch begründeten Recdhtsverhältniffen mußte 
ihn ſchon damals zu dem fpäter allezeit vertheidigten Sage dräugen: „daß nur 
aus der ewigen Rechtsidee entfchieden werden könne, was aud in den biftorifch ge- 
gebenen Rechtszuſtänden eigentlich Nechtens ſei.“ Aber auch fein perſönlicher Cha- 
rafter erhob fi daran zu dem ftolzen Gefühle ver Selbftftändigkeit, welches er 
felbft in ber bebrängteften Tage feines Lebens, aus Veranlaſſung der. Anklage des 
Aheismus, alfo ausſprechen konnte: „Es ift wenigftens fo viel gewiß, daß ich 
lieber gar nicht fein möchte, als der Laune unterworfen fein, und nicht bem 
Geſetze.“ 2) 

Nur alfo aus diefem innerften Mittelpunfte feiner Denkweiſe ift zu begreifen, 
wie die Kant'ſche Philofophie ihn jo entfcheivend ergreifen fonnte, und zu erklären, 


4) „Fichte's Leben und literarifcher Brieſwechſel von 3. H. Fichte”, 1830 1, S 35. 
2) „Gerichtliche Verantwortung gegen die Anklage des Atheismus” 1799 in J. ©. Fichte's 
fänmtlichen Werken, V. S. 288. — Hierbei fei dem Verfafier geftattet, eine denfwürbige per: 
jönliche Mittheilung einzufchalten E. M. Arndt jagte mir einmal, daß ihm, wiewohl er ſelbſt 
fein philofopbifcher Kopf und nichts weniger als Fichte's Anhänger, dennoch diefer wegen feiner 
Perfünlichkeit böchft merkwürdig erſchienen fei. Zuhdrer deffelben in Jena, babe er zwar Nichts 
eigentlich verftanden, demungeachtet aber von feinen Gefinnungen und Lebrgehalt einen unaus- 
löichlich tiefen Eindruck zurüdbehalten, Nachher, ald er viele Jahre darauf in Peteröburg bei 
Stein eingeführt worden, babe ihn die Achnlichkeit in Gefichtözügen, Haltung und Sprache 
überrafcht zwifchen beiden Männern. — In Berlin ift es befannt, daß, als nach Fichte's Tode 
ein ähnliches Bildniß deffelben vermißt wurde, der große Architekt Schinkel zu agen pflegte, 
das ähnlichſte fei Immer noch die Statue des großen Kurfürften auf der „langen Brüde”. 
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wie Kant's ethiſche Grundanſicht in feiner Lehre zum tonfequenteften Ausdruck und 
eigentlichen Abſchluß kommen tonnte. In F. zieht fi das Kant'ſche Princip noch 
einmal zu größerer Strange und zum Ausprude noch ftolzerer Autonomie zufan- 
men; dann aber erfolgt in ihm felber der Umſchwung. Die Unbevingtheit und 
Autonomie des Ih der Natur gegenüber, dies Negative ift der gemeinfchaft- 
liche Grundgedanke in beiden Philofophieen. In F.'s zweiter Geftalt ver Ethik da- 
gegen ift die göttliche Ivee und bie Kraft Gottes der wahre und einzige Grund ver 
Sittlihfeit und das allein Perfonificirende für das Ich, welches in feiner finnlichen 
Ummittelbarfeit nur weſenloſer Schein bleibt. Nur vie trfte Form feiner Lehre, 
befonder8 in ihrem praftifchen Theile, ſcheint einigermaßen in die allgemeine Ge 
banfenmaffe der Wilenfhaftlidhen eingedrungen; rundes genug für die gegen- 
wärtige Darftellung, die zweite, fo gut als unbeachtet gebliebene Geſtalt verjelben 
bier vorzugsweiſe zu berüdfichtigen. Für alles Folgende, im Einzelnen wie im 
Ganzen, fo wie über alles fonftige Literarifche kann unfere „Gefchichte der Ethik“, 
welche auf genauer quellenmäßiger Forſchung beruht, die Belege darbieten. 3) 

I. Fichte's Rechte- und Staatslehre in ihrer erften Geftalt. 
(„Grundlage des Naturrechts nad Principen der Wifjenfchaftslehre”, Jena 1796. 
„Der gefchloffene Handelsftaat; ein philoſophiſcher Entwurf als Anhang zur Rechts- 
lehre und Probe einer künftig zu liefernder Politik“, Tübingen 1800. I. ©, 
Fichte's ſammtliche Werke, Bd. III. Berlin 1845. Wegen des inneren Berhält- 
niſſes diefer Schriften zu Kant iſt vie „Vorrede des Herausgebers" in dieſem 
Bande zu vergleichen.) 

Das Wichtigfte für die Gefchichte der Rechts- und der Staatswiffenfchaft ift 
unftreitig nachzuweiſen, wie F. die Idee des Rechts beftimmt und durch welche Gründe 
er ihr den Charakter des „Aprioriſchen“, VBernunfturfprüngliden, vindieiren zu 
miüffen glaubt. ! 

Das vernünftige Welen (das unendlihe Ich) kann ſich im Selbftbewuftfein 
und als Individuum jegen, als Einer neben Andern. Sid) ſetzend ſetzt ed auch 
feine Beziehung zu Andern. Das einzige wahrhaft Neale im Individuum ift aber 
feine Freiheit; in ihr liegt das eigentlich Individualiſirende, aber zugleich das, wo- 
durh das unendliche Ich hineinwirkt und gegenwärtig ift im enblichen. Dies 
allerurfprünglichfte Verhältniß muß aud) eben jo urfprifnglid im Bewußtſein des 
Individuums bervortreten. „Ich kann meine Feiheit nicht denken, ohne die der 
Andern mitzudenten, d. h. ohne die meinige durch die der Andern beſchränkt zu 
denfen.” — Dies urfprünglihe und inmerlih nothwendige Denken meiner Frei- 
beit läßzt nun aber in Bezug auf die fi verwirklidhende Freiheit eine doppelte 
Auffaffung, und damit einen Gegenfag des Handelns zu. 1) An fih foll ic 
nad) diefem nothwendigen Denten handeln; fonft käme mein Handeln mit meinem 
Denten, ich ſonach mit mir felber in Widerfprud. Ich bin im Gewiffen — durch 
mein urfprüngliches Willen, wie es fein foll — unbedingt verbunden, meine Frei- 
beit zu bejchränten. Dies der Stanbpunft des Sittengejeges. 2) Aber aus dem 
nothwendigen Wiverfpruche meiner mit mir felbft im eigenen Bewußtſein, aus 
meinem Konflitt mit ven Gewiſſen, folgt no nicht, daß aud mein wirklicher 
Wille und mein Handeln von ihm frei fein müſſe. Aber dazu kann Jever ge 
zwangen werben, es zuzugeben, ja imnerlichft anzuerkennen, va Andern bie Er- 


I) „ID. Fichte Syſtem der Ethik: Erſter kritifcher Theil: die philoſophiſchen Lehren 
vr Bun, Staat und Sitte in Deutfchland, A naland“, Leipzig 1850. S. 93 
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laubnif zufteht, dieſen Widerſpruch aufzuheben, d. b. ihn zu zwingen, von jenem 
Handeln abzulaffen, fofern er in einer gemeinfhaftliden Sphäre der Freiheit mit 
ihnen leben will. Dies ift das Princip und zugleih die abfolute Grenze des 
„Rechts“. „Ich muß meine Freiheit durch den Begriff von des Andern Freiheit 
nothwendig befchränten umter ver Bedingung, daß diefer das Gleiche thut“. Dies 
ift das Rechtsver hältniß und die eben aufgeftellte Formel das Rechtsgeſetz. 
Hiedurch wird zugleich erflärt, wie der Rechtsbegriff mit eben fo urfprünglicher 
Macht das Urtheil Aller, beherrfchen müffe, wie das Gewiſſen. Er ift „vie praf- 
tiſche Gewalt des Syllogismus“. 

Freiheit beſitzt demnach Jever unbedingt; Rechte dagegen erhält Jeder nur 
bedingungsweife, unter der Boransfegung, daß er die aller Andern anerkennt; — 
alfo nur innerhalb eines gemeinen Weſens, weldes die Yreiheitsverhältniffe (Rechte) 
Aller gegen einander abmißt, gleihmäßig beftimmt und beſchützt. „Alle pofitiven 
Rechte gründen fi auf einen (ſtillſchweigenden) Vertrag“. „Alles Recht ift 
Staatsrecht“; alle Verträge fallen daher innerhalb des Staats und fegen ihn 
voraus, Somit kann er felber nicht aus einem „Geſellſchaftsvertrage“ erklärt wer- 
ven. Wie F. fih anfangs, in feiner Schrift über die frangöfifhe Revolution, an - 
Rouſſeau anſchloß, jo hat er fpäter die Rouſſeau'ſche Theorie widerlegt, die 
Kant'ſche erweitert und befeftigt. 

Aber dies Depuftionsprincip reicht nicht weiter, als den Staat für den höchſten 
Garanten des „Mein und Dein", für die bloße Rechts- und Zwangsanftalt zu 
erflären, wodurch er aller eigentlich fittlihen Aufgaben baar und lebig erjcheint, 
So ift e8 bei Kant gewejen; fo mit nech ausdrücklicherem Bewußtfein bei F. in 
der erften Geftalt feiner Nechtslehre: er bezeichnet ihn daher als Nothftant, „dazu 
beftimimt, immer mehr ſich überflüffig zu machen“. Zwar hat F., mie unfere Kri- 
tit im Einzelnen nachgewieſen, diefen Begriff unwillkürlich erweitert und gefteigert, 
ohne jedoch die von Kant ber liberlieferte Orundauffaffüng principiell überjchreiten 
zu können. 

Aber nach einer andern Seite bin hat er diefelbe Aufgabe des Staates noch 
verfhärft und vertieft — im „geſchloſſenen Handelsſtaate“. Wenn das Naturrecht 
lehrt, daß Jeder das ihm nöthige „Eigenthum“ befigen, d. h. von feiner Arbeit 
fol leben können; fo ift die foeitere Aufgabe des vollflommmen Staates, Jeden in 
den Stand zu fegen, gleih angenehm zu leben, d. h. den gleichen Theil von 
Arbeit und Muße zu befigen. Es ift daher die Pflicht des „Vernunftftantes”, ven 
Bürger nicht nur in dem Befigftande zu ſchützen, in welchem er ihn findet, fondern weit 
mehr noch, Jeden in ven ihm zulommenden Beſitz erft einzufegen; venn 
Jeder hat an ſich das gleiche Recht auf Wohlfein. In dieſem Antheil befteht eigent- 
ih das ihm zufommende Seinige, zu weldem ver Staat ihm allmählig zu 
verhelfen hat. Wie er jenes Problem mittelft einer fehr komplicirten Organifation 
und Beauffihtigung der verfchievenen Arbeits- und Induſtriezweige löſen könne, 
ſucht der „geichloffene Handelsſtaat“ zu zeigen. Damit der Staat jene Rechtsauf- 
gabe erreiche, will ihn F., gleich den fpätern franzöfifchen Secialiften, zu einer 
öfonomifhen Gefammtanftalt ausbilden; nur mit dem allerdings fehr welentlichen 
Unterfchieve, daß jene im finnlichen Wohlfein ver Maflen ven höchſten Zwed des 
Staates und alles Lebens finden, während dieſer die „Muße“ ver fittlihen Lebens- 
aufgabe zugewendet wiffen will! - 

II. Redts- und Staatslehre in ihrer fpätern Form. („Das Syftem 
der Nechtölehre in Borlefungen aus dem Jahr 1812", Nachgelaſſene Werke, Bonn 
1834. Bd. II. ©. 495 fi. „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, 1804, 
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„Bolitiiche Fragmente‘ 1807, 1813, ſämmtliche Werfe 1846, Bo. VII. „Die 
Staatslehre ober’ über das Verhältniß des Urftaates zum Vernunftreiche“ 1813. 
Sämmtlide Werte Bd. IV.) 

Auch Hier ift das Grundverhältniß zwiſchen Recht und Sittlichfeit, zwiſchen 
ven Staate und den höheren Formen der fittlihen Gemeinſchaft, weſentlich daſſelbe 
geblieben : jene beiden Wiffenfchaften find unabhängig von einander. Doc ift ihr 
inneres Verhältniß fchärfer begründet; es ift das von Mittel und Zwed. 
„Das (formale) Recht liegt vor dem Rechte durch das Sittengefeg, als Bedin— 
gung feiner Erfheinung.“ — So gefellt fid ver bisherigen Auffaffung von 
den Gflichten des Staates ein Drittes, wejentlih Neues hinzu. Er bat nicht blos 
die Aufgabe des Rechtsſchutzes, ſodann die ökonomiſche einer Organifation der 
Eigenthumsverhältniffe (auch diefe Seite hat F. in feiner neuen Lehre aufs Nach- 
vrüdlichfte ausgebildet, doch mit Abfehen von der ungenügenden Form eines „ges 
ihloffenen Handelsftaates"), fondern zugleich die dritte, weit höhere, in ber jene 
- beiden erft ihren Zweck und Sinn erhalten: er muß Bildungsanftalten zur Sittlich⸗ 
feit für Alle gründen. Erft dadurch erwirbt er ſich auch als Zwangsanftalt zum 
Rechte eigene Rechtmäßigkeit („Legitimität"). Es ift ein durchgreifender Unterſchied 
des Staates von ber Defpotie, daß bei jenem Bildung im Bolfe herrſcht, bei 
diefer Dreffur. Der Zwang wird nur rechtmäßig, fofern er zugleich zur Frei— 
heit erzieht.“ — Die ötonomifhe Staatsaufgabe koncentrirt fi bei ihm im Eigen- 
thumsbegriff. Der höchſte und allein befriebigende Begriff des Eigenthumsrechtes 
ift das Recht auf Arbeit, deren Ertrag Jedem den nöthigen Unterhalt und freie 
Mufe zur Bildung gewährt, „Arbeitsleiftung“ ift daher die wahre Grundlage alles 
öffentlichen, mie Privatvermögens; ftete und gleihmäßige „Arbeit 8vertheilung“ 
ferner ift das wahre Ziel und der Erfolg des rar 3 Eigenthumsvertrages. 
Diefer Vertrag ift alfo eigentlich ein Vertrag über das Geſetz, das gegenfeitige 
Eigentbum immerfort neu zu orbnen und diefe Ordnung zu erhalten. 
Sobald Jemand von feiner Arbeit nicht leben kann, ift ihm, was fhlehthin 
das Seimige ift, nicht gewährt, der Staats- und Bürgervertrag ift in Bezug 
auf ihn ned nicht verwirklicht. „Man fagt gewöhnlich, der Einzelne geht uns 
nichts an. Sind denn die Menſchen unter euch wie die wilden Waldvögel, um 
deren Treiben fih Niemand befümmert, deren Eriftenz darum auch vogelfrei iſt? 
— Ihr fpreht von Bürgern. Da liegt's eben; ihr habt unter euch Wilde, bie 
nicht einmal Bürger find. Jedem Bürger muß fein Leben garantirt werben." 

Ebenfo ift aber aud Jeder zu gleihen Abgaben an ven Staat rechtlich 
verbunden, d. h. Jever muß, feiner Eigenthums- und Arbeitsiphäre gemäß, für 
ven Staat dem inneren Werthe nady gleich viel arbeiten. Eine Unterfuchung über 
den abjoluten und relativen Werth („Grundpreis“) der Dinge fehließt ſich bier 
an: wie biejer, unabhängig von allem Metallgelde, annähernd zu finden, und 
was dagegen die wahre Bebentung des Metallgelves fei, wird weiter gezeigt. Wir 
können auf dieſe tiefgreifenden Unterfuhungen nur kürzlich verweifen. 

Aber noch eine andere, allgemeinere Bemerkung drängt ſich bier auf. Alle 
ſolche Entwürfe pflegt man mit der fummarifchen Einwenbung zurüdzumeifen: daß 
dies überfpannte und unausführbare Anforderungen unpraktiſcher Idealiſten feien. 
Wir erwiedern darauf, nicht um ein beftimmtes Syſtem zu vertheidigen, ſondern 
im Namen einer ganzen Wiſſenſchaft: daß, was als ftrenges Recht erwiefen 
worden, dies auch ver Ausführbarfeit unabläffig näher gebracht werden müſſe. In 
jeder focialen frage gilt als erfter Grundfag: man kann, was man foll, eben wait 
man es fol! Die „Ethit", als Wiffenfchaft von der Staatsidee, bat nur bie 
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bödhften, unverrüdbaren Aufgaben zu verzeithnen. Der „Bolitit“ und ver Weligeſchichte 
bleibt ihre Ausführung überlaffen, welche in gar verſchiedenen Geftalten möglich 
ift, und F. bat nicht darin gefehlt, daß er falſche Anforderungen *) an- den Staat 
gemacht hätte, ſondern darin, daß er, die Örengen feiner Aufgabe überfchreitend, 
zugleich Borfchläge zur praftifchen Ausführung angeben wollte und irrigerweiſe die 
gleiche Begriffsnothwendigleit auf dieſe übertrug. DE 
° Dies Bedenken gilt zum Theil auch noch für die Löſung ber dritten, höchften 
Stantsaufgabe: Erziehung des Volks zur Freiheit und Sittlichkeit. Rechtmäßiger“ 
Oberherr eines Volles kann mar der fein, welder die nächte Stufe der zu reali- 
firenden Bildung in eimem beftimmten Zeitpumkte ertennt und das Bolt erziehen 
dazu vorzubereiten vermag. Die: Einficht in ſolche Aufgabe lann nur im Stande 
der „Lehrer“ gefunden werben — ber Lehrer in univerfalem Sinne, wo bie Idee 
nicht bios theoretijch bleibt, ſondern thatbegrünbend wird. Wen bie Lehrer als ben 
höchſten unter fi anerkennen, wen diefe fi unterwerfen, ber ift bie höchſte im 
dieſem Zeitpuntte, im biefem Volte hervortretende praftifche Intelligenz — er iſt 
rechtmäßiger Dberherr „von Gottes Onaden“, durch die innere, geiftig am ihm ſich 
erprobende Macht ver Idee. So weit führt uns die Aligemeinheit des Gedanlens, 
aber die Wirktichkeit widerfpricht bemfelben. SE" 
Hier reiht daher eine geſchichtliche Aufgabe fih an, um die Einficht zu 
erzeugen, bei welhem Zwiſchengliede der Bildung Wir ftehen, zu welchen höher 
wir zu erziehen fein? Die ganze Weltgeſchichte beſteht nur in dem ſtufenweiſen, 
aber unwiderftehlichen Fortſchritte von Autorität und Glauben zum Berftande 
und zur Freiheit. Dies kennzeichnet den durchgreifenden Gegenſatz zwiſchen ber 
alten Welt und der nenen, Das Princip der neuem iſt die in bie innere Ueber— 
zeugung hineinfallende fittliche Wreiheit umd die Autonomie des Verftan- 
des, der die öffentlichen wie vie perſönlichen Berhältnifie Fünftlerifh nad ver 
fittlihen Idee geftalte. Dies Princip nun ift hiſtoriſche Macht geworben im 
Chriſtenthum, zumädft ald Lehre nnd als Gebot für den Einzelnen. Aber es 
iſt nicht blos Lehre, Berkündigung ber freimachenden Araft Gottes an die Ein- 
zelnen, ſondern es ift zugleich ftaats- und gefellſchaftobildende Macht: es forvert 
und bringt im der Weltgeſchichte allmählig hervor eine Berfaſſung, in ber Jeber 
gehorcht nur dem von ihm jelder deutlich erfannten Willen Gottes, wo Gott, ohne 
Zweifel durch Umſturz jedes anbern Herrn, alleiniger Herrſcher geworben tft, Dieje 
Herrſchaft waltet im Innern ver Gemüther als fittlihes Gebot und begeifternder 
Wille, wie wir ſchon jest Einzelne ein heiliges Leben führen fehen, frei vom Rechts: 
zwange und unbedürftig der Schranken, welche die Staatsgeſetze ven Uebrigen auf- 
erlegen; nach Außen ruft fie eine völlig gleichmachende Rechtsordnung hervor, mo 
Jeder die Stellung erreichen kann, welche feine geiftige Individualität, ver an ibm 
fund werbende Wille Gottes ihm anmweifl. Dies ift ver „hriftliche”, zugleich ber 
„freie Vernunftſtaat“! Die Borbereitung zu biefer Weltverfaffung ift 
einestheild vie allmählig durch das Chriftenthum ſich vollendende religiös-fittliche 
Bildung des Menſchengeſchlechts, welche den Zwangsſtaat immer überflüfſiger macht, 
anderntheils die allmählige Unterwerfung der Natur unter die Freiheit des Men— 
ſchen, durch Verſtand und Wiſſenſchaft. Diefe lehren, die Natur für ſich arbeiten 
zu laſſen und erzeugen dadurch die äußern Bedingungen eines der Menſchheit 


* Anm, d. Red. Vorbehalten bleibt manilchen immer noch die näbere Prüfung, ob nicht 
%. nach der Neigung feiner Zeit den Staatsbegriff fetbft überſpannt babe und deßhalb zu über 
triebenen oder unberechtigten Anforderungen an denfelben gekommen fel. : 
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gemäßen Dafeins. Defihalb wird es Zwed des Staates, den freien Berftand und 
die Wiffenfchaft zu pflegen. Er glaubt darin feine eigene größere Macht zu be- 
förbern, vient aber dadurch, ohne es zu wiffen, nur dem allgemeinen Weltplane. . 
Das Ziel des ganzen Erddaſeins ift diefe befreiende Theofratie, durch die das 
ganze Menfhengefhleht in einem einzigen, innig verbünveten chriſtlichen Staate 
befaßt wird, der nun nad einem gemeinfamen Plane befiege die Natur und dann 
betrete die höhere: Sphäre eines andern Lebens. 

Der germanifhe Stamm ſcheint von der VBorfehung ausſchließend beftimmt, 
dieſen chriſtlichen Weltſtaat, zugleich das „Reich“ des wahren Bürgerthums, all: 
mäblig vorzubereiten, und wenn vielleicht aud in fpäter Folgezeit, zuerft zu ver- 
wirklichen. Den Erweis davon findet F. in dem drei geiftig epochemachenden Thaten, 
vie die Weltgefhichte ausfchlieglid dem deutſchen Volke verdankt. Es ift die Re 
formation, welde principiell »zuerft den religiöfen Autoritätsglauben durchbrach, 
indem fie die Religion in den innern „Slauben“, in die eigen zu erlebenve 
Ueberzeugung verlegte. Es ift die zweite damit verwandte große That des durch 
Kant begründeten Idealismus, welder in der Tiefe des menſchlichen Bewußtſeins 
ben ewig fließenden Duell der „Ideen“ entdedte und den Verſtand anwies, das 
alfo Dffenbarte in frei befonnener Kunft praftifch zu geftalten und ins wirkliche 
Leben einzuführen. Es ift enplih der Peſtalozzi'ſche Gedanke einer allgemeinen 
Volkserziehung, der erfte oder fundamentale Hebel, nm von Unten auf einen 
neuen Vollsgeiſt, dadurch eine neue Menſchheit langſam heranzubilden. Diefe drei 
in ihrer Nachwirkung unvertilgbaren Geiftesthaten find es zugleih, welde ung 
die inmere Gewißheit geben, daß Deutfchland und von ihm aus die Weltgefchichte 
an ihr Biel fortfchreite; denn an der ftillwirfenden Araft diefer Geiftesmächte 
wird jeder äußere Widerftand ficher ſich brechen. 9) 

Wenn %. daher, während die Fremdherrſchaft auf Deutjchland Taftete, ſelbſt 
mit Gefahr feines Lebens gegen die Unterbritfung vang *), fe begleitete ihn vie 
höhere Ueberzeugung, damit zugleich die Zukunft ber ganzen Menfchheit zu ver- 
treten. Aber dieſer Kampf follte nad ihm —* mit außern Waffen, ſondern Mm 
der umfihtbaren Welt, durch Umbildung des Volfsgeiftes, geführt werben; an ge 
heimen Bünden, Verſchwörungen zu Bollsaufftänden hat er nie Theil genommen. 
Als jevoh die Stunde der Außern Befreiung gelommen war, wollte auch er auf 
die ihm gemäße Weife ven Fräftigften Antheil am ihr nehmen. 9) Und als er im 





%) Darüber find nicht nur F.'s „Reden an die deutiche Nation” und feine „volitifchen rag: 
mente“ aus den Jahr 1807 und 1813 (fämmtliche Werke Bd. Vır), fondern befonders auch feine 
gg Are „Batriotiömus” (mamentlich das zweite) in den „Nachzelaffenen Werten“ 

d. UII au vergleichen. 

x) Anm. d. Red. Ar. Geng, ber die Grniedrigung feiner Nation fo tief empfand, 

wie irgend ein Deuticher, jagt über %.'8 Neden in einem Brief an A. Müller vom 7. Juni 
808: „Die Reden von Fichte babe ich mit unendlichem Wohlgefallen gelefen. So hat mic 
fange fein Buch getäufcht. — frevelhafter Weiſe, Sie hätten blos fo viel Nühmens 
ne * Sie Fe € — auf Ihre — N ea rn > 
ang mißfiel mir, kurz: „. e aus, um zu en und ſiehe, ich mußte ſegnen““. Sollte 
manches auch nicht ek Salem. Bas bfeibt — wahr: fo groß, tief un fo ht faft noch 
Niemand von der deutichen Nation geſprochen.“ Vgl. auch: J. ©. Fichte ald Redner an die 
ar en in: „Unfer Jahrhundert, Gallerie polit. und literar. Perfönlichkeiten” Bd. I. 
(Go i 

5) Die Grundfäge, die ihm bei diefer Enticheidung leiteten, bat er in einer „Rede an feine 
Zuhörer vom 19. fe 1813" („Sämmtliche Werke“ Bd. IV. S. 603610) ausgeiprochen, 
welche zu den bezeichnendften Dentmalen feiner Gefinnung und Lebensbeurtheilung gehört. 
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noch nicht vollendeten zweiundfünfzigſten Jahre (ven 27. Jannar 1814) am Typhus 
ftarb, war e8 die legte freude, welche er in feinen Todesfhlummer hinübernahm, 
die völlige Befreiung des deutfchen Bodens, den Uebergang der Verbündeten über 
den Rhein noch zu erfahren. Das Unheilvolle, Entmuthigende in der fpätern Ge— 
ſchichte unſers Baterlandes zu erleben, ift ihm erſpart geblieben. 

Indem wir durch Vorftehendes die etbifchen Lehren Fas in gebrängter Kürze 
darftellten, geſchah es nicht, um fie gleich abgeſchloſſenen Wahrheiten zu unbedingter 
Anerkennung zu empfehlen oder Schule dafür zu machen, fonbern um auch aus 
ihnen den unveränderlihen Geift ver praftifhen Ideen hervorleuchteu zu lafien, 
welche in verfchievenftem Ausprud, aber in geheimer Harmonie, zu allen Zeiten 
der Menjchheit ihr ewiges Ziel vorhalten. Dies ift das vor uns liegende greif- 
liche Wunder, das offenbare Myſterium der göttlihen „Borfehung” in ber Welt- 
geſchichte, welches fi in jedem Augenblicke vor unfern Augen begiebt. 

9. 9. Fichte. 


Fideifommiß, |. Stammgüter und Fideikommiſſe. 


Filangieri. 


Kajetan Filangieri ſtammte von einer normaniſchen Familie ab; der 
Name wurde abgeleitet von filii angeri, einem Nachlommen des Angerius (einem 
Sohn des Tritel), nah der Sage Waffengefährte von dem berühmten Normanen 
Roger. Kajetan !) war geboren am 18. Auguft 1752 in Neapel. Schon früh zum 
Militärbienfte beftimmt, trat er 1766 im den Dienft, zeigte aber immer eine große 
Liebe für wiſſenſchaftliche Studien, insbefondere für die griechiſchen und römiſchen 
Klaffiter, nicht weniger für Philofophie und vie Gefhichte der Gefeggebung der 
verfhiedenen Völker. Schon im actzehnten Jahre entwarf er den Plan eines 
Wertes über öffentlihe und Privaterziehung, wobei er davon ausging, daß eine 
folhe Erziehung die Grundlage der Sitten und ver Geſetze fei. Gleichzeitig 
arbeitete %. an einem andern Werfe: Morale de principi fondata sulla natura 
e sull’ordine sociale; beide Werke können als Borläufer feines fpäteren großen 
Werkes betrachtet werden. Im Jahre 1774 wurde er Advokat. Der damalige 
Zuftand der Rechtspflege genügte feinem Geiſte nicht; es fehlte ebenfo an philo— 
fophifchen Forfhungen, ald an der Achtung der Geſetze. Eine willfürliche principlofe 
Praris war an die Stelle getreten. 

Damals Hatte der große Minifter Marhefe Tanucci den Plan gefaft, 
dem Uebel entgegenzuwirten; das Geſetz von 1774 war die Folge davon, 
dadurch wurden die Richter angewiefen den Urtheilen forgfältige Entſcheidungs— 
, gründe beizufügen, darin aber nicht auf die Auktorität von Doktoren ſich zu 
berufen, fondern nur nad dem Ausſpruche des Gefeges zu entſcheiden, wobei das 
nene Gefeg einige Anweifungen gab, vie Geſetze auszulegen, damit die Urtheile 
den Gefegen gemäß feien und nicht blos auf willfürliche Anfichten der Richter 
gebaut würden. Gegen dies Gefeß erhoben ſich heftige Stimmen der Richter; 
F. übernahm es in einer Heinen geiftreihen Schrift, 2) worin er von der Stellung 


1) 5. die Biographie Kilangierid durch Donato Tomafi. Sie tft in der Ausgabe der 
scienza della legislazione. Filadelfia 1799, vorgedrudt. 
2, Riflezzioni politiche sull ullima legge sovrana, che riguarda l'administrazione 
della justizia. Napoli 1774, 
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ver Richter zum Geſetze und ver Bedeutung der Entſcheidungsgründe handelte, das 
Geſetz zu vertheibigen. Die Schrift lenkte die Anfmerkfamfeit des Mindfters wie 
des Publiftums auf F., der im der Zwiſchenzeit mit Eifer feine philofophifchen 
Studien betrieb und durch die Forſchungen über die Mängel ver Gefege zu dem 
Borhaben beftimmt wurde, leitende Grundſätze für vie Geſetzgebung aufzuftellen. 
Der Einfluß feines Onkels, des Erzbiihofs von Neapel bewirkte, daß F. 1777 
am den Hof fam, die Stelle eines Maggiorvemo und Kammerherrn erhielt, und 
bald darauf Offizier in der Marine wurde. 

Alles dies konnte feinen wiſſenſchaftlichen Forfhungsgeift nicht lähmen, und - 
der Gittenveinheit und ver Fleckenloſigkeit feines Charakters feinen Eintrag thun. 
Seine fortvanernd auf die politifchen Wiſſenſchaften gerichteten Studien erhielten 
eine neue Nahrung, als in Italien ebenfo wie in dem übrigen Europa durch bie 
auf die Grundſätze des Staatslebens gerichteten philofophifhen Forfhungen von 
Baco, Lode, Hobbes, in Fraukreich Bodin, Rouffeau, vorzüglid von Montesquieu, 
ein neuer wiffenfchaftliher Aufſchwung ſich erhob, insbefondere in Neapel Vico bie 
Geiſter entzündete d) und Beccaria den Forfhungen die Richtung gab, die Mängel 
der Geſetze und die Mißbräuche anzugreifen. Das Nationalgefühl des Italieners 
wurde namentlich angeipornt, hinter ven Arbeiten von Montesquieu nicht zurüd- 
zubleiben. Es ift begreiflih, daß F., deffen Arbeiten ſchon lange eine ſolche Richtung 
hatten, am meiften Beranlaffung fand, aud während feiner Dienftleiftungen bei 
Hofe umd bei dem Militär mit der ihm eigenthümlichen Energie das was ihm 
lange vorichwebte, zur Ausführung zu bringen. So erſchienen 1780 vie erften 
zwei Bände feines Werkes: Ja scienza della legislazione. %., faft erbrüdt durch 
die Arbeiten vie ihm fein Dienft auflegte, durch vielfache Ehrenbezeugungen des 
Königs ausgezeichnet, ermüdete nicht im feinen wiffenfchaftlihen Arbeiten und 
bewirkte 1783 vie Veröffentlichung des dritten und vierten Bandes feines Werkes. 
Während alle Verftändigen das Wert mit Begeifterung aufnahmen, mußte ber 
Verfaſſer erfahren, daß er wegen der Art, mit der er darin alte Feudaleinrich— 
tungen bes Adels bekämpft hatte, angefeinvet ?) und daß fein Werk auf den Inder 
gefeßt wurde, weil darin die Reichthümer der Kirche angegriffen und Anventungen 
gemacht wurden, daß der Verfaſſer noch mande Mißbräuche der kirchlichen Ver— 
waltung angreifen würde. F. fuchte um Entlaffung von dem Hof- und Militär- 
dienfte nach, hatte aber die Freude zu bemerken, daß feine Werke immer mehr auch im 
Auslande d) Anerkennung fanden. Eine neue Laufbahn eröffnete ſich ihm durch die 
im Jahr 1787 erfolgte Ernennung zum Staatsrath im Finanzurinifterium, wo 
er jest mit Eifer nationalöfonomifche Studien betrieb. Den furdtbaren Anftren- 
gungen unterlag der Körper und Geift. Schon feit 1781 war F. durd Magen» 
und Nervenleivden mit oft tieferichütternder Hypochondrie ſchwer ergriffen. Die 
Anfälle der Krankheit kamen häufiger und ftärker, %. ftarb am 18, Juli 1788. 
Sein früher Tod (F. war erft 36 Jahre alt) fand allgemeine Theilnahme. 

Die legte Arbeit, mit welcher er ſich vor feinem Hinſcheiden befchäftigte, bezog 

fih auf jenen Theil feines Werkes, der von der Religion handelte. Die hinter: 


3) Weber die damalige Richtung der phbilofophifchen Studien in Neapel file Manna 
della giurisprudenza e del foro napoletano, Napole 1839, pag 214. 
%) Durch einen gewifien Grippa, einen berühmten Matbematifer. Filangieri antwortete ihm 
nicht; aber ein ee er rk widerfegte die Kritik von Grippa. 
5; Jn Bern wurde fein Werk von der ökonomiſchen Geſellſchaft ehrend ausgezeichnek, von 
Franftin erbielt —8 ſehr anerfennende Briefe. Biografia del Donato Tomasi pag. XCIX. 
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faffenen Aufzeihnungen und Andeutungen 6) bewiefen, daß dies einer ber’ beben- 
tendften Theile des Werkes geworben wäre, ba %., erfüllt von ber erbabenen 
Anficht von der Würde der Religion fi vorgenommen hatte, zu zeigen, wie das 
Chriftenthum im Laufe der Zeit entartet war, insbefondere durch Vermiſchung 
geiftlicher und weltlicher Macht, Herrfchjucht ver Priefter verborben wurde, und 
wie leicht eine würdige dem Weſen der Religion ziemende Stellung der Kürde 
zum Staate gegründet werben könne. F. bereitete außer feinem große Werke noch 
zwei andere vor, nämlich: die neue Wiſſenſchaft und bie Istoria eivile: umiversale 
e perenne. 

5. gehörte zu den Männern, deren Wirken, wenn es unpartheiiſch won dem 
Standpunkte der Zeit und ver Berhältniffe gewürdigt wird, unter benen ber 
Mann handelte, als ein tiefeingreifendes und eine große Umgeſtaltung hervor- 
bringendes anerfannt werben muß, während, wenn bies Wirken von der Naih- 
welt, die im Befige der Ergebniffe größerer Fortſchritte ift, gewürdigt wird, 
die Kritif fo viele Ausftellungen an den Leiftungen bes Marines: zu machen-finvet,” 
daß feine Arbeiten im Lichte der heutigen Zeit weniger bedeutend erjcheinen mögen 
Der Beweis aber, daß das Werk von F. einen großen Einfluß auf die Aus⸗ 
bildung ver Geſetzgebungskunſt übte und in allen Ländern auf die wiſſenſchaftlichen 
und legislativen Arbeiten wirkte, ergiebt ſich aus ver Fiterargefchichte, nach: welcher 
überall 5.8 Werk neben denen von Montesquieu und Beccaria glänzt, und zeigt 
fih noch mehr, wenn man erfährt, daß fein Werk vielfahe Auflagen exiebte?) 
und ebenjo vielfach überfeggt witrbe. 8) 

Zerglievert man F.'s Wert, fo ergtebt ſich folgender Ideen "gene. Nachdem ber 
Berfafjer im erften Buch: vor den allgemeinen Regeln der Geſetzgebungswiſſen 
"Schaft, die fyrage Über Entftehimg der Staaten, über das allgenteine Princip des 
Staatölebens (nad F. Ruhe und Erhaltung), von ber abfoluten und: relativen. 
Güte ber Gefege und von den Einflüffen auf die lettere gehandelt hat, beichäftigt 
er fi im zweiten Buche mit den politifhen und öfonomifchen Geſetzen und babei 
mit der Frage Über Steuern und Duellen des Reichthums, über Handel und 
Luxus; das dritte Bud) ift bie Auseinanderfeßung der Grundjäge des Strafver⸗ 
fahrens (mit Eingehen in alle wichtigen Fragen der Gejeßgebung) und ber 
Grundſätze des Strafrehts. Das vierte Buch entwidelt die Örunblagen ber 
Erziehung. 

F. geht in feinen Unterfuhungen über den Staat bavon aus, baß ber 
Staat fo alt ift, als die Menfchheit, aus dem Willen der Borfehung in allmäh- 
liger Entwidelung des dem Menſchen eingepflanzten Strebens nad) Sicherheit 
und Ruhe ift, daß die Vorftellung von einem Naturzuftand auf Irrthum beruht; 
daß die Geſetzgebung fefte Regeln haben müſſe, nicht der bloße Wille des Befeg- 
gebers entſcheiden dürfe, daß ferner die lite der Geſetzgebung eine abfolute und 
relative fei, und vie erfte in ber Uebereinftimmung der Gejege mit ven allge 
meinen Grunbfägen ber bei allen Völkern begründeten Moralität und mit ven vom 
Schöpfer den Menſchen eingepflanzten Geſetze beftehe, während (Bud) I. Kap. 5. 7) 


6) Biografia di Tomasi. p. LXI. 

?, Es erjchienen 1780 und jpiter Auflagen in Neapel, andere in Benedig, Mailand, Florenz, 
Catania und 1799 in Filadelfia. 

3) In Frankreich erfchienen mehrere; die befte won Galleis, Paris 1786; in Deutfchland 
von inf; in Altdorf mit einer merkwürdigen Borrede von -Siebenfeed, worin er dad Ber- 
bältninpvon Montesqwieu und Filangieri qut ſchildert. Eine andere deutſche — von 
Guſterman, Wien 1784; eine ſpaniſche Ueberſetzung iſt von Rubio. Madrid 1 


® 


Silangieri 523 


der Geſetzgeber die Rüdfichten beachten müſſe, nach welchen ſich die relative Güte 
der Geſetze richtet. F. fordert, daß in der Monarchie zwifhen dem Regenten und 
dem Bolfe eine Mittelkiaffe fei, welche einige Theile der Gewalt übt, das Gleich- 
gewicht hält. Diefe muß von den Adelichen und als Depofitaren ver Geſetze von 
den Richtern gebildet werden. Er ift Gegner der gemifchten Regierungsform und 
findet große Fehler in ver engliſchen Berfaffung (Kap. 11). Er tabelt (Kap. 12) 
die Idee von Montesquieu, daß jeve Negierungsform einen eigenen Hebel (3. B. 
die Ehre in der Monarchie) habe. In Bezug auf Nationalökonomie findet 
5. die Grundgedanken in der Erhöhung der Bevöllerung, in der Vermehrung der 
Quellen des Reichthums; er ift Gegner der übertriebenen Einmiſchung der Regie- 
rung in die Nationalötonomie, er ift Freund des freien Getreivehandels, findet in 
ver Begünftigung des Handels umd Entfernung die Hinderniffe ver Freiheit, 
Hauptmittel der Vermehrung des Nationalwohlitandes, fordert firenge Banferott- 
gefeße, ift Gegner der Berzehrungs- und überhaupt der indirekten Steuern. ' Zu 
den Theilen feines Werfes, die auf die willenichaftlihen Arbeiten am meiften 
wirkten, gehören die ſcharfſinnigen Entwidelungen über Strafverfahren, über 
das Prineip der Freiheit der Anklage und die Gefahren eines öffentlichen An- 
flägers (Budy III. Kap. 4), vorzüglid der Verſuch (Rap. 9—15), Grundfäge ber 
BDeweislehre aufzuftellen. 

Eine Prüfung der Grundgedanken von %. führt zu den Ergebniffen, daß 
der Verfafler vom den evelften Gefinnungen, als dem Ausfluffe ver Reinheit feines 
Herzens, geleitet war; es mar eine erhabene Idee, die Geſetzgebungswiſſenſchaft 
aufzuftellen und ihre Grundſätze zu erforfchen; die Quellen des Uebels aufzufuchen 
und die Mißbräuche abzuftellen. Wenn er auch von der relativen Güte der Geſetze 
handelt, und zugiebt baf der Geſetzgeber ſich nach dem was feinem Staate anpaft 
richten muß, jo baut doch F. zuviel auf ein Univerfalrecht umd will dem Gefeb- 
geber zuviel vorjchreiben. Er fteht Montesquien, ven er oft mit Spitzfindigkeiten 
widerlegen will, in der Klarheit des Grundgedankens auf die Geſchichte und den 
Geiſt der beftehenden Gefege zu bauen, ebenfo wie Beccaria9) in der Einfachheit 
und der Klarheit fo mie in ver Erhabenheit der Ideen und der Konfequenz ber 
Durchführung nach. Er benutzt zwar überall Thatfahen und Zengniffe der Ge- 
ſchichte; allein er ift, vem Borbilde von Vico folgend, ein faft einfeitiger Bewunderer 
des Alterthums, der Griehen und Römer, und vernachläßigt das Studium ber 
germanifchen Rechtsentwickelung. F. fpricht zwar oft von den englifchen Einrich— 
tungen; aber er fennt fie und würdigt fie zu wenig; er betrachtet den Gefeßgeber 
zu fehr getrennt von dem Volke, und ven im bemfelben liegenden Elemente ver 
Fortbildung des Rechts, und will einer fogenannten privilegirten Intelligenz bie 
Berbefferung der Zuftände überlaffen; oft wird er von Lode, der ihm einer ver 
größten Denter ift, beftimmt, 3. B. in Bezug auf das Recht zu ftrafen; oft wird er 
durch die Macht des Beftehenden im Widerfpruche mit feinen fonftigen Grund⸗ 
fügen zu einer auf willfürlihen Borausfegungen gebauten Rechtfertigung einer 
Einrihtung fortgeriffen, 3. B. in Bezug auf die Tovesftrafe, 10) 

Aller diefer Mängel ungeachtet ift F.s Werk ein großer Verſuch, der fid an 
Montesquien anfchließt; überall findet man einen Reichthum von fharffinnigen 


9, Ueber ihm die gute Würdigung von Walther in dieſem Staatewörterbuch 1. ©. 757. 
10) Eine gute Widerlegung feiner Anſichten bei Garmignani in feinem Nachlaß, (soritti 
inediti del Carmignani. Lucca 1851. vol. IV, p. 212. 
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Bemerkungen und eine geiſtreiche Entwickelung der wichtigſten Fragen, z. B. in 
Bezug auf das Strafrecht, überall begegnet man dem edlen Freimuth, Mißbräuche 
anzugreifen mit Verbeſſerungsvorſchlägen, bei denen man nur bedauert, daß F. 
nicht mehr durch Reifen, durch unmittelbarer Berührung mit dem Volke ftatt des 
Lebens am Hofe und in der Studierftube, die nothwendige praftifche Grumblage ſich 
verfchaffte; auch fein ftrenger Kritifer 1!) muß aber befennen, daß wenn Gott ihm das 
Leben länger geſchenkt hätte, F. eine ganz andere und ausgezeichnetere Arbeit geliefert 
haben würde. Es darf nicht unbeachtet bleiben, daß F. noch fortvauernd mit hoher 
Ahtung genannt wird; Mohl 12) bezeichnet wohl die Anficht jedes unparteitfchen 
beutfchen Juriften, wenn er fagt: das was F. war und leiftete, ift unter ven 
gegebenen Umftänden ftaunenswerth,. In England Hat neuerlich ein 
gut geichriebener Aufſatz 13) während er viele Mängel von F. nachweiſt, doch 
vie hohe Bedeutung des Werks anerkannt. In Frankreich hatte zwar 
Gonjtant, indem er das Werk von F. den Leiftungen von Montesquieu und Ben- 
tham nachfegt, ihm nur gute Abfichten aber feinen großen Geift zugeſchrieben; 
während Lerminier, 1) der zwar vielfachen Tadel ausſpricht, die Arbeit von F. 
als eine der Aufmerffamfeit wiürbige anerkennt. In Italien felbft haben pie neueften 
Schriftfteller, zwar weniger mehr als früher aus zu weit gehender Nationalität das Wert 
überfhäßend, die Ungerechtigkeit nachgewiefen, wenn man deßwegen F. herabſetzen 
wollte, weil er nicht alles leiften konnte was er verfprad; fie zeigen gut, wie 
einflufreich fein Wert auf die Entwidelnng feiner Zeit war und nod jet dem 
unparteitfchen Forſcher eine wichtige Duelle von beachtungswürdigen Ideen bietet. 
Mitiermaier. 


Finanzweſen, |. Hoheitsrechte, Staatswirthſchaft. 


Finanzbehörden. 


Wie jede andere Seite der Staatsthätigkeit, iſt auch die Finanzverwaltung ) 
wefentlich von dem befonderen Charakter der verjchievenen Zeiten und Völker, von 
Eigenthümlichkeiten ihrer Berhältniffe und den Richtungen des Bolfsthumes ab- 
bhängig. Bei Völkern und Zeiten derfelben Kulturweife ift fie dagegen, wenn auch 
die Verfaſſungs- und Negierungsform des Staates und überhaupt der Charakter 
feines politifhen Yebens nicht gänzlich ohne Einfluß darauf bleibt, doch unabhän—⸗ 
giger von biefen Momenten, als vielleicht irgend ein anderer Berwaltungszweig. 
Weſentlich Sache des rechnenden Verſtandes, wejentlihd auf meß- und zählbare 
Momente verwiefen, ift fie aud in Staaten jehr verfchiedener Geftalt und Rich— 
tung in ziemlich übereinftimmender Weile entwidelt worden, und in den Kultur: 
ftaaten des neueren Europas findet fih faum in einem andern Theile der Staate- 
verwaltung fo viel Verwandtes, ja Gleihartiges, wiewohl aud bier Berfchieben- 
heiten und mannigfaltige Mopififationen nicht ausbleiben. 





tl) Lerminier introductione general ä l'histoire de droit p. 218. 

12, Mohl, Geſchichte und Literatur der Stuatäwiffenfchaften. I. S. 37. 

13) Im Law Review. Nuauft 1855. XXI. p. 40. XXIII. p. 88. 

1°, In der Introduction generale à l'histoire de droit. p. 215, 

15) Manna della giurisprudenza dell foro napolitano. p. 227. B. Ondes Reggio 
introduzione ai principi Jelle umane societa. Genova 1857. p. 370 und Amari crilica 
di una scienza delle legislazioni comparate. Genova 1857. pag. 126, 

*) Dal. die Art. Staatsverwaltung und Staatswirtbfchaft. 





- Weber das Alterthum, noch das Mittelalter konnte dem europäiſchen Staate 
der Neuzeit als Vorbild der Finanzverwaltung dienen, wenn aud aus dem Mittel- 
alter manche bier einſchlagende Einrichtungen und Berhältnifje auf: ung vererbt 
find. Die Kulturftaaten des Alterthums waren, wie überhaupt, jo namentlich im 
ötonomifcher Beziehung in ven den unfrigen gänzlich verfchiedene und in der That 
einer Nachbildung ebenfo, wie eines dauernden Beftehens unfähige Pofitionen ver- 
jegt. Wie fie in ihrer. Privatwirtbichaft ıheils durch die freiwilligen Gaben einer 
reihen ſüdlichen Natur erleichtert, theils im Wefentlihen auf fremde Arbeit, auf 
die ihrer Sklaven und unterjochter Völlerſchaften geftellt waren, fo ward auch ihr 
öffentliher Haushalt theils durch die umentgeltlichen Leiſtungen ihrer Bürger und 
die freigebigen Gefchente, wit venen aufftrebende Voiksführer fih um die Gunft 
der Menge bewarben, vieler Ausgaben überhoben, theild erhielt er fi durch die 
außerordentlihen Einnahmen, welche ihm Kriegöbeute und Tribute Befiegter und 
einzelne glüdlihe Sinanzipelulationen verjhafften. Weniger die Sorge für die Be- 
2 regelmäßiger. Einkünfte und deren Berwendung für Jahr aus Jahr ein 
wiederfehrende Ausgaben, als die Bewahrung des für Nothfälle gebildeten Schages, 
den man in Tempeln zu -fihern und damit der befondern Obhut der Götter zu 
vertrauen liebte, bejchäftigte die Finanzverwaltung jener Zeiten. Erft in der legten 
Zeit der römiſchen Republit und unter den Kaifern näherten ſich die Finanzeinrid)- 
tungen in etwas den unfrigen. — Das Mittelalter hat den Grund zu vielen 
Gigenthümlicpkeiten der Finanzverwaltung gelegt, wie fie in den meiften europäifchen 
Staaten beftanden, fo lange die Form des Patrimonialftantes nod nicht dem mo- 
dernen Principien und Bebürfniffen gewichen war. Das Vorherrſchen ver Natural 
wirtbihaft, als vie eigentliche Ötonomijhe Grundlage des Lehensweſens und der 
Agrarverfaſſung, die Bafırung der Regierung auf ein Grundvermögen, aus deſſen 
Ertrag fie die wirtbichaftlichen Berürfniffe des öffentlichen Weſens beftreiten jollte, 
die Behandlung diefes Vermögens als ein Privatgut der fürftlihen Häufer, was 
es in vielen Ländern aud) war, die Erweiterung feines Ertrags durch allerlei nuß- 
bare Rechte, Monopole u. dgl., die Ergänzung deſſelben durch verwilligte Steuern, 
die Ueberwahung der legtern durch ftändijche Beamte, die daraus hervorgehende 
Spaltung der Yinanzverwaltung in Kammer und Steuer, Fiskus und Aerar, mit 
getrennten Behörden und doppeltem Kreditweſen, das überhaupt durch die abgefon- 
derte Berwaltung neuentftehender Finanzquellen veranlafte Specialifiren, die Unter- 
ordnung der Wirtbfchaftspolitit unter das Finanzweſen und die daraus vielfad) 
entfpringende Leitung ber erftern durd die Finanzbehörden: das alles bezeichnet 
den Charakter eines Syftems, das mit dem neueren politifchen, abminiftrativen 
und wirthſchaftlichen Veränderungen faft überall verſchwunden und einem ungleich 
einfacheren, überfichtliheren Organismus gewichen ift, 

Die Einrichtung der Finanzverwaltung bezieht ſich zuvörderſt auf die Erhe— 
bung der orbentlihen und aufßerordentlihen Einnahmen des Staates, von deren 
größerer oder geringerer » Vielartigfeit zugleih die Verſchiedenheit der in dem 
öffentlihen Haushalte beihäftigten Behörden weſentlich abhäugt. Im Allgemeinen 
ergiebt fih, daß der Antheil, welden vie Steuern und Abgaben an dem Ge- 
fanmteinfommen des Staates tragen, im Zufammenhang fteht mit der Größe 
und Bevölterung defjelben und der Summe feiner Bedürfniſſe. In den größten 
und am. früheften politijdy entwidelten Reichen ift das aus anderen Quellen als 
den Steuern fließende Eintommen in der Regel verhältnigmäßig gering, und wird 
dagegen der äffentliche Kredit in einem fteigenden Berhältniffe für Erhaltung des 
Sleihgewihts in den Finanzen benugt. Umgekehrt finden wir in fehr kleinen 
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Staaten, daß vielleicht mehr als die Hälfte der öffentlichen Bedürfniſſe aus den 
eignen Mitteln der Regierung beftritten, der Kredit aber nur im alle aufßer- 
ordentlicher Bebürfniffe, wie fie durch Kriege, Revolutionen n. dgl. entftehen, in 
Anſpruch genommen wird. Die mittleren Staaten halten aud hier im Allgemeinen 
die Mitte. Auch fcheint es, daß bei Nationen mit hodhentwideltem Berfaffung®- 
(eben und Freiheitsfinne die indirekten Abgaben überwiegen, während bei ftrenger 
geſchulten Bölfern ober einfadheren Zuftänden, die bireften Steuern im Bor- 
grunde ftehen. Weiter hat nun die Finanzverwaltung fir die Aufbewahrung ber 
erhobenen Summen und für ihre zweckmäßige Ueberführung an die Stelle ihrer 
Verwendung zu forgen, und zu biefem Ente und ver nöthigen Kontrole das Kaſſen— 
und Rechnungsweſen entſprechend einzurichten unt zu erhalten, Sie hat aber über- 
haupt den öffentlihen Haushalt in geveihlidher Ordnung zu erhalten, und zu 
diefen Ende au bei den Ausgaben des Staates, die allerdings zunächſt von 
deſſen Aufgaben und Bepärfniffen abhängen, eine gewichtige Stimme. Denn wenn 
auch die Mittel zu dem, was der Staat wahrhaft braucht, unter allen Umftänden 
befchafft werden müſſen, fo wird doch in vielen Fällen vie Frage, ob und wieviel 
ver Staat für einen Gegenſtand feiner Thätigfeit aufwenden fol, von dem leich- 
teren und reicheren Eingehen ver öffentlihen Gelder, von dem fpärlichen over 
gefüllten Zuftande feiner Kaffen abhängen. 

Der Wirfungsfreis des Finanzdepartements follivirt no immer mehrfach mit 
dem der Minifterien des Innern, oder, wo die legtern auf die im engern Sinne 
politifden und die poligeilihen Angelegenheiten beſchränkt find, mit dein ver Mi- 
nifterien des Handels u, f. w. Die Theorie würde am ſich die Frage dahin zu 
entſcheiden haben: daß alles dasjenige, mas von dem Staate wejentlid ans Grün- 
den der Vollswirthſchaftspflege betrieben wird und wobei das vollswirtbichaftlide 
und nicht das finanzielle Intereffe den Hauptausfchlag geben foll, auch wenn daran 
gewiſſermaßen nebenbei für den Staat Einnahmen erwachſen, doch nicht in das 
Finangdepartement gehöre, während das lettere ımıgefehrt alles dasjenige für ſich 
vindiciren könne, deſſen Beforgung der Staat ſich lediglih um des finanziellen 
Ertrags willen unterzogen hat. Die Praris ift jedoch felten, und vielleicht nir- 
gends mit ganzer Konfequenz, aus dieſem Gefihtspunfte verfahren, und es find 
vielmehr in nicht wenigen Staaten viele wirthidhaftspolitiihe Angelegenbeiten bei ven 
Finanzminifterien geblieben, weil theils die nationalöfonomifchen und bie finanziellen 
Geſichtspunkte ſich nod immer bei ihnen um die Herrfchaft ftritten, theifs das 
Sinanzminifterium einmal mande mehr zufanmenhängende Angelegenheiten beforgte, 
oder die Anftalten und Hülfskräfte befaß, die and jenen Dingen zu Statten fom- 
men fonnten, überhaupt aus praftifchen Gründen der leichteren und bequemeren 
Geſchäftsführung. Die Sade ift au unter ven heutigen Berhältniffen meniger 
bevenflih. Denn auch bier ift der Geift mächtiger, als bie Norm, und da im 
Allgemeinen die heutigen Finanzmänner auch den nationalöfonomifchen Gefichte- 
punkten gebührende Nedinung zu tragen wiſſen, fo fann man nicht fagen, daß 
3. B. öffentliches Baumefen, Bergbau, Münze, Boft u. dgl. bei ihnen fehledhter 
aufgehoben wären, als in andern Händen, Im Uebrigen ift bei einzelnen dieſer 
Angelegenheiten auch wohl für ein Zufammenwirken mehrerer Minifterien Sorge 
getragen. 

Auch die Finanzverwaltung wurde früherhin in ven meijten Staaten folle- 
gialiich geleitet, während neuerdings, und mit beftem Grunde, faft überall das 
Syftem der Einzelverwaltung in ihr vorherrfht und ein Finanzminifter an ber 
Spige der ganzen Finanzverwaltung fteht. In einigen Staaten führt verfelbe je- 
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doch mehr nur dem Borfig in immer noch follegialifch eingerichteten Centralfinanz- 
ftellen. So namentlih in Dänemark und befonders in Schweden, wo das 
Finanzweſen eigentlich noch immer fkollegialifch verwaltet wird, und ber Staats: 
fefretär der Finanzen eigentlih nur den Vortrag im Staatsrathe und die Boll- 
ziehung des dort Beichloffenen hat. In mehreren Staaten, befonders in folden, 
in weldyen die Operationen des Kreditwefens künftlich ausgebildet und von dem 
Staate eifrig benugt find, kommt jedoch neben dem Finanzminiſter auch noch, 
unter verfchiedenen Namen, ein befonderer Minifter des Schatzes vor, der es 
weniger mit dem Techniſchen und Speciellen des Dienftes, als mit der ſchließ— 
lihen Feftftelung und Erhaltung des Gleihgewichtes in dem Haushalte und zum 
Theil auch mit der politifchen Seite des Gefhäfts zu thun hat. So ift in Eng— 
land die Leitung des Finanzweſens zwifchen dem erften Lord des Schakes und dem 
Kanzler ver Schattammer getheilt. Der Letztere ift der Vorfteher des Spectellen 
und Techniſchen in ver Finanzverwaltung, zugleich Mitglied und in Billigfeits- 
fällen Borfigender des Schatzkammergerichts. Der erfte Lord des Schatzes Dagegen 
führt die oberfte Auffiht und Leitung ſowohl des Finanzwefens, wie der Wirth- 
ihaftspolitit und der Anftalten zur Yandesvertheivigung, und ift befanntlich der 
eigentliche Premierminifter. Unter beiden ftehen num die einzelnen, das Finanz» 
weſen verwaltenden Behörden, welde meist kollegialiſch organifirt find. Selbft das 
Schagmeifteramt ift ein Kollegium, und nur der erfte Yorb tritt aus der Reihe 
feiner Mitgliever mit einer in weit höhere Beziehungen reichenden Stellung her— 
vor. So hatte im erften fran —— Kaiſerthum der Finanzminiſter die Auf— 
ſtellung der Budgets und die Erhebung der öffentlichen Einkünfte, überhaupt die 
Pflege der regelmäßigen Finanzquellen des Staates; das Schatzminiſterium aber 
war beftimmt, die Ordnung in dem öffentlichen Ausgaben, die Aufbewahrung der 
angefammelten Gelver, vie Bertheilung der Fonds für die einzelnen Minifterien, 
das Rehnungswefen, die Ueberführung der Staatögelder von einem Punkte zu 
dem andern zu leiten nnd zu überwachen, die Gelpnegociationen, die der Dienft 
erforderte, zu beforgen, die Staatsaftiven beizutreiben, und die Anftalten ber 
Staatsfhuld und des Penfionswefens zu dirigiren. Auch in Rußland ift vie 
Leitung des Finanzweſens vertheilt, und hatte man früher das eigentliche Finanz- 
minifterium, das Reichsſchatzamt, welches die Dispofitionen über die eingegangenen 
Summen, die Verwendung der Nefervegelver, das Schulden- und Penfionswefen 
zu verwalten hatte, und die Reichsfontrole zu unterfcheiden, während wir gegen- 
wärtig neben dem Finanzminifter den Neichsfontroleur, den Miniſter der Reichs— 
domänen, den Minifter ver Upanagen, den Generalvireftor des Boftwefens, ven 
Generaldirektor der öffentlichen Bauten, alle als felbftftändige Minifter, treffen. Auch 
in Preußen beftand lange ein befonderes Schatminifterium. — Nur eigenthiim- 
liche, ausnahmsweiſe Verhältniſſe können eine folhe Zerfplitterung rechtfertigen, 
wie fie namentlih in Rußland ftattfindet. Die englifhe Einrichtung bat, wie fo 
Vieles in der dortigen höheren Staatsverwaltung, mehr geſchichtliche und verfaf- 
jungspolitifche Gründe. Bei der franzöfifhen Einrichtung war eigentlich der Schatz— 
minifter der wahre Finanzminifter im höheren Sinne des Wortes und der Finanz- 
minifter faktifch ein Organ veffelben für die Oberleitung eines Zweiges des 
Finanzweſens. 

Nehinen wir aber das gewöhnliche Verhältniß, wo die geſammte Finanzver— 
waltung von Einem Minifter geleitet wird, als die Regel an, fo macht es doch 
die Mannigfaltigkeit ver fich in diefem Departement zufammendrängenden Geſchäfte 
notbwendig, fie in verſchiedenen Seftionen zu bearbeiten, wobei ſich am natürlich 
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ften zunächſt ‘vie drei Hauptabtheilungen ergeben: Domänen und Regalien,: direkte 
Steuern, indirefte Abgaben, woneben noch befondere Berwaltungsftellen für das 
Schulvenweien und das Kaſſen- und Rechnungsweſen beftehen mögen. Im dieſen 
verjhiedenen Abtheilungen behandeln die Minifterialräthe die einzelnen Fächer, in- 
dem fie theils dem Minifter allein, theil® auch in Sektionsſitzungen Vortrag er- 
ftatten, (wobei immer dem Minifter die entfcheidende Scimme bleibt,) für Ausferti- 
gung und Ausführung feiner Verfügungen Sorge tragen und eine Kontrole über 
die unteren Berwaltungsftellen führen. Es find ferner im der Regel einzelnen 
Haupttheilen des Finanzweſens befonvere, jevod immer dem Miniſterium unter 
georbnete Berwaltungsftellen vorgefegt, namentlih in Fächern, vie eine eigne 
technifche Fachbildung vorausjegen. Hier find häufig den lofalen und unteren 
Beamten bejonvere DOberbehörven vorgefegt, die dem Minifterium gegenüber bie 
Stellung von Mittelbehörden einnehmen, das Ganze ihres Geſchäftszweiges aber 
mit einer gewillen größeren oder geringeren Selbſtſtändigkeit vertreten. Es findet 
dies zunächſt namentlich bei ſolchen Angelegenheiten ftatt, die früher ganz abge 
ſondert ‘betrieben und erft in fpäterer Zeit unter ‚die Finanzleitung jubjumirt wur- 
ven. So bejonvers bei dem Bergbau, auf Grund jeiner eigenthämlichen, natur— 
gemäßen, geſchichtlichen Entwidiung und der hohen Bereutung, die ihm die Bor- 
zeit beilegte. So das Forft- und Jagdweſen, das ehedem von hohen, zu den 
perfönligen Umgebungen ver Fürften gehörenden Hofbeamten geleitet warb: So 
das Boftwefen, das eine Privatunternehmung war, ehe es in die Hände des 
Staates überging. Der große Umfang, ven das Zoll und Verbrauchsſteuerweſen 
in den neueren Zeiten erlangt bat, und die manderlei techniſchen Kenntniſſe, die 
es im Folge der Fortfchritte ver techniſchen Wiflenfhaften und ihrer praktiſchen 
Anwendung erforvert, haben ihm gleichfalls eine gejonderte Stellung werichafft, 
und theilweiſe ift das aud bei dem Stantseijenbahnen- und Telegraphenweſen 
ber Fall geweſen. 

Es ift neuerdings da und dort zur Sprache gefommen, theild aus Sparfam- 
feitsrücfichten, theils vielleicht in Yolge einer Gentralifationstendenz, diefe Mittel- 
behörben zu befeitigen und auch diefe Geſchäfte unmittelbar vom Miniſterium aus 
leiten zu laffen, wie vies in manden anderen Zweigen die technifchen Unterbeamten 
ohne eine folhe Zwiſcheninſtanz birigirt. Indeß würde damit doch wohl ein Vor— 
theil verloren geben, welcher jegt aus dem Gegenfage zwijchen dem Vorſtande 
einer folhen befonderen Branche, der fi mit dem Intereffe derſelben iventificirt, 
feine ganze Eigenthümlichfeit und Selbſtſtändigkeit vertritt und ven Zweck veflel- 
ben mit höchſtem Eifer verfolgt, und dem fontrolivenden und moberirenden Re- 
ferenten im Minifterium hervorgeht, der die Sache mit kühlerem Sinne anfieht 
und einer leberfteigerung des Zweckes entgegenwirft. Ueberhaupt geht aus einer 
gewifien Selbſtſtändigkeit folder Zweige des öffentlichen Dienftes, vie ihr eigen* 
thümliches Leben haben, und aus alle den Anftalten, die das Bewußtſein  viefer 
Gigenthümlichfeit recht lebendig und fräftig erhalten, viel Gutes hervor, umd ſolche 
Zweige, die in diefer Beziehung den Angriffen der mehanifirenden, uniformiren- 
den und verfladhenden Zeit noch am meiften wiverftanden, haben ſich vergleiche- 
weife aud am gefundeften erhalten. 

Eine andere bier erwachſende Frage ift, ob dieſe Fachbehörden tollegialiich zu 
geftalten feien, oder nicht. Die Kollegialverfaffung ift namentlich bei vem Bergbau, 
ſchon weil es hier vielfadh der Wahrung befonderer Rechtsverhältniſſe galt, und 
der Poft vorherrſchend, feltener bei dem Forſtweſen. Für die Selbftftändigfeit des 
Verwaltungszweiges können Kollegien allerdings mehr thun, als Ginzelbeamte, ba 
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nim einmal in allem torporativen Weſen eine ungemein zähe Wiverftandstraft 
liegt, und da das Kollegialprincip immerhin die Autorität verftärkt. Auch wird zu 
Gunſten der Rollegialverfaflung angeführt, daß fie zur Ausübung der Aominiftrativ- 
juftiz nothwendig jei. Indeß ließen fi im legterer Beziehung wohl vermittelnde 
Einrihtungen treffen, welde für derartige Fälle ein Kollegium aus einem Zu- 
fammentritt verſchiedener Beamten bildeten, wie das auch mehrfach ftattgefunden 
bat und ftattfindet, und an fi fallen die meiften Gründe für die Kollegialver- 
faffung bei rein technifchen Behörden weg. 

In Preußen und einigen anderen Staaten ift ein Theil der bier beſprochenen 
Funktionen, jevodh aud mit Ausnahme des Bergbaues und der Poſt, ven Mittel- 
regierungsbehörben mitvertraut, denen zu dieſem Ende technifche Räthe beigegeben 
find. Eine Einridtung, mit der viel Zeitverſchwendung, viel nutzloſe Weitläufig- 
feit verbunden ift, und die doch faktiſch das Meifte in den Händen des allein 
ſachkundigen Technikers läßt. — Die fpeciellen Einrichtungen ver für die fo viel- 
artigen Zweige der Finanzverwaltung erforderlichen Unterbehörven, fowie die Ab- 
grenzung ihres Wirkungsfreifes von dem der Mittel- und Oberbehörven müſſen 
den dem einzelnen Fächern gewidmeten Artikeln vorbehalten bleiben. 

Die Anftalten des Staatsfhuldenweiens hängen zumeift von Berfafjungs- 
inftituten, fowie au fonft von den Maßregeln ab, die man bei Kontrahirung ‚der 
Anleihen zur Sicherung und Hebung des Staatskredites treffen zu müſſen für 
nöthig erachtet hat. — Bei dem Kaſſenweſen befteht eine Stufenfolge von den 
Elementarkaffen, die entweder allgemein find, in welche verfchiedenartige, wenn 
nicht alle Einnahmen aus einem beſtimmten Bezirke fließen, oder auch als befonvere 
Kaſſen für einzelne Einnahmszweige beftehen, durch die Mitteltaffen, bei denen ver 
gleiche Unterſchied ftattfindet, zu der Gentralhaupttaffe, in welche übrigens nament- 
li von einzelnen, abgejonderten Nevenuenzweigen die Erträgniffe aud unmittelbar 
aus den Elementarkaffen abgeführt werden. Da nun aber der größere Theil ver 
Jahr aus Jahr ein eingehenden Einnahmen auch wieder dur die laufenden Be— 
bürfniffe des Staates abforbirt wird, fo ift e8 eine Hauptaufgabe ver Kaflenorgani- 
fation, zu verhüten, daß nicht zu viele Öelver einen unnöthigen Umweg über die 
Gentralfaffe machen, vielmehr aud die Mittelfaffen und wenigftens einzelne Ele- 
mentarkaffen zugleich als Ausgabefaffen zu behandeln, aus welden die örtlichen und 
provinziellen Bedürfniſſe beftritten werben, und die ihre Einnahmen nicht blos in 
der Form von Baarfchaften, fondern aud in der Form von Duittungen über be- 
ftrittene Ausgaben einliefern können. Die Gentralfafie muß für alle Verbindlich— 
feiten des Staated haften und bei.ihr muß die Buchführung über den gefammten 
Haushalt beftehen; aber fie bedient ſich auch der unteren Kaffen als ihrer Organe 
für Einnahmen und Ausgaben. Im Uebrigen würde in dieſem Gebiete noch man- 
ches zu vereinfahen und zu vermwohlfeilern fein, wenn man die Geld- und Krebit- 
inftitute des Privatverfehres, welche in unferer Zeit einen jo mächtigen Auffhwung 
genommen haben, mit gehöriger Borficht zu Hülfe zu nehmen fi entſchließen 
wollte, wie bies in England, wo ver Staat faft alle feine Geldgeſchäfte durch vie 
Bank beforgen läßt, und theilweiſe auch in- Frankreich ſchon längft geſchieht. Da- 
mit würbe auch die Mühe und Verantwortlichkeit der fo wichtigen Kaffenkontrole 
weſentlich erleichtert, welde übrigens am beften durch eigens daftir angeftellte 
Beamte erfolgt. Endlich ift auch das Rechnungsweſen (f. d. Art.) von hoher Ber 
deutung, in welcher Beziehung die, durch Befolgung des faufmännifhen Muſters 
erwirkte englifche Präcifion ebenfall® no in feinem andern Staate erreicht ift. 
Die in vielen Staaten beftehenden befonderen Oberrechnungsbehörden haben es 
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nicht mit der Führung, ſondern mit ver Prüfung der Rechnungen zu thun, und 
fich dabei, wenn fie nicht ihre matürlichen Grenzen überfchreiten und ſich gewiſſer— 
maßen, wie mweiland die preußifche Generalkontrole, über alle andern Behörben 
erheben wollen, auf bie arithmetifche Richtigkeit der Rechnungen und die Gefeg- 
mäßigfeit ihrer Belege zu befchräufen, nicht aber auf die Nothwendigkeit und 
Zmwedmäßigfeit der gemachten Ausgaben einzugehen. 

Dal. v. Jakob, Staatsfinanzwiffenihaft 88. 969—989, $, 1211. Frhr. v. 
Malchus, Politik der inneren Staatsverwaltung I. 152 ff. Bülau, die Behör- 
den in Staat und Gemeinde, Rau, Finanzwiflenihaft $. 530 ff. 

Billau. 


Findelbäufer, ſ. Waiſen-, Findel- und Rettungshäufer. 
Finnen. ©. viefen Artitel am Ende des Buchftabens F. 
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Gleihwie das Individuum, deſſen Rechtsſphäre mwejentlih im Gebiete des 
Privatrechts gelegen ift, zugleih auch zum Subjekt des öffentlichen Rechts fi er- 
hebt, ebenfo tritt ver Staat, deſſen Tebensthätigfeit vorzugsweife im Gebiete des 
öffentlichen Rechts fich bewegt, auch als Gubjelt von Privatrechtsverhältniſſen 
herab in den Kreis der Privatperfonen : hier wie dort berühren fi Privat- und 
Öffentliches Recht und gehen organiſch in einander über. 

Der Staat nun, infofern er im Privatrechtsverkehr als Perfon auftritt, ftellt 
fih dar ala Fiskus. Er legt hier die Hoheit und Majeftät ab, von welder er 
auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts umkleidet ift. Er zieht gewiffermaßen bür- 
gerliches Gewand an, indem er in die Reihe der andern Privatrechtöfubjelte, zu= 
nächſt der juriftiihen Perfonen eintritt, deren Natur er theilt. s 

Das Wort und den Begriff des Fiskus haben wir, wie fo Vieles in unferm 
Rechte, von den Römern überfommen, wiewohl zu allen Zeiten die Staaten Ber- 
mögen beſeſſen und mit andern phyſiſchen und moraliſchen Perfonen vermögens- 
rechtlihen Verkehr gepflogen haben. Bei den Römern aber bildete fi ver Begriff 
der Fiskus in der Kaiferzeit aus — Anfangs im Gegenfage zu dem älteren bes 
zrarium, fpäter mit ihm identiſch. Zur Zeit der Republif nämlich hieß der Staat 
als Subjelt von Privatvermögensredten, ſowie (im objektiven Sinn) der Inbegriff 
dieſes Vermögens feibft erarium. Als jevod mit dem Beginne des Kaiſerthums 
eine Theilung der Provinzen zmwifchen dem Senate (ald BVertreter des Volls) und 
dem Kaifer ftattfand und biemit im Zuſammenhang aud eine Theilung der Staats- 
Einnahmen und «Ausgaben erfolgte, fo beließ man dem öffentlihen Vermögen bes 
Senates die hergebradhte Bezeichnung serarium, während man das öffentliche Ver— 
mögen des Kaiſers anfänglid Caesaris-fiscus, ſpäter fiseus !) ſchlechtweg nannte. 
Allein wie das Kaiſerthum den Senat und den Populus, fo verjchlang der fiscus 
bag zerarium. In der ſpätern Kaiferzeit werben beide Ausdrücke vermijcht ge— 
braudt, um das eine Staatövermögen zu bezeichnen. Diefes ift ganz entfchieven 
aud in ber juftinianifchen KRompilation der Hall (vgl. 1. 13. pr. $. 1—4.D, 49, 
14) und hat fi diefer Spracdhgebraud bis zum heutigen Tag behauptet. Zu aller 
Zeit aber — bei den Römern, wie bei und — wird der Staat nad) feiner pri- 
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vatrechtlichen Seite, beziehungsweife das Staatsvermögen (je nachdem. man bie 
fubjeftive oder objeftive Bedeutung im Auge hat) unter den Ausprüden Fiskus, 
Aerar verftänden, und davon das Privatvermögen des Fürften (res privata prin- 
eipis, Schatullgut) durchaus unterfchieven, obwohl von ven römischen Kaifern vie 
Privilegien des Fiskus auch auf das Privatvermögen des Kaifers, ja felbft 
auf das der Kaiſerin, ausgedehnt worben find (vgl. 1. 6 $. 1 D. de jure fisei 
49, 14). 
Wir haben oben die rechtliche Natur des Fiskus als die einer juriftifchen 
Perfönlichkeit des Privatrechts harakterifirt. Dabei macht es nun zunächſt feinen 
Unterfchied, ob man ihn, wie Viele thun, geradezu als eine universitas, als bie 
Korporation aller Stantsgenoffen auffaffe, oder ob man ihn (wie Savigny) als 
eine eigenartige „außerhalb des Gegenfages ver Korporationen und Stiftungen 
ſtehende“ Berfon erkenne — nad) der einen wie nad der andern Auffafiung. ift 
er eine und zwar die bedeutendfte juriftifche Perfon des Privatrehts und wird von 
demfelben mit der vollen Rechtsfähigkeit im Gebiete des Vermögensrechtes aus— 
eitattet. Er kann demnach (durch feine Vertreter) Befig und Eigenthum erwerben, 
erträge fchließen, ja er kann zum Erben eingefegt und mit Legaten bedacht wer— 
den. Auf diefem Standpunkte gelangen wir jedoch zu einem bejonderen Rechte 
des Fiskus (abgefehen von feiner eigenthümlichen, dem öffentlichen Rechte ange- 
hörenden Berfaffung und Vertretung, wovon im folgenden Artifel) eben jo wenig, 
als zu einem befonderen Rechte der Korporationen und Stiftungen, welche gleich 
ihm volle Rechtsfähigkeit im Privatvermögensrechte befigen. Das pofitive Recht 
aber ift weiter gegangen, es bat — freilich im Widerſpruch mit dem innern Wefen 
des Privatrehts, welches Rechtsgleichheit ver Perſonen mit zu feinen oberften Prin- 
cipien zählt — den Fisfus in Erinnerung an des Staates Hoheit auf dem äffent- 
lichen Rechtsgebiete mit einer großen Zahl von zum Theil höchft wichtigen Privi- 
legien ausgeftattet, fo daß man geradezu von einem befonderen Fiskusrechte 
ſprechen konnte und auch wirklich geſprochen hat und nod Spricht (vgl. vie Titel— 
überfhrift Dig. 49, 14 und Cod. 10, 1. „de jure fisci*). Was römiſcher Staats- 
abfolutismus und kaiſerliche Habgier gefhaffen Hatte, gieng auf das Mittelalter 
infolge der Reception römifcher Ideen und noch mehr des gefchriebenen Buchftabens 
über, ja mwuderte, begünftigt durch die mittelalterlihen Vorftellungen ver lehens— 
berrlihen Oberhoheit und des Patrimonialftaates, zu nod weiteren Auswüchſen 
fort. Erft in der neueften Zeit — feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts — 
gewahren wir, wie mit der fortfchreitenden Entwidlung des Staatsbegriffs und 
der zunehmenden Klärung zwiſchen den unterfchiedenen Gebieten des Privat: und 
öffentlichen Rechtes auch eine fortfchreitende Ausſtoßung diefes durch die Natur des 
Staates nicht geforderten und dem Geifte des Privatrechts widerftrebenden Aus- 
nahmsrechts des Fisfus Hand in Hand geht. Noch aber ift diefer Proceß nicht 
beendigt: nicht nur daß das gemeine Recht im Wejentlihen noch auf dem Boden 
der römifchjuftinianifchen Gefeßgebung fteht, aud die neueren Partikulargefeg- 
gebnngen haben zum Theile mehr noch al8 bloße Rudimente der römifch-mittel- 
alterlihen Weberlieferung bewahrt. 

Es wirb ſich diefes aus der folgenden Darftellung ergeben, welche in großen 
Zügen die Entwicklung des Fiskusrechtes von der römtjchejuftinianifchen Gefeg- 
a an durch das Mlittelälter hindurch verfolgen foll. 

dach dem römifch-juftinianifhen Rechte genießt num aber der Fiskus ſehr zahl- 
reicher Privilegien fowohl im materiellen Civil- als im Prozeßrechte. Indem wir 
im Nachftehenden die wichtigeren dieſer Vorredhte in dem einen und andern Ge— 
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biete hervorheben, ſchicken wir gewiffermaßen als leitenden Geſichtspunkt den von 
Juſtinian felbft in die Digeften aufgenommenen Ausſpruch des Moveftinus voraus: 
-non puto delinquere cum, qui in dubiis qusstionibus contra fiscum facile 
responderit (]. 10. D. 49, 14). Es ftreitet alfo aud bier, wie fonft, im Zweifel 
die Bermuthung gegen das Ausnahme», für das Regelrecht. 

Im materiellen Civilrechte gefteht die juftinianifche Geſetzgebung dem Fiskus 
namentlich folgende Vorzüge zu: 1) Die Saden des Fiskus find der ordentlihen Er- 
fisung (usucapio und longi temporis pr&seriptio) entzogen und nur ber außerorbent- 
lichen Grfigung (in dreißig oder nad Vieler Anſicht erft in vierzig Jahren) zugäng- 
lich (1. 18. 24. D. 41, 3; 8.9.3. II, 6; 1. 3.0.7, 38). 2) Der Fistus hat ein 
ſtillſchweigendes und generelles (nicht auch privilegirtes) Pfandrecht am Bermögen 
derjenigen, welche mit ihm fontrahirt haben, für alle Forberungen aus dem Kon- 
trafte (1. 2. C. 8, 15; fr. de jure fisci $. 5; l. 47 pr. D. 49, 14); 3) Inglei- 
hen fteht ihm ein ftilljchweigendes Generalpfand am Vermögen ver Abgabeſchuldner 
zu (1. 1.C.8, 15. 1. 1. C. 4, 46); 4) Dem Fiskus fallt das erblofe Gut (bona 
vacantia) anheim (l. 96. $. 1 D. de leg. I und tit. Cod. 10, 10), fowie er 5) in 
einer Reihe von Fällen die wegen Indignität den zunächſt berufenen Erben ent- 
riffenen Erbſchaften erwirbt (bona ereptoria, tit. Dig. 34, 9 und Cod. 6, 35). 
6) Er ift der im Erbrechte und auch fonft noch geforverten Leiftung von Kau- 
tionen überhoben (fiscus presumitur esse Jocuples vgl. 1. 1. $. 18. Dig. 36, %, 
1.3. $. 5. D. 35, 3). 7) Er braudt aus feinen eigenen Kontraften keine Zinfen 
zu entrichten (1. 17. $. 5. D. 22, 1); Hingegen darf er zu feinen Gunften von 
jever fälligen Gelvfhuld ohne Zinsverabredung oder vorhergegangene Mahnung 
fofort Zinfen berechnen (1. 17. $. 5, 6. 1.43: D. 22, 1). 8) Er kann Zahlungen 
revociren, welche fein Schuloner zu feinem Schaden einem dritten Gläubiger ge- 
macht bat, aud wenn tiefer Dritte bona fide war und vie gezahlten Gelder 
bereits fonfumirt hat (1. 18. $. 10. 1. 21. D. 49, 14). 9) Wer fi etwas wiffent- 
lid zum Schaden des Fiskus angeeignet hat, muß nit nur die Sache wieber 
‚herausgeben, ſondern noch üderdies den Werth verjelben erjegen (1. 46, $. 1. 
D. 49, 14). Endlid 10) ift noch der im juftinianifchen Rechte ſehr zahlreichen 
Erwerbungen aus Konfisfationen zu gedenken, welche bald das Ganze, bald nur 
eine Quote, bald nur einzelne Gegenftände des Vermögens betrafen und welche 
entweder als Strafe für eigentliche Verbrechen und Vergehen in Folge frimineller 
Berurtheilung oder audy wegen lebertretung anderer, mit dieſer Sauftion beflei- 
deter gefeglicher Vorſchriften in Vollziehung gefegt wurden (vgl. 1. 1. pr. D. 48, 
7. $. 4. J. 4, 18. 1. 14. D. 39, 4. 1.61. D. 23, 2 u. f. w.). 

Haft eben jo zahlreich und nicht minder wichtig find die proceffualifden 
Begünftigungen des Fiskus nad juftinianifhem Recht. Derfelbe genoß nicht nur 
eines eremten Gerihtftandes, infofern (ſchon in der klaſſiſchen Periode) alle Fisfal- 
jahen mit Ausnahme der cause status und Kriminalfahen ver Jurispiktion ber 
faiferlihen Fisfalbeamten, der procuratores Cæsaris, unterworfen waren, fonvern 
es wurde auch für die fpecifiich fisfalifchen Erwerbungen (1. 1. pr. D. 49, 14) ein 
befonderer Proceß, der fogmannte Nunciationsproceß, organifirt, wonad im 
Allgemeinen ein Jever beim Fiskus die Anzeige (nunciatio) einer ihm zuftehenven 
Erwerbung machen und deſſen Rechte innerhalb einer beftimmten Verjährungsfrift 
von regelmäßig zwanzig Jahren geltend machen konnte. Gelang dem nunmehr zur 
diligenten Durchführung des Proceffes verpflichteten Nuncianten der Beweis des 
fiskaliſchen Rechts auf die Erwerbung, fo erlangte er alsdann einen beftimmten 
Theil an der für den Fiskus erftrittenen Sache. Neben dieſen, heute antiquirten 
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Begünftigungen, genoß aber der Fiskus noch insbefondere folgende proceffualifche 
Borzüge: 1) Der Gebraud der Kompenfationseinrede gegen benfelben ift ent- 
weder ganz ausgeſchloſſen (3. B. in allen Abgabefahen oder wenn der Fiskus den 
Kaufpreis einer von ihm verkauften Sache gegen den Käufer einflagt, vgl. 1. 1. 7. 
C. 4, 31), oder fie ift in allen andern Fällen davon abhängig, daß der Beklagte 
binnen zwei Monaten von ihrer VBorfhügung an den Beweis feiner Gegenfor- 
berumg zu erbringen im Stande ift (1. 46. $. 4. D. 49, 14); 2) Im Konfurfe des 
Schuldners hat der Fisfus für feine Forderungen (abgefehen von Strafforderungen) 
ein Borzugsreht vor den übrigen EChirographar-, ja felbft vor faft allen andern 
privilegirten Gläubigern (1. 10. pr. D. 2, 14. 1. 34. D. 42, 5). 3) Er kann als 
Kläger in Ermanglung anderer Beweismittel den Beklagten zur Editlon aller auf 
den Proceß bezüglihen Urkunden anhalten, wohingegen weder er noch fonft Je— 
mand gezwungen werben fann, ihm nachtheilige Dokumente herauszugeben (l. 2, 
$. 1. 2. 1.45. $.5. 6. D. 49, 14). 4) Den Schuldnern des Fiskus, wenn fie 
ihrer Schuld überwiefen find, wird das Rechtsmittel der Appellation verweigert 
(1.8. C. 7, 65) u. a. 

Mit dem juftinianifhen Geſetzeswerk recipirte das Mittelalter nun auch das 
in der vorftehenden Geftalt in vemfelben ansgebilvete Fisfusrecht, foweit es bie 
anderen Zuftände nur immer ertrugen. Allein es begnügte ſich dabei nit. Der Feu— 
dalſtaat hielt fi) berufen, das Werk des römiſchen Abfolutismus fortzufegen — 
wenn auch nicht mit römifchen Geifte. Diefer verftand zu unterfdheiden und hat 
immer ſcharf unterfchieven zwifchen Staat und Fiskus« die Privilegien des legteren 
erſchienen ihm nur als privatredhtlihe Vorzüge, nicht als ſtaatliche Hoheitsrechte. 
Dem Mittelalter war diefes helle Auge verfagt. Sein ganzer Rechtszuftand beruht 
auf der völligen Amalgamirung von Privat: und öffentlichem Recht. Die Staats- 
gewalt wurbe wie ein privatliher Beſitz, reine Privatredhte wnrden als Ausflüffe 
der Stantögewalt behandelt. So ward der Staat zum Fiskus und der Fibkus 
zum Staat. Dies zeigte fi nicht nur in der Ausübung ftaatliher Hoheitsrechte 
durch die Iandesherrlihen Fiskal beamten, fondern ebenjo in der Auffaffung und 
Weiterentwidlung des Fiskusrechts felbft (oder, wie man es jett hieß, der Fis— 
falgerehtigfeit, und braftifher'noch der Fiskalg ewalt). Um dem unerfättlichen 
Fisfus eine erfpriehlihe Einnahmsquelle zuzuwenden, hatte die lex Julia, indem fie 
für diefen Fall die gemeine Nechtsregel „res nullius oceupanti cedit* durchbrach, 
das Vorrecht des Fisfus auf erblofes Gut (bona vacantia) freirt. Was aber ven 
Römern al8 bewußt gefchaffene Ausnahme erihien, bünfte der mittelalterlichen 
Auffaffung nur als eine natürliche Konfequenz der mit Staatschereigenthbum 
ibentificirten Staatsherrfchaft — eine Konfequenz, welche alsdann mit dem gleichen 
Rechte auf alle herrenlofen Sachen überhaupt Anwendung finden mußte. Das 
Staatseigenthum an den res nullius ift aber felbft wieder nur ein einzelner Aus- 
fluß der in Theorie und Praris zur Geltung gekommenen Fiskalgewalt, welder 
man bie allerfrudhtbarfte Anwendung zu geben verftand. Es gehört hieher die große 
Reihe der fogenannten niederen Regalien (f. diefene?lrtitel), worunter man be- 
gef das Heimfallreht (jus albinagii, vermöge veffen der ganze inländifche 

ahlaß der im Lande verftorbenen Fremden mit Ausichluß aller Teftaments- und 
Bertragserben, fowie der ausländifchen Inteftaterben dem Fiskus anheimfiel), das 
Abzug: und Nachſteuerrecht (vermöge deſſen der Fiskus von Auswanderern 
eine gewiffe Bermögensquote für fi erhob), das Wilpfangredt, das Hage- 
ftolzenredht, das Strandrecht, verſchiedene Arten von Zehntrechten, aud 
das Bergmannsregal nach feinem privatrechtlihen Inhalt und viele andere 
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vergleichen Rechte, die, ihrem Weſen nad bloße Privatrehte, als Ausflüfle der 
Staatsgewalt angefehen- wurden, aber durch Verleihung Seitens berfelben auch 
an Privatperfonen übergehen konnten. Der Unfug, welder hie und ba von ven 
Landesherren mit biefen fiskaliſchen Rechten getrieben wurde und die Ausdehnung 
ver Begünftigungen, welde den Fiskus vor andern Privatperfonen auszeichneten 
und ihn nicht felten gerichtlich unerreihbar machten, überfteigt alle Begriffe. Die 
Wiſſenſchaft fuchte wohl der maßlofen Willfür entgegenzutreten : allein bie rechten 
Waffen fehlten ihr, fo lange fie felbft noch an der Theorie der Fiskalgewalt feft- 
bielt. Die wiſſenſchaftliche Erkenntniß der Unnatur des Begriffs der Fiskalgewalt 
ift von ganz jungem Datum 2). Das Nähere hierüber fiehe in dem Artikel „Re— 
alien“. 

; Daß unter diefen Umftänden die neuern deutſchen Geſetzgebungen fih von 
ver mittelalterlihen Auffaffung des Fiskusrechtes nicht ganz frei erhalten haben, 
fetst nicht in Erftaunen, eher, daß fie verjelben nicht noch in höherem Grabe 
Raum gegeben haben. Bei weitem am erleuchtetften ift das öſterreichiſche Ge— 
fegbuch, weldes, den Fiskus richtig als eine juriftiihe Perfon des Privatredts . 
erfennend, faft ven ganzen Schwarm ber römifchen Privilegien befeitigt und ven 
verkehrten Gedanken des Stantseigenthums an den herrenlofen Sadhen mit Wie- 
derherftellung der römischen Auffafjung aufgegeben hat (vgl. Defterr. Geſetzb. 
8. 382 ff., hiegegen $. 1472, 1485). Cine niedrigere Stufe nimmt in dieſer Be— 
ziehung das preußifche Landrecht ein. Der Fiskus ift hier wie bei den Rö— 
mern eine nach allen Seiten ſehr begünftigte Perfon (binfihtlih der Verjährung 
1. 9, 8. 629 —648, Vorzugörechte am Bermögen der Kaffenbeamten und Päd- 
ter, fowie anderer (Abgaben-) Schuloner II 14, $. 45—75, hinſichtlich des Ge— 
richtsſtandes ibidem $. 84; — vgl. noch I 15, $. 42. I 11, $. 827. Anh. $. 26. 
I 11, 88. 714. 1071. T16, $. 368 ff. II 8, $. 1955 ff. u. a.). Insbefonvere hat 
auch die Theorie der Fiskusgewalt unverfennbaren Eingang gefunden (vgl. II 14, 
$. 24 ff.) und wird von bier aus dem Staate mwenigftens ein Vorzugsrecht zur 
Okkupation gewiffer Arten von herrenlofen Sahen vor allen andern Perjonen bei- 
gelegt, welch legtere nur mit feiner Einwilligung Befig davon ergreifen können 
(II 16, 8.1 ff.), fowie aud das Necht des Staats auf Abfahrtse- und Abſchoß— 
gelder von dorther abzuleiten ift. 

Schließlich gedenken wir noch zweier Beftimmungen ber neuen deutſchen Par- 
tifulargefeggebung, welde nad zwei Hauptrihtungen dem Fiskalunweſen bes 
Mittelalters ein Ende gemacht haben und welche um diefer ihrer materiellen Wich— 
tigkeit willen faft allenhalben in das Staatsgrundgefeß aufgenommen worben find :- 

1) Der Fiskus hat in allen Privatredhtsftreitigkeiten vor den ordentliden 
Gerihten Recht zu geben und zu nehmen 3) (bayr. Berf.-Urt, VIII, 5. Bad. 
B.-U. II, $. 14. Württ. B.-U. $. 94. Sädf. V,-U. 8. 50. Preuß. Landr. II 14, 
$. 81. Deftr. Gefegb. I, 1. $. 2Q u. f. w.). 


J 


2) Selbſt Klüber in ſeinem öffentlichen Recht des deutſchen Bundes und der Bundes— 
ſtaaten handelt noch in einem eigenen Abſchnitt (88. 473—478) von der „Fiskalgewalt““. nd 
fo ſehr er auch die Uebertreibung derfelben perhorrescirt und einer einichränfenden Interpretation 
das Wort redet, fo führte ihn doch, mie es in der Natur der Dinge liegt, der falſche Stands 
punft zu falſchen Konſequenzen, welche ohne ein richtiges Verſtändniß der rechtlihen Natur des 
a — — find. 

iedurch wird jedoch nicht ausgefchtoffen, daß der Fiskus innerhalb der Hierarchie der 
ordentlihen Gerichte eines bereiten heftandes —* 
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2) Konfislationen des ganzen Vermögens zur Strafe follen ferner nicht ftatt- 
finden (bayr. B®.-U. VIII, 6. Württ. B.-U. $. 9. Sächſ. B.-U. $. 53. Großh.' 
heſſ. O.-U. Art. 100 u. a.). 

Literatur. Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes und der Bun- 
desſtaaten 58. 473—478 (man findet bier eine ziemlih ausführlihe Angabe ver 
ältern Literatur), Mit Beſchränkung auf das römiſche Recht jus fisci: Heim- 
bad in Weiske's Nechtslerifon, Artikel „Fiskus“. Ri. 


Fiskalbeante. 


Der Fiskus bedarf, wie jede juriſtiſche Perſon des Privatrechts, der Vertre— 
tung, um handelnd am Rechtsverkehre theilzunehmen. Die Art und Weiſe dieſer 
Vertretung wird durch die Verfaſſung des Fiskus beſtimmt. Dieſe hängt aber in 
der Weife innig mit der Berfaffung des Staates nad feiner öffentlich-rechtlichen 
Seite zufammen, daß regelmäßig denjelben Organen, welche zur Verwaltung ver 
Hoheitsrechte, in specie der Finanzhoheit, beftellt find, auch die Vertretung bes 
Fistus im Privatrehtöverkehre übertragen if. Befondere Organe — Fiskal- 
beamte im engeren Sinne, Fiskale — beftehen heutzutage regelmäßig nur zur Ver- 
tretung ber fisfalifchen Interefjen in ftreitigen Rechtsſachen. Der Umfang ver 
Thätigkeit diefer Klafje von Beamten war jedoch weder früher, noch ift er felbft 
heute allerwärts hierauf beſchränkt. 

Zur Zeit der römifhen Kaifer war die Verwaltung ver fisfalifhen Ange- 
legenheiten, d. i. ver faiferlihen Finanzen, den procuratores Cæsaris übertragen. 
Anfänglih ohne Gerichtsbarkeit und nur zur Erhebung und Verwaltung der 
tatjerlihen Einkünfte beftellt, warb ihnen durch Claudius aud eine Jurispiktion 
in Fiskalſachen, foweit fie nicht kriminellen Charakter trugen, verlichen und hiemit 
zuerft ein privilegirtes Forum bes Fiskus gefchaffen. Die Vertretung aber des 
Fiskus vor Gericht wurde durch die fogenannten advocati oder patroni fisci geführt, 
welde aus ver Zahl ver bei ven Gerichten aufgeftellten Anwälte auf beftimmte 
Zeit beftellt wurben. !) 

Der römiſche advocatus fisci ging mit ber Reception des römiſchen Rechts 
als Fis kal (Kammerprofurater) in das deutſche Gerichtsweſen über. So lange 
nod die altgermanifche Schöppengerichtöverfaffung beftand, war das Bedürfniß einer 
befonderen Bertretung des fisfalifchen Intereffes nicht jo vorhanden: eine ſolche war 
regelmäßig fhon in dem vom Landesherrn angeftellten Richter gegenüber ven 
Schöppen gegeben. Wohl aber machte die Reception des fremden Rechts, welches 
zumal den Fiskus in fo ausgevehntem Maße privilegirte, ſchon um ber jett ein- 
getretenen Umgeftaltung der Gerichtsverfafjung willen eine befondere Vertretung 
des Fiskus nothwendig. Der deutſche Fisfalanwalt fing aber alsbald an von dem 
römifchen advocatus fisci fi in nicht geringem Maße zu unterfheiven. Cines- 
theild wurde er jet regelmäßig zu einem ſelbſtſtändigen, ftehenden Beamten, 
anderntheils wurde aud fein Wirkungskreis weit umfaſſender. Diefe Umgeftaltung 
ging genau Hand in Hand mit der im vorhergehenden Artikel befprochenen Poten- 
zirung des Fiskusrechts. Wie die Privilegien des Fiskus je mehr und mehr zu 
ftaatlihen Hoheitsrechten gefteigert unb die Begriffe von Fiskus und Staat amal- 


1) Eine allmälig ausgebildete Inftruftion für den advocatus fisci enthält der juftintanifche 
Kodeg lib. 11, tit, 9, 
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gamirt wurben, fo lag es nahe, aud das Thätigfeitsgebiet des Fiskals über die 
Grenzen einer bloßen fisfalifhen Vertretung in Privatrechtsftreitigleiten hinaus zu 
einer möglichft allgemeinen und umfaflenden Vertretung des lanvesherrlihen und 
öffentlichen Interefjes auszudehnen. Anfänglich knüpfte man bei diefer Kompetenz: 
erweiterung möglichft au fisfalifche Gefichtspunfte an, die fich namentlid in jener 
Zeit faft bei allen Sachen des Gemeinweiens ohne viele Schwierigkeit entveden 
ließen. Alsdann aber gewöhnte man fi an die Vorftellung, daß der Fiskal, wie 
der Vertreter der Privatintereffen des Staates, fo aud der vorzugsweife Vertreter 
des öffentlichen Intereſſes fei, um fo eher, je ftärfer fih das Bedürfniß in ver 
legeren Beziehung geltend zu machen anfing, ohne daß doc ein anderes Organ 
zur Erfüllung deſſelben vorhanden gewefen wäre, So wurbe ber Fisfalanwalt 
zugleih zum Staatsanwalt, zum Organ der Oberauffiht, zum Bewahrer ver 
Prärogative ver Regierungsgewalt. sun 
ie Befugniffe des Fiskals der legten Jahrhunderte waren in der That fo 
umfaffend und ihr Charakter zudem fo wenig einheitlih, daß die Schwierigkeit 
einer begrifflihen Formulirung derfelben unüberwindlich genannt werden darf. Es 
gab Fiskale aller Art. Man unterfhied fie nicht nur mit Rüdficht auf die damalige 
politifche Oeftaltung Deutſchlands in kaiferliche (Reichs-) und reihsftänpifde 
(landesherrliche) Fiskale, ſondern nicht felten aud je nach ver befonderen Richtung 
ihrer Thätigkeit in Gerihts-, Polizei, Kammer-, ja felbft Jagd-, Mevi- 
cinal-, Konfiftorialfisfale Regelmäßig vorfommend und von befonderer 
Bedeutung waren jedoch nur bie Gerichtsfiskale, deren Thätigkeit fih dann 
gewöhnlich aud auf die anderen Gebiete ausvehnte. Bon Reichöwegen beftanden 
ſolche Fiskale ſowohl bei den höchſten Reichs- als bei den kaiſerlichen Landgerichten. 
Des hl. römiſchen Reichs Kammerfiskal, welchem in ver Folge nod. ein 
advocatus fisei zur Unterftügung beigegeben ward, hatte vornemlich die Pflicht, 
über die Erfüllung ber reihsverfaffungsmäßigen Verbindlichkeiten durd die Reiche- 
„glieder zu wachen, gegen die Säumigen Hagend beim Reichskammergerichte einzu- 
Ihreiten, die zu Gunſten des kaiſerlichen Fiskus verwirften Strafen einzutreiben, 
endlich in gewiffen Kriminalfachen, insbefondere bei offenbarem Landfriedensbruch 
und bei Münzverbrechen, als Ankläger aufzutreten.?2) Ganz analog war bie 
Stellung und Kompetenz der Neihshofrathsfistale, deren einer die deutfchen, 
der andere die italieniſchen „Fiskalſachen“ (lato sensu) zu beforgen hatte. * 
Eine ähnliche, nur intenſiv bedeutendere Stellung behaupteten bei aller Ber- 
fhiedenheit im Einzelnen die Fisfale aud im dem veutfhen Territorien. Die 
Bertretung des landesherrlichen Fiskus in feinen Privatredtöftreitigkeiten war, wie 
bereits erörtert, ihre Aufgabe von Anfang an. Die nächfte Erweiterung war bie, 
daß fie unter der Herrſchaft des Anklageprozeffes anfangs ausnahmsweife (wenn 
nämlid der Fiskus felbft intereffirt oder ein Privatanfläger nicht vorhanden war), 
fpäter regelmäßig als „Kläger von Amtswegen“ in peinlihen Saden aufzutreten 
hatten. Dieſe Funktion trat allerdings wieder in den Hintergrund, als ver Inquie 
fitionsprozeß in den meiften Territorien die Oberhand zu gewinnen begann, und 
blieb dann ven Fiskalen wefentlih nur die Sorge für die Einziehung der dem 
Fiskus angefallenen Strafgelder. Nicht felten aber nahm ver Inguifitionsprozek 
ſelbſt fistalifhe Einwirkung an, indem entweder nad beendigter Generalunter- 
fugung ein Fisfal noch fürmliche Anklage erhob, oder indem vemfelben ſchlechthin 


2) Bl. K. ©. DO, von 1555 1. 16. 20. 
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die Führung der Unterfuhung übertragen wurde (jog. fisfalifhe Unterfuchungen). 
Zur höchſten Beveutung erhob ſich aber das Fisfalat in vielen Territorien, info- 
ferne es — namentlich in feinem oberften Vertreter, vem Generalfistal, Ober: 
fahwalt — geradezu zum Wächter der Geſetze und Berfaffungen beftellt, dem- 
gemäß mit ver Oberaufficht über alle Landesbehörden befleidet und mit dem Rechte 
ausgerüftet warb, jegliche Zuwiderhandlung zu verfolgen. So war und ift es zum 
Theil nod in den mellenburgifhen Landen, wo zu dem eben gebadhten Zwecke 
Fisfale ſowohl bei den Yandesregierungen, als bei den Yanbesgerichten angeftellt 
find. Eine ähnlide Einrichtung wurde im ehemaligen Herzogthum Pommern durch 
eine k. Verorbnung von 1799 hervorgerufen. Auch in den brandenburgifchen 
Erblanvden wurde im Laufe des achtzehnten Jahrhunderts das Fiskalat in dem 
angebeuteten Sinne organifirt und wurde z. B. im Jahre 1740 ver Generalfiskal 
(beziehungsweife audy die unter ihm ftehenden fiskaliſchen Beamteten) dahin inftruirt: 
die fisfalifhen Proceſſe fleißig zu betreiben, Beleidigungen ver göttlihen Majeftät 
und Inveltiven gegen die königliche Perfon, die Berfaffungen und Evikte zur Strafe 
zu ziehen, über die Beeinträchtigung königlicher Gerchtfame zu wachen, auf bie 
Ausführung fönigliher Verordnungen zu halten, die Profuratoren und Advokaten 
zur gehörigen Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, auf Beichleunigung der Inquis 
fitionsprocefie und auf Beobadhtung der gejeglihen Ordnung verfelben zu wachen. 
Und eine Ordre Friedrichs II. vom 19, April 1763 weilt ven Oeneralfisfal an: 
fein Amt wider Jedermann ohne Anfehen der Perfon von den Miniftern an bis 
auf ven Geringften wahrzunehmen und gegen Uebertreter der Gefege zu agiren, 
auch ſowohl bei den Juftize wie bei den Finanzfollegien die nöthigen Schritte 
zu thun. 

So wurde in Preußen das Fisfalat „zu einer allgemeinen Aufſichtsbehörde 
über die Ausführung ver Gefege in allen Zweigen der Staatsverwaltung 
erhoben." 3) Noch die preußifche allgemeine Gerichtsordnung räumt dem Fiskalate 
mit Bezug auf die Rechtspflege im Wefentlichen die eben gezeichnete Stellung ein: 
ver Generalfistal ift oberfter Wächter der Geſetze und oberftes Auffihtsorgan über 
die Juftizbehörben des Landes; die bei den einzelnen Gerichten angeftelten Fiskale 
find die Anwälte des Fiskus in Civilproceſſen, zugleich aber Wächter der Geſetze 
und Auffihtsorgane innerhalb ihrer Sphäre und haben überbieß die ihmen über: 
tragenen Unterfuchungen in den fogenannten fisfalifhen Sachen (Injurienſachen, 
Defraudationen öffentlicher Abgaben und Gefälle, Vergehen der Beamten, geringere 
gemeine Verbrechen) zu führen. 

Diefes war nun im Ganzen und Großen das Fiskalat, welches das neun- 
zehnte Jahrhundert überfam. Das moderne Rechtsbewußtfein fonnte das Inftitut 
in diefer Geftalt nicht mit günftigem Auge anjehen. Trug es doch in hohem 
Maße das Gepräge einer unklaren Doppelftellung, einer unorganiſchen Miſchung 
bisparater Elemente. Es erfchien unangemeffen, daß derfelbe Beamte, weldher als 
Parteianwalt einfeitige Parteiintereffen zu vertreten habe, zugleich berufen fein 
folle, Wächter des Gefeges zu fein und eine Oberaufficht über die Gerichte zu 
handhaben, denen er als Sachwalter doch wieder untergeorbnet war, In dem 
großen Sceidungsprozefie, welchem die fpecififh mittelalterlihen Rechtsgebilde 
vermöge ihres durchgängigen Mifchcharakters verfielen, konnte das Fiskalat bes 


I Dot. im Archiv des Kriminalrechts, Neue Folge, Jahrgang 1845, einen Auffap Heffter's: 
das ehemalige und zum Theil noch beftehende Fiskalat in Deutfchland mit feinen Sehlern 
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17. und 18, Jahrhunderts ſich nicht behaupten. Das erleuchtetere Rechtsbewußtſein 
bes 19. Jahrhunderts verlangte die fiskaliſchen und bie öffentlichen Intereffen auch 
in den Organen unterfchieden zu fehen, welche bie einen und bie andern zu ver- 
treten beftellt find. Früher hatte es an einem geeigneten Organ in ver legteren 
Beziehung gefehlt und hatte doc das vorhandene und immer wachſende Bebürfniß 
einer folhen Vertretung irgend eine Befriedigung geheifcht, welche, wenn auch in 
minder entfprechender Weife, einigermaßen wenigftens durch den Fiskal gewährt 
wurde. Nun aber hatte die franzöfifche Rechtsbildung ein Imftitut ins Leben 
gerufen, -weldhes, von einigen Mängeln abgefehen, zur Erfüllung des Berufes 
einer allfeitigen Bertretung des öffentlichen Interefjes in ver Rechtspflege in hohem 
Maße geeignet und würdig war, von ber beutjchen Rechtswiſſenſchaft ven heimat- 
lihen Landen zur Nahahmung empfohlen zu werben. Allein noch bevor biefer 
Empfehlung Gehör gegeben und das Inftitut der Staatsanwaltfhaft ein- 
geführt ward, wurde in vielen Staaten Deutſchlands dem Fisfalat feine frühere 
Stellung genommen und feine Thätigfeit wieder auf bie urfprüngliche Aufgabe, 
Führung der fisfalifhen Civilprozeſſe, beſchränkt (vgl. z. B. bayerifche Verordnung 
vom 27. November 1825 über die Auflöfung des Generalfisfalates). Ta in Preußen 
wurben in Folge einer königlichen Kabinetsorbre vom 10, März 1809 die erlebigten 
Stellen der Fisfale überhaupt nicht wieder beſetzt umd die Bertretung bes Fiskus 
in Privatrechtsftreitigkeiten den gewöhnlichen Advokaten überlaffen. Nur in wenigen 
Gebieten Deutſchlands hat das Fiskalat feinen mittelalterlihen Charakter auch nur 
annähernd bewahrt (3. B. Frankfurt a/M., mellenburgifhe Lande, Hamburg). 
In Bayern, wo es nad ber oben citirten Verordnung lediglich die Vertretung. 
des Fiskus in Nechtöftveitigkeiten zu beforgen hat, ift es in der Weife organifirt, 
daß in jedem Regierungsbezirfe ein Fiskal ver Kreisregierung, Kammer ver 
Finanzen, beigegeben, während ein zweiter, als Adjunkt bes erfteren, bei dem 
Appellationsgericht des Kreifes (dem zur Zeit noch beftehenden gefreiten Gerichts- 
ftande des Fiskus) erponirt ift. Ueberdieß ift noch ein Fiskal bei ver Staats- 
[huldentilgungsanftalt zur Vertretung verfelben, jowie in ber Refivenzitabt. zwei 
Kronanwälte in unmittelbarer Unterorbnung unter das Yinanzıninifterium zur 
Berathung defjelben angeftellt. Die Kreisfisfale find zwar im Allgemeinen jelbft- 
ftändig in ber Führung ver fisfalifchen Proceſſe; jedoch dürfen fie keinen Rechts— 
ftreit beginnen oder ſich in einen ſolchen einlajjen, ohne zuvor die Ermächtigung 
ber Areisregierung erhalten zu haben, welder zu dem Ende der Proceß- refp. der 
Erceptionsplan zur Genehmigung vorgelegt werden muß. Auch können fie Vergleiche 
nur unter dem Vorbehalte der Genehmigung der Kreisregierung abſchließen. 


Rd. 
—Fiſchfang, ſ. Jagd und Fiſchfang. 
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I. Zur Steigerung und größeren räumlichen Ausdehnung des Handelsverkehres 
eines Volkes dienen hauptfählih vie Waſſerwege auf Flüffen und Meeren mit 
ihren eigenthümlihen Transportmitteln, ven Schiffen aller Arten, Schiffbare Flüffe, 
welche einem Lande angehören, befonders wenn die Mündungen derſelben in das 
Meer in viefem Lande liegen, find die naturwüchſigen Lebensadern eines großen 
Verkehres, und die Landwege befter Art vermochten bis auf die neuefte Zeit feinen 
ſolchen Auffjhwung des Handelsbetriebes zu geben, bis zulegt die Eifenbahnen mit 
ihren fkünftlichen Berbinbungen der Flußwaſſerfahrt bier einen ebenbürtigen, ja 
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gewaltigeren Konkurrenten geſchaffen haben. Vor Allem aber hat ſeit alten Zeiten 
das angrenzende Meer mit ſchiffbaren Flußmündungen, mit hafenreichen Buchten, 

Baien, Buſen, Einſchnitten jedes tüchtige Bolt zu großartigen Handelsunterneh— 
mungen angeſpornt und hat es die in dieſer Beziehung weniger begünſtigt gele— 

enen Nachbarn zu überflügeln und zu beherrſchen befähigt. Dies gilt von den 

höniciern herab bis zu ven heutigen Briten. Das Meer füllte ſich mit Handels- 
Ihiffen, groß und Hein; es erwuchs eine zahlreihe Handelsflotte, und zum 
Schuß dieſer friedlichen Inftitution gegen eiferfüchtige Nachbarn und Fremde, gegen 
Seeräuber und gegen Alle, welche dem frieplichen Handelsverkehre Widerſtand ent- 
gegenfegten, ſowie auch vireft zur weiteren Ausdehnung des Handelsverkehres in 
überfeeifchen Gebieten, zur Sicherung neuer Handelsetabliſſements in der Fremde, 
zur Durchführung und Befeftigung von Handelsfolonieen und überhaupt auch wohl 
zu überfeeifchen Eroberungen, entjtanden bald überall neben ven bloßen Handels— 
ſchiffen militärifch ausgerüftete Fahrzeuge, Kriegsfchiffe aller Art, entftand eine 
Kriegsflotte, . 

Son ben verfchlevenen Welttheilen ift Europa der befonders durch die Meeres- 
umgebung begünftigte. Im Süden giebt das mittelländifche Meer mit feinen vielen 
Buchten und Einfchnitten, mit dem abriatifhen und ſchwarzen Meere den angren- 
zenden Ländern, aljo Rußland, ver Türkei, Griechenland, Defterreih, Italien, 
Frankreich, Spanien die ſchönſte Lage für Handelsverkehr. Freilich ift die Ver— 
bindung mit den großen oceanifhen Gewäfjern durch die Straße von Gibraltar 
nicht vecht geeignet, dieſe Länder in dem großen oceanifchen Welthandel eine be— 
beutende Rolle jpielen zu laffen; denn nur Spanien und Frankreich berühren zu— 
gleih mit ihren Gebieten den großen atlantifhen Ocean, ver ſich im Weften 
Europas öffnet und außer biefen beiden Ländern noch Portugal und vor Allem 
Großbritannien zu wetteifernden Genofjen des großen überfeeifhen Welthandels 
machte. Aber audy der Norden von Europa hat noch die vortheilhaftefte Meeres- 
lage. Die Nord- und Dftfee mit ihren großen Buchten, Baien und Meerbufen, 
mit den zahlreichen Infeln bilden ein Seegebiet, das in der günftigften Berbin- 
dung mit dem Weltverfehre des atlantifhen Oceans fteht. Großbritannien ragt 
wie bireft in das atlantifhe, fo au in das Norpfeegebiet hinein und ift über- 
haupt durch feine Infelform und feine überaus zahlreihen Buchten und Hafen 
das zum Seeverkehr begünftigtfte Land der Welt. Aber auch Belgien, Holland, 
Norddeutſchland, Dänemark, Schweden, Norwegen und Rußland haben die Bor: 
theile der Seelage umd die befte Befähigung fih am großen überfeeifchen Welt- 
handel nad; Amerifa, Auftralien, Afien bin tüchtig zu betheiligen, und fie haben 
es gethan; ihre Handels- und zum Theil Kriegäflotten gehen in alle Theile der 
Welt, um jelbft mit England überall, mehr oder weniger glüdlih, zu konkurriren. 
Bon den außereuropäiſchen Ländern will id nur noch auf die günftige Lage zur 
See, welde vie vereinigten Staaten von Nordamerika haben, binweijen und an- 
deuten, daß ihre Seehanvelsflotte die zahlreichfte und feldft der englifchen über- 
legen ift, 

: Die Möglichkeit der bedeutenden Steigerung und Ausdehnung des Handels 
durch die Seeſchiffahrt liegt aber in der größeren Sicherheit und in der unenb- 
lichen Leichtigkeit der Seeverbindung, fowie in der größeren Wohlfeilheit des See- 
transportes. Es ift bier nicht der Ort dies weiter in den Details auszuführen 
und zu begründen. Es mag genügen, auf ein großartiges Beifpiel binzumeifen, 
wie der Landtransport durch den Seetransport eben aus jenen Gründen völlig 
überwunden werben konnte, Bor der Entvedung bes Seeweges nach Oftindien und 
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vor der Entvelung von Amerifa bezog Europa feine indifchen Produkte auf Land- 
wegen bis hin an die Küften des Mittelmeeres, und viefe Hüften hatten darum 
bis zu jener Zeit den eigentlichen Welthandel Europa’s in ihrer Hand. Seitdem 
aber der Transport jener Produkte direft zur See möglich wurde, geſchah er durch 
bie oceanifhen Fahrten der Seefchiffe, und diejenigen Länder, melde zur Fahrt 
In den großen Ocean am günftigften lagen, erlebten einen Aufſchwung des Han- 
dels und der Seemacht, wie folder vordem noch nie da gewefen war, während 
bie Länder des Mittelmeeres und biejenigen, welche durch ben Yanbtransport biefer 
Güter in Südeuropa, in Kleinafien, insbefondere aud in Süddeutſchland mächtig 
gewejen waren, mehr und mehr auf ein befcheidenes Maß herabfanfen. Portugal, 
Spanien, Holland, Franfreih, England, Dänemark wurden Meifter des Welt- 
handels durch ihre Flotten. 

Dis auf die neuefte Zeit benutzte man zur Seefahrt nur Segelfchiffe, nady- 
dem die Ruderſchiffe faft verſchwunden. Bedeutend gefteigert ift aber die Leichtig- 
feit und Schnelligkeit des Seeverkehrs neuerlich dur die Erfindung der Dampf— 
fhiffe. Es foll zwar ſchon 1543 der fpanifhe Seekapitän Blasco de Garay im 
Hafen von Barcelona ein Dampfſchiff nach feiner Erfindung gezeigt und fomit 
- zuerft der Dampftraft eine techniſche Bebeutung gegeben haben; doch behielt er 
das Geheimniß, welches wahrjeinlid auf einer Anwendung der Dampftugel” be 
rubte, für ſich. Auch dachte der Engländer Savary bereits 1700 an eine Dampf: _ 
flotte, und Jonathan Hull nahm 1736 ein Patent auf ein Dampfſchiff mit atmo— 
fphärifher Dampfmafchine, doch kam nichts zur Ausführung. Ebenjo ging es mit 
ben Vorſchlägen des Herzogs von Bridgewater und Oautiers. Nah Watt's Ver— 
befferungen der Dampfmafchine führte 1775 Perrier das erfte Dampffchiff in 
Vranfreih aus, weldes aber nicht ſtromaufwärts fahren konnte. Auch ließ der 
Ameritaner Jonathan With zu New-York 1788 ein Dampfihifi von Stapel, 
deſſen Keſſel jedoch bald zeriprang. Erft Fulton gelang es, 1807 zu Nem-Port 
den Glermont ven 160 Tonnen mit einer Mafchine von 20 Pferbefraft berzu- 
ftellen, und von nun an machte die Dampfihiffahrt in Norbamerifa große Fort— 
ſchritte. Schon 1815 lief die Dampffregatte Fulton von 32 Kanonen vom Stapel. 
Seitdem baute man auch in Europa Dampfichiffe, beſonders zahlreich in England. 
Anfangs benugte man aber die Dampffchiffe nur zu Heineren Reifen, während fie 
in den zwei legten Decernien auch zu den größten oceaniſchen verwandt werben. 
Neben den Räderfhaufeldampfichiffen werden jest mehr und mehr Schrauben- 
dampfer gebaut, deren erftes 1840 ber Engländer Smith (den Archimedes von 
250 Tonnen) baute. 1825 machte das englifhe Dampfſchiff Entreprife vie erfte 
Reife von London nad Kalkutta. 

Die Handelsſchiffe werden vorzugsweife zum Waarentransport be- 
ftimmt, doch dienen fie in neueren Zeiten auch zum Brieftransport und werben 
zu dem Behufe befonders fehnellfegelnde Schiffe erbaut, Paletboote, die zugleich 
Heinere Waarenfendungen und Reifende aufnehmen. Es werben in ben letten 
Decennien biezu befonders Dampfſchiffe verwandt, die reguläre Fahrten, felbft bis 
in die entlegenften Gegenden jet machen, bejonders von London ans. Groß ift 
außerdem bie Thätigfeit, welche die Seefchiffe feit längerer Zeit für die ungeheure 
Zahl der europäifhen Auswanderer nad Amerika und Auftralien aufwenven. 

Die Kriegsflotte eines Yandes beruht naturgemäß auf einer tüchtigen Han- 
delsflotte; letztere allein giebt die fichere Bürgfhaft dafür, daß zur Bemannung 
ber Kriegsfchiffe tüchtige Seeleute, fomie zur Erbauung tüchtige Techniker und 
Werkführer vorhanden find, da es immer eine miflihe Sache fein wird, die Er- 
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bauung und Bemannung dieſer koſtbaren Kriegswerkzeuge allein over aud nur 
vorzugsweife frembländifhen Händen anzuvertrauen. So finden wir denn auch, 
daß die Kriegsflotten der einzelnen Staaten in einem gewiffen Verhältniſſe zur 
Größe und Tüchtigfeit ihrer Handelsflotten ftehen. freilich haben manche Staaten, 
wie 3. B. Preußen, bis zur jüngften Zeit, trog einer bebeutenden und jedenfalls 
des kriegeriſchen Schuges zur See häufig bevürftigen Handelsflotte, es vernach— 
läffigt, eine Seekriegsmacht zu jchaffen, während andere Staaten bei weitem über 
das Verhältniß zur Zahl ihrer Hanvelsichiffe hinaus ſich eine große Kriegsflotte 
zu verjhaffen bemüht gewefen find, wie 3. B. Rußland, Mit Recht können aber 
gewiſſe Umftände einen Staat beftimmen, ſich eine verhältnigmäßig größere Kriegs- 
flotte zu halten. Dahin gehört der Befig von entlegenen und darum ſchwer zu 
jhügenden Kolonieen, ferner die große Ausdehnung des nationalen Seehandels in 
alle entlegenen Theile der Welt und die daraus entftehende Verpflichtung, an fehr 
vielen Punkten ver Erde eine Station von nationalen Kriegsihiffen zum Schuß 
der nationalen Schiffahrt zu unterhalten, ferner der Beruf ald Großmacht nicht 
blos zu Lande, fondern auch zur See in internationalen Fragen aufzutreten. 
Letzteres hat befonders die große Landmacht Rußland mit Recht beftimmen müſſen, 
eine Seekriegsmacht zu unterhalten, welche freilich kein volles fiheres Fundament 
in einer eben fo großartigen Handelsflotte bis jegt hat und darum, fo lange man 
fih zur Bemannung der Handels- oder auch Kriegsichiffe entweder ver Freuden 
oder doch eingeborner Binnenländer, nicht naturwüchfiger Küftenbewohner und 
leihfam geborner Seeleute bedienen muß, immer eine etwas prefäre Sade ift. 
—— wird gerade als Großmacht ſich faſt gezwungen ſehen, um wirklich einen 
entſcheidenden Einfluß in ferneren, nicht blos in angrenzenden Ländern und deren 
internationalen Zufällen und Streitigkeiten zu gewinnen und zu behalten, eine 
Kriegsflotte zu ſchaffen, welche zum wenigſten einigermaßen der Bedeutſamkeit 
ſeiner Handelsflotte entſprechend iſt. Endlich hat auch das ungeheure Uebergewicht 
der engliſchen Macht zur See die übrigen Seemächte und namentlich Rußland 
und Frankreich beſtimmen müſſen, eine Kriegsflotte zu unterhalten, welche viel- 
leicht für ihre Seeverhältniffe zu groß ift und die für die Aufrechterhaltung ihrer 
Großmachtſtellung in diefer Größe wenigftens nicht abfolut nothwendig wäre, bie 
aber geboten wird, um einigermaßen ven englijhen Prätenfionen und Hebergriffen 
zur See entgegenzutveten und hier wieder ein gewiljes Gleichgewicht der Macht- 
vertheilung herbeizuführen. Die vereinigten Staaten von Nordamerika fcheinen 
neuerlich gleichfalls beſonders aus dieſem Gefichtspunfte auf eine Vermehrung ihrer 
Kriegsmarine bedacht zu fein, bie in ihrer jegigen Ausdehnung aud nit einmal 
annäherungsmweife der ungeheuren Zahl ihrer Hanvelsfchiffe und Seeleute entjpre= 
hend ift. 

Eine Kriegsflotte erfordert aber insbefondere noch günftige Häfen, welche 
wegen der Schwere und des großen Tiefganges aud nur mittlerer Kriegsfahrzenge, 
bei ihrem feften ſchweren Bau und bei der Wucht ihrer Kanonen- und Munitions- 
laft, eine große Tiefe und folche Ufer haben müſſen, die kriegerifch befeftigt werben 
fönnen, um die im Hafen liegende Flotte gegen jeven feindlichen Angriff zu ſichern. 
England befigt eine große Anzahl folder durch Natur und Kunft geſchützter Kriegs- 
häfen. Frankreich ift gleihfalld nit arm daran, wenn es auch zum Theil 
ſehr großen Gelvaufwandes bedurfte, um das durch künſtliche Einrichtungen zu 
erjegen, was die Natur verfagte. Auch Rußland hat ungeheure Auftrengungen an 
Geld und Material machen müſſen, um einen unüberwindlihen Kriezshafen wie 
Kronftadt herzuftellen. Die preußiſche Küfte fcheint es am einigen Punkten fehr 
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wohl möglich zu machen, einige tüdhtige Kriegshäfen, wenn auch mit nicht ganz 
unbebeutenden Koften einzurichten, namentlid anf Rügen, aud wohl an ber Yabe, 
bei Swinemünde u. f. w. Ein Hauptvortheil eines Kriegshafens ift e8 aber, wenn 
fein Waſſer ein möglichft jalziges tft, alfo wenn er nicht zu nahe von Mündungen 
der Flüſſe mit ihren Süßwaſſern liegt; deßhalb ift denn aud ein Hafen in ber 
um vieles falzigern Norvfee einem Hafen in der Oftfee, und ein Hafen an ver 
freien Küfte einem Hafen in einem großen engen Meerbufen mie der bothnifche 
und finnifhe vorzuziehen. Die Schiffe, beſonders das Holz, fonferviren fich im 
Süßwaffer viel weniger und ift bei Kriegsfchiffen vie Wahl des Hafens von um 
fo größerer Wichtigkeit, da dieſelben vielfach abgetafelt im Hafen ftationiren müffen, 
um nicht durch fortwährendes Kreuzen der gefammten Marine die Koften der Unter- 
haltung allzufehr zu fleigern. Schnitzler giebt aus diefen, fowie zum Theil aus 
andern Gründen ven ruffiihen Kriegsſchiffen nur ein Alter von c. 8 Iahren, was 
wohl etwas zu gering ift, Balbi den fpantichen und portugiefifhen Schiffen ein 
Alter von 25—30 Jahren, Sir Richard Philipp den‘ englifhen Handelsfchiffen 
ein Alter von 20 Jahren, den Krtegsichiffen ein Alter von 12 Jahren. Die eng- 
liſche Aomiralität rangirte binnen 12 Jahren von 1815—1827 nit weniger 
als 445 große Kriegsſchiffe als untauglid aus und verkaufte fie. 

Das Material einer tüchtigen Handels- wie Kriegäflotte befteht in alle dem, 
was zum Bau und zur Ausrüftung der Schiffe nothwendig ift. Es gehört dahin 
Holz, beſonders Eichen» und Tannenholz, Theer, Pech, Hanf, Flachs, Eifen, 
Kupfer, Blei. Glüdli das Land, welches dies Alles in reichlicher Fülle beſitzt. 
Indeſſen bei dem regen Verkehr mit allen Welttheilen laffen ſich diefe Materialien 
aud aus weiter Ferne jest leicht genug beziehen, und find 3. B. England und 
Holland in der Nothwendigkeit, das meifte Material für ihre Flotten in ver 
Fremde zu kaufen, Deutfchland, Preußen, Defterreih beſitzen es faft durchaus in 
der reichlidhften und beften Fülle. Uebrigens hat man neuerlih aud Schiffe mit 
eifernem Rumpf gebaut, zum Theil von ungeheurer Ausdehnung und gegen bie 
Heinen gewöhnlihen Unfälle zur See wie gegen Abnugung durch die Einflüffe 
des Waflers ficherer als hölzerne Schiffe. Ja man hat foldhe eiferne Schiffe finn- 
reich fo konftruirt, daß die ganze Länge des Fahrzeuges in mehrere abgejchloffene 
Räume getheilt ift, damit, wenn der eine led werben follte, nicht das ganze Schiff 
mit Waller ſich fülle. Aber die Berlegungen, weldye Kanonenkugeln folden Schiffen 
beibringen, laſſen fih doch kaum fo gut wie bei hölzernen Schiffen zur Stelle 
repariren und darum werben eiferne Schiffe wohl nie ganz die hölzernen in ber 
Kriegsmarine verbrängen können. 

Die Schiffe, welche zu einer Flotte gehören, find nad Art und Bau fehr 
verjhieden. Ein fog. volles Schiff, d. h. das ächte und vollſtändige Seeſchiff ift 
allemal ein Dreimafter, d. h. mit drei vollen Maften; ein folhes Handetsjchiff 
heißt auch Fregattſchiff; das Barkſchiff hat zwar auch drei Maſte, doch ift der 
eine Maſt fein vollftändiger, indem der Hintermaft (Befanmaft) feine Naen hat. 
Ein Schiff mit zwei vollen Maften heißt Brigg, Briggſchiff; Zweimafter mit 
mancherlei Mopififationen in Bezug auf die Maften und die Tafelage find Brig- 
gantinen, Schooner oder Gosletten, Schoonerbriggs, Brigggoeletten, Schooner- 
aallioten oder Gallioten. Ginmaftige Seefchiffe find die Kutter oder Sloops. 
Außerdem haben die Schiffe nach dem Bau ihres Rumpfes und fonftigen Eigen- 
thümlichkeiten nod befondere Namen, 

Es ift Regel, die Tragfähigkeit der Hanvelsfchiffe in Tonnenzahl anzur- 
geben, die Tonne zu 2000 Pfund, oder auch nad Yaften (= 4000 Pf.) over 
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fog: Kommerzlaſten (zu 6000 Pf.). Dampfſchiffe werden nach ver Pferdekraft ihrer 
Wafchinen flaffifichrt. Die gewöhnliche Größe der Seehanvelsjchiffe ift zwiſchen 
500— 1000, höchſtens 2000 Tonnen; doch hat man in neuerer Zeit auch einzelne 
viel größere gebaut, namentlich eiferne Schraubendampfer. So wird jegt eben in 
England der Schraubendampfer Leviathan vom Stapel gelaffen, ein Schiff, 692 
Fuß lang, mit 80 Kajlten und 5000 Tonnen Gehalt. 

Der Charakter der Kriegsschiffe beftimmt fi hauptſächlich nach der Zahl 
ihrer Kanonen, die fie am Bord führen, ferner nad) der Yage ver Geſchütze; doch 
ift die Zahl der Maften dabei gleichfalls relevant. Linienfchiffe, Fregatten und 
Korvetten find Schiffe mit drei Maften; Briggs, Schoonerbriggs oder Brigg- 
goäletten, Schooner oder ©oeletten mit zwei Maften; Kutter mit einem Mafte. 
"Dei Kanonenbooten und Dampfihiffen ift die Zahl ver Maften nicht feft. 

Sämmtliche Kriegsfchiffe mit zwei ober drei Deden, d. h. 2 oder 3 verbedten 
Kanonenreihen übereinander, heißen Linienfchiffe, da fie in ver eigentlichen 
Schlachtlinie währenn des Kampfes ftehen. Den Schiffen mit vier Deden madte 
die Schladht von Trafalgar ein Ende. Auch fommt man mehr und mehr in neueren 
Zeiten von dem Bau fo großer und ſchwerer Schiffe ab und zieht ven großen 
Linienfchiffen die ſchweren, aber ſchlank und fehnellfeglig gebauten, beweglicheren 
Fregatten vor, auch bei Dampfern, wenigftens in der Mafje, denn die Pinien- 
fchiffe werden faum ganz entbehrlich fein. Die mächtigen Schraubendampfer, welche 
England und Franfreih noch nenerlih gegen Rußland 1854 ausrüfteten, haben 
ihren Entftehungsgrund nur in dem Borhanvenfein von 50 neuen englifchen Linien- 
fhiffsrümpfen in den britifhen und 20 in ven franzöfifchen Arfenalen gehabt und 
ift ihre Einführung infofern nur als ein Austunftsmittel nautiſch- militärtfcher 
Detonomie anzufehen. Der norbamerifanifhe Marineminifter Dobbin flug 1854 
dem Kongreß nicht ven Bau von Echraubenlinienfhiffen vor, fonbern proponirte 
anftatt derfelben Schraubenfregatten. Letztere erfegen dann die Zahl der Geſchütze 
dur die Schwere, bieten dem Feinde eine geringere Zielflähe als vie hoben 
Zwei- und Dreiveder und an Zonnengehalt kommen fie, ihrer größeren Länge 
wegen, dod den andern gleich; fie jegelm ſchneller und leichter, haben geringeren 
Tiefgang und mithin gegenüber den Küften einen größeren Wirkungsfreis. 

Die Fregatten werben in ver Schlacht nicht in die Linie gereiht. Sie find von 
verſchiedener Größe und ſehr ungleiher Kanonenzahl. Es führt aber jede Fregatte 
erftlih unter Def auf beiden Seiten eine Reihe von Kanonen und außerdem tft 
das offene, mit Brüftung verfehene Ded wiederum mit Gefhüg und zwar regulär 
durchlaufend, doch auch wohl nur auf beiden Enden befest, wie neuerlich auch bei 
Korvetten. Bisher hielt man fih nur bei Kriegsſegelſchiffen an die Regel, im bie 
untere Batterie nicht mehr als höchſtens 34 Geſchütze zu ftellen, ja man that 
dies nur bei Linienfchiffen und überfchritt bei den Fregatten nicht die Zahl von 32. 
Dadurh war e8 bedingt, daß bie größte Fregatte nur 32 bevedte (v. h. unter 
Ded ftehende) und ebenfoviel unbevedte (auf Ded, Hinter Brüftung ftehenve) 
Kanonen, im Ganzen mithin 64 Geſchütze zählen fonnte und daß man ein foldhes 
Fahrzeug eine Fregatte erften Ranges nannte, 

Unter Korvette verfteht man regulär ein Kriegsfchiff, welches feine Artillerie 
in einer einzigen Lage umd zwar entweder mur Hinter der Brüftung (Accorter) 
ober unter Ded führt. Doc baut man neuerlih Schiffe, welche eine volle Lage 
Kanonen unter Ded und aud auf dem Verdeck noch auf dem Hintertheil und auf 
dem Borbertheil des Schiffes hinter der Brüftung (indeſſen bisweilen gleichfalls 
wieder verbedt) Kanonen führen, und nennt auch diefe Fahrzeuge Korvetten, die 
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fih dann von dem reinen Fregatten nur dadurch unterfcheiden, daß ihre Kanonen 
über Det nur auf dem Hinter und Vordertheil des Schiffes, nicht ringsum ftehen. 

Linienfhiffe, Fregatten und Korvetten find in der Talelung nicht von einander 
verſchieden. Ein großes Linienjchiff hat 1000—2000 Tonnen Tragfähigkeit. Die 
Bemannung tft von 450—850 Mann. Eine Fregatte bat 4—800 Tonnen und 
120—450 Mann. Die engliihen Schiffe erften Ranges haben in ber umteren 
Lage 32Pfünder, in der zweiten 24Pfünder, in der dritten und auf dem Ded 
meift nur 12Pfünder. Im Allgemeinen hatten bisher vie franzöſiſchen Schiffe 
ſchwerere Geſchütze als die englifchen. 

Die zweimaftigen Kriegsfchiffe wie Briggs ıc. führen nar 10—18 Kanonen 
u. ſ. w. Die Schooner, fowte die einmaftigen Kutter haben noch ‚weniger Geſchütz 
am Bord. Die Kanonenboote, welche vorzugsweife nur zur Küften- und Hafen- 
vertheibigung dienen follen, führen vegulär nur eine oder zwei Kanonen auf dem 
Binter- und Vordertheil und können nicht die offene See halten. Zu biefen Hei- 
neren Kriegsihiffen gehören auch die Bombarbiergallioten, fowie die feinen Ga— 
leeren der Sceerenflotten Rußlands und Schwedens. 

Ueber das richtige Berhältniß der Zahl ver Dampfer zu den Segelfhiffen in 
einer Kriegsflotte, ferner ob überhaupt nicht eine Kriegsflotte vorzugsweife nur aus 
Dampfern zu bilden, herrſcht nod viel Streit. Die franzöfifhe Regierung unter 
Louis Philipp dachte zuerft an die Herftellung zahlreicher Kriegspampfichiffe und 
Napoleon III. hat ven Gedanken weiter verfolgt. Ebenfo die Engländer. Aber die 
Alten in diefer Sache find noch nicht gefhloffen. Bis jest haben die Erfahrungen 
einer Seeſchlacht noch nicht darthun fünnen, wie weit die Dampfer bei der großen 
Gefährlichkeit der Verletzungen ihrer Mafchinen, der Entzündung ihrer Kohlen- 
vorräthe durch zerfpringende Bomben u. f. w. wirflih einen nachhaltigen Kampf 
aushalten können. Der legte englifch = franzöfiich = rufftfche Seekrieg fah zwar eine 
ungeheure Zahl von franzöfifhen und engitfchen großen Kriegspampfern, beſonders 
in der Oſtſee; aber befanntlih kam es zu feinem eigentlihen Gefecht, da bie 
Ruſſen hinter ven Werten von Kronftadt blieben und auch im ſchwarzen Meere 
es vorzogen, ihre ſchönen Schiffe im Hafen von Sebaftopol zu verfenten. — 

Zahlreihe Staatskriegsflotten wurden bereits im Alterthum gefchaffen und 
verwandt, wenn aud nicht dauernd unterhalten. So erinnere ih an Phönicien, 
an Karthago, die Altgriehen, Rom. Im Mittelalter fandten die Normannen, 
fanbten fpäter die Barbaresfen und die Hanfa, fowie Venedig, Genua ihre Kriegs- 
fchiffe aus. Aber es gefchah dies meift nur zur Durchführung einzelner großer 
Unternehmungen: Regulär mußten die Handelsfhiffe jelbft darauf bedacht fein, ſich 
frtegerifch zu befhügen, und war dies um fo nöthiger, da die Meere durch zahl- 
reihe Seeräuber und bis auf unfer Jahrhundert durch die Barbaresten (f. d. Art. 
Berberei) ſehr unfiher waren. Alle Hanvelsihiffe waren bis an die Zähne bewaffnet 
und führten deßhalb zugleich eine zahlreiche Mannſchaft mit fih, während in ber 
Gegenwart felbft die größten Hanvelsfchiffe nur fehr gering mit Mannfchaft beſetzt 
find. Bei größeren Reifen und in gefährlihen Meeren mwagten die Handelsjchiffe 
auch nur vereint in großer Zahl zu fegeln und bildeten eine Eriegerifche Gemein- 
haft, indem fie, wie man es nannte, unter Admiralſchaft fegelten. Das be- 
rühmte Eonfolato del Mare enthält darüber genaue Beftimmungen. Das größte der 
Schiffe, oder bei gleicher Größe das mit dem älteften Kapitän, oder abwedhjelnd 
das eine und das andere, wird als Admiralſchiff (navire direeteur) durch befon- 
dere Flagge bezeichnet und fo genannt. Jeder Kapitän muß den Anordnungen bes 
Admirals pünktlich Folge leiften, Auch in neueren Zeiten fam das Segeln unter 
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Admiralſchaft no vor, verſchwindet aber jest faft gänzlich, indem man es vor- 
Br: unter dem Convoy von Staatsfriegsfhiffen in folhen Fällen zu 
egeln. — * 

Eine wirkliche Kriegsflotte muß aus mindeſtens 18 Kriegsſchiffen beſtehen; 
wo nicht, fo wird fie Flotille, auch Eskadre oder Geſchwader genannt. — Auf 
dem Aachener Kongrefje 1818 wurde die europäifche Kriegsmarine auf 462 Linien- 
ſchiffe, 370 Fregatten und 1032 Heinere Kriegsfhiffe angegeben mit einer Be- 
mannung von circa 1 Million Menfchen. 

II. Zur weiteren Charakteriftif der Marineverhältnifie mag bier eine ftatiftijche 
Ueberfidt der Handels- wie Kriegsflottenbeftände der wichtigeren euro- 
päifhen Staaten *), fowie Norbamerita’s folgen und tamit zugleich eine Angabe 
über See-Aus- und Einfuhr diefer Staaten verbunden werben, um darnach bie 
großartige Thätigkeit der Handelsflotten im Verkehrsleben bemefjen zu können. Frei— 
lich find die Angaben über die Zahl der Handelsjhiffe in den mir vorliegenden 
Quellen zum Theil widerſprechend, weil bald die Küſtenſchiffahrt mitgerechnet ift, 
bald nid. 

1) Die englifche Rhederei beftand 1835 aus 20,300 Schiffen mit 2,300,000 
Tonnen und 143,100 Mann Befagung. Darunter befanden ſich fpeciell engli- 
fhe: 14,823 mit 1,853,112 Tonnen und 106,115 Mann; ſchottiſche 
3287 Schiffe mit 335,820 Tonnen und 23,924 Mann; irlänvifhe: 1627 
Schiffe mit 130,735 Tonnen und 9282 Mann; Rhederei der normannifchen 
Infeln und ver Infel Man: 563 Schiffe mit 39,636 Tonnen und 3958 Mann. 
Im Iahre 1855 wurden angegeben: 25,335 Segeljhiffe mit 3,942,495 Tonnen 
und 1524 Dampfer mit 309,237 Tonnen; wobei die Küftenfhiffahrt (1844 c. 
400 Dampfer), ferner die Handelsſchiffe der überſeeiſchen Länder, fowie vie 
Binnendampfer nicht mitgezählt find. 

Nach einer Angabe von 1844, in welcher aber die gefammte Küſtenſchiffahrt mit 
eingerechnet wird, beirug die Zahl der im englifchen Häfen aus- und eingelaufenen 
Handelsihiffe: eingelaufene: 136,659 Segelſchiffe mit 9,438,168 Tonnen und 
15,553 Dampfichiffe mit 3,888,160 Tonnen; ausgelaufene: 140,701 Segelichiffe 
mit 9,904,203 Tonnen und 15,510 Dampfichiffe mit 3,270,498 Tonnen. Dazu 
fam no die von den britifhen Kolonieen unterhaltene Schiffahrt, indem bier 
einliäfen: 6176 Schiffe mit 1,452,568 Tonnen, und ausliefen 6539 Schiffe mit 
1,649,322 Tonnen. Da die Küftenfhiffe in demfelben Jahre 10, 20, 30 Reifen 
maden können, jo zählen fie bei biefen Angaben fehr viel. Ohne Rüdjiht auf 
die Küftenihiffahrt lauten die Zahlen viel geringer. Darnach liefen ein 1838: 
19,639 Schiffe mit 3,501,254 Tonnen und 1854: 32,528 Schiffe mit 7,899,742 
Tonnen, und bierunter befanden fih 1838: 12,890 engliihe Schiffe mit 2,464,020 
Tonnen, ſowie 1854: 17,656 engliſche Schiffe mit 4,789,986 Tonnen. Yusge- 
laufen waren 1838: 17,204 Schiffe mit 2,916,302 Tonnen und darunter 11,471 
englifhe mit 2,058,240 Tonnen, fowie 1854: 35,647 Ediffe mit 7,870,338 
Tonnen; darunter 18,314 englifhe Schiffe mit 4,683,654 Tonnen. 

Der Werth des engliihen Handeld nah Ein- und Ausfuhr betrug 1854 
1200 Millionen Thaler, nämlih Einfuhr 152,590,000, Ausfuhr 115,800,000 


*) Von den außerdeuifchen Seemächten zweiten und dritten Rangs find nur diejenigen in 
dieſe Meberfiht aufgenommen, die in früberer Zeit zu den feefahrenden Nationen erften Ranges 
zählten. Bezüglich der übrigen müffen wir auf die Artikel Belgien, Brafilien, Dänemark u. |. w. 
verweifen. Bol. auch oben ©. 466. Anm. d. Red, 
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Pf. St. Verſchieden von dem wirklichen Werth ift der nad ben Zollliften, wor- 
nad) 1854 die Cinfuhr angegeben ift auf 124,338,478 Pf. St. (davon aus 
fremden Ländern 93,940,000 Bf. St., aus britiſchen Kolonieen 30,397,000 
Pf. St.). Bel dem wirklichen Werthe der Ein- und Ausfuhr waren betheiligt 
Norvamerifa, Einfuhr 291/, Mill. Pf. St., Ausfuhr 21 Mil.; das inbobriti- 
fche Reich Einfuhr 10 Mil., Ausfuhr 9 Mill.; Frankreich Einfuhr 101/, Mill, 
Ausfuhr 3 Mill.; Preußen 9 Mil. Einſuhr, 798,000 Ausfuhr; China I Mill. 
Einfuhr, Ausfuhr unbefannt; Niederlanre 61/, Mill. Einfuhr, 41/, Mil. Aus- 
fuhr; Hanfeftädte 6 Mill. Einfuhr, faft 71/, Mil. Ausfuhr; Belgien 31/, Mil. 
Einfuhr und faft 11/, Ausfuhr; Egypten 31/5, Mill. Einfuhr und faft 11/5 Ausf.; 
osman. Neid 21/, Mil. Einfuhr und über 21/, Mill. Ausfuhr. 

Die engliihe Kriegsmarine fteht feit 100 Jahren wahrhaft furdtbar da. 
Die Kriegsflotte der Königin Elifabeth gegen die jpanifche Armada im Jahre 1588 
betrug nach Urchenholz’ Minerva nur 31,983 Tonnen mit 15,272 Bemannung. 
Als Wilhelm II. im I. 1688 ven Thron beftieg, war die Größe der britifchen 
Kriegsmarine 101,032 Tonnen; im Jahre 1800 dagegen 790,950 Tonnen mit 
130,000 Mann Bejatung. Die Kriege gegen Spanien, Holland, Frankreich hatten 
die Flotte ungeheuer wachſen laffen. Bis zu dieſem Jahre 1800 hatten die Briten 
den rg re 45 Pinienfhiffe und 275 Fregatten und Schaluppen, den Hollän- 
dern 25 Linienſchiffe und 64 Fregatten und Echaluppen, den Spaniern 8 Linien- 
fchiffe und 67 Fregatten und Schaluppen genommen. Dazu verloren bei Trafalgar 
dur Nelfon die Spanier und Franzoſen 17 Linienſchiffe. Berner 1807 ging bei 
dem Weberfalle von Kopenhagen auch der größte Theil der dänischen Kriegsichiffe 
in die Gewalt der Briten über, nämlich 18 Linienſchiffe, 15 Fregatten u. ſ. w. 
Im Jahre 1813, in weldem England die unbebingte Herrſchaft zur See hatte, 
beftand feine Seemacht aus 250 Linienſchiffen, 26 Schiffen von 50—44 Kano- 
nen, 263 (meift Heinen) Fregatten u. f. w., im Oanzen 1044 Kriegsfhiffe und 
26,900 Kanonen mit 145,000 Matroſen. Unter diefen Schiffen waren aber ſehr 
viele alte und ſchlechte, ſo daß — wie oben bereits angegeben — bis 1827 be— 
reits 445 große Kriegsfchiffe ald untauglich ausgemerzt und verkauft wurden. 
Nach Herftellung des Friedens wurde die Flotte beveutend reducirt. Im Jahre 
1845 zählte man 483 Schiffe mit 25,000 Seeleuten und 94 Kompagnieen Marine 
foldaten. Nenerlic wurde aber die Flotte wieder ftark vermehrt, beſonders in Folge 
des Seefriegs mit Rußland. Im Jahre 1855 bejtand demnach die engliſche Kriegs— 
flotte aus 591 Schiffen aller Größe mit 17,291 Gefchügen, darunter 302 Segel- 
fchiffe mit 11,473 Kanonen und 289 Schrauben und Räderdampfer von 69,989 
Pfervefraft und 5818 Kanonen; dazu fommen aber noch 110 Schiffe für den 
Hafendienft. Unter den großen Schiffen befinden fih ſchwimmende Feftungen, 21 
Sdiffe von 130—116 Kanonen. Bon Heinen Fahrzeugen, von denen jedes weni- 
ger als 10 Gefüge führt, gab es 46 Segler mit 257 Gefhügen und 133 
Dampfer von 26,786 Pferbefraft und 655 Gefchügen. Die Bemannung dieſer 
Flotte beftand aus 54,000 Seeleuten, außerdem 15,954 Seefolvaten im wirf- 
lihen Dienft. Das Korps der Flottenofficiere, mit Einſchluß der auf halben Sold 
gefegten, beftand aus 34 Womiralen, 44 Biceadmiralen, 98 Contreabmiralen, 
440 Kapitäns zur See, 758 Kommanders und 1885 Lieutenants. — Das eng» 
liſche Marinebudget beträgt c. 50 Mill. Thaler, doch gehen davon c. 10 Mill, 
für Invaliden und Poftvienft ab. 

2) Die vereinigten Staaten von Nordamerika werden mehr und mehr 
zur beveutendften Seemadt. Die Tonnenzahl fämmtliher ameritanifhen Schiffe 
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betrug 1840: 2,096,478 (mit Einfluß der Dampffchiffe), 1845 bereits 2,417,002, 
gleichfalls mit Einfhluß der Dampfichiffe, auf melde der Betrag von mehr als 
200,000 Tonnen kam, aber ausfhlieglih der Wallfiichfänger, melde 190,695, 
und der Küftenfahrer, welche 1,190,898 Tonnen zählten. Die fänmtlichen See: 
fahrer waren 1845 mit etma 60,000 und vie Küftenfahrer mit etwa 30,000 
Matrojen bemannt. Die Hanvelseinfuhr betrug 1. Juli 1844 bis 30, Juni 1845 
117,254,564 Dollars, die Ausfuhr 114,646,606 Dollars, Im Iahre 1855 zählte 
man gegen 30,000 Seefahrzeuge mit 41/, Mill. Tonnen, darunter waren 1600 
oceanifche und überhaupt 3000 Dampfer. Der Erport betrug 1855 bereits 275 
Mill. und die Einfuhr 261 Mill. Dollars (A 5 Fre). In den Jahren 1845 
bis 1852 wurden nicht weniger ald 11,615 neue Schiffe gebaut, darunter 1620 
Dampfer. 

Die Kriegsflotte, zu welcher im Notbfall auch die Dampfer des Boft- 
dienftes verpflichtet find, betrug c. 1850: 11 Linienfchiffe, 15 Fregatten, 20 
Sloops, 4 Briggs, 2 Schooner, 16 Dampfer, 5 Vorrathsſchiffe. Im Jahre 1855 
wurde der Beftand der nordam. Rriegsflotte angegeben: im Bau: 4 Pinienjchiffe, 
6 Propellerfregatten und 8 Dampfer; fertig waren: 11 Linienfchiffe, 15 große 
und Heine Dampfer, 14 Fregatten, 4 Briggs, 22 Korvetten Gloops?), 11 
Bomben» und Transportfchiffe, zufammen reichlich 100 Wahrzeuge mit 2400 
Kanonen. . 

3) In Frankreich betrug im Jahre 1843 die gefammte Handeldmarine 13,656 
(nad anderen Angaben 16,000) Schiffe mit 599,707 Tonnen; darunter 104 
Dampfichiffe und 11,560 Küftenfahrer. In der Flußſchiffahrt waren außerdem 
65,855 Fahrzeuge mit 166,182 Mann thätig. Die Aus- und Einfuhr zur See 
wurde auf 1666 Mill. Frs. gefhägt. Seitdem ift die Zahl bedeutend geftiegen, 
namentlih aud die der Dampfichiffe *). Im Jahre 1843 zählte man überhaupt 
aus- und eingelaufene Seeſchiffe in den franzöflichen Häfen 27,996 mit 3,300,000 
Tonnen und darunter waren 11,431 franzöfiihe Schiffe mit 1,205,000 Tonnen. 
Die Zahl der aus- und eingelaufenen Küftenfahrzeuge war 79,483 mit 2,424,000 
Tonnen. Im Jahre 1854 waren in franzöfiihen Häfen eingelaufen 9330 fran- 
zöſiſche Schiffe mit 1,132,604 Tonnen und 11,077 ausländifhe Schiffe mit 
1,611,667 Tonnen; ausgelaufen: 5754 franzöſiſche mit 798,501 Tonnen und 
ausländifche 8049 mit 1,065,603 Tonnen. 

Die franzöfifhe Kriegsmarine, vor 1789 fo glänzend, war fehon bie 
Sorge König Heinrichs IV.; auch Richelieu arbeitete daran und Yubwig XIV. 
rubte nicht, bis er diefelbe für damalige Zeit auf einen anfehnlihen Fuß geſetzt 
hatte. 1756 beftand die franzöftiche Flotte aus 110 Kriegsſchiffen, worunter ſich 
beinahe 40 Fregatten befanden. Diefe Seemacht litt im Kriege gegen England 
nad 1756 fehr, erholte fi aber bald wieber, fo daß 1780 angeblid in Frank— 
reich eriftirten: 84 Linienfchiffe und 182 Fregatten und fleinere Schiffe. Das 
Kaiferreih Napoleons I. hatte dieſe Flotte zufolge des Kampfes gegen die 
Engländer in einem traurigen Zuftande binterlaffen; die Reftauration bemühte fich, 
fie wieder emporzubringen. Im Jahre 1830 gab es 32 Linienfchiffe, 41 Fregat- 
ten in See und 21 Linienfhiffe und 31 Fregatten auf den Werften. Unter Louis 
Philipp wurden große. Entwürfe gemacht, aber nicht ausgeführt. Unmittelbar vor- 
feinem Sturze behauptete ein Abgeordneter in der Deputirtenfammer, daß bie 


*) Anm. d. Red. Bal. den Art. „Frankreich“. 1855 Tonnengebalt der Seefchiffe (darunter 
225 Dampfer) 872,156. 
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aktive frangöftiche Seekriegsmacht mur aus 6 Linienfchiffen, 9 Fregatten, 19 
Korvetten, 58 Dampfihiffen u. ſ. w. beftehe, im Ganzen mit einer Bemannung 
von 34,000 Matrofen. Napoleon III. hat aber die Kriegsflotte jehr gehoben, 
namentlich auf Beranlaffung des Seekrieges gegen Rußland. Der jegige Flotten— 
beftand wird angegeben auf 290 Segelidiffe mit 11,773 Kanonen, als: 53 Segel 
oder gemifchte Linienfchiffe *) mit 5096 Kanonen, 58 Fregatten mit 3955 Kanonen, 
39 Komwetten mit 868 Kanonen, 101 Briggs, Goöletten und Kutter mit 1066 
Kanonen, 39 Transportfchiffe (von 18,500 Tonnen) mit 788 Kanonen. Dazu 
fommen noch 117 Dampfer von 28,750 Pferdefraft und zwar 3 Liniendampfer, 
20 Dampffregatten, 30 Korvetten, 64 Aviſos, Totalſumme 407 Schiffe. Das 
Korps der Marinefolvaten ift im Sept. 1854 feftgefegt auf 4 Regimenter zu 124 
Kompagnieen mit 14,761 Mann. — Unter Louis Philipp umfaßte das Marine- 
budget faft 141 Mull. Frs., dod da auf die Kolonieen 23 Mill., auf die Wafler- 
bauten 101/, Mil., für Artilleriematerial 3 Mil. und für die Galeeren gleich- 
falls 3 Mil. -abgingen, fo blieben für ven eigentlichen Seevienft nur 1011/, 
Mill. Fre. (25,375,000 Thaler). 

4) Wenden wir und zu Rußland. Im Jahre 1837 fegelten 1045 Seeſchiffe 
unter ruffifher Flagge mit einem Tonnengehalt von 173,512 Tonnen, An Küften- 
fahrzeugen zählte man in ver Oſtſee 1256 und im ſchwarzen Meere 5073. Außer- 
dem gingen 52,383 Barken und 18,174 Flöße aus ‚pen Flußhäfen ab. Später 
fand wohl eine Vermehrung ftatt, doch hat der Krieg ton 1854 bis 1856 unge- 
beure Berlufte gebradht. In den Häfen des baltiihen Meeres liefen 1852 ein: 3627 
Schiffe, und aus: 3507 Schiffe; des weißen Meeres ein: 827, und aus: 845; 
des ſüdlichen Rußlands ein: 3923 und aus: 3889; des kafpifhen See's ein: 
272 und aus: 266, in Summa eingelaufen: 8655 Schiffe mit 790,300 Yaft, 
und auögelaufen 8507 Schiffe mit 768,910 Laſt. Im Jahre 1853 war dies be- 
deutend gefteigert, indem 10,870 Schiffe von 993,682 Laft einliefen and 10,515 
Schiffe von 974,670 Laft ausliefen. Bon jenen 8655 Schiffen, welche Rußlands 
Häfen 1852 befuchten, fegelten 2020 unter englifcher Flagge, 1125 unter ruf- 
ſiſcher, 1072 unter türkifcher, 650 unter griechiſcher, 513 unter niederländifcher, 
470 unter ſchwediſcher, 450 unter ſardiniſcher, 383 unter öfterreihijcher, 380 
unter preußiſcher, 361 unter däniſcher, 291 unter medlenburgifcher, 258 unter 
hannoverſcher, 186 unter franzöſiſcher Flagge ꝛc. 

Die ruffifhe Kriegsmarine datirt fich erft jeit Peter vem Großen. Um 
die Mitte des vorigen Jahrhunderts zählte aber dieſe Flotte nur etwa 30 größere 
Kriegsſchiffe, 100 Galeeren u. f. w.; zu den Kıriegsichiffen wurden gegen 8000 Ma- 
trojen und 3000 Seeſoldaten, zu den Galeeren 1400 Matrofen unterhalten. 
Später, befonders unter Kaijer Ulerander, wurde die flotte fehr vermehrt und 
follte ſchon 1813 angeblich beftehen aus 289 Segeln (darunter 32 Linienſchiffe 
und 18 Fregatten) mit 4348 Kanonen und 32,046 Mann Befagung. Unmittelbar 
vor Ausbrud des legten großen Krieges 1854 wurde ver Beftand angegeben auf 
60 Linienfhiffe von T0—120 Geihüg, 37 Fregatten von 40—-60 Geſchütz, 70 
Korvetten, Briggs, Brigantinen, 40 Dampfer, mit 42,000 Matrofen und 20,000 
Seefoldaten (einſchließlich der Artilleriften); außerdem Kanonenboote, Galeeren und 
die Ruberflettillen für den kaſpiſchen See und für das ochotzkiſche Meer, die fogenannte 
Sceerenflotte an der Süpfeite Finnlands war mit 800—1000 Finnen bemannt. 


. *) Anm. d. Med. Bal. den Art, „Frankreich“, wo die Zahl der Linienſchiffe, ungerechnet 
die auf den Werften befindlichen, zu 44 angegeben ift. 
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Deutſche Ruſſen und Finnen fpielen fowohl in der Handeld- als in der Kriege⸗ 
marine Rußlands eine Hauptrolle; übrigens eignen fih aud die Koſaken am ka— 
irifhen See, ſowie die ruffifhen Anwohner des fchwarzen Meeren ganz gut zum 
Seevienft. Doch fieht fi die ruffische Regierung zum Theil genöthigt, reine 
Binnenländer, die no nie das Meer gefehen haben, zur Kriegsmarine auszu— 
heben und durch ftrenge Disciplin zu Matrofen zu dreffiren:: immer ein Noth— 
behelf. 

Der obige Beftand der ruffiihen Flotte ift durch den jüngften Krieg beveu- 
tend vermindert. Die Flotte des ſchwarzen Meeres wurde ganz vernichtet. Auch 
darf Rußland in Folge des Parifer Friedens von 1856 auf dem ſchwarzen Meere 
feine Kriegaflotte, fondern nur eine Feine Flottile zum Zweck des Küftendienftes 
(von gleiher Stärke wie eine entſprechende türkifche) von 6 Dampfbooten zu 800 
und 4 Meineren Fahrzeugen zu 200 Tonnen halten. Es warb die Flotte zuletzt in 
5 Divifionen (3 im baltifhen und 2 im ſchwarzen Meere) getbeilt. 

5) Portugals Seemacht ift heutigen Tages fehr herabgefommen. Die Han- 
belsmarine befteht jegt aus meift nur mittelmäßigen Schiffen in der Zahl von 
500 mit nur 60,000 Tonnen Gehalt. Diefe Schiffe find meift im Küftenhanvel 
oder nah den Azoren Beihäftigt, können demnach jährlich viele Reifen machen 
und zählen mithin bei ber Ueberfiht der portugiefifchen Aus- und Einfuhr fehr 
ftarf. Den Haupthandel haben die Englänver in der Hand. Die Kriegsmarine 
Portugals war im 16. Jahrhundert ſehr bedeutend; aber unter der Herrfchaft der 
Spanier, die ihnen über 300 große Schiffe wegfchleppten, und durch den Verluſt 
des oftinvifhen Handels fam fie fehr herab und beftand 1750 ans 15 ſchwachen 
Schiffen, unter denen 10 Fregatten waren. Im Jahre 1817 zählte fie wieder 10 
Linienfchiffe, 14 Fregatten und 40 fonftige Kriegsfahrzeuge, 1822 zur Zeit der 
Fosreifung Brafiliens nur 4 Pinienfchiffe und 8 Fregatten in aktivem ‚Dienft. 
Für das Finanzjahr 1848/49 ward folgender Etat aufgeftellt: Linienfhiff oder 
Fregatte 1, Korvetten 5, Briggs 6, Poſtſchiffe 6, Transportfhiffe 2, Dampfer 3, 
Summa 18 Segel und 3 Dampfer. 

6) Spaniens Rhederei umfaßt einschließlich der Küftenfchifffahrt in neueren 
Zeiten nur 280,000 Tonnen. Spaniens Marine tft fehr gefunten, Im 16. Jahr: 
hundert war viefelbe übermädtig bis zum Untergang der Armada (1588). Geit 
dem UÜtrechter Frieden war Philipp V bemüht, fie wieter zu heben. Geit 1753 
wurde der Beſchluß gefaßt, die Flotte beftändig auf 60 Schiffe von der Linie 
und 24 Fregatten zu fegen. Im Jahre 1796 zählte man fogar 72 Linienfchiffe 
und noh im Jahre 1808 überhaupt 288 Segel, worunter 42 Linienfhiffe und 
30 Fregatten waren. Die napoleonifhen Drangfale minderten biefen Beftand 
furchtbar. Im Jahre 1821 waren nur noch 12 Linienfchiffe, 19 Fregatten und 
einige 30 Heine Schiffe vienftfähig. Seitvem iſt die Seemacht noch verringert. 
Man zählte im Jahre 1856 91 größere und 319 kleinere Kriegsfahrzeuge, jedoch 
nur mit 1250 Kanonen und 280 Steingefhüten; darımter 4 Linienſchiffe, 9 Fre— 
gatten u. f. w. Die Dampfflotte beitand aus 40 Fahrzeugen von 4970 Pferve- 
kraft. Perfonal der Flotte: 1115 Dfficiere aller Art, 13,500 Matrofen und 
Seefolvaten. 

7) Die niederländifche Handesflotte zählte am 31. December 1851 1800 
Schiffe mit 210,753 Laft. In demfelben Jahre liefen in nieverländifhe Häfen 
ein: 6449 Schiffe mit 1,089,000 Tonnen, darunter 3104 niederländiſche Schiffe; 
es fuhren aus: 4339 Schiffe mit 754,708 Tonnen, darunter 2168 niederländifche 
Schiffe. Werth ver Ausfuhr nah einem Durchſchnitt von 1840—1850 gegen 
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212 Mill. fl., der Einfuhr 266, der Durchfuhr 92 Mil; im Jahr 1854 Aus- 
fuhr 272, Einfuhr 321, Durdfuhr 118 Mill. fl. 

Die nieverländifhe Kriegsflotte ift auch jetzt noch refpeftabel. Im 17. 
Jahrhundert war: fie freilich der englifhen überlegen; zu Anfang des Jahres 1784 
zählte fie noh 43 Schiffe von 70—50 Kanonen, 43 Fregatten von 40—24 Ka- 
nonen u. f. w. 1821: 16 Linienſchiffe und 16 regatten, im Ganzen 77 Segel, 
freilich etwas fehr Geringes, wenn man bevenft, daß im Jahre 1652 Admiral 
Tromp 52, dann Admiral Waflenaer mehr als 100 und 1672 Ruyter 43 Yinien- 
fchiffe unter feinem Befehl hatte. Im Jahre 1855, ungeachtet der Trennung von 
Belgien, beftand die niederländiſche Kriegsflotte aus 84 Schiffen mit 2000 Ka- 
nonen und 58 Kanonenfchaluppen mit 174 Gefhüg, darunter 2 Linienfchiffe zu 
84, 3 Linienfchiffe zu 74 Kanonen, 15 Fregatten, 19 Dampfihiffe von 300, von 
220, von 170 ꝛe. Pferdekraft (Ranonenzahl verfelben unbekannt). Im Jahr 1851 
betrug die Stärfe der Seemannfhaft 4770 Mann, davon 3270 auf Reifen und 
in den Kolonien. In den Provinzen werden die Angelegenheiten ver Flotte durch 
vier Marinedireltionen (zu Amfterdam, Bließingen, Willemsoord und Hellevetsluis) 
verwaltet. 

4) Die Handelsmarine Defterreihs in den deutſchen und außerdeutſchen Be- 
figungen beftand 1844 aus 562 Seejhiffen und 5637 Küftenfahrern , zufammen 
6199 Schiffe mtt 208,551 Tonnen. Die Ausfuhr zur See betrug damals 83, 
die Einfuhr 41 Mill. fl. Ende des Jahres 1856 wurde der Beftanb angegeben : 
651 Segelihiffe langer Fahrt mit 233,973 Tonnen und 6804 Mann; 2743 
Küftenfahrer von 80,837 Tonnen und 10,153 Mann; 2683 Fiſcherbarken mit 
11,788 Tonnen und 8876 Mann; 3823 Lichter und Heine Fahrzeuge mit 
11,448 Tonnen und 8915 Mann, Die Zahl der Dampfſchiffe jeven Ranges be- 
trug 68 von 39,083 Tonnen und 2114 Mann Befagung, 13,240 Pferbefraft. 
Die Gefammtzahl der unter öfterreihifcher Flagge dienſtthuenden Seeleute betrug 
mithin mehr als 36,800. Der Tonnengehalt fünmtliher Fahrzeuge, influfive der 
fleinften betrug gegen 340,000 Tonnen, vertheilt auf 615 Seeſchiffe, 2778 
Küftenfahrer der 4 Klafjen und 6506 Fifcherbarten und Lichter aller Art, Summa 
9899 Fahrzeuge groß und Hein. 

Die Öfterreihifche Kriegsmarine, wenn man abfieht von ven ehemaligen 
Flotten der öſterreichiſchen Niederlande, ift noch ziemlich jung, obwohl fie mit der 
venetianifchen eine der älteften und berühmteften in ſich jchließt. Im Jahre 1701, 
bei Gelegenheit des Ausbruches des ſpaniſchen Erbfolgefrieges war bereits vie 
Gründung einer aus Meinen Kriegsfahrzeugen beftehenden Flotte erfolgt; fie hatte 
die Beftimmung, gegen Neapel zu operiren. Im Jahre 1719 ertheilte Karl VI 
auf den Rath des Prinzen Eugen den Befehl zur Errichtung einer Flotte. Sie 
warb dem Hofkriegsrath untergeorpnet. Viceadmiral warb 1722. ein Engländer 
Lord Eorbes, der zu Wien feinen Sig nahm. Der Bau eines Kriegsarjenals 
zu Trieft ward angeorbnet. Bereits 1725 war dieſe Wlottille zum Auslaufen in 
Trieft bereit, trog der Einfprücde, welde vie großen Seemädte erhoben. Im Jahre 
1734, al® der polnische Succeffionsfrieg ausbrach, beftand vie Flotte aus 3 
Linienfhiffen zu 70, 60 und 40 Kanonen, 2 Armanizza (Dreimafter, im Range 
faft den Fregatten gleich) mit 32 und 30 Kanonen, 1 Fregatte, 4 Goöletten u. ſ. w., 
im Ganzen 500 Kanonen und 8000 Mann am Bord. Die Officiere waren meift 
Genueſer, Neapolitaner und Spanier. Nach Beendigung des Krieges und Prinz 
Eugens Tode zerfiel aber diefe Seemacht ſehr bald. Wan bot vie Flottille ven 
Benetianern zum Kauf an, die aber ablehnten. Maria Therefia erhielt jpäter von 
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ben Engländern den guten Rath, auf eine Kriegsflotte zu verzichten, und während 
bes fiebenjährigen Krieges 1758 wurden alle größeren Schiffe und die ganze Aus- 
rüftung des Triefter Arſenals um einen Spottpreis verkauft. 

Erft im Jahre 1815 erfolgte wieder eine neue Organifation ber Kriegsflotte, 
und beftand dieſelbe bereits 1822 aus 4 Linienfhiffen, 8 Fregatten, 1 Korvette, 
6 Briggs, 6 Öoöletten oder Schoonern umd 20 Kanonirfhaluppen, zufammen 
45 Segeln. Außerdem unterhielt Defterreich eine Flottille auf der Donau. Im 
Ganzen wurde fpäter wenig für die Flotte gethan, doch beftand dieſelbe 1844 aus 
57 Schiffen (darunter 3 Fregatten) mit 510 Kanonen und 4500 Mann, mit 
Benedig ald Kriegshafen und Hauptftation der Seemacht. Nah dem Jahre 1848 
bat nun eine großartige Reorganifation begonnen. Defterreich ſchickt fih an, eine 
feiner Hanbelsflotte und feiner europäiſchen Machtftelung mehr entfprechenve 
Flotte herzuftellen. Im Jahr 1856 beſtand demgemäß die öfterreichifche Flotte 
ihon aus 109 AKriegsfahrzengen mit 905 Geſchützen und 6400 Mann am Bord. 

9) Die preußifche Hanvelsmarine beftand im Jahre 1845 aus 768 See 
fchiffen mit 104,223 Yaften. Außerdem bejaß der ganze Staat 517 Küftenfahr- 
zeuge mit 10,433 Laften; hiezu famen noch 18 Dampffchiffe zur Seefahrt und 
40 vergleichen zu Binnenfahrten. 1844 liefen in preußiſchen Häfen ein 6318 
Seeſchiffe mit 486,342 Laften (darunter 3317 fremde mit 220,733 Yaften) und 
liefen aus 6500 Seefchiffe mit 507,257 Laften (darunter 3302 fremde Schiffe 
mit 220,270 Laften), während im Jahre 1854 7730 Schiffe von 689,559 Laften 
eingelaufen find, und zwar 4794 Schiffe mit 414,803 Laften in Ladung und 
2936 Schiffe mit 274,756 Laften in Ballaft, und ausgelaufen 7577 Schiffe mit 
674,106 Laften, darunter beladen 6576 mit 585,663 Laften und in Ballaft 981 
Schiffe mit 88,443 Laften. 

Der Beftand der Rheverei Preußens am Schluß des Jahres 1856 war: 
982 Seeſchiffe (langer Yahrt) mit 148,6671/, Laften oder 297,335 Tonnen und 
8,908 Mannſchaften; darunter befanden ſich 37 Dampfſchiffe. Dazu famen nod) 
505 NKüftenfahrzeuge mit 1160 Mann und mit 67121/, Laften oder 13,425 
Tonnen; darunter befanden fi 13 Dampfichiffe und außerdem gab es noch eine 
nicht unbedeutende Zahl von Flußdampfern. Davon gehörten dem Regierungs: 
bezivt Königsberg (in. 8 Dampfſchiffen) an: 123 Seeſchiffe mit 1339 See— 
leuten und 48,768 Tonnen, fowie (in. 7 Dampfern) 11 Küftenfahrer mit 50 
Seeleuten und 359 Tommen; Danzig (ini. 6 Dampfern) 116 Seeſchiffe mit 1565 
Seeleuten und 59,732 Tonnen, fowie (infl. 6 Dampfern) 12 Küftenfahrer mit 
296 Seeleuten und 497 Tonnen; Stettin (inf. 20 Dampfern) 300 Seeſchiffe 
mit 2509 Seeleuten und 78,957 Tonnen, fowie 142 Küftenfahrer mit 296 See 
leuten und 3507 Tonnen; Köslin 67 Seeſchiffe mit 655 Geeleuten und 23,098 
Tonnen, fomwie 73 Küftenfahrer mit 179 Seeleuten und 2033 Tonnen; endlich 
Stralfund (inf, 3 Dampfer) 376 Seeſchiffe mit 2840 Geelenten und 46,820 
Tonnen, ſowie 267 Küftenfahrer mit 578 Seelenten und 7029 Tonnen. Summa 
ver die See haltenvden Schiffe alfo 1487 Fahrzeuge von 310,760 Tonnen und mit 
10,068 Seeleuten. Ueber die zahlreihen Lichter und Fifcherboote, welche bei ber 
Öfterreihiihen Marine mit angegeben wurben, läßt fi nah Zahl, Tonnengehalt 
und Mannſchaft leiver nichts Beftimmtes angeben, doch darf man fidyerlid bie 
Mannſchaft viefer kleinen Fahrzeuge auf mindeftens 10,000 angefhlagen und 
fomit die Zahl der preußiſchen Seeleute auf etma 20,000 fegen. Die günftigen 
öfterreichifchen Küftenverhältniffe bringen mehr Seeleute hervor, doch ift die Tonnen- 
zahl der preußiſchen Seefahrzeuge im Ganzen gleich der der öſterreichiſchen. 
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Die größte Thätigfeit entwidelt die preußiſche Marine im ver Oſtſee; ma- 
mentlich ift auch die Frachtſchiffahrt preußifcher Schiffe zwiſchen den Häfen Eng- 
lands und Preußens bedeutend. 

ie preußifhe Kriegsmarine ift noch fehr jung und erft in ber Bil- 
dung begriffen. Zwar hatte bereits Friedrich Wilhelm der große Kurfürft 6 Fre— 
gatten zu 20—40 Kanonen ausrüften lafien, aud wurden damit einige Helden⸗ 
thaten volführt; fie kämpften gegen franzöſiſche Schiffe, fie nahmen ven Spaniern 
veihe Schiffe ab, fie kreuzten in Weſtindien, in Afrika; fie hatten die preußiiche Ko— 
(onie Friedrichsburg an der Goldküſte von Afrika zu fügen. Aber mit dem Aufgeben 
viefer Kolonie unter König Friedrich. Wilhelm I 1720 wurben die erſten Verſuche 
einer preußifchen Kriegsflotte aufgegeben. Erſt Friedrich Wilhelm IV. hat den Ge- 
danken einer preußifchen Marine wieder aufgenommen. Dod ging man ſehr lang- 
jam ans Werk. Erft nad dem Jahre 1848 und als die Projekte einer deutſchen 
Kriegsmarine gefcheitert waxen, verfolgte man den Gedanken mit — Energie. 
Doch find zur Zeit nur ſchwache Anfänge einer Kriegsflotte geſchaffen. Der Beſtand 
war 1855: 50 Fahrzeuge mit 210 Gefhügen, nämlih 2 Segelfregatten mit 86 
Kanonen, 2 Dampflorvetten mit 22 Kanonen, 1 Segelforvette mit 12 Kanonen, 
36 Kanonenſchaluppen mit je 2 Geſchützen; dazu kommen nod einige Schul- und 
Transportfhiffe; auch werben in der nädften Zeit noch mehrere Korvetten fertig 
fein. Perfonal: 112 Dfficiere, 1089 Matrofen, fowie ein Seebataillen mit 18 
Dfficieren und 445 Mann, 

10) Die freie und Hanfeftadt Hamburg hatte im Jahre 1847 außer 9 See⸗ 
dampfern 243 eigene Seefchiffe von 21,826 Kommerzlaften, im Jahre 1854 aber 
456 Seefhiffe mit 53,289 Kommerzlaften A 6000 Pfund oder 159,867 Tonnen ; 
darunter 11 Seevampfer von 3130 Kommerzlaften. Hamburger Schiffe gehen wie 
pie bremifchen in alle Theile ver Welt. In Hamburg waren in jenem Jahre ein- 
gelaufen: 4896 Schiffe mit 301,368 Kommerzlaften und 40,000 Mann Bes 
fagung; darunter 4142 beladen und 754 in Ballaft; ausgelaufen: 4879 Schiffe 
mit 296,739 Kommerzlaften, darunter beladen 3039 Schiffe und in Ballaft 1840 
Schiffe. Im Jahre 1857 betrug die Summe aller Schiffe 468 mit 57,639 Kom- 
merzlaften = 172,917 Tonnen, einfchließlih von 17 Seedampfſchiffen (von 70 
bis 375 Pfervefraft); es waren darunter nur fehr wenige unter 150 Tonnen, 
die meiften von 300—800 Tonnen Größe; auch find die kleineren Schiffe, welde 
feine Nummerflagge haben, nicht mitgerechnet. Die meiften tiefer Schiffe find be— 
kupfert oder haben Zinkbeſchlag zur befferen Konfervirung des Holzes. — Im 
Jahre 1856 find überhaupt aus Hamburg abgegangen 5175 Schiffe mit 387,308 
Kommerzlaften = 1,161,924 Tonnen, eingelaufen 5201 Schiffe mit 390,908 
Kommerzlaften = 1,172,724 Tonnen. — Der Werth der Hamburger Gefammt- 
einfuhr betrug 1853 an 443 Mil. Mark Banfo, 1854 an 530 Mill. Mark B.; 
der Öefammtausfuhr 1853 an 421 Mil. Mark B. und -1854 an 493. Mill. 
Mark B.; der Werth des Gefammtverfehrs alfo im Jahr 1854 war gegen 1023 
Mill, Mark Banko — über 500 Mill. Thaler. Kriegsfhiffe befigt Hamburg 
ebenfowenig wie die übrigen norddeutſchen Seehanvelsftaaten. 

11) Die Handelsmarine Bremens zählte im Jahre 1847 ſchon 246 Seeſchiffe 
mit 45,695 Yaften (A 4000 Pfund oder 2 Tonnen), im Jahr 1856 264 See— 
fchiffe mit 69,799 Laften = 139,598 Tonnen; es find darunter 65 volle Schiffe 
(bis 2000 Tonnen), 108 Barkichiffe, 51 Briggs u. f. w. Eingelaufen waren 1854 
2825 Schiffe mit 224,761 Laften und 17,564 Mann, darunter 2348 in Ladung, 
477 in Ballaft; ausgelaufen 2853 Schiffe mit 229,725 Laften (& 2 Tonnen) 
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und mit 17,630 Mann; darunter 2327 in Ladung (1884 Schiffe nach euro: 
päifhen und 443 nad transatlantifchen Häfen) und 526 Schiffe in Ballafl. — 
Der Geſammtwerth des Bremer Verkehrs betrug im Jahre 1847 ſchon 63, im Jahr 
1848 nur 49, im Jahr 1849 wider 67 und 1850 ſchon 70, im Jahre 1852 
über 77, im Jahre 1854 fogar 1011/, Mill. Thaler Gold. j 

12) Lübeck befah im Jahre 1847 68 Seeſchiffe von 4570 Kommerzlaft oder 
13,610 Tonnen; Medlenburg bat jet etwa 330 Seefhiffe von circa 75,000 
Tonnen; Hannover circa 850 (meift Heine) Seeſchiffe von circa 65,000 Tonnen, 
Didenburg influfive der vielen Heinen Küftenfahrer etwa 300 Schiffe mit circa 
30,000 Tonnen. Leider fehlt e8 uns an Material für die Rhebereien diefer Heinen 
deutfhen Staaten, indem namentlih in den ums vorliegenden Weberfichten vie 
Flußſchiffe und Küftenfahrzenge von den eigentlihen Seeſchiffen nicht genug unter 
jhieden werben, und wir wollen doc bier nur von Seeſchiffen fprechen. Ueber- 
haupt find unfere Quellen in Bezug auf diefe legten 4 deutfhen Staaten mangel- 
baft !) geweien. — 

As Totalſumme der Seefchiffe der norbveutfchen Uferftaaten ergiebt ſich die 
runde Zahl von 3700; dazu kommen noch die holfteinifchen Schiffe circa 1400 
an ber Zahl, freilich meift Mein, da fie nur etwa 50,000 Tonnen an Gehalt 
haben, während jene 3700 Schiffe Preußens, der Hanfeftänte, Medlenburgs, 
Hannovers und Oldenburgs circa 750,000 Tonnen repräfentiren. Die Gefammt- 
zahl der norddeutſchen Seefchiffe beläuft fi mithin auf 5000 Schiffe von 
800,000 Tonnen. Leider läßt fih nur annäherungsweife die Zahl ver auf allen 
diefen deutſchen Schiffen befhäftigten Seeleute angeben, fie wird aber gegen 
30,000 fein. Dazu kommen wahrfcheinlich eben jo viele anderweitig im Seebienft 
mit Heineren Fahrzeugen befchäftigten Seeleute. Außerdem find in der ruffifchen und 
engliſchen wie in ber nieverläntifhen Marine viele veutfhen Seeleute befchäftigt, fo 
daß man gewiß nicht zu hoch greift, wenn man die Zahl der norddeutſchen Seeleute 
auf 60,000 Mann fest. Wenn man num zu diefem norbventfhen Marinebeftande 
noch den des Marinerepräfentanten von Süddeutſchland, nämlich Oeſterreichs, fest, 
mit feinen See und Küftenfahrern an der Zahl von 3394 (darunter 651 eigent- 
liche Seeſchiffe) nebft 6500 Fiiherbarfen und Lichtern, mit dem Tonnengebalt 
feiner ſämmtlichen großen und Meinen Schiffe von 340,000 Tonnen und mit 
feinen 36,800 Seeleuten, fo repräfentiren bie deutfchen Staaten eine wirklich 
großartige Handeldmarine von mindeftens 1,110,000 Tonnen in circa 8000 
Schiffen (indem man nämlich die Fifcherbarfen und Lichter Oeſterreichs ebenjowenig 
wie die Norbveutfchlands mitzählt) und an 100,000 Seeleute. Jedenfalls ift bie 
deutſche Hanvelsmarine und zwar fchon die norddeutſche allein, aud ohne bie 
öfterreihifhe, nah der norbamerifanifhen und englifhen die bedeutendfte und 
fomit die dritte in der Welt. Dagegen ift freilich die deutſche Kriegsmarine bis 
jest noch als eine ziemlich ſchwache und als fehr wenig der Größe der Handels 


1) Amtlicher Mittbeilung verdanken wir folgende Notizen, die und während des Drudes zu 
kommen: Lübeck befaß im Jahr 1857: 66 Segelſchiffe (davon 9 noch im Bau begriffen) von 
27,000 Tonnen und 6 Damprichiffe von circa 2500 Tonnen. Medlenburg zählte 1856: 364 
Segelichiffe von 132,500 Tonnen ; nebſtdem 520 Küftenfabrer und Boote groß und Mein von 
11, Tonnen. Hannover 1856: 776 Seefchiffe groß und Mein von circa 79,000 Tonnen 
mit 4108 Mann Bemannung, 1964 Wacht: und Fiußſchiffe mit circa 36,000 Tonnen und 4008 
Mann; Dazu 16 Dampffchiffe von 1900 Tonnen und 149 Mann Bemannung. Oldenburg 
zäbfte nach den im Jahr 1857 amtlich veröffentlichten „Statiftiichen Nachrichten” : 578 Schiffe 
von 54,932 Tonnen mit 2456 Mann. — Hienach mobdificirt fich die im Text folgende Berechnung, 
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marine entjprechend zu bezeichnen. Denn außer Preußen und Defterreih unter- 
halten die übrigen deutſchen Seeftaaten feine Kriegsſchiffe. 

IH. Es wurde nun zwar ſchon vor 1848 das Bedürfniß einer tüchtigen Anzahl 
von Kriegsfhiffen zum Schuß der deutſchen Handelsmarine nicht blos, fonvern 
auch zur energifchen Geltendmachung deutfcher Intereffen in überfeeifhen Gebieten 
gefühlt und ausgefproden. Auch fam bereits 1817 die Schöpfung einer gemein - 
ſamen deutfhen Kriegsflotte beim Bund in Anregung, namentlich durch bie 
Hanſeſtädte bei Gelegenheit der Kunde von Kaperungen dev damals nod fo feden 
Barbaresten in der Norbfee. E8 wurde auf dem Bundestage eine Kommiffion 
niebergefeßt, die aber nichts weiter vorſchlug, als Defterreih und Prenfen um 
eine Verwendung bei ven Seemächten zu erfuchen, damit dieſe vie Gefälligkeit hätten, 
auch den deutfhen Handel mit zu ſchützen! Seitdem ließen ſich bis 1848 nur einzelne 
private Stimmen in der Sache vernehmen. Namentlich war Herrmann v. d. Delsnig 
in zwei Schriften (1845 und 1847) bemüht, vie Theilnahme für eine deutſche Kriegs- 
flotte zu erregen und befonvers Preußen zur veranlaffen, eine Flotte zu ſchaffen. 

Aber erſt das Jahr 1848 brachte die Marinefrage mehr in den Vordergrund. 
Eine Schrift des Konfuls Sturz in Berlin, 1848, doch vor der politifchen Krifis 
erfchienen unter dem Titel: „Sol und fann Deutfhland eine Dampfflotte haben 
und wie?", ferner ein Buch des damaligen Seefapitäns Brommy über die Marine 
(Berlin 1848) — bereiteten das Publikum auf die balvigft unternommenen Ma- 
rineverfuche des Bundestags und der Nationalverfammlung fehr wohl vor. Auf 
Anregung der freien Städte und der 17 Bertrauensmänner wurde im Monat April 
der Ankauf von Schiffen und Ausrüftungsgegenftänden beſchloſſen und eingeleitet ; 
auch Privatfamımlungen zur Ausrüftung von deutſchen Kriegsfahrzeugen wurven 
überall in Deutfchland veranftaltet, nachdem vier deutfche Patrioten beim Mittags- 
mahl zu Rendsburg den 21. over 22. April vergleichen zuerft in Anregung ge 
bracht hatten, Freilich haben fich- vie Privatfammlungen nachher doch nicht als 
jehr wirkſam erwieſen; Nationalangelegenheiten der Art, zu beren Realifirung 
(und zwar mit feinem bireften Gewinn für die Einzelnen) Millionen erfordert 
werben, müſſen füglid von der Geſammtheit, vom Staate ausgehen. -Bald daran 
ernannte ber Fünfzigerausſchuß eine Kommiſſion für die Marineangelegenheiten, weldye 
am 11. Mai einen Aufruf an ganz Deutſchland zu gemeinfamen Beftrebungen er- 
ließ und zur Beichidung eines Marinetongreffes für ven 31. Mai aufforberte. Auch 
die Nationalverfammlung beſchäftigte ſich fehr bald nad ihrer Konftituirung mit der 
beutfhen Marine und ernannte einen Marineausfhuß. Der Hamburger Marine- 
fongreß trat dann wirklich zufammen und forberte als Minimum einer deutſchen 
Flotte 8 Segelfregatten von je 60 Kanonen, 4 bergleihen von 40 Kanonen, 
6 Dampfihraubenfregatten von je 500 Pfervefraft und 1500 Tonnen, 6 Danıpf- 
rüderforvetten von. 3—400 Pferdefraft und 9I—1200 Tonnen, mit Bombentanonen 
bewaffnet. Man dachte fih dabei, anfangs Deutfchland nur zu einer Seemacht 
zweiten Ranges zu erheben. Die Beftimmung der Flotte im Frieden follte fein: 
1) Stationirung von Kriegsfchiffen in der Fremde überall mo deutſcher Handel 
und deutſches Eigenthum ein Interejfe haben; 2) Unterftügung diplomatiſcher Ber- 
handlungen in ben geeigneten Fällen, Ueberführung der Geſandten u. f. w.; 
3) Uebung der Dfficiere und Mannſchaften. Die Befagung dieſes Geſchwaders 
berechnete man auf beinahe 10,000 Mann, vie Herftellungsfoften auf 10—11 
Mil. Thaler, die jährlihen Unterhaltungstoften auf 3,620,000 Thaler. Die in 
den erften beiden Jahren zu erbauenden Schiffe follten einen Aufwand von 
4,750,000 Thaler erfordern. 
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Am 8. Juni, noch vor dem Eintreffen diefer Borjchläge, wurde in der National: 
verfammlung vom Marinenusfchuffe der Antrag geftellt, die Bundesverfammlung 
- veranlaffen, daß fie vie Summe von 6 Mill. Ihalern auf verfaffungsmäßigem 

ege verfügbar mache, und zwar 3 Mill. fofort und 3 Mil. nad Maß— 
gabe bes Bedürfniſſes. Mit viefer Summe follten 2 ſchwere Fregatten, 4 Kor: 
vetten, 2 größere und 4 Heinere Dampficiffe und 200 Kanonenboote beſchafft 
werden. Der Antrag wurde genehmigt. Die inzwijchen freirte proviforifhe Gen- 
tralgewalt bradyte durch Verordnungen vom 10. Dftober 1848 und 12, Yebruar 
1849 obige Summe von 6 Mill. Thaler bei den einzelnen Bundesftanten zur 
Umlage. Davon wurben bis zum Eintritt der Wirkfamkeit der Bundescentral- 
fommiffion wirklich eingezahlt 3,629,047 Gulden 41 Kreuzer. Bis Ende 1849 
hatten vollftändig gezahlt : Preußen, Hannover, Holſtein-Lauenburg, Medlenburg- 
Schwerin, Naſſau, Oldenburg, Anhalt: Defian, Schwarzburg-Rudolſtadt, Walved, 
Schaumburg, Lippe, bie vier Freiſtädte. Defterreic legte Verwahrung gegen bie 
Theilnahme an der Umlage ein. Ohne ausdrückliche Verwahrung umterblieb bie 
Einzahlung ganz oder zum Theil von Seite der übrigen Regierungen. Die Orga- 
nifation einer Reihsmarinebehörde wurde am 9. November 1848 befchloffen. Es 
wurden num theils alt angefauft, theils nen gebaut folgende Schiffe: 1) die Fre— 
gatte „Deutfchland“ von 32 Kanonen, die ſich aber nachher nur als Uebungsſchiff 
brauhbar erwies; 2) die Segeltorvette „Franklin“, die man dem Eigenthümer 
als unbrauchbar zurüdtellen mußte; 3—5) die drei Dampffchiffe „Hamburg“, 
„Bremen“ und „Kübel“, die aber den Winter 1848/49 über erft einer Reparatur 
unterworfen werben mußten; fie hatten je 160 Pfervefraft und je 5 Gefüge; 
6) das armirte Dampfboot „Königin Elifabeth” von 4 Kanonen; 7—8) vie zwei 
Heinen Dampfboote „Kiel” und „Eider“; 9) der Schooner „Elbe” ; 10) das Dampf: 
ſchiff „Erzherzog Johann“, welches aber bereits auf ver Ueberfahrt aus England ftart 
beſchädigt wurde; 11) die den Dänen abgenommene Fregatte „Eckernfördre“ (Ge- 
fion); 12) der „Barbaroffa” ; 13) der „Bonin“. Im Bau begriffen waren noch 
drei Dampflorwvetten, auch mußte man dazu noch rechnen eine in England an- 
gekaufte Dampffregatte. Der Minifter Dudwig gab den Beſtand der Kriegsflotte 
Ende April 1849 auf 12 Kriegsſchiffe an, von denen aber feines eigentlich vienft- 
fähig war. 

Mit der Gewißheit des Scheiterns der deutſchen Einheitsprojette ſchwand 
das Intereffe an der Flotte; fhon in ven legten 9 Monaten des Jahres 1849 
war man nur auf Erhaltung, nicht auf Mehrung des Beſtandes bedacht, nur die 
Zahl des Kanonenboote fol ſich fpäter auf 26 vermehrt haben. Die am 30, Sep: 
tember 1849 eingefeßte Bundes-Central⸗Kommiſſion bob in ihrem Bericht vom 
23. April 1850 in Bezug auf die entfchieden hervortretende Abneigung mancher 
Regierungen gegen die Flotte hervor, daß die ſchon deßhalb zu befürdhtende Auf- 
löfung derfelben einen jehr ungünftigen Eindrud bei ver Nation machen würde. 
Im Februar 1851 beſchloß die Dresvener Konferenz für ven Bedarf der flotte 
eine Umiage von 750,000 fl., aber im Mai 1851, als ver Bundestag wieder 
vollftändig zufammentrat, war der Marinefonds völlig erfchöpft und die Eriftenz 
der flotte im jeder Beziehung gefährket. War es doch felbft zweifelhaft, wer ber 
Eigenthümer der Flotte fei. Preußen drängte am Bundestage zur Entſcheidung, 
Hannover beantragte, die Norbfeeflotte als Eigenthum des deutfhen Bundes anzu: 
erfennen. Eine Kommiſſion warb auf Preußens Vorſchlag ernannt. Einftweilen 
galt e8 aber, für das Nöthigfte der Flotte zu forgen, die im kläglichſten Zuftande 
im Bremerhafen lag und deren beutjche Flagge von feiner fremben Macht reſpeltirt 
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wurbe. Preußen verlangte von den fäumigen Regierungen Zahlung der Rüdftände 
feit 1848; inveffen es wurde die vorſchußweiſe Zahlung einer Matrikularumlage 
für den lottenbevarf beſchloſſen. — Erft am 6. September 1851 fam ber Bericht 
der Flottenfontmiffion in der Bundesverfammlung zur Verhandlung. Es lag ein 
Majoritätsantrag (Baiern, Hannover, freie Städte) vor, der von ber Bunbes- 
verfammlung angenommen wurbe und einfah nur einen Bericht über Herftellung 
und Koſten einer deutſchen Norpfeeflotte verlangte. Das Minoritätsgutachten 
(Preußen, Defterreih) ging praftifher Weife davon aus, daß. doc erft für bie 
jetzige Flotte zu forgen fei; der Bundestag follte fich nad) diefem Autrag gegen 
die fernere Beibehaltung verfelben als Bundesſache ausfpredhen, bie unmittelbar 
intereffirten Einzelftaaten aber follten fih darüber verftändigen, bie Flotte als 
ihre befondere Einrichtung zu übernehmen. Der Bundesbeſchluß ließ alles in 
der Schwebe. Auch aus dem öfterreihifchen Projekte einer breitheiligen Bundes- 
flotte (für die Norbfee, Oſtſee, adriatifhes Meer) wurde nichts. Die Anfichten 
der einzelnen Bunbesregierungen gingen völlig auseinander. Matrikularbeiträge 
wurben nicht gezahlt. Am 7, Januar 1852 beſchloß man eine Anleihe zum Unter- 
halt ver Flotte. Envlid wurde durd Bundesbefhluß vom 16. Februar 1852 zwar 
das Gigenthums- und Berfügungsreht des Bundes über die vorhandene Flotte 
anerfannt, aber es war dies nur bie Brüde zum Veräußerungsbeſchluſſe; doch 
blieb noch einige Ausficht zur Fortexiſtenz der Norbfeeflotte als befondere Ein— 
richtung der intereffirten Staaten; der Bundestag fette dazu eine endliche Frift 
bis zum 31. März. Die hannoverfche Regierung berief auf den 20. März ven 
Flottenfongreß nah Hannover. Defterreih, Preußen ſowie Niederlande und Däne- 
marf wurde nicht eingelaven. Trog Einladung erfchienen nicht Würtemberg, 
Baden, Kurheſſen, Strelik, Reuß, Rubolftadt, Heflen- Homburg, Liechtenftein, 
Waldeck und Frankfurt. Hannover forverte jährlid 927,334 Thaler zur Unter: 
haltung einer Nordſeeflotte von 4 Segelſchiffen (2 Fregatten und 4 Korvetten) 
und 4 Dampffiffen. Der Kongreß ging am 24. März 1852 refultatlos aus» 
einander. Am 2. April 1852 wurbe von Bundes wegen die Auflöfung der Flotte 
befhloffen und im Oltober wurden die Schiffe, zu denen fih anfangs feine Käufer 
finden wollten, meift zu Spottpreifen verkauft. Preußen übernahm vie beiden 
Schiffe „Gefion“ und „Barbaroffa” für feine Flottille, übel ein Kanonenboot; 
Hannover, Oldenburg, Hamburg und Bremen kauften Waffen und Schiffsmaterial; 
das Trodendod zu Brake übernahm die oldenburgifche Regierung; etwa 100 Ge: 
ſchütze kamen nad ver Bundesfeftung Mainz; alles andere kam in Privathände. 
Der Flottenerlös betrug 934,726 Thaler, 6 Sgr. 4 Pf., während die Anfaufs- 
ſumme der Flotte von der Marineabtheilung auf 3,946,400 Gulden und ihr 
Werth (nach Abzug breijähriger Abnutzung) am 8. März 1852 noch zu 3,121,765 
Gulden angegeben wurde. Die fämmtlihen Ausgaben für die Flotte von Bundes 
wegen vom Mai 1848 bis zum 3. Auguft 1854 haben betragen 4,695,752 
Thaler, 17 Sor., 4 Pf. Die Marinebehörben zu Bremerhafen waren am 1. 
April, die Marineabtheilung des Bundes zu Franffurt am 1. Mai 1853 auf- 
gelöft worden. Der um Herftellung der Flotte verbiente Admiral Bromme 
(Brommy), ein Deutſcher, der früher im griechifchen Seebienfte ſich ausgezeichnet 


hatte, wurde am 30. Juni 1853 verabſchiedet. v. Raltenbern. 
Flußſchiffahrt, ſ. Land- und Wafferftraßen, Schiffahrts— 
geſetze. 


Forenſen, ſ. Fremde, Stadt- und Landgemeinde. 
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Forftwirtbfchoft und Forftpolizei. 


I. Die Forſtwirthſchaft befhäftigt fih mit ver Benügung und Pflege der 
Waldungen. Die ſyſtematiſche Aufzählung der forftlihen Erfahrungsfäge, die Regeln, 
wie die Walvdungen am zwedmäßigften behandelt und benügt werben, find ber 
- Öegenftand ver Korftwiffenfchaft, weldye vorzüglid dem Beftreben der Deutjchen 
(Carlowig, Bedmann, Gleditſch, Burgsdorf, Moſer u. N.) in ver zweiten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts ihren Urfprung verdankt. Bon den Ausländern find als 
Mitbegründer nur etwa bie Franzofen Du Hamel und Reaumur zu nennen, 

Die Wälder werben je nad der Holzart, den Stanbortöverhältnijfen (Klima, 
Boden und Lage) und den Sweden oder den Mitteln der Befiger verſchieden 
behantelt. Die wefentlichften Unterfchiede in der Walpwirtbichaft werben durch die 
Art der Berjüngung und durch das Alter, welches man die einzelnen Bäume oder 
die Walpbeftänve erreichen läßt, hervorgerufen. Die dadurch bevingten Wirthſchafts— 
fyfteme oder Betriebsarten find folgende: Der Hohwald. Die Verjüngung bei 
ihm erfolgt gleichzeitig auf einer größern, zufammenhängenven Fläche (Schlag) 
durch Samennachwuchs; die Beftände erreichen meift ein höheres Alter von min- 
beftens 60 Jahren. Beim Femelwaldbetrieb findet ebenfalls vie Verjüngung durch 
Samennachwuchs ftatt, allein vereinzelt über die ganze Walpfläche, nicht gleichzeitig 
in zufammenhängenven größeren Schlagflähen; man läßt vie Bäume ein gleiches 
oder noch höheres Alter wie beim Hochwald erreihen. Diefe zwei Betriebsarten 
haben vie größte Ausdehnung. Der Niederwald wird in zuſammenhängenden 
Flächen, jedoch nur mittelft Stod- und Wurzelausfhlages verjüngt; da nur bie 
Laubhölzer und zwar hödftens bis ins 40, Jahr Stodausfhläge liefern, fo ift 
er auf diefe Holzarten befhränft und. kann nur Holz bis zum angegebenen Alter 
liefern. Der Kopfbholzbetrieb unterfheidet fih nur dadurch vom Nieverwald, 
daß man bei ihm die Ausfchläge „am Kopfe" von 6—10' hohe und in biefer 
Höhe entwipfelten Stämmen fi bilden läßt. Beim Mittelwald wird die Ver— 
jüngung durch Samennahwudhs und duch Stockausſchlag bewirkt, es ift ein 
Nieverwald mit eingewachfenen Samenbäumen (Oberholz) verſchiedenen, nach Um— 
ftänden ſehr hoben Alters, . 

Die Forſtwirthſchaft unterſcheidet fih in folgenden Punkten wefentlih von 
den übrigen Zweigen der Urprobuftion: 

Den Wäldern ift zum größten Theil der ſchlechteſte Standort angewiefen, 
wo eine landwirtſchaftliche Nugung nit mehr ftattfinden kann; vielen Flächen 
wird nur durch die Holzzucht ihre Ertragsfähigkeit erhalten. Der befiere Boden 
probueirt nicht in dem Verhältnig mehr Sol, als jein durd das Ertragsvermögen 
für landwirthſchaftliche Zwecke beftimmter Kaufpreis höher ift, wie der des geringeren 
Bodens. Das Grundkapital ift daher im Yorftbetrieb ein fehr nieveres. Dagegen 
ift das Holgvorrathäfapital bei den verbreitetften Betriebsarten (Hoch, Femel- und 
Mittelwald) fehr beveutend und zwar um fo größer, je älter man die einzelnen 
Bäume oder Beftände werben läßt. (Diefes Alter heißt Umtrieb oder Umtriebs- 
zeit.) Es müſſen nämlid vom baubaren älteften Beftand abwärts alle jüngeren 
Üteröftufen von Jahr zu Jahr in gleiher Ausdehnung und Beichaffenheit bis 
zum jüngften einjährigen Beftand vertreten fein. Je höher aber der Umtrieb und 
fomit das Holztapital wird, um fo niederer verzinft ſich vafjelbe. Bei 100jährigem 
Umtriebe beträgt 3. B. der nothwendige Borrath das 30—35 fahe vom jährlichen 
Grirag; bei 130jährigem das 40O—45fahe der Mafle nad, ober das 25—30, 
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beziehungsweiſe 33—40fache vom rohen Geldertrag (excl. der Hauerlöhne). ‚Der 
nothwendige Holzvorrath bei 130 jährigem Umtriebe ift nahezu doppelt fo groß 
als bei 100jährigem. — Der höhere Umtrieb liefert von der gleichen Fläche im 
Jahresdurchſchnitt eine größere Holzmafie (in obigem Fall beim 130jährigen 
10—15/, mehr als bei 100 jährigem Umtrieb) und ald Nugholz ein werthuolleres, 
dauerhafteres Material für Land-, Wafler" und Schiffbau. Einem Mangel an 
folden älteren Hölzern läßt fich erft nad längeren Zeiträumen abhelfen, und das 
Wachsthum durch fünftliche Pflege nur wenig bejchleunigen; felbft vie höchſten 
Preife find nicht im Stande, die Produftionszeit abzufürzen, und fie werben nur 
wenige Unternehmer hberbeiziehen, weil die Spefulution auf zwei over mehrere 
Generationen hinaus zu unficher ift, der Hauptertrag in der Regel einem Andern 
zu gut fommt, weil außer den unbedeutenden Zwifchenerträgen lange keine Nutzung 
anfällt, und die Zinfen fehr nievrig find. Bei den vorhandenen Walpbeftänden 
wird zwar die Steigerung ber Holzpreife eine forgfältigere Behandlung herbei— 
führen; allein die geringere Berzinfung des Holzvorraths bei höherem Umtriebe 
enthält für den rechnenden Privatmann bie dringende Aufforderung einen Theil 
der Vorräthe zu verfilbern, um mit dem Geldkapital höhere Zinfen zu gewinnen; 
dadurch wird’ aber vie Grtragsfähigfeit des Waldes in quali et quanto geſchwächt, 
zu einer Zeit, wo das allgemeine Interefle gerade das Gegentheil erheifcht. 

Das Holz erträgt an und für fich feinen weiten Transport, fofern er nicht 
durch Waflerftraßen erleichtert ift; blos bei den werthvolleren Sortimenten befteht 
eine Ausnahme. Wird nun der Umtrieb in einem größern Theil der Waldungen 
verfürzt, jo wird deßhalb auch weniger Holz erzeugt, das einen weitern Transport 
aushält; es wird alfo aus dieſem Grunde eine andere Vertheilung des Waldareals 
zwiſchen den Konfumtionsorten nöthig. — Dem Forſtbetrieb ift zerfplitterter Befit 
noch nachtheiliger als ver Landwirthſchaft, weil dadurch die Abfagverhältniffe 
erjchwert, die Schug- und Wegbaufoften, wie aud die Gefahren vom Wind erhöht 
werden. — ige einen zum rationellen Betrieb nothwendigen Techniker genügend 
beſchäftigen zu können, bedarf man eines Areals von mehreren 1000 Morgen. — 
Die Waldungen find weniger als anderes Grundeigenthum verfäuflih und ver- 
pfändbar; eignen fih zur Berpadtung gar nit. — Der Forftbetrieb ernährt 
verhältnigmäßig wenige Menfhen, gewährt wenig Arbeitsverbienft; die Wald- 
arbeiten, mit Ausnahme der Kulturen, lafien fih aber leicht kontroliren und 
deßhalb im Stüdlohn vergeben, was die Selbftverwaltung wefentlich erleichtert. — 
Das Einkommen aus den Forſten ift nicht durch Mißwachs oder Hagelſchlag 
bedroht; Feuer und Inſekten vernichten das Holz nie gänzlid. — In den Wal- 
dungen bietet fich für Dritte häufig Gelegenheit zu Gewinnung von Produften, 
die der Eigenthümer nicht benügen fann, die aber doch ärmeren und fchwächeren 
Perfonen eine nützliche Thätigfeit geftatten, 3. B. das Sammeln von Beeren, 
Schwämmen, Leſeholz ꝛc. 

Einzelne Waldparcellen erlangen eine beſondere Wichtigkeit dadurch, daß ſie 
die Umgebung gegen nachtheilige Naturereigniſſe ſchützen, z. B. gegen Ueberſchüt— 
tung von Flugſand, Lawinen, Steingerölle. — Die Geſammtheit der Wälder 
äußert ferner einen ſehr bedeutenden Einfluß auf das Klima und die Fruchtbarkeit 
eines Landes; ſie ſchützen gegen verheerende Stürme, geben der Luft den nöthigen 
Gehalt an Sauerſtoff und Waſſergas, befördern die Thaubildung, bewirken eine 
gleihmäßigere Vertheilung der Regenmenge auf die einzelnen Jahreszeiten, und 
gleichzeitig eine Vermehrung der atmofphärtfhen Niederſchläge, fie vermindern bie 
Ertreme von Hige und Kälte. Befonders wichtig werden fie aber noch dadurch, 
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daß fie ven Abfluß des Regenmaflers verlangfamen, einen großen Theil veffelben 
ins Innere des Erdbodens leiten, fomit die Ueberſchwemmungen feltener und minder 
beteutend machen; den Flüßen aber einen gleihmäßigeren Wafferftand erhalten. 
Das Abſchwemmen des fruchtbaren Bodens und der Gefteinstrümmer ift an be- 
waldeten Hängen unmöglih und dadurch auch noch weiter die Schäplichkeit ver 
Hochgewäſſer vermindert. Dieje wichtigen Funktionen, welche den Waldeigenthämern 
feinen direften Gewinn bringen, und doch für das Geſammtwohl unentbehrlich 
find, müſſen ebendeßhalb von Seiten der Staatsregierung befonders gewürdigt 
werben. Sie rechtfertigen ſchon für fih allein vie Ausnahme beim Forftwefen, 
daß daſſelbe vorherrfhend vom Staate felbft betrieben umd mehr als andere Ge- 
werbe beauffichtigt werben joll (vgl. oben S. 170), worauf auch die oben ange: 
führten Eigenthümlichfeiten deutlich hinweiſen. 

Die für Erhaltung eines entipredhenden Klimas nothwendige Waldfläche ift 
verjchieden nad der Vertheilung und dem Terrain; find beide günftig, fo kann 
manchmal ſchon eine Bewalbung von 25 Procenten des Gefammtareals genügen, 
gewöhnlih werben. aber 30—33 Procente nothwendig. Im Gebirge mit vielen 
fteilen Hängen (abfolutem Waldboden) muß die Forſtfläche häufig noch ausge: 
dehnter fein, um die Abſchwemmungen des Bodens zu verhüten. 

II. Zur Erhaltung und Herftellung der erforderliden Bewaldung 
bat die Staatsgewalt folgende Maßregeln zu ergreifen: j 

1) Zunächſt muß unter allen Berhältniffen der Wald erhalten werben in 
den Dertlichkeiten, wo eine andere Art der Kultur nicht zuläßig ift, auf dem 
fogenannten abjoluten Waldboden. Dahin gehören nun befonvers alle für tie 
Duellen und Flüſſe fo wichtigen Gebirgsmaldungen an fteilen Hängen over auf 
felfigem Boden, femer die Beftände auf Flugfand, die der Ueberſchwemmung 
ausgeſetzten Theile ver Flußthäler. Ebenſo find die Wälder zu ſchonen, melde vie 
nächfte Umgebung gegen Naturereigniffe ſchützen. — Am zwedmäßigften ift es, 
wenn der Staat dieſe Waldungen erwirbt und mit NRüdficht auf vie genannten 
wichtigen Nebenfunftionen gut bewirthſchaften läßt. Sind die Waldungen aber 
nit in den Händen des Staats, fo hat er die Eigenthümer gefeglid zu ver- 
pflichten, daß feine Rodungen und feine Kahlhiebe vorgenommen werden, daß bie 
Berjüngung rechtzeitig und auf eine zwedmäßige Weife eingeleitet werde. Der 
Hochwald⸗ oder Femelwald-Betrieb ift zu begünſtigen, verderbliche Nebennugungen, 
Laubftreue, Waide von Schafen und Ziegen ganz zu verbieten. Auch die Parcelli- 
rung ift möglichft zu beſchränken. Bejondere Aufmerffamfeit ift vem Bollzug ſolcher 
geſetzlichen VBorfchriften zu fchenten, durch eine Kommiffion aus lokalkundigen Mitglie- 
dern find diejenigen Waldungen auszuſcheiden, welche auf abfolutem Waldboden ftehen; 
bei Verfehlungen gegen das Gefeg ift ein kurzes Verfahren vorzufchreiben und bei 
anhaltender Nachläßigkeit das Grunpftüd in Staatsadminiſtration zu nehmen over 
gänzlich zu expropriiren, weil der Staat nicht zugeben darf, daß ein Theil der im 
Boden ruhenden Kräfte durch Mißbrauch oder Nichtgebrauch von Seiten des 
"Eigenthämers für die Zukunft verloren gehe oder gar noch ein größerer Theil der 
Stantsangehörigen durch die Sorglofigkeit oder den Gigennuß Weniger in ihrem 
Befig oder Leben bedroht werde. (Ueberſchwemmungen.) Die Aufforftungen in folchen 
Lofalitäten find ebenfalls Sache des Staats und es find dieſelben möglichft zu 
fördern. 

2) Die im Beſitz der Gemeinden und fonftign Rorporationen 
befinplihen Waldungen find zumädft aus allgemeinen Gründen unter 
Staatsaufſicht zu ftellen. (Bol. oben ©. 309.) Da diefe Ueberwadhung baupt- 
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fächlich ven Zwech hat, die Benachtheiligung der folgenden Generationen zu ver- 
bindern und in dieſer Hinſicht bei der Waldwirthſchaft beſondere Aufmerkfamfeit 
nothwendig ift, fo lafien fi folgenne Mafregeln bei den Gemeindewaldungen 
rechtfertigen: Die Waldungen find in ihrer Gefammtheit zu erhalten, eine Ber- 
theilung und Parcellirung ift zu verbieten, Rodungen, aud auf relativem Wald⸗ 
boden, find ohne Staatsgenehmigung nicht zuläßig. Bei Mangel an Wald follte 
die Oenehmigung nur dann ertheilt werden, wenn eine andere mehr dem abjoluten 
Waldboden fi nähernde Fläche dafür aufgeforftet wird. Der Hoßerlös aus ſolchen 
abgeftocdten Flächen ift als Orunpftodsfapital zu behandeln. Durd Aufftellung 
eines zuverläßigen und ausreichenden Perfonals ift für die Handhabung des Forft- 
ſchutzes zu forgen. Den Walphütern ift eine möglihft unabhängige Stellung 
gegenüber ven Gemeindebehörden zu geben, da fie häufig mit den Privatinterefjen 
einzelner einflußreicher Gemeindeglieder in Kollifion fommen. In der Regel wird 
das Beftätigungsreht von Seiten ver Staatsbehörben genügen. Die Waldungen 
möüffen nachhaltig bewirthichaftet, namentlich dürfen bie Nebennugungen an Weide, 
Laubftreue, Harz nicht zuweit ausgedehnt werden. Es müſſen durch geprüfte Tedp- 
niter Wirtbichaftspläne gefertigt und von Zeit zu Zeit (alle 10—20 Jahre) revivirt 
werten. Nebenbei find in kürzeren Friſten Walbvifitationen durch Tedhniler vor- 
zunehmen, melde die Gewißheit geben follen, ob die im Wirthſchaftsplane vorge- 
ſchriebenen Mafregeln rechtzeitig und zwedmäßig ausgeführt werden. Die Wahl 
der Holz: und Betriebsart, fowie der Umtriebszeit muß jedoch ſoweit dem freien 
Willen der Korporation anheim gegeben werben, als dadurch Feine Verringerung 
des Walpbeftandes und feines Ertragsvermögens herbeigeführt wird. Allgemeine 
Geſetzesvorſchriften laſſen ſich in dieſer Beziehung ohmehin nicht geben, weil zuviele 
(otale und andere Verhältnijje (3. B. die Größe des Befigthums, Parcellivung 2c.) 
wefentlihen Einfluß darauf haben. — Bereutendere Borgriffe auf die fünftigen 
Borftnugungen find nur mit Genehmigung der tehnifhen und abminiftrativen Auf- 
ſichtsbehörden zuläffig. Die Verwendung und Verwerthung der Waldprodukte zum 
Nugen der Gemeinden ꝛc. fteht den Gemeindebehörden zu. Bezüglihd der Wirth- 
ſchaftsführung innerhalb ver von den genehmigten Wirthihaftsplänen gegebenen 
Grenzen ſollten fie aber nur dann felbtftändig fi bewegen dürfen, wenn ein 
von den Staatsbehörven geprüfter und ihnen mitverantwortliher Techniker im 
Auftrage der Korporation die Wirthſchaft leitet. Ift die Aufftellung eines ſolchen 
wegen „geringer Ausdehnung der Walpflähe oder aus fonftigen Gründen nicht 
thunlich, fo ſollte zunächſt eine Vereinigung mehrerer Korporationsforfte unter einem 
eigenen Techniker verfudt und durch gefeglihe Beftimmungen erleichtert werben. 
Wäre in einzelnen Fällen aud auf viefem Wege dem Bedürfniß eines technijchen 
Beiraths nicht zu genügen, fo muß der Staat hiefür Techniker aufftellen, melde 
die techniſchen Verrichtungen in den Korporationswaldungen vornehmen, überwachen 
und leiten, wofür dann die betreffenden Gemeinden Koftenerjag zu leiften haben. 
(Beförfterungsfteuer.) Als Grundfag muß übrigens biebei gelten, daß mehr im 
Wege der Belehrung, als im Wege des bureaufratiichen Befehlens, mehr im Wald 
als auf dem Papier gewirkt werben follte. . ; 
3) In Staaten oder größeren Provinzen, wo die Geſundheit des Landes 
und der Bedarf an Walpprobuften durch die auf abſolutem Waldboden ftehenden 
und durch die im Eigenthum des Staatd und der Korporationen befindlihe Wal- 
dungen nicht gefichert erfcheinen, ift zuerft durch ftatiftifche Recherchen zu erheben, 
wie weit eine ſolche Unzulänglichkeit ftattfindet. Diefe haben ſich zu erftreden auf 
ben gefammten Bedarf an Holz und auf die binfihtlid der induſtriellen Kon- 
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furvenz mit dem Ausland zuläffigen Holzpreife, auf Umfang, Eigenthumsverhält- 
nifje, Produktionsfähigkeit, Bewirthfhaftung der Waldungen, auf die zugänglichen 
Surrogate für Holz, die Holzproduftion der Obft- und Weingärten und der 
wilden Holzpflanzungen, auf die Möglichfeit und Zuläffigkeit fi aus den benach— 
barten Waldgebieten zu verforgen (Rommunifationsmittel und deren Berbefjerung), 
auf die Ausdehnung des fhlehteren, zur Waldanlage tauglihen Bodens, auf vie 
Möglichkeit der Holzerfparnifie durdy Bauten von Stein, Holztonfervirung mit 
hemifhen Mitteln, thönerne Wafferleitungen, lebendige Heden, gute Heiz-, Koch— 
und Badöfen, namentlihd Gemeindebackhäuſer, durch eine paſſende Fällungszeit des 
Holzes und Abgabe von trodenem Brennholz. Erforverlihenfalls find dieſe holz— 
erfparenden Mittel durch Belehrung, YAufmunterung, Prämien und dur Beifpiele 
in öffentlichen Gebäuden zc. zu verbreiten. Würden folhe Maßregeln keinen 
erheblihen Erfolg verſprechen, oder würde es mit Rüdfiht auf's Klima an Wal- 
dungen mangeln, fo ift der einfachfte Weg, das fehlende Areal durch Ankauf von 
Seiten des Staat? zu ergänzen. Wäre dies nicht möglich, oder nicht fo raſch 
ausführbar, fo müfjen auch die übrigen Waldungen unter forftpolizeiliche Aufficht 
geftellt werben. 

Man fann unter viefen zwei Arten unterfcheiden, nämlich vie gewöhnlichen 
bäuerliben Privatwaldungen und die in den Hänven des Adels und 
größerer Gutsherrn befindlichen Forſte. Legtere find, foweit fie auf abfolutem 
Waldboden ftoden, unter die gleiche Auffiht, wie die übrigen Waldungen dieſer 
Kategorie zu nehmen. Uebrigens kommt in Betracht, daß gerade dieſe Klaffe von 
Staatsbürgern oft durch Familienftatute privatrechtlich an eine geregelte Bewirth- 
fhaftung ihrer Domänen gebunden ift, daß alfo von Geiten der Forftpolizei hierin 
wenig mehr zu thun übrig bleibt, fofern von anderer Seite her dem Übel vie 
umentbehrliche Bafis eines ausreichenden untheilbaren Grundbeſitzes geſetzlich ge- 
fihert ift, und fofern im Intereffe der nachfolgenden Nusnießer der Grundſatz 
aufgeftellt wird, daß nicht blos der Waldboden, fondern auch das nöthige Holz- 
vorrathsfapital ungeſchwächt erhalten werden müſſe. 

Die oben für fämmtlihe auf abfolutem Waldboden und nicht im Staats- 
oder Korporations-Eigenthum befinvlihen Waldungen bevorworteten Auffichtsmaß- 
regeln laffen fih für die Privatwaldungen auf relativem Waldboden nicht alle 
durchführen; es wirb in ben meiften Fällen genügen, die Walprodungen und vie 
Kahlhiebe von der Bewilligung der Staatsbehörben abhängig zu machen, das 
Beweiden der Waldungen dur Ziegen und Schafe zu verbieten, und. dem Walp- 
eigenthümer die Verpflichtung aufzulegen, Blößen und devaftirte Walptheile binnen 
einer Frift von längftens 3 oder 4 Jahren wieder mit Holz zu bebauen, wibri- 
genfalls dies auf feine Koften durch den Staat gejhehen oder der Wald zu ven 
laufenden Preifen für den Staat over vie Gemeinde erworben würde. — Sehr 
vortheilhaft wirkt das Verbot der allzuftarten Parcellirung, weil e8 die Waldungen 
in den Händen der vermöglicheren Klaffen erhält. Als Minimum eines felbft- 
ftändigen Waldkomplexes läßt fi annähernd bezeichnen beim Nieder- und Mittel- 
wald 10-20 Morgen, beim Femelwald 20—30, beim Hochwald 60—80 
Morgen; in rauhem Klima oder auf fchlehtem Boden 1/, bis 1/, mehr. — Eine 
zwedmäßige Beſchränkung ver Rodungen läßt fi dadurch erreichen, dag man nad) 
dem Borgang in Frankreich das Neubrudland mit einer erhöhten Grundfteuer 
belegt. — Ebenſo läßt fih aber aud wirken durch Aufmunterungen zu zwed- 
mäßiger Walpbehandlung, Belehrungen in populären Schriften, in Ackerbauſchulen, 
Muſterwirthſchaften auf bäuerlihen Walpgütern, Prämien fiir gut und zwedmäßig 
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behandelte Privatwaldungen, für neue Waldanlagen zc. Letztere werben am beſten 
ſo lange von der Steuer befreit, bis ſie nachhaltig einen Ertrag abwerfen. Auch 
die Anzucht von wilden Bäumen auf Weideplätzen, an Bächen, Wegen, wo feine 
DObftbäume gedeihen zc. ift von Geiten des Staats und der Gemeinden zu 
förbern. 

II. Waldüberfluß und Holzreichthum können einem Staat ober- einer 
Provinz faft eben fo nachtheilig werten, wie das entgegengejette Ertrem, da eine 
allzudihte Bewaldung das Klima rauh und feucht macht, und nur wenigen 
Menſchen Arbeit und Nahrung bietet. Wird unter ſolchen Berhältnifien der Wald 
auf Boden, der zu Ader und Wieſen taugt, ausgerodet, jo verbient dies alle 
Unterftügung; eben fo fehr ift darauf Bedacht zu nehmen, daß holzverzehrende 
Gewerbe ſich vafelbft anfieveln und daß das Holz mit Leichtigkeit in die holzarmen 
Provinzen verfendet werden fann. Tritt der Staat biefür nicht felbft ins Mittel 
durdy Anlage von Land- und Waflerftrafen over Eifenbahnen, jo bat er doch 
wenigftens folhe Unternehmungen möglichft zu befördern, wenn fie von Privat- 
perfonen unternommen werben. Die Begünftigung eines Exporthandels bagegen 
bat ihre großen Bedenklichkeiten: weil nur die theueren werthoolleren Hölzer in 
weite Ferne transportirt werben fünnen, fo wird baburd der Holzpreis fon 
frühzeitig im vie Höhe getrieben und mit der fortjchreitenden Entwidelung ber 
Gegend, Berbefferung der Kommunifationsmittel 2c. dehnt fi ber Abſatz auch auf 
pie ſchwächeren Sortimente aus, fo daß für eine größere einheimifhe Inbuftrie 
das nöthige Rohmaterial nicht mehr übrig bleibt und aus biefem Grunde ber 
Bevölkerung die Gelegenheit zum beffern Verdienſte entgeht; denn es ift gewiß, 
daß der Ausfuhrhanvel nicht ven vierten Theil der Menfhen ernährt, den eine 
auf die Holztonfumtion gerichtete Induſtrie zu befhäftigen vermag. 

IV. Die Gefahren, welde die Forfte beprohen umd wirklich treffen, 
erfordern eine vorbeugende Thätigfeit der Staatsgewalt und bei größerer Aus— 
dehnung ein unmittelbares Eingreifen verjelben, weil nur durch gemeinſchaftliches, 
gleihmäßiges Wirken der Erfolg gefihert if. Die Abwendung der Feuersgefahr 
erheifcht eine vorfichtige Behandlung, ftete Beauffichtigung des Feuers im Wald 
und in feiner Nähe während ver trodnen Jahreszeiten, Verbot des Tabakrauchens 
aus offenen Pfeifen und Cigarren; Verbot der Errichtung von Wohnungen und 
Babrifen in allzugroßer Nähe ver Waldungen. Bei ausgebrohenem Brand ift ein 
fhnelles Aufgebot ver nöthigen Löſchmannſchaft zu ermöglichen, bie allgemeine 
Berpflihtung zu thätiger Mitwirkung beim Löſchen auszufprehen und dem leiten- 
den Beamten die nöthige Vollmacht zu geben. — Gegen Sturmſchaden läßt ſich 
nur vorbeugend einwirken durch zwedmäßige Orenzzüge, Verhinderung zu ftarter 
Parcellirung, Ueberhalten eines Waldmantels von Seiten des Gutsnachbars, falls 
er einen Berjüngungshieb führt. — Dem Infelten- und Mäuſeſchaden wirb vor- 
gebeugt durch rechtzeitige Räumung der Schläge vom gefällten Holz, rajche Ent- 
fernung der Windwürfe und Dürrhölzer, Schonung der Sing- und kleineren 
Raubvögel, der Raben, Füchſe, Dächſe, Igel ꝛc. Im Forftgefeg find deßhalb die 
entfprechenden Borfchriften zu geben. Haben die Infelten überhand genommen, fo 
müſſen in größerer Auspehnung zwedmäßige Bertilgungsmittel angewendet werben, 
wozu jeber Walpbefiger Beihülfe zu leiften hat. — Kleinere Walpfomplere laffen 
ſich nit ohne unmverhältnigmäßigen Aufwand des Einzelnen gegen Waldfrevel 
ſchützen; es ift deßhalb Borforge zu treffen, daß das für die Gemeindewalbungen 
ober für bie Feldmarkung beftellte Schutperfonal aud die Fleineren Brivatwal- 
dungen gegen entiprechende Entſchädigung zu hüten babe; eine felbftftändigere 
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Stellung und ftrenge Beauffihtigung ift für dieſes PBerfonal fchon oben bean- 
fprucht worden. 

V. Auf den Waldungen ruhen faft überall eine große Zahl von Serpi- 
tuten, die häufig der Wirthſchaft viele Hindernifje in den Weg legen, die Holz- 
probuftion beeinträchtigen und zu Streitigfeiten Beranlaffung geben. Am ſchädlichſten 
in diefer Hinfiht find die ungemefjenen Berechtigungen. Für Privatwaldungen 
follte die Ablöfung folcher Laften unter allen Umftänden gefeglich ermöglicht und 
erleichtert fein, oder wo mit Rüdfiht auf die Unentbehrlichkeit ver Nutzung für 
den Berechtigten, 3. B. der Weide, in Gegenden mit vorherrfchend abfolutem 
Waldboden die gänzliche —— nicht möglich iſt, da muß eine feſte Norm 
gegeben werden, innerhalb deren Grenzen die Nutzung möglichſt unſchädlich aus- 
geübt werben kann. Zwangsweiſe ift die Ablöſung durchzuführen, wenn die Servitut 
dem Belaſteten mehr ſchadet als fie den Berechtigten nützt. — Die Ablöfungs- 
entfhädigung foll nur dann in Wald gegeben werben, wenn folder jo groß wird, 
daß eine felbftftäntige Wirthſchaft darauf möglich ift, und wenn ber feither Be— 
rechtigte die Garantie bietet, daß er den Wald pfleglich behandle. Zwedmäßiger 
ift es in der Regel, zu landwirthſchaftlicher Benutzung tauglihen Boden abzutreten 
oder Geld zu geben. Bei Staats- und Korporationswaldungen ift es häufig 
befier, die Berechtigungen, wenn fie einmal firirt find, nicht fo raſch abzulöſen, 
weil die Berechtigten mit ihrem Ablöfungskapital nicht immer haushälteriſch umzu- 
geben pflegen. — Für parcellirten Befig find Normen zu geben, wonad jedem 
Einzelnen die Entwäfjerung feines Waldes und vie Abfuhr feiner Erzeugnifle 
möglichft erleichtert werden. — Der Holzhandel muß fich frei und ungehindert 
bewegen können, Flußzölle ꝛc. find zu befeitigen, die Benugung der Land-, Waſſer ⸗ 
und Gifenftraßen ift zu erleichtern; alles zum Verkauf kommende Brennholz muß 
beftimmte Dimenftonen erhalten. 

VI. Für die Bildung und Heranziehung von geeigneten tehnifhen 
Kräften ift in größeren Staaten die Erridtung einer Yorftlehranftalt mit genü- 
gendem Lehrerperfonal nothwendig. Es find Anorbnungen zu treffen, daß vie 
jungen Leute genügende Vorfenntniffe mitbringen und daß auf der Lehranftalt 
felbft die Theorie gründlich gelehrt, und ihre Anwendung auf die Praris fort- 
während gezeigt werbe. Die Forſtdienſt-Aſpiranten find vor ihrer Verwendung einer 
Öffentlichen Prüfung zu unterwerfen. Nah erftandener Prüfung müffen die für 
tüchtig Erfundenen zwedmäßig beichäftigt werden. — Wiſſenſchaftliche Reifen find 
zu erleichtern; wiſſenſchaftliche Vereine zu unterftügen, namentlich auch bei ältern 
in ver Praris ftehenden Männern das Interefie an der fortfchreitenden Ent- 
widelung wach zu erhalten durch Anfhaffung von literariihen Hülfsmitteln zc. 

VI. Die Forftfirafrehtspflege muß durch zwedmäßige Geſetze geregelt 
werben. Da die Forftfrevel fehr häufig find und meift von den ärmeren Klafien 
begangen werben, und meil die Waldungen jo leicht zugänglich und wegen ihrer 
großen Ausvehnung nur jchwer zu befhügen find, jo finden bei diefem Zweig ver 
Strafrehtöpflege einige abweichende Grundfäge Anwendung. Die gewöhnlichen 
Waldfrevel werden weder in ven Augen des Bolfe, noch vom Stanbpunft des 
Rechts als entehrend angefehen. Die Entwendungen betreffen meift Gegenftände 
von geringerem Werth; in manchen Fällen ift übrigens nicht blos der Werth des 
Objekts, ſondern auch ver invirefte Schaden, mwelder durch die Entwendung ge- 
ftiftet wird, zu berüdfichtigen. Manchmal handelt es fi blos um Uebertretungen 
der geſetzlich vorgeſchriebenen Orbnung, welche im Allgemeinen vor Beſchädigungen 
fügen foll. 

36 * 
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As hauptſächlichſte Erſchwerungsgründe bei Forſtvergehen find zu nennen: 
die Verübung bei Nacht, an Sonntagen, Angabe eines faljhen Namens, Flucht, 
Rückfälle, Entwendungen zum Zwed des Berfaufs ꝛc. — Der Beweis, daß ein 
MWaldfrevel begangen wurde, wird hergeftellt durch das Geftänpniß des Frevlers 
oder durch die beim Dienfteiv behauptete Ausfage eines verpflichteten Walphüters, 
foferne viefer jelbft an Ort und Stelle ven Thäter betreten hat, ober durch eine 
urkundliche VBorunterfuhung, welche ausreihende Indicien darüber beibringt, daß 
ein Verbächtiger im Befig von gefreveltem Holz gefunden wurde. Die Beibringung 
eines folhen Beweiſes erfordert in der Regel eine Durchſuchung des Haufes ꝛc. 
und es find hiefür Beftimmungen zu geben, welche vor unnöthigem und chikanöſem 
Eindringen in die Wohnungen fihern; zwedmäßig ift es, wenn bei Gewohnheits- 
frevlern und bei vereinzelten in beftimmter Nähe von fremden Waldungen liegenben 
Wohnungen weniger Formalitäten vorgefhrieben werden; ebenfo ift es nothwendig, 
Sügemüller, Zimmerleute ꝛc. für das auf ihren Holzlagerplägen vorhandene Holz 
verantwortlich zu erklären. — Um dem Ueberhanpnehmen der Frevel entgegen zu 
wirken, ift erforberlihen Falls der Kleinhandel mit Holz unter beſondere Kontrole 
zu ftellen, jo daß jeder Verkäufer fih über den loyalen Erwerb ausweiſen muß. 

Das Unterfuhungsverfahren bei Forftfrevlern muß einfah und kurz 
fein, die Vergehen müffen in beftimmten Terminen (gewöhnlich alle 2—3 Monate) 
abgerügt werden. Die unrichtige Angabe über den Erwerb des Holzes muß als 
Ueberweifungsgrund gelten. Ein Kontumacialverfahren, wobei viele Zeit erjpart 
wird, foll allgemein zuläffig fein. Bei geringeren Strafen ift ein Beſchwerderecht 
nicht nothwendig, bei größeren aber muß es dem Waldbefiger und dem Geftraften 
zulommen. 

Außer Geld und Gefängnifftrafen fonımt beim Forſtrügeweſen auch nod 
Strafarbeit vor, wenn eine Geloftrafe nicht bezahlt werden kann. Die Wirkung 
der Gelpftrafe wird durch eine foldhe Verwandlung namentlich bei der ländlichen 
Bevölterung zwar bedeutend abgeſchwächt, wenn bie Tohnsfäge, wie häufig geſchieht, 
zu body gegriffen werben; dagegen werben burd eine folde Mittelftufe die Ge- 
fängnißftrafen vermindert, was etwaige Nachtheile wieder vollftändig ausgleichen 
dürfte, fofern Vorforge getroffen ift, daß die Strafarbeit nicht zur Verzögerung 
des Strafvollzugs benügt werben fann. — Die Höhe der Strafen wird am 
richtigften bemeflen nad dem Werth des gefrevelten Gegenftandes und nad ber 
Größe des geftifteten Schadens, wenn noch nebenbei ein folder verurfadht wurde. 
Bei unerlaubter Wegnahme von Lefeholz und ähnlichen geringen Freveln ift ge— 
wöhnlid die Strafe gleich dem Werth des Entwendeten; bei beveutenderen ober 
erfhwerten Freveln fteigt fie ftufenmweife bis zu einem gewiffen Mehrfachen bes 
Werths und des Schadens. Der Mafjftab, welder bei Verwandlung von Geld— 
ftrafen in Freiheitsftrafen angewendet wird, ift ind Geſetz aufzunehmen, doch ift es 
zwedmäßig, wenn dem Richter dabei einiger Spielraum gelaffen wird, — Außer 
der Strafe ift dem Frevler noch der Erjak bes Entwenveten und bes geftifteten 
Schadens aufzulegen. In dem Geſetz felbft find Borfchriften darüber zu geben, 
wie der Werth und Schaden in ven einzelnen Fällen ermittelt wird, Gewöhnlidy 
muß für größere Bezirke mit gleichen Holzpreifen ein Regulativ aufgeftelt werben, 
weldes den Werth der dem Diebftahl ausgejegten Produkte nad Sortiment und 
Duantität enthält und von Zeit zu Zeit revivirt wird. — Die meiften Gefege 
ſprechen aud noch den Grundſatz aus, daß derjenige für die Strafe einzuftehen 
babe, in deſſen Interefje der Frevel begangen oder durch deſſen Fahrläſſigkeit der— 
jelbe möglich gemacht wurde, 3. B. bei Weidercefjen, Frevel durch Kinder ꝛc. — 


und Forfipolbei. 565 


In einzelnen Ländern befteht als minder zwedmäßiges Strafſyſtem ein feftftehenver 
Straftarif, wonad alle Bergehen einer Kategorie ohne befondere Rüdficht auf 
den Werth des Entwendeten mit einer gleih hohen Strafe belegt werden. — Sehr 
wichtig find noch die Anorbnungen, melde einen rafhen Strafvollzug fichern; 
fowohl bezüglich der Geld- und Freiheitsftrafen, als aud insbefondere der Straf- 
arbeiten. Es ift daher zwedmäßig, wenn er mit Ausſchluß der Waldeigenthümer 
den Staatsbehörden übertragen if. — Strafnahläffe im Wege ber Gnade, 
namentlich allgemeine Amneftie find fo viel möglich zu befchränfen, weil fonft vie 
Waldungen bei außerorbentlihen Ereigniffen gar zu leicht aufs Neue angegriffen 
werden. — Unterfuhung und Beftrafung fämmtlicher Walpfrevel, ohne Rüdficht 
darauf, in welchen Waldungen fie begangen wurden, follte ausſchließlich ven Ge— 
richten übertragen fein. 

VIIT. ‚Ueber die Beftenrung der Waldungen nur einige Worte. Wo bie 
Waldwirthſchaft nicht frei gegeben ift, da muß bei der Befteurung des Waldes 
weſentliche Rückſicht hierauf genommen und eine möglichft niedere Steuer anfgelegt 
werben. Wo die Waldwirthſchaft aber ſich frei bewegen fann, da ift das im Wald 
repräfentirte Steuerfapital nur nach der Grtragsfähigfeit von Klima, Lage und 
Boden zu bemeflen; denn fobald man den Holzbeftand mit in Betracht zieht, 
fommt der haushälterifche Wirth viel härter weg, als der verfchwenderifche. Wird 
der Boden dur die Schuld des Befiters ertraglos, fo darf dies fein Grund fein, 
die Steuer aufzuheben. Bei den Holzpreifen ift namentlich die mehr oder minder 
ſchwierige Zugänglichkeit der betreffenden Waldparcellen in Betradht zu ziehen, weil 
durch vermehrte Transportfoften die Preife am Ort der Erzeugung herabgedrückt 
werben. Die Betriebsart, Umtriebszeit, die Art der Berwerthung müffen nad ven 
örtlichen Berhältniffen in der Weife feftgeftellt werden, wie fie bei haushälterifchen 
Wirtbfchaften ſich finden. 

IX. Die Grundfäge, welde bei Verwaltung der Staatsforfte in 
Anwendung kommen follen, find natürlich ebenfo verfchieven, je nachdem im Land 
ein Ueberfluß oder ein Mangel an Holz beftebt; in erfterem Fall läßt fi eine 
theilweife Veräußerung der auf gutem Feldboden gelegenen Walvflächen zum Zweck 
der Ausrodung empfehlen, doch fol dies nur allmälig gefchehen. Im Uebrigen 
muß die Staatsforftverwaltung beftrebt fein, fo wenig als möglich mit den Privat- 
walobefigern zu fonkurriren, alfo bauptfählih die Waldungen-im Femel- oder 
Hochwald mit höherem Umtrieb zu bewirtbichaften; ven Iofalen Markt den Privaten 
überlaffen und mehr darauf bedacht fein, die Erzeugniffe ihrer Waldungen auf 
inbireftem Wege zu verwerthen, wobei die Errichtung von Glashütten, Eifenwerfen 
und fonftigen holzverzehrenden Werken eine Hauptrolle fpielen. Bei entgegengefetten 
Berhältniffen ift eben fo fehr die Einhaltung des möglichft höchften Umtriebs 
geboten, weil dadurd allein dem Boden die höchſte Holzmafje abgewonnen wird. 
Die Nebennugungen in den Waldungen find auf das geringfte Maß zu rebuciren 
oder ganz zu befeitigen. Bei Verwerthung der Holzprodufte ift nicht der möglichft 
höchſte financielle Gewinn, fondern der größte Nuten für die Gefammtheit anzu- 
ftreben; von dieſem Gefihtspunfte aus ift namentlich induftriellen Unternehmungen, 
welche einer größeren Zahl von Menſchen Befhäftigung geben, der nöthige Holz- 
bedarf zu mäßigem Preife zu fihern. Es iſt die richtige Hiebszeit einzuhalten 
und kein friſch gefälltes Holz ummittelbar vor der Berbrauchszeit zu verkaufen. 

Die Organifation des Dienftes wäre am zmwedmäßigften etwa folgende: 
Als unterftes Glied der Wirthichaftsführer (Revierförfter); er bat ſowohl bie 
Anminiftration der Staatsförfle, als auch die polizeiliche Aufſicht über die übrigen 
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Waldungen und die wirtbfchaftlihen Verrichtungen in denfelben zu bejorgen, foweit 
fie ihm obliegen. Reviere von 10—15,000 Morgen gehören ſchon zu den größeren, 
der Walpbefig darf dann nicht fehr zerfplittert fein, weder nad ber Zahl ver 
Eigenthümer, noch der örtlihen Lage. Wird über einzelne Kategorien des Wald— 
eigentbnms nur eine allgemeine polizeiliche Beauffihtigung verlangt, fo kann je 
nad deren Ausdehnung obige Fläche noch ziemlid vermehrt werben. Die nächfte 
Dienftftufe bilvet der Sorftmeifter, welher 8—12 Reviere überwahen kann, ob 
bie gefeglichen, abminiftrativen und wiſſenſchaftlichen Vorſchriften in fämmtlichen 
Waldungen beobachtet werden. Die Grundfäge der Wirthſchaft find von biefem 
Beamten in Gemeinfhaft mit den Revierförftern zu berathen und feftzuftellen. 
Ein forftliches Kollegium ald verwaltende Eentralftelle für die Staatswaldungen 
ift nicht nöthig, es genügt eim technifcher Referent im Minifterium. Dagegen 
verlangen wir für die Forftpolizei ein eigenes Kollegium, welches ſämmtliche Wal- 
dungen unter feine Auffiht zu nehmen und aud die leitenden Grundſätze für vie 
Staatöwaldungen zu prüfen und zu genehmigen bat. Das Kaſſenweſen ift getrennt 
zu halten und ven techniſchen Beamten jede Gelverhebung zu unterfagen. Die 
Berwerthung der Produkte ift aber dennoch ausjhlieglih in ihre Hände zu legen. 
— Für den Forſtſchutz bedarf man feine technifch-gebilveten Leute; es genügt, 
wenn fie zuvor mit dem mechaniſchen Theil der vorkommenden Waldarbeiten ver: 
traut find. 

Literatur: Pfeil, Orundfäge ver Forftwirthichaft in Bezug auf National: 
öfonomie und Staatsfinanzwirthfhaft. Leipzig 1822. Feiftmantel, Darftellung 
des Forſtweſens als Staatsaufgabe. Wien 1837. Hundeshagen, Enchklopädie 
der Forftwiffenihaft. 3. Auflage. Tübingen, 1840. III. Band Forſtpolizei. 
Cotta, Grundriß der Forftwiffenihaft. 4. Auflage. Dresven 1849. $. 328 
bis 334. von Berg, Staatsforftwirtbichaftslehre. Leipzig, 1850. Fiſchbach, 
Lehrbuch der Forſtwirthſchaft. Stuttgart, 1856. $. 331—368. Forſtgeſetz für 
das Grofherzogthfum Baden mit Bollzugsverorbnungen und Inftruftionen. Karle- 
ruhe 1836. (Enthält noch zu vieles technifhe Detail.) Geſetz über die Beauf— 
fihtigung der Privatwaldungen des Großherzogthums Baden vom 27. April 
1854. Baieriſches Forfigefeg vom 28. Mär; 1852, erläutert von K. Brater. 
Erlangen, 1855. Defterreihifches Forfigefeg vom 3. Dezember 1852, abge- 
druckt in ©rebner, die Forſtwirthſchaftslehre. 1. Theil. 2. Auflage. Wien 1854. 
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Fortescue. 


John Fortescue war es, ber zuerft das Vorbildliche der engliſchen Rechts- 
und Staatöverfaffung genau erfannt und ſchon in fpefulativer Weife ven modernen, 
konftitutionellen Staat begründet hat. 

Abſtammend von altem Geſchlecht, das feinen Urſprung auf ven Schilbträger 
Wilhelms des Normannen, wie der Name zeigen joll, zurüdführt, wurde F. wahr: 
iheinlid nahe dem Ende des 14. Jahrhunderts zu Norreis, Pfarrei North Huish 
in Devonfhire, geboren, wo das Erbgut feiner Mutter lag. Als fein Bater wird 
Sir John Fortescue angegeben, der von Heinrih V. wegen Auszeichnung in fran- 
zöfifhen Kriegen die Ritterwärbe erhalten hatte und zum Statthalter von Meaur 
ernannt worden war, 

Ueber die Erziehung F.'s ift nicht mehr befannt, ald daß er erft auf ber 
hohen Schule zu Oxford und dann im Lincoln’s Inn feine Rechtsſtudien machte, 
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wo er von 1424 bis 1429 als einer der Vorfteher genannt wird. Zu Michaelis 
des legtgenannten Jahres erhielt er ven Grad eines Serjeant-at-law und erfcheint 
von nun an als thätiger Anwalt, wie aus den Gerichtsprotofollen jener Zeit 
(Year Books) erfihtlih ift. Im 18. und 19. Regierungsjahr Heinrihs VI. (1422 
bis 1461) präfivirt er ven Alfifen im Norfolt-Diftrift (circuit). Mit welchem Ernfte 
fih F. feinem Berufe hingab, zeigt amt beften, daß er unmittelbar vom Anwalt 
1442 zum Borfigenden eines der 3 oberjten Gerichtshöfe des Königreihs, King’s 
bench, erhoben wurde. In dieſer Stellung finden wir ihn bis Dftern 1460. 

Mittlerweile war in England ver Krieg der beiden Roſen (1453— 1486) 
ausgebrochen. Bisher hatte fih F. als vorzüglichen Juriften und Richter gezeigt; 
jetzt erfcheint er als politiiher Charakter durch unverbrüchliche Anhänglichkeit au 
den legten Gewährsmann alles Rechts im Staate, den König. Bei der Schlacht 
von Towton 1461 war F. anmwefend und floh nad verlorener Schladht mit dem 
König Heinrich nah Schottland und dann nad) Wales. In diefe Zeit voll Wirr- 
niffen fällt wahrfcheinlih die Ernennung F.'s zum Kanzler. Doc ſcheint er nie 
wirklich Kanzler gewejen zu fein, fondern nur ven Titel erhalten zu haben. 

Durch den Ausſpruch des erften Parlinments Edmunds IV. verlor F. wegen 
Hochverraths alle feine Befigungen. Um das Jahr 1463 befand er ſich mit der 
Königin und dem Kronprinzen auf dem Kontinent in der Landfchaft Berry unter 
mißlihen Umftänven, wie aus jeinem Briefe an den Grafen Ormond, damals in 
Portugal fid) aufhaltend, hervorgeht. Hier, ſcheint es, fchrieb er für die Erziehung 
des Königsfohns fein Hauptwerf; De Laudibus Legum Anglie. Um 1471 kehrte 
er mit der Königin nah England zurüd. In der Schlaht deſſelben Jahres bei 
Tewkesbury gerieth er in Gefangenſchaft, entging jedoch dem Schidjal des Haufes 
Lancaftr. Nah dem Tode feines Königs und feines Zöglings war weiterer 
Widerſtand gegen das herrſchende Haus Port nuglos. Sicherlich war es aber nicht 
etwa blos das Berlangen nad den verlorenen Befisthümern, ſondern die Macht 
der Umftände und der Drang, dem zerrütteten Vaterland zu dienen, welche ihn 
bewogen, fih nun mit Eduard IV. auszuföhnen. 

Die F.'s Geburtsjahr, fo ift auch fein Sterbejahr unbefannt. Ende 1476 
wird er als Oberrichter (Chief justice) in den gleichzeitigen Urkunden das Texte 
Mal erwähnt. Er foll 90 Jahre alt geworden fein. Sein Grab befindet fih auf 
feinem noch ver Familie gehörigen Yandfige zu Ebrington in Glouceſterſhire. 
Sein Gefchleht blüht noch in der Linie des Biscount Ebrington und des Grafen 
Fortescue. Die Seitenlinien des Grafen Clermont in Irland ift erlofchen. 

Die eben gegebene Lebensfkizze ift hauptfählih auf die verläffigen Angaben 
von Edward Foß (The judges of E. 1851 T. IV. p. 308 u, f.) gebaut. 

5. ſchrieb ein Buch über abjolute und befhränfte Monarchie und ein Pamphlet 
(Deelaration) über die damals ftreitigen Anrechte zur Arone. Das Wert aber, 
welches hauptfächlich feinen Ruhm begründete und jest noch nachhaltend auf bie 
Gegenwart einwirft, iſt das ſchon erwähnte, urfprünglich lateiniſch gefchriebene 
Bud: De Laudibus Leg. Anglie, in Form von Gefpräden zwijhen Kanzler 
und Prinz. Die befte Ausgabe des Buches ift die mit einer englifchen Ueberſetzung 
von 1775 und Noten von Amos (Gambr. 1825). 

Nachdem F. im Eingang die Umftände, unter denen die Geſpräche entftanden, 
angezeigt, unter Hinweifung auf den Bürgerkrieg ver Häufer York und Lancafter, 

iebt er als nächſte VBeranlafjung verfelben an, daß ver Kanzler des Vaters des 
rinzen, d. h. er felbft, unlieb wahrgenommen, wie biefer fih ausſchließlich 
friegerifhen Uebungen, Reiterfünften und Waffenfpielen, hingab. Er wendet fid) 
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deßhalb an den Prinzen und macht ihn aufmerffam, daß des Herrſchers Aufgabe 
eine doppelte fei, vie Kämpfe feines Volles auszufämpfen und es zu richten im 
Gerechtigkeit (1. Buch der Könige VIII. 20). In derfelben Weife habe auch der 
römiſche Kaifer Iuftinian die Aufgabe erfaßt nah dem befannten Anfang feiner 
Inftitutionen: Imperatoriam Majestatem non solum armis decoratam, sed et 
legibus oportet esse armatam. Ebenſo Myſes, der die Könige Israels verpflichtet, 
vie Gefege alle Tage ihres Lebens zu lefen. Die legte Hinweifung will dem 
Zögling des alten Kanzlers nicht einleuchten. Wenn aud Mofes die Könige 
Israels verpflichtet habe, den Deuteronomos täglich zu lefen, jo folge daraus noch 
nicht, daß alle andern Könige auch die Gefege ihrer Länder fo kennen lernen 
follten. Treffend geht jett F. auf die Heiligfeit aller Gefege und auf die mora- 
liſche Nothwendigkeit für die Fürften über, ſich nad ven Gefegen des Landes zu 
richten, worüber fie die Vorſehung gefett hat. Er begnügt fi aber nicht mit 
dem Hinweis auf Verpflichtungen, ſondern zeigt zugleich, wie in ihrer Erfüllung, 
in der Gerechtigkeit alles wahre Glück liege, und wie gerade biefes durch bie 
Kenntniß der Gefege bevingt fei. Aus der Erkenntniß erwächſt vie Liebe zu ven 
Geſetzen. Kunft und Wiſſenſchaft haben ja nad dem Sprüchwort feinen Yeind als 
den Unwiſſenden. Das Geliebte wandelt den Liebenden durch Umgang in feine 
Natur um, Gewohnheit wird eine zweite Natur. So zieht das Reis eines Birn— 
baums, auf einen Apfelftamm gepfropft, diefen in feine Natur. Auf gleiche Weiſe 
fol der Prinz mit Liebe die Oeredtigfeit üben und fo zum Charakter eines 
gerechten Fürſten erftarfen. 

Diefer Auszug aus den 5 erften Kapiteln mag ein Bild geben, in welcher 
Methode F. feinen Gegenſtand behandelt; er deutet aber auch ſchon an, wie 
tief F. feine Aufgabe erfaßt. Alle politifhe Erziehung foll ja zunädft dahin 
zielen, daß man lerne, was die Gefege gebieten, freiwillig zu thun (Cicero, de 
republ. I c. 2); und je mehr Einer die Macht hat, zu thun was er will, vefto 
mehr foll er lernen, das Rechte zu erkennen. 

Es kann bier fein Auszug aus dem ganzen Buche gegeben werden. Dafjelbe 
verfolgt einen doppelten Zweck. Einestheils zeigt es den Unterſchied des englifchen 
Rechts vom römiſchen Civilrecht, welches als das befte ver übrigen Welt gepriefen 
werde, in fehlagenden Beifpielen, wobei durdaus die Eigenartigfeit und Vorzüg— 
lichkeit des erfteren fowie deſſen Harmonie mit den Grundfägen des Chriftenthums 
nachzuweiſen verfucht wird, um fo in dem Prinzen, ber erft zweifelhaft war, 
welchem Rechte er fich zuwenden folle, die Liebe-zum nationalen Recht anzuregen. 
Anverntheils geht durch das ganze Bud) die Abficht, eine höhere Auffafjung von 
Staat und Regierung überhaupt, die F. zuerft in einer Meinen Schrift de natura 
legis natur® für den Prinzen begründet hatte, zur Geltung zu bringen. Diefes 
—* die ee Bedeutung des Buches, die bier hauptſächlich ins Auge zu 
aſſen ift. j 

Die Anfhauung F.'s vom Staate ruht zunächſt auf Ariftoteles, der philo- 
ſophiſchen Autorität des Mittelalters, auf Auguftin (de eivitate dei) und Thomas 
von Aquin (de regimine prineipum). Der Schwerpunkt (agyn) ber ganzen Unter- 
ſuchung liegt bei Ariftoteles in der Frage, ob es beffer fei, vom beften Mann 
oder von ben beten Gefegen regiert zu werben. Ariftoteles entfcheidet ſich dahin, 
ver befte Staat fei derjenige, der von den Beften verwaltet wird. Es giebt 
demnach für ihn feine befte Staatsform. Diefe richtet fih nur nad den befondern 
Verhältniffen, nad dem eigenthümlichen Weſen und Leben, nad ber durchſchnitt- 
lihen Tüchtigkeit eines beftimmten Staates (Polit. IV. ec. 11). Gegen diefe Auf: 
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faſſung ver klaſſiſchen Politiker ſteht die Anſchauung der germaniſch-chriſtlichen 
Schriftſteller im ſchroffften Gegenſatz. Indem dieſe ven Staat vor Allem auf das 
Recht gründen, können fie doch wieder die Autorität des Ariftoteles für fih an- 
führen, ver fi über die Bedeutſamkeit des Rechts trefflih ausgefprochen hat: 
„Das Recht ift die beharrliche Vernunft, frei von allen Regungen ver Willkür." 
Während er ven Monarden ungebunden von Geſetzen berrfchen läßt — einen 
andern Begriff hat Ariftoteles nicht von der Monardie —, fieht er doch in ber 
Herrſchaft der Gefege eine göttlihe Herrfchaft, in ver bloßen Herrſchaft eines 
Menfhen aber immer auch die eines Thieres, An einem andern Ort (in V ad 
Nicomachum) ftellt er deßhalb fogar den Sat auf, was durch Geſetze geregelt, 
werben könne, folle nimmermehr ver Perfönlichteit eines Richters freigelaffen wer: 
ven. An viefen Sa fnüpft aud Dante (de monarchia) feine Auffafjung vom 
Staate an und St. Thomas von Aquin, auf den fih F. zunächſt fügt, ſpricht 
mit Entſchiedenheit aus, ein Königreich folle fo eingerichtet fein, daß der König 
nit die Freiheit habe, fein Volk zu tyrannifiren. Auf dieſen Satz gründet nun 
F. hauptſächlich feine Theorie des „politiſchen Königthums“ oder des modernen 
Rechtsſtaats, welcher letztere Begriff freilih bis heute fo mande Mißdeutung 
erlitten hat. Dabei weift F. vor Allem nah, daß die oberfte Gewalt in ver 
„politiichen Monarchie“ als einer Mifhung von Bafllie und Politie keine ge- 
ringere ſei, als in der blos regalen ohne Einfhränfung. Hier habe ver Machthaber 
nur die freiheit voraus, Schlimmes_zu thun. 

Die von F. aufgeftellte Theorie der föniglihen Prärogative war von 
bedeutenpftem Einfluß auf vie fpätere englifhe Staatsgefhichte. Die Säge, daß 
der König ohne Einwilligung des Bolts weder Gefeße ändern, noch Steuern 
auflegen könne, wurden politiſche Ariome, die bei allen wichtigen Fragen Autorität 
waren für Parliament und Gerichte. (Siehe Amos zu Kap. IX.) Der von F. 
feinem Zögling gegebene Rath, nicht in eigener Perfon zu Gericht zu figen, wurbe 
ein Stügpunft für den fonftitutionellen Sag, daß der König öffentlich nicht 
handeln fol ohne die Mitwirktung eines verantwortlihen Minifters (without the 
agency of some responsible minister).. Siehe Amos zu Kap. VII. 

Der große Fortſchritt, den F. über die früheren Staatsanfhaunngen gemacht 
bat, liegt aber hauptfjählih darin, daß er die Spekulation auf ein beftimmtes 
Land firirt hat. Allerdings hat daſſelbe aud ſchon Cicero unternommen, indem 
er fein Ideal vom gemiſchten Staat in der römifhen Verfaffung zu finden glaubte. 
Indem er aber die theoretiih an die Spite gejftellte königliche Gewalt als ein 
Abſtraktum hinſtellte, verfannte er völlig vie mweltgefchichtlihe Bedeutung des zu 
feiner Zeit eingetretenen perjönlichen Königthums als einer felbftftändigen Inftitution. 
Mit weit befferem Grund fieht F. im engliſchen Staat fein Ideal vom gemifchten 
Staat ald Dominium Politicum et Regale (Kap. 9 und 13). Ebenfo hat Eicero 
zwar aud das Recht in den Begriff des Staats ſchon aufgenommen — eine 
Bereinigung von Menfchen ohne Nechtsgemeinihaft führt nicht zum Staate —; 
dabei fieht er jevoh als Staatsmann etwas vornehm auf das Recht herab und 
bat es nicht der Mühe werth gehalten, daſſelbe vollftändig im Einzelnen kennen 
zu lernen. Freilich rühmte er ſich, es jei ihm ein Leichtes, in zwei Monaten eine 
wiſſenſchaftliche Kenntniß des Rechtes ſich anzueignen. 

In der Hervorhebung des Gerichtsweſens in allen feinen Theilen für 
den Staat ruht vor Allem die Bedeutung F.'s und der publiciftifhen Schule in 
England überhaupt. Heute noch find die Darftellungen F.'s über die Entftehung 
der Gefege, über das Geſchwornengericht, über die Rechtserziehung in ven Gerichtd- 
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innungen und über andere Theile des Nechtslebens ungeachtet einzelner Leber: 
treibungen unerreiht. Daß Einzelne nad ihm durch Ueberhebungen unmwefentlicher 
Theile des englifchen Rechts ſich lächerlich machten, ift jo wenig die Schuld F.'s, 
als die Montesquien’s, Delolme’8 oder Palgrave's. Darin, daß F. nur das Recht 
ind Auge faßt, liegt aber aud feine Schwäche. Die felbftftänpige Bedeutung der 
Verwaltung liegt ihm fern; ebenjo das große Ziel der kontinentalen Staatsphilo- 
fophie, die Einheit aller Staaten als politiihe Aufgabe zu erfaſſen. 
Gmmbdermann. 
Yorum, f. Gerichtsſtand. 


Fourier, j. Socialiften. 


For. 


Charles James For, geboren den 24. Januar 1749 zu London, war ber 
dritte Sohn des erften Lord Hollant, deſſen Vater Sir Stephen For die Familie 
gegründet. Der aufgemedte Knabe zeigte ſchon früh vie Gabe ver Distkuffion, 
die ihn jpäter jo berühmt machen follte. „I found Charles very pert and very 
argumentative* fchreibt fein Vater von dem Fünfjährigen. In Eton und Oxford 
beſchäftigte er ſich beſonders mit Klaffifern, für die er im bewegteften politiſchen 
Leben ſtets eine große Neigung behielt; mit den neuern Sprachen machten ihn 
feine Reifen auf dem Kontinent bekannt. In der Geſchichte leidlich bewandert, hatte 
er fonft wenige Kenntniffe, Philofophie verachtete er, politiſche Delonomie lang- 
weilte ihn. Schon auf der Univerfität gab er ſich dem ausgelafjenften Leben hin, 
und fegte dies, namentlih das Spiel, aud fpäter in einem Maße fort, das jelbft 
ver frivolen Nachſicht ver Pariſer Gefellihaft Anftoß gab. Noch ehe er das gejeg- 
mäßige Alter von 21 Jahren erreicht, ward er ins Parlament gewählt und trat 
nach feinen Yamilientraditionen auf die Seite der Tories. Sein Rebnertalent 309 
fofort allgemeine Beachtung auf fih, als er mit großer Heftigkeit für die Aus- 
ftogung Wilke's fprah und das Minifterium ſuchte dieſe glänzenden Gaben für 
fih zu gewinnen, indem es ihn 1770 zum Lord der Admiralität ernannte, Nad- 
dem er 1772 feine Stelle wegen einer vorübergehenden Differenz mit dem Premier 
aufgegeben, ward er 1773 Lord ver Schatzkammer, verlor aber diefen Pla ſchon 
1774 wegen eines ernftern Zwiftes mit Lord North. 

Diefer erfte propäbeutifhe Zeitraum feiner parlamentarifhen Wirkfamfeit 
ftellte die großen repnerifhen Gaben von F. bereits in ein helles Licht, aber er 
war noch Feine felbftftändige Perfönlichkeit, er folgte den Grundſätzen, in denen er 
aufgewachſen war, er hatte noch feine eignen. Indeß ſchon während viefer Zeit 
blieb fein offener und wahrheitliebenvder Geift nicht blind für vie Schwächen feiner 
Partei, und die fi enger knüpfende Freundſchaft mit Burke, ver ihn ftets mit 
Stolz feinen Schüler nannte, öffnete ihm immer mehr die Augen. Schon 1772 
verzichtete er auf feine Stelle, um gegen die „Fünigliche Heiratsakte” zu ftimmen, 
„was im Amt zu thun ich mich hätte fchämen müſſen“, feine Entlaſſung 1774 
befreite ihn von ben Berbinplichkeiten gegen das Minifterium, der Tod feines 
Baters im jelben Jahre von denen gegen feine Familie, So ſtand er unabhängig 
da, als der große Kampf mit Amerika begann, in welchem er an ver Seite Burkes 
die ganze Macht feiner Beredfamkeit entfalten folltee In dem neuen Parlament 
(1775) trat er fofort bei der Moreßvebatte lebhaft gegen die Regierung auf. Die 
‚beiden Freunde unternahmen ihren Krieg gegen das Minifterium North unter ven 
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ungünftigften Umftänden, vaffelbe warb vom König aufs äußerſte gehalten, es 
hatte eine große Majorität im Parlament und vie öffentlihe Meinung für fi; 
aber beide fochten in der feften Uebergeugung, daß bie Sache der Amerifaner bie 
ver freiheit fei und „durch Siege over Niederlagen” gewinnen werde. Als Ende 
1776 feine Partei daran dachte, fih aus dem Parlament zurüdzuziehen, widerſetzte 
namentlich F. fich dem entſchieden und erflärte es für einen Ehrenpunft, ver Sache 
der Amerikaner unter ven ungünftigften Umftänden treu zu bleiben: „ein Aus— 
ſcheiden“, fchreibt er, „mürbe unfere Gegner glauben machen, daß wir eine Sache 
aufgeben, die nicht mehr länger haltbar." Als die Nachrichten von den Nieder 
lagen der Engländer und vom Bündniß Frankreichs mit Amerika famen, wuchſen 
die Stimmen der Minorität, zu fpät dachte Lord North auf Berfühnung, feine 
Berfuhe F. zu gewinnen jcheiterten, er mußte feine Entlaffung anbieten und 1782 
zwangen bie Ereigniffe ven König, fie anzunehmen. Im neuen Minifterium Ro— 
dingham war F. Staatsfelretär für die auswärtigen Angelegenheiten und zeigte 
fih volllommen feines Poftens mächtig. „Er glänzt fhon im Amte, wie früher in 
der Oppefition“ ſchreibt H. Walpole, Spiel und Müfigang hörten auf, fein 
gewinnendes Weſen machte ihn ven fremden Diplomaten angenehm und biefelbe 
raſche Fafjungsgabe, vie ihn im der Debatte zu einem fo furdtbaren Gegner 
machte, ließ ihn in Gefchäften auf den erften Blid den Punkt erfennen, auf den 
es ankam. Indeß hatte er mit übermädhtigen Schwierigkeiten zu kämpfen: bie 
Berwaltung hatte feinen feften Boden, der König, der erflärt hatte, ſich niemals 
einem vollftändigen Syſtemwechſel unterwerfen zu wollen, jann nur darauf, bie 
ihm aufgendthigten Whigs wieder hinauszutreiben, dieſe ihrerfeits hatten verfäumt 
Pitts junge Kraft an ſich zu Fetten. Im Innern zwar wurden mande Reformen 
durchgefeßt, vor allem gelang es den vereinten Beftrebungen von For und Öratta 
Irland zu beruhigen, aber bei ver großen Aufgabe des Kabinetes den Frieden 
zu machen, zeigte fich feine Schwäche. England war damals ijolirt, im Krieg mit 
Amerika, Frantreih, Spanien und Holland, ven Staaten ber. bewaffneten Neu- 
tralität gegenüber wenigftens in einer ſchiefen Stellung. F.'s Anfiht ging dahin, 
die Unabhängigkeit Amerilas unumwunden anzuerfennen und in Europa durch ein 
Syſtem von Allianzen ein Gegengewicht gegen bie beiden bourbonifhen Häufer 
zu gewinnen; dafür richtete er feinen Blick befonders auf die nordiſchen Mächte. 

Sp wenig man %.’8 Anfichten über die auswärtige Politit im Allgemeinen 
wird theilen können, fo ſcheint mir doch in dem damaligen Augenblid eine Ber- 
bindung mit Rußland und Preußen vom englifhen Standpunkte aus fein unglüd- 
licher Gedanke. Ein Memoire, weldes %. für Friedrich II., deſſen Rath und 
Beiftand er wünſchte, beftimmt, zeigt die Fritifche Tage Englands im Jahr 1782; 
ifolirt wie e8 war, wo follte es Stüße und Vermittlung fuchen als bei ven nor- 
difhen Staaten? Eine andere Frage ift, ob die Lage ſchon zu Allianzen reif war, 
ehe der Friede geichloffen, ob nicht F. in feiner Deferenz gegen Katharina zu 
weit ging und ob feine Agenten der vornigen Aufgabe gewachſen waren. Wenn 
die Berhältnifje bier große Schwierigkeiten ſchufen, fo waren die, mit denen F. 
bei den Parifer Frievensverhandlungen zu kämpfen hatte, noch erhebliher. Man 
hatte zwar die alte Trennung der auswärtigen Angelegenheiten aufgehoben, nad) 
der biefelben in eim ſüdliches und ein nördliches Departement zerfielen, und F. 
war alleiniger Staatsſekretär des Auswärtigen, aber der Sekretär des Innern 
hatte die Kolonien unter fih, vor Abſchluß des Friedens galt Amerika noch als 
Kolonie und demzufolge beanſpruchte Shelburne die Unterhandlungen in Paris 
mitzuleiten. Er verftändigte ſich aber nicht offen mit F., fondern empfing von 
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feinem ſekundären Unterhänpler geheime Mittheilungen und ertheilte ihm Inftruf- 
tionen, die er feinen Kollegen vorenthielt. Als F. Beweiſe für Shelburne's Ver— 
fahren in Händen hatte, fah er, daß unter folden Umſtänden, die dem Scharfblid 
von Vergennes und Franklin nicht entgehen fonnten, ein günftiger Ausgang ber 
Verhandlungen nicht möglich fei; er hatte ſchon den Entſchluß gefaßt ſich zurüd- 
zuziehen, als ver Tod Rodinghams die Whigs ihrer Hauptftüge im Kabinet beraubte. 
5. präfentirte den Herzog von: Portland als Nachfolger, der König aber ernannte 
Shelburne, worauf %., Cavendiſh und Burke ihre Entlaffung gaben. Dies warb 
von einem großen Theile ihrer Partei nicht gebilligt und mehre Whigs blieben 
im Kabinet. Der Tadel trifft aber, was %. anlangt, nicht fowohl den Schritt 
jelbft, als die Weife feines Verfahrens. Hätte er nur erklärt, aus erwähnten 
Grunde nicht unter Shelburne dienen zu wollen, fo wäre er in vollem Rechte 
geweſen und hätte durch feine Unentbehrlichkeit vielleicht geflegt. Aber invem er 
felbft einen Premier machen wollte, und zwar bazu einen Dann erfor, deſſen 
einzige Empfehlung fein Rang war, griff er ungefchidt in bie königliche Präro- 
gative ein und verurfachte eine Spaltung in feiner Partei, die unheilvoll auf ven 
Gang der öffentlihen Dinge wirkte. 

Die unmittelbare Folge viefes Schrittes war die Koalition mit Lord North, 
demfelben, deſſen Politif er jahrelang fo erbittert befämpft, gegen Shelburne, 
welcher im Parlament nur von Pitt jugendlicher Kraft geftügt, gegen viefen 
ungleihen Angriff fih nicht halten konnte. Als die Friedenspräliminarien, welche 
nicht anders als ungünftig fein konnten, dem Parlament mitgetheilt wurden, ſetzte 
bie vereinte Oppofition ein Tadelsvotum gegen das Minifterium durch, vor wel- 
hen ſich daſſelbe zurüdzog. Nad langem Zögern bequemte fi) der König, deſſen 
Abneigung gegen F. durch die etwas herausfordernde Vertrautheit des Prinzen 
von Wales mit demfelben nur gewachfen war, zum Koalitionsfabinet, in dem F. 
feine frühere Stellung wieber einnahm. Wenn fein NRüdtritt 1782 als ein poli- 
tifcher Fehler angefehen werden mochte, fo wirb feine Verbindung mit North in 
der Oppofition wie im Minifterium faum einem fchärfern Tadel entgehen, ver 
feinen Charakter trifft. Man hat ihn damit entjchuldigen wollen, daß es noth- 
wendig geweſen, dem perfönlihen ungebührlichen Einfluß des Königs eine neue 
parlamentarifche Union entgegenzufegen, aber diefe war aus bifparaten Elementen 
gebildet und funnte den König nur erbittern, nicht bezwingen; wenn ferner vie 
Friedensunterhandlungen ein ungünftiges Ergebniß zeigten, fo traf die Schuld 
fiher nicht Shelburne, fondern F.'s jegigen Kollegen, North. In Folge jenes 
Tadelsvotums war Vergennes mißtrauiſch gegen F., deſſen angeftrengte Bemü— 
hungen keine weſentlichen Aenderungen der Friedensbedingungen herbeizuführen 
vermochten. F. ſelbſt anerkannte, daß fein Verfahren nur durch ven Erfolg gerecht— 
fertigt werden könne, aber ver Erfolg dieſer Parteiintrigue war kurz und ver 
Nachtheil ſchwer für ihn, denn mittelbar bahnte er auf dieſe Weife feinem Neben: 
buhler Pitt den Weg zur dauernden Macht. Der Friede warb geichloffen, einige 
innere Mafregeln gingen durch, aber nur zu bald fand ver König Gelegenheit, 
die verhaßte Herrihaft der Koalition abzufhütteln dur die berühmte In- 
diabill. 

Die Mißregierung in Indien war durch die Gewaltmaßregeln ver englifchen 
Profonfuln zu einem erſchreckenden Grade gebiehen, dazu herrfchte in London durch 
die Uneinigfeit zwiſchen Direftoren, Eigenthümern und Kabinet volllommene An- 
archie in der Leitung der innern Angelegenheiten. Schen Chatham hatte während 
feines zweiten Minifteriums den Plan zu einer großen Reform dieſer Berhältniffe 
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gefaßt, North's Mafregel von 1773 verfehlte ihre Wirkung, F. nahm dieſe Ideen 
in einer umfafjendern Weife auf. Von dem unzweifelhaft richtigen Gefichtspunfte 
ausgehend, daß jede Reform dahin zielen müfle, Indien unter die Botmäßigfeit 
der engliihen Regierung zu bringen und jo wahrhaft mit dem britifchen Reiche 
zu vereinigen, fchlug er vor eine Behörde von 7 Direktoren zu bilden, denen bie 
Macht ver bisherigen Direktoren der Gefellihaft übertragen werben folle; ihnen 
zur Seite follten 8 andere ftehen, um vie Handelsbeziehungen der Eigenthümer 
unter ihre Obhut zu nehmen. Alle 15 follten auf 4 Jahre vom Parlament 
ernannt werben, fpäter follte der Krone das Rerht zuftehen vie Direktoren zu 
ernennen. Man ift zu weit gegangen, wenn man die Bill als ein reines Partei- 
manöver bezeichnet, wodurch F. bie Oberhoheit der Wbigariftofratie über die Krone 
babe fichern wollen, aber es zeigt ſich bier die für feine ganze Perfönlichkeit fo 
harakteriftiihe Mifhung von humanen Tendenzen und Parteiabfichten. Es ift 
nicht zu bezweifeln, daß die jchreienden Mißbräuche in Indien der Beweggrund 
waren die Sahe anzufafien; in feinen Briefen wie in feiner berühmten Reve für 
die Bill zeigt fih dies unwiderleglih, und man möchte ihn faft einer edeln Un— 
vorficht zeihen, ein fo gewaltiges Werk mit den ungenügenden Kräften des Koali- 
tionsfabinets unternommen zu haben. Aber in der Geſtalt der Mafregel, die er 
vorſchlug, tritt wieder ganz der Parteimann hervor; wenn die Krone jpäter das 
Recht haben follte die Direktoren zu ernennen, warum es ihr nicht gleich geben? 
Die Ernennung durh das Parlament aber warf die ganze „patronage* von 
Indien auf eine Generation in die Hände ver Whigs. Je tiefgehender diefe Reform 
war, defto einfchneidender verlegte fie die Igtereffirten und mit ihnen verbanden 
fi F.'s politifche Gegner, vor allem der König, zu feinem Sturze. Nachdem bie 
Bil im Unterhaus gefiegt, fiel fie bei den Lords, ald der König jeden der dafür 
ftimme, für feinen perfönlichen Feind erflärt hatte. So verfaffungswinrig dies fein 
mochte und fo zweifelhaft Pitts Benehmen war, ald er das Minifterium über: 
nahm, fo fehr ift F.'s Taktik zu tadeln, als er in bie Oppofition zurüdtrat. Hätte 
er ein Mißtrauensvotum beantragt, weil das neue Minifterium durch unerlaubte 
Einflüffe zur Macht gelangt, jo wäre er im Recht geweſen; aber er beftritt Pitt 
das Recht das Parlament in der Mitte der Seffton aufzulöſen und ftellte fich 
mit diefer unfonftitutionellen Behauptung ins Unrecht, Pitt löfte auf und bie 
Wahlen gaben ihm eine ftarfe Majorität. Die großen Mängel feiner Inviabill, 
die F. logifh fo richtig ihm vorwarf, haben fi weniger fühlbar gemacht, da die 
perfönlihe Regierung des großen Reiches der Gefellfchaft ſich zu ihrem Vortheil 
änderte; hiezu trugen gerade F. und feine freunde (vgl. den Art. Burke) durch 
ihren großen Kampf gegen Haftings wmejentlich bei und erreichten fo indirekt den 
Zwed, auf den ihre Inbiabill ging. 

Wenn F.'s Dppofition gegen Pitts Bill nicht erfolgreih war, fo war fie 
eben jo falſch als unglüdlich gegen die weifen Finanzmaßregeln des jungen 
Premiers, den Tilgungsfond für die äffentlihe Schuld, Berminderung einiger 
Haupteingangszölle und den Handelsvertrag mit Frankreich. Der Gegenftand des 
beftigften Kampfes beiver Gegner in diefer Periode war die Regentſchaft, als 
1788 ver König den Berftand verlor. F., mit dem Prinzen von Wales eng be- 
freundet, behauptete dieſer fei ipso jure Regent, Pitt der ihm ebenjo fehr fürdhtete, 
wollte ihm kein größeres Recht vafür einräumen, als irgend einer andern Perfon, 
Es war eine wunderbare Bertaufhung der Rollen: der Minifter der Krone eiferte 
dafür, daß die Fürften ihre Macht nur vom Volke und deſſen Vertretern ableiten 
fünnten, der Führer der Oppofition fprad für das Necht des königlichen Prinzen. 
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Die Genefung des Königs endete den Streit und bie Zeit war gelommen, wo 
alle dieſe innern Differenzen zurüdtreten jollten gegen den großen Kampf um bie 
franzöfifhe Revolution und Englands Stellung zu berjelben. 

Es ift befannt, daß %. die Revolution ‚enthuflaftiih begrüßte, er nannte fie 
die größte und befte Begebenheit und ließ dem Herzog von Orleans fagen, daß 
alle feine Boreingenommenheit gegen eine Berbindung Englands mit Frankreich 
verſchwunden fei. Er hielt feft an feinem Glauben, als der Lauf der Revolution 
fih ſchon entfhieven gegen die Monarchie gewandt hatte und obwohl er geftand, 
daß die Franzofen ihr möglichftes thäten um den Namen der Freiheit der Welt 
verhaßt zu machen, jo meinte er doch, die europäiſchen Defpoten zeigten fi noch 
bei weiten ſchlimmer. „Kein Ereigniß“, jchreibt er, „ſelbſt nicht Saratoga und 
Vorktown, bat mid jo erfreut als die Flucht ver deutfhen Invafionsarmeen.“ 
Der Bruch zwifchen ihm und Burke ward ſchon befprodhen (vergl. ven Art. Burke), 
er machte der Geftalt ver Whigpartei, wie fie feit der Thronbefteigung Georgs III. 
beftanden, ein Ende und fpaltete fie in Burfiten, Foxiten und Radikale. Zwifchen 
den erften beiden ftand Pitt in vorfichtiger Mitte, eine 1792 verfuchte Koalition 
mit or foheiterte, weil legterer Pitts Rücktritt vom Schatzamt verlangte. Weder 
in der auswärtigen Politit noch in ben meilten innern Mafregeln, die mit ber 
Revolution zufammenbingen, feine libel Bill von 1792 ausgenommen, wird man 
F. beipflihten können; feine oft leeren Deflamationen wurden dadurch widerlegt, 
daß die Nation, welche fi in ihren tbeuerften Gütern bedroht ſah, fi mit un— 
widerftehliher Macht auf die Seite Pitts warf; 1794 trennte fih von F. der 
größte Theil der Whigs, die nad feinem Bruce mit Burke noch auf feiner Seite 
geblieben waren, und trat zu Pitt. Bon nun an ftand er an der Spike einer 
Heinen Schaar, die in jeder Abftimmung gefchlagen warb, aber die, wie fidh nicht 
läugnen läßt, glänzende Talente in fich vereinigte; er fhreibt felbft „wenn meine 
Parteilichfeit mich nicht täufcht, fo ift unfer Vortheil in der Debatte ebenfo groß 
gewejen, als der des Gegners bei der Abftimmung.“ 

1798 zog er fih vom Parlamente zurüd, weniger aus Taktik, ald aus Miß- 
vergnügen über bie politifchen Berhältnifie, und ſprach bis 1801 nicht wieber. 
Nah dem Frieden von Amiens machte er eine Reife nah Frankreich, in deffen 
Hauptftabt er von der Gefellihaft wie vom erften Konful die amsgezeichnetfte 
Begegnung erfuhr. Nach dem Fall des Addington'ſchen Kabinetes fcheiterte ber 
Berfuh Pitts, F. an feiner neuen Verwaltung Theil nehmen zu laffen, aber nad 
Pitts Tode fiel ihm in dem nun folgenden „Minijterium aller Talente“ eine 
Hauptrolle von felbft zu. Freilich nur auf gar kurze Zeit: es war ihm nicht vergönnt, 
feinen Wunſch, den Frieden mit Frankreich, erfüllt zu fehen; im Sommer 1806 
erfaßte ihn die. Waflerfuht und er ftarb am 13. September in EChiswid-Houfe, 
Rühmend find in dieſer legten Periode feines Lebens die Bemühungen, melche er ber 
Abſchaffung des Sklavenhandels und ver Erleichterung des Looſes ver Katholiken 
wibmete, zu erwähnen. Die parlamentariihe Reform fand an ihm einen warmen 
Fürſprecher, obwohl er fich nie mit ven Plänen ver Radikalen befreumdete; feine 
Rede von 1797 faßt feine Anſichten über den Gegenftand bewundernswürdig 
zufammen. 

Wie bei Burke der politifche Denker, fo überwiegt bei F. der Rebner ben 
praftiihen Staatsmann. Seine Rebe gehört ganz der Gegenwart, Unmittelbarfeit 
war ihr größter Zauber. Wenn er ſich vorbereitet, warb feine Sprache gefeilt und 
froftig, deßhalb darf man ihn nicht wie Mafintofh mit Demofthenes vergleichen. 
Die wundervolle Schnelligkeit der Auffaſſung erfegte, mas ihm an gebiegenem 
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Wiſſen abging, er ſprach fi in den Gegenftand hinein und bemeifterte ihn in 
der Rebe. Als Debatter par excellence erfannte fein ſcharfer Blid jofort pie Schwäche 
des Gegners; deßhalb war er in der Entgegnung am bedeutendſten, fcharflogifche 
Urgumentation wie feiner Wit, Hare Auseinanvderfegung und gewaltige Inveftive 
ftanden ihm gleihmäßig zu Gebote, Spekulation und Phantafie waren feiner Rebe 
fremd, er liebte Anführungen aus den Klaffitern des Alterthums und Englands, 
aber gebrauchte felten Metaphern. Dieſe Eigenthümlichleiten bedingen es, baf feine 
Neben, wie fie auf uns gefommen, nur eine unvollfommene Borftellung von dem 
Einprud geben können, die fie auf die Hörer machten. — Sein Fragment über 
die erften Jahre Jakobs II. zeigt den gewiffenhaften Forſcher und den Staatsmann, 
ver in der Luft der englifchen Freiheit groß geworben, die hiſtoriſche Kunft aber 
wird es nicht fehr hoch ftellen. @effden. 
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Gewaltigen Einfluß übte — wie fein anderer germaniſcher Volksſtamm — der 
fränfifche auf die Geftaltung der älteren Geſchichte des weiteren Baterlandes 
und die geiftige wie fittlihe Entwidiung in bemfelben. Mehrfach verzweigt und 
bedeutend ausgedehnt tritt er uns gleich von den erften Spuren feines Dajeins 
an entgegen. Ungefähr in den Gegenden um bie Lippe kennt Ptolemäus die Si- 
gambern, und diefen im Nordoft an der Norbfeite der alsbald zu ermähnenden 
Chatten in den niederen Gegenden, der Infel Batavia gegenüber, die Chamaven. 
In Berbindung mit diefen erſcheinen auf der pentingerifhen Karte eben die Si— 
gambern an den Oftufern des Rheins, da wo er fih aus Einem Bette in mehrere 
Richtungen fpaltet, im feinen fumpfigen und wafferreihen Flächen, als die erften 
Franken. In langer Reihe an ven Ufern des Niederrheins von der Lippe bis zu 
feinen Mündungen, bit an der NRömergrenze, erftreden fich dieſe beiden Zweige 
fort, und nicht fange nad dem erften Vorkommen daſelbſt trifft man den neuen 
Namen auch weiter den Rhein aufwärts bis an die Alemannen ausgedehnt. Fran- 
ten erjcheinen gegen die Mitte des vritten Jahrhunderts bei Mainz. Wenn nun 
auch von da an bie beiten Hauptvölker, vie Sigambern und Chatten, 
unter dem Gejammtnamen der Franken !) zufammengefaßt werben, jo ban- 
dein fie dennody wie früher noch lange Zeit ald befondere und getrennte Bölfer : 
fie haben nur ven Namen gemein, und ein von nun an unbeflegbares Streben, 
die römifhen Länder zu verwäften, zu berauben, und in Befig zu nehmen. 

In der Geſchichte erfcheinen fortan ihre Zweige befanntlid auch unter be- 
fonderen Namen. Bon ven Niederfranfen find namentlic hervorzuheben vie 
Salier und Ehamaven, von den Oberfranken die Ripuarier und die chattifchen 
Franken, in deren Urfigen fpäter als bejonders bezeichnetes Bolt die Heffen vor: 
fonmen. - 

Was zunähft die Salier anlangt, find fie nichts anderes als die Si- 
gambern, die ſich wie bemerkt etwa von ber Lippe bis zu den Chamaven erftredten, 
die norbwärts neben ihnen ftanden, alfo noch eine beträchtliche Strede an ber 
Diiel hinab. Vielleicht erhielten fie jogar von dieſem Fluffe ihren neuen Namen 
als Salier. Bald befegten fie Batavia und das Pand bis über die Schelve, und 


2, Dot. die treffliche Darftellung von Zeuß, die Deutichen und die Nachbarftimme. S. 325 
bis 353, und Jakob Grimm, Gefchichte der deutichen Sprache. lI. S. 512—564. 
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der römifche Kaifer Julian traf fie bereits im Befige der Gegenden im Weften 
ver Maas. Ein Theil unterwarf fich, und aud die andern blieben in ihren Sitzen. 
Als am Anfange des fünften Jahrhunderts Gallien den wilden Plünderungen der 
fremven Völker erlag, erhoben aud fie fih zu glüdliden Streifzügen gegen 
Werften. Unberehenbar waren ihre bald darauf errungenen Bortheile unter Chlodio, 
da fie in der gewohnten Richtung nad Weften fich bleibend feftfegten, und nicht 
lange darauf herrſchendes Bolf in der germanifhen Welt wurden. Nach ihm wird 
Meroveus genannt, von welchem das befannte Königsgefchlecht feine Bezeichnung 
führt. Sein Sohn Childerich fegte vie Eroberung im Weften fort. Deſſen Sohn, 
der allbefannte Chlovwig, wurde der Gründer des’ gewaltigen fränkiſchen Reichs 
durch Ueberwältigung aller ummohnenven jowohl fränfifhen als nichtfränkiſchen 
Völkerſchaften. Verweilen wir num einen Augenblid nod bei den erfteren. 

Die Chamaven traten weniger äußerlich hervorragend in der Geſchichte 
auf, und find auch vom Anfange des fünften Jahrhunderts an nicht mehr ge- 
nannt, aber ihr Name bat fi ohne Zweifel im Namen Hameland erhalten, bes 
Gaues, ver fid) von der Spaltung des Rheins die Yifel hinab bis über Deventer 
erftredte, in denſelben Strichen, wo die Geſchichte das Volk zulegt nennt. Doc 
ift ein Rechtsdenkmal von ihnen erhalten, welches ihren Namen zur Genüge vor 
dem Untergange ſichert. Das frühere capitulare III anni 813 nämlich, weldyes 
fpäter von Perg für ein Gaurecht von Xanten erflärt wurde, bat fih nad ven 
neueften Forfhungen von Gaupp 2 als ein Volksrecht oder vielleicht beſſer gejagt 
Weisthum der hamavifhen Franken herausgeftellt, und ift höchſt wahrſcheinlich 
auf dem durch vielfeitige gejeßgeberifche Wirkjamkeit Karls des Großen ausgezeich- 
neten Reichötage zu Aachen im Dftober des Jahres 802 niedergejchrieben worden. 

Sieht man ſodann ſich etwas bei den Oftfranfen um, und zwar zuerft bei 
den Ripuariern, fo wurden fie unter Befeitigung ihres in Köln herrſchenden 
Königs Sigebert und feines Sohnes Chloderich durch den genannten falifchen 
Eroberer Chlodwig deffen Reiche unterworfen, das dadurch einen nicht unbeden- 
tenden Zuwachs erhielt. Ihre Wohnfige erftrecdten ſich nämlich auf beiden Seiten 
des Rheins vom Arbdennenwalde abwärts, damals der ganzen äußerſten norbweft- 
lihen in niederen Hügelzügen fi bis an die Küfte fortfegenden Erhebung, auf dem 
öftlihen Ufer bis über die Ruhr, auf dem weftlichen bis zur Maas, mit der Haupt- 
ſtadt Köln und den bebeutenberen Orten Bonn, Aachen, Zülpih, Jülich, und auf 
dem rechten Rheinufer Werben an der Ruhr. Auch ihr Name wird fortbeftehen, 
fo lange veutfche Rechtsquellen noch eine Geltung haben. Unter ihnen nimmt näm- 
lih das ripuarifhe Bolfsrecht eine würbige Stelle ein. Nach einem mehrfach vor- 
fommenden Brologe fol diefe Ler auf Betreiben Theovorihs I. von 511—534 
von rechtskundigen Männern nad den beſtehenden Gewohnheiten aufgezeichnet, 
jedod von ihm felbft — um das Recht mit dem Chriſtenthum in Webereinftim- 
mung zu fegen — burdhgearbeitet, dann die in demjelben Sinne von Ehilvebert II. 
um 594 begonnene Korreftion von Chlotar II. von 613—622 vollendet, endlich 
das Ganze abermal von Dagobert I. von 628—638 renovirt worden fei. Unter 
Karl dem Großen wurden wie es ſcheint übereinftimmende Abfchriften veranftaltet, 
und er erließ im Jahre 803 ein zufägliches Kapitulare, 


?) Lex Francorum Chamavorum oder das vermeintliche Kantener Gaurecht. Breslau 1855. 
8. Dal. =. Jörfl die euua Chamavorum, ein Beitrag zur Kritit und Grläuterung ibres 
Textes. Heidelberg 1856. 8. 


Franken. 577 


Was endlich die hattifhen Franken betrifft, nimmt ſchon nach ven älteften 
Nachrichten vas Land der Chatten einen bedeutenden Raum ein, in der Form eines 
Dreiecks ausgedehnt, deffen eine Spige um ven Taunus an den Rhein reicht, bie 
zweite im obern Werrathal liegt, und vie dritte unter der Diemel bei ven früher 
erwähnten Chamaven und den Cherusfen endet. Dod weicht der alte Einzelname 
allmälig dem neuen Gefammtnamen der Franken, und ragt nicht mehr in das fünfte 
Jahrhundert hinüber. Da waren ja die Oberfranfen ſchon allein Herren ver Ge— 
genden am Rhein und an der Mofel. Der größere Theil der chattiſchen Franken 
nun ift über dem Rhein auf dem vaterländiichen Boden in den urfprünglichen 
Sigen und in ihren füdlihen Umgebungen zuritdgeblieben. Franken zeigt die fol- 
gende Zeit zwifchen ven Sachſen, Ripuariern, Alemannen -und den erjten Weft- 
jlaven ausgebreitet vom Thale der Sieg und der Diemel bis an die Murg und 
Enz, durd ven Lauf des Kochers, ver Jagſt und Tauber, des Mains bis in 
jeine oberen Thäler an die Rednitz und die Werra, In dieſem Umfange dehnen 
fih die oftfränfishen Gauen aus. Chatten haben ſich alfo nicht blos über den 
vaterländifchen Boden hinaus verbreitet, fie haben im PVaterlande jelbft eine er- 
weiterte Stellung eingenommen. Eine ausdrückliche Angabe freilih über die Zeit 
diefer bedeutenden Berbreitung nah Süden über den Main bie in das untere 
Thal des Nedars giebt die ältere Geſchichte nicht. In fpäterer Zeit finden ſich 
gerade in den Urfigen ver Chatten die Heſſen, welde 720 zuerft genannt wer- 
den. Sie 2. nun wohl auch für Nachkommen des alten Volkes genommen 
werben. Ihr Yanpftrih, der fih von ver mittlern Fulda über die untere Ever 
längs der Wefer bis in das Thal der Diemel erftredte, und deſſen ſüdlicher Theil 
vorzugsweije fränfifhe Bevölkerung hatte, war ein großer Frankengau an ber 
Fulda und Wefer, wie das Grabfeld au der entgegenfegten Abdachung zum Main, 
und der äußerfte Gau gegen die feindlichen Sachſen. Die Bewohner dieſes frän- 
fiichen Grenzſtriches, als deſſen Vertheidiger fie unter befonderer Bezeichnung ge- 
nannt werben mußten, wurden am einfachften wohl nad ihrem Gaunamen Haſſi 
oder Heſſi befannt, ver dadurch allmählig als Volksnamen in Gebraud ge= 
lommen ift. 

Unter diefen Abtheilungen des fränkischen Gefammtftammes waren es, wie 
ſchon angedeutet wurbe, die Salier, welde unter ihrem König Chlopwig das 
große fränfifhe Reich gründeten. Bon 486 an vernichtete er die Reſte der rö— 
miſchen Herrihaft zunädft unter Syagrius bis an die Seine und dann bis an bie 
Loire, jo daß er feinen Sig nad Soiſſons und fpäter nad Paris verlegen konnte. 
Im Jahre 496 erfolgte die Unterwerfung der Alemannen, wovon fhon oben Band I 
©. 125 und 126 die Rede war. Der nördliche Strich ihres Gebietes verfchwindet von 
da an namenlos in der Ländermaffe des fränfifhen Befiges. Für die Geſchichte aber 
ift nad mehrfachen Seiten hin dieſes Ereigniß von Wichtigkeit. In weld ein 
Verhältniß die Strede Landes, die von der Murg und Sur bis in die Gegenden 
des Donnersberges und Rheingaues hin zwifchen Rhein, Main und Nedar ſich 
ausdehnen mochte, zu den fräntifchen Eroberern getreten ift, läßt fi bei dem 
Mangel genauer Nachrichten nicht im einzelnen beftimmen. Doch finden wir bald 
nad der Invafion einen anfehnlihen Theil jener Gegend in fränfifches Königs— 
ut verwandelt, und das ganze Yand trägt unverfenubar das Gepräge fränkiſcher 

ationalität. Man muß mit dem Bejlegten hier härter verfahren fein, al® in dem 
füdlihen Theil Alemanniens, denn eine feharfe Grenze in Sprade und Volls— 
harakter trennt bis auf den heutigen Tag den Bewohner dieſſeits des alten Ale— 
mannengebietes von dem jenfeitigen, den baierifhen und badiſchen Pfälzer von 
Bluntfli und Brater, Deutſches Staatd-Wörterbug. I. 37 
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dem Elſäſſer und vem „Schwaben“ auf dem rechten Rheinufer. Der Kern ver 
alemannifhen Bevölkerung ward wahrſcheinlich herausgebrängt und durch frän= 
fifhe Einwanderer erfegt: freie Franken nahmen in dieſer Gegend Wohnfige 
ein, und biefe find die Grundlage der pfälzifhen Volksindividuali— 
tät geblieben. Allervings mifchte fih damit noch ein Reft romaniſcher Bevölkerung, 
der auch mehrere Jahrhunderte nachher noch nicht ganz verfhwunden war. 3) 
Doc weiter in der Ausdehnung des fränkiſchen Reiches durch Chlopwig. 
Durd den Sieg über die Weftgetben bei Vouglé eroberte er 507 faft das 
ganze füpliche ihnen zugehörige Gallien. Nach weiteren drei Jahren endlich finden fich 
durch die verfchiedenften nicht gerade mioralifhen Mittel vie legten ſaliſchen 
Herrſcher befeitigt. Nicht minder fiel das Neih der Ripuarier. Wahr- 
fcheinlich fam auch das Gebiet ver Franken im inneren Deutfhland 
unter Chlodwigs Herrſchaft, und mit diefem die Panpftricde am unten Main und 
Nedar, welche früher von den Alemannen befest, wohl ſchon vor deren Beftegung 
dur ihn an die dortigen Franken gelommen waren und nachmals zum öftlichen 
Franken gerechnet werben. Auch nad feinem Tode erfolgten nit unbedeutende 
Erweiterungen der jest fchon gewaltigen Monardie. Im Jahre 531 gelangte ver 
fübdlihe Theil des mächtigen thüringifhen Neihes zu Franken. Nach 
drei Jahren wurde das Reih der Burgunder erobert. Nur ein Jahr fpäter warb 
von den Oſtgothen aud veren ſüdlich davon gelegenes letztes Befisthum in Gal- 
lien, die Provence, abgetreten. Endlich 536 fiel aud das bis dahin noch oft- 
gothiſch geweſene Rhätien, in welchem befanntlich die vor vierzig Jahren auf- 
genommenen Wlemannen und im weſtlichen Theile oder Churrhätien noch viele 
Römer fahen. Auch der einflußreihe Stamm der Baiern dürfte, wiewohl unter 
eigenen und angeftammten Fürſten, doch in einem gewiſſen Verhältniffe wenn 
nicht der Abhängigfeit fo do des Bünbniffes zum Frantenlande geftanden fein. 
Uebrigens follte früh ſchon deſſen Kraft zerfplittert werben. Es erfolgten bald 
Theilungen. In der zweiten Hälfte des fechften Jahrhunderts ſchon finden fich 
drei Hauptmafjen: Auftrafien, wozu Ripuarien gehörte, mit der Reſidenz zu 
Rheims, Neuftrien mit dem GSalierland und der Refidenz zu Soilfons, und das 
Königreih Burgund Auch die Schwäche der Herrfcher aus dem merovingifhen 
Haufe trug weſentlich dazu bei, daß die erften Beamten eines jeden diefer Reiche, 
die fogenannten Hansmeier 9), fi faftifch an deren Stelle fegen konnten, bis zuletzt 
die Auftrafier fih 678 nad) Ermordung des Königs Dagobert II. dem mächtigen 
Pipin von Heriftall zumendeten, ver als dux et princeps Francorum 
die Herrfchaft der drei Neiche führte, welde von feinem Sohne Karl Martell 
jo befeftigt wurde, daß bei feinem Tode 741 das Reich unter feine Söhne getheilt 
werben Ffonnte, und Pipin der Kleine fid fogar nad Abfegung des letzten 
merovingiſchen Königs ſelbſt zum König krönen umd falben lief. Belannt ift vie 
Wirkſamkeit feines Sohnes Karls des Großen. Was von deutſchen Stämmen 
nod nicht unterworfen war, entging jett feinem Scidfale nit mehr. Im Jahre 
774 endete unter Defiverius vie Gelbftftändigfeit des Langobardenreiches. 
Die das baierifhe Stammbherzogthum mit den Agilolfingern zu Grabe ge- 
tragen wurde, davon war oben Band I ©. 690 die Rede. Nach mehr als vreifig- 
jährigem Kampfe mußten enblih 804 auch bie Sahfen fi unterwerfen und 


3, Häuffers Befchichte der rbeinifchen Pfalz. 1 S. 9. 
9, Val. Berk, Geſchichte der fränkiſchen Hausmeier. Sannover 1819. 
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das Chriftenthum annehmen. Bereits vier Jahre früher war ein fiir die Zufunft 
wichtiges Ereigniß zum glüdlihen Abſchluß gefommen, indem Karl in der „ewigen 
Stadt“ am eihnachtötage vom Papft eo wirklich zum römifhen Katfer 
ausgerufen und gekrönt worden. 

Nunmehr ftand das fränfifhe Reich auf dem Höhepunkt feiner 
Macht. Es wird Sache eines befonderen Artikels über den eben genannten Herr- 
fher fein, näher zu ſchildern, welches die Stellung war, in welder er als frän- 
icher König umd als römifcher Kaiſer erfcheint. Für ven vorliegenden Behuf 
genügt die Andentung, daß die Zuftände, welde ſich — was die Verfafjung, das 
Recht und die Rechtspflege, und die Verwaltung nah allen ihren Seiten anlangt — 
in dem gewaltigen Reiche, das feinem Scepter gehorchte, gebilbet hatten, und na— 
mentlih unter ihm bildeten, noch lange Zeit hindurch theils die mahgebenden ins- 
befonvere aud für Deutſchland geblieben, theils aber auch die Grundlage ge— 
worben find, auf welcher man welter fortgebaut hat. 

Was im übrigen die Monarchie felbft betrifft, ging ſie raſch ihrem Berfalle 
entgegen. Des Baters Geift überfam feiner feiner Söhne. Ebenfowenig war es 
bei ven Enkeln der Fall. Die beftändigen Theilungen ſchwächten überdies na— 
türlih die Macht. Ia im Bertrage von Verdun fommen 843 die mühſam er- 
oberten Landestheile der Hauptfahe nad für immer bereitS wieder auseinander. 
Beftfranfen over das nachmalige Frantreih berührt uns fortan micht mehr: 
dort bildet ſich das franzöfifche Element mehr und mehr aus. Im Gegenfage dazıı 
aber umfaßt num Dftfranfen die deutſchen Gebiete. 

Aus ihnen felbft erfheint von hervorragender Beveutung zum Theil fogar 
unter demfelben Namen, aber dann natürlich im engeren Sinne genommen, 
das etwa fo zu nennende auftrafifhe Herzogthbum Franzten mit ziemlich bent- 
lichen Grenzen: e8 umfaßt jenfeits des Nheines die Gauen an der Nahe, von Worms 
und Speier, dieſſeits defjelben aber alles Land, das zum Flußgebiete des Maine 
und des untern Nedars gehört, womit im weiteren Sinne auch noch das ſüdliche 
Thüringen an der Unftrutt und Heffen verbunden war. Der Speffart theilte dieſe 
große Provinz wieder in ein rheiniſches und öftlihes Franken oder Fran- 
fonien. Der öftliche Theil des legteren gegen die Grenzen der Soraben hieß bie 
ſorabiſche Mark, wie alle vergleihen Bezirfe zum Schuß gegen den Andrang 
fremder Bölfer beſtimmt, bier jpieciell gegen vie fünlid) von der Elbe bis an den 
Main verbreiteten flavifhen Soraben. Alfo mit andern Worten, es wirb umter 
Dftfranten in dieſem Sinned) Heflen, das rheinfränfifche Gebiet, aus dem man 
ein rheiniſches Franzien hat machen wollen, und das nachherige Herzogthum Fran- 
ten im Maingebiet verftanden. Wenn von einem Rheinfranfen gefondert vie 
Rede ift, fo wollte man feine geographifhe Lage von dem gleihnamigen Lande 
am Main unterfcheiden, aber nicht ein ganz getrenntes jelbftftändiges Herzogthum 
bezeichnen, wie längere Zeit hindurch 6) angenommen worden ift. 

Dei der angeführten Theilung durch den Vertrag von Verdun ift nun frei 
ih von vornherein far, daß fie nicht durch nationale, fondern dur dynaſtiſche 
Interefien bedingt if. Dod immer bebeutender wurden wieder unter den fpätern 
Rarolingern die oberften Beamten in den einzelnen Provinzen, und es ftand nicht 


5) Dal. über die Inkonſequenzen im Gebrauche der Namen Häuſſſer a. a. O. 1S. 14 
Note 46 und 47. 

6) Namentlih von Grollius und Kremer, worüber Häuſſer a.a.D. ı S. 12-14 
au vergleichen. : 
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lange an, fo bildete fi wieder eine Art von Stammbherzogthümern. Be- 
züglich Alemanniens und Baiernd war davon bereits die Rede. Was Franken 
betrifft, war veffen Herzog Konrad, früher königliher Sendbote im rheiniſchen 
Franzien und dann aud mächtiger Rammerbote in Oftfranfen, nach dem Tode des 
legten deutſchen Karolingers, Ludwigs des Kindes, im Jahre 911 zum erften 
deutfhen König erhoben worden. Freilich überzeugte er ſich felbft, daß dem 
alten herrſchenden Volke der Franken die Hegemonie, die e8 bisher befefien, ver- 
loren gehen werde, Um Deutſchland nit der Auflöfung preiszugeben, befaß er 
edle Selbftverläugnung genug, im letzten Augenblide feines Lebens feine Franten 
feldft zur Anertennung der Ueberlegenbeit der Sachen aufzufordern. Das Königshaus, 
welches nad dem Abgange der Sachfenfürften dem deutſchen Throne wieder eine 
ganze Reihe kräftiger Herrjcher lieb, war Dagegen wieder dem fränfifhen Stamme 
entjproffen. Im Herzogthume ſelbſt aber verurfadhten mannigfadhe Wirren raſch 
auf einander ven Wechfel der Dynaſtien. Ia längere Zeit bindurd blieb es voll- 
ftändig erlevigt. Erquidlicer ift ein Blick auf die für die Folgezeit wichtige Geftal- 
tung der Berhältniffe im Innern. 

Zunächſt im rheinifhen Franken, aus dem ja fo gewaltig die Macht der 
Hausmeier emporgewachſen, ernenerte König Dagobert I. um 630 das wohl aus 
den Tagen der Römerherrſchaft ftammente Bisthum zu Speier, und gründete das 
berühmte Klofter zu Weiffenburg. Unter vemfelben König erfcheint ſodann 
dieffeitS des Rheins am Main Würzburg als der Sig Radulfs, dem er wegen 
der beftänvigen Anfälle ver Avaren und der ihmen unterworfenen forabijchen 
Slaven, die fih bis an die ſächſiſchen Saale ausgebreitet hatten, um 630 ben 
Dberbefehl über die betreffenden Striche übertragen hatte. Inter deſſen Entel be- 
ginnt die Wirkſamkeit des befannten Schutpatrond von Franken, des Heiligen 
Kilian. Er taufte 688 des Herrfchers jüngeren Bruder Theobalv, welcher ven 
Namen Gozbert annahm und die Wittwe Oailana heirathete. Sie ließ aus Rache 
darüber, daß der Heilige dieſes Eheverhältniß mißbilligte, ihn mebft feinen Ge- 
fährten ermorden, während der Gatte 689 auf einem Kriegszuge abweſend war. 
Dod ſchlug das Chriſtenthum fräftige Wurzel. Es entjtanden bald Klöfter in großer 
Zahl, Karlſtadt, Heidenheim, Kitingen, Neuſtadt bei Nothenfels, Amorbady. Der 
heilige Bonifacius errichtete 741 auf dem Schloffe Salz an der Saale mit 
Willen und Hülfe Karlmanns, des Sohnes Karl Martels und Herrfchers über 
Auftrafien, vas Bisthum Würzburg, befien erfter Bifchof der heilige Burkhart. 
Im Jahre 744 gründete er weiter das fpäter bochberühmte Fulda, pas bald 
unter Hrabanus Maurus 7), vem Begründer des deutſchen Unterrichtswefens, die 
Pflanzfhule ver Gelehrfamteit fiir Jahrhunderte fort geworben ift. Um 780 fällt vie 
Gründung des Gumbertsftiftes zu Onolzbach oder Ansbach, und jene von Schwarzad. 
Biele andere religiöfe Schöpfungen fallen in dieſe Zeit, die Gründung over auch 
reihere Dotirung der älteften Kirchen und Klöfter, und durch Erziehung, Kuitur 
und Berfaffung wird dem neuen Kirchengebäude auch mehr Beftand gegeben als 
es bisher bejeffen hatte. Unter allen im übrigen auch nod fo ungünftigen Ber- 
hältniffen erhob ſich die geiftlihe Macht dennoch fort und fort. Einen großen 
Zuwachs erlangte 985 insbefondere das Bistbum Worms, an melde aud 


7) Bol. darüber die umfafjende Schrift von Kunftmann, Hrabanus Magnentius Maurus, 
a von Bach, Hrabanus Maurus der Schöpfer des deutſchen Schulweſens. 
a 1835. 
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ſpäter die Grafſchaft im Lobdengau überging, gemäß dem auch ſonſt fich überall 
äußernden Streben ber Kirche, die Grafengerichtsbarkeit in den ſich allmählig auf— 
löfenden Gauen an ſich zu ziehen. Im Jahre 1007 gründete König Heinrich II., 
mit feiner jungfräulihen Gattin Kunigunde deßhalb heiliggefprohen, nicht ohne 
-lebhaften Widerſpruch der benachbarten Biſchöfe, in dem ſeit mehr als einem 
Jahrhundert königlich gebliebenen Schloſſe Babenberg ein neues Bisthum, 
das er mit reichen Schenkungen in Baiern, Schwaben, Oſtfranken und Rhein— 
franfen ausftattete, und ihm feinen Kanzler Eberhart als erften Bifchof vorfegte, - 

Als mit Konrad II. das fränkiſche Herrfhergefhleht ven deutſchen 
Königsthron beftieg, mag er die Erbgüter namentlih im Speiergau und Worms: 
gau zum größten Theile feinem gleichnamigen Better überlaffen haben. Gewiß ift, 
daß fie bei veffen unbeerbtem Tode im Juli 1039 wieder vereinigt dem nächſten 
Verwandten, König Heinrich III., anheimfielen, Ihm und feinen Nachfolgern, Hein- 
rih IV. und V., verblieben dieſe Stammgüter des falfräntifhen Hanjes. Das 
Herzogthum floß wieder, wie unter den Karolingern mit ber deutſchen Königs- 
würde zufammen, und die blühenden Länder in ven beiden genannten Gauen wie 
im Nabhgau, aus deren Schooß als freie unbelehnte Grafen die kraftvollften Herr: 
her des Mittelalter8 bervorgegangen waren, blieben aud fortan Lieblingsaufent- 
halt Konrads II. und der drei Heinriche. Namentlih Worms, Speier, Ladenburg, 
au das farolingifche Ingelheim tauchen als Pfalzen der fränfifchen Könige her- 
vor, und in ven Zeiten des Glüdes wie der Bebrängnif haben dieſe Gegenven 
ihre Herrfcher unter ſich geſehen. Hier wurden die glänzendften Hoffefte und be- 
rühmteften Fürſtentage gehalten, bier lebte aber auch Heinrich IV. im Kirchen- 
banne, abgejegt, verfolgt : hier fuchte und fand er feine treueften Anhänger zu ben 
Kampfe, der fein Leben ausfüllt, vem Kampfe zwifhen deutſchem König: 
tbum und ausländiſcher Priefterberrfhaft, zwifhen monarchiſcher 

‚ Einheit und oligardifher Zerftüdelung. Auch ihr Begräbniß fanden 
die Könige hier, zu Speier in der angeftammten Erbe, dem Lande ihrer Väter. 

Nicht minder fpielte Franken aud in den fchönen Zeiten ver Stauffer 
noch eine nicht unbedeutende Rolle. War. ja doch dieſes Gejchleht durch Bande der 
Berwandtſchaft mit den fränfifhen Saliern in nächfter Berührung, und hatten 
gerade fie es fih als Nachfolger in Befig und Grundſätzen herangezogen. Das 
öftliche Franken im Maingebiet hatte Heinrih V. fhon 1115 dem treulofen Bi- 
ihofe von Würzburg genommen, und feinem Neffen Konrad von Stauffen ertheilt. 
Jetzt bei des Königs kinderlofem Tode gingen auch die rheinfräufifhen Güter an 
biefelbe Familie über. Konrad, nachher deutſcher König, zog wahrſcheinlich noch 
bie übrigen königlihen Befizungen in Oftfranfen an fi; feinem Bruder Fried: 
rich, Herzog in Schwaben, blieben die rheinfräntifchen. Er behielt fie bis zu feinem 
Tode im Jahr 1146, wo jeine beiden Söhne fo theilten, daß der ältere, Friedrich, 
das Herzogthum Schwaben erhielt, während der jüngere, Konrad, die alten frän— 
fifchen Güter am Rhein in Befig nahm. Zu fchildern, welde hervorragende Stel- 
lung der Rothbart in der gefammten germanifhen Welt eingenonmen, müffen wir 
dem Artifel „Hohenſtauffen“ überlafien. An Konrad knüpft fih der Anfang der 
eigentlich pfälziichen Landesgeſchichte. 

Die rheinfränfifhen Lande und vie rheinifhe Pfalzgrafenwürde fallen 
jegt zufammen und es entwidelt ſich aus dieſer Bereinigung beider Elemente in 
der Hand eines durch feine Familie und feinen Bruder fo bedeutenden Fürſten 
eine Wichtigkeit der rheinifhen Pfalzgrafihaft, vie fie bald über alle andern 
binwegbebt. Auch war Konrad wie feine Nachfolger fo glüdlih, nah und nad 
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ein zuſammenhängendes pfälzifhes Territorium bilden zu können, deſſen Geſchichte 
unter den Stauffern, Welfen, Wittelsbadhern des Guten wie des Schlimmen bis 
in die allererfte Zeit unferd Jahrhunderts jo mandes aufzumweifen bat. Wenn für 
die anderen Theile des fränkiſchen Stammes auch nod mehrfach die herzogliche 
Bezeihuung von Franken oder Frankonien vorkommt, ift dad doch nicht von 
der Bebeutung mehr, die man ihr für die frühere Zeit beilegen mochte. Es biltet 
fih eine große Zahl einzelner Territorien, geiftliher wie weltlicher, aller: 
dings natürlich fränkifhen Stammes, aber ohne einheitliche politiihde Zufammen- 
gehörigfeit. Ja jehr häufig befämpften ſich deren Inhaber aufs beftigfte, namentlich 
die Biſchöfe unter ihnen. Am bedeutendſten war Mainz. Nicht minder Würzburg. 
Auch Bamberg hatte ſich fehr gehoben. Weniger wollte es Eichftätt gelingen. Aus 
ver großen Zahl hervorragender Klöfter fei bier nur Fulda und Ebrady genannt. 
Wichtig find außerdem im zwölften Jahrhundert die baierifhen Grafen von An— 
dechs, infofern fie nah und nach mit Ausnahme ber weftlichen Striche beinahe 
das ganze Land erwarben, das jest Oberfranken heißt, und dort die reiche Abtei 
Langheim ftifteten. Ferner find zu erwähnen vie Hohenlohe, ihre Abkunft von den 
alten falifhen Herzogen ableitend, bie verfhienenen Zweige der Henmeberge im 
BDefige des größten nörblichen Theiles des jegigen Unterfrantens bis hinab an den 
Main, die Truhendingen, ſodann die bereit8 mit großem Hansbeflg ausgeftatteten 
Hohenzollern ald Burggrafen von Nürnberg, die Werthheim, das uralte Haus 
Kaftell, die Riened, die Abenberg und andere. 

Seit 1197 wurde das Herzogthum nicht mehr beſetzt, und es erjcheint 
von da nur mehr eine faijerliche — * die mit dem Sitze zu Rothen— 
burg meiſt aus den kleinen fränkiſchen Städten und ihren Gebieten beſtand, 
welche ſpäter reichsfrei wurden und dem Haufe der Stauffer bis zu ſeinem Er— 
löſchen verblieben. Das Ausſterben des mächtigen andechſiſchen Geſchlechtes mit 
dem erſt dreißigjiährigen Otto im Jahre 1248 bildet für die fränkiſche Territorial— 
geihichte 8) das damals bei weitem folgewichtigſte Ereigniß. Nach längeren Fehden 
fiel 1260 ein großer Theil des Beſitzthums Giech, Weismain, Kronah, Kupfer: 
berg, Norbhalben nebft anderem an die Yehenshand von Bamberg zurüd, das an- 
dere theilten wegen weiblicher Verwandtſchaft die Grafen von Truhendingen, 
Drlamünde, vie Burggrafen von Nürnberg, die jevoh and den Antheil ver 
beiden andern nad und nah an fid brachten und daraus ihr fogenanntes Land 
auf dem Gebirge mit dem Hauptfige zu Kulmbad bildeten. 

Nicht minder entfcheidende Folgen hatte das nur zwanzig Jahre nad dem 
Abgange der Anbechjer eingetretene Ausfterben des ſtauffiſchen Hauſes für 
Franken. Da kein Geſchlecht, weldes gelegentlih die einzelnen Stüde zu einem 
Sanzen hätte vereinigen können, vafelbft die Herzogswürde übernommen hatte 
— Würzburg führte eben lediglih den Titel — und da geiftliche und weltliche 
Gewalt zu jehr das Gleichgewicht hielten, fo bildete ſich bier jene territoriale 
Zerriffenheit aus; es entftanden jene vielen Heinen Reichsſtädte, wie aus ähn- 
lihen Urſachen in Schwaben und nad dem alle Heinrichs des Löwen in Welt: 
phalen. Wo fand fih auch fo viel Boden für die Entftehung einer zahlreichen 
und theilweife höchſt übermüthigen Reihsritterfhaft), die an den fpäteren Ge- 


3) Vgl. über das Folgende v. Spruner, Leitfaden zur Gefchichte von Bayern S. 71—76. 
Bgl. den Verſuch einer hiſtoriſch-topographiſch-ſtatiſtiſchen Befchreibung der unmittelbaren 
freien Reichsritterſchaft In Kranken nac feinen ſechs Orten, Ilm 1801, im vierten 
Bande des geograpbifchftatiftiichetopographiichen Lexikons von Franken. 
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ſchicken Frauklens nicht eben den geringſten Antheil hat? Es leuchtet von ſelbſt 
ein, daß jedes dieſer greößeren oder Heineren Territorien —- für melde auch im 
ſechszehnten Jahrhundert die Eintheilung des deutfhen Reiches in Kreife, 
deren einer der fränfifhe war, vie verlorene politifhe Einheit nicht wieder 
bringen fonnte — feine Gefhichte Hat, die fi wenn nicht früher jedenfalls mit 
dem Ausgange des großen Drama des heiligen römifchen Reiches deutſcher Nation 
felöft abfpinnt, verhältuigmäßig zum Theil nicht weniger bewegt ald bie von 
großen Staaten. Es wird beifpieldweife Bamberg immer mit Stolz ſich des fpäter 
heilig gefprochenen Bifhofs Otto erinnern, der von 1102— 1139 trefflich re— 
gierte, und als Apoftel der Pommern bochgefeiert ift. Wirft man einen Blick in 
jpätere Zeiten, fo dlrfte Würzburg fort und fort dankbar das Andenken feines 
Julius Ehter von Mefpelbrunn ehren, der von 1573—1617 der größte 
Wohlthäter feiner Zeit im edelften Sinne des Wortes ſich durch herrlichſte An— 
ftalten verewigt hat. Beide Fürftenthümer ſahen noch fhöne Tage von 1779 bis 
1795 unter dem unvergeßlihen Franz Ludwig von Erthal, ver als Staats: 
mann und Kirchenfürft ein faum zu übertreffendes Muſter bleibt. 

Unter den fränfifhen Reichsſtädten wurde Nürnberg von keiner an Be- 
rühmtheit erreicht. Ihr höchſt bedeutender Handel und der Erfindungsgeift ihrer 
Bürger erwarben ihr europäifchen Ruf, Hier wurde um 1300 das Drabtziehen, 
1381 das Meffing, 1430 die Windbüchſe erfunden. Ein Nürnberger, Martin 
Behaim, fertigte 1492 die erfte Erbkugel; ein anverer, Peter Sala, 1500 vie 
erfte Taſchenuhr; ein dritter erfand 1517 das Radſchloß. Anton Koburger be- 
häftigte hier 1480 an 24 Preffen über 100 Ürbeiter. Diejer Periode gehören 
aud die herrlichen altveutihen Bauten an, welde noch heute der Schmud ver 
Stadt find. Weitere Ausführungen wären nicht ſchwer zu finden. An ver Ent- 
widlung des Städteweſen überhaupt haben die fränfifhen Gemeinden ihren 
guten Antheil. Die Kämpfe der Bürgerparteien um den Antheil am Regiment 
entbrannten faum irgendwo ftärfer als va. 

Auch vie Glaubensfpaltung äußerte ihr belebendes Element wie ihre un- 
heilvollen Folgen jhwerlih anderswo empfindlicher. Noch heute find die traurigen 
Spuren aus den Zeiten der Bauernaufftände und des dreißigjährigen 
Krieges nicht verfhwunden. Auch fo manches andere — und zum großen Theile 
oft allein ſelbſtverſchuldete — Uebel ſchlug ſchwer hernieder, bis überhaupt vie 


» Stunde de8 Unterganges erfhien. Ob er bei Erwägung der Zuftände, wie 


fie in den legten Jahrhunderten jo zu jagen im ganzen Beſitzſtande fränfifchen 
Stammes fid) ausgewachſen hatten, zu beflagen, mag die frage fein. Bezüglich 
des pfälzifhen Landes wenigftens bejammert deſſen Geſchichtſchreiber es nicht, daß 
feine nationale Eigenthümlichkeit, durch politiihe Schranken getrennt, als ein Gan— 
zes jeitvem nicht hervortreten fünne. Deutſchland — äußert er — hat damit nur 
gewonnen, wenn eine Provinzialität nach der andern fi an ben Gedanken eines 
größeren Gefammtlebens zu gewöhnen anfängt; und die Pfalz bat, jcheint es, 
nichts dadurch verloren; denn alle zerriffenen Parzellen des ehemaligen Kurfürften- 
thums fühlen ſich geiftig und materiell beglüdter, als unter dem weiland pfälziichen 
Regime des achtzehnten Jahrhunderts, das höchſtens Bornirtheit und Unkenntniß 
als die „gute alte Zeit” zurückwünſchen möchte. 

In feiner politiihen Selbftftändigteit mehr erfcheint num ver fränkiſche Name, 
An fo und fo viele Herren gelangten Theile des fränfifhen Stammes. 

Um fo mehr thut es Noth, zum Schluffe noch einen Blid auf die Sprade 
zu werfen, als auf das Mittel, welches jo wunderbar die einheitlihe Zufammen- 
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gehörigkeit von Gegenten und Bölterfchaften fichert, die wegen politifcher ober 
fonftiger Zerftüdelung oft ſchon längſt gegenfeitig nichts mehr von fidy wiſſen 
müßten. Was bier die ältere Zeit anlangt, läßt ſich verhältnißmäßig wenig be 
ftimmen. Irminons zugänglic geworbener Polyptych 10) ſchafft uns das überrafchende 
Grgebniß, daß auf dem anfehnlihen Bezirk der Abtei St.Germain des Pres, im 
Umkreis von Paris felbft gelegen, zu Karls des Großen Zeit faft lauter fränfifche 
Kolonen wohnten, und einer geringen Anzahl romaniſcher weit überwogen, daß 
aber viefem Boden faft gar feine galliihen Eigner verblieben ſcheinen. Längft 
mußten von ihm alle Kelten gewichen fein, denn wie hätten fie ihre Namen auf: 
gegeben und mit deutfchen vertaufcht? Hätte ein fränkiſcher Biſchof von Chlodwigs 
bis zu Karls Tagen feiner Sprache gleihen Dienft wie Ulfilas ver gothiſchen 
geleiftet, oder wären uns bie auf Karls PVeranftalten gefammelten Gedichte über- 
liefert worden, das wahre eigentlihe Verhältniß der fränkifchen zur ſchwäbiſchen 
und ſächſiſchen Mundart würde vor unfern Augen offenbar fein. Auch die Volks— 
vechte liefern hier verhältnigmäßig geringe Ausbeute. Sowohl das der falifchen 
ald das ver ripuarifhen ala das: der chamaviſchen Franken ift in lateinijcher 
Sprade abgefaßt. Was Insbefondere vie Lex salica betrifft — von weldem 
vier Redaktionen unterſchieden werben können, deren erfte noch in beibnifcher Zeit 
im nördlichen Gallien vor der Ausbreitung der fränfifhen Herrfchaft über vie 
Somme hinaus gemacht ift, während bie zweite vielleicht von Chlodwig herrührt, 
die dritte unter Dagobert I zwifhen 630 und 638 fällt, bie legte aber in faro- 
lingifcher Zeit in officielem Gebraude war — ift beachtenswerth, daß fih in 
Handſchriften ver erften drei Terte unter der Bezeihnung Malberg 11) altveutjche 
Wörter finden, die nur in Stellen vorfommen, wo von Burbeftimmungen bie 
Rede ift, unmittelbar vor der Angabe ver Strafe oder Buße in Geld ftehen, und 
mit diefer in einem Sage zufammenhängen, woraus ihre Beftimmung ziemlich 
deutlich hervorgeht. Ferner ift von Intereffe, daß das genannte Volksrecht im 
neunten Jahrhundert ins Hochdeutſche überfegt wurde, wovon ſich leider nur ein 
Bruchſtück bisher aufgefunden hat. 

Soviel nun alle Forfhungen über vie ältere fränfifhe Sprache 12) einzufehen 
geftatten, hielt fie eine gewiffe Mitte zwiſchen ver hochdeutſchen und ſächſiſchen, 
indem fie bald zu jener, bald zu dieſer wendet, die hochdeutſche Yautverjchiebung 
aber nod nicht fennt. Eigenthümlich ift ihr ch. Als im Verlauf der Zeit die frän- 
kiiche Sprache abzunehmen begann, d. h. das deutſche Element ſchwächer im innern 
Gallien, ftärker am Rhein waltete, wird zweierlei nur ſcheinbar ſich Entgegen- 
geſetztes erklärlih. Einmal, daß die fränfifhe Mundart von Innen verlaffen und 
ohne Halt ſich entfhiedener nah Außen wandte und der althochdeutſchen näherte, 
wie es aus Bergleihung der farolingiihen mit merovingifchen Urkunden, ver 
Eigennamen bei Jrminon mit denen bei Gregor von Tours erhellt; dann daß die 
dem fränfifchen Reich unterworfenen Alemannen ihre Sprache felbft eine fränkiſche 
nannten. Was der Frankenkönig Karl im Jahre 842 deutſch ſchwur 13), klingt faft 
ganz alemannifh, und Otfried felbft, toh wohl ein Alemanne, vichtete „in fren- 


10, Herausgegeben iu Paris von Guerard, polyptyque de 'abbé Irminon, 11 voll. 4. 

) Dal. über die berühmte malbergifche Gloffe die fehöne Abhandlung von Jatob 
Grimm im Anbange zum erften Bande A Geſchichte der — Sprache, wie in ber 
Einleitung zu der Ausgabe der lex salica von Nobannes Merkel. 

412) Jakob Grimm, Gefchichte der deutſchen Sprache 1 S. 537—546. 

3) In dem monumenta Germanis historica II,pag. 666. 
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fisga zungun“ und giebt fein Deutſch für Fränkiſch. Wie vermochte er auch an- 
ders? Sein König, dem er das Lied zueignet, war ein fränfifcher, und der Franken 
Preis ſchwebt auf des Dichters Tippen. Auch das Ludwigslied hält fo ziemlich ven 
Dialekt des Eidſchwures, und fiher wurde es jenfeits des Rheins gefungen, wie 
Iſidor und Tatian auf der linken Seite nit auf der rechten verbeutfcht fcheinen, 
jo ſchwer es füllt, die Landſchaft näher zu bezeichnen. Fränkiſch aber im Sinne 
des Altfränkifhen zur Zeit der Merovinger können diefe Denkmäler nicht heißen, 
und es wird ficherer fein, fie den althochdeutſchen beizuzählen. Wie fi das frän- 
fiihe Epos zum ſchwäbiſchen und gothiſchen verhielt, hätten uns vie verlornen 
Lieder in reicher Fülle erfchlofien. Siegfrievr und die Nibelungen find von ben. 
nieberlänbifchen Franken ausgegangen gegenüber ven ſueviſch-gothiſchen Wölfungen 
und Amelungen. Auch vie Thierfage von Reinhart entftand unter Franken. 

Was die fränkiſchen Mundarten in ihrem jegigen Beftande anlangt, 
ift der Schmeller für fie nocd nicht erftanden. Es mögen daher nachfolgende An- 
deutungen aus Bernhardi's Sprachkarte von Deutihlann 14) aushülfsmweife bier 
Platz finden. Die fogenannten fränkiſchen Munpdarten berrfhen am Ober- 
und Mittelmain nebft Oberwerra und Rhön. Man hört fie vom Odenwald und 
Speffart bis an das Fichtelgebirge und von dem Rennftiege des Thüringerwaldes 
bis beinahe an den Ausflug der Wernig in die Donau. Die Grenze zwifchen 
der Mundert des Mittelmains und des Obermains zieht fih nah Schmeller von 
ver obern Wernig längs der Wafferfcheide zwiihen Tauber und Regnig zum 
Main, überfchreitet dieſe öftlih von Wirzburg da wo verfelbe nicht mehr wie von 
feiner Duelle an Ma, fondern M& genannt wird, und wendet ſich weftlih von 
Schweinfurt gegen die Quellen der Saale, wo die Mundart der oberen Werra 
ihon beginnt. Was die Grenze diefer — der fogenannten hennebergiſchen — 
anlangt, umfaßt !5) das Gebiet, das ald Bafis eines hemnebergifhen Idiotikons 
genommen werben muß, die geſammte Werragegend oberhalb Breitungen, die Ge: 
gend der obern Fulda, der-obern Saale (Streu, Bahra, Milz), die obere Rodach 
und Ilz. Es ift viefes auch der eigentliche Boden der althennebergiichen Grafſchaft. 
Die Sprade viefes Völkerwinkels ift zwar in ihren Grundzügen die fränfifche, 
aber viefe hat fih hier durd ein vielhundertjähriges orten iin mit ber 
thüringifhen, durch ein nachweisbares fehr frühes Affimiliven vieler dem angel- 
jächfifchen verwandter Spracdrefte, und als Ausdruck eines in Rüdfiht auf Bo— 
den, Sitte und Geichichte zufammengehörigen Bolfslebens zu einem eigenthümlichen 
Dialeft gebildet. Die Sprachgrenze zwiihen Thüringen und Franfen 
jelbft bildet der Rennftieg oder die Waflerfcheide des Thüringerwaldes von Igels- 
bieb bis zum Infelsberg, von da aber zieht fi viejelbe, fowie ver eigentliche 
Rennftieg, über den Rennftiegsberg längs des Thüringerthals durch den farren- 
bacher Grund nad Breitungen und von da nad dem Bleß zur Rhön. Die Mund- 
arten der Rhön, welche mittelft des Ulfterthales mit der Werragegend, durch das 
Saale- und Sinnthal mit dem Main, längs der Kinzig mit der Wetterau, und an 
der Fulda mit Nieverheffen im Verkehr ftehen, haben durch die Einwirkung ver 
mehr als taufendjährigen Herrfchaft des Stiftes Fulda zwar einen gewiffen allge- 
meinen Charakter angenommen, zerfallen jedoch bei genauerer Unterfuhung wahr- 
ſcheinlich in die noch erfennbaren urfprünglihen Beſtandtheile. Die weftlihe Grenze 


1%) Kaffel 1844. 8. 5. 121 ff. 
15) Nah Brüdner, —— zu einem hennebergiſchen Wörterbuch im Oſterprogramm der 
Realſchule von Meiningen 1843. 4. 
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der Mundart des Mittelmains fällt bei Miltenberg, wo fie über den Main 
geht, mit dem römifchen Pfahlgraben zufammen. Als unterfcheidendes Merkmal zu 
einer genaueren Grmittlung diefer Grenze fann nah Schmeller insbeſondere vie 
eigenthümliche Ausſprache der Infinitivformen dienen. Es lautet nämlich fehen, 
leben, eſſen am Mittelmain sa. läb over là, ass, dagegen am untern Main 
sd, löwd, dssd. Die weitere Abgrenzung ergiebt fih aus der angegebenen Aus— 
vehnung der benachbarten Sprachgebiete. 

Was nun neben diejen fogenannten fränkiihen Mundarten bie fogenannte 
vheinifche zwifchen dem Rhein, dem untern Main und ver Lahn betrifft, hat fie 
das Spracgebiet des Mittelrheins, welches fih von Raſtadt bis Andernach erftredt, 
wenigftens im Nheinthal gewiffermaßen durchbrochen. Ihre Grenze ift bier nicht 
genau ermittelt. Da fie jedoch in Heſſen, namentlih bei Alsfeld, großentheils mit 
ver Grenze des Oblahngaus Zufammenfällt, ift e8 nicht unwahrſcheinlich, daß 
im Allgemeinen vie beiden Lahngaue, die Wetterau, der Maingau, vie beiven 
Rheingaue, der Nidgau, der Gau Königshundrede und vielleiht auch der Einrid 
viefes Sprachgebiet bilden. Man faun vie Bezeihnung Main-Tahn-Dialefte dafür 
wählen. Der — „frankforter Cabbedehn Kimmelmeier“ redet in ihnen. Schlief- 
lich mögen noch wegen der weiteren Nachbargrenzen hier eine kurze Andeutung 
finden: Die mittelrheiniſchen Mundarten, welche durch die Vogeſen in eine 
ſüdöſtliche Gruppe Rhein-Nedar und eine nordweſtliche Rhein-Moſel geſchieden werben, 
dann die niederrheinifhe Munvdart, welde um Bonn, Köln, Aachen, Düfjel- 
dorf berrfcht, endlich die weſterwäldiſchen Mundarten, deren Gebiet im Sü— 
den durch Main-Lahn, im Weften durch Niederrhein, im Norden durch das Nieder: 
deutfche, und im Dften duch die Ever-Fulda-Mundamt oder das fogenannte 
Niederheſſiſche begrenzt wird. Nolinger. 


Fraonffurt am Main. 


1. In der großen Zahl der ehemals reichsunmittelbaren Städte im Innern 
Deutichlands ift e8 der Stadt Frankfurt a/M. allein vorbehalten geblieben, 
als Mitglied pes veutfchen Bundes neben den drei Hanfeftäbten Bremen, Hamburg 
und Lübeck eim jelbftftändiges Staatsleben zu führen. Der Größe feines Territo: 
riums nad ift Frankfurt der Heinfte deutſche Bundesſtaat. Sein Areal erreicht 
nicht ganz zwei Quadratmeilen (19/,o) und zerfällt überbies in nicht weniger als 
acht Parzellen. In der weitaus größten, welche 2/3 des ganzen Gebiets begreift, 
liegt Sranffurt und feine Borftant Sachſenhauſen, jo wie von den acht zu Frankfurt 
gehörigen Ortſchaften die drei beveutendften, - 

Was die Benugung des Bodens angeht, jo find 29,521 Morgen 
Frankfurter Feldmaß als Aderland, Wiefen, Gärten, Weinberge, Baumftüde und 
Weiden verwendet; die Waldungen begreifen 22,516 Morgen und circa 1400 
Morgen kommen auf die bebauten Pläge, Hofraithen, Straßen, Wege ıc. 

Die legte im December 1855 vorgenommene Zählung hat eine Bevölkerung 
von 74,784 Perfonen ergeben, nämlich 64,257 Bewohner ver Stadt und ihrer 
Gemarkung und 10,527 fogenannte Yandbewohner in ven Ortſchaften. Die Ein- 
wohnerzahl der Stadt Frankfurt, die in dem Jahre 1823 nur 41,458 betrug, ift 
in ben legten Decennien in beftändigem, ziemlich gleihmäßigem Steigen begriffen, 
während die Zahl der Yandbewohner nicht in demſelben Maße fortjchreitet. In 
der obengenannten Einwohnerzahl der Stadt find aber nicht weniger ald 28,429 
dem Frankfurter Stantöverbande nicht angehörige Individuen einbegriffen, die Zahl 
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der Staatsangehörigen beſchränkt fih auf 35,828; unter den Lanpbewohnern ift 
etwa 1/, fremd. Nach einer beiläufigen Schägung wohnen in der Stadt circa 
41,000 Lutheraner, 11,000 Katholiten, 6500 Reformirte, 5000 Juden und 800 
Deutſchkatholiken. Die Bewohner der Yandgemeinden find mit Ausnahme von etwa 
400 Katholifen lutheriſch. 

I. In der Geſchichte wird Frankfurts zuerft in ver Zeit Karls des 
Großen und zwar im Jahre 794 Erwähnung gethban. Nur langfam hat es fich 
zu feiner jpätern Bedeutung entwidelt; e8 gewann fie namentlich durch ven Handel, 
der ihm durch feine Meßprivilegien zugewandt und gefichert mwurbe, dann aber 
auch als Wahl- und Krönungsſtadt der Kaifer des deutſchen Reichs. In der Be: 
wegung bed 16. Jahrhunderts wandte fi ſehr bald vie weitaus größte Zahl 
jeiner Bewohner und mit ihr der ganze Rath ver lutherijchen Lehre zu. Daß dieſe 
Lehre die herrſchende wurde, 1) konnte Kurmainz nicht hindern, feine Nachbarſchaft 
wirkte indeflen zu mächtig als daß es zu einer völligen Befeitigung des katholiſchen 
Kultus hätte kommen können. Auch hatte der Rath bei aller Vorliebe für bie 
proteftantifche Lehre den Handel Frankfurt's und feine Stellung als Krönungsftabt 
allzufehr im Auge, um nicht eine thätige Parteinahme (und damit eine feindfelige 
Stellung zu dem Reichsoberhaupte) wo möglich zu vermeiden oder wenigftens ſtets 
balvigft zu einer neutralen Stellung wieder zurüdzufehren. Zu den Streitigkeiten 
und Wirren zwiſchen Lutheranern und Katholiken — nod im Jahre 1766 ent» 
ſpann ſich ein ermftlicher Rechtshandel über die Frage, ob ein Katholif in Frankfurt 
Maurermeifter werben könne — kam ein ähnliches Moment für beftänpige innere 
Disharmonie. Der Rath hatte in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts eine 
große Zahl niederländifher Familien, die um ihres Glaubens willen geflohen 
waren, gaftfreundlih aufgenommen und ihnen Nieverlaffung und Ausübung ihres 
Gottesdienſtes verftattet. Al man nad einiger Zeit aber entvedte, daß dieſe Ein- 
gewanberten der Lehre Calvin's zugethan jeien, trat an die Stelle des freundlichen 
Entgegentommens eine leidenſchaftliche Anfeindung und die öffentlihe Ausübung 
ihres Gottesdienſtes wurde ihnen verwehrt. Trog aller Borftellungen, welche bie 
benachbarten veformirten Fürften Pfalz und Heflen dem Rathe machten, trog ihrer 
eigenen beftänbigen Sollittationen — fie erboten fih 3. B. noch im Jahre 1735 
aus freien Stüden, gegen die Erlaubniß zum Bau einer eigenen Kirche auf ewig 
in amplissima forma auf jeden Antheil am Stabtregimente verzichten zu wollen 
— konnten die Reformirten erft ganz gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts 
dazu gelangen fich eigene Bethäufer in ver Stadt zu erbauen. 

Nicht blos in konfeffioneller Beziehung find indeſſen die legten Jahrhunderte 
für Frankfurt reih an inneren Zwiftigfeiten gewejen, auch zwijchen dem Rathe 
und der Bürgerfchaft fehlte es nicht am tiefeinfchneidenden Diffidien, die einerfeits 
wiederholt zur Einfegung von kaiferlihen Rommiffionen und Grlaffung von kaifer- 
lihen Refolutionen führten, andererfeit® ähnlich wie die fonfeffionellen Streitigkeiten 
ein beftändiges Anrufen der Reichsgerichte veranlaßten. Die Einrichtungen, weldye 
in der Stadtverwaltung von dem Kaifer in Gemäßheit feines Oberaufſichtsrechts 
getroffen worden waren, 2) und ver Geift der Aufklärung hatten übrigens gegen 


) Kranffurt gebörte fpäter zu den ganz evangelifchen Reichsſtädten im Sinne des Artikels 
5 8. 29 des Denabrüfer riedensinftrumentes. 

2) — der Neuner durch den Bürgervertrag von 1613 und des ſtändigen Bürger: 
ausſchuſſes durch Rejolution von 1732, 
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bas Ende der reichsſtädtiſchen Zeit wohlthätig und verſöhnend gewirkt. Als die 
neuen Franken in den franzöſiſchen Revolutionskriegen die Stadt beſetzten, fanden 
ſie den Rath und die ſammtlichen Klaſſen der Bürgerſchaft in ſeltener Eintracht. 
Seitdem Terrorismus im Innern und räuberiſche Kriege nach Außen einen ein- 
dringlichen Kommentar zum Verſtändniß der in Paris proklamirten Freiheit 
lieferten, hatte ſich alle Sympathie für die franzöſiſche Revolution verloren und 
durch Aufbürden von Kontributionen, die ſelbſt für den Wohlſtand Frankfurts 
exorbitant erſchienen, vervollſtändigten die Apoſtel der neuen Freiheit die Ent— 
täufchung. 

Dei Ausführung des Lüneviller Friedens wurde Frankfurt nah $. 27 des 
Reihspeputations-Hauptichluffes noch feine Stelle unter den fechs freien und unmit- 
telbaren Städten, auf welche fih das Kollegium der Reichsſtädte beſchränken follte, 
angewiefen. Wenige Jahre darauf (1806) wurde Franffurt durch die Rheinbunds- 
akte (Artikel XXI.) den Staaten des feitherigen Kurfürſten-Erzkanzlers als Fürft 
Primas der neuen Konföveration und zwar en toute propriet@ et souverainete 
einverleibt. An feinem Drte Deutjchlands wird die Auflöfung des Reichsverbandes 
tiefer und aufrichtiger beklagt worden fein als in Frankfurt. Die Bewohner konnten 
fih auch mit dem neuen fürftlihen, feit 1810 großberzoglihen Regimente um jo 
weniger befreunden, je mehr fich vaffelbe nad und nad den modernen Formen 
des franzöfifhen Kaiferreihs zumandte und namentlih durch Konjkription und bie 
anderen Kriegslaften, welche jeinem Regenten durch ven Proteftor des Rheinbundes 
auferlegt wurden, immer brüdender wirkte Um Dalberg gerecht zu werben, muß 
man indeffen anerkennen, daß er perſönlich milde gefinnt war, in Adminiftration 
und Juftiz viele durchgreifende Berbefjerungen einführte und das Beifpiel jener 
Toleranz gab, deren Mangel früher in Frankfurt fo bitter empfunden wurbe. 

Mit der Bertreibung der Frempherrichaft fiel auch das Großherzogthum 
Franffurt zufammen und am 14. December 1813 veröffentlichte Prinz Philipp 
von Heffen-Homburg als eneral-Gouverneur des vormaligen Großherzogthums 
Frankfurt die Genehmigung der verbündeten Mächte, daß die Stadt Frankfurt 
mit ihrem ehemaligen Gebiete fih von dem Großherzogthume Frankfurt trenne 
und vorläufig in ihre vormalige Municipalverfaffung zürücktrete. 

An den Kriegen ver Jahre 1814 und 1815 nahm nun Frankfurt feinen 
beſcheidenen Antheil; auch auf dem Wiener Kongrefie war es dur einen Abge— 
orbneten vertreten. Leider ließ derſelbe die Gelegenheit zu einer Arrondirung des 
Gebiets von Frankfurt ungenütt vorübergehen. In dem Artikel 46 der Wiener 
Kongreßakte, welcher die Stadt Frankfurt mit ihrem Territorium von 1803 für 
frei erklärt und ihre Theilnahme am deutſchen Bunde als Mitglied deſſelben aus— 
ſpricht, iſt zugleich beftimmt, daß die Inſtitutionen Frankfurt's auf dem Principe 
einer volltommenen Gleichheit der Rechte der verſchiedenen chriftlichen Konfeſſionen 
“ begründet werden follten, ſowie daß fich viele Nechtsgleichheit auf alle Privat- 
und öffentlihen Rechte erftreden und in allen Beziehungen ver Regierung und 
Verwaltung beobachtet werden müßte. Die Diskuffionen, welche über vie» Be- 
gründung oder die Aufrehthaltung der Verfaffung ſich erheben könnten, follten 
zur Kompetenz der Bundesverfammlung gehören und nur durd fie entſchieden 
werben, 

Die Rückkehr zu der exrflufiven Herrſchaft einer Konfeffion wäre ſchlechter— 
dings ein Ding ber Unmöglichfeit gemejen und die Abweihung von ber reichs— 
ſtädtiſchen Verfaffung war im dieſer Beziehung unabweisbar. Im Uebrigen aber 
divergirten die Anſichten in der BVerfafjungsangelegenheit gar jehr. ehrere 
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Entwürfe des reftaurirten Rathes erlangten gleich bei ihrem Belanntwerben nicht 
den Beifall der Bürgerfhaft und fchließlid wurde durch 56 Wähler aus ber 
gefammten Bürgerfhaft am 5. Webruar 1816 eine Kommiffion von 13 Perfonen 
gewählt (3 Senatsgliever, 3 Mitglieder des Bürgerfollegs und 7 weitere Bürger 
aus den drei chriſtlichen Konfefjionen) mit dem Auftrage, ven Entwurf einer Ber: 
falfung und deren Einführungsmodus zu berathen. 

Aus den Berathungen diefer XIII ging der Entwurf der fogenannten Kon- 
ſtitutions-Ergänzungsakte zu der alten Stabtverfafjung der Stadt Frankfurt 
hervor. Er wurde der Bürgerfhaft zur Annahme oder Nichtannahme vorgelegt; 
und bei der Abftimmung am 17. und 18. Juli 1816 haben jih von 2780 Ab- 
ftimmenden 2733 Bürger für die Annahme erflärt. 

Die Akte wurde am 18. Oktober 1816 wechjelfeitig vom Senat und ver 
Bürgerſchaft befchworen. Ju ihren Hauptzügen ift fie noch heute das zu Necht 
beſtehende Berfafjungsgeieg Frankfurt's. Sie will die alte reichsſtädtiſche Ver— 
fafjung in allen ihren Theilen wieder herftellen, Veränderungen und Zufäge aber 
nur einführen, in fo fern es die Beobadhtung des Artikel 46 der Wiener Kon: 
greßalte und der Zeitgeift geböten. Es ift nur die Rede von wenigen Verände— 
rungen; fie find aber tiefeingreifender Natur gewefen. Außer ven Eonfeffionellen 
Unterſchieden find namentlich auch die Vorrechte, welche in den legten Jahrhunderten 
bie „altadeligen Geſellſchaften“ von Limburg und Frauenftein bei Beſetzung ber 
Ratheftellen in Frankfurt unter ſtets wachſendem Wiverfpruche ver übrigen Bürger- 
Ihaft ausgelibt hatten, nicht ferner haltbar erſchienen. Ausdrücklich ift ausgeſprochen, 
daß alle der Stadt Frankfurt zuftehenden Hoheits- und Selbftverwaltungsrechte 
auf der Gefammtheit ihrer Bürgerſchaſt beruhen, und daß die Geburt fein Vor- 
recht und feinen Anfpruch auf Rathöftellen gebe. Den beiden bereits in der reichs— 
ſtädtiſchen Zeit beftandenen Behörden, vem Senat und dem ftändigen Bürgeraus- 
ſchuſſe, ift ald eine neue Schöpfung die gefeßgebende VBerfammlung oder ver 
fogenannte gefeggebenve Körper beigefellt und die Vürgerfchaft überträgt diefen 
drei Behörben, welche aus ihrer Mitte und Autorität hervorgehen, die Ausübung 
der ihr zuſtehenden Hoheitsrechte. 

Da die eingehende Darftellung des Frankfurter Staatsorganismus aus Rück- 
fiht auf die feit dem 1. Januar 1857 eingeführten Veränderungen richtiger erft 
weiter unten erfolgen wird, jo jei bier nur furz erwähnt, daß die Konftitutione- 
Ergänzungsakte die Zahl der Mitgliever des Senats mit Weglafjung des früheren 
Amts des Stadtſchultheißen auf die reichsſtädtiſche Zahl von 42 firirte, die drei 
Rathsorbnungen oder Bänke beibehielt (14 Schöffen, 14 Senatoren und 14 mit 
geringeren Befugniffen befleivete jogenannte Rathsverwandte) und dem Senate die 
Stadt: und Juftizverwaltung in der Weije überwies, daß er aus feiner Mitte die 
Verwaltungsämter und die Gerichte bejegte. Der jtändigen Bürgerrepräjentation 
(jogenannte Cinundfünfziger) und dem Gtabtrehnungsrevifionstolleg (jogenannte 
Neuner), weldes legtere mit der erfteren vereinigt fein fol, ift in der Konftitu- 
tions-Ergänzungsafte ver ihnen durch die kaiferlihen Refolutionen beftimmte Wir: 
fungstreis im Allgemeinen belafjen, jedoch mit Hinweifung auf die Movififationen, 
welche die neue Inftitution der gefeggebenden VBerfammlung bedingt. Diefe gefep- 
gebende Berfammlung, der dritte Staatslörper, fol nah der K.EU. aus 20 
Mitgliedern des Senats, aus 20 Mitgliedern der ftändigen Bürgerrepräfentation 
und aus 45 Perfonen beftehen, welche aus der Mitte der übrigen Bürgerſchaft 
durch indirefte Wahl gewählt werden. Ihr ift namentlich überwiefen die Geſetz— 
gebung überhaupt, die Mitwirfung bei Wieverbejegung vafanter Stellen im Senat 
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und im Bürgerfolleg und an ver Stelle des früheren Reihahofraths die Bewah⸗ 
rung und Erhaltung ver Berfaflung. 

Damit eine Aenderung in der Berfaffung vorgenommen werben könne, tft in 
ver KEN. vorgefchrieben, daß Senat und gefetgebender Körper, jeder durch 
eine Mehrheit von 2/z, ſich für viefelbe ausgefprodhen und bie Bürgerfchaft, welche 
in den drei Abtheilungen (f. unten) abzuftimmen hat, fi fir vie Annahme ent- 
ſchieden haben müſſe. 

Gegen dieſe Verfaſſung wurde von zwei entgegengeſetzten Seiten Proteſt 
eingelegt und Beſchwerde geführt bei der ſeit dem 5. November 1816 in Frank— 
furt eröffneten deutſchen Bundesverſammlung: von Seiten der Mitgliever der 
Geſellſchaften Limburg und Frauenftein und von Seiten der jübifchen Gemeinde 
in Frankfurt. Unter Berufung auf wohlerworbene Rechte und früheren Beſitzſtand 
verlangten die adeligen Gejellfchaften, daß ihr Anſpruch auf Befegung einer be- 
ftimmten Zahl von Stellen im Senate aud in der K.E.A. anerkannt würde. 
In der Dentichrift, in welcher ihnen der Senat antwortete, harakterifirte er ihre 
Anfprühe als zu jenen Mißbräuchen einer Regierungsform gehörig, welche, wenn 
fie lange ungerügt bleiben, wohlerworbene Rechte, gar Beſtandtheile der Konſtitution 
beißen. Die Beſchwerde blieb erfolglos, das Verlangen der Gefellihaften, deren 
Mitgliedſchaft fih überdies auf eine fehr geringe Zahl von Perfonen befchränfte, 
konnte fih nur auf ein Vorrecht der Geburt ftügen: als Adelige hatten fich ihre 
Glieder des Handels enthalten und Reichthum und Befig fowie höhere Bildung 
waren im Laufe der Zeiten mindeftens in gleichem Mafe in ven übrigen reifen 
der Bürgerſchaft heimifch geworben. 

Inhalt- und folgefhwerer waren die Klagen der jübifhen Gemeinde 
bei dem Bundestage. Schon in der reichsftäbtifchen Zeit war die Stellung der 
Juden, die ſich frühe ſchon im ziemlich großer Anzahl in Frankfurt finden, ein 
beftändiger Anlaß zu Mißhelligkeiten zwifchen Rath und Bürgerſchaft gewefen; 
häufig warf dieſe jenem vie Begünftigung der Juden zum Nachtheil ver Chriften 
vor. Bei allen Beihräntungen und Bedrückungen hatte fich die jüpifche Gemeinde 
in Frankfurt zu einem anjehnlihen Wohlftand emporgefhwungen und auch vie 
Bildung der neuen Zeit, welche ven deutſchen Juden feit Mofes Menvelfohn fid 
eröffnete, war kräftig in ben Geiſt ihrer jüngeren Glieder eingebrungen, Der 
Fürft Primas hatte bereits 1807 viele für die Juden brüdende Beftimmungen 
und Einrichtungen befeitigt und am 28. December 1811 ven Juben gegen bie 
Verpflihtung, als Abfindung der auf der Frankfurter Judengeneinde rubenven 
Laften die Summe von 440,000 fl. zu zahlen, das Bürgerrecht und gleiche Befug- 
niffe mit den übrigen Bürgern ertheilt. Diefe Gleihberehtigung wurde den Juden 
bei Herftellung der Selbftftändigfeit der Stadt wieder entzogen. In der K. E. A. 
ift die Pflicht des chriftlihen Staats betont, den Nahrungs- und Gewerbeftant 
der chriſtlichen Bürgerſchaft gegenüber den Einwohnern jüdiſcher Religion zu 
[hügen und Senat und Bürgerfhaft waren nur zu geneigt, diefe Aufgabe in 
engberziger Weije zu verfolgen. Nach längeren Verhandlungen vor der Bundes- 
verfammlung, deren Betrachtung heute einen peinlihen Eindrud zn machen geeignet 
ift, wurden die privatbürgerlihen Rechte der Jsraeliten durd ein Gefeß vom 
1. September 1824 feftgeftellt. Nach ven Beftimmungen dieſes Geſetzes follten 
die Juden als israelitifche Bürger im Staatsunterthanenrehte her freien Stadt 
Frankfurt ftehen, von ver Regierung ganz ausgefchloffen bleiben und des vollen 
Staatsbürgerrechts nicht theilhaftig werben, dagegen neben ber ungeftörten Aus- 
übung ihrer, Religion ihre eigene Gemeinbeverfaffung behalten; in privatbürger- 
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licher Beziehung follten fie einigen Beichränfungen unterliegen, namentlich war 
jevem Juden nur der Beſitz eines Haufes und eines Gartens geftattet. Als 
befonders anftößig muß aber die Fixirung ver abzuſchließenden israelitifchen Ehen 
auf die Zahl von 15 erfcheinen. 9) 

Durh die K.E. A. waren von den unter der fürftlih primatiſchen Regie- 
rung erlaflenen Geſetzen nur ſehr wenige als befinitive beibehalten worden; mehrere, 
wie das fogenannte Frankfurter Bürgerftatut, wurden fiir abgefchafft erflärt und 
den übrigen, ver Mehrzahl, nur proviſoriſche Geſetzeskraft bis zur Beſtätigung 
durch den gefeßgebenden Körper beigelegt. In den nächſten Iahren nah Einfüh- 
rung ber Berfaffung war nun das Beftreben der Gefepgebung darauf gerichtet, 
in den etwas wirren Zuftand theils durch Beftätigung ver primatifhen Verord— 
nungen, theils durch Grlaflung von neuen Geſetzen Klarheit zu bringen und bie 
neuangelegte Organifation auszuführen; namentlid wurden Gefege über die Hand— 
babung der Polizei und das Sanitätöwejen, über das Procefverfahren, über bie 
Aufftellung des Bundestontingents, die Gemeindeordnung auf den Dorfichaften un, 
wie bereits erwähnt, das Geſetz über die privatbürgerlichen Rechte ver Israeliten 
erlaffen. Auch die mit dem Fürften von Thum und Taris vereinbarte Regulirung 
des Poftweiens fällt in biefen Zeitraum 4) (Mai 1822). Bei weiten die wichtigfte 
Inftitution diefer Periode aber ift die Errichtung des mit den übrigen drei freien 
Städten gemeinfhaftlihen oberften Gerichtshofs. In Ausführung einer Ber 
ftimmung des Artikels XII der deutfhen Bundesalte hatten ſich die vier Städte 
über die Errichtung dieſes Gerichts, welches feinen Sig in Lübeck erhielt, über die 
Ernennung des Perfonals und über die bei dieſem Gerichte proviforifh zu be- 
obachtende Gerichtsordnung geeinigt. Gröffnet wurde daſſelbe am 13. November 
1820, die definitive Gerichtsorbnung, über melde fid die Städte nad) dem von . 
dem Gerichte felbft vorgelegten Gutachten einigten, am 23. Auguft 1831 publicirt. 

Aus den dreißiger Jahren ift flir die innere Geſchichte Frankfurt's, da fich 
jene Zeit in den bürgerlichen Kreifen doch mehr in idealer Weiſe, in ver Theil: 
nahme an dem allgemeinen Streben und Ringen nad Preffreiheit und Deffent- 
lichkeit des Staatslebens geäußert hat, und ver Putfh vom 3. April 1833 ber 
eigentlihen Bevölkerung fremd geblieben war, nicht fowohl die nad der Auli- 
revolution eingetretene politifhe Bewegung hervorzuheben, als vielmehr der An- 
ſchluß Frankfurts an ven Zollverein durch Bertrag vom 2. Januar 1836. 

Die berüchtigten Edikte Napoleon’s gegen die Artifel des engliſchen Handels 
hatten in Frankfurt ven Handel während ver Artegsjahre mehr Aufßerlih als im 
Kerne getroffen und neben dem Wechſel- und Staatspapierhandel bildete in 
Frankfurt der fogenannte englifhe Waarenhanvdel (Manufakturen) fteigend einen 
Hanptbeftandtbeil des kommereiellen Verkehrs. Zur Sicherung und Beförverung 
diefed Handeld wurde noch am 13. Mai 1832 mit England ein Hanvels- und 
Sciffahrtsvertrag auf 10 Jahre abgeſchloſſen; ſchon am 29. December 1835 
wurde er aber, da er bei veränderten Verhältnifien das Handelsinterejie Frankfurt's 
jehr gefährbete, mit Konnivenz Gnglands in feinen mwejentliben Beftimmungen 
modificirt. 

Die Ausvehnung nämlich, die der Zollverein in dem Anfange der vreifiiger 


3) Die leptere Beſchränkung iſt durch Gefeg vom 6. März 1834 für die Eingehung einer 
(be jwigen ranffurter Jsraeliten wieder aufgehoben worden. 

» Der den Mitgliedern und Angeftellten der fürftlichen Generafpoftdireftion zuneftandene 
esimirte Gerichtäftand Aft durch Uebereinfunft vom 23. März 1849 aufgehoben. 
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Jahre gewann, hatte Frankfurt plöglic ifolirt; nad allen Seiten fand fein Handel 
fih von Barrieren des freien Verkehrs umgeben und, fo fehr es fi aud) fträubte, 
war fein Anjchluß eine Nothwendigfeit geworden. Der Schaden, ven Frankfurt's 
Handel bei diefem Eintritte mindeſtens vorübergehend erlitt, ift nicht gering anzu- 
ſchlagen; vie Bedingungen, unter welden er erfolgte, find dagegen für die Finanzen 
ver Stadt nicht ungünftig gewefen. Bei der Bertheilung der Zollrevennen erhält 
Frankfurt in Rüdfiht auf jeinen überaus ftarten Konfum in der Weife ein Prä- 
cipunm, daß bei der Bevölkerung der Stadt jever Kopf im 42/5 fahen Betrage 
und nur die Bevölferung des Gebiets, wie dies bei den übrigen Vereinsſtaaten 
allgemein geſchieht, nad ber einfachen Kopfzahl zur Berechnung gezogen wird. 
Außerdem wurden dem Handel felbft einige Erleichterungen durch Bewilligung fo- 
genannter Conti an bie Großhändler ꝛc. gewährt. Auf dem betretenen Wege fort- 
ſchreitend, betheiligte fi die Stadt dann aud an der Mündener Münztonvention 
vom 27. Auguft 1837 und führte ven 241/, Gulvenfuß als gefeglihen Münzfuß 
an der Stelle des bis da nominell gangbaren 24 Gulvenfußes ein. 

Hatte Frankfurt, das vor dem Kriege faft fhulvenfrei war, im Jahre 1822 
denjenigen Theil feiner Staatsſchulden, der mit 5 Procent verzinft wurde, auf 
eine- Berzinfung von 4 Procent reduciren, im Jahre 1839 aber ſämmtliche Schul- 
den in ein zu 31/5 Procent verzinsliches Anlehen vereinigen und überhaupt in den 
Frievensjahren in beträdhtlihem Maße vermindern können, jo ſah es ſich im 
Laufe ver vierziger Jahre wiederholt veranlafßt, um gemeinfam mit den Nachbar- 
ftanten ven Bau ver Eifenbahnen (Main-Nedarbahn, Dffenbaher Bahn und 
Main-Weferbahn) zu unternehmen, fehr beveutende neue Anlehen zu fontrahiren. 
Frankfurt ift dafür auch jest zu einem der wichtigften Anotenpunfte bes deutſchen 
Eifenbahnneges geworben, da durch die in Privathänden befindlichen Bahnen 
(TZaunusbahn und Hanauer Bahn) aud die Verbindung nad, Weften und Oſten 
bergeftellt ift. 

Auch in der ruhigen Entwidelung feines Gemeinwejens hatte Frankfurt in 
den vierziger Jahren erfreuliche Fortjchritte gemacht, namentlih äußerte fih wohl- 
thätig eine größere Theilnahme aud von Seiten derjeniger Bürger, die nicht durch 
ein übertragene Amt vireft zur Verwaltung ober Kontrole berufen waren, und 
die im Gerichtsweſen jest eingeführten Reformen wurden damals im Geifte der 
Bürgerſchaft mindeftens angebahnt. 

Das Jahr 1848 ſah die Vertreter der deutichen Nation in Frankfurt zum 
erftenmale vereinigt. Die Begeifterung, mit welcher in dem neuen Frankfurt der 
neue Bund, das neue Reich begrüßt wurde, entſprach in ihrer Weife ver Trauer, 
welche 1806 im der alten Krönungsftadt die Auflöfung des Neichsverbandes be- 
gleitet hatte und bereitwilligft wurden von Seiten ver Stadt die Pflichten gegen 
die neuen Behörden erfüllt und große finanzielle Opfer gebracht. 

Die Begebenheiten, die fih damals in den meiften einzelnen deutſchen Bun- 
desſtaaten in ähnlichſter Weife wiederholten, find aud Frankfurt nicht erjpart 
worden. Die Preffreiheit, dem deutſchen Volke in unnatärlicher Weife vorenthalten, 
wurde durch ein lakoniſches Prefgejeg vom 4. Mürz 1848 verfünvet, die Geſetze 
gegen das Vereinsweſen aus dem Jahr 1832 aufgehoben und durch überaus 
liberale erjegt. Schon am 28, März 1848 hatte der Senat fih dahin andge- 
ſprochen, daß die Frage einer Berfaffungsrevifion von einer Kommiffion geprüft 
werben ſolle; dieſe jchlug er vor, in analoger Weife wie 1816 zu wählen un 
zu bilden. Das Bürgerkolleg hatte zugeftimmt und aud in dem gefeßgebenben 
Körper war an dem Cinverftänpniffe nicht zu zweifeln; no vor Zuftandefommen 
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des betreffenden Beſchluſſes aber theilte der Senat felbft am 5. Mai 1848 eine 
Petition mit, in welcher von vielen Staatsangehörigen die direfte Erwählung eines 
Verfaſſungsrathes nah den von dem Vorparlamente aufgeftellten Principien zum 
Behufe der BVerfaffungsrevifion gefordert wurde. In dem Senate Franffurt’3 lebte 
leider nicht der Geift des Bürgermeifters von Osnabrüd und der zunächft vorge 
zeichnete Weg wurde verlaffen. Durch ein Gejeg vom 15. Auguſt 1848 wurde 
ein Verfaffungsausfhuß von 30 Perfonen, welde vireft von ſämmtlichen ftimm- 
berechtigten Bürgern erwählt werden follten, berufen, um einen Entwurf der nöthigen 
Berfaffungsänterungen auszuarbeiten und zur Behantlung auf verfafjungsmäßigem 
Wege vorzulegen. Der gewählte Ausfhuß aber lehnte diefe Aufgabe ab, hielt bie 
Gründung einer ganz neuen Berfaffung für geboten und rieth biefe Arbeit einer 
konftituivenden DVerfammlung zu übertragen. Der Modus, den die K.E.A. für 
Berfafjungsänderungen vorfchreibt, wurde nun durch eine Abftimmung der Bürger: 
ihaft vom 17. Dftober 1848 aufgehoben und eine verfaffunggebenvde Berfamm- 
lung berufen. Sie beftand aus 120 Perfonen, in vireften Wahlen von den 
großjährigen Staatsangehörigen Frankfurt's erwählt (100 Abgeordnete der Stadt, ' 
20 der Landgemeinden). Senat und Bürgerfolleg jollten ihre bisherige Wirkfamteit 
fortfegen, ohne aber in der BVBerfaffungsfache irgend mitwirken zu bürfen. Hervor- 
zuheben ift namentlich aud, daß die Attribute des gejeßgebenven Körpers auf bie 
verfaflunggebenve Berfammlung übergehen und ihr alfo auch die laufenden Geſchäfte 
der Geſetzgebung und Mitwirkung bei ber Verwaltung übertragen fein jollten. 

Diefe Berfammlung war in dem Anklange, welden das aus ihren Be- 
ratbungen hervorgegangene Berfaffungswerf fand, weniger glüdlih als der Aus— 
ſchuß der XI. Ihre Majorität wollte unter vollftändigftlem Bruche mit ven 
früheren, ftaatd- und völkerrechtlich beftehenden Berbältniffen einen neuen Freiftaat 
Frankfurt gründen: die gefeßgebende Gewalt follte einem aus 96 Abgeorbneten 
beftehenven Bolfsrathe, die vollziehende Gewalt einem Regierungsrathe von fieben 
Mitgliedern übertragen werden; aud die Mitglieder des legteren follten aus 
unmittelbarer Wahl des Volks in geheimer Abftimmung hervorgehen und ihre 
Amtsdauer auf 5 Jahre befchräntt fein. Schen während der Berathungen 
viefes Entwurfs, die ſich fehr lange hinauszogen, waren vielfach Gegenvorftellungen 
bei ver Verfammlung felbft überreicht worben; als fie dennod dem Senate im 
December 1849 den Entwurf nebft verjchievenen Ginführungsgefegen übergab, 
war bereits ein Proteft des Bürgerfollegs gegen die Bornahme einer vie Rechte 
der Stadt gefährbenven Abjtimmung eingelaufen; höchſt gewichtige Protefte famen 
dann noch weiter von anderen Seiten hinzu und der Senat verfünbete, hierauf 
geftügt, am 3. Januar 1850 als Beſchluß, daß eine Abftimmung über den Ver: 
fafjungsentwurf nicht ftattfinden könne und bie Reviſion der Verfaſſung auf 
anderem Wege zu bewerfftelligen jei. Indem er das Mandat der verfafjungs- 
gebenven Verſammlung für erlofhen erklärte, berief er nad den Beftimmungen 
der K.EU. eine gefeßgebende Verſammlung als Vertreterin der Bürgerſchaft 
auf den 21. Januar 1850; zur Vornahme der Wahl wurden fämmtlihe Bürger 
von Stadt und Land aufgefordert in Gemäßheit der Grundrechte und eines fpeciell 
für Frankfurt erlaffenen Geſetzes vom 26. Februar 1849, welches die Emanci- 
pation der Israeliten und Landbewohner ausgeſprochen hatte. 

In den feit 1816 beftehenden Formen fanden nun Berathungen über vie 
Verfaffungsrevifion ftatt; verſchiedene Vorlagen wurden gemacht und wieder zurüde 
gezogen, bis endlich der Entwurf eines organifchen Gefeges, weihes der Senat dem 
geleßgebenden Körper am 2. December 1854 vorlegte, „troß der Bedenken gegen 
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einzelne Beſtimmungen und feiner unverfennbaren Lüden, als ein Mittel zur 
Förderung zeitgemäßer Reformen“ in dem gefeggebenden Körper mit der vorge- 
föhriebenen Majorität von 2/, Stimmen angenommen mwurbe; au die Bürgerfchaft 
entſchied ſich im ihrer Abftimmung am 5. und 6. Febr. 1855 für feine Annahme. 
Diefes Gefeg reducirt vornehmlich die Zahl der Senatsgliever auf 21 und führt 
eine völlige Trennung der Juſtiz von der Arminiftration ein. Seine Publikation 
erfolgte erft am 20. Sept. 1856 gleichzeitig mit den Geſetzen, welde in ber 
Strafrechtspflege durchgreifende Reformen in’s Leben riefen. Vorher, tm Jahr 
1853, waren bereit3 die ftaatsbürgerlihen Rechtsverhältniffe der Israeliten und 
Landbewohner durch ein organiſches Gefeß von neuem geregelt worben, nachdem 
troß aller früheren Verheißungen in Folge ver Reaktion des Buntes gegen die 
Gefeggebung der Jahre 1848 und 1849 der Senat einen Bundesbeſchluß vom 
12. Auguft 1852 verkündet hatte, welcher bie betreffenden Emancipationsgefege vom 
19. Oft. 1848 und 20, Febr. 1849 für ungültig ertlärte. Durch das Geſetz vom 
12. Sept. 1853 ift ausgefprohen, daß alle früheren Beihränfungen ver privat- 
bürgerlichen Rechte der Staatsangehörigen aufgehoben, vie öffentlichen Staatsämter 
im Allgemeinen für alle Staatsbürger zugänglih, die Israeliten aber weder in 
den Senat und das Bürgerfolleg noch zu Richterftellen wählbar feien und in den 
gefeßgebenden Körper nur in einer auf höchſtens vier beſchränkten Zahl gelangen 
follten. Die Landbewohner, d. h. die Mitglieder der Landgemeinden, find dagegen 
nur von der Wahl in ven Senat und die Bürgerrepräfentation ausgefhloffen, 
fowie von der Verwaltung des Vermögens ver ftäptifchen Gemeinde und von 
Aemtern, deren Wirfungsfreis auf die Stadt und ihre Bewohner beſchränkt ift. 
j Mit dem organifhen Gefege vom 20. Sept. 1856 wird die Berfaffungs- 
revifton für Frankfurt — wenigftens für die Grundzüge des Staatsorganiemus — 
vorausfihtlih auf einige Zeit zu einem Abichluffe gelangt, an einem Ruhepunfte 
angelommen fein. Abgefehen von der bewirften Trennung der Juftiz von ber 
Anminiftration und den in der Strafrehtöpflege eingeführten Reformen find ihre 
Refultate weſentlich verſchieden von demjenigen, was bei dem Ausgange der Revifion 
angeftrebt und verfolgt wurde; denn der. Senat nimmt nad dem neuen organiſchen 
Geſetze in der Geſetzgebung eine felbftftändigere Stellung ein, als ihm die K.EU. 
von 1816 angewiejen hatte. 

II. Berfaffung. Der Senat befteht mit Einfhluß der 4 rechtsgelehrten 
Stadtſyndiken aus 21 auf Lebenszeit gewählten Mitglievern. Die Eintheilung in 
brei Ordnungen, fog. Bänke, ift aufgehoben; doch hat die alte Beſtimmung ber 
K.E. A., daß zu zwölf Plätzen der dritten, nicht gleihberechtigten Rathsordnung 
die zünftigen Handwerker berechtigt ſeien, inſofern Berückſichtigung gefunden, als 
auch noch heute in dem Senate wenigſtens 4 Mitglieder dem Handwerksſtande 
angehören müſſen. Auch von einer jeden der drei chriſtlichen Konfeſſionen müſſen 
mindeſtens 3 Angehörige in dem Senate wirklich ſein. Die Wahl eines Senaté— 
mitglieds erfolgt durch einen Wahlausſchuß, der durch 6 von und aus dem Senate 
gewählte und 6 von und aus dem geſetzgebenden Körper gewählte Wahlherrn 
gebildet ift. Zwifchen denjenigen drei Perſonen, welche in dieſem Ausſchuſſe abfolute 
Stimmenmehrheit erhalten, entſcheidet nach altherfümmlicher Weife das Loos durd) 
die fog. Kugelung: Namens der Gemwählten werben nämlih aus einem Beutel 
drei Kugeln gehoben und weſſen Vertreter die dabei befindliche goldene Kugel hebt, 
der ift Senator. Können fi aber die Wahlherrn auf einen Borgefhlagenen ein- 
ſtimmig im der Abſicht einigen, ihn ohne Kugelung zu erwählen, fo tft er nad 
einer angemeſſenen Beſtimmung des neuen organiichen Gefeges gewählt. Ausge— 
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ſchloſſen von ver Wahl in den Senat find, abgefehen von Jsraeliten und Bürgern 
der Landgemeinden, feit dem Vürgervertrage von 1613, „bamit die aus der nahen 
Berwanbtnig beforgende Parteilichkeit vermieden bleibe”, nahe Angehörige, und der 
Kreis der aus dieſer Rückſicht Auszuſchließenden wurde 1725 noch ermeitert. 
Außerdem wird bei dem zu Wählenden an pofitiven Qualitäten nicht blos wie 
bei allen Staatsftellen das Frankfurter Indigenat, fondern aud ein Alter von 
dreißig Jahren geforbert. 

An der Spige des Senats ftehen die beiden Bürgermeifter; fie werben 
aus den 21 Senatoren in zwei fucceffiven Wahlhandlungen durch Skrutinium und 
Kugelung erwählt. Nad der alten Verfaffung wurde der fog. ältere Bürgermeifter 
aus der Bank der Schöffen, ber fog. jüngere aber aus der Bank der Senatoren 
erwählt; jeßt entcheivet das Dienftalter der Gewählten. Die Amtsdauer ift nur 
ein Jahr, und darf fein Senatsglied zwei Jahre hintereinander das Amt bes 
BDürgermeifters führen. In den Rathsfigungen, deren zwei regelmäßig in ver Woche 
ftattfinden, führt ver ältere, in subsidium der jüngere Bürgermeifter ven Borfig 
und leitet die Deliberation; es fteht dem ältern Bürgermeifter zu, wenn er nicht 
felbft ven Vortrag halten will, für vie betreffenden Gegenſtände Referenten zu 
ernennen; außerdem ift ihm namentlich die Leitung der bewaffneten Macht anver- 
traut. Dem jüngern Bürgermeifter ift das Polizeiweien untergeorbnet und in feinen 
Audienzen bat er die Inftruftion der Bürgerrechts- und ähnlicher Geſuche, fowie 
die Anffiht über alle Handwerksangelegenheiten. 

Der Senat übt vie ihm übertragene Exekutive burd eine Reihe von Ber- 
waltungsämtern aus, melde er aus feinen Mitglievern jederzeit auf die Dauer 
von drei Jahren bilde. Dem verfammelten Senate find namentlich vorbehalten 
die Gegenftände, melde zur Vorlage bei dem geſetzgebenden Körper kommen, die 
Rekurfe gegen Verfügungen der Aemter, alle Gnadenſachen, wozu aud die Bürger- 
rechtsgefuche gehören, und die Aemter- und Dienftvergebungen. Das Recht des 
Senats, die Staatsftellen zu befegen, ift übrigens aus früherer Zeit ber ein fehr 
beſchränktes; um nämlich den Nepotismus, zu weldem vie Regierung eines Meinen 
Gemeinwejens neigt, möglichft zu paralyfiren, hat ver Senat bei Erledigung von 
Staatsftellen nur eine Wahl von drei Kandidaten vorzunehmen und zwifchen dieſen 
der Deus ex machina der Frankfurter Konftitution, die goldene Kugel zu entſcheiden; 
doch kann das Einverftänpnig des Bürgerkolleg's von der Kugelung dispenftren. 

Die Zufammenfegung und der Wirkungsfreis des fogenannten Bürger: 
kolleg's, der ftändigen Bürgerrepräfentation, ift durch die neueften Verfaſſungs— 
Änderungen nicht alterirt worden. Dieje Inftitution ift ein Denkmal des Geiftes, 
in welchem vie Bürgerſchaft in dem letzten Jahrhundert der reichsftäptifchen Zeit 
der lieverlihen Wirthihaft des Raths entgegentrat und mit Hilfe kaiſerlicher 
Autorität die Freiheit der Stadt von einer fehr praftiihen, von der finanziellen 
Seite, dauernd zu ſchützen fuchte. In ver That wird durch diefes Kolleg die 
ihm obliegende Kontrole der Regierung im Rechnungsweſen beftändig auf durch— 
greifende Weife geübt; die ftändige Vürgerrepräfentation fendet nämlich auf die 
verſchiedenen Verwaltungsämter ftändige Deputirte, welche an den Amtsfigungen 
Antheil nehmen und namentlich die Zahlungsanmweifungen fontrafigniren. Außerdem 
beftehen auf den Aemtern neben ven von dem Senate angeftellten Beamten befondere 
Bedienftete des Bürgerfolleg’s, fog. bürgerlihe Gegenfchreiber, um über ſämmtliche 
Ginnahmen und Ausgaben ein genaues Gegenvegifter zu führen: Diefe Gegen- 
fhreiber werben von dem Bürgerkolleg ernannt und in Eidespflidt genommen, 
und ven bürgerlichen Deputirten bei den betreffenden Aemtern liegt ihre Beauf- 
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fihtigung ob. Als Kollegium hat die ftändige Bürgerrepräfentation in allen Yinanz- 
angelegenheiten, namentlich zur Feſtſetzung des Jahresbudgets, mitzuwirken, und 
bei Veräußerung ſtädtiſchen oder Stiftungsvermögens, bei Berwilligung von Remu- 
nerationen und Gnadengaben hat der Senat, der deßhalb fchriftlich mit ihr konferirt, 
ihre Einwilligung einzuholen. Dem Stabtrehnungsrevifionstolleg (fog. Neunern), 
deſſen Mitgliever ver ftändigen Vürgerrepräfentation angehören und aus und von 
ihr ermwählt werben, fteht ſodann nody die Revifion über das ganze Rechnungsweſen 
der ftäbtifchen Wemter und Stiftungen zu. Die, Mitgliever der ftändigen Bürger- 
repräfentation werben gleichfalls durch einen Wahlausfhuß von 12 Perfonen (6 aus 
dem gefeßgebenven Körper und 6 aus dem Bürgerfolleg) erwählt und zwar unter 
Mitwirkung der Kugel. Der Gewählte muß 30 Jahre alt fein; die Stellung ift 
lebenslänglich, doch kann Entlaffung nad fünfjähriger Thätigfeit nicht verweigert 
werben, 

Durch das organiſche Gejeg vom September 1856 ift nicht blos die Zu- 
fammenfegung, ſondern auch der ftantsrechtlihe Charakter des gejeggebenden 
Körpers der Alte von 1816 mefentlih verändert worden: faum burd ben 
Eintritt von früher nicht oder wenigftens nicht in dem gleihem Umfange Berechtigten 
(Landbewohner und Israeliten), aber in hohem Grade durch den Austritt der 20 
Rathsglieder und die damit verbundenen Folgen. Mitgliever des Senats können 
jest nicht mehr in die geſetzgebende Verfammlung gewählt werden. Die Abficht der 
R.EU., daß das der Bürgerfchaft zuftehende Recht der Gefeßgebung allein durch 
einen eigenen Staatskörper ansgelibt werde, in welchen der Senat aus feiner Mitte 
zwar au Deputirte fenvet, bei deſſen Verhandlungen diefe aber „nur durch das 
Uebergewicht der Gründe einen wirkfamen Einfluß in Anfehung der gegenüber- 
ftehenden großen Majorität der mitftimmenden Bürger erhalten können“, — biefe 
Abfiht war infofern unausgeführt auf dem Papiere ftehen geblieben, als der Senat 
faktiſch dadurch eine Mitwirkung bei der Legislatur erhielt, dag ihm die Ausführung 
der Beichlüffe ver geſetzgebenden Verfammlung und die Publifation der von ihr 
angenommenen Gefege in die Hand gegeben war und begreifliher Weife in Fällen, 
in welchen er die Anficht der gejeggebenden Berfammlung nicht theilte, auch nicht 
erfolgte. Die Sache ift jet umgebreht: die inbirefte Vertretung nämlich, die ber 
Senat früher durch feine Deputirten in dem gefeßgebenven Körper gefunden hatte, 
ift weggefallen, jene faftifh ausgeübte Mitwirkung bei der Legislatur dagegen in 
eine rechtliche verwandelt; denn bie befinitive Entiheidung fteht, wenn Senat und 
gefeggebender Körper verſchiedener Anficht find, in den nambafteften Fällen nicht 
mehr bei dem gefeßgebenden Körper, ſondern foll auf dem Wege gegenfeitiger 
Berftändigung durch einen Vermittlungsausihuß (beftehend aus 5 Mitgliedern des 
Senats und eben jo viel Mitgliedern ber gefeßgebenden VBerfammlung) herbeigeführt 
werden. Beruht die Verſchiedenheit der Anfihten auf vivergivender Auslegung 
gefeglicher Beftimmungen, jo fann dann noch von Senat oder geſetzgebendem Körper 
die Entſcheidung des Lübecker Gerichtshofs angerufen werben und ift deſſen Aus- 
ſpruch jofort mit Kraft authentifcher Interpretation als Geſetz zu veröffentlichen. 
Mit diefer Mopififation ift der Wirkungsfreis des gefeßgebenden Körpers der ihm 
1816 angewiefene; es gehören dazu die Geſetzgebung im Allgemeinen, in specie 
die Beftenerung und die Anordnung und Cinrihtung des Militärmefens, die Sant- 
tion aller Staatsverträge, die Ueberfiht über den gefammten Staatshaushalt und 
Genehmigung des jährlichen Budgets, der fog. jährlihen statuum exigentie, bie 
Entſcheidung in Diffensfällen zwifhen Senat und Bügerfolleg, in bedeutenveren 
Fällen die Ginwilligung zur Veräußerung ftäptifcher Gemeinbegüter, die oben- 


Frankfurt am Main. 597 


—— Mitwirkung bei Beſetzung von erledigten Stellen im Senate und im 
urgerkolleg und die Bewahrung und Erhaltung der Verfaſſung. Die Vorträge 
zu den Berhandlungen der Berfammlung erfolgen fhriftlich von Seiten des Senats, 
Das Recht der Initiative fteht außerdem in mobificirter Weife der ftändigen Bürger» 
repräfentation als folder und jedem einzelnen Mitglieve des geſetzgebenden Körpers zu. 

Die Verhandlungen des geſetzgebenden Körpers find in der Regel öffentlich, 
er wird jährlich nen gebilvet (die Berfammlung muß von dem Senate jeves Jahr 
auf den erften Montag des Novembers zufammenberufen werben, fonft fie ſich aus 
eigenem Rechte Tonftituirt), und befteht jegt aus 57 Mitglievern aus der Bürger 
haft der Stadt, aus 20 Mitglievern aus der ftändigen Bürgerrepräfentation und 
aus 11 von den Landgemeinden erwählten Mitgliedern. In den zu Frankfurt 
gehörigen Landgemeinden ift ver Wahlmodus fehr einfach: im jever Gemeinde wählen 
bie felbftftändigen Gemeindebürger. jährlich je einen und in ven 3 größeren je zwei 
Bertreter direlt durch einfache Mehrheit. Komplicirter ift der Wahlmodus für vie 
Mitgliever aus der Bürgerfchaft ver Stadt. Ein Wahlcenfus ift auch bier unbe- 
kannt, vielmehr ift jeder Bürger der Stadt zur Theilnahme an der Wahl beredhtigt; 
die Wahl gefchieht aber nicht direkt, ſondern durch ein Wahltolleg, welches durch 
die in drei Abtheilungen ftimmende Bürgerfchaft gebildet wird; wählbar ift jeder 
30jährige felbftftändige Bürger, nur die Yalliten oder die wegen eines peinlichen 
Bergehens Beftraften over Angellagten find ausgefhloffen. Die K. E. A. beftimmt 
pie Abtheilungen der Bürgerfhaft — die Stadt bildet einen einzigen Wahlbezirt — 
folgentermaßen: Abtheilung I: die Adeligen, die Gelehrten, alle Staatsdiener, bie 
Dffiziere des fog. Linienbataillons, die Gutsbefiger, Rentiers, Lehrer und Künftler. 
Abtheilung IT: die Handelslente, ohne allen Unterſchied, auch bie verbürgerten 
Handlungcommis und die Wirthe. Abtheilung III: die zünftigen Handwerker und 
alle übrigen Bürger. Jede diefer drei Abtheilungen wählt 25 Wahlmänner. Die 
fo gewählten Wahlmänner vereinigen fi zu dem Wahltolleg der Fünfundfiebziger 
und wählen aus allen Ständen der Bürgerfhaft durch abfolute Stimmenmehrheit, 
57 Bürger (worunter 4 Jsraeliten fein dürfen) für das bevorftehende Jahr zu 
Mitglievern des gefeßgebenven Körpers. 

Diefe Eintheilung der Bürgerfhaft, wie fie die K.EU. aufftellt, nad 
drei Mlaffen von numerifch fehr verſchiedenem Umfang, von welden übrigens keine 
vor ber andern einen Rang oder Borzug geben fol, beruht nicht auf hiſtoriſchem 
Boden, fondern ift das Produkt der Berathungen der XIII. Bei den patriarchalijchen 
Zuftänden, welche dem Jahre 1848 vorausgingen, traten die Mängel der Klaffi 
fifation und des ganzen Wahlmodus faum hervor; dies hat ſich aber geändert, 
feit fih aud in Frankfurt Parteien gebilvet haben, die fi ſchroff gegenüberftehen. 
Die ganze Eintheilung erweift ſich nicht blos als eine höchſt willkürliche, ohne 
irgend welche reelle Bafis — (der Unterſchied, wie er durch die Berfchievenheit des 
Befiges, der Interefien, ver Bildung und Anfhauungsweife ꝛc. befteht, ift bei den 
ausgebilveten foctalen Zuftänden Frankfurt's innerhalb ver verſchiedenen Abthei- 
lungen felbft ungleich größer als zwifchen den einzelnen Abtheilungen untereinander) —, 
fondern e8 zeigt fih auch, daß ver Wahlmodus, die indirefte Wahl durch ein 


5) Eine Vertretung des Senats durch Abordnumg von Mitgliedern oder Beamten ala Des 
gierungstommifjäre wäre durch das neue organifche Geſetz nicht ausgeichluffen, auch nicht weniger 
im eigenen Interefie des Senats wie im Allgemeinen wünfchenswertb; unbegreiflicher Weiſe bat 
der Senat aber bis jet hierauf zielende Anträge der Bürgerfchaft abgelehnt. = in biefer Be: 
ziehung feine Beftimmung getroffen ift, erfcheint ais die fühlbarfte Lücke der letzten Derfaffungsrevifion. 
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einziges Wahltolleg, in den Hänben von Parteien, die ihre Zweite verfolgen, noth- 
wendig ftatt eine verhältnigmäßige Vertretung ber Anfihten der Bürger zu be 
fördern, zu der Herrſchaft der einen und zum Ausſchluſſe der andern Bartei führt: 
Wenn die eine Partei in einer Mbtheilung ganz und in der andern auch nur mit 
der Mehrheit einer einzigen Stimme durchdringt und fonad von den 75 Stimmen 
in dem Wahlfolleg über 38 gebietet, fo ift die ganze Wahl ver Mitglieder des 
geſetzgebenden Körpers in ihrer Macht. Da nun, wie erwähnt, alljährlih eine 
Integralernenerung des gefeßgebenden Körpers ftattfindet, fo ift auch jährlich vie 
Möglichkeit eines totalen Wechſels in dem gefeggebenden Körper und damit eines 
dem Wechfel der Perſonen entſprechenden Schwantens in ver Verwaltung nahe 
gelegt. Die bezeichneten Mängel werben allgemein als folde erfannt, und eine Ab- 
hülfe in dieſer Beziehung durch theilweife Veränderung der Verfaſſung wird auf 
längere Zeit nicht zu umgehen fein. | 

Die wirkliche Errungenfchaft ver legten Berfaffungsrevifion ift die durchgeführte 
Trennung der Juftiz von der Adminiftration und die gleichzeitig im’s 
Leben getretene Reform in der Strafrehtspflege. Der Senat hat jest bie 
Oberaufficht über die Rechtspflege; er forgt für die verfafjungsmäßige Einrihtung 
der Gerichte, Beſchwerden über verweigerte oder verzögerte Juftiz gehen von ven 
Dbergerichten an ihn. Der oberfte Gerichtshof ift für Frankfurt im regelmäßigen 
Inftangenzuge das Oberappellationsgericht zu Lübeck; daneben fteht e8 aber wenigſtens 
in Civilſachen ven Parteien frei, auf Aftenverfendung behufs der Einholung der 
Entſcheidung eines auswärtigen Spruchfollegiums anzutragen. In Frankfurt jelbft 
beftehen zumächft für die Civilrehtspflege als Kollegialgerichte dad Stabtgericht 
und das Appellationsgeriht. Für Sahen, in welden ber Streitgegenftand nicht 
ven Werth von 300 fl. überfteigt, find als erfte Inftanz bie beiden mit gelehrten 
Einzelrichtern befegten fog. Stabtämter und analog für bie Landbewohner das Land» 
juſtizamt beftellt. Das Stabtgericht, meldyes bie — Inſtanz für dieſe Juſtizämter 
biidet, iſt für alle übrigen Rechtsſachen das Gericht erſter Inſtanz. Es beſteht 
unter dem Vorſitze eines Direktors aus 9 Räthen und zerfällt rückſichtlich ver 
bürgerlichen Rechtspflege in zwei Abtheilungen, in die für ftreitige Rechtsſachen und 
vie für bie freiwillige Gerichtsbarkeit. ALS zweite Inftanz (refp. fir Saden zur 
Kompetenz der Juftizämter als britte) befteht das Appellationsgericht: es zählt 
7 Mitgliever und aus dieſen 7 Näthen wird der Präſident (gleihwie der Direktor 
des Stabtgerihts aus deſſen Näthen) auf je drei Jahre vom Senat ernannt. Die 
Mitglieder des Appellationsgerichts und diejenigen des Stadtgerichts werden durch 
ein Wahlkonklave ganz im derſelben Weife wie vie Mitglieder des Senats mit 
oder ohne Kugelung erwählt. 5 

Als materielles Civilrecht gilt in Frankfurt das gemeine Recht auf römifcher 
Grundlage; doch ift es wefentlih mobificirt im der Franffurter „Reformation“ von 
1578 binfichtlic der Güterrechte der Ehegatten, und durch die neuere Geſetzgebung 
bezüglich der Beftimmungen über das Pfandrecht und ähnlicher dem fortgefchrittenen 
modernen Berfehrsleben nicht mehr entfprechenver Lehren. Das Hypothelenweſen 
ift nach den Grundfägen der Publicität und Specialität geregelt und trefflich ver- 
waltet. Seit dem 1. Mai 1851, dem Zeitpunfte der Einführung des Inſtituts 
ver bürgerlichen Ehe, ift an die Stelle der frühen fog. Hauptkirchenbuchführung 
eine nach den Principten des code civil geordnete Civilſtandesbuchführung getreten. 
Bezüglich der bürgerlichen Rechtsfahen hat das Gefeg vom 7. Nov. 1848 für 
die in Frankfurt befinvlihen Inftanzen ein Prozefverfahren eingeführt, wonach 
die Schriftlichkeit möglichft beſchränkt ift und jedem Grfenntniffe regelmäßig 
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a — und öffentliche Verhandlung vor dem erkennenden Richter vor- 
ergeht. 

Viel umfangreicher und durchgreifender hat die Geſetzgebung der letzten Jahre 
ſich mit der Verbeſſerung der Kriminalrechtspflege beſchäftigen müſſen. Seit 
dem 1. Januar 1857 iſt das Strafgeſetzbuch des Großherzogthums Heſſen, deſſen 
legislatorifher Werth anerkannt ift und meldes bereits in dem benachbarten 
Herzogthum Naffau eingeführt war, in unveränderter Geftalt aboptirt. Die fharfen 
Strafen, die nad) demfelben zu verhängen find, bilden freilich einen grellen Kontraft 
gegen die frühere Kriminalrehtöpflege; vdiefe ging zwar von der Carolina aus, 
fie war aber durch eine väterliche Gerichtspraxis zu einer faft übermäßigen Milve 
gekommen. Gleichzeitig mit dem alten Strafgefege ift auch das alte ſchriftlich— 
inquifitorifche Strafverfahren derogirt und ftatt deſſen ein öffentlih münbliches 
Anklageverfahren eingeführt worden, das im MWefentlichften dem franzöfifchen 
Kriminalprozeffe nachgebilvet ift. Mit Ausnahme einiger weniger Vergehen (Injurien, 
Ehebrud, Familienbiebjtahl 2c.) wird jede im Strafgefegbud mit Strafe beprohte 
Handlung von der dem Genate unmittelbar untergeorbneten Staatsanwalt: 
ihaft verfolgt. Diefe hat die Leitung der gerichtlichen Polizei, fie fann, wenn 
Gefahr im Berzuge und der Unterfuhungsrichter nicht zur Stelle ift, Hausſuchungen 
und Beihlagnahmen vornehmen; doch ift zu Hausfuhungen und Verhaftungen 
regelmäßig nur der Unterfuhungsrichter befugt und auch diefer an die Beobadhtung 
gewifler den Angefchulvigten jhügender Formen gebunden, 

Zur Ausübung der Strafjuftiz befteht: I, für Uebertretungen des Polizeiftraf- 
geſetzes und anderer Kontraventionen das einem inzelrichter übertragene Rüge- 
gericht. II. Das aus 3 Mitgliedern des Stadtgerichts beftehende Zuchtpolizeigericht. 
II. Der Aififenhof unter Zuziehung von 12 Geſchwornen; er wird gebilvet aus 
mindeſtens 3, meift 5 Mitglievern des Appellations- oder Stabtgerihts. Der 
Präfident des Aififenhofs wird für die einzelne Affifenperiode vom Wppellations- 
gericht ernannt, die übrigen Mitgliever des Afifenhofs ernennt der Präfivent des 
Appellationsgerichts. Der Affifenhof ift kompetent für alle mit Tobesftrafe, mit 
Dienftentjegung, mit Zuchthaus allein, oder im höchſten Strafmaße bedrohten Ver- 
breden, ferner für Aufruhr, Münzverbreden, Fälſchung von Staatspapieren, 
Meineid, Duell, Erprefiung und doppelte Ehe; für alle anderen Vergehen ift das 
Zudtpolizeigericht zuftändig. Berufungen vom Rügegeridt gehen an das Zudt- 
polizeigericht, Berufungen vom Zudtpolizeigerihte an IV. das Appellationsgeridt, 
Außerdem befteht V. ein Kaffationshof. Diejen foll das Oberappellationsgericht in 
Lübeck bilden. Bis zur Einführung des bei bemfelben zu beobachtenden Verfahrens 
gehen die Nichtigkeitsbefhwerden an eines der Sprudfollegien zu Bonn, Jena 
oder Tübingen. 

Bei der geringen Ausvehnung des Staatögebieted und dem Mangel jeglicher 
Genfuseintheilung bot die Bildung der Geihwornenlifte in Frankfurt einiger 
maßen Schwierigkeiten. Doch ift ver Modus, welhen das Geſetz ſchließlich eingeführt 
bat, ein ganz entſprechender. Alljährlih im Monat Dftober wird unter dem Bor: 
ſitze des jüngeren Bürgermeifters eine Kommifjion, beftehend aus 6 weiteren Mit- 
gliedern des Senats, 7 Mitgliedern des gejeßgebenden Körpers und 7 Mitgliedern 
der ftändigen Bürgerrepräjentation gebildet, welde aus ver Zahl der wirklichen 
Bürger in Stadt und Fand 200 für die Dienftlifte der Gefhwornen des folgenden 
Jahres nach abjoluter Mehrheit auswählt. Aus dieſer wird für jede Aififenfigung 
bie erforberliche Zahl durch das Loos gewählt. Bemerfenswerth ift, daß das Ge- 
ftändniß des Angellagten die Mitwirkung ber Geſchwornen ausſchließt; daß jebe 
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Schulvigerflärung mit mehr als 7 Stimmen von ven Geſchwornen gefaßt fein muß und 
daß dem Gerichtshofe, falls er einftimmig der Anficht ift, die Geſchwornen hätten mit 
Unrecht ein Schulvig gefprochen, freifteht, die Sache an eine andere Affife zu vermeifen. 

Ein fehr fühlbarer Mangel ver Strafredhtöpflege liegt in Franffurt noch 
immer im Zuftande des Gefängnißwejens Es fehlt fo fehr an geeigneten 
Gefängnißlofalitäten, daß feit 1848 kraft eines Staatsvertrags mit dem Groß- 
berzogthum Heflen alle in Frankfurt zu Zuchthaus: oder Korreftionshansftrafe 
PVerurtheilten ihre Strafe in heſſiſchen Strafanftalten verbüßen. 

Für die Entfheidung über Kompetenzkonflikte, welde fich zwiſchen Ver— 
waltungsbehörben und Gerichten entfpinnen können, ift durch ein Geſetz vom 
20. September 1856 eine eigene Behörde, der Gerichtshof für Kompetenztonflifte, 
eingeführt. Er wird alle drei Jahre gebildet durch 3 Mitgliever des Senats, 3 von 
den Gerichtsräthen aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern des Appellations- und 
Stabtgerichts und einem von dieſen 6 Perfonen gewählten Mitglieve aus ver 
Bürgerfchaft. Den Vorſitz führt das dienftältefte Mitglied aus dem Senate. 

Im Ganzen verdient die Rechtspflege (und zwar beſonders die für bürger- 
liche Rechtöftreitigkeiten nicht erft feit Einführung der neuen Organifation) bie 
Bezeihnung einer raſchen und unabhängigen, und Frankfurt fteht in dieſer Be- 
ziehung wohl hinter feinem deutſchen Bundesſtaate zurüd. 

Die beveutenpften VBerwaltungsämter, denen die eigentliche Adminiſtration 
meift von Alters her zufteht, find : für die Verwaltung des ftäbtifhen Gemeinde- 
vermögens die Stabtlämmerei und das Forftamt, für die Dorfſchaften das Land— 
verwaltungsamt, für die Finanzen, Handel ıc. das Recheneiamt — (nad Beftim- 
mung der faiferlihen Refolutionen bat dieſes Amt die ausjchlieglihe Führung des 
gefammten Kaſſenweſens, mit alleiniger Ausnahme ver zur Berzinfung und Tilgung 
ver Staatsſchulden beftimmten Einnahmen und Ausgaben, des Reflorts ver foge- 
nannten Sculventilgungstommiffion) —, für die Handhabung der Polizei das 
Polizeiamt, für das Militärwefen das Ariegszeugamt, für bie eigentliche Baupolizei 
und bie Yeitung der öffentlihen Bauten das Bauamt und für die Auffiht über 
die Verwaltung der Staatseifenbahnen und Oberauffiht über die Privatbahnen 
die Bauamt: Eifenbahn-Seftion. 

IV. Nach einer Beſtimmung der K. E. A. ift jeder der drei hriftlichen Konfeffionen 
zunächſt vie Sorge für ihre veligiöfen, firhliden, Schul- und Erziehungs: 
angelegenheiten unter der Oberaufficht des Staats überlaffen. Diefe wirb von 
dem Senat geübt, doc, ift dem geſetzgebenden Körper die Sanktion organifher Ein- 
richtungen und die Genehmigung allgemeiner Verordnungen vorbehalten. Für vie 
lutheriſche Gemeinde der Stadt ift feit dem organifchen Gefege vom 7. Februar 
1857 und den daſſelbe begleitenden Ausführungsgefegen an die Stelle ver reiche- 
ftäbtifhen Konfiftorialverfaffung eine nene Organifation getreten, welde fich dem 
Presbyterialfyftem zuwendet und der Gemeinde wefentlihe Rechte einräumt. Die 
Gemeinde war früher ganz umgeglievert, jet ift fie im ſechs Pfarrfprengel ein- 
getheilt für die Wahlen in ven Gemeinvevorftand und zu den Pfarrftellen; jedem 
Sprengel ift eine der ſechs dem Iutherifchen Kultus gewidmeten Kirchen zugewiefen, 
doch befteht noch fein Pfarrzwang. Die Dotation, welde ver Staat der luthe— 
rifhen Gemeinde für die Bedürfniſſe ihres Religionskultus und Schulwefens nad 
der K.EU. zu gewähren bat, ift im Jahre 1830 neben einer Naturalleiftung 
von Holz auf eine ewige unablösbare und unveräußerlihe Rente von jährlich 
28,500 fl. firirt worden; außerdem find auch den evangelifch - proteftantifchen 
Gemeinden die Schulgebäude mit völliger Abgabefreiheit überlaflen und hat ber 
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Staat die Verpflichtung übernommen, den ungededten Bedarf viefer Schulen jeder- 
zeit bireft ans feinen Mitteln zu ergänzen. Die reformirte Gemeinde, welche 
wiederum in bie größere beutfchereformirte und die wenig zahlreiche franzöflich- 
reformirte Gemeinde zerfällt, hat ihre eigene Presbnterialverfaffung, feit 1820 ein 
bejonderes Konfiftorium und ſchon feit reichaftäntiiher Zeit das Recht ver Wahl 
ihrer Prediger, Kirchendiener ꝛc. Einen Beitrag zu den Koften ihres Religionskultus 
beziehen die Reformirten von dem Staate nicht. Die Religionsverhältniffe ver 
Katholiken angehend, fo gehört Frankfurt zu der oberrheinifhen Kirchenprovinz 
und ift dem Bisthum Limburg zugetheilt. In Gemeinfhaft mit ven übrigen be- 
theiligten Regierungen bat die Stadt die Verhältniffe der oberrheinifchen Kirchen- 
provinz unter Annahme ver betreffenden päpftlihen Bulle durch das Gefeg vom 
5. März 1830 geregelt und die Rechte der Staatögewalt auf Schu und Ober: 
auffiht über die Kirche in vollem Umfange gewahrt. Auch die fatholiihe Gemeinde 
bezieht nad ver K. E. Aa. und Gefeg vom 23. März 1830 eine Staatsbotation 
zu ihrem Kirchen: und Schulwejen. Der Betrag der dafür beftellten ewigen Rente 
war zuerft auf 16,300 fl. normirt, in Folge von Beſchwerden beim Bundestage 
ift derjelbe im Vergleichswege im Jahre 1854 auf 19,100 fl. erhöht worven. Der 
Staat hat außerdem aud ihr gegenüber für ihr Schulmefen viefelbe Berpflihtung 
übernommen wie bei den evangelifch-proteftantifchen Gemeinvefchulen. Die israeli- 
tiſche Gemeinde forgt aus eigenen Mitteln für vie Bedürfniſſe ihres Kultus und 
auch ihres Schulweſens und ihr Borftand übt unter Kontrole eines Gemeinde: 
ausfhufes zu dieſem Behufe ein vom Staate anerkanntes Recht der Beſteuerung 
ihrer Glieder aus. Zur Hanphabung ver ftaatlihen Oberaufficht beftellt der Se- 
nat aus feiner Mitte einen Kommiſſär ad hoc. 

Die erfte Bildungsanftalt für alle Konfeffionen, welche Frankfurt befigt, ift 
fein Oymnafium; verfaffungsgemäß fteht es noch wie ehedem unter der Aufficht 
des lutheriſchen Konfiftoriums. Namentlih in ven lesten Jahren hat die Sorge für 
die Berbefferung des Schulwejens (und befonders des Gymnaſiums) durch Beru⸗ 
fung ausgezeichneter Lehrkräfte, Aufbeflerung ver Lehrergehalte und SHerftellung 
nöthiger Gebäulichleiten die Berwaltung fehr befhäftigt und der Aufwand des 
Staats für diefe Rubrif feiner Bedürfniſſe ift ſehr geftiegen. 

Frankfurts Gemeinwefen ift begreiflichermeife viel zu Fein, als daß von Staats⸗ 
wegen für höhere wiljenjchaftlihe Bildung und Kunſt etwas Nambaftes gejchehen 
könnte; in dem empfänglihen Sinne feiner Bewohner haben fie aber ftets eine Stätte 
gefunden und wenn die Stiftungen des Städel'ſchen Kunftinftituts und des Senden: 
berg'ſchen mebicinifchen Inftituts jchöne Dentmale eines ſolchen Sinns für bie 
Bergangenheit find, fo zeigt die Sendenberg’she naturforſchende Geſellſchaft in 
ihren Sammlungen und Anftalten noch heute, was Liebe zu den Wiſſenſchaften 
dur den Gemeinfinn der Bürger eines Kleinen Staats vermag. 

Kaum eine andere Stadt in Deutjhland dürfte für ihre Armenpflege 
im Befige jo vieler und großer Stiftungen fein als das „wohlthätige“ Frankfurt 6). 
Für die verfchiedenen größeren Stiftungen beftehen eigene Pflegämter von Bürgern 
gebildet : fie ftehen unter Aufficht des Senats und Kontrole der Bürger-Kollegs 
und der Neuner. Im Allgemeinen macht fich bei ver vorhandenen Trennung der 
einzelnen Stiftungen (befonders auch in fonfeffioneller Beziehung) der Mangel 
einer centralen Leitung geltend. 


6, Das Frankfurter Armenweſen ift umfaffend dargeftellt von Dr. med. Wilh. Strider in 
der Monatsichr. für deutiches Städte und Gemeindeweien, Jabra. 1857. ©. 289 ff. 
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V. Eine Ueberfiht über den nicht fehr verwidelten Staatshaushalt 
Frankfurts bietet einigermaßen der Voranſchlag der Einnahmen und Ausgaben des 
vergangenen Jahre 1857: 

I. Einnahmen : 


1. Gefälle von ftäptifchem Grundeigenthum . . fl. 120,500 
2. Regierungs-, Polizei-, Jurispiktionsgefälle, Strafen, Stempel 
Konceffionen und Admodiationen ; s : 207,600 
3. Acciſe und Konfumtionsabgaben . . : 220,700 
4. Hanbelsabgaben, Meßabgaben, Lagergeld, Stantstelegraph : 497,500 
5. Staptbeleudhtungs- und ——— 43,000 
6. Dorfſchaften . ; { - 10,000 
7. Reinertrag ber Eiſenbahnen . = 250,000 
8 Einkommen, Wohn- und Mietbfteuer, Additionalaccife, Grtra- 
Kriegsauflagen, Antheil am Permiffionsftempel und Lotterie = 550,000 
9. Dienft der Pfandamtstafie — —— — ee IM 8,000 
10. Berfchievdene Einnahmen . . —— 10,500 


—* fl. 1 ‚97 ‚800 
II. Ausgaben : 


1. Obere Staatsbehörden und — EN 
2. Suftizbehörten . . . nn. 02 111,447 — = 
3. Berwaltungsämtr . > 2 2 2 u nn nn. = 354,662 22 = 
4. Militär und Polizei . . ... 440,101 40 ⸗ 
5. Kirchen-, Schul- und Studienwefen . EEE — —— 92,216 29 = 
6. Armenweſen und Unterftügungen . a a 62,740 — — 
7. Verſchiedene unvorhergejehene Ausgaben ee 45,271 — - 
8. Penfionen, Suftentationen und ewige Rente . . . = 108,705 48 — 
9. Dienft ver Schuldentilgungsfafle - » = . 2... = 554,862 — = 
10. Dienft ver Pfandamtskafle --. ». » 2... . 3.1693 54 - 


Total f. Er ‚922, 248 20 kr. 
Nah den Grundfägen einer guten Haushaltung werben die Einnahmen 
immer nur fehr mäßig angefchlagen, jo daß fie ftets mehr ertragen; das unbeveu- 
tende Deficit ift daher nur ſcheinbar und verwandelt ſich in einen nicht unbeträcht- 
lihen Ueberfhuß. — Unter den Einnahmen find in der Rubrik Handelsabgaben 
vornehmlich der auf Frankfurt entfallende Antheil an den Zollvereinsrevenuen im 
Anſchlage von fl. 350,000 enthalten. Die Eifenbahnen haben fih in den legten 
Jahren immer mehr und mehr als nußbringende Kapitalanlagen erwiejen: Die 
Main-Nedar-Bahn 3. B. hat im Jahre 1857 6,35 pEt, die Main-Wefer-Bahn 
im Jahre 1856 3,76 pCt. Reinertrag des aufgewandten Baufapitals geliefert, fo 
daß vie erftere Bahn allein bei einem Baufapitale (der Start Frankfurt) von 
41/, Millionen ven für die Eifenbahnen überhaupt in Ausfiht genommenen Ein- 
nahmebetrag um circa fl. 35,000 überftiegen hat. Eine andere ergiebige Finanz- 
quelle ift der Antheil der Stadt an der feit Ende des vorigen Jahrhunderts in 
Frankfurt beftehenvden Klafjenlotterie. Bon annähernd gleihem Ertrage bat fich vie 
Eintommenfteuer (namentlich feit Einführung einer aus Bürgern gewählten Schä— 
gungstommiffion) erwieſen; diefe Steuer wird von Einfommen unter 300 fl. nicht 
erhoben und von ven größeren in fteigenver Skala von 1/, pGt. bis zu 2 pCt. 
im höchſten Anfage (bei jährlichen Einkommen von über 8500 fl.). 
Im Ganzen hat Frankfurt jetzt gegen fiebenzehn Millionen Staatsjhulven; 
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fie rühren theild noch aus den Kriegszeiten (circa noch fl. 5,800,000), theils von 
vem Bau der Eifenbahnen ber, theil® find fie in der jüngften Zeit für ähnliche 
Baubedürfniffe (namentlih Hafenerweiterung und VBerbindungsbahn) und für bie 
Tilgung der befonders aus Vorſchüſſen an den Bund entftandenen ſchwebenden 
Schuld aufgenommen worden: das Stabtvermögen und die Erträgnifje der Eifen- 
bahnen bieten den Gläubigern eine anfehnliche Garantie, abgefehen von ven zu 
ihrer Berzinfung und Tilgung beftimmten außerorventlihen Abgaben, namentlich 
der Einfommen- und der Wohn- und Miethſteuer. 

Da für Frankfurt das in wirflidem Dienfte befinplide Militär aus ge- 
worbenen Soldaten gebildet wird und nur der feit September 1848 eingefchlafene 
Stabtwehrvienft ven Staatdangehörigen obliegt, fo bildet die Ausgabe für das 
Militärmejen einen ſehr anfehnlihen Theil des Bepürfnißftandes (gegen 
270,000 fl.). Die Stärke des zu ftellenden Kontingents (Ein Bataillon von ſechs 
Kompagnieen) beträgt gegenwärtig im Ganzen 1007 Mann, nämlih 783 Haupt- 
fontingent und 224 Reſerve. 

VI. Seit dem Jahre 1849 bat aber Fraukfurt als Sig ver deutſchen 
Bundesbehörden außer feinem eigenen Kontingente noch eine ſehr anfehnliche 
Beſatzung, welde von den drei größten Bundesſtaaten Defterreih, Preußen und 
Bayern (im Ganzen regelmäßig nicht unter 4000 Mann) unterhalten wird. Da 
faum abzufehen ift, ob und wann dieſe Bundestruppen Frankfurt wieder verlaffen 
werben, jo wäre e8 geboten, daß vie einichlagenden Berhältniffe aud in einer 
Weiſe georbnet würden, welche mit ver ftnatsrechtlihen Stellung Frankfurts als 
einer jelbftftändigen Stadt im Einflange fteht. Die Yolalverhältniffe der Bun- 
besverjanmlung felbft und vie Vorrechte der Bundestagsgejandten find dagegen 
ihon vor Eröffnung der Berfammlung durch einen Notenwecjel mit dem Senat 
im Oftober 1816 in den Präliminartonferenzen geregelt worben und der Genat 
bat im Februar 1824 vie gleichen geſandtſchaftlichen Rechte au den bei ven 
deutſchen Bunde affrebitirten Geſandtſchaften gewährt. 

VI. Es ift nicht zu läugnen, daß der Aufenthalt ver Bundesbehörden und 
der bei dem Bunde akkrevitirten Gejandtihaften in Verbindung mit dem allge: 
meinen, fteigenden Fremdenverkehre dazu beiträgt, das großſtädtiſche Anſehen Fraul⸗ 
furts zu heben und ihm das Gepräge einer Luxusſtadt aufzudrüden, doch ift diefes 
Moment für die Entwidlung Frankfurts nur von ſekundärer Bedeutung: ber 
Kern feines Lebens rubt noch immer in feinem Handel, nur bat fidh dieſer 
fommercielle Charakter Frankfurts im Laufe des Jahrhunderts weſentlich verändert. 
Der eigentlihe Waarenhandel beſchränkt fih mehr auf Kolonialwaaren, Wein, 
rohe Häute und Leder zc. ꝛc. und die einft jo berühmten Meflen haben kaum noch 
Iofale Bedeutung. Um fo wichtiger ift aber Frankfurt im Staatspapier- und Gelb- 
handel. Der Ruf der Solivität, den es als Handelsplatz genießt, ift, wenn auch 
auf Koften des Unternehmungsgeiftes, fein eitler und vie im Jahre 1854 gegrün- 
dete Franffurter Bank kann, da ihre Statuten auf anerkannt gefunden Prin- 
cipien beruhen, als Bernuittler und Regulator des Verkehrs nur dazu dienen, den 
Kredit Frankfurts zu erhalten ımd zu befeftigen. Zur Wahrung der Intereffen des 
Handelsſtandes befteht übrigens als deſſen Organ ſchon aus der primatifchen 
Zeit eine Handelstammer von zwanzig Mitglievern, welche auch bei Handels: 
procefjen Aſſeſſoren mit votum consultativum zu den Gerichten deputirt. 

Geradezu unerfreulic find die gewerblihen Zuftänve in frankfurt: ge 
jeglich beftehen mit geringen Mopififationen noch die veralteten Nahrungs- und 
Zunftbefchräntungen ; fie find zumal feit dem Gintritte Franffurts in den Zoll- 
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verein, feitvem das Cinbringen fremder Handwerksarbeiten als Handelsartikel auch 
zwifhen den Meffen erlaubt ift und fremde Handwerker auf Beftellung Franf- 
furter Einwohnern Arbeiten in die Stadt liefern dürfen, ohne großen praftifchen 
Werth für die Gemwerbtreibenvden felbft, dienen aber vielfah nur zur Plage und 
ungerechtfertigten Beftenerung der Konfumenten und hindern die Ausführung 
größerer induftrieller Unternehmungen. Im Allgemeinen find übrigens vie Ge- 
werbtreibenden in Frankfurt aud weit genug vorgefchritten, um eine Aenderung 
des Gewerbeweſens, welche ven heutigen Bebürfniffen und anderwärts beſtehenden 
gewerblichen Zuftänden entſpricht, nicht allein ertragen zu können, fondern fie wür⸗ 
ven bald felbft den größten Nugen davon empfinden. Seit November 1855 hat 
ber Gewerbeftand eine geſetzliche Vertretung feiner Interefien nah Analogie 
der Handelskammer in einer Gewerbefammer erhalten. Wann aber der Schritt 
zur Grlaffung einer neuen Gewerbeordnung gethan werben fol, wirb die Zeit 
lehren. 

VIII. Gin wegen ver inneren Verwandtichaft analoges Bild bieten die Be— 
ftimmungen über die Niederlaffung in Frankfurt, vefp. die Aufnahme in das Frank⸗ 
furter Bürgerrecht. Nach alter reichsſtädtiſcher Anfhauung ift dem Senate durch 
die K. E. A. nur geftattet, Fremden, welche erweislic wenigſtens 5000 fl. inferiren, 
im Wege der Gnade das Bürgerrecht zu ertheilen; dagegen befteht nod eine fai- 
jerliche Refolution von 1725 in Kraft, daß denjenigen Fremden, welde fih an 
Branffurter Bürgerswittwen oder Töchter verheirathen wollen, nicht wohl bie 
Ertheilung des Bürgerrechts vom Magiftrate könne vorenthalten werben. Die 
große Zahl derjenigen, vie weder 5000 fl. inferiren können, no eine Vürgers- 
wittwe oder Tochter heirathen können over mögen, ift von ber Erlangung bee 
Bürgerrehts und damit von dem Rechte eine bürgerliche Nahrung zu betreiben 
ausgejchloflen, fie mögen fonft no fo geeignet fein, einen achtbaren Zuwachs der 
Bürgerfhaft zu bilden. Der Zufluß aber, den Frankfurt an Minververmögenden 
wirflid erhält, erfolgt. auf einem Wege, bei welchem mehr die Laune des Zufalls, 
als einſichtsvolle Prüfung entſcheidet. Selbft die Angehörigen ver Frankfurter 
Landgemeinden genießen bezüglih ver Grlangung des Stadtbürgerrechts feinen 
Borzug vor den Untertbanen jedes andern Staates und ein nod fo langer un- 
tadelhafter Aufenthalt in Frankfurt mit austömmlihem Grwerbe vermag eben fo 
wenig eine Ausnahme zu begründen! — 

Im Ganzen genommen gewährt demungeachtet die Betrachtung des fleinen 
Staats Frankfurt einen vorwiegend wohlthuenden Eindruck nicht blos für den 
oberflächlichen Beſchauer, ſondern viefer günftige Eindruck bleibt auch dem, ver 
tiefer in das Wefen der Dinge dringt. Die alte Reichsſtadt nimmt auch in der mo— 
bernen Zeit eine würbige Stellung ein: in ihren Intereſſen jest ganz ausſchließlich 
auf Deutſchland angewiefen, ift Frankfurt als autonome Kommune berufen, auf 
dem betretenen Wege für die Entfaltung feiner inneren Kräfte zu forgen und 
feine Stellung im ventihen Bunde zu behaupten; eine eingreifende Mitwirkung 
feiner Bürger ift durch feine VBerfaffung gefichert. Unter der Gunft äußerer Ber: 
hältniſſe bat fih Frankfurt innerlich gefund entwidelt. Die Zeit hat feine früheren 
Privilegien vernichtet, aber es wirb jetst im Intereffe ber veutfchen Staaten 
jelbft liegen, die „freie Stadt” in ihrer Integrität zu ſchützen und zu erhalten: 
ein großes Stüd deutſcher Vergangenheit hat fie gefeben, fie wird auch eine 
deutfhe Zukunft haben. 

Quellen: Morig, Staatsverfafjung der Reichsſtadt Frankfurt. Zwei Theile 
1785 und 1786. Kirhner, Gefhichte der Stadt Frankfurt. 2 Bände. 1807 bie 
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1810. ©efeg- und Statutenfammlung ver Freien Stadt Frankfurt. Band I—XIV 
1816— 1858. Bieflertorn. 


Franklin. 


Bon denjenigen Norvameritanern, welche der allgemeinen Geſchichte angehören, 
bat ſich in ver Erinnerung ver Europäer neben Wafhington keiner mehr feftgefett, als 
Benjamin Franklin. Er wurde den 17. Januar 1706 in Bofton geboren. 
Sein Bater, der als eifrigen Presbyterianer gegen Ende der Regierung Karls IL 
aus England dahin übergefievelt war, wollte diejen feinen jüngften Sohn, einen 
aufgewedten, mißbegierigen Knaben, anfangs der Kirche weihen und Prebiger wer- 
den laffen, daher gab er ihm in eine lateiniihe Schule; aber troß der Fortſchritte, 
die der kleine Benjamin dort machte, nahm er ihn noch vor Ablauf eines Jahres 
wieder heraus, da eine zahlreiche Familie ihn binderte, die Mittel für eine gelehrte 
Erziehung aufzubringen. Nahdem der junge F. no etwas fchreiben und rechnen 
gelernt, mußte er, gen Jahre alt, feinem Vater im Geſchäfte heifen, obwohl er 
nicht die mindefte Luft hatte, Seifenfieder zu werben. Seine Neigung zog ihn 
vielmehr auf die See; außerdem zeigte er ſchon frühzeitig eine große Liebe zum 
Lefen und ftubirte mit Eifer alle Bücher, die er in dem an ſolchen Schägen noch 
armen Lande fi verfhaffen konnte. Dies beftimmte endlich feinen Vater, ihn bei 
einem älteren Sohne, der ein Buchbruder war, in vie Lehre zu geben. Der an- 
ftellige Benjamin wurde nicht nur bald ein geſchickter Arbeiter, ſondern er ver 
forgte auch feinen Bruder anfangs heimlih, dann mit deſſen Zuftimmung mit 
Aufjägen für eine Zeitung, die diefer veröffentlichte. Im übrigen vertrugen ſich 
die Beiden ſchlecht, da der Eine zu fehr über dem Yehrling den Bruder und ber 
Andere zu fehr über dem Bruder den Meifter vergaß. Benjamin verließ heimlich 
Bofton, noch nit 17 Jahre alt, und erhielt in Philadelphia Arbeit (1723). Be- 
fondere Umftände führten ihn Ende des Jahres 1724 nah Yondon, wo er bis 
zum Juli 1726 blieb und fi in feinem Handwerk weiter ausbildete. Mit einem 
Kaufmann kehrte er nad) Philadelphia zurüd und wurde deſſen Gehülfe; als aber 
diefer im folgenden Jahre ftarb, nahm F. fein früheres Handwerk wieder auf 
und war fogar jehr bald im Stande, durd Verbindung mit einem andern Bud 
drudergefellen ein eigenes Geſchäft zu gründen. (Frühling 1728.) Durch Tüchtig- 
keit in feinem Fach und Sorgfalt in den ihm übertragenen Arbeiten, durch an- 
geftrengten Fleiß und einfache, fparfame Yebensweife, durch Nechtichaffenheit und eine 
Klugheit, die jelbft ven Schein zu benugen verfteht, gelang es ihm, fich über bie 
beiden andern Buchbruder der Stadt emporzufhwingen und allmälig zur Wohl: 
habenheit aufzufteigen. Aber dadurch ließ er ſich nun feineswegs verleiten, dem 
Reihthum allein nachzutrachten und darüber feine geiftige Fortbildung zu ver- 
fäumen. 

Es giebt Menſchen, welche keine Schwierigkeit abjhredt, ihren Wiſſensdurſt 
zu befriedigen, jebe freie Minute benugen fie dafür, fie fargen ſelbſt mit dem 
Schlafe; wenn aber daneben auch ein wenig Eitelfeit und” Ehrgeiz im Spiel ift, 
jo helfen ihnen diefe nur, die menſchliche Schwäde, die auch fie mandhmal über- 
fällt, zu befiegen und ihre Thätigkeit neu anzufpornen. Zu den Geiftern biefer 
Art gehört F. Bücher ſich zu verfchaffen, war von Jugend an fein Bemühen ge- 
weien. Er hatte vabei das Glüd gehabt, daß ihm einige Werke in die Hände 
fielen, die einen günftigen Einfluß auf ihn auszuüben geeignet waren, mie bie 
Vebensbeihreibungen Plutarchs, Zenophons Dentwürbigfeiten des Sofrates, einige 
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Theile der von Addiſon herausgegebenen Wochenfchrift „ber Zuſchauer“, Locke's 
Buch über den menſchlichen Berftand. Er lernte ohne fremde Hilfe franzöfifch, 
italienifh, jpanifh und lateinifh. Auf die Form, von welder doch ganz beſonders 
die Wirkfamkeit eines Schriftftellers abhängt, verwandte er große Aufmerkfamteit, 
und er bebiente fi einer höchſt geſchickten Weife, um fich darin zu vervolltommnen. 
Wenn viefe Art des Studiums einerfeits geeignet ift, eine größere Urfprünglichkeit 
und Selbftftändigfeit hervorzurufen, jo hat fie doch aud ihre Gefahren und fann 
Berirrungen erzeugen. Indem %. mit feinen alten religiöfen Ueberzeugungen brach 
und ein Freigeiſt wurde, ließ er im feiner fittlichen Führung nad; indem er fich 
bewußt war, die Auebildung feines Verftandes in hohem Grabe feiner eigenen 
Thätigfeit zu verdanfen, war er etwas rechthaberifh und dünkelhaft geworben. 
Aber eine aufmerkſame Beobahtung der Menſchen und die Einfiht von den Nach— 
theilen, die er ſich vurd fein Verhalten zugezogen hatte, trieben ihn an, fih von 
diefen Mängeln zu befreien, fein Leben auf Grundſätze zu bauen, nah Tugend 
zu ftreben und feine Vorzüge durch Beſcheidenheit zu ſchmücken. 

Im Herbfte 1727 gründete er einen wiflenfchaftlihen Berein, deſſen Mit- 
glieder, größtentheils Handwerker, einmal in jeder Woche zuſammenkamen, um 
Fragen der Moral, Politik und Phyfit zu beſprechen und fich gegenfeitig eigne 
Aufjäge vorzuleien; „venn er liebte von frühen Jahren an“, wie es Herder glüd- 
lich ausprüdt, „nicht ſowohl gelehrte als belehrende Gefellihaften, deren Mitglieder 
fi mit einander übten." Die Ginrihtung fand ſolchen Beifall, daß fi fpäter 
fünf bis ſechs Zweigvereine bildeten. Er verſchaffte ferner ber Hauptſtadt von 
Pennfyloanien eine Bibliothef, indem er eine Anzahl Männer zu einmaligen 
größeren und jährlichen kleineren Beiträgen zu gewinnen wußte. Bei feinen buch— 
bändlerifhen Unternehmnngen hatte er nicht nur fein leiblihes Geveihen, ſondern 
auch die geiftige und fittlihe Ausbildung feiner Mitbürger im Auge. Seine penn- 
ſylvaniſche Zeitung und feinen Kalender benugte er auf das Glüdlichfte zur Ver— 
breitung gemeinnügiger Kenntniffe theils dur entlehnte, theils durch eigene Auf— 
füge; durd die legtern erwarb er ſich ven ſchwer zu verbienenden Ruf eines guten 
Bolksſchriftſtellers. Die Lehren, die er prebigte, „gehen“, wie Server es treffend 
zufammenfaßt, „allenthalben darauf, gejunde Vernunft, Ueberlegung, Rechnung, 
allgemeine Billigfeit und mwechfelfeitige Ordnung ins Heinfte und größte Gefchäft 
der Menfchen einzuführen, den Geift der Unduldſamkeit, Härte, Trägheit von 
ihnen zu verbannen, fie aufmerffam auf ihren Beruf, fie in einer milde fort- 
gehenden, unangeftrengten Art geſchäftig, fleißig, vorfichtig und thätig zu machen, 
indem er zeigt, daß jede dieſer Uebungen fich felbft belohne, jede Bernadhläffigung 
derjelben im Großen und Kleinen ſich felbft ſtrafe.“ Manche gemeinnügigen An- 
ftalten und Einrichtungen wußte er ins Leben zu führen, nachdem er in feiner 
Zeitung vorher die Gemüther auf feine Pläne vorbereitet hatte. So bewirkte er 
eine Berbefjerung der ſtädtiſchen Nachtwache und die Pflafterung der Straßen, er 
gründete Feuerrettungsvereine und ftiftete eine Akademie zur Erziehung der penn- 
ſylvaniſchen Jugend; er half einem andern Manne die Herzen für die Errichtung 
eines Hofpitals gewinnen. Als in den vierziger Jahren der engliſch-franzöſiſche 
Krieg die Sicherheit Pennfylvaniens gefährdete, feste er eine Bewaffnung ver 
Bürger ins Werk. In ven verſchiedenſten Aemtern war er thätig : als Friedens— 
richter, als Mitglied des Stabtrathes, als Poftmeifter in Philadelphia und nachher 
als Generalpoftmeifter, als Abgeorpneter der Yandesverfammlung. 

So war F. in feiner Provinz einer der geachtetften und angefehenften Bürger 
geworden. Seine erfolgreihe Beſchäftigung mit der Phyſik aber machte ihn aud 
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in Europa befannt, und fein Beweis der Ipentität der eleftrifchen Materie und 
des Blitzes fihert ihm auf immer eine ehrenvolle Stelle in der Gefchichte der 
Wiſſenſchaften, wie die folgenden Ereignifje der norbamerifanifhen Kolonieen feine 
politifche Thätigfeit erweiterten und ihm ©elegenheit gaben, auch auf viefem Ge— 
biete fi) einen unvergeflihen Namen zu erwerben. 

Als 1754 zwifhen Franfreih und England ein neuer Krieg auszubrechen drohte 
und auf den Vorſchlag dieſes legteren eine Anzahl von Bevollmädtigten verſchie— 
dener Kolonien über eine engere Verbindung verfelben ‚fih in Albany beriethen, 
ward ein Entwurf F.'s allen andern vorgezogen und mit wenigen Veränderungen 
angenommen. Danach follte die Leitung der allgemeinen Angelegenheiten der Ko— 
{onien einem von der Krone ernannten und befolveten Generalpräfidenten und 
einem von den Lanvesverfammlungen gewählten großen Rath übertragen merben. 
Aber Mutterland und Kolonien lehnten viefen fogenannten Albanyplan ab; jenes, 
weil es venfelben zu demokratiſch fand, dieſe, weil er nad ihrer Meinung der 
Krone zu viel Gewalt einräumte; der Vorſchlag trat daher nicht ins Leben. 

In den Streitigkeiten, welche zwifchen den Statihaltern und Landesverſamm—- 
lungen ber Kolonien nicht felten ausbrachen, ftand F. auf Seiten der legtern. Er hatte 
faum feine pennfploanifche Zeitung begonnen, fo zog ein Aufſatz in derfelben, worin 
die Landesverfammlung von Maffahufetts wegen ihres Benehmens gegen den Statt: 
halter Burnet vertheitigt wurde, die allgemeine Aufmerkfamfeit auf fich. Als F. ſelbſt 
ein Mitglied der Voltsvertretung von Penniylvanien geworden war, entftanden auch 
bier beventende Kämpfe zwifchen ven beiden Gewalten, weil die Erbeigenthümer ver 
Provinz, die Söhne Penn’s, für ihre Yändereien Steuerfreiheit in Anſpruch nah: 
men. %. wurde num die Seele der Verhandlungen ver Berfammlung und der Ge- 
ſchäftsträger berfelben in a wo er fid fünf Jahre aufhielt und eine Ent: 
fheidung zu Gunſten des Volles herbeiführte.. Doch war er noch nicht lange 
zurüdgelehrt, fo brach ver Kampf noch heftiger aus. In der alten Weife gebrauchte 
fogleih %$. feine Feder und feinen Einfluß auf die Berfammlung, die ihn fogar 
zu ihrem Präfiventen ernannte. Zwar gelang es ber Partei des Statthalters, den 
gefährliden Gegner bei den neuen Wahlen im Jahr 1764 aus. der Körperfchaft 
zu entfernen, deren Mitglied er vierzehn Jahre hintereinander geweſen war; allein 
die Berfammlung fhidte ihn wiederum nah Englant mit dem Auftrage, die Um— 
wandlung Pennfylvaniens in eine königliche Provinz zu betreiben. Daran binderten 
ihn aber.die damals eben beginnenden Zwiftigfeiten zwifchen dem Mutterland und 
den Kolonien. 

F. führte noch den Vorſitz in ver gefeßgebenden Verfammlung, als die Bor- 
ſchläge des englifhen Minifters in Betreff einer Stempelftener nah Amerika ge- 
langten, und er hatte die Inftruftionen unterzeichnet, die in diefer Angelegenheit an 
den Agenten von Pennfyloanien gefhidt wurden. Num erhielt er felbft ven Auftrag, 
egen den Erlaß viefes Geſetzes zu wirken, und er that Alles, was in jeiner Macht 
rg wiewohl befanntlih ohne Erfolg. Als darauf ein neues Minifterium, in der 
Abficht, die Zurüdnahme der Steuer herbeizuführen, die Sache wiederum vor das 
Parlament bradite, berief dieſes F. vor feine Schranken und 174 Fragen wurden 
ihm bier vorgelegt, die er mit eben fo viel Sachkenntniß und Geſchicklichkeit 
als Freimuth beantwortete; er erklärte, daß feine Landsleute weder dieſe Steuer, 
aud wenn man fie ermäßigte, noch eine andere zahlen würden, man müßte fie 
denn mit Waffengewalt dazu nöthigen. Seine Anſichten über das Verhältniß der 
Kolonien zu Amerika, wie er fie in den Briefen an feine Freunde ausfprac, 
gingen bald dahin, daß die beiden Länder eigentlich nur durd eine Perfonal-Union 
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verbunden wären. Daher mußten die folgenden Mafregeln des Mutterlandes in 
ihm einen entjhiedenen Gegner finden und er fuchte nach feiner Gewohnheit durch 
Zeitungsartifel die öffentlihe Meinung in England für die Sade der Kolonien 
zu gewinnen. Zwar drohte man ihm die Stelle eines Öeneralpoftmeifters zu neb- 
men; aber er entbehrte bei aller Geſchmeidigkeit jeines Wefens feineswegs der noth- 
wendigen Charafterfeftigfeit; er wollte, wie Wafhingten, das öäffentlihe Wohl 
unter feinen Privatvortheilen nicht leiden laffen, fondern nad beftem Wiffen und 
Gewiſſen handeln und vie Yolgen der Vorſehung überlaffen, 

Indeſſen war er wie für Georgien und Neu-Jerſey, fo auch für Mafjahujetts 
Agent geworben und in legterer Stellung hatte er tie Bitten und Beſchwerden 
biefer Provinz, die bei jenen Streitigkeiten in erfter Reihe ftand, vor die Minifter 
zu legen. Außerdem gelang es ihm, den Männern, die dort an der Spige ber 
Bewegung ftanden, einen wichtigen Dienft zu leiften, indem er ihnen Briefe 
fandte, vie in feine Hände gefallen waren und in denen ber Statthalter von 
Mafiahufetts und Andere Mafregeln gegen die Kolonien anriethen, welde ven Zorn 
verfelben erregten. Aber in England wurde nun %. immer mißliebiger. Vermitt⸗ 
lungsvorſchläge, die er Freunden bes Minifteriums machte, wurden von biefem 
nit angenommen, eben jo wenig gelang es dem großen Chatham, der ſich mit 
5. berathen hatte, das Parlanıent für feine Anträge zu gewinnen. Daher verlieh 
5. England, wo er nichts mehr nügen fonnte, und fam nad langer Abweſenheit 
den 5. Mai 1775 in Philadelphia an, wo neue Arbeiten jeiner warteten. Schon 
am folgenden Tage wählte man ihn in ven Kongreß, der fid eben tamals ver- 
fammeln follte; dann ward er ein Mitglied des Sicherheitsausſchuſſes und fpäter 
auch der Landesverfammlung von Bennfylvanien und die Stelle eines Generalpoft= 
meifters, die ihm das Mutterland entzogen, gaben ihm vie vereinigten Kolonien 
wieder, Der beinahe fiebzigjährige Greis nahm an allen Verhandlungen und Maf- 
regeln ben eifrigften Antheil. Schon im Juli legte er dem Kongreß einen Entwurf 
für eine neue Bunbesverfaffung vor, der in manden Hauptpunften mit dem 
Plane von 1754 übereintraf, aber in anderen zu Gunſten ver Macht der Einzel- 
ftaaten davon abwich; mehr noch begünftigten viefelbe die ferneren Derathungen des 
Kongrefies, welche befanntlich einen reinen Staatenbund errichteten. Außerdem ent- 
bielt der Entwurf F.'s jene unenglifhen Anfichten von ver Nüglichfeit fo des Ein- 
fammerfpftems wie der Uebertragung der vollziehenden Gewalt an eine Mehrheit, 
denen er bis an feinen Tod anhing. Diefe beiden Beftimmungen nahm aud bie 
Verfammlung, die unter dem Vorſitze F.'s über eine neue Verfaffung für Penn- 
ſylvanien berieth, in ihr Werf auf. Die Lehre fand wenig Beifall in Amerika, 
defto größeren bei den Franzoſen, bei Turgot, Condborcet, Ya Roche-Foucauld, jo 
daß ein anderer Amerifaner, John Adams, dadurch veranlaßt wurde, fie im einem 
umfangreihen Werte „Bertheivigung der Verfaſſungen ver vereinigten Staaten“ 
ausführlich zu widerlegen. 

Als die Amerikaner an auswärtige Verbindungen dachten und bejonvers Frank— 
reih für fi zu gewinnen fuchten, ernannten jie %. zu einem ihrer Bevollmäch— 
tigten, und zum dritten Male fuhr viefer im Dienfte jeines VBaterlandes über den 
Dcean. Einen befferen Vertreter hätten die vereinigten Staaten nicht finden fünnen. 
Sein wiſſenſchaftlicher, wie fein jtaatsmännifher und fittliher Ruf, fein Wig und 
feine Yaune, feine Meifterfhaft in ver Kunft, Urtigfeiten in einnehmenver und 
geiftreiher Weife zu jagen und zu erwidern, jein ehrwürbiges Aeußere gewannen 
ihm die Herzen der Franzoſen; feine große Erfahrung und Menſchenkenntniß jeg- 
ten ihn in den Stand, im Verkehr mit ihrer Regierung die rechte Haltung zu 
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finden. Zufammen mit Deane und Lee ſchloß er 1778 ein Bündniß und einen 
Handelsvertrag mit Frankreih; er wurde dann als amerifanifher Geſandter am 
Hofe von Verſailles beglaubigt und wußte befonders diefen zu immer neuen Geld— 
unterftügungen zu bewegen. Er unterhandelte fpäter, zuerfallein, dann im Verein 
mit Jay und I. Adams, über den Friedensvertrag, durch welchen endlich England 
die Unabhängigkeit feiner früheren Kolonieen anerkannte. Nah feiner Rückkehr in 
die Heimat ftand er drei Jahre feinem engern Vaterland als Präfident vor. In 
biefer Zeit nahm er auch, und ed war das dritte Mal, daß er ſich mit dieſem 
Gegenftande befchäftigte, regen Antheil an ven Berathungen über eine neue Bundes— 
verfeflung, weldye der fogenannte Konvent von Philadelphia 1787 ausarbeitete, um 
fie dem Bolfe der vereinigten Staaten als einziges Heilmittel gegen die zahlreich 
zu Zage getretenen Uebelftände einer zu ofen Union zur Annahme vorzufchlagen, 
Als das Werk fertig war und einige Mitglieder jener denfwürbigen Berfammlung 
ſich mweigerten, ihre Namen zum Zeichen ihrer Beiftimmung darunter zu fegen, 
da ermahnte er fie, wiewohl vergeblich, in jener befannten Rebe, die abweichenden 
Meinungen über Einzelheiten fallen zu lafjen und im Gefühl ver Nothwendigkeit 
einer allgemeinen Regierung bie Urkunde zu unterzeichnen. Auch er hatte Aus- 
ftellungen zu machen. „Ich glaube mit Ihnen”, ſchrieb er am einen Franzofen, 
„daß zwei Kammern nit nöthig wären, und nod andere Artikel ver Bundes- 
verfaffung gefallen mir nicht, manche gewünſchte fehlen. Dennoch hoffe ih, fie wird 
angenommen werben." Zum Heile feines VBaterlandes wurde diefe Erwartung nicht 
zu Schanden. 

Nach fünfzigjährigem äffentlihem Wirken trat endlih F. im Oktober 1788 
ind Privatleben zurüd; fein Körper, von der Gicht und dem Stein geplagt, ver: 
langte ſchon längft nach Ruhe. Doc verwandte er noch einige glüdlihe Stunden zu 
einigen kleineren Auflägen, die feinem Herzen Ehre machen, gegen den Mifbraud 
der Prefje durch perſönliche Rüge, Herabjegung und Verleumdung und gegen vie 
Sklaverei. Er feste einen Plan auf für Verbefferung des Zuftandes ber freien 
Neger, er unterzeichnete als Präfivent der pennfylvanifhen Abolitioniftengejellichaft 
eine Denkſchrift verjelben an den Kongreß, welche um Abſchaffung jener beflagens- 
werthen Einrichtung bat. Die legten Jahre hatten ihm viel Schmerzen gebracht, 
fo daß es für ihn perfünlich beffer gewejen wäre, wenn ihn ver Tod etwas früher 
abgerufen hätte; aber er freute fih doch, daß er auf dieſe Weife noch die wach— 
fende Kraft der neuen Bundesregierung fehen konnte. Am 17. April 1790 enbete 
fein außerordentlich thätiges, menfhenfreundliches Leben, und zwei Nationen legten 
Trauer an um den Dahingeſchiedenen. 

Literatur. The Works of Benj. Franklin with Notes and a Life of the 
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I. Geſchichte. 


I. Wenige Länder find fo ſehr von ver Natur und den Umſtänden begünſtigt 
worven als Frankreich. In dem mittlern Theil der gemäßigten Zone fi ausbrei- 
tend, vom atlantifchen und mittelländiichen Meere bejpült, reih an fruchtbaren 
Ebenen und fichern Häfen ift e8 gleih gut für Aderbau und Handel gelegen. 
An Deutſchland, England, Spanien und Italien grenzend, mit allen diefen Yändern 
oft in intime Berührung tretend, konnte fich feine eigene, früh entwidelte und nie 
ganz vernichtete Givilifation durch den Berfehr mit den Nachbarn leicht vervoll- 
fommnen und vielfältig ausbilden. Dieſe Ausbildung wurde ihm daburd erleichtert, 
daß feine Bevölkerung, deren Hauptmafle aus Galliern befteht, dur Zweige aus 
den edelften Stämmen der Menſchheit verftärkt die verfchievenften Eigenſchaften 
vereinigen fonnte. : 

Es mag für unfern Zwed gleihgültig fein, ob die Gallier (Eelten, Kelten, 
Kimren) zwijchen dem 16. und 18. Jahrhundert vor Chriftus das linfe Rheinufer 
betraten, ob fie ein unbefettes oder (wie Gobineau meint) von Stämmen finnifchen 
(mongelifhen) Urfprungs bevölfertes Land vorfanden. Sie breiteten ſich bold nad 
Weiten und nad Süden aus und wanterten einerfeitS in Britannien, andererfeits 
in Italien ein. Sie bauten früh den Ader, trieben Viehzucht und verfertigten 
felbft manche rohe induftrielle Produkte. Im Jahre 1200 v. Eh. ungefähr kamen 
fie mit den Phöniziern, fpäter mit den Rhodiern und gegen 600 mit den ſich in 
Maffilia niederlafienden Phoceern in Berührung. Lange noch blieben die Gallier 
dem damals faum im Entſtehen begriffenen römifchen Staate furdtbar, aber nad) 
und nad erftarkte biefer, vernichtete oder abforbirte einen galliihen Stamm nad 
dem andern, bis endlich Julius Cäfar durd die vollftändige Eroberung Oalliens 
die Berfhmelzung dieſes Voltes mit den Römern vorbereitete. 
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Es verfloſſen aber Jahrhunderte bis Latiums Sprache, Sitten und Religion 
an den Ufern der Rhone, der Gironde, der Loire und der Seine ſich feſtfetzen 
konnten. Kaum hatte jedoch Rom ſeinen Sieg vollſtändig errungen, als das An— 
dringen germaniſcher Völker deſſen Genuß verkümmerte. Es gelang ſelbſt einer 
Verbindung germaniſcher Stämme (Bructerer, Chamaven, Ampſivarier, Chatten, 
Chattuarier, Sicambren), unter dem Namen der Franken bekannt, zuerſt das 
Land im Norden der Loire, und ſpäter ſüdlichere Diſtrikte vom römiſchen Reiche 
loszureißen und mit deutſchen Gebieten zu einem fränkiſchen Reich unter Chlodewig 
(Elovis) zu vereinigen. (486—511 nad) Ehr.) Bon nun an blieb beinahe vier 
Jahrhunderte hindurch das Schickſal Frankreichs mit dem Deutfchlands verbunden. 
Raubzüige, Familienzwifte und Morde, Ausihweifungen und felbft glücliche Kriege 
aller Art ſchwächten troß der Annahme des Chriftentbums die Nachkommen 
Chlodwigs fo fehr, daß der Hausmeier Pipin der Kleine, Herzog ter Franken, 
den legten Merovinger (752) vom Thron und ins Klofter ftoßen konnte, 
Pipins Sohn war Karl der Große (Charlemagne). Unter ihm (fiehe den Art. 
Karl der Große) erreichte das deutfch-franzöfiiche Frankenreich feine größte Aus- 
dehnung. Allein noch im 9. Jahrhundert ſchieden fi) vie romanifchen und bie 
germanifhen Länder (843 und 888). Seitdem ift Franfreih von Deutſchland 
getrennt. Die Karolinger bielten fi no bis zum Jahre 987 auf dem fran- 
zöfifchen Throne, in weldem Jahr Hugo Capet zum König ausgerufen und (3. Juli) 
in Rheims gekrönt wurde. (Siehe ven Art. Capetinger.) 

II. Beim Regierungsantritt des Stifter der Dynaftie der Capetinger 
bot Franfreih einen. mit Deutfchland fehr ähnlichen Anblid dar. Das Pand war 
unter eine Menge!) Bafallen getheilt, welhe faum ven König, den fie mählen 
halfen anerkannten, fih unter einanver befriegten und das Land um die Wette 
verwüfteten. Hugo (987—996) felbft befaß nur das Herzogthum Francien (aud 
Ile de France), d. 5. die Graffchaften Paris und Orleans, und fein Einfluß auf 
die andern Fürften Frankreichs beichränkte fih höchftens darauf, feinen Sohn 
Robert (996— 1031) noch bei feinen Lebzeiten zu feinem Nachfolger wählen zu 
faffen. Dieſe Politik befolgte überhaupt beinahe vie ganze Linie der direkten 
Gapetinger (987— 1382) und fo gelang es ihnen, die Krone in ihrem Stamm 
erblih zu machen. 

Der erfte Eapetinger, der feinem Haufe Anſehen zu geben verftand, war 
Ludwig VI. genannt ver Dide (1108—1137). Derfelbe hob, auf ven Rath 
feines weifen Minifters des Abts Suger, die Leibeigenfhaft in feinen Gütern 
auf. Er ertheilte auch mehreren Städten Privilegien over Forporative Rechte und 
legte fo den Grund zum Entftehen des Bürgerftandes. Freilich dauerte es lange 
bis diefer Keim fih zur vollen Blüthe entwidelte. Zubwig VII. (1137—1180), 
obgleich weniger kräftig als fein Vater, dehnte dennoch feine Oberherrlichkeit aus, 
bie aber erft fein Sohn Philipp Auguft (1180—1223) befeftigte und von allen 
Bafallen anerkannt ſah. Die Regierung diefes Königs zeichnete fich beſonders in 
adminiftrativer Hinficht aus, Die Gerichte in den Erbländern wurden neu georbnet 
und befondern, nit erblihen Amtmännern (Bailliffs) anvertraut; der Appel- 
fationshof, ans 6 Pairs und 6 Prälaten beſtehend, follte die Streitigkeiten der 
Bafallen ſchlichten. Er ordnete das Kriegswefen, die Zünfte ftellten ihm zum 





1) Man zählte deren 87 unter Sup Gapet und zwar 8 Serzogtbümer, 1 Markgraficart, 
68 Graffhaften, 4 Vicegrafichaften, 3 Baronien und 3° Gerrfchaften ıSeigneuries). Hierunter 
find weder Burgund, noch Lothringen, noch Flandern, Elſaß und die Provence mitgerechnet. 
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erſten Mal ihr Kontigent und ſeine Unterthanen begannen eine regelmäßige Steuer 
zu zahlen. Philipp Auguft war glücklich in feinen Kriegen gegen Richard Löwenherz, 
befonders aber gegen deſſen Bruder Johann ohne Land, dem er die Normandie 
und einige andere Provinzen abnahm. Der Kreuzzug gegen bie Albizenfer, der zu 
diefer Zeit ftattfand, enbigte ebenfalls zu Gunſten des franzöfifhen Königs— 
baufes, indem er bie Länder des mächtigen Grafen von Toulouſe und die Pro- 
vence am baffelbe brachte. Unter der Regierung Ludwigs IX., des Heiligen 
(12261270), herrſchte meift Frieden im Innern. Das Anfehen ver Könige war 
befeftigt, alle Theile Frankreichs fühlten fid als Einem und demjelben Staate 
angehörend. Aber zwei Mal entfernte fih Ludwig aus feinem Reihe, um die Un⸗ 
gläubigen zu befämpfen. Zwiſchen beiden Kreuzzügen beftrebte fi der Fromme 
und wirklich gemwiffenhafte König, die Geſetzgebung des Landes zu verbefiern. Er 
ſchaffte die fogenammten Gottesurtheile und bie gerichtlichen Zweitämpfe ab, und 
führte an deren Stelle die Beweisführung durch Zeugen und Urkunden ein, unter 
ihm kamen die Juriften (Iégistes) auf, die bald ein Gegengewicht gegen bie 
Geiftlihen und den Adel bildeten. Auch den Uebergriffen der Päpfte fuchte er zu 
fteuern und die Rechte fowohl ver Krone ald auch der gallilaniſchen Geiftlichkeit 
zu fihern. Sein Nachfolger Philipp III. (1270—1285) erwarb Navarra und 
die Champagne dur Heivath, aber ſchwachen Charakters und unwiſſend ging feine 
Regierung ohne eine Spur zu laffen vorüber. Sein Sohn Philipp IV. ober 
ver Schöne (1285—1314) hingegen, war talentvoll, kühn, ein tiefer Politiker, 
aber ränkevoll und der ſchlechteſten Handlungen fähig. Ohne Treue in ſeinen 
Beziehungen mit dem Auslande, ohne Schonung für fein Bolt, ohne Achtung für 
die Religion, überfiel er ohne Grund feine Nachbarn im Norden und im Süden, 
ruinirte er feine Unterthanen durch Erprefiungen aller Art, worin ihm die Juriften 
nur zu fehr beiftanden, zwang er ven Papft Clemens V. feinen Sit in Avignon 
zu nehmen. Allein neben ver Maſſe ven Berfolgungen, Hinrihtungen und anderen 
Schandthaten diefer Regierung, find dod einige Punkte hervorzuheben, welde von 
vortbeilhaftem Einfluß auf die Zufunft fi erwiefen. Den Bürgern wurbe erlaubt 
adeliche Güter zu faufen und die Stände (Etats generaux) wurden zum erſten 
Mal (28. März 1303) ſeit den Karolingern zuſammen berufen. Die wichtigſte 
Neuerung hierbei war, daß nicht blos vie Geiſtlichkeit und ver Adel, ſondern auch 
ber Bürgerſtand (tiers état) dabei repräfentirt war. Philipp der Schöne hinterließ 
drei Söhne und eine Tochter. Im Verlauf weniger Jahre folgten fid die erftern, 
Ludwig X. (1314—1317), Philipp V. (1317—1322) und Karl IV. (1322 
bis 1328) auf dem Throne Frankreichs und verbradten ihr kurzes Leben in 
Schwelgerei. Mit vem Erlöfhen der unmittelbar männliden Descenvenz ging ber 
Thron Frankreichs auf Philipp von Valois über. (S. den Art. Capetinger.) 

II. Das Haus Valois (1328— 1589) brachte Frankreich eine unglückliche 
Zeit. Verheerende Bürger- und Religionstriege, zeitweilen eine wirflihe Anardie, 
Münzverfälichungen, Erpreffungen, blutige Empörungen des entfeffelten Stadtpöbels 
(3. B. 1382 Maillotins) und roher Landbewohner (1358 Jacquerie) wechfelten 
mit Hungersnoth und Peft und faft nie mit einer kurzen Ruhe ab. 

Gleich beim Regierungsantritt Philipps VI. (1328—1350) begann ber 
Erbfolgefrieg mit England und zog ſich mit wechjelndem Glück durd die Regie- 
rung Johanns I. (1350— 1364), Karls V. (1364—1380), Karls VI. (1380 
bis 1422) und Karls VII. (1422—1461) hin. Zugleih mit legterm wurbe 
Heinrih IV. von England. zum König von Frankreich ausgerufen. Heinrich 
bejaß einen großen Theil des Landes und herrſchte in Paris, der Untergang bes 
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Haufes Balois ſchien nahe. Da erwacht im kritiſchen Augenblid das franzöſiſche 
Bolf, die Jungfrau von Orleans, Johanna d’Arc, begeiftert es (1429) und 
nah und nad müſſen die Engländer von einem Punkte zum andern weichen. Der 
erſte Balois hatte die Salzfteuer (gabelle) eingeführt, der zweite indirekte Taren, 
die den Namen aides erhielten; Karl VII. ließ fich zum erften Mal eine Grund- 
fteuer, die fpäter fo berüchtigte taille bewilligen. Als Ludwig XI. (1461—1483) 
feinem Bater auf dem Throne fogte, war die Anarchie befiegt und die Krone 
hatte ihre Macht wieder gewonnen. Um fie zu befeftigen, mußte Ludwig erft bie 
apanagirten Prinzen, welche fih ſchon zu Lebzeiten feines Vaters mit England 
verbunden hatten, um das Reich zu theilen, vemüthigen. Es gelang ihm mit Hülfe 
der Städte, denen er wichtige Privilegien ertheilt hatte. Freilich ließ er ſich in 
feinem Kampf mit den Großen mandes Berbrehen zu ſchulden kommen, wie er 
denn überhaupt ohne Erbarmen war; allein feine ſchonungsloſe Politik vereitelte 
die verderblihen Rathſchläge feiner Feinde und indem er den Frieden im Innern 
erhielt, vehnte er feine Macht gegen außen aus. Yubwig XI. verwaltete fein Pan 
mit Umficht, gab den Zünften neue Satungen, gründete Parlamente, führte vie 
Unabfegbarfeit der Richter ein, befhügte ven Aderbau und that viel für die In— 
duftrie, befonders für den Seivenbau. Sein Sohn Karl VIII. (1484—1498) 
ftarb aber finderlos und die Krone gieng an einen Seitenftamm ber Valois über. 
Ludwig XII. (1498—1515) hatte Franz I. zum Nachfolger. Diefer König, 
„ber legte der Ritter“ verwidelte fein Land durch feine Nebenbuhlerfhaft mit dem 
Kaifer Karl V. in eine Reihe unglüdlicher Kriege, aber feine Pradıtliebe, der Schuß 
den er den Künften und Wiffenfchaften gewährte — er gründete namentlicd das 
Collöge de France und die königliche Druderei — feine oft geiftvollen Antworten 
haben feinem Namen in Frankreich einen unverbienten Glanz verſchafft. Unter 
feinem Sohne Heinrich II. (1547— 1549), der den deutſchen Proteftanten gegen 
das Haus Habsburg Beiftand leiftete, breitete fih auch in Frankreich die Kirchen- 
reform aus. Aber im eigenen Lande verfolgte er feine proteftantifchen Unterthanen 
mit Feuer und Schwert. Seine argliftige Wittwe Katharina von Medici 
und feine ſchwachen Söhne Franz II. (1559—1560), Karl IX. (1560— 1574) 
und Heinrich III. (1574—1589) festen diefe Berfolgungen mit wenigen Unter- 
brechungen fort, wobei fie in den erftarkten franzöfifhen Proteftanten (Hugenotten) 
nicht zu verachtende Gegner fanden. Unter Karl IX. fand (24. Yuguft 1572) das 
Blutbad der Bartholomäusnaht ftatt, worin alle in Paris anmwefenden Prote- 
ftanten ermordet wurden. Mit genauer Noth entging damals der Schwager bes 
Königs, Heinrih von Navarra demfelben Schidfal. Diefes Verbrechen erwies fich 
als ein ſchlechtes Mittel die Ruhe herzuftellen, aud vie von ven lothringifchen 
Prinzen, ven Guifen geftiftete Ligue, oder Bund der Katholiten — der eigentlid) 
nur bezwedte dieſen Prinzen die Krone zu verfchaffen — vermodte es nicht. Nur 
mit dem Ausfterben des Haufes Valois, deſſen Ende der Doldy eines fanatifchen 
Mörders (I. Element) befchleunigte, und dem Uebertritt des erften Bourbonen 
Heinrich IV. (1589— 1610) zur katholiſchen Religion konnte der Friede im Junern 
bergeftellt und befeftigt werben, 

IV. Was die direfte Linie der Capetinger begonnen, das Haus Valois erft 
beinahe beenvigt, dann wieder auf's Spiel gefett hatte, die franzöfifche Einheit, 
das follte das Haus Bourbon (1589—1791 und 1815—1848) auf immer 
befeftigen. Diefe Einheit war zulest durch die Ligue ernftlich bedroht geweſen, als 
Heinrid IV., ein Nachkomme des jüngften Sohnes Ludwig IX. (des Heiligen), 
zur vechten Zeit kam, vie im Lande von den langjährigen Kriegen aufgehäuften 
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Ruinen wieder aufzurichten. Tapfer, geiſtreich, herablaſſend, aber auch ſchlau und 
nicht ſehr gewiſſenhaft, kaufte er einen feiner Gegner nach dem andern und nad) 
dem er fo die Ligue aufgelöft, ficherte er den inmern Frieden durch das berühmte 
Edikt von Nantes (13. April 1598), das den Proteftanten Religionsfreiheit verlieh, 
und den äußern durd den Vertrag von Bervins (2. Mai 1598), welder ihn 
mit Spanien verjöhnte. Nachdem er 28 Jahre in ven Wechſelfällen eines fteten 
Krieges verlebt hatte, blieb Heinrich IV. genug Geiftesfraft und Liebe für Das 
öffentliche Wohl, um fid in der Stille feines Arbeitszimmers mit abminiftrativen 
und finanziellen Reformen zu bejchäftigen. Er ließ es ſich angelegen fein mit ber 
Hülfe feines Minifters Sülly das Neid) zu ordnen umd in einen blühenden Zuftand 
zu verfegen. In weniger ald 15 Jahren verminberte er die Taille um 4 Mil- 
lionen, fette die Taren auf die Hälfte herab, und fand nod Mittel 100 Millionen 
an Schulven zu bezahlen. Die Yeftungen wurden ausgebeflert, die Magazine und 
die Zeughäufer gefüllt, die Lanpftragen in guten Stand gefegt und erhalten, das 
Juftizwejen neu geordnet. Frankreich erreichte ein hohes Anjehen in Europa und 
Heinrich IV. war im Begriff einen ewigen Frieden zu ftiften, als ver Dolch Ra- 
vaillac's (14. Mai 1610) dieſen weitgehenden aber wohlthätigen Projekten ein 
Ende made. 

Ludwig XII. (1610—1643), ſchwach an Geift und Körper, hätte die Zer- 
ftörung des Werkes feines Vaters nicht hindern können, wenn er nit 1624 im 
Kardinal Rihelieu einen Minifter gefunden hätte, wie er ihn braudte. So 
fehr man aber aud die Kraft dieſes ausgezeichneten Staatsmannes bewundern 
muß, fo fehr ift man geneigt ihn einer unnöthigen Grauſamkeit zu zeihen. Er 
fagte übrigens felbft von fi: „ich unternehme Nichts ohne es lange überlegt zu 
haben, wenn ich aber einmal meinen Entſchluß gefaßt habe, jo mähe ich Alles 
binweg, jo werfe ih Alles über den Haufen, und decke meinen rothen Leibrod 
darüber.” Nichelien räumte jeden Wiverftand weg auf ben die unumfchränfte 
Gewalt des Königs ftoßen konnte. (S. den Urt. Richelieu.) 

Beinahe zu gleicher Zeit fand Ludwig XII. im fünfjährigen Ludwig XIV. 
(1643— 1715) und Ricyelieu im Karbinal Mazarin (1643—1661) feinen Nach» 
folger. Mazarin war nicht ohne Fähigkeiten; jo geſchmeidig und ränkevoll er aud) 
war, konnte er zwar die Unruhen ver Fronde (1648—1654) nicht verhindern, 
foft in einen Bürgerkrieg auszuarten, allein nad dem Frieden war die Macht 
des Parlaments gebrochen, ver Defpotismus der Regierung hatte feine Schranke 
mehr und wenn fpäter Yubwig XIV. fagte, l’Etat c’est moi, fo war „in biejem 
Worte, wie Michelet jagt, weder Uebertreibung noch Großfprecherei, fondern blos 
der einfache Ausdruck einer Thatſache.“ Die perfönliche Regierung Ludwigs XIV., 
nad dem Tode Mazarins, kann in zwei beinahe gleiche Hälften zerlegt werben, 
deren Scheidung etwa ins Jahr 1691 fällt. Die erfte Hälfte (1661—1691) ift 
bie Glanzperiode, die Zeit der Erfolge. Damals blüheten Corneille, Racine, 
Moliere, Boileau, Lafontaine, Descartes, Pascal, Boffuet, Fenelon, Labruydre, 
Lefage und jo manche andern; damals beförderte Eolbert (f.d.) den innern Wohlftend 
des Landes, hoben fi die Fabriken, dehnten ſich die Kolonien aus, beherrichte 
bie franzöfiihe Marine vie Meere beinahe eben fo unbefiritten wie feine Heere 
den Kontinent; damals dehnte fih Franktreih aus und erwarb Eljaß und Frande- 
comte, jo wie eimige Bezirke im Norden und im Süden. Spanien war gefhmwädht, 
England (bis zur Revolution von 1688) im geheimen Einverftännig mit Ludwig 
XIV., Deutfhland, wie gewöhnlich, getheilt. In viefer erften Periode war Ludwig 
fo mädtig, daß er (24. Februar 1673) dem Parlament verbieten konnte Vor— 


Stankreid). 615 


ftellungen (remontrants), zu machen, vom Pabft (1665) eine Bulle erwirkte, 
welche der franzöfifchen Geiftlichfeit vorfchrieb vie fogenannten fünf Artikel 
(f. den Art. Gallitanifhe Kirche) zu unterzeichnen und fpäter \1685) das Edikt, 
das den Reformirten freie Religionsübung geftattete, aufhob. Allein nun folgte 
bie zweite Periode mit einer Reihe von Mißgeſchicken, und felbft häuslihem Un- 
glück: Frankreich, ansgefogen, von Hunger und Elend leivend, durch blutige 
Religionstriege verwüſtet, weiß feinen zahlreihen Feinden nicht zu wiberftehen 
und wird nur durch einen Zufall — die Ungnave der Frau des engliſchen Heer- 
führers Marlborough — vom Verderben gerettet. Die Nachricht hiervon erhält 
Ludwig XIV. wenig Wochen nah dem Tode feines Entels, des Kronpringen und 
drei Jahre vor dem feinigen. Manche Zeitgenofjen priefen ihn „ven Großen.” 
Die Nachwelt hat das Urtheil nicht beftätigt. (S. den Art. Yubwig XIV.) 

As Ludwig XV. (1715— 1774) feinem Urgroßvater auf dem Throne 
Frankreichs folgte, begrüßte man ihn als le bienaime, nad) feinem Tode beſchimpfte 
das Volk feine Leihe. Schon fein VBormund, ver Regent, Herzog von Orleans, 
dem e8 nicht an Talent fehlte, deſſen Unfittlichfeit aber ſprichwörtlich geworben 
ift, führte den Staat dem Abgrunde etwas näher, wozu die durch Law (1716 
bis 1720) veranlaßten Papierfchwindeleien das Ihrige beitrugen. Nicht minder 
unfittlih als der Bormund war der Mündel, vie Namen der Pompadour und ber 
Dubarry werben ftet3 neben Ludwig XV. genannt werben und aud bann ber 
Geſchichte ftrenges Urtheil rechtfertigen, wenn der pare aux ceris und manche 
andere Anefoote ohne Begründung wäre. Nie war die launenhaftefte Willfür- 
herrſchaft, nie die Sittenlofigkeit und die Verſchwendung fo weit getrieben worden 
als unter diefem König, nie war Frankreichs Anfehen im YAuslande fo tief gefunfen 
als während des fiebenjährigen Krieges. Ein Wort, das Yubwig XV, zugefchrieben 
wird, genügt um ihn zu charafterijiren: „Aprös moi le deluge.* Schon über 
feinen Nachfolger brach vie Sündfluth herein. 

Ludwig XVI. (1774—1793) vernadhläßigte übrigens kein Mittel derfelben 
einen Damm entgegen zu fegen. Allein ein fittliches, verhältnifmäßig fparfames 
Leben, Herzensgüte und andere Bürgertugenden, ohne Energie, feften Willen und 
weitreihenvden Blick konnten der hereinbrecbenden Fluth nur ein ſchwaches Din- 
verniß entgegenitellen. 

Wirklich waren aud ver Uebel zu viele, und ihre Wurzeln waren zu tief in 
bas Leben der Natur eingedrungen, als daß es leicht gewefen wäre biejelben aus- 
zurotten. 

Was zuvorderſt die Finanzen betrifft, ſo hatte ſich die Regierung nach 
und nach das Recht angemaßt, Steuern nach Belieben auszuſchreiben oder die 
vorhandenen zu erhöhen. Der Adel, die Beamten, ſelbſt die niedern, und in vieler 
Hinſicht auch die Städte waren ganz ſteuerfrei, oder doch von den drückendern 
befreit; vie letztern lagen faſt nur auf dem armen Landbewohner. Die Verwal— 
tung lag im Argen. Mit Ausnahme der Intendanten (Präfelten) und einiger 
andern waren faft ſämmtliche Stellen fäuflid. Dabei hatte die Regierung — aus 
Geldnoth — vie Stellen ins Unglaublide vermehrt, und die Bürger dieſelben 
getauft, theils aus Eitelfeit, theild der damit verbundenen Steuerfreiheit willen. 
Dies hatte natürlich eine große Verwidelung der Befugniffe der Behörden zur 
Folge, ed entftand mit ver Zeit eine große Kompetenzverwirrung, welche beim 
Borhanvenfein einer großen Menge Sporteln und eines brüdenden Zunftwejens 
dem Bolt ſehr läftig fein mußte. Die Privilegien ves Adels erſchienen um fo 
eınpörenber, als fie nicht mehr auf Gegendienſten deſſelben beruheten und ald das 
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feudale Verhältniß ſich aufgelöſt hatte. Der Adel hatte aufgehört eine Ariſto— 
kratie zu ſein und war Kaſte geworden; ſeine Vorrechte waren zuletzt noch demüthi⸗ 
gender als drückend, daher das Verlangen nach Gleichheit allgemein und unwider— 
ehlich. 

* — fommt eine ſprichwörtlich gewordene Demoraliſation, der Ludwig XVI. 
übrigens mit einem gewiſſen Erfolg entgegen wirkte, Mit Recht zählt man noch 
zu den Schwierigkeiten der damaligen Zeit — und alfo zu den mittelbaren 
Urfachen der Revolution — das Wirken der Defenomiften und Philofophen, be- 
fonders der erftern. Diejelben konnten deſto ungehinberter ihren Einfluß üben, 
als fie fi meift in der reinen Theorie und in einer blos idealen Welt bewegten. 
Es wurde dabei zur Mode, fi der untern Klaffen anzunehmen, ihre Leiden her— 
vorzuheben, worin jelbft viele Mitglieder des Adels einftimmten, ohne jedoch 
deßhalb ihre Privilegien vermindern zu wollen. Und das Bolt [a8 mehr als man 
wußte. Was aber diefe Zündſtoffe beſonders gefährlid machte, das war, wie 
Tocqueville nachweiſt, einerſeits die Abihwähung der Regierungsmaßregeln und 
andererfeit8 die Zunahme des Wohlftanves. 

Um unter diefen Umftänden den Staatswagen ins rechte Geleife zu bringen 
hätte es einer feften Hand und einer großen Geiftestraft beburft. Ludwig XVI. 
war gut, aber ſchwach und unglüdliher Weile nahm er zum Minifter Maurepas, 
ber eben jo ſchwach, eben fo unentſchloſſen, aber weniger für das Wohl der Nation 
beforgt war als er. Daher konnte fih auch Turgot nicht behaupten und Neder, 
ber nad ihm Finanzminiſter war, mußte auch bald weichen, nachdem er zum 
erften Mal, im Jahr 1781 in dem berühmten Compte rendu, einen Bericht 
über die Finanzlage publicirt hatte, Der Poſten eines Finanzminifters wurde 
immer ſchwieriger zu verwalten. Neder hatte ſchon zwei Nachfolger gehabt, als 
man fi 1783 an Calonne wandte. Diefer beutete den durch Neders Spar- 
jamfeit und Ordnung wieder erwachten Krebit aus, aber da er, im der Hoffnung 
ſich zu erhalten, ſich freigebig gegen den Hof zeigte, verfiegte dieſe Quelle bald 
und es blieb fein anderes Mittel ven leeren Staatsſchatz zu füllen, als neue 
Steuern auszuſchreiben. Allein das Volk konnte, der Adel mochte nichts geben — 
die allgemeinen Stände (dtats généraux) wollte man auch nicht zufammen rufen, 
da entihloß man fi die Notabeln zu verfammeln, die den 22, Februar 1787 
ihre erfte Sigung in PVerfailles hielten, 

Aber dieſe Verſammlung, obgleid aus Privilegirten zufammengefegt, war weit 
entfernt ein willenlofes Werkzeug in der Hand des Minifters zu fein, und als 
diefer geftehen mußte, die Anleihen hätten fich in wenigen Jahren auf 1646 
Millionen belaufen und das jährlihe Deficit erreiche 140 Millionen, mufte er 
feinem eifrigften Gegner in der Berfammlung, dem Erzbifhof von Sens, Brienne 
weichen, Diefer erhielt eine neue Stempeltare und einige andere, aber unbebeu- 
tende Zugeftänpniffe, und da biefe nicht zureichten, wollte er eigenmädhtig noch 
zwei andere Steuern einführen. Das Parlament indeß weigerte ſich diefelben zu 
regiftriven. Nah Troyes verbannt gab es nad, allein neue Forderungen riefen 
eine neue und ftärfere Weigerung hervor. Brienne fuchte num das Barlament zu 
desorganiſiren, auf feine richterlihen Befugniffe zu befchränfen und fpäter. felbft 
aufzulöfen und durch einen hohen Gerichtshof (cour plenidre) zu erfegen. Allein 
das Parlament hatte die Öffentliche Meinung für fih, auf welche außer ven bisher 
erwähnten Umftänden aud nod die aus Amerika herübergelommenen Freiheitsideen 
einwirften. Adel, Geiſtlichkeit und Bürger waren einig die Verſammlung der 
Stände zu verlangen und der Hof mußte nachgeben. Neder wurde zurüdberufen, 
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bie allgemeinen Stände (Etats généraux?) den 25. Mai 1789 in Verſailles 
verfammelt. 

V. Die Revolution von 1789 und ihre nädhften Folgen. Den 
5. Mai 1789 verfammelten fi in Berfailles die Abgeorbneten ber drei Stände: 
Adel, Geiftlichkeit und dritter Stand (tiers &tat, Bürger und Bauern), Iettere 
allein an Zahl fo ftarf vertreten wie die beiden andern zufammengenommen. Der 
erfte Fehler den vie Regierung hierbei beging, war, daß fie vergaß die Leitung 
der Berjammlung in die Hand zu nehmen; ver zweite, daß fie, ihre Zeit ver- 
fennend, hoffte die Stände zu willenlofen Werkzeugen herabzuwürdigen; ver. dritte, 
daß fie, nah altem Brauch, drei von einander unabhängige, gleichberechtigte 
Kammern beibehielt und biefelben gegenfeitig zu annulliren dachte. Allein ver dritte 
Stand weigerte fi hierauf einzugehen: es follte blos Eine Berfammlung gebilvet 
und darin ohne Ständeunterfchied abgeftimmt werden. Auf die Weigerung des 
Adels und der Geiftlichkeit antwortete der dritte Stand damit, daß er fi, auf 
den Antrag von Sieyes, den 17. Juni zur Nationalverfammlung erflärte, 
Als darauf der Hof den Berfammlungsjaal ſchließen ließ, vereinigten ſich bie 
Deputirten den 20. Juni im Ballfpielhaufe und fchwuren fi nicht eher zu 
trennen, bis fie Frankreich eine Konftitution gegeben haben würden. Bergeblih war 
bie Föniglihe Sigung vom 23., der Hof mußte felbft diejenigen Mitglieder des - 
Adels und der Geiftlichkeit, welche ſich nicht ohnehin ſchon einzeln ver National- 
verfammlung angeſchloſſen hatten, derſelben beizutreten veranlaffen. Als der Hof 
aber Neder verbannte, die Berfammlung einzufhüchtern fuchte und Truppen zuſam— 
menzog, entftand ein blutiger Aufftand in Paris, ver den 14. Juli mit ber 
Erftürmung der Baftille endigte. Den 13. ſchon war die Nationalgarbe errichtet 
worben. Das Beifpiel von Paris wurde in den Provinzen befolgt, überall bildeten 
fih Nationalgarden und jelbft Mumicipalitäten. Der König fah ſich gezwungen 
fi der Nationalverfammlung zu nähern, Neder wieder zuridzurufen, Bailly 
als Maire von Paris und Lafayette ald Kommandanten der Nationalgarben zu 
beftätigen. 

Diefe Erfchltterungen, das Blut das dabei flo, das Gefährliche der ganzen 
Lage mußten der aus fo entgegengefegten Elementen gebilveten Kammer eine wenig- 
ftens augenblidliche Einigkeit geben. Die Folge‘ davon war, daß in der Nacht 
vom 4, Auguft der Adel freiwillig feine Privilegien auf dem Altar des Vater— 
landes zum Opfer brachte. Der Graf von Noailles bot die Ablöfung der Feudal- 
rechte und die Aufhebung der perfönlicen Dienftbarfeit an; der Herzog von 
Chatelet die Ablöfung der Zehnten; der Bilhof-von Chartres die Aufhebung des 
ausſchließlichen Jagdrechts; die berrichaftliche Gerichtsbarkeit, die Kaufbarfeit der 
Nichterftellen, die Ungleichheit der Befteurung, die Gefälle ver Geiftlichkeit, die 
Zunftrechte, fowie die befondern Freiheiten einiger Provinzen, Städte und Körper: 
ihaften hatten auf den Antrag der Betreffenden dafjelbe Loos. Damals erfolgte 
auch nach dem Mufter der vereinigten Staaten eine Erklärung der Menſchenrechte. 
Während die Berfammlung das Ein» oder Zweikammerſyſtem und die Auspehnung 
des königlichen Veto bisfutirte, veranlaften die fortdauernde Aufregung, die Theu— 
rung, Barteiumtriebe und Hofintriguen den Aufftand vom 5. und 6. Oktober, in 
Folge deſſen der König und bald aud) die Nationalverfammlung gezwungen wurden, 
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ihren Sitz nach Paris zu verlegen. Nach dem 14. Juli hatten die Prinzen die 
Emigration begonnen, die nachher dem König ſo manche Berlegenheiten bereitete, 
nach dem 6. Oktober traten auch zwei ausgezeichnete Deputirte aus der Kammer. 
Man kann ſagen, daß die Nationalverſammlung eine große Anzahl der von ihr 
dekretirten Maßregeln nur unter dem Druck von außen erließ. So veranlaßten 
die von einigen ihrer Privilegien verluftigen Provinzen angefangenen Unruhen 
eine neue Eintheilung des Reichs. Das Projeft war von Sieyes angegeben und 
von einem befondern Komite ausgeführt worden. Den 22. December 1789 vefretirte 
die Berfanmmlung die Eintheilung Frankreichs in 83 Departements von ungefähr 
gleicher Größe, wobei jo viel ald möglich die alte Provinzialeintheilung weggewiſcht, 
die alten Namen durch neue erfegt, und die Verwaltung auf bemfelben Fuße 
srganifirt wurbe. Jedes Departement erhielt einen Verwaltungsrath von 36 Mit- 
gliedern als berathende und ein Direktorium von 5 Mitgliedern als exefutive 
Behörde. Das Departement zerfiel in auf ähnliche Weife organifirte Diftrifte, pie 
Diftrifte in Kantone, welche lestere Feinen Verwaltungs, fondern blos einen Wahl- 
bezirf bildeten. Jedes Departement erhielt übrigens ein Kriminalgericht, jeber 
Diftrift ein Civilgericht, jeder Kanton einen Friedensrichter. Sämmtliche Behörden 
und Richter wurden von den aftiven Bürgern, d. h. denjenigen erwählt, welche 
eine Steuer im Betrage dreier Arbeitstage zahlten. Diejelben wählten aud bie 
Deputirten zur Nationalverfammlung. 

Diefe neuen Einrihtungen braten alle viejenigen auf, welde zu den alten 
Provinzialftänden und Parlamenten gehörten, beſonders aber den Abel, und ba 
man am 2. December fhon — aus reiner Finanznotd — die Güter der Geift- 
lichkeit als Staatsgut erflärt hatte, jo war aud die mächtige Geiftlichkeit gegen 
die Revolution. Diefe Mafregel führte befanntlih auf die Emiffion der nachher 
fo berüchtigten Affignaten, d. 5. Anweifungen auf die Kirchengäter; den erſten 
400 Millionen folgten nad und nad Taufende von Millionen, jo daß dies Pa- 
piergeld in wenigen Jahren ganz entwerthet war. Judeſſen fand die Geiftlichkeit 
nod eine neue und wo möglich größere Beranlaffung zum Widerftand gegen bie 
Revolution, durd die Einführung einer neuen Civilverfafjung derſelben. Vergeblich 
aber waren ihre Berfuche einen eigentlihen Bürgerkrieg zu entzünden, es blieb 
bei oft blutigen Ementen, und aud die von den franzöfiichen Prinzen in Koblenz 
aus Emigranten gebildeten Regimenter konnten nur die Wirren vermehren, aber 
nicht den Gang der Revolution aufhalten. Das am 14. Juli, vem Jahrestag ber 
Zerftörung der Baftille, auf dem Marsfelde gefeierte patriotifche Feſt der Föde— 
ration, wozu fämmtlihe Departemente Deputirte fandten, gab dem Enthufiasmus 
neue Nahrung und war dazu angethan ver Reaftion (contrerdvolution ſagte man 
damals) Vorſchub zu leiften. Der 14. Juli wurde als Jahrestag ver Befreiung 
betrachtet, das ganze Volk, die Nationalverfammlung und jelbft ver König nahmen 
Theil an diefer Feier, 

Die Abreife Neders, ver am 4. September 1790 feine Demiffion einreichte, 
erregte fein Auffehen, e8 war vielleicht auch kein befonders fühlbarer Verluft mehr. 
Der am 2. April 1791 erfolgte Tod Mirabeaus (f. den Artikel) aber beraubte 
Frankreich des einzigen Mannes der vielleiht die Revolution hätte zügeln oder 
leiten fönnen. Indeſſen nahm veren Macht immer zu; vie Klubs, bejonders ver 
ver Jafobiner, unterhielten die Aufregung, wozu überbies die fortwährende Aus- 
wanderung des Adels, das am 20. Mai zwijchen Defterrgih, England, ber 
Schweiz, Spanien und Sardinien zu Mantua gegen Frankreich gefhloffene Bünpnif 
und zulegt die geahnte Flucht des Königs den Stoff hergaben. As aber am 
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20. Juni dieſe Flucht wirklich ſtatt fand, und Ludwig XVI. am 22. in Barennes 
erfannt und von da nach Paris zurückgeführt wurde, verlor er den geringen Reſt 
feines Anſehens, er wurde einftweilen ſuspendirt. Die Suspenfion danerte 
bis zum 14. September, wo er unter lautem Jubel des Volks vie Konftitution 
vom 3. September beſchwor. Diefelbe ließ rechtlich und faktiſch ſämmtliche Behörven 
von der Bolfsfonveränetät herftammen; die Wahlen geihahen in zwei Stufen ; 
eine alle zwei Jahre erneuerte Berfammlung erhielt die gejeggebende Gewalt; dem 
König wurde die erfutive, mit einem fuspendirenden Beto zuerkannt. 

Am 30. September löfte fih vie Fonftituirende Verfammlung auf, und da 
die Abgeordneten mit unfluger Selbftverläugnung ji die Wiedererwählung verfagt 
batten, jo vereinigte jich denjelben Tag eine aus lauter neuen Elementen gebilvete 
gefeßgebende Berjammlung. Am 1. Oktober hielt die gefeggebende Ber- 
fammlung ihre erfte Sigung. Diefe Verſammlung beftand, wie die vorige, aus 
einer Rechten, einer Linken und einem Centrum, nur hatte dieſe Abtheilung eine 
andere politiihe Färbung. Die Rechte trug den Namen der Yeuillants und 
ftügte fih auf die höhere Mittelklaffe; fie war Fonftitutionell aber entichieden 
töniglich. Das Centrum war einfach mit der gegenwärtigen Yage zufrieden, übrigens 
ohne Einfluß. Lesterer war und fam immer mehr in die Hände der Linken, bie 
von den Girondins (Deputirten der Gironde) angeführt wurde, und fi zum 
Theil auf bie untern Klaffen ftügte. 

Obgleich weit weniger Feinde des Thrones zählend wurde dieſe Verfammlung 
glei von vorn herein vom König kalt behandelt. Die Umftände waren nicht 
berart die Gegner einander näher zu bringen. Den 27. Auguft hatten ſich ſchon 
ber deutſche Kaifer, ver König von Preußen und der Kurfürft von Sachſen durch 
die Deklaration von Pilnig gegen vie Revolution erklärt, und jeitvem hatten ſich 
immer größere Emigranten-Truppen an den franzöfiihen Grenzen gebilvet, welche 
unverholen die Abfiht ausfpraden, in Frankreich einzurüden und die Revolution 
zu befämpfen. Dabei nahmen die Aufftände und die Aufregung im Innern zu 
und viele Priefter weigerten ſich den fonftitutionellen Eid zu leiften, Als nun ber 
König nicht entſchieden genug gegen die ausgewanderten Prinzen und beven An- 
bänger auftrat, erließ die Nationalverfammlung Defrete, worin die Emigranten zu 
Hochverräthern und die Geijtlihen, welche den Eid verweigerten, zu Gmpörern 
erflärt wurden. Aber Ludwig der XVI. jegte dieſen Dekreten fein Beto entgegen. 
Er genehmigte jevoh dasjenige, weldes feinen älteften Bruder (Monsieur) auf- 
forderte binnen zwei Monaten zurüdzutehren, widrigenfalld er feine allenfalljigen 
Rechte auf die Negentfchaft einbüße. Auf die Aufforderung der Nationalverfamm- 
lung machte der König Einſprache bei den benachbarten Fürſten gegen vie auf 
ihrem Gebiete fih zum Einfall in Frankreich organifirenden Truppen. Um ven 
diplomatiſchen Noten Nahprud zu geben, wurven im December 160,000 Mann 
zufammengezogen, dann (1. Januar 1792) ver Prinz von Gonde und der Graf 
von Artois (Monsieur) ald Hochverräther in den Anklageftand geſetzt (9. Januar), 
bie Güter der Emigranten fequeftrirt (16. Januar), Monsieur feines etwaigen 
Rehts ala Regent verluftig erklärt. Aus der Rajchheit, womit dieſe Mafregeln 
genommen wurben, geht ſchon genügend hervor, wie die Nationalverfammlung dem 
König gegenüber immer rüdfichtslofer vorging. Sie drang ihm die von ihr ge- 
wünſchten Minifter auf, und am 20. April mußte Ludwig XVI., dem Anfchein 
nad freiwillig, vem Kaifer den Krieg erklären. 

Der Krieg begann den 28. April mit dem für Frankreich ungünftigen Gefecht 
bei Quidvrain an ber beigifhen Grenze, im Rüdzug wurde der franzöfiihe Ge— 
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neral Theobald Dillon von ſeinen Truppen maſſakrirt. Bei der Nachricht von 
dieſem Unfall geriethen die Maſſen in Aufregung; die Nationalverſammlung 
erflärte ſich in Permanenz, dekretirte die Zuſammenziehung einer Reſerve-Armee bei 
Paris, die Verbannung der den Bürgereid verweigernden Geiſtlichen, und bewaffnete 
das Volk mit Piken. Der König weigerte ſich dieſe Maßregeln zu genehmigen. 
As nun auch der König das Miniſterium Roland entließ, konſtituirte ſich bie 
Nationalverfammlung vollends als Partei. Da erfchienen am 20. Juni, von ben 
Girondiſten aufgereizt, Bolfshaufen vor den Tuilerien ſchreiend „es lebe vie Nation! 
es leben die Sunsculotten! Weg mit dem Beto!” Sie drangen fogar in das Schloß, 
und als fie die Thüren mit der Art einfchlagen wollten, befahl ver König fie zu 
öffnen und das Volk ftrömte herein. Nie hatte Ludwig XVL fo viel Muth gezeigt 
als an diefem Tage. Bon Nationalgarden umgeben, und auf einem auf einen 
Tiſch geftellten Stuhle ſitzend, damit er beifer gejehen werben könne, verlor er 
feinen Augenblid feine Ruhe und feine Geiftesgegenwart. Denen, welde vie 
Sanktion der mit dem Veto belegten, oben genannten Defrete verlangten, erwiderte 
er „es ift dies weder die Form, noch der Augenblid fie von mir zu erhalten.‘ 
Während er fo muthig die Hauptfache verweigerte, war er nachgiebiger in einer 
Kleinigkeit, was einen guten Eindrud machte: er jetste eine ihm hingereichte rothe 
Freiheitsmüge auf. Erft Abends gelang es den Bemühungen vieler Deputirten, 
und Petion’s, des Maire von Paris, das Bolf zu zerftreuen. Diefe Auftritte 
wurden laut von Allen gemißbilligt, welche nod an Recht und Gefeg hielten. Die 
fonftitutionelle Partei gewann neuen Muth. Lafayette machte feinen Einfluß 
geltend, die Nationalgarde erbot fih, fih um den König zu fchaaren. Allein dieſer 
erwartete feine Erlöfung von ven europäifhen Mächten und vereitelte alle dieſe 
Demühungen. Da erklärte die Nationalverfammlung, den 5. Juli, das Vaterland 
in Gefahr, errichtete Freifhaaren und bewaffnete das Boll. Die revolutionäre 
Aufregung erreichte am 14. Juli, dem Feſte der Föderation, ſchon einen hohen 
Grad; allein als nah dem Manifefte (25. Juli) des Herzogs von Braunfchweig 
die Preußen in die Champagne rüdten, ald es den Jatobinern gelang die Bor- 
ftäbte aufzuwiegeln, da wagte es die Nationalverfjammlung am 9. Auguſt, bie 
Abfegung des Königs zu diskutiren. Die Berathung mußte aber wegen bes 
Andrangs wüthender Boltshaufen gejchleijen werden. Um Mitternacht ertönen die 
Sturmgloden, ver Generalmarſch wird geſchlagen. Faft in allen Seltionen von 
Paris verfammeln fih die Maffen, und ziehen während eine revolutionäre Muni- 
cipalität, die Kommune, eingejegt wird, in georbneten Scaaren gegen bie be- 
feftigten, von einigen hundert Schweizergarten und von Ropaliften vertheidigten 
Zuilerien. Ein blutiger Kampf entſpann fi, der auch dann fortgefegt wurbe, als 
der König in den Situngsfaal der Nationalverfammlung flüchtete, und ſchloß mit 
der Niedermegelung der Schweizer. Ludwig XVI. fand aber auch bier ven faum 
gehofften Schuß nicht; er wurde einftweilen feiner Autorität beraubt, vie giron- 
diſtiſchen Minifter famen wieder ans Ruder und man dekretirte die Zufammen- 
berufung eines Nationalfonvents, Am 13. Auguft zog der König mit feiner 
Familie als Gefangener in ven Tempel. Die Nationalverfammlung warb von der 
Kommune gezwungen, ein außerorventlices Tribunal zu ernennen um diejenigen 
zu richten, weldhe man bie Verſchworenen vom 10. Auguft nannte, das heißt, bie 
Anhänger des Königs. Man kerkerte auch die nicht beeideten Priefter und alle 
Übelige die man finden konnte, ein. 

Allein das Tribimal fhien der aus Marat, Danton, Eollot-d’Herbois, 
Billaud-Barennes und andern eben fo berüchtigten Revolutionsmännern befte- 
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henden Kommune viel zu ſchwach zu wirken. Dieſe ſuchten Dantons Grundſatz 
„man müſſe ven Royaliſten Furcht einjagen“ ins Werk zu ſetzen, und fo kam 
es, daß, auf die Nahricht hin, die Preußen nähern ſich Paris und bombarbiren ſchon 
Berbün, die Megeleien der Septembertage ausgeführt wurden. Am 2. September 
nämlich wurden die Barrieren gefchlofien, vie Sturmgloden geläutet umd etwa 
300 Mörder, welche die Kommune leitete und bezahlte, richteten ein fchredliches 
Blutbad unter den im den Parifer Gefängniffen eingefchloffenen Royaliften und 
Prieftern an. Die Nationalverfammlung war machtlos, das Volk, felbft vie Sol- 
daten fahen zu, als ob die Sache fie nichts angienge; die Kommune allein herrjchte 
und die Meteleien hörten erft auf als fie deren müde mar, Aber alle bei biefer 
Gräuelthat Betheiligten haben ihren Lohn gefunden. 

Am 2r. Sept. trat der Nationalfonvent zufammen, ertremer gefinnt 
als die geſetzgebende Verſammlung, die er ablöfte. So wie die Partei, welde in 
der Konftituante vie Linke bildete, in der folgenden Legislatur vie Elemente zur 
Rechten bergab, fo fand man auch die Linke ver Yegtern, die Girondiften, als Rechte 
des Konvents wieder. Auf der linken Seite deſſelben faßen die unter dem Einfluß 
der Kommune gewählten Pariſer Deputirten und einige heftige Republifaner aus 
den Departements; da die Einflufreichften unter dieſer Partei die oberften Bänke 
diefer Seite eingenommen hatten, fo nannte man die ganze Partei die vom Berge 
(Montagnards). Die größte Zahl ver Deputirten aber gehörte weder der Berg- 
partei noch der Gironde an; da ihre Pläge tiefer fanden, nannte man fie die 
Ebene (la plaine), fpottweife aud den Moraft (le marais). Die Ebene ftimmte 
meift mit der Gironde, wenn fie ihrer Neigung folgen konnte, und mit dem Berg, 
als dieſer übermächtig wurde. 

Die erſte Maßregel des Konvents war, den 25. September 1792 die Re— 
publif zu proklamiren und fie untheilbar zu erklären. Mittlerweile war das Waffen- 
glüd auf die Seite der Franzofen getreten, Dümouriez drang in Belgien ein, 
Cüftine bemächtigte fih Triers und Mainz, Montesquiou eroberte Savoyen, und 
da das Volk dieſe Erfolge dem Einfluß der Vergpartei zufchrieb, fo gewann viefe 
an Macht. Ehe fie aber daran denken konnte, ihre Gegner, die Girontiften zu 
vernichten, mußte erft das Schidfal Ludwigs XVI. feftgeftellt werden. Ein Defret 
vom 6. December beftimmte, daß der entthronte König von dem Konvent gerichtet 
werben folle und fein Procek begann. Niht ohne Mühe fetten die Gironpiften 
durch, daß die Formen der Anklage und der Bertheidigung beobachtet würden. 
Bergeblic aber waren vie Bemühungen der Vertheidiger (Malesherbes, Tronchet 
und Defdze). Ludwig XVI. wurde am 20. Januar 1793 verurtheilt und am 
21. öffentlich hingerichtet. Seine legten Worte waren: „ich fterbe unfchulbig; ich 
verzeihe meinen Feinden, und du, unglüdliches Volk“ .... da übertönte Trommel: 
wirbel feine Stimme und wenig Minuten danach hatte der ſchwächſte, vielleicht 
aber auch der befte ver franzöfifhen Könige aufgehört zu leben. 

Der Top Ludwigs XVI. ftellte die Parteien wo möglich noch fchroffer, noch 
unverföhnlicher einander gegenüber und vermehrte die äußern Feinde. Ganz Europa 
vereinigte fi gegen die Republif, die Vendée ftand auf, viele Provinzen und 
Städte erflärten fi gegen den Konvent. Die Bergpartei fah ihr Heil blos varin, 
daß fie die Verhältniſſe auf die Spite trieb, das Volk durch alle Mittel ftets in 
höchſter Aufregung erhielt und überhaupt durch Schreden herrſchte. Die Umftände 
beförderten ihre Abfichten beſſer als die heftigen Artikel Marats, ver mit Erfolg 
die Plünderung der reihern Kaufleute und „Intriguanten” (Gironbiften) prebigte. 
Dümouriez hatte vergeblich verfucht Ludwig XVI. zu retten oder mit Hilfe 
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der Armee das konſtitutionelle Königthum herzuſtellen. Als die Armee ihm auf 
dieſem Wege nicht folgen wollte, lieferte er den Feinden einige Eroberungen 
aus und ging zu ihnen über. Doch hatte die Bergpartei dieſen letzten Schritt 
nicht abgewartet, um die gemäßigtern Republikaner anzugreifen. Am 10. März 
wurde auf Antrag Danton's und trotz der Oppoſition der Girondiſten das Revo— 
lutionstribunal eingeſetzt. Nach dem Abfall von Dümouriez (4. April 1793) wurde 
der Wohlfahrtsausſchuß (Comité du Salut public) gebildet. Die Anklagen 
der Linken gegen die Girondiften wurden immer direkter. Marat und bald aud 
Robespierre und Andere erflärten laut die angefehenften Girontiften als Yandes- 
verräther und verlangten ihre Beftrafung. Als viefe darauf durch Guadet die 
Unterfuhung des Treibens der Kommune verlangte, veranlaßte diefe den Aufſtand 
vom 31. Mai, der erft am 2. Juni mit der Aechtung ber muthigften und be— 
rebteften unter den Gironbiften aufhörte. Diejenigen welche ſich nicht Durch die Flucht 
ihrem Scidjal entzogen hatten, wurten hingerichtet. Aber, wie ſehr aud vie 
Departements darüber fich entrüftet zeigten, welches auch die Anftrengungen waren, 
die befonders yon und die mittäglichen Provinzen madten, überall blieben vie 
Truppen oder die Anhänger des Konvents Sieger. Lyons Bewohner wurden mit 
Kartätſchen niedergefchmettert, eine Revolutionsarmee von 6000 Sanscülotten 
durchzog verheerend die Provinzen, und Zonlon, das fih den Englänvern über- 
geben hatte, wurde, zum Theil duch die Gefchidlichkeit des damaligen Artillerie 
fapitäns Bonaparte, wiedergenommen und beftraft. 

Indefien befhwor ver Konvent am 10, Anguft 1793 auf dem Marsfelve 
eine neue Konftitution, die vom Jahre I. der Republik, die aber fogleih bis zum 
Frieden fuspendirt wurde. Diefe in wenigen Tagen verfaßte und angenommene 
Konftitution war die Organifation der Maffenherrfhaft. Die Umftände 
hinderten den Verſuch, fie ins Leben zu führen. Statt einer Aerfplitterung der 
Macht bedurfte man damals der Koncentrirung. Der Konvent befahl (12. Auguft) 
die Verhaftung aller Verdächtigen und vie Erhebung aller waffenfähigen Männer. 
Zwölfhunderttaufend Mann wurden mobil gemacht; Carnot leitete das Heerweien, 
Hode, Pihegru, Moreau, Marceau, Iourdan, Kleber u. a. fom- 
manbirten die Truppen und braten nad und nach ven Sieg auf die Seite der 
Republit. Um aber den innern Zuftand des Landes zu bezeichnen, genügt es bei- 
fpielsmeife folgende Data hervorzuheben. 27. September 1793, Dekret, meldes 
das Mayimum des Preifes der erften Lebensbedürfniſſe beftimmt. 28. September, 
Ausgabe von 2000 Millionen Affignaten. 3. Oktober, Arreftation von 53 giron- 
diſtiſchen Deputirten. 5. Oktober, Abſchaffung der chriftlichen Zeitrehnung und 
Ginführung derjenigen, melde die Stiftung ver Nepublit (22. September 1792) 
zum Ausgangspunkt nimmt. 12. Oktober, Dekret, welches bie Zerftörung Lyons 
befiehlt. 16. Dftober, Berurtheilung und Hinrihtung der Königin Marie Antoinette. 
31. Oftober, Hinrichtung von 21 Deputirten der Rechten. 6. November, Hin- 
richtung des Herzogs von Orleans. (Philipp Egalite). 7. November, Gobel, 
Bifhof von Paris und ſämmtliche Geiftlihe feiner Diöcefe ſchwören vor dem 
Konvent ven fatholifhen Glauben ab. 10. November, die Barifer Kommune fchafft 
den fatholifhen Glauben ab und führt den Kultus ver Vernunft ein, und am 
7. Mai 1794 defretirt der Konvent die Eriftenz des höchſten Wefens, am 
24. die Unfterblichfeit der Seele, 

Unzählige Mafregeln ähnlicher Art übergehen wir. Die Guillotine war in 
Permanenz und täglich fielen zahlreiche Opfer, zuletzt ohne felbft auch mur zum 
Schein vor Gericht geftanden zu haben. Aber ver Bogen war zu fehr gefpannt, 
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bald mußte die Sehne reifen. Schon am 24. Februar 1794 (6. ventöse III.) 
batte Robespierre die ihm felbft bedrohenden 20 ertremften Jakobiner (Hebertiften) 
als „Lafterhafte” hinrichten lafien; am 5. April (16. Germinal) erreichte daſſelbe 
Schidjal Danton und einige andere zu ben gemäßigtern Schredensmännern ge 
börigen Deputirten, welde des Royalismus befhuldigt wurden. Robespierre 
war num auf den Punkt die Diktatur an ſich zu reißen, als endlich das Uebermaß 
der Furt dem Konvent den Muth gab, fih dem nah Blut vürftenden Tyrannen 
zu wiberfegen. Am 27. Juli 1794 (9. Thermidor) wurde er verhaftet und am 
folgenden Tag beftieg er nebft einer Anzahl feiner Anhänger das Scaffot. 

Frankreich athmete nun auf und die Mittelflaffen, welche am meiften gelitten 
hatten, unterftügten den Konvent, der bie ertremften ZTerroriften ausftieß, bie 
Geächteten zurädrief; die Gefege des Marimum wurden widerrufen und freie 
Religionsübung bergeftellt. Indeſſen hatten die Bürger noch manden Kampf gegen 
die mit den Maſſen verbündeten Jafobiner zu beftehen. Bon legtern und be- 
fonderd von der Theurung aufgeregt rüdten die Vorſtädte mehrmal vor den 
Sigungsfaal des Konvents; die Emeute vom 1. Prairial (20. Mai 1795) war 
bejonvers heftig und gab dem Präſidenten Boiffy v’Anglas Gelegenheit einen 
bewunderungswürbigen Heldenmuth zu zeigen. Am 26. OÖftober (5. brumaire) 
wurde der Kommunift Baboeuf gefangen genommen, am 12. Nov. (22. brumaire) 
der Jakobinerklub gefhlofien; die Macht der ertremen Partei war gebrochen. 

Die royaliftifhe Reaktion glaubte nun den günftigen Augenblid gekommen, 
ſich ihrerfeits der Herrfhaft zu bemächtigen. In Folge der neuen Konftitution, 
genannt vom Jahre III, welche einen mäßigen Befig ald Bedingung um Wähler 
zu fein aufftellte, umd überbies bie Wahl in zwei Stufen anorbnete, war bie 
Macht in die Hände der Mittelflaffen übergegangen und bie Royaliften fonnten 
boffen, daß ihre Anhänger die Majorität in der neuen Regierung bilden würden, 
Lestere beftand aus zwei Kammern: einem Rathe der Fünfhundert umd 
dem Rathe der Alten (250 Mitgliever) als gefeßgebenve, und einem Diref- 
torium von fünf Mitgliedern als vollziehende Gewalt. Sie hatten geſchickt ven 
Staatsbankterott (September 1797) benügt um im die Näthe gewählt zu werben, 
und es war ihnen jogar gelungen einen der Ihrigen (Barthelemy) ins Direktorium 
zu bringen, und ſchon arbeiteten fie offen auf ven Sturz der Regierung hin. Die 
Direktoren Barras, NRewbell und Lareveillidre famen ihnen durch 
den Staatöftreih vom 18. Fructidor zuvor. Die Royaliften wurden aus den 
Näthen vertrieben und aus Frankreich verbannt. Dafjelbe Schidjal traf nit nur 
Barthelemy fondern auch Carnot, deſſen Kriegsleitung das Direktorium feine Siege 
in Italien und Deutſchland größtentheils verbanfte, 

Diefe Siege freilihd hatten den Direktorium einen gefährlihern Gegner als 
die ausgeftoßenen Royaliften gefchaffen. Der Sieger von Italien, ber Liebling 
des Heeres und der Screden feiner Tjeinde, der General Bonaparte, wurde 
dem Direktorium jest gefährlich. Es ſchloß diefer jet mit Oeſterreich den Frieden 
von Campo-Formio und entſchied fih für die Unternehmung nad Egypten, um 
den ehrgeizigen Öeneral zu entfernen. Derfelbe ſchiffte fih mit 20,000 Dann 
‚auserwählten Truppen auf einer Flotte von 400 Schiffen am 19. Mai 1798 in 
Toulon ein, nahm am 12. Juni Malta und landete am 2. Juli bei Alerandria. 

Um den andern Theil des Heeres zu befchäftigen hatte General Saint-Eyr den 
Defehl erhalten in die Schweiz einzurüden. Die helvetiſche Republif wurde demo» 
kratifirt, Genf, Biel und Mühlhauſen Frankreich einverleibt. Ungefähr in verfelben 
Zeit hatte Berthier den Kirchenftant in eine römische Republif verwandelt und 
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den Papſt Pius VI. nach Frankreich geſchickt. Dieſes Verfahren konnte an den 
Höfen nur Mißtrauen und Beſorgniſſe erregen, und England nahm den Augen— 
blid wahr wo Bonaparte, nad der Bernichtung ber franzöfifchen Flotte durch 
Nelfon, in Egypten in immer neue Verlegenheiten fi verwidelte, um eine neue 
Koalition gegen die Republif zu Stande zu bringen. England, Defterreih, Ruß- 
land, Neapel und die Türkei ftanden nun vereint gegen Frankreich. Das Diref- 
torium zeigte ſich jedoch auf der Höhe feiner Stellung, rief 200,000 Mann durch 
eine regelmäßige Konffription unter die Waffen, ſchickte ver in Italien ftehenden 
Armee beträchtlihe Berftärtungen, die aud gleih am Anfang des Feldzugs das 
Königreih Neapel wie das Königreich Sarbinien völlig erobert hatte, fo daß 
ganz Italien am Anfang des Jahres 1799 in den Händen ber Franzofen war. 
Diefer Sieg war jebod nicht von langer Dauer, denn die Verbündeten griffen 
nun nad einander die Franzofen auf drei Seiten an. Erzherzog Karl ſchlug 
Jourdan an der Oftrah am 21. März, bei Stodad am 25. und Lenouf, fein 
Nachfolger war genöthigt fein Heer über ven Rhein zurüdzuführen. Gleiches 
Schidjal hatten in der Lombardei Scherer’s und Moreau’8 Armeen, die von ven 
vereinten Heeren Defterreihs und Rußlands unter Mad und Suwarow an ber 
Etſch geihlagen und zum Rüdzug gezwungen wurden. Im Auguſt landete der 
Derzog von Mort mit 40,000 Mann in Holland und bedrohte die franzöfifche 
renze. 

Dieſe kritiſche Lage der Republik nach außen hatte große Unzufriedenheit mit 
dem Direktorium erzeugt, die Wahlen von 1799 fielen republikaniſch aus, an 
Rewbell's Stelle, nach Carnot's Austritt der einzige ſtarke Charakter und entſchie— 
dener Anhänger der Konſtitution vom Jahre III, wurde Sieyes, ein eben ſo 
entſchiedener Gegner derſelben, gewählt. Die Kammer der Räthe erklärte ſich 
permanent und forderte das Direktorium auf, ihr Rechenſchaft über die Lage des 
Landes abzulegen. Bon ven urſprünglich ernannten Direktoren erhielt ſich nur 
Barras. Diefe Schwankungen in der oberften Leitung bedrohten die Republif mit 
Innern Stürmen, die nur durch den Umfchlag des Kriegsglüds abgewendet wurben. 

Der große Sieg Mafjenas bei Züri (27. Sept.) über die Ruſſen unter 
Korfatoff, vie Trennung der Defterreiher von den Ruffen, der Rüdzug Suwarows 
aus Italien, die Niederlagen und die Kapitulation des Herzogs von Work in 
Holland (19. Sept. bid 6. Oft.) ermäßigte für den Augenblid vie Heftigkeit der 
Mipftimmung gegen das Direktorium. Aber die Unhaltbarfeit des gegenwärtigen 
Syſtems war unter allen Parteien zur feften Ueberzeugung geworben; alle 
wünfchten, wenn aud aus verfchiedenen Motiven, den Sturz der Konftitution wie 
bes Direftoriums herbei und fahen in der Einheit der Regierung bie einzig mög- 
lihe Rettung des Staates. 

General Bonaparte hatte biefen Stand der Dinge, diefe Stimmung ver 
Gemüther bei feiner Abreife nah Egypten ſchon vorausgefehen; er hielt die Er- 
eigniffe nun für reif genug um feine Rolle darin anzutreten. Er übergab das 
Kommando über das egyptifche Heer dem General Kleber und landete am 9. Oktober 
1799 in Franfreih. Kaum war er einen Monat in Paris, als er bereits am 
18. brumaire (9. Nov.) die Konftitution wie das Direktorium geftürzt hatte, In 
der Naht vom 11. Nov. defretirten eine Heine Anzahl der Räthe ein breiföpfiges 
Konfulat als oberfte Regierungsbehörvde und beriefen den General Bonaparte, 
Sieyes und Roger Ducos in diefe Funktion. 

Das von den gebuldeten Räthen ernannte Konfulat gab einer Kommiffion 
berfelben den Auftrag, eine Konftitution abzufaffen. Sieyes, der ſchon bei feinem 
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Eintritt ind Direktorium eine Konftitution in der Tafche hatte, legte num biefelbe 
vor, allein Bonaparte bewirkte eine völlige Umänderung des urfprünglicden Ent- 
wurfs. Das Wert war am 27. December ſchon vollendet und am 2, Februar 
1800 ward die Konftitution des Jahres VIII als angenommen erklärt, 
Ihre äußern Umriſſe hatten allerdings ein republifanifches Gepräge, allein genau 
bejehen, war fie der Uebergang zur Monardie. Die ganze politifche Gewalt lag 
in den Händen dreier für ihre Regierungshanblungen unverantwortliher Konfuln, 
von denen überdies der erfte allein der eigentlihe Gewalthaber war und bie bei- 
den andern nur als Rathgeber und Gehülfen zur Seite hatte. Sie waren alle . 
drei nur auf zehn Jahre ernannt, fonnten aber wieder ermählt werden. Die ganze 
Bolksvertretung ruhte in einem Senate von 80 Mitgliedern, bei deren Wahl ber 
Einfluß des Konjulats maßgebend war. Diefer Erhaltungsjenat (Senat conservateur)' 
ernannte die Glieder des geſetzgebenden Körpers, des Tribunats, des Kaffations- 
bofes und die Konfuln. Seine Thätigkeit beſchränkte fih darauf, die Gefege, 
Dekrete und Akte der politifchen Gewalten zu prüfen, als konftitutionsgemäß zu 
beftätigen oder als Konftitutionswidrig zu verwerfen, Die Senatorswürde war 
lebenslänglih. Die gefeggebende Macht beſtand aus dem gefegebenden Körper von 
200 Mitgliedern, wovon jährlich der fünfte Theil erneuert wnrde, und tem Tri» 
bunate von 100 Mitgliedern. Das Tribunat berieth über die Regierungsvorſchläge, 
der gejeßgebende Körper ftimmte darüber ab. Bonaparte ließ ſich als erften Konſul 
und Gambacerds und Lebrun als zweiten und dritten Konful im Senat ernennen. 

Der Beifall, womit ver Gewaltftreih des 18. Brumaire von allen Par— 
teien Anfangs aufgenommen wurde, währte nicht lange, denn Bonaparte be 
rüdfichtigte bei Bejegung der Aemter vorzugsweife die Republikaner als Mittel- 
partei und ſchloß Royaliften und Jakobiner als Ertreme größtentheild aus. Die 
zerrüttete Yage der finanzen und der Armee, die nicht minder durd ihre Siege 
als dur ihre Niederlagen ſtark gelichtet war, ber durch unkluge Strenge und 
Härte des Direftoriums von neuem angefachte Bürgerkrieg in der Vendée ließen 
ſich nicht fo ſchnell als eine Konftitution überwinden. Es bevurfte dazu Zeit und 
die ganze Energie und Umficht des erften Konſuls. Bonaparte ftellte zuvörderſt 
die materielle Orpnung und Ruhe dur Eintheilung Frantreihs in 25 Militär- 
divifionen her. Die Vendée ſuchte er durch Angeftänbniffe zu befänftigen, als 
dies aber mißlang, erflärte er alle empörten Departements aufer dem Geſetze, 
worauf dann General Hedouville unter ver Bedingung einer allgemeinen Amneſtie 
den Frieden herbeiführte. Auch die Departementalverwaltung erhielt eine neue Or- 
ganifation, die an die Einrichtungen unter der Monarchie erinnerte. An bie 
Stelle der gegenwärtigen Räthe traten Präfelten und Unterpräfeften mit berjelben 
von der Regierung allein ausgehenden und abhängigen Macht wie früher bie 
Intendanten und Unterintendanten. In ven Gemeinden traten Maires an deren 
Spige, ebenfalls von der Regierung ernannt. Die Preffe warb unter die Aufficht 
der Polizei geftellt. Das Heer bedurfte mehr noch als die Berwaltung einer neuen 
Organiſation, allein diefe war von zwei Borbedingungen abhängig, die nicht ganz 
in der Macht Bonaparte’ lagen. Zuvörberft mußte den finanzen aufgeholfen 
werben, Zu dieſem Behufe wurde ein neues Papiergeld gefchaffen, eine gezwungene 
Anleihe von 12 Mill. bei den bebeutenpften Banfhäufern gemacht, dagegen bie 
auf die Güter „ver Ausgewanderten bafirte Anleihe von 100 Mill. aufgehoben. 
Die Lifte der Berbannten wurde gefchloffen und Jeder darauf geftrihen, ber 
nicht die Waffen gegen Frankreich getragen hatte. Der erfte Konful bot, um 
die Organifation in der Armee durchführen zu können, Defterreih und Eng- 
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land ben Frieden an, ben dieſelben jedoch nicht annahmen, da die Oeſterreicher 
unter Melas die Franzoſen aus ganz Italien wieder vertrieben hatten und fich 
anfchicten, in Frankreich einzufallen. Bonaparte übergab nun Moreau den Ober- 
befehl über die Nheinarmee, zog bei Dijon eine Reſervearmee von 60,000 Mann 
zufammen, mit welcher er über die Alpen in Italien einzurüden und ben Deiter- 
reichern in den Rücken zu fallen beabfidhtigte. Als die lettern von biefem Vor— 
haben hörten, hielten fie es für eine bloße Großſprecherei Bonaparte’s. Allein die 
am 8. März vefretirte Refervearmee ging am 16. bis 27. Mai ſchon über bie 
Alpen; Bonaparte und Berthier nämlid mit dem Hauptlorps über den großen 
St.Bernhard, die andern Korps über den Fleinen St. Bernhard, Mont Cenis, den 
Simplon und den Gotthard. Am 14. Juni entfchien der Sieg bei Marengo über 
den italieniſchen Feldzug. Nah einem für die Defterreiher ſehr nachtheiligen 
Waffenftillftand fam der Friede von Luneville (9. Februar 1801) mit Defter- 
reih zu Stande, worin die Republik 1200 Quadratmeilen Land mit ungefähr 
vier Millionen Menfhen gewann. Der Thalweg des Rheins warb die neue Grenze 
zwifchen Franfreih und Deutſchland. Diefem —* folgte bald der Friede mit 
Neapel, Rußland, ver Pforte und endlich zu Amiens (27. Mai 1802) mit 
England. Die cisalpinifhe, batavifche, belvetiiche, liguriſche Republik jowie das 
Königreih Etrurien wurden anerkannt. Durd befondere Verträge mit Spanien 
erwarb Franfreih Parma und Louifiana in Amerifa. 

In Egypten jedoh nahmen die Greignifje eine entgegengefegte Wendung. 
Kleber fiel durch Meuchelmord, fein Nachfolger im Kommando, General Menou, 
wurde von den gelandeten Engländern bei Nahmanieh am 21. März auf's Haupt 
gejhlagen, wornah die Franzofen eine Kapitulation zu ſchließen gemöthigt waren, 
Kraft deren die Ueberbleibjel ver egyptiſchen Armee auf englifhen Schiffen nad 
Frankreich eingejchifft wurden. 

Nach dem Frievensihluß konnte der erfte Konful der inneren Umgeftaltung 
wieder feine ganze Aufmerkſamleit ſchenken. Die Aufregung war verfhmwunden und 
zeigte ihre legten Spuren nur nod in den Verſchwörungen der Jakobiner und 
Royaliften gegen das Leben Bonaparte's. Induftrie und Handel blühten empor. 
Die vom Drude der innern und äußern Kriege befreite Geſellſchaft, welche ſchon 
unter dem Direftorium aufzuathmen angefangen und nah Vergnügen fi lüftern 
gezeigt hatte, überließ fich demfelben jet vollends und fchien nicht mehr zu ahnen, 
daß fie in der fittenftrengen Uniform einer Republik ftede. Der erfte Konful för— 
derte, fo viel an ihm lag diefes Sichgehenlafjen der Geſellſchaft, dieſes Bergefien 
der nächſten Vergangenheit. Alles was an die Revolution und Bolfsfouveränetät 
erinnern konnte, wurde in der officiellen Welt vermieden oder abgeftreift. Mit 
Pius VII. hatte der erfte Konful ſchon 1801 Friede oder richtiger ein Konkordat 
abgeichloffen, welches vie Geiftlichkeit mit der Nepublif verfühnte. Frankreich erbielt 
wieder 9 Erzbifhöfe mit 41 Bifhöfen. Die Sanftion des Konkordates konnte, 
wie der erfte Konful befürchtete, auf Widerſtand im Tribunate ftoßen, daher der 
Senat veranlagt wurde, 20 Tribunen, die im Geruche ftrengen Republitanismus 
ftanden, dur ein Senatustonfult auszuftoßen und das Tribunat auf 80 Mit- 
gliever zu befchränfen. Um viefelbe Zeit gewährte der erfte Konſul durch ein 
Senatustonfult eine allgemeine Ammneftie zu Gunſten der Emigranten mit Aus- 
nahme jedod von etwa taufend Familien, deren Schidfal mit, dem der Bour- 
benen eng verfettet ſchien. Ein anderes Senatusfonfult ſchuf die Ehrenlegion, 
durch welde der erſte Konful in den Stand gefegt wurde, ſowohl Militär- als 
Civilverdienfte zu belohnen. - 
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Wiewohl weder der geſetzgebende Körper noch das Tribunat Geſetzvorſchläge 
zu machen berechtigt waren, ſo fand doch der Vorſchlag des Tribunates, dem 
erſten Konſul einen öffentlichen Beweis der Nationaldankbarkeit zu geben, im Se- 
nate allgemeine Zuſtimmung und derſelbe beſchloß, Bonaparte auf weitere zehn 
Jahre zum Konſul zu ernennen. Dieſen Beweis des Vertrauens wollte der erſte 
Konſul jedoch nur mit Zuſtimmung des Volkes annehmen, daher der Senat in 
einem Plebiscit dem Volke die Frage ſtellte, ob» der erfte Konſul auf Lebenszeit 
feine Würde behalten ſolle. 3,577,399 Stimmberechtigte nahmen an ber Abftim- 
mung Theil, 3,568,885 bejahten die Frage, worauf dann am 2. Auguft 1802 
Bonaparte durch einen Senatsbefchluß zum lebenslänglihden Konful erhoben 
wurde. Diefe Modifikation der Berfafjung fhien eine andere zu bebingen, und fo 
ward diefelbe der Art mobificirt, daß der erfte Konful die ganze politifhe Macht erhielt. 

Am Anfange des Jahres 1802 fhon war der erfte Konful zum Präfi- 
denten der cisalpiniſchen Republif ernannt worden; jeßt erhielten Genua und 
Lucca und fogar die Schweiz durch die Mediationsafte neue Verfafjungen. Diefes 
Uebergewiht Frankreichs mußte in England die alte Eiferfuht und ven alten 
Haß von neuem anfachen. Die Haltung ver englifchen Preſſe, manche Bemerkungen, 
die im Parlamente über den erften Konſul fielen, erregten nicht minder feine 
Empfindlichkeit als fein geredhtes Mißtrauen in Englands aufrichtige Friedensliebe. 
Er rüftete eine ungeheure Flotte aus, um in England zu landen, und fiel unge- 
achtet der Neutralitätserflärung in Hannover ein. 

Vi. Das Kaifertbum. Der bevorftehende Krieg und häufige Attentate auf 
das Leben des erften Konfuls boten den Anhaltspunkt, auf die Nothwendigfeit einer 
feften Staatsform die Gemüther hinzulenten und für biefelbe vorzubereiten. Nach— 
dem hierauf bezügliche zahlreiche Apreffen im Senate und Tribunate eingelaufen 
waren, fanden aud die formellen Berathungen darüber ftatt, deren Endergebniß 
ein Senatsbefhluß war, wodurd der General Bonaparte als Napoleon I. zum 
erblihen Kaifer der Franzofen und die Glieder feiner Familie zu kaiſer— 
lihen Prinzen und Prinzeffinnen erhoben wurden. Das Bolt hatte dieſen Be— 
ſchluß mit 3,572,329 Stimmen unter 3,574,498 beftätigt und am 20. Mai 
1804 nahm Bonaparte die faiferlihde Würde an. Das Tribunat wurde gänzlich 
aufgehoben, ver Senat wie der geſetzgebende Körper ver Faiferlihen Gewalt unter 
georbnet. Die Revolution ſchien ihren Kreislauf vollendet zu haben. Indeſſen waren 
ihre bleibenden Beränderungen fehr groß. Die Zerftörung der abgenutzten Staats- 
maschine hatte alle geiftigen und moraltihen Kräfte ver Gefellfhaft in Gährung 
gebracht und dadurch in weniger als zwanzig Jahren ortfchritte von Jahrhun— 
derten gefördert. Die großen Berbeflerungen der allgemeinen Zuftände find zwar 
mit ſchweren Opfern erfauft worden, aber nicht Frankreich allein, ganz Europa 
genießt heute nody die Wohlthaten, welche es der franzöfiihen Revolution verbantt. 

Geblendet und gehoben zugleich von vem Glanz und der Größe des Mannes, 
der die Gefellfhaft dem Untergange, der Auflöfung entriffen, war fie ftolz auf 
fein Glück, das auch ihr Glüd geworben. Eher mit Befriedigung als Ueberrafhung 
ſah fie einen koftfpieligen Hofftaat entftehen, der an Glanz und Strenge ber 
Etiquette das alte Königthum weit hinter ſich ließ. Am 2. December 1804 kam 
Pius VII. nad Paris, um ſelber Napoleon und feine Gemahlin zu frönen. Die 
Eivillifte betruge25 Millionen, wie vie Konftitution von 1791 fie feftgefegt hatte, 
Die Senatoren erhielten eine Dotation von 25— 30,000 Franten. Der gejeßgebende 
Körper blieb. Der republitanifche Kalender ward ſchon 1805 abgeſchafft und ver 
gregorianifche wieder bergeftellt. In vemfelben Jahre legte ſich Napoleon den 
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Titel eines Königs von Italien bei, ſetzte ſich (26. Mai) die eiſerne Krone in 
Mailand auf und errichtete einen Orden derſelben. Die u. Republif, Barma 
und Piacenza wurden dem franzöflfhen Kaiſerthum, Guaſtalla dem italifchen 
Königreich einverleibt. Mit Lucca und.Piombino ward eine Schwefter des Kaifers, 
Elifa Bacciodi, als Herzogthum und franzöfifches Lehn beſchenkt. 

Das Kaiferreih hatte der Kaifer von Defterreih und bie meiften beutjchen 
Fürften anerfannt, allein vie Geſandten Rußlands und Schwedens hatten 
Paris gleih nad ver Proffamation vefjelben verlaffen. England, mit einer Lan— 
dung bedroht und Kurd die Befegung von Hannover verlegt, benutzte die Miß- 
ftimmung Ruflands und Schwedens, um mit diefen Mächten eine neue Koalition 
zu verabreden, für die auch Defterreidh gewonnen warb und ber Neapel bei- 
trat (Frühjahr 1805). Der Krieg begann. Rußlands Heere waren in Deutſch- 
land eingetroffen. Maſſena befhäftigte den Erzherzog Karl in Italien, Napoleon 
ſchlug die Defterreiher bei Elhingen, bejegte Wien und vernichtete die Rufen 
bei Aufterlig. In Folge einer Unterredung mit Franz II. warb in Preßburg 
am 26. Nov. 1805, alfo nad einem Feldzug von faum drei Monaten, ein 
Friede gefchloffen, worin Defterreih 1000 Quadrat-Meilen mit mehr als 3 Mil. 
Menſchen (darunter die treuen Tyroler) opfern mußte, dagegen warb Bayern, 
Mürtemberg und Baden ein Gebietszumahs, und eine Königsfrone den beiden 
erftern, die volle Souveränetät dem letztern zuertbeilt. Italien wurde mit 500 
Quadrat-Meilen abgerundet. Das Glüd, das Napoleon auf dem Kontinent zu 
verfolgen fhien, hatte ihm jedoch auf dem Meere ven Rüden gekehrt, und vie 
Schlacht von Trafalgar, worin Nelfon die vereinigte franzöſiſch-ſpaniſche Flotte 
befiegte, koſtete Franfreih die Frucht jechsjähriger angeftrengter Rüftungen: 1654 
Kanonen, 15,000 Mann Truppen und Matrofen und 60 Mill. Franfen, wel 
letzterer Berluft in dem Augenblid um fo empfindlicher war, als die Bank von 
Frankreich ſich in Gelvverlegenheit befand. Napoleon fam zwar jet zur Ueber- 
zeugung, daß er England zur See nicht beifommen fünne, allein dieſe Ueber— 
zeugung trieb ihn zur Annahme einer Politit, die einen Kampf auf Leben und 
Tod fir England einſchloß. England follte, wie Napoleon verfündigte, auf dem 
feften Lande befiegt werden. Abjonderung Englands vom Kontinent durch Ber- 
nidtung von deſſen Einflüffen auf demfelben und eine völlige Abfperrung feines 
Handels, das waren die Waffen, an denen das ftolze Albion verbluten follte. 

Napoleon fteuerte wie gewöhnlich raſchen und feften Schrittes feinem Ziele 
zu. Preußen erhielt Hannover und warb daburd mit England entzweit. Die Dy- 
naftie von Neapel ward als warnendes Beifpiel der Regierung verluftig erklärt 
und Joſeph Bonaparte zum König von Neapel und Eicilien, Ludwig Bo- 
naparte zum König von Holland, Eugen Beauharnais, Stiefiohn des 
Kaijers, als Taiferlicher Prinz adoptirt und zum Vicekönig von Italien ernannt. 
Mehrere andere Minifter und Würbenträger wurden belehnt. So Marfhall Ber- 
thier, Napoleons Waffengefährte, mit dem Fürftenthume Neuchatel, Talley- 
rand, der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, mit dem Fürftenthume Be- 
nevent, Bernadotte mit dem Fürſtenthume Ponte Corvo, Joachim Murat mit 
dem Großherzogthume Berg. Der Bicelönig von Italien heirathete eine bayeriſche 
Prinzeffin, und Stephanie Beauharnais, eine Berwandte der Kaiferin warb als 
aboptirte Prinzeffin die Gemahlin des Erbprinzen von Baden. Alle die der neuen 
Dynaftie unmittelbar angehörten oder mit ihr verbunden waren, follten, um- 
Ihlungen von einem einzigen Bande, unauflöslih an die Perfon des großen Kai- 
ſers gefettet werden. Er ſchuf das fogenannte Föderativfpftem, wodurch das 
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bisher herrſchende Syftem des Gleihgewidhts in Europa vollends aufgehoben 
wurde. Bayern, Würtemberg und Baden mußten in jenes Syftem eintreten. Nach 
Einverleibung des Churfürſtenthums Hannover in Preußen zog jener Eintritt vie 
völlige Auflöfung des deutfchen Reichs nad fi, das Napoleon ohnehin nicht mehr 
anerfannte. Diefem gelang es ohne Schwierigkeit, an die Stelle des aufgelöften 
deutfhen NReihsförpers ven Rheinbund zu fegen, zu deſſen Protektor er fich 
(1806) erklärte. Kaifer Franz IT. legte die deutſche Kaiſerkrone nieder, 

Diefes raſche Umfichgreifen der franzöfischen Uebermacht mußte die mit Ruß— 
land und England mittlerweile fortgeführten Friedensunterhandlungen durchkreuzen 
und lähmen. For’ Mittheilung an Talleyrand von einem Anſchlag auf das Leben 
des Kaijers hatte für einen Augenblid das gänzlich erftorbene gegenfeitige Ver— 
trauen der Kabinette von Paris und Yondon » wieder angefacht; allein ver plötz— 
lihe Tod des genannten englifhen Minijters und die in Folge des Rheinbundes 
entftandene Berrüdung ver En der Dinge machten jeden Erfolg der Friedens— 
unterhandlungen unmöglich. Der Ezar verweigerte vie Ratififation der von Dubril 
angenommenen Präliminarien. Der engliihe Geſandte warb wieder von Paris 
abberufen und ſchon im Herbſte vefielben Jahres fah man Preußen mit Rußland, 
Schweden und England vereint auf dem Kampfplage gegen Napoleon. Preußen 
ward vorzugsweiſe durd die ihm zugefommene Nachricht, daß der Kaiſer Eng» 
fand die NRüdgabe Hannovers angeboten, und durch die Idee eines norbijchen 
Bundes ald Gegengewicht zum rheinifhen in ven Kampf gezogen, ver es feinem 
Untergange nahe brachte. Napoleon nahm die Herausforberung in der boppelten 
Eigenihaft als Kaifer der Franzofen und Proteftor des Rheinbundes um fo be- 
reitwilliger an, als er wußte, daß feine Gegner noch nicht in der Faſſung waren, 
ihm mit einiger Ausfiht auf Erfolg die Stirne zu bieten. Die Schlachten von 
Jena, Eylau und Friedland koſteten Preußen fein halbes Reich. Drei deutſche 
Fürſten (der Churfürft von Heflen-Kaffel, der Herzog von Braunſchweig und ber 
Fürſt von Dranien) wurden aus der Reihe ver Negierenden gelöſcht; zwei neue 
Könige (Sahfen und Weftphalen), ein Herzog von Warfhau und die Republik 
Danzig wurden geihaffen; der rheinifche Bund durch den Beitritt von eilf 
deutfhen Fürſten erweitert und das angeftrebte zur Vernichtung Englands ent- 
worfene Kontinentalfyftem fing an, eine Wahrheit zu werben, benn bie 
Zuftimmung aller Interefienten und Kontrahenten zu dieſem Syftem war bie 
Grundlage des am 7. und 9. Julius 1807 von Franfreid” mit Rußland und 
Preußen geſchloſſenen Friedens. 

Preußens und Ruflands Niederlage, Defterreihs Neutralität oder Paffivität, 
das, um fi zur erheben, einen günftigen Augenblid abwarten wollte, gewährten 
Napoleon vorerft vollfommene Sicherheit im Often und Norden und erlaubten 
ihm, aud den Süd-Weſten die Wucht feiner Macht fühlen zu laffen. Eine fran- 
zöftfche Armee beſetzte Portugal ohne Widerftand und nöthigte die herrſchende 
Dynaftie zur Flucht. Einen Familienzwift am Madrider Hofe benugte Napoleon, 
um den ſchwachen König Karl IV. zur Berzichtleiftung auf den Thron zu bewegen, 
ver fpanifche Thronerbe, Prinz Ferdinand, wurde zur Thronentfagung gezwungen 
und ber Fürft von Neapel, Joſeph Napoleon, wurde König von Spanien 
und Indien, der Großherzog von Berg folgte ihm auf vem Throne von Neapel, das 
Königreih Weftphalen hatte Hieronymus Napoleon erhalten. Der Papſt 
warb aller weltlichen Macht entfleivet. 

Diefe ununterbrodenen Uebergriffe konnte eine Macht wie Defterreid nicht 
lange ruhig mitanfehen. Defterreich bereitete fih im Stillen zum Kriege vor. Die 
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Spanier, auf Defterreihs und Englands Beiftand zählen, traten in einen ver— 
zweifelten Kampf gegen ven Gewaltigen ein, der Anfangs mit glänzendem Erfolg 
für fie geführt warb. General Dupont ward bei Baylen gefhlagen und mußte 
kapituliren, Prinz Iofeph Madrid und Junot Portugal verlafien. Als jedoch Na- 
poleon felber in Spanien an die Spige ded Heeres fich geftellt, fegte er in einer 
Reihe von Schlachten und unterwarf das Land von neuem dem Scepter feines 
Bruders. Kaum hatte er jevoh, nicht ohne große Opfer, Spanien unterjodt, 
als Defterreih zum fünftenmal und wieder im Bunde mit England die Waffen 
gegen Frankreich ergriff. Die Tyroler hatten zu gleicher Zeit fih erhoben, und 
auch in Weftphalen waren Bewegungen ausgebroden; allein Defterreid erlag 
abermals, trog der rühmlichen Anftrengungen und der glänzendſten Tapferkeit, ver 
Macht des Schidjals. Napoleon fiegte in den Schlachten von Edmühl, Aspern 
und Esling und diktirte 14. Oftober 1809 in Wien einen Frieden, in welchem 
Defterreihh 2000 Duadratmeilen mit 31/5 Mill. Menjhen verlor, womit ber 
rheinifhe Bund, Italien, Warfhau und Rußland vergrößert wurben. Der 
Kirchenſtaat und die illyriihen Provinzen wurden dann mit Frankreich vereint und 
Rom zur zweiten Stabt des Reihe erklärt. 

Die Herrfhaft Napoleons über Deutfhland und Italien ſchien unerfchüätter- 
lich. Der ruffiihe Czar war durch die auf Defterreihs Koften erhaltenen Ber- 
größerungen an Frankreich gefettet und zwang Schweden zum Anſchluſſe an das Kon- 
tinentalfyftem wider England, während die Pforte, unentſchieden ob fie auf Franf- 
reih oder England fi ftügen follte, dur die ruffiihen Angriffe abgehalten 
wurde, etwas gegen Frankreichs Uebermacht zu unternehmen. Als Napoleon fich 
von der Kaiferin Iofephine ſcheiden ließ und die Erzherzogin Maria Louife 1809 
beirathete, erhielt das neue Kaiferthum fozufagen die Weihe der alten Legitimität. 
Zur Befeftigung des Thrones und Erhöhung feines Glanzes warb ſchon früher 
durch ein f. Dekret (1. März 1808) außer den herzogliden Würben, womit bie 
Helven des Baterlandes belohnt wurben, ein Erbadel bergeftellt, ver ſich aller- 
dings von dem Feudaladel wejentlid unterfhied, indem er an ein großes Ber- 
mögen geknüpft war und mit dem Berlufte dieſes Bermögens auch erlojch, überbies 
keine Art Vorrechte beſaß. Das erwähnte Dekret verleiht den Großwürbenträgern 
den Titel Fürft und Durchlaucht; ihre älteften Söhne heißen Herzoge bes Reichs, 
fobald ihr Vater für fie ein Majorat im Betrage von 200,000 Fr. jährlihen Ein- 
kommens ftiftet; die Minifter, Senatoren und Staatsräthe, die Präfiventen des 
gefetgebenden Korps und Erzbifchöfe führen auf Lebenszeit ven Titel Grafen, ver 
auf den älteften Sohn (bei den Erzbifhöfen auf ven älteften Neffen) übergeht, 
wenn ein jährliches Einkommen von 30,000 Fr. geftiftet wird. Die Präfiventen ver 
Wahllollegien, der erfte Präfivent und der Generalprofurator des Kafjationshofes, 
ber Rechnungskammer und aller Appellationshöfe, die Biſchöfe, die Mairs der guten 
Städte — die das Necht, der Krönung beizuwohnen haben — erhalten als Be- 
lohnung für mehrjährige ausgezeichnete Dienfte im Amte, ven Titel Baron, ver 
auf ihre männlichen Nachkommen übergeht, wenn viefelben ein jährliches Einkom— 
men von 15,000 Fr. nachweiſen können. Die Mitglieder ver Ehrenlegion führen 
ben Titel Ritter, der ebenfalld auf ihre männlihen Nachkommen übergeht, wenn 
biefelben ein jährlices Eintommen von minbeftens 3000 Fr. befigen. In Ita- 
lien wurben ähnlihe Titel unter ähnlichen Bedingungen nebft den Rittern vom 
Orden der eifernen Krone und endlich 1809 der Orden der brei goldenen Bließe 
geftiftet. Schöpfungen ganz anderer Art waren vie unfterblihen Geſetzbücher 
(Codes Napoleon) die Drganifation der Gerichte, bie Stiftung ber Uni- 
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verſität. Induſtrie und Handel wurden kräftig unterſtützt und gehoben und durch 
Prämien die Erzeugung von Surrogaten für die verbotenen Kolonialwaren 
gefördert, Kanäle, Straßen und andere öffentlihe Bauten zur Hebung des Wohl- 
ftandes angeorbnet und jchnell ausgeführt. Um die Kontinentalfperre gegen England 
wirkfamer zu machen, wurden ganz Dolland, und überbem die ganze Küfte ver Nord— 
fee, die Mündungen ver Ems, Wefer, Elbe und fänmtlihe Hanfeftänte mit einem 
Landesgebiet von ungefähr 600 Duadrat-Meilen und einer Million Menſchen dem 
Kaiſerreich einverleibt. Daffelbe war jhon früher, um der Strafe des Simplon 
fiher zu fein, mit Wallis gefchehen. Das franzöfifche Reich zählte nun 130 De- 
partementd und erftredte fihd von der Texel bis in die Mitte Italiens, von 
der Elbe bis ind abriatifhe Meer. 

Diefe Gebietövergrößerungen hatten nicht minder als die früheren vie Unzu- 
frievenheit der Fürſten trog der ihnen verheißenen Entſchädigungen erregt; bie 
Erhaltung des Friedens auf dem Kontinent warb von neuem zweifelhaft. Frant- 
reich überfah dieſe Gefahr vorerft über der Geburt eines Thronfolgers, welder 
den Titel König von Rom erhielt, kraft eines Defrets, daß der jeveömalige 
Kronprinz diefen Titel führe und der jevesmalige Kaifer fi in ven erften zehn 
Jahren in Rom frönen lafje. Der Jubel in Frankreich war allgemein. Man hoffte, 
daß Napoleon, um die Zukunft feines leiblichen Thronfolgers nicht zu gefährden, 
fürder mehr der Weisheit und Mäßigung als dem Ehrgeiz Gehör geben werde. 
Der unglüdlide Gang der Ereigniffe in Spanien und Portugal jdien dieſe 
Hoffnung dur feine Warnungen zu verftärfen. 

Rußland ließ feinen Unwillen über die legten willfürlihen Einverleibungen, 
zumal über die des Großherzogthums Dlvenburg laut werden, es ſah darin eine 
Berlegung des legten Friedensvertrages und hielt fi daher berechtigt, feinerfeits 
die übernommenen Berbindlidkeiten binfichtlih der Kontinentalfperre nicht länger 
zu halten. Seine Handelsverfügungen in ven Jahren 1810 und 1811 mußten 
das „Freundſchaftsbündniß“ zwiſchen Wlerander und Napoleon in Spannung 
bringen. Napoleon ſöhnte ſich mit den nordamerilanijchen Yreiftaaten aus, hoffte 
in ihnen einen Verbündeten gegen Großbritannien zu gewinnen und glaubte daher 
um fo fiherer, mit dem Norden breden zu können. Ein neuer Kontinentalkrieg 
brady 1812 aus, worin Rußland und England auf ver einen, Frankreich, Defter- 
reih, Preußen und ver Rheinbund auf der andern Seite fanden. Wäre es zu 
jeder Zeit ein Wageftüd gewefen, ven Krieg auf ein fo unermehliches Gebiet, wie 
das mosfowitifche Reich zu verlegen, jo war der Mißgriff, ihn am Ende bes 
Sommierd zu beginnen, um fo unbegreiflicher. Napoleon fiel num mit 500,000 
Mann in Rußland ein, rüdte nach ven Siegen von Oftrov, Plod, Mohilew, Smo- 
lenst unaufhaltfam vorwärts und ftand am 14. Sept. nach einem abermaligen 
Siege — vor Moskau. Allein dieſe alte heilige Hauptftabt des Landes ward 
durch Kutufow den Flammen preisgegeben und mußte von- den Franzofen geräumt 
werden. Napoleon fah jest ein, daß die Armee, die bereitd durch Hunger und 
Klima viel gelitten hatte, nur durch einen raſchen Rüdzug und den Frieden zu 
retten ſei. Stolz hoffte er auf den legten und verlor eine koftbare Zeit für ben 
erften. Welche unfäglihen Leiven, als der Rüdzug endlich angetreten wurbe, das 
Heer von einer immer fteigenden Kälte und fortwährenden Ueberfällen des Fein— 
des zu dulden hatte, ift befannt genug. In der Nähe von Wilna, ald das Elend 
den höchſten Grad erreicht zu haben fchien, verließ Napoleon im ftrengften In— 
kognito das Heer und eilte nach Paris, um neue Hülfsmittel zu fuchen. Die Ber- 
luſte dieſes Feldzuges, wie ungeheuer fie auch waren, wurden durch die moraliſche 
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Wirkung, die ſie hervorbringen mußten, noch weit übertroffen. Der Zauber, der 
Napoleon als Unüberwindlichen umgab, war plötzlich in Frankreich nicht minder 
als im übrigen Europa gebrochen. Rußland und England ward es daher leichter, 
eine neue Koalition gegen Napoleon zu Stande zu bringen. 

Dieſem kamen die Folgen ſeiner Niederlagen nicht unerwartet. Im April 
1813 war er in Dresden an der Spitze einer neuen Armee von 300,000 
Mann erfhienen. Die vorangegangenen Unterhandlungen, welde dem Saifer- 
reich ben Rhein, die Maas und die Alpen als Grenzen geben follten, führten 
zu feinem Verſtändniß, worauf dann Defterreih dem Beifpiel Preußens folgte 
und dem Bunde gegen Napoleon beitrat. Napoleon fiegte zwar bei Dresben, 
allein die franzöfifhen Truppenkorps, die nicht unter feiner unmittelbaren Lei— 
tung ftanden, wurden in Schlefien, Böhmen und Brandenburg gefchlagen. In 
ber furdtbaren Schlacht von Leipzig erlitt Napoleon felbft eine entſcheidende 
Niederlage. Die Sachſen, dann auch die Bayern fielen von ihm ab und 
mit Mühe ſchlug ſich der Reſt feines Heeres nach Frankreich durch. Frank— 
reichs Grenzen waren jetzt ernſtlich bedroht, und wiewohl die Nation dieſe Ge— 
fahr nicht verkannte, zeigte ſich faſt nirgends ein begeiſternder Aufſchwung um fie 
zu beſchwören. Die Nation ſchien zu fühlen, daß die Verbündeten nicht Frankreich, 
fondern Napoleons Uebermadt befämpften. Diefes Gefühl fand in dem von Na- 
poleon geſchaffenen Senate felbe: ein Organ und war auch im gefeßgebenven 
Körper vorherrſchend. 

Die Alliirten waren nun nad Frankreich vorgebrungen und Napoleon erfocht 
bier in einem kurzen aber venfwürbigen Feldzug auf franzöfifchem Boden noch 
einzelne ruhmvolle Siege über die Preußen und Defterreicher, allein er mußte 
endlich der Uebermadht weichen und konnte das Vorrüden ver Berbündeten auf 
Paris nicht hindern. Paris kapitulirte nah einer kurzen Gegenwehr von Seiten 
ber Nationalgarve am 14. März 1814. Alerander erflärte Tags darauf beim 
Einzug der verbündeten Heere durch eine Proflamation, daß die Verbündeten vie 
alten Grenzen Frankreichs achten, ver franzöfiihen Nation es überlaflen, ſich eine 
Konftitution zu geben, aber weder mit Napoleon, noch mit irgend einem Mitglieve 
feiner Familie unterhandeln wollen. Zugleih warb der Senat aufgefordert, eine 
proviſoriſche Regierung zu ernennen. Diefer Aufforderung gemäß hatte ver Senat 
am 2. April Napoleon und feine Familie des Thrones verluftig erklärt, vie 
Bourbonen als die rechtmäßigen Herrſcher Frankreichs zur Rüdtehr eingeladen 
und eine proviforifche Regierung ernannt. Gleich bei der Nachricht von der Ueber- 
gabe von Paris hatte Napoleon zu Gunften feines Sohnes und dann ohne alle 
Bedingung abgedankt; am 20. April nahm er von feinen alten Soldaten in Fon- 
tainebleau Abſchied und zog ſich auf die ihm abgetretene Infel Elba zurüd. Der 
indejjen wieber zufammengetretene geſetzgebende Körper hatte bie Senatsbeſchlüſſe 
beſtätigt, und der Graf von Artois, Bruder Ludwigs XVIII., unterzeichnete in 
deſſen Namen (1. April 1814) den Pariſer Frieden, welcher Frankreich die 
frühern Grenzen wievergab. Ludwig XVII. hatte indeſſen am Tage vor feinem 
Einzug in Paris (2. Mai) diefe Konvention anerfannt, der Nation eine Ver: 
fafjung zugefagt, aber die von der proviforifchen Regierung abgefafte verworfen. 

VO. Die erfte Reftauration und die Hundert Tage. Der Reftau- 
ration der Bourbonen ftanden feine materiellen Hinverniffe entgegen, obwohl 
die Wieverherftellung des legitimen Königthums von Vielen mit Mißtrauen 
und Beſorgniſſen aufgenommen wurde. Diefe Beſorgniſſe wurden jedoch durch 
die wahrhaft freiſinnige Verfaſſung beſchwichtigt, und Ludwig XVIIL hätte 
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an dem Werke der Wieberherftellung bes legitimen Königthums ungeftört fort- 
arbeiten können, wenn nicht die meiften derer, welche die Berfaffung zu handhaben 
berufen waren, fie faft völlig ignerirt hätten. Die wefentlichften Elemente 
der Charte waren: Gleichheit Aller vor dem Gefete, gleiche Verpflichtung 
zu den Staatslaften, gleihes Recht auf alle Aemter; inbividuelle Gewifjens- 
und Preßfreiheit, Unverleglichkeit des Cigenthbums, Vergeſſenheit des Vergan— 
genen, Abihaffung der Konfkription; Unverleglichfeit und Unverantwortlichkeit 
des Könige, im welchem die ausübende Gewalt foncentrirt ift, der Krieg. er- 
Härt, Friedens- und fonftige Verträge ſchließt, Gefege vorihlägt und fanktionirt 
und die Aemter bejegt. Die geſetzgebende Gewalt übt der Monarch gemeinfam 
mit einer Pairs- und Deputirtentammer. Die erfte befteht aus vom König er- 
nannten erblihen oder lebenslänglihen Mitgliedern, die andern aus von den 
Wählern ernannten Abgeordneten. Der König erhält eine für feine Lebenszeit 
votirte Givillifte (fie war für — XVII. 25 Mill. Fr). Ferner Unverletzlich— 
feit der Richter, Beibehaltung der Geſchwornen zur Aburtheilung von Verbrechen, 
Freiheit der Abftimmung und Abſchaffung ver Konfisfation. Bei Wiederherftellung 
des alten Hofftaates warb der alte Adel wieder in feine Rechte eingefett, vie alten 
Drven wurden ebenfalls wieder hergeftellt, und ver Orden der Ehrenlegion erhielt 
durch das Bild Heinrihs IV. und vie Lilien eine legitimiftifche äußere Form 
und warb überdies in ven wefentlihften Beftandtheilen feiner Organijation mo: 
dificirt. 

? Mit diefer Mopififation begann die Unzufrievenheit zumal unter dem Militär, 
das in feiner Eigenliebe wie in feinen Intereffen ſich verlett fühlte. Noch allge 
meineres und tieferes Mißvergnügen erregten eine Reihe von Mafregeln, die eben 
fo viele Verlegungen der Berfaffung waren und auf ein vollftändiges Syftem po- 
litiſcher Reaktion hindenteten. Napoleon hatte von der allgemeinen Mipftimmung, 
welche hierdurch entftand, Kenntniß, zumal von der Unzufriedenheit der Armee, 
die größtentheild aufgelöft auf verminderten Sold gefegt war und vom alten 
Adel und der Geiftlichleit ihren Ruhm verhöhnen fah. Der entthronte Kaifer 
glaubte den Zeitpunkt günftig, um nad Frankreich zuriüdzufehren und die vom 
Haupte gefallene Krone wieder aufzuheben. 

Hundert Tage dauerte der Verſuch zur Berwirklihung viefes Planes. Am 
1. März 1815 war er im Hafen von Frejus in Frankreich gelandet und vom 
Heere wie vom Bolfe mit großer Begeifterung als Retter von einem ſchmählichen 
umd unerträglihen Zuftande aufgenommen. Ludwig XVII traf zwar energifche 
Mafregeln gegen den Einfall Napoleons, er berief die Kammern, ließ ſämmtliche 
Beamte und Würbenträger nochmals auf die Berfaffung beeiven und entjenvete 
Truppen gegen Napoleon, die, wie ihr Anführer, Marihall Ney, dem König 
nochmals den Eid der Treue leifteten. Ney zumal machte ſich beſonders anheiſchig, 
den in Acht erklärten Kaifer gefangen oder tobt dem König auszuliefern. Doch 
faum befand fih Ney vor dem zurüdgefehrten Kaifer, als er, überwältigt von 
deſſen Berfönlichleit und den Erinnerungen gemeinjhaftliher Helventage feinen 
Eid wie feine Verheißungen vergaß umd unter Napoleons Banner trat, Am 
19. März floh der König aus Paris und Tags darauf z0g Napoleon, ohne ven 
geringften Wiverftand erfahren zu haben, in die Tuilerien wieder ein. In einem 
Aufruf an die Nation verfiherte er, daf er auf fernere Eroberungen verzichte und 
im Geifte ver Freiheit herrſchen wolle. Wirklich berief er eine Deputirtenlammer, 
kraft einer am 22. April erlaffenen fogenannten Zuſatzakte zur Konftitutionsurfunde 
Ludwigs XVIIL, welche am 1. Junius von ihm und ben Deputirten auf dem 
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Marsfelde feierlich befhworen wurde, Aber die auf dem Wiener Kongreß vers 
fammelten Mächte hatten, gleich bei ver Nachricht von der Landung in Frankreich, 
Napoleon als Störer des Weltfrievens in die Acht erklärt, und im einem Qua— 
brupelvertrag zwifhen Defterreih, Gngland, Preußen und Rußland verpflichtete 
ſich eine jede biefer Mächte, 150,000 Mann ins Feld zu ftellen. Vergebens be— 
mühte fih Napoleon, mit dem Wiener Kabinet in Unterhandlungen zu treten, worauf 
er dann um die Mitte Junius mit einer ziemlich ftarten Armee gegen die 
Heere der Berbünveten aufbrah, die von Belgien bis nad Italien Frankreichs 
Grenzen umfhlangen. Bei Eröffnung des Feldzuges ſchien Napoleon die Gunft 
feines frühern Kriegsglüds wieder zu lächeln, aber bei Waterloo (18. Junius) 
wurde er von den vereinigten Engländern und Preußen aufs Haupt gefchlagen. 
Er eilte nah Paris, um von den Kammern neue Hilfsmittel zur Fortfegung bes 
Krieges zu verlangen. Diefelbe hatte aber fein Zutrauen in feine Freiheitöverfiche- 
rungen und verweigerte bie verlangten Opfer, worauf er am 21. Iunius in Blois 
zu Gunften feines Sohnes nochmals abdankte. Es bildete fih eine proviſoriſche 
Regierung unter Fouché, dem ehemaligen Polizeiminifter Napoleons. Die Berbün- 
deten festen ihren Marſch, diesmal ohne Wiverftand, nad Paris fort und rüdten, 
nachdem vie franzöfifche Armee in Folge einer zwifhen Blüher und Wellington 
einer- und dem Marſchall Davouft anvererfeits abgefchloffenen Militärtonvention 
fih zuriüdgezogen hatte, in Paris am 7. Julius ein, Die noch verjammelten 
Kammern richteten an die einrüdenvden Heere und an die Nation einen Aufruf, 
worin fie erflärten, daß fie jede Regierung als gefegwidrig betrachten mwürben, 
welche die Rechte der Nation mißachten follte. Am 9. zog Ludwig XVIII. aber- 
mals in den Tuilerien ein, löfte die gegenwärtige Kammer auf, berief eine anbere, 
orbnete die Bildung eines neuen Heeres an. 

Mit viefer letzten Mafregel begannen wieder die BVerfolgungen gegen bie 
Anhänger Napoleons und wurben mit größerer Heftigfeit und Erbitterung als 
vor den hundert Tagen fortgefegt. Dies war um fo trauriger, als die Lage in 
Folge des zweiten am 20. Nov. zwifchen Ludwig XVII. und den Verbündeten 
abgefchloffenen Barifer Frieden an und für fih fchon feine erfreuliche war. 
In dem erften Pariſer Frieden erhielt Frankreich die Grenzen von 1792, im zwei- 
ten warb es jedoch auf die Grenzen von 1790 befchränft und mußte bie Fe— 
ftungen Philippeville, Saarburg, Marienburg und Landau, ferner das Herzog- 
thum Bouillon, einen Theil des Niederrheind umd der Landſchaft Ger, endlich 
den ihm 1814 gelaffenen Theil von Savoyen und das Fürftentbum Monaco 
abtreten. Auch mußte es fich verpflichten, Hüningen zu fchleifen, ven Berbündeten 
17 Feftungen auf 3 bis 5 Jahre einzuräumen, ein Ofktupationsheer von 150,000 
Mann während diefer Zeit zu erhalten, 200 Mill. Kriegsftener zu zahlen und 
endlich alle rechtmäßigen Entihädigungsanfprüdhe von Individuen, Körperſchaften 
und Inftituten in den Ländern der Verbündeten zu Sefriebigen, ſowie alle Schäte 
der Kunft und Yiteratur herauszugeben, bie die Franzoſen aus bem früher 
bejegten Länder mitgenommen, und welche vie Verbündeten im erften Parifer Frie⸗ 
den nicht zurädzufordern gutmüthig genug waren. 

VII. Die zweite Reftanration begann wohl mit der Zufage Lud— 
wigs XVIII., eine Politif der Mäfigung und Weisheit zu befolgen und eine 
allgemeine Amneftie zu ertheilen, allein wie in ber erften Reftanration, jo war es 
aud in der zweiten die Umgebung Ludwigs XVIII., die ihn hinderte, feinem 
orte treu zu bleiben. Die Wahlen für die Deputirtenlammer wurben in einer 
Weiſe betrieben, daß die Kammer aus lauter leivenfchaftlichen Noyaliften beftand, 
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die ſo weit gingen, daß der König mehreren ihrer Beſchlüſſe die Sanktion ver— 
weigerte. Beide Kammern vermehrten die im Regierungsvorſchlag aufgeſtellten Aus: 
nahmen von der verſprochenen allgemeinen Amneftie und erklärten ſich für bie 
Berbannung Aller, die für den Tod Ludwig XVI. geftimmt oder während ver 
hundert Tage ein Amt angenommen hatten. Geiftliher und politiſcher Fanatismus 
walteten nun zügellos, zumal im ſüdlichen Frankreich. In Marfeille und Nismes 
wurden bie Proteftanten als Anhänger des Kaiſers ermordet. Die heftigen An- 
griffe der Ultraroyaliften, welche die Aufhebung ber Charte und bie Wieberher- 
ftellung des unbefchränften Königthums anftrebten, veranlaften die Regierung, die 
Kammern am 4. Nov. 1816 aufzulöfen. 

Das Ergebniß der neuen Wahlen entfprad fo ziemlich den Wünſchen ver Regie- 
rung. Die neue Kammer zeigte Mäßigung und hatte in ihrem Schoofe ein ftarfes 
Gegengewicht gegen die Ultras, wenn auch keine hinreichende Majorität von freiger 
finnten Abgeoroneten. Den lettern gelang es zwar ein neues im liberalen Geifte ab- 
gefaßtes Wahlgefeg (1817) und ein Refrutirungsgefeg (1818) burchzufegen, alle ihre 
Anftrengungen aber, die Fonftitutionswidrigen Ausnahmsgefege wieder aufzuheben, 
waren vergeblich. Die Unruhen in Grenoble und Lyon jedoch und die entdedte Ver— 
ſchwörung der Ultras zum Umfturz der VBerfaffung brachte eine Annäherung des Mi- 
nifteriums an die liberale Bartei hervor. Die Verminderuug der Dfkupationsarmee 
um 30,000 Mann (1817), baun der Beſchluß des Aachener Kongrefles, alle fremden 
Truppen noch im Laufe des I. 1818 aus Frankreich zurüdzuziehen, pie durch Welling- 
tons Bermittlung bewirkte Herabfegung der an Privaten auszuzahlenden Entſchä— 
digungsfumme von 296 Mill. auf 240 Mill, ferner die Ermäßigung der rüd- 
ftändigen Kriegsſteuer von 280 auf 265 Mill., envli vie Zuziehung einheimifcher 
Bankiers bei der Anleihe von 1818 befeftigten auf einige Zeit das Band ber 
liberalen Partei mit dem Minifterium. Da jedoch der Herzog von Richelieu als 
Miniſterpräſident der liberalen Partei feine Konceffionen machen wollte und jevem An- 
finnen zur Entwidlung des Ekonftitutionellen Syftems entſchieden ſich widerſetzte, 
fo entftanden Spaltungen im Kabinet und Abneigungen in ver liberalen Partei, 
die am Ende des Jahres den Herzog zum Rüdtritt veranlaften. Ludwig XVIIL 
beauftragte den Marquis von Defjolles mit der Bildung eines neuen Minifte- 
riums — feit 1817 das Dritte. Diefes liberale Minifterium konnte ſich jedoch 
nicht lange gegen die vereinten Angriffe der ertremen Rechten und Linken halten, 
und wurde im November 1819 mopificirt. 

Descazes führte ven Borfig in dem neuen Kabinete, das eigentlich dieſelbe 
Politik fortfegte und auch diefelben vereinten Angriffe der beiverlei Ultra's auszuhalten 
hatte. Die Royaliften glaubten durch diefe Schattirung des Yiberalismus unter den 
Räthen der Krone von ihrem Ziele fich entfernt, und vie liberale Partei verlangte 
die Durhführung liberaler Grundfäge in der Apminiftration. Davon war aber 
feine Spur wahrzunehmen. Die Preffreiheit wurbe erft im Junius 1819 wieder 
bergeftellt, aber au da nur nominell. Descazes glaubte und bemühte fich, 
durch eine Annäherung an die äufßerfte Rechte diefe zum Theil zu befriedigen 
und die liberale Partei einzufhüchtern. Ein neues Wahlgefeß, deſſen Tendenz 
bie Begünftigung ver großen Örunbbefiger war, dann abermalige Ausnahms- 
gejege zur Nieverhaltung des Öffentlichen Geiftes follten die neue Wendung des 
Minifteriums Descazes einleiten. Aber diefe Politif befriedigte die Ultraroyaliften 
nicht und verfegte die Liberalen in Aufregung. Die Debatten über das Wahl- 
geſetz wurden mit Leidenfchaftlichteit und Bitterfeit geführt; der gemäßigten Partei 
ſchien jedoch die Verwerfung des Gefegentwurfes ficher, ald die Ermorbung 
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des Herzogs von Berry (13. Feb. 1820) den Ultra's die Zügel der Regierung 
in die Hand fpielte, 

Das Minifterium Descazes warb entlaffen und der Herzog von Richelieu 
zurüdberufen. Der Kampf in der Kammer entbrannte von neuem bei der Erör- 
terung über das erfte Ausnahmsgefeg, in Folge deſſen jeder des Hochverraths 
Verdächtige kraft eines von drei Miniftern unterzeichneten Befehls verhaftet und 
nöthigenfalls erft nah drei Monaten vor Gericht geftellt werben fonnte, Mit 
nicht geringerer Yeivenfchaftlichkeit wurde ber Kampf über einen Gefegentwurf geführt, 
welder vie Wieverherftellung ver Genfur zum Gegenſtande hatte. Beide Geſetze 
follten nur bis Ende der Seffion 1820 in Kraft bleiben. Das nene zum zweiten- 
mal vorgelegte Wahlgefeg ward endlich troß der vereinten Oppofition des linten 
Centrums (Doftrinaire) und der Linken mit nur geringen Veränderungen ange— 
nommen. Die Wahlen fielen durch dieſes Gefeg faft ausfchließlih in die Hände 
der reichen Ariftofratie des Grunpbefiges, und die Zahl ver Wählbaren warb da— 
dur in ganz Frankreich auf nicht viel über 16,000 rebucirt. Die Ariftofratie 
feierte hiermit einen großen Sieg, aber die Unzufriedenheit im Volke nahm auch 
zu und der Wiverftand trat überall hervor, zumal unter ven Beamten, vie fidh 
weigerten, die fonftitutionswirrigen Mafregeln der Regierung auszuführen. Die 
Regierung glaubte dieſen Widerſtand leicht durch Abjegungen brechen zu können, 
bie im Gegentheil ‚die Unzufriedenheit nur vervielfahten. Im Volke und im Mi— 
litär gaben Symptome geheimer Berfhmwörungen fid fund. Die Royaliften beuteten 
viefe Verſchwörungen aus und brängten die Regierung zu weiteren Ausnahme» 
maßregeln. Diejelbe jhlug die Verlängerung der Cenſur bis zum Jahr 1826 
und Berfhärfung ber Strafen auf Prefvergehen vor. Diefe Vorſchläge erhoben 
einen Sturm im Gentrum und in der Linfen; das Minifterium, das auf vie 
Rechte rechnete, fand viefelbe im Bunde mit der Oppofition und mußte fi gegen 
Ende 1821 zuridziehen. 

Ihre Nachfolger, alle aus ver änferften Rechten gewählt, find unter dem Na- 
men des Minifteriums Billdle, der darin das Portefeuille der Finanzen hatte 
und unftreitig der fähigfte Staatsmann ver Reftauratien war, befannt, Die Ultra’s 
waren num Herren der Lage. Sie hatten die Zügel der Gewalt in den Händen, 
verfügten über eine große Majorität, denn bei den Wahlen nah dem neuen 
Wahlgefeg waren faft alle Kandidaten des Centrums vurchgefallen und nur etwa 
30 von der Linken gewählt worden. Das neue Minifterium nahm nun den Vor— 
ſchlag des frühern auf Verlängerung der Genfur zurüd, um bie parlamentarifche 
Konfequenz feines Urfprungs zu retten, und bie Genfur hörte am 5. Februar 1822 
. auf, allein es entzog die Preßvergehen dem Ausſpruch ver Geſchwornen und verviel- 
fältigte vie Preßproceffe. Die bloße Nachricht von der Berufung dieſer Männer 
ins Minifterium hatte die Gemüther aufgeregt und erbittert. Die Berſchwörungen 
wurden nun häufig; an mehrern Orten brachen Unruhen aus. Alle dieſe Borfälle 
wurben von den Nopaliften in der Kammer zu Angriffen auf vie Revolution, den 
Liberalismus und ihre Bertreter ansgebeutet. Die Linke war jedes Einfluffes auf 
die Gefepgebung beraubt, denn fie warb bei jeder Gelegenheit nicht nur über- 
ftimmt, fondern aud zur Ordnung gerufen, fo daß fie den Entſchluß fahte, jeder 
Abftimmung fih zu enthalten. Die ftürmifche Seffion ward am 1. Mai 1822 
geſchloſſen. 

Beim Beginn der zweiten Seſſion vom 4. Junius zeigte Villdle, den der König 
zum Miniſterpräſidenten ernannte, nicht minder Mäßigung als ſtaatsmänniſche 
Verwaltungstüchtigkeit. Die wichtigſten Verhandlungen in dieſer Seſſion hatten 
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Zollmaßregeln und die auswärtige Politit zum Gegenſtande. Durch beide glaubte 
die Reftauration ihre Unabhängigkeit vom Auslande zeigen zu müfjen, dba man ihr 
von Seiten der liberalen und patriotifchen Parteien oft den verftecdten und offenen 
Borwurf gemacht hatte, daß fie vom Auslande abhänge. Das napoleonifhe Pro- 
bibitivfyftem, das nad der Rückkehr der Bourbonen bedeutend gemilvert warb, 
fam num durch ftarfe Zölle in vielen Inbuftriezweigen wieder zur Aufnahme. In 
Sponien, wo der König mit den Korte im Kampfe war, glaubten die Bour- 
bonen durch eine Intervention zu Ounften Ferdinands VIL den doppelten Zmed 
verfolgen zu müſſen: zuvörberft die Unabhängigkeit von England, das gegen biefe 
Intervention war, zu bewähren, und bann ber Vegitimität in Spanien und 
mittelbar der eigenen einen wejentlihen Dienft zu leiften. In Frankreich ſah 
man jedoch im biefer Intervention nichts als eine Unterbrüdung bes Fonftitutio- 
nellen Principe. 

Bei Eröffnung ver dritten Sefjion (28. Jannar 1823) kündigte der König 
in ver Thronrede den Mari von 100,000 Dann nad Spanien an, „um biefes 
Königreich) mit Europa auszuſöhnen“. Die Abfaffung der Note, welche dieſe In- 
tervention der fpanifchen Regierung anzeigen follte, führte zu einem Zwieſpalt 
zwifchen vem Minifter des Aeußern und den Minifterpräfiventen, in deſſen Folge 
der Herzog von Montmorench feine Entlafjung nahm und Herr von Chateau: 
briand (j. diefen Art.) fein Portfeuille übernahm. Die Oppofition ſchöpfte aber 
mit Unrecht aus diefem minifteriellen Zwijchenfal Muth und griff in ver De- 
batte über die Bewilligung des aufßerorbentlihen Kredits zur Beftreitung ber 
Kriegskoften, die Politif des Minifteriums an. Sie beftritt nicht nur die Noth— 
wenbigfeit, ſondern auch felbft die Zwedmäßigfeit einer Intervention auf der Halb- 
infel. Der Abgeorbnete Manuel, ein freifinniger Deputirter aus der Vendée, 
machte eine Anfpielung auf die Wirkung der Fremdenintervention für Ludwig X VI. 
Dieſe Anjpielung regte bie Rechte fo jehr auf, dag ein Antrag ihn aus der Kam- 
mer auszuſtoßen geftellt und angenommen wurde. In der Kanımer war von num 
an jede Möglichkeit einer Annäherung der Parteien zerftört. Inzwifchen hatte das 
franzöfifche Heer den ſpaniſchen Boden betreten und im Dftober wurden die Kor 
tes und ihre Konftitution geftürzt. 

In der Seffion von 1824 erklärte bei Gelegenheit ver Debatte über das Budget 
der Finanzminifter, das Deficit betrage feit 1824 jährlich über 72 Millionen; 
er verlangte alfo eine Bewilligung von 107 Mill. Ergänzungsfrevite fir diefes 
Jahr und wies nad, daß, um das Gleichgewicht in den Ausgaben und Einnahmen 
berzuftellen, 332 Mill. gededt, neue Hülfsquellen daher gejhaffen werden müßten. 
Er ſchlug eine Rebuftion der fünfprocentigen Rente auf eine breiprocentige vor, 
Den betreffenden Gefegentwurf, den die Deputirtenfammer angenommen hatte, ver- 
warf die Pairsfammer. Der Minifter des Aeußern, der das Gefeß in der hohen 
Kammer zu vertheidigen unterlaffen, erhielt feinen Abſchied, was Herrn v. Chateau- 
briand mit der Rechten entzweite. Um das Deficit zu veden, wurden num neue 
Berbrauchsftenern ausgefhrieben und das Tabakmonopol erneuert. Die Kammer 
bewilligte Alles mit großer Majorität, da bei den Erneuerungswahlen vie 
DOppofition auf 17 Mitglieder zufammengefchrumpft war. Um fich viefe Majorität 
zu fihern, ſchlug der Minifter vor, die allgemeinen Wahlen nur alle fieben Jahre 
vorzunehmen und die Cenſur wieder berzuftellen. Beide Vorſchläge wurden ange- 
nommen. 

Der Tod Ludwigs XVII. (16. Sept. 1824) war der Wendepunkt des Kampfes 
zwiſchen ver Reaktion und der Partei des Fortſchritts. Sein Bruder Karl X., 
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ver ihm auf den Thron folgte, war von jeher die Stütze der "Ultraropaliften, 
die auf dem Sturz der Charte hinarbeiteten, ein Vorhaben, dem Ludwig aus Mäßi- 
gung nicht minder als ans Baterliebe für fein Werk widerſtrebte. Nun Karl X. 
den Thron beftiegen, erwartete man allgemein die thatfädhliche oder fürmliche Be— 
feitigung der Eharte für die nächite Zukunft. Diefen Erwartungen entgegen erflärte 
Karl X., vie Verfaſſung achten und befeftigen zu wollen, bob am 29. Sept. ſchon 
die Genjur auf und ernannte den Dauphin zum Mitglied des Staatsraths, mobi- 
fieirte das Minifterium Billdle im gemäßigten Sinne, befrievigte aber aud die 
Ropaliften durch die Borlage eines Gefeges, kraft vefjen die ehmaligen Eigenthümer 
der verfauften Nationalgüter eine Millarve in Renten ale Entſchädigung befamen, 
die zu vertheilen fi) ver König vorbehielt. Nah Annahme aller dieſer Maßregeln 
und des Budgets ließ Karl X. fih in Rheims am 29. Mai nah altem Her- 
fommen frönen und ſchwor der Charte gemäß zu regieren. 

Die Abfihten des Königs mögen aufridtig geweien fein, allein die Kammer, 
in welder über 300 Altadelige, ehemals Privilegirte, faßen, drangen in das Mi- 
nifterium, um durch Maßregeln, die ven Geift der Charte offenbar verlegten, dieſelbe 
zu untergraben. In der Pairskammer fing man zu begreifen an, daß eine Oppofiton 
Noth thue, und ba im der untern Kammer feine auflommen konnte, legte vie 
erfte Kammer fih dieſe Miffton bei. Um folde Anwandlungen zu neutralifiren, 
ernannte das Meinifterium 31 neue Pairs, die jedoch nicht hinderten, daf das im 
Deputirtenhaufe angenommene Majoratsgefet, das im offenbaren Widerfpruche mit 
der Verfaſſung war, da biefe die Gleichheit Aller vor dem Gefege verbürgte, in der 
Pairstammer (8. April 1826) verworfen wurde. Wenn irgend etwas für bie 
Regierung eine ernfte Warnung jein konnte, vom ihrem verhängnifvollen Wege 
abzulenken, jo war es gewiß die Oppofition einer Kammer, die aus lauter von 
der Arone ſelbſt erwählten und ihr ergebenen Mitgliedern beftand. Doch der König, 
der nicht ımempfänzlich für dieſe und ähnlihe Warnungen war, hatte das Unglüd, 
von Miniftern und Hofleuten umgeben zu fein, die fein Gewiſſen mit Erinnerungen 
aus der Revolution ängftigten und ihm fortwährend den Wiverftand als das einzige 
Mittel, eine neue Revolution zu verhindern, anriethen. Neben diefer offenbaren 
Tendenz der Regierung, die Konftitution zu umgehen und zu untergraben, befchäf- 
tigte die äffentlihe Meinung der Proceß gegen Ouvrard, einen Lieferanten ber 
Armee während des ſpaniſchen Feldzugs. Es kamen hier Enthüllungen der ärger: 
lichften Art zu Tage; die Verwaltung erſchien im Lichte beifpiellofer Nachläſſigkeit 
und Sorglofigfeit, die ven Schatz mehrere Millionen fofteten. Da mehrere bobe 
Stantsbeamten in diefen Proceß verflodten waren, mußten die Angeklagten ihrem 
gewöhnlichen Gerichte entzogen und vor die Pairskammer geftellt werden. Einige 
der auf Beitehung Angeſchuldigten wurden beftraft, gegen die angefchulpigten 
Beamten wurde jedoch ber Proceß niedergeſchlagen, was im Bolfe einen jehr üblen 
Eindruck machte. Ungefähr in verjelben Zeit hatten die Umtriebe der Jefuiten den 
allgemeinen Unmwillen der Art erregt, daß man auf Grund früherer Gefege ihnen 
ven Aufenthalt, zumal den Unterricht in öffentlihen Anftalten, unterfagen wollte, 
Allein der Apellhof erflärte fih in ver Sache als intompetent, da das betreffende 
Dekret Ludwigs XV., das bie Jefuiten des Yandes verwiefen, nur einen abminiftra- 
tiven Charakter gehabt habe, Größere Strenge zeigten die Gerichte gegen den Abbe 
Yamennais, der wegen feiner Angriffe auf die Grundlage der gallitanifchen Kirche 
verurtbeilt wurde. 

Alle diefe Umftände hatte die am die Oppofition fih anlehnende öffentliche 
Meinung ermuntert und gekräftigt, und dem Minifterium ernfte Bejorgniffe für 
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das Ergebniß der bevorſtehenden Wahlen (1827) eingeflößt. Um den Schlag, den 
es erwartete, abzuwenden, hatte Billdle die politiſchen Blätter wieder unter Cenſur 
geftellt, allein vie Oppofition in der neuen Kammer war bereits fo mächtig, daß 
die Regierung dieſe Mafregel als „Lonftitutionswidrig" wieder anfzubeben fich 
gezwungen fah. Um viefe Niederlage in ihren Folgen zu nentralifiren, legte Billäle 
ein firengeres Geſetz gegen Preßvergehen vor, das in der Deputirtenfammer zwar 
unverändert durchging, im andern Haufe aber fo wefentlihen Veränderungen 
unterworfen war, daß die Regierung es zurüdzuziehen vorzog. Diefer beharrliche 
Wiverftand gegen die unvertennbare Tendenz der Regierung machte die Pairskammer 
populär und wirkte immer mehr ermunternd auf die Bourgeoifie, vie ihrerfeits 
gegen das Gebahren des Minifteriums eine unverfennbare Manifeftation zu 
machen fich entichloß. Eine Revue der Nationalgarde ward zu biefem Zwed benutzt, 
und mehrere Nationalgarviften fchrieen beim Defiliren vor dem König: A bas les 
Ministres. Billdle fäumte feinen Uugenblid, dem König die Auflöfung der National« 
garde anzurathen. Am andern Morgen erjchien die Auflöfungs-Orbonnanz im 
Moniteur, allein dieſe Mafregel erweiterte und reizte bie vorhandene Spannung 
zwifchen ven Parteien. 

Wie Ludwig XVIIL., glaubte aud Karl X. die Aufmerffamkeit von ben 
innern Zuftänden nad Außen ablenten und dadurch leichter bewältigen zu Können, 
Glücklicher als fein Vorgänger in biefer Beziehung gab ihm die äußere Bolitit 
zwei Gelegenheiten an bie Hand, die bie liberalen Parteien nicht verlegen konnte 
und ihnen fehr erwünjcht gekommen wären, hätten fie nicht gefühlt, daß die Negie- 
rung biefelben eher als Wetterablenfer, denn um des Princips willen in Angriff 
genommen. Der Dey von Algerien hatte den franzöfiichen Konſul ſchwer belet- 
digt, und ihm, im buchſtäblichſten Sinne des Wortes, in afritanifcher Weife eine 
Ohrfeige gegeben. Die franzöfifche Regierung lief fofort Algeriens Küfte blofiren, 
und bereitete fih, im alle die verlangte Genugthuung verweigert würde, dieſes 
Seeräuberneft, das den europälfhen Handel ftets beunrubigte, zu zerftören und der 
Gefittung zu erobern. Ungefähr um viefelbe Zeit ſchloß Frankreich mit England 
und Rußland, trog Defterreihs Abmahnungen, einen Vertrag zu Gunften der im 
Defreiungstriege gegen die Pforte begriffenen Griechen. Bon dieſer liberalen 
äußern Politif getragen, glaubte Billdle im Innern um fo entfchievener auf ver 
eingefchlagenen Bahn beharren zu fünnen, löfte die Deputirtenfammer auf, und 
verjuchte den Widerſtand der andern Kammer dur die Ernennung von 76 Pairs 
zu brechen. Allein die Unzufriedenheit mit der innern Politik war ſchon fo allge- 
mein und lebhaft, daß die neuen Wahlen noch feindfeliger gegen das Minifterium 
ausfielen. Villdle mußte feine Entlaffung nehmen (4. Junius 1828) und ber König 
berief Herrn v. Martignac, der früher felber unter Villdle's Banner mit Erfolg 

efämpft hatte, und andere nod minder befannte, aber doch ftreng royaliftifhe 
amen ind Kabinet. 

Martignac war fein hinreißender, aber ein angenehmer Redner, ein gefchmeidiger 
Charakter, von hellem Berftande, wiewohl chne alles Genie. Seine erften Schritte 
waren auf Befänftigung ver liberalen Dppofition abgefehen. Die franzöfifchen 
Truppen wurben aus Spanien zurüdberufen und Morea durd ein franzöfifches 
Heer von den türkifhen Truppen befreit, ver Jeſuitenorden als folder und deſſen 
Schulen in Frankreich aufgehoben, ein neues Prefgefeg vorgelegt und angenonmten, 
bas ten Tenvenzprocefien wie manden Mißbräuchen bei den Wahlen ein Enve 
machte. Diefe Maßregeln regten die Ultraroyaliften auf, ohne die liberale Partei 
hinlänglich zu befriedigen, die in vem längft verfprochenen Gefegentwurf zur Organi- 
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ſation der Gemeinden und Departements den Prüfſtein des neuen Miniſteriums 
erwartete. 1829 legte Martignac die hierauf bezüglichen Projekte vor. Sie enthielten 
in der That Alles, was die liberalen Parteien unter den obwaltenden Umſtänden 
verlangen und die Royaliften ertragen fonnten. Allein die Einen wie die Andern 
nahmen die Gefegentwürfe in feinpjeliger Stimmung auf, den Einen war. bie 
Grundlage eine zu enge, den Antern eine zu breite, » die erftern zumal ſchlugen 
fo wejentlihe Aenderungen vor, daß die Regierung ihre Vorlagen zurüdzunehmen 
fih bemüßigt glaubte. Ueber dieſe Schlappe des Minifters triumphirten beide 
Seiten der Kammer, eine jede ſah darin die Nothwendigkeit einer neuen entichie- 
denen Richtung, die Einen nad rechts, die Anvdern nah links, die Oppofition 
wollte ihrerjeits bei Gelegenheit ver Debatte über das Budget von 1830 vie 
Krife dur zwar nit grundloſe, aber doch übertriebene oder veraltete Klagen, 
über den Zuftand der Finanzen, den Drud der Steuern, die Koften des fpanifchen 
Feldzugs u. f. w. beſchleunigen. Die Seſſion endigte zwar nicht wie die frühern 
in ftürmifcher Aufgeregtbeit, aber unter allgemeiner Unzufriedenheit, und alle Welt 
fah den Sturz eines Minifteriums voraus, das allein geeignet gewejen wäre, bie 
Dynaftie von der Reaktion auf die Bahn der Konftitution zurücdzulenten. 

Kaum waren aber die Kammern geſchloſſen, als die Hofpartei ven König zu 
Überzeugen wußte, daß die Oppofition dur feine Zugeftänpniffe, wie durchgreifend 
fie auch fein möchten, zu befriedigen fei, und nichts anderes als den Umfturz der 
Dynaftie anftrebe, und eine Kataftrophe um fo unvermeivlicher fei, je länger man 
ihr zuvorzufommen ſäume. Am entſchiedenſten wirkte in diefem Sinne von London 
aus Fürft Polignac auf den König, in deſſen Hingebung und Einfiht Karl X. 
unglüdliher Weiſe ein unbegrenztes Zutrauen feste. Am 8, Auguft erhielt num 
Martignac feine Entlafjung, und Fürft Polignac trat als Minifter der auswär- 
tigen Angelegenheiten an die Spige des neuen Kabinetes, Die übrigen Minifter 
waren jo gewählt, daß jeder einzelne Name mit einer Aufhebung ver Charte 
gleichbedeutend ſchien. Ueber die Pläne dieſer Männer konnte der Nation kein 
Zweifel mehr übrig bleiben, alle Welt begriff, daß es der Charte galt, vie durch 
förmliche Wiederherſtellung des alten abjoluten Regiments völlig befeitigt werben 
jollte. In diefer Ueberzeugung organifirte man den Widerſtand gegen den bevor- 
ftehenden Staatsftreih. In Paris und vielen Provinzialhauptftänten, zumal in der 
Bretagne, bildeten ſich Vereine zur Verweigerung ber Steuern, falls dieſelben nicht 
verfafjungsmäßig votirt und erhoben würden. Der Minifter des Innern flug im 
Kabinete vor, gegen dieje Vereine mit Gewaltmaßregeln einzufchreiten und vie 
Theilnehmer zu verfolgen. Allein feine Anfichten wurden von der Mehrheit ver 
Miniſter befämpft, und er gab feine Entlajjung. Polignac betrieb jetzt die Ange— 
legenheit Algier, um die Aufinerffamfeit dahin abzulenfen, und die Expedition 
nah Afrifa ward entichieven. Auch follten mehrere vom Staate unternommene 
Bauten dem Bolfe Arbeit verfhaffen und für tas „Geſchwätz“ ver Preſſe gleich— 
gültig machen, die er überdies durch unausgefegte Berfolgungen zu ermüden hoffte. 
Der Minifterpräfivent hatte ſich jedoch vollftändig verrechnet, denn alle dieſe Maf- 
regeln, deren Zweck man durchſchaute, brachten die entgegengefegte Wirkung hervor. 
Die Berfolgungen gegen die Tagespreſſe zumal reizten biefelbe mur zu beftigern 
Angriffen und Wiverftand auf und verliehen ihr durch die regere Theilmahme des 
Publitums eine erhöhte moralifhe Kraft. 

Nod hatte man Feine Ahnung, wann und wie die umvermeibliche Krifis 
zum Durchbruch kommen werde, und in welcher Form Polignac feinen Staatsftreid 
gegen die ihm verhaßte Charte ausführen wolle, ald am 2. März der König bie 
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Kammern mit einer Thronrede eröffnete, worin es hieß: „Die Charte hat die 
öffentlihen Freiheiten unter die Obhut der Rechte meiner Krone geſtellt; es iſt 
meine Pflicht, diefe Rechte meinen Nachfolgern unangetaftet zu hinterlafien. Sollten 
fträfliche Umtriebe meiner Regierung Hinverniffe in ven Weg legen, jo werde ich 
fie zu befiegen wiſſen“. Dies war eine Mare und beftimmte Herausforderung nicht 
nur der Oppofition in der Kammer, fondern aud ber Vereine, welche ſich gebilvet 
hatten, um einer verfaflungswidrigen Erhebung der Steuern entgegenzutreten. In 
der Antwort auf die Thronrede erwiderte die Oppofition, welde 221 Deputirte 
zählte, vie Wünſche ver Nation feien nicht in Uebereinftimmung mit den politifchen 
Abfihten der Regierung des Königs. Karl X. vertagte fofort die Kammern vom 
19. März auf ven 1. September, löfte dann die II. Kammer auf und berief eine 
neue auf den 3. Auguft ein. Diefe letztere Mafregel mißfiel den Miniftern 
Chabrol und Eourvoifier, fie begriffen recht wohl, daß neue Wahlen nur ter 
Dppofition zu ftatten kommen und den Wiverftand gegen die Regierung durch vie 
organiſche Aufregung bei ven Wahlen nur kräftigen würben. Sie gaben daher ihre 
Entlafjung, worauf Graf Peyronnet, früher Mitglied des Minifteriums Villdle, 
das Portefeuille des Innern übernahm. Um vie Beforgniffe, welde das alſo 
ergänzte Minifterium einflößte, zu befhwidtigen, richtete der König am 13. Junius 
einen Aufruf an die Nation und die Wähler, worin er erflärte, daß er die Charte 
heilig halten werde. Die Wahlen fielen indeß feinplid gegen die Regierung aus, 
und dieſe fonnte fih um fo weniger eine Täufhung über das Ergebniß berjelben 
machen, als fümmtlihe 221 Mitglieder der Oppofition, welde die Antwort auf 
die Thronrede votirt hatten, fiegreih aus dem Wahlkampf gegangen waren. 

Das Minifterium begriff nun, daß es einer folden Kammer weichen ober 
fie auflöfen müſſe und überhaupt mit dem beftehenvden Wahlgefeß auf eine 
minifterielle Majorität nicht mehr rechnen fünne, Polignac rieth daher dem König, 
durch Ordonnanzen vie Preffreiheit bis auf weiteres aufzuheben, und ein neues 
Wahlgejeß zu oftrogiren; ver Art. 14 der Charte ermächtige die Krone zu 
jolden Maßregeln. Diejer lautete: „Der König erläßt die Vorſchriften und 
DOrbonnanzen zur Ausführung der Geſetze und Sicherheit des Staates (le roi 
fait les röglemens et ordonnances pour l’ex&cution des lois et la süret& de 
l’etat). Am 21. Julius hatte der König diefem verhängnißvollen Rathe Folge 
gegeben und vie ihm vorgelegten Ordonnanzen unterzeichnet. Am 26. erjchienen 
diefelben im Monitenr und am 27. war das Loos über die Bourbonen geworfen. 

IX. Die Julirevolution. Ludwig Philipp. Die Juliusrevolution hatte 
fürmlih und thatfählic begonnen. Zugleich mit den drei — wovon die 
eine die Preßfreiheit ſuspendirte, die andere die eben gewählte Kammer auflöſte 
und neue Wahlen im September anordnete, die dritte endlich ein neues Wahlgeſetz 
erließ, unterzeichnete Karl X. einen Befehl, welcher dem Marſchall Marmont das 
Oberkommando über die Pariſer Militärdiviſion übertrug und ihn zu allen Maß— 
regeln zum Schuge der Krone und Aufrehthaltung der Ruhe berechtigte. Als die Be- 
völferung von Paris am Morgen des 26. dieſe Mafregeln im Moniteur gelejen, 
gerieth fie im die höchfte Aufregung. Wie inftinftmäßig ließ eim Jeder feine Ge— 
ſchäfte ruhen, verließ Wohnung oder Werkftätte, um auf öffentlicher Straße die 
Gefühle und Gefinnung der Andern wahrzunehmen. Bald war faft die ganze 
Bevölkerung unter freiem Himmel und ſchnell entftanden Bollshaufen, in melden 
man die Orbonnanzen beſprach und die Charte hoch leben ließ. Die Polizeiagenten 
trieben diefe Haufen auseinander, felten ohne daß es zu Widerſtand gelommen 
wäre, Den erften fürmlichen Widerſtand leifteten jedoch zwei Tagesblätter und 
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das Handelsgericht. Der „Temps“ und der „National“, jener das Organ des 
linken Centrums, dieſer das Organ einer in die Republik hinüberſtreifenden Oppo- 
fition, unterzeichneten eine Proteftation gegen die Auslegung des Art. 14 der 
Charte und die darauf geftägten Ordonnanzen. Der Polizeipräfelt gab feinen 
Agenten hierauf den Befehl, die Preffen zu befegen und den Drud der Journale 
um jeden Preis zu verhindern, was nad Widerftand der Druder durch Zerftörung 
der Prefien Seitens ver Gensdarmen geſchah. Die Eigenthümer der Drudereien 
riefen dagegen den Schu des Geſetzes beim Handelsgericht an, und dieſes erflärte, 
daß bis zur Entſcheidung der kompetenten Gerichte über die Proteftation der 
Journale die Druder in ihrem Gewerbe nicht geftört werden könnten. Da diefer 
Ausſpruch ohne Folge blieb, fchloffen die Buchdrucker und Buchbinder ihre Werfftätten, 
die Buchhändler ihre Läden, wodurch Taufende von Arbeitern brodlos wurden. 

Der Tag des 26. verging in allgemeiner und heftiger Aufregung, am Abend 
wurde ber materielle Wiverftand vorbereitet, der am 27. in einen blutigen Kampf 
überging. Die Boltshaufen begannen damit, die k. Wappen überall herunterzureißen 
und mit den Füßen zu zertrümmern, fie erbrahen Waffenmagazine und Waffen- 
läven, bewaffneten fih und errichteten eine Menge Barrifaden. Das erfte blutige 
Zufammentreffen hatte am Palais Royal ftatt, wo die f, Garde auf die Bolts- 
haufen Feuer gab, um fie auseinander zu ftäuben. Das Bolf ftürzte in bichten 
Maſſen auf die Garde und es fam zu einem furdtbaren Gemegel, das mehrere 
Stunden zwifchen ver Garde und den Volkshaufen fortgefegt wurbe, welche mit 
den den Gardiſten entriffenen Flinten und Säbeln fid bewaffnet hatten. Ju den 
Rues St.Honore, St.Martin, St.Denis u. f. m. ward der Kampf zwifchen dem 
Bolfe und den Pinientruppen minder heiß geführt, da die legtern nur mit Wider— 
willen von ihren Waffen Gebraudy machten. 

Am 28. hatte die Anzahl der Barrifaden bedeutend zugenommen und gegen 
20,000 Handwerker und junge Leute aus der Bourgeoifie, letztere allerdings in 
fehr geringer Anzahl, vertheidigten dieſe improvifirten Bollwerke. Sämmtliche 
Minifter waren, mit Ausnahme Polignac’s, nad St.Cloud zum König geflohen, 
und Paris warb in Belagerungszuftand erflärt. Der Kampf an diefem Tage fiel 
faft auf allen Punkten zum Nachtheil des Marſchalls Marmont aus, da ber 
Abfafl der Linientruppen häufiger wurbe und die ihm treugebliebenen 6000 
Schweizer an Lebensmitteln Mangel litten. Nichts defto weniger wies, am 29. 
Morgens, Polignac jeden Vermittlungsvorſchlag zurüd. Die in Paris anwefenven 
Pairs und Deputirten hatten fih verfammelt und boten ihm die Einftellung der 
Veindfeligfeiten an, werm die Orbonnanzen vom 25. zurüdgenommen, das Mi- 
nifterium entlaffen und die Kammern auf den 3. Auguſt einberufen würden. Po— 
fignac verlangte unbebingte Unterwerfung unter tie Gewalt des Königs und ber 
Kampf warb fortgefett. Das Volf hatte das Arfenal, den Louvre und das Palais 
Royal erftürmt, ward von ten Echweizern zurüdgefchlagen, bekam dieſe Gebäude 
jebod in einem zweiten Anfalle in feine Gewalt und bejegte fie, fo vaß am Abend 
bie Truppen theils Fapituliren, theils die Stadt verlaffen mußten. 

Nod vor diefer entſcheidenden Wendung des Kampfes hatten fih im Haufe 
Laffitte's die meiften Deputirten der Oppofition und viele Pairs verfammelt, eine 
proviforifhe Regierung ernannt, beftehend aus Lafayette, dem Herzog von Choiſeul 
und dem General Gerard, ferner eine Stadtbehörde für Paris, beftehend aus ben 
angefehenften Bürgern, Laffitte und Cafimir Perier an der Spige, die auf dem Stabt- 
hauſe die Abfegung Karls X. verfügten. Endlich beſchloß diefe Verfammlung von 
Pairs und Deputirten, dem Herzog von Orleans unter dem Titel eines Oeneräl- 
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lientenants die Regentſchaft des Reichs zu übertragen. Derſelbe kam am 30. von 
Neuilly nach Paris, übernahm die ihm angebotene Würde und ernannte Dupont 
de l'Eure, Guizot, Louis Bignon und Jourdan zu feinen Miniſtern. Parts war 
nun förmlich in der Gewalt ver Revolution, und Karl X. erhielt von feinen 
Hofleuten den Rath, St.Eloud zu verlaffen, nah Rambouillet fi zurüdzuziehen 
und bort die ihm treugebliebenen Truppen zu fammeln, wohin er aud am 31. 
abreifte. Etliche taufend Mann der Garde waren ihm dahin gefolgt. Der König 
fing jedoch endlich zu begreifen an, daß Paris mit dieſer Handvoll Soldaten nicht 
zurüderobert werden fünne. Er und der Dauphin richteten daher ein Schreiben 
an ihren Better, den Herzog von Orleans, worin fie denfelben als Reichsverweſer 
beftätigten und zum Gunſten des Herzogs von Borbeaur der Krone unter der Be— 
dingung entfagten, daß leterer fofort ala Heinrich V. anerfannt und profla- 
mirt werde. 

Mittlerweile hatte die proviforifhe Regierung beſchloſſen, 6000 Mann Nationale 
garde nad Ramkouillet unter dem Befehle Lafayette's zu ſenden und fo jevem 
fernern Rampfe zwifchen der Garde und dem Volke zuvorzukommen. Diefe Truppe 
feste fi jofort in Bewegung und eine Menge Bolf, bemaffnet und unbewaffnet, 
ſchloß fich derfelden an. Sobald Karl X. hievon Nachricht erhalten, fehrieb er einen 
zweiten Brief, worin er von der proviforifhen Regierung Abgeordnete ald Be— 
defung verlangte, die ihn und feine Familie fiher bis an die Grenze geleite. Der 
Hof fing an, das Schickſal Ludwig XVI. zu fürchten und wollte vemfelben noch bei 
Zeiten entgehen. Die proviforifhe Regierung entſprach fofort dem Wunſche des 
Königs und noch vor dem Eintreffen der Nationalgarde kamen der Marfchall 
Maifon, ver Herzog von Eoigny, die Deputirten Odilon Barrot und Schoonen in 
Rambouillet an, bewogen den König, feine Garde zu entlaffen und begleiteten ihn 
nad; Eherbourg, wo er fi mit feiner Familie am 16. Aug. nad England einfiffte. 

Mit der Abreife der königl. Yamilie war der Umſchwung ber Dinge beendet, 
die Revolution in ihre zweite Phafe eingetreten. Das Heer, alle Behörven und 
Körperſchaften ſchickten ihre Beitrittsadreflen zu dem Gefchehenen, ganz Frankreich, 
allerdings mit Ausnahme tes größern Theils des alten Adels und feiner übrigens 
noch zahlreichen Anhänger unter dem Landvolk, wünſchte ſich Glück zu dem Siege 
der drei Tage. Die Jugend, zumal in Paris und den größern Städten, dachte an 
die Republif und wünfchte fie zurüd, im Volle hatte dieſe Ivee bald Wurzel gefaßt, 
allein die Leiter der Revolution, Yafayette und Laffitte, glaubten das Bolt 
zu einer Republik nicht reif, vie einberufenen Kammern trugen unter ihrem 
Einfluß dem Herzog von Drleans die Krone an. Das neue ober erneute 
Königthum follte ein vemokratifcher, ein auf republifanifhe Einrichtungen geftügter 
Thron fein: das wenigſtens war die Idee, welche Lafayette und Laffitte und ihren 
Öefinnungsgenoffen vorfchwebt , und die fie in ver Erhebung des Herzogs von 
Orleans verwirklichen wollten; das war aber aud eines ber Grundgebrechen des 
neuen Thrones, 

Ohne das Princip der Bolfsfouveränetät aufzuftellen, unterſchied ſich die 
Charte von 1830 doch in mehreren wefentlihen Punkten von ver Charte von 
1814. Zuvörberft warb viefelbe als ein Pat zwifchen König und Nation betrachtet, die 
Souveränetät der legteren alfo anerfannt, dann warb der 14. Art., auf Grund 
befien Karl X. zu Ordonnanzen fich berechtigt glaubte, entfernt, die Cenfur für 
immer abgefhafft, die Initiative in der Gefeßgebung ven beiden Kammern nicht 
minder als ver Krone zuertheilt, das erforberliche Alter der Deputirten von 40 
auf 30 Jahre herabgefegt und das ver Wähler von 20 auf 25, die Deputirten 
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wie die Wahltollegien erhielten das Recht, fich ihre Präſidenten aus ihrer Mitte 
zu wählen, allein das Princip der Wahlfammer als ſolche blieb dasfelbe, denn um 
Wähler und Deputirter zu fein, mußte man ein gewiſſes Steuerquotum nachweiſen. 
Die Minifter waren verantwortlich erflärt, allein der Modus diefer Berantwort- 
licpfeit blieb einem fpätern Gefege vorbehalten, ebenfo die Behandlung der Preh- 
vergehen, für welche nun der Grundſatz aufgeftellt ward, daß fie von den Ge 
ſchwornen abzuurtheilen feien. Die Ausführung einiger anderer Artifel, wie bie 
Herftellung der Nationalgarbe, die Freiheit des Unterrichts u. |. w., wurbe gleich— 
falls befondern Gefegen vorbehalten. Die alfo veränderte Charte beſchwor ber 
König in einer Sitzung der vereinigten Kammern, am 9, Auguft, und beftieg als 
Ludwig Philipp I., König der Franzofen den Thron, und ernannte das provi- 
ſoriſche Minifterium vom 13. Auguft zu einem definitiven. Der Herzog von 
Broglie erhielt ven Vorſitz und das Portefeuille der äußern Angelegenheiten, 
Guizot das Innere, Gerard das Kriegsweſen, Sebaftiani bie ——— 
Laffitte, Dupin, Perier und Bignon wurden Miniſter ohne Portefeuille. 

Ludwig Philipp hatte einen ſehr ſchwierigen Stand. Die Revolution in 
Frankreich hatte die Völker eleltriſirt und ähnliche Bewegungen waren in Polen, 
Belgien, Italien und Deutfhland nad und nach ausgebrodhen. Die revolutionäre 
Partei in Frankreich drang darauf, alle viefe Bewegungen zu unterftügen. Eine 
ſolche Politik würde zu einem europälfchen revolutionären Krieg geführt haben, ber 
weder im Intereſſe Frankreichs noch der neuen Dynaftie war. Der König ftellte daher 
das Princip der Nichtintervention auf und nahm die erhobenen Völker inſofern in 
Schuß, als kraft diefes Princips and feine Macht das Recht-hatte, in die innern 
Angelegenheiten von Nachbarſtaaten bewaffnet einzufchreiten. Um dieſer Politik 
Nachdruck zu geben, wurde die Armee auf den Ariegsfuß gefegt, was man ben 
„bewaffneten Frieven” nannte; eine Politif, wodurch Frankreich nicht nur ſich 
gegen jede Einmifhung in die eigenen Angelegenheiten, ſondern aud alle mit 
ihrer Regierung in Konflitt gerathenen Völker gegen die Einmifhung fremder 
Mächte gefhügt glaubte. Diefe Politit befrierigte die demokratiſche Partei nicht 
und ward von ihr als ein Berrath an der Revolution verjchrieen. Je entſchiedener 
aber die demokratiſche Partei eine revolutionäre Politit nah Außen verlangte, um 
fo entſchiedener ftellte Ludwig Philipp fi die Aufgabe, gegen die demokratiſche 
Partei aud im Innern anzufämpfen, und ihr jeden Einfluß auf ven Gang ber 
Regierung zu entziehen. Die Demokraten waren überbieß mit der innern Politik 
nody unzufriedener als mit ber äußeren. Die Herabfegung des Wahlcenfus genügte 
ihnen nicht, die Sonveränetät des Volkes, fagten fie, fei ohne allgemeines Stimm- 
recht ein leeres Wort. Daß die Zahl von 50,000 Wählern auf 200,000 ge- 
—— ändere darum ven Charakter des Wahlſyſtems nicht, das alle Nichtbeſitzenden 
ausſchließe. 

Dieſe Unzufriedenheit ging bald in Aufregung und Gährung über, die wäh— 
rend des Proceſſes der Miniſter Karl X. vor der Pairskammer ſich immer ſteigerte, 
da das Volk den Tod der ehemaligen Miniſter verlangte, der Pairshof aber nur 
auf vieljährige Gefängnißſtrafe gegen dieſelben erklannte. Es fanden Unruhen und 
Erceffe in Paris ftatt, die jevodh auf die Mehrheit der Kammer nur den Eindrud 
der Nothwendigkeit hervorbrachten, dem revolutionären Treiben kräftig entgegenzu- 
wirken. Diefe Rihtung der Deputirtentammer führte zur Bildung eines in ſich 
geeinigten Kabinetes, während bie frühern meift eine unnatürlihe Koalition fonfer- 
vativer neben demokratifhen Elementen waren, die von der Republif nichts als 
den Namen entlehnten, wie fie vom Königthum nichts als die äußere Würbe bei- 


Srankreich. 645 


behalten wünſchten. Lafayette hatte fomit fein Kommando über bie neuerrichtete 
Nationalgarde niedergelegt, Dupont de Eure und Laffitte ihre Entlaffung aus 
dem Minifterium eingereiht. Am 13. März bildete Cafimir Perier eine neue 
Berwaltung. Mit der Bildung dieſes Minifteriums konnte man den Schluß ver 
erften Epoche ver Juliusregierung bezeichnen, da dasjelbe den bereits begonnenen 
Scheivungsproceß in dem Chaos, weldes die Revolution hervorgebracht, vollendete. 

Caſimir Perier war ein konftitutioneller Minifter im vollften Sinne des 
Wortes. Er achtete die Prärogativen der Krone, vertheidigte diefelben mit ebenfo- 
viel Energie als er mit Muth und Offenheit ihr gegenüber auftrat, und nöthigen- 
falls ihr wiverftand. Er faßte das Syſtem der richtigen Mitte in feinem vollften 
Umfange auf, machte e8 nad allen Seiten zur Wahrheit. Er ſah als Grundlage 
derfelben die Konftitution an, die das Königthum in gleicher Entfernung von ber 
abfoluten Monarchie als von der Republik bielt. Zu Trägern der Konftitution 
machte er die Mittelklaffe, die dur Intelligenz, Bermögen und Arbeit zwifchen 
der meift unthätigen, auf ftarfem Grunvbefig ruhenden, jeder Neuerung und jedem 
Fortſchritt feindlichem Adel und einer unruhigen leicht beweglichen, bildungs- und 
vermögenslofen Demokratie in der Mitte fih befindet. Perier war nicht herrſch— 
begierig, denn er hätte auch unter ter Rejtauration and Ruder gelangen können, 
hätte er darnach geftrebt; allein er hatte das Bewußtſein feiner Fähigkeiten zur . 
Herrihaft und hat davon, während der furzen Zeit feiner Regierung Beweiſe ge 
geben. Er hielt nad außen das Syftem des bewaffneten Friedens aufredht. Die 
Revolution in Polen wurde fo wenig als die Bewegungen in Italien unterftügt, 
die dem Herzog von Nemourd angebotene Krone Belgiens zwar zurädgewiefen, 
allein den Belgiern, die bis auf einen einzigen Punkt ganz Belgien den Hollän- 
dern abgerungen und fih unabhängig gemacht hatten, ſchickte Frankreich ein 
Hülfstorps zur Einnahme der Feſtung Antwerpen. Ancona befegten die Franzoſen 
erft in Folge des Ginmarfches der Defterreiher in die römifhen Legationen, 
Hiermit war das Syſtem der Nidhtintervention von beiden Seiten verlegt, und 
blieb auch in der Folge ein todter Buchftabe. Die materielle Noth, eine natürliche 
Folge der nad) Revolutionen eintretenden Störungen im Handel und Gewerbe, 
vermehrte die Unzufriedenheit der untern Boltsklaffen und machte fie leicht empfäng- 
lich für die Einflüfterungen der Aufwiegler, die ihnen die Möglichkeit eines beffern 
Zuftandes nur durch die Republik im Ausficht ftellten, In Lyon brad ein furdt- 
barer Aufftand aus und auch nach feiner Unterbrüdung dauerte die Gährung bier 
und in vielen andern größern Städten fort. 

Zum Unglüd für die Parteien wie für das fonftitutionelle Syftem, vaffte 
die Cholera Caſimir Perier (am 16. Mai 1832) weg. Die Parteien wie der 
König glaubten dur den Tod des energifchen Minifters eine Schranke befeitigt. 
Ludwig Philipp begann die Regierung felber in Hände zu nehmen und die Minifter 
als die verantwortlichen Bollftreder feiner Bolitif anzufehen. Die Barteien glaubten 
die Regierung geſchwächt durch den Berluft eines eben jo umfichtigen ald ener- 
gifhen Minifters, der die fonfervative Partei nicht mur geleitet, jondern aud) 
beherrjcht hatte. Raum waren drei Wochen nad feinem Tode verftrihen als bie 
Demokraten von Paris, trog der Niederlage ihrer Partei in Lyon, das Leichen- 
bezängnig des republifanifhen Generals Yamarque benugten um ——— 
dieſer Aufftand wurde jedoch noch am demſelben Tage unterdrückt. Auch die Legi— 
timiſten, deren Verſchwörung im Januar 1832 ſchon entdeckt wurde, glaubten jetzt 
ven Zeitpunkt zu einer Schilderhebung gekommen und die Herzogin von Berri 
tam heimlich nach der Vendée, organifirte dafelbft einen Aufftand, wurde aber 
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von einem jungen Mann (Deug), dem fie ihr unbegrenztes Vertrauen geſchenlt, 
ſchmahlich verrathen und gefangen, nachdem der General Salignac ven Aufftand 
untervrüdt hatte, Die republifanifhe Partei überließ ſich jegt der Geheimbündelei, 
und die Attentate auf das Leben des Königs und der Prinzen begannen am 19. 
November 1832, als der König zur Eröffnung der Kammern ritt. Ein Journalift, 
Namens Bergeron, ſchoß aus der Menge eine Piſtole auf den König ab, die jedoch 
ihr Ziel verfehlte. Derjelbe wurde vor die Affifen geftellt, aber wegen Mangels 
an binreihenven Beweifen von ber Ipentität des Verbrechers mit dem Angeflagten 
freigefprodhen. (Späterhin hat der Elende ſich feines Verbrechens üffentlih ge 
rühmt. 

i Si Minifterium hatte ſich indefien durch Aufnahme ver parlamentarifchen 
Führer am 26. Dftober 1832 ergänzt und verftärkt. Soult übernahm ven 
Borfig, Thiers das Innere, Broglie das Aeußere, Guizot dem öffentlichen 
Unterricht und Kultus, Human die Finanzen, d'Argout den Handel, Barthe 
die Juſtiz und Rigny die Marine. 

Diefes Minifterium hat ſich kaum zwei Jahre unverfehrt gehalten, parla- 
mentarifhe und Hofintriguen führten häufige Miniftermechfel herbei, welche das 
fonftitntionelle Syſtem nur ſchwächen konnten. Ludwig Philipp hatte unter ben 
vielen Miniftern, vie ihm die wechſelnden Majoritäten parlamentarifher Kombi— 
nationen zur Verfügung ftellten, zwar tüdtige Beamte und große Rebner, aber 
feinen einzigen Mann zu finden geglaubt, der die Lage zu beherrſchen, das Ruber 
des Staatsichiffes mit ftarter Hand und feftem Blid in die Zukunft zu leiten im 
Stande gewejen wäre. Darum nahm er felber biefe Leitung in die Hände, obwohl 
mit gewiffenhafter Beobachtung der fonftitutionellen Formen. Dadurch gerieth das 
Königthum in einen Widerſpruch mit den konftitutionellen Anfihten. Die Kammer 
war eiferfüchtig auf den überwiegenden Einfluß bes Königs, auf den Gang ber 
innern und äußern Politif und dieſe Eiferfucht beutete Stellenjagb und Parteifucht 
aus, um fortwährenne Minifterwechfel zu veranlaffen, wobei es fid nit um 
Principien, ſondern höchſtens um eine einzelne mehr oder minder wichtige Maß— 
regel handelte. Der Principientampf trat erft ſpäter hervor, als die dynaſtiſche 
Linke in ven Wahlen von 1827 mit den Republitanern ſich koalifirte und fo ben 
Sturz des Thrones, allerdings ohne es zu ahnen, vorbereitete. Eine dynaſtiſche 
Oppofition ift an fi in einem Lande und in einer gewählten Berfammlung ein 
Mißgriff, wo es nicht nur eine, fonbern fogar zwei antidynaftiiche Oppofitionen, 
eine legitimiftifche und eine republikaniſche giebt. Hätte die Linke das Verſtändniß 
der Lage und ihrer Miffion gehabt, jo würde fie fih von dem von ihr felber 
aufgerichteten Throne nicht eher entfernt, gefchweige getrennt haben, als bis fie 
deſſen natitrliche Feinde, Legitimiſten und Republifaner, in völlige Ohnmacht verfegt 
hätte. Statt ihn aber zu befeftigen griff fie den Juliusthron an und erfchütterte 
ihn fortwährend durch ihre Bündniſſe mit den Feinden veflelben. Nah ver 
großen Spaltung zwiſchen ven Anhängern und Gegnern der dynaſtiſchen Politif 
traten die fleinen Spaltungen der erftern ein und die Kammer bot bald das 
beffagenswerthe Schaufpiel von fieben Fraktionen dar: eine bynaftifhe und eine 
legitimiftifche Rechte; ein rechtes und ein linkes Centrum unb biefes wieber in 
zwei Fraktionen, wovon bie eine zu Thiers die andere zu Paſſy und Dufaure 
ſchwor; dann eine dynaftifche und eine republifanifche Linke, die unter Umftänden 
wieder in meitere Brüche zerfiel. 

Je mehr diefe Spaltungen einriffen, defto häufiger wurden die Minifterwechfel 
und deſto Fühner die von den Aufwieglern bearbeiteten geheimen Geſellſchaften, in 
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denen ſich immer ein ober ber andere Fanatiker fand, ver zu einem Attentat auf 
das Leben des Königs fih bergab. Zunächſt folgte das von den Republifanern 
Morey und Pepin angeftiftete, von Fieschi ausgeführte Attentat, dem Ludwig 
Philipp wie duch ein Wunder entging. Die konſervative Partei glaubte gegen 
das revolutionäre Treiben etwas thun zu müſſen. Man folgerte, die Ausfchrei- 
tungen der Preſſe unterhalten die Aufregung in den Maffen und befördern bie 
geheimen Gefellihaften und die aus ihnen bervorgehenden Mordverſuche: alfo 
müſſe man die Preffe zügeln. Allein vie Preffe wirflicdy zu zügeln war unmöglich, 
da die Konftitution vollftändige Preßfreiheit verbürgt und Ludwig Philipp keinen 
andern Rechts- und Beſtandboden als eben vie Konftitution hatte, Das boftrinäre 
Minifterium, an deſſen Spige Broglie ftand, legte nun die fogenannten Sep- 
tembergefege vor, melde einige wenig beengende Schranken der Preffe anlegten, 
Schranken die übrigens in feiner Weife das Princip der Preffreiheir felber beein- 
trädhtigten, deren aber die Parteien als Popanz fich bebienten, fie ald eine offenbare 
Verlegung der Konftitution darftellten, und zu der Gährung in ben revolutionären 
Schichten noch die Unzufriedenheit und das Miftrauen der Mittelklaffe hinzufügten. 
Schon im folgenden Junius hatte der revolutionäre Fanatismus wieder einen 
Mörder bewaffnet: Alibaud, Mitglied ver geheimen Geſellſchaft ver Menjchenrechte, 
ſchoß eine Piftole auf’ ven König ab. Nichtsdeſtoweniger legte die Regierung ein 
Jahr nad diefem Mortverfuh den Gefegesentwurf einer faft allgemeinen poli- 
tiſchen Amneſtie vor. Um viefelbe Zeit machte Louis Napoleon feinen erften 
verunglücdten Verſuch zum Umfturz des Juliusthrones. Einverſtändniſſe mit der 
Garniſon von Straßburg ließen ihn ten Erfolg einer Militärrevolution hoffen. 
Der Prinz wurde verhaftet, aber nah Amerika transportirt. Die Mitſchuldigen 
haben die Geſchwornen freigefprohen, weil der Hauptſchuldige ihrem Ausſpruch 
entzogen wurde. 

In der äußern Politit waren e8 die Vorgänge auf der pyrenäiſchen Halb: 
injel, welche, nachdem in Warfchau und Italien „die Ordnung wieder hergeftellt 
war”, die Aufmerkfamfeit der Regierung wie der Nation befhäftigten. Ludwig 
Philipps äußere Politif ging dahin, nirgends die Revolution zu ermuntern, ge— 
ſchweige zu unterftügen, damit die norbifhen Mächte feinen Vorwand hätten gegen 
die Revolution thätig einzufchreiten. Hingegen unterftügte die Juliuspolitif alle 
fonftitutionellen Beftrebungen des Auslandes, mochten fie ven oben oder unten 
ausgehen. Diefe Unterftügung war mehr eine moralifche als materielle, va fie 
höchſtens bis zu finanziellem Beiftand fi) verftieg. Die Erpebition nad) Antwerpen 
blieb eine Ausnahme und follte in Spanien oder fonft wo nicht wiederholt werben. 
As daher Thiers auf Grund des im April 1834 abgefchloffenen Quadrupelver— 
trags (Frankreich, Spanien, Portugal und England) der Königin Chriftine ein 
Seer zur Befämpfung der für Don Carlos ftreitenden Legitimiften ſchicken wollte, 
weigerte ſich Ludwig Philipp, was zu einem abermaligen Miniſterwechſel Vorwand 
gab. Das Minifterium Thiers wich dem Minifterium Mole (7. Sept. 1836), 
das durch die erwähnte Amneftie eine Popularität fuchte und erhielt, die es jedoch 
bei Borlage des Disjunktionsgefeges wieder verlor. Durch dieſes Gefeg wollte die 
Regierung der ffanbalöfen Straflofigfeit des Hochverraths wie der Mitſchuldigen 
Ludwig Sepalcons zuvorfommen, und bei Verbrechen, welche von Militär- und 
Givilperfonen zugleich begangen wurden, die einen vor Kriegs- bie andern vor Civil 
gerichtg ftellen. Die Deputirtenlammer verwarf dieſen Vorſchlag, ebenjo einen 
andern, welcher vie Deportation zum Gegenſtande hatte, und das Minifterium 
Mole, das bei feiner Bildung eing größere Dauer verſprach, mußte mehrere ber 
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bedeutendſten feiner Mitglieder als Opfer der unliebſamen Geſetzesvorſchläge aus- 
ſcheiden. An Guizot's, Duchstel's, Perſil's und Gasparin's Stelle traten (15. 
April 1837) Montalivet, Salvandy, Barthe, Lacave-Laplagne ein. Die alfo 
modificirte Verwaltung legte den Geſetzesvorſchlag vor, welcher für den eben mit 
der Prinzeſſin von Medienburg- Schwerin vermählten Herzog von Orleans eine 
Dotation und für die letztere einen eventuellen Wittwengehalt in Anſpruch nahm. 
Die Kammer genehmigte ven Entwurf unverändert, worauf bie Seſſion geihloffen 
und bie Kammer aufgelöft wurde. Die neuen Wahlen fielen zwar zu Gunften 
des Minifteriums aus, allein die Koalition zwifhen der dynaftifhen und republi- 
fanifhen Oppofition, die ſich gegenfeitig unterftügten, um ihre Kandidaten durchzu⸗ 
fegen, war ein arger Vorgang, der zu weitern Bünbniffen der Art von verhäng- 
nißvollen Folgen führte, 

Die toalifirte Linke verfuchte ihre Kräfte zuerft gegen die Vorlage eines 
Gefeges, das den Zwed hatte die größeren Eifenbahnlinien auf Staatsfoften, wie 
Belgien das gethan, zu bauen. Diefer Plan wurde als ein Mittel die Wahltörper 
dur die Eifenbahnbeamten zu beherrfhen von der Oppofltion verfhrieen, H. Arago, 
ver berühmte Aftronom machte in feinem Berichte über den Vorſchlag das fonderbare 
Argument geltend, Frankreich müſſe mit dem Bau der Eifenbahnen noch warten, 
um die fernern Erfindungen und Verbeſſerungen, welche die Wiffenfhaft, die noch 
fange nicht ihr letztes Wort in biefer Erfindung gejagt habe, benugen zu Fönnen. 
Bon der doftrinären und fonftigen Tonfervativen Partei ftimmten alle Banguiers 
und Kapitaliften, die beim Bau der Eifenbahnen durch Kompagnien ſich bethei- 
ligen wollten, gegen die Regierungsvorlage und fo warb biefelbe verworfen und 
Frankreich blieb binfihtli der Eifenbahnen, diefes gewaltigen Hebels des Wohl- 
ftandes, nicht nur hinter England, Amerika und dem benachbarten Heinen Belgien, 
fondern auch hinter den meiften deutſchen Staaten zurüd, die doch ihre gewöhnliche 
Bedächtigkeit auch hierin nicht verläugnet hatten. In demſelben Jahre wurde aber- 
mals eine Höllenmaſchine entvedt, die ein gewiffer Huber, ebenfalls Mitglied einer 
geheimen Gefellfhaft, gebaut hatte; derfelbe warb von ven Gefhwornen zu Iebens- 
längliher Zwangsarbeit verurtheilt. Ebenfo wurde vom Pairshof der Lieutenant 
Laity, der zu Gunften der Rechte Louis Napoleons eine Flugſchrift gefchrieben 
hatte, zu mehrjährigem Gefängniß verurteilt. Es war wohl fein zufälliges Zu- 
fammentreffen, wenn um viejelbe Zeit Ludwig Napoleon aus Amerika zurückkam 
und in der Schweiz ſich niederließ. Diefe Niederlaffung flößte ver Regierung nicht 
ungegründete Beforgniffe ein, fie verlangte daher die Ausweifung des Prinzen 
vom Schweizer Bunde, ver diefelbe jedoch verweigerte, da der Prinz inveffen das 
thurgauer Bürgerrecht erhalten hatte. Es entitand daraus ein mißlicher Konflikt, 
Tranfreic drohte mit Zwangsmafregeln und hätte die Drohung wahrſcheinlich 
vollzogen, wenn der Prinz nicht freimillig die Schweiz verlaffen und nad England 
überzufiedeln fi entſchloſſen hätte. 

Bei Eröffnung der Seffion 1838 erfchien die Koalition aller Parteien voll- 
fommen ausgebildet: Guizot, Thiers, Odilon Barrot, Garnier-Pages und Berryer 
ftürmten in gleihem Schritte gegen das Minifterium Mold an, dem man bie 
Todſünde zwei Jahre gedauert zu haben nicht verzeihen fonnte. In der äußeren 
Politif warf man ihm vor, Ancona geräumt zu haben, wozu er vertragsmäßig 
verpflichtet war, in den innern Angelegenheiten machte man ihm ven Vorwurf mit 
der Politit des Königs zu fehr einverftanden, oder wie die Verbündeten fi aus- 
brüdten, der gefällige Diener feines Herrn zu fein. Die Antwortsadreffe auf vie 
Thronrede, wie das Minifterium fie gewünſcht, wurbe zwar nad langer und 
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lebhafter Debatte, aber nun mit einer Mehrheit von 11 Stimmen angenommen, 
daher Graf Mole und feine Kollegen am 22. Januar 1839 ihre Entlaſſung ein- 
reihten; als aber die Bildung eines neuen Minifteriums täglih auf größere 
Schwierigkeiten ftieß, behielten fie ihre Portefeuilles und appellirten durch bie 
Kammerauflöfung ans Land, Das Ergebnig der Wahlen war ihnen feineswegs 
günftig und fie reihten am 9. März ihre definitive Entlafjung ein. Die Ver— 
bündeten, die im Sturm gegen das Kabinet fo einig gingen, konnten ſich aber- 
mals über die Bildung eines neuen nicht verftändigen und e8 vergingen wieder 
drei Wochen mit fruchlofen Unterhandlungen, fo daß der König am 1. April eine 
proviforifhe Berwaltung zu ernennen fih genöthigt ſah. Der Zmwifchenzuftand 
würde noch lange gewährt haben, wenn nicht eine am 12. Mai ausgebrochene 
Emeute, an deren Spige die Socialiften Blanqui und Barbds ftunden, ven Partei- 
häuptern begreiflih gemacht hätte, daß ihre parlamentarifhen Spiele Frankreich 
dem Abgrund nahe rüden. Während Truppen und Nattonalgarben gegen bie 
Infurgenten marſchirten, fam fchnell ein Minifterium, meift aus Mitgliedern bes 
Iinfen Centrums mit dem Marfhall Soult als Präfidenten zu Stande. Der 
Marſchall übernahm das VBortefeuille des Aeußern, Duchätel des Innern, Baffy 
ber Finanzen, Dufaure ver äffentlihen Bauten, Cunin-Gridaine — ein 
reicher und populärer Fabrikant und Anhänger des gefallenen Minifteriums Molé — 
ben Handel, Billemain den öffentlihen Unterricht, Schneider den Krieg, 
Duperre die Marine und Tefte die Juftiz. 

Das neue Minifterium hatte wenig Glüd. In Algier mußten die franzd- 
fiihen Waffen gegen Ab-del-Rader den kürzeren ziehen, im Orient flug Ibrahim 
Paſcha die türkifche Armee bei Nefaib, die Wendung der Angelegenheiten auf der 
pyrenäifhen Halbinfel u. f. w. waren Greigniffe, die zu beberrihen das Mini- 
fterium feinen Gegnern nicht gewachfen ſchien. Doch kaum konnte man fi hierüber 
ein beftimmtes Urtheil bilden, als es Thiers durch eine palamentarifche Liſt ge— 
lungen war, das Geſetz, welches fir den Herzog von Nemours eine Dotation 
verlangte und deſſen Annahme gefichert fchien, verwerfen zu laffen, worauf das 
Kabinet feine Entlaffung einreichte und Thiers (1. März 1840) den Auftrag zur 
Bildung eines andern erhielt. Es war das ein förmliches Koalitionsminifterium. 
Thiers übernahm mit dem Borfig das Portefeuille des Aeußern, Rémuſat 
bes Innern, Jaubert der öffentlihen Bauten, Vivien der Juftiz, Couſin bes 
öffentlichen Unterrichts, Belet ver Finanzen, Eubidres des Kriegs, Gouin bes 
Handels und Rouffin die Marine. Guizot erhielt den Botfchafterpoften in London 
und D. Barrot die bündigften Zufiherungen einer parlamentarifhen und Wahl: 
reform und der Zurüdnahme ver Septembergefege. Statt mit diefen Fragen aber 
befhäftigte Thiers die Gemüther mit ver Rückkehr ver Aſche Napoleons von 
St.Helena und deren Beifegung unter den Dom der Invaliben. 

Auh nad aufen Hin hoffte Thiers die Geifter zu überrafchen und zu be- 
friedigen. Die orientalifhen Wirren, die 1839 eine ernfte Wendung genommen 
hatten, wurden vom Meinifterium Soult im Einverſtändniß mit dem englifchen 
Kabinet vorläufig fo weit geordnet, daß feine den europäifchen Frieden bebrohende 
Krifis daraus hervorgehen fonnte. Allein Thiers wollte den ſchwebenden Unter- 
handlungen eine neue auf das ausfchließliche Intereffe des franzöſiſchen Einflufjes 
im Orient berechnete Wendung geben; er ſchickte an Mohamed Ali einen geheimen 
Gefhäftsträger ab, um den Vicekönig von Egypten zu veranlaffen feinen Streit 
mit dem Sultan allein beizulegen und nicht, wie das bereit vertragsmäßig ver- 
abredet war, unter Mitwirkung der europäifchen fünf Großmächte. Rußland, 
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weldes von diefer geheimen Sendung Wind befommen hatte, benußte fie dazu, 
um die englifch-franzöfifhe Allianz zu fprengen, und hinter Frankreichs Rüden 
einen Vertrag mit England, Defterreih und Preußen zur Regelung des Gtreites 
zwifchen dem Sultan und feinem Bafallen abzuſchließen. Als die Nachricht vom 
Bertrage vom 15. Julius 1840 in Paris befannt wurde, brachte fie allgemeine 
Entrüftung hervor, die um fo größer war, als man ben Grund oder Vorwand ber 
Frankreich zugefügten Beleidigung nicht kannte und Thiers fi wohl hütete fie 
einzugeftehen. Der Minifterpräfident war überdies entrüfteter als alle Welt und 
drang darauf, für den fünftigen Frühling zum Krieg zu rüften. Die Idee des 
Königs, Paris mit einem Gürtel von Feltungen zu umgeben, jo daß die Haupt- 
ftabt bei einem etwaigen Ueberfall des Feindes ſich eine Zeitlang halten künnte, 
ward von Thiers aufgefaßt und troß der Warnungen der radifalen Partei, daß 
dieſe Feftungen nicht gegen Frankreichs Feinde, fondern blos gegen die Feinde 
der Dynaftie erbaut würden, in Angriff genommen und von den Kammern mit 
großer Mehrheit genehmigt. Zu offenfiven Rüftungen wollte der König jebod 
feine Einwilligung nicht geben, daher Thiers fein Bortefenille niederlegte, vom 
König diesmal aber in mehr als unfreundlidger Stimmung jcdied. 

Die Aufregung, welde dieſe Ereigniffe bervorgebradt ‚hatten, ſchienen dem 
Prinzen Louis Napoleon geeignet einen abermaligen Verſuch zu einem Aufſtande 
zu machen, daher er in Boulogne (6. Auguft) mit mehreren Anhängern landete; 
er wurde jedoch von der Garnifon, an die er vergebens einen Aufruf erlaffen hatte, 
verhaftet. Der Pairshof verurtheilte ihn zu lebenslänglicher Haft, worauf er nad) 
ver Feſtung Ham gebracht wurde. Am 15. Dftober fand ein neues Attentat auf 
das Leben des Königs ftatt, das ein Nepublifaner Namens Darmés ausführte 
und wie bie frühern das Ziel verfehlte. Die Bildung eines neuen Minifteriums 
hatte wieder acht Tage gedauert. Guizot, der von Anfang an gegen Thiers 
Kriegslärm ſich ſchon von London aus ausgefprohen hatte, warb zurüdberufen. 
Der König verzieh ihm die unverzeihlihen Koalitionsfünden und er bilvete ein 
neues Minifterium, worin Soult das Präfidium mit dem PBortefeuille des Krieges, 
Guizot das Aeußere, Duchätel das Innere, Martin du Nord die Juftiz, 
Gunin-Öridaine deu Handel, Human die Finanzen, Teſte die öffentlichen 
Bauten, Billemain ven üffentlihen Unterriht und Duperre die Marine über- 
nahm. Es war das mit Ausnahme eines einzigen, Tefte, ein rein fonfervatives 
Minifterium und beftand aus den Mitgliedern der dynaſtiſchen Nechten, den An— 
hängern des Grafen Molé und Doftrinäres. Diefe DBerwaltung dauerte faft 
acht Jahre. 

Die erfte Aufgabe des neuen Minifteriums war die Gemüther zu beruhigen, 
bie Friedenspolitif, die Thiers aus ihrem Geleiſe verrüdt hatte, wieder hineinzu— 
fhieben. Nur die begonnene Befeftigung von Paris wurde als eine für bie 
Zufunft berechnete Maßregel fortgefegt, alle fonftigen Rüftungen aber eingeftellt. 
Defterreih und England fahen ein, daß die Ausſchließung Frankreichs von ber 
Regelung der orientaliihen Angelegenheiten nur Rufland zu ftatten fommen 
würde, fie erleichterten dem franzöfifhen Kabinet daher fo viel als möglich ven 
Rüdtritt ins „europäifche Koncert,“ indem fie die Mohamed-Ali auferlegten harten 
Bedingungen wefentlih milverten, morauf Guizot das Gefchehene als eine voll 
brachte Thatſache anerkannte und das für Frankreich offen gelaffene Protofoll 
mitunterzeichnete, jo daß ſchon 1841 die früheren Beziehungen Frankreichs zu den 
Großmächten, wenigftens äußerlich, wieder vollfommen bergeftellt waren. Die 
Gereiztheit und das Mißtrauen, welche dieſe Vorfälle gegen England in der Nation 
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hervorgebracht haben, waren aber nicht fo leicht zu verwifchen und traten bei jeber 
nähern Berührung ber Interefien beider Länder von neuem hervor, wie die Frage 
des Durchſuchungsrechts in der Seffion von 1841/42 gezeigt hat. Frankreich war 
unftreitig durch den Vertrag von 1837 gebunden, England verlangte jegt nur 
eine durd die Erfahrung gebotene weitere Anwendung des in biefem Bertrage 
aufgeftellten Principe; allein die Kammern vermeigerten nicht nur biefe Erweite— 
rung, fondern verlangten fogar die völlige Aufhebung des Durchſuchungsrechts und 
Guizot fah ſich genöthigt die Unterhandlungen mit dem engliihen Kabinette zu 
diefem Zwecke zu führen. Noch lebhafter trat die Gereiztheit gegen England in 
der fogenannten PBrithard-Angelegenheit hervor. Die franzöfifhen Behörden auf 
Tahiti hatten den ehemaligen engliſchen Konful und jetzigen Miffionär Pritchard, 
der den ihm als politifche und konfeffionelle Gegner verhaßten katholifchen Yran- 
zofen die Nieverlaffung zu erſchweren fuchte, verhaftet und ohne gerichtliches Ber- 
fahren von ver Injel verwiefen, weil ernfte Verdachtgründe die Eingeborenen 
aufgewiegelt zu haben, gegen ihn vorlagen. Da Pritchard zugleich Kaufmann war, 
verlangte er, und mit Recht, Entfhädigung für die ihm in Folge der gewaltfamen 
Bertreibung von Tahiti entfprungenen Berlufte. Die franzöfifche Regierung konnte 
nicht umhin diefes Recht dem Grundſatze nach anzuerfennen, machte die Entſchä— 
bigung jedoch von dem Einverſtändniß des franzöfiihen und engliſchen Womirals 
biefer Station abhängig. Zu einem ſolchen Einverſtändniß ift es übrigens nie 
gelommen, und Prithard hat nie eine Entſchädigung von Frankreich erhalten. Die 
Debatte hierüber in den beiden Parlamenten, wie die Haltung der Tagesprefie 
haben nicht nur eine große Aufregung der Gemüther hervorgebracht, jondern auch 
zugleich bewiefen, wie ſchwer es fei die frühere freundſchaftliche Stimmung nit 
blos der Kabinette, fondern auch der Völker wieder herzuftellen. 

Englands Mißtrauen gegen Frankreih trat 1844 im Kriege bes letern 
gegen Maroffo hervor und trieb es zu einer unaufgeforberten Vermittlung, bie 
Frankreich veranlaßte, einen fürmlichen Brucd mit dem Bundesgenoffen dadurch zu 
vermeiden, daß es auf Entſchädigung der Kriegsfoften verzichtete und ſchnell den 
Frieden mit Marrofto abſchloß. Guizot gab fih alle Mühe, vie alte Allianz 
wieder herzuftellen, nicht indem er derjelben irgend ein Intereffe Frankreichs opferte, 
fondern, indem er in beiden Ländern bie Nothwenbigfeit dieſes Bündniſſes im In— 
terefje der Bildung, des Wortfchrittes und des Friedens zur Anerkennung zu 
bringen, feine Anftrengung fparte. Glüdliherweife fand er im Minifterium Aber- 
deen-Peel einen Meinungsverwandten und thätigcs Entgegentommen, jo daß bie 
entftandenen Zwiftigfeiten alle gütlich und ſchnell ausgetragen wurben, was Guizot 
bei der franzöſiſchen Oppofition ven Spottnamen eines „englifhen“ und Aber- 
been in England den Spottnamen eines „franzöſiſchen“ Minifters zuzog. Der 
Unterſchied zwiichen den beiden Bezeihnungen war, daß in England der Spott- 
name feine weitern Folgen hatte, in Frankreich aber Guizot und den König als bie 
Träger einer unnationalen Politif dem Volkshaſſe preisgab. Die beiden befreun- 
beten Minifterien veranlaften, um das „herzliche Einverſtändniß“ zwiſchen den 
Regierungen welttundig zur Anſchauung zu bringen, eine Zuſammenkunft ver Mo- 
narchen beider Nachbarſtaaten: Ludwig Philipp befuchte die Königin Viktoria anf 
der Infel Wight und diefe erwiderte den Beſuch in Treport. 

Während dieſer Zufammenkunft fuchte Guizot über eine Frage, die voraus— 
fihtlih einen Zufammenftoß ber beiverfeitigen Intereffen herbeiführen konnte, mit 
Lord Aberdeen fich zu verftändigen. In Spanien war der Dynaftieenfrieg zu 
Ende, der Parteienfampf aber dauerte ähnlich wie in Frankreich fort. England 
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hatte in Folge des Bürgerfrieges feinen Einfluß in Spanien beveutend vermehrt 
und ihn an die dynaſtiſche Oppofition und Progreffiftenpartei anzulehnen verftanden. 
Es firebte nun auch, am Hofe eine Stütze, feines Einfluffes bei ver Wahl des 
fünftigen Gemahls der Königin Ifabella II. ſich zu ſichern. Gelang dieſe Politik, 
dann war Frantreihs Einfluß in Spanien mehr als neutralifirt. Guizot erflärte 
daher Lord Aberdeen, daß er mit der englifhen Politif in der fpanijchen Hei- 
rathsfrage Hand in Hand gehen wolle, wenn dieſelbe bie Heirathskandidaten nit 
außerhalb ver Linie Bourbon zu wählen fih anheifhig made. Lord 
Aberdeen übernahm ausdrücklich dieſe Berbinvlichkeit im Laufe der mündlichen 
Unterredung mit Guizot und wiederholte dieſelbe fpäter in einem Schriftftüd. Das 
Toryminiſterium mußte jedoch fpäter den Whigs weihen und Lord Palmerfton 
hatte fein Portfeuille kaum vierzehn Tage in Händen, als der engliſche Geſandte in 
Madrid alle Springfevern in Bewegungen feste, um bie Heirath eines Prinzen 
von Koburg mit Ifabellen zu Stande zu bringen. Wiewohl biefe Beftrebungen 
noch geheim betrieben wurden, hatte das Tuilerien-Kabinet doc bald Wind davon 
befommen und dur den Wortbrud des englifhen Kabinets fi aud nicht mehr 
zum gemeinfhaftlihen Handeln mit dem leßtern in biefer Frage verpflichtet ge— 
halten, Guizot betrieb daher feine Unterhanvlungen ebenfall® geheim und brachte 
fie raſch zum Austrage. Die Königin Ifabela wurde mit dem Sohne ihres 
Oheims Don Francisco d'Aſſiſt und die Infantin, ihre Schwefter, mit dem Her— 
zog von Montpenfier (Oftober 1846) verlobt. Darüber gerietb Lord Palmerfton 
in Wuth, die ganze englifhe Preffe ward gegen Frankreich aufgereizt und das fo 
mühfam errungene „herzliche Einverſtändniß“ zwiſchen ven beiden Regierungen 
und Höfen war dahin. Den Geift ver franzöfifhen Oppofition charakterifirend 
war ed, daf fie es in viefem Konflift mit England hielt, und vemfelben Guizot, 
ben fie früher einen „engliihen Miniſter“ gefcholten, weil er in unbedeutenden 
Fragen lieber nachgegeben als die engliſche Allianz geopfert, jetzt zum Verbrechen 
anrechnete, den franzöfifhen Einfluß in Spanien ver englifchen Allianz nicht ger 
opfert zu haben. Lord Palmerfton fuchte von dieſem Augenblicke an die franzd- 
fifche Politik zu durchkreuzen und Ludwig Philipp immer neue BVerlegenheiten zu 
bereiten. So in den portugiefifherr Wirren und in den Händeln mit den Staaten 
des La Plata, entfchievener no in den Wirren der Schweiz und ven Angelegen- 
heiten Italiens, 

Seiner Politik treu, unterftügte Ludwig Philipp die freifinnigen Tendenzen, 
welde in Italien feit ver durch den franzöflihen Einfluß im Konklave zu Stande 
gefommenen Wahl Pius IX. einen mächtigen Auffhwung genommen hatten. Statt 
biefe im Intereffe des gemäßigten und möglichen Yortfchrittes an den Alpen und ven 
Apenninen liegende Politit Ludwig Philipps zu unterftügen, hielt es das englijche 
Kabinet mit der revolutionären Partei, die unter der Aufmunterung und mit dem 
Beiftand Lord Mintos, den zu biefem Zwed Lord Palmerfton nad Italien ge- 
fandt hatte, die Reformbewegung in die Bahn der Revolution trieb. Ein ähnliches 
Berfahren verfolgte die Politik Ford Palmerftons in ver Schweiz. Die Eingriffe 
in bie Souveränetät einiger Kantone, zu denen die Schweizer Tagfagung ſich Hin- 
reißen ließ, hatte zu einem Sonderbund dieſer Kantone geführt, in Folge veflen 
die Republif am Borabend eines Bürgerkrieges ftany dem die europäifchen Grof- 
mächte und auch nur Frankreich und England, wenn fie vereint ihren Einfluß auf 
die einander gegenüberftehenden Kantone und auf die Tagfagung geltend machten, 
leicht hätten vorbeugen können. Lord Palmerfton gab ſich in ver That den Schein, 
gemeinfchaftlih mit dem franzöſiſchen Kabinet in der Schweiz zu wirken, aber 


Sranhreid. 653 


nur um Ouizot zu täufhen und binzuhalten, während fein Gefandter, Sir Robert 
Peel, den erhaltenen Inftruftionen gemäß die Bundesregierung zum Angriff trieb. 
Der Zufammenftoß der eidgenöffifchen Armee und der Sonderbundstruppen envigte 
bald mit der Niederlage der legteren; der Sonverbund löfte ſich auf und Lord 
Palmerfton erfärte, es liege fein Grund zu weiterer Einwirkung auf die helvetifchen 
Zuftände vor. Die Politik der Tuilerieen hatte hierbei eine um fo empfinblichere 
Schlappe erlitten, als vie öffentlihe Meinung verjelben entſchieden und lebhaft 
entgegenftand, da der Konflift zwifchen ven fieben Kantonen und der Tagſatzung 
die verhaften Jejuiten betraf. 

Die Juliuspynaftie ftand nun nad Außen vereinzelt da und ihre Stellung 
im Innern war faum eine beſſere. Die parlamentarifhen Parteitämpfe hatten in 
den mittlern Klafjen die Achtung vor dem König bebeutend gefhwädt, ta bie 
Parteien die Schuld ihres endlofen Habers immer dem Throne" zuzufchreiben 
wußten. Die Ariftofratie hatte fih mit wenigen Ausnahmen ferne gehalten und 
in Louis Philipp den Ufurpator gehaft; vdiefelben Gefühle hegten von ihrem 
Standpunkte der Volksfouveränetät aus die republifanifche Partei, deren Haß und 
geheimes Treiben in Attentaten auf den König und feine Yamilie von Zeit zu 
Zeit wie die aus den Sümpfen auffteigenden ſich entzündenden Dünfte aufloverte, 
Kaum hatte man das Attentat Darnés vergeflen, «als ein anderer Arbeiter, Namens 
Queniſſet, auf die Herzoge von Nemours und YAumale, die nad ihrer Rüdfehr 
aus Algerien ihren Einzug in Paris hielten, einen Mortanfchlag (1841) verfuchte. 
Der ſchwere Schlag, welcher Lurwig Philipp, den Vater und König, traf, als der 
Thronerbe am 13. Februar 1842 infolge eines Sturzes aus dem Wagen plöglic 
ftarb, hatte zwar einen Augenblid lang alle dynaſtiſchen Parteien um den Thron 
geihaart. Die Mittelllaffen in ganz Sranfreid hatten die unzweideutigſten Sympa- 
thien für den König an den Tag gelegt und in ver Kammer hatten Thiers und 
Dpilon Barrot und ihre Anhänger — einzelne Stimmen abgerechnet — mit ber 
dynaftifchen Rechten für das Geſetz geftimmt, welches dem Herzog von Nemours 
während der Minverjährigfeit des Grafen von Paris vie Regentfchaft übertrug. 
Die alten Spaltungen traten aber bald wieder hervor und das Minifterium wie 
der „unveränderliche Gedanke“ warb nad wie vor die Zielſcheibe maßlofer An— 
griffe ver Oppofition. 

Die Wahl- und parlamentarifhe Reform warb jedes Jahr in den allgemeinen 
Debatten ein oder mehrmals angeregt, von einer compalten Majorität aber ftets 
als unreif befeitigt. Diefer beharrlihe Widerſtand in der Kammer veranlafte bie 
Gegner des Minifteriums, für die Wahlreform außerhalb der Kammer thätig zu 
fein. Unter den Gegnern Guizots befanden ſich einige feiner früheren politifchen 
Breunde, wie Duvergier d'Hauranne, die feit der Koalition 1839 ſich von 
ihm getrennt hatten und unter die Fahne von Thiers getreten waren. Duvergier 
d’Hauranne nahm nun die Neformfrage in die Hand, veranftaltete im Vereine 
mi D. Barrot Zwedeilen in den Departements, bei denen durch Neben über vie 
Nothwendigkeit der Wahlreform die Gemüther aufgeregt wurben. Wie Duvergier 
d'Hauranne von den Doltrinären, jo hatte fih Lamartine von der großen 
Fraktion der fonfervativen Partei getrennt, ohne fi) jedoch mit irgend einer andern 
zu verbünten, da viefelben ale von Thiers beherrſcht wurden und zwifchen biefem 
und Lamartine ftets eine perſönliche und principielle Antipathie obwaltete. Lamar— 
tine that eine geregelte Thätigfeit noth, Mole wie Guizot hatten ihm das Porte- 
feuille des öffentlichen Unterrichtes angeboten, allein der gefeierte Dichter hatte 
nur für biplomatifhe Stellungen Sinn, für das Portefeuille des Aeußern oder 
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einen Botfchafterpoften erften Ranges. Ludwig Philipp fegte bei Yamartine nicht 
bie ganze Summe von Eigenſchaften und Fähigkeiten voraus, die ein folder 
Poſten erheiihe — und Yamartine ward verftinmt. Sein Brud mit der dynaſtiſchen 
Rechten trat zuerft bei Gelegenheit des Regentichaftsgefeges hervor, denn er ſprach 
und ftimmte mit der legitimiftifhen und republifanifchen Linken für vie Regent- 
haft der Herzogin von Drleand. Die Thätigkeit, die fein Geift im wirklichen 
Leben nicht gefunden, fuchte Lamartine jegt in der Geſchichte und ſchrieb ein 
Stück Revolution unter dem Titel: Histoire des Girondins. Diefe Gefchidhte war 
jevod nicht allein eine feurige und glanzvolle Apologie der gemäßigten Republi- 
faner von 1791, fonvern umgab felbft ihre blutvürftigen Feinte vom Berge mit 
einem gewifjen Schein von Gerechtigkeit und Patriotismus, fo daß auch fie eine nicht 
geringere Theilnahme als ihre unglädlihen Opfer erregten. Diefe Verherrlichung 
der Revolution und der Republit wirkte eleftrijch auf vie Gemüther und arbeitete 
+ den Agitationen der Wahlreform in die Hände. Georges Sand, Eugene Sue, 
Preudhon, Lonis Blanc, Gonfiterant, und andere Schriftfteller von geringerem 
Rufe, aber nicht geringem Einflufie hatten fociale Gebrechen der unteren Volksklafſen 
enthüllt und vie Gemüther verfeiben für Ideen einer gänzlichen Umgeftaltung ver 
Gefellihaft gewonnen. Diefe fanden ſelbſt in den weitern Schihten der Bourgecifie 
einen empfänglihen Boden und gaben ihrer Anhänglichkeit an das Königthum den 
Todesftoß. Zwei Jahre Mißwachs und eine Gelpkrife fteigerten vie Empfänglid- 
feit der befiglofen und wenig befigenden Klaffen für foctaliftifhe Neuerungen oder 
überhaupt für eine Aenderung des Zuſtandes. Einige ffandalöfe Procefie im Jahre 
1847 wurden ausgebeutet, um bie Gereiztheit und Mißachtung gegen die Regie- 
rung zu vermehren, 

Unter diefer Stimmung ver Gemüther ward die Seffion von 1848 eröffnet 
und die Wahlreformatoren veranftalteten ein großartiges Banket, welches bie 
während ver Kammerferien hervorgebradhte Agitation refumiren und einen entſchei— 
denden Drud auf die Regierung üben follte. Die Regierung, geftügt auf eine 
ftarte Majorität, ahnte feine ernfte Gefahr, fie glaubte der Bewegung nur ent= 
fchieven entgegen treten zu müffen, um ihr ein Ente zu machen; fie hielt fie für 
ein Geſpenſt, das ein Fußſtoß verfhwinden made. C'ést un spectre sur lequel il 
faut monter pour le faire disparaitre, fagte das Journal des Debats und 
Guizot ließ den König die Agitation als „von feinvfeligen und blinden Yeiden- 
haften genährt” bezeichnen. Die Oppofition griff dies Wort auf und die Adreß— 
debatte nahm einen heftigen und erbitterten Charakter wie noch nie zuvor an. 
Mitten unter dieſen leivenfhaftlihen Debatten wurde das große Zweckeſſen ver- 
anftaltet und auf den 20. Februar feftgejegt. In dem öffentlichen Aufruf dazu 
fand jedoch die Regierung Anhaltspunkte, das Zmedefjen kraft eines Gefeges von 
1793 zu unterfagen. Die Oppofition beftritt ver Regierung dieſes Recht, behaup- 
tete, das amgerufene Gefeg habe auf ven vorliegenden Yall keine Anwendung. 
Die Minifter entgegneten, daß nicht die Kammer, ſondern die Gerichte über vie 
Anwendbarkeit eines Geſetzes zu entſcheiden hätten. Die Oppofition verſchob nun 
das Banket auf den 22., um Zeit zu gewinnen. Bis zu einem öffentlihen Zu- 
fammenftoß mit der Gewalt wollte fie die Bewegung nicht treiben, weil dies das 
Signal zur Revolution geweien wäre und fie in tem Wahne lebte, fie könne vie 
Dewegung eben fo leicht beherrſchen, wie fie dieſelbe hervorgerufen. Sie entſchloß 
fih envlih, die ihr vom Minifterium angebotene Transaktion anzunehmen. 
Die Reformatoren follten zum Banfet gehen und ver Polizeifommiffär werde fie 
auffordern, im Namen des Gefeges aus einander zu gehen, wogegen fie proteftiren 
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und den Rechtsweg einzufchlagen fi vorbehalten konnten. Von beiden Seiten war 
man verblendet genug, zu glauben, eine gerichtliche Scene und die Anwartſchaft 
auf einen Ridterfprudy Über das Vereinigungsredt werde die entfeffelten politiſchen, 
Leidenſchaften zur Ruhe befhwören. 

Die Regierung, die am 20. eine beträchtliche Truppenmacht durch den Tele- 
graphen nad) Paris beorvert hatte, gab am 21. Abende auf die Zufiherung O. Bar: 
rots, es werbe alles ruhig ablaufen, es handle fid) blos darum, bie ftreitige Rechts— 
page zur Gntfheidung zu bringen, Gegenbefehl. Am 22. zogen die Deputirten ber 

infen, Odilon Barrot, Duvergier d’Hauranne und Cremieug an der Spike, 
nad) den Champs Elyſée's, wo das-Banfet hätte ftattfinven follen, und wurden 
von den Studenten, dem Bolfe und felbft von vielen Bürgern mit lebhaften Zu- 
rufen empfangen. Als fie aber von ter „Komödie zurüdfehrten, wurden fie falt 
oder mit Hohn aufgenommen. Die Arbeiter und die ftubirende Jugend hatten 
diefen Tag größtentheils gefeiert, auf den Boulevards und in den zur Deputirten- 
fammer führenden Strafen wogte die Menfchenmenge den ganzen Tag ab und zur, 
ed fchien aber mehr auf eine lärmende Demonftration als auf einen Aufftand 
abgefehen zu fein. Diefe fheinbare Harmlofigkeit der Menge beftärkte die Minifter 
in ihrem Wahne, es liege zum energifchen Ginfchreiten fein Grund vor. Der Tag 
verging zwar ohne ernfte Störung, allein die Aufregung ver Gemüther hatte 
zugenommen und die am 23. theilmeife aufgebotene Nationalgarde trat unter dem 
PBarteirufe, „es lebe die Reform" in Reih und Glied. Das war das erfte ernftlic) 
beunrubigende Symptom. Am Nachmittag hörte man die Nationalgarde mit dem 
Rufe: „Es lebe die Reform!" auch den: „Nieder mit Guizot!“ vereinen und 
eine Deputation de3 4. Bataillons verlangte und erhielt Audienz beim König und 
forderte in entfhiedenem Tone die Entlaffung des Minifteriums. Ludwig Philipp 
verfpradh, den Wunſch der Nationalgarde in ernfte Erwägung zu ziehen, und um 
3 Uhr kündigte Guizot in der Deputirtenfammer an, das Minifterium habe feine 
Entlaffung genommen uud bleibe nur bis zur Bildung eines neuen Kabinetes 
im Amte. Die Linke hatte auf Thiers Nath an demfelben Morgen gegen vie 
Minifter eine Auflage eingereicht, um dadurd die Aeußerlichkeit ihrer Rolle beim 
Bankete zu verhüllen. Die während des Tages immer fteigende Aufregung ſchien 
am Abend, als die Nachricht von der Entlaffung des Minifteriums und die Be- 
rufung des Grafen Mole in die Tuilerien befannt wurde, auf einmal befhwichtigt, 
die Kriſis überftanden. Die Nationalgarde jubelte über ihren Sieg und die Bour- 
geoifie beleuchtete freiwillig die Stadt. 

Dod der Jubel war von allzufurzer Dauer. Die geheimen Gefellichaften 
hatten dem Treiben der Dynaftifer bisher ruhig zugefehen und fobald fie bemerft 
hatten, daß die Aufregung einen höheren Grad erreichte und die Krifis überwunden 
ſchien, traten aud) fie thätig auf den Schauplag. Gegen 8 Uhr fah man aus dem 
Faubourg St.Anteine heraus einen Volfshaufen mit allerlei Waffen ausgerüftet 
die Boulevards hinab bis zum Hotel Guizots marſchiren und dem dort aufgeftellten 
Piquet Infanterie, das den verhaßten Minifter beſchützen follte, fich gegenüber 
aufftellen. Ihr Erſcheinen hatte viele Neugierige herbeigelockt, vie hinter ihnen 
ftanven. Die ganze Haltung tes Volkshaufens war eine die Truppen heraus: 
Den Der blutige Zufammenftoß blieb aud nicht lange aus. Vom bewaffneten 

oltöhaufen fiel ein Schuß auf die Trüppe und töbtete einen Unterofficier. Sofort 
fommanbdirte der Lieutenant Feuer, und ver bewaffnete Volkshaufe, wahrjcheinlic aus 
lauter gutgeſchulten Barrifavenhelden beſtehend, duckte ſich noch zur rechten Zeit, fo daß 
die Salve des Piquets faſt ausſchließlich die dahinterſtehenden wehrloſen Zuſchauer 
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traf. Diefes den revolutionären Traditionen der Fronde entnommene Bubenftüd 
verfehlte vie berechnete Wirkung nit. Man glaubte, die Truppen hätten nicht zur 
Selbftvertheivigung, fondern auf längft vorher ertheilten höheren Befehl auf die 
Wehrlofen gefeuert. Die Entrüftung und der Zorn war daher eben jo groß als 
grenzenlos, und unter dem Rufe: „Verrath! Rade! zu den Waffen!“ durchzogen 
die Aufwiegler vie Stadt, verbreiteten vie Nachricht von dem fhrediihen Vorfall, 
geboten von allen Fenftern die Lampen oder Lichter wegzunehmen, und fchnell 
waren bie feftlich beleuchteten Boulevards in eine finftere Einöde verwandelt, in 
der nur die Fakeln leuchteten, womit man die Verwundeten und Todten in bie 
nächftgelegenen Spitäler geleitete. Alle Welt war vor Furt oder Schreden over 
in der Abficht, zur Rache ſich zu bewafnen, nah Haufe geflüchtet. Das Militär 
jelbft war unbegreifliherweife aus allen Bierteln zurüdgezogen und am Garroufjel- 
plage koncentrirt. Die ganze Nacht hindurch baute man ungeftört eine Anzahl von 
Barrifaden, fo daß Paris am Morgen vom 24. einer belagerten Stadt ähnlidy 
fah, vie dem Feinde jeve Straße, jeven Winkel ftreitig machen und theuer bezahlen 
laffen wollte. 

Die Regierung hatte die Tragweite des teufliſchen Manövers der Repu— 
blifaner nicht verfannt, aber eben darum auch den Kopf verloren. Mole rieth dem 
König, Thiers und Opilon Barrot mit ver Bildung eines Kabinetes zu beauf- 
tragen. Allein die Reformbewegung ward von ber Revolution bereits überflägelt. 
Auf die demokratiſchen Mafjen hatten Thiers und Barrot feinen Einfluß. Sie 
durchzogen muthig die Stadt, allein ihre Zureden fanden feinen Anklang; es hieß 
jest, den fliegenden Republifaneın weichen oder fhnel und energifh den Kampf 
gegen fie aufnehmen. Marſchall Bugeaud machte ſich anheiſchig, in 24 Stunden 
die Herrſchaft des Gefees wieder herzuftellen, wenn ihm der König ben unbe- 
ſchränkten Oberbefehl übergebe. Ludwig Philipp wollte mit der Nationalgarde, die 
theils jeven Beiftand verfagte, theils, wenn aud in geringer Anzahl, auf Seite der 
Aufftändifchen getreten war, in feinen blutigen Kampf fi einlaffen. Es wurben 
nur halbe Maßregeln ergriffen, vie Truppen erhielten Befehle und Gegenbefehle, 
die Dfficiere wurden ſchwankend und ließen, wie General Bebeau, die Infurgenten 
gewähren, Ludwig Philipp entſchloß fih endlich gegen Z Uhr auf Zureden von 
Eremieur und E. von Girardin zu Gunften des Grafen von Paris dem Throne 
zu”entfagen und Paris zu verlaflen. Die Herzogin von Orleans verfügte ſich mit 
dem Grafen von Paris und dem Herzog von Chartres in die Deputirtenfammer, 
um ben erjtern als König unter ihrer Regentihaft proflamiren zu lafjen. Allein 
diefe Konceffion fam wie vie früheren zu fpät, General Bebeau hatte, „weil er 
feinen beftimmten Befehl ®es zu verhindern, erhalten", das Volt in die Kammer 
einbringen lafjen, und dem Kammerpräfiventen Sauzet fehlte e8 an ber nöthigen 
Energie, die Eindringlinge zurüd oder mindeſtens in Refpeft zu halten. Kaum 
hatte die edle Herzogin das Wort genommen, als fie auch ven Saal verlaffen 
mußte. Die Mafjen waren bereits Meifter ver Lage und bie republikaniſchen De- 
putirten hatten ſchon eine proviforiihe Regierung in Bereitihaft, deren Namen 
nah Entfernung der Herzogin aus der Kammer verlefen und vom Volke genehmigt 
wurden. Es waren Dupont de l’Eure, Lamartine, Arago, Marie, Gar: 
nier-Pagds, Lebru-Rollin, Eremieur. Auf dem Stabthaufe warb zugleich 
eine proviforifche Regierung, ernannt. Die beiden Regierungen verſchmolzen ſich mit 
einander und fo erhielten die genannten Mitglieder noh Marraft, Louis Blanc, 
Flocon und den „Wrbeiter" Albert zu Kollegen. Hier wurde die Republik 
jofort proflamirt und das Ereigniß unter Trommeljhlag in allen Theilen ver 
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Stadt gegen 5 Uhr verkündet. Die Inſurgenten hatten das Palais Rohal, die 
Tuilerien und das Schloß von Neuilly beſetzt, und nachdem ſie ihre Orgien 
darin gehalten, Verwüſtungen aller Art vorgenommen. In Dreur hatten ſich vie 
Mitglieder ver königlichen Familie gefammelt, mehrmals ihren Aufenthalt an der nor- 
maniſchen Küfte gewechjelt und am 2. März fih auf dem engliihen „Erpreß“ 
nah England eingejcifft. 

X. Die Republit von 1848. — Die Februarrevolution war das 
Ergebniß urſprünglicher Gebrechen des Juliuskönigthums, das in der Ariftokratie 
wie im Volke ohne Stüte blieb. Beide befümpften es auf offenen und geheimen 
Wegen. Die Hoffnungen viefer beiden Feinde des Bürgerkönigthums, die oft mit 
einander im Bunde handelten, wurden beftärft durch die fortwährenden Spaltungen 
in der Mittelflaffe, deren Einigkeit allein im Stande gewefen wäre, das in ihrem 
faft ausſchließlichen Interefie errichtete Königthum zu erhalten und zu feftigen, 
Verſchiedene Umftände, beſonders aber die wirkliche oder vermeinte Bernadläffigung 
der Interefien der Maſſen hatten die legtern für focialiftiiche Neuerungen aller 
Art, die gleih nah Ausrufung der Republik fih Bahn breden wollten und die 
Gejellihaft an den Rand des Abgrundes brachten, empfänglicher gemadt. Die 
Demokratie, die von ihrem fchnellen Siege über das Königthum überrafcht war, 
fürdtete, die Anhänger des Thrones würden an irgend einem Punkte der Provinz 
fi) koncentriren, die Truppen fammeln und gegen die empörte Hauptftadt führen. 
In diefer Beſorgniß wurden die Barrifaden nicht nur nicht niedergeriffen, ſondern 
auch verftärft und vermehrt und ein fürmlicher ftrategifcher Plan zur Vertheidi— 
gung der Stabt gegen einen Angriff ver Armee von Marc Gauffiviere, weicher 
fi ver Polizeipräfeftur bemächtigt und autonomifh zum Polizeipräfeften ernannt 
hatte, entworfen. Nach biefem Plane, ver vorerft überflüffig war, wurde 5 Mo- 
nate jpäter, als es zur Hauptſchlacht zwiſchen den Socialiften und der Republif 
fan, Baris von den erftern angegriffen. Als man nad einigen Tagen ſah, daß 
Niemand zur Wiederherftellung des Thrones den geringften Berfucd machte, wurden 
die Barrikaden abgetragen, und Arbeiter und Bourgeois bezogen jegt, mit ober 
ohne Uniform, neben einander die Wache, Die Einen, um vie Republik, vie An- 
dern, um minteftens das Eigenthum zu fhügen, ba die Truppen Paris hatten 
verlaffen müſſen. 

Bei Vertheilung der Staatsgefhäfte hatte Dupont de l'Eure das Prä- 
fivium, Ledru-Rollin das Innere, Yamartine das Aeußere, Eremieur die 
. Iuftiz, Carnot den öffentlichen Unterricht, Marie vie öffentlichen Bauten, Beth— 
mont den Handel, Subervic das Minifterium des Kriegs und Goudchaur bie 
Finanzen erhalten. Oarnier-Bages übernahm, unter dem republifanifchen Titel 
eines Maire von Paris, vie Präfektur der Seine. Auf der Polizeipräfeftur, wo 
anfangs zwei Veteranen geheimer Geſellſchaften, Marc Cauſſididre und So— 
brier, fid die Gewalt ftreitig machten und dieſer endlich jenem weichen mußte, 
berrichte Gauffividre unabhängig von der Regierung, Sobrier aber, der fih in 
der Aue Rivoli eine zweite Polizeipräfeftur errichtet hatte, herrfchte eben fo unab- 
bängig von Cauffiviere. Anf-dem Stadthaufe felbft gingen bie Richtungen der 
Mitglieder der proviforiihen Regierung weit auseinander, die Mehrheit derfelben 
wollte die Revolution nit über den Sturz des Thrones, wie über bie Negation 
jeder erblichen Gewalt und die indirelte Theilnahme Aller an ver Regierung ſich ent- 
wideln lafjen. In ihren Augen war die Revolution vollſtändig vollbradt, und es 
handelte ſich bereits darum, fie vor Ausſchweifungen zu wahren. Ledru-Rollin und 
Flocon ftanden ihmen gegenüber als Träger allgemeiner ſocialiſtiſcher Reformen. 

Bluntjhli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbug. II. 42 


658 Srankreich 

» 

Louis Blanc (f. d. Art.) firebte eine Umgeftaltung der Geſellſchaft von Grund 
aus an. Diefe heterogenen Elemente beftritfen gleich Anfangs ſich gegenfeitig ihren 
Einfluß und jedes fuchte die ausſchließliche Gewalt in feine Hände zu bekommen. 
Außerhalb der Regierung war der Gegenfag der Anfichten, Doltrinen und Beftre- 
bungen nod größer und mannigfaltiger. Die Bourgeoifie ſchloß ſich vorerft der 
gemäßigten Republif an, in den Volksmaſſen hatte Ledru⸗Rollin, der tie geheimen 
Gefellihaften während des Juliuskönigthums ſtets reihlih mit Geld unterftügt 
hatte, einen ftarfen Anhang, einen nicht geringern hatte Louis Blanc, defjen Ideen 
bei Vielen ftarfen Anklang gefunden, allein audy der Kommunismus Cabet’s 
zählte zahlreiche Anhänger und Blanqui, der eine Gleichheit des Vermögens 
ohne Syſtem zu Stande bringen wollte und in Marat und Babeuf vie edelften 
Vorbilder ſah, übten einen gewaltigen Einfluß auf die Maſſen. Er war der erfte, 
der diefelben gegen die proviforifhe Negterung in Bewegung feste, von ihr am 
25. ſchon die Aufpflanzung der rotben Fahne verlangte. Lamartine's Beredtſamkeit 
gelang ed, den Sturm zu befhwören und dieſes verhängnigvolle Symbol zu ent- 
fernen. Lamartine glaubte, die Republik gerettet zu haben, allein er hatte ben 
unvermeidlihen Konflift nur hinausgefchoben. 

Um die verfhiedenen Parteien des gefellihaftlihen Umfturzes zu beſchwichtigen, 
hatte die proviforifhe Regierung zuvörberft „das Recht auf Arbeit“ anerfannt, 
„die Organifation der Arbeit" zugefagt, ebenfo die Bildung einer „perma- 
nenten Kommiffton für die Arbeiter” und „die Errichtung von Nationalwerkftätten‘ ; 
Louis Blanc endlich erhielt vie Ermächtigung, im Lurembourg über die Organifa- 
tion der Arbeit parlamentarifche VBorlefungen zu halten. Die Folgen diefer Zugeftänd- 
nifje waren verhäugnißvoll denn die Maffen nahmen alle viefe Berheißungen ſammt 
ihren Konſequenzen als eben fo viele ermorbene Rechte für fih und als unver, 
brüchliche Berpflihtungen der Nepublit an, und eben, weil fie ahnten, daß es 
den „Blanen“ in der Regentihaft mit biefen Berheigungen nicht Ernft fei, 
wurden biefelben furdtbare Waffen gegen dieſe „friedlichen und gemäßigten Repu— 
blitaner“ in den Händen der Socialiften. Nady Außen hatte das Manifeft Yamar- 
tine's ziemlih allgemein beruhigt und ven legitimen Thronen die Bejorgniffe einer 
bewaffneten Propaganta vorerft benommen. Im Innern aber häuften fi bie Ber- 
legenheiten und Schwierigkeiten. Die Kaffen des Staatsſchatzes waren bald geleert, 
denn ber Finanzminifter ward von allen Seiten mit Forderungen beftürmt, daher 
Goudchaux auch bald feine Entlaffung gab. Die Behelfe, zu welchen ver neue 
Finanzminiſter Garnier-Pagès feine Zufluht nahm, die Zufagfteuer von 45 
Cents, erregten Unzufriedenheit unter den mittlern Klafjen, zumal in beren untern 
Schichten, und befriedigten die Mafjen nicht, die von der Regierung eine ftarfe 
progreffive Steuer auf das Befigthum erwartet hatten. In den Provinzen handelten 
viele der von Ledru-Rollin dahingeſchickten Kommifjäre, bei veren Wahl nichts als 
die Borausfegung revolutionärer Oefinnungstüchtigkeit in's Auge gefaßt war, auf 
eine Weife, welche bewies, wie fehr die Yeute unter der Juliusmonardie, welche 
die Korruption weder erfunden noch ausgerottet hatte, in dieſer Beziehung nur 
Stümper waren. In Paris hatten die von den Fahnenträgern des Schredenfnftems 
und der focialiftifhen Republif zur Empörung eingefhulten Maſſen endlich die 
Geduld verloren und fih angefhidt, die lauen und rathlofen Regenten vom 
24. Februar dur eine energifche und durchgreifende Regierung zu erjegen. Die 
Regenten waren jedoch auf ihrer Hut und boten bie Nationalgarde gegen die von 
Louis Blanc vorbereitete Demonftration vom 15. und 17, März auf. Am 16. April 
bebrohte eine ſolche Demonftration in weit größerm Mafftabe vie Eriftenz ber 
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Regierung, da alle fociafiftifichen Parteien ſich gegen viefelbe verbündet hatten. 
Bom Marsfelde aus bewegte fi ver Zug nad dem Stabthaus und ſtellte fich 
vor demjelben, vorgeblih um eine Petition zu überreichen, auf. Allein die Regie- 
rung hatte die Nationalgarde aufbieten laffen, diefe eilte fehnell zu ihrem Schuee 
herbei, und da bie beiden Lager an Zahl fi die Stange hielten, die Socialiſten 
überbied einander mißtrauten, Cabet Louis Blanc, und dieſer Eabet, beide Blan- 
qui, und biefer beide verachtete, jo wollte feiner im entfcheidenden Augenblid das 
Signal zum Angriff geben, und nachdem fie einige Zeit mit dev Regierung par- 
(amentirt hatten, gaben die PBarteihänpter Befehl zum Rückzug, und aud die 
Nationalgarvde z0g Abends vom Stadthanfe ab unter dem Ruf: „Nieder mit dem 
Kommunismus, nieder mit Gabet”. 

Dieje moralifche Niederlage der Socialiften war von großer Wichtigkeit, denn 
wäre e3 den legtern gelungen, vie proviſoriſche Regierung in ihrem Geifte zu 
ändern, fo würde ein folder Wechſel in ver Negentfchaft auf vie am 5. März 
ausgefhriebenen Wahlen zur konftituirenden Nationalverfammlung entſcheidend ge- 
wirft und eine terroriftifch-focialiftiiche Mehrheit nah Paris gefhidt haben. Ledru— 
Rollin hatte bereits zu diefem Zwecke durch ein terroriftiiches Rundſchreiben an 
die Kommiſſäre (Präfekten) dahin gearbeitet, allein feine Kollegen hatten ſich beeilt, 
dafjelbe öffentlich zu mißbilligen und feine Wirkung zu neutralifiren. Die Wahlen 
fielen num eher im gemäßigten Geifte aus. Die überwiegende Mehrheit beftanv 
aus „Blauen” und Royaliften, vie in ihren Glanbensbetenntniffen ver Republik 
ſich angefchloffen hatten: die Minorität war eben jo wenig homogen, denn fie 
enthielt tie Vertreter aller focialiftiihen Doftrinen und revolutionärer Gelüſte. 
Die focialiftiihe Partei war mit dem Ergebnif der Wahlen jehr unzufrieden, in ven 
Klubs ward von der Nothwendigkeit gefprochen, vie Nationalverfammlung zu über- 
wachen, und felbft außer ven Klubs hörte man nicht felten die Aeußerung, man 
werbe vie Mehrheit ins Waffer werfen müſſen, um vie Republif zu retten. Am 
4. Mat ward die Berfammlung eröffnet und fie rief unter freiem Himmel auf 
dem Periftyl des Palais Bourbon die Republit mit einem breimaligen Hoch aus. 
Die proviforifhe Regierung, deren Anfehen ohnehin abgenutt war, legte bie Gewalt 
nieder, und vie Nationalverfammlung ernannte eine Regierungstommiffion von 
fünf Mitgliedern. 

Dei der Wahl erhielten Arago, Garnier-Pagds und Marie nit mur 
die meiften, fonbdern auch Stimmen aus allen Fraktionen der Berfammlung, wäh— 
rend Yamartine faft feine von der Linken und Yebru-Rollin nur wenige von 
der Rechten erhielt. Diefe Zuſammenſetzung mißfiel ven ertremen Parteien und bie 
ihon vor dem Zufammentritt der Kammer begonnene Aufregung gegen dieſelbe 
warb nun energifch von den revolutionären Aufwieglern betrieben. Auf ven 15. Mai 
ward von ben Klubs eine Demonftration zu Gunften Polens verabredet. An diefem 
Tage bewegten fi die Maffen unter Anführung von Blanqui, Raspail, Barbds 
und Hubert nah dem Palais Bourbon, umgaben vafjelbe unter dem Rufe: es 
lebe Polen und drangen in die Nationalverfammlung ein, nod ehe fie Beſcheid 
auf ihr Einlaßbegehren erhalten hatten. Barbes beftieg die Tribüne und befretirte 
mit Zuftimmung des fonveränen Bolfes (von Paris) die Auflöfung der Rational: 
verfammlung, die Erneuerung einer neuen Regierung u. ſ. w. Viele von dieſen 
Beihlüffen wurden im Tumult gar nicht gehört, aber unter ben Papieren bei ven 
Rädelsführern gefunden. Die Regierungstommiffion hatte den Kopf verloren, 
“ von den Miniftern, heißt es, fei Flocon im Plane der Rädelsführer, ebenſo Eauffi- 
diere, der Polizeipräfelt, und Louis Blanc eingeweiht geweſen. Die herbeigeeilte 
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Nationale und Mobilgarve machte dem unblutigen Aufftande jedoch. ein Ende. 
° Bis jegt waren alle Verſuche der terroriftiihen und focialiftiihen Parteien um 
der Gewalt fi zu bemächtigen, in friebliher Form, d.h. unbemwaffnet gemacht 
worden. Bald follte das anders werben. 

Ohne es zu ahnen, hatte die proviſoriſche Regierung gleichſam in bemfelben 
Augenblide ven blutigen Kampf gegen die gemäßigte und frieblihe Republit und 
zugleich deren Verteidigung organifirt. Denn in vemfelben Augenblid, in weldem 
fie die Organifation der republifanifhen oder mobilen Garde anorbnete, hatte 
fie auch die verhängnifvollen Nationalwerkftätten erridten laffen, in weldden nicht 
nur Millionen von Franken nutlos verfchleuvert, fonbern aud vie Vorbereitungen 
zu der blutigen Schlacht gleihfam unter den Augen der äffentlihen Behörden ge- 
troffen wurden. Die Regierungstommiffion, welde den Sturm herannahen fah, 
veranlafte die Nationalverfanmlung, die Aufhebung dieſer Werkftätten zu befretiren, 
allein dieſes Dekret beſchleunigte den Ausbruch des längft verabreveten Aufftanves. 

Am 23. Juni begann derſelbe und hatte am 24. Morgens jo großartige 
Berhältniffe angenommen, daß der Ariegsminifter, General Cavaignac, dem bie 
Nationalverfanimlung die Diktatur übertragen hatte, des Gieges nichts weniger 
als gewiß war. Der Diktator hatte zwar viele Generale, aber verhältnigmäßig 
eine geringe Truppenmacht zu feiner Verfügung. Wäre die Mobilgarve nicht ge- 
weien, die meift aus ehemaligen Barrifadenhelvden und fonftigen kampfluſtigen 
Parifer Burfchen zufammengefegt und zur Vertheidigung der unficher gewordenen 
Hauptſtadt raſch eingejhult wurde, und hätte fie nicht mit beifpiellofem Helven- 
muth gefämpft, fo würden vie Infurgenten gefiegt haben, und Franfreih wäre 
dem Erperiment einer focialen Republif unterworfen worden. Erft am 24. Abends 
war es dem General Lamoricidre gelungen, die Verbindungen zwijchen ven 
verjhiedenen Theilen und dem Hauptquartier des Aufftandes abzufchneiden und 
damit denfelben zu brechen. Am 25. wurden dann die verfchievenen infurgirten 
Stabttheile einzeln angegriffen, am 26. fortgefegt und erft am 27. war die Niever- 
lage der Socialiften eine vollftändige. Der Kampf warb von Anfang an mit 
leivenfchaftliher Erbitterung geführt. Nur unter den Linientruppen berrjchte fort: 
während Disciplin und Achtung vor dem Kriegsredht; aber in der Nationalgarde, 
bejonders unter den Infurgenten, war bie Leidenfchaft fchranfenlos. Der Sieg ward 
überdies theuer erfauft, indem eine beträchtliche Anzahl höherer Dfficiere ſchwer ver: 
wundet oder auf dem Plate geblieben waren. Auch der Erzbifhof von Paris, der 
am 25. in Yaubourg St. Antoine eine Berfühnung zwifhen den Infurgenten und der 
Regierungsgewalt vermitteln wollte, fiel auf einer Barrifade, von einer Flinten- 
fugel getroffen, als Opfer feiner eveln Abficht. 

Nachdem der Kampf zu Ende war, übertrug die Nationalverfammlung dem 
General Cavaignac die ausübende Gewalt. Zur Berfolgung ver Urheber ves 
Aufitandes wurde eine Unterfuchung eingeleitet, die Taufende von Schuldigen meift 
mit Deportation beftrafte. Den Ausfhweifungen der Prefie und Klubs wurden durch 
beſchränkende Geſetze gefteuert, der während des Kampfes verhängte Belagerungs- 
zuftand noch einige Zeit aufrechterhalten. Die focialiftiihe und Schredenspartei 
hatte jett die fühnften und rührigften ihrer Häupter verloren, Louis Blanc, Cauffi- 
biere, Blanqui, Barbes, Huber, Raspail, Sobrier u. f. w. waren alle entweder 
verhaftet oder flüchtig im Auslande, Ledru-Rollin blieb jett ihr einziger Chef; an 
waffenfähiger Macht hatte fie viele Taufenvde in Paris verloren, Sie erkannte 
fi aber darum weder in ver Hauptftabt noch in den Provinzen für überwunden, " 
ſondern fegte den Kampf in ben Klubs und in ver Preffe gegen Regierung und 
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Nationalverſammlung fort. Die Bergpartei in der letztern nahm aber jetzt eine 
ruhigere Haltung an, und ſuchte das verlorene Terrain bei Abfaſſung der neuen 
Kenſtitution wieder zu erobern. Die Niederlage der Berg- und ſocialiſtiſchen Partei 
hatte jener Fraktion der gemäßigten Republik, welche der ehemaligen dynaſtiſchen 
DOppofition angehörte, ein größeres Gewicht verliehen, und Cavaignac, um dieſer 
Beränderung der Lage Rechnung zu tragen und bie Orleaniften an ſich zu ziehen, 
nahm Dufaure und Bivien in fein Kabinet auf. 

Am 4. Nov. war die Berathung über die neue Konftitution zu Ende, in 
welder allerdings mehr als Ein Grundfag aufgeftellt war, ven die Socialiften zu ihren 
Gunſten deuten konnten. Die Grundlagen derfelben waren: das unbefchränfte allge- 
meine birefte Wahlrecht, kraft deſſen jeder Franzoſe nach zurüdgelegtem 21. Jahre 
ftimmfähig und wählbar ift. Die Kammer befteht aus 750 Mitgliedern, auf drei 
Jahre ernanıft; nad welcher Frift das Mandat der ganzen Kammer erlofchen ift. 
Die ausübende Gewalt ift einem auf vier Jahre vom Volke erwählten Präfidenten 
übertragen. Nah Außen verfolgte Cavaignac eine Politif des Friedens, und wies 
jede Einmifhung in die Angelegenheiten Italiens gegen Defterreih und im Interefie 
der Revolution zurüd. Auch der römischen Republik verfagte er jeden effektiven 
Beiftand, war jevoh am Ende feiner Herrfhaft ſchwankend in der Haltung gegen 
Defterreih, welches auf die Wiederherftellung der päpftlichen Gewalt im Kirchenftaat 
drang und Frankreich zur Mitwirkung aufforberte. Die Wahl Ludwig Napo- 
leons zum Präfiventen überhob ihn der Nothwenbdigkeit, in dieſer äußern Frage 
fi zu entſcheiden. 

Diefe Wahl war ein Ereignif, das in Franfreih wie in ganz Europa, mit 
wenigen Ausnahmen, alle Welt überrafhte. Eine bonapartiftifche Partei hatte vor 
diefer Wahl, ja felbft die erfte Zeit nach derſelben in Frankreich nicht eriftirt. 
Die Heine Zahl ver perfönlihen Anhänger des Prinzen hatte feinen Einfluß im 
Lande; und wiewohl fie bald nad dem Ausbrud der Revolution in feinem 
Interefje die Gemüther zu bearbeiten fuchten, jo hatte er es doch mehr feinem 
Namen als ihrem Eifer oder ihrer Gewandtheit zu verdanfen, wenn er bei ven 
erften Ergänzungswahlen in einigen Departements zugleih zum Volksvertreter 
erwählt wurde. Der Widerſtand, auf welchen feine Zulaffung in vie National- 
verfammlung ftieß, verbreitete feine Popularität. Als e8 nun zur Präfidentenwahl 
fam, glaubte man allgemein, General Eavaignac werde, da er die gefammte Partei 
ber gemäßigten Republif für ſich hatte und zudem im Befige der Gewalt war, den 
Sieg über alle feine Mitbewerber, Ledru-Rollin, Ludwig Napoleon und Yamartine, 
bavontragen. Bom 4. Nov, bis 10. Dec. 1848 war die Aufmerkfamfeit von Eu- 
ropa auf diefen Akt Frankreichs gerichtet, ver für das Schidjal der Republif ent- 
fcheidend war. Wenige nur ahnten, daß zwei mächtige Hebel für die Wahl Yubwig 
Napoleon’s wirkten. Zuvörberft der Name, den er trug, in welchem für das Yand- 
volf die ganze neuere Gefchichte Frankreich fi foncentrirte, fodann der Wunfd, 
durd die Wahl eines Prätenventen gegen die Republik, weldye den Departements 
von Paris aufgebrungen worden war und bie Niemandens Erwartungen entſprach, 
proteftiren zu können. Dieſe beiden Hebel verfchafften Ludwig Napoleon über 
51 /, Millionen, während alle feine Mitbewerber zufammen faum 2 Millionen, 
Cavaignac nicht viel Über 1,400,000 Stimmen hatten. 

Die Republitaner aller Schattirungen fühlten den ſchweren Schlag, welder 
die Republit eben getroffen; allein fie waren weber vorbereitet, dieſen Schlag zu 
pariren, noch hatten fie überhaupt ven Muth, fofort den Kampf gegen ihr eigenes 
Princip und den Ausſpruch einer ungeheuren Mehrheit des Landes aufzunehmen, 
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Ihre Beſorgniſſe vor den Folgen dieſer Wahl ſchienen überdies beſchwichtigt, als 
Ludwig Napoleon den 20. December mit feierlichem, feſtem Tone den Eid auf 
die Konſtitution in der Nationalverſammlung ablegte und in einigen einfachen 
und warmen Worten dem abtretenden Chef der ausübenden Gewalt für ſeine ber 
Republik geleifteten Dienfte im Namen Frankreichs dankte. Sein erftes Auftreten 
hatte überhaupt Verſöhnung der Parteien unter dem Schuge ber neuen Berfaffung 
zum Ziele; in der Wahl ver Minifter überging er jedoch größtentheils ſämmtliche 
Schattirungen der republilaniſchen Partei „von geftern“, denn außer Birio, Mi- 
nifter des Handels und Uderbau’s, waren alle andern Minifter lauter Republifaner 
„von heute”, die Dynaſtiker der Julirepublit, Orilon Barrot hatte mit den Borfig 
das Portefeuille der Juftiz, v. Maleville das des Innern, Pafjy das der Finanzen, 
Falloug das des öffentlichen Unterrichts, Drouyn de Lhuys das ber äußern Ange- 
legenheiten, Rulhidres das des Krieges, Tracy. das der Marine, Leon Faucher 
das der öffentlichen Bauten. General Changarnier erhielt das Kommando über 
fänmtlihe Truppen der erften Divifion und der Nationalgarve. Im Innern feßte 
der Präfident anfangs vie Politif des General Cavaignac fort und trat entſchieden 
gegen bie demokratiſchen Parteien am 29. Januar auf, die unter dem Vorwande 
oder in der Ueberzeugung, Ludwig Napoleon wolle das Kaiſerthum herftellen, ihn 
von der Gewalt zu entfernen beabfichtigten. Nah Außen hatte er in den römifchen 
Angelegenheiten eine beftimmte Haltung anzunehmen, und entſchied ſich gegen ven 
in Rom herrſchenden Terrorismus. Ein franzöfifhes Heer unter dem Oberbefehl 
des Generals Dubinot ward nad Rom beftimmt. 

Sämmtlihe monardifhe Barteien, von ven Legitimiften bis zu den Bonapar- 
tiften, hatten fi miteinander verbündet, und gemeinfchaftlich bei ven neuen Wahlen 
zur gefeggebenden Verſammlung gewirkt. Das Ergebniß derſelben war auch ben 
Verbündeten günftig und zwar größtentheild auf Koften ver „Blauen“ ober ge- 
mäßigten Republifaner, die cben durch die Wahl Ludwig Napoleons von ver Gewalt 
entfernt wurden und dem Haß der Monardiften wie der Socialiften zum Opfer 
fielen. Die Legislative beftand nun aus einer monarchiſchen Rechten, einem wenig 
zahlreichen vepublifanifhen Centrum und ver focialiftiichen Linken. Bei der Wahl 
bed Kammerpräfiventen, die auf Dupin fiel, ftellte fi heraus, daß bie Rechie 
die Majorität der Verſammlung habe. Um die Beforgniffe, welche dieſe Thatſache 
den Republifanern einflößen konnten, zu beſchwichtigten, mobificirte der Präfident 
fein Kabinet durd den Eintritt von Tocqueville, Dufaure und Yanguinais, bie 
als aufrichtige Republifaner galten, im Departement des Aeußern, Innern und des 
Handels. Die wihtigfte Angelegenheit der neuen Regierung wie der neuen Ber- 
jammlung war nun die franzöfifhe Erpedition nad dem Kirchenſtaat. Die Repu- 
blitaner, zumal bie ſocialiſtiſche Linke, betrachteten die Belagerung Roms durch ein 
franzöfifches Heer als eine Verhöhnung des vepublifanifhen Princips und als eine 
offenbare Verlegung des Art. V in der Einleitung zur Konftitution. Ledru⸗Rollin 
interpellirte von dieſem Standpunkte aus am 18. Juli die Regierung, allein vie 
Kammer beſchloß, darüber zur Tagesorbnung überzugehen. Tags darauf beantragte 
er, ven Präfiventen und die Minifter auf Verlegung der Konftitution im Anklage 
ftand zu fegen, und als auch dieſer Antrag verworfen ward, verfuchte er am 
andern Tag einen Aufftand hervorzurufen. Der Berfuh nahm ein Häglihes Ende: 
die „Bürger“, welde in Maſſe aber unbewaffnet über die Boulevards nach der 
Kammer zogen, um gegen bie Verlegung der Konftitution zw proteftiren und zu 
bemonftriren, wurden von den Truppen, am deren Spige Changarnier fomman- 
birte, ohne Umſtäude uud Schonung auseinandergeftäubt, und als Ledru-Rollin in 
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Geſellſchaft von faft der ganzen Linken ins Conservatoire des arts et mötiers ge- 
zogen war, um bort eine proviforifhe Regierung zu errichten, im Bolte aber 
gar keine Unterftügung fand, ergriffen fie die Flucht, fobald fie die Truppen’ 
das Gebäude umzingeln jahen. Viele von ihnen wurden jedoch verhaftet und vor 
dem hoben Gerichtshof auf Hochverrath angellagt und verurtheilt. Die Regierung 
benugte dieſen unfinnigen Berfuh, um den Belagerungszuftand zu verhängen, 
Beihränktungen der Preffe und Klubs zur Geltung zu bringen. Charalteriſtiſch 
und wie durch eime höhere Fügung gelenkt, erfchien es, daß derjelbe O. Barrot, 
welcher der Juliregierung das Recht beftritt, Boltsverfammlungen kraft eines „ver 
alteten“ Gefeges von 1793 zu unterfagen und zu fchließen, die Vereine fraft 
desſelben Geſetzes unterfagte und ſchloß, und in einem daraus entftandenen Pro- 
ceffe der Kafjationshof defien gegenwärtige Rechtsanſchauung fanktionirte, 
Zwifhen der Mehrheit der Legislative und dem Präfiventen der Republik 
berrichte Anfangs das befte Einvernehmen, allein bald ftellte fi heraus, daß 
letzterer fih als Herrſcher fühlte und dafür auch angefehen fein wollte. Die Mi- 
nifter hatten die erſten Gelegenheit, viefe Wahrnehmung zu machen. Ein im Auguft 
(1849) an feinen Adjutanten Ney gerichtetes und veröffentliches Schreiben, worin 
Ludwig Napoleon das Verfahren der wiederhergeftellten päpftlichen Regierung rügt, 
hatte den unvertennbaren voppelten Zwed, die Selbftftänpigkeit des Präſidenten 
und feine liberalen Anfihten zur öffentlihen Kunde zu bringen. Was vor ver 
Präfidentenwahl nicht leiht möglid und überflüffig war, die Bildung einer bona- 
partiftiichen Partei, war jest etwas Leichtes, und zur Ausführung der Pläne, vie 
der Prinz fhon damals haben mochte, Unerläßliches. Die in viefer Hinfiht von 
ihm ergriffenen Maßregeln machten die Majorität der Nationalverfammlung miß- 
trauifh, und das gute Einvernehmen war geftört. Yubwig Napoleon ſah ein Mif- 
wollen der Majorität voraus und glaubte, die Initiative in der nun unvermeid- 
lihen Spannung zwifchen der ausübenven und gefeggebenven Gewalt ergreifen zu 
müſſen. Kaum war daher die Kammer nah ihrer erften Vertagung zulanmen- 
getreten und hatte vie verlangten Kredite für die römiſche Expedition mit ftarfer 
Majorität bewilligt, als der Präfivent ihr eine Botfchaft fandte, worin die bona- 
partiftifhen Tendenzen nicht leicht überjehen werben konnten, und durd bie Ent- 
laffung des Miniſteriums Dpilon Bartot und die Ernennung eines andern, aus 
lauter dem Prinzen perſönlich ergebenen Männern ven beftimmteften Kommentar erhielt. 
Es waren das: Hautpoul fürs Kriegsweſen, Ferdinand Barrot Inneres, U. Fould 
Finanzen, Faucher Juftiz, Parrieu öffentliben Unterriht, Raynevalle Yeußeres, 
Bineau äffentlihe Bauten, Dumas Handel und Aderbau und Romain Desfofjes 
Marine. Yamorieidre, Geſandter in Petersburg, und Guſtav de Beaumont, Ge— 
fandter in Wien, reichten in Folge dieſes Minifterwechfels ihre Entlafjung ein. 
Da indeflen der Präfivent im Geifte ver Mehrheit ver Nationalverfammlung 
gegen die Revolution reagirte, jo trat ein gutes Einvernehmen zwijchen ven beiden 
Gewalten wieder auf einige Zeit ein. Die Mobilgarve wurde aufgehoben, Frank— 
reich in vier große Militärbivifionen eingetheilt und Oeneralen anvertraut, auf 
deren Hingebung der Prinz rechnete. Die Pref- und Vereinsfreiheit wurden durch 
weitere bejchränfende Gefege ungefähr auf ven Zuftand vor der Revolution zurüd- 
gebracht. Anlaf zu dieſen Mafregeln gab der Sieg, welden die Gocialiften in 
den Ergänzungswahlen vom 10. März davongetragen hatten. Baroche, welher an 
Ferd. Barrot's Stelle das PVortefeuille des Innern übernommen hatte, war ber 
Urheber dieſer Gefegvorjchläge, zu denen die Majorität gerne die Hand bot. Bald 
baranf jedoch fand eine abermalige Wahl in Paris ftatt, und Eugdne Sue, ver 
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Kandidat der Socialiften, erhielt die Majorität. Entrüftet über dieſen Trog bean- 
tragte man in der Nationalverfammlung eine Beſchränkung des allgemeinen Stimm- 
rechts. Der Präfivent fanktionirte auch dieſes Geſetz ohne Widerrede, allein man 
wußte, daß er daffelbe nicht billige. Noch größere Eintracht herrſchte zwiſchen ben 
beiden Gewalten in Rückſicht auf die äußere Politit. Grundlage derfelben war bie 
englifhe Allianz, die dem Präfiventen nah dem Bruce wegen ber fpanijchen 
Heirathen wieder herzuftellen um fe leichter gelingen konnte, al® bie Dynaftie 
Orleans im Exile war und das englifche Kabinet feit 1830 es vortheilhafter. fand, 
Bündniffe mit neuen Regierungen einzugehen als fie zu befämpfen. Das Mißtrauen 
der Nationalverfammlung trat jedoch wieder deutlich hervor bei der Debatte über 
die Erhöhung der Dotation des Präfiventen, die übrigens mit ftarfer Mehrheit 
bewilligt wurde. Die unvertennbaren Beftrebungen Ludwig Napoleons zur Ber- 
mehrung feiner Anhänger erwiderten die monarchiſchen Parteien durch Pilgerfahrten 
zu den Trägern ihres Prineips, zum Grafen von Chambord in Wiesbaden, 
der an bie Fegitimiften fürmliche Manifefte erlaffen hatte, und nah St.Teonarbs 
und Glermont, wo die Herzogin von Orleans und Prinz Joinville weil 
ten, bie feit dem Tode Ludwig Philipp's (26. Auguſt 1850) einen vorwiegenden 
Einfluß in der Familie übten. 

Ludwig Napoleon ließ fih von biefer Demonftration nit irre maden, und 
fchritt auf der einmal betretenen Bahn feft und unerſchrocken vorwärts. Er wieber- 
holte nicht allein während der zweiten Vertagung der Kammer feine Runbreifen 
und Anreven, fondern bewirthete auch fürftlich die bei Berfailles zur Heerichau 
vereinigten Truppen, die auch häufig den Ruf: „es lebe der Kaiſer“ erfchallen liegen. 
Diefe Manifeftationen beunruhigten die permanente Kommiffion, welche fraft ver 
Konftitution die abwefende Nationalverfammlung erfegte, und fie veliberirte darüber, 
06 fie die Nationalverfammlung einberufen folle. Der Präfivent entließ hierauf 
den General Neumayer, der feine antibonapartiftiichen Gefinnungen nicht verhehlt 
hatte, und ertheite damit zugleih dem General Changarnier eine Verwarnung. 
Beim Zufammentritt der Nationalverfammlung (Movember) überfandte ihr ber 
Präfivent eine ganz verföhnliche Botſchaft, worin der Reviſion der Verfaſſung 
zwar Erwähnung geſchah, aber in einer Weife, daß die Nationalverfammlung wieber 
auf einen Augenblid befhwichtigt ward. „Ein Jeder hat das Recht“, hieß es darin, 
„die Revifion der Verfaffung zu beantragen, ich allein habe dieſes Recht nicht, denn 
ich habe viefelbe befhworen". Die Verhandlungen der Kammer über den Bericht 
der permanenten Kommiffion, die Ausfagen des Polizeitommiffärs der National- 
verfammlung, welche ven Gerüchten von einer Verſchwörung gegen die letere einige 
Wahrfcheinlichkeit gaben, die Haltung bes Generals Changarnier enblid drängten 
“ven Präfidenten wieder um einen Schritt weiter zum Bruche. Das Minifterium 
warb (4. Ianuar) entlaffen. Baroche, Rouber, Fould und Parrieu behielten ihre 
Portefeuilles, die Austretenden wurden durch Drouyn de Lhuys, Magne, St.Jean 
dD’Angely, Bongean und Ducos erfegt, dem General Ehangarnier warb das 
vereinigte Kommando der Nationalgarve und der Truppen ber erfien Militär 
divifion entzogen; Baraguay d'Hilliers erhielt das Kommando über bie lettern, 
Perrot über die erftern. 

Das war nun eine volle und fürmliche Kriegserflärung bes Bonapartismus 
gegen die volfsvertretende Macht. So menigftens deutete es die Nationalverfamm- 

lung, und ſprach nad dreitägiger heftiger Debatte ein Mißtrauensvotum gegen 
die neuen Minifter aus. Ludwig Napoleon hielt e8 für rathſam, einzulenten, ent- 
ließ die Minifter — der Hauptzwed, die Entfegung Changarnier’s, war erreiht — 
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und ernannte ein Minifterium aus beinahe Tauter höhern Beamten der Mi- 
nifter. Der Waffenftillftand zwiſchen den beiden Gewalten dauerte nicht lange, 
denn der Kampf brad mit erneuerter Heftigkeit aus, als der Präfivent eine aber- , 
malige Erhöhung feiner Dotation verlangte und die Nationalverfammlung fie 
verfagte. Das am 24. Januar ernannte Uebergangsminifterium warb entlaffen 
und ein anderes, welches als ein vorwiegend bonapartiftiiches angefehen wurde, trat 
an feine Stelle (11. April 1851). Leon Faucher hatte das Innere, Baroche das 
Aeußere, Fould die Finanzen, Randon den Krieg, Buffet den Handel und Ader- 
bau, Magne die öffentlihen Bauten, Rouher die Juftiz, Courcelles den Unterricht, 
Chaffeloup-Laubat die Marine. 

Die Gerüchte von einem Staatsftreihe wurden jett häufiger und fanden 
auch leichter Glauben, denn bonapartiftifche Blätter in Paris und in den Departe- 
ments prebigten die Sache, wenn fie auch das Wort auszufpredhen ſich fcheuten. 
Der Kampf zwifchen den beiden Gewalten wurbe nicht mehr verftedt geführt. Auf 
beiden Seiten arbeitete man auf einen Staatsftreich hin. Die Nationalverfammlung, 
d. i. deren monarchiſche Majorität, wollte die Monarchie wieder herftellen, allein 
die Verſchmelzung der Legitimiften und Drleaniften fam nicht zu Stande. Um fo 
fiherer verfolgte Ludwig Napoleon fein Ziel, die Nationalverfammlung felber genoß 
wenig Achtung mehr im Lande, da vie Meajorität fortwährend von heftigen und 
ftürmifhen Kämpfen mit der Linken over mit der ausübenden Gewalt abforbirt . 
war, und ihre ganze Thätigfeit fi) auf Repreffiomaßregeln gegen die revolutionären 
Parteien befchränfte, In der Revifionsfrage unterftütte fie fortwährend die Regie- 
rung und als bie revivirte Berfaffung nicht die nöthige Mehrheit von 2/;, Stimmen 
erhielt, fprach fie über das Revifionsverfahren der Regierung ihren Tadel aus, der 
auf ſie felber zurückfiel. 

Während der dritten Vertagung der Kammer traten vie gegenfeitigen Pläne 
noch deutlicher hervor; die monardifhen Parteien ſchoben die Kandidatur bes 
Prinzen von Joinville in den Vordergrund, und Ludwig Napoleon befchäftigte 
fih ernftlih mit der Ausführung feines Planes. Die an die Nationalverfammlung 
(November) gerichtete Botfchaft vermied zwar forgfältig jede Hindeutung auf einen 
Konflikt, allein fie bezeichnete ausprüdlich die Aufhebung des Geſetzes vom 31. Mai 
als eine konftitutionelle Nothwerdigkeit, erneuerte jomit doch wieder den Streit. 
Das Minifterium mußte feine Entlaſſung einreihen, und das Elyſée trat in 
Unterbandlungen mit den Socialiften, um eine bonapartiftifcdy-focialiftifche Verwal⸗ 
tung zu Stande zu bringen. Die Unterhandlungen führten jedoch zu feinem Er- 
gebniß, und fo bildete ver Präfivent ein Minifterium aus meift bongapartiſtiſchen 
Anhängern: Turgot Auswärtiges, Thorigny Inneres, Gorbin Juſtiz, Giraud 
Unterriht, Gafabianca Handel, Lacrofje öffentlihe Bauten, Blondel Finanzen, 
Veroy-St.Arnaud Krieg und Fortoul Marine. Diefes Minifterium ftellte fofort 
den Antrag auf Rüdnahme des Gefeges vom 31. Mai. Nach einer langen und 
ftürmifchen Debatte wurde der Antrag mit 355 gegen 348 Stimmen verworfen. 
Die Majorität glaubte nun nichts von der Koalition der Socialiften und Bona- 
partiften in der Kammer zu fürchten zu haben, und reichte den Vorſchlag ein, 
den Duäftoren die Vollmacht zur Aufbietung der bewaffneten Macht zum Schutze 
ber Nationalverfanmlung zu ertheilen. Der VBorfchlag ward jedod verworfen und 
es ftellte fi) heraus, daß die Socialiften im Bunde mit ven Bonapartiften, deren 
Zahl übrigens zuſehends in der Nationalverfanmlung zunahm, den monarchiſchen 
Parteien die Stange hielten. Diefer Stand der Dinge jchredte die legtern ab, fie 
wagten feine weitern Maßregeln, um dem Stantsftreid des Präfidenten entgegen- 
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zutreten; allein was fie bis jegt gethban, war hinreichend, um biefen zu befchleunigen. 
Der Präfivent beftimmte den Jahrestag des Sieges bei Aufterlig zur Ausführung 
des Staatöftreiches. 

XI. Den 2. December 1851 Morgens wurden bie Generale Cavaignac, 
Leflö, Lamoricidre, Bevau, Ehangarnier, Oberft Charras, Thierd und mehrere andere 
parlamentariſche Notabilitäten in ihren Wohnungen verhaftet, die Nationalver- 
ſammlung mit Truppen umftelt und durch ein Dekret aufgelöft, das Wahlgeſetz 
vom 31. Mai aufgehoben, Paris und der ganze Umfang der erften Militärbivifion 
in Belagerungszuftand erflärt. Eine Proklamation verkündigte, daß der Prinz- 
Präfivent einen Appell ans Bolf richten, demfelben ein Plebiscit unterbreiten werde, 
damit es dem Prinzen die Präfiventfhaft der Republik auf 10 Jahr und das Recht, eine 
mit der Konftitution von 1804 analoge Verfaffung zu oftroyiren, ertheile, Die Mit- 
glieder der Nationalverfammlung hatten ſich auf ver Mairie des 10. Stabtbezirts ver- 
fammelt und wollten von dort aus den gefeglofen Widerſtand organifiren, allein vie 
Truppen jprengten fie auseinander, worauf Biele von ihnen verhaftet und nach Bin- 
cennes und Mazas gebracht, die Meiften aber einige Tage darauf wieder in Freiheit 
gefegt wurben. Am 3. December wurden Verſuche eines bewaffneten Widerſtandes 
gemacht, woran verhältnigmäßig mehr Bürger als Leute aus den untern Klaffen ſich 
betheiligten; viefelben hatten jedoch feinen größern Erfolg, als jener ver Nationale 
verfanunlung, denn die Parifer Truppen, etwa 50,000 Mann ftark, blieben vem 
Präfidenten treu. In ven Provinzen ward der Widerftand ebenfalls bald befiegt und 
als vom 14.—21. December über das Plebiscit abgeftimmt wurde, genehmigten es 
71/, Millionen und nur 650,000 Stimmen verwarfen es. 

Ludwig Napoleon konnte nun feine Macht als befeftigt und ven Grumbftein 
des herzuftellenden Kaiferreihs als gelegt betrachten. Indeſſen mußte vorerft die 
neue Gewalt organifirt werden. Ein Defret vom 19. Januar verbannte alle 
parlamentarifchen und militiärifchen Gegner des Prinzen, melde viefelbe gefährden 
konnten, wie die am 2. Dec, verhafteten Generale und parlamentarifhen Notabili- 
täten, eine Anzahl Republitaner wurden als der Geheimbündelei überwiefen 
oder verbächtig, beportirt, und am 14, erſchien die Berfafjung, die wir dem Leſer 
in einem andern Kapitel vorführen. 

Den bis zum Zufammentritt des gejeßgebenven Körpers publicirten Dekreten 
wurde in dem Verfaſſungsakt Gefegesfraft beigelegt. Die wichtigſten hierhergehö— 
rigen Defrete waren die vom 22, Januar 1852, wovon das eine die Familie 
Drleans zwang, ihre Privatgüter in Frankreich binnen Jahresfrift zu verfaufen, 
und das ambere die Güter, welde Ludwig Philipp am 7. Auguft 1830 an feine 
Familie durch eine Schenkung übertragen, theild den Domainen zuwies, theils für 
Wopithätigfeitszwede verwendete. Diejes Dekret veranlaßte den erften Minifter- 
wechſel. Morny und Would traten aus, v. Perfigny trat an die Stelle des erjtern 
ins Minifterium des Innern und Bineau an die Stelle des legtern ins Finanz: 
minifterium ein, Ein anderes Defret (14. März 1852) verordnete die Konverfion der 
5procentigen in eine 4l/zprocentigen Rente. Ein drittes vom 18. Februar hatte vie 
Prefangelegenheiten zum Gegenftanve. Die Polizei erhielt die Aufficht über diefelben. 
Alle periodifdhen oder Tagesblätter können nad zwei von dem Minifter oder 
dem Präfiventen erhaltenen Verwarnungen auf mehrere Monate fuspendirt und 
nad einer abermaligen Ueberjchreitung völlig unterbrüdt werben. Die Gründung 
eines Journals hängt von ver Genehmigung der Regierung ab. Wahlverfammlungen 
und politifche Vereine werben unterfagt, und den Berfammlungen aller ſonſt auto: 
rifirten Bereine kann ein von ven Sicherheitsbehörben abgeorbneter Agent beimohnen. 
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Die Wahlen, welche am 29. Februar vorgenommen wurden, fielen mit ſehr 
wenigen Ausnahmen zu Gunſten ver; Regierung aus. Der Prinz-Präſident er- 
öffnete am 29. März in den Tuilerien die Seffion und ward mit lebhaften Zu— 
rufen von der glänzenden Berfammlung aufgenommen; ebenfo erfreute ſich die 
Thronrede, worin die Republif als diejenige Negierungsform bezeichnet war, welche 
Niemanden bedrohe und Seren beruhige,. teren Yorterhaltung jevoh von dem 
Benehmen der Parteien felbft abhänge, Tebhaften Beifald. Die am 10. Mai 
im Marsfelde vorgenommene feierliche Bertheilung der Adler an die Armee hatte 
im Innern wie nad Außen einen tiefen Eindruck bervorgebadt. In Frankreich 
ſah man darin einen Vorboten des Kaiferreihe, im Auslande hielt man biefe 
Feierlichkeit überdies für eine friegeriihe Demonftration, daher man in England 
ohne weiters für den Krieg ſich vorbereitete und im Often mit einer Zufam- 
menfunft der Herrſcher von Defterreih, Rußland und Preußen antworten zu 
müſſen glaubte. Ein früheres Dekret vom 17. Februar ſchaffte alle politifchen 
Feſte ab und erfegte fie durch das einzige Feft vom 15. Auguft, dem Geburtstage 
Napoleons I. Dafjelbe ward ebenfalls als ein Vorbote des zweiten Kaiſerreichs an- 
gefeben. Das Dekret vom 20. März, welches den Bau eines „Aryſtallpalaſtes“ 
zum Behufe einer allgemeinen europäifhen Induftrieausftelung in Paris anorb- 
nete, deutete Mar genug auf die Richtung hin, die der Prinz-Präfivent einzufchlagen 
gefonnen war. Die focialiftiichen Parteien begannen nun ihre VBerfhwörungen und 
ſchon am 1. Juli ward eine entvedt, deren nächftes Ziel ein Mordanfchlag auf 
das Leben des Prinz» Präfivdenten war. In demſelben Monate vurchreifte der 
Prinz die öftlihen Departements und machte dem Großherzog von Baden in Kehl 
einen Beſuch, der ihm zu Ehren daſelbſt eine Heerſchau abhielt. Während dieſer 
Reife machten die Landbevölkerungen manderlei Demonftrationen, um den Prinzen 
zur Wiederherftellung des Kaiferthbums zu ermuthigen. Aehnliche und nod häu— 
figere Demonftrationen begegneten dem Präfiventen im Herbfte, ald er ven Welten 
bereifte, und faft alle Generalräthe hatten den Wunfh auf Wiederherftellung bes 
Kaiferreih8 ausgeſprochen. Der Senat hatte jchon früher eine hierauf bezitgliche 
Petition erhalten. Bei einem Banfet, das die Handelskammer von Bordeaur 
(7. Dktober 1852) zu Ehren des Prinzen veranftaltete, hielt er eine denkwürdige 
Rede, worin das Kaiferreih als „ver Friede" bezeichnet wird. 

Der Senat wurde auf den 4. November zufanmenberufen, um darüber zu 
berathen, ob eine Aenderung der Regierungsform nothwendig fei. In feiner Vot- 
ihaft fagte der Prinz-Präfivent, die Konftitution von 1852 fei im Weſen aufrecht 
zu erhalten. Die vorzunehmenden Movifilationen beträfen vorzugsweije die Form; 
die Wieberherftellung des Kaiſerthums habe aber für Frankreich eine ungeheure 
Bedeutung, da das Volk dadurch wieder herftelle, was ganz Europa vor 37 Jah: 
ren durch die Gewalt der Waffen während Frankreichs Unglüd zerftört habe. Das 
Volk rähe in edler Weife die erfahrene Unbill, ohne irgend eines andern Volles 
Unabhängigkeit zu bedrohen und ohne den Frieden der Welt zu ftören. Die Wie- 
verherftellung des Kaijerreihs jei eine Sicherſtellung der Zukunft, ba es ben 
Kreis der Nevolutionen fhließe, indem es den Errungenſchaften von 1789 eine 
erneute Weihe gebe. Am 7. ward das betreffende Senatustonfult mit 86 unter 
87 Stimmen angenommen. Ein Dekret vom jelben Tage berief das Bolt auf ven 
21. und 22. November, um über das folgende Plebiscit abzuftimmen: „Das 
franzöfifhe Bolt wünſcht die Wieverherftellung der faiferlihen Würde in ber 
Perfon Ludwig Napoleon Bonaparte’ mit Erblichkeit auf feine direkten legi- 
timen oder aboptirten Nachkommen und ertheilt ihm das Recht, die Thronfolge in 
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der Familie Bonaparte zu regeln.” Am 12. November erfchien in ven öffentlichen 
Blättern ein Proteft des Grafen von Chamborb gegen die Wieverherftellung des 
Kaiſerreichs. Am 1. December proflamirte der geſetzgebende Körper das Ergebniß 
der Abftimmung über das Plebiscit: 7,864,189 Ja, 253,145 Nein. Diefer 
Körper und der Serat begaben ſich fofort in Mafje nad St. Cloud zum Prinzen, der 
die faiferlihe Würde unter dem Titel Napoleon III. annahm. Tags darauf 
proffamirte der Seine-Präfelt das Kaiferreih auf dem Stabthaufe und Napoleon 
hielt in Paris feinen feierlichen Einzug. Am 22. Januar 1853 verfammelte ber 
Kaifer den Senat und ven geſetzgebenden Körper in ben Tuilerien und erklärte 
denfelben vom Throne herab feine Abficht, Fräulein Montijo, Herzogin von Theba, 
zu ehelichen. Am 30. d. M. warb die Trauung in der Kirche Notredame von 
Paris unter feierlihem Ponpe vollzogen. Auf Anlaß diefer Feier gewährte 
Napoleon 4312 politifhen Sträflingen Amneftie. Schon früher (8. Auguft 1852) 
hatten mehrere am Tage des Staatsftreiches verbannte Abgeordnete, wie Thiers 
u. f. w., die Erlaubniß zur Rückkehr nad Frankreich erhalten. 

Das Ausland, zumal die Regierungen, hatten die Wieverherftellung bes 
Kaiferreihs nicht ohne Mißtrauen angefehen, ver Titel Napoleon III. war ven 
Großmächten fehr anftößig und Rußland nahm förmlich Anſtand, dieſen Titel 
anzuerfennen, Gngland allein fette fi über die formellen Bedenken gänzlich 
hinweg, Defterreih und Preußen umgingen in ihrer Anerktennungsformel vie 
Schwierigkeit durch einen diplomatiſchen Ausweg. In England fprad fich vie 
öffentliche Meinung bald gegen verlei Bevenfen aus, und am 28. März 1853 
empfing der Kaifer in den Zuilerien eine Deputation an der Spite von Sir J. 
Duke, Parlamentsmitgliedn, die im Namen von 4000 Londoner Kaufleuten Na- 
poleon eine Adreſſe überreichte, worin biefelben ven Wunſch ihrer Mitbürger für 
fortvauernde Freundſchaft mit Franfreih ausprüdten. 

Diefe Stimmung fand bald in Creigniffen, die fih im Oriente vorberei- 
teien einen gewaltigen Rüdhalt. Rußland hielt den Augenblid, wo Defterreih und 
Branfreih damit bejchäftigt waren, vie Wunden der Revolution zu heilen, für 
günftig, um bie langgehegten Pläne auf den Orient auszuführen. Fürft Menfdi- 
foff erhielt die Miffton, der Pforte ein Ultimatum des ruſſiſchen Kabinets zu 
überreihen, worin ber Gzar das Proteftorat der Griechen in der europäifchen 
Türkei, die Unabfegbarkeit der griehifhen Patriarhen von Konftantinopel und 
der Provinzialbiihöfe und bei etwaiger Klage gegen fie die Entſcheidung des Kai- 
fers von Rußland verlangte. Die Pforte, welche durch Annahme dieſes Ultima- 
tums ihre Unabhängigkeit gefährbet jah, verwarf e8 entſchieden, und Menſchikoff 
reifte am 22. Mat nad neuntägigen fruchtlofen Unterhanplungen und Einſchüch— 
terungen von Konftantinopel mit dem ganzen Geſandtſchaftsperſonal ab. Napoleon 
überfah fofort die ganze Wichtigfeit viefes Konflifts und ftellte England das An- 
erbieten eines gemeinjchaftlihen Wiverftandes gegen Rußland und Unterftügung 
der Pforte. Das engliſche Kabinet zauderte Anfangs, ward jedoch von der Energie 
und Rajchheit, wonit das ZTuilerieen-Rabinet aufgetreten, mit fortgeriffen und 
ſchloß, da Rußland feine gegen den Sultan gerichteten Drohungen auszuführen 
fih anfhidte, ein Schug- und Trugbündnig mit Frankreich zur Aufrechthaltung 
der Unabhängigkeit der Türkei und des europäifhen Gleihgewichts. Der franzö— 
ſiſchen Flotte, welche nad) dem ſchwarzen Meere fegelte, folgte bald die englifche, und 
die ruffifhen Truppen, die am 2. Juli den Pruth überfhritten hatten, rüdten unter 
doppeltem Vorwande in vie Donauprovinzen ein, zuvörberft ein „Unterpfand“ für 
die Verpflichtungen des Sultans gegen ven Ezar zu haben, sun bann ber De- 
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monftration der Weſtmächte zur See eine zu Lande entgegenzufegen. Defterreich 
hatte fich indeffen angeftrengt, feinen Einfluß in St.Peteröburg geltend zu machen, 
um den Czar von einem Kriege gegen die Türkei, ver nothwendigerweiſe in einen 
europäifchen ausarten müſſe, abzuhalten und den Konflikt frienlich beizulegen. Der 
Gegenftand des Streites warb in Folge diefer Vermittlung einer in Wien von 
den vier Mächten, Defterreih, Franfreih, England und Preußen, abgehaltenen 
Konferenz anheimgegeben. Diefe Konferenz faßte eine Note ab, welche die Pforte 
an der Stelle des Menſchikoff'ſchen Ultimatums annehmen follte. Das ruffifche 
Kabinet erklärte fi) mit diefer Note einverftanden, allein vie Pforte wollte fie 
ohne wejentlidye Abänderungen nicht annehmen, und mit Recht, denn, wie aus 
fpätern Aeußerungen des Petersburger Kabinets hervorging, war daſſelbe ber 
Konferenz. Note nur darum beigetreten, weil es in ihr nichts als die Umfchreibung 
des Menſchikoff'ſchen Ultimatums ſah. Das ruſſiſche Kabinet verwarf die zur 
Konferenznote gemachten Abänderungen der Pforte, worauf dieſe am 27. Gep- 
tember 1853 an Rußland den Krieg erklärte. 

Omer Paſcha erhielt ven Oberbefehl über die Truppen des Sultans und 
die Pforte wandte ſich fürmlih an Franfreid und England um materiellen Bei- 
ftand gegen feinen übermächtigen und übermüthigen Nachbar. Das Wiener Kabinet 
machte no immer Anftrengungen, um den Ausbruch des Krieges zu verhindern 
und glaubte fo fehr an ven Erfolg verjelben, daß es am 13. Dftober die Ver— 
minderung des Heeres befretirte. Am 23. hatte der Krieg zwifhen Rußland und 
der Türkei förmlid begonnen. Tags vorher waren die franzöfifch-englifhen Flotten 
in ben Bosporus eingefahren. Da überfiel der ruffifhe General Nachimoff 
(30. November) die türkifche Flotte bei Sinope, bohrte fle in ven Grund, zerftörte 
die Citadelle und ftedte die Stadt in Brand, Die Weſtmächte fahen in dieſem 
nächtlichen Ueberfall der türtifchen Flotte im Angefichte der englifch-franzöfifchen 
Flotten eine ihnen zugefligte Befhimpfung und drangen um fo entſchiedener auf 
- die Wiederherftellung des Friedens. Als Rußland jevoh auf feinen urfpränglichen 
Forderungen beftand, brachen Franfreih und England ihre viplomatiihen Be— 
ziehbungen ab. Herm von Kiffeleff wurden in Paris am 6. und Herrn von Bru- 
now in London am 8. Februar 1854 vie Päffe zur Verfügung geftellt. Am 
5. December 1853, noch ehe die Nachricht von dem Ueberfalle Sinope’8 in 
Europa angefommen war, hatten die Geſandten von Franfreih, England und 
Preußen mit dem öfterreichifchen Minifter des Auswärtigen ein Protokoll in Wien 
unterzeichnet, worin diefe vier Großmächte für die Wiererftellung des Friedens 
zwiſchen Rußland und ver Türfei, jowie für die Unabhängigfeit des türkifchen 
Reichs als eine Bedingung des europäifhen Gleichgewichts ſich verpflichteten. Nach 
dem biplomatifhen Bruce mit dem Petersburger Hof machte Katfer Napoleon 
durch ein eigenhändiges Schreiben an Nikolaus noch einen legten Verſuch, dieſen 
zur Nachgiebigfeit zu vermögen, jedoch vergebens. Am 18. Februar traf die Ant- 
wort des legtern ein, melde vie ihm gemadten Vorſchläge ablehnte. Der fran- 
zöſiſche geſetzgebende Körper bewilligte (7. März) eine Anleihe von 250 Millionen 
auf dem Wege öffentlicher Unterzeihnungen; am 12. wurde ein Allianzvertrag 
zwiſchen Frankreich, England und der Türkei in Konftantinopel unterzeichnet, am 
19. fchiffte fihh General Canrobert mit der erften Divifion in Marfeille ein. Am 27, 
erklärte Frankreih, am 28. England ven Krieg an Rußland. Zu gleicher Zeit war 
es zwiſchen Griechenland und ver Pforte zum Bruce gefommen und bie refp. 
Geſandten hatten Konftantinopel und Athen verlafien. Am 31. war die erfte fran- 
zöſiſche Diviſion in Gallipoli angelommen. 
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Defterreih, defien Frievensbemühungen in Petersburg bis jet gefcheitert 
waren, fette fih in die Faffung, durch fein materielles Gewicht auf Rußland 
einen Drud zu üben, nöthigenfalls dem Zripelvertrag vom 12. März beizu- 
treten. Es ſchloß daher vorerft, 20. April, ein Schug- und Trutzbündniß mit 
Preußen, worin beide Mächte ſich gegenfeitig ihr gegenwärtiges Ländergebiet garan- 
tirten und die Offenfive gegen Rußland zu ergreifen ſich verpflichteten, fobalb 
biefes die Donaufürftenthämer einverleiben oder ven Balkan überfchreiten follte. 
Der erſte feinvlihe Zufammenftoß zwifhen Rußland und den Seemädten 
geihah in Folge eines wirflihen oder vorgeblihen Mißverftändnifies. Die Flagge 
ver legieren fhien von dem ruffiihen Geſchwader in Odeſſa befhimpft, worauf 
diefer Hafen bombardirt wurde (22. April). Die vereinigten Flotten hatten das 
ſchwarze Meer blofirt und fingen am 2. Mai aud an, die Häfen in der Oftfee 
zu blofiven, am 25. fuhr ein Geſchwader berfelben in ven Pyräus ein und Tags 
darauf erlich König Otto eine Erklärung, woburd er feine Neutralität im Ariege 
zwiſchen Rußland und der Türkei ausfprad. Die Rufen hatten an ber Donau 
unglücklich gekämpft, und nachdem ihre Verſuche, den Gouverneur von Siliftria 
zu beftehen, mißlungen waren, gaben fie, bedroht überdies von öſterreichiſchen 
Zruppenbewegungen nah Siebenbürgen, die Belagerung dieſer Feſtung auf 
(15. Juni) und zogen fi über die Donau zuräd, Einen Monat fpäter fahen fie 
fih in Folge der Aufftellung einer öſterreichiſchen Heeresmaht in ihrem Rüden 
veranlaft, die Räumung der Donaufürftenthümer zu beginnen, welche die Defter- 
reicher kraft eines mit der Pforte abgefchloffenen Vertrages beſetzten (20. Auguft). 
Am 16. hatten die Verbündeten Bomarfund in der Oſtſee zerftört; die ruffifche 
Beſatzung, 2000 Mann ftarf, ergab fih und warb gefangen nah England und 
Frankreich gebracht. 

Durch den Einmarſch der Oeſterreicher in die Donauprovinzen konnten die in 
der Türkei gelandeten Truppen der Verbündeten anderweitig verwendet werden, und 
ihre Anführer, Marſchall St. Arnaud und Lord Raglan, wurden ermächtigt, eine Lan— 
dung in der Krim zu verſuchen und Sebaſtopol anzugreifen, falls ihnen ein ſolches 
Unternehmen ausführbar und Erfolg zu verſprechen ſchiene. Wirklich ſchifften ſich 
23,000 Franzoſen, 25,000 Briten und 8000 Türken nach der tauriſchen Halb- 
infel ein und landeten am 14. September 1853 an ver Weftküfte bei Eupatoria 
unter dem 450 N. DB. ohne allen Widerſtand der Rufen, bie unter Anführung 
des Fürſten Menſchikoff auf einem Hügel an der Alma das verbündete Heer er- 
warteten. Am 20. griff diefes die Ruffen an und ſchlug fie auf's Haupt. Die Ruffen 
zogen fi zurüd und ftellten ſich zwiſchen Sebaftopol und Simpheropol auf, vie 
Verbündeten rüdten gegen ven Norden von Sebaſtopol vor, Marſchall St.Arnaud 
fand ſich jedoch den Angriff ver Feſtung von diefer Seite mit Erfolg zu unternehmen 
nicht in der Faſſung, da er nur mit Feldartillerie verfehen war. Er ordnete daher 
eine Schwenfung nad) Balaklava an, wahrfceinlih in der Abficht, Sebaftopol 
von der Südſeite aus im DVerein mit einem Angriffe ber Flotten zu nehmen. 
Der kranke Feldherr fühlte fi aber bereits dem Tode nahe und übergab das 
Kommando dem General Canrobert, den der Kaifer ohnedies als feinen Nachfolger 
von vornherein bezeichnet hatte, f 

Am 17. Dftober begannen die Verbündeten das Bombarbement, jedoch ohne 
allen Erfolg. Der urfpränglihe Plan, die taurifche Vefte durch einen Hanbftreich 
zu nehmen, erſchien nun als mißlungen und die Verbündeten waren ber größten 
Gefahr ausgeſetzt, durch die Uebermadt over Kühnheit des Feindes ins Meer 
geworfen zu werben, Glüdlicherweife fehlte e8 den Ruſſen an beiven Eigenfchaften 
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und die Berbinveten entfchlofien fi, hier zmifchen dem Meere und ber Feftung in 
ihrem Lager ſich zu verſchanzen. Da fie jedoch weder auf einen Winterfelbzug über- 
haupt, noch auf einen fo ftrengen Winter vorbereitet waren, fo litten fie, zumal 
die Engländer, denen ed an allem mangelte, ungemein, und bie Hälfte der nad 
dem Orient urfprünglih gefandten Truppen waren theild der Cholera während 
des Sommers, theild dem Wechſel von Froft, Schnee und Regen während bes 
Winters zum Opfer gefallen. Alle dieſe Leiden entmuthigten jedoch die Verbün— 
deten nicht, die franzöfifhen Truppen befonders zeigten eine” bewunderungswürdige 
Ausdauer, wie einen beifpiellofen Heldenmuth im Angriff und im Widerſtand. Am 
5. fielen die Ruſſen mit ihrer ganzen Macht bei Inkerman, wo vie Engländer 
poftirt waren, über die Alliirten her, errangen zwar Anfangs einige Vortheile, 
wurden jedoch mit ftarfen Verluften zurüdgefchlagen, fobald vie Franzofen ihren 
Berbündeten, die fih übrigens fehr tapfer geichlagen, zu Hülfe gekommen waren. 
Der fiegreich abgewiefene Ausfall der Ruffen war ein Beweis, daß die einander 
gegenüberftehenden Feinde fih das Gleichgewicht hielten und feiner den andern aus 
feiner Stellung zu vertreiben im Stande jet. 

Diefe Lage der Dinge fchien den unermüdlichen Anftrengungen Defterreicht, das 
am 2. December einen Allianzvertrag mit Franfreih und England gefchloffen hatte, 
günftig, und am 6. Januar 1855 traten die Vertreter Rußlands, Franfreihs und 
Englands unter dem Vorfit des Grafen Buol, Minifters des Auswärtigen, in Wien 
zufammen. Die Berhandlungen, vie fi bis gegen März in die Yänge zogen, 
blieben ohne Erfolg. Die Weftmäcte hatten Neutralifirung des ſchwarzen 
Meeres, Beſchränkung der ruffifhen Flotte auf 20 Schiffe im ſchwarzen Meere, 
ihren gegenwärtigen Beftand — da Menfchitoff felber die übrigen Schiffe im 
Hafen von Sebaftopol in den Grund Hatte bohren laffen — verlangt. Rußland 
wies diefe Vorſchläge als mit feiner Würde unverträglich zurüd. Ein von Defterreich 
gemachter Vermittlungsvorfchlag ward zwar von ben Vertretern Frankreichs und 
Englands in Wien, Drouyn de Lhuys und Lord John Ruffel, angenommen, erhielt 
aber nicht die Beiftimmung des englifhen Kabinets, worauf auch Napoleon ihn 
verwarf, was den genannten franzöfifchen Minifter feine Entlaffung zu nehmen 
veranlafte. “ 

Der Krieg warb alfo fortgefegt. Die franzöfifche Deputirtenfammer hatte in 
diefer Borausficht (29. December 1854) eine Anleihe von 500 Millionen einftimmig 
votirt, und der Regierung war es gelungen, ben König von Sardinien zum Ein- 
tritt in den Bund gegen Rußland zu vermögen. Viktor Emanuel verpflichtete ſich 
zur Sendung von 15,000 Mann Truppen nad der Krim. Der am 2. März er- 
folgte Tod des Kaiſers Nikolaus änderte den Stand der Dinge nicht fofort, fein 
ältefter Sohn, der ihm als Alerander II. auf den Thron folgte, mußte, wie frieb- 
lich er auch geftimmt war, den Krieg fortfegen. Am 9. April begann nun von 
neuem das Bombardement von Sebaftopol und blieb gleih ven erſten ohne Er- 
gebniß. Am 16. Mai legte General Ganrobert fein Kommando in die Hände bes 
Generals Beliffier nieder, blieb jevod in der Armee als Kommandant der erften 
Divifion. Am 24. befesten die Alliirten Kertfch, drangen ins azow'ſche Meer ein, 
nahmen dann Jenikale, befegten und befeftigten es. Am 18. Juni griffen bie Ber- 
bündeten den Thurm von Malafoff und ven großen Redan an, zmei Bunte, 
welche die Feftung beherrfchten, wurden aber mit ftarfen Verluften zurüdgefchlagen. 
Am 28. ftarb Lord Raglan, der englifhe Oberfeloherr, an der Cholera. Am 
9. Juli votirte die Deputirtenlammer eine dritte Anleihe im Betrage von 750 
Mil. und die Aushebung von 140,000 Mann Truppen für das Jahr 1855. 
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Am 16. Auguft verfuchten die. Ruffen wieder einen ftarfen Ausfall, diesmal am 
der Tſchernaja, wo die Sarbinier aufgeftellt waren, die fie lange genug beſchäf—⸗ 
ten, um ben Franzofen Zeit zu laffen, die bedrohte Stellung zu entjegten, ‘Der 
Kampf dauerte faft den ganzen Tag und endete mit dem Rüdzug der Ruſſen nad 
fehr beträchtlichen Verluſten. Am 8. September endlich, als die franzöfifchen Apro- 
hen nur nody 25 Schritte von den die Veſte beherrfhenden Vorwerken entfernt 
waren, gelang der Angriff der Franzoſen auf den Malakoffthurm, die Engländer 
wurden jevoh von dem großen Redan, ebenfo die Franzoſen vom Heinen zurüd- 
geworfen. Die Einnahme des Malakoffthurms veranlaßte den ruſſiſchen Oberfelb- 
bern, Fürft Gortſchakoff, die ganze Süpfeite der Feftung zu räumen und fid auf 
die Norbfeite zurüdzuziehen, nachdem er die noch übrigen Schiffe ver Flotte im 
dem Hafen hatte verfenfen laffen. 

Diefer Sieg war für den ganzen Krieg entjcheidend und mußte entweder zum 
Frieden führen oder ven Kampfplag im nächſten Jahre auf den europäiſchen Kon— 
tinent verlegen. Die Weftmäcte hatten ihren Zwed erreiht, Rußland war vom 
[hwarzen Meere aus ver Türkei nicht mehr gefährlid. Die Weſtmächte hatten 
auf Taurien feinen Gegenftand des Angriffs, Rußland feinen zu vertheivigen. 
Die Flotte war zerftört und von der Veſte blieben nur noch einige Forts im 
Norden, die nichts mehr zu beſchützen hatten. Defterreih nahm daher die im 
vorigen Jahre mißlungene Bermittlung wieder auf, verpflichtete ſich gegen bie 
Weftmäcte im fünftigen Frühling am Krieg gegen Rußland thätigen Antheil 
zu nehmen, falls diefes nicht die zwiſchen den drei Verbündeten feftgeftellten Frie- 
denspräliminarien unverändert annehme. Diefe Präliminarien wurden in ber 
Form eines Ultimatums vom öſterreichiſchen Gefandten in Petersburg im Namen 
des Wiener Kabinetes überreicht, und Kaifer Alerander nahm fie unbebingt an. 
Der Friedenskongreß verfammelte fih dann in Paris unter dem Borfige des 
Grafen Walewsti, Minifter des Aeußern, und am 30, März 1856 warb ber 
Friede unterzeichnet. 

Im Innern entwidelte fi unter dem gewaltigen Impuls, welchen Napoleon 
ihr gegeben, die Induftrie, deren Aufſchwung durd die Februarrevolution unter- 
broden war, in überrajhenden Proportionen. Die Eifenbahngejellihaften, denen 
die Regierung weit größere Vortheile als fie früher genoffen, gewährte, . griffen 
raſch und Fräftig die Bauten an und ftatteten Franfreich endlich mit ven Haupt- 
linien aus, welde Paris und die franzöfifhen Grenzen nad Norten, Dften, 
Welten und Süden mit einander verbanden, und in Zweigbahnen die Provinzen 
einander näherten. Auch der Staat führte großartige Bauten, wie den Louvre, in 
wenigen Jahren aus. Paris und viele Hauptftäbte der Departements wurben eben- 
falls veranlaßt, ihre alten engen Quartiere nicht nur zu erweitern, fondern auch durch 
großartige Verjhönerungen ihnen den Stempel einer neuen Epoche aufzubrüden. 
Unter diefer angefpornten Thätigkeit ſchien die Nation nicht zu fühlen, daß Krieg, 
Cholera und vier auf einander folgende Mißjahre fie heimgeſucht hatten. Das 
Bündniß zwiſchen Frankreich und England follte durch den gegenfeitigen Beſuch 
der Souveräne befiegelt werben. Am 17. April 1855 trafen der Kaifer und bie 
Kaiferin auf dem Schloſſe von Windfor ein und wurben von der ganzen Nation 
während ihres Aufenthaltes in England mit Begeifterung aufgenommen. Mitte 
Auguſt erwiderte Königin Viktoria dieſen Beſuch und fand bei ver Pariſer Be- 
völferung eine vielleicht minder warme aber ſehr freunplihe Aufnahme. Zwei 
Monate vorher, 15. Mai, hatte Napoleon die allgemeine europäifhe Ausftellung 
im „Kryſtallpalaſte“ ver elyfäifchen Welver eröffnet und in feiner Rebe unter 
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Anderem geſagt: „Indem ih alle Nationen hieher lud, wollte id einen Tempel 
der Eintracht eröffnen.“ *) 

11. Staatörecht und Berwaltung. 

I. Die Berfaffung. Wenn man unter fonftitntioneller Regierung nur 
eine folche werfteht, deren Chef regiert aber nicht herrfcht (r&gne mais ne gou- 
verne pas), fo tft das heutige Frankreich fein Fonftitutioneller Staat. Wenn 
man dagegen von der begründeten Unterfheidung zwiſchen Konftitutionalismus und 
Parlamentarismus ausgeht, fo ift gewiß, daß der erftere nicht im Widerſpruch 
fteht mit einem Staatschef, in deſſen Hand die wirkliche Herrſchaft liegt. **) 

Der Kaiſer ift nad der Konftitution vom 14. Januar 1852 der Ober- 
befehlshaber der Land- und Seemacht, er erflärt den Krieg, ſchließt Frieden und 
Handelsverträge, deren Tarifftipulationen Geſetzeskraft haben, ernennt die 
Beamten und promulgirt die zur Ausführung der Gefege nöthigen Dekrete over 
Reglemente. Die Gerechtigkeit wird in feinem Namen verwaltet; er fann begna- 
digen und ammeftiren. Er allein kann Gefege vorfchlagen. Er kann ein ober 
mehrere Departements in Belagerungszuftand erflären, unter der Bedingung 
den Senat fogleih davon in Kenntniß zu fegen. Er kann Konceffionen für bie 
größten von Privaten zu unternehmenden öffentlihen Arbeiten, Eifenbahnen ꝛc. 
ertheilen, infofern dem Staat dadurd feine Ausgabe erwächſt; letztere müßte durch 
ein Geſetz genehmigt werben. 

Die hier dur geiperrte Schrift hervorgehobenen Befugniffe hatte Ludwig 
Philipp nit. Daß übrigens der Kaifer nicht blos eine größere rechtlihe Macht 
hat und nicht blos regiert, fondern auch gouvernirt, geht auch daraus hervor, daß 
die Minifter, obgleih gefeglih und thatſächlich Rathgeber der Krone, feinen 
Minifterratb bilden, der folivarifch verbunden ift: jeder Minifter ift nur für 
feine eigenen Handlungen verantwortlih und zwar bloß gegen ben Kaifer. 

Der Kaifer hat eine Eivillifte und eine Dotation, welde durch Senate- 
beſchluß (Senatus-Consulte) für die ganze Regierung deſſelben geregelt ift. Der 
jetige Betrag der Eivillifte ift 25 Millionen; die Dotation (domaine de la cou- 
ronne) befteht aus Schlöffern, Gärten, Mufeen und ven faiferlihen Manufalturen 
(Gobelins, Sevres, Beauvais). Dem Kaifer zur Seite ftehen, außer den Miniftern, 
der Senat, der gefegebende Körper und der Staatörath, 

Der Senat, deilen Situngen nicht öffentlich find, befteht 1) aus den Kar- 
dinälen, Marjhällen und Apmiralen, 2) aus höchſtens 150 andern, vom Kaifer 
auf Febenszeit ernannten Mitgliedern. Sie find unabfegbar und erhalten eine 
Dotation von 30,000 Fr. jährlih, welche mit jedem andern Gehalt vereinigt 
werben fann. 

Der Senat ift „ver Bewahrer des Grundvertrags (pacte fondamental) und 
ver öffentlichen Freiheiten. Kein Geſetz kann promulgirt werden, ohne ihm vorge: 
fegt worden zu fein. Er verweigert feine Genehmigung (il s’oppose) für bie 
Promulgation von Gefegen, welche die Konftitution, die Moral, die Religion, bie 


*) Anm. d. Red. Das Manuffript dieſes Artitels ift im Sommer 1857 abgefchloffen und 
der Medaktion zugefendet worden. Seitdem fand das Attentat des Jtalieners Orfini ftatt (14. —* 
1858), an das ER der Beginn eined neuen Abſchnittes in der innern, vielleicht auch der äußern 
Politik des Kaiferreiches anfchließt. Der am Ende des Artikels folgende Nedaktionszufag ift mit 
Rückficht auf dieſe neueſte Wendung im April 1858 gefchrieben. 

**) Dal. den Redaktions⸗Juſatz am Schluffe dieſes Artikels. 
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Kultusfreiheit, bie individuelle Freiheit, bie Gleichheit der Bürger vor dem: Geſetz 
die Unantaftbarfeit des Eigentums, vie Unabfegbarkeit der Richter verlegen, ober 
die Bertheibigung des Landes kompromitticen könnten. Der Senat jegt durch 
Senatus-Konfult feft: 1) die Ronftitution der Kolonieen und Algeriens, 2) Alles 
was die allgemeine Konftitution nicht vorgefehen hat und mas zu ihrem ©ang 
nöthig ift, 3) den Sinn ver Artikel der Konftitution, welde zu verſchiedenartiger 
Auffafjung VBeranlafjung geben. Diefe Senatusfonfulte werben bem Kaifer zur 
Betätigung vorgelegt. — Er beftätigt oder annullirt alle öffentlichen Alte, welche 
ihm das Gouvernement vorlegt oder welche in Petitionen als unfonftitutionell 
denuncirt werden. — Er kann, in einem Bericht an den Kaifer, die Grundlagen 
von Geſetzen, welche ein großes Nationalinterefie betreffen, vorlegen. — Er kann 
die Konftitution betreffende Movififationen vorſchlagen; der Vorſchlag muß aber 
von wenigftens 10 Mitglievern unterzeichnet fein.  Ift derſelbe vom Kaiſer ange 
nommen, fo entſcheidet ein Senatusfonfult, fofern nicht einer der in ber Profla- 
mation vom 2. December enthaltenen Grundſätze dadurch verändert wird; im 
fegterm Hal müßte das franzöſiſche Volk zur Abſtimmung aufgerufen werben. 3) 
Im Fall der Auflöfung des geſetzgebenden Körpers, und bis zur ggg he 
neugewählten, hat ber Senat, auf ven Vorſchlag des Kaifers, alle zum Gang 
der Regierung nöthigen Beftimmungen zu treffen. Diefer Artifel 33 ver Konfti- 
tution könnte einft eine große Bedeutung gewinnen, ba die Regierung, wenn fie 
des Senats gewiß ift, dem gefeßgebenden Körper nicht nachzugeben nöthig hat. 
Es iſt dies ein Recht, von dem bie Regierung wahrfcheinlid einen fehr vorfich- 
tigen Gebraud machen wird. 

Der gefeggebende Körper (Corps lEgislatif) befteht aus 261 auf ſechs 
Jahre gewählten Deputirten, von denen je Einer auf ungefähr 35,000 Wähler 
fommt. Wähler ift jever 21 Jahre alte Franzofe, der feine bürgerlihen Rechte 
genießt. Wählbar ift jeder Franzofe, der 25 Jahre alt ift, feine bürgerliche Rechte 
genießt und fein Amt befleivet. Ein Beamter, der das Mandat eines Deputirten 
annimmt, wirb ald Demifjionär betrachtet. — Jeder Deputirte bezieht, fo lange 
die Sigungen währen, 2500 Fr. des Monats. Die orventlihen Sigungen dauern 
jährlich drei Monate. Der gefegebende Körper fann aud zu außerorbentlihen 
Situngen einberufen werben. 2 

Er berathet das Büdget und die Geſetzvorſchläge, welche ihm von der 
Regierung vorgelegt werben. Ein Deputirter kaun nur fo lange Amendements 
vorjhlagen, als die Kammerfommiffion noch ihren Bericht nit gemacht hat. Das 
Amendement muß jchriftlih formulirt dem Kammerpräfidenten überreicht werben; 
biefer legt e8 der Kommiffion vor, welde ven BVerfafler des Amendements hören 
fann. Nimmt die Kommiffion feinen Borfchlag an, fo macht fie dem Kammer- 
präfidenten davon Anzeige; letzterer übermadt dann das Amendement dem Staats- 
rath. Weigert ſich diefer daſſelbe anzunehmen, jo kann es nicht in ber allgemeinen 


3) Rofgendes find die bier angedeuteten Grundſätze. 1) Un chef responsable nomme 
pour 10 ans (aufgehoben durch Senatuäfonfult vom 7. November 1852, über das das franzöfliche 
Bolt abgeftimmt bat). 2) Des Ministres dependans du pouvoir exécutiſ seul, 3) Un 
conseil d’Etat forme des hommes les plus distingues, preparaut les lois el en soutenant 
la discussion devant le corps legislatif, 4) Un corps legislatif disculant et volant les 
lois, nomm& par le suflrage universel. 5) Une seconde assemblee formde de loutes les 
—— du pays, pouvoir pondérateur, gardien du pacte fondamental et des libertés 
publiques, 
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Sigung vorgetragen werben. Ueberhaupt kann in den allgemeinen Sitzungen die 
Regierungsvorlage nur berathen und angenommen oder verworfen werben. — 
Petitionen können nicht an den gefeggebenden Körper gerichtet werden. — Die 
Minifter Finnen nicht Mitglieder des gefetgebenden Körpers fein (wohl aber des 
Senats); fie haben felbft, außer dem Staatsminifter, wenn er Gefetesvorfchläge 
überbringt, feinen officiellen Zutritt in demſelben. Die Gefege werden von Mit- 
gliedern des Staatsraths vertheidigt. — Die Sigungen find öffentlih, außer 
wenn 5 Deputirte das Gegentheil verlangen. Alle Berichte über die Verhand— 
(ungen müſſen ausſchließlich aus dem officiellen Protokoll gefhöpft werben, und 
felbft ein Deputirter darf feine Rede nur nad eingeholter Genehmigung der 
Kanımer druden laffen. — Der Präſident und die PVicepräfivdenten der Kammer 
werben jährlid vom Kaifer ernannt. Der Kaifer beruft den gefewgebenden Körper, 
prorogirt ihn, löſt ihn auf. In legterm Falle muß der neugewählte binnen ſechs 
Monaten zufammen berufen werben. 

Der Staatsrath ift jett vielleicht der einflufreichfte Staatsförper Frant- 
reihe. Er bat alle Gefetesworfchläge zu berathen, ehe fie dem gefeßgebenven 
Körper vorgelegt werben. Er vertritt die Regierung vor diefer Verſammlung. Eine 
große Menge kaiſerlicher Dekrete müffen ihm vorgelegt werden, andere werben 
feiner Berathung unterworfen, weil die Regierung gerne von ihrem Rechte Ge- 
brauch macht das Gutachten des Staatsraths einzuholen. Ueberhaupt ift ber 
Staatsrath die höchſte berathende Behörve, an die ſich der Kaifer fomohl als 
jeder Minifter in jeder beliebigen Angelegenheit um Rath wenden Tann. Doch 
ertheilt, wie fi von felbft verfteht, ver Staatsrath nur Gutachten, denen ſich die 
Regierung nicht zu unterwerfen verpflichtet ift. — Derfelbe fungirt aud als 
höchſte Inftanz in der Berwaltungsgerihtsorpnung (f. weiter unten). An ihn fann 
appelliren, wer fi durch einen Diinifterialbefchfu in feinen Rechten verlegt 
glaubt. Er hat außerdem noch vielfahe Befugniffe, wovon die wichtigſten jpäter 
erwähnt werben follen. | 

Die Mitglieder des Staatsraths werden vom Kaifer ernannt und können 
abgefegt werben. Sie beftehen in 40 bis 50 orventlichen Staatsräthen (Gehalt: 
25,000 $r.), 15 orventlihen Mitglievern hors section und 20 auferorbentlichen 
Staatsräthen, aus 40 orbentlihen Nequetenmeiftern (maitres des requ£tes, ®) 
Gehalt 10,000 und 6000 Fr.), aus einer unbeftimmten Anzahl außerordentlicher 
Requetenmeifter und 40 Ausfultatoren (Auditeurs) im zwei Mlaffen (mit 2000 
Fr. Gehalt und ohne Gehalt). Der Staatsrath befteht aus ſechs Abtheilungen 
(Sections); flinf derſelben ift ein beftimmter Zweig ber öffentlihen Verwaltung 
zugewiefen (Iuftiz, Finanzen, Krieg »c.). Die ſechſte (Section du contentieux) 
fungirt als oberfter Berwaltungsgerichtshof. Jeder Abtheilung find eine beſtimmte 
Anzahl Räthe, Requetenmeifter (Referendare) und Ausfultatore zugemwiefen. 

Aus dem Borhergehenden geht hervor, daß ein Gefeg von dem Staatsrath 
abgefaht, vom NKaifer dem geſetzgebenden Körper vorgelegt, von biefem berathen 
und angenommen, vom Senat hinfihtlih feiner Konftitutionalität unter- 
fucht, endlich vom Kaifer fanktionirt und promulgirt werben muß. Welde für ven 
Bürger verbindlichen Berordnungen die feierliche Yorm eines Geſetzes annehmen 
müſſen, und für welche die eines kaiſerlichen Dekrets genügt, dies ift big jet noch 
nicht feftgefegt worden. Soviel ift aufer Zweifel, daß feine Steuer und 


%) Der maitre des requ&tes fan füglich als Unterftantsrath bezeichnet werden. 
43 * 
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leine Strafbeſtimmung ohne Geſetz auferlegt werden kann. Auch kann kein Geſetz 
durch ein Dekret aufgehoben oder verändert werben. Sonſtige wichtige Beftim- 
mungen werben ebenfalls durch Gefege regulirt, allein bier ift die Örenzlinie oft 
ſchwer zu beftimmen. Das Dekret, wird gemöhnlid) befinirt, ift eine Berorbnung des 
Kaifers, beftimmt, die Ausführung der Geſetze zu bewirken; allein dieſe Definition 
ift zu eng, denn viele jehr nöthige und fehr geſetzliche Defrete pafjen nicht hinein, 
In diefem Punkte entjcheiden die Präcedentien, der Gebrauch und ein gewiſſer 
Inftintt befier als jede, nicht auf geieeliche Beftimmungen fußende Theorie, 

I. Die Berwaltungs-Örunpfäge. 

Der Grundcharakter der franzöſiſchen Adminiſtration ift deren ftreng logiſche 
Drganifation nad allgemeinen Grundfägen, ihre Einheit, — wir vermeiden ab- 
fihtlih bier das Wort Gentralifation — und felbft ihre Symmetrie in ven 
äußern Berhältniffen, mit andern Worten, fie bilvet ein vollftändiges Syſtem. 
Wir wollen e8 verfuchen die Umriffe diefes Syftems hier anzubeuten, 

1. Trennung von den gefeggebenven Gemwalten. Als Ausflug von ber 
vollziehenden Gewalt ift die Verwaltung völlig felbftftändig dem gefeßgebenven 
Körper gegenüber. Wenn legterer das Geſetz votirt hat, fo hat er feine Aufgabe 
erfüllt, und die der Verwaltung beginnt. Aber mit fehr feltenen Ausnahmen kann 
die Adminiftration nicht eher das neue Geſetz in Wirkfamteit fegen, bis fie von 
oben herab, durd ein faiferlihes Dekret, ober menigftens durch eine Minifterial- 
verorbnung dazu aufgefordert worden. Das Berhältniß zwiſchen der Verwaltung 
und der geſetzgebenden Gewalt ift auch fo klar, daß beinahe nie fich Zweifel über 
viefen Punkt erhoben haben. 

2. Trennung von der Juftiz. Hier find die Berhältniffe delikaterer 
Natur; uns fcheint jedoch, daß die franzöfiihe Geſetzgebung das ſchwierige Problem 
nicht ohne Geſchick gelöft hat. Das Gebiet der Aominiftration fowohl als das ber 
Juſtiz find fo fharf wie möglich abgegrenzt. Die Verwaltung ift die Wahrerin 
und Beförberin der öffentlichen Interefien. Sie bedarf, um zu handeln, feiner 
befondern Aufforderung. Bekleidet mit meift Har befinirten Rechten, kann fie felbft- 
beftimmend eingreifen, Gehorfam heiſchende allgemeine Beftimmungen feftjegen. 
Aber immer nur in Angelegenheiten öffentlihen Intereſſes. Es ift ihr nur info 
ferne geftattet auf den Einzelnen einzuwirken, als ver Einzelne eben ein Beftand- 
theil des Ganzen ift, und in mannigfaltiger Wechfelwirkung mit demfelben ftehen 
kann. Sie darf aber weder Steuern auflegen, dies kommt nur der gefeßgebenden 
Gewalt zu, no über rein perſönliche Verhältniffe oder über das Mein und Dein 
entjcheiden, noch Strafen zuerkennen. Diefe beiden legtern Befugniſſe ftehen nur 
den Gerichten, oder der Juftizggewalt zu. Letztere darf ſich in feiner Hinfiht im 
Berwaltungsangelegenheiten mijchen, nie allgemein gültige Reglements verfünden; 
fie handelt blos, wenn fie aufgefordert worden und entjcheidet oder richtet ftets 
nur einzelne Fäle. Sie darf aber auch nıdt von der Aominiftration geftört werben. 
Das BVerhältniß der Verwaltung zur Juftiz kann dur den Umftand veranfchan- 
liht werden, daß wenn die Aominiftration — innerhalb ihrer gefeglihen Befug- 
niffe — eine Berorbnung erlaffen hat, etwaige Webertretungen bverfelben vom 
Richter & beftrafen find. Die Civiljuftiz richtet nur zwifchen Privaten. Wenn der 
Staat Gegner ift, fo tritt er auch nur als Privatperfon auf 

3. Berwaltungsjuftiz (contentieux et tribunaux administratifs). Um bie 
Trennung der Berwaltung von der Juftiz in allen ihren Konfequenzen auszuführen 
mußte auch der Fall vorgefehen werben, daß die Verwaltung in einer ihrer Be— 
flimmungen bie Rechte des Einzelnen verlege, Wenn dies aud noch fo fehr aus 
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Gründen allgemeinen Intereſſes geſchieht, ſo verlangen doch die jetzt geltenden 
Rechtsprincipien, daß der in feinen Rechten verlegte Privatmann ſich Genugthuung 
muß verfchaffen können. Wendet er fih an den gewöhnlichen Richter, fo wird ber 
Juftiz Gelegenheit gegeben fi in VBerwaltungsfachen zu mifchen und vielleicht die 
Ausführung einer nothwendigen Maßregel zu verhindern. Dem fuchte die franzd- 
ſiſche Geſetzgebung durch Errichtung eigener Berwaltungstribunale vorzubeugen, 

Eigentliche Verwaltungstribunale find die 86 Präfekturräthe in ven 
Departements und der Staatsrath in Paris, Jedoch haben der Präfelt, der 
Minifter und felbft andere Behörben einzelne hieher gehörige Befugniffe. Die meiften 
adminiftrativ-fontentiöfen Sachen gehören aber in das Reſſort der Präfefturräthe, 

Wenn man den Vortrag des Redners lieft, der im Auftrag der Regierung 
im geſetzgebenden Körper die Errichtung von Präfelturräthen vorfchlug, fo ift man 
geneigt zu glauben, man habe mit dem nachherigen Gefeß vom 28. pluviose an VIII 
(16. Februar 1800) beabfichtigt, ein Univerjalgeriht für abminiftrative Streis 
tigkeiten einzufegen, d. 5. die Kompetenz des Präfefturrathes über alles aus 
zubehnen, was nicht ausprädlich einem andern Richter Überwiefen würbe. Allein 
da der Artifel 4 des angeführten Geſetzes einzelne Klaſſen von abminiftrativen 
Streitigkeiten anführt, welche ver Präfefturrath zu entfcheiden befugt ift, fo haben 
fowohl der Staatsrath als auch die berühmteften Verwaltungsrechtsgelehrte (Vivien, 
Boulatignier, Chanveau) diefe Enumeration als befchräntend angejehen. Nach ber 
jeßigen Jurisprudenz müſſen Streitigfeiten, für bie das Gejeg keinen Richter. im 
Boraus beftellt, dem Minifter zur Entfheivung in erfter Inftanz vorgelegt werden. 
Der Staatsrath fungirt dann als Appellationshof. Jetzt läßt fi die Kompetenz 
des Präfekturrathes auf folgende Punkte zurüdführen. 1. Reklamationen einzelner 
Privatleute über Steuern oder Auflagen. 2. Durch öffentliche Arbeiten veranlafte 
Streitigkeiten. 3. Staatsbomainen, 4. Vergehen gegen die die Landſtraßen und Wege 
betreffenden Berordnungen. 5. Den Gemeinden und öffentlichen Anftalten zu erthei⸗ 
lende Autorifation, vor Gericht aufzutreten. 6. Streitigkeiten in Gemeinde-Angelegen- 
beiten. 7. Wahlangelegenheiten. 8. Deffentlihe Salubrität. 9. Rechnungsrevidirung 
binfichtlich der Gemeinden und öffentlichen Anftalten, deren Einkünfte 30,000 Fr. 
nicht überfteigen. 10, Militärfervituten. Außer dieſen kontentibſen Attributionen 
haben aber vie Präfekturräthe aud eine rein abminiftrative Wirkfamfeit; wir 
werben darauf zurädfommen. — Wir miüflen bier noch ſchließlich hinzufügen, 
daß der Präfelturrath fih unter andern darin von dem Areis-Eivilgerichte 
(1. Inftanz) unterfheidet, daß biefes für alle, andern Richter nicht überwieſene 
Saden kompetent ift, daß es in beftimmten Fällen legte Inſtanz ift, daß bie 
Procedur genau vom Geſetz geregelt ift und auf Oeffentlichleit und Mündlichkeit 
berubt, was alles bei der Präfektur nicht ftattfindet. 

4. Konflikte. Bei Kompetenzkonflikten find folgende Fälle zu unterſcheiden: 
1. Die Juftiz« ſowohl als die Apminiftrationsgerichte erklären ſich beide nad) einander 
intompetent (conflit negatif), Wenn dies — was fehr felten geſchieht — ftatt- 
findet, fo wendet ſich der Kläger an den Staatsrath, der den Richter beftimmt, 
2. Der Kläger wendet fih an den Präfelturratbh, der vom Beklagten als infompetent 
betrachtet wird. Erflärt der Präfefturrath ſich fcmpetent, fo fteht dem Verklagten das 
Recht zu an den Staatsrath zu appelliren, der die Sache der Juftiz übermweifen kann. 
Beftätigt er aber die Kompetenzerklärung des Präfefturraths, fo ift fein Rekurs 
mehr möglich. Die Juftizbehörden können nicht reflamiren, denn bie Konflikt» 
procebur ift zu Gunften ver Verwaltung eingefegt. 3. Ift aber die Sache bei ven 
Juftiztribunalen anhängig gemacht worben, fo fann nur ber Präfeft (nicht ber 


| 678 Srankreich. 


Verllagte, ſelbſt nicht der Minifter) zuerſt bei dem betreffenden Gerichte ein de- 
elinatoire einreichen, d. h. eine ausführlich motivirte, ſich auf das betreffende 
Geſetz ſtützende Erklärung, worin die Inklompetenz ver Juſtiz nachgewieſen wird. 
Findet das Gericht dieſen Anſpruch begründet, fo erflärt es ſich inkompetent; be— 
harrt es aber auf feinem Recht, fo erhebt ver Präfekt den Konflilt, wodurch bie 
Entjheivung dem Staatsrath (eigentlich dem Kaifer) übergeben wird, 

IH. Allgemeiner Umriß der Berwaltung. 

Die franzöſiſche Verwaltung — wie die faft aller größern Länder — theilt 
fi in drei Stufen: Gentral-, Departemental- (Provinzial) und Lokal⸗ 
Behörden; der erfteren ftehen Minifter, der zweiten Präfeften und Unterpräfeften, 
der dritten Maires vor. 

Da wir in befonderen Abjhnitten die Departement- und Rommuna 
beiprehen werden, fo haben wir bier nur in Betreff der Eentralverwaltung zu 
bemerken, daß dieſelbe aus folgenden Minifterien befteht, deren bloße Benennung 
meift hinreicht, um ihre Wirkungsfreife zu bezeichnen: 1. Staatsfelretariat und Mini- 
fterium des faiferlihen Hanfes (die Angelegenheiten des Senats, bes geſetzgebenden 
Körpers und des Staatsraths). 2. Minifterium der Juſtiz. 3. Minifterium ver 
auswärtigen Angelegenheiten. 4. Minifterium bes Innern (umd ber Polizei). 
5. Miniftertum ber Finanzen (Angelegenheiten der Rechnungskammern und der 
Depofitentaffe). 6. Minifterium des Kriegs (Algier). 7. Minifterium der Marine 
und der Kolonien. 8. Minifterium des öffentlichen Unterrihts und der Kulte, 
9. Minifterium des Aderbaus, des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 

IV. Die Departementalverwaltung. 

Als in Folge der Naht vom 4. Auguft 1789, worin alle Brovinzial- und 
2okalprivilegien aufgehoben wurden, die Einheit der Gefege dekretirt war, fand 
man aud für nöthig eine neue Landeseintheilung vorzunehmen. Diefelbe follte den 
doppelten Bortheil haben: erftens vie provinzielle Kohäfion zu breden und bie 
Bürger zu gewöhnen fih als Franzofen, und nidt als Pilarden, Normannen, 
Gaskogner, Limoufiner und Burgunder zu betrachten; zweitens mehr Gleich- 
förmigkeit in die Größe der Lanvestheile zu bringen; einzelne Provinzen waren 
zehn Mal fo groß als andere, Das Gefe vom 15. Januar 1790 ſchuf alfo bie 
Departements, deren es jetzt 86 giebt. (Bgl. Abſchnitt III Statiftif.) 

An der Spitze jeven Departements fteht ein Präfekt, ver fih auf einem 
Präfelturrath und einen Generalrath (conseil general; conseil d&parte- 
mental wäre richtiger gewefen) ftügt. Das Departement ift zugleich Landestheil 
und jelbftftändige Einheit, moralifche Perfon, d. h. es kann befigen, kaufen und 
verkaufen, mit einem Worte, eigene Interefien haben. Der Präfelt bat dadurch 
eine boppelte Stellung: er ift einerfeit8 Drgan der Regierung, audererſeits Re- 
präfentant des Departements; im erfterer Eigenfhaft muß er zuweilen (in genau 
vorgejchriebenen Fällen) vie Anficht des Präfelturraths hören, in der andern wird 
er vom Öerneralrath nicht blos fontrolirt, ſondern felbft in feiner Macht bejchräntt. 
Der Prüfelturrath befteht aus 3 oder 4 vom Kaifer ernannten befolveten, abjeg- 
baren Räthen; der Generalrath aber aus vom Volle auf neun Jahre gewählten 
unbejolveten Mitgliedern. Der erftere bildet eine eigentliche, das ganze Jahr fun- 
girende — berathende — Behörde; ver zweite hat blos eine jährliche, zehntägige 
Situng, wo er für das Departement das if, was der Munizipalrath in ber 
Gemeinde. Der Kaifer kann nicht ein einzelmes Mitglied abfegen, aber er fann 
den Generalrath auflöfen. Die Aufführung aller ver einzelnen Fälle, in welchen 
der Präfelt das Outachten des Präfekturraths einholen muß, hat für ven Aus- 
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länder um. fo weniger Interefle, als ber Geſetzgeber hierbei keinen beftimmten 
Principten gefolgt ift. Wir glauben aber die wichtigſten Befugniffe des General. 
raths bier im Kürze nad dem Gefeg v. 10. Mai 1838 angeben zu müflen: 

a. Der Generalrath vertheilt das vom geſetzgebenden Körper dem Depar- 
tement zugetheilte Kontingent birefter Steuern unter bie verſchiedenen Arrondiſſe⸗ 
ments, woraus das Departement befteht. Er entſcheidet über die Reflamationen 
ber rrondiffements fowohl als der Gemeinden gegen das ihnen zugewiefene 
Steuerkontingent. Er votirt in den vom Finanzgeſetz gezogenen Grenzen, die zu 
ben’ Departementalausgaben nöthigen Zufchlagecentimes zu den birelten Steuern, 
In diefen drei Punkten ift der Generalrath ſouverain, d. h. ex entſcheidet in letter 
Inftanz. Er bevarf auch feiner beſondern Autorifation, um ver höchſten Behörde 
Bünfde in Betreff des Departements vorzulegen. 

b. Der Generalrath berathet (delibdre) über folgende Punkte: 1. Außer 
orbentlihe Steuern oder Darlehen, welde im Intereffe des Departements aufzu- 
nehmen find. 2. Erwerb, Berfauf und Zaufh von Departementalbefigungen, 
3. Beränberung ber —— der Beftimmung eines dem Departement 
gehörigen Gebäudes. 4. Art der altung (gestion) der Departementalbefigungen. 
5. Procefje, welde im Namen des Departements anhängig zu machen oder zu 
führen find. 6. Bergleiche (transactions), die Rechte des Departements betreffend, 
7. Annahme der zu Gunften des Departements gemachten Schenkungen und Ber: 
mächtnifie. 8. Klaffifitation und Richtung der Departemental- oder Bicinalftrafen, 
9. Projekte, Pläne und Koſtenanſchläge aller andern aus Departementalfonds zu 
beftreitenden Arbeiten. 10. Bon Gemeinden, Vereinen oder bloßen Privaten ange- 
botene Beiträge zum Bau von Straßen und andere auf Koften des Depar- 
tement® zu unternehmende Arbeiten. 11. Konceffionen an Bereine, Kompagnien 
oder Privaten von im Jntereſſe des Departements zu unternehmenden Arbeiten, 
12. Der vem Departement aufzulegenve Antheil an der Ausgabe für daſſelbe interef- 
firende, aber vom Staat unternommene Ürbeiten. 13. Beiträge des Departements 
zu Ürbeiten, die zu gleicher Zeit das Departement und die Gemeinden betreffen, 
14. Erridtung und Organifirung von Penfionsfaffen und anderweitige Remune- 
rationsarten der Beamten der Präfefturen und Unterpräfelturen. 15. Antheil ver 
Ausgabe für Findlinge und Wahnfinnige, welche den betreffenden Gemeinden auf: 
zulegen find und beren Bertbeilung unter denfelben. 16. Alle fonftigen Punkte, 
über die der Rath zu deliberiren von den Gefegen aufgeforbert fein kann. — 
Diefe Berathungen bevürfen einer Genehmigung der Regierung, welde in den 
Bällen, die nur das Departement betreffen, ver Präfelt ertheilt; thatjächlich 
abminiftrirt fi bier das Departement jelbft. Außerorventlihe Steuern (Nr. 1) 
fönnen nur durch ein Geſetz auferlegt werden. Die Beichlüffe des Generalraths 
aber, welde das Staatsinterefie mit berühren, bebürfen ver Genehmigung des 
Kaiſers oder der bed kompetenten Minifters, 

e. Ein bloßes Gutachten des Generalrathes wird im einer Menge zum Reflort 
der eigentlihen Berwaltung gehörigen Fällen eingeholt, 3. B. Bezirföverände- 
rungen, Jahrmärkte u. ſ. w. 

In den oben angeführten Punkten find die Befugniſſe des Generalraths nod 
bei weitem nicht erfchöpft; es blieb namentlich die wichtigfte unerwähnt: die Be— 
rathung des Departementalbüngets. Die Einkünfte des Departements beftehen meift 
aus Zufhlagecentimes zu den direlten Steuern; dann gibt es aud einige Ge— 
bühren und — fehr wenige — Revenuen dringende Departementalbefigungen. Die 
Ausgaben werden in 1. ordentlie (depenses ordinaires d. h. gewöhnliche, genauer 
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heißen fie bei den Gemeinden obligatoriſche), 2. falultative, 3. außerordentliche, 
4. ſpecielle Ausgaben getheilt. Man findet im Geſetz vom 10. Mai 1838 vie 
genauern Angaben der zahlreichen Poften, welche zur erften Kategorie gehören: 
es find im Ganzen viejenigeu, welde zum Gang der Verwaltung unentbehrlich 
find, von deren Verweigerung felbft Nachteile für den Staatsverband entſtehen 
könnten. Darum giebt auch das Geſetz der Regierung das Recht, die hieher gehörigen 
Boften nöthigenfalls ex officio ins Büdget einzuſchreiben ober fie zu erhöhen. 
Zu den fafultativen gehören alle biejenigen, welche vom Geſetz nicht zu dem vorigen 
erechnet werben, alfo blos als das Departementalintereffe betrefiend erachtet werben. 
Die zu dieſer Kategorie gehörenden Ausgaben kann die Regierung in feiner Hin- 
fiht vermehren ober erhöhen, wohl aber vermindern. Die auferorventlihen Aus- 
gaben, welche beftimmt find die Unzulänglicfeit der fafultativen zu deden, können . 
weber erhöht noch vermindert, fie müſſen beftätigt oder verworfen werben. Specielle 
Ausgaben giebt e8 nur drei, es find Beiträge für den Elementarunterricht (Lehrer- 
feminar u. ſ. w.), für den Bau der Vicinalwege und in einigen Departements 
für die Erneuerung des Katafters. Für jede diefer verſchiedenen Ausgabellafjen 
werben vom Generalrath bejondere Zufhlagecentimes votirt, deren Betrag nur für 
die vorgefehenen Ausgaben verwendet werben darf. Es gibt alfo orbentliche Zu- 
fchlagcentimes für bie ordentlihen Ausgaben, fakultative Centimes für vie fakul- 
tativen Ausgaben u. f. w. Im jährlichen Finanzgefeg beftimmt ber gefeßgebenve 
Körper das Marimum der für jede Kategorie anwenbbaren Centimes, welches nur 
durch ein beſonderes Geſetz überſchritten werben darf. 

Jedes Departement wird in Arrondiſſements getheilt, an deren Spitze ein 
Unterpräfekt ſteht. Letierer hat nicht blos eine extenſiv, ſondern auch intenfiw 
viel geringere Gewalt als der Präfelt. Das Geſetz vom 28. pluviose an VIII 
hat die eigentliche Verwaltung in die Hände des letztern gelegt; mehrere Geſetze 
haben feine Befugniſſe erweitert, beſonders aber hat das ſogenannte Decentralifa- 
tionsgefeg vom 25. März 1852 bemfelben eine Menge Entſcheidungen über 
tragen, die fonft vom Staatsoberhaupt oder doch vom Minifter ausgingen, Der 
Unterpräfelt hingegen hat faft nie felbftftändige Beſchlüſſe zu fallen; er ift mit 
fehr feltenen Ausnahmen Bolftreder der ihm zulommenden Befehle; er jammelt 
Informationen, ift Mittelglied zwifchen dem Präfekt und dem Maire. 

Dem Verhältnif des Unterpräfelten zum Präfelten analog ift das Arrondiſſement 
nicht blos Heiner ald das Departement, es bildet auch feine moralifche Perſon, 
bat fein eigenes Büdget; es ift in allen dieſen Hinſichten integrirender Theil des 
Departements, Der Unterpräfelt hat es alfo nie zu vertreten, Es giebt aber: bodh 
einen befondern Bezirksrath (conseil d’arrondissement), ver auf ähnliche Weife 
wie ber Generalrath gewählt wird, aber nie aus denſelben Perfonen befteht; feine 
Befugniffe find im verjüngten Mafftabe viefelben wie die des Generalrathes, dem 
er oft vorarbeitet und zu bem er meift im Verhältniß ver erften Inftanz zum 
Appellationshof ift. Er vertheilt unter die Gemeinden das dem Arrondiffement zu- 
gewiefene Kontingent direkter Steuern, hat aber natürlicy Fein Büdget zu berathen. 

Präfelten und Unterpräfelten werden vom Kaifer auf den Vorſchlag des 
Minifters. des Innern ernannt. Keinerlei Bedingung befchränft die Wahl. Das 
Gehalt des Präfelten ift 40,000 Fr. für die erfte Klaſſe, 30,000 Fr. für bie zweite, 
20,000 für die britte; die Unterpräfetten haben 8000, 6000, 4500 fr. Weber» 
dies erhalten vie einen und die andern freie Wohnung, Feuerung, Licht u. f. w. 

Die Verwaltung von Paris (Seine Departement) weicht in mander 
Hinfiht von der der andern Departements ab, Die Präfelturgewalt iſt zwiſchen 
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dem Seine- und dem Polizeipräfekten getheilt; dieſe Beamten haben in der Stadt 
Paris auch faft alle in andern Gemeinden von den Maires ausgelibten Befugniffe. 
Daher bildet au der Parifer Municipalratyp — mit Zuziehung der Vertreter der 
Kreife Sceau und St.Denis — ven Generalraty des Seine-Departements. Die 
Ungaben ver fonftigen Berfchietenheiten würbe den uns bier zu Gebote ftehenven 
Raum überfchreiten. 

V. Semeindeverwaltung. 

Drganifation, Die Gemeinveangelegenheiten werben von einem Maire und 
einem Municipalrath verwaltet. Da die Gemeinde zu gleicher Zeit Theil des 
Staats ift und felbftftändige Interefien hat, fo vereinigt auch ver Maire in fich einen 
doppelten Charakter: er ift Agent der Regierung und Repräfentant der Gemeinde, 

Als Agent der Regierung bat der Maire die ihm von derfelben gegebenen 
Aufträge zu erfüllen, vie Ausführung ver Gefege zu überwachen oder felbft ins 
Werk zu fegen; er Hat überdies (außer in den Präfelturftäbten von mehr ala 
40,000 Einwohnern 5) die allgemeine ſowohl als die Ortspolizei zu handhaben. 
Zur DOrtspolizei rechnet das noch gültige franzöfifhe Gefeg vom 24. Auguſt 
1790, wie feitvem auch viele veutfche, 3. B. das badifhe von 1831: die Sicherheits-, 
Reinlichkeits-, Geſundheits⸗, Armen, Feuer⸗, Markt, niedere Gewerbs-, weltliche 
Kirchen, Sittlichfeits-, Gemarkungs- und Gefindepolizei, fo wie die Aufficht über 
Maße und Gewichte. Jedoch hat der Maire hiebei blos Reglements zu verkünden 
und deren Ausführung zu überwachen; vie Strafen kann nur das Polizeigericht 
erlennen. Uebrigens müſſen ſämmtliche Befchlüffe (arr&tds) des Maires durch Ver— 
mittelung des Unterpräfekten dem Präfekten vorgelegt werden: diejenigen arrétés, 
welche nur Eine Perſon oder einen einzelnen Fall betreffen, find ſogleich ausführ- 
bar; diejenigen hingegen, welche dauernde Beftimmungen feftfegen, find erft gültig, 
nachdem fie fi einen Monat lang in den Händen des Präfeften befunden haben; 
hierdurch erhält der Departementschef Zeit, fein Auffichtsrecht geltend zu machen, 
ohne durch Nacläffigkeit den Gang der Verwaltung hemmen zu fönnen. Nach 
Berlauf diefer Frift, wenn das Reglement nicht annullirt ift — blos verändern 
darf es der Präfeft nit —, tritt es nämlich ohne weiteres in volle Wirffamfeit. 
Da eine ausdrückliche Genehmigung nicht nöthig tft, pflegt fie auch nicht zu erfolgen, 
ift fie aber gegeben, fo behält doch ver Präfelt ftets fein Annullirungsredt. 

Der Maire wird vom Kaifer in den Städten von 3000 Einwohnern und 
von dem Präfelten in den Hleineren Gemeinden ernannt. 

As Vorftand und Bertreter ver Gemeinde beforgt er bie Verwaltung ber 
Gemeindegüter, leitet oder überwacht die auf Koften der Gemeinde ausgeführten 
Arbeiten, repräfentirt diefelbe vor Gericht, legt ihr das Budget vor, orbnet die 
Einnahmen und Ausgaben an u. f. w. Der Maire ift übrigens aud Givilftands- 
beamter, d. b. er hält vie Geburts-, Trauungs- und Sterbeliften, beforgt bie 
Giviltrauungen, Attributionen, welche er unter Auffiht der Juftizbehörde (Staats- 
profurator) ausübt. Der Maire ernennt auch die meiften Kommunalbeamten. In 
Abweſenheit deffelben fungirt an feiner Stelle ver Adjunkt, over einer der Ab- 
juntte, wenn die Gemeinde mehr ald 2500 Einwohner zählt. In Abwefenheit des 
Maire's und der Adjunkten tritt proviforifh das ältefte Mitglied des Mumnicipal- 
raths an ihre Stelle. Eigenthümliche perfönliche Funktionen haben fonft die Muni— 
cipalräthe nicht, fie fönnen nur als Kollegium wirfen. 

Der Municipalrath wird alle fünf Jahre von den Einwohnern ber Ger 


$) Für diefe Städte hat fie ein Gefep von 1855 den Präfeften übertragen. 
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meinde gewählt. Wähler find alle 21jährigen, ihre bürgerlichen Rechte genießenden 
Franzoſen, welche jhon 6 Monate in der Gemeinde wohnen. Wählbar find alle 
25jährigen, ihre bürgerlichen Rechte genießenden Franzoſen, aud wenn fie nidyt 
in ver Gemeinde wohnen. Der Municipalrath befteht wenigftens aus 10 Mit- 
gliedern. In den Gemeinden von 501 bis 1500 Einwohnern werden 12 Mitglieder 
gewählt und fo fteigt deren Anzahl allmälig mit ver Bevölkerung bis zum = 
mum von 36 in den Städten von 60,001 Einwohnern und darüber. 

Wie die Beichlüffe des Generalraths, fo haben auch die des Municipalraths 
fozufagen eine verſchiedene Kraft. Das Gefeb (vom 18. Juli 1837) bevient fich 
hiezu der Worte: -regulirt (faßt enpgültige Beichlüffe rögle), berathet 
(delibdre), giebt fein Gutachten (donne son avis). 

a. Der Municipalrath regulirt 1. die Bermaltungsweife der Gemeindegüter ; 
2. die Beringungen der Pachtverträge, deren Dauer nicht 18 Jahre für vie Land- 

üter und 9 Jahre für die Häufer überfteigt; 3. die Benugungsmweife und bie 
Bertbeifung der Weiden und der auf Gemeindebeſitzungen wachſenden Propufte, 
mit Ausnahme des Holzes; 4. die Vertheilung des Deputatholzes in Gemäßheit 
der Forſtgeſetze. Diefe Beichlüffe müffen aber, um vollkommene Gültigkeit zu 
erlangen, den Bürgern fowohl als aud) ver Behörde mitgetheilt werden. Der Maire 
macht nämlich in der Gemeinde auf die gewöhnliche Weife befannt, daß die Bürger 
fih auf das Rathhaus begeben können, um Kenntniß von den gefaften Beſchlüſſen 
zu nehmen. Zugleich reicht er beim Unterpräfeften eine Abſchrift verfelben ein 
und bejcheinigt, daß er vie gefetliche Bekanntmachung gemacht habe. In den darauf 
folgenden 30 Tagen (nöthigenfall® 60 Tagen) hat der Präfelt das Recht, die 
Berehtiffe des Muntcipalraths zu annulliren — aber nicht zu verändern —, fei 
es in Folge der Uebertretung oder Verlegung eines Gefeges oder auf Grund ein- 
gelaufener Befchwerben der Bürger. Nach biefer Frift find die Beſchlüſſe von 
felbft erefutorifh, können aber doch immer in Folge der Klage ver Betheiligten 
vom Präfelten aunullirt werben. Der Gemeinde dagegen fteht die Appellation am 
den Minifter des Innern offen. 

b. Der Municipalrath berathet über folgende Gegenftänve: 1. das vom 
Maire vorgelegte Budget der Gemeinde, und überhaupt jeve Ausgabe und Einnahme 
und was darauf Bezug hat; 2. den Kauf, Verkauf und Austauſch von Gemeinde- 
güitern, deren Verwendung zu einem öffentlichen Dienfte ꝛc.; 3. die Bedingungen 
der auf länger als 9, refpeftive 18 Jahre zu verpachtenden Gemeinde-Orundftäde, 
fo wie ver in Pacht zu nehmenven, für legtere, auf welde Daner es aud 
fei; 4. die zu unternehmenven Bauten, Reparaturen und fonftige Arbeiten; 5. die 
Eröffnung nener Straßen und Plätze; 6. die Annahme von Schenkungen und 
Bermächtniffen, fowohl fir vie Gemeinde feldft, als auch für die Gemeinveanftalten ; 
7. Proceßſachen und noch einige andere weniger wichtige Punkte. Die gefaßten 
Beichlüffe müſſen theild vom Präfekten, theild vom Kaifer oder vom Minifter des 
Innern genehmigt werben. Einzelne Bürger, die ſich durch diefelben beeinträchtigt 
glauben, fünnen geeigneten Orts appelliren. 

c. Das Gutahten des Municipalrath8 wird für folgende Gegenftänve ein- 
geholt; 1. Bezirkseintheilung in Kultusangelegenheiten; 2. Annahme der den Wohl- 
thätigfeitsanftalten beftimmten Schenfungen und Vermächtniſſe; 3. Gefuche von 
Wohlthätigfeitsanftalten, Spitälern, Kirchenkaſſen (fabriques) um Autortfation zum 
Borgen, Erwerben, Entäußern, Proceßführen, Vergleihen zc.; 4. Budget ber 
Kirhenkaffen, wenn bie Gemeinde zum Kultus beizufteuern hat; 6. fonftige von 
der Behörde vorgelegte Gegenftänbe, | 
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d. Der Municipalvath hat noch andere Befugnifje: er reflamirt nöthigenfalls 
egen den der Gemeinde aufgebürbeten Steuerbetrag, prüft die Rechnungen bes 

Daire und des Einnehmers, und trägt der Behörde Wünfche, das Gemeinbewohl 
betreffend, vor. 

Die Sigungen des Municipalraths find nicht äffentlih. Die ordentlichen 
Sigungen finden einmal jährlich ftatt und bauern jevesmal 10 Tage. Die aufer- 
orbentlihen Sigungen können vom Maire mit Genehmigung des Unterpräfelten, 
umd auf Verlangen von wenigftens ein Drittel der Mitglieder unter Genehmigung 
des Präfelten zufammenberufen werben. Die allenfallfige Weigerung bes Bir 
fetten muß motiviert fein. Der Präfelt kann den Municipalrath fufpendiren, ber 
Kaifer ihn auflöfen. Er wird bis zur Neuwahl durch eine Municipaltommiffion erfegt. 

Berwaltung der Gemeindegüter. Die Gemeinde ift eine öffentliche 
Anftalt (dtablissement public), d. 5. fie fann befigen, erben, kaufen und ver- 
kaufen, aber nur mit Genehmigung der Regierung. In der gefeglihen Noth- 
wendigfeit dieſer Genehmigung befteht hauptſächlich die Bevormundung des 
Staats. Um Anleihen zu befhließen, müſſen in ven Gemeinden, deren Einfünfte 
100,000 Fr. nicht überfteigen, eben fo viele Höchftbeftenerte, als der Municipal- 
rath Mitglieder zählt, zur Berathung zugezogen werben. Die Genehmigung wird 
vom Kaifer ertheilt. In Gemeinden, deren Einfünfte 100,000 Fr. überfteigen, 
werden die Höchftbeftenerten nicht zugezogen, aber die Genehmigung erfolgt durch 
ein Geſetz. Hinſichtlich der von da zu führenden Proceſſe muß ver 
Municipalrath gefragt werben; gegen feinen Willen kann kein Proceß anhängig 
gemacht werben, in dem die Gemeinde als Klägerin oder Beklagte auftritt. Stimmt 
er für den Proceß, jo fommt der Maire deßhalb beim Präfekturrath ein. Diefer 
autorifirt ihn, wenn die Streitfadhe civilrechtliher Kompetenz ift, wenn die Ge— 
meinde zum Proceß legitimirt ift, wenn der Streit fiir biefelbe ein binlängliches 
Intereffe hat und genügende Wahrfheinlichkeit eines günftigen Erfolgs vorhanden 
ift. Der Präfelturrath hat nicht das Recht, über dem ftreitigen Gegenftand felbft 
zu urtheilen; er kann höchſtens feine Autorifation verweigern. 

Ausgaben der Gemeinden. Das Gefeg von 1837 theilt fie in obliga= 
torifche und fafultative. Zu den erftern rechnet das Geſetz hauptſächlich folgende: 
Berwaltungs- und Polizeiausgaben; Gehalt ver Schullehrer, Förfter und Feldſchützen; 
Emolumente der Einnahme (Tantieme); Kultusausgaben; Koften ver Finblinge, 
Wahnſinnigen und armer Kranken, welche Mineralguellen bevürfen; Grundſteuer ver 
Gemeindegüter; Schulden; Ausgaben für Wahlverfammlungen, Nationalgarbe ꝛc. 
Obligatorifhe Ausgaben, kann ver Präfeft nöthigen Falls ex officio ind Budget 
einjchreiben, 

Falultative find alle andern, z. B. Reinigung und Begiefung der Straßen, 
Unterhaltung des Pflafters, der Löſchinſtrumente und ähnliche, wahrfcheinlich weil 
beren Nugen fo fühlbar ift, daß es unnöthig fchien, diefelben zur Pflicht zu machen. 
Bakultative Ausgaben kann der Präfelt herunterfegen, aber nicht erhöhen. 

Gemeindeeinnahmen. Die Einnahmen ver Gemeinde zerfallen in a. ordent⸗ 
lie, b. außerorventlihe, c. zufällige oder fupplementarifche: 

a. Die ordentlihen Einnahmen können in mehrere Klaffen getheilt werben: 
4) Reveniten von ©emeindegütern. Diefe werden entweder in Natura benust, 
3. B. Deputathol;, Weiden, Torf, und vom Municipalrath vertheilt, oder fie fließen 
biveft in die Gemeindekaſſe, wie ber Betrag ber verpachteten Häufer, Orund- 
ftüde u. |. w. 2) Abgaben für Dienftleiftungen, z. B. Miethe für Pläge auf den 
Märkten, in den Straßen ꝛc.; Gebühren für die Benugung der Gemeinde-Wage 
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und Maße, ver Schlachthäuſer zc.; Konceffion eines beſondern Platzes auf dem 
Kirchhof; Tare für den gemeinfhaftlihen Hirten ıc. 3) Verſchiedene Taren, näm- 
lich: 8 Gentimes vom Franfen der Patent-(Gewerbe-)Steuer; ein Theil der Polizei- 
gelobußen; Tare der Jagberlaubniß: von ven 25 Fr. diefer Tare find 10 dr. für 
die betreffende Gemeinvefaffe. 4) Imdirefte Steuern. Hierher gehört das Dftroi, 
eine am Thore bezahlte Abgabe auf Getränke, auch Fleiſch, und felbft (in einigen 
Städten) andere Gegenftände, 3. B. Wildpret, Fiſche, Del, Effig, Holz, Kohlen, 
Bauholz und Steine. 1500 Gemeinden haben Oktrois. 5) Direkte Steuern; dieſe 
find überall nöthig, da nur wenige Gemeinden die oben aufgeführten Reffourcen 
befigen. Die direften Steuern beftehen in Zufchlagecentimes auf die Staatsftenern 
und in einer Humbefteuer. 

b. Die außerordentlihen Einnahmen beftehen blos aus Zufchlagecentimes, 
höchſtens 20 vom 100 der direkten Staatefteuern. 

c. Zu den zufälligen und fupplementarifden Einnahmen rechnet man: 
Einnahmeüberfhüffe des verfloffenen Jahre; Staats- und Departementalbeiträge 
(Subventionen); Einftellungsgelver; Vermächtniſſe ꝛc. ꝛc. 

VI. Kultus und öffentlicher Unterricht. 

Kultus. Die Konftitution garantirt zwar bie libertE des cultes, freie 
Neligionsübung, und in der Theorie eriftirt fie aud in den Augen Derer, welche 
den Kultus in äußern und innern theilen. Allein, da für uns jeder Kultus bie 
äußere Manifeftation der Religion ift — den fogenannten innern nennen wir 
Glauben, Religiofität —, fo können wir nicht umhin, mande Beſchränkung wahr- 
zunehmen. Erftens unterſcheiden die Gefege zwifhen anerfannten und nicht 
anerkannten Kulten (cultes reconnus et non reconnus). Legtere find nur tolerirt; 
es wird wohl Niemand feines Glaubens wegen verfolgt, allein die Nichtanerfannten 
dürfen ſich nicht ohne Erlaubnif des Maire (in Paris des Poltzeipräfelten) ver- 
fammeln, um Öottesvienft zu halten. Die anerfannten Kulte find: der katholifche, 
der der augsburgifchen Konfeffion (Lutheraner), der reformirte, der israelitifche.- 6) 
Geſetzlich hat keine viefer Religionen oder Konfeffionen Borrechte vor der andern; 
doch kann man eine Heine Ausnahme dieſer Regel nachweiſen: die franzöfifchen 
Kardinäle find als folde Mitglieder des Senats. 

Die katholifche Geiftlichleit bildet eine Hierardhie, an deren Spige Karbinäle, 
Erzbifchöfe und Bifchöfe ftehen, deren Mittelgliever die eures, Pfarrer, bilden, 
und deren unterfte Stufen von den Desservants, Pfarrverwefer, und Vicaires, 
Kapläne, eingenommen werben. Die Erzbifhöfe werben vom Kaiſer im Einverftänd- 
niß mit dem Papft ernannt; die curds, welche unabjegbar find, werden vom Bi- 
{hof mit Genehmigung der Regierung eingefegt; vie Desservants und Vicaires 
werden vom Bifchof allein ernannt und abgefegt. Der Desservant hat zwar einen 
felbftftändigen Kultusbezirf zu verwalten, und in der Praris nennt man ihn wohl 
Mr. le Cure, allein fein Kirchſpiel heißt nicht cure, fondern Succursale. Er ſteht 
unter der Auffiht des Cure, der aber feine Jurispiktion über ihn hat; diefe kommt 
nur dem Biſchof zu. Die Kapläne find wie überall Gehülfen oder temporäre 
Stellvertreter des Pfarrers. 

Die beiden proteftantiichen Konfeffionen haben an der Bafis viefelbe Einrich- 
tung: Kirchſpiele geleitet von einem Pfarrer, dem jedoch ein aus 4 bis 7 gewählten 
Gemeindegliedern beftehender Presbyterialrath zur Seite fteht. Mehrere Kirchipiele 
bilden einen Ronfiftorialbezirt, an deſſen Spite gleichfalls ein gewählter Rath, das 


6) Jept auch der mohammedaniſche, wenigftens in Algier. 
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Ronfiftorium, fteht. Das Dekret vom 26. Mär; 1856 hat überdies einen Eentrafs 
rath der reformirten Kirchen eingefegt; verfelbe repräfentirt die Gemeinſchaft ver 
Regierung gegenüber, und hat natürlich blos adminiftrative Attributionen. In der 
augsburgiihen Konfeffion ftehen die Konfiftorien unter Infpeftionen und diefe unter 
einem in Straßburg refivivenden Direktorium (Dekret v. 26. März 1852), gebildet 
aus einem vom Kaijer ernannten Direktor, zwei in jeder Infpeftion gewählten 
nicht geiftlihen Deputirten, aus den geiftlichen Infpektoren und aus einem Pro= 
fefior des proteftantijhen Previgerfeminars in Straßburg. Die reformirten Geift- 
lihen werben von den Konfiftorien, die lutheriſchen vom Direktorium, jedesmal 
unter Genehmigung ber Regierung, ernannt. 

Die israelitiihen Olaubensgemeinden oder Synagogen bilden acht Departe- 
mentalfonfiftorien, welche aus einem Groß⸗ oder Oberrabbiner und vier von No— 
tablen gewählten Mitglievern beftehen und die Gemeinderabbiner und Borfänger 
ernennen und beauffidhtigen. In Paris ift ein Gentralfonfiftorium, beftehend aus einem 
DOberrabbiner und 8 Mitgliedern. Die Departementaltonfiftorien find letztern bier- 
archiſch untergeorbnet. 

Die Geijtlihen ver anerfannten Kulte werden vom Staate befolvet. 

Deffentliher Unterridt. Die Organifation des Unterrichtswefens in 
Frankreich ift in mancher Hinfiht von jener in andern Ländern verfchieven. In Frank⸗ 
reich bildet da8 ganze vom Staat angeftellte Perſonal ein Korps, bekannt unter dem 
Namen Univerfität, das big zum Geſetz von 1850 allein den Unterricht ertbeilte; 
jest giebt ed auch außerhalb ver Univerfität unter vem Namen enseignement libre 
eine gewiffe Anzahl (meift von Geiftlidyen geleitete) Lehranftalten, diefelben find 
jedoch der Auffiht des Staats unterworfen. Der öffentlihe Unterricht theilt fi 
in Primar-, Selundar- und höhern Unterricht. Der erftere begreift den theils 
von Laien beiverlei Gefchlehts, theild von Fröres de la doctrine chretienne und 
Seurs, bie fi durd ein fünfjähriges Gelübde verpflichten, geleiteten Elementar- 
unterricht. Der zweite fchließt die Lycdes (Öymnafien) und Collöges communaux 
(Progymnafien) ein; er bereitet die jungen Leute zu ben Hochſchulen vor, 

Anftalten oder richtiger Stäpte, wo ſämmtliche Fakultäten vereinigt find, giebt 
ed nur zwei: Paris und Straßburg; font findet man immer nur Eine oder zwei 
Fakultäten in derfelben Stadt. Aber felbft in Paris und Straßburg fteht jeve Fakul- 
tät einzeln ba; fein Rektor und Senat vereinigt alfo diefelben zu einer Einheit. Man 
zählt in Frankreich fünf Fakultäten: Seiences, lettres, droit, médecine, theologie, 
Die Grade find: bachelier, liceneie, docteur. Wir müſſen bier natürlich eine 
Menge fpecieller Lehranftalten mit Stillſchweigen übergehen. 

Hinfichtlih des Unterrichtöwefens ift Frankreich in 16 Bezirke getheilt, deren 
Lehrperfonal eine Abtheilung der (allgemeinen) Univerfität bildet, der man ben 
Namen Akademie beigelegt hat. (Es ift hier alfo feine gelehrte Geſellſchaft gemeint.) 
An der Spitze jeder Alademie fteht ein Rektor, der mit dem Minifter forrefpondirt. 
Er wird von Infpektoren verſchiedenen Grades in feinem Wirken unterftügt. Er 
leitet den mittlern und höhern Unterricht; ven Primarunterricht überwacht er blos 
rüdfichtli der Lehrweife und des Yehrftofis. Die andern den Glementarunterricht 
betreffenden Befugniffe ruhen in der Hand der von Präfelten präfipirten Departe- 
mentalräthe (conseils departementaux , nicht mit den conseils generaux zu 
verwechjeln). 

VII Juftizverwaltung. 

Die Organifation der franzöfifchen Juftizverwaltung fiheint uns eine ber 
logifchften, jedenfalls fymmetrijchften zu fein, die es giebt. Sie theilt ſich natürlicher 
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Weiſe in Civil⸗, Handels-, Straf- und beſondere Gerichtsbarkeit, welche alle im 
Kaſſationshof ihren Kulminationspunkt erreichen. 

a. Die Civilgerichtsbarkeit wird geübt von Friedensgerichten, Kreis: 
gerichten und Appellhöfen oder kaiſerlichen Höfen (Cour impériale). 

Das Friedensgericht beſteht aus einem vom Kaiſer ernannten beſoldeten 
Richter (ver fein Juriſt zu fein braucht) und zwei unbeſoldeten Suppleanten oder Stell⸗ 
vertretern. Der Friedensrichter hat feine eigene Kompetenz ald Richter, und tft auch 
Bermittler. Kein Proceß (Ausnahmen Code de procedure art. 48—58) kann 
vor dem Kreisgericht anhängig gemacht werben, bevor bie Parteien zur Berein- 
barung vor den Friedensrichter gerufen find, der fie anhört, einen Vergleich 
zu bewirken fucht, die Bedingungen der Vereinbarung konftatirt oder die Bergeb- 
lichteit des Bereinbarungsverfudhs befcheinigt. Als Richter entſcheidet er in Civil⸗ 
ſachen in letter Inftanz bis zum Werth von 100 Fr., in erfter (meift) bis zum 
Werth von 200. Dan appellirt an das Kreisgeriht. Details über die Kompetenz 
des Friedensrichters findet man in den Gefegen vom 25. Mai 1838 und 2. Mat 1855. 

Das Kreisgeridht (tribunal d’arrondissement) heißt aud oft Tribunal 
erfter Inftanz, welcher Ausdruck aber eigentlich * iſt, da man z. B. vom 
Friedensgericht an daſſelbe appellirt; das Kreisgericht beſteht aus mehrern Rich— 
tern, deren Zahl zumeiſt von der Größe des Bezirks abhängt. Die aus 7 bis 10 
Richtern und 4 Stellvertretern zuſammengeſetzten theilen ſich in zwei, die aus 
12 Richtern und 6 Suppleanten beſtehenden in drei Kammern, fo daß wenigſtens 
3 und höchſtens 5 Nichter in jeder Kammer figen, Jeder gehört immer nur Ein 
Jahr fang derfelben Kammer an. Die Stellvertreter erhalten feinen Gehalt, fie wer— 
den aus ber Reihe ver Advokaten gewählt und fungiren nur, wenn eigentliche 
Richter momentan abgehalten find. Die Kompetenz des Kreisgerichts geht in letzter 
Inftanz bis zum Betrag von 1500 Fr., und wenn es fih um Grundſtücke hanbelt, 
bis zu einem Werth von 60 Fr. Renten oder Pacht. In erfter Inftanz gehört 
zu ihrem Reffort alles, was das Gefeg nicht ausprüdlih einem andern Gericht 
zugewiefen bat. In dringenden Fällen kann der Präfivent allein das Nöthige 
veranlaffen und felbft ohne weitere Förmlichkeiten richten. 

Der Appellhof befteht aus einer nah der Berälferung des Sprengels 
proportionirten Anzahl Räthe. Zählt er 24 Räthe, jo wird er in brei Kammern 
getheilt, und zwar: für den Eivilproceß, für Forreftionelle AUppellationen und für 
die Berfeßungen in Anklageftand. Bei 30 Räthen find zwei, bei 40 drei Eivil- 
fammern ꝛc., deren jede 7 Räthe zählen muß. In manden Fällen muß von 
fämmtlihen Kammern in pleno geurtheilt werben. Der Appellhof ift gemöhnlich 
weite und jebenfalls letzte Inftanz für das Mreis-, Korreftionell- und Hanbels- 
gericht. Nur in fehr wenigen Fällen ift er einzige Inftanz. 

Ueber den Kaffationshof werben wir weiter unten zu fprechen haben. 

b. Handelsgerichtsbarkeit. Diefe wird verwaltet: 1. von den Konfular- 
oder Handeldgerichten, deren Mitglieder von den Kaufleuten und Fabrifanten unter 
ihren Kollegen auf zwei Jahre gewählt und vom Kaifer beftätigt werben, und aus 
den Prüd'hommes, eine Art Schiebsrichter, von Fabrikanten, Meiftern, Gefellen 
oder Arbeitern unter fich gewählt (zur Hälfte ans Meiftern, zur Hälfte aus Ge- 
fellen zufanmengefett), deren Kompetenz fi auf Streitigkeiten zwiſchen Fabrikanten 
oder Meiftern und ihren Urbeitern beſchränkt. Jede Induftriegruppe hat, wenn fie 
zahlreich genug ft, ihre eigne Prüd'hommes. Die Handelsgerichtsbarkeit kennt 
weder Anwälte noch Advokaten. 


e. Strafgerihtsbarkfeit. Das franzöfifhe Strafrecht unterfcheivet brei 
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Grabe. von Gejegesübertretungen: (infractions): Polizeivergehen (eontraventions) 
Bergehen (delits) und Verbrechen (crimes). Die erftern werben vom Bolizel- 
gericht 7) abgeurtheilt, bie zweiten vom Korreftionstribunal, die dritten vom Aſſiſen⸗ 
bof, der befanntlih aus Geſchwornen, welche die That beurtheilen, und aus 
Richtern, melde die Strafe ertennen, befteht. Das Polizeigeriht Tann nur 
15 Fr. Gelobuße over 5 Tage Gefängniß erkennen. Appellation ift nur möglich, 
wenn die Strafe mehr als 5 Fr. betraf oder auf Gefängniß lautet. Die Appel- 
Iation bringt die Sache vor das Korreftionstribunal, das aus drei Richtern 
befteht. Im erſter Inſtanz richtet das Tribunal über alle Vergehen, welche eine 
höhere ala Polizeiftrafe nad fich ziehen, ohne Berbredhen zu fein. Man kann 
immer von feinen Urtheilen appelliren, und zwar von den Tribnnalen der Kreis- 
ſtädte an das ber Departementalftabt, von diefem an das einer audern Departe- 
mentalftabt: vefielben Appellreſſorts und am Gig eines Appellhofs an biejen. 
Der Uppellhof hat noch einige andere ftrafrechtlihe Befugniſſe. So können bie 
Alfifen nicht ſprechen, wenn die Anklagekammer (S. oben) ihnen die Sache nicht 
überwiefen hat. Das Berfahren vor dem Affifenhof wird in einem andern Ar- 
titel befchrieben werben. 

Für Hochverrath befteht noch ein hoher Gerihtshof (haute Cour de 
justice), deſſen Gefchworene unter den Mitgliedern der Generalräthe und deſſen 
Richter unter den Rüthen des Kaflationshofs gewählt werben. 

d. Befondere oder fpecielle Gerichtsbarkeit. Eigentlihe Ausnahme» 
erichte find unfonftitutionell, aber e8 giebt fpecielle, von ben Gefegen vorgefehene 

ribunale. Wir begnügen uns, fie zu nennen: abminiftrative Gerichte; Kriegs⸗ 

gerichte; Seegerichte; Disciplinarkammern der Nationalgarde, der Notäre, Ans 
wälte :c. Auch das Unterrichtswefen hat feine befondern Disciplinarbehörben : den 
Departementalrath und den vom Minifter präfivirten kaiſerlichen Rath (consell 
imperial de l’instruction publique). 

e. Raffationshof. Derjelbe würde mit Unrecht als eine britte Inſtanz 
betrachtet werben, Er bat nie über den ftreitigen Punkt felbft zu entſcheiden, ſon⸗ 
dern blos über richtige Anwendung des Geſetzes, und über die Befolgung ber 
vorgefchriebenen — im Intereffe des Verllagten beftehenden — Procedur (Geſetz 
vom 27. November 1790). Der Kafjationshof zählt mit dem Präfidenten 49 Mit- 
glieder, welche drei Kammern bilven: die Civillammer, die Kriminallammer und 
die Requetenfammer, aber auch zumellen zufammen in pleno zu urtheilen haben. 
Keine Kammer kann ein Erkenntniß fprehen, wenn nicht 11 Räthe gegenwärtig 
find. Die Requetenfammer hat (mit einigen Ausnahmen) die beim Kaflationshof 
anhängig gemachten Eivilfachen einer Borunterfuhung zu unterwerfen. Findet fie, 
daß der Rekurs begründet ift, fo überweiſt fie die Sache der Civillammer; im 
entgegengejegten Fall erläßt fie ein motivirtes Erkenntniß, woburd die Sache 
abgewiejen wird; Kriminalfachen gehen vireft vor die Kriminalfammer. 

Da die Appellhöfe jouverain find, d. h. in letter Inftanz richten, fo wirb, 
wenn ein Urtbeil berfelben kaſſirt ift, ver Proceß fo betrachtet, ald wäre er noch 
in derfelben Lage, wie vor dem Urtheil des Appellhofs. Der Kaffationshof hat 
daher einen andern Appellhof zu beftimmen, wo die Sache nochmals gerichtet 
werben fol. Erfolgt hier dafjelbe Urtheil und wird nohmals um Kaffation einge- 
tommen, fo wird in pleno (toutes chambres r&unies) geſprochen, und bie Recht o— 


7) Der diefem Auffag zugewiefene Raum geftattet natürlich nit, die feltenen Ausnahmen 
anguführen. 


anficht des Kaſſationshofes ift num bindend für den Appellhof, dem die Sache zum 
endgültigen Spruch überwieſen wird. 

f. Allgemeine Grundſätze. Die Richter der Kreisgerichte, Appellhöfe 
und des Kaflationshof find unabjegbar, müſſen aber feit 1852 in einem gewiſſen 
Alter in ven Ruheſtand verfegt werben. Die Friedensrichter find abfegbar, die Handels⸗ 
richter umd andere fpecielle Nichter, ebenfo bie Gefhwornen find gewöhnlid nur 
auf Zeit inveftirt oder beftallt. In Frankreich giebt es nie mehr als zwei Inftanzen, 
da, wie ſchon bemerkt, ver Kaflationshof nicht über das ftreitige Faktum urtheilt. 

Bei allen Gerichten mit Ausnahme der Friedensgerichte, der Handelsgerichte, 
der Präfelturräthe und der Prüd'hommes ift eine Staatsanwaltfhaft thätig. 
Beim Polizeigeriht wirb diefe Funktion gewöhnlid von einem Polizeitonmifjär 
ausgeübt, bei den Areis- umd höhern Gerichten von Staatsprofuratoren (procureur 
du roi — procureur de la republique — pr. imp6rial), Generalprokuratoren, 
Generaladvokaten und ihren Subftituten. Der Staatsanwalt hat in Kriminalſachen 
die Anklage zu führen, in Civilſachen oft feine Meinung, abzugeben, oder jelbft 
als Partei aufzutreten; 3. B. wenn ed Staatsſachen oder Minderjährige und 
Entmündigte betrifft. Er kann aud „im Intereffe des Geſetzes“ appelliren, vd. h. 
felbft in Fällen, wo die Parteien von dem Spruch der höhern Inftanz nicht mehr 
getroffen werben, 

Außer bei den Berwaltungstribunalen ift die Deffentlihfeit und Münd⸗ 
lileit ver Verhandlungen überall die Regel. 

In Civilfahen muß man fid) ver Avouds (Anwälte) bebienen, und gewöhn⸗ 
lich dürfen auh nur Advokaten plaibiren. In Sriminalfahen kann man fi 
felbft verteidigen; es wird aber ein Aovolat von Amtswegen (d’office) beftellt, 
falls der Beſchuldigte fi) feinen gewählt hat. Die Advokaten können nicht zugleich 
Anwälte fein. Hiervon find jedoch ausgenommen die 60 Avocats au Conseil 
d’Etat et à la Cour de Cassation; fie find zugleich Advokaten und Anwälte, 
und nur fie fünnen vor diefen Höfen verfahren. Die Advokaten am Staatsrath, 
die Notäre, Anwälte, Gerichtichreiber, Gerichtsvollzieher, Wechſelagenten, Mätier, 
commissairs-priseurs (Abſchätzer bei Verfteigeriingen) können ihre Nachfolger präfen- 
tiren, d. b. fie können unter Genehmigung der Regierung ihre Stellen verkaufen. 
(Gejeg vom 28. April 1816, Art. 91.) 

VII. Steuern. 

Die franzöfifhe Amtsſprache vefinirt als direkte Steuern diejenigen, die 
auf Grund von Namensliffin der Beſteuerten (man müßte binzufegen : jährlich) 
erhoben, als indirekte Steuern diejenigen, welde durch vie Bermittlung von 
Babrifanten oder Kaufleuten eingebracht werden. Zu den legtern muß man aber 
noch gewiſſe Steuern rechnen, die wie die Stempelgebühren vom Staate birekt, 
aber nur bei gewiflen Gelegenheiten eingenommen werben. 

Die direften Steuern find, außer einigen Hleinern, die Grund⸗, Thür- und 
Fenſter⸗, Perſonal- und Mobiliar- und die Patentftener, 

Die Grunpfteuer ift durch das Gefek vom 23. November 1790 eingeführt 
worben und follte anfangs bie einzige Steuer fein. Es ift hierin der Einfluß der 
Phyfiofraten zu erkennen, allein bald fand man fich veranlaßt (18, Februar 1791), 
die Mobiliarftener zu defretiren, Sie beftand damals ans drei Elementen : 1) einer 
Perfonalfteuer im Betrag eines dreifachen Tagelohnes; 2) einer hauptſächlich mach 
der Miethe (1/,) tarirten Mobiliarftener; 3) einer progreffiven Lurusfteuer auf 
Bediente und Pferde. Die Luxusſteuer ift durch das Gefetz vom 24. April 1806 
(Art. 69) aufgehoben worden, die beiven andern Elemente beftehen noch. Das Geſetz 
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vom 17. März 1791 führte dann die Patent- oder Gewerbeſteuer ein. Dieſe 
Steuer ift bald enger, bald weiter gewefen, und ſchließt jet die Architekten, Aerzte, 
Advokaten, Anwälte ꝛc. ꝛc. ein. Das Gefeg (25. April 1844, 18. Mai 1850, 
10. Juni 1853) theilt die Gewerbefteuerpflichtigen in fieben Tarifllaffen, von welchen 
jede wieder nah der Bevölkerung der Wohnftädte grabuirt if. — Die Thür- 
und Fenfterfteuer wurde durch Geſetz vom 4. frimaire an VII (24. November 
1798) eingeführt. Der Tarif berüdfichtigt einerfeits die Bevölkerung der Gemeinde, 
wo das Wohnhaus fteht, und anderſeits die Anzahl von Deffnungen deſſelben. 
3. 2. die Häufer mit Einer Deffnung bezahlen 30 Gent. in Gemeinden unter 
5000 und 1 Fr. in Gemeinden über 100,000 Einwohner; die Häufer mit 
5 Deffnungen bezahlen nicht 5 + 30 Gent. und 5 + 1 Fr., fondern 2 Fr. 50 Gent. 
in der einen und 8 Fr. 50 Gent. in der andern. Doc hatte man hierbei nicht 
die Abficht, eine progrefjive, fondern eine rein proportionelle Steuer zu begründen. 

Obgleich nun für jede diefer Steuern Tarife befteben, fo gelten fie dod in 
der Praris meift nur als Anhaltspunkte. In der Wirklichkeit find dieſe Steuern 
feine Impöts de quotite, d. h. nad einem feſten Sag erhobene Steuern, deren 
Produft man nicht mit Gewißheit vorausfehen fann, fondern Impöts de repar- 
tition, Vertheilungsfteuern. Der geſetzgebende Körper votirt nämlich nicht blos 
die Totalfummen ver direften Steuern, er vertheilt fie aud unter die Departe- 
ments, Hier theilt fie ver Generalrath unter die Kreife (Arrondiſſements), die Kreis: 
räthe unter die Gemeinden, und in biefen befontere Repartiteure unter die Steuer- 
pflichtigen. Immer haftet der größere oder kleinere Bezirk für das ihm auferlegte 
Steuerquantım; die gefeglihen Tarife mögen da als Marimum gelten. 

Man pflegt no, und meift mit Unrecht, folgende Abgaben zu ven bireften 

Steuern zu rechnen: 1) Die auf die Güter der fogenannten tobten Hand ge— 
legte Tare. Der erfte Artifel des Geſetzes vom 20. Februar 1849 lautet fol 
endermaßen: „Vom 1. Januar 1849 an fol von allen grundftenerpflichtigen 
ÖSütern der Departements, Gemeinden, Spitäler, Seminarien, Kirchenkaſſen, 
Klöfter, Konfiftorien, mwohlthätigen Anftalten, anonymen Geſellſchaften und aller 
regelmäßig autorifirten öffentlichen Anftalten eine jährlihe Tare bezogen werben, 
als Erfag für die (nicht ftattfindende) Succeffion und Donations-Abgaben. Diefe 
Tare ift auf 621/, Gentimes vom Franken ver Grundſteuer (ohne Zuſchlage— 
centimes) zu berechnen.” 2) Die Abgabe auf Bergwerfe, 3) die Frohnden für 
Kommunalwege, 4) die Abgaben für die Ausrottung von Moräften, 5) die Ab- 
gaben für vie Erhaltung von Domänen, 6) die Abgaben auf Mineralquellen, 
7) die Abgaben der Penfionatsbefiger, 8) die Immatrifulations- und andere Ge— 
bühren der Studirenden, 9) Taren für Infpicirung der Maße und Gewichte, 
10) Zaren für den Unterhalt der Hanvelsbörfen und Handelskammern. 

Die indirekten Steuern find jo zahlreih, daß wir uns begnügen müffen, 
fie zu nennen: Trankſteuer; Licenz (Schenffteuer ver Wein- und Piquenrdetailliften); 
Abgaben auf Zuder, Salz, Spieltarten, öffentlihe Wagen, Eiſenbahnen ac. 
(Io) des Plates), gemalte Annoncen (an den Wänden), Ylupfchifffahrt, Gold» 
und Silberfontrole; Tabatsmonopol; Pulver und Salpeter; Zoll; Poſt; Telegraphie ; 
Stempel; Einregiftrirung; Erbſchaftstaxe; Hypotheken; Paß- und Konſulats- 
gebühren; Erfindungspatenttaxe. Ueberdies Domanialrevenüen, wie Holzverkauf und 
Nebengefälle der Staatsforſten, Jagd, Fiſcherei, Geldbußen. 

Der Finanzminiſter und ſeine Untergebenen centraliſiren ſämmtliche Ein— 
nahmen. Kein Anderer darf Staatsgelder einkaſſiren (außer etwa Konſulatskanzler). 
Die eigentlichen Einnehmer (percepteurs und receveurs) nehmen meiſt nur bie 
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direkten Steuern in Empfang; für die inbireften giebt es eigne, zuweilen ſpe— 
cielle Agenten für einzelne Steuern. Dieſe verſchiedenen Einnehmer oder Agenten 
befinden ſich in jedem Departement unter einem Generaleinnehmer, einem Direktor 
der direkten und einem Direktor der indirekten Steuern. Der Direktor der direkten 
Steuern hat die Steuerliften auf Grund der oben erwähnten Bertheilung herzu- 
ftellen und dem Präfekten zuc Genehmigung ‚zu übermaden. Er arbeitet den Ge— 
neral- und Kreisräthen vor, nimmt das fteuerpflidtige Material auf ꝛc. Der Direl- 
tor der indirekten Steuern beauffihtigt die zahlreihen Agenten dieſes Verwaltungs: 
zweiges und entfcheidet in minder wichtigen Fällen. Der Oeneraleinnehmer ift ver⸗ 
antwortlich für die Verwaltung der ihm untergebenen Cinnehmer, er hat daher 
ein ftrenges Auffihtsrecht über fie. Zum Staatsfhag fteht er nicht blos in dem 
Verhältniß eines Agenten, ſondern aud) gewijfermaßen in dem eines Banquier. 
3. B. monatlid wird er beim Schag um jo viel bebitirt ald Steuern fällig ge- 
worden find, und er wird für die rüdftändigen Sunmen — habe er fie ein- 
genommen oder nicht — mit ben betreffenden Intereffen belaftet. Ebenfo erhält er 
Interefien für die vorgeftredten (fowohl eigenen als früher eingezogenen) Gelber. 
Ueberhaupt beftehen die Emolumente der Einnehmer — bei den untern Stellen 
gänzlich, bei den höhern Stellen zum Theil — aus Procenten der Einnahme und 
Ausgabe. 

Wenn alle Einnahme in den Wgenten des Yinanzminifteriums koncentrirt 
ift, fo gefhieht die Ausgabe durd eine große Menge Hände. Allein die Buch— 
haltung, die Kontrole, die Auffiht find auf eine wirklid bewunderungswärbige 
Weiſe organifirt, und das ganze Syſtem ift einerfeitS durch den Rechnungshof, 
anderfeits dur eine aus dem gefeßgebenden Körper und einigen Mitgliedern 
ber höhern Behörden gewählte Rechnungsabſchlußkommiſſion gekrönt. 

IX. Induftrie, Aderbau, öffentlihe Arbeiten, 

Im Allgemeinen herrſcht in Frankreich Gewerbefreiheit. Die Zünfte find durch 
die Revolution aufgehoben worden; jeder fann jedes beliebige Handwerk und felbft meh— 
rere auf einmal treiben, die verſchiedenſten Waaren im felben Geſchäft vereinigen, ohne 
irgend um Erlaubniß zu fragen oder fi befonderen Bedingungen zu unterwerfen. 
Diefe Regel leidet aber 3. DB. folgende Ausnahmen: Die Ausübung einiger foge: 
nannten liberalen Profefjionen (Aerzte, Apotheler, Aovofaten) kaun nur in Folge 
wohlbeftandener Prüfungen ftattfinden. Bäder und Fleiſcher — deren Zahl in 
vielen Gemeinden begrenzt ift — müffen ſich befondern Reglements und der Brod- 
und Fleiſchtaxe (in Paris nun aufgehoben) unterwerfen, Die Haufirerei unterliegt Be- 
ſchränkungen; ebenfo giebt es gewöhnlich Lokal-Marktordnungen, welche dem Verkehr oft 
ſehr unnöthige Hinderniſſe in ven Weg legen. Ungeſunde oder ven Nachbar in kommodi⸗ 
rende Fabriken können nicht ohne beſondere Erlaubniß errichtet werden. Dampfmaſchinen 
müſſen vor dem Gebrauch von einer beſondern Kommiſſion erprobt werden u. ſ. w. 

Der Ackerbau iſt ganz frei. Die Regierung hat nur durch die Ackerbau— 
ſchule, durch Thierſchaue, Ausſtellungen und durch die in jedem Arrondiſſement 
exiſtirenden Ackerbaukommiſſionen und Vereine Einfluß auf denſelben. Allenfalls 
kann man auch hieher rechnen, die zur Unterſtützung der Drainage kürzlich (1856) 
votirten 100 Mill. Franken. 

Die öffentlihen Arbeiten begreifen Häufer-, Straßen-, Brüden-, und 
Hafenbauten. Die Leitung des Baues von Häufern, Paläften oder Monumenten 
werden Architekten anvertraut, bie dafür ein oder mehrere Procente der Ausgabe 
als Emolument beziehen. Die Brüden und Straßen ftehen unter einem Corps 
des ponts et chausdes, aus Ingenieuren verfchiedener Klaffen oder Grabe, 
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and Konduftenren und Kantonniers gebilvet. Nur die Ingenieure find Schiller ver 
polytechnifchen und der Wegebaufchulen. Die Bergingenieure (ingenieurs des mines) 
find ebenfalls Schüler der polytehnifhen Schule; es befteht für fie eine befonvere 
Ecole des mines und überbies für bie Unterbeamten, Conducteurs des mines, 
eine Bergmannsfchule in St.Etienne. 

X. Kriegs- und Marinewefen. 

Jever zwanzigjährige Franzofe, der gefund ift und die gehörige Größe 
bat, iſt militärpflihtig. Ausgefchloffen vom Militärvienft find diejenigen, 
welche ſich eines Verbrechens ſchuldig gemaht haben. Befreit oder bispen- 
firt find vie jungen Leute in folgenden Fällen: Der ältefte Bruder unter vater: 
und mutterlofen Waifen; der einzige oder Ältefte Sohn (Enkel :c.) einer Wittwe 
oder eines blinden oder flebenzigjährigen Baters; einer (der jüngere) von zwei 
Brüdern, welde gleichzeitig militärpflichtig werben; der Bruder eines unter ber 
Fahne weilenden Soldaten; ver Bruder eines im Dienft verftorbenen Militärs; 
ferner die jungen Seeleute; die Schüler der polytechniſchen Schule, welde fich 
verpflichten, im Staatsdienft wenigftens fo lange zu verweilen, als ihre Mititär- 
pflicht dauert; Lehrer, welche ſich verbindlih machen, wenigftens 10 Jahre lang 
dem Lehrfache treu zu bleiben; die Studenten der Theologie, die Schüler ver 
geiftlihen Seminarien, Previgtamtsfandidaten; die jungen Yeute, welche einen 
großen Preis beim Inftitut oder bei der Univerfität davon getragen haben, Endlich 
auch ſolche, die ihrer Familie erwiefenermaßen unentbehrlich find. 

Dis zum Gefeg vom 26. April 1855 konnte Jeder einen Stellvertreter präfen- 
tiren, der angenommen wurde, wenn er die vorgefchriebenen Beringungen erfüllte, 
Befondere Kompagnieen beforgten ſogar die Stellvertretung als Gefchäft. Jetzt können 
nur noch Verwandte direft für einander eintreten, und junge Yente veffelben Orts, 
die an derſelben Ziehung Theil nehmen, ihre Nummern mit einander vertaufchen. 
Da nämlih das Syftem der Looſung befteht, fo fann man aud durch das Ziehen 
einer hohen Nummer vom Militärvienft befreit werden. Das Geſetz von 1855 
hat übrigens die Stellvertretung im Allgemeinen nicht aufgehoben, es hat fie nur 
für die Militärverwaltung vindichrt. Der Kriegsminifter beftimmt jährlih bie 
Summen, für deren Betrag die Mitlitärpflichtigen ihrer Pfliht in der laufenden 
Ziehung enthoben werden fünnen, fie bezahlen die Summe und find frei. Das 
Geld fließt in eine Dotationskafje der Armee, woraus die fih aufs neue 
engagivenden Soldaten, oder auch fonftige von der betreffenden Behörde angenom— 
mene Vertreter eine angemefjene, ebenfalls jährlich beftimmte Entſchädigung erhalten. 

Die Dienftzeit dauert 7 Jahre und fängt mit dem zwanzigften Jahre an; 
man kann fih auch ſchon zu 18 Jahren — mit Erlaubniß der Eltern — frei- 
willig engagiven. Jever Soldat kann bis zum böcften Rang avanciren, Die 
Offiziersgrade vom Unterlientenant aufwärts find folgende: Lieutenant, Kapitain, 
Bataillons- und Schwadronschef (aud Kommandant und Major), Oberftlieutenant, 
Dberft, Brigadegeneral, Divifionsgeneral, Marſchall (in Frieden 6, im Kriege 12). 
Das Avencement gefchteht in den untern Graden mehr oder minder theils au 
choix, d. h. dem Verdienſt nach, theils A Vanciennet‘; in den höhern Graben 
nur au choix. Wenigftens ein Dritttheil der Sefonvelientenantsftellen müfjen 
den Unteroffizieren zu Theil werben (gewöhnlich ift das Verhältniß ihnen viel 
günftiger). Die andern find den Schülern ver Militärſchulen (St.Eyr, Ya Bleche, 
Mes) beftimmt. Wir bemerken nur nod, daß die Militärreglements in Frankreich 
felbft allgemein als mufterhaft gelten, was man nicht von vielen Berwaltungs- 
reglements jagen Tann. 
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Wir ſahen oben, daß die jungen Seeleute vom Kriegebienft frei find; fie 
haben aber dafür einen Seedienft zu thun. Die bier berührte Einrichtung, 
Inscription maritime, Seebienftpflichtigfeitsliften ober kürzer Geeliften genannt, ift 
von Golbert eingeführt und ſeitdem durch Gejeg vom 3. Brümaire bes Jahres IV 
regulirt worden. Auf den Geeliften find verzeichnet: die Seeleute jeden Grades, 
welche auf Kriegs-, großen Hanvels- und Heinen Küſtenſchiffen fahren, fid mit 
Fiſchfang in der See oder in den Flüſſen, foweit die Fluth fteigt, ernähren. Die 
Dienftpflichtigkeit dauert bis zum Alter von 50 Jahren; aber gewöhnlicd werben 
nur drei wirkliche Dienftjahre von Männern zwifhen 20 und 40 Jahren gefor- 
dert. Dagegen befteht aber auch eine nahahmungsmwürbige Einrichtung in der Caisse 
des invalides de la mer, weldye gegen eine Abgabe von 3 pCt. von dem Gehalt 
aller Seeleute und von verfchiedenen andern Einfünften, jedem Seemann einen 
Halbſold fihert. Diefelbe Kaffe leiftet ven Seeleuten noch viele andere Dienfte. Deren 
Agenten ziehen in allen Welttheilen die ben Seeleuten und ihren Samilien 
ſchuldigen Gelver und Erbſchaften ein, bejorgen die Sendungen der in ber fremde 
weilenden Seeleute an ihre Familien in der Heimat zc. ꝛc. Das Avancement ber 
Seeleute und die Rekrutirung der Seeleute geſchieht auf ähnliche Weije wie bei 
der Landarmee. Die Grade aufwärts find: Seekadet (aspirant de marine), See 
fähndrich (enseigne), Schiffslieutenant (Infanteriehauptmannsrang), Fregatten- 
fapitain (Oberftlieutenantsrang), Linienfcifitapitain (Oberft), Gegenadmiral (Bri- 
gabdegeneral), Viceadmiral (Divifionsgeneral), Apmiral (Marſchall). 

Wir müffen bier diefe magere Ueberficht ſchließen. E8 leuchtet ein, daß aus 
führlihe Auseinanderfegungen bei einem fo reichhaltigen Stoff dide Bände erfor- 
dern würden, und es ſich hier nur darum handelte, fu viel Thatſachen als möglid 
in ben engen Raum weniger Seiten zufammenzubrängen, 


II. Statiſtik. 


I. Das Land. — Die Gewäſſer. Während die vom Kanal beſpülte fran- 
zöſiſche Küfte tiefe Einfchnitte und ziemlich weit auslaufende Spigen barbietet, 
rundet fi das Ufer des atlantijhen Meeres zum Golf von Gasconien oder zum 
Biöfayifhen Meerbufen aus. Erwähnenswerth find im erften Abſchnitt vie bei St. 
Malo und an den Mündungen der Somme und der Seine gebildeten Baien, ber 
Golf von St. Malo und die Bai von Ploneffaut. Im atlantifhen Meere nennen 
wir die Bucht von Breft, die Baien von Douarnenez, Audiern, Yordt, Bourgneuf 
und die Mündungen der Loire, Bilaine und Gironde. Im mittellänvifhen Meere 
bilvet die Küfte von Port:Benpee bis Toulon den weiten Golf de Lion (nidt 
Lyon), worin wir die Rhone-Mündungen und ven Teih von Berre bezeichnen. 
Weiter nad Often zu liegen die Buchten von Girmaud, Frejus, Juan und bie 
von der Mündung des Bars gebildete. 

Bon den zu Frankreih gehörenden Infeln nennen wir zuerft die im mittel- 
ländifhen Meere gelegene Infel Corſika (la Corse), die ein Departement bildet, 
und dann, im Güboften von Toulon, die Öyeres-Infeln, Im atlantifhen Meere 
find noch bemerfenswerth die Infeln: Duefjant, Groig, Belle-Isle, Noirmoutier, 
You, Rhé und Dleron. 

Wenn man von einigen Küftenflüffen abfieht, fo find die franzöfifhen Strom- 
fyfteme ober richtiger Waflerbeden folgende: 
= 1) Rhonebeden. Die fhiffbare Länge feiner Gewäſſer beträgt 1,234,640 

eter. 

2) Öaronnebeden, mit feinen Küftenflüffen. Schiffb. Länge 2,397,035 Meter. 
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3) Loirebeden, mit den Küftenflüffen. Schiffb. Länge 2,339,917 Meter. 

4) Seinebeden, mit den Küftenflüffen. Schiffb. Länge 1,838,758 Meter. 

5) Der zu Frankreich gehörige Theil des Rheinbedens mit den Küftenflüffen. 
Schiffb. Länge 1,007,300 Meter. 

Landfeen zählt Franfreih nur wenige. Der größte ift ver von Grand-Lieu 
(Oberflähe 7000 Heftares) in der untern Loire. Defto zahlreiher aber find bie 
oft fünftlich unterhaltenen, öfter natürlihen Teiche, deren einige die Größe ver 
Heinern Seen übertreffen. Die meiften findet man in den Departementen Yin, 
Eher, Indre, Meurthe und Saone und Loire. 

Gebirge. Frankreich ift eher eiı flaches als ein gebirgiges Land. In letzterer 
Klafie kann man blos den Often und die füdweftliche Grenze rechnen. Der Kno— 
tenpunft des eigentlid oder ausſchließlich franzöfiihen Gebirges ift der Lozere im 
gleichnamigen Departement. Bon bier aus ziehen fih nad) Südweſten bis zu ben 
Pyrenäen die mittäglihen Gevennen, deren einzelne befondere (meift Lokal-) Namen 
führen. Nach Norpweften gehet ein Zug von Pozere ab nah der Hoch-Auvergne 
zu, um im- Departement der Puy de Dome feinen Kulminationspunft zu finden, 
Diefe Kette heißt zuerft Monts de la Marguerite, und weiterhin Monts d'Auvergne, 
Monte Dore, Monts Dome ꝛc.; eine Hügelreihe kann von hier aus bis an ben 
Kanal la Manche verfolgt werden. Als Fortfegung der mittäglichen Cevennen 
müſſen aber die vom Lozere aus nah Norden bis zum Gentre-Kanal fi erftredenden 
nördlichen Gevennen betrachtet werben. Jenſeits des Kanals ungefähr beginnt die 
Cote d’or, von ber eine Krümmung nad Welten die Monts Yaucilles bildet. 
Diefe Krümmung führt uns an bie Vogeſen (vosges), die nad) Südoften zu fich 
an den Jura anfdliefen. Die höchſten Spigen ver Cevennen find: Plomb du 
Gantal 1857 Meters; Puy Mary 1658 Meters; Ye Mezen 1766 Meters; 
Puy de Dome 1465 Meterd. Höher find mande Spigen der nod zu Frankreich 
gehörigen Theile ver Pyrenäen, fo wie bie einiger Ausläufer der Alpen; letztere 
geben ihren Namen zweien Departementen des franzöfifchen Reichs, 

Die geologifhen Formationen Franfreihs find mannigfach, wir fünnen aber 
bier nur direkte Andeutungen infofern darüber geben, als wir im Abſchnitt der 
Induftrie die mineralifhen Produkte anführen. 

Bei der großen Ausdehnung des Landes muß natürlich eine große Verſchie— 
denheit zwifchen dem Klima des nörblichen und ſüdlichen Theils deſſelben herr— 
ſchen. Erfteres ift etwa das der Rheingegenven, letteres das des nörblichen Italiens, 
Die öftlihen Departements find übrigens auch Fälter, und zugleich weniger feucht 
als die meftlichen, welche vie ehemalige Normandie, die Bretagne, das Saintogge 
bildeten. 
| I. Bevölkerung. 5) Nach der Zählung von 1856 hat Frankreich 36,039,364 
Einwohner. Obgleich die franzöfifhe Nation nah und nad aus der Zufammen- 
ſchmelzung verſchiedenartiger Elemente entftand, aus romanifirten Galliern, Kelten 
(Bretagne), Franken, Normannen, Basken und andern, fo bildet fie jetzt doch einen 
der homogenften Staaten. Mit Ausnahme von etwa 100,000 Flamändern im 
Norden, 3—400,000 Deutfhen im Oſten, 50,000 Basten im Süden und 150 
bis 200,000 Briten (Bretagner) im Welten find alle andern Bewohner Frank— 
reichs vollftändig amalgamirt. Man unterfcheivet übrigens doch noch die einzelnen 
Stämme, die ſich fonft im eben fo viele Provinzen gruppirten, nun aber in den 


A 8) Statistique generale de la France t. I et 2e Serie t, II, Off, Publikation des ftatift, 
Burcau’s, 
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Departements zerſtückelt ſind. Die treuen, thätigen aber hartnäckigen Pikarden, die 
geſchäftskundigen, fleißigen und proceßſüchtigen Normannen, die Lothringer, Elſaſſer, 
Burgunder mit ihren dem deutſchen ähnlichen Charakter werben ſtets ihre von der des 
ſprudelnden, feurigen Provençalen, oder bes großfprederiihen aber beredtſamen 
Gascogners verſchiedene Eigenthümlichteit bewahren. Ueber den frühern Stand ver 
Bevölkerung Franfreihs hat man nur wenige Data. Die ältefte Zählung rührt 
vom Jahre 1697 her, nad) deren Ergebniß Vauban vie Zahl der Cinwohner des 
damaligen Franfreichs zu 19,094,164 annahm, Im Jahre 1790 berechnete Neder 
diefelbe auf 26,363,074, ein Refultat, weldes mehrmals als zu nieder an- 
gegriffen wurde. Die neueften wirklichen Zählungen find folgende: 


, x Jährliche Zunahme Ginmobnerzabl nach dem 
Jahre : Ergebniß der Zählung: in Procenten : Ueberfhuß d. Geburten : 


1800 27,445,297 — = 

1805 29,107,425 1.21 27,785,089 
1821 30,461,875 0.31 32,107,849 
1831 32,569,223 0.69 32,615,405 
1836 33,540,910 0.60 33,334,067 
1841 34,240,178 0.42 34,313,868 
1846 35,400,486 0.68 35,149,555 
1851 35,783,170 0.22 35,922,055 
1856 36,039,364 0.14 win 


Für die Periode 1851—56 ift die Bewegung der Bevölkerung, wie fie fid 
aus den Geburts- und Sterberegiftern herausftellt, noch nicht befannt; fo viel ift 
aber ſchon für die Zählung von 1851 fihtbar, daß die angegebene Zahl durch 
die aus ber vierten Kolonne hervorgehenden Kontrole beftätigt ift. 9) 

Die mit dem Jahre 1856 entigende Periode zeigt die geringfte bis jetzt be— 
obachtete Vermehrung der Bevölferung; in verfelben wird auch zum erften Mal 
ein Ueberſchuß von beinahe 80,000 Sterbefällen über die Geburten 10) wahrgenommen. 
Ein ähnliches Refultat ftelt fid für 1855 heraus. Folgendes find zuerft die Er- 
gebniffe der frühern Perioden : 

Zahl der Geburten Verhältnißzahl Zahl der Sterbefälle Verhältnißzahl von 


Perioden : (die Todtgebornen Einer Geburt (die Todtgebornen Einem Sterbefall 
nicht mit einbegr.): zur Bevölker.: nicht mit gerechnet): zur Bevölkerung : 
1800—10 918,071 30.27 767,498 36.15 
1811—20 942,919 30.82 741,252 38.89 
1821—30 974,480 31.29 755,381 40.11 
1881—40 967,194 33.78 811,514 39.77 
1841—50 962,812 35.33 817,161 41.54 
1851—54 949,164 36.68 849,565 42.38 
Verhältnißzahl der Verhältnißzahl der 
Perioden: Zahl der Heirathen: Kinder zu den Seiratben zu der 
Seirathen : Bevölferung : 
1800—10 217,409 4.11 132.9 
1811—20 234,274 3.86 132.7 
1821— 30 247,230 3.76 127.7 


9) Die Auswanderung ift fehr unbedeutend in Rranfreih und wahrſcheinlich von der Ein: 
wanderung übertroffen oder doch ausgeglichen. E 

10) Geburten 921,764; Sterbefälle 992,764. Diefe Zahlen beziehen fi) aber nur auf 83 
der 86 franzöfifchen Departements, 
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Verbältnißzahl der Verhältnißzahl der 


Perioden : Zahl der Heirathen ; Kinder zu den Heiratben zu der 
Seiratben : Bevölkerung : 
1831—40 266,330 3.38 125.8 
1841—50 279,952 3.21 126.0 
1851—54 279,965 3.14 128.0 


Ueber die Urſachen des menigftens augenblidlihen Stillftandes der Bevölke— 
ung Wranfreichs begnügen wir und auf die im Journal des Economistes (mars 
1857) eingerüdte Arbeit Legoht's binzumeifen. 

Wenn man nun etwas näher auf die legte fünfjährige Periode eingeht, fo 
findet man, daß ungefähr 17 Knaben gegen 16 Mädchen geboren werben. Die in 
der Periode von 1846—50 gebornen Knaben betragen im jährlihen Durchſchnitt 
487,050, worunter 34,555 unehelihe; die Mädchen: 462,544, worunter 33,439 
uneheliche. Auf die unehelihen Kinder treffen 7.16 pCt. Im Ganzen zählte man 
jährlih Cine Geburt für 37.48 Einwohner. Die jährlihe Durchſchnittszahl der 
Sterbefälle erreicht : fürs männliche Geſchlecht 424,985; fürs weibliche 423,636; 
alfo 1 Fall unter 41.60 Individuen männlihen Geſchlechts und 1 unter 42,54 weib- 
lichen Geſchlechts. Außerdem gab es noch jährlih 35,219 (weder bei ven Geburten 
noch bei den Sterbefällen mitgerechnete) Todtgeburten. Heirathen zählte man jähr- 
(id 277,617, Eine unter 63.64 Männhern und 64.56 rauen, alfo unter 128.20 
Einwohnern. 

Die Dichtigkeit der Bevölkerung beträgt jest etwa 671/, Einwohner auf 
dem Geviertkilometer (400 preuß. Morgen). Die Anzahl der Wohnpläge ift nicht 
befannt, aber Gemeinden zählte Frankreich 1836 37,140; 1841 37,040; 1846 
36,819; 1851 36,835; 1856 36,826. Im Jahre 1851 fand eine Klaffifitation 
der Gemeinden nad ihrer Bevölkerung ftatt; das Ergebniß war Folgendes: 


Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein⸗ * Gemeinden mit einer Zahl d. Gemein- 

Berölterung von den diefer Klaſſe. Bevölkerung von den dieſer Klaſſe. 
weniger als 100 Einw. 433 2,001—- 5,000 Einw. 2062 
100— 500 — 15,341 5,001—10,000 = 271 
501—1,000 = 11,955 10,001—20,000 = 93 
1,001— 2,000 = 6,417 20,001—50,000 ⸗ 43 
"34,156 mehr als 50,000 = 10 
2679 


Die Bevölkerung jener 34,156 Gemeinden beträgt 22,232,766 Seelen; die Be- 
völferung dieſer 2679 Gemeinden zerfällt in 12,922,348 ftändige und 628,956 
flottirende Einwohner. Die Bevölferung der Städte ift feit 1851 bedeutend gewach— 
jen. Es ergiebt ſich fogar aus ver Zählung von 1856, daß die Gefammtbevölterung 
in etwa 60 Departements abgenommen und die von Paris und mehrern andern 
Städten faft auf eine beunruhigende Welje zugenommen bat. 

Die obige Klaffificirung der Gemeinden nad) ihrer Einwohnerzahl deutet ſchon 
binlänglid auf den Umftand Hin, daß die aderbauende Bevölferung überwiegt. 
Wirklich) beftehen aud vie 35,783,170 Einwohner Frankreichs aus 20,351,628 
Aderbauern, 2,094,371 Individuen, Die ſich mit der großen Induftrie (Fabriken), 
7,810,144, vie fid) mit ver Heinen (Handwerker zc.) befchäftigen; 3,991,026 In— 
dividuen gehören ven liberalen Profeffionen an, 753,505 dem Dienftbotenftande 
und 782,496 find Bettler, Gefangene, Gebrechliche (in Spitälern) oder ohne 
befannte Beihäftigung. Unter 10,000 Aderbauern find 3,518 Eigenthümer, 
1272 Pachter, 694 Maier (Metayers, Pächter, welche die Hälfte der Produktion 
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für ihre Arbeit erhalten), 3008 Zagelöhner, 1350 Ackerknechte und Mägde, 150 
Kohlenbrenner oder fonft im Walde Beſchäftigte. Die 1,524,102 zu ben liberalen 
Profeffionen gehörigen Familienhäupter oder Männer im Allgemeinen zerfallen 
in: 523,970 von ihren Nevenuen oder Renten Lebende; 63,238 vom Staate 
oder den Gemeinden Penfionirte; 112,848 Richter und (befolvete) Staatsbeamte 
aller Grave; 58,363 Gemeindebeamte (befolvete); 84,184 Schreiber, Komptoiriften ; 
356,732 Militärs und Seeleute 11); 26,758 Aerzte und Apotheker; 29,262 Ad 
volaten, Anwälte, Notare 2c.; 58,084 Profefjoren und Lehrer (noch beſonders 
30,357 Yehrerinnen); 19,482 Künftier (Mufiter, Maler zc., überdies 4357 Frauen); 
4465 Gelehrte, Literaten zc.; 52,885 Geiftlihe (weltlihe und Kloftergeiftliche) ; 
18,634 Stubenten der höhern Schulen, Fakultäten; 76,553 Studenten ber mitt- 
lern Schulen (Gymnaſien 20); 38,644 andere liberale nicht näher angegebene 
Beſchäftigungen. 

Unſere Angaben über die Bevölkerung ſchließen wir mit einer Zufammen- 
ſtellung der alten Provinzen und der jetzigen aus ihnen gebildeten Departe- 
ments. Diejenigen Departements, bie nur zu einem verhältnigmäßig Heinen 
Theil Stüde der betreffenden Provinz in fi aufgenommen haben, find mit einer 
Klammer eingefchloffen. 

Alsace (Elſaß) — Bas-Rhin, Haut-Rhin. 

Angoumois — Charente, Ch. inferieure, (Dordogne, Deux-Sevres). 

Anjou — Maine-et-Loire, (Indre-et-Loire, Mayenne, Sarthe). 

Artois — Pas-de-Calais, Somme, 

Auvergne — Cantal, Haute-Loire, Puy-de-Döme. 

Bearn — Basses-Pyrendes, (Landes). 

Berry — Cher, Creuse, Indre, Loiret, Haut-Vienne, (Vienne). 

Bourbonnais — Allier, (Creuseg, Puy-de-Döme). 

Bourgogne — Ain, Aube, Cöte-d’Or, Marne, Saone-et-Loire, Yonne. 

Bretagne — Cötes-du-Nord, Finistere, Ille-et-Vilaine, Loire-Inferieure, 
Morbihan. 

Champagne — Ardenne, Marne, Seine-et-Marne, (Aube, Haut-Marne, 
Meuse, Yonne). 

Clermontois — (Meuse). 

Comtat Venaisien — (Vaucluse). 

Corse — Corse. 

Dauphing — Hautes Alpes, Dröme, Isöre, 

# Flandre frangaise — Nord, (Ardennes). 

Foix — Aridge. 

Franche Comt€E — Doubs, Nord, Haute Saöne. 

Gascogne — Haute Garonne, Gers, Landes, Hautes Pyrendes, (Arlége, 
Lot-et-Garonne, Basses Pyr&ndes, Tarn-et-Garonne). 

Guyenne — Aveyron, Dordogne, Gironde, Lot, Lot-et-Garonne, (Landes, 
Tarn-et-Garonne). 

Ile de France — Aisne, Oise, Seine, Seine-et-Oise, (Seine-et-Marne). 

Languedoc — Ard&che, Aude, He£rault, Lozöre, Tarn, (Haute Garonne, 
Haute Loire, Tarn-et-Garonne). 

Limousin — Corrtze, Creuse, (Dordogne, Viennne). 


2) Algier, die Kolonien nicht mitgerechnet, 
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Lorraine (Lothringen) — Meurthe, Meuse, Moselle, Vosges. 

Lyonnais — Loire, Rhöne. 

Marche — (Cruise, Haute Vienne). 

Maine — Mayenne, Sarthe. 

Navarre — (Basses Pyr@ndes). 

Nivernois — Nidvre. 

Normandie — Calvados, Eure, Manche, Orne, Seine inferieure. 

Orange — (Vaucluse). 

Orl&anois — Eure-et-Loire, Loire-et-Cher, Loire, (Yonne). 

Picardie — Somme (Aisne, Ardennes, Oise, Pas de Calais). 

Poitou — Deux Sevres, Vendée, Vienne, (Charente, Charente inferieure, 
Creuse, Haute Vienne). 

Provence — Basses Alpes, Bouches du Rhöne, Vau, (Vaucluse). 

Roussillon — Pyrénées orientales. 

Touraine — Indre-et-Loire, (Loire-et-Cher, Vienne). 

Trois Eveches (Meg, Berbun, Toul) — (Meurtbe, Meuse, Moselle). 

Die Grenzen, in weldhen Umfang und Bevölkerung der einzelnen Departe- 
ments ſchwankt, find aus folgender Zufammenftellung erſichtlich: 


Größter Umfang. Kleinfter Umfang. 
Gironde . . . 974,032 Heltaren. Seine (mit Paris) 47,549 Heltaren. 
Landes. . . . 932,131 ⸗ Rhone . . . .„ 279,039 ⸗ 
Dordogne . . . 918,276 ⸗ Tarne et Garonne 372,016 ⸗ 
Größte Bevölkerung. Kleinſte Bevölkerung. 


Seine (mit Paris) 1,727,419 Seelen. Hautes Alpes. . 129,556 Seelen. 
Nord . . . . 1,212,363 - Iozere . . . „ 140,819 = 
Seine inferieure . 769,450 = Basses Alpes. . 149,670 = 


Der Durchſchnitt ift 617,000 Hektaren und 419,000 Seelen. 

III. Kultus. Die anerfannten Religionen in Frankreich find, wie wir in einem 
andern Kapitel gefehen haben, die fatholifche, die proteftantifche (reformirte und luthe— 
riſche) und die israelitifche. Für die Katholiken ift Frankreich in kirchlicher Hinficht 
in 80 Didcefen eingetheilt, wovon 15 unter Erzbifhöfen und 65 unter Bifchöfen 
ftehen. Die erzbifchöflichen Sige find: Paris, Cambrai, Lyon, Rouen, Sens, Rheims, 
Tours, Bourges, Alby, Bordeaur, Auch, Touloufe, Air, Befangon, Avignon. Sechs 
biefer Erzbifchöfe find jegt (1857) Karbinäle. Zu jedem Bistum oder Erzbisthum 
gehören 2 oder 3 Oeneralvifare, im Ganzen 177, ein Kapitel mit 8 ober 9 
wirflihen Kanonikern (669), einem großen und einem —— kleinen Seminar. 
Letzteres ſteht zu erſterem im Verhältniß wie etwa das Gymnaſien zur theologiſchen 
Fakultät. Die Seminare zählen ungefähr 24,000 Schüler oder Studenten; 2568 
Bourſen oder Stipendien find für diefelben im Budget von 1858 ausgefegt. Die 
mittlere fatholifche Geiftlichkeit wird durd 3409 (1857) eurés, Pfarrer (eigentlich 
doyens, Delane) repräfentirt, zur niebern gehören bie Borfteher ver 29,886 Suc- 
curfalen oder eigentlihen Pfarreien und 7769 Kapläne Der katholifhe Kultus 
toftet den Staat etwa 42 Millionen jährlid. Jeder Kardinal hat einen Gehalt von 
30,000 Fr., jeder Erzbifhof 20,000 Fr. (der Erzbifhof von Paris 50,000 Fr.), 
jever Bifhof 15,000 Fr. Die Pfarrer von 850 bis 1500 Fr. (aufer den oft 
fehr einträglihen Kafualien). Die dem katholifhen Kultus zutommenden VBermädt- 
niffe und Schenkungen belaufen fih auf etwa 2 Millionen jährlid. Es be- 
ftehen auch eine Anzahl Klöfter, befonders für rauen. Lebtere, etwa 1800 an 


698 | Srankreid. 


ver Zahl, umfaffen 36,300 Nonnen; Kloftergeiftliche giebt es zwiſchen 5 und 
6 Tauſend. 

Die reformirte Kirche ift in 105 Konfiftorialbezirte eingetheilt, worin 
530 Geiftlihe wirken, und die Iutherifche in 44 mit 253 Geiftlihen. Die theo- 
logiſche Fakultät der Reformirten ift in Montauban, die ber Putheraner in Straf: 
burg; in beiden Stäbten find auch vom Staat mit Stipendien verjehene Previger- 
feminare. Der proteftantifche Kultus ift mit 1,390,936 Fr. im Budget von 1858 
vorgetragen. 

Der israelitifche Kultus zählt 8 Konfiftorialbezirte mit 116 Oberrabbinern, 
Rabbinern und Vorfängern. Eine Rabbinerfchule eriftirt in Met. Der Staat trägt 
164,400 Fr. zu ven Koften diefes Kultus bei. — Der Hriftliche und jüdiſche Kultus 
in Algier koſtet noch überdies 677,200 Fr. 

IV. Deffentlicher Unterricht. Der Elementar-(Primär)-Unterridt 
wird in etwa 60,000 öffentlichen und Privatfchulen ertheilt. Mehr als 31/, Mil- 
lionen Kinder befuchen die „Primärfchulen”, an deren Spige 40,000 Lehrer und 
23,000 Lehrerinnen ftehen. Gin Fünftel des Lehrperfonals gehört geiftlihen Orden 
an. 81 Fehrerfeminare, worunter 3 proteftantifche, bilden die fünftigen Yehrer. Der 
Elementarunterricht ift weit verbreiteter im Oſten und Norden Frankreichs, als im 
Süden und im Weften. Im Budget figurirt ver Primarunterricht mit 12 Millionen Fr. 
des Jahrs. Ueber die Verbreitung und die Zunahme des Elementarunterridts in 
Frankreich giebt folgende Zufammenftellung ven beften Ausweis. 


Zahl der militärpflichtigen jungen Leute, 1834 1853 
welche ee — — — 
Jabl y6t. Zahl pCt. 
weder leſen noch ſchreiben können 149,195 45.72 99,548 33.04 
blos leſen fünnen 11,784 3.60 10,445 3.47 
lefen und fchreiben können 155,839 47.77 181,917 60.38 
Sole, über die man feine Data hat 9,480 2.90 9,385 3.11 
326,298 100 301,295 100 

Der mittlere Unterricht wird ertheilt: in 58 vom Staat errichteten Lyc&es 
(Gymnafien), 246 von Gemeinden (freiwillig) unterhaltenen Collöges communaux 
(Progymnafien), 1100 Privatinftituten; überdies noch in den 126 kleinen 
Seminarien. Die Pyceen und Kollegien werden von ungefähr 20,000 Schülern 
befucht, die Heinen Seminare zählen veren ungefähr eben fo viel, vie Privat: 
anftalten 40,000, wovon jevod) viele an dem Unterricht der Iyceen Theil nehmen, 
in den Inftituten aber blos NRepetitionen erhalten. In Frankreich fommt ein 
Sekunvarjhüler auf 381 Einwohner. Der Staat verausgabt 2,500,000 Er. 
jährlich für den mittlern Unterricht (Enseignement secondaire). 

Den höhern Unterricht zu geben ift die Aufgabe der Fakultäten und einiger 
Specialfhulen. Frankreich unterhält 8 theologifhe Fakultäten, worunter 2 prote— 
ftantifhe; 9 Rechtsfakultäten; 3 Fakultäten ver Mevicin (Paris, Montpellier und 
Straßburg); 16 der eraften Wilfenfhaften (Mathematik, Phyfit, Chemie, Natur 
wiſſenſchaft); 17 der Literatur (lettres, nämlich Philoſophie, Geſchichte, Philelogie 
und Fiteratur). Hierher gehören noch die 3 höhern Apothekerſchulen und die 21 
mebicinifhen Vorbereitungsfhulen. Der Staat giebt dem höhern Unterriht nur 
einen Zufhuß von 800,000 Fr., der größte Theil der Ausgabe wird von den 
in einem befondern Budget aufgeführten Cinnahmen (2,693,500 Fr. für 1858) 
der Fakultäten (Immatrifulationsgebühren, Diplome ꝛc.) beftritten. Eine bejondere 
Erwähnung verbienen: das außerhalb der Fakultäteneinrichtung ftehende Collöge 
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de France, 12) 1530 gegründet, deſſen 27 Lehrſtühle ſich über faſt alle Zweige 
ber Literatur und ber Wiſſenſchaft verbreiten. Das naturhiftorifhe Mufeum mit 
15 Lehrftühlen. Die Schule der lebenden orientaliihen Spraden, 9 Yehrftühle; 
die Ecole des Chartes und der Cours d’arch&ologie. Envlid der Cours d’astro- 
nomie, der mit dem Bureau des Longitudes verbunden ift. 

Dem fpeciellen oder profeffionellen Unterriht find gewidmet: vie 1794 
gegründete polytechniſche Schule als Vorbereitungsanftalt zu mehrern der folgenden 
(3. B. Wegebau und Bergbau); die Kriegsfchulen zu Paris, St.Eyr, Saumur, 
Me und die Marinefhule zu Breft; die Wegebaufhule (Ecole des ponts et 
chaussdes) und die Bergbaufchule in Paris; die Forſtſchule in Nancy; das Con- 
servatoire des arts et metiers in Paris und vie Ecoles des arts et metiers in 
Chalons, Angers und Air; Maler-, Zeichnen, Muſik-, Deklamations- und andere 
den jhönen Künften gewidmeten Schulen; die höhere Manufaktur- und die Handels- 
ſchule in Paris. 

Dir befhließen dieſe trodene und übrigens unvollftändige Aufzählung mit 
einigen Angaben über die gelehrten Gefellfhaften. Unter diefen fteht oben 
an das Institut de France, beſtehend aus 5 Ulademien und zwar 1. vie Aca- 
demie frangaise, 40 Mitgliever; 2. Academie des Insceriptions et Belles-lettres 
40 Mitgliever; 3. Acaddmie des Sciences (math&matiqu@ et physiques), 6 
Mitgliever; 4. Academie des Sciences morales et politiques, 40 Mitgliever; 
5. Acaddmie des Beaux-arts, 40 Mitglieder. Jede diefer Akademien ift in 
mehrere Sektionen eingetheilt und begreift außer ven orbentlihen Mitgliedern, 
welche 1500 Fr. jährlich beziehen und deren Zahl wir oben angegeben haben, noch 
einige membres libres, die nur 300 Fr. erhalten, und eine begrenzte Anzahl 
Korrefpondenten. Im Budget von 1858 ift die dem Staat obliegende Ausgabe 
fürs Inftitut mit 611,300 Fr. vorgefehen. Die wichtigften andern gelehrten Gefell- 
Ihaften — deren es gegen 250 giebt — find: die medicinifche Akademie; bie 
Gentral-Aderbaugejellichaft; die Gentral-Oartenbaugefellihaft; die geographiiche, 
meteorologifche, zoologifche, aſiatiſche, ac. Geſellſchaft; die Geſellſchaften für Alkli— 
matifation, Chirurgie, praftiihe Medicin, der veutfchen Aerzte ıc., die Sociétés 
d’encouragement pour l’industrie nationale — des gens de lettres, des auteurs 
dramatiques. 

Frankreich zählt 240 öffentlihe Bibliothefen mit 5 bis 6 Millionen Bän- 
ben; die faiferlihe Bibliothef in Paris wird auf 1,200,000 Bände und 100,000 
Manuffripte geſchätzt. 6- bis 7000 Werke aller Art werden jährlih geprudt. 
Die Gefammtanzahl der Theater ift 320, wovon 23 in Paris; 28 Städte 
haben ftändige Schaufpielertruppen, 2 Departements blos haben fein Schaufpielhaus. 

V. Wobhlthätigfeitsanftalten. Die 1338 Spitäler werben von be 
fondern Kommiffionen verwaltet. Mehrere dieſer Anftalten befigen ein bedeutendes 
Vermögen: 80 verfelben haben mehr ald 100,000 Fr. Renten; 237 zwifchen 30 
und 100,000 Fr. Renten; 278 zwijchen 10 und 30,000 Fr. R.; die andern 
unter 10,000 Fr. R. Die Gefammteinfünfte der Spitäler betragen 57 Millionen, 
die Bermächtniffe erreichen im Durchſchnitt die jährlide Summe von 2,695,000 Fr.; 
500,000 Kranke ungefähr werben jährlih in viefen Anftalten gepflegt, worunter 
59,500 fterben. 

Hofpizien, Berpflegungshäufer für arme reife, find eine große Anzahl 
vorhanden. Findelhäuſer 144 mit 123,000 Kindern unter 12 Jahren, mit einer 


13) In den meiften der folgenden Anftalten wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt. 
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den Departements zur Laſt gelegten Ausgabe von 9 Millionen. Die Zahl der 
größern Irrenheilanſtalten iſt 36. Von den im Jahr 1851 gezählten Geiſtes— 
kranken werden 20,627 in den Heilanſtalten behandelt, wozu die Departements 
mit ungefähr 6 Millionen beitragen. Hierher gehört noch die berühmte Blinden— 
anſtalt des Quinze-Vingts in Paris und die Unterrichtsanſtalt für junge Blinde 
(Zahl der Blinden in Frankreich 1851 37,662), ſowie 41 Taubftummen- 
anftalten, mworunter 23 vom Gtaate unterhalten oder unterftügt werben (Zahl 
der Taubftummen 29,512). Bureau’s de Bienfaisance ober officielle Armen— 
Unterftägungstomite’s zählt man beinahe 8000 mit 14,000,000 Fr. Einkünften. 
Die Privatwohlthätigkeitsgejelfchaften find fehr zahlreih, die einzelnen freilich aber 
auch oft von geringem Umfang. Deffentlihe Leihhäuſer (Monts-de-piete) hat 
Frankreich jest 48. Es find dies, wie überhaupt alle Wohlthätigkeitsanftalten, 
unter der Öemeindeautorität ftehende Inftitutionen, deren allenfallfiger Ueberſchuß 
oder Gewinn den Spitälern anheim fällt. 

Sparkaſſen. Ihre Gefammtzahl ift (1857) 386, wovon 85 in den De- 
partementalhauptftäbten und die übrigen in den Heineren Orten oder Dörfern errichtet 
find. Ihre Dotationen betrugen am 1. Januar 1856 4,600,000 Fr., der Referve- 
fond belief ſich auf 2,560,000 $r., an Subvention bezogen fie beinahe 30,000 Fr. 
Duittungsbücder zähle man Anfangs 1855 865,952; neue famen hinzu im Laufe 
bes Jahres 154,201, ausgezahlt 133,978. E8 kommt etwa 1 Duittungsbud auf 
40 Einwohner. Die Gefammtfumme der eingezahlten Gelder betrug am 1. Januar 
1855 271,681,908 Fr.; im Yaufe des Jahres kamen hinzu 120,164,294 fr. 
und gingen ab 119,624,151 Fr. Der mittlere Betrag eines Quittungsbuchs ift 
304 Fr. 54 C., im Betrag von weniger ald 500 Fr. giebt es deren 673,775. 
Unter 100 Perſonen, die fih an der Sparfaffe betheiligen, gehören 31.65 dem 
Arbeiterftand, 18.43 dem Dienftboten-, 4.98 dem Beamten-, 8.55 dem Militär- 
ftande, 21.35 andern Profeffionen an, 14.86 find Unmündige und 0.18 gehören 
folgenden Bereinen: 

Bereine zur gegenfeitigen Unterſtützung (socidtes de secours 
mutuels). Diefelben bejtehen aus Arbeitern, welche durch einen Kleinen monatlich en 
Beitrag fi ein Recht auf eine feftbeftimmte Unterftügung in Kranfheitsfällen 
erwarben. Derartige Vereine beftehen feit Jahrhunderten, allein viefelben find feit 
1852 von der Geſetzgebung aufßerorbentlih begünftigt worben. Ungeachtet der 
hierdurch bewirkten ftarfen Zunahme war deren Zahl am 1. Januar 1856 dennoch erft 
auf 3123 geftiegen. Wirkliche Mitglieder zählte man damals 345,128, werunter 
41,736 weiblichen Gejchlehts (1852 234,280), Ehrenmitgliever (welche blos Bei- 
tragen, aber nicht empfangen) 41,434. Die Gefammteinnahmen beliefen fi (1855) 
auf 6,170,114 Fr., die Ausgaben auf 4,925,777 Fr. 

Penfionstaffe für Greife (Caisse de retraite pour la vieillesse). Im 
Jahre 1850 vom Staate gegründet, um den Arbeitern ꝛc. Gelegenheit zu geben, 
fi mittelft ihrer Erſparniſſe ein forgenfreies Alter zu fichern, zählt dieſe Kaffe 
jhon 42,941 ZTheilnehmer, wovon 5322 im Jahre 1855 zugefommen waren. 
Die Beiträge werden in Einem Male jährlid oder monatlich eingezahlt, bis das 
Marimum von früher 600, jet 750 Fr. jährliche Renten erreicht ift. Der Staat 
gewinnt Nichts (er verliert wahrfcheinlih) an biefer Unternehmung, da die Sterb⸗ 
lichleitö-Chancen den Einlegern zu Gute kommen. Die vom 11. Mai 1851, dem 
Tage der Eröffnung, bis zum 31. Dezember 1855 eingelaufenen Gelder betragen 
42,249,462 Sr. in 131,741 einzelnen Einzahlungen. 

Unter die Wohlthätigkeitsanftalten können nody gerechnet werden; bie Klein- 
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kinderſchulen (Salles d’asile) und die ſogenannten Krippen (cröches) für Kinder 
unter 2 Jahren. Ihre Anzahl ift nicht befannt. 

VI Juſtiz. Un der Spite der Gerechtigkeitspflege in Frankreich fteht der 
Kaffationshof. Er befteht aus 56 Mitgliedern (Präfivent, Staatsprofurator 
und Räthe) 1 Ober- und 4 Untergeridhtfchreibern (greffiers) und 19 untergeord⸗ 
neten Perfonen. Nach dem Budget von 1858 koſtet diefer höchſte Gerichtähof 
988,300 Fr. Die an den Kafjationshof gelangenven Givil-Rekurfe betragen etwa 
525 jährlich. 13) 

Die 27 Appellationshöfe beftehen aus 917 Präfiventen, Generalprofura- 
toren und Räthen, 27 Gerichtsjchreibern mit 126 vereiveten Gehülfen, deren Gehalte 
5,737,500 Fr. betragen. Die Durhfchnittszahl der vor diefe Höfe (1851— 1855) 
gebraten Procefje ift 9678. Im Jahre 1855 kamen beren 10,150 vor, wobei 
nod 5152 früher anhängig gemachte Proceffe unerledigt waren. Diefe 15,302 
Fälle theilen fi in 10,869 Appellationen in Civilfadhen, 3820 in Handelsſachen, 
347 von Sciedsrichterfprühen und 266 direkt vor den Hof gebrachte Streitige 
feiten über die Ausführung (Koftentheilung zc.) von Urtheilen deſſelben Hofe. Die 
Zahl der beenvigten Procefje betrug 10,461, von denen 2569 3 Monate und 
“ darunter, 2143 zwifhen 3 und 6 Monaten, 3148 von 7 bis 12 Monaten, 2238 
von 1 bis 2 Jahren, 363 mehr ald 2 Jahren eingefchrieben waren. 

Die 361 Kreistribungale zählen 2488 Präfiventen, Staatsprofuratoren 
und Richter, 361 Gerichtsfchreiber und 480 Gehülfen mit: einer Ausgabe von 
7,793,695 Fr. Neue Procefje famen in dieſer Inftanz 111,664 im Jahre 1855 
vor, von 1851—55 113,848, was eine Verminderung von 37 pro 1000 gegen 
die vier vorhergehenden Jahre ausmacht. Zu den obigen 111,664 neuen Proceſſen 
find hinzuzurechnen 48,308 ältere, im Ganzen alfo 159,972 Fälle, wovon 81,010 
nad) der gewöhnlichen und 78,962 nad) der abgefürzten oder fummarifchen Procedur 
zu richten waren (causes sommaires). 124,972 Proceſſe find beenvigt worben. 
Der Präfivent hat noch überdies eigenthümliche Attributionen, welde den 361 
Präfiventen Anlaß zu 198,148 Aften gegeben haben. 

Handelsgerichte eriftiren 220 in Branfreih; in ben Kreifen, worin 
feine befondern Handelsgerichte beftehen, werben die Handelsſachen vor das Civil— 
tribunal gebracht. Bei den erftern kommen im Durchſchnitt (1851—1855) 143,339, 
bei den legtern 23,161 neue Proceſſe vor. Bon vorigen Jahren bleiben bei beiden 
unerlevigt 9922 Fälle. Im Durdfchnitt zählte man in den legten 5 Jahren 2937 
Yaillite und Bankerotte. Obgleich die (von den Kaufleuten gewählten) Richter der 
eigentlihen Handelsgerichte nicht beſoldet werben, fo koſteten dieſe Gerichte doch 
den Staat 179,100 Fr. 

Die Friedensgerichte beftehen aus 2850 Friedensrihtern und eben fo 
vielen Gerichtsſchreibern mit einer Gefammtausgabe von 6,072,415 Fr. Koftenfreie 
Borladungen haben fie 1855 3,034,205 Mal ausgefchrieben und hierdurch 1,185,839 
Streitigkeiten gütlich gefchlichtet. Eigentliche Procefje wurden 456,800 bei ihnen 
anhängig gemacht (77,879 weniger ald 1854), wovon 448,874 abgeurtheilt wurden. 
Wir fommen fpäter noch auf die Friedensrichter zurüd. 

Die Berbreden gehören zum Reffort ver Affifenhöfe oder Gefhwornen- 
Gerichte, welche,immer von einem Appellationsrath präfivirt werden. Es giebt eben 
jo viele Affifenhöfe als Departemente, ihre dem Staate zur Laft gelegten Koften 


13) Unſere ftatiftifchen Angaben find entlehnt dem Compte rendu gen. de l’admin, de la 
Justice civ, etc., vom Juftizminifterium publicirt in 40, Paris 1857. 


702 £rankreid. 


betragen 154,400 Fr.; das Lokal liefern die Bezirke. 5525 Verbrechen kamen 
1854 zur Verhandlung. Zunahme 41/, pGt. gegen die 3 frühern Jahre. Unter 
den jchwerften Berbreben heben wir hervor: 215 Meuchelmorde (assassinats), 87 
Tödtungen (meurtres), 36 Vergiftungen, 14 Bater(und Mutter)morde, 198 Ainver- 
morbe, 286 Brandlegungen, 2768 qualificirte Diebftähle. Diefer 5525 Verbrechen 
waren 7556 Individuen als Thäter oder Gehülfen befhulvigt (Zunahme in drei 
Jahren 7 pEt.). Von viefen waren 2083 (28 pEt.) der Verbrechen gegen vie 
Perfonen und 5473 ver Verbrechen gegen tas Eigenthum angeflagt; im Ganzen 
1 Berbredhen auf 4736 Ginwohner. Uebrigens wurden von ven 7556 Beihultigten 
1883 von den Geſchwornen freigefpredhen. Es erfolgten 79 Todesurtheile und 
227 lebenslänglihe Berurtheilungen. Die Korrettionaltribunale (Zudtpolizei), 
welche aus einer Abtheilung ter obigen Kreisgerichte beftehen, hatten über 206,796 
Vergehen, veren 256,670 Perfonen (38,479 NRüdfällige) befhultigt waren, zu 
urtbeilen. 23,281 Perfonen wurden freigefpredhen, 95,156 zu Gefängniß und 
538 zu Geldbußen verurtbeilt. Die einfahen Polizeigerichte, denen meift ver 
Friedensrichter vorfteht, haben 403,235 Urtbeile geſprochen, wovon 882 pro 1000 
zu Geldbußen und 50 pro 1000 zu 1= bis 5tägigem Gefängnif; es erfolgten alſo 
68 Freifprehungen unter 1000 Fällen. 

Hierher muß man noch rechnen etwa 140,000 Unterfuhungen, welde von 
den Unterfuhungsridhtern aus verfchievenen Gründen aufgegeben worben, alſo gar 
nicht zur Verhandlung gefommen find. — Als Hülfebeamte ver Juftiz (ter Staats- 
profuratoren) wirken mehr oder minder 2849 Friedensrichter, 36,835 Maires, 1857 
Polizeifommiffäre, 18,295 Gensvarmen, 34,611 Feld- oder Flurfhügen. 

Die von der Staatskaſſe bezahlten Gerichtstoften beliefen fi auf 5,159,448 Fr.; 
bie eingenommenen 7,101,321 Fr., wovon 3,283,830 als Gelvbußen und 3,817,491 
als eigentliche Koften. — Im Jahr 1854 bat man 3700 GSelbftmorbe gezählt, worunter 
993 von Frauen verübte. 

VI. Agrifultur. Die große Austehnung Frankreichs von Norten nad 
Süden, feine Lage an zwei Meeren, die Gebirge, welde es durchziehen, und andere 
Umftänte bewirken vie größte Mannigfaltigfeit in feinen Protuften. Im Süden 
Dliven, Feigen und Apfelfinen ; dann Mais, Seive (Maulbeerbäume) und Wein, 
melde bis zur nördlichen Grenze des mittlern Franfreihs reihen. Im Weften 
Grasländer und reichliche Biehproduktion. Im Norden fetter Kornboven, Hantele- 
pflanzen, Runfelräben, Zuder, Del, Flachs: Gewächſe, welche auch im Dften ge- 
deihen. Der Boven kann nad feiner natürlichen Beichaffenheit oder nady feiner 
Berwendungsart Haffificirt werden. Im erftern Fall finden wir: 4,268,750 Hek— 
tare Gebirgsland, 5,676,089 Hektare Heideland, 7,276,368 Heftare reihen Humus- 
boten, 9,788,197 Helt. Kreide- oder Kalfboven, 3,417,893 Heft. Gerolle over 
Kies, 6,612,348 Heft. fteiniges Land, 5,921,377 Heft. fanviges, 2,232,885 Het. 
lehmigtes Yand, 284,454 Heft. moraftiges und Marſchland; das übrige begreift bie 
bier nicht aufgezählten Flächen. 

Nah der Art der Benugung ift der Boden Franfreihs auf folgende Weile 
vertheilt. 


Ulm . 2 2 2 nenn ne 25,581,658 He 
Wieſen.. 49,228 ⸗ 
WE: ee an ADOBE ⸗ 
Wald a aan Far a nalen ne ae 8,759,549 = 
Baum: und andere beftenerten Gärten . . . 628,235 - 


Uebertrag 42,219,201 Heft. 
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Uebertrag 42,219,201 Hett. 


Dliven-, Mandel- und —— — 110,724 

Raftanienwälder u : a 563,986 — 
Unbebaute Flächen (Haiden 1) i .  7,171,203 = 
Alle übrigen Flächen (Straßen, Gewäſſer ꝛc. x) 2,240,630 = 
Sefammtoberflähe. . . . 52,305,744 = 


Man hat fich oft über vie übermäßige Zerftüdelung des Bodens in Franf- 
reih beflagt und diefen Mißſtand dem Civilgeſetzbuch zugefchrieben, das jedem 
Kinde einen (faft) gleichen Theil der Erbſchaft zu geben vorjchreibt. Die Zerftide- 
lung ift eine Thatſache. Außer Korfifa hat das übrige Frankreich 126,210,194 
Parcellen. Allein die Zerftüdelung ift feine nothwendige Folge des Sefeßes, da 
das Gut auf Eines der Kinder übergehen fanın, wenn daſſelbe ſich mit feinen 
Gefhwiftern durch eine Geldſumme oder durch eine Rente abfindet. Die Anzahl 
Nummern auf der Orunpfteuerrolle (cötes foncidres) betrug : 

Im Jahre 1815 10,083,751 Jährliche Zunahme 


1826 10,296,693 . 19,331 
. 1835 10,893,526 . 66,315 
. 1842 11,511,811 . 88,331 
. 1851 12,549,954 . 115,349 
. 1852 12,653,715 . 103,761 - 
. 1853 12,685,350 . 31,635 


1854 13,122,758 
Dagegen war aber die Zahl ver Häufer: 15) 
Im Jahre 1822 6,341,371 
. 1826  6,484,176 
s 1835 6805,402 
. 1842  7,143,968 
. 1845  7,519,310 
Die jährlihe Zunahme war von 1826 bis 1835 35,692, von 1835 bis 
1842 42,652, von 1842 bis 1845 125,114, wobei man nicht vergeffen muß, 
die Vermehrung der Bevölkerung zu berüdjichtigen. Mit dem Ausdruck Zerftüde- 
lung werben übrigens zwei fehr verwandte, aber dennoch verſchiedene Uebelftände 
bezeichnet. 1. Die Parcelliung, welche die großen Wirthſchaften nicht gerade 
ausſchließt, da ein und verfelbe Aderwirth eine große Anzahl Parcellen befigen 
fann; dieſem Uebel ift in Deutfchland häufig — in Frankreich äußerſt felten — 
durh Zuſammenlegung ꝛc. abgeholfen worden. 2, Die Kleinheit — oder das 
Berkleinern der Wirthihaften. Ueber diefen Punkt hat man nur annähernde An- 
gaben. Zuerft vie Klaffifitation der Grunpftenernummern nad ihrem Betrag: 


437,408 14) 


1835 1842 16) 
Unter 5 Br. 5,205,411 5,440,580 
Von 5 bis10 - 1,751,994  1,818,474 


:- 10:20 = 1,524,251 _ 1,614,897 
Uebertrag -8,481,656 8,843,951 


14) Es ift zu bedauern, daß man nicht die Zahl der in diefen Jahren gebauten Häufer kennt. 

15, In den Städten bildet natürlich jedes Haus eine Cöte, allein auf dem Lande wird das ganze 
in derfelden Gemeinde gelegene Befipthum (Haus und Land) zu einer Grunditeuernunmer zus 
jammengefaßt. Doc bilden auch mehrere Häufer defjelben Beſißers nur eine Cöte, wenn fie in 
demielben Einnehmerbezirk liegen. 


16, Man bat feitdem keine folhe Zufammenftellung gemacht. 
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Uebertrag 8,481,656 8,843,951 


Bon 20bis 30 Fr 739,206 791,711 
. 30: 50 - 684,165 744,911 
. 50- 100 =» 553,230 607,956 
⸗ 100- 300 = 341,159 375,860 
. 300 = 500 = 57,555 64,244 
2 500 = 1000 =» 33,196 36,862 
Ueber 1000 ⸗ 13,361 16,346 
Total 10,893,528 11,511,841 


Diefe Zahlen, mit einigen andern kombinirt, laffen vermuthen, daß etwa 
5,814,000 Heitare in großen, 24,784,000 Heft. in mittlern und 11,212,000 
Hekt. in Heinen Wirthſchaften vertheilt find. Diefe von der Kultur verwendeten 
41,810,000 Hett. werben theild vom Eigenthümer (etwa 21,267,000 Hekt.), theils 
von Pächtern (9,360,000 Hekt.), theils von die halbe Bruttoprobuftion ziehenden 
Meiern (Halbern) (11,183,000 Heft.) bebaut. Die meiften Pächter findet man in den 
nörblichen und öftlichen und überhaupt in ven befttultivirten, reihften Departementen; 
die meiften Meiereien in den zwiſchen Loire und Garonne men Gegenden; 
die Eigenthümer ſind mehr mit den Pächtern als mit den Meiern untermiſcht. 

Gehen wir jetzt zur Äckerbauproduktion über. Die vorherrſchende Brodfrucht 
in Frankreich ift ver Weizen; daher aud blE (Korn) mit froment gleichbedeutend 
ift. Die Durdicdnittsproduktion deſſelben war: in ber Periode 1815’ bis 1820 
48,660,137 Heftoliter8 oder 10.60 Heltol. vom Heftar und 167 Litres per Ein- 
wohner; in der Periode von 1844 bis 1848 80,143,733 Heltol. oder 13.42 Hektol. 
vom Hektar und 226 Litr. per Einwohner. Die neueſten Ergebniſſe find 17): 

Jahre bebaute Flähe Ddurdic. Prod. Geſammiprod. 
Seftare Hektoliter Heltoliter 
1849 5,966,153 15.21 90,761,712 
1850 5,951,384 14.78 87,986,786 
1851 5,999,376 14.33 85,986,232 
1852 6,090,049 14.13 86,065,386 
1853 6,210,605 10.26 63,709,038 

Außer dem Weizen gehören nod zu den Brodfrüchten: Miſchkorn (Weizen 

und Roggen), Roggen und Mais. Der Miſchkornbau hatte folgende Rejultate: 


Hektare Hektol. Hektoliter 
1849 805,962 16.07 12,953,426 
1850 821,692 15.48 12,725,541 
1851 812,492 25.11 12,274,347 
1852 818,263 15.26 12,488,912 
1853 637,128 11.20 7,137,959 


Der Roggen feheint nah und nad vom Weizen verbrängt zu werben; biefe 
Kultur trägt aber immer nod ein Bedeutendes zur menſchlichen Nahrung in Franf- 
reih bei, wie aus folgenden Zablen hervorgeht: 


Seftare Hektol. Hektoliter 
1849 2,542,718 12.93 32,885,501 
1850 2,497,560 12.37 30,904,541 


17) Die frübern Jahre finden in Maurice Block, des Charges de l’Agriculture 
@ario losı. bern Jahre finden fidh [3 gri 
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1861 2,465,513 13.22 32,599,000 
1852 2,453,626 11.88 29,162,499 
1853 2,173,851 9.72 21,136,900 


Mais erntete man von 1846 big 1853 10,350,000, 10,428,000, 10,544,000, 
9,532,000, 11,045,000, 9,188,000, 12,346,000, 7,914,000 Hekioliter; Haide- 
forn etwa eben fo viel, dagegen hatte man Kartoffeln im Jahre 1846 78,578,000, 
1847 102,822,000, 1848 87,344,000, 1849 88,757,000, 1850 74,845,000, 
1851 69,585,000, 1852 63,446,490, 1853 61,542,004 Seftoliter. Hierher 
gehört nod) eine jährliche Broduftion von 4 bis 41), Millionen Heltoliter trockne 
Bohnen, Erbſen und Linſen. In gewöhnlichen Jahren möchte die eigne Produktion 
wohl die Bedürfniſſe Frankreichs befriedigen; in ſehr reichen Jahren wurde ſelbſt 
ausgeführt; allein am häufigſten iſt eine mehr oder minder ſtarke Einfuhr nothwendig. 

Außer den fhon angeführten Produkten verbienen noch erwähnt zu werben: 
Gerſte, 20 Millionen Heftol.; Hafer, 50 bis 60 Millionen; Runfelrüben, 20 Mil. 
Gentner (von 100 Kilogr.); "Hopfen 900,000 &il. ; Koblfaat 2,500,000 Hettol.; 
Hanf 1,700,000 Kilogr. Saamen und 68 big TO Mil. Kilogr. Gefpinnft (Fafern): 
Flachs 750,000 Kilogr. Saamen und 37 bis 40 Mill. Kilogr. Spinnmaterial; 
Krapp, 160 bis 170,000 Gentner (100 Kil.) 

In einem mittlern Jahrgang wählt ungefähr 60 Mill. Heltoliter Wein in 
Franfreih, wovon 20 Mill. von den Producenten getrunfen werden und 40 Mill. 
zur Berjteuerung fommen. Man rechnet, daß 10 bis 12 Mil. Hektol. zu Brannt- 
wein verwendet wird. — Die Provuftion der Wälder wird auf 35 bis 36 Mil. 
Steres (Kubikmeter) Holz angefchlagen, und die gefammte Heuproduftion (Gräfer, 
Klee, Luzerne zc.) überfteigt in mittlern Jahren wohl 160 Mill. Gentner (100 Kil.). 
Es verfteht fih von felbft, daß Heu nur einen Theil des Viehfutters ausmacht. 
Wurzeln jowohl als die Rüdjtände einiger Aderbauinduftrieen tragen dazu ein 
Bedeutendes bei; in manchen Gegenden wird das Vieh nur auf Weiden erhalten, 
3. B. in den Gebirgen der Auvergne. 

Die Viehzucht war lange in Frankreich fehr zurüd, allein jeit 20 bis 30 
Jahren find bemerfenswerthe Fortfchritte gemacht worden. Nur ift der Viehſtand 
nit fo zahlreih als es wünfhenswerth wäre; viefem Uebel wird wohl nad und 
nah in einem gewiffen Maße abgeholfen werden, allein nad unferer Meinung nicht 
bis zu dem Grade, den manche Schriftfteller in etwas zu abjoluter Form als den 
allein richtigen aufftellen. Das Hinderniß liegt int trodnen und heißen Klima der 
mittäglichen Departements; man fann wohl feinen nachtheiligen Einfluß etwas ver- 
mindern — durch Bewäſſern —, allein do nur, wo man bas dazu möthige 
Waſſer hat. Die veranftalteten Zählungen gaben folgende Refultate: 


Rindvieh: 
1812 6,681,952 Stüd, over 13 Stüd auf 100 Heltare und 229 auf 1000 
Einwohner. 
1829 9,130,632 - 17 auf 100 H., 280 auf 1000 Einwohner. 
1839 9,936,538 = 19 = = = 290 = . 
1852 12,000,000 () 1) — =» = =: — . = . 
Schafe: 
1828 29,130,231 Stüd, 55 auf 100 9., 894 auf * — 
1839 32,151,430 - 61 - = =» 939 =» 


1852 33,546,789 - 683 = - = 982 ⸗ . = 


18, Die Gefammtfumme ift noch nicht befannt. 
Rluntfhli und Brater, Deutſches Stante-Wörterbub. II. 45 
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Pferde zählte man 1812 2,122,617; 1825 2,438,720; 1839 2,818,196, 
d. i. 5 Stüd auf 100 H., over 82 auf 1000 Einwohner, Nach ver neueften 
Zählung ift — trog den Eifenbahnen — die Zahl von 3 Millionen um einige 
Taufend überfchritten. 

Maulthiere gab es 1839 373,811 Stück. 
Eſel . = =: 413519 = 
Ziegen . 0 = 964,300 = 
Schweine =» = = 4910072 = 

Im Jahre 1840 ergab fih, daß die jährliche durchſchnittliche Fleiſchkon— 
fumtion eines Franzofen (Rinder mitgerechnet) 20 Kil. per Kopf betrug, wobei 
das Ninpfleiih 8.65 K. und das Scweinefleifh 6.74 K. ausmadhten. erst 
möchte wohl 30 Kil. nicht zu viel für die Durchſchnittszahl fein, und dieſe ftärtere 
Konfumtion trägt wahrfheinlih zum großen Theil die Schuld der fteigenven 
Theurung des Fleifches. In den Städten ift natürlih die Durchſchnittszahl viel 
höher als vie oben angegebene, auf dem Lanpe viel Heiner. 

Der Werth der Aderbaupropuftion Frankreichs ift verſchiedentlich 
berechnet worben und ift überhaupt, mit dem Wechfel ver Preife, jedes Jahr ein 
anderer. Ohne derartigen Berechnungen eine zu große Wichtigkeit beizulegen, glauben 
wir dennoch einige annähernde Zahlen geben zu müſſen, uns dabei an die offi= 
ciellen Preife von 1851 und früher haltenv. 

Den Weizen zum Preife von 19 Fr. 50 per Heltol. und bie andern Gerealien 
nach Verhältniß gerechnet, ift der Gefammtwerth derfelben . . 3,073,000,000 
Dazu Kartoffeln (4 Fr. 25 der Heftol) . 2 2 2 383,000,000 
Wein (unterfhägt von ber off. Statiftit zu 11 Fr. 40 d. Hell.)  419,000,000 
Branntwein zu 54 Fr. 25 d. 9. (jetzt 3 Mal fo theuer) . . 59,000,000 
Giver (Apfelmen) > 220 rn 84,000,000 
Andere Produkte des Aderbodens . . > 2 2 2 202020. 488,000,000 
Wieſen und Weidenn. ee ve 841,000,000 
De ee een er SEE ODNO 


5,554,000,000 

Hiezu muß man nod mit Royer (Notes &conomiques 

sur l’admin. des richesses) an übergangenen Produften zc. 
TERIEN EINS... er ana 1,864,000,000 


Zufammen: 7,418,000,000 
Da wir Futter und Streu hier ſchon mitgerechnet haben, fo ftellen wir die 
Biehprobuftion allein auf. Sie beträgt 543 Millionen für Fleifh, 767 Mil. 
für Arbeit, Mil, Butter und andere jährliche Revenuen, 150 Mill. für Häute, 
Eingeweide, Fett, Wolle ꝛc., 15 bis 20 für Honig, Wachs x. Im Ganzen aljo 
1,480,000,000 Franfen. > 
VII. Induſtrie, Bergwerke, Fifcherei. Frankreich fann mit zu den 
Ländern gerechnet werben, wo bie Inbuftrie auf einer hohen Stufe der Voll- 
kommenheit fteht, ohne daß ihre Blüthe darum auf Koften des Aderbaus erfauft 
wäre. Uns fcheint das in diefem Reich zwifchen ver Agrikultur und den Manu— 
fatturen herrſchende Verhältniß ein natürliches und wohlproportionirtes zu fein. 
Die franzöfifhe Inbuftrie erftrebt zwar aud Wohlfeilheit, aber ihr Hauptvorzug 
befteht in einer anderwo nicht erreichten Eleganz, in einem verfeinerten Geſchmad. 
Diefer Charakter zeigt ſich nicht blos in Luxugartikeln, ſondern aud) in ven Geweben, 
über beren Probuftion in Frankreich wir fogende Zahlen befigen. 
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Baummolle wird meiſt in ver Normandie, der Pilardie und dem Elſaß ver- 
arbeitet; der Verbrauch erreiht 150 Millionen Kilogr. jährlich, und daraus werben 
für mehr als 600,000,000 Fr. Waare hergeftellt. 2500 Fabriken befchäftigen 
250,000 Arbeiter beiderlei Geſchlechts. An Hanf und Flachs werben 125,000,000 
Kil. von 60,000 Arbeitern verfponnen und verwebt; die daraus gewonnenen 
Waaren haben einen Werth von 500 Mill. Franken. Wolle. Das befte Tuch 
wird in Seban, Louviers und Elbeuf fabricirt, überdies in Lifieus, Yimoges, 
Roubair. An andern Orten werben Flanelle, Merinos, Chales, Teppiche, Strümpfe 
und andere Gewebe gearbeitet. Mehr als 92 Millionen Kilogr. Wolle (movon 
57,780,000 $il. inländifhe) werben jährlih verbraucht um etwa für 700,000,000 
Franken Wadren zu verfertigen, womit 150,000 Arbeiter in 2600 Fabriken be: 
Ihäftigt find. Seide. Neun Sehntbei der jährlich producirten Cocons (23,323,000 
Kil. unter 24,250,000) werden in den im Rhone-Beden gelegenen Departements 
gezogen. Die Seivenzudt befhäftigt während ber erften zwei Sommermonate Tau— 
jende von Bauernfamilien, aud eine wachfende Zahl von großartigen Magnanerien. 
Diefe Invuftrie, befonders aber das Anfertigen der Gewebe von Lyon, Balence, 
Nimes, der Länder von St.Etienne bringt jährlich einen Werth von 450,000,000 Fr. 
hervor. 19) Minderwichtige, aber immer noch jehr bebeutende Zweige des franzö- 
ſiſchen Gewerbefleißes find folgende: Gerbereien und andere Induſtrien, welche 
Häute und Felle bearbeiten, Handſchuhmacher zc.; ihre Produktion kann auf 120 
bis 130,000,000 Fr. gefhägt werden. Die Papierfabrifation liefert 30 Millionen 
Kil. Papier; die Drudereien ꝛc. probuciren einen Werth von 40 Millionen Fr.; 
die Möbelfakrifation 50 Millionen Fr.; Seife und Parfümerien 60 bis 70 Mill.; 
Uhrmacerei 40 Mil.; Bronzewaaren 40 Mil.; Gold- und Silberarbeiten 50 
Mill.; Gläfer, Kryftalle, Spiegel 45 Mil.; Porzellan und Fayence 22 Mill.; 
Töpferwaaren 30 Mill. Die fogenannten Parifer-Artifel, Lurusgegenftände aller 
Art, deren Werth Hauptfädhlic ip der eleganten Ausführung liegt, belaufen fich 
auf eine jährlihe Produktion von 150,000,000 Fr. 

Der Bergbau und der Hüttenbetrieb bilden einen bebeutenden Theil 
ver franzöfifhen Induſtrie. Wir geben hier die meueften Zahlen, nad) dem 
Compterendu des ing@nieurs des mines für 1852. Im Ganzen find ertheilt 
worden: 448 SKoncejfionen 20) für Steinfohlen der verſchiedenen Gattungen, 
177 für Gifenerzgruben (für zu Tage liegenves Erz bedarf es feine Erlaub— 
niß) und 199 für andere Mineralien, wovon aber bei Weiten nicht alle im 
Bau find. Hier folgen nun nähere Details, welde fih alle auf's Jahr 1852 
beziehen, 

——ã— In 286 Bergwerken haben 35,381 Arbeiter (jährlicher Lohn 
19,874,688 Fr.) mit Hilfe von 460 Dampfmafcdinen (12,880 Pferbefraft) 
49,039,259 Gentner (100 Kit.) zum Werthe von 46,751,806 Fr. gefunden. Ge- 
braudt wurden aber 79,585,200 Gentner, 30 Millionen Gentner famen alfo aus 
dem Ausland. Torf. 2153 Torfgruben haben 4,333,272 Gentner zum Werth von 
4,668,223 Fr. producirt. Hier find nicht mitgerehnet 1096 Gruben, welche im 


19, Ueber Seide f. Journ. d’agr. pratique, Rapport de M, Dumas vom 5. März 1857, 
(Auch Bulletin de la Société de Enconragement etc.) 

20, Das Geſetz vom 24. April 1810 erflärt — wie der Code Napoleon — das Eigenthum 
ded Untergrunds als identifch mit der Oberfläche, behält aber dennoch der Regierung das Recht 
vor die Erzlager denen zu verleihen, welche durch Intelligenz und Kepitafien fi am geei netften 
zu deren Ausnutzung zeigen würden. Der Eigenthümer wird dann mit einer Rente nden. 
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Jahre 1852 nicht bearbeitet worben find. Eifenerz. 88 Gruben (mines) und 
864 Lager (minidres), worin 11,601 Wrbeiter 20,806,334 Gentner zu Tag ge- 
fördert haben. An andern Erzen find gewonnen worben: 


Kupfer (Rhonedepartement) 92,849 Etr. 121,991 Fr. 
Blei (Oberalpen und Puy du Dome) 85,943 — 135,805 = 
Blei und Silber 78,164 = 968,532 = 
Antimonium 21,799 = 164,743 = 
Zinn 31 = 4,185 = 


Im Ganzen 24 Gruben mit 2103 Wrbeitern, deren Lohn fih für das Jahr 
1852 auf 686,505 Fr. belaufen hat. Salz wurde probucirt: 4,280,376 Entr. 
zum Werth von 7,833,099 Fr. Die Steinbrüdye, Schiefer: und Kalf- zc. Gruben 
find fehr bedeutend, wir haben aber feine Anhaltspunkte, um ihre Probuftion abzu- 
Ihägen. Die Kalkbrennereien liefern für mehr als 30 Millionen Fr. Kalt im Jahr. 

Hüttenwerte. Rohes Gußeifen wird producirt: 1. mit vegetabilifchen Brenu⸗ 
ſtoffen 2,633,400 Etr. für 42,709,682 Fri; 2. mit mineralifhen 2,593,034 Etr. 
für 32,267,415 Br. Gijenguß nad zweiter Schmelzung: 900,886 Ctr. für 
28,661,310 Fr. Eifen (roh, Stangen, Blech) wurde fahricirt: 1. mit Holzkohlen 
860,427 Ctr. im Werth von 38,385,456 Fr.; 2. Steintohlen 3,959,351 Etr. 
für 122,116,620 Sr. Rails wurden verfertigt: 604,616 Etr. für 16,401,490 Fr.; 
verſchiedene Arten Stahl 180,981 Gtr. für 15,388,235 Pr. 

Noch wurde producirt: Kupfer 19,192 Etr, für 5,167,338 $r.; Gold 18,312 
Grammes für 62,261 Fr.; Silber 6286 Kil. für 1,354,012 Fr.; Blei 23,403 Ctr. 
für 1,036,179 Fr. 

Fifherei. Der durch den Fiſchfang erworbene Werth beläuft fih auf viele 
Millionen, genaue Data hat man aber nur über den Walfiih- und ven Gtod- 
fiichfang, weil viefelben durd Prämien begünftigt werben. Der Wallfiſchfaug bringt 
jährlid) etwa 14,000 Etr. (100 Kil.) Thran und Fifhbein; der Stockfiſchfang 
beichäftigt (jährliher Durchſchnitt von 1850—1854) 396 Schiffe, mit einer Be- 
mannung von 12,536 Mann, die 271,000 Str. Waare deflarirten. Die Ausfuhr 
diefes Artikels überfteigt 161/, Millionen Kilogramm jährlich. 

IX. Dandel, Kreditwefen, Münzweſen. Was den Ausfuhrhandel 
betrifft, fo geben die vom Finanzminifterium jährlich ypublicirten Tableaux des 
Douanes etc. gefonvert den Betrag des jogenannten allgemeinen und des fpeciellen 
Handels. Diefer begreift in der Einfuhr blos die für den innern Verbraud ver- 
zollten Waaren und in ber Ausfuhr die inländifhe Produktion; erfterer überdies 
nod) den Tranfit und bie in den Entrepots niebergelegten Waaren. Wir müſſen 
noch bemerken, daß in denſelben Tableaur die Preiſe oder Werthe nach 1. officiellem 
Werth (valeur officielle) und 2. jetzigem Werth (valeur actuelle 21) angegeben 
werden. Der officielle Werth ift 1826 feftgefegt worden, und jährlih wird nun 
ver Werth aller Waaren nad) ven damaligen Preifen berechnet. Seit 1847 werben 
zu gleicher Zeit auch jährlich feftgeftellte (jogenannte wirflihe oder jegige) BPreife 
angewendet. Letztere nähern ſich mehr der Wirklichkeit, erftere eignen ſich beſſer zu 
vetrofpeftiven Bergleihungen. Wir werben daher in Nachſtehendem zuweilen bie 
officiellen, zuweilen die jegigen Werthe angeben. 

Der Gefammtwerth (officiell) der Ein» und Ausfuhr betrug in folgenden 
Perioden, im jährlihen Durchſchnitt: 





21, In Belgien: valeur reelle. 


Frankreich. 


Allgemeiner Handel. 


1840—1844 
1845—1849 
1850— 1854 


2170 Millionen Fr. 
2512 5 s 
3120 , =» = 
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Der iedige Werth betrug 1853 3749 Millionen, 1854 3758 Millionen, 
i 


1855 4327 


Nionen Fr. Hier folgen für 1855 einige Details: 
Allgem. Handel. 
i ne 


Specieller Handel. 
DE 


— — — — 
Offic. Werth. Wirkt. Werth. Offic. Werth. Wirkl. Werth. 
In Millionen Franken. 





Einfuhr 1962 
Ausfuhr 2027 
3979 


2160 1366 1594 
2167 1442 1558 
4327 2808 3152 


Der größte Theil des auswärtigen Handels findet zur See ftatt; berfelbe 
beläuft fih auf 3104 Millionen (jegiger Werth), wogegen ber Landhandel mur 


1223 Millionen erreidt. 
ftehenden Ländern: 


Einfuhr _ 
(Specieller Handel.) In Millionen Franken. 
ze E;_ 8 
52 8. BL 
E — 23 2 
— 58 82 
an 2 A 
England 89.4 244.4 278.2 
Bereinig. Staaten 152.8 205.2 176.1 
Belgien 120.4 145.8 197.3 
Sardinien 91.6 102.0 114.7 
Zollverein 44.8 77.5 168.1 
Spanien 38.5 65.8 95.2 
Türfei 43.8 54.5 62.2 
Engliſch Indien 38.8 52.2 50.9 
Schweiz 30.1 39.4 48.6 
Algerien 19.5 37.3 53.4 
Reunion-Infel(Bour- 
bon) 19,3 36.1 33.5 
Beide Sicilien 19.1 27.2 31.2 
Niederlande 16.3 23.0 30.1 
Spaniſch Amerifa 12.5 19.4 28.9 
Brafilien 13.6 18.4 25.0 
Egypten 10.8 17.7 20.0 
Haiti 16.9 8.8 109 
Toskana, Lucca 12.3 15.5 16.4 
Martinique 13.4 15.1 20.9 
Rußland 373 44 31 
Guadeloupe 10.6 13.4 17.0 


Wir laſſen nun ſchließlich diejenigen Waaren folgen, die ihrem 


nad zu ben widtigften gehören; 


Den beveutendften Handel treibt Frankreich mit nad) 


Ausfuhr. 

(Specieller Handel.) In Millionen Franken. 

| ze 8 
AR, —F 
— 2 

Fe: 

an 4 R 
England 270.1 250.9 307,4 
Bereinig. Staaten 174.7 203.8 246.8 
Algerien 101.7 155.8 104.2 
Belgien 118.7 131.2 151.2 
Spanien 66.9 92.7 81.8 
Schmeiz 56.1 65.4 69.7 
Zollverein 45.9 61.0 65.5 
Türkei 22.8 61.0 76.2 
Sarbinien 63.1 57.1 63.6 
Brafilien 30.1 33.4 35.4 
Beru 15.7 27.5 28.3 
Chili 17.1 23.2 24.8 

Reunion⸗Inſel(Bour⸗ 

bon) 18.1 22.9 20.9 
Beide Sicilien 15.6 20.9 20.2 
Martinique 23.1 187 17.8 
Mexiko 17.0 16.9 171 
Guadeloupe 17.8 16.8 16.0 
Tosfana, Yucca 15.0 15.3 16.7 
Egypten 6.1 96 9.8 
Niederlande 14.4 93 13.3 
Rußland 12.0 80 18.0 
Haiti 55 74 79 
Gefammtwerthe 


I 
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Einfupr. Ausfuhr. 
see 8 ze $ 
ii Eh j: 5; 52 38 
:e RB: 8 En 5 Se 
ae Q 3) Aın 5 
Rohe Seide 117.6 153.2 176.2 Geivewaaren (Ge- 
Rohe Baumwolle 119.4 135.1 121.1 webe, Bänber ꝛc.) 237.1 307.0 358.3 
Getreide 43.8 75.7 122.7 Baumwollwaaren 154.8 196.0 74.1 
Rohe Wolle 48.6 68.9 68.9 Wollenwaaren 137.2 171.1 159.7 
Zuder aus den franz. Kurze Waaren 43.0- 57.1 87.0 
Kolonien 40.0 59.5 62,8 Mein 74.1 54,9 157.9 
Zabatsblätter 27.3 58.4 274 Berarbeitete Felle 38.5 45.2 51.5 
Steintohlen 40,2 57.3 89.3 Leinwand 30.4 42.2 19.0 
Delfaamen 30.2 42.8 24.1 Leinene Zeuge, Tifch- 
Holz 41.2 40.1 69.7 zeug ꝛc. 27.3 41.5 45.0 


Dann folgen: rohe Häute, fremder Zuder, NRaffinirten Zuder 20.9 38.7 25.8 
Bieh, Kupfer, Kaffee, Indigo u. f. w. Töpferwaaren, Glas 
und Kruftale 34.5 36.8 25.4 
Dann folgen: Papier, rohe Seide, Metall- 
waaren, Gerberwaaren, Krapp, Farben, 
Branntwein und Spiritus, Parfümerie, 
Gold» und Silberwaaren x. 

Ueber den innern Handel — der menigftens den zehnfahen (vielleicht 
zwanzigfachen) Betrag des äußern erreiht — hat man nur wenige Data. Die 
Küftenfhifffahrt, der Transport auf den Eifenbahtten, Kanälen geben einige An- 
haltpunfte, die wir weiter unten finden werden. Dann mögen noch die Berichte 
der Krebitanftalten einige Andeutungen über den innern Handel geben. 

Bank von Franfreid. Der Betrag der diskontirten Papiere belief ſich im 
Jahre 1856 auf 4674 Millionen Fr., was gegen 1855 eine Zunahme von 912 
Millionen ausmacht. Hier find nicht mitgerechnet eine Anzahl von 814,000 baar 
einfaffirte Sichtwechfel zum Werth von 1121 Mill. Fr. Vorſchüſſe wurden auf 
Staatsrenten, Eifenbahnaktien und andere Werthpapiere gemacht 882 Mill. Die Cir- 
fulation der Bankſcheine ſchwankte zwiſchen 585 und 667 Mill. Fr., der Baarvorrath 
zwifchen 159 und 294 Mil. Fr. Die von der Parifer Hauptbanf auf ihre 38 
Filiale und vice versa gezogenen Wechfel beliefen fi auf 513 Mill. Fr. am 
Werth, 137 Mil. Fr. mehr als im Vorjahr. Sämmtliche Operationen der Bant, 
bie bloßen Umfchreibungen der Poften mitgerechnet, überftiegen die Summe von 
35,500,000,000 Fr. 

Credit mobilier. Die Mobiliarfrebitgefellihaft hat den Zweck, die aufer 
dem Wirfungsfreis der Bank gelegenen Krebitoperationen zu übernehmen, beſonders 
aber neue Unternehmungen zu gründen. Einige Zahlenangaben ohne weitläufige Aus- 
einanberfegungen würden nur einen unvollftändigen Begriff der Operationen viefer 
Anftalt geben, wir begnügen uns daher, auf ihre jährlichen Berichte hinzumeifen. 
Vgl. Art. Gefellfhaft.) — Credit foncier. Diefe Anftalt ift im Intereffe des 
Aderbaues, oder richtiger des Grundbeſitzes, gegründet worben. Sie verfchafft Anlehen 
gegen hypothekariſche Sicherheit, wofür fte Obligationen ausgiebt. Die von diefen An- 
leben bezahlten Interefien enthalten einen Procentfag für die Amortifation, Ende 1855 
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waren im Umlauf 210,473 Obligationen zum Werth von 61,148,250 Fr. — 
Comptoire d’Escompte. Da bie Banf von Frankreich nur mit drei Unter 
fchriften verfehene Wechfel diskontirt und fich überbied noch manche andere Be— 
ſchränkungen aufgelegt bat, fo wurbe im Jahre 1848 das Comptoir d' Escompte 
zur Aushülfe gegründet. Die Nützlichkeit dieſer Anftalt hat fi) fo bewährt, daß 
fie fih kürzlich nen organifirt und ihre nun fehr mannigfachen Gefchäfte ausge 
dehnt hat. Ihre in Zunahme begriffenen Operationen beliefen fih: 1855 auf 
676,943,808 Fr. und 1856 auf 735,333,235 Fr. — Andere Kreditanftalten, 
aber ohne allen officiellen Charakter, eriftiren noch manche, allein man fennt den 
Betrag ihrer Geſchäfte nicht. Die Ausdehnung, die das Affociationswefen zu 
Gunften von Handels- und Yabrikunternehmungen gewinnt, geht 3. B. aus 
der Anzahl der jährlich fih gründenden Geſellſchaften oder Kompagnieen hervor. 
Bios für 1855 betrug deren Zahl: 18 anonyme Geſellſchaften, 387 Aktien- 
gejellichaften, 489 Kommanditen, 2816 einfahe Kompagnieen (en nom collectif). 

Jahrmärkte und Meffen zählt man jährlih 25,378 in Frankreich, worunter 
die Mefle von Beaucaire fehr berühmt ift. 

Gewerbsfteuerpflichtige (patentes) zählte man 1855 1,433,783 und 
1856 1,453,700. 

Erfindungspatente (brevets d’invention) 1855 5512, 1856 5834. 

Münzen. 2), Das in Frankreich feit dem Jahre IV (1796) bis 1855 
influftv geprägte Gold beträgt an Werth: 

2,864,420,950 Fr. 
das Silber 4,560,217,886 = 


7,424,638,836 = 

X. Schifffahrt. In die franzöfifhen Häfen liefen ein im Jahre 1855 
22,987 Seeſchiffe mit einem Gehalt von 3,302,000 Tonnen (von 1000 &it.) 
und aus liefen 13,770 Schiffe von 2,031,000 Tonnen, zufammen 36,757 be- 
ladene Schiffe. Mit ven unbeladenen ift die Gefammtjumme ver Bewegung 46,849 
Schiffe. Unter den 36,757 beladenen Schiffen gehörten 15,355 Schiffe mit 
2,182,034 T. Frankreich, 11,504 Sch. mit 1,539,000 T. England. Dann folgen: 
die Vereinigten Staaten mit 493,077 T., Norwegen mit 169,654 T., Sicilien 
mit 154,219 T., Sarbinien mit 143,836 T., Nieberlande mit 74,775 T., 
Griehenland mit 71,645 T., Zollverein mit 68,261 T. Obige 36,757 Schiffe 
zerfallen ferner in 27,797 Segelichiffe mit 3,515,000 T. und 8900 Dampfer 
mit 1,818,000 T. Yeßtere, deren Zahl in ftarfer Zunahme begriffen ift, vermitteln 
faft bios den Verkehr mit den übrigen europäifchen Staaten; nad ben andern 
Welttheilen gehen unter 100 Schiffen nur 14 Dampfer. 

Bermittelft der Küftenfahrer wurden verfchifft (1855) im Ganzen 2231 T., 
wovon 1,597,916 T. auf die Häfen des atlantifchen Meeres oder ver Weft- und 
Nordküſte Frantreihs und 633,808 T. auf die Häfen des mittelländifchen Meeres 
fommen. Hierunter ift die große Küftenfahrt (grand cabotage), welche zwiſchen 
dem mittellänbifhen Meer und dem Ocean ftattgefunven, mit 73,587 T. aus ben 
mittelländifhen Häfen und 32,515 T. aus den Häfen des Oceans (meftliche und 
nördliche Küfte), zufammen 106,102 T., begriffen. Am ftärkften betheiligten ſich 
an der Küftenfahrt: Bei der Abſendung: Marfeille mit 229,855 T., Havre 
mit 192,055 T., Nantes mit 144,181 T., Borbeaur mit 133,119 T. Beim 


27) Ausführliche Details findet man in dem Annuaire de l’Econ. pol. et de Statistique 
von Blod und Guillaumin für das Jahr 1857. Seite 74 und ff, 
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Empfang: Rouen mit 211,827 T., Marſeille mit 199,955 T., Bordeaur mit 
167,476 T., Havre mit 153,914 T., Toulon mit 140,476 T., Dünfirhen mit 
130,355 T., Nantes mit 105,506 T. Unter ven wichtigften verfchifften Waaren 
heben wir hervor: Holz (354,307 T.), Getreide (276,023 T.), Salz (214,308 T.), 
Wein (158,909 T.), Steintohlen (147,240 T.). Diefe ſechs Artikel bilden 62'/, pEt. 
des gejammten Transport. 

. Shiffszahl. *) Die Zahl ver in ven franzöfifhen Häfen immatrikulirten 
Schiffe geht aus folgender Tabelle hervor : 


Segeljchiffe : Dampfer : Zufammen : 
— — AT — — — — — — 
Jahr: Schiffe: Tonnengehalt: Schiffe: Tonnengehalt: Schiffe: Tonnengehalt: 


1853 14,545 757,897 174 4,808 14,719 762,705 
1854 14,199 800,580 197 19,102 14,396 819,682 
1855 14,023 848,254 225 23,902 14,248 872,156 
Wie man deutlicher aus der nachſtehenden Tabelle erfehen kann, bat bie 
Größe der Schiffe beveutend zugenommen. Deren Zahl und Gehalt betrug am 
1853 : 1855: 


31. December der Jahre: 8: 
Schiffe: Tonnen: Schiffe: Tonnen : 


Schiffe von mehr als 500 Tonnen 51 31,612 120 75,638 
⸗ 100 bis 500 ⸗ 2,307 456,471 2,544 532,236 
5 = weniger als 100 = 12,361 274,622 11,584 264,282 


Man zählt etwa 40 Häfen in Franfreih, wovon 83 im mittelländifchen 
Meer. Leuchtthürme umd Lichter aller Art werben 156 unterhalten, davon find 
28 im mittellänbifhen Meer. 

XI. Verkehrsmittel. Eifenbahnen, Landftraßen, Ranäle. Seit 
20 bis 30 Jahren ift in dieſer Hinficht fehr viel geſchehen; beſonders eifrig aber 
arbeitet man in ver neueften Zeit an der Vollendung des Eifenbahnneges. Seitvem 
diefes rafchefte aller Verbindungs- oder Transportmittel gehörig gewürdigt worden 
ift, find alle andern beinahe vernadläffigt worben. 

Wir haben ſchon oben gefehen, daß die franzöfifhen Ströme und Flüffe eine 
ſchiffbare Länge von 8817 Kilometer bilden. Hiezu muß man nun die Kanäle 
rechnen, deren Zahl ſich auf 97 mit einer- Länge von 4,715,180 Meter beläuft. 
Die widtigften find: Der Ranal de Bourgogne, ber die Nonne mit der Saone 
und alfo die Rhone und das Seine-Beden mit einander verbindet; die Kanäle du 
Nivernais, de Briare, d’Orleans, die an verfchievenen Punkten die Verbinvung 
der Loire mit der Seine vermitteln; der Kanal de la Marne au Rhin, der Ar— 
denner Kanal und der von St.Quentin, weldhe die Seine mit dem Rhein in Ber- 
bindung bringen; der Kanal du Rhöne au Rhin, deſſen Zwed hinlänglich durch 
feinen Namen angebeutet ift; ver Kanal du Centre, der die Loire mit der Rhone 
in Kommunifation fegt; envlich der berühmte Kanal du midi, der in einer Länge 
von 241 Kil. den Ocean (Garonnebeden) mit dem mittelländifhen Meere ver- 
bindet. Die innere Schifffahrt beträgt aljo 13,533 Kilometer. 

Die Lanpdftraßen zerfallen im Frankreich, nah ihrer Wichtigkeit — und 
nad) den Kaſſen, aus denen fie unterhalten werden — in drei Klaffen: 1. Kaiſer— 
liche oder National-Strafen giebt e8 (1854) 654, mit einer Länge von 36,038 Kil.; 
2) Departementalftraßen zählte man (1854) 1694, mit einer Länge von 45,627 
Kil. mit 27,580 fertigen und 4039 projeftirten oder im Bau begriffenen Brüden. 
Zwiſchen beiden vorigen Klaffen ftehen in ver Mitte, weil zugleih vom Staat und 


*) Bol. oben S. 547, 
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von den Departementen unterhalten, 69 ſtrategiſche Straßen (in der Vendée) mit 
einer Länge von 1463 Kil. Im Ganzen alſo iſt die Länge der Landſtraßen 83,128 
Kilometer. 3) Anertannte Bicinale (oder Gemeinde) Wege (1851) zählt man 
284,737 mit einer Länge von 558,441 Kilometer. Außerdem giebt es eine große 
Menge Beld- und Forftwege, die nicht aus einer Gemeinde in die andere führen, 
alfo nicht unter die Bincinalwege Haffificirt werden können. 

Im Eifenbahnbau*) ſucht Frankreich, das lange gegen England und Deutfc- 
land zurück war, num die verlorne Zeit einzuholen. Seit 1842 — weldes Jahr 
ein Wenbepunft in ver Geſchichte dieſer Verkehrsmittel bildet — hat fidh ver 
Staat der Sache kräftig angenommen, feit 1852 ift verfelben ein neuer Impuls 
gegeben worden und beinahe jährlid werden größere Summen für die Herftellung 
von Eifenbahnen verwendet. 

Endlich hat Frankreich jest fhon eine mehr als 10,000 Kil. lange Tele: 
gerne auf welcher monatlidh etwa 50,000 Depefhen verfandt werben. 

an glaubt, daß ſich diefe binnen wenig Jahren verboppeln werben. 

XU. Finanzen. Die Quellen, woraus der franzöfifhe Staatsjhag feine 
Einnahmen zieht, ergeben fih am beften aus ber überfihtlihen Darftellung eines 
Büdgets. Wir wählen das vom Jahr 1857, dem die andern bis auf Kleine Ab- 
weihungen in den Zahlen gleichen. 


Einnahmen : 
I. Dirette Steuern (438,369,947 Fr. Ir und — 
Grundſteuer. 271,648,873 Fr. 
Perſon⸗ und Mobiliarſteuer. ae A er er 66,061,571 = 
Thür und Fenfterfteuerr . . 2 2 40326,708 = 
Patent: (Gewerbe-)ftener. . . h — 59,462,795 = 
Zufhlag für erfte Zahlun Saufforberung . a 870,000 = 
II. Einregiftrirung (verfaufter "Srunpftüde rc.), Stempel ꝛc. 353,842,046 = 
HI. Produfte der Wälder (Holz) und (Süßmwafler-) — 25,942,500 = 
IV. Zoll (dabei 28 Mill. Salzfteuer) . . 3 231,716,000 = 
V. Indirekte Steuern (404,482,000 Sr. ), und zwar 
Trankſteuer (Wein, Bier, Branntwein) 2 2.....137,911,000 = 
Inländiſcher Zuder (Runkelrüben) 32). . . 2 2... 36,365,000 = 
Zabalsmonopol A) . “20.0.0... 164,000,000 = 
Andere (worunter 7 Mil. 1. Seltener) 20.20.20. 66,206,000 = 
VI. Boftertrag 3) . . . 222... 56,259,000 - 
VIL Andere Einnahmen -. . » > 2 2 22000... 198,133,733 = 
Summa 1,708,745,226 fr. 
Außerorbentlihe Einnahmen . . . 2 2 22. 1,129,286 = 


Total 1,709,874,512 Fr. 

*, S, das Näbere oben S. 377. 

23), Nunfelrübenzuder. Im Jadr 1856 waren 273 Juderfabrifen in Thätigfeit, welche 
92,197,663 Kil. Zucker produeirt haben, 46 diefer Kabrifen fi find in Aisne, 128 in Nord und 
die übrigen in 11 andern Departements. 

23) Tabak. 39,521,462 Kil. Tabaf iſt 1855 vom Staat von der Regie gelauft worden und 
zwar 15,318,925 in Frankreich, 4,093,432 im übrigen Europa, 19,851,609 in Amerika. Ueber— 
died 151,927 Kil. oder 37,981,835 Stück HavannasGigarren. Der Wertb diefer Tabake beläuft 
fih auf 40, 899,807 Kr. In den Magazinen befanden fich noch 55,338,507 Kil., jo daß der Ge 
fammtvorratb beinahe 95 Millionen Kilogramm _erreichte. Verkauft wurden 24,530,093 Kilogramm. 

25) Post. Im Innern derfelben Stadt Poftet jept ein einfacher Brief von 15 Gramm 10 Gen 
times, wenn er franfirt und 15, wenn er nicht franfirt ifl. Von einem Ort zum andern, obne 
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Ausgaben: 

I. Staatsſchulden (511,225,062 Fr.) . 
Konfolivirte Schuld (Al /), 4, 3 pCt). . » » 2. 308,645,291 Fr. 
Lebenslänglihe Schuld (Benfionsfond 2). -. . . . 68,212,212 - 
Andere, zum Theil temporäre Schulden . . .'. .„  134,367,559 - 

II. Dotationen (Civillifte 25 Mil). - -» 2» 2 33470,080 = 

II. Minifterien (813,844 N und Kal 


Staatsminifterium. . . U 2 9,028,300 = 
Juſtiz een . 2776270 ⸗ 
Auswärtige Sngeegenhetn .. 1090,006,600 ⸗ 
Inneres... ee 141,8165,680 ⸗ 
Finanzen. 195,193,6334 > 
Kg .. ....3440223,148 > 
Marine und Kolonieen ER 121,687,821 = 
Deffentliher Unterriht (19, 388 ‚750) "und Kultus 
(45,133,836) . . . .. 64,522,586 » 
Aderbau, Handel und öffentliche Bauten. “00.0. 79,890,500 = 
IV, Koften ver ER. ber —— rc. 2... 170,562,241 =» 
V. Rückzahlungen . . “2000... 110,389,147 = 
Total 1,645,490,664 Fr. 
Außerorventlihe Arbeiten . . . 2.0... 53,414,000 = 


— der Ausgaben 1,698,904,664 Fr. 

Die konſolidirte Staatsfhuld zählte am 1. Januar 1856 1,020,338 Ein- 
fchriften (Poften, deren Ein Gläubiger oft mehrere hat); bie Rente betrug 
284,668,525 (wovon 110,298,525 Zprocentig) und das nominelle Kapital ber- 
felben 7,558,040,822 Franken. 

Finanzbeamte. Die direften Steuern werden von 7—8000 Einnehmern, 
363 Kreiseinnehmern, 85 Generaleinnehmern erhoben. Die Berwaltungsarbeiten 
werben von 86 Steuerbireftoren, eben fo vielen Infpettoren, 794 Kontroleuren 
und einer großen Anzahl Kommis beforgt. Beſondere Infpeftoren revidiren bie 
Kaflen. Die Regiftrirung liegt 87 Direktoren, 90 Infpektoren, 447 Berifitatoren 
und Kommis ob. Die Stempelgebühren beſchäftigen 350 Agenten. Förſter zählt 
man 3986. Die Douanen werden verwaltet von 31 Direktoren, 196 Infpeftoren, 
2619 andere Beamten mit Beihilfe von 24,918 einregimentirten Douaniers unter 
277 KRapitänen und 670 Lientenants, Die indirekten Steuern haben 74 Agenten 
mit 8670 Untergebenen verfchiedenen Grades. Die Auffiht über den Tabafsbau 
führen 5 Infpeftoren, 115 andere Beamte und 188 nievere Auffeher. Die Poft 
bevarf ein Perfonal von 21,390 Individuen. 

XII. Seer und Flotte. In der Unmöglichkeit hier eine ins Einzelne 
gehende Statiftit der verfchiedenen Waffengattungen zu geben *), begnügen wir 
und, aus dem officiellen Compte rendu sur les op6rations du Recrutement 





Unterfhied der Entfernung, foftet der franfirte einfache Brief von 7% Gr, 20 Gent. und der 
unfranfirte 30. Die einförmige Taxe ift am 24. Auguft 1848, die differenzielle am 20. Mai 
1854 feftgefeßt worden. Daber folgende Rejultate: Im Jahre 1847 cirkulirten 126,480,000 
Briefe, worunter 12,648,000 oder 10 pGt. franfirte; 1856 cirfulirten deren 231,997,290, wor: 
unter 227,467,102 oder 90 pCEt. franfirte. 

*) ©, den Art. „Heerverfaſſung“. 


— 
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(Paris 1856) und dem Büldget von 1858 bie wichtigſten Zahlen hervorzuheben. 
Am 1. Januar 1855 beftand die aktive Armee ans 555,289 Mann und zwar: 


Im Innen . . 375,231 

In Afrika (Aigerien) 64,893 

Im Orient (Krim ac) . . 104,692 

In Italien . . .. . 10473 

555,289 

Hierzu die Referve mit . 39,439 

594,728 

Am 1. Jan. 1854 war diefe Zahl. . . 516,672 


Nach dem Burget von 1858 foll die Zahl der Truppen fein im Jahre 1857 
378,911 Mann 90,191 Pferde; im Jahr 1858 392,400 Mann und 83,500 
Pferde. Bon diefen 392,400 kämen auf Algier 69,521, auf das Innere von 
Frankreich (und Italien) 322,879 Mann. 

Die verfchievenen Truppengattungen find auf folgende Zahlen berechnet : 


Infanterie 214,180, worunter 10,156 Dffeker, 


Kavallerie 55,310, 5 3,627 

Artillerie 30,099, E 1,452 E 
Genie 6300, - 20 - 
Gendarmen 20,201, . 642 = 
Garde 30,042, = 1,381 = 


Dann folgen der Train, die Equipage und andere minber zahlreiche Korps. 

Die Zahl der jährlich militärpflichtig werbenden jungen Leute ſchwankt zwi— 
ſchen 300,000 und 320,000. Im Jahre 1853 war deren Zahl 301,295, worunter 
geſetzlich befreit wurden: 


Wegen Mangel an der — — 13,329 
Wegen Gebrechen ꝛc. .. anna ar MET 
Als ältefter Bruder von Waiſen ae A a A Ste ae 2,717 
Als Söhne over Enkel von Wittwen. . . .. 168,648 
Als Söhne von 70jährigen oder blinden Vätern re a 1,175 
ALS jüngerer Bruder eines Blinden zc. . . 88 
Als Ältefter unter 2 Brübern, melde zu gleicher Zeit militärpflichtig find 127 
Als Brüder von Solden, welche ſich unter der — ae . 16,806 
Als Brüder im Dienft Umgelommener x. . . . he län de 2,219 

117 7,485 


Außer diefen giebt es noch andere Berhältniffe, welche von der Militärpflicht 
befreien, 3. B. das Studium der Theologie, das Lehrfach ꝛc. Die Zahl der im 
diefe Kategorie gehörigen jungen Leute ift etwas über 3000. 

Freiwillig traten in ben Militärbienft 1853 8600, 1854 16,676. Neue 
Engagements gingen ein: 1853 6003, 1854 7807 alte Solvaten. 

Frankreich unterhält 118 Feftungen und 64 zum Theil befeftigte Militär- 
poften. Unter diefen 118 Feſtungen beſchützen 24 vie Nordgrenze, 6 ziehen ſich 
längs der Grenze zwiſchen Moſel und Rhein hin, 8 andere bilden eine innere 
zweite Reihe. Den Rhein und ven Jura vertheidigen 11. Die Grenzen gegen bie 
Alpen find durch 17 Feſtungen gevedt; dann liegen 5 am mittelländiihen Meer; 
13 an ber fpanifhen Grenze, in ven Pyrenäen; 14 am Ocean; 9 am Kanal: 
5 im Innern, darunter Paris, und 6 auf der Infel Korſila. 
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Marine, *) Die franzöfifche Flotte befteht aus 44 Linienfhiffen von 74 Bis 
120 Kanonen, 60 Fregatten von 44 bis 60 Kanonen, 50 Korvetten, 100 Briggs, 
30 Transportihiffen und etwa 60 anderen Fahrzeugen. Zwei Fünftel dieſer Schiffe 
find Dampfichiffe, größtentheils eingerichtet, je nach Gutbefinden mit Dampf oder 
unter Segeln zu gehen (navires mixtes). Auf den Werften befindet ſich noch eine 
faft eben fo große Zahl als auf dem Waſſer. 

Die Mannjhaft wird zum größten Theil durch die Inscription maritime 
vollzählig gehalten. In die Regifter diefer Inseription werden die Namen fämmt- 
licher 20= bis 5Ojähriger Fifcher und Matrofen eingetragen und daraus die nöthige 
Anzahl herausgehoben. Der Dienft ift vreijährig. Ende 1857 zählten bie wirklich 
bemannten Schiffe, 142 jeder Größe (die auf Schiffen fih befindenden Uebungs- 
fhulen, mit gerechnet), 30,535 Mann. | 

XIV. Bates und auswärtige Befigungen. In Afrika. Wir 
nennen 1) Algerien (vgl. den Art. „Algerien“), worin nunmehr etwa 200,000 
Europäer fi nievergelaffen haben. Im jeder der drei Provinzen (Mlgier, Oran, 
Eonftantine) find ſchon zahlreihe Aderbaudörfer gegründet und mande find mwohl- 
angebaut. Große Anftrengungen werden gemacht, diefe Dörfer zu mehren und zur 
Dlüthe zu bringen. 2) Verſchiedene Nieverlaffungen, Komptoire oder befeftigte 
Poften am Senegal, deren Handel hauptfählih in arabifhem Gummi befteht. 
3) Die Reunioninfel (Ile de la Reunion), fonft Bourbon genannt, mit 260 Hef- 
taren. 4) Verſchiedene Feine Infeln in der Nähe von Madagaskar, St.Marie, 
Noffibe, Mayotta ıc. 

In Amerika. Die Infeln Martinique (109,000 Heft. mit 123,495 Ein- 
wohnern), Guadeloupe (160,000 Heft. mit 124,934 Einw.), Marie Oalante und 
einige Meinere unter den Antillen. Berner: St.Pierre, Miquelon nnd mehrere an- 
dere Infelhen in der Nähe von Neufoundland. Guyana mit der Infel Cayenne 
in Südamerifa in der Nahbarichaft des Amazonenftroms. 

In Afien (Oftindien) Pondihery und einige andere Städte. 

In Dceeanien (auftraliihe Infeln im ftillen Meer). Die Marguefasinfeln 
(Iles Marquesas) mit Nada-Hiva, die Gefellfhaftsinfeln, eigentlich blos unter dem 
Proteftorat Frankreichs. Endlich das 1855 in Befig genommene Neu-Calebonien, 
wohin die Straffolonieen verlegt werben follen. 

Sämmtlihe franzöfifhe Kolonien — außer Algier — hatten im Jahre 1852 
617,000 Einwohner. — 

Hinfichtlih der Literatur müſſen wir uns begnügen, einige Werke zu nen- 
nen, in welchen fich nähere Nachweife finden. Lelong, Bibliothdque litteraire 
de Vhistoire frangaise giebt Auskunft über die ältere gefchichtliche Literatur; im 
den erften 4 Bänden des Catalogue de la Bibliothdque imperiale (Paris, Didot) 
ift der Beſitz ver großen Parifer Bibliothef an gefhichtlihen Werfen verzeichnet. 
©. ferner Heuschling, Bibliographie historique de la Statistique en France, 
Brux. 1851. Einen vollftändigen Auszug aller in Frankreich erjcheinenden amt: 
lihen Dofumente von ftatiftifhem Inhalt findet man in dem Annuaire de !’Eco- 
nomie politique et de Statistique, 1842— 1855 von Sof. Garnier und Guillo- 
main, feit 1856 von Guillomain und Block herausgegeben. Vollſtändige 
Nachmeife der Berwaltungsliteratur **) enthält das Dictionnaire de l’administr. 


*) Mal, oben S. 547. 
**) S. auch Hod, die Ainanzverwaltung Frankreichs. Stuttg. u. Augsb. 1857. 
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frangaise, herausgegeben von Block (Paris u. Strassb. 1856). — Von geſchicht⸗ 
lien Werten deutſcher Berfaffer nennen wir: Ranke, franz. Gefchichte, beſonders 
im 16. u. 17. Jahrh. 4 Bde. Stuttg.u. Augsb. 1852—58, v. Sybel, Geſchichte 
der Revolutionszeit. Bis jegt 2 Bde. Düffeld. 1853, 1854. Shäffner, Ge 
ſchichte der Rechtsverfaſſung Frankreichs 3 Bde. Franff. 1843. Blot. 


Politifhe Anmerkung der Redaktion. 


Die Lefer des Staatswörterbuhs dürfen billig erwarten, daß baffelbe auch 
der franzöfiihen Frage gegenüber feine politifhe Gefinnung bewähre und vom 
deutſchen Stantpunkte aus die gegenwärtige politiiche Lage der napoleonifchen 
Herrihaft und ihre Ausſichten mit einigen charakteriftiihen Zügen zu zeichnen 
unternehme, 

Dft ſchon wurde Napoleon III. mit Oftavius Auguftus verglichen, und in 
der That die Aehnlichkeit ſowohl der Situation als der Charaktere fällt Jedermann 
auf. Schon das perfünlihe Verhältniß der beiden Kaifer Napoleon gleicht merf- 
würdig dem Verhältniß des Kaiſers Auguftus zu dem großen Gäfar. Wie Au- 
guftus, der Großneffe Cäfars, fo ift auch Napoleon III. nicht ein unmittelbarer 
Abkömmling, fondern ein Neffe Napoleons I., und wie jener, fo ift auch biefer 
als Neffe zugleih der Erbe eines welthiftorifhen Feloherrn, Staatsmanns und 
Herrſchers geworben. Beiden aud fällt die unermeßliche Erbſchaft nicht bequem 
in den Schooß. Der Antritt derfelben ift für beide mit Gefahr und Anftrengung 
verbunden, Sie müſſen beide die reiche Verlaſſenſchaft durch perfönliche Auszeich- 
nung und Ürbeit erft erringen, Nach der Ermordung Cäfars wüthete von neuem 
der Partei» und Bürgerkrieg, den der lebende Cäſar an feinen Triumphwagen ge- 
feffelt hatte, und erft nachdem Auguſtus aus den erneuerten Kriegen fiegreich her— 
vorgegangen war, warf ſich ihm vie ermüdete und frievensbebürftige Nation er- 
Ihöpft in die Arme. Länger noch dauerte die Unterbregung nad dem tragifchen 
Sturze des erften Napoleon bis zur Erhebung des dritten. Erft als die Revolution, 
weldye jener gebändigt und gefchlofjen hatte, nad) langen Paufen mit vullaniſcher 
Gewalt wieder ausgebroden war, und die focialen Leiden und Gefahren die Bürger 
fhredten, fielen die Mafjen, überbrüffig des Parteihavers und der Unorbnung dem 
Prinzen zu, von dem fie die Herftellung einer gefiherten Ordnung, ein energijches 
einheitliches Regiment und die Wievererhöhung der in der neuen Revolution ge- 
funfenen franzöfifshen Macht hofften. Dieſes Gefühl war fo ftark in den Maſſen, 
daß fie den furdtbaren Gewaltakt, durch welchen der Präfident die beftehende Ver— 
faſſung durchbrach, und feine ſouveräne Macht erhob, wie die Rettung des Staates 
binnahmen und durch ihre Zuftimmung nachträglich billigten. Nur die gekränkten 
geiftigen Führer des dritten Standes behielten den Stachel tief im Herzen. 

Wie Auguftus von cäſariſchen Ideen erfüllt war, fo ift Napoleon III. von 
den Staatsideen feines großen Oheims begeiftert. Die beiden Neffen find zwar 
nicht fo fhöpferifche Genien, wie die großen Gründer ihrer Dymaftien und bie 
Stifter der neuen Kaiferreihe. Aber die beiden Fürſten find doc ebenfalls von 
der Natur mit feltenen Herrſcheranlagen ausgeftattet, und beide in hohem Maße 
befähigt, die Herrihaft eines großen Reiches an fih zu bringen und zu üben. 
Beide find ausgezeichnet durch politifchen Scharf- und Weitblid, beide verftehen es, 
große Plane auszudenken und vorzubereiten, beide wiſſen die Umſtände zu wür— 
digen, und die Mittel zu berechnen, welche den Erfolg fihern, beide find rüd- 
fihtslos in Anwendung biefer Mittel, und verfolgen mit -zäher Ausdauer das 
angefirebte Ziel. Das Bewußtfein des perfünlichen Herrfcherberufs, das Souverä- 
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netätsgefühl, iſt in beiden ſehr ſtark. Sie fühlen und denken ſich als Perſonifikation 
der Volksmacht und der Staatseinheit. Beide wollen die oberfte Gewalt als eine 
unbefchränfte haben und üben und zwar nicht blos dem Namen und Scheine nadh, 
womit fi) mande abfolutiftiihe Fürften begnügen, fondern in Wirklichkeit. Beide 
ſcheuen daher auch die perfönliche Anftrengung und Arbeit nicht, ohne melde das 
nicht möglich ift. Beide ftügen ihre Gewalt vornehmlich auf ven Willen des Bolte, 
als deſſen Häupter und Stellvertreter fie ſich denken, und auf den Beifall und 
das Bepürfniß der großen Maffen, mehr als auf den ber vornehmeren höher 
gebildeten Gefellfhaft. Beide verheißen und fhägen den Frieden, aber ohne Furcht 
vor dem Kriege, wenn er unvermeidlich erfcheint. Beide denken in ihren Planen 
auch an die Zukunft und bemühen ſich, den Yortbeftand ihrer Herrfchaft und ihrer 
Inftitutionen auch für ihre Nachfolger zu ſichern. 

Es ift Auguftus gelungen, feine Herrſchaft bis an fein Ende zu behaupten, 
und die Inftitution des Kaiſerthums auf Jahrhunderte hin in fefter Geftalt auf- 
zurichten. Wird Napoleon III. eben fo glüdlic fein, wie fein römifches Vorbild ? 
Iſt der Neubau veffelben eben fo feft in jeinen Fundamenten und fo folid im 
der Ausführung? Niemand kann die erfte Frage mit Sicherheit beantworten ; 
eher läßt ſich die zweite prüfen. Wie ernftlih Napoleon III. darauf venft, vie 
frievlihe Nachfolge feines Sohnes ficher zu ftellen, das zeigen die neueften Sta- 
tuten über die Regentihaft und vie Eintheilung Frankreichs in 8 Marſchallate, 
wie die eventuellen Vollmachten an die Marſchälle. Diefe äußern Mittel, um eine 
Empörung des Pöbels niederzufhlagen, und um der Verſchwörung der Klubbs ent- 
gegenzutreten, find mit Umficht gewählt und Fräftig vorgeforgt. Solden militäri- 
fhen Borfehrungen gegenüber erſcheint jeder rohe Aufftand ohnmädtig und 
hoffnungslos. 

Dennoch kann fi) Niemand, der aufrichtig über dieſe Dinge denkt und ſpricht, 
verbergen, daß'der Glaube an die Fortdauer der gegenwärtigen Stautsorbnung 
fowohl in als außer Franfreih nur fhwad und unficher und durch bie neneften 
Borgänge und Mafregeln eher eng mehr geſchwächt als geftärft worben fei. In 
biefen Maßregeln felbft ift auch die Leidenſchaft offenbar geworben, welche fich nicht 
mehr fiher und zu anomalen Mitteln fi gebrängt fühlt, die das Rechtsbewußt⸗ 
fein verlegen und die Unzufriedenheit vermehren. Ein Gefeg, welches die politifche 
Gefinnung wie ein Verbrechen bedroht, die Uebergabe der Polizei an einen Ge— 
neral, der die Formen des blinden milttärifhen Gehorfams in die Civilbeamtung 
einführt, das drüdende, beängftigende, immoralifche Syſtem der Spionage, vie 
unerträglihen Paß⸗ und Berfehrspladereien, unter denen die frievlihen Bürger 
am meiften zu leiden haben, die Hemmnifje, welche ver freien wiflenfchaftlichen 
Aeußerung bereitet werben, die Anechtung der Preſſe, die Deportationen Berbäd- 
tiger ohne Urtheil und Recht, find fürwahr nicht geeignet, Vertrauen zu erweden 
oder Zufriedenheit zu verbreiten. 

Aus welchen Gründen man ſich jenen Unglauben erklären möge, das Symptom 
ſelbſt ift unzweifelhaft und an ſich eine Gefahr; denn wie der Glaube die vorhan- 
denen Schwierigkeiten überwinden hilft, indem er ven Muth ftärft, fo verleitet der 
Mangel an Vertrauen in die Zukunft während der KArifis bald zu halben und unzu- 
reihenden, bald zu übertriebenen und ſchädlichen Mafregeln, die das Uebel ver- 
fhlimmern. Der Glaube aber läßt fi zwar wohl in noch jugendliche Gemüther 
einpflanzen, aber nicht einer alten und reifen Nation aufnöthigen. 

Bergleihen wir überdem die römifche Weltlage zur Zeit des Auguftus mit 
der franzöfifchen unferer Tage weiter, fo zeigen ſich auch neben jener Aehnlichkeit 
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ſehr erhebliche Verſchiedenheiten. Vielleicht hat Napoleon III. ſelbſt dem römifch- 
cãſariſchen Vorbild eifriger nachgeſtrebt, als die Verſchiedenheit der Völler und ver 
Zeiten e8 rechtfertigt. - 

Die Gegenfäge erfheinen groß genug, ſowohl nah Außen als im Innern, 
um nit überfehen werben zu dürfen. Rom war allein in der Welt, das einzige 
in fi) begründete Weltreich, ohne einen Rival. Rings um die Örenze des römischen 
Reiches her lagen uncivilifirte Völler, ohne höhere Staatsbildung, ohne Einigung. 
Auguftus verzichtete nach der Niederlage des Varus in den germanifchen Wäldern 
auf weitere Eroberungen. Das römiſche Reich hatte feine Schranken gefunden. Aber 
foweit die Civilifation reichte, fo weit herrſchte Rom, Eivilifation und Römerreid 
waren bajlelbe. 

Frankreich dagegen fteht nicht ebenfo allein in der Welt. Andere Großmächte 
find neben ihm, deren politifche Denkweiſe und Inftitutionen nicht ohne Einfluß 
auf jein Leben find. Mag auch der romanifche Geift der franzöfifchen Nation in 
höherem Grade einer unbedingten Gentralifation aller Staatsgewalt in der Perfon 
des Kaifers gemeigt fein, und der romanifche Charakter ver Franzoſen ſich williger 
einer diftatorifchen Gewalt unterwerfen‘, als das Wefen ver germanifhen Bölfer, 
fo ift doc der nahe Bergleih mit der freien Verfaſſung Englands eine unaus— 
gefjegt wirkende Warnung gegen eine rüdfichtslofe und leidenfchaftliche Ueberfpannung 
jener centvalifirenden Diktatur. Man darf den Franzofen nicht zumuthen, daß fie 
völlig auf politifhe Freiheit verzichten, während fie nidt blos in ihrer eigenen 
Geſchichte fi) oft ſchon auch für die Freiheit begeiftert haben, fonvern in unmittel- 
barer Nähe mit freien Völkern täglich verkehren. Paris und London find heutzutage 
viel näher gerüdt, als je zuvor, und die Reichhaltigkeit und Mannigfaltigkeit dieſer 
Beziehungen ift eine Macht, die man nicht ignoriren darf. Weniger bedeutend ift 
die politifhe Einwirkung der deutſchen Staaten, deren Berfafjung zwar nicht par- 
lamentarifch ift, wie die engliſche, aber doch beſchränkt monarchiſch; aber auch hinter 
biefen in Volksfreiheit zurüdbleiben zu müflen, das wedt in dem gebildeten Fran— 
zofen doch das Gefühl der Demüthigung. Ebenfowenig ift die Eivilifation auf 
Frankreich eingefhloffen. So groß die Verdienſte der Franzofen auch für die euro— 
päifche Eivilifation angejchlagen werden, andere nicht minder große Verdienſte haben 
aud andere Völker aufzuweifen. Auch in diefer Beziehung ift die Ifolirung Frant- 
reichs unmöglich; die Fortſchritte der allgemeinen Eivilifation in der Wiffenfchaft, in 
der Kunft, in humaner Geiftesbildung bedingen und ergreifen auch die franzöfifche 
Nation. Die öffentliche Meinung Europa’s ift für diefe nicht gleichgültig, und fie ift 
einer fortvauernden Feſſelung der öffentlihen Meinung in Frankreich entjchieven 
ungünftig. 

Sehen wir auf die inneren Unterfchieve zwifchen ber politiichen Lage von 
Rom zur Zeit des Auguftus und Frankreich in unferer Zeit, fo zeigen fich diefelben 
fowohl in der Natur der Oppofition gegen den Kaifer, als in der Baſis, auf bie 
er ſich ftügen muß. In Rom war eine ernftlibe Oppofition nur ven der Ari— 
ftofratie zu beforgen, die ungern auf ihre Herrfchaft verzichtete. Aber die römifche 
Ariftofratie hatte den Glauben an ihre felbftftändige Macht verloren; die Bürger 
kriege hatten ihre Unfähigkeit, die alte Republik herzuftellen und zu behaupten für 
Jedermann geoffenbart. Die Verzweiflung faß ihr in den Glievern. Sie dachte 
mehr an finnlihen Lebensgenuß, und den hatte fie ficherer, wenn fie dem Kaifer 
huldigte, als wenn fie ihn befämpfte. Den politifchen Ehrgeiz, ver nod in ihr 
war, ſuchte Auguſtus überdem zu befrievigen. So hart und graufam er während 
des Kampfes gehandelt hatte, nach dem Sieg that er für die Verſöhnung auch 
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der Ariſtokratie, was irgend geſchehen konnte. Die hohe Ariſtokratie fand in dem 
immer noch einflußreihen Senat ein beneidete Stellung, und bier durfte auch bie 
DOppofition mit Freiheit fih äußern. Die nievere Ariftolratie der Ritter fand in den 
georbneten Zuftänden und ihrer finanziellen Ausbeutung eine reihe Duelle bes 
Gewinns. Die römische Literatur war unter Auguftus in voller Blüthe. 

In Frankreich dagegen ift die beveutenbfte Oppofition nicht etwa in den ver- 
einzelten focialiftiihen und rothen Klubbs zu ſuchen, die auf den Schreden fpefu- 
liren und zum Berbrechen bereit find, nod weniger in der alten Ariftofratie, fondern 
vielmehr in ven gebilveten Bürgerflaffen, in dem vritten Stand. Cie hat daher 
eine viel breitere Ausdehnung als die römiſche Oppofition. Sie ift überall in ven 
franzöfifhen Städten zu finden, fie hat ihren Hauptfig in Paris,- dem biftorifchen 
Gentrum des franzöfiihen Staats. Sie ift auch nicht fo tief vemoralifirt, wie bie 
römifhe Ariftofratie e8 war. Die Vorzüge der franzöftihen Nation find noch in 
dem Bürgerftand lebendig, und immer neue frifche Kräfte ftrömen aus ven Pro- 
vinzen und von dem Lande vemfelben zu. Schwerlidy ift verfelbe durch die Revo— 
Intionsgefhichte ſchon hinreichend darüber belehrt, daß er unfähig fei, das Regiment 
felber zu führen, aber keinenfalls verzichtet er auf eine Theilnahme an ber ftaat- 
lichen Gefeggebung und auf die Kontrole des Regiments. Die drei Jahrzehnte der 
fonftitutioneien Monarchie haben jein Selbftgefühl geftärft, und die Erinnerung 
daran iſt no ſtark und wedt das Verlangen nah analogen Zuftänden um fo 
mehr, je weiter die Yurcht vor der Erneuerung des Jahres 1848 zurüdtritt. Die 
napoleonifhe Verfaſſung bat zwar viefem fonftitutionellen Sinn einige Rüdficht 
gewidmet theils in der Bildung des Senats, welcher die verfaffungsmäßigen Rechte 
und Freiheiten zu fchügen berufen ift, theils in der Einrichtung eines fog. Gejek- 
gebungstörpers, welchem die Gejegesentwürfe vorgelegt werden müſſen. Aber bis 
jest find die Keime fonftitutionellen Rechts in dieſen Inftitutionen nicht zu freier 
Entfaltung gelangt, und die darin liegenden Schranken der Diktatur haben ihre 
innere Kraft nicht bewiejen. Es ift unmöglich, daß der britte Stand, feit langem 
an einen bedeutenden Antheil an politischer Macht gewöhnt, und nun davon aus 
geſchloſſen, darin die Befriedigung feiner Wünſche finde. Ein Theil dieſes Standes 
fann freilich durch materielle Dinge zefättigt werben, durch den Flor der Fabri— 
fation und des Handels, durch Theilnahme an finanziellen Spekulationen und 
Gewinnften. Aber ver geiftig höher ſtehende und befiere Theil nicht, und auch jener 
nur mit halbem Herzen. 

Jever Einfichtige giebt zu, daß in ven Eonftitutionellen Kammern viel leeres 
Gerede zu hören war, daß in dem konftitutionellen Gebaren der Parteien klein— 
liche Eitelkeit und unmotivirte Parteieiferfuht nicht felten die öffentlihen Intereſſen 
gefährbete und fhädigte. Der Unbefangene muß anerkennen, daß während Jahren 
Napoleon III. die auswärtige Politit mit ſtaatsmänniſchem Talente geleitet und 
bejjer geleitet habe, als einer der fonftitutionellen Minifter unter den Bourbonen 
und unter Louis Philipp. Aber ver Widerſpruch zwiſchen ver frühern freien Red— 
jeligfeit und ver heutigen erzwungenen Schweigfamkeit des dritten Standes ift zu 
ſchroff, um nicht von diefem als eine unnatürliche Anechtung mit dem Gefühl ver 
Scham und des Unwillens empfunden zu werben. Der Franzofe ſpricht gern jelbft 
und mit großer Gewandtheit. Nun fol er nur hören, was der Kaifer im Namen 
Grankreihs fpriht. Mit feinen Iveen glaubt der Franzofe auf die Nation, auf 
die Welt zu wirken, und jet muß er feine Gedanken in fi) verfchliegen. Er bat 
feine Rebnerbühne, feine politifhe Prefie mehr. Nur die Ideen des Kaiſers glänzen 
einfam an dem politifhen Horizont. Der Kaifer denkt allein, fühlt allein, handelt 
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allein in Frankreich. Paris ſelbſt, das Haupt und Herz des Landes, in dem alle 
Nerven und alles Blut von Frankreich ſich einigen, das aufgeklärte geiſtreiche Paris 
iſt ſtumm geworden. Es iſt undenkbar, daß die Oppoſition in Paris auf dieſem 
Wege ertödtet werde, ſie muß im Stillen wachſen; und die Oppoſition von Paris, 
die ſich bei den letzten Wahlen ſchon vernehmlich gezeigt hat, iſt gefährlich, denn 
Paris iſt von Natur doch größer und mächtiger als ſelbſt der Kaiſer, und Paris 
lebt länger als Napoleon III. Die Oppoſition von Paris kann ihre Zeit ab— 
warten. 

Vielleicht kann, was Manche behaupten, der Kaiſer dem Verlangen nach 
größerer politiſcher Freiheit nicht entſprechen, ohne ſofort neue Gefahren herauf— 
zubeſchwören. Vielleicht würde die mißſtimmte Oppoſition die Preſſe und die 
Rednerbühne zu den heftigſten Angriffen auf die nächſten Freunde des Kaiſers, 
auf fein Syſtem, zuletzt auf ihm ſelbſt benutzen, und der offene Kampf der Bar- 
teien oder gar die Revolution wieder ausbrehen. Wenn dem fo ift, dann 
fteht es freilich fehr fhlimm um Franfreih, aber am fchlimmften um die Soli- 
bität des napoleonifhen Staats. Wir können nur fhwer daran glauben, daß es 
einer fo bedeutenden ftaatsmännifhen Natur, wie Napoleon III. ift und bei ber 
ungeheuren Macht, die er in feinen Händen behalten würde, unmöglich fein follte, 
eine dynaſtiſche oder eine revolutionäre Oppofition in Schranfen zu halten, ohne 
die dem franzöfiihen Nationaldarafter nothwendige Freiheit zu verweigern. 

Auguftus fügte fi endlich außer dem Heere auf die große Volksmaſſe in 
Rom, die von der Ariftofratie nichts zu hoffen, fondern nur zu fürchten hatte, 
und auf die gefammte Provinzialbevölferung, die früher von ven ariftofratiichen 
Protonfuln ausgefogen worden war, und umter den Bürgerkriegen ſchwer gelitten 
hatte. Die kaiferlihe Ordnung fhügte ihren Frieden, ermäßigte ihre Laften, und 
ftellte fie dem gepriefenen Italien weſentlich gleih. Napoleon III. ſtützt fi zwar auch 
auf den vierten Stand, auf die Kleinbürgerihaft und die Arbeiter in den Städten 
und auf bie bäuerlihe Bevölkerung. Aber weder fann er ihr fo große Wohlthaten 
bieten, wie Auguftus den Provinzen, noch hat dieſe Bevölferung fo viel von dem 
dritten Stande zu fürdten, als die nievern Klaffen zu Rom und die Provinzialen 
von der Ariftofratie. Ihre Zuftände find nicht wefentlich verändert worden durch 
den Wechjel der Regierungen: und fie wird von neuen Menderungen nicht fehr 
bedroht; denn fo weit ein geficherter Rechtszuſtand, Frieden, materielle Wohlfahrt 
ihr erwünfcht ift, ftimmen auch die gebildeten Klaſſen mit ihr ganz überein. Cine 
beftimmte politifche Berfafiung liegt nicht in ihrem Gefichtsfreife. Die politiichen 
Geſchicke von Frankreich aber werden feit Jahrhunderten weit mehr als von dem Lande 
von der Stimmung und von den Gedanken der Städte und vorzüglid der Haupt- 
ftadt Paris beftimmt. Zwar hat Napoleon III. durch die Einführung des allge— 
meinen Stimmrechts aud den untern Klaſſen ein größeres Gewicht verliehen, aber 
die Dankbarkeit für dieſe Gabe, melde im Grunde doch mehr Schein als Wirklich— 
feit ift, erfegt ſchwerlich für die Dauer die Mängel dieſes Fundaments der faijer- 
lichen Berfaflung. 

Unferes Erachtens hängt demnad die Haltbarkeit derſelben wefentlih davon 
ab, daß das Kaiſerthum, wie es ven Ruhm und die Macht von Franfreic in der 
auswärtigen Politit erhoben hat, auch im Innern den dritten Stand zu verfühnen 
und mit ftarfer Ordnung die politifche Vollsfreiheit zu verbinden wiſſe. Die Aus— 
fiht darauf aber ift im neuerer Zeit viel unmwahrfcheinlicher geworden als vorher. 

Bluntſchli. 
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Das Weib ift auf die ehelihe Gemeinſchaft und die Familie ald den natür— 
lichen Mittelpunkt feines Dafeins angewiejen. Bon hier aus nimmt es als Ehefrau, 
Hausfrau und Mutter, ohne in die Oeffentlichkeit verzutreten, gleihwohl in ben 
Ländern europäifcher Kultur den eingreifenpften Antheil am wirthſchaftlichen, ſitt- 
lichen und politifhen Volksleben. Diefe Beziehungen der Ehe und ver Familie find 
in früheren Artikeln erörtert worden (vgl. auch den Art. „Konkubinat“); es bleibt 
noch übrig, die Stellung der Frau als iſolirte privatrehtlihe Perſönlichkeit 
und anvererfeitd nad ihren unmittelbaren Beziehungen zum Staatöwejen ins 
Auge zu fallen. 

I. Bürgerlihes Recht. Unbeſchadet der hohen Achtung, im welder das 
weibliche Gejchleht von jeher bei den germaniſchen Völkern gehalten wurde, war 
fein Rechtszuftand zumal in der erften Periode bes Mittelalters ein jehr beprüdter. 
Die Wehrlofigkfeit des Gefchlechtes gab ihm Anſpruch auf erhöhten Schug, bisweilen 
auf ein höheres Wehrgelo, mußte aber zugleich die Schägung feines Werthes für das 
Gemeinwefen und feine NRechtsfähigkeit in einer Zeit ſchmälern, wo Alles nod 
auf die Kraft des Armes geftellt war. Den Männern allein fiel vie Behauptung 
des Familiengutes, vie Abwehr von Gewaltthaten, die Uebung ver Blutrache und 
regelmäßig die Vertretung der Frauen im gerichtlichen Zweitampfe zu. Daraus 
erflärt fi) die Geſchlechtsvormundſchaft, unter der auch umverheirathete volljährige 
Frauen ihr Leben lang ftanden, erklärt fi die Zurüdjegung der Weiber gegen 
die männlichen Verwandten bei der Beerbung des Örunbvermögens, eine Zurüd- 
fegung, die oft zum völligen Ausſchluß gefteigert war. Im Grundbeſitz rubte ver 
einzige Reihthum ver Zamilien, ihre Wehrtraft und politifche Geltung: er mußte den 
männlichen Familienglievern bieiben, die dieſe Mittel ver Macht zu erhalten und 
zu gebrauchen allein befähigt waren. Auch das Lehenrecht in feiner urjprünglichen 
Strenge ſchloß Weiber unbedingt vom Lehen aus. 

Schon im 13. Jahrhundert findet man unter dem Einfluß veränderter Zu- 
ftände und Sitten die Schroffheit des älteren Rechtes fehr gemilvert. Die weibliche 
Erbfolge in liegende Güter, fpäterhin noch mehr begünftigt durch die Verbreitung 
des römifchen Rechtes, greift um fi: zunäcft in den Städten, wo der Örund- 
befis ohnehin von ſekundärer Bereutung ift; langfamer beim Abel und Bauern- 
ftand. Auch Weiberlehen fommen jegt häufig vor; die Pflicht zur Heeresfolge wird 
durch männliche Stellvertreter geleiftet oder in Gelbreidhnifje umgewandelt. Die 
Strenge des Mundiums findet man erft zu Gunften der Handelsfranen burd- 
broden, dann allgemein ermäßigt und den Charakter des ganzen Inftituts umge- 
wandelt. Die Gewalt des Gefchlehtspormundes wird zu einer Beiftandleiftung 
vor Gericht und bei der Vornahme von bejtimmten Rechtsgeſchäften. Das Erforver- 
niß feiner Zuftimmung wird dadurch faft illuforifh, daß die (volljährige) Frau 
das Recht erlangt, ihn nad Gefallen zu wählen. 

Das weiblihe Geſchlecht, das den Staat fo felten begreift und zu ſchätzen 
weiß, hat gleichwohl feine bürgerlihe Emancipation nur der erftarften Staats- 
gewalt zu verbanfen: die Gefchichte zeigt, daß unter einer unentwidelten Staats- 
ordnung nicht allein die politifhe, fondern auch die bürgerliche Vollberechtigung 
auf das wehrhafte Geflecht beſchränkt ift. Je ſchwächer die Staatsgewalt, je 
mehr mithin der Schug des ſchwachen Geſchlechtes auf die Familie und Sipp— 
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haft zurüdfält, um fo theurer muß dieſer Schuß durch Aufopferung der bürger- 
lichen Rechtsfähigkeit bezahlt werben. 

Im heutigen Recht erfcheint die gleiche Berufung der Söhne und Töchter 
zur Erbfolge als herrſchende Regel, von welcher nur einzelne Statuten, fowie die 
Staats- oder Hausgefege und Gewohnheiten hinfichtlich ver Erbfolge im adeligen 
Grumdbefig zum Theil abweichen. Bei ven bürgerlihen und bäuerlichen Erb— 
gütern fteht der Grundſatz der Untheilbarkeit, nicht der Erhaltung beim Mannes« 
ſtamm in erfter Linie, fo daß z. B. nach dem bayr. Gefeß von 1855 (vgl. oben 
©. 402) eine unverheirathete Tochter dem ſchon anfäffigen Schne vorgeht. Ueber 
dies pflegt der Gutsübernehmer feinen Gefchwiftern zu einer Abfindung verpflichtet 
zu fein, die zwar nicht nach dem vollen Werthe des Erbgutes berechnet wird, aber 
Söhnen und Töchtern in gleihem Betrage zukommt ). Die Geſchlechtsvormund— 
haft ift im Laufe dieſes Jahrhunderts aus den meiften Gefepgebungen vollends 
verſchwunden, wenigftens in das Erforderniß richterliher Belehrung oder männ— 
licher Beiftandleiftung (nach eigener Auswahl) verwandelt. Auch die aus dem römt- 
fhen Recht überfommene Ungültigkeit weiblicher Bürgfchaften ift durch Landesgeſetze 
zum Theil befeitigt. In der That werben fich diefe Vorkehrungen und Beneficien 
den Frauen, da fie die Rechtsſicherheit im Gefchäftsverfehr mit ihnen gefährben, 
öfter ſchädlich als nützlich erweiſen. Ohnehin ift ihre pinchologifhe Begründung 
durch die „imbeecillitas sexus* von fehr zweifelhafter Nichtigkeit. Sind Frauen 
mandmal leichter zu überreden, fo find fie dagegen ſchwerer zu überliften; ber 
praftifhe Blick und Takt, der fie zu Handel und Wandel gefchidt macht, ift da— 
durch genügend anerfannt, daß Taufende von Gewerbtreibenden allen Berfehr mit 
dem Publitum ihren Frauen überlafjen. Es fcheint ausreihend geforgt zu fein, 
wenn, nad dem Vorſchlage Welders, bei Interceffionen für ven Ehemann bie 
gerichtliche Belehrung beibehalten und für ven Fall, daß Frauen ſich die Aufftellung 
eines Beiftandes erbitten, dieſe Hilfeleiftung glei der Uebernahme von Bor: - 
mundſchaften durch das Geſetz als bürgerliche Pflicht bezeichnet wird. 2) 

Da mit der Befeitigung des Mundium und der veränderten Auffaffung des 
Gerichtsweſens auch die Fähigkeit der Frauen vor Gericht aufzutreten, anerfannt 
worben ift, jo wäre bie bürgerlihe Emancipation dieſes Geſchlechtes als vollendet zu 
betrachten, wenn fich nicht hinfichtlich der Berufswahl mwefentlihe Beihränfungen 
erhalten hätten, die mit ter heutigen gefellfchaftlihen Page ver Frauen zum Theil 
unverträglih find. Die mittelalterlihe Zunft übte über ihre Angehörigen eine 
Gewalt aus und fpielte zugleih nah Außen eine politiihe Rolle, woran bie 
Frauen feinen Theil haben konnten. In Folge deſſen ſahen viefe fih vom Gewerbs— 


1) In den jüdifchen Ritualgeſetzen, die in einen Theile von Deutfchland noch gelten, 
bat fi ein unbedingtes Vorzugsrecht der Söhne erhalten. Es berubt nicht, wie jene deutſchrecht⸗ 
lichen Inftitutionen in ihrer heutigen Geftalt, auf der Tendenz, das Vermögen vor Zerſplitterung 
u bewahren, fondern auf der altjenitiichen Zurückſetzung des weiblichen Sefchlechtes; denn die 

öbne, fo viele ibrer fein —— theilen unter ſich, obwohl mit Bevorzugung des Erſtgeborenen, 
bewegliches und unbewegliches Vermögen. Allein dieſem verſteinerten Recht gegenüber hat ſich die 
Sitte dem Beiſpiel der chriſtlichen Rechtsentwicklung angeſchloſſen und es ift üblich geworden, 
durch letztwillige Verfügung für die Löchter- zu forgen. 

2) In den preußifchen Kammern ift kürzlich vorgefehlagen worden, die Frauen von der allge 
meinen Wechjelfähigkeit auszunehmen. Wenn man aber diejes allerdings zweifchneidige Necht dem 
weiblichen Geſchlecht entziehen und zugleih allen Klaffen der männlichen Bevölkerung unbedingt 
einräumen oder belafjen will, fo feblt es diefer Mafregel an Konſequenz. Der einfache Handwerfer 
een —— wird in der Regel nicht leichter mit dem Wechielredt umzugeben lernen, ale 

eine Frau. 
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betrieb felbft ausgefchloffen, der nur den Mitglievern der Zunft zukam. Merf- 
würdig ift die einzige Ausnahme zu Gunften handeltreibender Frauen, die in 
den großen Handelsſtädten frühzeitig anerfannt war und von ba fi allgemein 
verbreitete. In jenen Städten modte das Intereffe, alle perſönlichen und Ver— 
mögensfräfte an dem Wetteifer ter Betriebfamfeit zu betheiligen und dem Auf- 
ſchwung des ſtädtiſchen Gemeinweſens dienftbar zu maden, jede andere Rüdficht 
verdrängen. Auch bei den Handwerfszünften wurde wenigftens den Wittwen ver- 
ftorbener Meifter geftattet, ven Gewerbsbetrieb fortzufegen; nur blieben fie von 
den Berathungen der Zunftverfammlung ausgefhloffen und die Fähigkeit, einen 
Lehrling zum Gefellen auszubilden, war ihnen nicht zuerkannt, 

Diefe Beſchränktheit der Berechtigung zum felbftftändigen Erwerb konnte 
leichter aufrecht erhalten werden in einer Zeit, wo die Zahl der zum ehelojen 
Leben verurtheilten Frauen geringer und die Zahl der flöfterlichen Ajyle, die ihnen 
offen ftanden, fo groß war. In Folge einer (relativen) Abnahme der Ehen find 
in unferer Zeit die familienlofen Frauen, die weder am eigenen, noch am elter- 
lihen Herb oder im Haus einer Dienftherrfhaft gefichertes Brod finden, häufiger 
geworben 3). Jenen der unterften Klafje bietet die gefteigerte Fabrikthätigkeit eine 
fittlih und ökonomiſch nicht bemeidenswerthe Zuflucht; aber ihnen und ven übrigen 
folte überhaupt feine Erwerbögelegenheit unzugänglich fein, die fi mit der Natur 
des weiblichen Geſchlechtes verträgt. Sind die individuellen Monopole befeitigt 
worben, fo follte man aud den Monopolien entfagen, die das männlihe Geſchlecht 
noch behauptet. Es iſt nicht zu vedhtfertigen, wenn durch viele Gewerbeorpnungen 
bie unverheiratheten uud verheiratheten rauen von jedem felbftftändigen Gemerbs- 
betrieb, faft nur mit Ausnahme ver eigentlihen „weiblihen Handarbeit" noch 
jegt ausgefchlofien find. Eine Reihe von Gewerben kann ebenfowohl unter weib- 
licher Leitung und ausjchliegend tur weibliches Perfonal betrieben werben, mie 
durch männliches 9). Die Zulaffung der Frauen in folhen Fällen, in der Regel 
unter dem Vorbehalte, daß nur weibliche Hülfsarbeiter verwendet werben, läßt ſich 
mit jeder Gewerbeverfafjung in Einklang bringen. Wo vie Beibringung von Fähig— 
feitsnachweifen Grundfag ift, kann diefe auch von weiblihen Bewerbern geforvert 
werden; wo ber Innungsverband eine reale Bedeutung hat, ift man nicht gehin- 
dert, von denjenigen Genoſſenſchaftsrechten, deren Ausübung nur Männern ge- 
ziemt, die weiblihen Innungsgenojjen auszufhließen, wie es mit ven Meifters- 
wittwen immer gehalten wurde. Ginen Schritt in dieſer Richtung haben vie 
neuerlih für Defterreih und das Königreih Sachſen entworfenen Gewerbeord— 
nungen gethan. 

Empfehlenswerth im unmittelbaren Interefle des Staatshaushaltes, wiemohl 
von untergeorbnetem Belang, ift aud die Verwendung von Frauen zu gewiſſen 
öffentlichen Funktionen, die nicht im Bereich des wirflihen Staatsdienſtes liegen, 
3. B. zum niederen Poft- und Zelegraphendienft, wie e8 in Frankreich und ber 
Schweiz mit gutem Erfolge geſchieht. Weiblihe Bedienſtete leiften ſolche Ver— 
rihtungen billiger und mit mindeftens gleihem Geſchick. 

Die weiblihen Bildungsanftalten pflegt der Staat, foweit fie über bie 


3) Die ftatiftifhen Berechnungen ftimmen freilich nicht überein. Bol. z. B. Roſcher, Volke 
wirtbichaft 1 $. 247 und Biedermann, Deutichland im 18. Jabrb. 1 S, 336, 

%, Beilpielöweife : alle Gandelsgefchäfte, das Gewerb der Anopfmacher, Buchbinder, Hand: 
ſchuhmacher, Frauenſchuhmacher, Uhrmacher, Köche, Zuckerbäcker. Weberfchreitungen der ange: 
mejjenen Grenzen wird ſchon dir Sitte zu verhindern wiſſen. 
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Bolkefhule Hinausreihen, ver freien Konkurrenz und ihren Lehrplan ber freien 
Einfiht der Vorfteher zu überlaffen, indem er fih mit einer allgemeinen Ueber— 
wachung begnügt, und von ben Lehrern etwa Befähigungsnachweiſe fordert. Diefes 
Princip ift ohne Zweifel das richtige, da unter den Bildungsmitteln, die das weib- 
liche Gefchleht für feinen normalen Lebensberuf vorbereiten, die höhere Schul- 
bildung überhaupt in zweiter Linie fteht. Die Verkehrtheiten des modernen weib- 
lihen Unterrichts, fo bitter mit Recht darüber geflagt wird, entfpringen doch einer 
allgemeinen Zeitrihtung, welcher auch Staatsanftalten zulett nicht wiberftehen 
wärben : fie fann nur von innen heraus überwunden werben.‘ Doch follen Staat 
und Gemeinde tüchtige Beftrebungen unter ihren Schu nehmen und dadurch för- 
dern. Soldye Unterftügung verbienen die neuerlich in Württemberg angeregten Lehr 
anftalten, in welchen die Töchter der Gewerbtreibenden Gelegenheit finden, ſich bie 
Kenntniffe anzueignen, die zur Buch, Kaffe und Korrefpondenzführung erfordert 
werben. Der Gewerbtreibende erhält dadurch in feiner Frau oder Tochter den 
zuverläffigften und minveft koftfpieligen Gehülfen für ven faufmännifchen Theil feiner 
Gefhäftsführung; die Tochter wird durch Ausübung folder Fertigkeiten vor fal- 
ſcher Verbildung bewahrt, zur Häuslichkeit gewöhnt, und befitt an ihnen eine Aus- 
ftattung, die ihr ebenſowohl im fünftigen Eheftand, als im äuferften Falle bei 
felbftftändigem Geſchäftsbetrieb nüglid wird. 5) 

II. Staatsredt. Die Frau ift für eine unmittelbare Theilnahme am 
Staatsleben von der Natur nicht beftimmt und nicht organifirt. Sie gehört ver 
Familie wie der Mann dem Staat und der Gemeinde an: beides nicht in bem 
Sinn einer einfeitigen Ausfchließlichkeit ; aber der Schwerpunft des einen Gefchlechts 
liegt bier, des andern dort; feines ift ver Aufgabe gewachſen, die Pflichten bes 
Familien- und des öffentlichen Lebens zugleich in ihrem ganzen Umfang zu erfüllen. 
Daraus folgt, daß die Frau an politifhen Rechten feinen Theil hat. 6) Bei allen 
civilifirten Völkern des Altertbums und der Neuzeit wiederholt fih, wenn aud in 
verfchievener Einfleivung, tiefer Grundſatz. Das Chriftenthbum, unter deſſen Ein- 
fluß die Stellung des weiblichen Geſchlechts in der Ehe, ver Yamilie, der Gefell- 
haft, durch Sitte und Recht fo durchgreifend umgeftaltet und erhoben worden ift: 
auh das Chriftenthum hat dieſen Grundfag unberührt gelaffen und an die po- 
litifhe Emancipation der Frauen nicht gedacht. Es bevürfte keines weiteren Ar- 
gumentes, um den Gedanken einer politiichen Gleichberechtigung der Gefchlechter 
als falſch, der weiblihen Natur und Beſtimmung im innerften Grunde wider« 
ftreb:nd, zu verwerfen. 


5, ©. (Alumpp) Deutiche Vierteljahrsihr. Nr. 81. ©. 125 ff. 

6) Held (Spitem des Verfaffungsrechtes 1 ©. 264) fagt, die Frauen feien vom öffentlichen 
Leben nicht deshalb ausgefchlofien, weil fie dazu weniger befäbigt wären, jondern nur deshalb, 
weil fie mit Pilichten nicht belaftet werden dürften, die fie an der Erfüllung ibrer Familien— 
pflihten bindern würden. In der That beitehen aber beide Ausfchliefungsgründe in enger 
Wechſelwirkung neben einander. Daß das Weib die Fähigkeit zur Erfüllung politifcher Pflichten 
in weit geringerem Grade befigt, wird ja, abgeſehen von jeder pſychologiſchen Begründung, ſchon 
durch die Erinnerung an feine Untüchtigfeit für den Waffendienft evident. Es ift für eine Auf 
gabe nicht organifirt, fomit nicht tauglich, die ihm die Vorfebung nicht beftimmt bat; es darf 
anderjeitd der Aufgabe nicht entzogen werden, für die es von der Vorfebung beftimmt und orga 
nifiet if. — Damit fällt auch die Auffaffung desfelben Schriftftellerd, dan die weiblihe Thron 
folge nur injofern ein anomales Inftitut fei, als fie der Thronfolgerin zumuthe, auf ihren 
weiblichen Beruf zu verzichten. Die erfte Anomalie liegt offenbar darin, daf das zur Herrfchaft 
von Natur nicht tüchtige Geichlecht auf den Thron berufen wird. Sie ift arößer als die andere, 
weil fie für das Ganze verhängnißvoll werden kann. 


— 
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Daß in den erften Perioden des deutſchen Mittelalters eine Theilnahme ver 
rauen an politifhen Berathungen und Aemtern undenkbar war, folgt fhon aus 
ber oben angebeuteten Beihränftheit ihrer privatrechtlihen, ohnehin zugleich durch 
politifche Motive bedingten Stellung. Sie waren vom Grundbeſitz, der Wurzel 
aller politifhen Berechtigungen ausgefchlofien; fie waren unfähig, die eigene Sache 
vor Gericht zu führen, um jo mehr, über Andere Recht zu ſprechen; fie waren über- 
haupt in ihren perfönlichen Angelegenheiten zu unſelbſtſtändig, als daß fie an ber 
Ordnung der Öffentlichen felbftftänpig hätten mitwirken fünnen. Als aber bie 
Ausſcheidung ver Rechtsgebiete begann, blieb der Zuftand politifcher Unterorb- 
nung, während die bürgerliche Emancipation vor fi gieng: er beruht auf blei- 
benden unwandelbaren Urſachen. 

Nur Eine Anomalie, die ſich gleichfalls durch allen Wechſel der Zeit erhalten 
hat, trat früh hervor: die Berufung von Frauen zur höchſten politiſchen Thätig— 
keit, nämlich zur Herrſchaft. Sie hatte ihren Urſprung noch in jener Vermiſchung ver 
beiden Sphären, zunächſt ver privat- und der ftantsredhtlihen Erbfolge. Wie man 
in Franfreih die Ausfchliegung ver Weiber aus einem privatrechtlichen Sag ber 
Lex salica ableitete, jo wurden umgekehrt in Deutfchland privatredtlihe Säge 
des einheimifhen und römijchen Rechts zu Gunſten der weiblihen Succeffion gel- 
tend gemacht. Häufig trat fie zwar nur beim Ausfterben des Mannesftammes und 
immer unter dem Vorbehalt ein, daß bei gleicher Gravesnähe das Weib zurüd- 
ftehen mußte. Doc auch dieſes beſchränkte Succeifionsrecht (das noch jegt in Grof- 
britannien, Spanien u. ſ. w. befteht) erfuhr ftete Anfechtungen; e8 wurde für bie 
Kurfürftenthümer durch die goldene Bulle und fonft nicht felten durch Erbverbrü- 
derungen ausgeſchloſſen. Gegenwärtig hat in Kurheſſen, Oldenburg und den medien- 
burgifhen Herzogthümern das „ſaliſche Gejeg“ volle Geltung. 7) In allen übrigen 
Staaten ift zwar ver unbegrenzte Borzug des Mannsftammes anerkannt, aud 
Erbverbrüderung theilweife vorbehalten (Bayern, K. Sadjfen, ©. Heffen); nad 
dem Ausfterben des Mannsftammes find aber die Kognaten zur Thronfolge berufen, 
und zwar regelmäßig fo, daß nicht dem nächſten männlichen Kognaten ®), fondern 
der Erbtochter die Regierung zufällt und erft in ihrer Nachkommenſchaft ver Manns- 
ftamm wieder den Vorzug behauptet. Näheres in dem Art. „Thronfolge“. — 
Seit man gelernt hat, die ftantsrechtlihe Erbfolge von der privatrechtlichen ſcharf 
zu unterſcheiden, find für die weiblihe Succeffion nur noch Zwedmäßigfeitsgründe 


7) Daß dies auch in Preußen der Kal fei, wird von Zahariä, Staats und Bundes 
reht 1 ©. 312 und Bluntichli, Staatsreht 11 S. 31 angenommen, dagegen von Rönne, 
preuß. Staatsr. 1 S. 125, bezweifelt. $. 53 der preuß. Verf.Ark. flimmt mit den korreſpon— 
direnden Artikeln der älteren Verfzllrt. von Bayern, Sachen, Württemberg, Sannover u. f. w. 
wefentlih, zum Tbeil wörtlich überein. Während fih aber in diefen VBerfaffungen fodann eine 
Beftimmung anfchließt, die für den Fall, daß der Mannsftamm ausfterben follte, die Eucceffion 
der Züchter und Kognaten ausdrüdlich fanftionirt, entbält die preußiiche Verfaſſung einen ſolchen 
Zufag nicht. Ebenfowenig findet er ſich nach Rönne in den bausgefegen. Dürfte man gleichwohl 
eine eventuelle Succeffion der Kognaten annehmen, je ſpricht die Erwägung, daß jede weibliche 
Thronfolge eine Anomalie it, auch in diefem Fall wenigitens für den nächititehenden Kognaten 
männlichen Gseichlechtes. mit Ausihlur der Erbtochter. Dal. Helda. a. O. Br. II S. 260, 64 ff. — 
Die Anomalie macht ſich doppelt füblbar, wenn nicht verfaffungsmäßig vorgefeben ift, wie es zu 
halten fei, im Fall die Erbtochter fich mit einem auswärtigen Monarchen vermäblt bat, woraus die 
bedenklichſten Perfonalunionen entfpringen fünnen. Achnlich wie in Preußen fiheint nach den ber 
treffenden Verfaffungsurfunden auch im F. Neuß j. L. und in den fächfiichen Gerzogtbümern Die 
Frage zu Steben, fofern fie nicht bier etwa durch Hausgefege Mar entſchieden ift. 

8) Nur das badiiche Hausgeſetz bat diefen Grundjaß angenommen. 
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von problematifhen Werth übrig und auch dieſe Können nur geltend gemacht 
werben, wenn fein männlicher Rognat vorhanden ift, alfo der Thron durch Wahl 
befegt werben müßte. Allein die überwiegende Macht des Herkommens hält 
in folhen Fragen an den überlieferten Einrichtungen nod lange feft, auch nach— 
dem fie als fehlerhaft anerkannt find. Daß es umziemlih ift, Frauen über 
Männer die Herrihaft zu geben, und daß Frauen nur in feltenen Ausnahme 
fällen der Ausübung des Herrfherberufes gewachſen find, wird jet wohl felten 
in Abrede geftellt. 

Die individuellen Freiheitérechte, die nicht politifcher Natur find, ge 
währt der Staat feinen Angehörigen ohne Unterfchied des Gefchlechtes. Sicherheit ihrer 
Perfon und ihres Bermögens, Freiheit der Bewegung (Wahl des Aufenthalts, 
Auswanderung, Sicherung vor willfürliher Haft), Freiheit des Belenntniffes hat 
bie Frau in demfelben Maße anzufprehen wie der Mann, foweit fie nicht durch 
bie eheliche Unterorbnung gebunden ift, Die Freiheit ver Meinungsäußerung 
und der Affoctation erhält einen politifchen Charakter, infofern fie zur Ein- 
wirkung auf ftaatliche Angelegenheiten gebraucht wird. Es ift deshalb in der Orb- 
nung, wenn frauen von der Redaktion politifcher Zeitfchriften (wie im Bundes: 
preßgefeß) und von ter Theilnahme an politifhen Vereinen (mie in Preußen, 
Bayern u. f. w.) ausgefchloffen werden. Dagegen darf ihnen nicht au der Zu— 
hörerranm politifher Berfammlungen unzugänglih fein: mit demſelben Recht 
möchte man verfuchen, ihnen das Lefen politifher Blätter und Bücher zu wehren. 
Wenn in einem für das Staatsleben bedeutenden Momente der Sinn der Männer 
von den Öffentlichen Angelegenheiten ganz erfüllt ift, fo geziemt es den Frauen — 
nit handelnd, aber mitfühlend — Antheil zu nehmen. In großen politifhen 
Krijen Hat dieſes begeifternde Mitgefühl vie Energie der Männer geftählt und 
ben Erfolg eines nationalen Auffhwunges geförvert. 9) Nah den Gejhäftsorb- 
nungen der beutfhen Kammern find mit wenigen Ausnahmen Frauen als Zuhörer 
bei Yandtagsverhandlungen zugelaffen. — Das Petitionsrecht (abgefehen von dem 
ſelbſtverſtändlichen Beſchwerderecht in perfönlichen Angelegenheiten) pflegt ven Frauen 
gleichfalls nicht verfagt zu fein und kommt ihnen unzweifelhaft wenigftens in ben 
Fällen zu, wo gerade die rechtliche Stellung des Geſchlechtes Gegenftand einer 
Petition fein foll. 

Wie die Frauen alle Bortheile des Staatsverbandes geniehen, fo tragen fie 
auch mit ihrem Bermögen gfeih ven Männern zur Beftreitung des Staatsauf- 
wanbes bei. Keinen Theil nehmen fie dagegen an ben perfönlichen Leiftungen, vie 
ihrer Natur und Beftimmung wiberftreben : dahin gehört der Kriegsdienſt und ber 
gefammte Staatsdienft. Endlich find, wo die Berfafjung eine politifche Repräfen- 
tation des Landes, einzelner Bezirke, Stände oder Klafjen anorbnet, nır Männer 
zu biefer Aufgabe berufen. Ueberall: in ver Oefeggebung, Verwaltung, Redhts- 
pflege und Kriegsführung tritt alfo das männliche Geſchlecht zugleich als natür— 
liher Vertreter des weiblichen ein. 

Diefer ftaatsbürgerlihen Unfelbftftänvigfeit ver Frauen entjpricht es, daß fie 
nirgends zur Leiftung des Staatsbürgereives gehalten find. 

Nach venfelben Grundfägen ift das Verhältnig zur Gemeinde georbnet. Auch 
in diejem engeren Kreife des öffentlichen Lebens nimmt die Frau nicht unmittelbar Theil 
an der Berathung und Bermwaltung, hat aber gleihen Anfprud auf Schug und Pflege, 


9) Bol. die furze aber trefflihe Ausführung in den Anfichten über Staatde und öffentliches 
Leben, von Graf Gied (2. Aufl. 1857) S. 32 ff. 
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auf ven Genuß ver öffentlichen Gemeindeanſtalten und wenn ſie ſelbſtſtändig und anſäſſig 
iſt, auf die Nutzungen des Gemeindeguts unter denſelben Vorausſetzungen, wie 
die männlichen Gemeindeglieder. Doc fehlt es in älteren und neueren Gemeinde— 
gefegen nicht an mannigfahen Abmweihungen. Während die Theilnahme an Ge- 
meindewahlen und Berjammlungen regelmäßig (3. B. in den öſtlichen preußiſchen 
Provinzen und der Rheinprovinz, in Bayern, Baden, Kurheſſen u. ſ. w.) aud ven 
felbftftändigen Frauen unbedingt verfagt ift, können biefelben nach der öfterreichi- 
[hen Gemeindeordnung von 1849 und der Zand-G.dD,. für Weftphalen (1841, 
1856) wenigftens Stellvertreter aufjtellen und nad der k. ſächſiſchen (1838) und 
braunfchweigifhen Land-d.-D. (1850) felbft perfönlih ihr Stimmrecht aus- 
üben, 10) Hinfichtlih der Gemeindeumlagen kommt eine Begünftignng ber rauen 
nit vor, aud in Betreff der Gemeindedienfte nur ſelten: die meiften Gemeinde- 
orbnungen (3. B. die preußifchen) begnügen ſich, ftellvertretende Yeiftung zuzulafien 
oder vorzujcreiben. In Württemberg find Frauen befreit, haben aber, fo oft eine 
Frohne in Geld umgewandelt wird, gleih den männlichen Gemeinvegenoffen beizu- 
fteuern. In Kurheſſen (G.-D. von 1834) müffen felbftftändige Yrauen nur die 
jenigen Frohnen, „vie fi) überhaupt für ihr Geſchlecht eignen“, perſönlich ober 
burd Stellvertreter leiften, womit alfo die Verbindlichkeit, für die übrigen (z. B. 
Nahtwachdienfte) eine Abfindung in Geld zu entrichten, ausgefhloffen ift. Diefer 
Grundſatz — derfelbe, den aud der Staat befolgt, indem er 3. B. von Frauen keine 
Ablöfung der Kriegsvienftpflicht fordert — ſcheint der richtige zu fein, insbeſondere 
für Gemeinden, in welden anderſeits eine Stellvertretung bei der Ausübung von 
Wahlrechten nicht zuläffig ift. Wenn für die in der Natur des Geſchlechtes be— 
gründete Unfähigkeit, ein Recht auszuüben, fein Erſatz geboten wird, darf aud 
für die natürlihe Unfähigkeit zur Erfüllung einer Pflicht fein Erſatz gefordert 
werben. — 

Außer den ſchon genannten Schriften vgl. über die geichichtlihe Fortent- 
widlung des Rechtszuſtandes, namentlih der mweiblihen Thronfolge: Laboulaye, 
Recherches sur la condition civile et politigue des femmes (Paris 1843); über 
bie heutige Stellung ver frauen im Staat: Bluntfchli, allg. Staatsr. II. Aufl. 
1 ©. 157 ff.; über die Berückſichtigung des Geſchlechts in der Strafgejeßgebung : 
Spangenberg, N. Ardiv des Krim.-R. VI ©. 138 ff.; über die modernen 
Emancipationsgedanten ; die Artitel St. Simon und Socialismus im Staats: 
wörterb.; über die focialen Gegenſätze und Beziehungen der Geſchlechter: Riehl, 
die Yamilie (Stuttg. 1855) I. Bud. 11) Ferner: Klemm, die Frauen, kultur— 
gefhichtlihe Schilderungen ihres Zuftandes und Einfluffes. 4 Bde. Drespen 
1854—57. Brater. 


10) Die von Riehl hervorgebobene Erſcheinung, daß im vierten Stande, der den Kern der 
Landbevölferung bildet, der Gegenſatz der Gefchlechter weniger ftarf ausgeprägt ift, hat in diefen, 
ohne Zweifel auf altem Herkommen rubenden Beftimmungen ibre praktiſche Wirkung geäußert. 

1) In diefem Buch stellt Riehl die Behauptung auf: „daß wir im unferer Gefeh 
gebung und Verwaltung noch faum einen Anfang gemacht haben, auf diejen Uraegenfaß 
alles menfchlichen Lebens und feiner ungeheuren Folgen Nüdficht zu nehmen.” (S. 86). Um die 
„praktiſchen Staatemänner“, an die ſich der Autor ausdrücklich wendet, zu befriedigen, wäre 
einige Begründung feiner überrafchenden Anfiht umd eine Andeutung, wo und wie jener 
Anfang zu machen fei, erforderlich geweien. An beidem fehlt es, wenn man von den oben S, 503 
ſchon gewürdigten Demerfungen über die politiſche Vertretung der Frauen abfiebt. ö 
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Freiburg, |. Schweiz. 
Freie Städte, f. Frankfurt, Hanfeftädte. 
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Die der Handel überhaupt, jo bedarf namentlich der Seehanvel der größt- 
möglichen Freiheit, um zu gedeihen. Das Ideal des Handelsverkehrs, insbeſondere 
zur See, fcheint der Freihandel zu fein. Dem entfpricht aber bis jegt das wirk— 
lihe Handelsleben in keinem Lande ver Welt. Ueberall herrſchen mehr oder weniger 
ſtarke Beihränfungen des Seehanvels, befonders durd Zölle für Aus- und Ein- 
fuhr von Waaren, Shiffsabgaben, Verbot des Handels für die ausländifche Flagge 
ganz oder doch im Kolonial- oder im Küftenhanvel, Hafenabgaben u. f. w.; und 
nicht blos wo das fogenannte Prohibitiv- oder auh das Schutzzollſyſtem herrſcht, 
fondern au da, wo dem Namen nah mehr das Princip des freien Handels 
gelten ſoll, find dieſe Schranken für den Seehandel bald mehr bald meniger 
aufreht erhalten. Schon früh war man auf Milderungen diefes Syftems ber Be- 
ſchränkungen bedacht. Es gehören dahin ſchon die Entrepots oder freilagerftätten 
zur einftweiligen zollfreien Niederlage von land- oder feewärts eingehenden Waaren. 
Dies Syſtem ift befonders im Zollverein, in Franfreih, England, Belgien und 
Nordamerifa ausgebildet. Die Waaren lagern hier jo lange in offiziell verfhloffenen 
Räumen, bis fie in den Verkehr treten und dann verzollt werden. Es gehören 
dahin aber insbefonvere die fogenannten Freihäfen, die zum Theil auch als 
großartige Entrepots zu betrachten find. Man verfteht nämlich unter einem Frei— 
bafen einen folden Hafen, zu welchem allen Flaggen ver Zutritt offen fteht, ohne 
daß ‚fie diejenigen Bedingungen zu erfüllen haben, an welde die Zulaffung in 
die übrigen Landeshäfen geknüpft ift, fo daß ſowohl den eigenen als den fremden 
Schiffen eine Befreiung von gewiffen oder von allen Zöllen, aud wohl von fon- 
ftigen Laften und Abgaben zufteht, oft aber vorbehaltlich ver allgemein üblichen 
Hafenabgaben. Die Freihäfen bilden eine befonvere Art der offenen Häfen, d. h. 
derjenigen, zu welchen fremven Nationen der Zugang geftattet ift, im Unterſchiede 
von den geſchloſſenen, die ven Schiffen fremder Nationen nicht zugänglich find. 
Mebrigens ift die Behandlung ver Schiffe und Güter in ven einzelnen Freihäfen 
nit ganz gleihmäßig. Es ift aber hier nicht der Ort, auf alle dieſe Modifikationen 
einzugehen. 

Sole Fr:ihäfen find in Sarbinien Genua, der Haupthafen des Landes; 
in Toslana Livorno, welches gleihfalld Haupthafen des Landes ift. In Franf- 
reih ift Marſeille ein vollftändiger Freihafen rüdfichtlih der Schiffsabgaben in 
Folge der Orbonnanz vom 10. September 1817, indem dort weder von franzöfl- 
[hen noch von fremden Schiffen irgend melde Schiffsabgaben erhoben werben. In 
Neapel find Meffina, gemäß dem Art. 82 des Schifffahrtsgefeges vom 29. März 
1819, und Brindiſi, nah Verordnung vom 28. Juli 1847, Freihäfen in dem 
Sinne, daß fremde Schiffe nur diefelben Schiffsabgaben zu entrichten haben, mie 
einheimifche, und in den Fällen davon frei find, in welchen lettere nichts bezahlen. 
In Defterreih find es Trieft, Flume und Venedig, und zwar ift Venedig aufs 
Neue durch kaiſ. Erlaß vom 27. März 1851 zum Freihafen erflärt; der Bereich, 
auf den ſich die VBegünftigung bier in Venedig erftredt, ift durch farbige Pfähle 
bezeichnet; dies Freihafenvorrecht umfaßt Freiheit des Hanbelsverkehres und voll- 
ftändige Enthebung von allen Aus- und Einfuhrzöllen rüdjihtlih der ein» und 
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ausgeführten Waaren. Die Verhältniffe in Trieft und Fiume find nicht ganz fo 
günftig. Wenigftens legte das Freihafenpatent für Trieft von 1747 (das erfte ift 
von 1717) noch mande Beichränfungen für gemiffe Waaren auf und ift nicht 
befannt, ob dieſe feitvem aufgehoben find. In Oldenburg ift Brafe Freihafen, 
und fin dort durch Regierungsbefanntmahung vom 26. Januar 1846 die Sciffs- 
unfoften ber verſchiedenen Art in eine einzige Abgabe unter dem Namen Hafengeld 
umgewandelt; babei genießt aber die Landesflagge 25 pCt. Rabatt. In Hannover 
wurde Geftemünde an ber Weſer, hart an dem Hafenbezirte Bremerhavens 
gelegen, durch Geſetz vom 19. Juni 1847, und wurde Harburg durch Reffript 
vom 4. September 1848 (zur Ausführung des Gefeges vom 10. Auguft 1848) 
zum Freihafen erklärt. 

Ferner find hier aufzuzählen als Freihäfen im Staate Buenos Ayres Bahia, 
Blanca und Carmen nad Dekret vom 7. bis 9. Juni 1856 ; in Nengranaba 
Panama, Cartagena, Choco, Buenaventura und Tumaco. Im Juli 
1852 hat die fpanifche Regierung die Häfen von St.Eruz de Tenerifa, Orotawa, 
Eindao, Real, Las Palmas, St.Eruz de la Palma, Arcciſſe, de Lazarote, Puerto 
de Cabras und San Sebaftian auf den canarifhen Infeln zu Freihäfen erflärt. 
Im Jahre 1848 that dies die niederländiſche Regierung in Bezug auf die Häfen 
Manado und Kema an der Norbfpige von Gelebes, und wefentlich können in 
Folge des Gejeges vom 8. September 1853 nebft Berorbnung vom 24. Juni 
1854 vie moluffifhen Häfen Amboina, Banda, Ternate und Kajelie ale 
Freihäfen betrachtet werben. Auf den Falklandsinfeln ift ver Hafenplag Stanley 
neuerlich (etwa 1850) zum Freihafen erhoben zum großen Vortheil für alle das 
Kap Horn paffirenden Schiffe, da ihnen hierdurch die theuern brafilianifhen Häfen 
entbehrlich geworben find. Aden, in Arabien, ift von den Englänvern zum völli- 
gen Freihafen erklärt, inbem bort weder Ein- oder Ausfuhrzölle, noch Schiffe- 
abgaben erhoben werben. Endlich ift im dänifhen Weftindien St. Thomas ein 
völliger Freihafen. 

Schließlich ift Hier no zu erwähnen, daß die Zollverfaffungen der drei 
deutſchen Han ſeſtädte Hamburg, Lübeck und Bremen fo liberal find, daß fie für 
den Seehandel faft viefelben Vortheile in ver Beweglichkeit ver Waaren und Schiffe 
darbieten, wie die Freihafenverfaffungen. Aehnliches gilt aud in Betreff ver Hafen- 
und Zollverfaffung von Roftod und Wismar. 

Bergl. Oehlrich, Deutichland zur See (Hamburg 1849) ©. 356, v. Kalten: 
born, Europ. Seeredht (1851), Bd. I $. 21 ff, Nizze, Allg. Seereht (1857) 
Dr. I 8. 64. €. dv, ſtaltenborn. 


Freihandel, f. Handel, Zollfyftem. 
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Freiheit, die Grundkraft des Geiftes, das lebendige Zeugnig der Würde 
und Ehre der Menjchheit, der hauptſächlichſte Hebel der Geſchichte aller edlen 
Bölter und Grundbedingung ihres Fortſchritts auf den Bahnen der Gefittung, 
biefe freiheit ift bier zwar vorwaltend nach ihrer rechtlichen Seite in der äußern 
Erſcheinung, jedoch zuvörberft in ihrer Quelle aufzufaffen, wo fie in ber Kraft 
ihrer ungetheilten Einheit fi fund giebt. Denn in ihrer Einheit ift die Freiheit 
die wahre, volle, ganze, welche aus fih, wie aus bem allgemeinen Lebensäther, 
alle beſonderen Freiheiten nährt, unter einander verknüpft, ftügt, ergänzt und be 
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grenzt, und felbft jeder einzelnen Freiheit, wenn fie irgendwo feften Grund faßt, noch 
die Kraft verleiht, alle andern Freiheiten anzuregen, zu beleben ober wieder zu 
gewinnen, So bildet die Freiheit in ihrer Einheit ein- organic verbundenes Neg, 
wie ein geiftiges Nervenfyftem, in weldem alle Freiheitönerven mit dem Ganzen 
und unter ſich zufammenhängen, weshalb auch von dem Ganzen, vom ganzen freien 
Menſchen die Kraft und Geſundheit wie vie Heilung ausgehen muß. Betrachten 
wir nun zuoörberft die Freiheit in ihrem einheitlihen Grunde. 

Freiheit ift zunächft die aus dem Willen als dem Caufalitätsvermögen heroor- 
gehende Selbfturfadlichkeit, Selbftbeftiimmung. Der Wille ift als das 
einheitliche Urvermögen von den beiden gleichfalls relativ felbftftändigen Vermögen 
des Denkens und Erfennens und bes Gefühle zu unterfheiden ; denn ohne biefen 
urfprünglic gegebenen Unterfchied, den in neuerer Zeit nur der pantheiftiiche Mo— 
nismus und der mechanische Monadismus geläugnet haben, könnte der Wille, weil 
unjelbftftändig, fi den Gevanten und Empfindungen, möchten fie in Bezug auf 
das Handeln gut oder fhlecht fein, gar nicht entgegeujegen, fonbern müßte ihnen, 
je nachdem fie im Gemüthe auftauchen, Folge geben. Der Wille ift aber das 
leitende, herrſchende Urvermögen, im welches fid) die Perſon in der Einheit ihrer 
Macht und Thätigkeit hineinlegt, fo daß der Willensentfhluß Ausdruck und Zeug- 
niß ift von dem, was bie Perfon nad ihrem gegenwärtigen Lebens- und Gemüths— 
— iſt, und jede einzelne That noch eine Wiederſpiegelung von dem innerſten 

ebensterne des Ich iſt. Der Wille iſt jedoch ſtets durch einen Inhalt beſtimmt, 
den er nicht aus feiner reinen Gaufalität, fondern aus den Gedanken und Empfin- 
dungen ſchöpft; die Freiheit liegt daher nicht in der Grund- und Beflimmungs- 
Iofigteit des Willens, welche nicht fein kann, fondern in der verfchievenen Art ber 
Beftimmung, nämlid darin, daß der Wille, über den einzelnen möglih erfannten 
Beftimmgründen waltend, die Wahl der Entfheidung für ven einen oder anderen 
behält. ‘Dies ift aber nur dann möglich, wenn in der Perfon, dem ganzen Id, 
nicht eine einzelne Kraft, Richtung oder Thätigkeit in dem Gedanken- oder Ge- 
fühlsieben fo die Oberhand gewinnt, daß der Theil das Ganze beherricht, fondern 
daß die Perfon in ihrer Einheit, Selbftheit und Ganzheit Herrin ihrer Lebens- 
beftimmung bleibt. Hier entfteht aber die Hauptfrage, wie die Perfon dieſe Willens- 
macht für ihre Einheit, Selbftheit und Ganzheit gegenüber den einzelnen, burd) 
innere oder äußere Anreizungen entftandenen Antrieben gewinnen und bewahren könne? 

Diefe Kraft kann nicht aus dem beſchränkten endlichen Selbft ftammen, weldes, 
als bloßes Einzelwefen oder Individuum, nicht über die Stufe der Thierheit ſich 
erheben fönnte, fondern, in ven Kreis und die Verfettung der endlichen Weltver- 
bältniffe gebannt, fih ver Aufeinanverfolge der Einprüde bingeben müßte und 
nie einen unbedingten Anfang einer neuen Reihe oder Berfnüpfung der Handlungen 
in fih zu finden vermöchte. Ein ſolches Vermögen fest eine über das Endliche 
hinausgehende und es beherrſchende Kraft voraus, welche felbft nur aus dem un« 
endlichen unbebingten Wejen, Gott, ftammen kann, und daher eine göttliche Kraft 
ift, die den menſchlichen Willen ergreift und ihm die göttlichen Ideen des Wahren, 
Guten, Gerehten, Schönen als Leitfterne des Handelns zeigt. Dieſe göttliche mit 
dem GSelbft des Menſchen wejenhaft verbundene Kraft ift die Vernunft, ein Wefen- 
und Kraftftrahl ver Gottheit, das Vernehmen Gottes und des Göttlichen im Menfchen, 
wodurch die Individualität zur wahrhaften Perſönlichkeit erhoben wird, in welcher 
burd die höhere Kraft eine Selbftunterfceidung im Selbftbewußtfein, eine Gelbft- 
beurtheilung im Gewiffen, eine Selbftbeftimmung in ver Freiheit eintritt. Durch 
bieje Kraft beherrſcht ver Menſch bie enbliche Zeitreihe ver Thatſachen und Einbrüde, 
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vermag er unbebingt eine neue Reihe von Handlungen zu beginnen und fih auch 
unbedingt Gott, dem göttlih Guten in feinem Willen, hinzugeben. Jede Schwä- 
hung diefer Kraft, jede Verdunkelung dieſes göttlichen Lichtſtrahls durch bie 
Atmofphäre des Sinnlihen und der finnlihen Triebe lähmt ven geiftigen Auf- 
ſchwung, die Freudigfeit des Ringens für die höheren Güter des Lebens, und läßt 
auf demſelben ven Drud und die Schwere des blos auf Erwerb und Genuß ber 
materiellen Güter gerichteten Strebens laften. Ohne dieſe höhere göttliche, aber 
auch im Menfchen felbftftändige, weil mit feinem Selbft verbundene Kraft ift 
Freiheit undenkbar, und daher müffen alle Theorieen, welche entweder wie ber 
Senfualismus und Materialiemus die höhere Vernunft, oder wie der Pantheismus 
die relative Selbftftändigfeit derjelben in der menſchlichen Perſönlichkeit läugnen, 
aud die menfchliche Freiheit verwerfen. 

Die Bernunftfreiheit ift ftets auf die Verwirklichung vernünftiger Lebenszwecke ge- 
richtet. Diefe Zwecke haben zum Inhalt die Güter des Menfchen, welche alle aus 
Gott, dem Urquell alles Guten, ftammen und welde eine der ganzen Wefen- und 
Lebensorbnung entſprechende Güterortnung bilden, in welcher jeves Gut nad) feiner 
Stelle feinen Werth und feine Würdigkeit hat, die niederen den höheren unterzu- 
ordnen, alle auf Gott zu beziehen und mit vem Gedanfen des Einen, Göttlih-Guten, 
zu durchdringen find. Die Freiheit wird fi in ihrer Ausübung ftets ein Gut zum 
Zwed ſetzen, aber fie felbft zeigt fih in der Wahl nicht zwifhen Gutem und 
Böfen, fondern zwiſchen den möglihen Gütern, unter welden ein Gut in Ange: 
mefjenheit zu allen Lebensverhältniffen als das befte zu wählen ift. 

Diefe Freiheit ift die gemeinfame Wurzel für vie beiden formellen Haupt- 
arten ber Freiheit, ver fittliben und rehtlihen, in welchen aller Inhalt, 
alle Güter des Lebens die Formen ihrer Berwirklihung finden. 

Die fittliche Freiheit befteht in der Selbftbeftimmung, in dem reinen Antriebe 
des Guten um des Guten willen, und weift in viefer Unbebingtheit, welche Kant 
in dem von ihm als unerflärbar erachteten kategoriſchen Imperativ richtig erblidte, 
auf eine abfolute Kraft im Menfchen hin; dieſe Freiheit fol ven eigentlihen Kern für 
alle Handlungen bilden und ihnen die ans dem Höchften und aus dem ganzen Ge- 
müthe ftammende Kräftigung geben. Die rechtliche Freiheit dagegen zeigt fich nicht 
in der Unbevingtheit des Antriebs zum Guten, fonbern in der Ausübung des 
Guten in den ſich gegenfeitig bedingenden Verhältniffen des menſchlichen Lebens. 
Wie das Recht in der Regelung diefer Verhältniffe liegt, fo die rechtliche Freiheit 
in ver Selbjtbeftimmung des Menfhen im Thun und Laffen nad biefer Norm 
des Rechts und der Rechtsordnung. Sowie das Recht nicht von ber Sittlichkeit, 
fo ift auch die rechtliche Freiheit von der fittlihen nie ganz abzutrennen, wenn 
gleih von ihr zu unterfcheiden. Eine jede erkennbare Handlung erſcheint ſtets nad 
zwei Seiten, nad dem fubjeltiven Antriebe als eine fittlihe oder unfittliche, nad 
ihren objektiven Verhältniffen als eine rechtliche oder widerrechtlihe. Die Freiheit 
ift daher in ihrer fubjektiven Wurzel eine fittliche, bei ihrer Ausübung im ben 
Lebensverhältniffen ſtets aud eine rechtliche. Die rechtliche Freiheit ſoll aber von 
der fittlichen, wie das Weufere vom Innern, ald von ven innerften Yebenänerven, 
getragen und geftärkt werben. Es fann in der Wirklichkeit die Freiheit recht 
(id in den Lebensverhältnijjen gemährleiftet fein, ohne daß bie fittliche Freiheit 
im Innern vorhanden ift; aber, von dem fittlihen Kern entkleidet, bleibt dann bie 
rechtliche Freiheit nur Willfür, welche bald das Recht felbft zerftören, die Rechts— 
ordnung zerfegen oder durchbrechen wird. In diefer Hinficht gilt unwiderſprechlich, 
was Goethe fagt: „Alles, was den menfchlichen Geift befreit, ohme ihm zugleich 
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die Herrſchaft über fich felbft zu geben, wirft verderblich“. Bon der anderen Seite 
verlangt aber aud die fittlihe Freiheit die ftete Uebung, Bewegung, Kräftigung 
dur die rechtliche Freiheit, indem, durch das Necht, jever Perſönlichkeit ein freier 
Spielraum ver Bethätigung gewährt werben muß. Ohne die Freiheit in der Rechts— 
ordnung würde bie fittlihe Freiheit die Spannfraft verlieren, verfiehen, ja das 
Leben felbft würde bei der fittlihen Stagnation bald in Fäulniß übergehen, Daher 
ift nur die Eine er Freiheit, nad ihren beiden Seiten, die Grundlage einer 
menjhlid: würdigen Yebensgeftaltung; die Freiheit, wenn fie als Abglanz des 
fittlihen Ihuns und Lebens in der Selbſtordnung erfcheint, giebt dem Menfchen 
mit der Würde die Ehre. Mit viefer Freiheit verliert aber aud das menſchliche 
Leben feine Ehre vor Gott und den Menfhen, Dieje Freiheit ift die Grundkraft 
der wahren menſchlichen Größe, wie der Hebel des Aufihwungs und der Größe 
ver Staaten, Daher zeigt aud die Geſchichte aller Völler die innige Wechfel- 
wirkung zwifchen der fittlihen und rechtlichen Freiheit; der Verfall der Sittlichkeit 
war ftetd die Quelle des Berfalld der Rechts: und Giaatsorbnung, fowie- der 
Untergang der rechtlichen Freiheit auf die Länge ven fittlichen Verfall berbeiführte 
oder beſchleunigte. 

Wir haben nun die rechtliche Freiheit mäher zu betrachten. Der Freiheit, 
damit fie als rechtliche auf dem gefammten Rechtsgebiete erfcheine, muß ihr Recht 
werden. Diefes Recht muß objektiv als Regelung der Freiheitsverhältniſſe und fub- 
jeftiv in den Befugniffen ver Freiheit erfaßt werden. Aber in beiden Hinfichten 
bat das Recht, nach feiner wejentlihen Aufgabe, der Freiheit 1. Richtung und Ziel 
auf die Yebensgüter, als ihren pofitiven Gehalt, zu geben, 2. ihr die richtigen 
Schranken oder Örenzen zu fegen, 3. fie felbft und in ihren einzelnen Arten 
und Richtungen im organifhen Ganzen des Lebens zu ordnen und zu vol- 
lenden, 4. ihr aud überall in ihrer Bewegung und Weußerung die Form des 
Rechts in der Sitte und dem Geſetze zu geben. 

1. Das Recht, welches überhaupt vie ebenäverhättniffe zu ordnen hat, infofern 
fie fih bei der gemeinfamen menſchlichen Beftimmung gegenfeitig bedingen, hat auch 
die darin begriffenen Freiheitsverhältniſſe nach diefer Beftimmung zu regeln, ihnen 
alſo zuvörderſt die Richtung auf alle menfhlihen Güter, als den Inhalt jener 
Beftimmung, zu geben. Dadurch erhält die Freiheit felbft ihren Inhalt oder pofi« 
tiven Gehalt, Zwed und Beftimmung. Dieſe innere Beziehung zwiſchen ver Frei— 
beit und dem Güterleben des Menſchen und ver menfhlichen Geſellſchaft ift lange 
Zeit durch eine einfeitige Rechts- und Staatslehre in dem Bewußtſein verbunfelt 
worden. Es war eine ftrenge Konjequenz des individualiſtiſchen Zuges, der durch 
die Rechts- und Stantslehren des adtzehnten Jahrhunderts ging, Alles auf vie 
Einzelnen und vie Einzelfreiheit zurüdführte und dadurd die beftehende Gefellichaft 
auflöfte und zerbrödelte, wenn jelbft Kant, der evelfte Repräfentant diefer Richtung, die 
Lehre von den Gütern und Zweden, die er irrigerweife als empiriihen Stoff be 
tradhtete, aus der Moral wie aus der Rechts- und Staatslehre verbannte und in 
beiven Gebieten vie Freiheit nicht blos als Selbftbeftimmung, jondern aud als 
Selbftgefepgebung auffaßte und aus der Yorm der Freiheit, dur die Marimen 
des Individuums felbft, ven Inhalt gewinnen wollte (Art. Kant). 

Diefer Formalismus ift feitvem vorberrfhenn geworben und aud heute noch 
nicht überwunden. Aber wenn auch ver Freiheit im Privatleben, in der Moral 
wie in dem Rechte die Wahl ver Güter als Lebenszwede anheimgeftellt bleiben 
muß, fo giebt es doch auch gemeinfame Güter und Zwede, welche im öffentlichen 
Leben duch gemeinfame Thaͤtigkeit zu erftreben find, und die Erfenntniß biefer 
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Güter lehrt im Privat⸗ wie öffentlichen Leben aud den richtigen Gebrauch der Frei⸗ 
beit. Die Freiheit ftärft und erfüllt fih burd einen innern Lebensgehalt nad 
Mafgabe, als die Erfenntnif der Güter des Lebens vollftändiger wird, fich ver- 
breitet und darnach das Streben des Einzelnen und der Gemeinſchaft hervorruft; bie 
Freiheit wird geihwächt, hohl und leer im Verhältniß als das Bewußtſein biefer 
Güter fih verbunfelt oder verſchwindet. Sobald aber die Freiheit nicht mehr als 
die edle Strebfraft für die Güter des Lebens, fonbern rein formell für ſich felbft 
erfaßt wird, artet fie in zerftörende Willkür aus, wird, je gehaltlofer und hobler 
fie ift, um fo geräufchooller fi) geberven, und im bloßen Streben nad) Formen 
und Nebenvingen die edle Sache ver freiheit ſelbſt aufs Spiel fegen. 

Auf das Güterleben, auf vie vernünftigen Lebenszwecke muß daher die Freiheit 
ihre Richtung erhalten, zunächft im fittlihen Bewußtſein, aber, in beftimmter Hin- 
fiht, auch in ver Rechts- und Staatsordnung. Somie im Privatredhte bie 
menſchlichen Lebensgüter die Grundlage der Rechtöverhältniffe bilden und nur dabei 
ver Selbftbeftimmung, ver Wahl, ver größtmöglihe Spielraum geftattet ift, und 
fowie es nad umferer Anſicht einen Fortfchritt in ver Privatrechtswiſſenſchaft be 
zeichnen würde, wenn man im dieſer praktiſchen Lebenswiſſenſchaft den abftraften, 
ontologtjhen Begriff ver Sache durch den praftifhen Begriff des Gutes erfegte, 
und, nad der Berfchievenheit ver Güterverhältniffe im Perfonen-, Sachen- und 
Obligationenrechte, die Rechte beftimmte, fo ift auch die Staatsorbnung, in weſent— 
licher Beziehung zur öffentlihen Güterorpnung, als eine Regelung der Gefammt- 
thätigkeit für die gemeinfamen Güter und Zwede im üffentlihen Interefie zu 
erfafien, für die Religion, Sittlichkeit, Wiſſenſchaft, Kunft, Unterricht, Induftrie und 
Handel. Diefe Zwede nehmen auch die georbnete freie Thätigfeit der Stantsgenoffen 
in Anſpruch, bilden die Grundlage für die Öffentlichen Freiheitsrechte, und ihre Aus— 
übung ift gleichfalls an weſentliche Bedingungen der Einſicht, Bildung, Sittlichkeit, als 
Bürgihaften für wahre Selbſtſtändigkeit und Selbftbeftimmung, zu knüpfen. Je 
gehaltvoller das ftaatlihe umd gefellichaftliche Yeben an dieſen Gütern allfeiriger 
menſchlicher Kultur wird, je mehr fich viefelben durchdringen und ftüßen, deſto 
fefter und breiter wird aud die Grundlage der Freiheit. 

Es ift aber irrig, nur in dem einen oder anderen jener Güter allein over 
vorwaltend die Duelle der Freiheit zu fehen, Man hört in umferer Epoche des 
vorwaltenden Strebens nach den materiellen Gütern auf vem Gebiete der Induſtrie 
und des Handels oft den Sag aufftellen, daß ein Volk nur durd Verbreitung des 
Wohlftandes frei, der einzelne Bürger wie die Geſammtheit nur felbftftändig und 
unabhängig werben fünne, wenn nidt die materielle Noth wie ein Schwergewicht 
Alles niederbrüde. Wer wollte in Abrebe ftellen, daß biefe Güter, insbejonvere 
wenn fie durch kräftigende Arbeit gewonnen worden, eine wefentliche Unterlage, man 
könnte fagen das tägliche Brod ver Freiheit find? Aber gerade die materiellen 
Güter üben auch eine Anziehungstraft nad den niederen Regionen des finnlichen 
Genuffes aus, melde, um nicht das Leben aus dem gefunden Gleichgewicht zu 
bringen, ein ftarfes Gegengewicht in den geiftigen und fittlichen Kräften der Nation 
fordert; ja der Erwerb und Berkehr in dem materiellen Güterleben würde ohne 
die fittlihen Tugenden des Fleißes, der Mäfigkeit, Sparfamfeit, der Redlichkeit 
und Treue bald den wahren wirtbfchaftlihen Charakter verlieren und in Streben 
nad) leichtem, ſchnellem, nicht aus der eigentlichen Gütererzengung, ſondern aus 
dem Umfjag und ver Spekulation fi ergebenden unächtem Gewinn ausarten, wo— 
durch das wirthichaftliche Yeben bald zerrüttet werden würde. Die fittlihen Tugen- 
den erhalten aber ihrerjeits eine höhere Kräftigung und Weihe in dem religiöfen 
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Bewußtſein und Gefühle; alle Güter bedürfen endlich ver Wiffenfcheft und Kunft, 
um in das Bewußtſein zu dringen und die Thatkraft durch Uebung zu bilven und 
zu ftärken. Das Güterleben der menſchlichen Geſellſchaft ift daher ein organiſches 
Ganze, in weldem jenes Gebiet feine relative Selbftftänpigfeit, aber ein jedes zu 
feinem danernden Beftande, feiner Vervolllommnung und Vollendung alle anderen 
vorausfegt, alle Gebiete alfo ſich gegenfeitig bedingen, begrenzen und aud) ergänzen, 
Die Güterlehre ift daher der oberfte gemeinfame Theil der Moral wie der Rechts- 
lehre. Das Recht, als eine Regelung ver Lebensverhältniffe, bat aljo auch bie 
Güterverhältniffe und alle Gebiete derſelben nach ihren gegenfeitigen Bedingungen 
des Zufammenbeftehens und ver Yortbildung zu ordnen. Diefe Lebensgüter fol 
die Freiheit fi zum Zwecke jegen, fi mit ihnen, als dem Lebensgehalte erfüllen. 
Uber der Gehalt felbft fol dur die Grundkraft der Freiheit in das Leben einge- 
bildet werben, und bie Freiheit zugleich ver Lebensäther bleiben, in welchem ein 
ftets friiher Bildungs und Umgeſtaltungsproceß vor fid) geht. 

Das Recht, welches die Freiheit in ihren Berhältnifjen zu regeln bat, muß 
aber, da die Freiheit zuhöchſt Eine ift, dieſelbe auch zuoberft in ihrer Einheit und Ganz- 
heit anerkennen, alfo viefelbe für alle wejentlihen Güter und Lebensgebiete grund⸗ 
fäglicd, gewährleiften. Wir möchten dies die qualitative rechtlihe Regelung ber 
Freiheit nennen, im Unterfchiede von der quantitativen, welde fi nad dem 
Mehr oder Minvder der bejchränfenden Bedingungen beftimmt, denen bie freiheit 
in der Ausübung unterworfen fein kann. Diefe Schranken in der Ausübung können 
durch verſchiedene Bildungsverhältnifie und Zuſtände beftimmt fein und unter Ume 
ftän den verengert ober erweitert werben. Die Regelung dieſes Quantums nad) 
fonfreten Yebensverhältniffen eines Boltes ift befonders Aufgate der Politik ver 
Freiheit. Das Recht felbft aber, von dem auch die Politif ihren Ausgang zu 
uehmen bat, muß die Freiheit zuoberft grundfäglic in allen ihren Arten und Rich— 
tungen auf allen Kulturgebieten zur Anerkennung bringen. Im Alterthum wurde 
von den Griechen und Römern die Freiheit nur in einzelnen Richtungen, bei beiden 
Bölfern vorwaltend als bürgerliche und politifche Freiheit aufgefaßt. Aber ihr Leben 
ift auch an dem Mangel der höheren Ganzheit in dem göttlich Guten und in ver 
Freiheit zu Grunde gegangen. Die menfchheitlihe Bildung bei ven Kulturvölfern 
Europa’s fann ſich nit mehr mit Bruchftüden der Freiheit begnügen. Cine jede 
einzelne freiheit hat zwar aud ihre eigenthümliche Lebenskraft durch das Gute, 
worauf fie ſich richtet, aber diefer Kraft muß entweder die Möglichleit gegeben 
werben, in einem organifchen Bildungstriebe fich wieder zu ergänzen, die fehlenven 
Glieder wieber zu gewinnen, oder fie wird allmälig abfterben. Denn an ſich fett 
jeve Freiheit die belebenden Einflüffe aller anderen Freiheiten voraus, und daher 
jollten in jedem gebilveten Staate alle weſentlichen Freiheiten grundſätzlich zugleich 
anerfannt fein. Das Streben nad viejen Freiheiten, welche auf die pofitiven Güter 
des Lebens gehen, gewinnt auch ftets einen gediegenen, Achtung gebietenden, ftets 
von den Wünfchen ver Befleren begleiteten Charakter, während das Streben nad) 
blos negativer, mihiliftiiher Freiheit oder vielmehr Willtür, welche nad Losge- 
bundenheit von allen religiöfen und fittlihen Grundfägen, von allen die gejell« 
ſchaftliche Ordnung ſchützenden Normen tradhtet, als der fchlechte Schweif der Freiheit 
erſcheint, der die freiheit jelbft gefährvet und die Staatsmacht beftimmt, zum Schutze 
der pofitiven Güter des Yebens, zu welchen vie Staatsorbnung felbft gehört, die 
Freiheit nach gewiſſen Richtungen mehr zu beſchränken als es zum innern Gebeihen 
und Aufblühen ver Staaten wünſchenswerth ift (f. Art. Anarchie). 

Daher ift vie Freiheit in ihrer Einheit, Ganzheit und Richtung auf die 
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wejentlichen Lebensgüter vor Allem pofitiv zu faflen, indem vie Beftimmung 
zum Nichthandeln zwar auch rechtlich geftattet und in manden Berhältniffen jelbft 
fütli geboten fein kann, aber do immer nur Ausnahme bleiben fol, und es 
gefährlich ift, wenn die Ausnahme in der Wirklichkeit Regel zu werben ftrebt. 
Deshalb ift aber auch Verbreitung ver Erfenntniß ver wefentliden Güter des 
Lebens befonvders wichtig, und aud die Rechts- und Staatslehre ſollte ihrerfeits 
zu biefer Verbreitung dadurch beitragen, daß fie jelbjt den bisherigen, faft aus- 
ſchließlichen Formalismus aufgäbe, und die aus der Ethik zu ſchöpfende Lehre von 
den Gütern und Zweden des menſchlichen Lebens zur Grundlage der Beftimmung 
der privat: und öffentlich-rechtlichen Lebens- und Freiheitsverhältnifje machte. 

2. Die rechtliche Freiheit unterliegt aber aud in ihrer Ausübung beftimmten 
Beihränfungen, und es ift Aufgabe des Rechts, vie Grenzen dur Feftftellung 
der bejchränfenden Bedingungen zu ziehen, welde durch die Rüdfiht auf mwefent- 
lihe Güter und andere mitbeftinmmenve Lebensverhältnifje geboten find. So tft die 
äußere Religionsfreiheit eines Jeden und einer jeven Konfefjion durch die gebührenve 
Anerkennung der anderen religiöjen Konfeffionen nad ihrem Dafein, ihrer Ehre 
und Freiheit beſchränkt, und ver Mebertritt von einer Konfefjion zu einer anderen 
wird angemefjen an ein beſtimmtes, eine gewille Vernunftreife bekundendes, Alter 
gelnüpft; ebenjo hat die Preffreiheit ihre Schranfe an ver Wahrhaftigkeit, an ven 
Grundlagen der fittlihen und ſtaatlichen Orbnung, jo wie auch bei der Zeitungs- 
prefle an die Perjönlichfeit nod andere Beringungen, 3. B. eines beftimmiten 
Alters, der Unbeſcholtenheit, der Staatsbürgerfchaft geftellt werben fünnen. Noch 
mannigfaltiger werben. die beſchränkenden Beringungen in ben materiellen wirth- 
ſchaftlichen Gebieten, wo zwar der Ruf nad) unbevingter Freiheit jett am lauteften 
erjhallt, das Zunft: und Konceffionsfyften aud grundſätzlich zu bejeitigen ift, we 
aber die Freiheit des Ginzelnen bei der Urpropuftion, im Gewerbe und Handel, 
noch mehr die Wirkfamfeit der Gewerbe- und Handelsgeſellſchaſten manden be- 
ſchränkenden Bedingungen zu unterwerfen ift, die durd die Rüdficht auf das 
Gemeinwohl, fo wie auf das Wohl ver Gefammtheit der Mitglieder geboten find. 
Dazu kommt, daß nad den Grundfägen wahrhafter Ordnung, im Einflange mit 
dem germanifchen genoſſenſchaftbildenden Triebe, alle Induſtrie- und Handelszweige 
nach freien genoſſenſchaftlichen Verbänden, Gewerbe- und Hanbelsfammern und 
Gerichten (wozu die Agrikulturfammern und Gerichte fommen follten) zu organi- 
firen find, wodurd die Ausübung eines Gewerbes oder Handels an mande, auch 
fittlicde, Bedingungen gefnüpft wir. 

So ift alfo die Freiheit, wenn auch unbedingt in ihrer fittlihen Wurzel, doch 
in ihrer äußeren Erſcheinung und Ausübung rechtlich bedingt und beichränft durch die 
Rückſichtsnahme auf andere zu achtende wejentlihe Güter und Berhältniffe. Eine 
leere Vorſtellung ift daher die durd Kant angebahnte, weit verbreitete und noch 
immer aufrecht erhaltene Anficht, daß nämlich die Freiheit an ver gleichen Freiheit 
aller Andern, nady der Marime der Koeriftenz, ihre Grenze finde. Bei Kant war 
bies allerbings eine ftrenge Konfequenz der ganzen, von aller Objektivität abftrahiren- 
ben Lehre. Gleihwie Kant in der Naturwijienihaft ven Begriff der Materie, 
worin ſich aud ein wejenhaft Gehaltlihes ausprüdt, dur das bloße Zufammen- 
wirfen zweier entgegengefegter Kräfte, fo wollte er auch im ver Gittenlehre ven 
Begriff des Guten, des wejenhaften Gehaltes des Lebens, blos durch vie ſubjek— 
tive Kraft des freien Willens finden und ven Willen äußerlich frei erhalten durch 
gegenfeitige Beſchränkung des Willens Aller. Aber vie Freiheit muß im Rechte 
und durch das Recht einerfeits bejchränft werden durch objektive Güter- und 
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Lebensverhältniffe, welche durch das urfprünglich fittlihe und rechtliche Weſen des 
Menſchen, als eines Gliedes ver göttlichen Welt- und Lebensorbnung, gegeben 
find, und zunächſt gar nicht von der menjhlichen Freiheit abhangen, fondern von 
ihr anzuerfennen und zu achten find; und anderjeits wird auch der Freiheitskreis 
eines Jeden nicht nach dem blos formellen und leeren Freiheitsfreife der Andern, 
fondern pofitio durch die Güter, Zwede und Mittel gezogen, welche ber freien 
Selbftbeftimmung und Wahl des Einzelnen anheimgeftellt bleiben. 

3. Das Recht fegt jedoch der Freiheit nicht blos Grenzen oder Schranken, fondern 
gewährt ihr in pofitiver Hinficht aud eine mwefentlihe Ergänzung. So wie das 
Recht nicht blos die Bedingungen des’ beſchränkenden Nebeneinanderfeins, fondern 
aud des erweiternden Füreinanderſeins und Lebens der Menſchen zu regeln bat, 
fo muß es aud, weil alle Freiheiten nur Öliever eines Freiheitsorganismus find, 
und jedes Glied nicht blos dur das Dafein und die Ausübung der andern bes 
ſchränkt, ſondern aud geftärft wirb, für den gemeinſchaftlichen Beſtand und vie 
Wechſelwirkung aller Freiheiten Sorge tragen. Es ift oben gezeigt worden, daß 
feine Freiheit auf die Dauer ohne alle übrigen, von denen fie zugleich bedingt wird, 
beftehen fann. Das Recht einer Freiheit fchlieft daher auch das Recht auf ben 
Beftand aller anderen Freiheiten in fih, und jede Verlegung der einen ift aud 
eine inbirefte Verlegung der andern, entzieht verfelben einen belebenven Einfluß, 
durch welchen ihre geveihliche Wirkfamfeit mitbebingt.ift. Aber auch in ver Aus- 
übung haben fich die Freiheiten rechtlich dadurch zu ergänzen, daß in beftimmten 
Berhältniffen nicht blos ein Unterlafjen, ſondern auch ein pofitives Thun und 
Handeln für Andere, felbft ohne vorhergehende Uebereinkunft oder Vertrag, geforbert 
wird, alfo auch hier eine thätige freie Ergänzung eintritt. Noch mehr freilich ift es fitt- 
liche Pfliht für einen Jeden, feine Freiheitsrechte auch wirklich für die guten 
Lebenszwede auszuüben, indem eine jede Ausübung ber Freiheit auf einem Gebiete 
des Güterlebens die Güter vermehrt, erhält, kräftigt oder durch innere Aneignung 
wieder die Kraft der Erzeugung erhöht. Die rechtlihe Ergänzung der Freiheit im 
beiven Hinfihten fann aber nur in dem höhern Ganzen der Staats- und Gefell- 
ſchaftsordnung erzielt werben, welche daher aud die wahre Bollendung ber 
Freiheit if. 

4. Die Freiheit fol envlid in ven Formen bes Rechts, in der Sitte und 
dem Geſetze geregelt werben. Da aber in unfern Kulturverhältniffen das durch 
Sitte und Gewohnheit gebildete Recht nur noch als eine freie Ergänzung bes 
Geſetzesrechtes erſcheint, fo ift aud das Recht der Freiheit vor Allem geſetzlich 
feftzuftellen. Das Gefeg foll im Allgemeinen der formelle Ausdruck des Rechts für 
gleich bleibende VBerhältniffe fein, und da das Recht felbft eine Regelung ver Yebens- 
verhältniffe nach den wefentlihen Gütern und Sweden ift, fo foll auch das Geſetz 
eine Wieverfpiegelung des ethiſchen Weſens und der menfhlihen Gefellihaft fein. 
In dem Gefege foll ver Menſch fein wahres Selbft wiebererfennen, und ſich be— 
wußt werben, daß, indem er dem Geſetze gehorcht, er doch nur dem vernünftigen, 
auch in feinem Selbft ſich abfpiegelnden Weſen der Menfchheit, einer göttlichen 
Lebensorbnung gehordht, woburd feine Freiheit nicht gehemmt, fondern gehoben 
und überhaupt ein menjchheit-würbiges Leben möglich gemacht wird. Das ift auf 
die tiefere etbifhe Bedeutung des Rouſſeau'ſchen Satzes, „daß ein Jeder im ber 
gefellfchaftlichen Verbindung, indem er dem Gefammtwillen gehorche, nur ſich felbft 
gehorche und fo frei bleibe als vorher“; ver Sag hat aber in einer blos äußer- 
lichen Auffaffung und Anwendung nur zu der Maffenwilltür und Anarchie geführt. 
Allerdings ift es auch eine Forderung für das Rechtsgeſetz, daß daſſelbe durch freie 
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Mitwirkung ver Staatsgenoffen zu Stande fomme; dies foll aber geſchehen nach den ver- 
fchiedenen Glieverungen ver Lebensgebiete, in Vertretung ber geordneten Intereflen, 
und nicht durch Alle, ſondern nur durch biejenigen, welche felbft vie früher bezeich- 
neten Beringungen, entfprehende Ginfidt und Bildung und auch Äußere, bie 
fittliche Selbftbeftimmung unterftügende Selbftftändigfeit nachweiſen können. An fid 
befteht unn aber formell die doppelte rechtliche Forderung, daß jede Freiheit geſetz⸗ 
lich normirt, und die gefeßlihe Norm ftets geachtet werbe. Die gejeglihe Normi- 
rung jeder rechtlichen Freiheit nah den Beringungen, unter welchen fie im Staate 
auszuüben ift, wird geforbert, damit überhaupt in dem Bewußtſein Aller Recht 
und freiheit von Willfür unterſchieden werde, das rechtliche Gefühl der Sicherheit 
durch beftimmte Mare Normen entftehe, ein Ieder wife, was ihm durch das Geſetz 
verboten oder geftattet ift, und damit werer Willfür von unten noch von oben vie 
Freiheit felbft aufhebe. Daher befteht feine Religienöfreiheit, feine Preffreiheit, teime 
Gewerbefreibeit, wo eftattung und Gntziehung der Ausübung blos von dem 
Willen einer Adminiſtrativbehörde abhängt und nicht ein Gericht, das nad be 
ftimmten Grundſätzen die Gefege anmwentet, zur Entſcheidung angerufen werben 
fann. Mag auch das Konceifionsfoften, wie in bem Gewerbeweien, öfter ein Ueber- 
gang zum Syſtem ber freiheit fein, fo darf es doch nicht mit biefem verwechſelt 
werten. Ja felbft beveutende erfchwerende Beringumgen, welde ver Ausübung einer 
Freiheit auferlegt werten, und worüber vie konkrete Politik eines Staates zu emt- 
ſcheiden Hat, find im Allgemeinen jeder blos willkürlichen Beurtbeilung bei ber 
Gewährung oder Entziehung vorzuziehen. Seinerſeits muß aber das Geſetz auch 
ſtets geachtet werben. Auch die Freiheit fann nur in der Form und der Orbnung 
bes Geſetzes gedeihen. Mag das Geſetz hart fein, es ift Gefeg und als ſolches zu 
achten und zu vollziehen, und jede Abänderung muß jelbft nur in rechtlicher Form 
geſchehen. Durch die Achtung vor den Formen bes Rechts find zwei Bölker gref 
geworben, das römifche während der Zeit ver Republit, das englifche jeit ver Thren- 
befteigung Wilhelms III., und in ven germaniihen Bölfern liegt ein tiefer- Zug 
und Sinn ver Gefeglichkeit, der zwar auch erjchüttert ift, aber no fefte Wurzeln 
bat und. durch allfeitige Achtung des Gefeges wieder gefräftigt werden muß. 

5. Für die Politik der Freiheit möchten wir jhlieflih einen aus dem Rechte 
fi) ergebenden Hauptgrundfag hervorheben. Diefer lautet: Organifirt vie 
Vreiheit, oder vielmehr ftellet die Normen in ven allgemeinen Beringungen auf, 
unter welchen ſich die Freiheit in allen wefentlichen Yebenstreifen felbft organifiren 
fönne, damit in dem großen Organismus des menjchlich-gejellichaftlichen Lebens 
die Freiheit ſelbſt wohl gegliedert und abgeftuft jei, die Einzelperfönlichkeit frei 
mit ihren nächften Lebenskreiſen verfnüpft und alle Kreife, alle perſönlichen unt 
Zwedgenofienihaften in freier Wechfelwirfung unter der gemeinjamen rechtlich 
orbnenden Macht des Staates verbunden fein. Die Kreife der Familie, der Gr» 
meinde, des Bezirks oder der Provinz, und die gemeinfame Staatsorbnung fint 
die natürlichen, abgeftuften bleibenden Gliederungen, in deren jeder fich auch bie 
Freiheit eigenthümlich geftaltet und deren Abftufung eine fortfchreitende Erziehung 
für die Wreibeit ift. Aber man bilde und belebe auch vie freisgenofjenfchaftlichen 
Berbänbe auf allen Gebieten ver gejelihaftlihen Thätigkeit, und befonders ami 
den wirthſchaftlichen Gebieten der Urprobuction, der Gewerbe und des Hantels, 
und erfege durch viefelben die unhaltbaren, überall die freie Bewegung und ven 
Aufſchwung der wirthichaftlihen Thätigfeit hemmenden Zünfte, aus denen alle 
beſſern fittlichen und wirtbichaftlihen Zwecke, die fie gleichfalls verfolgten, wie 
Fürforge für die Genofjen und deren Angehörige in Unfällen des Lebens, für bie 
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techniſche Bildung der Glieder, Aufrechthaltung der Standesehre u. ſ. w. in die 
freien Genoſſenſchaften hinübergenommen werden können. Aber man ſetze auch der 
freien Bildung genoſſenſchaftlicher Vereine auf dem Gebiete des religiöſen, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, künftlerifchen, ſittlich-wohlthätigen Lebens feine anderen Schranken ent⸗ 
gegen als welche durch die allgemeinen, in Nüdficht auf alle anderen ſtaatlichen 
und gefellfchaftlihen Zwecke beftimmten Bedingungen gegeben find. 

Der germanifhe Sinn für Ölieverung des Lebens und ber gefellichaftlichen 
Thätigfeit hat früber die Freiheit verſchiedentlich organifirt, und ift, im biefer 
Richtung, auf neue Bahnen wahrer, freier, genoffenfchaftlicher Bildungen zu leiten. 
Den Wefen des deutſchen Geiftes ift die abftrafte, individualiſtiſch atomiftiiche 
Mafienfreiheit zuwider, wie fie in Frankreich in Theorie und Praris ausgebilbet iſt, 
und welche ſtets eine ebenfo äußerlich und mechanifch centralifirte Staatsgewalt hervor⸗ 
ruft, die um fo ftärfer fein muß, als die inneren Ölieverungen geſchwächt oder aufge- 
hoben find. Die wahre Organifation der freiheit verfnitpft das Primcip der Ord— 
nung und ver freiheit, ftärft das Ganze durch vie Theile, vie Glieder durch den 
Gefammtorganismus; fie bewirkt, nicht im Sinne des divide et impera, aber dod) 
zum Wohle des Ganzen und zur Erleichterung der ftaatlihen Regierung, eine Ver- 
theilung der Freiheit nad) dem einzelnen Lebenskreiſen, begegnet dadurch der großen 
Gefahr, welde aus der ungeorbneten Maſſenfreiheit entjpringt, läßt die freiheit 
in den niederen Kreijen fidh bilden und für die höhern reifen, gewährt ihr in jevem 
Kreife die Befriedigung und Beruhigung, welche aus dem Selbſthandeln ober ber 
Mitwirfung für fittlich rechtliche Zwecke entipringt, und erzeugt durch die noth- 
wenbige Wechfelwirkung aller Kreife, durch ihre gemeinfame Regelung und Orbnung 
einen Gemeingeift, der dur die freien Gliederungen nicht geſchwächt, fondern 
weſentlich geftärft wir. 

Die Gefhihte der Nechtsfreiheit, die wir anderwärts (Rechtsphiloſophie, 
4te Ausgabe) ausführlicher behandelt haben, Liefert auch thatfächlih den Beweis 
des oben entwidelten Satzes, daß fih alle Freiheiten gegenfeitig bevingen, vie 
Rechtsfreiheit ohne die Freiheit auf den geiftigen, fittlihen und materiellen Kultur- 
gebieten weder beftehen noch fich nach allen Seiten ausbilden kaun, daß aber auch alle 
anderen Freiheiten ihre Regelung und Bürgſchaft durch die rechtliche Freiheit auf dem 
privat und Öffentlicherechtlichen Gebiete finden muß, und die Aufgabe unferer Zeit 
bahin geftellt werden fann, die durch das Chriftentbum, die Philoſophie und bie 
ganze humane Kultur gewonnenen Güter in geregelter, individueller und gefell- 
ſchaftlicher Freiheit weiter auszubilden und zu verbreiten. 9. Ahrens. 


Freibeitsrechte. 


Im vorftehenven Artikel ift die Freiheit an fih nad ihrem Dafein und ihrer 
Entwidlung als Recht betradhtet worden. Es wären baber jett die bejonderen 
Freiheitsrechte im Einzelnen darzulegen; da aber die wichtigften derſelben in be— 
fonderen Artifeln behandelt werben, fo bleibt hier nur die Aufgabe, die Freiheits— 
rechte im Allgemeinen, in ihrer Gliederung, überfichtlih darzulegen. 

Die bejonderen Freiheitsrechte entipringen ans den verfchiedenen Aeußerungen 
oder Anwendungen der Freiheit in ben wefentlichen Lebensverhältnifien und Ge— 
bieten; die hauptfächlichften Arten verfelben find 1. die freien Perſönlichkeitsrechte, 
welche aus der Perſönlichkeit oder einem Lebensverbande entipringen, in welchem 
die ganze Verfönlichkeit felbft der Zwed ift, wie die Ehe und Familie, 2. die 
freien Bildungsrechte, welche durch die weſentlichen Lebend- und Kulturzwede ge 
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geben find, 3. die privat- und öffentlichen Freiheitsrechte, welche ſich aus der ver- 
ſchiedenen Richtung der Freiheit ergeben, einerſeits auf das Einzelleben, veflen 
Sonverzwede und Intereffen, andrerjeits auf das Gemeinleken und die Gemein- 
zwede und Interefien. . 

1. In dem ganzen Dafein und dem Lebensorganismus ver Perſönlichkeit, im 
allen ihren urfprüngligen Gütern des geiftigen und leiblichen Lebens, dem Leben, 
ver Ehre, der freiheit felbft und in dem allgemeinen Sachgüterrechte erfcheint bie 
Freiheit ald der innere Impuls und Hebel, durch welchen das Leben geftaltet und 
in dem Proceſſe ver Mittheilung und Aneignung erhalten wird. Diejes freie 
Perfönlichkeitsleben ftellt ſich zunächſt in räumlider, ſodann aud in geiftiger Ab- 
grenzung dar, welche gleicherweife vom Rechte zu ſchützen if. In erfter Hinficht 
ergiebt fi das Recht des Fürſichſeins und ver Befriedung des Einzelnen und ver 
Bamilie in dem Haufe (f. d. Art.) oder der Wohnung. Alle höher gebilveten 
Rechte und Geſetzgebungen haben dieſes Hausrecht anerfannt. So wie das vom 
Princip des freien Selbft durchdrungene römifche Recht das gemwaltfame Eindrängen 
in das Haus als eine Verlegung der yerfünliden Würbe, als Injurie betrachtet 
(L.5 D. 47, 10.), fo bat auch das germanifche Recht in Volls- und Stabtredhten 
diefes den Menſchen und Bürger im feiner Perſönlichkeit auch räumlich befrievende 
Recht anerfannt und die Hausfuhung auf beftimmte Fälle eingefhränft. Das eng- 
lifche Recht, weldhes dem Engländer in feinem Haufe, wie verfallen es auch jein 
möge, eine fefte Burg giebt (f. den Ausſpruch Lord Chatam’s in Bluntjchli’s 
Staatsrecht S. 687), hat den alten germanifhen Grundſatz im größten Umfange 
zur Anerkennung gebradt. Auf dem Kontinente hat jeit fat 30 Jahren Belgien 
geist, dag der Grundſatz durch einige Beſchraͤnkungen volllommen mit allen 

nforberungen der ftrafenden Gerechtigkeit in Uebereinftimmung gebradyt werben 
fan, fowie aud in mehreren anderen Berfaffungen, wie in der normwegifchen von 
1814, $. 102, in der portugiefifhen von 1826, $. 145, 146, in ber hollänti- 
[hen von 1848, $. 153, und in der preußifchen von 1850, $. 6, ber gleide 
Grundſatz ausgefprohen worden ift. 

Über aud die Bethätigung der Perſönlichkeit, ihre Ausftrahlung nad 
den verjhiedenen Richtungen, der geiftige Lebenskreis, ven fie ſich ſchafft nad 
perſönlichem Bedürfniß, nad Liebe und Zuneigung, in mündlichem oder fchrift- 
lihem Berfehre, muß als freies Fürſichſelbſtleben im Nechte geachtet und geſchützt 
werben (f. d. Art. Rede- u. Preffreiheit). Wie ſchon die Sittlichkeit die geiftige 
und leiblihe Zudringlichkeit als eine vie Freiheit des abgefchlofienen Fürſichſeins 
verlegende größere oder geringere Schamlofigkeit bezeichnet, die auch in vielen 
Fällen rechtlich zurädgewiefen werben kann, fo ift aud das Ueberwachen, Aus- 
horchen, Ausſpioniren deſſen, was in privaten Kreifen vor fih gebt, und 
ebenfo die Verlegung des Briefgeheimnifjfes herabwürdigend für die Perſön— 
lichkeit und unwürdig einer ftaatlihen Behörde. Mag bie Berlegung des Brief 

eheimniffes (f. d. Art.) felbft in dem freien England im Frieden noch in neuerer 

Belt als eine üble Tradition beibehalten fein, wie fi 1851 im Parlamente bei 
der Debatte der Flüchtlingsfrage herausftellte, jo läßt fie fi doh nur auf Grund» 
lage eines richterlihen Befehls im Strafverfahren und etwa in Kriegsfällen recht- 
fertigen, wie e8 aud in den oben angeführten Verſaſſungen ausgefproden ift. 

Die Freiheitsrechte für das leibliche und geiftige Leben verlangen zumächft, 
als Grundlage, Schuß des Dafeins von der Empfängniß bis zum Tode, fie 
verwerfen ſodann jeden Mißbrauch der Freiheit, auch ber eigenen gegen alle durch 
die Perfönlichkeit gefetten, von der Freiheit nicht gefhaffenen, ſondern nur von 
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ihr anzuerfennenden Güter des Lebens und der leislichen Integrität, woraus ſich 
aud die Befugniß zur Vorbeugung gegen den Selbſtmord, Beftrafung ber Bor: 
ſchubleiſtung, in gewiffen Fällen Beftrafung der Selbftverftämmelung, fowie das 
Unrecht der förperlihen Züchtigung ergibt, und nad unferer Anficht aud bie 
Todesſtrafe fich nicht aus Rechtsgründen behaupten läßt. Die Freiheitsrechte treten 
ferner entgegen aller Leib⸗ und Geifteigenfhaft und Hörigkeit, jeder Feflelung des 
Menſchen an die Scholle, ven Boden, durch Unterfagung des Auswanderns, durch 
Deengung der Wahl des Wohnorts, dur Konfignirung an einen Wohnort, wenn 
nicht in Folge eines gerichtlichen Urteils, und insbefondere auch durch ein unge: 
bührlich befhränfendes und unnützes Paßweſen. Für das geiftige Leben muß das 
Recht die freie Geftaltung des Verkehrs und der Bildung durch gefelliges und 
gefellfchaftliches Leben, fowie durch alle Mittel der Bildung, durch Bücher Prefle, 
Unterricht anerkennen und fügen. Vgl. d. Art. Aufenthaltsreht, Auswanderung, 
Lehr- und Lernfreiheit, Leibeigenfchaft,, Strafen. 

Auch die Ehre (f. d. Art.) ift mad ihrer fubjeftiven Seite nod von ber 
Freiheit durchdrungen, indem fie, obwohl fie in der menfchlihen Gemeinſchaft durch 
die vom Rechte zu regelnde Anerkennung mitbeftimmt ift, doch ihre innere Grund— 
lage in bem ganzen fittlihen Verhalten einer Perſon hat, welcher darüber zunächſt 
ein eigenes Urtheil in ihrem Gewiſſen zufteht und welche frei zu entfcheiven hat, 
ob fie fih durch die Handlung eines Andern in ihrer Ehre verlegt fühlt, oder ob 
fie von dem fittlihen Rechte, Andern zu verzeihen, Gebrauch machen will, fo daß 
in folhen Fällen des bürgerlichen, ehlichen und Familienlebens ein amtliches Ein- 
fhreiten, ohne Aufforberung von Seiten der verlegten Partei, unftatthaft ift. 

Die Freiheit ſelbſt, als folde, hat au für ihr Dafein und ihre Entwidlung 
beftimmte Rechte in Anfprud zu nehmen, wie dies in dem vorhergehenden Artikel 
ausgeführt worben ift. 

In dem Sachzüterleben ift die Freiheit des Erwerbs und Verkehrs ber 
mächtigfte Hebel ver Bervolllommnung ver wirtbfchaftlihen Probuftion, fowie ein 
wichtiged Moment für die angemeffene, gute Vertheilung, unterliegt aber doch auch 
gewifjen Beſchränkungen und bedarf überhaupt einer Regelung, welche Volkswirth— 
ſchaftsrecht und Politif in den einzelnen Gebieten der Urprobuction, ber technifchen 
Gewerbe und des Handels näher darzulegen haben. ©. d. Art. Gewerbefreiheit u. f. w. 

In dem nächſt höheren Perfönlichkeitstreife der Ehe und Familie (f. d. Art.) 
ift bie freiheit ein weſentlicher Beftandtheil für die ſittlich-rechtliche Geftaltung 
biefer Berhältniffe. Es darf jedoch nicht überjehen werben, daß bier die Freiheit, 
nicht wie in den VBermögensverhältniffen, das vormwaltend beſtimmende und herr- 
fhende PBrincip ift, fondern ihre Beftimmung und Aufgabe durch das ethifche 
Weſen ver Ehe und Familie erhält, welches ebenfo wie das Wefen ver Einzel- 
perjönlichfeit vor umd über ber freiheit befteht, in derſelben zwar den fittlich-redht- 
lichen Träger erhalten, aber zunächft durch das Gefeg in feinem Beſtande geſchütz 
werben foll. 

2. Das Freiheitsrecht für alle mejentlihen Lebens- und Berufs- oder Bil- 
dungszwecke ber Menſchen, als Religion, Sittlichfeit, Wiffenfhaft und Kunft, Er- 
ziehung und Unterricht, und die wirthfchaftlihen Zwecke haben zunächſt als gemein- 
ſame Grundlage das Recht, den Beruf überhaupt frei wählen zu können, wenn 
die, gewöhnlich durch das Alter beftimmten, geiftigen Bedingungen vorhanden find 
(f. d. Art. Berufsfreiheit). Das öfterreichifche Geſetzbuch 8. 148 giebt daher dem 
mit zurädgelegtem 14. Jahre Mündigen das Recht, bei Nichtübereinftimmung mit 
ber Anficht des Vaters fein Geſuch vor dem ordentlichen Gerichte anzubringen, 
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welches darüber in Berückſichtigung beftimmter Berhältniffe zu ertennen hat. Die 
Ausäbung eines Berufs follte aber in allen Gebieten, wo vie Thätigfeit ſich auch 
auf Andere, auf ihre Bildung, ihre Güter bezieht, rechtlich gewiffen Beringungen 
unterworfen werben, durch welche der Staat allen Andern eine gewiſſe Bürgichaft 
diefer Thätigfeit giebt. Dahin gehört vor Allem der Nachweis ber srbnungsmäßigen 
Ausbildung für den Beruf; und man fann e8 nur als eine, die wahrhafte Ordnung 
verfehrende Freiheitsanarchie betrachten, wenn ein folder Nachweis entweber, wie 
in Nordamerika, für gar feinen geſellſchaftlichen Beruf, oder wie in Frankreich, 
Belgien und einem Theil Italiens, nicht auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, oder, 
wie in Belgien, auch nicht für den Beruf des Lehrers, oder, wie jetzt in Genf, 
auch nicht für den Beruf des Rechtsanwalts geforbert wird. In den beutjchen 
Staaten hat man in deutſchem Sinn und Geifte mit Recht biefer, die wahrhafte 
Bildung hemmenden Freiheitsanarchie wiberftrebt, freilih no viel zu lange an 
ven alten mit dem wirthichaftlichen Fortſchritte durchaus unverträglicen Zünften 
oder an dem gleichfalls fehlerhaften, bureaufratiihen Konceffionsfyftem feftgehalten, 
welches, als eine Art Vorgänger für die focialiftiihen Theorien, nah dem ven 
oben herab zu beurtheilenden Bebürfnifie die Zahl der Hanbel- und Gewerbe 
treibenden, felbft vie Zahl der ausübenden Aerzte und Advokaten beftimmen will, 
während die Gerechtigkeit verlangt, daß wer ſich für einen gefellfhaftlihen Beruf 
orbnungsmäßig ausgebildet hat, aud in der Ausübung eine Ermwerbsquelle finden 
tnne. Das KRonceffionsfyftem verwechſelt bie freie Geſellſchaft mit dem Staate, 
ven freien Beruf mit dem Amt, und ftreift ftet® an einen politiihen Socialismus. 
Dagegen foll allerdings die individuelle Freiheit vom genoſſenſchaftlichen Verbande 
im Berufftande getragen und georbnet fein; man organifire daher neu dieſe Beruf: 
fände, und es wird dann eine freie Drganifation der Gefellfhaft erblühen 
(f. d. vorherg. Artikel), 

Unter ven Freiheiten für bie weſentlichen Lebenszwede fteht obenan die Be- 
fenntniffreiheit (f. d. Art.) als das Recht, ven religiöfen Glauben zu befennen 
und barzuleben. Der Glaube (f. d. Art.), ald die in das Gemüth aufgenommene 
Auffaffung des perfönlihen Verhältniſſes des Menſchen zu Gott, fegt zwar noth— 
wendig die Annahme des Dafeinsg Gottes und eines wejenhaften Unterſchiedes 
zwiſchen Gott und der Welt und dem Menfhen voraus, fo daß Atheismus oder 
MWelt- und Menfhenvergögung fein wirklicher religiöfer Glaube find. Wenn daher 
der Staat diefe Verirrung in mündlichen und fehriftlihen Kundgebungen als einen 
Ausfluß der freien Meinungsäußerung zuläßt, als eine Krankheit, die von innen 
heraus durch wifjenfchaftlihe Gründe und nicht durch blos äußere Maßregeln zu 
heben ift, fo kann man es ihm body feineswegs zur Pflicht machen, aucd etwa 
gefellfchaftliche, zum Zwede ver Verbreitung folder Lehren gefchloflene Berbin- 
dungen zu dulden. Dagegen fann man es bei dem Parteifampfe, ver heute auf 
theologijhem wie philofophifhem Felde über die höchſten Religionsgrundfäge, über 
das wirfliche Verhältniß Gottes zur Welt und dem Menſchen entbrannt ift, durch 
die Umftände gerathen finden, wenn der Staat, wie es nad) dem Borgange Nort- 
amerifa’8 auch in einigen deutſchen Verfaſſungen feftgeftelt ift, weniger be- 
ftimmte pofitive Grundlagen forbert, als fih nur negativ abwehrend verhält, und 
darauf fieht, daß weder anerkannt unfittlihe Grundſätze verbreitet, noch ein reli- 
giöfes Bekenntniß blos zum Dedmantel anderer, namentlid politiiher Zmede be— 
nutzt wird, daß nicht die Beftimmungen über das politifche Vereinsrecht dadurch um— 
gangen, und insbefondere nicht andere Konfeffionen, religiöfe Gemeinfhaften und 
Senofjenjhaften in Rede und Schrift, über die Grenzen einer fachlichen Polemil 
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binaus, oder durch Handlungen verlegt werden. Dagegen betrachten wir bie recht— 
li georbnete und geübte Bekenntnißfreiheit als eine Grundbedingung der Erhal- 
tung und Fortbildung des religiöfen Sinnes und Lebens, und fehen in der Unter: 
drückung verfelben einen Hauptgrund der Abſchwächung, Verflahung und endlich 
des Aufgebens des Glaubens und ber Glaubensgemeinfhaft. Selbft in Nordamerika 
müſſen wir im der fo zahlreihen Sektenbildung einerjeits nod ein mächtiges 
genofjenfchaftliches Element als Gegengewicht gegen die individualiſtiſche Freiheits- 
richtung, andrerſeits eine Haupturſache der noch vergleichsweife kräftigen Erhaltung 
des chriſtlichen Glaubens erbliden. 

Die Unterrichtsfreiheit als Lehr- und Lernfreiheit (f. d. Art.) ift in allen 
Arten und Stufen als ein Recht zu gewähren, nicht blos zur Unterftügung und 
Ergänzung einer vom Staate zu übenden YFürforge, fondern auch als ein noth- 
wendiges Mittel ver Bethätigung der perfönlichen Ueberzeugung. Aber auch dieſe 
Freiheit ift beftimmten Bedingungen zu unterwerfen, einerfeits für vie Lehrenden 
durd den Nachweis der nöthigen Befähigung, anbrerfeits für die Lernenden durch 
die Verpflihtung in grabuellen Prüfungen ven Beweis ihres Fortgangs zu liefern, 
ohne daß aber eine beftimmte Schule oder ein beftimmter Lehrer vorgefchrieben 
würde, Bor Allem muß aber der Staat für ven allgemein-menfhlihen Unterricht 
in den erften Grunpfägen aller religiöfen, fittlihen und geiftigen Bildung, als 
Grundbedingung alles menſchlichen und bürgerlihen Lebens, vie Erziehungspflicht 
der Eltern auch zu einer rechtlihen Zwangspflicht machen, indem er den Nachweis 
des Schulbeſuchs oder des erfolgreihen Hausunterrihts verlangt. Bei diefer redht- 
lichen Berpflihtung bat felbft Amerika vie blos negative Auffaffung ver Freiheit 
verlaffen und ven Unterrihtszwang feitgeftellt, während England, Belgien, Frank— 
reich und andere romaniſche Länder fih bis auf den heutigen Tag nod nicht zur 
Anerkennung dieſer natürlihen Rechtspflicht haben erheben können. 

Die freiheit auf dem wirthſchaftlichen Gebiete, in der Urprobuftion, den 
technifhen Gewerben und dem Hanbel ift, wie ſchon bemerkt, grunbfäglich anzu= 
erfennen, aber wegen ihrer tiefen Einwirkungen auf das Geſammtwohl aud nad 
allen, aus der Natur der wirtbichaftlihen Gebiete und Zwede entſpringenden 
weientlihen Berhältniffen zu regeln. 

Die Bereinsfreiheit endlich, ald das Recht, fich für alle fittlih und recht- 
lich erlaubten Zwede mit Andern zu Gefjellihaften over Genofjenfhaften zu ver: 
binden, befteht tbeild zum Behufe der Unterftügung und Ergänzung der Staats- 
thätigfeit auf vielen gejellichaftlihen Gebieten, theild und noch mehr zur gefell- 
ſchaftlichen Verwirklichung von Zweden, vie außerhalb der Aufgabe und des 
Bereichs des Staates liegen und deren Erftrebung er nur an beftimmte, bie ein- 
ſchlagenden wefentlihen Berhältniffe wahrende Bepingungen zu fnüpfen hat. Für 
unmittelbar ftaatliche oder politiſche Zwede iſt das freie Bereinsreht lange Zeit 
am meiften in Anfpruch genommen, aber gerade auf dieſem Gebiete find die Vereine 
am mwenigften nothwendig, fowie auch das politiihe Treiben in der politifchen 
Rabuliftit der Klubs fih am meiften als hohl und leer erwiefen hat; und wenn wir 
aud nicht das Recht der freien Vereinigung für politifche Zwede, wie e8 in Eng— 
(and zur Förderung wichtiger Intereffen (für Wahlreform, Aufhebung der Korn- 
gejege u. ſ. w.) geübt worden ift, grundſätzlich verwerfen, fo kann daſſelbe doch 
den meiften Bejhränfungen unterworfen werden. Dagegen ift auf das Vereinsrecht, 
als auf das eigentliche hie Rhodus hie saltus, auf vie fittlihen Wohls- und 
Wohlthätigkeitszwecke, auf die geſellſchaftliche Förderung der geiftigen, wiſſenſchaft— 
lichen, künſtleriſchen Bildung, ſowie der wirthſchaftlichen Intereffen in ben ver- 
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ſchiedenen Formen der — — hinzuweiſen. Die Bedingungen, an 
welche auch die Ausübung dieſer Freiheit zu knüpfen iſt, werben nach ben ver- 
ſchiedenen Arten der Vereine und den dadurch gegebenen Berhältniffen verſchieden 
fein. Für die Vereine, welche blos religiöfe, fittliche, wiſſenſchaftliche Zwecke u. f. w. 
verfolgen, kann der Staat fi mit der einfachen Anzeige der Konftitwirung und 
der Borlage der Statuten begnügen, während bei allen Vereinen oder Gefellichaften, 
welde ober infofern fie eine Ausnahme von ber Regel der folidarifhen Vermögens- 
baftung, oder das Recht der Erpropriation in Anſpruch nehmen oder das Vermögen 
durch Immobilifirung zur fogenannten todten Hand bem lebenvigen Verkehr ent- 
iehen oder überhaupt als Vermögens-Erwerbsgeſellſchaften weſentlich in die öffentlichen 
Bertehröverbätniffe eingreifen, der Staat, auf Grundlage des Gefeges (Gefeges: 
theorie im Gegenfage zur Konceffionstheorie), über bie Einhaltung der, in Rückſicht 
auf das Gefammtwohl oder gewiffe im Innern der Geſellſchaft zu Ihüßende und 
zu regelnde Verhältniſſe, geſetzlich feftgeftellten Beſchränkungen und Bebingungen 
zu wachen bat. Bgl. d. Art. Geſellſchaft, Vereinsrecht. 

3. Die Freiheitsrechte haben endlich in allen fachlichen Gebieten eine zwei: 
fache Seite, eine privatrechliche und eine öffentlich-rechtliche Seite, je nad- 
dem fie auf das Selbſtleben und die Sonverzwede einer Perfon oder auf bie 
Geftaltung des Gemeinlebens, die Bolführung der Gemeinzwede und bie Wechiel- 
verhältnifje aller Glieder und Gliederungen der Rechtsordnung ſich beziehen. Daraus 
ergeben ſich die Privat: und die öffentlichen Freiheitsrechte, welche nach der Ber- 
fhievenheit des Zwedes, aud einen in ben Wirkungen verfchievenen Charakter 
haben. Es fließt aus dem Begriffe der Perfönlichkeit, daß viefelbe den ihr für ihre 
Sonderzwede gebührenven Lebenskreis in fittliher und rechtlicher Freiheit geftalten 
fann und babei nur fi felöft in ihrem Gewiſſen verantwortlid iſt. Selbft ber 
Mißbrauch eines privaten Freiheitsrechtes, wenn er ſich nicht auf wejentliche un⸗ 
antaftbare Güter der Perfon oder auf andere Perfonen erftredt, und nicht eine gewiſſe 
durch die Sitte oder das gebildete Bewußtſein beſtimmte rechtliche Grenze über⸗ 
ſchreitet, Tann, aus Achtung des perſönlichen Lebenskreiſes, rechtlich nicht Bint- 
angehalten oder geahndet werben. Dagegen bat der Staat bei ben öffentlichen 
Freiheitsrechten, welche ſich in der Bethätigung für ein öffentliches Interefje zeigen, 
für öffentlihen Kultus, öffentlichen Unterricht, öffentliche Preſſe, Öffentliche Sitte 
und GSittlichkeit, insbefondere aber bei den öffentlichen Freiheiisrechten, welche ven 
Einzelnen zur Mitwirkung für die Geftaltung des ftaatlihen Lebens eingeräumt 
find, 3. B. bei den Wahlrechten, einerfeits dem Mißbrauche biefer Rechte, in Rüd- 
fiht auf andere Perfonen und Verhältniffe, zu fteuern, anbrerfeits fann er, 
nad unferer Anfiht in ſolchen Berhältniffen, wo ein öffentliches Intereffe durch 
die wirkliche Ausübung eines Freiheitsrechtes bedingt iſt, and dieſe Ausübung 
vorjhreiben. Das ift befonders bei dem Wahlrechte der Fall (vgl. d. Art. Wahl: 
freiheit), weldes zur Rundgebung des öffentlichen Vewußtſeins über bie Leitung 
des Staatsweſens und über die zur Vertretung dieſes Bewußtſeins tauglichften 
Perfonen dienen fol, und welches daher eben fo wohl eine Defugniß als eine 
Verpflichtung in ſich fließt. Diefe Auffaffung hat, unfers Willens, erft in ver 
Berfaffung von Braſilien eine rechtliche Anerkennung erhalten, indem beftimmt ift, 
daß „jeder Wähler, ver im Augenblide ter Abftimmung ohne einen gefetlichen 
Grund abwefend ift, zu einer Buße verurtheilt wird"; aber feit 1848 hat fid 
Ihon mehrfah das Bedürfniß einer ähnlichen Veftftellung ausgeſprochen und 
bürfte wohl in der Zukunft in einer von dem Bewußtſein ber politifchen Rechte 
und Verbindlichkeiten durchdrungenen, die Rechte des Einzelnen und ver Gefammt- 
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beit gleihmäßig beachtenden, politiichen Praxis eine allgemeinere Anerkennung 
gewinnen. 

Literatur für die Artikel Freiheit und Freiheitsrechte. Stahl, Rechtsphilo— 
fophie, 3. Ausg. 1854; Ahrens, Rechtsphilofophie in den verfchievenen Ausgaben 
von 1839—1851 und juriftifhe Enchelopädie 1856; Röder, Grundzüge ver 
Rechtsphiloſophie 1846 ; Bluntjchli, allgemeines Staatsrecht 1851, 2. Ausg. 1857. 

$. Ahrens, 


Freimaurer. 


I. Meinungen, Borurtheile, Täufhungen. Wie fehr die Menſchen 
durch ihre Phantafie und wie wenig durch die weniger bequeme Prüfung in ihren 
Urtheilen ſich oft beftimmen laſſen, zeigt fi in ber Beurtheilung bes Freimanrer- 
orbens recht deutlich. Zu ihrer Entjhulbigung ließ fich früher wohl anführen, daß 
das Dunkel des Geheimniffes, mit dem fi ver Bund der Freimaurer umhülle, 
die Phantafie der draußen Stehenden reize und die Prüfung erfchwere, aber heute 
reicht auch diefe Entſchuldigung nicht mehr aus; denn weder die Geſchichte, noch 
die Organifation, no die Grundfäge und Beftrebungen viejes Bundes find heute 
mehr ein Geheimnif. Aus den Schriften von Leffing, Krauſe, Bobrik, Hottinger, 
Kloß, Fallon und andern, fowie aus zahlreichen Artikeln ver enchclopäbifchen Werte 
fann fich Jeder, wer will, ohne große Mühe darüber unterrichten. Geheim find im 
Grunde nur, was in jeder andern Privatgefellihaft gewöhnlich aud geheim ift, 
bie innern Verhandlungen, Befprehungen und Feſtfeiern der Logen und die Kenn- 
zeichen der Maurer. Dieſes Geheimniß dient ohne Zweifel dazu, das mechfelfeitige 
Vertrauen der Brüder zu einander zu ftärfen und wie das Geheimniß in ver 
kirchlichen Beichte, ihre Aufrichtigkeit zu fihern. Es hat aber mit dem öffentlichen Leben 
Nichts zu ſchaffen. So weit fich viefes in der freien Luft der Deffentlichfeit bewegt, 
find feine Anforderungen für die Freimaurer ganz gleich verbindlich wie für Nicht: 
freimaurer, und wir wüßten nicht, daß jene diefen Pflichten irgendwo weniger 
willig nachgekommen wären als biefe. 

Man hat den Freimaurerbund oft ſchon mit dem Jeſuitenorden verglichen; 
und ba fie ſich antipathifch zu einander verhalten, wie Pol und Gegenpol in ver 
neuern Gejellihaft einander gegenüber geftellt. In ver That dieſe Bergleihung 
dient zur Aufflärung. Die beiden Verbindungen ftammen aus der Periode bes 
untergehenden Mittelalters; aber während der Jefuitenorden ſich für bie mittelalter- 
liche Idee der kirchlichen Hierarchie begeifterte und ver Wiederherftellung des hrift- 
licherömifchen Gottesreiches alle feine Kräfte weihte, fingen die Freimaurer vor- 
züglich feit dem vorigen Jahrhundert an, in ihrer Weife an dem großen Neu- 
bau der modernen Gefellfhaft zu arbeiten, und erwärmten fidh für bie Idee der 
Humanität. 

Beide Orden haben fi von Anfang an über die lofale und felbft über bie 
nationale Beihränfung erhoben, der Iefuitenorven als ein gemeiner chriftlicher 
Drven, ber Freimanrerbund als ein menfhliher Verein, beide haben ſich auch 
biefem Princip gemäß über verfchiedene Länder und Völker hin ausgebreitet, beide 
umfpannen in ihren Intentionen die ganze Erbe und die ganze Menſchheit. Aber ver 
Gegenfag des romanifhen und des germanifchen Urfprungs hat doch ebenfalls 
von Anfang an die ganze Entwidlung verfhieden beftimmt. Der im romanifchen 
Süden (in Spanien und Italien) entftandene Iefuitenorden, die Stiftung Eines 
Mannes, hat die Tendenz zu einem einheitlichen abjoluten Regiment mit feiner 
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Muttermilch eingeſogen, und die grenzenloſe Gewalt des Einen Jeſuitengenerals 
ift für immer in Rom koncentrirt worden. Der Freimaurerorden dagegen iſt aus 
den genofienfchaftlihen Vereinen ver germanifhen Baublitten erwachſen und vor- 
züglid in der wohlgeoroneten Schule der englifchen Freiheit groß gezogen worden. 
Daher findet ſich bier nirgends eine abjolute Gewalt, und wenn auch die zahlreichen 
Logen ver verſchiedenen Länder und Syſteme unter einander verbunden find und ſich in 
ihrer Berfaffung gemeinfamen Großlogen unterorbnen, fo giebt e8 doch fein ein- 
heitlihes Regiment über alle Logen und feine gemeinfame Refivenz, fonvdern nur 
einen freiwilligen Bund weſentlich felbftftändiger Genoffenfdaften. 
Den unbevingten Gehorfam, welchen die Iefuiten ihren Obern ſchulden, kennt die 
Loge nicht; und die Lehren der Freimaurer verwerfen ihn, als des Mannes un- 
wiürbig. Der mäßige Gehorfam, ven fie fordern, reicht nicht weiter als die amer- 
kannte moralifche Pflicht, und der freie Wille auch der Einzelnen. Nur eine Zeit 
lang hatten fich hierarchifche Tendenzen auch in die Freimaurerei eingefhlihen und in 
Schottland und Franfreih, im Anſchluß an die vertriebene Königsfamilie ver Stuarts, 
hatten es die Jefuiten fogar verfucht, in den Yogen Eingang zu finden und viefelben 
ihren Zweden dienftbar zu machen. Aber die von Natur verfhiedene Anlage des 
Bundes ftieß diefe Elemente als ihm fremd wieder aus, 

Beide Verbindungen find zunächſt nicht Inftitutionen weder der Kirche noch 
des Staates , fie gehören daher aud nicht nothwendig zu dem Organismus ber 
Kirche oder des Staates, Der Impuls zu diefen Schöpfungen ift voraus von 
einzelnen für die Idee begeifterten Privaten ausgegangen. Aber der Jefuitenorven 
bemächtigt fich des ganzen Lebens feiner Glieder. Ihr Dafein ift von ver Auf 
nahme in den Orden an ausfchlieglich feinem Dienfte gewidmet; und die Bande, 
weldhe ſonſt das Individuum an die Familie, an die Gemeinde und an ven Staat 
binden, werben von ber übermächtigen Anziehungskraft des Ordens zerriffen. Bei 
Weitem nicht fo eingreifend ift die Wirkung des Freimaurerordens. Er will weder 
die Familie, noch die Gemeinde, noch den Staat erfegen oder verbrängen, vie 
Beziehungen der einzelnen Freimaurer zu der Mannigfaltigfeit des Berufslebens 
bleiben unangetaftet. Der Bund macht keine größeren Anſprüche an feine Glieder, 
als die einer freien und intimen Privatgefellihaft zufommen, Er entbindet Feiner 
Pflichten gegen die Verwandten, gegen die Obrigkeit, gegen das Vaterland. Wäh- 
rend der Jefuitenorven daher völlige Dienftbarfeit im Interefje einer Idee verlangt, 
ift der Freimaurerbund mit jeder andern Pietäts- und Bürgerpfliht und mit voller 
Privatfreiheit wohl verträglich. 

Bor Hundert Jahren nod war die Meinung verbreitet, die Freimaurer ſeien 
Zauberer und Herenmeifter. Ich kenne den in ber Univerfitätsbibliotyet München 
abfhriftlih aufbewahrten Bericht eines Abtes von Blanckſtädt, welcher im Jahre 
1746 als mwohlbeftellter Erorcift eine Anzahl von Dämonen zu Ausſagen über vie 
Freimaurer nöthigte und die Bekenntniſſe derſelben dem Biſchof von Eichſtädt ein- 
fandte. Diefes damals ernftlih gemeinte Prolokoll ift heute höchſt poffirlich zu 
lefen. Die Angaben der Dämonen find genau fo, wie die Angaben der fchreibenden 
Tifhgeifter von heute. Sie reden ebenfo gut altbayrifh, wie ver fragende Teufel- 
befhwörer, und befennen ihm ganz bafjelbe, was er zuvor weiß und hören will. 
In ihren etwas plumpen Schimpfreden äußern fie feine Ehrfurcht vor den Heiligen 
Willibald und Franciscus Xaverius, noch felbft vor höhern heiligen Namen, und 
als Achte Teufel verhöhnen fie die Chriften, und meinen „vie Verdammniß fei 
nicht fo heiß“, als die Pfaffen lehren. Bon den Freimaurern fagen fie: „fie feien 
bie Principalherenmeifter und können weit mehr als wir Teufel, Haben auch einen 
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teufliſchen Glauben“. Aber was dieſelben denn glauben, erfährt der Beſchwörer 
nicht. Statt deſſen läßt er ſich mit der kindiſchen Ausflucht abſpeiſen: „Sobald 
einer ein Freimaurer wird, hat er auch einen Teufel im Kopf und muß gleich 
ſterben, wenn er etwas ſagt von ſeinem Glauben“ —, ohne zu bedenken, daß dieſe 
alberne Entſchuldigung doch nur die Freimaurer ſelbſt, aber nicht die mit geiſtlichen 
Ceremonien gefolterten Dämonen von der Antwort abhält. 

Schwerlich werden ſich heute noch kirchliche Prälaten finden, welche an eine 
derartige — glauben; aber unter den ungebildeten Vollsklaſſen treibt 
auch folder Aberglaube noch gelegentlid — obwohl mit geringerer Heftigkeit als 
früher — feinen Spud. Die Angriffe ver neuern Zeit auf ten Freimaurerbund haben 
daher eine andere Wendung genommen, obwohl biefelben auch jet, wie früher, 
vorzugsweife von kirchlichen, feltener von ftaatlichen Giferern ausgehen. Da ber 
Borwurf der Zauberei feinen Glauben mehr findet, und ver Vorwurf der Untird- 
lichkeit und fogar der Härefie — felbft wenn verfelbe zur ermeifen wäre — jeben- 
falls weit zablreichere Klaffen ver Bevölkerung als vie Freimaurer in mindeſtens 
gleicher Stärke trifft, und daher zu feiner befonderen Berfolgung dieſes Ordens 
Beranlaffung giebt, fo wird verfelbe nun der Verſchwörung gegen die Throne, und 
als der geheime Leiter aller Revolutionen angeflagt. Die ultramontane Preſſe im 
Süddeutſchland wiederhallt faft täglich von dieſen lagen, die in hundert Barta- 
tionen vorgetragen werben, unb in Norddeutſchland ftimmt der lutheriſche Zelos 
tismus wader ein in die Melodie der katholifhen Kollegen. 1) Indeſſen ift dieſer 
Vorwurf nicht minder unglaublich ald der nun verfchollene ver Herenmeifterei. Ift 
es ſchon eine ganz thörichte Borftellung, die große Umgeftaltung aller ftaatlichen, 
firhlihen und ver gefellfhaftlihen Zuſtände, welche fich feit etwa einem Jahr— 
hundert überall in Europa vollzieht, für das Werk einer Intrigue von wenigen 
Verſchworenen zu halten, fo ift es noch abfurber, die wilde revolutionäre Form diefer 
Umgeftaltung, wie fie vorzüglich in Frankreich mit vulfanifcher Gewalt hervorgebrochen 
ift, den Freimaurern zuzuſchreiben, welche fänmtlih den gebildeten und meiftens 
aud den vermöglichen Alafien angehören und ſchon darum nichts weniger als für 
die Revolution ſchwärmen, deren ganze Drganifation überdem zur Achtung ber 
moralifhen Ordnung und Ueberorbnung erzieht, umd weldhe denn auch in Baris 
großentheild Opfer der Revolution geworden find. Seinen Urfig und zugleich feine 
größte Verbreitung hat der Orden in England, und eben die Engländer haben es 
verftanden und verftehen es, jene nothwenbige Umgeftaltung ftatt in revolutionärer 
Ueberftürzung in vollkommen gefegliher Form zu allgemeiner nationaler Befriebi- 
gung ein und burdhzuführen. Eben weil die moderne Freimaurerei vorzüglich eine 
engliihe Pflanzung ift, je wiberftrebt auch der geſetzliche Charakter derſelben ven 
revolutionären Marimen. Freilih find auf dem Kontinent die geheimen Formen 
der Verbindung auch von Revolutionsparteien hie und da mit Modifikationen 
nachgeahmt und zu ihren Zweden ausgebeutet worden — bie italienifhen Kar— 
bonari 3. B. haben dieſelben jo benugt —; aber überall, wo das gejchehen ift, 
haben viefe Parteien es vorgezogen, neue Bünde zu ftiften; ber alte ber Frei— 
maurer paßte alfo nicht zu ihren Zweden. Wäre ver Freimaurerorden eine revolu— 
tionäre Stiftung zu revolutionären Zielen, fo wäre es auch völlig unbegreiflid, 


1, Wie früber L. v. Haller, fo macht fich beute der Advokat Eckert ein Geſchäft daraus, 
dürres Holz zu ſammeln und zu dem Scheiterbaufen abzuliefern, den die Kanatifer der Bejchränft- 
beit anzünden möchten. Herr Gdert jcheint zwar ein ebrlicher Keind des Bundes; aber a 
Beweisrührung ift ganz die nämliche, wie fie von den Pbarifäern gegen Ghriftus und von Nero 
gegen bie Chriſten geltend gemacht wurde. 
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wie anerkannter Maßen unter ſeinen Mitgliedern ſich Männer der verſchiedenſten 
politiſchen Parteien brüderlich zuſammenfinden, und zwar nicht etwa nur aus den 
untern Stufen, ſondern auch aus den höhern Kreiſen der Geſellſchaft und wirk 
liche Häupter der verſchiedenen Parteien, und ebenſo unbegreiflich, daß wiederholt 
ner Fürften und Könige als Protektoren und Häupter an die Spite der Logen 
ihrer Länder getreten find. Die ultramontane Preffe, welche von ver Freimaurer 
gefahr wie von einem Alp geängftigt wird, fieht fi, um dieſe Unwahrſcheinlichkeit 
irgendwie zu erflären, zu ber noch unmahrfceinlicheren Behauptung genöthigt, 
diefe Fürften — unter denen fogar das in dem legten Jahrhunderten größte 
ftaatsmännifche Genie, welches eine deutſche Krone getragen hat, Friedrich der 
Große, fi befindet — feien felber Betrogene, indem die wahre Leitung des Ordens 
ihnen unbewußt von geheimen Obern verwaltet werbe. Ich vente, es ift doch viel 
verftändiger anzunehmen, daß jene Prefje, welche geneigt ift, das Abenteuerlichfte 
zu glauben, und nur von fernem Hörenfagen ber entftellte Nachrichten befommt, 
als daß diefe Fürften, welche perfönli in alle Geheimniffe eingeweiht waren und im 
Centrum der Großlogen ihren Si hatten, über die Natur des Ordens getäufcht feien. 

Ganz im Gegenfage zu der Anficht ber kirdlichen Eiferer hält eine andere 
unter ben gebildeten Klaſſen jehr verbreitete Meinung den Freimaurerbund zwar 
für kirchlich und ſtaatlich ungefährlid, aber audy für völlig überflüffig. Sie ſchätzt 
ihn und feine Wirkfamfeit jehr gering, betrachtet feine Formen als eine kinbifche 
und eitle Spielerei, macht ſich über die angebliche geheime Weisheit Iuftig, welche 
in den Logen verborgen ſei und behauptet, die Hauptthätigkeit des Ordens beftebe 
in den vortrefflihen Mahlzeiten feiner Mitgliever. Diefe zweite Hauptanſicht ver- 
widelt fih nicht in foldhe Ungereimtheiten, wie ihre Gegenfeite, und kann Manches 
für die Richtigkeit ihrer Auffaffung anführen. Man muß fogar zugeftehen, daß fie 
das Zerrbild des Ordens richtig erkannt habe. Aber immerhin unterfchägt fie 
bod die Bebeutung des Bundes. Es ift wahr, die große Mehrzahl der Orvens- 
brüver gehört heutzutage den mittleren Klaffen der bürgerlichen Gefellihaft an; 
die Ariftofratie der Geburt und des Neichthums, wie die Ariftofratie des Geiftes 
und der Talente waren im vorigen Jahrhundert ftärfer dabei betheiligt, als gegen- 
wärtig. Aber es ift ebenfo wahr, dag — in Deutjchland wenigſtens — aud eine 
große Anzahl von Maurern fi zum Eintritt in den Bund durd ein zuvor unbe 
friedigtes ideales Bedürfniß hat beftimmen laffen, und daß nicht blos bie leib- 
liche Speije, fondern ebenfo die gemüthliche und geiftige Nahrung, welche ber 
Bund bietet, feine Glieder zufammenhält. Es ift allervings unglaublid , daß ber 
Bund in dem Befige wie geheimer Kennzeichen, jo auch geheimer Wahrheiten fei; 
benn für die Wilfenfchaft giebt es heute überhaupt Feine Geheimlehren mehr, 
und bie Ideen, welche vorzüglich als freimaurerifch bezeichnet werben, find ſchon 
lange zum Gemeingut der modern-gebilveten Welt geworben, wie vor allen bie Idee 
ber Gewifjensfreiheit und der gegenfeitigen Achtung auch ver verfie- 
denen religiöfen und politifhen Ueberzeugungen. Aber es ift nicht zu 
läugnen, daß die Freimaurerei Vieles dazu beigetragen hat, um dieſe Iveen bei 
uns einzubürgern und zu verbreiten, und daß fie heute noch überall als eine 
Hauptftüge diefer menjhlihen Duldſamkeit zu betrachten ift, und es ift offenbar, 
daß die Yeindfhaft ver Jeſuiten und der Haß der kirchlichen Zeloten, der fie ver- 
folgt, bauptfählih in viefem ihrem beharrlichen Streben ihre Erflärung finden. 
Wer die Meiſterwerke unferer Haffifhen Literatur aus der fFreimaurerei erflären 
wollte, würde viefelbe Albernheit begehen, welde in der Erklärung der Revolution 
als eines Freimaurerwerks liegt. Aber ganz zufällig ift e8 doch nicht, daf mehrere 
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Fürften der veutfchen Literatur, daß insbefondere Wieland, Leffing, Herber 
und Goethe Freimaurer waren, und verbient doch einige Aufmerkſamkeit, daß ber 
fritifche und verftändige Leſſing es der Mühe werth erachtete, vie Idee des Frei— 
maurerbundes — im — freilich zu den Fabeln und Eitelkeiten mancher 
Logen — in das hellſte Licht zu ſetzen (Geſpräche von Ernſt und Fall). 

Wollen wir die Bedeutung der Freimaurerei richtig erkennen, ſo müſſen wir 
voraus einen Blick auf ihre Geſchichte werfen. 

2. Geſchichtliches. Erſt die neuere Kritik, zu welcher wiederum Leſſing den 
Anſtoß gegeben, hat das Dunkel, welches früher die Geſchichte des Bundes deckte, 
einiger Maßen gelichtet. Die nachweisbaren Wurzeln des Bundes reichen feinen- 
falls über das zweite Mittelalter hinauf. Alles was man früher von einem 
biftorifhen Zufammenhange vefjelben mit den alt-römifchen Bauforporationen, oder 
mit den religiöfen Miffienen ver Eulveer in Britannien, oder gar mit den eleu- 
finifchen Myſterien und mit ver Schule des Pythagoras, oder mit den jübifchen 
Efjäern, oder mit dem ägyptiſchen Prieftertbum erzählt hat, ift nur Dunft und 
Rauch, welcher aus ven Opferpfannen der Eitelfeit und des myftifchen Aberglaubens 
anffteigt. Später haben wohl die Erinnerungen an ältere Lehren und Myſterien 
aud) unter den Freimaurern einige Wirkung äußern können, fie mögen gelegentlich 
zur Bergleihung und Anregung benugt worben fein, aber ganz daſſelbe konnte mit 
aller Geſchichte der Eivilifation gefchehen. Hiftorifch fiher aber ift der Zufammen- 
bang mit den Baugenoffenfhaften des Mittelalter8 und vorzüglich mit den 
Baubrüderfchaften der Steinmegen, deren Bildung und vielleicht auch deren 
Drganifation und Symbolif auf den geiftigen Einfluß des Benedictinerordens 
zurüdweift. Diefe Bauhütten ver Steinmegen — in Deutſchland galten die von 
Straßburg, Köln, Wien und Züri, in England die von York und London als 
Haupthütten — hatten aud eine fehr ausgebilvete geheime Symbolif, und wenn 
gleih die Hauptbeveutung derſelben eine tehnifche und innungsmäßige war, welche 
erft in der Freimaurerei zu moralifcher und fpefulativer Symbolik vergeiftigt wurbe, 
fo darf man ſich doch in den Zeiten ver großartigen Kirchenbauten des Mittelalters 
die Bildung diefer Steinmegen nicht zu tief no gar zu hanpwerfsmäßig vor- 
ftelen. Ein Anſatz zu der jpätern Ausbildung dieſer Symbolif mußte ſchon 
urfpränglich in ihr liegen, und es finden fi in den Steinmegarbeiten felbft 
Spuren, daß in dieſer fünftlerifchen Genoſſenſchaft fi) mancherlei Gedanken einer 
freieren Weltanfhauung vegten, wenn gleich fie der kirchlichen Autorität vollftändig 
gehorchten und in ihren Orbnungen den Meiftern und Gefellen vie Beachtung der 
riftlihen Sitte zur Pflicht machten. 2) 

Die ſchottiſche Maurerei behauptet überdem eine Verbindung des Ordens mit 
dem Orden der Tempelberrn, als einer zweiten Wurzel der ffreimaurerei; und 
Leſſing bat dieſe Anficht durch Hinweifung auf die alte Bezeichnung der „Mafoney“ 
als die Tiſchgenoſſenſchaft der Ritter geftitt, indem erft das Mißverſtändniß ſpä— 
terer Zeiten die Ausprüde Mafony und Mafonry (Mafoney und Maurerei) ver- 
wechfelt habe. Kloß dagegen beftreitet jeven wirklichen Zuſammenhang der Art. 
Wie dem aud fein mag, die eigentlihe moderne Freimaurerei beginnt erft 
zu Ende des XV. over zu Anfang des XVII. Jahrhunderts. In Franfreich 
und in Deutichland hatte der ftaatliche Abfolutismus jener Zeit auch die freiheit 


2) Ordnung der Straßburger Hauptbütte von 1463: „Man foll auch feinen Werk-Man noch 
Meifter in die Ordnung empfehlen, der alſo jars nit zum beiligen Saframent gieng oder nit 
Chriſtliche Ordnung bielte und das feine verfpielte”. 
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der Baugenoſſenſchaften unterdrädt. In England aber wurbe biefelbe nicht blos 
erhalten, fonvdern in eine neue höhere Form übergeleitet. Sicher bat der große 
Banmeifter ver Paulskirche, Chriftopb Wren, und vielleicht auch der König 
Wilhelm III. einen Antheil an dieſer Umgeftaltung. Die handwerksmäßige und 
fünftleriiche Bedeutung der Maurerei ging nun unter, und bie ethifhe und fpeku- 
lative trat an ihre Stelle. Waren früher wenn auch nicht ausſchließlich doch vorzugs— 
weife fogenannte Werkmaurer in die Logen aufgenommen worden, fo befamen 
nunmehr gebildete Männer aus verſchiedenen Klaffen der Gefellihaft das Ueber: 
ewicht, und bald verfhwand jede Beziehung zur wirklihen Baukunſt. Die nene 

ganifation fam im Jahr 1717 zur Bollendung; damals wurbe Anton Sahlor 
zum erften Großmeifter der Londoner Großloge gewählt. Im Jahr 1720 wurden 
die alten Ordnungen ver Logen von Payne gefammelt und 1721 fam das erfte 
von dem Prediger Anderfon im Auftrage des Großmeifters bearbeitete Konſtitu— 
tionenbuch zu Stande. Mit der Gutheißung diefer Arbeit durch die Großloge batte 
bie Freimaurerei nun ihr erftes Geſetzgebungswerk erworben. 

Um ven religiöfen und politifhen Geift dieſer Geſetzgebung zu bezeichnen, 
theile ich (nach Kraufe) die beiden erften Titel ver fogenannten Pflichten wörtlich 
mit: „1. Gott und Religion betreffend. Der Manrer ift durd feinen Beruf ver- 
bunden, dem Sittengefete zu geboren; und wenn er die Kunſt recht verfteht, fo 
wird er weder ein ftumpffinniger Gottesläugner noch ein irreligiöfer Wildfang 
(Libertiner) fein. Obwohl aber in alten Zeiten die Maurer verpflichtet wurden, 
in jevem Lande der Religion des betreffenden Landes oder Volkes anzugehören, 
fo wird es gegenwärtig doch für ſchicklicher erachtet, fie num zu der Religion zu 
verpflichten, in welcher alle Menfchen übereinftinmen, und die befondere Konfeffion 
den Einzelnen zu überlafen, d. h. gute und trene Männer zu fein, oder Männer 
von Ehre und Rechtichaffenheit, vurh was immer für Benennungen oder Ueber: 
zeugungen fie fi unterfcheiven mögen: biedurd wird die Maurerei zu einem 
Gentrum ver Einigung und zu einem Mittel, treue Freundſchaft unter Menſchen zu 
ftiften, weldye außerdem im beftändiger Entfernung hätten bleiben müſſen.“ 

„2. Bon der bürgerlihen Obrigkeit, ter höchſten und ver untergeorbneten. 
Der Maurer ift ein friepfertiger Unterthan der bürgerlichen Gewalten, wo er auch 
wohnt und arbeitet und ſoll fich niemals in Meuterei und Verſchwörung einlaffen 
wider den Landesfrieden umd die nationale Wohlfahrt, nody ſich pflichtwidrig gegen 
die Unterobrigfeiten betragen. Denn gleich wie Krieg, Blntvergießen und Verwirrung 
der Maurerei immer nachtheilig gewefen; alfo waren and von Alters her Könige umd 
Fürſten ſehr geneigt, die Mitglieder ver Zunft, ihrer Friedliebe und Bürgertreue wegen, 
wodurch fie ven böfen Yeumund ihrer Gegner mit der That widerlegten, aufzu— 
muntern und die Ehre der Brüderſchaft zu befördern, melde immer im Frieden 
blühte. Sollte daher ein Bruder ein Empörer gegen den Staat fein, fo ift er in 
feiner Empörung nicht zu unterftügen, wie immer er auch als ein unglüdlicher 
Mann bedauert werden möge; und wenn er feines andern Verbrechens überwieſen 
ift, fann man ihn, obwohl vie treue Brüderfchaft feine Empörung mißbilligen fol 
und muß, nod der beftehenden Regierung einen Verdacht ober Grund zu poli- 
tiſcher Eiferfuht geben darf, dennod nicht aus der Yoge ausftoßen, und fein Ver— 
bältniß zu derfelben bleibt unverbrüchlich. 3)“ 


3) Die ältere fogenannte Worker Konftitution drüdft das Princip fürzer fo aus: „Eurem 
Könige follt ihr getreu fein obne Berrätherei und der Obrigkeit geborchen ohne Falſchbeit; — 
egen alle Menichen ſollt ihr dienitfertig fein und fo viel ihr Fönnt, treue Freundſchaft mit ihnen 
in en, euch auch nicht daran kehren, wenn fie einer andern Religion oder Meinung zugetban find.“ 
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In Großbritannien breitete ſich nun unter dem Schutze der engliſchen Geſetze 
während des XVIII. Jahrhunderts die Freimaurerei ſehr aus. Es wurden eine 
große Anzahl engliſcher, ſchottiſcher und iriſcher Logen geſtiftet, und auch gegen— 
wärtig iſt der Bund in dieſen Ländern in ſteigender Entwicklung begriffen. Bon 
England aus wurde derſelbe nach dem Kontinent und nach allen Welttheilen ver— 
pflanzt. Unter der Londoner Großloge arbeiteten im Jahre 1844 674 Logen, 
worunter 463 in England, 70 in Amerika, 52 in Oſtindien, 28 in Weſtindien, 
7 in Afrika, 5 in Auſtralien und 10 in ver Armee. 

Angefochtener war die Ausbreitung der Maurerei auf dem Kontinent. Schon 
früh erhob fid Rom gegen viefelbe. In der Bulle: In eminenti apostolatus 
Speeula vom 28. April 1737 verbammte der Bapft Clemens XII. den Bund 
als „für das Seelenheil gefährlid und der Keterei verdächtig“, und beprohte die 
Eintretenden mit der Kirchenftrafe der Exkommunikation. Indeſſen wurde tiefe Bulle 
in Frankreich von den Parlamenten nicht einregiftrirt und hatte daher in Frant- 
reich) auch Feine gejeglihe Autorität, Bon der franzöfifhen Polizei zuweilen mit 
Berfolgung bedroht, dann wieder geduldet, gelangte die franzöſiſche Maurerei 
allmählig zu einem feften und anerkannten Beftand, unter dem Grafen von Eler- 
mont als Großmeifter, bis auch dieſe Verbindung, welcher viele Girondiſten ange- 
bört hatten, umd deren Grofmeifter der Herzog von Orleans geworben war, in 
ben Revolutionsjahren erſchüttert und 1791 faft alle Logen gefchloffen mwurben. 
Sie erholte ſich ext wieder, als auch die politiihen Zuftände wieder georbneter wurden. 
In der napoleonifchen Periode war ein faiferlicher Prinz, Iofeph, zum Großmeifter 
erwählt worden. Sein Ant wurde aber von Gambacerds ausgeübt. Als 1809 im 
Staatsrath der Vorſchlag gemacht wurde, zu Gunften der Freimanrerlogen eine 
befonvdere Ausnahme von den Artikeln 291—294 des Code penal zu machen, 
widerſetzte fich der Kaifer mit der Bemerkung: „Nein, nein, wenn die Freimaurerei 
protegirt wird, ift fie nicht zu fürchten; iſt fie autorifirt, fo würde fie zu ftarf 
und könnte gefährlihd werden”. Die jeitherigen politifhen Wandlungen ver franzö- 
fiihen Berfaffung bat dieſelbe überbauert, obwohl fie au in ihrem Innern 
mancherlei Öegenjäte zu überwinden fand. Der Grand-Orient de France zählte 
1830 479 Yogen; in Paris allein 67. 

Die erfte deutſche Loge wurde 1733 in Hamburg errichtet. Aber einen 
höhern Aufihwung erhielt die deutſche Maurerei erft, als Friedrich II. im Jahr 
1740 eine Yoge zu Charlottenburg eröffnete und die Loge zu den 3 Weltkugeln 
in Berlin ins Yeben rief: ein Beifpiel, vem der Markgraf von Baireuth folgte. 
Es war das ver Gegenftoß gegen die Bannbulle Clemens XII. In Berlin ent- 
ftanden drei Großlogen, die große Nationalmutterloge zu den drei Weltkugeln, nun 
mit 96 Töchterlogen, worunter 11 außerhalb Preußen, die Royal-York zur Freund- 
{haft mit 25 Töchterlogen und die große Yandesloge von Deutſchland mit 58 
ZTöchterlogen, unter denen 18 außer Preußen. Das Proteftorat über diefelben übt 
der Prinz von Preußen aus. Zu diefen drei preußiſchen Großlogen kommen 
für Deutfhland noch hinzu die Öroßloge von Hamburg mit 17 Toöchter— 
logen, die von Hannover mit 11, die große Mutterloge des efleftifhen Bundes 
in Frankfurt am Main mit 13, die große Yandesloge von Sadhfen in Dres- 
den mit 13, die Örofloge zur Sonne in Baireuth mit 8 und die Grofloge 
zur Eintradt in Darmftadt mit 3 Töchterlogen. Dazu kommen noch 6 ijolirte 
und 2 Logen, die von auferbeutfhen Großlogen abhängen. Die ſtärkſte Ver- 
breitung hat der Bund in Nord- und Mittelveutichland, und überwiegend in protes 
ftantijhen Gegenven. In Defterreih wurde der Drven dur die Kaiferin Maria 
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Therefia nach ven Wünſchen ver Kurie 1764 verboten, dann aber dod im Stillen 
wieder geduldet und von Kaifer Jofeph II. 1785 offen gefhügt. In Wien und 
zu Prag bilveten fi damals Großlogen, aber ſchon 1790 erfolgte ein nenes Ber- 
bot durch Leopold II. und feither blieb Defterreih den Logen verfchloffen. In allen 
andern deutſchen Ländern wird der Orten theils gebulvet, theild anerfannt. Im 
Bayern beftehen — außer der Loge zu Regensburg — nur in den neuern Pro- 
vinzen einige Logen; in Altbayern hatte zwar im XVII. Jahrhundert die Maurerei 
aud eine Zeit lang in die Ariftofratie Eingang gefunden, wurbe dann aber durch 
die Feindſchaft der firhlihen Partei wieder verdrängt und gerieth durch den foge- 
nannten Jlluminatenorden, welder die maureriſchen Formen nadhahmte und 
zu feinen politiſchen Zweden mißbraudte, in Mißkrevit. Obwohl der König 
Marimilian Joſeph I. felbft in ven Orden eingeweiht war, und officiell vie 
Verbindung ald gemeinnüglic anerfannte *), fo ſah er ſich dennod in Berüdfichti- 
gung ver verbreiteten Vorurtheile veranlaßt, den Staatsbeamten den Eintritt in 
den Bund zu unterjagen. 

Aehnlich ift die Verbreitung ver Maurerei in ver Schweiz. Sie ift bedeutender 
in der proteftantifhen als in ver fatholifchen Bevölkerung. Die fchweizerifche 
Großloge Alpina verbindet 24 Logen, unter denen noch feine in einem rein 
fatholifhen Kanton. Ebenfo gewährt der germanifhe und proteftantifhe Norben 
Europa’s, Schweden, Norwegen, Dänemark, Holland, dem Bunde größere 
Freiheit und zahlreihere Stätten feiner Wirkſamkeit als der fatholifhe und romanifche 
Süden, Italien, Spanien und Portugal. Eben in diefen Yänbern, wo er fo 
manche Verfolgung erlitt, und gerade deßhalb wirb bier die Maurerei weit leichter 
in eine politifhe Richtung hineingetrieben, die eigentlid ihrem Weſen fremd ift. 
Eine ähnliche Erfahrung erleben wir in Belgien, wo in dem Kampfe gegen ben 
Ultramontanismus der Freimaurerbund eine einflußreihe Rolle übernommen bat. 
In Rußland waren eine Zeit lang unter Kaifer Alerander I. die Logen in voller 
Thätigfeit,; wurden aber 1822 aus noch nicht gehörig aufgellärten Grünen 
geſchloſſen. 

Endlich iſt auch noch der großen Ausdehnung des Ordens in Nordamerika 
und in Braſilien zu erwähnen. So erſtreckt er ſich in der That über den civili— 
ſirten Erdkreis; und obwohl zunächſt auf chriſtlichem Boden erwachſen und in 
feiner Moral auch driftlih gefinnt — die dogmatiſchen Formulirungen überläßt 
er dagegen dem freien Glauben der Individuen —, fo bat er doch aud in ber 
jüpifhen, mohammedaniſchen und felbft unter ver bramaniſchen Hindu— 
bevölferung nicht blos einzelne Freunde, fondern ganze Logen gewonnen. 

II. Princip und Zwede der Maurerei. Aus der Geſchichte ver 
Maurerei ergiebt fi, daß der Orven eine Verbindung freier Männer fei, 
welche im übrigen verſchiedenen Konfeffionen und Kirchen, wie verjchiedenen poli- 
tifchen Parteien, Völkern und Staaten angehören und trogbem, daß fie Maurer 
geworben find, doch ihrer befonderen Ueberzeugung und ihrer eigenen politifchen 
Fahne treu bleiben können. Zwar werben deshalb wohlwollende und gutmütbige 
Naturen leiter ven Eingang „zu dem Tempel“ finden, als Charaktere von bär- 
terem Metall; aber es können audy entjchiedene kirchliche oder ftaatliche Partei- 
männer ber verfchiedenen- Richtungen Maurer werben und Parteimänner bleiben. 


*) Berordn. v. 20. Febr. 1808. „So wenig Wir — die wohlthätige Tendeng der Freimaurer, 
ihr Beftreben zur Beförderung alles Guten und den fonach in manderlei Beziehungen durch fie 
verbreitet werdenden Nugen mißfennen”. 
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Auch an folhen Beifpielen fehlt es nicht in der Geſchichte. Nur ein fo leiven- 
Ihaftliher oder beſchränkter Menfh, welcher alle Andersdenkenden verflucht, kann 
unmöglid in den Maurerbund eintreten, weil er in dieſem auch die Anversgläu- 
bigen und feine politiihen Gegner als Menſchen adten und als Brüder lieben 
fol. Nur die Undulvfamfeit und die Verfolgungsſucht, ao nicht die Entſchieden— 
beit ift grunbfäglid ausgefchloffen. Daraus folgt, daß das Grundprincip des 
Bundes die konfeffionelle Aufopferungstreue nicht verwerfe und den nationalen 
Potriotismus nicht lähme, and nicht daran denke, die Kirche oder den Staat zu 
verbrängen und zu erfegen, wohl aber, daß nach Leffings Ausdruck der Bunt. ven 
unvermeiblihen Uebeln des Staates oder der Kirche entgegen zu arbeiten und vie 
durh den Glauben und vie Politik getrennten Menfchen wieder menfchlid zu 
einigen fi) vorgefegt habe. Inſofern darf der Bund wohl als eine Erziehungs: 
anftalt zur Humanität für Männer bezeichnet werben. Deshalb weift er 
in allen feinen Einrichtungen auf das bin, was ven edleren Menſchen gemeinjam 
ift, was fi menfhlic begründen und begreifen läßt. Seine Gebräuche find von 
diefem ethiſch-menſchlichen Geifte erfüllt und feine Symbolik fpricht ihn in Bildern 
‚aus. Seine Gottesverehrung hält fih an den allen hriftlihen und nichthriftlichen 
Völkern gemeinfamen Glauben an Einen perfönlichen Gott, der dem Maurer vor- 
züglich als ein fchaffender und erhaltender Künftler, als Erbauer des Weltgebäutes 
nahe tritt, und prägt diefen gemeinfamen Gedanken in fultusartiger Form aus, 
Sehr viele — zumal deutihe — Logen befennen überdem fo beftimmmt die dhrift- 
liche Religion — freilich ohne auf die Dogmenunterſchiede der Konfeffionen ſich 
einzulaffen —, daß fie erklärte Nichtchriften nicht aufnehmen. Die Bibel wird 
als eines ber großen „Lichter geehrt. Die maurerifhe Moral betont überall vie 
Würde der Menfhennatur und mahnt zur Bruderliebe. Ihrem Wefen nach iſt jie 
chriſtliche Moral. 

Weil der Orden zur Humanität erziehen will, fo ſchließt er ſich zunächſt gegen 
die Äußere fogenannte profane Welt ab. Er vermeidet es deshalb, am politifchen 
oder religiöfen Agitationen einen unmittelbaren Antheil zu nehmen, Gr zieht es 
vor, fi davon fern zu halten; und wenn er ausnahmsmweife durch ven Drang 
der Umftände genöthigt oder. veranlaft wird, auch an verlei Streitigkeiten ſich zu 
betheiligen, fo gefchieht das faft nur, um ein Wort des Friedens zu fprechen oder 
um eine Pflicht der Humanität zu erfüllen. Dagegen ftellt er es den einzelnen In- 
dividuen frei, fih in die Strömungen des äußeren Yebens zu ftürzen, und an den 
Gefahren und Kämpfen mit Woge und Wind fich beliebig zu betbeiligen. Aber zu 
feiner Sammlung und zu feiner inmern friedlichen Bethätigung bat er fih in den 
Logen einen ftillen neutralen Hafen gebaut, in welchem ver Friede walten foll 
und die Eintracht fogar der außerhalb der Loge wider einander Kämpfenden ge— 
pflegt und geſchützt wird. 

Die am meiften nad Außen gerichtete Thätigfeit des Ordens ift offenbar die 
Uebung der Wohlthätigkeit. In ihr offenbart fih der fittlich-humane Geift 
am bdeutlihften und am unangefochtenften. Die Wohlthätigfeit iſt nach ihrer Natur 
nicht engherzig fonfeffionell noch national befhränft. Die hriftliche Religion voraus, 
aber nicht fie allein, auch der Islam empfiehlt dieſelbe in freierer menſchlicher 
Weiſe; und die Maurerei wetteifert einigermaßen mit ven religiöfen Verbindungen, 
in der Stiftung und Förderung wohlthätiger Anftalten aller Art, obwohl aud 
bier fie die mittelbare Wirkfamfeit durch die freiwillige Arbeit einzelner Brüder 
der unmittelbaren Betheiligung der Loge felbft vorzieht. Eine Menge Erziehungs- 
anftalten für Waiſen, für Blinde und Taube, für verwahrlofte Kinder, Bildungs— 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. II. 48 
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anftalten für junge Handwerker, Verforgungsanftalten für Wittwen, für Arante, 
Alyle für arbeitsfähige Perjonen, Einrichtungen zur Bildung der untern Volls— 
klaſſen und zur Beförderung ihrer Wohlfahrt, Rettungsanftalten u. vgl. find durch 
freimaurerifhe Impulſe geftiftet oder durch freimaurerifhe Unterftügung gehalten 
und verbeffert worben. 

Der inneren und wenn gleih nicht fo handgreiflich fruchtbaren, dennoch 
beveutenveren Wirkfamkeit des Bundes gehört die Uebung freundlider Ge— 
felligfeit an, in welcher die Erziehung zur Humanität zu perfönlihem Genuffe 
reift. Der freie und doch gehaltene Austaufch der mwechjelfeitigen Anfihten, das 
Sicherheitsgefühl, daß ein aufrichtiges Wort einen brüderlichen Hörer finde und 
nicht dem Mißbrauche ver Anfchwärzer verfalle, die gemüthliche Gemeinſchaft von 
Männern aus fehr verfchievenen Stänven, die ſich fonft nicht jo leicht vertraulich 
zufammenfinden würben, in ber Yoge aber ſich brüderlich begegnen, ber fittliche 
Ernft, der fih in den Formen der Freimaurerfeſte mit beiterer Fröblichfeit ver- 
bindet, das Alles übt eine ftille aber wohlthätige Einwirkung auf viele gebilvete 
Männer aus, und dient zugleich dazu, den Charakter auszubilden, die Sitten zu 
veredeln und das Leben genußreicher zu geftalten. Die evelfte Blüthe und Frucht dieſer 
perjönlihen Verbindung aber ift pie Männerfreunpfchaft, welde in dem günftigen 
Boden der Maurerei reichlihe Nahrung findet, und aud in fchwierigen Momenten 
oft ſchon die Probe beftanden hat. Freilich bat auch diefe Seite des Manrerlebens 
in ber egoiftiichen Spekulation auf Unterftügung mit Geld oder Gunft, welde 
gelegentlih auch Manche zu den Logen treibt, ein ſchädliches Zerrbild, dem fie 
eben jo ausgeſetzt ift, wie jede andere fittliche Anftalt unter den Menſchen. 

Weit die meiften Staaten der civilifirten Welt lafjen ven Bund ver Frei— 
maurer frei gewähren; und faft nur va, wo bie firdlice Aengſtlichkeit auch auf 
die Staatsregierungen einwirkt, over ausnahmsweiſe Gründe eine Ausnahme er- 
klären, finden wir das Verbot der Maurerei. Da ver Bund feine widerrechtlichen 
Zwecke verfolgt und vie Mittel, die er zu feinen Zweden verwendet, wie dieſe 
jelbft, ganz in dem Bereiche der Privatfreiheit liegen, fo wüßten wir auch feinen 
Rechtsgrund, welcher zu folhen Verboten Veranlaffung gäbe. Um ven Vorwurf 
der Kirche, weldje die Freimaurerei ſchon darum ver Keterei für verdächtig erflärt, 
weil fie ohne alle Rüdficht auf die mechjelfeitige kirchliche Verdammung der ver: 
ſchiedenen Konfeffionen Männer aus allen Konfeffionen brüderlic vereinigt, braucht 
fi der Staat, feitdem es fein Vergehen der Kegerei mehr giebt, nicht weiter zu 
befümmern, da er ganz daflelbe auch thut, und aud Rechtgläubige und Ungläubige 
aller Art als berechtigte Unterthanen friedlih neben einander wohnen und mit 
einander verkehren läßt. Es fann dem Staate felbft nur erwünſcht fein, wenn bie 
Duldfamkeit in religiöfen Beziehungen, die er felber üben muß, ſich immer weiter 
auch in der Bevölferung verbreitet und befeftigt, und fo zulegt jede Zumuthung 
kirchlicher Berfolgung als Unnatur und Unrecht unterbleibt: 

Der einzige Grund, welder mit einigem Scheine angeführt werben fann, 
um dem Bunde politifche Hinderniſſe zu bereiten, ift dag Geheimniß, weldes 
die Logen für ihre innern Angelegenheiten fördern und firenge bewahren. Aber 
die Eriftenz der Logen felbft ift fein Geheimniß, und es fteht auch nichts im 
Wege, daß bem Staate von der Begründung wie von der Verfaffung und Aus- 
behnung der Logen vollftändige Kenntniß gegeben werbe, Aber es wiberftreitet 
allerdings dem Princip des Bundes, daß eine profane Neugierde in feine Ver— 
fammlungen eindringe: unb es wiberftreitet in Wahrheit auch dem Princip ver 
bürgerlihen Freiheit überhaupt, daß vie freie Privatbejprehung unbejcholtener 
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Männer überwacht und polizeilic ausgekundſchaftet werde. Will die Staatsregie⸗ 
rung ſich nicht blos aus den Gefegen der Maurer, ſondern auch thatjächlich über- 
zeugen, das die Berbindung in feiner Weije ftantsgefährlich fei, fo ift ihr aud 
dazu der ficherfte Weg geöffnet. Aug. Wild, Müller (in der Enchelop. von Erſch 
und Gruber) bezeichnet denjelben durch Erzählung eines hiſtoriſchen Borbilves. 
„Als im Jahr 1735 in Amſterdam eine Loge errichtet wurde, welde Berbadht 
erregte und deren Berfammlungen unterfagt wurden, erflärten vie befhalb in 
Unterfuhung gezogenen Vorfteher der Loge: „„Wir find als Freimaurer friedliche 
Untertbanen und unferm Baterlande und Landesherrn mit unwanbelbarer Treue 
ergeben. Wir leben in Eintracht, Heuchelei und Betrug verabſcheuen wir: men- 
henfreundliche Handlungen find uns Pfliht und Genuß. Umfere Gebräude und 
Geheimniffe dürfen wir nicht verrathen. Sie find aber weder göttlihen noch 
menschlichen Gefegen zuwider. Laſſet ein Mitgliev des Magiftrates bei uns auf- 
nehmen, das wird ſolches bezeugen." Diefe Sprache gefiel dem Magiftrat. Der 
Stabtjefretär ließ fih im Auftrag des Magiftrats aufnehmen und erftattete jo 
günftigen Bericht, daß faft alle Mitglieder des Magiftrats fi aufnehmen 
ließen.“ 

Die Freiheit der Ausbreitung tes Maurerbundes wird daher nicht blos that- 
ſächlich, ſondern mit gutem innern Grunde als Regel des civilifirten Staatsrechts 
anerkannt. 

Titeratur. Anderson, The Constitution of the Free Masons oft gebrudt. 
Kranfe, Die drei älteften Kunfturfunden der Freimanrerbritverfhaft 2 Bde. 
Dresden 1810. 1820. Helpmann, die drei Älteften gefchichtlihen Dentmale der 
deutſchen Freimaurer. Aarau. 1819. Krebs, Gefchichtlicher Ueberblid. Stuttg. 
1840. Kloß, Die Freimaurerei in ihrer wahren Bedeutung. Leipzig 1846. Kloß, 
Gefhichte der Freimaurerei in England. Leipzig 1847. Kloß, Geſchichte ver 
Breimaurerei in Franfreih. 2 Bde. Darmftabt 1852. 53. Fallen, die Myſte— 
rien der Freimaurer. Leipzig 1848. ſSluniſchli. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit, ſ. Gerichtsbarkeit, Notariat. 
Freizügigkeit, ſ. Auswanderung, Niederlaſſung. 
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Das Wort „Fremde“ bezeichnet an ſich blos eine Verneinung; man nennt 
die Perſonen ſo, welche nicht Angehörige einer gewiſſen Gemeinſchaft ſind, die 
außer derſelben ſtehen. se nad der Grundlage, welche die Gemeinſchaft zu einer 
Einheit verbindet, giebt es daher auch verfchiedene Kategorien von fremden. 
Wenn wir dabei von ver Religions, der Sprad- und Namen-Gemeinjhaft ab- 
jehen, deren jeder Fremde gegenüberftehen, und uns auf das Gemeinweien xar 
28oynv auf den Staat befhränfen, jo heift ein „Fremder“ derjenige, der dem 
Berbande eines beftimmten Staates nicht angehört, nicht daſelbſt einheimiſch if, 
und ber eben darum aud von der Staatsgewalt dieſes Landes unabhängig ift. 
Man drüdt diefen Gegenfag nicht unpaffend dur die Bezeihnung „Inländer 
und Ausländer” aus. In einer weiteren Bedeutung wird das Wort aud zur 
Benennung jener Perfonen gebraudht, welche nicht zur Gemeinde gehören, 
dafelbft fein Bürgerrecht und feine Heimat haben; gleichviel übrigens, ob fie in 
Bezug auf den Staat Inländer oder Ausländer feien. In biefem Sinne hat vie 
Eigenjhaft des Fremden Folgen in Bezug auf die gemeinderechtlihen Verhältniſſe, 
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wie 3. B. in Bezug auf Heimat, und in Bezug auf Poligeiverwaltung (Aufent- 
halt, Legitimation, Paßweſen). 

Wir haben es bier hauptjächlid) mit dem Fremden im ver erfteren Bedeutung, 
mit dem Ausländer zu thun. Wer gegenüber einem beftimmten Staate ald Ein- 
beimifcher und wer als Fremder zu betrachten und zu behandeln fei, das bängt 
von den Grundſätzen ab, welche in demjelben über Erwerb des Staatsbürgerredhts, 
reſp. über Naturalifation gelten (f. d. Art. Einwanderung). Die principielle Be- 
ftimmung der Stellung des Fremden zu den Staaten, im Verhältniß zu weichen 
er ein Fremder ift, folgt aus der Natur der Sache. Er ift an ſich von der fremben 
Staatögewalt unabhängig, injolange nicht beſondere Beziehungen zwifhen ihm und 
dem fremden Staate eintreten, welde eine Abhängigkeit zur Folge haben. !) 
Solche Beziehungen find: 

I. Der Erwerb over die Ausübung und Realifirung von Rechten in fremden 
Staaten. . 

I. Der Befig von Grund und Boden im fremden Lane, 

IH. Das Betreten des fremden Staatsgebietes und der kürzere ober längere 
Aufenthalt vajelbft. 

Die Grundfäge, nad welchen vie Berhältniffe der Fremden zu den Staaten, 
mit welchen fie in einer oder mehreren der angeführten Beziehungen ſtehen, zu 
beurtbeilen find, bilden das Fremdenrecht, das fih am klarſten varlegen läßt, 
wenn man die verfchievenen thatſächlichen Gründe einer Abhängigkeit des Fremden 
von einander trennt und bie daraus fließenden Sätze gelondert erörtert, wie das 
im Folgenden gejchehen fol. An vie Darftellung des Frembenrehts jollen ſich 
einige Bemerkungen über die Wirkungen anreihen, welche aus ven Beziehungen 
zum fremden Staate für das Verhältniß zum Heimatſtaate ſich ergeben. 

I. Dem modernen Fremdenrechte liegt ein allgemeines Princip zu Grunde, 
das feine Rechtfertigung theils der Philofophie, theils dem Bölferrehte entnimmt, 
und das für jede der drei Beziehungen, in welchen Jemand zu einem fremden 
Staate ftehen kann, jein Konfequenzen entfaltet. Diefes Princip befteht darin, 
daß der Menſch als folder Rechtsſubjekt, alfo fähig jei, Privatredte, 
d. i. folde, die ihm als Einzelnperfon gehören, zu erwerben und auszuüben, 
fowie zur Geltendmadhung verfelben den Schug der Gerichte anzurufen. Dafjelbe 
ift zur Zeit von faft allen civilifirten Staaten, jedenfalls von allen driftlichen 
Staaten Europa’3 anerfannt und bildet für fie den Ausgangspunkt für vie 
Behandlung der Fremven. 2) Wenn die Staaten auch in Bezug auf jolde Ber- 
bältnifje, welche an ſich ftaatsrechtliher Natur find, oder doch auf dem Staatsrechte 
beruhen und die Staatsgenofjenfhaft nothwendig vorausjegen, mit Recht einen 
wejentlihen Unterſchied zwiſchen Cinheimifhen und Fremden maden, und nur 
den erfteren vie Rechtsfähigkeit zugeftehen, fo fehlt es für eine ſolche Unterſcheidung 
in privatredtliher Beziehung an einem haltbaren inneren Grunde. Die Redts- 
fähigfeit auf viefem Gebiete fol daher ven fremden ebenjowenig wie den Ein- 
beimifchen verfagt werden und eine Zurüdjegung derjelben gegenüber den eigenen Unter: 
thanen nur aus befonderen Gründen, wie 3. B. dann ftatuirt werben, wenn ein britter 


1) Die Beitimmung von Art. 14 des Code Nap., welcher die Ausländer ohne Weiteres der 
franzöſiſchen Gerichtäbarfeit unterwirft, ift eine Anomalie, die fih aus der Zeit und Art der 
Entſtehung des Code erklären, aber nicht rechtfertigen läßt. 

2) Weber die desfallſigen Berbältniife in den Staaten des Altertbums und des Mittelalters 
vgl. K, Ih. Pütter, Beiträge zur Völlerrechtsgeſch. Leipzig 1833. S. 21 ff. 
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Staat die Fremden nicht auf dem Fuße der Gleichheit mit den Einheimiſchen 
behandelt und ſo gegen ihn das Recht der Retorſion begründet iſt. Dieſe 
vom retorquirenden Staate geübte Zurückſetzung der Unterthanen eines beſtimmten 
Staates ſoll das Mittel bieten, um dieſen zum Aufgeben der ungleichen und zur 
Befolgung ver gleichen Behandlung der Fremden zu drängen. — 3) Als eine Folge der 
Anerkennung des Orundfages, daß ver Menſch als folder Rechtsſubjekt fei, 
erfcheint es, daß die überwiegende Mehrzahl der europätfchen Staaten die Sklaverei 
nicht als ein Rechtsverhältniß gelten läßt, und daß ber Sklave, wenn er das 
Territorium eines ſolchen Staates betritt, von felbft frei ift. 

Die nähere Beftimmung darüber, unter welchen Bedingungen dem Fremden 
bie Erwerbung und Ausübung von Privarrehten zuftehe, ift Sache ber Gefet- 
gebung der einzelnen Staaten. Daß der rihterlihe Schu aud zu Gunften bes 
Fremden, gleichviel ob ver Gegner -ein Inländer oder ein Ausländer ift, im Zweifel 
ebenfo wie den Einheimifhen zu gewähren fei, ift nur eine Folge ver Anertennung 
der materiellen Recdhtsfähigkeit, und wenn der eine oder andere Staat, wie 3. B. 
Franfreich , feine Rechtshülfe dem Fremden gegen einen andern Fremden ſchlecht- 
bin verweigert, fo ift diefes eine aus innern Gründen nicht zu vertretende Härte. 
Ob und in mie weit bei der Benrtheilung ver Rechtsverhältniffe der Fremden bie 
Geſetzgebung des Heimatlandes oder die des fremden Staates, in welchem bie 
richterliche Hiülfe gefuht wird, in Anwendung zu fommen babe, ift an biefem 
Drte nicht mäher zu entwideln (f. den Art. Rechtsquellen, wo von ver fogen. 
Kollifion der Statuten gehandelt werben wir). 

Wie die Frage in den Gefetgebungen der wichtigeren deutſchen Staaten 
gefaßt und beantwortet fei, foll ver folgende Ueberblid zeigen. 

Das bürgerlihe Geſetzbuch für Defterreich verfügt besfalls in $. 383: 
„Den Fremden fommen überhaupt gleiche — —— Rechte und Verbindlichkeiten 
mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem Genuſſe dieſer Rechte ausdrücklich die 
Eigenſchaft einer Staatsbürgers erfordert wird. 5) Auch müſſen die Fremden, um 
gleiches Recht mit den Eingebornen zu genieken, in zweifelhaften Fällen beweifen, 
daß der Staat, dem fie angehören, die hierländifhen Staatsbürger in Rückſicht 
des Recht, wovon die Frage tft, ebenfalls wie die Seinigen behandle. Kann viefer 
Deweis nicht geliefert werben, fo behält fich hiernach die Regierung das Recht der 
Retorfion bevor." Damit ftimmt im Wefentlihen aub das preußiſche Landrecht 
überein, nur in Anfehung ter Vorbedingungen der Retorfion weicht e8 ab. Nach— 
dem in der Einleitung $. 41 das Princip der Gleichheit der fremden und ver 
Einwohner ausgefprocen ift, fährt der Gefesgeber in $. 42—45 fort: „Die 
Verſchiedenheit der Rechte ansmwärtiger Staaten macht von biefer Regel nod feine 
Ausnahme. Wenn aber der fremde Staat zum Nachtheil ver Fremden überhaupt 
oder der preußiſchen Unterthanen insbefondere beſchwerende Verordnungen macht, 
oder bergleihen Mißbräuche wiffentlich gegen vieffeitige Unterthanen duldet, fo findet 
das Wiedervergeltungsrecht ftatt. Unterrichter follen, ohne Genehmigung ihrer Bor- 
gefetten, gegen fremde niemals auf Retorfion ertennen. Dagegen können aud 


3) Dal. Heffter, das europäiſche Völkerrecht (I A.) S. 199. Die Retorfion bezweckt 
nicht die eigentlihe Wiedervergeltung an fi, jondern dieſe ift nur das Mittel, um den 
dritten Staat durch fein eigened Intereſſe zur Nachgiebigkeit zu nötbigen. 

%) Dal. Foelix, droit internat. prive p. 187. 

5, Solche Rechte find 4. B. die Fähigkeit, Vormünder zu werden oder fchiedsrichterliche 
Funktionen zu verjeben, da wo dieje auf einer ftaatlichen Anordnung beruben, 
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Fremde durch Abtretung ihrer Rechte an preußiiche oder andere mehr begünftigte Unter- 
thanen fi) dem Retorfionsrechte nicht entziehen.” Diefelben Säge ſtellt das bayerifdhe 
Recht varliber auf, nur mit dem Unterfchiebe, daß das einfchlägige Geſetz (das Edikt 
über das Indigenat 88. 16, 17 u. 18) einen Beftandtheil der Verfaſſungsurkunde 
bildet. 6) Diefe Gefeßgebungen machen dabei mit Recht Keinen Unterſchied zwifchen 
Befugniſſen, die auf dem nationalen, und folden, die auf dem allgemeinen bürger- 
lihen Rechte — analog dem römijhen jus eivile und dem jus gentium — be- 
ruhen, fondern im Zweifel find die Fremden in Anfehung aller Privatrechtäver- 
hältniſſe gleich rechtsfähig wie bie Einheimiſchen. Bon einem andern Syfteme gebt ver 
franzöfifhe Code aus; er fließt die Fremden von gewiſſen Privatrehten aus, 
wenn fie ihm nicht durch ein ausdrückliches Gefet oder durch einen wölferrechtlichen 
Bertrag eingeräumt worben find. Dahin gehört namentlih das Recht, Erbe in 
Branfreih zu fein, fo wie Vermächtniſſe oder Schenkungen in Frankreich zu er 
werben, gleichviel ob der Auftor ein Franzoſe oder ein Fremder ift; im erfteren 
Falle fällt ver Nachlaß zunähft an die Erben, welde Franzoſen find, in Er: 
manglung folder an den Staat (droit d’aubaine), Die Ungleichheit ift jedoch 
dur Geſetz vom 14. Juli 1819 befeitigt worden, indem bafjelbe bie Art. 726 
und 912 des Code eivil für aufgehoben erklärt und Frankreich hat ſich feitbem 
in dieſem Punkte mit den übrigen europäifhen Staaten auf gleiche Grundlage 
geftellt. 

Eine Folge der Gleichftellung der Fremden mit den Einheimifhen auf dem 
Gebiete des materiellen Civilrechts ift, wie fhon angedeutet, daß biefelben aud 
im Civilproceß im Allgemeinen gleih ven Inlänvern zu behandeln feien, ohne 
Rüdfiht darauf, ob fie Kläger oder Bellagte find. Diefer Grundfag leivet jedoch 
* Zeit noch in mehreren Staaten Ausnahmen, von denen wir folgende er— 
wähnen : 

a. Der fremde, der einen Inländer belangt, ohne mit Grunbbefig im Lande 
angefefien zu fein, muß dem Beflagten Kaution wegen ber Proceffoften Teiften. 
©. code civil Art. 16; vgl. v. Bayer, Vorträge über den gem. orb. Civilproceß 
(8. Aufl.) ©. 98. 

b. Der Umftand, daß der Bellagte ein Ausländer ift, bilvet in mandhen 
Geſetzgebungen für fih ein Moment zur Begründung des forum arresti; vol. 
3. DB. wegen Bayern Seuffert, Kommentar zur bayer. Gerichtsordn. (IT. Aufl.) 
2. I. ©. 79. ff. " 

c. Auch im Konkursproceife und dem, was damit zufammenhängt, fommen 
Differenzen vor. So können 3. B. nah franzöfiihem Rechte nur die Franzofen, 
nicht aber die Fremden von der Rechtswohlthat der Giüterabtretung Gebrauch machen 
(f. code de proc. Art. 905); anderswo bildet die Eigenſchaft eines Ausländers 
den Grund, ihn als Gläubiger dem Inländer bei der Beftimmung ver Priorität 
nachzuſetzen. 

Nicht fähig iſt dagegen der Fremde zur Erwerbung und Ausübung ſolcher 
Rechte, deren Grundlage eine ſtaatsrechtliche iſt, die als Ausflüſſe des In— 
digenats, d. i. der Eigenſchaft eines einheimiſchen oder ſtändigen Unterthanen ſich 
darſtellen. Dahin gehören nicht blos die eigentlichen politiſchen Rechte, wie z. B. 
das Recht, für die verſchiedenen Repräſentativkörper zu wählen und gewählt zu 
werben, z. DB. für den Landtag, ven Landrath, die Gemeindevertretung u. ſ. w., 


* Wegen Württemberg ſ. Weishaar, Handb. des würt. Privatrechts. Th. 1. 88. 80 
88), 
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das Recht als Geſchworner zu fungiren, fondern auch bie fogenannten bürgerlichen 
Rechte, wie das Recht zum Betriebe ver Gewerbe und des Handels im Lande. 7) 
Doch haben die Staaten des deutſchen Zollvereins ſich vertragsmäßig verpflichtet, 
die Angehörigen der Bereinsftaaten unter venfelben Beringungen zum Handels— 
und Gewerbsbetrieb zuzulaffen, wie die eigenen Unterthbanen, insbefondere follen 
fie feinen höheren Abgaben unterworfen fein, als diefe. Der gleihe Grundfag iſt 
feit 1853 auch auf die Angehörigen des öfterreihifchen Staates ausgedehnt worden; 
f. ven Bertrag über die Fortdauer und Erweiterung des Zollvereins v. 4. April 
1853 Urt. 18 und den Handeld- und Zollvertrag mit Defterreih v. 9. Febr. 
1853. Art. 18. 

I. Die Fähigkeit der fremden, Privatrechte gleih den Cinheimifhen zu 
erwerben und zu bejigen, bringt es von feibft mit fi, daß fie auch Eigenthum, 
fowie fonftige Rechte an Grund und Boden, wie 3. B. Zehentrechte, Grundzinſen, 
Pfandrechte im fremden Staate zu erwerben berechtigt feien, unter Beobachtung 
allerdings derjenigen Formen und Bedingungen, welde in dem Lande ver Belegen- 
beit der betreffenden Grundſtücke im Allgemeinen zur Gültigkeit des Erwerbs 
erforderlich find, alfo 3. B. unter Mitwirkung eines Notars oder Eintragung in 
die öffentlichen Bücher. Sole Fremde, welche in einem Staate, dem fie für ihre 
Perfon nicht unterthan find, Grund und Boden entweber eigenthümlich befigen 
oder dingliche Rechte daran haben, pflegt man Forenfen zu nennen. 89) — Nur 
ausnahmsweife findet fih das ungaſtliche Princip nod in Kraft, daß der Fremde 
als folder unfähig fei, Rechte an Grumpftüden im Lande zu erwerben, wie biefes 
z. B. noch in England und Schottland der Fall if. Somie die Erforberniffe des 
Erwerbes ſich nad den Gefegen der belegenen Grundſtücke richten, fo beftimmen 
fih auch die Rechte und Pflichten der forenfen Grunpbefiger nach denſelben Ge- 
ſetzen, und infofern viefe dabei zwiſchen Fremden und Einheimiſchen nicht unter- 
ſcheiden, haben die erfteren fein Recht, ſich zu befchweren, falls fie etwa im 
fremden Lande läftigere Obliegenheiten zu tragen haben, als in ihrem Vaterlande. 
Sie geniegen in Anfehung ihrer Rechte im fremden Staate den Schug ver Ge- 
richte umd ver Polizei in dem nämlihen Maße, wie die inländifchen Grunvbefiger, 
daher ihnen z. B. die poffefforifhen Rechtsmittel zum Schuge ihres Befiges gleich 
diefen zuftehen. Sind etwa mit dem Grundbefige politifche Befugniffe, wie z. B. 
die gutsherrliche Gerichtsbarkeit und Polizei, verknüpft, jo ift der Forenſe als 
ſolcher nicht befähigt, viefelben anzufprehen und auszuüben. Daffelbe Princip gilt, 
wenn etwa der Grundbeſitz in der Hand des Inlänvers zur Ausübung gewiſſer 
politifcher Rechte, 3. B. zur Theilnahme an den ftändifchen Wahlen beruft, oder 
die Wählbarkeit gewährt; auch in diefem Punkte fteht ver Forenſe dem Einheimi- 
ſchen nicht gleich. 

Die Pflichten, die der Forenſe als folder zu erfüllen hat, folgen aus dem 
Weſen des Verhältnifjes; er fteht in einem dinglichen Unterthänigkeitsverhältnifle 


7) In Anſehung der Fähigkeit des Fremden zur Mebernahme eines Staatsamtes ftimmen 
die (Nefepgebungen nicht überein; die Mehrzahl läßt auch den Fremden zu und fieht in der Leber: 
nabme eine Art von Naturalijation; mehrere Staaten, wie z. B. Bapern, halten den Fremden nicht 
biezu für befähigt, und verlangen die Raturaliſation als Vorbedingung. 

8) Nach älterem Staatsrecht bie der in einem Zerritorium Angejeffene und Dem dortigen 
Kandesberrn Interworfene ein Landfaſſe, das Verhältniß Yandfailiat, im Gegenfag zu den 
reihsunmittelbaren Iintertbanen. Bei dem Forenſen, welcher blos Grundftüde im Yande beſaß, 
und injoferne der Landesherrſchaft untergeben war, jvrach man von einem unvollfommenen 
Landſaſſiat;z vgl. Klüber, öff. Mecht des d. Bundes. 111. Aufl. $. 269. 
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zu dem fremden Staate und muß daher bie Zuftändigfeit der Gerichte deſſelben, 
infofern er mit dinglichen Klagen belangt wird, anerkennen. Perfönlihe Klagen 
tönnen bier, als in foro rei site, gegen ihn an ſich nicht angebracht werben, wenn 
nicht etwa das Landesrecht ausprüdlidh etwas Anderes verfügt, fondern fie find 
bei dem fonft für perſönliche Anſprüche kompetenten Gerichte anzuftellen. Ob und 
in wiefern man etwa die Grundftüde nad Erwirkung eines auslänbifchen Urtheils 
als Exekutionsobjekt in Angriff nehmen könne, das hängt von den pofitiven Bor- 
ichriften ab, welde in dem betreffenren Staat über den Bollzug fremdländiſcher 
Richterſprüche gelten. 

Mehrere deutiche Geſetzgebungen erklären übrigens das Gericht der gelegenen 
Sache aud bei perſönlichen Klagen gegen die Forenſen als zuftändig, insbeſondere 
dann, wenn der Kläger ein Inländer ift. So beftimmt z. B. das oben erwähnte 
bayerifhe Edikt $. 15 Lit. e: „Sie fünnen ſowohl von dem Fiskus ald von den 
föniglichen Unterthanen nicht nur in Real-, jondern aud in Perſonal-Klagſachen, 
infoweit die in Bayern gelegenen Güter einen zureichenden Erefutionsgegenftand 
darbieten, oder dafür angenommen werben wollen, vor den Königlihen Gerichten 
belangt werben." Aehnliche Beftimmungen gelten in Preußen; ſ. die preußiſche 
Gerichtsordnung im Titel II $. 14; dann in Sadfen und Hannover. 9) Man 
fagt in folhen Yändern, ber Forenſe ftehe zu ihmen in dem Berhältniffe des vollen 
Landſaſſiats (f. oben Note 8), obwohl dies nur in Anfehung der Gerichtsbarkeit 
einen richtigen Sinn hat. ‘ 

Die öffentlihen Laſten, Staats-, ſowohl als Gemeinvelaften, welche nad ven 
Gefegen des Landes auf Grund und Boden ruhen, hat der Forenſe gleich dem 
Inländer zu tragen und er fann angehalten werben, für bie richtige Erfüllung 
verfelben einen Vertreter zu beftellen. — Ueber das Berhältnig der Unterthanen 
eines deutſchen Staates gegenüber den andern Bundesftaaten bezüglich des Erwerbs 
von Grund und Boden ſ. oben ven Artikel „Deutfches Bürgerrecht”. 

III. Diejenigen Perfonen, weldye ein fremdes Staatsgebiet betreten, und 
dafelbft in Perfon auf kürzere oder längere Zeit verweilen, bat die Theorie zum 
Unterſchiede von den Einheimifchen, die man ftändige Unterthanen nennt, mit dem 
freilich nicht glüdlicy gewählten Namen „zeitlihe Untertbanen“ belegt. Aus 
welchem Anlaffe fie dahin geführt werben, und ob ver Aufenthalt, den fie im 
frempen Stanate nebmen, fürzer oder länger dauert, ob die Dauer beftimmt ift 
oder nicht, ift dabei im Allgemeinen gleichgültig. Es gehören daher zur Kategorie 
der zeitlichen Unterthanen nicht blos die Fremden, welde im Lande oder durch 
daffelbe reifen, ſondern auch alle jene, welde fid zum Zwecke ihrer wiflenfchaft- 
lihen oder fünftlerifchen Ausbildung da aufhalten, oder hier Gejchäfte treiben, oder 
im Dienfte eines Inländers ftehen, oder einfad ihren Wohnfig im Lande aufge- 
ſchlagen haben. Wefentlih iſt nur, daß fie nicht die Abficht haben, in das Ver- 
hältniß eines ftändigen Unterthanen zu dem Aufenthaltsftaate zu treten, vielmehr fich 
die Rückkehr nad) ihren Baterlante vorbehalten (den animus redeundi nicht aufgeben). 

In Anfehung diefer Kategorie von Fremden fragt es ſich vor Allem, ob und 
unter welchen Bedingungen ihnen der Eintritt ins fremde Gebiet und ver Auf: 
enthalt vafelbft geftattet fei. Daß ein Staat ſich völlig abſchließe und den Unter- 
thanen fremder Staaten den Zutritt ſchlechthin verfage, ift thatſächlich und rechtlich 
unmöglid; denn er würde ſich damit felbft auch vom Genuſſe des Völkerrechts 
ausſchließen. Sobald er fi als ein Glied des europälfhen Staatenfyftems bekennt 


9) Vgl. Haubold, Lehrb. des k. jächl, Privatr. $. 391 und Strube, rechtl. Bedenten, I. 25, 
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und das Völkerrecht überhaupt für fih anruft, muß er auch die Konſequenzen 
bievon — die rechtliche Gleichheit der übrigen Staaten und die ihnen gebührenve 
Achtung u. f. w. — gegen ſich gelten lafjen. Würde ein Staat nur den Unter: 
thanen eines beftimmten Staates den Eintritt verbieten, fo enthielte dies eine Be- 
leidigung für den legteren, wofür Genugthuung verlangt werden fünnte. Daher 
fommen denn aud folde Berbote meift nur gegenüber foldhen Staaten in An— 
wendung, mit welchen Weinpfeligkeiten ſchon ausgebrochen find, oder doch auszu— 
brechen drohen, als Sicherungsmaßregel vor Verrath oder auch wohl als Repreffalie. 

Für die gewöhnlichen Verhältniſſe beſchränken fi tie Staaten darauf, gewiſſe 
Bedingungen feftzuftellen, unter welchen ver Eintritt in ihr Gebiet im Allgemeinen 
jedem fremden geftattet wird. Die hauptfächlichfte dieſer Bedingungen ift, daß ber 
Fremde fih als eine unverbädtige Perfönlichkeit durch einen orbnungsmäßigen 
Paß legitimire. 1% In der neueren Zeit laffen mehrere Staaten anftatt des Paſſes 
auch die Paffarte als Legitimation gelten, die feiner Viſtrung bedarf; nament- 
lih haben faft alle deutſchen Staaten feit 1851 einen Pahfarten-Berein zur Er- 
leihterung des Fremdenverkehrs unter fich abgefchlofien. Als orbnungsmäßig gilt 
der Paf aber nur, wenn er von der zuftänbigen Heimatbehörbe ausgeftellt und 
von dem Geſandten over einem fonftigen hiezu autorifirten biplomatifhen Agenten 
des betreffenden Staates vifirt if. Wer ohne einen folhen Ausweis über feine 
Perfon die Grenzen eines Staates überfchreiten will oder überfehritten hat, kann 
ob diefes Mangels zurüdgewiefen reſp. aus dem Yande gemwiefen werden, ohne daß 
jedoch der Beſitz eines Paſſes für fich ein Recht auf ven Eintritt oder zum Auf: 
enthalte im Staate gewährt. 11) 

Wo der fremde im Lande über eine gewiſſe Friſt zft vermeilen gebenlt, 
macht man es ihm gewöhnlich zur Pflicht, feinen Paß oder feine Paßkarte zu 
produciren, um ſich vie Aufenthaltsbewilligung. zu erwirken (f. ven Artikel Auf- 
enthaltsredht, Br. I. S. 508). Mehrere Staaten fehen übrigens von dem Erforber- 
niffe eines Pafles ab, und geftatten jedem Menſchen freien Zutritt; dahin gehören 
namentlih England und 12) Norbamerifa, dann von den Feftlanpftaaten Belgien 
und die Schweiz. Fragt man fich, welches der beiten Syfteme in Bezug auf bie 
Zulaffung von Fremden das zwedmäßigere fei, fo fann die Antwort darauf bei 
unbefangener Würdigung der einjchlägigen Verhältniſſe faum zweifelhaft fein. Er- 
wägt man, welchen Aufwand von perfünlihen Kräften und Gelpmitteln das Paf- 
inftitut dem Staate koftet, wie leicht e8 in den Händen untergeordneter Behörden 
unrichtig gehanphabt werden kann, vom Mißbrauche ganz zu gefchweigen, melde 
Beläftigungen es dem redlichen und unverbächtigen Reiſenden bereitet, ohne ben 


10), Mir fünnen die Anfiht v. Mobl’s, der den Pan als einen Erlaubnißſchein bezeichnet, 
nicht theilen (j. deſſen Polizeiwiſſenſchaft, Bd. 111. S. 105), weil fie auf einer Vorausjeßung 
berubt, die, wie Mohl an andern Orten jelbft anerkannt, unbegründet ift. Das Reifen ift nicht 
verboten, aljo bedarf es auch feiner Erlaubniß, wm zu reifen. 

11) Als Surrogat des Pafjes gelten bloße polizeiliche Attefte oder Ausweiſe, namentlich beim 
Grenzverkehr, infoweit derfelbe nicht gang frei ift, dann die Wanderbücher der reifenden Dand« 
werfögefellen, die Arbeitsbücher u. a. 

12) Die fogenannte Fremdenbill (alien-bill) von 1793 hatte ein anderes Syſtem befolgt; 
darnach batte fich jeder Fremde ſogleich nach feiner Ankunft einer jtrengen Unterfuchung zu unter: 
werfen und nur, wenn fich biebei fein Verdacht genen ibn ergab, wurde ihm eine Siherbeitätarte 
ausgeftellt, die, wenn fich Bedenken erhoben, zurüdgezogen werden konnte. Dieje uriprüngfich blos 
auf ein Jahr genehmigte und fanftionirte Bill ward bis 1814 alljährlich auf ein weiteres Jahr 
verlängert. Immer blieb aber noch die Verhaftung und Wegweiſung eined Aremden in ber 
Form eines Geheimrathsbefehls möglich. Erſt neuere Geſetze haben die Zulaffung von Aremden 
auch unabhängig von einem Paſſe verordnet und die Wegweifung als umzuläffig erklärt. 
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Staat und die Geſellſchaft vor wirklich bedenklichen und gefährlichen Eindringlingen 
ſicher zu ſtellen, fo wird es ſchwer fein, genügend erhebliche Vortheile nachzuweifen, 
welche die Aufrechthaltung des Paßweſens zu rechtfertigen im Stande wären. Fügt 
man hiezu die Fortſchritte, welche in Bezug auf Verkehrsmittel in Europa ftatt- 
gefunden haben und die noch weiter ſich entwickeln werden, ſo wird man einräumen, 
daß die Feſthaltung des Paßweſens thatſächlich unmöglich wird, wenn man nicht 
gewillt iſt, ihm zu Liebe auf den vollen Genuß einer ſchnellen und bequemen 
Kommunikation zu verzichten, *) 

Die Verhältniffe der im Staate befindlihen Fremden, gleihviel auf melde 
Weife fie in's Land gefommen, ob mit oder ohne Legitimation, find nad folgenden 
Grundfägen zu beurtheilen: 

1) Der Fremde behält feinen heimatlihen Civilſtand aud im Ausland bei, 
d. i. feine perfönliche Fähigkeit zur Eingehung von Rechtsgeſchäften richtet ſich 
auch gegenüber dem fremden Staate und feinen Angehörigen nad den Geſetzen 
feines Vaterlandes; vgl. das üfterreih. Geſetzb. $. 34, das preuß. Landrecht, 
Einl. $. 23. Daß die juriftifhe Praris und die Gefeßgebung der meiften Staaten 
fi zu dieſem Grundſatze bekennt, ift nicht das einzige Argument, das für ihn 
fpricht; aud innere Gründe ftehen ihm zur Seite. Das Wefen ver privatrechtlichen 
Perfönlichkeit, die Stetigfeit verfelben, fowie die Achtung, welche ein Staat dem 
andern ſchuldet, dienen ihm zur Rechtfertigung. — Anders verhält es ſich in Be 
zug auf den Öffentliheu Stand; verfelbe hat im fremden Staate von Rechts— 
wegen weder zum Bortheile noch zum Nachtheile des Fremden rechtliche Wirkſamkeit. 
Dies gilt insbefondere von Aemtern, Titeln, Würden, Orben u. ſ. w.; fie haben 
zunähft nur gegenüber dem Staate, von dem fie berrühren, rechtliche Wirkungen. 
Daher denn 3. B. der Adelige im fremden Staate an fi) auf die Vorrechte feinen 
Anſpruch machen kann, die ihm etwa fein heimatliches Recht einräumt. Nur in 
ceremonieller Hinficht, im Verkehr mit den Souveränen und Höfen werden gewöhn- 
li die auswärts erworbenen Rangverbältnifje anerfannt. — Eine wahre Ausnahme 
erleidet diefe Regel der Natur der Sache nad dann, wenn ein Amt zu dem med 
Jemanden übertragen ift, um mit einem fremden Staate zu verfehren und zu 
verhandeln, wie viefes bei den diplomatiſchen Aemtern der Fall ift. Sobald ver 
Geſandte feine Beftallungs- und Beglaubigungspapiere übergeben hat, nimmt er 
im fremben Staate eine amtlihe Stellung ein, bie freilich nicht ftaatsrechtlichen, 
fonvern völkerrechtlichen Charakters ift. 

2) Die im Lande befindlichen Ausländer ftehen in Anfehung ihrer Berfon 
und ihres Vermögens unter dem Schuge der dortigen Staatsgewalt und genießen 
denſelben regelmäßig in gleihem Umfange wie die Inländer. Sie werden demzufolge 

a) im Bereihe des bürgerlihen Rechtes und des bürgerlihen Pro- 
ceffes ebenfo behandelt, wie wir e8 oben unter I bei der erften Kategorie von 
Fremden entwidelt haben, d. h. fie ftehen in ver Regel den Inländern gleich. Eine 
Folge ihrer Gleichſtellung im Proceffe ift es, daß fie nicht blos als Kläger vor 
den inländifhen Gerichten auftreten fünnen, gleichviel ob ihre Klage gegen einen 
Einheimifhen oder Fremden gerichtet ift 13), fondern daß fie auch vor den gewähn- 


* Anm, d. Red. In der Sikung des englifchen Oberbaufes vom 15. April 1858 nannte 
Lord Glarendon das Paßweſen einen zweckloſen Infug, den auch der Kailer der Kraugofen vor 
einigen Nabren babe abichaffen wollen, allein die Maſſe der dabei intereffirten Beamten babe den 
Plan zu bintertreiben gewußt. Der Gebrauch, der gerade in Frantreich neuerdings von dieſer 
Einrichtung gemacht worden ift, wird dazu en fie um fo rajcher vollends zu diefreditiren. 

13) Wegen der Verpflichtung zur Kautionsleiftung |. oben S. 758 fit. a. 
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lichen Gerichten des Landes Recht nehmen müſſen, wenn nicht etwa eigene Fremden— 
oder Gaftgerichte im Lande beftehen. Cine foldhe exceptionelle Gerichtsbarkeit über 
Fremde haben die Konfuln in den Städten der Pevante, denen gewöhnlich bie 
Befugniß zufommt, in den Klagſachen unter ihren Landslenten und gegen biefelben 
Recht zu fprechen. 14) Bezüglich der civilrechtlichen VBerhältniffe der Fremden machen 
indeffen mehrere Gefeggebungen eine Unterfheidung, die zuerft dem Code Nap. 
ihren Urfprung verbankt. Der Art. 13 veffelben verfügt nämlih, daß derjenige 
Fremde, welder mit Ermächtigung des Kaifers fein Domicil in Frankreich aufge: 
ſchlagen hat, alle Civilrechte, alio auch jene genieße, die fonft in der Regel dem 
Fremden verjagt find, fo lange er daſelbſt verweilt. Diefelbe Beftimmung ift aud 
in das bayerifche Indigenats-Edift von 1818 $. 19 übergegangen, ohne übrigens 
bier die praftifche Bedeutung erlangt zu haben, wie in Frankreich. 

Eine andere, unmittelbar nicht hieher gehörige, jedoch mit dem Fremdenrecht 
im Zufammenbang ftehende Frage ift die, ob der Aufenthaltsftant gehalten fei, die 
gegen einen in feinem Gebiete fih aufhaltenten Fremden im PVaterlande oder in 
einem dritten Staate erlaffenen vehtsfräftigen Erkenntniſſe zu vollftreden, 
beziehungsmweije ob der Heimatſtaat verbunden fei, die auswärts gegen feine Unter- 
thanen gefällten richterlihen Urtheile in Vollzug zu fegen? Stellt man ſich bei 
Beantwortung diefer Frage blos auf den ftantsrechtlichen Standpunkt, fo ift fie 
zu verneinen; blos im eigenen Gebicte und ſoweit das imperium bes betreffenden 
Stantes reiht, haben die rechtskräftigen Entſcheidungen der Gerichte unbebingten 
Anspruch auf Bollftredbarkeit und auf mirklihe Vollftrefung. Nur auf Grund 
völlerrechtlicher Verträge oder einer auf das Princip der Gegenfeitigfeit gegründeten 
Obfervanz läßt man audy fremdrichterliche Urtheile im Yande zum Vollzug bringen. — 
Da übrigens der Staat überhaupt zur Realifirung des Nechts und der Geredhtig- 
keit berufen ift und den gleichen Beruf der übrigen civilifirten Staaten anerfennen 
muß und im Allgemeinen wirklich anerkennt, fo erfcheint e8 richtiger, der rechts— 
kräftigen richterlihen Entfheidung aud im fremden Staate die Bollftredbarteit 
einzuräumen, wenn nur erwiefen wird: @ daß das ausländifche Gericht, von dem 
das Urtheil berrührt, in der Sache kompetent geweien fei; 9. daß es feinen 
Landesgefegen gemäß die Sache verhandelt und entfchieven habe; und y. daß barin 
Nichts verorbnet fei, was bdiesfeitigen landesgefeglihen Geboten und Berboten 
zuwiberläuft. Ueber das Vorhandenſein diefer Boranusfegungen im einzelnen Yalle 
entfcheiden bie Gerichte des Staates, in dem die VBolkiehung ftattfinden fol. — 
Die Gründe für die Vollziehbarteit fremdländiſcher Rechtserfenntniffe fteigern ſich 
bezüglich der deutfhen Staaten unter fi; das rechtliche Band, das fie zu einem 
Ganzen verbindet, follte feine Wirkung vor Allem auf die Uebung der Rechtspflege 
erftreden und vie Urtheile des einen Staats in allen andern Bundesftaaten zur 
Bollftredung geeignet erfcheinen laffen. Bis zur Stunde ift indeß eine ſolche allge 
meine Regel im Bundesrechte nicht begründet. Die Urtheile der Gerichte der Bundes- 
ftaaten werden nad) denſelben Grundfägen beurtheilt, wie vie Urtheile außerdeutfcher 
Gerichte, d. b. fie werben nur dann und infoweit erequirt, als völferrechtliche Ver— 
träge dies zulaffen, vefp. verlangen. 15) 





14) Bergl. darüber Heffter, euren. Völferreht (IM. A.) S. 415. 

18, Dal. zur Gefchichte dieſer Arage in Deutichland den $. 50 der Grundrechte des deutſchen 
Volkes, dann den zum Vollzug diefed Paragrapben vom Reichöverwefer der Nationalverfanımlung 
vorgelegten Geſetzentwurf v. 22. Febr. 1849 in dem ftenograpb. Ber. B. I, S. 5360. In 
der jüngften Zeit bat Bavern einen Antrag an die Bundesverfammlung gebracht, der die Ber: 
wirflihung des im Texte erwähnten Poftulats bezweckt. 
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b) Während ihres Aufenthaltes find für vie Fremden die Polizei- und 
Strafgejete des betreffenden Landes ebenfo verbindlich, wie für die Einheimiſchen; 
aud) fie find daher ver Polizeigewalt und den darin enthaltenen Strafbefugnifien, 
fowie der Strafgerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes unterworfen. Wo dieſer Grumb- 
fa burd die neuern Gefeggebungen nicht ausdrücklich ausgefproden ift, da wird 
er als felbftverftänvlih gültig worausgefegt; in den meiften ift er übrigens bireft 
zum Geſetz erhoben. Nicht fo übereinftimmend find die Normen des pofitiven Rechtes 
in Anfehung der Frage, ob Fremde auch wegen folder Verbrechen und Vergeben 
zu beftrafen feien, welche fie in einem britten Staate begangen haben. Während 
in den einen Theil ver Staaten, wie 3. B. in England und Norbamerifa, bie 
im Auslande gleichviel von wem begangenen Recteverlegungen völlig ungeftraft 
bleiben, fehen andere auch diefe für ftrafbar an und ſuchen den Urheber ver ge- 
rechten Strafe zu unterwerfen, indem fie ihn ansliefern oder eventuell felbft ftrafen. 
(Bol. die Art. „Aſylrecht“ und „Auslieferung“). Der größere Theil der europäifchen 
Geſetzgebungen ſchlägt einen Mittelweg ein, indem fie darauf Rüdficht nehmen, 
gegen wen das auswärts verübte Delift gerichtet ift, ob gegen fie jelbft und 
gegen ihre Unterthanen, cder gegen fremde Staaten und beren Untertbamen, 
und indem fie die letteren als nicht zu ihrer Kompetenz gehörig betradyten, alfe 
ftraflos laffen. Auch vie Staaten der letteren Gruppe weichen in der Ausbehnung 
rejp. Begrenzung ihrer Straffanktionen noch mehr oder minder wejentlid von einander 
ab. Das bayerifche Strafgefeß 3. B. ftraft die Ausländer wegen der im Auslande 
begangenen Rechtöverlegungen dann, wenn biefe an bem Staatsoberhaupte von 
Bayern, oder am Staate felbft oder an einem baherifhen Unterthanen verübt 
worden find; — das öfterreihifche dann, wenn fie auf vie Verfaſſung, die öffent 
lien Krevitpapiere und das Münzweſen viefes Staates Bezug haben. Eine voll- 
ftänbige Zufammenftellung ver desfallfigen pofitiven Gefege f. bei A. F. Berner, 
Wirkungskreis des Strafgefeges nah Zeit, Raum und Perjonen, Berlin 1853; 
vgl. noch Berner, Lehrb. des deutſchen Strafrechts, Leipzig 1857, ©. 194— 203. 

Das Strafverfahren gegen fremde, die fih eines ftrafbaren Reates 
ſchuldig gemacht haben, und der Strafgerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes ver 
fallen find, hat nichts Befonderes; 16) viefelben Formen, welche bei dem Verfahren 
gegen den Inländer Anwendung finden, kommen and für und gegen den Aus— 
länder zur Anwendung. Soweit daher das geſetzliche Berfahren fonft ein münb- 
liches und üffentliches ift, und infomeit fonft Geſchworne bei ber Urtbeilsfällung 
mitwirken, gelten biefelben Vorſchriften auch, wenn der Angejchulvigte ein Fremder 
ift. Daß man einen Theil der Michter aus der Klafje der Fremden wähle, das 
findet fi nur in England. Die Strafen, welche ver Richter gegen einen aus- 
ländifchen Inquifiten zu verhängen bat, find die nämlichen, wie er fie gegen In— 
länder verhängt Wenn daher gewille Strafarten, wie 3. B. ber Pranger over 
die Brandmarkung, von der Geſetzgebung einfach für aufgehoben erklärt find, fo 
kann audy gegen Fremde nicht mehr auf fie erfannt werben. Eine durch bie redht- 
lihen und thatſächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte Mopififation diefer Regel liegt 
darin, daß gegen gewiſſe auswärtige Delinquenten die Landesverweiſung entweder 
als Hauptftrafe ausgefprochen werben darf, oder daß fie doch als Straffolge überall 
da eintritt, mo ein Ausländer, der wegen Berbredhen verurtheilt war, feine Strafe 


— 


2606) —— alſo, daß der Aufenthaltsſtaat überhaupt eine ftrafrechtliche Unterſuchung 
einzuleiten und durchzuführen berufen iſt; inwieferne dieſes der Fall ſei, darüber find die cit. Ars 
titel „Aſyl“ amd „Auslieferung“ zu vergleichen, 
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verbüßt bat; vgl. das bayer. Strafgefeßb. Art. 31 und 36 und Berner Lehr. 
des Strafr. S. 184, Note 1. 

Eine Ausnahme erleiden die Grundſätze über Unterorbnung der Fremden 
unter die Civil- und Kriminal-Gerichtsbarkeit des Aufenthaltsftantes bezüglich ver- 
jenigen Perfonen, welche völferrechtlicdy als erterritorial gelten, wie bei den fremben 
Souveränen und den Gefandten; ſ. den Art. „Erterritorialität”. 

c) Der Finanzgewalt des Aufenthaltſtaates ift der Fremde nicht gleich 
dem Inländer unterworfen; die Steuerpflicht, das Korrelat der Finanzgewalt, kaftet 
im Allgemeinen blos auf dem ftändigen Unterthbanen. Der Fremde hat nur aus 
bejondern Gründen, welche in ven befteuerten Objekten liegen, Stenern zu entrichten. 
Er zahlt daher, abgefehen von ver Grund und Häuferftener, die ihn als Forenſen 
trifft, allerdings die Patent» oder die Gewerbefteuer, wenn er ein befteuertes 
Gewerbe im Lande erwirbt und ausübt. Das gleiche gilt, wenn er Rechtsgeſchäfte 
im Lande eingeht und vor ven öffentlichen Behörden protofolliven over beglaubigen 
läßt, welde ver Tar- und Stempelpflicht unterliegen. Wenn der Staat für die 
Benutzung gewifjer äffentliher Einrichtungen und Unftalten Abgaben erhebt, fo 
macht e8 natürlich feinen Unterſchied, ob der Benuger ein In- oder Ausländer 
fei, dahin gehören z. B. die Wegegelver, die Flußzölle, Ranalgebühren u. a. Was 
dann die Konfumtionsauflagen und insbefonvdere die indireften Steuern betrifft, 
jo fommt es auch bei ihnen nicht auf den öffentlihen Stand des Konfumenten an, 
fondern die Thatſache des Verbrauchs gewifjer Artifel begründet die Steuerpflicht, 
und ihr unterliegt daher der Fremde gleih dem Einheimifhen; Beifpiele liefern 
die Zölle, die Acciſen u. a. Von der Kapitalrenten- und Einkommenſteuer ift der 
Fremde als folder regelmäßig frei; nur dann erflären ihn viele Gefege für fteuer- 
pflitig, wenn er feinen Wohnfig im Lande genommen, und aud dann nur in 
Anfehung desjenigen Einkommens, das er aus dem Aufenthaltsftante bezieht. Die- 
ſelben Rüdfichten entſcheiden aud) darüber, ob und inwiefern der Fremde die parti= 
fularen öffentlichen Laften, wie Gemeindeumlagen, Kreisabgaben mitzutragen habe; 
auch von ihnen muß er in der Regel frei bleiben, wenn nicht befondere Gründe 
obwalten, die auch ihn abgabepflichtig machen. Diefes ift namentlih der Fall 
bei ven Lokalaccifen von Lebensmitteln, dann bei den Gebühren, melde für vie 
Benutzung von Gemeindeanftalten zu entrichten find, wie das Schulgeld, und endlich 
bei den Armentaren, welche man gewöhnlich von Allen erhebt, die in der Gemeinde 
wohnen, ohne Unterſchied, ob fie Fremde oder Einheimifche find. — Beſondere 
Grundſätze gelten auch im dieſer Beziehung für vie Erterritorialen, worüber das 
Nähere in dem fpeciellen Artikel ſchon mitgetheilt ift. 

d) Der Dienftpflicht überhaupt und der Militärpflicht insbefondere ift der 
Fremde als folcher nicht unterworfen, da fie als eine Folge der Staatsangehörig- 
feit fi darftellt. ft dem aber fo, ift der Fremde der Natur der Dinge gemäß 
militärfrei, jo verfteht e8 ſich von felbft, va man auch Fein Aequivalent in Geld, 
feine Reluition von ihm fordern kann. — Eine andere Frage ift es, ob der Fremde 
fähig fei, in den Heerverband eines dritten Staates einzutreten, und biefe frage 
wird von den meiften Staaten bejaht; nur zu den höhern Chargen fordern mande 
Staaten das Indigenat. 

e) Ieder Fremde hat das Net, das Gebiet des Staates, in dem er fid 
aufgehalten hat, nad) feinem Belieben wieder zu verlaffen und die fremde Regie— 
rung ift im Allgemeinen nicht befugt, ihm den Wegzug zu verfagen oder zu be= 
Ihränfen, es müßte denn fein, daß er für feine Perfon noch Verbindlichkeiten 
gegen den fremden Staat oder feine Unterthanen zu erfüllen oder ein Delift 
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daſelbſt begangen hätte, wegen deſſen er dem Aufenthaltsſtaate verantwortlich iſt. 
In Fällen der erſteren Art muß der betreffende Ausländer vorher ſeine Schulden 
berichtigen oder ſeinen Gläubigern genügende Sicherheit für ſpätere Berichtigung 
beſtellen. — Dieſelbe Regel, die wir bezüglich der Perſon des Fremden aufgeſtellt 
haben, gilt auch für ſein Vermögen. Sollte er im Lande ſterben, ſo kann ſein 
Nachlaß feinen geſetzmäßigen Erben nicht vorenthalten werden, ohne Rückſicht 
darauf, ob dieſe Inländer over Ausländer feien. — Die biefen Regeln entgegen- 
ftehenven früheren Gebräuche, reſp. Mißbräuche, wie das (pfäßifhe) Wilpfangs- 
vet 17) und das am längften in Frankreich aufrechterhaltene Heimfallsrecht 
(jus albinagii, droit d’Aubaine) 18) find in ber neueften Zeit theild ausdrücklich 
aufgehoben, theild unanwendbar geworben. — Damit fteht die Frage in Verbin— 
dung, nad) welchen Gefegen die Nachfolge in das Vermögen eines folhen Fremden 
zu beftimmen fei, ob nad ven vaterländijhen ober nach denen des Aufenthalts- 
ortes? Die Antwort darauf hängt unfers Gradhtens davon ab, ob der Fremde 
feinen Wohnfig im fremden Lande aufgefchlagen oder fi Glos vorübergehend dort 
aufgehalten habe; im erfteren Falle kommen die Gefege des Ortes in Anwendung, 
wo ber Erblafier feinen Wohnfig hatte, im zweiten Fall jene des Orts jeiner 
Heimat, wo er zulegt bomicilirte, 

Sp wie dem Fremden das Recht zulommt, beliebig aus dem Staate wegzu- 
ziehen, wo er fid bisher aufgehalten hatte, jo fteht aud dem Staate regelmäßig 
das Recht zu, ihn beliebig aus feinem ©ebiete wegzumeifen, ohne daß ber 
Betroffene Mittel hätte, fi dagegen zu vertheidigen. Nur ven Schug feiner 
Regierung kann er reflamiven, und es verfteht fi von felbft, daß der Heimatftaat 
des Betheiligten wegen ungegründeter over verlegender Ausweifung ſich einmijchen 
und Genugthuung veriangen fann. In feinem Falle kann er fid) übrigens weigern, 
feine Staatsangehörigen wieder bei fi aufzunehmen, wenn er aud in Ermang- 
lung befonverer Verträge nicht zu einer förmliden Uebernahme verpflichtet 
ift. Ein bievon verfchiedenes Syſtem befteht in Nordamerika, England und in ber 
Hauptfahe auch in ver Schweiz und in Belgien. In diefen Staaten kann ver 
Fremde, ver feinen Aufenthalt im Lande genommen, in ber Regel ebenfowenig 
von der Polizei weggewiefen werden, als der Einheimiſche. Ob und inwiefern ver 
Staat verpflichtet fei, die bei ihm verweilenden Fremden auf Berlangen ihrer 
vaterländifchen oder einer dritten Regierung auszuliefern, das murbe ſchon 
früher in ven Artikeln „Aſyl“ und „Auslieferung“ erörtert. 

IV. Es erübrigt noch eine gebrängte Darlegung der Berhältnifje, melde 
zwifhen dem Staate und feinen im Auslande verweilenden Ange 
börigen obwalten. Das thatſächliche Verlaffen des vaterländifchen Staatsgebietes, mag 
es mit oder ohne Beobachtung der Vorſchriften über das Paßweſen geſchehen, und ver 
Aufenthalt im fremden Staate, gleichviel wie lange er daure, wenn nur die Abficht 
der Rückkehr nicht geradezu aufgegeben ift, ändert an fih Nichts an dem Unter 
thanenverhältniffe. Auch im Auslande bleibt der Staatsgenoffe feinem Heimatftaat 
und feinen Gefegen unterthänig, und ift diefen Gehorfam ſchuldig; fein Stand, 
feine Rechts- und Handlungsfähigfeit wird aud in der Fremde nah Maßgabe ver 
beimatlichen Geſetze beurtheilt. Auf die familienrechtlihen Berhältnifje insbefonvere 
bat die Entfernung von der Heimat feinen Einfluß; die Vorſchriften über Ein- 


17), Vergl. darüber Walter, deutjche Rechtsgeſchichte, B. I, S. 61. ff. 
18) S. darüber Bluntfihli, deutiches Privatredt, B. I, S. 383 u. W. Schäffner, 
Gefchichte der Rechtöverfaflung Frankreichs, B. 11, ©. 174 u. 368 u. B. IV, S. 102. 
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gehung ver Ehe, dann die Wirkungen einer gültig zu Haufe gefchloffenen Ehe 
verbinten den Unterthanen auch auswärts. — Von den obligatorifchen Verhältniſſen 
bleiben nicht blos alle jene bei Kraft, die vor feiner Entfernung gültig zu Stande 
gefommen find, ſondern er kann neue begründen, und zwar genügt es in formeller 
Beziehung, wenn babei die Beftimmungen bes Anfenthaltsortes beobachtet find. 
(loeus regit actum), feferne nur nit das Gefhäft an fi von ben Heimats- 
gejegen verboten ift. Welche Grundſätze bezüglich der Verlaffenfhaften folder Per- 
fonen gelten, die in der fremde verfterben, davon war oben ſchon die Rebe. 

Macht ſich der Unterthan während feines Aufenthalts in einem auswärtigen 
Staate einer Uebertretung der Strafgefege feines Heimatlandes ſchuldig, fo ift er 
dafür nad) ven pofitiven Sagungen der meiften europäifchen Staaten ben Gerichten 
deſſelben verantwortlid; nur England hält auch in viefem Punfte das Princip der 
Territorialität des Rechtes fett umd läßt ſolche Uebertretungen, die im Auslande 
begangen werben, ftraflos. Die Ausübung der Strafgerichtsbarfeit gegen ein 
ſolches Individuum ift aber freilih davon abhängig, ob ter Staat, in dem 
das Delift begangen wurde, daſſelbe vor fein Forum ziehe oder nicht, und im 
legteren Falle noch davon, ob der Aufenthaltsftaat den Angeſchuldigten ausliefere 
oder nicht. 19) 

Das Unterthanenverhältniß Außert inveß feine Wirkungen in ber Fremde nicht 
bios, infoweit es Pflichten begründet, ſondern auch infoferne e8 Rechte zur Folge 
bat. Der Staatsgenofje verbleibt daher im Auslande nicht blos im Genuſſe aller 
derjenigen Nechte, welche die heimifche Verfaſſung und Gefeßgebung ihm einräumt, 
jondern er fann die Vertretung und den Schuß feiner Regierung gegenüber ven 
fremden Staaten anſprechen, in deren Gebiete er verweilt, und dieſelbe ift ver- 
pflichtet, alle ihr völkerrechtlich zu Gebote ftehenden Mittel anzuwenden, um bie 
Rechte und Interefien ihrer Angehörigen gegenüber den fremden Staaten zu wahren 
und beziehungsweife zur Geltung zu bringen. Die veffallfige Thätigteit bildet einen 
wefentlihen Beftandtheil der Wirkjamkeit der diplomatifhen Agenten, welche jever 
Staat, der eine politifche Bereutung und Stellung anfpridt, bei den fremden 
Staaten bevollmädtigt. — 

Literatur: Das praftifche europäifche Fremdenredht von Dr. 8. Th. Pütter, 
Leipzig 1845, 8.; Trait6 du droit internationale privd par Dr. Foelix, 
Paris 1843. Das legtere Werf enthält zunächſt eine einläßliche Erörterung ber 
Materie über die Kollifion der Statuten im Gebiete des Privatrehts, und gehört 
daher nur mittelbar hieher; die öffentlich rechtlichen Berhältnifje werben direkt 
gar nicht berührt. Auch das erftere Wert ift vorzugsweife dem Privatrecht ges 
widmet; nur das Strafredht wird furz mitberüdfichtigt. Vgl. noch Heffter, das 
europäifche Völkerrecht der Gegenwart (III. Aufl.), Berlin 1855 ©. 112 ff. und 
Dr. 3. Besque von Püttlingen, die gefeglihe Behaublung der Ausländer in 
Defterreih, Wien 1842, 8. Bir. 


19) Daß der Untertban auch für Die Zeit, während weicher er im Auslande verweilt, feinem 
Heimatlande gegenüber fteuerpflichtig bleibe, folgt aus dem Obigen von felbit. Nur treffen ibn 
jene indirekten Abgaben nicht, die auf den Verbrauch gewiſſer Gegenftände gelegt find, wie z. B. 
die Accife von ebensmitteln, auch dann, wenn etwa die Gemeinden zur Erbebung von folchen Abgaben 
berechtigt find, und weder der Staat noch die Gemeinde kann dafür von dem Abwelenden eine 
Entſchädigung — ein Abfentgeld — fordern. 
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Friede 


iſt im Allgemeinen der verbürgte Zuſtand der Sicherheit gegen eine gewaltſame 
feindliche Behaudlung. Er iſt die erſte Bedingung und Aufgabe des ſtaatlichen 
Seins im Innern der Geſellſchaft; ihn gewährt und gewährleiſtet der Fürſt oder 
die Gemeinde. So tritt der Gedanke praktiſch im älteſten germaniſchen Volksleben 
hervor und bildet hier ein bedeutendes Element in der Rechtsentwickelung. Seine 
Stelle vertritt jetzt der publiciſtiſche Begriff der öffentlichen Ruhe und Sicherheit. 
Der Friede nach Außen ober mit andern Völkern und Staaten iſt ſowohl Bedin— 
gung einer innern naturgemäßen Beförderung der Wohlfahrt und Ordnung, wie 
des internationalen Verkehrs. Nach allen dieſen Richtungen hin griff ehemals die 
Kirche tes Mittelalters wohlthätig vermittelnd durch die Verkündung von Gottes-— 

eden (treugze pacis) ein, indem fie wenigſtens zeitweilig innern und äußern 

efehbungen und Gewaltthaten einen Stillftand gebot. Nachdem nun die innere 
Ruhe und Ordnung und vie Macht tes Staates fefter gegründet worden, Bleibt 
bauptfählih nur ver äußere internationale Frieden ein Gegenftand des öffentlichen 
Rechts und der Politik, 

Hier nun ift und Friede der Zuftand, welcher der Beendigung eines Ariegs- 
zuftandes unter ven darin begriffen gewefenen Parteien nachfolgt, ohne daß eine 
verfelben völlig der andern unterworfen worben ift. Er äußert ſich wejentlid in ber 
Ausihliegung kriegeriicher Waffengewalt und ihrer Wirkungen, in dem Eintritte eines 
durch willtürlihe Waffengewalt nicht weiter geftörten Verhältniffes. Diefer Zuftand 
Aft entweder ſchon die Folge einer von ben Ariegführenden ohne alle Verabredung 
gegenfeitig beliebten Einſtellung ber Feinbfeligkeiten mit Wiedereröffnung eines 
freundſchaftlichen Verkehrs, oder eines förmlichen Friedensſchluſſes, was der gemöhn- 
liche Sal ift, wiewohl es an Beilpielen der erfteren Art nit gänzlih mangelt. 

Friedensjchlüffe find, nebft ven Bündniſſen, die ältefte Art ver Völker- over 
Staatsverträge. Alles, was von biefen überhaupt gilt, leidet auch Anwendung auf 
Friedensſchlüſſe, im Beſondern rüdjihtlicd ver Form der Abſchließung, ihrer Beftäti- 
gung und Berftärfung, in welcher legtern Beziehung ehemals Eid und perfünlicher 
Einftand, weichen höhere Bafallen und Kronbeamte als conservatores pacis für 
ihre Herren übernahmen, vorzukommen pflegten, jest aber höchſtens noch Garan— 
tieen dritter Mächte (f. d. Art.) und Unterpfanpsbeftellungen durch Einräumung feiter 
Pläte oder Provinzen üblich ift. Ihrem Iuhalte nach find fie entweder auf den Friedens— 
ftand allein und ſchlechthin ausgehend, une paix pure et simple, wie ber 1850 
zwifchen Preußen und Dänemark gefhloffene, oder fie find bedingte Friedensſchlüſſe, 
unter gewiffen Klaufeln und Verpflichtungen eingegangen, was ber gemöhnlichere 
Fall ift. 

Fragen wir nun, was das Weſentliche jedes Friedensſchluſſes fei, fo liegt 
folhes ohne Zweifel in ver definitiven, unbegrenzten Befeitigung des Kriegs- 
ſtandes unter ven Kriegsparteien. Durch jene Vorausſetzungen unterjcheidet ſich der 
Friede felbft von einem auf unbeftinmte Zeit oder auf lange Jahre eingegangenen 
Waffenſtillſtande, in welcher Form man ſich ehedem mit ver Pforte anftatt eines 
Friedensſchluſſes auseinanderzufegen gewohnt war, da den Moslemin durch ihr 
Neligionsgefeg ein dauernder Friede mit Ungläubigen nicht geftattet iſt. Jedoch hat 
die Pforte fhon während des vorigen Jahrhunderts definitiven oder dauernden 
Frieden geſchloſſen (Mably, droit publ. de l’Europe t. II, p. 46). — Sodann 
liegt in der definitiven Befeitigung eines bisherigen Kriegsſtandes ganz von ſelbſt 
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bie Nothwendigkeit einer gegenfeitigen Amneftie; d. i. ver bisherige Kriegsſtand mit 
feinen Urfahen und Wirkungen darf feinen Grund zu einer Erneuerung bes 
Kriegsftandes abgeben; der Friede wirft einen Schleier über Beides, über die Ur- 
ſachen und Wirkungen des Krieges unter den bisherigen Kriegsparteien. Liegt alfo 
ein wahrer Friedensſchluß in der Abficht derfelben, fo verfteht fi auch die Am— 
neftie in den beiden gedachten Beziehungen ganz von felbft, fogar ohne ausprüdliche 
Klaufel. Nur einzelne Publiciften haben dies beftritten oder in Zweifel gezogen, 
daburd aber das Weſen eines Friedensſchluſſes und definitiven Friedenszuftandes 
felbft verfannt. 

Nah dem Oefagten find nun auch die Wirkungen ber Friedensſchlüſſe — 
abgefehen von ven befondern Klaufeln und Bedingungen eines jeden — leicht zu be- 
ftimmen. Es find dieſe: 

Zuförderft find alle Anſprüche und Streitigkeiten, weldhe zu dem Kriege An- 
laß gegeben haben, als getilgt anzufehen und eine Erneuerung kann nicht weiter 
ftattfinden. Was aber die Anläffe oder Urſachen des Arieges gewefen feien, muß 
aus den vorangegangenen Verhandlungen und Erklärungen der Kriegführenden 
entnommen werben — was man ſich Uebles während des Krieges zugefügt 
hat, es ſei nach Kriegsgebrauch oder gegen denſelben, iſt als vergeſſen und ver— 
ziehen anzuſehen, ſo daß weder jetzt noch in Zukunft deßhalb eine Genugthuung 
oder Entſchädigung verlangt werben kann. Drittens muß jede fernere feindſelige 
Handlung unter den bisherigen Kriegsparteien unterbleiben, Eine dennoch unter- 
nommene Handlung der Art würde ein Friedensbruch fein, jedenfall, wenn es 
nicht hiezu fäme, zu einer vollftändigen Genugthuung verpflichten. 

Hinfichtlih des ferneren Befig- und Rechtsſtandes unter den Kriegführenden 
ift, ohne entgegenftehende ausprüdliche Klaufeln und Stipnlationen, von folgendem 
Standpunkt auszugehen. Der Krieg hat nad der immer noch feftftehenden Praxis 
jeden rechtlichen Berkehr und jeves Rechtsverhältniß, was nicht durch den Kriege: 
gebrauch felbft fanktionirt ift, unter den kämpfenden Parteien aufgehoben, ja bie 
rechtliche Eriftenz des einen oder andern Theiled auf die Spite des Schwertes, 
im die Laune des Kriegsglüdes geftellt. Es wird demnach angenommen, mit ber 
Eröffnung des Kriegsftandes fei jeves noch bindende Vertragsverhältniß erloſchen 
und es beginne ein ſolches überhaupt erft wieder mit dem Friedensſchluſſe. Diefem 
falle alfo auch anheim, die künftigen Rechtsverhältniffe neu zu geftalten. Hieraus 
folgt, fofern nicht der Friedensſchluß felbft Näheres beftimmt, erftlih: Unter den 
Parteien ift der augenblidlihe Beſitzſtand auch für die Folge maßgebend. Was 
jever Theil inne hat, fei es mit oder ohne den Einfluß des Kriegsglüdes, behält 
er; der Friedensſchluß beftätiget die während des Kriegs gemachten Eroberungen 
an Land und Leuten und giebt vefinitiv das Eigenthum der gemachten Beute. Eben 
fo bildet der dermalige Beſitzſtand die Bafis für die ftipulirten Reftitutionen und 
Geffionen; d. h. fie find nur in dem Zuftande zu leiften, worin fich die zu refti- 
tuirenden ober abzutretenden Sachen befinden. Zweitens find und bleiben ohne 
beftimmte Wieverherftelung alle unter den Kriegsparteien vormals beftehenden Ber: 
träge außer Kraft, und man kann felbft denjenigen Berträgen, welde ganz ober 
zum Theil auf den Fall eines ausbrechenden Krieges geſchloſſen find, eine größere 
Dauer oder Haltbarkeit nicht zufchreiben, e8 wäre denn, daß geradezu auf alle 
fünftigen Kriegsfälle unter den Parteien ein immerwährendes Kompromiß geſchloſſen 
worben. Auch verfteht ſich von felbft, daß durch einzelne Stipulationen des Friedens— 
ſchluſſes frühere Verträge ſtillſchweigend wieder erneuert werben fünnen, 3. B. 
Örenzverträge durch die ausbedungene Reftitution „in den alten Grenzen“. 
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Auf dieſe Baſis des status quo iſt demnach Alles, worüber es an beſtimmten 
Klaufeln mangelt, ſowie die Auslegung der Klaufeln jelbft zurüdzuführen. Andrer- 
ſeits folgt aber aus dem. Weſen der Amneftie, welde fih nur auf die Urfachen 
bes Krieges und auf deſſen Unbilven erftredt, daß durch dieſelbe Forberungen und 
Anfprüde, die bereit8 vor dem Kriege beftanden und in feiner Weife zu vemfelben 
Anlaß gegeben haben, nicht berührt werben, felbige vielmehr aus ihren urfprüng- 
lihen, dem Kriege vorausgegangenen Redtötiteln aud noch ferner geltend gemacht 
werben Fünnen, z. B. Rüdftände aus früheren vertragsmäßigen Berpflichtungen 
oder Eutſchädigungen für Schadenszufügung, Zurüdforderung von irrthümlich 
geleifteten, nicht verſchuldeten Zahlungen und dergleichen. Ebenfowenig dürfen durch 
die Frievensammeftie Rechtsanſprüche von Unterthanen des einen Theile® an ven 
anderen Friegführenden oder an deſſen Unterthanen für getilgt angejehen werben, 
Denn der Krieg erzeugt nach heutiger Bölferfitte feinen abjoluten Kriegsftand gegen 
die Unterthanen; er zieht fie nur mittelbar hinein und zu einer Mitleivenbeit, fo 
weit ed unvermeidlich ift. Dennoch pflegt zwar während des Krieges die Einklagung 
folder Forderungen verfagt zu werben; dies ift jevod nur eine Suspenfion ber 
Diläodoſie während des Kriegsſtandes, welde durch den Friedensſchluß von felbft 
wieder aufgehoben wird, — Zweifelhaft könnte jcheinen, ob durch die Amneftie 
nicht wenigftens diejenigen Anjprüde und Forderungen nicbergefhlagen werben 
möchten, weldye während des Krieges unter feindlichen Perfonen durd Einziehung 
einer Obligation des einen Theiles gegen den anderen erwadfen find, Man wird 
dies nur mit Unterfceidung beantworten können, Rein civilrechtliche Privatobliga- 
tionen werden nämlich unbevenflih aud nad dem Frieden ihre Klagbarfeit behalten, 
beziehentlich erhalten. ft dagegen die Forderung durch einen Akt Friegerifcher Gewalt 
begründet worben, 3. B. eine Wechfelobligation, jo wird man unterfdeiden dürfen, 
ob damit eine nach Kriegsgebrauch erlaubte feinvfelige Handlung, 3. B. eine Plünde- 
rung, eine Wegnahme abgewendet und gleichſam abgefauft werben folle, oder ob ver 
Akt ein rein willfürlicher oder gewaltfamer war, um eine Obligation zu erprefien. 
Im legtern Falle würde dem Schuldner ſchwerlich die Einrede erlittener Gewalt zu ver 
fagen fein, während im erftern Falle vie Klagbarfeit ſchwer zu läugnen ift; fie hat fogar 
in der Praxis die Klagbarkeit ver billets de rangon für ſich, wodurch ein meg- 
genommenes Schiff bei vem feindlichen Gaptor von ver Beſchlagnahme vormals los— 
gelauft werben konnte. Allerdings find in manden Friedensſchlüſſen, 3. B. im 
Teſchener, alle aus Anlaß des Krieges ausgeftellten Schulpverfhreibungen für null 
und nichtig erklärt worden; bergleihen Beſtimmungen laſſen indeß eine andere 
Regel durchſchimmern, umd für diefes ſpricht, daß der fo bedächtige Osnabrücker 
weſtphäliſche Friedensſchluß im Art. IV $. 46 nur die dur Gewalt errungenen 
Obligationen unbedingt für ungültig erklärt hat, ganz in Uebereinftimmung mit 
dem zuvor Bemerkten. Gerade jo hat auch die Frage durch den großen KRurfürften 
Friedrich Wilhelm von Brandenburg in einem Landtagsabſchied vom 26. Juli 
1653 ihre Erledigung erhalten. 

Nebenwirkungen der Friedensſchlüſſe finden ftatt für die Untertbanen ver 
Kriegführenden und für die Neutralen, Für jene werben die Friedensklauſeln ein 
Geſetz der Nothwendigkeit, welchem fie ſich unterwerfen müſſen, felbft wenn damit 
Opfer und Aenderungen von Privatrehten verbunden find; für diefe, die Neu— 
tralen, hören die Beſchränkungen auf, welde fie fi für die Dauer ves fremden 
Krieges haben auferlegen müfjen. Dagegen verbleiben ihnen alle Anfprüce wegen _ 
verlegter Neutralität; die Amneſtie gilt nicht in Betreff ihrer. 

Der entſcheidende Zeitpunkt für alles diefes ift die Unterzeichnung des Friedens- 
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ſchluſſes durch die Bevollmächtigten der Kriegsparteien, felbft noch vor der Rati- 
fifation der Souveräne oder fonftigen Staatsgewalten; denn biefelbe ſuspendirt 
höchſtens nur die definitive Wirkſamkeit und Vollziehung; die Ertheilung erftredt 
ſich zurück auf den Zeitpunkt des eigentlichen Abſchluſſes. Daraus folgt von jelbft, 
daß ſchon in der Zwifchenzeit alle Feindſeligkleiten zu unterbleiben haben und jeden- 
fall8 der status quo aufrecht erhalten werben muß, alfo nur den Wenderungen 
vefjelben, fie mögen auf feinvlicher oder neutraler Seite vorfommen, entgegengetreten 
werben darf. Sollten wirklich noch Feindfeligfeiten verübt werden, fo ift dafür von 
den betreffenden Staatsgewalten Entſchädigung zu leiften oder zu vermitteln, felbft 
in dem Fall, wenn ein Glied der bewaffneten Macht aus Unkunde über den 
Friedensſchluß feindlihe Handlungen gegen die andere Partei verübt hätte. Uebri— 
gens werben gewöhnlich in den Präliminarien fowie in ben definitiven Friedens— 
ſchlüſſen nähere Zeitbeftimmungen getroffen, bis wohin etwaige Feinvfeligkeiten, Weg- 
nahme von Schiffen u. dergl., annoch durch das Kriegsrecht gebedt und von wo an fie 
nichtig oder wirkungslos fein follen. Für die Neutralen witrden allerdings derartige 
Beftimmungen ohne ihre Theilnahme feine Geltung haben, rüdfichtli ihrer viel- 
mehr der Zeitpunkt des Abfchluffes allein entſcheidend bleiben. 

Aus welhen Gründen endlich ein Frievensfhluß angefochten oder aufge» 
hoben werben mag, diefe Frage wird meiftend durch politifhe Nothwendigkeiten 
und Intereffen dem Rechtsboden entzogen. Auf tiefem kann nur auf diejenigen Sätze 
binverwiefen werden, melde für die Gültigkeit und Dauer der Staatenverträge 
maßgebend find. 

Durch das Vorſtehende dürfte die rechtlihe Natur des Friedens und ber 
Friedensſchlüſſe nah den Marimen des europäifchen Völkerrechts, wie fie ſich ſchon 
längft in der Praris der Nationen fund gegeben haben und von den Publiciften, 
namentlich in neuerer Zeit von Battel, Martens, Klüber, Wheaton, Pando, Wild- 
man, eingezeichnet, auch durch des Unterzeichneten Studien bewährt find, genügend 
dargelegt fein. Es möge nur nod einigen allgemeinen Betrachtungen Raum ver: 
gönnt werben. 

Die erfte darunter gilt der Thatſache des großen Gegenfages zwifchen ven 
Zuftänden der alten Welt umb der Neuzeit. Dort war der Krieg die Bafis des 
Bölferrehts, der Friede die Ausnahme; jet, unter den chriftlichen Nationen 
wenigftens, iſt der Friede die Regel, der Krieg die Ausnahme, deren Ziel jelbft 
num wieder der Friede ift. Darin und in dem unverkfennbaren Beftreben ver Re— 
gierungen und Nationen für die Erhaltung des Friedens mag nun wohl bie reale 
Anbahnung eines ewigen Friedens gefunden werden, welden bie Philoſophen 
fhon jezumweilen als bloßes Ziel der Humanität aufgeftellt haben und die chriftliche 
Offenbarung in höhere Ausficht ftellt. Aber freilich ift er noch in weiter ferne 
gelegen und die weitere Bafis fünnte erft ein allgemeiner europäiſcher, verbürgter 
Sriedensftand fein, um forthin den Krieg nun noch außerhalb für einen ewigen 
Frieden führen zu fünnen. Uber aud hiervon find wir durch innere und äußere 
Mißſtände noch fo weit entfernt, daß wir den Gedanken daran nur als Hoffnungs- 
traum betrachten dürfen und uns ſchon an den vorangeftellten Thatſachen be- 
gnügen laffen müſſen. Heftter. 
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Friedensgericht, — — (Bermittlungs: 
ämter). 


I. Jever Proceß ift immer ein Uebel; er beruht entweber auf einer Rechte- 
verweigerung oder auf einer Unklarheit des Rechtes. Die Rechtöverweigerung kann 
eine willfürlihe oder unwillfürliche fein, je nachdem der Berpflichtete e8 blos aus 
Bosheit oder Muthwillen oder aus Leichtfinn und Nachläſſigkeit auf vie Klage 
ankommen läßt, oder je nachdem ver Berpflichtete feine übrigens anertannte Ber- 
bindlichkeit blos um deßwillen nicht erfüllt, weil ihm die Mittel dazu fehlen. 

Die Unflarheit des Rechtsverhältniſſes liegt entweder darin, baß es zweifel- 
haft ift, welches Geſetz auf dafjelbe Anwendung habe, ober wie die Beftimmung, 
welcher vafjelbe unbeftritten unterliegt, zu verftehen und anzumenden fei, ober 
darin, daß es bezüglich der Thatfahen, weldhe ven Rechtsfall bilden, am ber 
erforderlichen Beftimmtheit und Erfennbarfeit mangelt, ſei es, daß es für vie That- 
fahen, worauf eine Partei ihren Antrag gründet und dem Rechte nad gründen 
fann, an allen Beweismitteln gebricht, fei e8, daß die Urkunden, in melden vie 
Willensakte, auf die ed anfommt, niedergelegt find, ſolche nicht zweifellos und mit 
unbeftreitbarer Beftimmtheit entnehmen lafien. 

So ift aljo der Redtöftreit feiner Duelle, feiner Beranlaffung nad ein 
Uebel, er ift ein folches auch zumeift in feinem Berlauf; er ift mit Koften ver- 
bunden, und entzieht den darin Befangenen feiner gewöhnlihen Beſchäftigung, 
feinem bäuslihen und Gewerbsberuf; durch das Treiben gerichtlicher Händel wird 
nicht jelten dem Menſchen eine befondere Neigung zum Streiten eingepflanzt, welche 
mit längerer Angewöhnung wählt, und oft für das ganze Veben von ven 
verberblichften Folgen ift; jever Proceß hat Verdruß in feinem Gefolge und nicht 
felten wird in der dadurch hervorgerufenen Erbitterung der Grund zu Feindfihaften 
gelegt, die weit über die Dauer des Procefjes und über feinen nächften Gegenftanv 
binausreihen, den Frieden der Yamilie, der Nahbarfchaft und der Gemeinde auf 
lange Zeit untergraben. 

Der Proceß ift nicht felten aud) feinem Ergebnif nah ein Uebel. Wie 
ſehr aud das Streben der Procefgefeßgebung dahin gerichtet fein mag, dem 
materiellen Rechte das Uebergemwicht gegenüber dem formellen zu fihern, immer 
wird es nicht fehlen, daß in Folge der Ungefchiclichkeit oder Berfäumniffe von 
Seiten der Parteien oder Sachwalter ald Recht erfannt werden muß, was nicht 
Recht ift, weil das nad) der vorgejchriebenen Form eingerichtete Berfahren nur dieſes 
und fein anderes Refultat geliefert hat. 

Ale dieſe Erwägungen laffen eine gütlihe Beilegung eines Streites, einen 
Bergleih als ein Mittel erkennen, welches in vielen Fällen dem richterlichen 
Austrag einer Streitfache vorzuziehen ift. 

So wurde auch die Sache von ber Geſetzgebung aller Zeiten angefehen. Nach 
dem älteren germanifhen Rechte waren die Richter angemwiefen, ehe fie ent- 
ſchieden, immer erft zu verjuchen, die Parteien in Güte (nah Minne) auseinander 
zu fegen; es war biefes vorzüglih eine Aufgabe der Schiedsrichter, die darum 
Minnerer genannt zu werben pflegten. 1) Bei den Römern kann die Spur 
eines gerichtlihen Vergleichsverſuches in jenen Vorſchriften gefunden werben, nad 
weldyen der Kläger bei Klagen gegen gewiffe Perfonen, 3. B. Verwandte, erft die 
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Erlaubniß des Prätors einholen mußte, ehe die in jus vocatio erfolgen durfte, 2) 
und ed war feine Seltenheit, daß die Yitiganten insbefondere bei ven arbitricis 
d. 5. in jenen Fällen, wo das Amt des Richters ein freieres, fein Ermeflen ein 
über den wörtlichen Inhalt des Gefhäftes hinausgehendes war, dennoch, ehe es 
zum Entfcheide des arbiter fam, ſich verglichen. 3) Das kanoniſche Recht macht dem 
Richter die Anftellung eines Vergleichsverſuchs zur Pfliht und erflärt die Wieber- 
bolung folher Bergleihsverfuhe für zuläffig, fobald genügender Grund zu ber 
Annahme vorhanden tft, daß ver BVergleih zu Stande kommen werbe. 4) Nach 
dem jüngften Reichsabſchied von 1654 $. 10 „fol der Richter erfter Inftanz 
die Parteien im zweifelhaften Sachen nicht allein vor angefangenem Rechtsftand 
und Litisfonteftation, fondern auch in quacunque parte judicen durch alle dien— 
liche Mittel und Wege auch fchiedlihe Erinnerungen in Güte von einander zu 
ſetzen und hiedurch alle weitläufige foftipaltige Rechtfertigung zu verhüten fid be= 
fleißen, jevocdh, ehe dann er die Güte ven Parteien vorſchlägt, vorher in ven Sachen 
fid) informiren, und fein Abfehen bei dieſen gütlihen Vergleichen dahin jederzeit 
forgfältig ftellen, damit die eine öffentlich ungerehte Sache führende Partei zu 
demſelben nicht gelaffen, noch der Recht habende Theil damit befchwert, noch auch 
die Juftiz wider des andern Theile Willen verzogen werde.“ 

Die eben mitgetheilte wohl bemeffene Vorfchrift des deutſchen Reichsgefeges 
bildet die Grundlage der Vorſchriften ver älteren und felbft der neueften deutfchen 
Partitular-Procengefeßgebungen über den von den Gerichten zu verfuchenden Ber: 
gleih. Beifpielsweife und zur Gharafteriftif führen wir an bie der bayerifchen 
Gerihtsordnung vom Jahr 1753 und jene des Entwurfes einer Proceforbnung 
in bürgerlichen Rechtsftreitigkeiten für das Großherzogthum Heflen vom Jahr 1856, 
fetstere faft wörtlich entnommen der bürgerlihen Proceßordnung für das Groß- 
herzogthum Baden vom Jahre 1851. 

Nah) der erfteren (Kap. XVII. $. 1) „thun: nicht nur die Parteien wohl, 
wenn fie fi entweder vor oder nad) entftandenem Procefje felbft mit einander in 
Güte verftehen, ſondern es liegt auch jeder Obrigkeit ob, in Sachen, welde geringe 
fügig ober dunfel und zweifelhaft find, oder mo es um Ehre und guten Leumund 
zu thun ift, oder, wenn nahe Verwandte, Adeliche oder fonft vornehme Perſonen 
unter fi ftreiten, allen möglichen Fleiß anzuwenden, damit der Streit in Güte 
beigelegt werde, zu welchem Ende beiven Theilen in foldhen Fällen die von dem 
bevorftehenden NRechtöftreite zu erwartenden Beſchwerden genügend, jedoch alle Zeit 
mit folder Befcheivenheit zu eröffnen find, daß fi im einem folhen Falle Nie 
mand über ungebührlihen Zwang oder über Drohung beflagen könne.“ 

Gemäß den Vorſchriften des Entwurfes der Proceßordnung für das Groß— 
herzogthum Heflen (Art. 381—387) liegt dem Richter ob, mo e# thunlidh erfcheint, 
namentli in allen zweifelhaften oder verwidelten Rechtsſachen die gütliche Bei— 
legung bes Streites durdy Vergleich zu verfuchen. Insbefondere darf der Bergleichd- 
verfuch niemals unterbleiben und muß der Vorladung zur Berhandlung über die 
Sache felbft vorausgehen in Streitfahen zwiſchen Eltern und ihren Abkömmlingen, 
zwifchen Eheleuten und zwifchen Geſchwiſtern. Der Zeitpunkt zum Vergleichsverſuche 
in anderen Fällen ift alsdann vorhanden, wenn der Richter durdy den Vortrag der 
Gründe und Gegengründe, vor oder nad) fürmlicher Verhandlung, in den Stand 


2) L. 4 $. 1. D. de in jus voc. (21). 
3) Keller, der röm. Givilprocch F. 67 Note 797. 
*%) Cap. Il. X. de transact, (1. 36), cap, I i. f. X de mutuis petitionibus (II. 4). 
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gejetst ift, fi über die Streitfragen und den wahrfceinlihen Ausgang der Sache 
eine beſtimmte Anſicht zu bilden. Der Richter ift befugt, die Parteien in ber 
Bergleihstagfahrt zum perfönlihen Erſcheinen vorzuladen. Iſt dies nicht verfügt, 
jo hängt es von der Wahl ver Partei ab, in der Bergleihstagfahrt perſönlich 
allein, oder mit einem Beiftande oder durch einen bejonders Bevollmädhtigen zu 
erjcheinen. Durch richterlic angeordnete oder von einer Partei in Antrag gebrachte 
Vergleichsverſuche oder durch die Erklärung einer Partei, daß fie in Vergleichs: 
unterhanblungen ftehe, darf der Gang des Berfahrens nicht aufgehalten werben. 
Das Nichterſcheinen einer Partei in ber zum Vergleichsverſuche beſonders ange: 
festen Tagfahrt gilt ald Weigerung verfelben, ſich zu vergleichen. 

Die Grundanſchauung des gemeinen deutſchen Proceſſes und ver auf dem— 
jelben beruhenden Partifulargejeggebungen geht alfo dahin, daß die Vermittlung 
der Procefje den ordentlihen Gerichten zuftehe, der Zeitpunkt, wo ſolche zu 
verfuchen, in der Regel ihrem Ermeſſen anheimfalle, und vie Weigerung, vor ihnen 
zu biefem Behufe zu erjcheinen, mit feinem Nachtheile verbunden, fondern einfad 
als Ablehnung der Sühne aufzufaffen fei. 

Nah dem Borgange der franzöfifchen Gefeßgebung ift in neuerer Zeit im ber 
Schweiz, in einzelnen Öebieten von Deutjhland und in Bortugal die Anordnung 
befonderer Friedensrichter getroffen worden, welde (ganz geringfügige Streitig- 
teiten etwa ausgenommen) nicht Recht zwifhen ven Parteien zu fprecdhen, ſondern 
den Frieden zu vermitteln den Beruf haben, Nach franzöſiſchem Rechte (Code de 
procedure civile, Art. 48—58) foll jeder Eivilproceß, abgefehen von einigen 
wenig bedeutenden Ausnahmen, vor Allem an das frievensrichterlihe Vermittlungs- 
amt gebracht werben, und erft, nachdem ber hier zu machende Berfuh, vie Parteien 
zu vergleichen, gefcheitert ift, d. 5. erft auf das friedensrichterlihe Zeugniß, daß 
diefelben auf ihrem Verlangen, den Streit weiter zu führen, beharren, ober injo- 
fern fie ungehorfam ausgeblieben find, wenigſtens die gefegliche Buße von zehn 
Franken entrichtet haben, kann zur Eröffnung des procefjualifhen Verfahrens felbft 
gefhritten werben. 

Diefe Einrihtung ift vielfach als unzweckmäßig angefehen worden. 

Dean hat gegen diefelbe insbefondere geltend gemacht, 3) es fei eine offenbare 
Ungerechtigkeit, wenn man eine Partei, trog ihres Marften Rechts, in vie Roth 
wendigfeit verſetze, zuerft noch mit ihrem vieleicht boshaften und hämifchen Gegner 
fi in einen Vergleichsverſuch einzulaffen, oder mwenigftens, wenn ihr natürliches 
Gefühl ſich gegen eine ſolche Zumuthung fträuben follte, ven Zutritt zu Gericht 
fi erft noch durch Bezahlung einer beftimmten Geldſumme zu erfaufen! Femer 
wurbe hervorgehoben, daß ein Bergleihsverfuh beim Begiunme eines Procefiet, 
wo alle faktiihen und rechtlichen Berhältniffe noch chaotiſch durch einander zu Iiegen 
pflegen, zu einer leeren Förmlichkeit herabfinte, während die Vermittlung wit ber 
Ausfiht auf ein wahrhaft befriebigendes Ergebniß nur dann geſchehen künne, wenn 
zuvor ſowohl die faktiſchen als rechtlichen Berhältniffe ‚gehörig Mar gemacht feien; 
eine ſolche allein wünfhenswerthe Vermittlung könne aber natürlih von Niemandem 
beſſer als von dem Gerichte felbft, das eben den ganzen Proceß zu leiten hat, und 
vor deſſen Blide das anfangs fo fraufe Gewebe ſich im Laufe ver Verhandlungen 
entwirrt und zu immer beutliherer Durchſichtigkeit geftaltet, vorgenommen werben. . 

Es ift num zwar nicht zu verfennen, daß die ordentlichen Gerichte den Vor: 
theil einer genaueren Erkenntniß der Sachlage, die ihnen durch das Procekverfahren 


5) Geib: die Reform des deutſchen Mechtslebens, Lpzg. 1848, ©. 68. 
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Marer enthält wird, und zugleich einer gründlichern Einfiht in die Natur des 
ftreitigen Rechtes für fich haben und daß dur beides die Erzielung eines ange- 
meflenen Bergleiches weſentlich erleichtert wird. Allein, wenn wenigftens für bie 
wichtigeren Rechtsfahen Kollegialgerichte mit größeren Bezirken erfordert werben 
und ein mündliches Öffentlihes Verfahren ftatt bat (wgl. die Art. „Civilrechts- 
pflege" und „Gerichtsverfaſſung“),« jo würbe den orbentlihen Gerichten bie 
für die Bewirkung gütlicher Bereinigung fo wejentliche nähere Kenntniß der indi- 
viduellen Berhältniffe mindeftens einer ver Parteien, nämlich ver beflagten, zumeift 
fehlen und der größte Theil der durch eine vorausgehende friedensrichterlihe Ver⸗ 
mittlung zu vermeidenden Uebel bereits eingetreten fein, bis es zur Vermittlung 
vor dem ordentlichen Gerichte fommt. Es ift demnach bei einer follegialen Gerichts- 
verfaflung die Uebertragung des BVermittlungsamtes an den für geringfügigere 
Sachen zuftändigen Einzelrichter des Meineren Bezirkes vorzuziehen, welcher, da 
er bei widhtigern Sachen nicht ſelbſt Recht zu fpredhen hat, wenn er in folden 
bie Ausgleihung mit Nachdruck werfucht, auch nicht in die Lage fommt, das Ver— 
trauen der Parteien in feine Gerechtigkeit zu verlieren, ein Wall, der bei dem 
ordentlichen Richter leicht eintreten würde. 

Eine weitere Rücdficht für vie Uebertragnng des Vergleihsverfuhes an 
Friedensrichter bietet ſich aud in der Erwägung dar, daß die Parteien vor ihnen 
das Sach- und Rechtsverhältniß cher ohne Rückhalt entwideln werben als vor 
dem ordentliben Richter, bei weldhem ſie einen Ginfluß ihrer bei dem Bermitt- 
lungsverfuh gemachten Zugeftänpniffe auf das von ihm bei deſſen Fehlſchlagen 
zu erlafiende Urtheil zu beforgen geneigt ift. Die Belegung der vor dem Friedens— 
richter ausbleibenden Partei mit einer Geldſtrafe ift als eine Art Ungehorjams- 
oder Orbnungsftrafe wegen Nichtbeachtung einer gefeglichen Vorfchrift gerechtfertiget. 

In Frankreich wird gewöhnlich die Hälfte der Streitigfeiten durch Friedens— 
richter gefchlichtet 6) und der Einrichtung volle Anerkennung zu Theil, die ein für 
allemal auf 10 Franken feftgefegte Strafe für unzweckmäßig gehalten und ftatt 
ihrer eine nad der Wichtigfeit der Sache ſich richtende, durch das richterlihe Er- 
meſſen feft zufegende gewilnfcht. 7) 

Das Amt der Vermittlung iſt wefentlich eim Amt des Vertrauens; deshalb 
ift dafjelbe in manchen Ländern nicht befolveten Beamten, fondern den aus ber 
Wahl ihrer Genoſſen hervorgegangenen Gemeindebeamten übertragen. So 
bat in Bayern nad dem revidirten Gemeindeedikt vom 1. Juli 1834, $. 120, 
wenn in einer Landgemeinde Streitigfeiten unter den Gemeindegliedern entftehen, 
ver Gemeindeausſchuß die Pflicht und das Recht, fih der gütlihen Vermittlung 
derfelben zu unterziehen, vorbehaltlich des Rechts der Betheiligten, Männer ihres 
Vertrauens zu benennen, welche unter Peitung des Gemeindevorftehers oder eines 
andern Mitglieves des Gemeindeausſchuſſes gemeinfchaftlih mit demfelben die güt- 
liche Bereinigung, jedoch ohne allen Zwang oder Drohung, zu erwirken fi be- _ 
ftreben. Beide Theile find verbunden, vor ihm zu erfcheinen, der Berfuh der Aus- 
ſöhnung geſchieht ohne Zulaſſung von Aovofaten; auch chne daß die Parteien 


6) Im Jahre 1855 haben die Friedenägerichte in ungefähr %% der vor fie gebrachten Konte— 
ftationen einen Vergleich zu Stande gebracht. al. Berichtsiaal 1857, 1. Bd. ©. 48. In der 
ban-rifhen Rbeinpfalz wurde in den 6 Jahren, 1850/51— 1855/56, im Durchfchnitt etwas mehr 
ala eim Drittel der vor den 31 Ariedendsjept Pandeigerichten angemeldeten Streitſachen ver: 
glichen; für faft ein Sechftel derielbeu find die Parteien nicht erfchienen. 

7, Regnard: de l’organisation judiciaire et de la procédure civile en France, 
Paris 1855. p. 251 etc, 
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eine Gebühr dafür zu entrichten ſchuldig find. In den Stabtgemeinden wirb nad 
8.63 a. a. D. das Bermittlungsamt nad den gleihen Borfchriften durch vie 
Magiftrate ausgeübt. 8) 

Nah dem Gefege vom 1. Juli 1856, einige Beftimmungen über vie Ge— 
richtöverfaffung und das gerichtliche Verfahren in ven Landestheilen viesjeits bes 
Rheines betreffend, Art. 11, haben unabbrüdig des eben bemerften gemeinvlichen 
Sühneverfuhs, mit Nachbildung des Inftituts der Friedensgerichte, mie es im 
Franfreih vorfommt, jedoch unter weſentlicher Mopififation, die Yandgerichte das 
Vermittlungsamt, nicht nur in den zu ihrer Zuftänvigfeit gehörenden Rechtsſtreitig- 
keiten, fondern aud in denjenigen Fällen auszuüben, in welden ver Kläger vor 
Anftellung der Klage bei dem Bezirksgerichte den Beklagten unter allgemeiner 
Bezeihnung des Klagegegenftandes vor das Landgericht, bei welchem der Bellagte, 
oder, wenn ed mehrere find, einer berfelben feinen perjünlihen Gerichtsſtand Bat, 
zum Verſuche der Vermittlung vorlaten läßt. Wenn an dem hiezu beftimmten 
Tage der Kläger oder ver Beklagte nicht erfcheint, fo ift das Landgericht zu einem Ver⸗ 
mittlungsverſuche nicht verpflichtet. Cine Verpflihtung, vor der Anftellung der Klage 
bei vem Bezirksgerichte das landgerichtliche Vermittlungsamt anzugehen, befteht micht. 

Gin eigenes Streitsvermittlungsamt ift durch Anordnung von Schieds— 
männgrn in mehreren Provinzen des Königreih8 Preußen ?) eingeführt worben. 
In Städten wie auf dem platten Lande wirb nämlich je für 2000 Seelen ver 
Bevölkerung zur gütlihen Schlichtung ftreitiger Angelegenheiten aus ven Einwohnern 
des Bezirkes ein unbefholtener, geachteter und felbftftändiger Mann, ber das 
24. Jahr zurüdgelegt hat, mit ven Geſchäften des bürgerlichen Lebens vertraut 
ift, und die Fähigkeit, einen deutlichen fchriftlihen Auffag abzufaſſen, beſitzt, als 
Schiedsmann gewählt. Die Wahl geht von ben Gemeinden aus und der Gewählte 
wird von dem Lanvesjuftiz-Rollegium beftätiget und auf fein Amt vereibiget. Be— 
fondere Redtsfenntniffe und die Anfäffigkeit im Bezirke find feine unumgänglid 
nothwendige Erforderniffe zur Uebernahme des Amtes, 

Der Beruf eines Schiedsmannes befteht darin: Parteien, welche ſich freiwillig 
zur Schlichtung ihrer ftreitigen Recdhtsangelegenheiten an ihn wenden, anzuhören, 
ihre gegenfeitigen Anfprühe ober Einwendungen zu prüfen, bie vorzulegenven 
ſchriftlichen Beweife nachzuſehen, erforverlihen Falls Augenfhein an Ort und 
Stelle einzunehmen und fi zu bemühen, bie Parteien über ven Grund ihrer 
Forderungen und Einwendungen zu belehren und eine Bereinigung zwifchen ihnen 
zu ftiften, folche, wenn fie zu Stande fommt, ſchriftlich abzufaſſen, wenn fie aber 
nicht gelingt, den Parteien die Ausführung ihrer Rechte vor dem Richter zu über- 
laſſen. Es fteht in dem freien Beſchluß beider Theile, fi eines Schiedsmannes 
zu bedienen, fie find auch nicht auf den Schiedsmann des Bezirkes, in welchem 
fie wohnen, beſchränkt; auch fönnen fie zu jeder Zeit entweder ausdrüdlic ober 
ſtillſchweigend (durch Nichterfcheinen in der Tagfahrt) von ihrem Beſchluſſe wieder 
abgehen. Klage wegen Ehrenfränfungen werben nur zugelaffen, foferne durch ein 
vom Schiedemann des Bellagten ausgeftelltes Zeugniß nachgewiefen wird, daß ber 
Kläger die Vermittlung des Schiedsmannes ohne Erfolg nachgeſucht hat, e8 wäre 
denn, daß Kläger und Bellagter in verfchiedenen Gerichtsbezirten wohnen. 








3) Aehnliche Befugniſſe überträgt die würtembergifche Gerichtäverfaffung (Edikt TV von 
1818, 8. 16 ff.) den Gemeindebehörden. 

9 Schering, Handbuch für die Schiedsmänner in der Provinz Brandenburg, Pommern, 
Pofen. 2te Ausg. Berlin 1847, 
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Alle Arten von Vergleichs- oder Friedensgerichten können übrigens erft mit 
dem erftartenden Drange bürgerlicher Selbftthätigkeit, ebenjo die rechten Organe 
wie bie erforberlihe Willigfeit der Parteien finden. 19) 

Literatur. Mittermaier, der gemeine deutſche bürgerliche Proceß, erft. 
Beitr. 2te Ausg. ©. 129. Puchta, das Inftitut der Schiedsrichter, Erl. 1823; 
derf. Beitr. zur Geſetzgebung u. Prar. des bürger!. Rechtsverfahrens, Erl. 1822. 
Dr. I. ©. 326. Derj. Iſt der Bergleihsverfuh in Rechtöftreitigfeiten zwedmäßig 
in die Hände der Gerichte gelegt? Im Arc. für civ. Prax., Bd. 19., ©. 214 
und 414. Linde, ebd. Br. 20. ©. 307. Völder, über die Zwedmäßigkeit des 
Schiebsmannsinftituts in der Zeitihr. f. Eivilr, und Proc. Bp. 13. ©. 1. Baul- 
fen über öffentlihe Bergleihseinrichtungen in Elvers Themis, Br. I. ©. 406. 
Henrion de Pansey: De la competence des juges de paix. Paris X. edit. 
1835. Ueberfegt und erläutert von Hoffmann. Zweibrüden 1834. Curasson 
traitd de la competence des juges de paix. Paris 1854. — 

II. Der franzöfifhe Name: juge de paix ift von ver englifhen Berfaffung 
entlehnt. In England find jevodh bie Friedensrichter (justices of the peace) 
überall nicht Mittelsmänner, fondern, ihrer Hauptbeftimmung nad, beftellt, ben 
Frieden tes Königs (der Königin) aufrecht zu erhalten. Friedensbewahrung 
(conservation of the peace) ift das mittelalterlihe Wort für die Polizei mit 
ihren Funktionen zur Sicherheit der Berfonen und des Eigenthums — aber eine 
Polizei in richterlihem Geifte und richterlihen Formen — mit öffentlihem Ber- 
fahren. Das Friedensrichteramt hat zwei Hauptfreife: 

1) Ein Strafridteramt, nämlich den erften Angriff und die Vorunter- 
fuhung bei allen VBerbreden und Vergehen, eine Strafgewalt ohne Zuziehung 
einer Jury wegen Wilbvieberei, Fluchen, Truntenheit, Bagabundiren, Arbeitslofig- 
feit, Nahtihwärmerei, Unfug aller Art (nuisance) und eine unzählige Menge 
ähnlicher Straffälle, welche mit Gelvbußen oder mit Freiheitsſtrafen bis höchſtens 
zu drei Monaten bebroht find; eine Strafgewalt über Zoll- und Steuerbefrauda- 
tionen und Kontraventionen, endlich eine Strafgewalt bei eigentlihen Kriminal- 
fällen, vie legtere aber nur in den Plenarverfammlungen der Friedensrichter und 
mit Zuziehung einer Jury. Hieran reiht fih auch eine polizeilihe Juriédiktion 
über Gefinde- und Gewerbsftreitigfeiten aus Lohn- und Arbeitsverhältnifien. 

2) Die adminiftrativen Gefhäfte ver Friedensrichter begreifen die Ein- 
treibung von Graffchaftsfteuern, Ertheilung von Konceffionen für Schentftätten, 
Theater, öffentlihe Bergnügungen, die Sorge für die öffentlihen Wege, die Mit- 
auffiht über Unterfuhungs- und Strafgefängniffe, die Oberverwaltung der Orts: 
gemeinden, das Niederlafjungs- und Armenweſen. 

Für dieſe abminiftrativen Geſchäfte theilt fich die Grafihaft in Kleinere Kreife; 
bie Friedensrichter diefes Bezirkes bilden dafür Kreisausſchüſſe, fogenannte Feine 
und Specialfigungen (pettyand special sessions), welde ven Plenarfigungen 
(general-quarter-sessions) untergeorbnet find. Letztere, welche vierteljährlich abge- 
halten werben, bilden 

3) für die Juſtizgeſchäfte ein Appellationsgericht bezüglich der Strafurtheile 
der einzelnen Friedensrichter und der Fleinen Sigungen in Fällen, wo bie zuer- 
fannte Strafe ein gewiſſes Maß überfchreite, und ein Zuchtpolizeigericht, welches 
mit Zuziehung einer Jury über Kriminalfälle (doch ſelten mit höherer Strafe als 
18 Monate Freiheitsſtrafe) entſcheidet. 


10) Deutſche Bierteljahresfährift. 1857. I. ©. 351. 
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4) Für die Berwaltungsgefhäfte bilden dieſe Verfammlungen die Pro- 
vinzial-Oberbehörden, die Beſchwerdeinſtanz; fie anminiftriren das Grafſchafts— 
vermögen, fchreiben die Grafichaftstare aus, regeln die Streitigfeiten über Die 
Einſchätzung zur Armentare, bilden Berwaltungsausfchüfie für Gefängniffe, für 
Irrenbänfer, für das Wegbaumefen u. ſ. w. Die vabei erſcheinenden aftiven 
Friedensrichter wählen ein angefehenes und geſchäftskundiges Mitglied aus ihrer 
Mitte zum Vorfiger (chairman), 

Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt durch den Lordkanzler auf Ver— 
mittlung und Bericht des Lord⸗Lieutenants; fie geſchieht durch königliche Kommiſſion 
unter dem großen Siegel, nah einem Formular von 1590, durch welches bie 
hierin Genannten ſammt oder ſonders ermächtiget werben, „ven Frieden zu hand— 
haben und alle Vorſchriften und Statuten zum Beften des Friedens und deſſen 
Dewahrung zu beachten und beachten zu laſſen“. Der fo Ernannte muß, wenn er 
wirflihe Amtshandlungen vornehmen will, zuvor ein Ermächtigungsdekret (writ of 
dedimus potestatem) von dem Kronſchreiber in der Kanzlei ertrahiren, worin ge- 
wiſſe Perſonen bezeichnet find, welche ihm einen Amtseid, einen Eid über feine 
Befisqualifitation, ven Huldigungs- und Suprematieeid abzunehmen haben, worauf 
er aktiver Friedensrichter wird. Die Berwaltung-des Amtes gefhieht unentgeltlich 
mit einziger Ausnahme der Frievensrichter in Weftminfter, wo in neueren Seiten 
die Menge, Wichtigkeit und Verwicklung ver Geſchäfte die Beifügung einiger ihre 
ganze Thätigfeit denſelben widmenden Perfonen als befolvete Friedensrichter (sti- 
pendiary magistrates) nothwendig gemacht haben. 

Zum Friedensrichter fol Niemand beftimmt werden, ber nicht an reinem Leber: 
ſchuß von felbft genutztem Eigenthum lebenslänglichen Befig oder 21jähriger Padh- 
tung 100 Pfund Sterling pder an vorbehaltener Rente von auf beftimmte Jahre 
oder auf ein bis drei Leben verliehenem, dann wieder anfallendem Cigenthum 
300 Pfund Sterling genieft. Gründe der Entlaffung, die auch ftillfhweigend ge- 
heben kann durch Weglaffung des Namens in einer neu ausgefertigten Rommif- 
fion, find üble Amtsführung, Nichtanfäffigteit in ver Grafſchaft, Verluft ver Quali— 
fifation durch Grundbeſitz. 

Der Friedensrichter iſt in ſeinen Handlungen an die Geſetze gebunden, doch 
in ihrer Anwendung ſehr viel ſeiner Unterſcheidung, ſeinem richterlichen Ermeſſen 
(discretionary power) überlaſſen. Dieſer Umſtand, die große Mannigfaltigkeit 
von Geſchäften, die ven Friedensrichtern übertragen find, und vie Betrachtung, 
daß fie ihr Amt unentgeltlich verwalten, haben auf die Anfichten der Praris und 
bie Beftimmungen der Gefege über die Berantwortlichkeit ver Friedensrichter großen 
Einfluß gelibt. Bei nicht vorfäglihen Verſehen im Amte find vie Gerichte äußerſt 
nachſichtig, und verfchiedene Statuten haben ſich die Aufgabe geftellt, die Friedens— 
richter gegen leichtfertige Entſchädigungsklagen zu ſchützen und dieſelben zu Furcht 
lofer Ausübung ihres Amtes zu ermuntern. 

Die Achtung vor dem Friedensrichteramt und vor dem Geifte, in welchen es 
verwaltet wird, ift in England allgemein; man erfennt in biefer Inftitution bie 
wahre und hauptfächlichfte Grundlage des Selfgovernements. Das wichtige und 
einflußreihe Staatsamt wird als Ehrenamt von Bürgern verwaltet, die an 
biefe Amtsführung weder ihren Lebensberuf noch ihre ökonomiſche Eriftenz geknüpft 
haben, die Befchwerbeführung gegen Amtshandlungen der einzelnen Friedensrichter 
geht an ein Kollegium verfelben, und es fällt die Entſcheidung im zweiter Inftanz 
johin aus gleicher Kategorie Berufenen anheim. Die Beforgung ver lokalen und 
diftriftuellen, abminiftrativen Geſchäfte ift denjenigen Klaſſen von Einwohnern 
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auheimgegeben, bie bei deren gehöriger Ordnung vorzugsweiſe ein ſelbſteigenes 
Intereſſe haben. Die Orientirung der Friedensrichter in der ſehr verwickelten eng- 
liſchen Gefegfammlung, in den ſchwer überfichtlihen Präcevents und Verwaltungs— 
regulativen wird erklaͤrlich theils durch die Vorbildung ver englifdyen Gentry auf 
Gymnaſien und Univerfitäten, theils durch populäre Anweifungen für die Aus- 
übung des friedensrichterlihen Amtes, theils durch die Hebung der Praris und den 
tollegialen Verkehr in den Kreisausfhüflen und Onartalfigungen, theils durch 
allgemeine Gewöhnung der höheren Stände und ver gefanmten Nation. Der 
forporative Sinn der Inftitution, der Standesgeift gebilveter durch Grundrente 
unabhängiger Männer erhält unverbroffenen Sinn in einer mühjeligen Verwaltung, 
deren Belohnung nur die Freude am Beruf und das Bemußtfein eines wohlbe- 
rechtigten Einfluffes ift, und die ihre wirffamfte Kontrole, neben dem Rekurs an 
die Mehreren feines Gleihen in der Deffentlichfeit findet. 

Titeratur: Blackstones commentaries, by Samuel Warren. London 
1855. ©. 254 ff. Darftellung der inneren Verwaltung Großbritanniens, von 
2. Freih. von Binde. Herausgeg. von B. G. Ntebuhr. 2. Aufl. Berlin 1848, 
©. 10—46. Geſchichte und heutige Geftalt ver Aemter in England, von Gneift. 
Berlin 1857. ©. 612—621. ©. 643 ff. Vgl. deſſen Art. „Öroßßritannien“ im 
Staatswörterb. Die neneften englifchen Gefege über ven Wirfungstreis und die recht- 
liche Stellung der Friedensrichter in Straffachen, vargeftellt von Mittermaier in ver 
kritifchen Zeitſchr. der Rechtswiſſenſch. und Geſetzg. des Auslandes. Br. 21. ©. 101 ff. 

Einen Verſuch der Ginführung des Amtes der Friedensrichter nah dem 
Borbild in England bietet pas f. fähfifche Gefeg vom 11. Auguft 1855, bie 
Einfegung der Frievensrichter betreffend. Wir theilen in Nachftehendem die Haupt: 
beftimmungen mit. 

Zur Unterftügung und zum Beirathe der Verwaltung wird für jeden gerichts- 
amtlichen Sprengel aus ver Mitte ver größeren Grundbeſitzer, fowie der fonft 
dur Bermögen, größeren Gewerbsbetrieb oder perſönliche Stellung ausgezeichneter 
Einwohner des Bezirks eine Anzahl Berfonen vom Könige als Friedensrichter be- 
ftelt. Die Ernennung der Friedensrichter erfolgt auf Vorſchlag einer Freisftändifchen 
Kommilfion, welche eine Kandidatenliſte aufzuftellen hat, die mindeftens das Zwei— 
fache der zu befegenden Stellen umfafjen muß. Die Ernennung erfolgt für ven 
Zeitraum von ſechs Jahren; die Friedensrichter können jedoch eben ſowohl nad 
Ablauf diefes Zeitraumes für die gleiche Zeitdauer von Neuem ernannt, als aud) 
ihrer Stellung durd Königliche Entſchließung ſchon früher enthoben werben, 

Die Friedensrichter find obrigfeitliche Perfonen und in dieſer ihrer Eigenſchaft 
dem Amtshauptmann des Bezirkes untergeorbnet, dem Gerichtsamte aber fiir den 
ganzen Bereich feiner polizeilichen und gemeinbeobrigfeitlichen Amtsthätigkeit zur 
Seite geftellt und dazu berufen, bei Handhabung ver geſetzlichen Ordnung inner 
halb des Gerichtsfprengels theil® unterftügend, theils felbftftändig mitzuwirken, ihre 
Aufmerkſamkeit und Fürſorge haben fie zumächft nnd vorzugsweiſe denjenigen 
Theilen der Sicherheits- und Wohlfahrtspolizei zu widmen, welde die Aufrecht- 
haltung der öffentlihen Ruhe und Orbnung und die Abwehr von Friedensftörungen, 
‚die Beranftaltungen für die Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, das 
örtliche und Bezirksarmenweſen, den Zuſtand nicht fisfalifcher öffentlidher Kommuni- 
fationswege, die öffentliche Sittlichkeit, die Nahrungs- und Erwerbsverhältniſſe der 
arbeitenden Vollsklaſſen und die im diefen verfchievenen Beziehungen ven Berwal- 
tungsobrigfeiten obliegenden Thätigfeitsänßerungen betreffen. Die Theilnahme ver 
Friedensrichter am ven Geſchäften der gerichtlichen Polizei bejchränft fid) auf An- 
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ordnung von Verhaftungen der auf der That ergriffenen over flüchtigen Verbrecher 
und auf Beranftaltung von Hausfuchungen nad geftohlenem Gute. Im Bereiche 
der der friedensrichterlichen Fürſorge zugemiefenen Angelegenheiten fteht e8 dem 
Friedensrichter zu, über bie Befolgung der einfchlagenden Gefege und Verordnungen 
Auffiht zu führen, gegen Ungebührniffe und Ordnungswidrigkeiten durch Berbote 
und Bermweifuug auf bie beftehenden gefeslichen Strafen, ſowie nöthigenfalls durch 
Feſtnahme ver Wiverfeglichen einzufchreiten und die vorfommenen Zumiderhand- 
lungen dem Gerichtsamte anzuzeigen, auch im bringenven fällen felbft, anftatt 
der Behörbe, die dur die Umftände gebotenen Anorbnungen zu treffen und bie 
erforberlihen Sicherheitsmaßregeln zu ergreifen. Mit dem von ihm zu erlaffenveu 
Ge- und Berbote fann er Strafandrohungen bis zur Höhe von fünf Thalern 
verbinden und vollziehen. Der Friedensrichter hat die in feinen amtlihen Wirfungs- 
kreis fallenden Geſchäfte nach feinem Ermefjen und unter eigener VBerantwortlichkeit 
zu beforgen, jedoch von wichtigeren Verfügungen das Gerihtsamt in Kenntniß zu 
fegen. Das frievensrichterlihe Amt bat die Bedeutung eines bürgerlichen Ehren- 
amtes und wirb unentgeltlich verwaltet; den mit Beforgung ber frievensrichterlichen 
Geſchäfte verbundenen Bureauaufwand hat der Friedensrichter aus eigenen Mitteln 
zu beftreiten. 

Der Verein fämmtlicher Friedensrichter des amtshauptmannfhaftlichen Bezirks 
oder auch ein, je nach dem Bebürfniffe, aus ver Mitte verjelben zu beftellenver 
Ausſchuß dient der Kreispireftion und ber Amtshauptmannfchaft als berathendes 
Drgan für die Angelegenheiten des Bezirkes, und eben fo dient dem Gerichtsamte 
als Berwaltungsbehörve der Verein der in feinem Sprengel angeftellten Friedens— 
richter al8 berathendes Organ. Der Zufammentritt der gedachten engeren oder 
weiteren friebensrichterlihen VBerfammlungen erfolgt auf Anorbnung der treffenden 
oder der vorgeſetzten Berwaltungsbehörve; bei viefen Zuſammenkünften fteht es 
jedem einzelnen Mitglieve frei, felbftftändige Anträge über Angelegenheiten des 
Bezirkes zu ftellen. gant. 


Friedrich Der Große. 


I. Friedrich ver Große wurbe am 24. Januar 1712 geboren. Für das könig— 
liche Haus und das Land war die Geburt dieſes Prinzen ein befonders glüdliches 
Greigniß, denn nad dem Tode zweier Söhne Friedrich Wilhelms hatten ſich bei 
der ſchwächlichen Natur Sophie Dorotheens, feiner Gemahlin, bereits ernfte Be- 
forgniffe über die Erbfolge in der neu gewonnenen föniglichen Krone erhoben. Der 
Neugeborene follte dazu beftimmt fein, nicht nur dieſe Krone im Gefchleht bes 
erften Königs zu erhalten, fondern ihr einen Glanz und ver Macht des Haufes 
und der Monarchie eine Bedeutung zu verleihen, mit denen verglichen das ererbte 
Theil nur wie ein Anfang erfcheint. 

Indem König Friedrich I. fobald nad der Geburt des Enkels aus dem Leben 
ſchied, fiel Friedrich Wilhelm dem I. als Bater und König die unbefchräntte Entjchei- 
bung und Leitung der Erziehung des Kronprinzen anheim. Friedrich Wilhelm war 
fih in feiner Entwidelung möglich felbft überlaffen gewefen und in ver ihm ge— 
gönnten Freiheit und Selbftftändigkeit hatte ſich feine originelle Perſönlichkeit aus- 
ebilvet, im vollen Gegenfag zu der geiftigen Richtung und der Regierungsweife 

riedrichs I. Wie fern aber lag es Hrievrih Wilhelm, den Sohn einer Selbft- 
entwidelung zu überlaffen, wie er fie jelbft genofjen! Der feften moralifchen Ueber- 
zeugung, daß er nur das Wohl des Landes im Auge habe und von wahrhafter 
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Hingebung an fein religiöfes Belenntnig, am feine fittlihen Grunbfäge und 
an fein Regierungsfyftem, ſah Friedrich Wilhelm I. in einer Selbſtſtändigkeit, 
welche auf andere Wege führen könnte als die von ihm für allein heilfam erach⸗ 
teten, nur die Lockung nad falſcher Richtung, und ber Zwang, feiner fräftigen 
eigenwilligen Natur fo nahe liegend, erſchien ihm wie eine Pflicht und ein Recht. 
Aber Frievrihd Wilhelms Sohn war eine Natur von eigenfter Art und geiftiger 
Urjprünglichkeit, vor Allem von bemfelben felbftftändigen Streben wie die väterliche. 
Und indem gegen die geiftige Beſchränkung und die Einzwängung in ein gegebenes 
firengftes Syftem ſich das ganze Gefühl des jugendlichen Prinzen auflehnte, ſobald 
er zu einem Bewußtſein feiner felbft fam, brad der Zwiefpalt zwijchen Bater 
und Sohn aus, der immer wacjend in feinen äußerften Folgen ven Thronfolger 
bis hart an die Stufen des Schaffots führte. 

Der tiefe Ernft, welder das Weſen Frievrih Wilhelms I. durchdrang, erfüllte 
ihn aud bei der Aufgabe der Erziehung des Sohnes. Er legte die Sorge der 
erften Jabre in die Hände einer von ihm hochverehrten Frau, feiner eigenen 
Ösuvernante, der Frau von Nocoulle, aus einer Emigranten-Familie; fpäter trat 
ein treffliher Mann, der General Finkenftein, in die Stelle ald Gouverneur. Der 
König felbft befhäftigte fih aufs eingehenpfte mit dem Plan der Studien und ber 
geiftigen wie körperlichen Diätetil. In den fchriftlihen Weifungen, welche er 
hierüber erließ, ftellte er als die Zielpunfte der Erziehung in fiheren Zügen jene 
Momente hin, auf welden der fürftliche Beruf, der Staat, die Regierung tm 
Preußen berubten: der evangelifhe Glaube ohne fonfeffionelle Engherzigfeit, die 
Liebe zum Solvatenleben und Stand, der Sinn für Ordnung und Wirthlichkeit. 

Uber indem der König eigenfinnig und pedantiſch dieſe richtigen Bildungs- 
elemente zuredhtftugte, nahın er ihnen einen großen Theil ihrer natürlichen ‚tiefen 
Wirkung, und felbft ohne geiftige Durchbildung ließ er nur einer Lehrthätigkeit 
Raum, die auf das unmittelbar Praktifche, ihm Zugängliche und Verſtändliche ge- 
richtet war. 

Dem König ſchwebte unbewußt als Ideal für die Erziehung des Sohnes 
ein Mann vor, ganz wie er felbft war; aber in ver Perfönlichkeit Friedrich 
Wilhelms war ohne Zweifel das Werthvollſte und Eigenthümlichfte ver felbft- 
ftändige fittlihe und geiftige Trieb und das bewußte Streben; und dieſen Kern 
binweggenommen, bildeten die Eigenfhaften und Befonverheiten, welche vom Vater 
ber ſich am Sohne wieder erzeugen follten, ein rohes und geiftlofes Gefüge. 

Den Gegenfaß gegen die Richtung und ven Willen des Vaters rief in Frieb- 
rich dem Großen zuerft fein Lehrer Duhan de Jandun wach; er wurde von biefem 
den Werten der fchönen Literatur Frankreichs und dem ganzen Ideenkreis jener 
eigenthümlichen geiftigen Bewegung zugeführt, die fi im 18. Jahrhundert vom 
Standpunkt der Vernunft und einer abftraften ſchönen Menſchlichkeitsauffaſſung 
gegen die objektiven Ordnungen, zuvörderſt mit Rüdfiht und Wohlwollen, dann 
aber in zerftörender Yeindfchaft wandte. Während in Deutjchland ſich dieſe Rich— 
tung zu der ernfteften und gewiffenhafteften Geiftesarbeit geftaltete, und aus ber 
Kritif und der Forſchung fih auf allen Gebieten ein reineres und höheres Schaffen 
entwidelte, behielt fie in Frankreich einen leichteren und anziehenderen Charafter, 
ber um fo allgemeiner wirkte, mit dem aber auch ein raftlofes Weitertreiben von 
Negation zu Negation fi verband, welches die Nation auf feinem Gebiet zum 
nachhaltigen Genuß neuer lebensträftiger Schöpfungen gelangen ließ. 

Unter Friedrich I. hatte es fcheinen wollen, ald ob Preußens Hauptftabt ber 
Mittelpunkt und die Pflanzftätte ter geiftigen Bewegung Deutſchlands, in einem 
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wirflih nationalen Sinne, werben könnte, Friedrich Wilhelm ftieß alle viefe 
Elemente aus feinem Syftem aus und brach damit eine werthvolle Tradition für 
immer ab. Indem der König in biefer ganzen geiftigen Richtung nad den Wir- 
fungen, vie mit ihr jo vielfah in. Frankreich und darnad in Deutſchland ver- 
bunden waren, nur bie verberblichfte Auflöfung bes religiöfen und fittlidhen Lebens 
der Nation erblidte, ging fein Streben nit nur unabläffig darauf bin, vie be 
ftehenden Ordnungen zu ſchützen, fonvern fein Wille und Gevanfen war, durch 
alle Mittel fein Haus, das ganze Leben der Nation gegen dieſe ihm verhafte 
©eiftesftrömung abzufperren. Man begreift, daß der König es als einen fchweren 
Ungllicksſchlag empfand, als er feinen Sohn von dieſer Richtung ergriffen fah. 
Aber dem feinen bildungsfähigen und bildungsbebürftigen Geift, dem weichen em- 
pfänglihen Gemüth des Kronprinzen einmal zugeleitet, war biefe freiere geiftige 
Entwidelung zur Lebensluft geworden, melde die Seele mit begierigen Zügen in 
fi) aufnahm, und der Verſuch diefe Bildungskeime auszurotten, trieb den jugend 
lich feurigen Geift gleihen Schritts tiefer in die Abneigung und Verachtung der 
ihn umgebenden und ihm aufgezwungenen Berhältniffe, wie in den Gefchmad und 
die Vorliebe zu einem leichten, in ſchöngeiſtigem Genuß uud finnlihem Wohlbe- 
bagen dahingebrachten Leben. 

Es fehlte die vermittelnde Hand, welche den Trieb und die natürlichen Nei- 
gungen bes jungen Fürſten beachtend und nutend ihn in freiem Streben zur 
Würdigung und Pflege der ernften Lebensthätigfeit und der fürftlihen Berufs 
pflichten geleitet hätte !). Weit davon entfernt beförberte das Verhalten des Vaters 
ein blindes und leivenfchaftlihes Tefthalten des Sohnes an dem einmal einge 
ſchlagenen Wege. Und vom Bater, der in feinem Zorn feine Pflicht nicht. mehr 
fannte, vor der Familie, dem Heere, dem Lande wiederholt und immer ftärfer be 
ſchimpft und entehrt, mußte Friedrich in einen Zuftand der Verzweiflung geratben, 
bei dem nur der eine Gedanke blieb, aus dieſem Zuſtande fid) zu retten. 

Der Plan einer Flucht, welde Friedrich bei Gelegenheit der mit feinem Vater 
im Jahre 1730 nad dem Oberrhein unternommenen Reife beabfichtigte, war der 
Ausfluß diefer verzweifelten Stimmung. Die Frage der engliſch-hannövriſchen 
Heirath ftand damit in der That nur in einem mehr nebenfählihen Verhältniß. 
Der Gedanke einer Verbindung der beiverfeitigen Kinder war ſchon frühzeitig, ind 
befondere von Sophie Dorothee und der Königin Karoline gepflegt worden; in 
der Zeit, wo König Friedrich Wilhelm mit England in fehr nahe politifhe Be 
ziehungen trat (1725), war er beftimmter bervorgetreten und feitvem immer im 
Auge behalten worden. Die erften förmlichen Schritte englijcher Seits geſchahen 
bereits im Jahre 1727, aber e8 zeigte ſich bald, daß bie inzwiſchen in der Politif 
Friedrich Wilhelms eingetretene Wendung, welde ihn in bie engfte Verbindung 
mit Defterreih gegen England und Frankreich führte, feine Wünſche und Anfid- 
ten bezüglich einer Familienverbindung mit dem englifchen Königshaufe jehr herab: 
geftimmt und bebingt hatte, König Friedrich Wilhelm war gern bereit, dem Prin- 


-—— — — 


1) Vergleiche die Inſtruktion Friedrichs des Großen an den Major Borcke, Gouverneur des 
Prinzen Friedrich Wilhelm (Il, worin der große König ſagt: Quand vous le connaftrez 
d’avanlage, il faudra voir quelle sera sa passion. Dieu nous garde de la detruire! mais 
travaillons ä la moderer; und weiter: Votre grand art sera de lui faire le tout avec 
plaisir; de bannir la pedanterie de ses éludes et de lui en faire venir le goul. 
Es ift überhaupt von eigentbümfichem Interefie, dieſe Inftruftion Friedrichs des Großen mit der 
Friedrih Wilhelms J. zu vergleichen. 


— 
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zen von Wales die Tochter Wilhelmine zur Gemahlin zu geben, aber gegen bie 
BDerbindung des Kronprinzen mit einer erglifhen Prinzeffin hatte er die ftärkften 
Bedenken, da er durch dieſelbe die Selbftftändigfeit feines Staates gefährbet, ven 
Kronprinzen in den Dienft und das Intereffe einer fremden Macht gezogen und 
deſſen Thätigkeit vielleicht felbft gegen das preußifche Vaterland gerichtet zu fehen 
fürdhtete, Bedenken, die ſich um fo mehr befeftigten, je emtfchievener der Londoner 
Hof fi zeigte, auf die Heirath der Prinzeffin Wilhelmine nur unter der Bedin— 
gung der Gegenheirath des Kronprinzen einzugehen. Wie viel in diefe wichtige Ange: 
legenheit die öfterreichifche Intrigue ſich einmiſchte: es wird in Erwägung der 
damaligen Verhältniſſe nit verfannt werden dürfen, daß die Stellung, welde 
Friedrich Wilhelm I. zu derfelben nahm, aus einem tiefen Pflichtgefühl wie aus 
einem fichern und weifen politifchen Blid des Herrſchers hervorging. Aber, indem 
fi diefe Kombination zerihlug, wurden vie liebften Wünſche ver Familie, ins 
beſondere Sophie Dorotheens, wurde die ganze Hoffnung des jungen Prinzen 
vereitelt, der weit entfernt das politiihe Moment in dem Berfahren des Vaters 
zu erfafien, an die Heirath mit der englifchen Prinzeffin, ohne daß von befonderer 
Neigung hätte die Rede fein können, die Ausficht auf Rettung aus dem Zmangs- 
verhältniß beim Vater, auf ein glänzentes Hofleben und eine felbftftändige Stellung 
- fnüpfte. Wenn der Kronprinz, nachdem der fürmliche Abbruch der Verhandlungen 
entjchieden war, an dem Gebanfen ver Heirath fefthielt, fo war dies faum mehr 
als eine Chimäre, und es lag nicht bie mindefte Hoffnung vor, daß ihn vie 
Flucht der Berwirklihung des Gehofften hätte zuführen können, Für den Staat 
war e8 ein Geſchenk der göttlichen Vorfehung, daß der Verſuch des Aronprinzen 
vereitelt wurde; fein Gelingen hätte nad menſchlicher Berechnung nur Unheil 
dem küniglihen Haus und dem Lande bereiten fünnen. 

KRataftrophen fo erſchütternder Art wie die, weldhe in Folge des Flucht 
verfuchs Friedrichs ihn und die ganze Fönigliche Familie traf, haben meift ven 
einen tiefgreifenden Einfluß, die Wiederkehr eines Zuftandes, wie er vor ber 
Kataftrophe beftanden, unmöglih zu machen. In Friedrichs Geſchick zeigte fich 
dies gleichfalls und war für feine Entwidlung von großer Bedeutung. Denn welche 
Zeit ſchwerſter Prüfung und härtefter Behandlung auch Friedrich noch zu beftehen 
hatte, von einer geiftigen Einengung wie vordem, war bei dem Aufenthalt zu Kitftrin, 
der dem SKronprinzen vom König beftimmt wurbe, nicht mehr vie Rede. Schon 
die Thätigfeit, welche ver König dem Sohne anwies, indem er ihn zuvörderſt als 
Auskultator bei der Kriegs- und Domainenlammer in Küftrin anftellte, war 
ein frifches, anregendes Bildungselement und gewährte dem nad Selbſtſtändigkeit 
ringenden Geifte einen gewiſſen Spielraum. Es eröffnete fih dem Prinzen ein 
Blick in die innere Verwaltung, deren Getriebe und Grunpfäge, in dem Umgang 
erfahrener und ſehr unterrichteter Beamten fich feinem Geifte mehr und mehr ent= 
faltend, ebenjo reihe Belehrung boten, wie Urtheil und Regſamkeit des Willens 
wachriefen. Auch dem Militärwefen gewann ver Prinz jet ein ernfteres Intereſſe 
ab und erfaßte far den Gedanken, daß eine erfte Sorge des Regenten auf biefe 
Grundfäule des Staats gerichtet fein müſſe. Daneben blieb Freiheit und Zeit 
genug für jene Studien, die früher vom Bater fo arg verfolgt worben waren, 
In der franzöjiihen Sprade und Literatur machte er ſich gerade während des 
Küftriner Aufenthalts ganz und ausſchließlich heimifh, mit Eifer lag er feinen 
poetifchen Neigungen ob, und legte hier die Grundlage zu feiner vollendeten Be- 
handlung des Inftruments, dem er bis in fpäte Jahre die tiefften Empfindungen 
feiner Seele anvertraute. Mit dem Eifer und der Fähigkeit für die ernfteften 
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Aufgaben des Berufs und einer gleihmäßig durchdringenden Kraft des Verflandes- 
in Erfafiung ver Fragen nah ihren allgemeinen Grundfägen wie in ihren De- 
tails, mit einem ausgefprodhenen Berlangen praktiſch zu wirken und zu fhaffen, 
ging Hand in Hand ein fhöngeiftiges Leben und Streben, das in ungeftörtem 
Behagen zu genießen vie höchſte Befriedigung feines Geiftes zu fein ſchien. 

Sadem fih fo in diefem Zeitraum geiftig die ganze wunderbare Eigentbüm- 
lichteit Friedrichs des Großen entwidelte und feftftellte, gewann auch ver Charakter 
das bleibende Gepräge für das Leben. Das Weihe, Hingebende feines ganzen 
Weſens verfhwand, die tiefern Negungen des Gemüths zogen fi ſcheu zurück 
und an bie Oberflähe trat eine rücdfichtslofe Schärfe und Härte, mit der "Die 
Sentimentalität, welche nicht felten zum Durchbruch kam, den fonderbarften Wider⸗ 
ſpruch bildete. Die innern Kämpfe, die entfeglihen Schmerzen, denen Friedrich 
ausgefegt gewejen war, hatten die Seele bis auf ven Grund geftählt und jeme 
unverwäfllihe Kraft des Beharrens gegenüber den äußern Mißgeſchick geſchaffen, 
welche fpäter den König unüberwindlid gegen Europa machte. 

Aber Friedrihs Wefen erlitt aud eine ſchwere Einbuße über biefen un- 
glüdlihen Zerwürfnifien. Der Zwang, den Friedrich Wilhelm I. gegen den Sohn 
auf dem Gebiete des Glaubens und ver fittlichereligiöfen Lebensgrundfäge übte, 
hatte den Sohn aufgeregt und abgeftoßen, aber Herz und Gemüth waren von 
diefen höcften Dingen tief ergriffen worben und vangen darnach, felbftftänvig fie 
zu durchdringen und fie als ein lebendiges Gut fi anzueignen. In der Zeit 
des Küftriner Aufenthalts von Neuem um viefer Frage willen vor die Alternative 
des Kampfes gegen die väterliche Autorität geftellt, unterwarf ſich Friedrich Aufer- 
lich, aber Herz und Gemüth 2) wurden zugleich auf immer dem Glauben umb 
dem fittlichereligiöfen Element abgewandt, über melde hinweg Friedrich im ber 
Sphäre eines vernunftgemäßen Sittengejeges die höhere Wahrheit und den Leit: 
ftern fndhte. 

Friedrich hatte länger als ein Jahr in Küftrin zugebracht, e8 war eine herz⸗ 
liche Verſöhnung zwifchen Bater und Sohn erfolgt und Frievrid Wilhelm hatte 
mit wachſender Freude das Eingehen Friedrichs in die ftaatlihen Intereffen und 
die Sorge für viefelben verfolgt, als dem Sohn mit der Heirathsfrage, freilich 
in anderer Weife wie vordem, noch einmal feine gute Stellung zum Bater, dieſe 
Errungenfhaft der legten Zeiten, und damit alle Ausficht einer erträglichen Eri- 
ftenz in Frage geftellt wurde. Der König hatte, alle verwirrenden Lockungen ab- 
weiſend, unter denen ſelbſt die Kfone Rußlands fich zeigte, mit dem ficheren 
politifhen Takt, der ihn gegen die englifche Heirath ftimmte, für feinen Sohn 
nunmehr eine Gemahlin aus einem feinen, aber hochedlen, deutſchen und evange- 
liſchen, fowie preußenfreundlihen Fürftengeichlehte, ven Haufe Braunfchweig ge- 
wählt, und er betrachtete es als eine unbebingte Pflicht des kindlichen Gehorfams, 
den Sohn dem väterlihen Willen nachkommen zu fehen. . 

In Friedrich erhob fi noch einmal ver volle Trieb feiner Selbftftändigteit 


2, Der Deismus Friedrichs wird nicht in Abrede geftellt, noch find die bedeutianen 
Beftrebungen Friedrichs in Rheinsberg auf dem Gebiet der Neligionspbilofophie überfeben worden ; 
aber es kann nicht zweiſelhaſt fein, daß am beiden die Neflexion nur eigentlich Theil batte. Seine 
Gefinnung gegen die pofitiven Neligionsbefenntniffe, inöbejondere den Proteftantismus, wechielte 
von webmüthigen Anwandlungen über Die eigene ee bis zur Berachtung und 
dem, bei einem fo großen Geifte faum zu erflärenden, Gefallen an frivolen Angriff. Am 
meiften tritt die Anficht bervor, daß die Religion nur ein Werkzeug und Mittel des Menſchen zu 
menſchlichen Zwecken fei. 
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und im verzweifelter Stimmung blidte er auf ein ihm aufgezwungenes Verhaltniß, 
an das er für das Leben gebunden ſein ſollte. Doch wie auf dem Gebiete der 
religiöſen Fragen entſchloß ſich der Prinz auch in dieſer Angelegenheit zur Reſig— 
nation. Er brach mit den jugendlich tiefen Empfindungen in kühler Verſtandes— 
abrechnung und in dem Geift jener philofophifchen Yeichtfertigfeit, die ihm aus 
ber franzöfifchen Literatur als vielgepriefene Yebensweisheit entgegenfam, und warf 
fi mit Iebhaftefter Hoffnung in die Ausfichten des mit der Heirath verfnüpften 
neuen Hofhalts, der, indem er einen unbefchränften geiftig regen Verkehr, heiteres 
Wohlleben und Genuß ermöglichte, dem freien Schwung feines Wefens die glüd- 
lihfte Entfaltung verhieß. 

Friedrich erflärte ſich bereit, die ihm vom Vater beftimmte Gemahlin, Elifabeth 
Chriftine von Braunſchweig heimzuführen. Am 10. März 1732 fand vie Ver— 
lobung, am 12. Juni vefjelben Jahres die Vermählung ftatt. Am Tage nad) ber 
Derlobung war der Kronprinz vom König in das Generalvireftorium eingeführt 
worden und wurde bald tarauf zum Öberft und Chef des in Ruppin garnifoni- 
renden Infanterieregiments ernannt, wohin er fi mit ber jungen Gemahlin be- 
gab. Nah dem Kauf von Rheinsberg wurde dieſes der bleibende Aufenthaltsort 
bis zur Thronbefteigung. Friedrich hatte ſich faum in feiner neuen Reſidenz ein- 
gerichtet, jo fammelte er zu vorübergehenver oder bleibender Gefellichaft einen 
Kreis geiftvoller und ausgezeichneter Männer um fih. So leuchtenden Schein auf 
Friedrichs Gefellihaft der jpätern Zeit der Verkehr mit Voltaire und einer Reihe 
anderer Geifter geworfen hat, fo zeigt doch das Rheinsberger Leben einen ungleich 
größeren Reiz, fowohl durch den menjhlih edlern und befiern Charakter ver 
Freunde ald den wärmeren und natürlicheren Ton, der die Gefellfchaft durchdrang 
und miteinander verband. Fouqué und Stille waren bei aller Theilnahme für ven 
leichtern Lebensgenuß und die Shöngeiftige Unterhaltung Männer von ſittlich beftem 
Gehalt, wahre und mannhafte Naturen, mit reihem Gemüth und umtavelhafter 
Geſinnung; Kaiferlingt war bodgebildet und feurigen Geiftes, jprubelnd von 
beiterer Laune, eine in Begeifterung und Enthufiasmus lebende Natur, Rnobels- 
dorf ein Mann von feinftem Schönheitsfinn, ein barmonifher Geift, der dem 
tiefen Trieb feiner Natur in ernften Studien und ſchöpferiſchem Wirken Genüge 
that. Daneben Jordan, bumoriftifh und ſcharf beobachtend, doch zugleich von fitt- 
lihem Ernſt und wahrer Güte, ver friſche, liebenswürdige Chaſot und zeitweife 
der geniale und ſtolze Winterfelot, jowie manche andere mehr oder minder bedeu— 
tende Männer. Wen von Freunden Friedrich nicht ‚perfönlich in dieſen Kreis ziehen 
fonnte, mit dem unterhielt er durch Briefwechiel genaue Berbindung, fo mit dem 
fähfishen Gefandten Suhm in Petersburg, mit Duhan, mit Algarotti und vor 
Allen mit Boltaire. Die Werte viefes Schriftftellers übten feit Jahren eine un— 
widerftehlihe Anziehung auf Friedrich und er verehrte in Boltaire einen ber 
größten Geifter feiner Zeit, den er für vie literarifche Probuftion und die Be— 
handlung der Sprache als fein Ideal und feinen Meifter anſah. Friedrich knüpfte 
im Jahre 1736 die Korrefpondenz mit Voltaire an, der geſchmeichelt und wirflid 
(ebhaft angezogen von dem Geifte des jungen Fürften, das angebotene Freundes— 
verhältnig mit der ihm eigenen graziöfen Feinheit und bewußten Würde annahın, 
die Friedrich glüdlich machte, den bewunderten Autor geſucht zu haben, Es bildete 
fih bald ein Verkehr, in dem Friedrich mit dem Weltphilofophen alle Fragen der 
Philofophie und der Literatur erörterte, und jedes jeiner literarifhen, poetifchen 
oder profaifhen Erzeugniffe zur Prüfung und Beurtheilung austauſchte. Unter 
dem Patronat Voltaires und von ihm nad Belieben forrigirt und gemobelt, 
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erfehien Friedrichs erfte literariſche Publikation, der Antimach iavell, veffen 
urſprünglicher Text, wie er das volle Eigenthum des Königs, erft in der Neuzeit 
befannt geworben ift. 

Diefe Arbeit des Prinzen zeigt, wie unter den-philoſophiſchen und literari- 
fhen Studien und in dem heitern Gehenlafjen zu Rheinsberg doch die hohe Lebens— 
aufgabe, vie ihm gefegt war, feinen Geift vor Allem in Anfprud nahm. Mit 
fiherer Hand zeichnete er die Linien feines fürftlichen Berufs, indem er ihm nad 
Ziel und Mitteln eine durchaus fittlihe, felbftiofe, als Pflicht zu betrachtende 
Aufgabe ftellte. Ift dieſe Arbeit auch ganz abftraft gefaßt, jo liegt die Bedeutung 
der entwidelten Theorie doch eben darin, daß fie das tieffte Berftänpniß ver 
gegebenen objektiven Berhältniffe, insbejondere des Staatsweſens offenbarte, welches 
Friedrich einft zu leiten berufen war. Dod nicht blos aus der Höhe der allge 
meinen Betrachtung faßte Friedrich die Aufgabe feines Lebens ins Auge, jondern 
er benngte die Reihe der Jahre des Nheinsberger Aufenthalts mit ver ihm eigenen 
Raftlofigkeit, um fich auch praftifch auszubilden. Die Führung feines Regiments 
machte ihn im Detail des Heerweſens vollkommen heimiſch und fiher und eim fo 
ſchwer zu befrievigender Richter auf diefem Felde wie der königliche Vater, mußte 
mit vollem Lob die Leiftungen des Schnes anerkennen; die Wiſſenſchaft des 
Krieges ftudirte Friedrich an den Beifpielen der großen Feldherrn aus dem Zeit- 
alter Ludwigs XIV. und ber Feldzug, den er mit dem Bater 1734 gegen Frank 
reich mitmadhte, bot, fo ruhm⸗ und thatenlos er im Allgemeinen verlief, doch 
mandye Belehrung. Bon der Politik praftifch durch den Vater faft ganz fernge 
halten, verfolgte doch Friedrich mit gefpanntefter Aufmerkfamfeit die Entwicklung 
der europäifchen Politik, und an den öfterreichiich-frangöfijchen Krieg von 1734 
und 1735, ber den Franzoſen Lothringen zubrachte, anknüpfend, ſchrieb er Be- 
tradhtungen über die Lage Europa’s nieder, die eine volllommene Vertrautbeit 
mit dem fehwterigen Gegenftande und eine Sicherheit des Blids befunden, dem 
die Zufunft bald Recht geben follte. 

Auch anf dem Felde ver Landeskunde und der höhern Verwaltung hatt 
Friedrich Gelegenheit gehabt, feine Erfahrung zu mehren und fein Urtheil zu be 
feftigen, und fo war feins der großen Berufsfächer, melde der Sorge des Re 
genten oblagen, dem thätigen Streben des Prinzen fremd geblieben. Der univer- 
ſelle Geift Friedrichs war gerüftet zu dem großen Werk, das ihn erwartete. 

Mit dem Frühling des Jahres 1740 trat in dem Geſundheitszuſtand ves 
Königs eine bevenflihe Wendung ein; bald zeigte fih Aufßerfte Gefahr und Hoff: 
nungslofigfeit. Der König ftarb am 31. Mai. Seine Seele war in ben legten 
Jahren oft von Beſorgniß und Mißmuth erfüllt geweien, da er die Grundlage 
feines ganzen politifhen Syftems erjchüttert ſah; jetzt jhied er aus dem Leben 
in Zuverfiht umd Hoffnung auf ven Sohn, Gott dankend, daß er ihm einen jo 
würdigen Nachfolger gegeben babe. 

U. Wie verjchieden die Anfichten und Hoffnungen bezüglich des neuen Regiments 
König Friedrichs fein mochten, zwei et Punkte waren alsbald und jo be 
ftimmt entfchieden, daß Niemand im Inland oder Ausland fi noch Zweifeln 
bingeben konnte. Wenn Friedrich Wilhelm I. Selbftherrfcher im vollen Sinne des 
Worts hatte fein wollen, fo zeigte fih, daß fein Sohn nicht minder dieſe Stel- 
lung einnahm, ja, daß er, wenn fein Vater durch Yebensgewohnheit und Zutrauen 
unbewußt mandem Cinfluß der Umgebungen anheimgefallen war, mit einer Ge 
ichloffenheit und Unbeweglichfeit des Charakters feine Autorität aufrichtete, vor ber 
aller Einfluß in eine nicht blos äußerlihe, ſondern volltommene und unbedingte 
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Abhängigkeit zerfloß. Sodann wurde Flar, daß Abminiftration und Heerweſen, mie 
unter dem Vater, fo unter Friedrich II. die beiden großen und entſcheidenden Fak⸗ 
toren des ganzen Staatswefens bleiben würden. Und wenn der junge König nicht 
anftand, fofort mande wichtige Neuerungen zu treffen, jo bewiefen fie nur, daß 
Friedrich II., indem er in ihren Grundlagen und ihren Borzügen die großen 
Organiſationen des Baters erhielt, fie aber erweiterte und reformirte, mit einem 
noch jhärferen Blid und mit mehr Geift als Friedrich Wilhelm I., ven Kern 
und das Weſen ver Dinge ind Auge fahte und für das Reale eine noch höhere 
Gabe ver Schägung beſaß, wie fein Vater. 

Während fo im Inneren die Politit des Königs alsbald eine fehr beftimmte - 
Richtſchnur einſchlug, entichiev auch wenige Monate nah dem Regierungsantritt 
ein hochwichtiges Ereigniß über Friedrichs Politit nah Außen. 

Kaifer Karl VI. ftarb am 20. Oktober 1740, ohne männlide Nachkommen 
zu binterlaffen. Die große europäifhe Frage war, ob Maria Therefin, Karls 
- ältefte Tochter, mit dem Herzog Franz von Lothringen vermählt, den Beſitz ver 
öfterreichifchen Erblande nah der vom Vater feftgeftellten Erbfolgeorpnung (vie 
pragmatifche Sanftion) werde behaupten fünnen. Friedrich war der Erfte, welcher 
in diefer Trage ſich entſchied. Um den weltgefchichtlichen Schritt, welchen er that, 
richtig zu würdigen, ift es nöthig, einen Blid auf die Politit Friedrich Wilhelms 
zu werfen. Eine Reihe von Motiven wirkten beftimmend auf biefen Monarchen 
in feiner Politik ein. Zuerft der nie aus ven Augen verlorene Plan, die materielle 
Macht des Staats auf Grund von Erbanfprüden durch territoriale Erwerbungen 
zu mehren, ferner das Bewußtſein der Berechtigung, in den europäifchen Ange— 
legenheiten mitzufprechen und der Pflicht, ald ein mächtiger europätfcher Fürſt für 
die. Aufrechthaltung des europäifhen Gleichgewichts zu forgen, ſodann das lebhaftefte 
Gefühl des Zufammenhangs mit dem Reih und dem Kaifer als feinem Haupt, 
endlich die Hingebung an feinen evangelifchen Glauben und damit verbunden ber 
Wille, in Deutfhland und Europa als einer der Erften zur Erhaltung und Siche— 
rung des evangelifchen Bekenntniſſes und ver evangelifchen Freiheit bazuftehen. 
Den Widerftreit, der im dieſen Beftrebungen lag, zu heben und aus einer 
Kombination vderjelben eine bleibende Grundlage für die preußifche Politif zu 
ſchaffen, war fein unabläffiges Bemühen. Bon diefem Gefihtspunfte aus find in 
Friedrich Wilhelms Regierung drei Hauptpunkte hervorzuheben. Zuerft der Herren- 
haufer Vertrag mit Franfreih und England (vom Jahre 1725, 3. September). 
Die Verbindung Spaniens und Defterreihs ſchien noch einmal die Gefahren für 
das Gleichgewicht Europa’s und für die evangelifhen Mächte heraufzubefchwören, 
gegen weldye die erfte Hälfte des fiebenzehnten Jahrhunderts hindurch der ent- 
ſcheidende Kampf geführt worden war. Inzwiſchen lagen dieſe Tendenzen doch 
Defterreih insbefondere fehr fern, deſſen Beherrſcher bei allen pclitiſchen Kombi— 
nationen nur den fpecififch öfterreichifhen Zwed, die Erhaltung der Monardie in 
einer Hand, verfolgte; anvererfeits hatte König Friedrich Wilhelm nichts weniger 
im Sinne, als eine Zerftüdelung ver Monardie Oeſterreichs, und der Gedanke 
eines möglichen Auseinanderfallens des Reichs nur zum Vortheil der großen euro- 
päifchen Nachbarmächte erfüllte ihn mit Schreden. Sobald daher Oeſterreich Fried⸗ 
rih Wilhelm die Sicherheit gab, daß es an jene gefahrvollen Beftrebungen nicht 
venfe, zeigte auch er fich bereit, jede feinbfelige Verbindung gegen Oeſterreich auf- 
zugeben. Bielmehr glaubte er nun ven geeignetften Moment gefunden zu haben, 
in der Verbindung mit Defterreih die nach allen Seiten hin erſprießliche Wirk— 
famteit und Stellung zu gewinnen. Dem Interefje ver Gefammtheit Deutſchlands 


50 * 


188 Sriedrich der Große. 


bielt er fi überzeugt einen wahrhaften Dienft zu leiften, wenn.er ven Gejammt- 
beftand der öfterreihifchen Erblande und die Verbindung der Kaiferwürbe mit ber 
öfterreihifhen Macht aufrechthielt; indem er aber fo im entſcheidenden Augenblid 
Defterreihs Interefien förderte und zur Durhführung der pragmatiihen Sanktion 
feinerfeitS bereit war, für biefelbe mit feiner ganzen Macht einzutreten, forverte 
er als Aequivalent öfterreichifcherjeits ein eben jo neiblofes Unterftügen jeiner 
Intereffen. Defterreih follte ſich verpflichten, Preußens Anſpruch auf Berg anzu- 
erkennen und zur Geltung zu bringen, fo daß, während Preußen die fatholifche 
Kaiſermacht vertrat und fein Intereffe mit dem ihrigen iventificirte, diefe zur Er- 
bebung und zum weiteren Wachsthum der größten evangelifhen, deutſchen Terri- 
torialmacht die Hand bieten follte. Eine Verbindung beider, glaubte Friedrich Wil- 
beim I., würde ven deutſchen Mächten die entfcheivende Stimme in Europa geben. 
Die Verträge von Wufterhaufen (12. Dftober 1726) und von Berlin (23. De- 
cember 1728) waren der Ausdruck dieſer Iveen Friedrich Wilhelms. Die polnischen 
Wirren über vie Nachfolge des am 1. Februar 1733 verftorbenen Königs Auguft I. 
ſchienen Friedrich Wilhelm geeignet, die Grundſätze der Verbindung, wie er fie zwi— 
ſchen Defterreich und Preußen im Sinne hatte, zur weiteren Berwirflihung zu bringen. 

Indem einerfeits Frankreich fi erhob, um ven ihm genehmen Kandidaten 
auf den Thron zu fegen und ein Krieg an ver Weftgrenze Deutſchlands und in 
Italien drohend am Horizont heraufzog, wollte Frievrih Wilhelm eventuell im 
Namen des Reichs mit größter Energie den Krieg gegen Frankreich geführt wifien, 
und feine ganze Kriegsmacht, die er fo lange gepflegt und die europäiſchen Ruhms 
genoß, aufbieten, um Frantreih einmal entſchieden niederzumerfen und jo Defter- 
reichs Uebergewicht und für weiterhin ven Beftand des öſterreichiſchen Beſitzes ficher 
% ftellen. Was er dagegen von Defterreich forderte, war die Berückſichtigung einet 

ebensinterefjes für Preußen. Dies bedingte vie Ausichliefung Auguft III., Kur 
fürften von Sachſen, vom polnifhen Throne. Durch die Verbindung der Krone 
Polen mit dem fähftfhen Kurhaus hatte Preußen in dieſer deutſchen Territorial- 
macht den gefährlichften Rival erhalten. Preußen ſah fih mit wenig zujammen- 
hängenden Gebieten zwijchen die beiden Staaten geftellt, über welche der gemein- 
fame Fürft herrſchte; zu Polen ftand Preußen ſelbſt noch in Abhängigfeitsverhältnif 
und in Deutſchland wie in Europa fah der König von Preußen ſich gegenüber 
in den Herrfhern von Sachſen uud Polen deutſche Zerritorial-Fürften von aus- 
geſprochener katholiſcher Tendenz ſich erheben, denen mittelft der fremden Krone wirklich 
ein erheblicher Einfluß auf die europäiſche Staatenpolitif zufiel und die ſich anf 
Grund deſſen ſchon in den ausfhweifendften Iveen einer Ummwälzung der beutjchen 
und ber europäifchen Befigverhältniffe ergingen. 

Die Politit Defterreihs aber ftellte das ganze Gebäude der Iveen und Pläne 
Friedrich Wilhelms völlig in die Luft. 

Den König von Preußen für die pragmatiihe Sanktion zu gewinnen und 
von der Verbindung mit England und Frankreich abzuziehen, war momentan für 
Defterreih von höchſtem Intereffe geweſen und man hatte feine Bedingungen ange: 
nommen. Aber es war eine Täufhung Frievrid Wilhelms, wenn er glaubte, daß 
fein politifches Syftem je von Defterreih aufrichtig aboptirt worden ſei. Defter: 
reih wollte fidy nicht im Mindeſten abhängig von dieſer Territorialmacdht willen, 
aud nicht in der Vertheidigung feiner Eriftenz, und indem es dieſe durch Kombi- 
nationen mit den großen enropäijhen Mächten zu fichern feine alleinige Sorge 
fein ließ, betrachtete e8 den brandenburgspreufifchen Staat nur in dem Lichte einer 
jelbftftänbig im Reiche fi) erhebenven, vem Kaifer unabhängig und mit eigenem 
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Willen ſowohl für fein Interefie als für das Interefje ver Geſammtheit fich 
gegenüberftellenden Macht, veren Stärkung nicht nur nicht zu wünfchen wäre, fonbern 
der im Reiche jelbft jede mögliche Rivalität und jedes Hinderniß der Vergrößerung 
bereitet werben müßte. 

Der Ausgang der polnifhen Wirren und bes Kriegs mit Frankreich ftellte 
dies Ergebniß jelbit einem jo von Zutrauen erfüllten Manne, wie Friedrich Wil- 
beim I., ar vor Augen. 

Defterreih in Verbindung mit Rußland erhob Auguft III. von Sachſen auf 
den Thron von Polen und hielt ihn bier aufrecht. Den Frieden und die Freundfchaft 
mit Frantreih gewann Defterreidy nach mattefter Kriegführung gegen eine fehr pre— 
färe Anerkennung der pragmatiihen Sanftion und die Vergrößerung des Befiges 
und Einfluffes in Italien um ven Preis eines herrlichen veutfhen Gebietes, 
Lothringens, und der einem alliirten deutſchen Türften, dem König von Preußen, 
vertragsmäßig gegebenen Gewährleiftung bezüglich des Befites von Berg. 

König Friedrich Wilhelm entging nidıt die üble Lage, in die der Staat 
durch feine Politik gebracht worden war; Preußen ftand ifolirt und ohne Einfluß 
da; die Mächte, welche er um der Freundſchaft mit Defterreih willen verlaffen, 
zeigten ihm Mißtrauen und Abneigung, und Defterreih hatte die Verbindung mit 
Preußen nur benugt, um den Einfluß und vie Madıt diefes Staates zu lähmen 
und feiner territorialen Vergrößerung möglichſte Hinverniffe in den Weg zu legen. 
Es fam der bedenkliche Umftand hinzu, daß Die europäifhen Mächte den Glauben 
verloren hatten, daß Friedrich Wilhelm fich entfchließen könne, für feine Intereffen 
rüdfichtslos und entjchieven feine ftarfe Macht in die Wagfchaale zu werfen und 
mit diefem Glauben verband fi unmittelbar Rüdfichtslofigkeit und Nichtbeachtung 
gegen dieſen Fürſten. 

Sein großer Fehler in der auswärtigen Politik war, daß er die thatſächlichen 
Verhältniſſe viel zu ſehr im dem Lichte ſah, welches feinen jedesmaligen Wünſchen 
und Anſichten entſprach und ohne genügend ſicheren Rückhalt ſich mit dem ganzen 
Eifer ſeiner Natur vollſtändig in eine Richtung warf, in der feſtgekettet der König 
das Werkzeug fremder Intereſſen wurde. Am Ende ſeines Lebens mußte er ſich 
geſtehen, daß die Ziele ſeiner Politik ferner als je gerückt waren. Es war zu 
ſpät, um auf neuen Bahnen ihnen nachzuſtreben. Aber er hinterließ dem Nachfolger 
als Vermächtniß die tiefe Erbitterung gegen Oeſterreich als die Macht, von der er 
ſich hintergangen und zum Dank für treue Dienſte in den beſten Intereſſen ſchwer 
beeinträchtigt ſah, und den Wunſch, daß die von ihm geſammelte Kraft des Staates 
dazu dienen möge, an dem Gegner die Schuld zu rächen. 

König Friedrich hatte diefe Stimmung gegen Defterreih felbftftändig in fich 
ausgebildet und die Wünſche des Vaters fielen bei ihm auf einen völlig bereiteten 
Boden. Seine Politik hatte in den erften Monaten ver Regierung an dem Punft 
angefnüpft, der als der einzig gegebene vorlag, die frage über den Befig von 
Berg. Friedrich fondirte noch nad verfchievenen Seiten hin, wo er auf Grund der 
Unterftägung feines Rechtes auf jenes Territorium nähere Verbindungen anknüpfen 
fönnte, als fih mit dem Tode Karla VI. ver Horizont für eine großartige 
Thätigfeit eröffnete. 

Mit dem Tage, wo Friedrich jene Nachricht erhielt, ftand fein Entfhluß feft, 
feinem Staate auf Roften Defterreihs einen großen Territorialgewinn zu verfchaffen. 
Der König felbft und feine Staatsmänner betrachteten durd die vertragsbrüdige 
Haltung, welche Defterreih in Bezug auf Berg eingenommen, Preußen jeder Ver: 
pflihtung zu Gunſten der pragmatiihen Sanftion für enthoben und diefen Staat 
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daher durch keine Rüdficht behindert, die Erbanfprüde auf die Fürſtenthümer Lieg- 
nig, Brieg und Oblau, fowie auf Jägerndorf, die preußifcherfeits nie ganz, Defter- 
reich gegenüber, aufgegeben worben waren, zur Geltung zu bringen. Wenn ver 
König zu diefer Fühnen Politit in dem vollen Feuer jugendlichen Thatendrangs, 
umd ohne einen Gedanken an den Welttampf, ber ihm aus biefer That bereinft 
entftehen follte, ſchritt, fo wäre doch nichts falfher als zu glauben, daß Frieb- 
rih nicht die große politiihe Bedeutung feiner Handlungsweiſe fih Mär ge- 
macht und das Auftreten gegen Defterreih nicht das Ergebniß einer reifen und 
fihern politiihen Erwägung gewefen wäre. Es genügt, auf die oben erwähnte 
Schrift Frievrihs vom Jahre 1735 Hinzuweifen, um zur zeigen, daß bie entfdhei- 
denden Verhältniſſe, Defterreihs Stellung zum Reih und zu Preußen und das 
Berhältnig Defterreihs zu Franfreih und zu England, ihm völlig Mar vor Augen 
ftanden, wie er denn aud ſchon damals auf den Tod Karls als einen großen 
Wendepunkt in der Staatengefchichte hinwies. 

Was Friedrich dur Ausbentung der Krifis, in melde Defterreich durch das 
Aussterben des Mannsftammes gerieth, erreichen wollte, war einmal, wie gefagt, 
der Zerritorialgewinn; hatte Defterreih in der Bergfhen Sache zu Gunften eines 
andern Prätendenten Preußens Vergrößerung gehindert, fo follte die Kaifermadıt 
erfahren, daß ber König von Preußen ftarf genug fei, fi dafür durch Erbanfprüde 
an öfterreihifhes Gebiet und die Eroberung biejes Gebietes zu entfhäbigen. Der 
tiefere Gedanke war damit unmillfürlih verbunden, Preußen in Deutſchland und 
in Europa eine paritätiihe Stellung neben Defterreih zu fchaffen und vieles 
damit für immer zu zwingen, Preußens felbftftändige Macht zu beachten und zu 
berüdfichtigen, dieſen Staat als einen Yaltor, der nicht überfehen werben dürfe, 
in feine politifhe Berehnung aufzunehmen. 

Endlich aber auch war König Friedrich entſchloſſen, bie Interefien und bie 
Machtſtellung Preußens nicht dem beftehenden Syftem des europäifchen Gleich— 
gewichts zum Opfer zu bringen, ſondern vielmehr zu beweifen, daß ein foldhes 
Syftem nur dann Beitand und Sicherheit haben künme, wenn Preußen daſſelbe 
anerfenne und ftüge, und daß bie Macht viefes Staates daher als eine wefentliche 
Grundlage und Bedingung deſſelben betrachtet werben müffe. 

Indem der König für die Ausführung feiner Pläne, über welche er Alles 
in Zweifel und Ungewißheit erhielt, die nöthigen Vorbereitungen traf, war das 
mächfte Ziel, welches er im Auge hatte, die vorläufige fofortige Offupation 
Schlefiens Dem Spitem des Vaters, fich dur gute Dienfte umd innigftes An- 
fließen von Defterreih Zugeftänpniffe für das Recht und die Macht Preußens zu 
verbienen, wurde damit allerdings mit Bewußtſein ver Rüden gewanot, aber 
Friedrich der Große verband mit diefem Schritt fürerft feineswegs den Plan, bie 
Zerftörung der öfterreihiihen Monarchie zu bewirken, noch fi von dem Spitem 
europäifcher Politik loszureißen, welchem die Aufrechterhaltung ber pragmatifchen 
Sanftion als eine Hauptftüge des enropäifchen Gleichgewichts erſchien. Aber bie 
Wirfungen der einmal vollzogenen Thatjache lagen nicht im Bereich von Friedrichs 
Willen allein. 

Am 13. December verließ der König Berlin, wo manche Anhänger des 
alten Syſtems, vor Allen Leopold von Deſſau, mit wenig Befriedigung und Zu- 
verficht Friedrichs Entſchluß betrachteten, und eilte zum Heere, das 30,000 Mann 
ftark, insbejondere trefflihe Infanterie, an den Grenzen ſich gefammelt Hatte. Am 
16. December wurde die Orenze überfchritten und bis Ende Februar war Schlefien 
bis auf wenige fefte Pläge in Befis genommen. Friedrich hatte feinen irgend 
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bemerfenswertben Widerftand gefunden. Die Evangelifchen, hart unter der äfter- 
reichiſchen Herrſchaft bevrüdt und in Beſorgniß vor neuer Bedrängniß, empfingen 
den König als einen Erretter, die Katholifchen verficherten ſich bald, daß fie unter 
diefem Fürften in voller Freiheit und Sicherheit ihres Glaubens würden leben 
fönnen, wenn aud die bisherige ausſchließliche Herrſchaft der Katholiten in allen 
ftantlihen und bürgerlichen Verhältniſſen ſofort vom König befeitigt wurde, 

Die ganze Aufmerkfjamteit Europa's hatte fi inzwifhen vom erften Tage 
des Einmarjches in die öfterreihijchen Yande vem König von Preußen zugewendet, 
Betradhten wir die Stellung der großen Mächte, insbefondere Defterreihs, dem 
der Angriff galt. 

Der Gegenfag zwiihen England und Frankreich beherrfchte die europäiſche 
Politik; jo ergeben im Ganzen dem Frieden fowohl Kardinal Fleury als aud Sir 
Robert Walpole waren, feiner von beiven ließ auch nur einen Yugenblid den 
großen Widerſtreit der Interefien und der Machtjtellung der beiden Staaten außer 
Augen. Der Erfolg, den Franfreih im letten Kriege von 1734—1735 gegen 
Oeſterreich durch den Erwerb Yothringens davongetragen, die nahe Verbindung, in 
welde die Bourbonenhäufer in Frankreich und Spanien und durch letzteres aud) 
in Italien wiederum getreten waren, hatten vie lebhafteften Bejorgniffe in Eng» 
land hervorgerufen und eine enge Allianz mit Defterreih begründet. In der Er 
haltung dieſer Macht ſah England den ficherften Wal gegen die Eroberunge- 
tendenzen Frankreichs, und um gegen Frankreich eines mächtigen Bundesgenoffen, 
der ald Kern einer großen Fontinentalen Allianz dienen konnte, ſicher zu fein, 
hatte man englijcherfeit8 die Garantie der pragmatiihen Sanftion übernommen. 
Nun aber trat ver Fall ein, an den man in England am wenigften gedacht hatte, 
daß nämlid vie Macht, auf welhe man nächſt Defterreih am meiften gegen 
Frankreich gerechnet hatte, felbft den Kampf gegen Defterreih aufnahın. Da jedoch 
König Friedrich feine Rechtsforderungen an Defterreich mit den beftimmteften Zu: 
fiherungen begleitete, daß er nad ihrer Befriedigung mit feiner ganzen Kraft in 
Verbindung mit England und Defterreih gegen jeglihen, Verſuch Frankreichs, zum 
Syſtem Yupwigs XIV. zurüdzugreifen, einjtehen wolle, fahen Sir Robert Walpole 
und andere einfihtige Staatsmänner der Whigpartei die dem englifhen Intereſſe 
entſprechende Löſung diefer Verwidlung fofort ganz klar. Der Gefammtbeftand ver 
öfterreihifchen Monarhie war für England nit an fih das Objekt ihrer Sorge, 
fondern nur infofern darin das ficherfte Mittel zu liegen geſchienen hatte, Frank— 
veih in Schach zu halten; jett aber zeigte fih, daß diefer Zwed nur durch die 
Geflion eines ©ebietötheild zu erreichen wäre, weil fo Preußens Kräfte ber 
Allianz gegen Franfreid gewonnen und die Defterreihs ungeſchwächt diefem Ziel 
erhalten blieben. In viefem Sinne eilte vie engliiche Regierung, fofort ihre ver: 
mittelnde Thätigfeit in Wien und bei Friedrich geltend zu machen. 

Man hatte englifcherfeits ſehr richtig gerechnet, wenn man annahm, daß 
Frankreich eine jo wichtige Krifis nicht vorübergehen laſſen würde, ohne feine alten 
Herrihaftspläne wieder aufzunehmen. Fleury hatte die pragmatifche Sanftion in einer 
Form anerkannt, hinter der er feine wirklichen Abſichten nur verhüllte. Alsbald 
nad dem Tode Karls VI. war in Paris der Plan gefaßt, die Auflöfung ber 
öfterreihifhen Monarchie zu bewirken und eine Allianz mit allen Mächten, bie 
Anfprüche erheben würden, beichloffen. Was Deutſchland insbefondere betraf, fo 
trat der alte Gedanfe hervor, die Kaiſerwürde an Bayern zu bringen, das nicht 
mächtig genug, um allein fein Anfehen über die großen Territorialfürften zu be— 
haupten, ſich dauernd hätte an Frankreich anlehnen und fo diefem das Proteftorat 
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über Deutſchland zubringen müſſen. Das Auftreten Friedrichs zeigte dem Pariſer 
Kabinet einen unvermutheten aber ſofort in feiner Unſchätzbarkeit erkannten Bundes— 
genoſſen. Bereits am 14. Januar 1741 bot Fleury dem König von Preußen die 
Allianz Frankreichs an. 

In Wien ſelbſt legte man eigenthümlicher Weiſe dem Vorgehen Friedrichs 
die geringſte Bedeutung bei. Wiewohl der Kaiſerſtaat, durch den Krieg gegen 
Frankreich (1734—1735) und den noch unglücklicheren und unfruchtbarern gegen 
die Türkei aufs äußerſte geſchwächt, zupörberft faft gar feinen Wiperftand dem 
König von Preußen leiften konnte, der mit dem vom Vater Jahrzehnte lang ge- 
Ihulten und geübten Heere und den von bemfelben haushälterifch gefammelten 
Mitteln den Krieg begann, wiegte man ſich doch in einer übermüthigen Sicherheit 
auf Grund der europäifhen Kombination, durch welde das Wiener Kabinet vie 
pragmatiihe Sanftion für unbevingt feftgeftellt erachtete. 

Wenn England, in der Hoffnung durch Defterreihs Allianz gegen Frankreich 
einen mächtigen Bundesgenoffen zu gewinnen, beftimmt worden war, bie prag- 
matiſche Sanktion zu garantiven, fo hatte natürlich das Wiener Kabinet nicht ge 
zaubert, den Ideen Englands entgegenzufommen, um dies Ziel zu erreichen. Aber 
im Grunde war ber leitende politiiche Gedanke zu Wien, Defterreih aus dem 
Kreife des Gegenfages zwiſchen England und Frankreich felbftftändig heraustreten 
zu laſſen, die YAusfämpfung ihrer Streitigkeiten ven beiden Mächten allein zu 
überlaffen und durch eine Berbindung mit beiden Parteien fi den Frieden und 
die befte Garantie gegen jeden Angriff auf ven Befitftand ver öfterreichifchen 
Monarchie zu verfhaffen. Die freundfchaftlihe Verbindung mit Frankreich war 
daher in Wien ein Hauptgefihtspunft und als Frucht des Friedens mit Frankreich 
vom Jahre 1735 (ver Definitivfrievre von Wien wurde erft am 8. November 
1738 abgeſchloſſen) betrachtete man in Wien die vollftändige Sicherheit gegen ein 
feindliches Vorgehen Frankreichs. Man wiegte fih in einem unbegrenzten Zutrauen 
zu Fleury's freundlichen und frievlihen Abfichten. Andererſeits vertraute man in 
Wien auch noch auf die Garantie Ruflands und hatte die Hoffnung, auch Sad 
fens Beiftand gegen Preußen zu gewinnen. Weber die Vorſtellungen der Allürten, 
nod der wenig glüdlihe Ausgang des erften Waffenganges bei Molwig im 
Frühjahr 1741 vermochten Defterreih aus feiner falfhen Zuverficht zu reifen 
und einer Verſtändigung mit Preußen geneigt zu machen. Eine Wendung wurde 
erft durch die Thatſache herbeigeführt, vor deren Möglichteit man in Wien muth- 
willig die Augen verfchloffen hatte. Am 5. Juni fhloß Frankreich mit Friedrich 
ben Breslauer Vertrag und fügte damit den legten Ring in bie Kette feiner An- 
griffsmittel gegen ben Kaijerftant. Das bisherige politiihe Syftem in Wien verlor 
damit alle Grundlagen, und fein Hauptvertreter Bartenftein mußte weichen. 

Friedrich IT. hatte zweimal, insbefondere auf den Rath feines Minifters 
von Podewils, die Verbindung mit Franfreic abgelehnt, immer in der Hoffnung 
auf eine erfolgreiche DBermittlung Englands in Wien. Da aber vie öfterreichifche 
Regierung unbeweglic blieb, und daher die Hauptmächte, welde vie pragmatifche 
Sanftion garantirt hatten, nämlih England, Holland, Rußland, fih auf Anrufen 
Defterreihs wenn auch wiberwillig anfdiden mußten, Oeſterreich militärifche Hülfe 
zu leiften, jo zauberte Friedrich im Angeſicht einer völligen Iſolirung nicht länger, 
ih durch die Verbindung mit Frankreich zu ftärken. Er verzichtete im Allianz 
vertrag ganz auf Berg und erhielt dafür die Garantie Niederſchleſiens und Bres- 
lau's. Die wichtigſte weitere Beftimmung war die Zuſicherung ber branden- 
burgifhen Stimme an den Kurfürft Karl Albert von Bayern bei der Kaiferwahl. 
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Aber indem ver König einen Schritt that, der in einer von deutſchen Fürften 
fo vielfach eingefchlagenen Richtung lag, follte ji bald ergeben, melde andere 
Bedeutung und Tragweite er in diefem Fall hatte, 

Sofort fhon zeigte Friedrich, daß er durchaus nicht gemeint war, den ganzen 
Plan Franfreihs auf Ummwälzung der europäiſchen Verhältniſſe irgend zu unter: 
ftügen ; er faßte freilich für den Fortgang des Krieges, befonders beim Winterfeldzug 
des Jahres 1741— 1742 in Mähren, weitere Erwerbungen von Oeſterreich, ins- 
befondere mehrere reife Böhmens für fih ins Auge, ſowie auch Landentſchädi-— 
gungen an Bayern und Sachſen aus den öſterreichiſchen Gebieten, aber fein Ziel 
war dabei vornemlich, wie feine eigenen Intereffen möglichft durch die Allianz zu 
fördern, jo Bayern und Sachſen von Frankreich zu emancipiren und ben herge— 
brachten Einfluß diefer Macht auf Deutjchland abzufchneiden. Bald lieg Friedrich II, 
auch diefe weiteren Pläne fallen. Er ließ es ftch genügen, Bayern und Sachſen 
vor ben fiegreihen Waffen Defterreich® zu retten, und fehrte im Uebrigen unzu- 
frieden über die ganz ungenügenven Unterftügungen Frankreichs, fowie von Miß- 
trauen über die Beftrebungen dieſer Macht erfüllt, von der er beforgte, daß fie 
ihn im Notbfalle felbft an Defterreich Preis geben könnte, zu dem alten Gedanken 
zurüd, fit) in gutes Vernehmen mit England zu fegen und durch dieſes Defter: 
reich zur Anerkennung ver preußifchen Ansprüche auf Defterreih zu nöthigen. 

Die Berbindung Friedrichs mit Franfreich hatte inzwifchen in ben Augen ver 
englifhen Regierung vie Nothwendigkeit Preußen zu befriedigen und damit von 
ber feindlichen Koalition abzuziehen, immer dringender dargethban. Und nachdem 
Defterreich vergeblih verfucht hatte, durd einen neuen Waffengang, in dem man 
den Feind zu befiegen hoffte, jeder Anmuthung auf Zugeftänpniffe an Preußen 
ſich zu entziehen, konnte Maria Therefia nah der Nieverlage von Chotufig 
(17. Mai 1742), wo ber junge König felbft das ſchon wankende Geſchick des 
Tages zu Gunften Preußens entſchied, nicht länger dem Andringen ihres einzigen 
Alltirten auf den Frieden mit Preußen widerftehen. 

Friedrichs Mäßigung nad dem Siege erleichterte den Schritt, indem er fich 
auf Grund der früher geftellten Bedingungen aud jest zum Frieden bereit erflärte. 
Am 11. Juni 1742 wurden mit dem englifchen Bevollmäcdhtigen, Lord Hyndford 
die Präliminarien vom Grafen Podewils unterzeichnet und am 27. Juni deſſelben 
Jahres der Definitivfrieve abgefchlofien. Friedrich erhielt Ober- und Niederfchlefien, 
fowie die Grafihaft Glatz, einige Heine Gebiete ausgenommen; als Gegenbevin- 
gung gewährte er einfach die Neutralität. 

Das Refultat diefes Krieges von nicht zwei Jahren hob Preußen auf eine 
Stufe der Macht und zu einer Selbftftänvigkeit, an melde die früheren Yürften 
faum gedacht hatten. 

Das Gebiet ver Monarchie war um ein Drittheil vergrößert, ein Land von 
650 Duadratmeilen und 1,200,000 Einwohnern, mit 150 Städten und 5000 
Dörfern und von reichfter Ergiebigkeit ver Krone gewonnen worden. Die Kaifer- 
macht hatte den preußiſchen Baffen nit Stand halten künnen und einen ber 
föftlichften Theile der Monardie bieten müffen, um von dem Reichöfürften ven 
Frieden zu erfaufen. Aber auch nad einer anderen Seite lag in dem Frieden ein 
entjcheidendes Ereigniß, deſſen Tragweite in Paris aufs tieffte gefühlt wurde. Es 
hatte fih in Deutfchland eine Territorialmaht erhoben, vie, wenn fie in ihrem 
Interefje dazu geführt wurde, mit Frankreih, mit dem Ausland fi zu alliiren, 
fi ftart und fiher genug fühlte, viefe Allianz als ein Mittel ausichließlih zu 
ihren Zweden zu betrachten und auszubenten. Erſchiene vom Rechtspunkt aus 
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Friedrichs Verhalten gegen Fraukreich in beſſerem Lichte, wenn er, wozu Frank⸗ 
reich bereit war, fi im Breslauer Bertrag die Neutralität für den Fall der Er- 
langung Schlefiens ausbedungen hätte, fo war die Haltung des Königs, je mehr 
fie umvorgefehen und auferorventlih war, unter den gegebenen Verhältniſſen poli- 
tiſch nur um fo bezeichnender und bebeutjamer. 

Der Angriff auf ven Befigftand der öſterreichiſchen Monardie war Seitens 
der alliirten Mächte nur die eine Waffe geweſen, um Defterreihs Macht zu 
ſchwächen; die andere kaum minder gefährliche war die Ausſchließung Defterreichs 
vom Befit der Kaiferwürbe, welche Maria Therefia für ihren Gemahl, Franz 
von Lothringen, erftrebte. Anſtatt feiner erwählte das Kurfürftentollegium am 
24. Januar 1742 Karl Albert von Bayern als Karl VII. zum römiſchen Kaifer. 
Indem Friedrich insbefondere dieſe Wahl beförderte und umterftügte, ließ er 
fih dabei nicht blos von perfönlihen Tendenzen gegen Maria Therefia leiten, 
fondern wollte damit Ideen realifiren, die er fich über die Nothwendigfeit einer 
Umgeftaltung ver Reichsverhältnilfe gebilvet hatte. Die Reihsverwaltung und Neiche- 
gewalt war allmälig völlig von den Intereffen und ber Politik der öfterreichtichen 
Hausmaht abhängig gemacht und abforbirt worden. Dem wollte Friedrich ein 
Ende gemacht umd bie Neichegewalt in die Hände eines deutſchen Fürften gelegt 
fehen, ver auf das Kurfürftenfollegium bingewiefen und wiederum von dieſem 
geftügt, im Intereffe der Eeſammtheit einer genügenden Autorität im Reiche ge- 
nießen und zugleich dem Auslande gegenüber unabhängig ftehen follte. 

Die Neutralität nun , auf welche Friedrich beim Breslauer Frieden einging, 
hatte er nicht fo verftanden, den Kaifer an Defterreich preiszugeben, ein Gevante, 
der ihm um fo ferner lag, als ja alle Kurfürften bis auf die Stimme Böhmen 
denfelben erwählt hatten, der Kurfütft von Hannover, der von Sachſen nicht 
minder als der Kurfürft von Brandenburg. Für Defterreich aber war ein Hauptmotiv 
zum Frieden die Ausficht gemefen, num mit vollfter Kraft fich gegen den Kaiſer Karl VII. 
wenden zu können und für Franz bie Kaiferfrone zu erzwingen. Bei diefem Plan 
fam ber öfterreichifchen Politit die Veränderung aufs günftigfte entgegen, melde 
im Anfang des Jahres 1742 in dem englifhen Minifterium eingetreten war. Sir 
Robert Walpole mußte am 11. Februar 1742 refigniren, und an feine Stelle 
‚ teat Lord Garteret. Diefer Minifter fonnte den geiftvollften, kenntnißreichſten und 
auch gefhäftstundigften Männern feiner Heit beigezählt werben, aber er befah als 
Staatsmann die gefährliche Eigenfhaft, in der Politif nur ein ergögliches Spiel 
zu fehen und zu fuchen, bei dem Geift und Phantafte in willfürlihen und unge 
zügelten Kombinationen ſich ergehen könnten. 

Friedrichs Hoffnung war gewefen, für ben Kaifer durch England einen an- 
ftändigen Frieden und eine anftändige Pofition zu ſchaffen und er war nicht müßig, 
auf Vorſchläge hierzu zu denken, wie denn unter Anderem auch bei diefer Gelegen- 
heit der Plan einer Säfularifation im Reich auftauchte: aber ver englifche Di. 
nifter vereitelte Alles und verband ſich mit Defterreih gegen Spanien, Frankreich 
und Bayern zu einem Offenfivplan im größten Styl, bei dem Defterreich durch 
ven Beſitz von Neapel in Italien, von Bayern in Deutfchland und durch bie 
Vergrößerung der Niederlande zur erften Macht des Kontinents erhoben werben jollte. 
Wie hätte Friedrich, was man englifher Seits zuerft wohl hoffte, ſich ſolchen 
Plänen anſchließen können? Gr mußte in ihnen mit Recht die Vorbereitung zu 
einem völligen Umfturz der Reidhsverfaflung erbliden, und wenn das Gleichgewicht 
Europa's durd einen übermächtigen Einfluß Frankreichs bedroht gefunden wurde, 
wie durfte Friedrich je finden und darein willigen, daß das Gleichgewicht Europa’s 
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durch eine Suprematie Defterreihs in Deutfchland und auf dem Kontinent En» 
ropa’8 hergeftellt würde? Und konnte Friedrich glauben, daß die Politit Defter- 
reichs hierbei ftehen bleiben mitrde? War er felbft nicht unmittelbar einem fo 
übermäcdhtig geworbenen Nachbar preisgegeben ? 

Friedrich entſchloß fh zum Krieg, um ven Kaifer nicht vernichten zu laffen, 
den er felbft gefetst, aber zugleich um nicht der Gewißheit eines ähnlichen Schid- 
fals entgegen zu gehen, wenn der erfte Plan Defterreich gelänge. Sein politifches 
Syſtem war einfach von der Page der Dinge vorgezeichnet: er wollte in erfter 
Linie unter den deutſchen Fürften felbft eine Union zu Stande bringen und weiter 
trat er wieder in die Verbindung mit Franfreih, das trog ber früheren bitteren 
Erfahrung gern auf die Allianz einging (Vertrag vom 5. Juni 1744). 

Friedrich eröffnete den Feldzug im Auguft 1744; er drang mit feinem mwohl- 
gewaffneten Heere durch Sachſen nah Böhmen ein, nahm Prag und eilte dann 
füplich, um mit fchnellem Schlage eine Entſcheidung herbeizuführen. Aber die Defter- 
reicher wichen in meifterhafter Operation Monate lang jever Schlaht aus und 
am Ende ſah fi der König genöthigt, im November ven Rüdzug nah Schlefien 
anzutreten, wohin nun die Defterreiher fofort die Offenſive zu fpielen verfuchten. 
Aber ein größeres Mißgeſchick kam zu diefem verunglüdten Feldzug hinzu. Kaiſer 
Karl VII. ftarb am 20. Januar 1745, und damit fiel von felbft das ganze 
Syſtem, welches Friedrich in Deutichland aufrechterhalten wollte, zufammen. Um 
fo höher wuchs aber der Raiferin von Defterreih ver Muth und indem das Wiener 
Kabinet den König von Preußen ifolirt in Deutfchland und von Franfreid fo gut 
wie nicht unterftügt fah, faßte es den Plan ins Auge, nicht nur Schlefien wieder 
zu erobern, fondern die Macht Preußen durch Zerftüdelung auf die Stufe eines 
Heinen Reichsftandes herabzubringen, dem die Möglichkeit eines Anſpruchs auf 
Parität mit Defterreih und auf einen Einfluß in den europäifhen Verhältniſſen 
für immer benommen fein würde. Rußland und Sachſen follten die Hauptgewinner 
bei diefem Proceß werden, jenem war Oſtpreußen, dieſem ein Gebiet zur Ber: 
bindung Sachſens und Polens zjugedacht; Eleve wurde für die Pfalz beftimmt 
und auch das Herzogthum Magdeburg in die Theilungsmaffe geworfen, das ganze 
Land aber follte einige Zeit fequeftrirt werden, um die Alliirten für vie Kriegs- 
koften zu entſchädigen. Der Vertrag zwifchen Defterreih und Sachſen vom 18, Mai 
1745 ift diefen Ideen entfprungen. 

Das englifhe Minifterium ſah jest mit Schreden und Beforgniß dieſen 
Lauf der Dinge, aber als Allürter Defterreihs gegen Preußen und Frankreich 
ftand e8 von irgend entſchiedenern Schritten ab, um viefen Plänen Stillftand zu 
gebieten. Friedrich felbft fette venfelben bald ein Ziel. Der König hatte in Schle- 
fien ein Heer von 114,000 Mann gefammelt, das von der fräftigften und be— 
geiftertften Stimmung durchdrungen war. Er felbft zeigte fich in dieſer Zeit der 
Gefahr der Größe der Aufgabe vollkommen gewachſen und es durchdrang das 
Heer ein ftolges Vertrauen zu dem königlichen Feldherrn, der in feinem Blid bie 
Gewißheit des Sieges, die Entihloffenheit unbeugfamen Wiverftandes trug. 

Der König ließ das vereinigte Heer der Defterreiher und Sachſen über das 
öfterreichifch ſchleſiſche Gebirge herabfommen; fobald fie das ſchleſiſche Gebiet be— 
treten hatten, griff er fie an und ſchlug fie am 4. Juni bei Hohenfriepberg aufs 
Haupt. Die preußifhe Infanterie genoß ſchon lange großen Ruhms in Europa, 
in biefer Schlacht errang zuerft die von Friebrich neugebildete Aavallerie unvergäng- 
liche Lorbeeren. Der große Gewinn diefer Schlacht war, daß der Beſitz Schlefiens da⸗ 
durch neu befeftigt und gefichert wurde, doch jah fich Friedrich nody immer von wachſen⸗ 
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ven Verlegenheiten umringt. Dem Willen Maria Thereſia's gemäß wurde Franz 
von Pothringen am 13. September 1745 zum Kaifer gewählt; ver König hatte 
feine genügenden Gelpmittel mehr und mußte fih nad langem Kampfe dazu ent- 
fließen, von Frankreich Subfivien zu fordern; das Schlimmere für ihn war auf 
die Antwort Frankreichs den Muth fafjen zu müſſen, feine Subfivien von Franf- 
reich zu nehmen. Inzwifchen endlich hatte Defterreih ein neues Heer aufgeftellt 
und blieb trog der Unfälle in Italien hartnädig in der Gegnerfchaft gegen Preußen. 
So nahm Frievrih von Neuem den Kampf auf und drang in Böhmen ein. Bei 
Soor, in einer von Höhen umgebenen Ebene, kam e8 zur Schladht (30. September). 
Die Preufen erftiegen die Höhen und fiegten nach furchtbar blutigem Kampf. Der 
König, welcher hierauf das Heer nah Schlefien zurückzog, hoffte durch dieſen Sieg 
wenigftens für den Winter Ruhe zu haben, aber fon hatten vie Defterreicher 
einen neuen Plan entworfen und der Angriff follte diesmal zuvörderſt von Sachſen 
ber erfolgen. Friedrichs Entſchluß machte die feinvliden Entwürfe zu nichte. Zwei 
Heeresmaflen, die eine unter feiner Führung, die andere unter Yeopold von Deffau, 
marfchirten in Sachſen ein. Am 15. Dezember ſchlug ver alte Fürft — mit 
dieſem großen Siege ruhmvoll fein Kriegerleben abſchließend — vie ſächſiſche Armee 
bei Keffelsporf; alsbald war Dresven genommen und das ganze Land in preußi— 
ſcher Gemalt. 

Defterreih mußte nun zum Frieden ſich bequemen; wäre e# felbft noch nicht 
dazu entfchloffen gemweien, jo war doch die drohende Mahnung Englands entfchei- 
dend. Hier war inzwiſchen der Sturz Garterets erfolgt und die neue Apminiftration 
fühlte ganz die Bedeutung und bie Nothwenvigfeit der Wieverherftellung des Ein- 
verftändniffes mit Preußen; fie ſah, daß Defterreihs Streben darauf zielte, vie 
große proteftantifche deutfhe Macht zu vernichten und war vom erften Augenblid 
an entichloffen, das unter feiner Bedingung zuzulaffen. Sofort waren denn aud 
englifcherfeits Berfuche einer Verftändigung mit Friedrich gemacht worden umd man 
war beiderfeitig ſchon im Auguft zur Feftftellung einer Grundlage für Frievensver- 
handlungen gelangt. Auf der Grundlage viefes Projekts wurde am 25. December 
1745 der Friede zwifchen Preußen und Oeſterreich abgefchlofien. Preußen erkannte 
Franz I. als Kaifer an. Defterreic verzichtete von Neuem auf die Gebiete, melde 
Preufen im Berliner Frieden cebirt worden waren, 

Friedrich hatte feine Ideen und Beftrebungen für das Reich fallen laſſen 
müffen, die Kaiſerwürde mit aller Macht und allem Einfluß, die fih daran knüpfte, 
blieben dem öfterreichifchen Herrſcherhauſe. Aber dieſes Scheitern von Friedrichs 
Ideen wurde in Preußen wie in Europa faum bemerkt gegenüber dem Ruhm 
Friedrichs, fo gut wie allein auf die eigenen Kräfte bejchränft in immer 
fiegreihem Kampf feine Macht und den ganzen Beligftand der Monarchie gegen 
eine gefährliche Koalition behauptet zu haben. 

—* der König nach dem Frieden von Dresden in feine Reſidenz zurüd— 
fehrte, wurde er zum erften Male vom Enthuſiasmus des Bolls als der 
Große begrüßt, und weit über die Grenzen des Landes hinaus fand viefer Auf 
begeifterten Wieverhall. In der erften Zeit feines fühnen Auftretens hatte man wohl in 
noch frifcher Erinnerung an Karl XII. geglaubt, daß auch der junge deutſche Fürft, 
nachdem er die Welt einige Zeit mit Unruhe erfüllt, mie ein Meteor verlöfchen 
würde. Aber wie weiten Flug aud durch die politifhen Verhältniſſe oder bie 
Wechſelfälle des Kriegs die Pläne Friedrichs nahmen, fo verlor er darüber nicht 
einen Augenblid das Wefentlihe und das Mögliche aus den Augen, und die Be- 
harrlichfeit und Energie feines Strebens zeigt ſich in entſcheidendem Moment auf 
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das gerichtet, was ſich ihm als eine dauernde Grundlage der Machterweiterung gezeigt 
hatte. Diefe Verbindung genialften Fluges und feurigfter Thatkraft mit bewußter 
Mäßigung und einem nur die Realität ſchätzenden Geift gaben dem König, der 
an der Spige des trefflichiten Heeres als ein Feldherr erften Ranges fi erwieſen 
batte, eine Stellung in Europa, wie fie fein anderer Fürſt beanfprucden konnte. 
Feind und Freund fühlten, daß Friedrich der Große das Gleichgewicht Europa’s 
in feiner Hand hielt. Nur um zu zeigen, daß bies nicht Auffaffung von heute, 
fei auf eine Stelle aus ven Memoiren Lord Horatio Walpoles hingewiefen, wo biefer 
Staatsmann in einer Denkichrift aus der Zeit nad dem zweiten ſchleſiſchen Krieg 
fagt: it is plain, that the king of Prussia at present holds in his hands the 
balance of Europe. We may be sorry for it, but we cannot help it; so it 
is and so it is like to be. Die Memoiren Lord Walpoles find überhaupt ein 
äußerft lehrreiches Werk für vie Politif viefer Zeit. 

Der Krieg zwiſchen Frankreich und Spanien einerjeits, fowie England und 
Defterreich andererfeits währte nad dem AZurüdtreten Friedrichs vom Kriegsplan 
unter wechlelndem Grfolge noch zwei Jahre, bis die große Erſchöpfung aller Mächte 
zum Frieden nöthigte. Der Aachener Friede vom 18, Oftober 1748 bradte den 
Kampf zwiſchen Franfreih und England zu keinem Punkte der Entſcheidung; 
indem er auf Grund der Zurüdgabe der gegenfeitigen Groberungen geſchloſſen 
wurde, ftellte er den Status quo ante wieder her, der eben in feinem Schoof den 
fteten Antrieb zum Kampf trug. Der Friede war faum etwas mehr als eine 
Waffenruhe, bis daß die beiden Mächte wiederum vie nöthigen Kräfte gefammelt 
und den gänftigen Moment gefunden hätten, um den alten Streit weiter durd- 
zufämpfen. Für den Streit und Gegenſatz der beiten großen deutſchen Mächte 
ſchien der Aachener Friede dagegen eine definitive Yöfung zu bringen. Defterreich 
ſah fi in jeinem gegenwärtigen Befigftand durd Garantirung der pragmatifchen 
Sanftion und damit in feiner europäiſchen Machtſtellung gefichert, Preußen dagegen 
—— die Garantie der durch den Breslauer und Dresdener Frieden gewonnenen 

ebiete. 

Aber in Wahrheit gab es keine Macht, deren ganzer Sinn von dem Tage 
an, wo der Aachener Friede unterzeichnet wurde, mehr darauf gerichtet war, die 
Reſultate deſſelben vollſtändig rückgängig zu machen, als Oeſterreich. Wir haben 
bereits geſehen, daß der Hinblid auf fein ſpecielles Intereſſe in den letzten 
Jahren der Regierung Karls VII. deu Gedanken hervorgerufen hatte, feine Stel- 
lung einigermaßen zu mobificiren. In feiner Berechnung getäufcht war die Allianz 
mit England und der gemeinfane Krieg gegen Frankreich und deſſen Berbündeten 
für Defterreih wiederum das leitende Princip der Politif geworden. Doc führte 
das Ergebniß der legten Kriege Defterreih nur um jo entjchiedener auf die früher 
ins Auge gefaßte Bahn. Während nämlich für England Frankreichs Demüthigung 
und Machtbeſchränkung der oberfte Grundſatz der Politik blieb, trat für Defter- 
reich jett diefer Gefichtspunft mehr im den Hintergrund und die Stellung gegen 
Preußen, die Wiedereroberung Schleſiens, die möglichſte Schwähung Preußens 
wurde der Mittelpunkt aller Beftrebungen des Wiener Kabinets. Den Dresbener 
Frieden, welcher den zweiten ſchleſiſchen Krieg ſchloß, betrachtete Defterreich als ein 
ver englifhen Allianz gebrachtes, entſchieden dem öfterreichiichen Intereſſe wider- 
ftreitendes Opfer und ſchon damals war man in Wien der Anfiht, daß wenn 
nad) einer Seite hin Defterreih den Frieden durch Konceffionen erlangen müfle, 
das Wichtigere und Beſſere ſei, Frankreich zu befriedigen, um alle Kraft gegen 
Preußen zu wenden und Schiefien für vie faiferlihe Monarchie zu retten. 
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Defterreich faßte daher auch alsbald nach dieſem Frieden und noch beſtimmter 
nach dem Aachener Frieden den Plan, eine Modifikation feiner Stellung zu Frank⸗ 
reih und England herbeizuführen und durd eine neue Kombination der Allianzen 
und Machtſtellungen nicht nur fi freie Hand gegen Preußen zu verichaffen, 
fonvdern felbft eine große europäifche Koalition gegen dieſen Staat zu Stande zu 
bringen. Die Entwidlung diefer Politit füllt die Jahre 1746—1756 und ihr 
Refultat ift der fiebenjährige Krieg. 

Defterreih faßte vorerft eine Macht ins Auge, die in dem legten Kriegen ſich 
wenig geltend gemacht hatte, Rußland. Verbindungen diefer Macht mit Oeſterreich 
waren nicht neu; die heimifhen Wirren hatten zuvörderſt dieſe Macht von einer 
entſcheidenden Theilnahme an den Ereignifien abgehalten und eine Zeit lang hatte 
Elifabeth mit Frievrih in einem freundlichen Verhältniß geftanden, aus dem er 
befonvers bei Ausbruch des zweiten fchlefifchen Kriegs Nuten zog. Seitdem aber 
hatte fi die Gefinnung der Kaiferin ganz geändert und das Petersburger Kabinet 
ſchloß ſich in feindlichften Plänen gegen Preußen dem Wiener Hofe an. Schon 
im Jahre 1746 warb ein Allianztraftat zwiſchen beiden Höfen gefchloffen, in dem 
Defterreih fih vom Dresdener Frieden entbumden erflärte, wenn Preußen Ruf- 
land angreifen würbe, eine Stipulation, vie öfterrichifcherfeits eine offenbare Ber- 
legung des Dresdener Traktats war. In den nächſten Jahren ließ es Oeſterreich 
fein eifrigftes Anliegen fein, dieſe Feindſchaft in Petersburg immer lebhafter anzu- 
fahen und fhon im Jahre 1753 vereinigte ſich das ruffifhe Minifterfonfeil zu 
einem Beſchluß, der den principiellen Gegenſatz Rußlands gegen Preußen im 
ftärkfter Weife ausſprach und eine entfchieven offenfive Politik ankündigte. — Wenn 
das Wiener Kabinet, wie wir gefagt haben, feit dem Aachener Frieden der eng- 
lifhen Allianz nicht mehr das entſcheidende Gewicht, wie früher beilegte, 
fo war e8 doch weit entfernt, fi von derſelben losznſagen. Defterreihs Hanpt- 
bemühen ging vahin, das Londoner Kabinet mit Beforgniffen vor der aggrei- 
fiven Politik Preußens und den gefährliden Plänen, welde dieſes im Berein 
mit Frankreich ſchmiede, zu erfüllen, eine Abfiht, vie fo gut gelang, daß ver 
Herzog von Nemcaftle nicht nur in Wien die entſchiedenſten Zufiherungen gegen 
die Politik Preußens geben, fondern auch in Petersburg zur Sicherung Defterreichs mög- 
kichft die Mifftimmung gegen Friedrich nähren ließ. — Aber das Hauptaugenmerk der 
Diener Bolitif war Franfreihs Freundſchaft geworben. Schon auf dem Aachener 
Friedenskongreß hatte der Staatsmann, weldyer dieſe Ideen fpäter verwirklichen follte, 
Graf Kaunig, den Franzofen die Allianz mit Defterreich nahe gelegt und auf den Preis 
bingewiefen, welchen Oeſterreich dafür zu zahlen ſich entſchließen könnte. Kaunitz ver- 
folgte dieſen Plan dann weiter als Geſandter in Paris und nachdem er im Jahre 
1752 als Miniſter nach Wien zurückgekehrt, wurde mit vollſter Zuſtimmung der 
Kaiſerin die Verbindung mit Frankreich als Axiom für die weitere Politik feſtge— 
ſtellt und für die Realiſirung dieſer Idee jedes ſich darbietende Mittel ins Auge 
gefaßt. Frankreich hielt zuvörderſt an ſeiner traditionellen Politik gegen Oeſterreich 
und der Allianz mit Preußen, mit dem es durch Vertrag bis zum Jahre 1756 
verbunden war, feft. Uber das Befremven und Mißtrauen, mit welchem in Paris 
bie entgegenfommende Haltung des Wiener Kabinets zuerft betrachtet wurde, hatte 
fi) bis zum Jahre 1754 ſchou im eime ziemlich gemeigte Gefinnung verwanbelt 
und es zeigten fi) Hanphaben für Defterreih, die es mit großen Hoffnungen 
erfüllten. Indem Defterreih die Allianz Frankreichs zu erlangen tradytete, konnte 
ed darauf rechnen, zugleid die ver Alliirten Frankreichs, der Bourbonen in 
Spanien und Stalien und was fehr wichtig, Schwedens, das noch feften Fuß in 
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Deutſchland hatte, zu gewinnen. — In Deutfhland felbft blieb Sachſen — und 
mit ihm der andere Nachbar Preußens, Polen — vie Macht, welche in ven Kreis 
der antipreußifhen Tendenzen zu ziehen hauptjächlih von Werth war. 

Der Ausbrud der Streitigkeiten zwifchen Frankreich und England über bie 
Befitverhältnifie in Nordamerifa mußte in feiner Rüdwirfung auf ven Kontinent 
Europa's auch die Abſichten Defterreihs zur Reife und Entſcheidung bringen. 

Frievrih der Große, welder nad) tem Dresvener Frieden durch den fried- 
lichen Erwerb Oftfrieslands feiner Monarchie eine neue werthuolle Provinz ge- 
wonnen hatte, war in feiner auswärtigen Politif während ver legtverfloffenen Zeit 
nur von frievlichen Tendenzen geleitet worden, und der leitende Geſichtspunkt war 
fein anderer gewefen, als ſich im ruhigen Beflg feiner Lande zu fihern. Diefen 
frienlihen Beftrebungen blieb der König treu, als es fich bei dem wieberaud- 
brechenden Kampf zwifchen ven beiden großen Seemächten über das Berhältnif zu 
biefen zu entfcheiven galt. Der König beſchloß, fih von dieſen Streitigkeiten fern 
zu halten und feine Politif nur darauf zu richten, durch die nöthigen Verbindungen 
fih gegen einen Angriff auf die eigenen Lande ficher zur ftellen. Seine Idee 
ging zugleich weiter darauf, das ganze Neid vor dem Krieg zu bewahren und 
Frankreichs dominirenden Einfluß wie feine Heere von Deutſchlands Grenzen 
fernzuhalten. 

Diefe von Frievrih ins Auge gefaßte Politik brachte dem fortwährend von 
Wien ans über Frievrih in Sorge erhaltenen Kabinet von St. James die ange 
nehmfte Enttäufhung. Noch im Herbft des Jahres 1755 war das englifhe Mi— 
nifterium vorzüglih im Hinblid auf eine franzöfifchpreußifche Aggreffion, fei es 
gegen Hannover, fei es gegen Defterreich, auf ein Bündnig mit Rußland eingegangen, 
daß dieſes ſich eventuell zum Angriff auf Preußen verpflichten follte, und hatte 
Sicherftellungen für Defterreih geſucht, damit diefes freie Hand gegen Frankreich 
erhielte. Was konnte England daher erwänfchter fein, als bie freiwillig gebotene 
fiherfte Bürgihaft von der gefürchteten Macht jelbft zu erhalten, und zwar, nad) 
dem Hannover auf feine Anforderung des Schuges gegen Frankreich vom Reiche 
nur eine jehr laue Zufiherung geworben war. Am 16. Januar 1756 wurde ber 
Neutralitätsvertrag für Deutſchland zwifhen England und Preußen abgeſchloſſen 
(MWeftminfter-Traftat). Was Friedrich insbejondere zu einer folden vertragsmäßigen 
Berbindung mit England bewog, war die Hoffnung, von Rußland her, wo Fried— 
rich die meifte Gefahr für ſich fürdhtete, nunmehr auf Grund des englifcheruffifchen 
Bündniſſes fiher zu fein. 

Die öfterreihifche Politik jah fih, um ihr Ziel nicht ins Unbeftimmte bin 
entſchwinden zu lafjen, durch ven Weftminfter-Bertrag zu einer Entſchiedenheit ihrer 
Schritte gedrängt, die nicht in der urfprünglichen Berehnung lag. Defterreich hatte 
dahin geftrebt und gehofft, daß England und Preußen getrennt bleiben, und fo 
aus der Berbindung mit Yranfreih und dem Angriff gegen Preußen ihm nicht 
der Bruch mit England erwachjen würde. Der Weftminfter-Bertrag, der Defter- 
reich gegen Preußen, aber ebenfo Preußen gegen Oeſterreich ficher ftelfte, nötbigte 
Defterreih, zu wählen zwifhen England oder Franfreih und Rußland, Das 
Wiener Kabinet ftand nicht an, dieſen Schritt zu thun und zwar warf es ſich 
nunmehr mit rüdhaltslofem Eifer in die Offenfiopläne gegen Preußen. Im Winter 
1755—1756 batte Frankreich nod den Gedanken gehabt, das frühere, nunmehr 
ablaufende Bündniß mit Preußen zu erneuern; aber mit dem Abſchluß des Weftminfter- 
Bertrages gewann die Partei Defterreich8 in Paris — an ihrer Spige Ludwig XV. 
und die Pompadour — die Oberhand und die Vereinigung mit Defterreih wurde 
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beſchloſſen. Am 7. Mai wurde der Neutralitäts- und Defenfionsvertrag zwifchen 
Defterreih und Frankreich gezeichnet. 

Doc dies war nur ein einleitender Schritt. Die Offenfive gegen Preußen 
wurde gemeinfam beſchloſſen und die Ausführung dieſes Plans nah Zeit und 
Gelegenheit, jowie bezüglich ver vertragämäßigen Regelung der Mitwirkung jedes 
einzelnen und ver Theilnahme an den erreichten VBortheilen in Beratbung genommen. 
Unter den Alliirten war Rußland die Macht, welde am meiften zur Ent- 
ſcheidung brängte und ven Krieg gegen Preußen noch im Sommer 1756 eröffnet 
wiffen wollte. Defterreih dagegen verlangte, daß ber Angriff auf das Jahr 1757 
aufgefhoben würde, weil es noch nicht hinreichend gerüftet war umd weil es nicht 
hoffen konnte, noch zeitig genug in dem Jahr 1756 vie Verftändigung zwifchen 
Rufland und Frankreich, ſowie den Offenfivvertrag zwifchen Defterreih und Franf- 
reich abgeſchloſſen zu jehen. Als das Ziel der Beitrebungen ftand feft: bie Eroberung 
Schlefiens und eine noch ftärfere und dauernde Schwähung Preußens durch Befig- 
nahme einzelner Gebiete Seitens alliirter Mächte. Zu biefem Zwed rief Defterreich die 
Heere Franfreihs und Rußlands in das Reih und war bereit, ſeinerſeits ben 
bourbonifhen Mächten die Niederlande zu cediren. Was die anteren als Alliirte 
von Defterreih ins Auge gefaßteu Mächte betrifft, fo waren, da die Verhand⸗ 
lungen zwifhen ben Hauptmächten nod nicht abgeichloffen waren, weder mit 
Sachſen noch mit Schweden Feſtſetzungen erfolgt. Aber thatfählih waren dieſe 
Mächte ſchon Alliirte, insbefondere handelte es fi bei Sachſen nur noch um bie 
Bollziehung ver Form und die Beftimmung des Preifes, den der Beitritt zur 
Koalition einbringen follte, 

Dies war die thatfächliche Lage ver politifchen Verhältniſſe in ver erften 
Hälfte des Sommers 1756. 

König Friedrich hatte einen Augenblid gehofft, durch den Weftminfter-Bertrag 
gegen alle Verwidlungen und Anfeindungen ficher geftellt zu jein. Aber die drohende 
große Gefahr zeigte fih ihm, als Rußland vie Ratifikation des Bündniſſes mit 
England verweigerte und fchlieglih nur in einer Form bafjelbe acceptiren wollte, 
welde die Tendenz gegen Preußen offen an der Stirn trug. Weiter aber gieng 
dem König aus ficherften Quellen über die Pläne Defterreihs und feiner Allüirten 
Kunde zu, welche ihm zeigte, daß er am Nande des Abgrundes ftehe. Friedrich 
fühlte, vaß ein Kampf auf Yeben und Tod bevorftand; er ſah, wie das Net faft 
ganz über feinem Haupte fih zufammengezogen hatte und daß es im dieſer Lage 
nur Gin Mittel der Rettung gab. Es war ein Glüd, daß die Nachrichten, welde 
der König erhielt, in dem entſcheidenden Punkte, ver Stellung Sachſens, um ein 
Weniges über das Thatfähliche hinausgingen und fo den König antrieben, um fo 
eher den fühnen, aber nothwendigen Schritt zu thun. Die Offenfive zu ergreifen 
und met dem Angriff vie noch nicht vereinigten, noch nicht fertig gerüfteten Mächte 
zu überrafhen war bie einzige Rettung, fo gewiß ed war, daß damit auch bie 
Gegner fofort zu feftefter Vereinigung geführt werden würden. Mit ver Off 
pation Sachſens, viefes Schlüfjels zu Preußen, eines Landes, das für bie 
Kriegführung reichfte Mittel bot und immer zur Schabloshaltung dienen fonnte, 
war die Kette der Gegner durchbrochen und ihnen eine Hauptbafis der Operationen 
entzogen, war dem Feinde ein unerfeglicher Borjprung abgewonnen. Die Haupt: 
kraft der preußischen Heeresmacht, die Hanptfraft Preußens lag in der fchnellen 
Bereitihaft zur Dffenfive; dieſe Kraft zu nutzen, dadurch ſich die einzige Mög- 
lichkeit einer fiegreihen Vertheidigung gegen die ungehenerfte Uebermacht zu ſchaffen, 
war der König entjchloffen. 
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Wer könnte heute leugnen, daß Friedrich der Große den gerechteften Ver⸗ 
theidigungskrieg troß des Angriffes führte? Wer kann behaupten wollen, daß bas 
Recht der Seibftvertheidigung nur jo weit gehen darf, Mittel zu ergreifen, bie 
feine Rettung zu bieten vermögen und nur dann zur Vertheidigung ſchreiten zu 
dürfen, wenn es zu fpät ift? In der neueren Geſchichte läßt fi mit den Ber- 
hältnifjen bei Beginn des fiebenjährigen Arieges, insbefondere mit dem Verhalten 
Friedrichs gegen Sachſen, vielleiht nur noch ein Vorgang, nämlich der englijche 
Angriff auf Kopenhagen im Jahre 1807, vergleihen, doch mit dem weſentlichen 
Unterſchiede, daß Friedrichs Yage eine unendlich gefährlichere ald die Englands 
war. Es heißt nicht blos jedes politifchen Urtheils, es heißt jedes wahren mora= 
lichen Gefühls, jedes Gerechtigkeitsſinnes entbehren, Alte der nothwendigſten 
Selbftvertheivigung, wie die im Rede ftehenven, als rohe Gewaltthat wider vie 
Unſchuldigen und Schwachen zu verjchreien. Die Staaten, welche fi in ähnlicher 
Lage nicht zu ſolchem höchften Muth aufzufhwingen wiſſen, find, wie vie Geſchichte 
zu deutlich zeigt, dem Untergang verfallen und haben ihn verbient. 

Friedrih der Große hatte feinen Eutſchluß gefaßt, doch ehe er zur Aus« 
führung ſchritt, forderte er zur Rechtfertigung vor feinem Alliirten und vor Europa 
Erklärungen über die Abfichten Oeſterreichs. Die berechnet zweideutigen und. böhni« 
hen Antworten, vie dem preußifchen Geſandten in Wien zu Theil wurben, ließen 
feinen Zweifel und feinen Ausweg. 

Der König brach am 28. Auguft 1756 nad Sachſen auf. Am 10. Oktober 
ſchlug er die Defterreiher unter Braun bei Lowofig in Böhmen, am 15, Oktober 
ergab ſich das fähfifche Heer bei Pirna. Sachſen war aus der Reihe der Gegner 
ausgeftrihen, das Land in vollem Befige ver Preußen. 

Die Wirkungen, welche Friedrich der Große bei dem Einfall in Sachſen als 
unvermeidlich betrachtet hatte, traten alsbald ein. Man fühlte in Defterreid 
weniger ben ſchweren Nachtheil, welchen für ven Krieg die Okkupation Sachſens 
brachte, als daß man glüdlih war, dur den Angriff Friedrichs die große Koa- 
lition jofort ins Leben und in Wirkſamkeit gerufen zu fehen. Am 12. Januar 1757 
wurde das Offenſivbündniß zwifchen Defterreih und Rußland, am 21. März ein 
gleiches zwiſchen Defterreih, Yranfreih und Schweren, am 1. Mai (öfterreichifcher- 
feits ratificirt am 14. Juni) das Kriegsbündniß zwiſchen Defterreih und Frank— 
reich abgejchloffen. Die Grundlagen der Vereinigung, welche bereits in der erften 
Hälfte des Jahres 1756 von den alliirten Mächten ins Auge gefaßt worven 
waren, erhielten in dieſen Verträgen ihre nähere Feſtſtellung. Die alten Ideen 
einer Zerftüdelung der preußifhen Monarhie und die Zurüdführung dieſer auf 
ein ſchwaches Churbrandenburg follten durch den großen Koalitionskrieg verwirk- 
licht werben; Schleſien, die Grafihaft Glatz und das Fürſtenthum Croſſen in 
einer geeigneten Arrondirung waren für Defterreih beftimmt, das Herzogthum 
Magveburg, der Saalkreis und das Fürſtenthum Halberftabt für Sadfen, Bor- 
pommern für Schweven, Gleve für die Pfalz; Preußen fiel Rußland zu. 

Zu den genanhten Gegnern traten noch zwei andere Mächte, die eine mit direkter 
und materieller Unterftügung, die andere ihrer Natur nad mit geiftigem Antrieb 
und geiftigen Waffen. Nah dem Einfall Friedrichs in Sachſen leitete der Reichs— 
bofrath den Proceß gegen ven König von Preußen wegen Yandfriedensbrud ein, 
und wenn es- auch mit zur Acht kam, fo beſchloß doch ver Reichstag mit 
Majorität am 17. Januar 1757 den Reichserefutionäkrieg. Der andere Gegner 
war ber Papft und das katholiſche Intereſſe. So wenig Defterreih und feine 
Aliirten daran dachten und daran denken konnten, ihrem Kampf den Charakter 
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eines Neligionsfrieges zu geben und fo fehr fie fi vielmehr bemühten, vie 
Beſorgniſſe zu verfcheuchen, als fei es auf eine Verfolgung und Unterprädung 
ver Evangelifdhen im Reiche abgefehen, fo gewiß war andererfeits, daß ter Gedanke, 
die größte proteftantifche Kontinentalmacht niederzumwerfen, für bie Allianz zwilchen 
ven beiden katholifhen Großmächten ein entjcheivendes Moment war. Der Bapft 
bat von dieſem Gefihtspunft aus die Bildung der Allianz zwifchen Oeſterreich 
und Frankreich aufs Eifrigfte gefördert und Ludwig XV. fand in dieſer Ausficht 
die Hauptberehtigung, das ganze Syſtem feiner Politik umzuwandeln. 

Gegen diefen großen Bund, welchem aller natürlichen Berechnung nad) es ein Leich— 
tes fein mußte, Preußen zu erbrüden, blieb Friedrich dem Großen England als ein- 
ziger Allitrter, mit welhem am 11. Jan. 1757 das Kriegsbündniß abgejhloffen wurde. 

So begann der große Kampf im Frühling des Jahres 1757. Friedrich gebot, 
das engliſch-hannbver'ſche Hülfsheer eingefchloffen, über eine Heeresmacht von 
190,000 Mann, die Gegner traten -ihm in der Stärke von 250,000 Mann 
entgegen. Friedrich Kriegspları ging in den allgemeinften Zügen, bie ſich während 
des Krieges im Wefentlihen erhielten, dahin, den einzelnen Gegnern Heere 
entgegen zu ftellen, bie ihr Vorbringen in bie preußiihen Staaten aufhalten 
follten, während er felbft mit der Hauptheeresmacht offenfiv gegen die Hauptpunfte 
und Hauptmaffen ver Feinde fih wandte, und insbefondere fein Bemühen darauf 
richtete, ein kombinirtes Handeln der Feinde, fowie eine Bereinigung ihrer Heere 
zu vereiteln. So wurden und blieben eine Reihe von Jahren hindurch Heilen, 
Weftphalen und Thüringen nach Weften, das Königreih Sachſen und Schlefien, 
Preußen, Pommern und die Mark im Süden, Often und Norven Kriegsſchauplätze. 

Der König eröffnete den Feldzug mit der Offenfive gegen Oeſterreich; va 
die Gegner mit der Rüftung ihrer Truppen noch in Rüdjtand waren, wollte er 
durch einen Hauptfchlag feinen wichtigften Gegner, Defterreih, noch ehe es von 
den Allianzen Bortheil gezogen, nieverjtreden. Es ers dem König die Gegner 
zu täufchen und unvermuthet rüdte Friedrich der Große mit dem Heere in ben 
Tagen des 18.— 20. April in Böhmen ein. Aber dem erften glüdlihen Kampf bei 
Prag, Schwerins legtem mit dem Heldentod errungenen Siege (6. Mai 1757), 
folgte Mißgeſchick über Mißgeſchick. Der König felbft wurde von Daun bei Kollin 
(18. Juni 1757) gefchlagen, Böhmen mußte geräumt werben und die Defterreicher 
drangen in Schlefien ein. Am 28. Juli erlitt der Herzog von Cumberiand von 
den eg nn die Niederlage bei Haftenbed; am 30. Auguft flug Aprarin ven 
General Lehwald bei Grofjägerndorf; am 7. September Nadaspi den General 
Winterfeld bei Görlitz, eine ſchwerſte Niederlage, da Winterfeld in der Schlacht 
fiel; am 8. September ſchloß ver Herzog von Cumberland die Konvention von 
Klofter Seven, welche Friedrich der Unterftügung des einzigen Alliirten beraubte 
und ihn im Weften ganz bloß ftellte; die Schweden drangen im Monat September 
in Pommern und bis nad der Mark vor; Hadik fam auf einem Streifzug bis 
nad Berlin und der Oberfeloherr in Schlefien, Herzog von Braunſchweig-Bevern, 
feines Rathgebers Winterfeld beraubt, gab einen wichtigen Poften nad dem andern 
in Schlefien Preis. Dem König zeigte fi) feine verzweifelte Lage im klarſten Lichte, 
aber indem er felbft der Hoffnung entfagte, dem von allen Seiten her hereinbrechenven 
Unglück Stand zu halten, erhob fic feine Thatfraft, feine Auspauer und die Uner- 
fhöpflichkeit feines Geiftes zu einer Höhe ohne Gleichen, welde den Gedanfen 
einer jchimpflihen Unterwerfung als eine Unmöglichkeit weit abwies 3). 


3) Der Brief an die Markgräfin von Baireutb vom 17. September 1757 (Oeuvres XXVII 
p- 308) ift der fchönfte und ergreifendfte Ausdruf der Stimmung und der Entichlüffe Friedrichs. 
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Inzwiſchen gewannen die VBerhältniffe auch eine befiere Wendung. Die Ruffen 
zogen ſich in Folge heimischer Intriguen, die fi an ven vermutheten balvigen 
Tod der Kaiferin Elifabeth knüpften, aus Preußen zurüd; in England befeftigte 
fih enplid das Minifterium nad langen Krifen und William Pitt erhielt vie 
Leitung der Geſchäfte. Mit dem großen König ging ver große Gemeine fortan 
Hand in Hand. Der glüdlihe Erfolg dieſer Entwidelung zeigte ſich alsbald in 
der Aufhebung der Konvention vom Kloſter Seven. Das engliſch-hannöver'ſche 
Heer trat von Neuem auf den Kriegsjhauplag und unter ver Führung bes nad) 
Friedrihs Wahl beftimmten Feldherrn, Ferdinants von Braunfchweig, ift es für 
Friedrich eine unſchätzbare Stüge geworden, Aber das Entjcheidende, um bie 
Geſchicke des Verderbens zum Stillftand zu zwingen, that Friedrich der Große 
felbft. Der König hatte fi im September zuerft nad; Weften gewandt, um bie 
Fortfchritte der Franzojen und der Reichsarmee zu hindern. Am 5. November 
fam es bei Roßbach zur Schlacht, die das feindliche Heer in nichts auflöste, 
Aber kaum hatte fi der König hier Sicherheit verſchafft, jo rief ihn ber troftlofe 
Stand der Dinge nah Schlefien; wie fehr er eilte, bei feiner Ankunft war 
Breslau fhon gefallen (24. November) und in ganz Ochlefien erhoben fi nod) 
einmal alle ver öfterreihiichen Herrſchaft befreundeten Elemente zu einer für 
Preußen gefährlichften Haltung. Der König hatte ein Heer von 32,000 Dann 
um ſich verfammelt, ein Heer faft nur aus preufifchen Landeskindern. Gegenüber 
der äußerſten Gefahr, gegenüber dem Kampf um vie Eriftenz, den in biefer 
Bedeutung wie der König jelbft, fo jeder Soldat mit Bewußtfein erfaßte, durd- 
drang das Heer ein begeiftertes Gefühl, die eigene, die vaterländiſche Sade in 
der Sache ihres Königs und Feldherrn zu vertheidigen, und von bem gewaltigen 
Wort des Königs ergriffen ging es mit einer reubigfeit und einem Kampfes- 
muth in die Schladht, die eine der herrlichſten Züge in ber Kriegsgefchichte 
bilden. 

Am 5. December flug Frievrih das über 80,000 Mann ftarke Heer ver 
Defterreicher unter Karl von Lothringen bei Leuthen aufs Haupt. Die Preußen 
hatten einen Berluft an Todten und Verwundeten von 5000 Mann, die Oefter- 
reicher einen mindeftens doppelt jo großen an Todten und VBerwundeten, und 
außerdem eine Einbuße von 12,000 Gefangenen und 116 Kanonen. Karl von 
Lothringen floh mit dem Ueberrefte feines Heeres nad) Böhmen. Fouqué ſchlug 
die Defterreicher noch einmal bei Yandshut, Breslau kapitulirte am 19. December 
und mit dem Schluß des Jahres war der König Herr von Schlefien. 

Der Feldzug von 1757 verbient noch in doppelter Beziehung ins Auge 
gefaßt zu werben. Die Siege Friedrichs, vor Allem der von Roßbach, riefen 
nämlich für den König die nationale Begeifterung in ganz Deutfchland wach; fortan 
ward mit dem preußifchen Interefje die deutſche Sache ibentificirt und der Fürft, 
weldher die Franzoſen, von deren Unthaten die verwüfteten Landſchaften Zeugniß 
ablegten, niebergeworfen, wurde ald der Erretter Deutjchlands gefeiert. Es waren 
andererfeitd bie Schlachten viefes Jahres von befonverer Bedeutung für vie 
Kriegskunft, indem der König in ihnen fein Syftem ver ſchiefen Schlachtordnung 
zur Entwidelung bradte. Die Schlaht bei Yeuthen war „das Refultat aller 
Erfahrungen, ein Werk ohne fehler und ftellte Frievrih den Großen in bie 
Reihe ver erften Feldherrn aller Zeiten. Diefe Schladht wird immer ein Monument 
des Genius des großen Feldherrn, der Mandvrirfunft und der Tapferkeit der 
Armee bleiben, fo lange die Nachwelt fih um unfer Zeitalter befümmern wird.” 
(Scharnhorft.) 
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Friedrich trug ſich nach dieſen glüdlihen Thaten eine Zeit lang mit Frievens- 
hoffnungen, doch zeigten fie fi bald als unbegründet. 

Sp nahm der Krieg feinen Fortgang. Friedrich ftellte außer den Beſatzungen 
in ven Feftungen 145,000 Mann ins Feld. Die Heeresmacht der Gegner betrug 
nicht weniger als 300,000 Mann. Der König ergriff wieder die Dffenfive. 
Unerwartet erfhien er vor Olmüg und begann die Belagerung. Aber von Dane 
allmählig umringt, mußte Friedrich die Belagerung wieder aufheben und zog fi 
trefflih mandvrirend durd Böhmen nad Schlefien zurüd. Bon hier eilte er gegen 
die Rufjen, welche durch Polen ihren Weg genommen und fi dann gegen Küftrin 
gewandt hatten, die furdtbarften Gewaltthaten übend und das Land mit Plünve- 
rung und mit Sengen und Brennen verheerend. Am 11. Auguft brad der König 
von Landshut auf, vereinigte fih am 22. mit Dohna bei Küftrin und griff am 
25. Auguft den General Fermor bei Zorndorf an. Die Schlaht währte von 
8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends; fie gehört zu den blutigften, welche vie 
Geſchichte kennt; die Preußen hatten einen Verluft an Todten und Verwundeten von 
11,000 Mann, die Ruffen einen folhen von 21,000 Mann. Dies ift Seypligens 
großer Tag, der ſchon bei Roßbach fo ruhmvoll gefämpft. Er war es, der mit 
feinen Reiterfchaaren zweimal am Tage, fowohl beim Angriff des linfen als bes 
rechten preußifchen Flügels, den Sieg entſchied. 

Die weitere Beobadhtung der Ruſſen Dohna überlaffend, wandte ſich ver 
König jetzt wieder gegen die Defterreiher, die unter Daun und Laudon ven 
Prinzen Heinrich beprohten, welder fih in Sadfen mit größtem Gefchid zu 
behaupten gewußt hatte. Daun wi ver Schladht mit dem König aus. Aber als 
biefer ihm nah Bauten bin folgte und ver fefteften Stellung der Defterreicher 
gegenüber eine ganz unhaltbare und bloßgeftellte für das Lager wählte, in vem 
Ölauben daß Daun nie angreifen würde, zeigte fi ter Sieger von Kollin 
noch einmal als gefährlichfter Gegner und überfiel am Morgen des 14. Oftobers 
das preußiſche Heer bei Hochkirch. Die Preußen fonnten ſich troß verzweifelten 
Kanıpfes nicht halten; der VBerluft betrug an 10,000 Todte und Verwundete, nebit 
100 Gefhügen. Der König verlor nicht ven Muth; das Bewußtfein die Nieder 
lage verfchuldet zu haben, fpornte ihn nur um fo mehr an, und als Daun fid 
anſchickte Dresven zu belagern, eilte er aus Sclefien nad Sachſen zurüd, worauf 
Daun nad Böhmen zurüdwidh. Im Weften hatte Herzog Ferdinand die Franzofen 
bei Erefeld gejhlagen (23. Juni) und wiewohl fpäterhin wenig glüdlih, doch fid 
zu behaupten gewußt. 

Friedrichs Ausfichten für den Frieden am Schluß des Jahres 1758 waren 
no trüber als Ende 1757. In Franfreid) wurde Karbinal Bernis, der in feinem 
Eifer für die Sache Defterreihs ſchon ziemlih lau geworben war, geftürzt 
(1. November) und an feine Stelle trat der Günftling der Pompadour, Choiſeul, 
einer der eifrigften Vertreter der äfterreichifch-franzöfifhen Allianz , der bisher 
Gefandter in Wien geweſen war. Ein für Defterreih nod immer äußerſt günftiger 
neuer Vertrag wurde zwifchen beiden Mächten am 30. December 1758 abgeſchloſſen. 
Insbefondere aber fand das Wiener Kabinet jet vie lebhaftefte Unterftügung an 
der Kaiſerin Elifabeth. 

Für den König zeigte fich in dem neuen Feldzug (1759) ſofort als wichtigfte Auf- 
gabe, die — des öſterreichiſchen und des ruſſiſchen Heeres zu verhindern. 
Nachdem jedoch General Wedell, der die Ruſſen am Vordringen hindern ſollte, 
bei Kay von ihnen geſchlagen worden und das ruſſiſche Heer in Folge deſſen 
bis nad Frankfurt gegangen war, bewirkte Laudon, der von Daun detachirt 
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worden war, am 3. Auguft feine Bereinigung mit bemfelben. Friedrich übergab 
nun das Kommando in Schlefien dem Prinzen Heinrich, ließ Fink als Befehls- 
haber in Sachſen und übernahm felbft die Führung des Heeres gegen bie vereinigte 
öfterreichifcherufftfche Macht. Der König war zur Schlacht entfchloffen, um jedenfalls 
die Bereinigung ber beiden Gros der alliirten Armeen zu verhindern und griff 
(12. Auguft) bei Frankfurt die Ruffen an, welche auf den Kunersporfer Höhen 
ihre Stellung genommen hatten. Schon ſchien der Sieg den Preußen gewiß, aber 
ber König, welcher mit dem gewonnenen Rejultat nicht zufrieden war, verwandelte 
durch die geforderte Ueberanftrengung den Sieg in die jhredlichfte Niederlage. 
Der preußifche Berluft betrug 17,000 Todte und Verwundete, der König felbft, 
ber in verzweifelter Stimmung faft den Tod fuchte, wurde mit Mühe aus dem 
Feuer fortgeführt. Den Ueberreft des preufifchen Heeres rettete, daß die Ruffen 
trog der Bitten Laudons und Dauns nad) dem Siege weder verfolgen noch überhaupt 
das Geringfte weiter thun wollten. Aber aus der Troftlofigkeit der erften Tage, — 
wer fennt nicht den furchtbaren Brief an Graf Finkenftein, — raffte ſich der König 
bald wieder zur alten Thätigfeit auf; er eilte nah Sadfen, wo Daun nad) ber 
Einnahme von Dresden eine fefte Stellung genommen hatte und wollte ihn 
durch eine Schladht zwingen, Sachſen wieder ganz zu verlaffen. Aber das Unglüd 
des General Fint bei Maren, der vom König Daun in den Rüden geſchickt, felbft 
durch Daun vom König abgefhnitten und zur Kapitulation genöthigt wurde 
(20. November), vereitelte alle Pläne Friedrichs gegen Daun, mit dem er num 
doch ven Beſitz Sachſens theilen mußte. Glücklicher als der König hatte Prinz 
Verbinand gefämpft. Er brachte den Franzofen am 1. Auguſt eine entſcheidende 
Niederlage bei und drängte fie darauf aus Kaffel und Münfter bis Marburg und 
Branffurt zurüd, 

Friedrich der Große ſah, daß feine Lage fih im letzten Jahre weſentlich ver- 
f&hlechtert hatte, er fah, wie die Kräfte, über die er gebieten fonnte, mehr und 
mehr fi aufzehrten. Begierig griff er paher nad) jevem Ausweg, ver ihm Rettung, 
Frieden bringen konnte. Er fuchte eine Allianz mit den Dsmanen, mit Dänemark 
zu Stande zu bringen, er fuchte Frankreich für einen Separatfrieven zu gewinnen, 
er fuchte Sardinien und Spanien in Italien gegen Defterreich zu treiben: doch 
alle Bemühungen waren vergeblich. Die Lofung blieb der Kampf. 

Der König konnte für den Feldzug von 1760 fein Heer nicht höher als auf 
90,000 Mann bringen, mit denen er gegen eine Heeresmadt von 280,000 zu fteben 
hatte. Prinz Heinrich follte nach dem Plan des Königs die Vereinigung der Defter- 
reicher und Ruffen verhindern, er felbft wollte ven Hauptichlag gegen Daun in 
Sachſen führen, um dies wieder zu gewinnen. Die Niederlage Fouqués bei Yandshut 
(23. Juni) nöthigte indeß den König vorerft fih nad Schlefien zu wenven. Am 
15. Auguft ſchlug er Laudon bei Yiegnig und nachdem er Berlin, das Tottleben und 
Lasch genommen, entſetzt hatte, z0g er gegen Daun, ven er bei Torgau traf. 
Der Beſitz Sachſens war ein Preis, um ven Friedrich, und um den aud das 
Wien er Kabinet jedenfalls eine Schlacht geliefert wiffen wollte. Daun ftand auf 
den Höhen, welche fih abfallend gegen Torgan und die Elbe erftreden; ber 
König wollte ihn umgehen, im Rüden angreifen und wenn diefer Moment gefom- 
men, jollte Zieten zugleich in der Front den Angriff machen. Zieten entſchied zu 
Gunſten Preußens das Geſchick der Schlacht, die bis tief indie Nacht fid) hinein- 
308 (3. November). Daun zog fih nad Dresden zurüd, das er hielt. Das übrige 
Sachſen fiel in Friedrichs Hände, 

Die Weftarmee hatte in dieſem Jahre mit wenig Erfolg gefämpft. Herzog 
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Ferdinand konnte Kaſſel nicht behaupten und mußte ſich hinter die Diemel zurüd- 
ziehen. Göttingen fiel in die Hände der Franzoſen und konnte nicht wieder genom- 
men werben. 

Inzwifhen war ein Greignif eingetreten, das für vie nächſte Entwidelung 
wie für bie weitere Politit des Königs die tiefgreifenpften Folgen haben follte. 
König Georg II. von England ftarb am 25. Dftober 1760. Mit dem Regierungs- 
antritt feines Enfels, Georgs III., ftellte fih der Macht Pitts der Einfluß eimes 
Mannes entgegen, der aus der Günftlingichaft ven Anſpruch herleitete, ver leitende 
Minifter Englands zu werden, um als folder ven König der Abhängigkeit von 
dert parlamentariihen Faktionen zu entreißen. Lord Bute war wie fein junger 
Königliher Gönner nichts weniger als ein freund und Bewunderer Friedrichs, und 
diefe Stimmung trat fehr bald hervor. Pitt hatte noch Autorität genug, um bie 
Erneuerung des Subfivientraftats (12. December 1760) durchzuſetzen. Aber über 
den Friedensverhandlungen mit Franfreih, die auf Choifeuls Antrag angelnüpft 
worben waren, fah er felbft bereits im Oftober 1761 fich genöthigt zu refigniren, 
als das Kabinet feine Forderung verwarf, nah Abbruch der Verhandlungen mit 
Franfreih nicht nur gegen diefes, ſondern aud gegen Spanien wegen feines feind- 
feligen Auftretens ven Krieg zu führen. Pitts Forderung ftügte fih auf die Kenntniß 
von dem Abſchluß des Yamilientraftats zwiſchen Frantreid und Spanien. (Der 
förmlihe Abſchluß fand ftatt am 15. Auguſt). Aus dieſer Thatſache erklärte ſich 
das plögliche fonderbare Verlangen Choifeuls bei ven Verhandlungen, daß die Strei- 
tigfeiten Englands mit Spanien in dem Frieden mitzuerlevigen feien und die fichere 
Sprade, mit der franzöfifcherfeits für den Fall der Ablehnung viefes Berlangens 
der Abbruch der Verhandlungen angefündigt ward. *) 

Der König verlor in Pitt den befreundeten Staatsmann, der in der Allianz 
mit Preußen ein Lebensinterefje Englands und in der thätigen Unterftägung 
Friedrichs, ſowie In der Sicherung deſſelben gegen feine Feinde bei einem Friedens: 
ſchluß Englanos die Ehrenpflit der Krone und des Bolfes von England ſah. 

Wiewohl nun Lord Bute kurze Zeit nad) dem Rücktritt Pitts ſah, daß 
Spanien das Londoner Kabinet aufs gröblichfte Hintergangen hatte und ver Krieg 
mit dem Beginn des neuen Jahres (4. Januar 1762) gegen Spanien erklärt wurde, 
fo blieb dod der Entſchluß dieſes Minifters feft, dem König von Preußen vie 
Subfivienunterftügung zu entziehen. Diefe Maßregel follte nad der Auffaffung des 
englifchen Minifters ein Mittel zur ſchnellern Herftellung des Friedens fein. In welcher 
Weiſe Bute diefe Hinweifung auf den Frieden verftand, das ergab ſich nicht nur 
daraus, daß er ſchließlich den Frieden mit Frankreich einfeitig abſchloß und babei 
Preußens Interefie gegen das aller andern alliirten Staaten gefliffentlich preisgab >), 
fondern viel mehr nod aus der Art und Weife, wie er die Feinde Preußens für 
ı ben Frieden zu gewinnen fuchte. Es bleibt auf Lord Butes Namen ver ſchwere 
Makel, ein Makel, ven England am wmenigften feinem Minifter verzeihen darf, 
- daß er bie Gegner Friedrichs zu legten großen Anftrengungen antrieb, um fich einen 

vorteilhaften status quo zu berſchaffen und Friedrich dem Großen die Hoffnung 


4) Der König fpricht über diefe Verbältniffe ausführlich in der bistoire de la Guerre de 
sept ans. Chap. XVI. (Oeuvres V, pag. 154.) Rriedrich zeigt ſich volllommen über die Lage 
der Dinge in England unterrichtet. Im die Haltung des Minifteriums kennen zu fernen, in dem 
auch bier der Herzog von Newcaftle die Fomifchfte Figur fpielt, muß man die Bedford Correspon- 
dence, vol. Ill, pag. 48 ff. nadhlefen. 

5) Pitts Rede vom 9. December 1762 über die Kriedendpräfininarien mit Frankreich in dem 
Paffus bezüglich Preußens, ift ein vernichtendes Urtheil üter Bute. 
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zu benehmen, daß er die Integrität feines Befigftandes als die oberfte Bebingung 
für den Frieden fernerhin aufrecht halten könne 6). 

Die Wirkung der Politit Lord Butes ift die gewefen, ven König für eine lange 

und wichtige Epoche von England zu trennen; in der fchredlihen Page, in wel— 
her ſich Friedrich der Große befand, machte auf ihn das Preisgeben feiner Ehre 
und feiner Intereffen Seitens Englands einen unauslöfhligen Eindruck; „dieſe 
ireulofe Politif erfüllte ven König mit einer tiefen und bittern Abneigung gegen 
den engliihen Namen und führte Wirkungen mit fih, bie noch jegt in der civi— 
lifirten Welt empfunden werben. „(Macaulay.)“ 
Schon beim Schluß des Feldzuges von 1760 war Friedrichs Lage eine fehr 
ungünftige gewejen, ver Feldzug von 1761 aber hatte fie in einer Weife verfchlechtert, 
daß Friedrichs Hoffnungslofigkeit und Schreden über das Schwinden feiner einzigen 
Hülfe, der englifhen Allianz, nur zu begreiflid ift. 

Im Weften hielt Prinz Ferdinand feine Stellung während des Jahres 1761 
noch am beften aufredht; denn wenn auch die Eroberung Kaſſels mißlang, fo ver- 
mochte er dod) wenigftens das Hannöverifche und Braunſchweigiſche zu hüten. Auch 
Prinz Heinrid behauptete gegen den unthätigen Daun den Befig von Sadfen, fo 
weit als es am Schluß des vergangenen Jahres wieder hatte genommen werben 
können. Dagegen hatte der König die Vereinigung der Ruffen und der Defterreiher 
unter Yaubon wie im vorigen Jahre, fo aud in biefem Jahre nicht verhindern 
fönnen und fuchte feine Rettung gegen ihre gemeinfane Aktion in dem Lager von 
Bunzelwig bei Schweibnig, das er in eine fürmlihe Feſtung umfhuf. Aus dem 
drohendſten Verderben riß ihn das Verhalten der Ruffen, welche plögli fi 
von den Defterreihern trennten nnd den Heimzug antraten; doch vermochte Friedrich 
die Eroberung der Feſtung Schweidnig durch Yaubon nicht zu verhindern, welde ven 
Defterreihern den Befig des Gebirges verfchaffte und ihnen geftattete, in Schlefien 
jelbft ihre Kriegsquartiere zu nehmen. In Pommern hatte der unermüdliche Belling 
zwar die Schweben aufzuhalten gewußt, jo daß fle fi darauf beſchränken mußten, 
Schweriih- Pommern Winterquartiere zu nehmen, aber ven Ruſſen fiel Kolberg, das 
jo lange vergeblih das Ziel ihrer Bemühungen gewefen, in die Hände und damit 
zugleich ein großer Theil ver Provinz. _ 

Nah jehsjährigem Kampfe ſah der König mit dem Ende des Jahres 1761 
ganz Preußen, Hinterpommern und bie Neumark in dem Befig der Ruffen; " vie 
weftlihen Provinzen waren größtentheild in der Gewalt der Franzofen; der frucht— 
barfte Strih von Schlefin, am Abhange des Gebirges, war den Defterreihern 
zugefallen, die Oberlaufig, Thüringen und Sadfen waren zum Theil in ben 
Händen der Gegner. In den Yanden des Königs lagen Handel und Gewerbe ganz 
darnieder, und wo der Feind nicht dauernd ſich hatte feſtſetzen können, da ließ er 
als furdtbare Erinnerung eine völlige Verheerung, Seuchen und Hungersnoth 
zurück. Die Menfchen irrten in einzelnen Landftrihen wie die Heerden umher, 
ohne Wohnung, Kleidung und Nahrung und wie im breifigjährigen Krieg fiel 


6) Lord Butes Depeiche zur Nechtfertigung der gegen ibn erhobenen Befchuldigungen an 
Sir Andrew Mitchell (bei Adolpbus und in den Mitchell papers) ift gang nichtöfagend. Wenn 
Lord Bute die Auffafjung des ruffiichen Sefandten, wornach Lord Yute Peter gegen Preußen zu 
treiben fuche, für ein Mißverſtändniß erflärt, fo bätte der Ford doch fagen follen, wie feine Aeuße— 
rungen anders verftanden werden Fünnten. Es wird aber auch in guten Quellen verfichert, daß fich 
nach Wien bin Lord Bute ganz in ähnlicher Weife, wie ihn der ruffiiche Gefandte mißverſtanden hatte, 
— — ließ und wie endlich find die urfundllichen Belege, welche Schloffer beigebracht, miß— 
zuverftehen! 
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Land und Bevölkerung einer gräßlichen Verwilderung anheim. So boten dem König 
bie eigenen Lande, deren Anblid ihn mit Gefühlen des tiefften Schmerzes erfüllte, 
immer weniger Hülfsmittel, zugleich aber waren Sachen — das ihm nun fogar zum 
Theil entrifjen worden — und andere Gebiete, wie Meflenburg, Anhalt, vie in 
ben erften Zeiten eine unfhägbare Duelle für die Kriegsführung gewejen waren, 
allmählig volftindig ausgefaugt worden und die größte Erpreffung brachte nur 
noch ſchwache Erträge. Der fteigende Geldmangel hatte Friedrich dazu gezwungen, 
die Münze immer mehr zu entwerthben, aber fhon war ein Punkt erreicht, ber 
faum noch überfchritten werben fonnte. 

Das Heer war in ven fortgefegten Feldzügen ſtark zufammengefchmolzen, 
ber alte trefflihe Kern faft ganz verfhwunden. Die Armee war mangelhaft aus- 
gerüftet und ſchlecht gefhult, und vor Allem war ihr Geift und ihre Haltung 
tief gefunten, venn bei der wachſenden Schwierigfeit der Refrutirung war in vie 
Reihen des Heeres eine Menge des verworfenften Volks eingedrungen, welche bie 
firengfte Disciplin nit zufammen zu halten vermodhte, und die für den Kampf 
geringe Sicherheit boten. Dazu fam, daß ber Krieg die Reihen der Führer — 
der niederen wie höheren Officiere — unverhältnißmäßig gelichtet hatte, ein 
ebenfo großer Ruhm für das Officierforps, als ein unerfeglicher Berluft für das 
Heer. Bon den Feldherrn, mit denen der König den Krieg begonnen, waren bie 
meiften dur den Tod oder fonftige Umftände ihm entriffen, eine Helvengenoffen- 
haft, unter denen Schwerin, Winterfeld, Keith, Morig von Deſſau, Fouqu her- 
vorragen. 

Son dem einzigen Allüirten, England, feinem Schidfal überlaffen, blieb dem 
König in Bezug auf die Verbindung mit anderen Mächten feine andere Ausſicht, 
als die Möglichkeit die Pforte und den Tartarenhan der Arimm, mit benen 
Friedrich in freumdfchaftlihe Verbindung getreten war, zu Diverfionen gegen 
Defterreich und Rußland zu vermögen, eine Ausſicht, von der der König ſich micht 
verhehlte, auf wie unfiherem Grunde fie beruhte. 

In einer fo Hoffnungslofen Lage trat dem König der Gedanfe wieder nahe, 
ber bei ſchweren Unglüdsfällen ſchon mandmal feine Seele erfaßt hatte, und an 
dem Beifpiel des Cato von Utifa, fowie des Kaifers Otho erwies er die Be 
rechtigung zu einem Schritt, der im äufßerften Moment die Pläne ber Gegner 
vereiteln, ihn felbft aber einem Leben von Unehre und Demüthigung entziehen 
follte. 

Inzwifhen ließ Friedrich nichts unverfäumt, um feinen Gegnern bis an vie 
äußerfte Grenze des Möglihen Widerſtand zu leiften. Sein Plan für den nächften 
Feldzug (1762) war, die gefammten Streitkräfte zu vereinigen und mit der ganzen 
Armee der Reihe nah die verſchiedenen Heerkörper der Feinde anzugreifen 7). 
Aber während der König bei dieſen Entſchlüſſen fich felbft fagte, daß er nichts 
erhlide, was fein Berberben aufhalten oder befhwören könne, war ſchon das 
Greigniß eingetreten, welches in Erfa ver verlorenen Unterftägung Englands, 
ihm auf einem andern Punkte, anftatt eines hartnädigen Feindes einen enthufia- 
ftiihen Freund geben follte. Am 5. Januar 1762 ftarb Elifabetb von Rußland 
und bie erfte Kunde, welche dem König von dieſem Tobesfalle wurde, brachte ihm 
fhon die Gewißheit einer günftigen Wendung. Czar Peter, als Thronfolger ver 


— 


7) Vergl. hierüber die Korreſpondenz des Königs und des Prinzen Heinrich aus dem Jahr 
1762. (Oeuvres XXIV, 234 seq., auch bei Schöning III. 262 seq) Die betreffenden Briefe 
gehören zu den interejianteften für die Gharakteriftif der fürftlichen Brüder, 
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begeifterte Berehrer Friedrichs, eilte, dem König feine freundſchaftlichen Gefinnungen 
zu verfihern. Alsbald erfolgte der Abſchluß des Waffenftilftandes und die ruſſiſchen 
Truppen traten den Rüdmarfh nach ihren Grenzen an. Am 5. Mai wurde ein 
Friedensvertrag zwifchen Rußland und Preußen und am 8. Juni ein Offenfiv- 
und Defenjiobünbnig abyefhloffen, demzufolge ver Gar ein Hülfskorps zu ftellen fi 
verpflichtete. Die veränderte Richtung der ruffifhen Politit führte auch unmittelbar 
einen Wechfel der Haltung Schwebens herbei, mit dem fhon am 22. Mai ver 
Briede preußifcherfeits gefhloffen wurde. Mit ganz anderen Hoffnungen zog nun der 
König im Frühjahr 1762 ins Feld. 

Während wie bisher Ferdinand von Braunfhweig gegen die Pranzofen 
ftand, übergab Friedrich der Große ven Befehl in Sadfen dem Prinzen Heinrich 
und blieb felbft mit dem größeren Theile des Heeres in Schlefien. Sein Ziel war 
Schweidnitz wieder zu erobern, das Daun mit feinem Heere fügte. Der König 
hatte ſchon alle Dispofitionen zum Angriff auf die Defterreiher gegeben und bie 
Operationen waren zum Theil in der Ausführung, als vie Nachricht von der 
Entthronung Peters und der Thronbefteigung Katharinas, nebft dem Befehl für 
den ruffifhen Feldherrn eintraf, fofort ven Rüchmarſch mit feinem Korps anzutreten. 
Der König bewog Ezernitfher drei Tage in neutraler Haltung auf dem Plage zu 
bleiben, ſchlug die Defterreiher inzwifchen bei Burderstorf (21. Juli) und drängte 
Daun glädlih von Schweidnig ab, das nad drei und jechszigtägiger Belagerung 
fapituliren mußte (8. Oktober). Damit war Sclefien wieder ganz gewonnen. 
Katharina, zuerft die feindfeligften Gefinnungen gegen Friedrich offenbarend, hatte 
ſich fehr fchnell gemäßigt und bewahrte den Frieden mit Preußen. So befam 
Friedrich freie Hand, nah der Siherftellung Schleſiens fih nah Sachſen zu 
wenden. Doch ehe er fam, hatten der Prinz Heinrih und Geivlig bereits am 
29. Dftober den Feldzug durch den Sieg bei Freiberg über Defterreiher und 
Reihstruppen entſchieden. Im Weften hatten die Franzofen nad langem Wiver- 
ftande- das ihnen fo wichtige Kaffel aufgeben müſſen. 

Wenn Jahre lang der Kampf ſich hingezogen hatte, ohne daß bie ſchwerſten 
Schläge, die größten Operationen eine Entſcheidung berbeiführten, und der Friede 
mie ein Unerreihbares bei dem raftlofen Eifer und der eingefleifchten Erbitte- 
rung der Kämpfenden erfchien: fo machte fih nunmehr die unbezwinglihe Gewalt 
der thatſächlichen Berhältniffe fo entſchieden und deutlich geltend, daß in kurzer 
Frift und mit leichter Mühe ver Friedensſchluß zu Stande kam. 

Am 3. November waren die Frievenspräliminarien zwiſchen Franfreih und 
England gezeichnet worden; damit ftanden Defterreih und Preußen fih allein als 
ftreitende Mächte gegenüber und fo fehr erfchien felbft vem größten Feinde, dem 
Wiener Kabinet, die Thatfache feftgeftellt, daß Preußen nimmermehr durch vie 
Waffen von Defterreih niedergeworfen werden fünne, daß es alsbald auf ven 
Borihlag Sachſens zu Frievensunterhandlungen mit Preußen fidy bereit erklärte. 
Am 15. Februar 1763 wurde der Hubertsburger Friede von Preußen mit Defter- 
reih und Sachſen geſchloſſen. 

Das Ergebniß des fiebenjährigen Krieges war die Beftätigung und Sicherung des 
Zuftandes vor dem Kriege, veifelben Zuftandes, der mit dem Dresvener Frieden feft- 
geftellt worden war. Aber wenn ſcheinbar das Refultat des ungeheuren Kampfes ein 
möglichft geringes war, fo lag darin dod ein Moment von größter und bleibender 
weltgefhichtliher VBeveutung. Ganz aus eigener Kraft und in vollfter GSelbft- 
ftändigfeit hatte Preußen gegen bie Anftrengungen aller feiner Gegner, in bem 
europäifhen Staatenfyftem fi in der Integrität feines Befigftandes behauptet, 
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jo gering an Umfang und materieller Kraft es war, bie Stellung einer euro» 
päiſchen Großmacht errungen und gefichert. 

Es ift oft bemerkt worden, daß mit dem Ende des fiebenjährigen Krieges 
das Spftem der europäifhen Pentarchie fich feftgeftellt babe. In dem Sinne, 
daß mit dem Zurüdtreten einer Reihe von Mächten, wie Spanien, Schweden, 
Polen, vie fünf Großmächte, welde wir jest noch als folde bezeichnen, bie 
beftimmenven Faktoren im Staatenfyftem wurden, ift dieſe Bemerkung begründet. 
Wenn dagegen dabei an ein Verhältniß gedacht würde, wonach biefe fünf Mächte, 
bie auftauchenden großen politifchen Fragen mit einander zu behandeln und ſich 
möglichft über eine Ordnung derſelben zu verftändigen, als einen gemeinjamen 
Grundſatz ihrer Politit anerkannt und feftgehalten hätten, fo muß vielmehr darauf 
bingewiefen werben, daß bie Zeit vom Hubertöburger Frieden bis zum Tode 
Friedrichs des Großen eine Zerflüftung des Staatenfyftens und eine Verwirrung 
der Staatenpolitif zeigt, bei der die fünf großen Mächte, ohne irgend welche 
Gemeinſamkeit, und ſelbſt ohne irgend welchen Gedanken an eine Berftändigung 
aller unter einander ſich gegenüberftehen. Als drei Hauptmomente der Epoche müfjen 
aber bezeichnet werben: die fontinentale Ifolirung Englands, die Machtentfaltung 
Rußlauds und die Zurüdprängung des Einflufjes der Weſtmächte auf die Ent- 
ſcheidung der großen ragen des enropäifchen Gleichgewichts. Diefe Momente 
fiehen, wie man fieht, in einem unmittelbaren urfühlihen Zufammenhang. 

Die Richtung, welche die Politif Frievrihs des Großen nah dem Huberts- 
burger Frieden einfchlug, war von der Lage der Dinge, man kann faft jagen, 
gebieteriich vorgezeichnet. England hatte die Allianz mit Preußen muthwillig aufge 
hoben, Sranfreih und Oeſterreich blieben vertragsmäßig Verbündete: jo war von ben 
Hauptmächten des fiebenjährigen Krieges der König auf Rußland hingewiefen, zu dem 
fih Friedrich ſchon darum hingezogen fühlen mußte, weil die Haltung dieſes 
Staates ſchließlich weientlich zur Rettung Preußens beigetragen hatte, Am 11. April 
1764 ſchloß Friedvrih mit Rußland einen Allianzvertrag ab, der 1777 noch 
einmal erneuert, mit dem Jahre 1785 außer Wirfung trat. 

Die - Angelegenheiten Polens hatten Friedrich insbefonvere mit zu biefem 
Bertrag beftimmt und durch den Einfluß auf die Geſchicke Polens ift er von großer 
geſchichtlicher Wichtigkeit geworben. König Friedrich dem Großen ift es nit einen 
Augenblid entgangen, daß die Eriftenz der Republik Polen ald Garantie gegen 
Rußland für die angrenzenden Staaten von höchſtem Werthe fei: aber vie Stär— 
fung und Konfolivirung tiefer Macht hielt er, weil vielleiht auch unmöglich, 
durchaus dem preußiſchen Interefje nicht entjprechend. Die Haltung, welche Polen 
im fiebenjährigen Kriege eingenommen, hatte bei Friedrich jede Sympathie für 
biefes Yand ertödtet, deſſen biftorifches PVerhältnig zu Preußen an und für fid 
ſchon eher zu einem Gegenfag als zu einer Berbindung aufforderte. Es fam hinzu, 
daß die Konfolidirung dieſer katholifhen Macht zu einer erblichen Monardie unter 
einem fatholifchen Finftenhaufe, over überhaupt nur durch feitere VBerfafjungsformen 
bei den damaligen Verhältniffen Defterreih und Franfreih einen britten gewicdhtigen 
Alliirten, dem König von Preußen aber, für welden bei dem natürlichen Ante- 
gonismus gegen Defterreih, die Verbindung der beiden großen fatholiihen Mächte 
ihon gefährlich genug war, den läftigften Nachbar verjchafft haben würde. 

Endlich aber hatte Friedrich ſchon bald nad) ven Schluß des fiebenjährigen 
Krieges die Eroberung des Gebietes ins Auge gefaßt, welches Dftpreußen von 
feinen fonftigen Staaten trennte, und deſſen Befig für die Konfolidirung und ven 
Abſchluß der Monarchie nach jeder Richtung hin von unſchätzbarem Werthe war, 
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ja wenn von hiſtoriſcher Nothwendigleit und Berechtigung zu Erwerbungen geſprochen 
werben Tann, hiernach von Preußen gewonnen werben mußte. 

Für die Politit der brandendurgifhen und preußiſchen Herrider ift dies noth— 
wenbige Beftreben, ven jo zerichnittenen Staat möglihft abzurunden und bie 
Theile deſſelben in fichere Verbindung zu bringen, ein Beftreben, das um fo 
nothwendiger aber auch um fo ſchwieriger wurde, weil es fi vielfah darum 
handelte, fremden Mächten den deutſchen Befit zu entziehen und Deutjchland 
damit mehr und mehr wieder zu einem felbftftändigen Körper zu machen, eine 
dauernde Schwierigkeit gewefen. Insbefondere wurden viefelben dadurch auf dem Ges 
biete der allgemeinen, der europäifchen Politik zuweilen in Richtungen gebrängt, bie 
fie als Herricher mächtiger Reihe, großer abgeſchloſſener Territorien, ſchwerlich 
eingeichlagen haben würden. 

Es ift nöthig, ſich dieſes Verhältniß klar zu vergegenwärtigen, um ein rich- 
tiged Urtheil über die Politif Friedrichs des Großen, 3. 8. gegenüber von 
Schweden und insbefonvere in der polnifhen Frage fällen zu können. 

Die entſcheidende Wendung in dieſer wurde durch die Kriegserflärung ber 
Pforte gegen Rußland im Oftober 1768 herbeigeführt. Friedrich ſah ſich durch 
biefe und bie in dem Kriege alsbald von den Ruſſen davongetragenen Siege im 
die peinlichfte Lage verfegt. Er war vertragsmäßig mit Rußland verbunden, auch 
fonnte er der Allianz dieſes Staates nicht entbehren. Denn wenn ihm aud bie 
Idee einer Berftändigung mit Defterreih, ſowohl zur Sicherung gegen bie 
Macdtentwidelung Rußlands, als gegen die Wiederfehr franzöfifhen Angriffs und 
Eingriffs in Deutfhland nahe lag, fo konnte der König doch im feiner Weife ſich 
fo abhängig von der Verbindung mit Defterreih machen, daß er jede weitere 
Allianz aufgegeben und in der Allianz mit dem Kaiferftaat feine ganze Stüte 
gejucht hätte. Die ganze Politit Defterreich ftritt gegen ſolchen Gedanken; von 
dem: bleibenden Uebelwollen und Miftrauen diefer Macht hatte er täglich Beweiſe 
und das Wiener Kabinet hielt an Plänen feft, deren Ausführung Preußen im 
eigenften Interefje mit allen Mitteln zu befämpfen verbunden war. Bon allen. 
europäifchen Großmächten blieb aber Rußland der einzige Alliirte, den Friedrich 
gewinnen fonnte und der mächtig genug war, Preußen gegen Gefahren, wie fie 
im fiebenjährigen Kriege der Staat beftanden hatte, wirkſamſten Schuß zu 
verleihen. Rußland war die Macht, ohne und gegen welche Defterreih nicht unter- 
nehmen konnte, von Neuem Preußens Stellung und Macht anzugreifen. 

Andererſeits aber fah ver König den ©efahren gegenüber, die von einer 
Uebermacht Rußlands drohten, die Nothwendigkeit ein, fih aus der Yage eines Al— 
liirten diefer Macht berauszureißen, ber nur als Werkzeug zu fremden Zwed benugt 
wird und‘ der dur die Allianz genöthigt werden fann, zum eigenen Nachtheil 
die Bejtrebungen der alliirten Macht zu unterftügen. 

Der Beitand der Pforte hatte für Friedrich ein doppeltes Intereffe; dieſe 
Macht konnte für alle Eventualitäten, ſowohl gegen Rußland als gegen Defterreich ein 
nicht unwichtiger Allüirter fein. Nunmehr mußte Friedrich nach dem Bertrag von 
1764 mit bedeutenden Geldern Rußland in feinen Operationen fördern, die ſchon 
an fi dem König höchſt bevrohlih für das Gleihgewicht der Mächte erfchienen. 
Gleichzeitig aber erregten die Fortſchritte Ruflands dem Wiener Kabinet eine folde 
Beſorgniß, daß diefes alle Anftalten zum Kriege gegen Rußland traf: eine Even- 
tualität, die Preußen als Hülfsmacht Ruflands und ausjchlieglih zum Vortheil 
Rußlands, aud in ven Krieg mit Oeſterreich verwidelt hätte. 

Die gemeinfame Gefahr ruſſiſcher Uebermacht hatte aber gerade feit dem Re— 
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gierungsantritt Joſephs II. als Kaifer (Franz I. ftirbt 18. Auguft 1765) vie beiden 
beutfhen Mächte einander genähert, und die Zufammenkunft der beiden Herrſcher 
zu Neiße (25. Auguft 1769) zu einem fehr bemerfenswerthen Refultate geführt, 
wonach, in Verfolgung des Gedankens, welcher vem Weftminftervertrag zum Grunde 
lag, bie Neutralität Deutſchlands für den Fall eines Kriegs zwifhen England 
und Frankreich gefihert wurde. Die Ausficht des Krieges zwifchen Defterreih und 
Rußland drohte nun gegen ven Willen des Königs diefe VBerftändigung wieder auf- 
zubeben. Friedrichs Politik mußte fomit darauf hingehen, durch ein thätiges Ein- 
greifen, durch einen felbftftändigen Plan, den dem preußifchen Intereffe entjpre 
hendften Ausweg aus dieſer Situation zu gewinnen 9). 

Rußland Hoffte aus dem Krieg gegen die Pforte ven Befig der ganzen nörb- 
lihen Donauprovinzen, Defterreih war entjchloffen den Erwerb der Donaufürften- 
thümer Rußland bis aufs äuferfte ftreitig zu machen, und erhoffte aus dem Krieg 

ugleich von der Pforte als Lohn die Rüdgabe ver im Frieden von Belgrad abgetretenen 

———— Die Möglichkeit des Friedens lag darin, Rußland durch einen audern 
Gewinn zum Verzicht der Donaufürſtenthümer zu bringen, Oeſterreich aber bei 
der Ausfiht der Erhaltung des Friedens einen Bortheil zu verfhaffen, der den 
etwaigen Kriegägewinn aufwöge und dieſes zur Annahme ſolchen frieplichen Vortheils 
befonder8 auch dadurch zu bewegen, daß der Krieg dem Wiener Kabinet nur unter 
ben ungünſtigſten Berhältniffen möglich blieb. 

Die gleihmäßige Bergrößerung der drei Neihe Rußland, Defterreih und 
Preußen auf Koften der Republit Bolen erſchien ald das Mittel den Frieden zu 
fihern und das Gleichgewicht ver Mächte zu erhalten, Dem König lag die Abſicht 
oder auch nur der Glaube fern, als ob Polen dadurch nur noch mehr oder ganz 
der Gewalt Rußlands anheimfallen würbe und gewiß ift, daß die Politik, welche 
zur zweiten und britten Theilung Polens führte, mit der Politik des großen Königs 
bei dieſer erften Theilung wenig gemein hatte. Durch die Stellung aber, melde 
Defterreich durch die Betheiligung an der Theilung ven Polen gegenüber erbielt, 
als deren Freund es fich immer gegen Rußland und Preußen gerirt hatte, glaubte 
ber König der Gefahr vorgebeugt zu jehen, daß Polen irgend wie wieder als Al— 
lürter Defterreich8 bei deſſen feindlichen Plänen gegen Preußen auftreten würbe. Der 
König hoffte mit der Republit nach der Theilung fi in ein befjeres Berhältnif 
zu fegen, als es Rußland und Defterreih würde gelingen können. Für Preußen 
jelbft aber ſah ver König mit Recht in dem Gewinn Pommerellens und Wet: 
preußens eine außerorbentlihe Stärfung und den günftigften Ausgang einer Krifis, 
die ſich zuerft unter den für Preußen unfruchtbarften und wiberwärtigften Aufpicien 
bargeftellt hatte. 





8) Die Haffische Stelle aus den Memoires de 1763— 1775, Oeuvres VI., p. 39, möchten 
wir bier nicht unmitgetbeilt laffen. La situation oü le Roi se trouvait entre ces deux cours 
imperiales, &tait embarrassante: s’il consultail ses inlerdis, il ne devail ni soubaiter, 
“ mi employer ses forces pour accroitre la puissance des Russes, qui n’dtait que trop 
formidable. Ces raisons, d’autre part, &laient contre-balancdes par des engagements 
solennels, qui obligeaient ce prince d’assister l’Imperatrice son alli6e dans toutes les 
occasions on elle serait allaquede par l’Imperatrice-Reine; ou il fallait remplir ces en- 
gagementis, ou il fallait renoncer aux fruits qu’on esperait d’en recueillir, De plus, le 
partli de la neutralit& &tait plus dangereux pour la Prusse que celui de soutenir son 
allide: les Autrichiens et les Russes se seraient ballus, puis, en s’accommodant, ils auraint 
pu faire la paix aux depens du Roi; ce prince aurail perdu loule consideralion; personne 
ne se serail fi6 à sa bonne foi; et apres la paix, il serait demeure isold; ce qui serait 
indubilablement arrive, si le Roi avait suivi un plan aussi defectueuy, 
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Das Ergebniß der gefährlichen Verwidelung war im Wefentlichen ber Politik, 
wie fie Friebrich der Große entworfen hatte, entfpredhend. Am 17. Februar 1772 
wurde der Theilungsvertrag zwifchen Preußen und Rußland, am 4. März zwiſchen 
Defterreich und Preußen, am 5. Auguft wurde er zwiſchen Defterreih und Ruß- 
land abgefhloffen und am 18. September 1773 cebirte die Republif die befegten 
Gebiete. Am 22. Juli 1774 wurde der Friede von Kutſchuck-Kainardje zwifchen 
Rufland umd der Türkei gezeichnet, der, fo große Vortheile er Rußland bot, doch 
weit hinter den urfprünglicen Forderungen deſſelben zurüdblieb, und in welchem 
insbefonvere Rußland die Donaufürftentbümer an die Pforte zurüdgab. Frank— 
reih und England waren ohne allen entſcheidenden Einfluß auf dieſen wichtigen 
Borgang; jenes hatte unter der Hand wohl während der Diffidentenwirren in 
Polen operirt, auch war feinem Antrieb vie leichtfinnige und unvorfichtige 
Kriegserflärung der Pforte gegen Rufland zuzufchreiben, aber zu einem entſchiedenen 
fräftigen Auftreten fehlten vdiefem Staate die Kräfte und er acceptirte refignirt bie 
Theilung Polens. England war durch die Zwiftigfeiten mit den Kolonien abforbirt. 
Es ſuchte Rußland auf alle Weife zu gewinnen, aber diefe Macht trieb mit dem 
englifhen Minifterium nur fein Spiel und ver Einfluß Englands ging höchſtens 
fo weit, daß das Petersburger Kabinet fih von dem Anbringen Englands in dem 
eigenen Beftreben beftärken ließ, bei ver Ausführung des Theilungsplans Preußen 
möglihft am Gewinn Abbruch zu thun. So gelang e8 Rußland Danzig dem 
preußifchen Antheil zu entziehen und damit den Keim neuer Berwidelung zwiſchen 
Preußen und Polen zu erhalten. 

Wie tief auch der König gefühlt hatte, vaf Rußland in der Verbindung 
mit Preußen ausſchließlich Bortheil für fi fuchte und dem Intereſſe veffelben 
mißgünftig faft entgegentrat, fo zeigte ſich doch bald, wie Far er die Verbältniffe 
darin erfannt hatte, daß er auf die Politik Defterreihs, auf eine Verbindung 
und ein Einverftändnif mit dieſem Staat fid) nicht verlaffen könne und darum 
an der Allianz mit Rußland feftzubhalten genöthigt fei. 

Nicht lange nämlich nah der Theilung Polens faßte Joſeph II., von Ruhm- 
begierde und Eroberungsgelüften getrieben, die Politit ins Auge, welde vereinft 
ſchon Kaunig im zweiten ſchleſiſchen Kriege entworfen hatte. Die Erwerbung bes 
größten Theiles von Batern mwurbe das Ziel der Beftrebungen Joſephs, und ba 
Kaunig bereitwillig diefe aggreffive Politif des jungen Kaifers, melde feine Idee 
verwirflihen ſollte, unterftügte, mußte Maria Therefia, die eine ruhige und 
emäßigte Politit wünfchte, vem Drängen des Sohnes nachgeben. Vom erften 

oment an, war man in Wien darüber flar, daß man an Preußen den ent- 
ſchiedenſten Gegner dieſer Pläne haben würde und die öfterreihifhe Politik war 
daher vorbereitend Jahre lang darauf gerichtet, überall, in England wie in 
Franfreih und felbft in Rußland Mifftimmung und Beſorgniß gegen Friedrich zu 
erregen. Doc hatte man öfterreichiiher Seits fi) wohl nicht der Energie verfehen, 
welde im Angeſicht ver Gefahr der greife König nod einmal, wie früher, ent- 
wideln würde. Als Defterreihd nah dem Tode des Kurfürften Marimilian 
Joſeph (ftarb den 30. September 1777) feine Truppen in Baiern einrüden 
ließ und den Kurfürft Karl Theodor von der Pfalz zur Anerkennung der Rechte 
Defterreihs auf einen großen Theil Baierns nöthigte, war Friedrich entjchlofien, 
auf das Hülfsgefuch des Herzogs von Zweibrüden hin, den Krieg gegen Defter- 
rei zu führen und mit aller Macht ver Gefahr einer Suprematie Defterreichs 
in und über Deutfchland entgegen zu wirken. Friedrich fah mit der Wiederauf- 
nahme dieſer Pläne feine gegen Defterreih erftrittene paritätifhe Stellung und 
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feine völlige Unabhängigkeit in Deutſchland, fowie in Folge deſſen aud feine 
enropäifche Stellung in ver Wurzel angegriffen. Seiner Politif fam fowohl Frank- 
reih, das, felbft geſchwächt und durch den Krieg mit England gefeflelt, eine große 
Machterweiterung Defterreichs nicht fehr günftigen Auges betrachtete, ald Rußland 
entgegen, welchem bei der drohenden Wahrjcheinlichkeit eines Krieges mit ber 
Türkei eine große VBerwidelung zwiſchen ven deutſchen Großmächten, in die es 
ohne Zweifel hineingezogen werden würde, fehr widrig war. So traten beive Mächte 
als Vermittler auf, und die Cinigung über die Streitfrage des deutſchen Landes 
warb von ihnen zwiſchen Defterreih und Preußen mit dem Tefchener Frieden 
(13. Mai 1779) zu Stande gebradt. War der Alliirte Defterreihs, Frankreich, 
als Garant des weftphälifchen Friedens von Defterreih in die deutſche Sache 
bineingezogen worben, fo hielt Friedrich zur Sicherung gegen Defterreih und zur 
Wahrung des Befipftandes in Deutfhland für nöthig, feinem Alliirten, Rußland, 
eine rechtliche Grundlage zur Intervention in den deutſchen Angelegenheiten zu 
verfchaffen, und beftimmte vafjelbe in dem Teſchener Frieden auch feinerfeits wie 
Frankreich fi zum Garanten des weftphälifchen Friedens zu machen. 

Friedrichs Vortheil in dieſer Verwidelung war gewejen, vaß Katharina und 
Joſeph noch nicht in ihren Beftrebungen, in ihrer auswärtigen Politik ven Berührungs- 
punkt gejehen hatten. Rußland war auf die Seite Friedrichs bier nod einmal getreten, 
weil fich ihm in der öfterreichifchen Politik, die Friedrich in Bezug auf ihre deutjchen 
Pläne befämpfte, noch nicht die Handhabe und die Vermittelung zur leichtern Durdy- 
führung der eigenen großen Eroberungspläne gezeigt hatte. Aber Joſephs Begier nad 
Machterweiterung und Yänderbefiß, ungeregelt und jchranfenlos ins Weite gehend, 
durch feinen ficheren politifchen Blick beftimmt, trieb ihn alsbald nah dem ZTefchener 
Frieden der ruffifhen Politik in die Arme. Die Vernidhtung der Türkei und bie 
Theilung derſelben unter die beiven Mächte im Often, und die Durdführung ver 
öfterreihifchen Pläne auf Baiern im Weften wurde die gemeinſchaftliche Loſung 
der Politik Dejterreihs und Ruflands, In der Zufammenkunft Katharinas und 
Iofephs zu Mohilew wurde der Grundſtein zu diefem gewaltigen Unternehmen 
gelegt und von dieſem Zeitpunft an war, wenn aud mit einzelnen Schwankungen, 
das Einverftändnig und die Freundſchaft zwiſchen beiden Herrſchern im ftetem 
Wachſen. König Friedrich erlebte nicht mehr den Verſuch der vollen Durchführung 
diefes politifhen Syſtems, aber er ſah Anzeichen und Wirkungen genug, um es 
in feiner ganzen Ausrehnung und in feiner ganzen Gefahr zu erfennen. Der König 
fah feinen Einfluß in Petersburg von Tag zu Tag finfen und bereits im Jahre 1781 
den Staatsmann geftürzt, der im Rathe Katharinens der hauptſächlichſte, ja faft 
der einzige Bertreter der preufifchen Allianz geweſen war; als die Differenzen 
zwifchen ver Pforte und Rußland über die Ereignilje in der Krimm (1703) ausbrachen, 
fah man Defterreih ganz auf Seiten Rußlands, wenn aud die Nachgiebigkeit ver 
Pforte e8 zu einer Theilnahme Defterreih8 am Kriege gegen diefelbe nicht kommen 
ließ; enblid war es Rußland, das, als Defterreicdy feinen Plan auf Baiern im 
Jahr 1784 durch einen Austaufh der Niederlande an den Churfürft von Baiern 
realifiren wollte, durch feine Bertreter in Deutfchland für viefen Plan mit 
drohender und diktatoriſcher Sprache die Zuftimmung der deutſchen Fürften zu 
erlangen juchte. 

Friedrich dem Großen war vom Peteröburger Rabinet das Eingehen in bie 
roßen ruffiijhen Eroberungspläne unter der lodenden Ausſicht einer bedeutenden 
ergrößerung Preußens nahegelegt worven; aber dem König erſchien in der Alter: 

native der Rußland gegenüber einzufchlagenden Politik, entweber „viefe Macht in 
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dem Lauf ihrer ungeheuren Eroberungen aufzuhalten oder geſchickt daraus für ſich 
ſelbſt Vortheil zu ziehen,“ jest ſchon im Intereſſe des Staats eine Entſcheidung 
geboten, die eher jenes als dieſes Ziel ins Auge faßte. Der König wollte nichts 
thun, „um ſelbſt für das Anwachſen einer ebenſo zu fürchtenden als gefährlichen 
Macht zn arbeiten.“ Die enge Verbindung, welche zwiſchen Oeſterreich und Ruß— 
land ſich bildete, mußte den König in dieſer Auffaſſung beſtärken und zeigte ihm 
die Nothwendigkeit, dieſer veränderten Stellung "der beiden Nachbarmächte gegenüber 
auch feinerfeits ein neues politiiches Syftem ins Auge zu, fallen, durch welches 
Preußens Intereffen, Preußens Einfluß und Machtftellung gefichert würden. 

Des Königs Blid richtete fih wieder auf England. Friedrich der Große hatte 
den thatenlofen Grundſatz inſulariſcher Politif, dem ſich vie englifhe Regierung, 
feit Georgs III. Thronbefteigung meift hingab, oft beflagt und erachtete für bie 
Erhaltung des europäifchen Gleichgewichts einen gewichtigen Einfluß Englands 
auf die europäifche Politik für beilfam und nothwendig; aber bei der Gehäffigkeit, 
welche die englifhe Regiernug überall gegen Friedrich zeigte und bei einer englifchen 
Politif, welder die völlige Ifolirung Friedrichs und die Verbindung Rußlands 
Defterreih! und Englands gegen Friedrich als Ziel vorgeſchwebt hatte, war 
Brievri dahin gebrängt worden, möglichit felbft auf Zurüdvrängung des engli- 
ſchen Einfluffes und auf Ifolirung diefer Macht hinzumirfen. Und wenn fi vor- 
übergehend, insbefonvere bei ver Bildung der zweiten Adpminiftration Lord Chathams, 
die Ausficht eines beſſern Berhältniffes eröffnet hatte, fo war der König von 
einem nur zu begrünveten Miftrauen in die Beftändigfeit des günſtigen Wechjels 
und von der Ueberzeugung, daß vie ihm feindfelige Richtung auf lange das Feld 
behaupten werde, abgehalten worben, die einmal eingefchlagene Richtung aufzu- 
geben. Nunmehr (1782) aber fam ven Ideen des Königs ein wichtiges Ereigniß in 
England jelbft entgegen: der Sturz des Minifteriums North und der Eintritt der 
DOppofition in die Regierung. Der König durfte fih von dem neuen Minifterium 
befjerer Gefinnungen verfehen und zugleih gab legterem der Friede mit Amerika 
wiederum freien Blick und freie Hand für die europäifhe Politik. Friedrich zögerte 
nicht, dem Whigminifterium im vertrauenvellfter Weife entgegenzufommen un 
ihm feinen Wunfh auszubrüden, zu dem Syſteme der‘ Freundſchaft und des 
Bündniſſes zurüdzufehren, welches während des letzten Krieges zwifchen Preußen 
und England beftanden hatte. 

Die Nothwendigfeit einer fontinentalen Unterftügung und Stärfung für 
Preußen hatte fih inzwifchen dem König zu fehr in ven großen Kriegen flar 
gemadt, als daß er fih auf die Verbindung mit England hätte zurüdziehen 
wollen; nod immer mit Rußland im Bündniß und in der Hoffnung, die Bemühun- 
gen Defterreihs in Petersburg vereiteln zu können, fuchte er daher fürerft noch eine 
Bereinigung Englands, Preußens und Rußlands, nebft der Pforte en 
in der Preußen an England eine Sicherung gegen Rußland, an Rußland gegen 
Defterreih befefien haben würde. Aber bei der ſchon dargelegten Entwidelung, 
welche die freundſchaftliche Verbindung zwiſchen Defterreih umd Rußland nahm, 
mußte fih allmälig dem König die Unmöglichfeit ergeben, dieſe Idee zu realifiven. 
Preußen und Rußland trennten ſich ganz und die Nichterneuerung des Bündniſſes von 
1764, im 3.1785 war nur bie legte Konſequenz einer ſchon ausgeſprochenen Situation. 

Vriedrich hielt an dem Gedanken ver Verbindung mit England feft; zugleich 
aber in unmittelbarer Anfnüpfung an jenen öfterreihifchen Plan des Taufches von 
Daiern, der die Allianz zwifchen ven beiden äftlihen Kaiſermächten fo vollftändig 
enthüllt hatte, entwarf er für bie fontinentale Stärkung Preußens mit fhöpferifher 
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Kraft einen, von dem bisherigen Syſtem ganz abweichenden, großen Plan, deſſen 
Grundlage die deutſche Stellung des Staats bildete. Wir haben oben barauf 
bingewiefen, wie Friebrih in den beiden fchlefifhen Kriegen ſich mit Ideen einer 
Reorganifation des Reichs und einer von Preußen zu verfolgenden deutfchen Politik 
trug. Mit dem Dresvener Frieden hatte der König diejelben ganz fallen laſſen. 
Das Ziel der Politik Frievrihs war und blieb fortan die Aufrihtung eines nad 
allen Richtungen hin ganz unabhängigen, jelbftftändigen und in ſich abgefchloffenen 
Staats, einer europäifhen großen Macht; den Gegenfag gegen Oefterreih faßte 
daher aud der König als eine große europäifdhe Frage, die im Geift und Styl 
der europäifchen Politik zu behandeln fei. Die deutſche Stellung Preußens war 
von Friedrih als eine mehr nebenfähliche betradgtei und behandelt worden und, 
man möchte fagen, entſchieden dahin geftrebt worden, fie durd die europäijche 
Stellung des Staats ganz beveutungslos zu machen und zu erbrüden. Und wenn 
Defterreich mit feiner deutfhen Stellung Mittel und Waffen in den Streitigkeiten 
gegen Preußen fi zu gewinnen wußte, fo hatte Friedrich es genügend gefunden, 
dagegen bie Kraft Preußens als einer großen europäifchen Macht, die Mittel und 
Waffen der europäifchen Politik ins Feld zu führen. 

Nun aber ergab fih dem Könige am Ende feines Lebens ald Ergebniß einer 
Erfahrung ohne Öleihen, einer Jahrzehnte lang das ganze Staatenjuftem um- 
fafienden Politif, das Gefühl des tiefen innern Zufammenhangs der ganzen Madt- 
ftellung Preußens mit feiner deutfhen Stellung und der Nothwenpigfeit, vie 
deutfche Politik zu einem Grundpfeiler und einer Grundbedingung der europäiſchen, 
überhaupt der Gefammtpolitif Preußens zu machen. 

Wer möchte läugnen, daß, wenn Friedrich der Große feine lange Regierung 
bindurd feine gewaltige Kraft ausjchließlih oder aud nur theilmeis den beutjchen 
Angelegenheiten und der Reorganifation des Reichs zugewandt hätte, Deutfchland 
in bebdeutfamfter Weife, wer weiß; freilich wie, ſich umgeftaltet und entwidelt haben 
würde? Wer ambererfeits fann fi verhehlen, daß wir in der Gründung bes 
Fürftenbundes und in diefem jelbft nun den Ausgangspunft einer großen Richtung 
der Politif, eine der gegebenen Lage, den rechtlihen und politifhen Berhältnifien 
Deutfchlands, fowie den Bedürfniß des Moments angepaßte Hanphabe zu jehen 
haben? Indem nah dem Tode Friedrichs des Großen viefe ganze Schöpfung bald 
wieder zu Grabe getragen wurde, erfcheint ver Fürftenbund fälſchlich nur zu leicht 
als ein im ſich abgefchloffenes und vollendetes Werk, was er nicht war; anbererjeits 
ift es begreiflic eine müßige Frage, ob es von diefer Grundlage aus eine weitere 
Entwirfelung zu fräftigen und lebensvollen Geftaltungen des Nationalwefens gab, 
da die Möglichkeit oder Unmöglichkeit hierzu fi) nicht aus dem Material allein, 
das für das Werk vorhanden war, herleiten läßt, fondern im Wejentlichen davon ab- 
bängig erklärt werben muß, ob ein Geift vorhanden war, der dieſes Material zu hand⸗ 
haben, mit genialer Kraft dafjelbe dem vorgeſetzten Zwed unterwürfig zu machen wußte. 

Friedrich ergriff die Idee des Fürftenbundes im Jahre 1784 mit einem 
jugendlichen Eifer und einer Energie, der die Thätigfeit der mit der Ausführung 
beauftragten Minifter nie ganz Genüge leiftete. Am 23. Juli 1785 wurde ber 
Traktat des Fürftenbundes zwiſchen Preußen (Churbrandenburg), Hannover (Chur: 
braunſchweig) und Sachſen abgejchlofjen, dem zunächſt Herzog Karl von Zweibrüden 
nebft Bruder, fowie der Churfürft von Mainz, und ſodann eine große Anzahl 
deutſcher Fürften 9) beitraten. 


9% Droyfens Feftihrift auf Karl Auguft von Weimar beweift, wie hochberechtigt dieſet 
große Fürft war, vom Minifter Graf Gerpberg als einer der wichtigften und bervorragendften 
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Die Grundlage des Bundes, der einen vorwiegend defenfiven Charakter trug, 
war naturgemäß das Syftem des weftphälifhen Friedens. Wie unverfennbar dieſes 
die Elemente in fi trug, welche zur völligen Auflöſung Deutſchlands einige Jahr- 
zehnte fpäter führten, fo berubte doch andererfeits auf demſelben nicht nur der 
ganze Befisftand Deutſchlands, fondern auch Alles, was von nationalem Bewußt⸗ 
fein und von nationaler Freiheit vorhanden war, die ohne den Religionsfrieden, 
welchen der weftphälifche Frieden brachte und dauernd ficherte, von deutjcher Erbe 
gewichen wären. Der weftphälifche Friede war zugleich die einzig legale und 
praftiihe Grundlage, auf welcher dem Kaiſer gegenüber die Reichsfürſten zur 
Vertretung der Reichsinterejfen und des Reichswohls fich verbinden konnten. 
Die Details dieſer politihen Kombination haben inzwiſchen nur ein geringeres 
Interefie: aber zwei große und bleibende Gefichtspunfte erheben ſich aus der zu 
kurzem Leben verurtheilten Schöpfung. Einmal der Entſchluß Deutſchlands, in 
feiner Gefammtleitung, in feinem Rechts- und Befigftand, überhaupt in feinen 
Intereffen und feiner Entwidelung nicht der Haus- und Staatspolitif der Krone 
Defterreich dienftbar fein zu wollen, ſodann die Idee einer vollen Selbſtſtändigkeit 
Deutihlands nad) allen Seiten, einer mächtigen Vertretung ver deutſchen Interefien 
und einer Führung Deutfhlands durd Preußen. Man meiß wie oft, bis auf bie 
jüngfte Zeit hinab, die Geſchichte des Fürftenbundes in diefem Sinne gewirkt 
hat. Zu feiner Zeit felbft haben einige Theilnehmer mit wenig behaglihem Gefühle 
die Möglichkeit einer derartigen Entwidelung dunkel geahnt, andere ein Ziel, wel- 
ches jener Idee wenigftens fehr den Weg gebahnt haben müßte, als heilfam und 
nothwendig ins Auge gefaßt. Am bemerfenswertheiten bleibt, wie Rußland und 
Branfreih das Ereigniß betrachteten. Eine Spannung und ein entfchiedener Gegen- 
fag zwifchen dem Kaifer und den Reihsfürften war eine Situation, vie ſchon öfters 
von beiden Mächten, und insbefondere von Franfreich, mit fo viel Glück und Vor- 
theil ausgebeutet worden war, daß fie nur erwünſcht fein konnte; aber beive Mächte 
erfannten inftinktiv, daß die Politif, die jest eine Einigung gegen Oeſterreich in 
Deutfhland zu Stande gebraht hatte, zugleih dem Einfluß Franfreihs und 
Rußland auf Deutfchland ein Ende zu machen beftimmt war. Die deutſche Groß— 
macht Preußen war in biefem Fürfienbunde das Clement, weldes vie beiden 
Mächte mit Mifbehagen erfüllte und zu Gegnern machte. Frankreich verſuchte es 
fogar, alsbald zur Bekämpfung der Schöpfung Preußens einen andern „deutſchen“ 
Fürftenbund unter feiner Aegide mit ver Tendenz gegen Defterreih und gegen 
Preußen zu gründen. 

Der Gegenfag zwifhen Preußen und Frankreich, der ſich hier ergiebt, trat 
aud aufs entjchiedenfte in der politiſchen Frage hervor, weldhe ven König in den 
legten Zeiten noch beichäftigte: den holländiſchen Wirren. Mit England verbindet, 
war Friedrich der Große entfchlofien, für das Hans Dranien und die Unab- 
hängigfeit Niederlande gegen die Umfturzpläne der franzöfifhen Partei und das 
Uebergreifen franzöfifhen Einfluffes aufzutreten. Doc fiel die Ausführung dieſer 
Politit dem Nachfolger zu. Mitten in den Beftrebungen, bie wir mitgeteilt, 
erfüllt von hohen Ideen für die Machtftellung und die Wohlfahrt feines Reichs, 
mitten in dem Wert, das Gleichgewicht Europas auf neuer fihherer Bafis zu 
begründen, ein Sieger mit nie verwelktem Lorbeerreis fchritt er aus dem Leben 


Theilnehmer am Bunde gefeiert zu werden; vgl. Hertzbergs Feftrede zum 26 Januar 1786 in 
den Disserlations pag. 243. Jene Schrift zeigt zugleich, wie entichteden der Gedanke in Deutich- 
fand verfolgt wurde, das Werk des Fürftenbundes weiter zu entwideln. 


Bluntfhli und Brater, Deutfches Staats-Wörterbud. II. 52 
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(17. Auguft 1786). Die Welt fühlte, daß mit feinem Leben ein Zeitalter ge- 
ſchloſſen war. 

IH. Wir haben in kurzen Zügen die Politik und die Helventhätigfeit des großen 
Königs dargelegt, welde aus Preußen eine europäiſche Großmacht ſchuf und indem 
fie das europäifche Staatenfyftem volllommen ummwanbelte, in bemjelben biejem 

roßen deutſchen Staat feine bleibende Stelle und feine dauernde Aufgabe anwies. 

6 bleibt und nod übrig die Orundfäge und die Schöpfungen der im 
nern Regierung Friedrichs II. zu betrachten, in denen ver König bie 
Mittel ſuchte, damit der Staat die Stellung, welde Friedrichs kühner Geift 
in Deutihland und Europa anftrebte, behaupten könnte, 

Die Anfihten Friedrihs vom Urfjprung und ver Natur des Staats wurzelten 
in den naturrechtlichen rationaliftiihen Anjhauungen, welche von einer philoſo— 
phiſchen Schule Englands zuerft ausgebildet, fid von da nah Frankreich umd 
Deutfhland fortgepflanzt hatten und das philofophijhe Gemeingut des acdhtzehnten 
Jahrhunderts geworben find. In den Schriften Friedrichs findet man die befannten 
Ausführungen von ber urfprünglihen Regellofigkeit der menſchlichen Gejellichafts- 
verhältniffe, und wie allmählig das Bedürfniß des Schußes und des gegenjeitigen 
Bortheils erft einige und dann mehrere dazu geführt habe ſich zu vereinigen, und 
duch Vertrag den Staat, die ftaatlihe Autorität und das Geſetz zu ſchaffen. 
Aber tie Ideen, welche von dieſem Grunde aus fi befonverd mit und jeit 
Rouffeau gegen die beftehenven ftaatlihen Verhältniſſe und gegen die Ergebniffe 
der geſchichtlichen Entwidelung richteten, fanden in dem König einen entſchie— 
denen Gegner. Er betrachtete fie eben fo fehr als eine Verirrung des Geiftes, 
wie als praktifch gefährlich um ergriff jelbft wiederholt die Feder, um gegen vie 
Angriffe jener fanatifhen Schule die fegensreihen Einflüjfe der fortſchreitenden 
Kultur, das Recht ver gejchichtlihen Entwidelung und vor Allem aud) das mo— 
narchiſche Syſtem zu vertheidigen. 

Zu wahrer Originalität und zu fittliher Erhabenheit aber erhob ſich Friedrich 
der Große in ber Aufgabe, aus den allgemeinen Ideen und der Staatöphilojophie, 
wie er fie überfam, für das praftifhe Yeben und für bie ganze Entwideluug des 
preußifhen Staatswejens vie leitenden Grundſätze und die Zielpunkte fejtzuftellen. 
Der König fahte ald den Leitftern für die Regierung des Yandes vas Wohl 
des Ganzen ins Auge. Unzählig oft in feinen Schriften, in amtlichem und 
nichtamtlichem Ausſpruch ſchärft er dem Lande, fhärft er Allen, welde in amt- 
licher Stellung waren, dieſen Grundſatz ein, und mit raftlojer Energie des Geijtes 
und Willens ftrebt er bis ins Einzelfte nad allen Richtungen bin, den Staat 
zum Ausorud der Intereſſen und des Gedeihens Aller zu machen. Und wenn auf 
der einen Seite die Regierung des Königs durch dieſes Princip eine bis am vie 
Grenze der Härte gehende Kraft und Entſchiedenheit erhielt, fo gewährte doch ver 
— andererſeits im Hinblick auf dieſes höchſte Geſetz auch der Mannigfaltigkeit 
des Lebens und den Ergebniſſen der geſchichtlichen Entwickelung gegenüber der 
Strenge und methodiſchen Durchführung principieller Forderungen, wie ſehr er 
im Allgemeinen einer ſolchen zuneigte, Raum und Berechtigung. 

Bon jenem Geſichtspunkte aus betrachtete er nun vor Allem das monarchiſche 
Syftem, die Stellung und Aufgabe des Fürſten. Man darf jagen, daß es wohl 
keinen Träger einer Krone gegeben hat, der mehr wie Friedrich der Große von 
dem Bewußtfein erfüllt gewefen wäre, daß die fürftlihe Würde und Stellung als 
ein Beruf und als eine Bice aufgefaßt werben müßte, und der mehr wie dieſer 
König der Pflicht feines fürftlichen Berufs gelebt habe. Im Großen, wie bis in 
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das kleinſte Detail ſteht Friedrich II. hierin einzig "in der Geſchichte da. Der 
König hat einmal das Wort ausgefprodhen: „Die Pflicht ift mein höchſter Gott“ 
und in der That, wenn man fagen darf, daß ein Gefühl, das den ganzen 
Menfhen erfaßt hat, das ihn unmwandelbar fein Leben hindurch geleitet, in allen 
Lebenslagen beftimmt und aufrecht erhält, einen religiöfen Charakter an ſich trägt, 
fo war in Friebrih dem Großen das Bewußtſein der Pflicht, fich, fein Leben und 
feine Kraft ganz allein dem Staate, dem Wohl der ganzen Nation bienftbar zu 
zu widmen, wie zur Religion geworben. Bon dieſem Gefühl ging jene Thätigkeit 
ohne leihen, jenes Eindringen in alle Berhältniffe, jener bis zum Uebermaß 
fi) fteigernde Eifer aus, alles zu erfaffen, alles zu thun; aus dieſem Bewußt— 
fein erwuchs dem König die höchſte moralifhe Kraft, weldhe vom erften Tage 
der Regierung an immer wachſend, noch mitten im Zufammenbrechen aller phufifcher 
Mittel dem Tode jeden Augenblid ftreitig machte. Wie anders in anderem Zeitalter 
die Auffafjung vom Ursprung und Wefen des Königthums ſich geftaltet haben mag: 
das Beifpiel diefer Berufserfüllung wird für alle Zeiten ein leuchtendes Vorbild 
der Fürften bleiben. „Um fich nie von den Pflichten feines Berufs zu entfernen, 
muß der Fürſt fich oft erinnern, daß er ein Menſch ift, wie der geringfte feiner 
Unterthanen; wenn er ber erfte Richter, der erfte General, der erfte Finanzmann, 
der erfte Minifter ver Staatögefellichaft ift, fo ift das nicht, damit er repräfentire, 
fondern um die Pflichten verfelben zu erfüllen. Er ift nur der erfte Diener bes 
Staats, verpflichtet mit Redlichkeit, Weisheit und voller Selbftverläugnung zu 
handeln, gleih als ob er jeden Yugenblid von feiner Regierung den Bürgern 
Rechenſchaft ablegen müßte,” find das nicht Grundſätze, die in Wahrheit ein 
Sürftenfpiegel genannt zu werden verbienen ? 

Wie der König ſich als den erften Diener des Staats betrachtete, fo ftellte 
er für den gefammten Staatsdienft die Berufspfliht als das oberfte Gebot 
bin: Der König verlangte vom Staatsdiener eine ungetheilte, von jedem Neben- 
intereffe freie Hingabe, an das Intereffe des Ganzen, ein Aufgeben in der Berufs- 
thätigfeit, wie er es felbft zeigte, und auf diefem Grunde bildete fih ein Beamten» 
ftand aus, der in der That ald eine der eigenthümlichften Erfcheinungen in der 
innern Entwidelungsgefhichte des modernen Staatslebens betrachtet werben muß 
und beffen großer Segen für Preußen, veffen innern Werth und unfhätbare 
Vorzüge Niemand vertennen wird. 

Für den Staatsbürger, für das ganze Staatsleben follte die Monardie in 
dem Geſetz die befte und ficherfte Gewähr geben. Bon der abfoluten monarchiſchen 
Gewalt ven Charakter des Willfürlihen und momentan Wechfelnden zu entfernen, 
das Berleihen und Aufrehthalten des Gefeges als den höchſten Beruf des Fürften 
binzuftelen, und in dem Gefeg dem Unterthan die Garantie, wie dem Fürften 
die Schranfen gegen die Willfür zu beftimmen: ift Friedrich der Große grunpfäg- 
(ih während der ganzen Zeit feines Herrfcherlebens bemüht geweſen. Die Gefeg- 
lichkeit wurbe, wie in der Haltung der Regierung, fo in dem Bewußtſein ver 
Unterthanen ein Grundzug des peußifchen Weſens umd über der abfoluten Gewalt 
des Fürften bildete fih im Geſetz eine höchſte fittlihe Macht, der fih der Fürſt 
wie der Unterthan gemeinfam unterftellten. 

Das Princip der Toleranz, welches Frievrih der Große fo hoch aufrichtete, 
darf endlich bier nicht unberührt bleiben. Man würde doch fehr irren, wenn man 
diefelbe nur auf kirchliche Inpifferenz zurüdführen wollte. Der König faßte vielmehr 
vor Allem die Toleranz als ein politifches Princip ins Auge, durch welches ber 
Staat zu einer wahren Einheit geführt werden fönne, und durch welches derſelbe 
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die Fähigkeit erhielte, den Belennern ver verfchiedenften Glaubensbelenntniffe 
gleichmäßig gerecht, gleihmäßig werth zu fein. Wenn bisher die großen Mächte 
in einer beftimmten und erflufiven religiöfen Richtung ihre Stärke und ihren Cha— 
rakter gefucht hatten, fo war es Friedrich ver Große, der zuerft dem Staat bie 
volle Unabhängigkeit von der kirchlichen Tendenz vindicirte, die Stärkle und Eider- 
heit des Staats auf diefe Unabhängigfeit gründete umd gegenüber den anderen 
Staaten, für Preußen als europäifhe Großmacht, das Princip der religiöfen 
Freiheit im Staat als ein leitendes feiner Politik aufftellte. 

Wenn in Bezug auf die Fatholifhe Bevölkerung Schleſiens Friedrich ber 
Große zeitweilig von feinem Grundſatz abwih, fo geihah es in der That nur 
aus dem politiihen Motiv, ſich gegen die Gefahr zu fichern, melde vie öfter- 
reihifhen Sympathien in der fatholifhen Bevölkerung Schlefiens brachten und 
nah dem Schluß des fiebenjährigen Krieges verloren fi die Spuren einer Zu— 
rüdjegung der fatholifchen Glaubensgenofjen mehr und mehr. Der Allianz ver 
großen fatholifhen Mächte gegenüber war Friedrich der Große darauf hingewieſen, 
mit der religiöfen Freiheit, die er als fein Princip aufrecht erhielt, zugleich vie 
Bedeutung Preußens als des Hauptes der evangeliihen Mächte auf dem Kontinent 
und bamit als des Wahrers der evangeliihen Kirche in Europa zur Geltung zu 
bringen. Aber es lag dem König fern, den Staat und die Staatögewalt in 
Gegenfag zur fatholifhen Kirche zu fegen. Er vermied es, fih mit dem Haupte 
diefer Kirche in principielle Grörterungen oder in vertragsmäßige Regelungen einzu- 
lafien, und indem er ſich darauf beſchränkte, die höchſte Autorität der ſtaatlichen 
Gewalt mit fefter Hand, wo es praftifch fid) nothwendig zeigte, aufrecht zu erhalten, 
gewährte er ver katholifchen Kirche eine Freiheit und Unabhängigfeit von ber welt- 
lihen Gewalt, wie fie damals kaum in irgend einem katholiſchen Lande genof. 
Was die proteftantifche Kirche betraf, fo war die Wirkung der Grundfäge Friedrichs 
des Großen auf ihre Entwidelung und Stellung von geringer Bedeutung. Denn 
ohne Interefje für ein wahrhaft felbftftändiges und reges kirchliches Leben lieh 
der König die bevenklihe Verbindung und Abhängigkeit der Kirche mit und von 
den ftaatlihen Autoritäten ganz wie fie war beftehen, und fo blieb die Kirche, 
in welche mit der vom König geförberten Toleranz auch Unglaube und frivoler 
Religionsfpott eindrangen, jeder Strömung von Seiten der ftaatlihen Gewalt ber, 
unterworfen und erfuhr nur zu bald nad dem Tode Friedrichs durch die Ten- 
denzen berjelben eine vollftändige Reaktion. Es ift ver evangelijhen Kirche über- 
laffen geblieben, aus ſich felbft ven Geift der chriftlichen Freiheit und Duldung 
zu entwideln und in ſich jelbft ihre ganze Stärke zu ſuchen, und je mehr fie in 
der Löſung dieſer Aufgabe fortfchreitet, defto mehr wird fie auch mittelbar das 
ftaatliche Princip der religiöfen Toleranz mit hriftlihem Geift erfüllen umd ihm 
den Stachel der Feindſchaft gegen Religion und Kirche entwinden. 

Indem vom ftnatlihen und politifhen, alfo vom weltlihen Standpunkt aus 
in Europa und insbefondere in Deutſchland durch den meftphäliichen Frieden 
und die Regierung Friedrichs des Großen, das Princip der Duldung und Freibeit 
auf dem Gebiete des Glaubens aufgerichtet worden, haben die chriſtlichen Kirchen, 
welche, anftatt viefe herrliche Frucht der hriftlichen Liebe felbft zu reifen, um ibrer 
zur Vernichtung ftrebenden inneren Kämpfe willen ven Staat dazu führten, felbft- 
ftändig zur Rettung der Nation und des Staates jene Grundfäge zur Geltung 
zu bringen, felbft verſchuldet, wenn ſich diefelben fo vielfah gegen vie Religion 
jelbft gewandt haben und wenden. Für das weitere und engere Vaterland aber ift 
das dem Staate eingepflanzte Princip ver Glaubensfreiheit und ver Toleranz ein 
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unfhägbares Gut geworben, bas die Nation fich nie wieder entreißen laffen wird 
und für deſſen Sicherung fie Frievrih dem Greßen immer verpflichtet bleibt. 

Wir dürfen, nachdem wir die allgemeinften großen Gefihtspunfte, von denen 
der König fich leiten ließ, dargelegt haben, nun nod etwas im Einzelnen bie 
Regierungsweife Friedrichs des Großen betrachten. 

In der Sorge des Königs nahm begreiflih das Heer eine oberfte Stelle ein. 
Durch daſſelbe hatte Friedrich der Große, als der Herrfcher eines Heinen Staats 
im Kriege für Preußen den Territorialgewinn und die europäifhe Machtſtellung 
errungen, auf demſelben allein beruhte die Sicherheit vor neuem Angriff, die 
Möglichkeit, dauernd das Gewonnene zu behaupten. König Friedrich Wilhelm I. 
hatte ein Heer von 76,000 Mann aufrecht erhalten und ſchon dies war im Ber- 
hältniß zum Lande als eine ganz auferorventlihe Anftrengung betrachtet worden. 
König Friedrich II vermehrte den Beftand des Heeres alsbald nad) dem Regierungs- 
antritt; in den fchlefifchen Kriegen brachte er es ſchon auf ein Heer von 100,000 
Mann; vor Beginn des fiebenjährigen Krieges hatte e8 140,000 Mann und in 
der langen Triedenszeit von 1763—86 wuchs es bis auf 200,000 Mann. Bei 
einer Bevölferung von einigen Millionen (beim Tode Friedrich Wilhelms I. 2 Mil- 
lionen, beim Tode Friedrichs II. 6 Millionen) war e8 eine Unmöglichkeit, das 
Heer allein im Lande aufzubringen. Die Hälfte bis ein Drittel deſſelben beftand 
aus geworbenen Ausländern. Aber auch fo blieb die Rekrutirung eine ungeheure 
Laft und fog fchrediih am Marke des Landes, Denn wenn nad der beftehenven 
Verfaffung des Landes die oberen Stände ganz von dem Heerespienft befreit waren 
und der König in Rüdficht auf das Wohl des Landes die Eremtionen, 3. B. in 
Fabrifviftriften u. ſ. w. noch bedeutend vermehrte, fo mußte die niedere Bevölke— 
rung, befonders auf dem Lande, nur um fo unverhältnigmäßigere Procente zum 
Heere ftellen und das in einem Maße, welches in Berbindung mit anderen 
Urfachen, die wir weiter unten berühren werben, ver Landeskultur und der Aus- 
breitung des Wohlftandes und ver Gefittung auf dem Lande unüberfteigliche 
Hinverniffe entgegenfette. Das üble Verhältnif in dem ganzen Kantonwefen war, 
daß je weniger läftig, je wenig binverlic dem Aufihwung des Landes es nad 
mancher Seite hin gemacht wurde, es defto ſchwerer nach anderer Richtung traf 
und alle Ordnung und Gerechtigkeit im Einzelnen vermochte dieſen grundfäglichen 
Fehler der ganzen Einrichtung nicht zu beffern. Das Werbeweien, fo unentbehrlich 
e8 war, brachte inzwifchen den großen Nachtheil, in die Armee und in das Land 
ein fremdes, durch Feine fittlihen und nationalen Triebfevern getragenes Element 
einzuführen. Eben deswegen mußte eine Disciplin von furdtbarer Strenge auf- 
recht erhalten werben, bie in vieler Beziehung felbft nicht anders, wie entjitt- 
lihend und verwildernd wirken fonnte. Der König fette fein ganzes Bemühen 
darauf, jenem Uebel durch Pflege und Förderung des militärifchen Geiftes und 
ber militärifhen Tugend in Officieren und Gemeinen fo viel wie möglich zu 
begegnen, und damit der ganzen Armee ein höheres Streben und Bewußtſein 
einzupflanzen. Aber nicht nur an Zahl, ſondern aud in Leiftung und Ausrüftung 
follte die preußifche Armee nah dem Willen des Königs jever anderen gewachſen 
fein. Wenn König Friedrich Wilhelm insbefondere die Infanterie ausgebildet 
hatte, jo ließ Friedrich der Große es fih ſchon in den ſchleſiſchen Kriegen ange- 
legen fein, eine gute Kavallerie zu fchaffen. Die Artillerie, deren Werth man 
insbefondere an dem öſterreichiſchen Kriegsweſen erprobte, wurde in und ſeit 
dem fiebenjährigen Kriege vermehrt und verbeflert und auch das Ingenieurwefen, 
das vollftänbig vernachläffigt worden war, erfuhr in den Frievensjahren nad dem 
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ſiebenjährigen Kriege größere Berüdfihtigung. Durch ſtrengſte fortgeſetzte Kontrole 
hielt der König die Ordnung und die Schlagfertigkeit der Armee aufrecht. Zu ben 
Erereitien, welche bie Geſchloſſenheit ver Maſſe, die Präcifion der Bewegungen, 
und die Kraft und Sicherheit des Angriffs zum Ziel hatten und bie eine ruhmvolle 
Trabiton des brandenburgiſchen Heeres bildeten, fügte der König den Felddienſt 
binzu, als die Schule für das Detail der militärifhen Aufgaben im Kriege und 
vereinigte jährlich ftärfere Heeresabtheilungen zu großen Manövern, insbefondere 
um die Officiere, hohe wie niebere, in der Kunft der Führung der Truppen aus- 
zubilden und fie mit dem Geift und dem Weſen ver Schlachtenoperationen vertraut 
u maden. 

So hinterließ der König bei feinem Tode eine Armee, die mit manden 
Fehlern und Schwächen, doch unter den Zeitverhältuiffen und nach dem herrfchenven 
militärifhen Syftem als eine der vorzüglichften ihrer Zeit bezeichnet werben konnte. 

In der Aominiftration blieb der König im Wefentlihen bei dem vom 
Bater eingeführten Organismus der Berwaltungsbehörden ftehen; auch in ven 
neuerworbenen ©ebieten wurde berfelbe meift eingeführt. Darnach lag die ganze 
Berwaltung fowohl in Städten wie auf dem Lande in ben Händen föniglicher Be- 
amten; in den Stäbten waren befondere Behörben für Polizei und Steuern, auf 
dem Lande foncentrirte fih die Verwaltung in den Händen des Landraths. Die 
höhere Inftanz bilveten die Kriegs: und Domänenkammern, über denen als Eini- 
gungspunft das Oeneraldireftorium in Berlin oder ein befonverer Provinzial 
minifter ftand, Des Königs Hauptbemühen war darauf gerichtet, in vie Verwaltung 
zugleich mit befter Zucht und ftrengftem berufsmäßigem Gehorfam, Bildung, felbft- 
ftändiges Streben und lebendige jchöpferiihe Theilnahme an dem Beruf zu bringen. 
Eine der erften Regierungshaudlungen des Königs war gewejen, dem Beamten 
als leitenden Grundſatz einzufchärfen, daß die Intereffen des Landes und des Kö- 
nigs eins und unzertrennlich ſeien und daß, wenn fie fich je zu trennen fdhienen, 
das Intereffe des Landes immer die Oberhand behalten müſſe, und fein yanzes 
Leben lang hielt der König diefes Princip aufrecht. 

Diefen Grundfag, daß das Wohl des Ganzen das ausſchließlich Beſtimmende 
fein müffe, führte der König num aud nah andern Seiten hin auf das Strengſte 
durch. Er forderte von den Beamten eine Ausübung des Berufs, eine Handhabung 
der Gejege ohne alles Anſehen der Perfon, ohne jede Parteilichfeit und liebte es 
zu dem Zwecke, vie Beamten möglichſt aus dem Kreife der heimatlihen Beziehun- 
gen zu entfernen. Bor Allem ftreng hielt er auf bie Integrität der Kaffenbeamten, 
fowohl in der Rechnungslegung als in ver Veranlagung und Erhebung der Steuern. 
Die gerechte Heranziehung aller Klaffen zu den öffentlihen Laften, vie möglichfte 
Schonung des Unbemittelten ſchrieb er immerfort den Steuerbehörven vor und jede 
Berlegung dieſer Vorſchriften ward unnahfitlich geahndet. Eine willfürliche und 
ungerechte Befteuerung bielt der König für einen Schinpf des Staatsweſens und 
für eine Bebrüdung, welde die Bevölkerung zur Erbitterung und zur traurigften 
Öleihgültigkeit an dem Wohle des Staates treibe. Zur Förderung bejonderer 
Berwaltungszweige errichtete der König Specialbehörben, fowie zur Kentrole des 
gefammten Rechnungsweſens und damit aller VBerwaltungsausgaben eine oberfte 
ganz unabhängige und felbftftändige Behörde, die Oberrechenkammer. 

Eine tiefgreifendere und umfaſſendere Umgeftaltung als in dem Organismus 
der Verwaltungsbehörben führte der König in dem Gerichtsweſen durd. Fried— 
ih der Große fand die Juftiz des Landes in einem verwahrloften Zuftande, be- 
ſonders in die Untergerichte hatten fi die gröbften Mißbräuche eingefchlichen; 
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Unfähigfeit, Nachläſſigkeit und Beſtechlichkeit der Richter zeigten ſich als durchgehende 
Schäden, das Verfahren war endlos und die Parteien darauf hingewieſen, durch 
Ueberbietung in Zahlungen Erledigung und Gewinn des Proceſſes zu erlangen. 
Die Beſeitigung dieſes Zuſtandes und die Herſtellung einer trefflichen Rechtspflege 
bleibt eine der größten Wohlthaten, die das Vaterland dem Könige dankt. Friedrich 
der Große faßte für die Reorganiſation als Ziel mit klarſtem Blick die Bedin— 
gungen ind Auge, auf denen ein gerechtes Gericht beruht. Er wollte eine Umbil- 
bung der Gerichtsbehörden, bes Gerichtsverfahrens und der Geſetze. Die Gerichts- 
tollegien follten aus wohlunterridteten, geſetzlundigen Männern beftehen, die ganz 
und ausfchließlich ihrem Amte leben und durch eine vom Staate gewährte gute 
Befoldung ven Einflüffen ver Parteien und dem Intereffe an den Procekfporteln 
ganz entrücdt werben follten. Die Rehtspflege murbe vom König als ein hohes 
und heiliges Amt hingeftellt und dem Nichterftand zur Wahrung beffelben eine 
völlige Unabhängigfeit vindieirt. Der Widerftand des Richters gegen jeden Ein- 
fluß auf feine Entſcheidung — fowohl von Geiten der Parteien, wie von 
andern Behörden und felbft gegen den königlichen Willen — wurde als oberfte 
Pflicht gefordert, zu welcher jeder einzelne dur ben Amtseid verbunden werben 
ſollte. Gericht und Verwaltung wollte der König nit nur vollftändig getrennt 
wiffen, fondern gegen’ vie legtere follte der Unterthan für Vermögen und Freiheit, 
für feine perfönlihe Sicherheit und Stellung bei der Juſtiz Schu und Gewähr 
finden. Alsbald nad dem zweiten fchlefiihen Kriege wurde dieſen Grundzügen 
entfprechend nach dem Plan des Großkanzlers Eocceji (f. d. Art.) die Reorganifa- 
tion ver Kollegien durchgefiihrt. Gleichzeitig erfolgte eine theilweife Umgeftaltung 
ves Gerihtsverfahrens Wie viele Mängel im Einzelnen biefer anhaften 
mochten, fo ift doch mit der damals gegebenen Grundlage Bahn gebrochen worben 
und einige der wichtigften Punfte, wie die möglichfte Befchleunigung des Rechts- 
ganges, die gründliche Borunterfuhung und die fihere Begründung des Urtheils, 
fowie die Stellung ver Advokaten zu Gericht und Parteien find einfichtig behandelt. 

Wie für die Verwaltung, fo gründete der König auch für die Juftiz eine 
Bildungsfhule des praftiihen Dienftes, damit für die Rollegien immer ein geeig- 
neter Nachwuchs an unterrihteten Beamten vorhanden wäre und führte zu demjelben 
Zwede aud vie Staatsprüfungen für die Civilbeamten ein. 

Eine vollftändige Reform des Verfahrens und ver Gefegbliher unternahm 
der König erft im ven fpätern Jahren feines Lebens. Der Arnoldſche Proceß 
(1779) — ein Zeugniß, wie fih Friedrichs Ideen von einem ehrenfeften, feinem 
fremden Willen, und fei ed auch dem des Königs, unterwürfigen Richterftand ſchon reali- 
firt hatten — gab dazu den Anftoß, indem ber König in dem Großkanzlet Carmer 
(f. d. Art), dem Nachfolger des Großfanzlers Fürft, einen Mann fand, der mit 
vollem Eifer auf die Ideen des Königs einging und alabald an die praftifche Lö— 
fung ver Aufgabe im größten Mafftabe Hand anlegte. Unter dem 26. April 
1781 wurde bie allgemeine Gerihtsorpnung als Landesgeſetz publicirt, 
und im Jahre 1784 erfhien ber Entwurf eines allgemeinen Geſetzbuchs, 
der unter Carmer's Leitung von einer befonderen Rommiffion ausgearbeitet, worerft 
zum Zweck ver allgemeinen Prüfung und Erörterung befannt gemacht wurde. Der 
König erlebte die Bollendung und Durchführung des großen Werts nicht mehr, 
aber der Ruhm veffelben gebührt ihm. Seit Iuftinian war eine gleih umfaſſende 
Aufgabe nicht unternommen worden. Und wenn diefer Rover als ein Ausfluß der 
ſittlichen Grundfäge und der wiflenfhaftlihen Erkenntniß ber Zeit, ſowie des 
buch bie gegebenen Berhältniffe praftifch Gebotenen im Laufe von mehr als einem 
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halben Jahrhundert größter Umwandlungen auf allen drei Gebieten in ſeinem 
Werth und Gehalt und in ſeiner Brauchbarkeit vielſach als falſch, ſchädlich und 
mangelhaft ſich erwieſen hat, ſo iſt doch für das geſammte Staatsweſen der einigende 
und umfaſſende Charakter des Werts, das Klarheit und Sicherheit auf dem ver- 
wilderten Gebiete des Rechts ſchuf, nit nur politiih, fondern auch fpeciel in 
Bezug auf die trefflihe Entwidlung des Gerichtsweſens in Preußen vom größten 
und bleibenpften Segen gewejen. (Vgl. Bd. II, ©. 499.) 

In dem Staate Frievrihs des Großen war neben ven füniglichen Berwal- 
tungs- und Juftizbehörden dem ftändifchen Element nur ein unbebentenver Theil 
von Einfluß und Wirkfamfeit eingeräumt. Die Korporationen hatten fi meift 
aus der alten Zeit in den Kreis-, Kommunal» und Provinziallanpftänden erhalten, 
doch von einer politifchen Bedeutung, von einer Theilnahme an der Geſetzgebung, 
an dem ftaatlihen Leben im Großen war nicht die Rebe. Friedrich der Große ſah 
in ihnen nur die Vertreter und Verfechter befonderer Intereſſen, und fie fchienen 
ihm darım fehr wenig geeignet, auch für die Verwaltung oder Geſetzgebung bes 
Staats benugt zu werden. Bon Aemtern, die mit ftänpifchen Einrichtungen in 
Berbindung ftanden, war das Landrathsamt das Einzige, das der König als ein 
organiſches des Staats betradytete und in allen Provinzen gleihmäßig einführte, 
Dagegen war es die Rüdfiht auf die: Intereffen ver Geſammtheit, welde ven 
König dazu führte, die geſellſchaftliche in ven Befigverhältniffen und im Beruf 
geihichtlih entwidelte Gliederung der Stände aufrecht zu erhalten. Diefelbe erſchien 
dem König nöthig, um die Erfüllung der geftellten Aufgabe des Ganzen möglid 
zu machen. Im Adel fah der König die Pflanzfchule des Heeres und zum Theil 
aud des Beamtenftandes; dem Adel den reichen, wohlgeficherten Befig zu erhalten, 
war für fein Anſehen und feine Eriftenz eine Lebensbedingung; das Bürgerthum 
follte fi mit ganzer ungefhwädter Kraft auf Handel, Gewerbe und Kunft werfen 
und unter der Pflege und Fürſorge des Monarchen den Staat zu jener Höhe 
materieller Entwidlung führen, daß er den Anfpruch, weldhen er mit den Waffen 
in der Hand auf die Stellung als Großmacht erhoben, aufrechterhalten und als 
ein bauerndes, unnehmbares Erbtheil betradhten- fünnte. Die Maffe des vierten 
Standes, zerftreut in Stadt und Land, ſchien für den Staat nur erft ald Material 
Bedeutung zu haben, ihr durch Gewährung befferer Griftenz mehr Kraft und 
Stetigfeit zu geben, fie zu vermehren; denn wie auch ihr Werth noch verborgen 
lag, man konnte ſich doch nicht verbergen, wie nöthig fie für den Staat war, ba 
das Heer aus ihr hervorging und außerdem ihr Eigenthbum am meiften belaftet 
wurde. Die Stände find Mittel zum Zwed, es ift, als ob ver Staat ein großes 
Meifterwert ift, fertig im Geifte des Meifters; bei der Ausführung deſſelben 
geht der Meifter nad) dem Princip der Theilung der Arbeit vor; jedem Arbeiter 
ift fein Wirfungsfreis genau angewiefen, ftreng wird darauf geachtet, daß feiner 
ihn überjchreite, feiner den anderen beeinträchtige: der Meifter giebt der Arbeit 
die Richtung und fügt Alles zum Ganzen. 

In diefen Ideen bewegte ſich Friedrich der Große: er fpricht ſich mit größter 
Klarheit über die ftändifhen Verhältnifje, ihre Beziehungen zum Staat aus. Die 
Bauern, jagt er, follen niemals Nittergüter kaufen, vie Edelleute niemals bie 
Dauerngüter einziehen; aus dem Grunde, weil jene nicht als Officiere dienen 
können, die Evelleute, wenn fie Borwerfe aus den Gütern machen, die Zah ver 
Einwohner verringern. Auch die Bürger follen feine Güter der Evelleute kaufen; 
fie würden dadurch nur gehindert werben, ihr Vermögen im Handel und Wandel 
anzulegen. Man fieht, hier ift feine Spur mehr vom alten Ständewejen mit dem 
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unantaftbaren Necht ihrer gefonverten Eriftenz, ihrer politifchen und bürgerlichen 
Stellung; wenn die Stänve beftehen, fo beftehen fie nur, weil ber Staat fie 
beftehen laſſen will, fo wie fie der Staat will. 

Wenn der König feinem Staate eine europäifhe Machtſtellung erften Ranges 
gegeben, fo fühlte Niemand mehr als er felbft, wie nothwendig es fei, alle Hülfe- 
quellen, vie möglih waren, für ven Staat zu eröffnen, um den Anſprüchen, vie 
jene Stellung erforderte, genügen zu können. Diefe an fich fehwierige Aufgabe 
bei der verhältnigmäßig geringen Grundlage des Staats wurde dadurch erhöht, 
daß wenn mit dem Hubertsburger Frieden nah Außen hin die beanfpruchte Stel- 
lung gefihert war, nah Innen der fiebenjährige Krieg eine Berwüftung ohne 
Gleichen geihaffen, das ganze Werk der Negierungsthätigkeit vor dem Kriege ver- 
nichtet und das Yand in einen Zuftand wahrer Hülflofigkeit verſetzt hatte. Man 
muß fich diefe Lage vergegenwärtigen, um zu würdigen, was Friedrich der Große 
in dem Zeitraum des Friedens von 1763—1783 erreicht und gethan hat. Des 
Königs ganze Sorge war zuvörberft darauf gerichtet, dem Lande die Mittel zu 
zu bieten, um an den Stellen der Berwüftung die Kultur des Bodens wieder 
aufzunehmen und neue Wohnftätten zu gründen. Die Gelder, welche der König 
beim Friedensſchluß für einen eventuellen weiteren Feldzug bereit gehalten hatte, 
wurben dieſem Zwed zugewandt. An außerorbentlihen Unterftügungen gab ber 
König dann jährlih, je nah dem Bedürfniß der Provinzen vertheilt, ungefähr 
2 Millionen, von 1763—1786 eine Summe von 48 Millionen Thalern. Urbar- 
machungen im großen Maßſtabe und Kolonifationen, Vererbpachtungen von Doma- 
nialgütern, Förderung ber Landwirthſchaft durch Belohnungen für Berfudhe und 
vorzügliche Produktion halfen mwefentlih, die Hülfsmittel des Landes zu erhöhen. 
Am Ende feiner Regierung waren durch Kunft der Anltur an 300,000 Morgen ge 
wonnen, mehr als 500 neue Dörfer gegründet und gegen fünfzig Taufend Kolo- 
niftenfamilien angefievelt worden. Um dem bel feinen Beſitz zu erhalten und ihm die 
Möglichkeit zu geben, die Güter wieder in volle Kultur zu bringen, gab er reich— 
lihe Darlehne und begründete das Krebitfyften der Lanbfchaft zuvörderſt in Schle— 
fien und ſodann über alle Provinzen, das für den Gutsbefigerftand und die Ent- 
widlung der Landwirthſchaft bis auf den heutigen Tag eine Einrichtung von 
unfhägbarem Werth geweſen ift. Der König erfannte wohl, daß für bie Ent- 
widlung des Landes es nicht minder nothwenbig fei, den Bauer in gute Lage zu 
bringen, wie den Gutöbefiger. So lange aber ver Bauer faft überall in der Unter 
thänigfeit des Gutsbefigers ftand und die Frohnden an der Arbeitäfraft der Sinter- 
faffen zehrten, war an einen Aufſchwung in den bäuerlihen Kreifen nicht zu denken. 
Der König ſuchte im Einzelnen diefen Mifftand zu beffern, er gab ven Behörden 
den Auftrag, die ftrengfte Rontrole über die Behandlung der Hinterfaffen Seitens 
der Gutsbefiger zu üben, und fie gegen Ueberbürbung mit Herrenvienft zu ſchützen, 
und fegte die Urbarienbehörven ein zur Weftftellung der zwifchen den Herrn und 
Hinterfaffen ftreitigen Verhältniſſe der Dienftleiftungen, fowie er andererfeits vie 
Theilungen und Separationen der Gemeindebefigungen, felbft durch Belohnungen 
zu fördern fuchte. Aber im Ganzen blieb die Lage des Landmanns eine wenig 
günftige, da die Wurzel des Uebels, die Erbunterthänigfeit und der Frohndienſt 
blieb, und der König konnte fich theils aus Beſorgniß dem Adel zu fehaden, theils 
aus Rüdficht auf die großen Koften eines folhen Unternehmens für den Staat 
nicht zu großen legislativen Mafregeln entjchliegen, die eine neue und gefunde 
Grundlage aller länvlihen Verhaͤltniſſe geſchaffen hätten. 

Eine befondere Sorge und zwar mit großem Erfolg wandte ber König dem 
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Derg- und Hüttenmwefen zu, das in dem Freiherrn von Heinig einen fehr 
unterrichteten und thätigen Chef erhielt. Schon im Jahre 1783 wies Hertzberg 
' darauf hin, daß Preußen nicht mehr nöthig habe, vom Ausland Eifen, Kupfer, 
Dei, Kobalt, Vitriol, Alaun und Kohlen zu beziehen; an Export gewann ver 
Staat bis gegen eine halbe Million. Schon damals erfannte man den Koblen- 
veihthum Preußens und den ungemeinen Gewinn, welde die Ausbeutung dieſes 
Produkts gewähren müſſe. 

Es verdienen endlich auch die großen Kanalbauten erwähnt zu werben, 
die der König vor und nad dem fiebenjährigen Krieg unternahm und die für 
ben Handel insgemein, insbejondere aber für die Landkultur durch ben ermög- 
lichten Abfag und die gute Verwerthung ver Lanbprodufte eine ftetige Förderung 
geblieben find, 

Wie ſchon Friedrich Wilhelm I. gleichzeitig die Lanvesfultur und die Ent- 
wicklung ber fommerciellen Kräfte angeftrebt hatte, war König Friedrichs Bemühen 
nicht weniger darauf gerichtet, Handel und Gewerbe zur Blüthe zu bringen. 
Das Spftem des Schutzzolls und ver vireften Förderung durch Staatemittel und 
die Staatsverwaltung beherrfchten die Zeit und Frievridh der Große war in dieſen 
Ideen aufgewachſen; wie mangelhaft es aber auch principiell war, wie entſchieden 
fpäter das Wohl des Landes und das Intereffe gerade des Handels fordern mochte, 
ſich diefem Syftem abzuwenden: unter den eigenthümlichen Berhältniffen, in melden 
fich der Staat nad) den verheerenden Kriegen befand, war es das nothwendige 
und allein mögliche. Das Yand war ohne Kapital, insbefondere materielles, aber 
auch ohne das geiftige eines ausgebildeten Kunftfleißes und technifcher Fertigkeit; 
die einzelnen Theile des Landes ftanden in gar feiner oder fehr bejchräntter 
Handelsverbindung und die Humvelsbeziehungen nad dem Auslande, an und für 
fi vorher unbedeutend, waren mit dem Kriege faft ganz verloren gegangen. 

Das Syſtem des Königs war: die Gewerbe dem Lande befannt zu machen, 
eine ertigfeit, die der des Auslandes nahe fände, zu erzielen, Kapital aus ven 
Staatsmitteln zu geben, damit größere und Fleinere Unternehmungen zur Aus- 
übung einträglichfter Gewerbe im Lande ind Leben treten fünnten, burd ven 
Schutzzoll den Abſatz im Lande und damit vie Möglichkeit des Beftandes für vie 
gewerblihen Unternehmungen zu fihern, überhaupt auch alles Kapital im Lande 
zu erhalten und endlich bei weiterer Entwidlung mit tem Export der preußiſchen 
Produkte Kapital ins Land zu bringen. Für den Export und allgemein für ben 
Handel ſuchte der König num alle nur venfbaren Verbindungen anzulnüpfen und 
unterftügte mit den Mitteln des Staats alle Pläne, welche nad viefer Richtung 
bin irgend welche, wenn auch noch fo bedenkliche, Ausficht verſprachen. 

Die gewöhnlichen Irrthiimer und Berrehnungen des Schutzzollſyſtems und 
ver Staatsfubventionen traten auch bier ein; von den vielen Gewerben, bie einzu- 
bürgern unternommen wurde, konnten mande feinen Fuß faflen und ihre fünft- 
liche Aufrechthaltung forderte große und nutlofe Summen, Handelsunternehmungen 
zerflofien fo jchnell wie fie aufgetaucht und der Schwindel trieb mit dem Ber- 
mögen bes Staats vielfach fein Spiel. Aber andererfeits zeigte fi, daß der An: 
trieb, welchen ver König gab, überall Thätigfeit und Muth zu Unternehmungen 
erwedte, e8 bilvete ſich eine intelligente Arbeiterflafje und eine Reihe von Gewerben 
nahm durd das gewährte Kapital und fonftige Bergünftigungen einen Aufſchwung, 
der bald dem Lande beveutenve Kapitalien gewann. In den achtziger Jahren war ſchon 
ein Export von 6 Millionen Thaler an Leinwand und von 4 Millionen Thaler 
an Tuch⸗ und Wollenftoffen; außerdem ftand die Seiden- und Baumwolleninduſtrie, 
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die Eiſenfabrikation, die Zuckerraffinerie in voller Blüthe, und eine Reihe anderer 
Gewerbe hatten ſich wirklich eingebürgert. 

Fluß- und Seeſchifffahrt wurden vom König ganz beſonders begünſtigt 
und nachdem Oſtfriesland, ſowie ſpäter der Danziger Hafen zur Monarchie ge— 
kommen waren, wuchs der Seeverkehr fo bedeutend, daß Preußen mit feiner 
Handelsmarine von 1200 Schiffen ſich ſchon den großen Seemächten anreihte. 10) 
Bon einer Reihe von Unternehmungen , die fih auf den Seehandel bezogen, 
fol nur die Seehandlungsgefelihaft genannt werden und unter andern höchſt 
vortheilhaften Anftalten zur Förberung des Handelsverkehrs verbient wenigftens bie 
Gründung der Bank zu Berlin mit Filialen in andern großen Städten Erwäh— 
numg. In diefes Gebiet gehören auch zwei Alte ver auswärtigen Politik Friedrichs 
des Großen, nämlich fein Beitritt zum Neutralitätsbündniß von 1780, fowie der 
im Jahre 1785 abgeſchloſſene Handelsvertrag mit den vereinigten Staaten von Nord» 
amerifa. Man kann vielleicht jagen, daß ſchon während ver Regierung Friedrichs fein 
handelspolitifches Syftem ſich überlebt hatte; aber wenn von etwaigen Nachtheilen 
geſprochen werben fann, die die fortgefegte Aufrechthaltung befjelben dem ſchon zur 
Selbftftändigkeit reifen Handel und Gewerbe gebracht habe: mas find fie im Ver— 
gleich zu dem Bortheil, daß Preußen ohne Handel, ohne Gewerbe, ohne Kapital 
durch den König zur Wohlhabenheit und fo bald zu einer Höhe des Gewerbfleißes 
und des Handels geführt worden war, daß der bisherige Schu nicht mehr noth- 
wendig erjhien! 

Den wirklich erheblihen Schaden, welchen Handel und Gewerbe, welchen das 
Land auf dem materiellen Gebiete und zugleih auf dem moralifchen durch die 
Mafnahmen des Königs erlitt, wird man nicht ſowohl in dem handelspolitifchen, 
als in dem fistalifhen Syftem Friedrichs des Großen zu fuchen haben. Die 
Binanzverwaltung des Königs zeichnete ſich durch eine Sorgfalt, Ordnung und 
Sparfamfeit aus, die immer als Mufter gelten fann. Der Thatfache, daß der König 
den ganzen fiebenjährigen Krieg, der ihn eine Summe von 150 Millionen Thaler 
baaren Geldes koftete, führte, ohne irgend melde Staatsfhuld zu fontrahiren, 
während er faft von der Hälfte feines Yandes gar feine Einnahme hatte, und in 
Bezug auf fremde Mittel ausihlieglih auf die Subfidien Englands und die Kon- 
tributionen in Sachſen angewieſen war, fteht nichts Aehnliches zur Seite. Aber 
auch nach dem Kriege waren übergroße Geldmittel erforberlih. Für das Heer 
wurden über 12 Millionen Thaler, zwei Drittel der ordentlichen Einnahmen, ver: 
wendet; immer der Gefahr ausgefegt, von Neuem dur den Haß und Neid ver 
großen Nachbarmächte in der Sicherheit des Beſitzes bebroht zu werben, mußte 
der König die Mittel bereit halten, um einen längeren Krieg beftehen zu können; 
er hinterließ bei feinem Tode einen Staatsfhat von 70 und einigen Millionen, 
fo daß alſo durchſchnittlich feit 1763 für den Schat 11/, Millionen jährlich zurüd- 
gelegt worden waren. 11) Hierzu fommen nun noch jährlich die zwei Millionen aufer- 
orbentliher Unterftügungen neben dem ganzen Bedarf des orbentlihen Etats aller 
Zweige des öffentlichen Dienſtes. 


10) (Eine Kriegsmarine zu unterhalten, bielt der König bei den ſchon übermäßig angeftrengten 
Kräften des Staats für nicht geratben. Indeflen bat er ſelbſt auf die Erwerbung Danzigs binge- 
wieſen, ald die Eventualität, welche dies Verhältniß ändern würde. 

41, Die Notbwendigkeit eines Staatsichages, überhaupt die Schwierigkeit, in welcher fih der 
König durch die Höhe der unumgänglichen Ausgaben befand, erkennt felbft Mirabeau an, der das 
ganze finanzielle Syſtem des Königs jonft aufs ſchärfſte tadelte, 
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In diefer Berlegenheit kam ver König auf die Politif, durch vie Erhöhung 
der indireften Steuern, von der er meinte, daß fie die Bevölkerung am leich- 
teften ertrüge, fowie durch Monopole fih Höhere Einnahmen zu fchaffen. Bei 
der Durchführung dieſes Syſtems geriethb der König mit fich felbft und feinem 
ganzen Regierungsfuftem in Widerſpruch; er führte Behörden in das Yand ein, 
von Ausländern — Franzoſen — gebilvet, die ohne Intereffe für das Land in 
willkürlichſter und verlegenpfter Weile den Willen des Königs durchführten, zur 
Sicherung der Monopole traten die drakoniſchſten Strafgefege ein umb eine ganz 
unwürdige Spionage überzog das ganze Yand, während von der anderen Seite bie 
öffentlihe Moral dur einen Schmuggelhandel größten Maßſtabes vergiftet wurde. 
Friedrich felbft mußte endlich erfennen, daß fein Syſtem undurchführbar war, aber 
fo tief verlegend hatte daſſelbe gewirtt, daß während ver legten Lebensjahre des 
Königs fih in die Verehrung und Hingebung für ihn ein bitterer Unmuth mifchte. 
Bas folhen drückenden Zuſtand allein noch erträglid machte, war vie That- 
ſache, welcher ſich die Cinſicht des Volkes nicht verfhloß, daß die durch fo übele 
und brüdende Mafnahmen gewonnenen Mittel vom König nur zum allgemeinen 
Beften verwandt wurden. 

Für die Förderung der Volksbildung hat Frievrih der Große verhältnif- 
mäßig während feiner Regierung am wmenigften gethan. Der König hatte feinen 
Sinn und fein Verſtändniß weder für den Geift der deutſchen Bildung und 
Literatur noch für die deutſche Wiffenihaft und deren Pflege in Schule und Uni- 
verfität. Die Sorge für dieſe blieb den Behörden im Allgemeinen überlaflen, obne 
daß der König dur befonveren Antrieb die Entwidlung auf diefem Gebiete zu 
fördern fi veranlaft fand. Für die nieveren Volksſchulen geſchah Manches, doch 
tönnen auf diefem Felde die Leiftungen Friedrichs denen des Vater nicht entfernt 
an die Seite geftellt werden. Eein Interefie foncentrirte fih auf die Akademie, veren 
Leiftungen ihm Wiffenfhaft und Bildung in der Form und Behandlung der Fran- 
zofen nahe brachten; in der er ſich allein heimifch fand, und vie ihm als Mufter 
des Gefhmads erfchien. Aber die Perfünlichkeit und die Thaten des großen Königs 
halfen ohne fein Wiffen und fein befonderes Bemühen, dem deutſchen Geift in 
Wiſſenſchaft und Literatur den großartigen Aufſchwung geben, mit welchem in 
Deutihland nah dem ftebenjährigen Krieg eine ganz neue Kulturepoche eintrat. 
Und wenn man fieht, wie in der vollen Freiheit und Gelbftftändigfeit fich bie 
deutſche Literatur und Wiffenfchaft zu glüdlichfter Originalität und männlichfter 
Kraft und Reife entwidelte, wird es als eine Gunft des Geſchicks erfcheinen, daß nicht 
äußerer Einfluß, Willen und Auffaffung mächtiger Gönner und Protektoren be- 
Ihränfend und verwirrend in das lebendige Ringen der geiftigen Kräfte der Nation 
eingriff. 

Wie wenig aber auch der König Charakter und Bebentung der nationalen 
Entwidlung, die um ihn ber ſich zeigte, im Einzelnen zu würdigen vermochte, fo 
batte er doh eine Ahnung von der großen und glüdlichen Umwälzung, die im 
Begriff ftand, fich zu vollziehen, und er begleitete fie mit patriotifchen Wünfchen. 12) 

IV. Wir find der Thätigfeit des Königs eine lange Regierung von ſechs unt 
vierzig Jahren bindurd auf den Gebieten der äußern und innern Politik gefolgt; 
fehren wir noch mit einem Blick zu ver Perſönlichkeit ımb ven Lebens: 
gewohnheiten des großen Monarhen zurüd. 


12) Man vergleiche den Schluß der Abbandlung de la litterature allemande (Oeuvres VI, 
122). Diefe Arbeit ift eins der eigenthünmlichften Geiftesprodufte des Könige, 
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Als Friedrich II. den Thron beſtieg, ſtand er in der Fülle jugendlicher Kraft 
und Geſundheit; feine Erſcheinung war von eigenthümlicher Anmuth, fein ganzes 
Weſen von einem freien heiten Schwung getragen. Der König war von mittlerer 
Größe, eine ſchlanke und elaftiihe Figur. Sein Antlig, zart und weid in feinen 
Umriſſen und in ver Färbung, erhielt Charakter und Würde durch die hochgebietende 
Stirn und leuchtete im Glanz des wunderfhönen großen blauen Auges. So erſchien 
er in den ſchleſiſchen Kriegen vor feinem Heere wie eine wahre Helvengeftalt, bie 
Ales mit dem Zauber ihrer Perjönlichkeit erfüllte. Bald aber nad) dem Dresdener 
Frieden wurde Friedrichs Gefunpheit ſchwankend und fo ernfte Leiden traten ein, daß 
der König fein Ende nahe glaubte. Beim Beginn des fiebenjährigen Krieges erſchien 
Friedrih der Große ſchon viel Älter als er war und während ver fieben Jahre 
faft unausgefett durch Krankheit, übermenjchlihe körperliche und geiftige Anftren- 
gungen aufgerieben, kehrte er aus dem Kriege eine gebeugte Greijengeftalt zurüd. 
In den Zügen dieſer fpätern Lebensjahre ift das Bild des Königs, man kann 
fagen ein Gemeingut ver Welt geworben; ein Geſicht, ganz eingefallen und von 
einfachften fharfen Konturen, der Mund von feinem Schnitt, umfpielt von Sarkas— 
mus und in feiner Gefchloffenheit der Ausdruck größter geiftiger Energie, eine 
ſcharfe, vorgeftredte Nafe, die Augen, ohne ven Glanz ver Jugend, aber noch 
größer fcheinbar geworden und von einer Klarheit und durchdringenden Schärfe, bie 
alles was in ihren Bereich fam fi unterwürfig machte, hervorbringend unter einer 
marfigen, tief zurüdgebauten Stirn: das Ganze ein wunderbar getreues Abbild 
des zum Herrſchen geborenen gewaltigen und raftlofen Geiftes, der dieſem Körper 
inne wohnte. 

In den erften Zeiten feiner Regierung liebte der König ein heiteres reges 
Hofleben und er nahm an Feften und Zerftreuungen einen lebhaften Antheil. Bon 
der Gemahlin alsbald beim Regierungsantritt fih trennend, fand er für das 
bäuslihe Glück in der täglichen Gefellihaft eines Kreifes ſchöner Geifter — unter 
ihnen auf mehrere Jahre Voltaires — fowie in der eifrigen Pflege ver Muſik einen 
Erjag, der ihm Erholung und Anregung zugleich war. Aber allmälig mit der abnehmen- 
den Körperfraft Friedrichs, da der Tod oder fonftige, oft widrige Umſtände jenen Kreis 
der täglichen Genofjen mehr und mehr lichteten und ver König in den Bebrängniffen 
und Anftrengungen des großen Krieges ven Sinn und die Neigung für die Heiterkeit 
und die belebende Friſche des gefellfchaftlichen Verkehrs verloren hatte, wurde es einfam 
und ftil um den König. Ganz auf fich zurüdgezogen, von den einfadhften Be— 
bürfnifien, in beſchränkteſter Hofhaltung, lebte er Tag aus Tag ein nur dem Re- 
gentenberuf und wenn er fih Erholung gönnte, fo war es immer wieber bie 
Arbeit, die Beihäftigung mit Yiteratur, mit biftorifhen und philoſophiſchen Auf- 
gaben, worin er fie fuchte. Man darf fagen, fein Leben ging völlig in der Arbeit 
und im geiftigen Schaffen auf. 

Den einzigen geiftigen Genuß, welchen er fi gewährte, bot vie Natur, bot 
ein Wohnfig, in dem der Köuig von koftbaren Erzeugniſſen der Kunft fi um— 
geben ſah, der ausgeftattet mit allem Reiz des Anmuthigen und Erhabenen zu 
dem König von dem großen Werk, das er vollbradht, von der Macht des Staates, 
von dem Ruhm feines Yebens in mächtiger Beredtſamkeit ſprach. Die Reſidenz bei 
Potsdam — Sansfouci mit dem neuen Palais — dieſe großartige, wahrhaft 
föniglihe Schöpfung, die das lebende Gefchleht in ihrer vollen Schöne hat wieder 
erftehen fehen, war die Freude des Königs, fie erfhien ihm feine eigenfte Heimat; 
bier, wo er im Leben am liebften geweilt hatte, wollte er auch beitattet fein. 

In der Einſamkeit feines unermüdlich thätigen Lebens ſchöpfte ver König aus 
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dem Gefühl ver Pflicht eine nie verfiegende Kraft; aber wie feine Seele ſich immer 
mehr in die Aufgabe verfenkte, für die Intereffen ver Gefammtheit des Staats zu 
forgen, trat bei dem König, möchte man fagen, das Gefühl für ven Einzelnen, vie 
gemüthliche Theilnahme an dem Schidfal, an ven Leiden und Sorgen des Menfchen, 
zurüd. Der König trug aus den großen Kämpfen feines Lebens Berbitterung und 
Miftrauen gegen die Menjhheit davon und indem er ſich von einem unerbittlichen 
Haß, von der fhändlichften Verleumdung und von eifrigfter Tadelfucht faft überall 
in Europa und unabläffig verfolgt ſah, fteigerte fih beim König immer mehr bie 
Kälte, Rüdfichtslofigkeit und ſchneidende Schärfe des Charakters, welde, wie wir 
oben bemerkt haben, bie Frucht der ſchweren Wirren in der Jugend Friedrichs 
geworden waren. 

Der König erſchien fi oft, in einer wehmüthigen Refignation bie zeigte wie 
tiefen Gefühls er war, als ein Menſch, dem die Vorfehung ein langes freudenloſes 
Leben nur zur Erfüllung einer großen Pflicht auferlegt habe, einfam daftehend, obne 
Würdigung, ohne Dank, ohne Liebe von Seiten der Menfchen. In dieſer Stim- 
mung wandelte ihn wohl felbft der Gedanke an, daß das ganze Werk feines Lebens 
ein vergängliches fein würde, mit ihm der ganze ftolge Bau zufammenfinten könne. 
Aber er follte beftehen und mit demſelben der Ruhm vefjen, der das Gebäube 
aufgerichtet. 

Wenn die Männer wahrhaft groß zu nennen find, welche geftaltenden Geiftes 
lebensvolle, von hohen weltgefhichtlien Ideen getragene Schöpfungen begrünbet, 
welche ihren Werfen ven Trieb der Yortentwidlung und die Kraft der immer voll- 
fommenern Erneuerung eingepflanzt haben und melde ein ganzes Leben, eine 
Summe der wunberbarften Geiftesfräfte, unter ven fhwerften Prüfungen der Ber- 
wirklihung folher Schöpfung, ihrer Sicherung und Entwidlung gewidmet haben: 
fo trägt Niemand dieſen Beinamen mit mehr Berbienft als Friedrich II. Die 
Mittel, welche der König ergriff, um feine Ideen durchzuführen, feine Politit im 
Innern und nah Außen, bie ganze Regierungsmafdhine mag wohl in mander 
Beziehung noch fo fehlerhaft, einfeitig oder nur mömentan brauchbar erfcheinen: 
das Ziel des Königs, die leitenden Grundfäge feiner Regierung, die Seele die 
er dem ganzen Staat einhauchte, der Trieb ven er ihm einpflainzte: das find 
unvergänglihe Güter, und Preußen — die Herrfcher wie die Nation — ſieht in 
ihnen für alle Zeiten vie Gewähr feiner Madt und Größe. 

Nie darf und wirb diefer Staat vergeffen, was ber König als die Bedingung 
feines Geveihens bezeichnet hat: tout soit force, nerf et vigeur! Dann wird in Er- 
fülung geben, was der König als feinen legten Wunſch ausfprah, dann wird 
das Werk, zu dem er den großartigen Plan, die fihere Grundlage mit Meifter- 
band gegeben, immer mehr wachjen und gebeihen. 

„Meine legten Wünfche in dem Moment meines Abſcheidens“, fehrieb der 
König im Teftament von 1769, „werden für das Wohl viefes Staates fein. 
Möge er immer mit Gerechtigkeit, Weisheit und Stärke regiert werden; möge er 
ber glüdlichfte der Staaten fein durch die Milde der Gefege, der am gerechteften 
verwaltete in Bezug auf die Finanzen und der am tapferften vertheidigte durch ein 
Heer, das nur Ehre und eblen Ruhm athmet; und möge er blühend fortvauern 
bis an das in r Zeiten!" v. Jaemund. 
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471. 

Exterritorialität (von Freib. v. Kalten- 
born) 274. 


F. 


Fabrikweſen und Fabrikarbeiter (von 
Schäffle) 476. 1, Begriff und geſchichtl. 
Entwicklung 476. U, Stellung des Staates 
zum Fabrikweſen 485: Errichtung von as 
briten 487, in&befondere Aftienfabrifen 488; 
Betrieb der Fabrifen 491. Zur Statiftif des 
Fabrikweſens 492. Arbeitseinftellung, Verab⸗ 
redungen der Fabrifheren 424. ©. auch Er: 
ziehung. 

Fahneneid 296, 

Faktion, S. Parteien.) 

Faktoreigeſetze 4M. 

Familie (von Maurer) 495, Mann und 
Frau, Eltern und Kinder, Gefinde, Sippfchaft 
495, Hausherrliche Gewalt, vormundſchaftl. 
Pflege 498. Staatliche Feitftellung der Fa- 
mifienrechte, Schuß gegen Mißbrauch 433, 
501. Erfchwerung umd Begünftigung der Fa— 
mifienbegründung 502. Familienrath 502. 

Bamilienerbreiht 399, 407, 414, 

Familiengüter, adefige 401, 408, 410, 411.6. au 
Erbgüter (Stammgüter und Fideikommiſſe). 
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Fahette, S. Lafayette. 

Femelwaldbetrieb 557. 

Ferdinand, Prinz von Braunſchweig, S. Sie 
benj. Krieg. 

Ferien-Ausfhuß des Bundestags 60. 

( Feſte, S. Boltsfefte. ı 

Feudalſyſtem 310, 320. 

Feuerbach (von Mittermaier) 503. 

(Feuerpoligei, ©. Polizei.) 

(Feuerverfiherung, ©. Verfiherungsanftalten.) 

Feuillants 619. 

Fichte (von I. ©. Fichte) 52a, 

Fideitommiß, S Familiengüter, 

Filangieri (von Mittermaier) 520. 

Finanzbehörden ıvon Bülau) 524. 
S. auch Fisfalbeamte, Forſtwirthſchaft. 

Finanzweſen, S. Domänen, Fiokus, Hoheits⸗ 
rechte, Kaſſabehörden, Kollegialſyſtem, Staats: 
haushalt, Staatswirtbichaft. 

Findelhãuſer, S. Waiſen⸗, Findel⸗ und Ret⸗ 


tungsbäufer.) 

(Fiſchfang, S. Jagd und Fiſchfang.) 

Fistalbeamte (von Riſch) 535. 

Fiskus (von Riih) 530. 

Flotte (von Kreib. v. Kaltenborn) 538. 
L Handels- und Kriegäflotten 538, Arten 
und Bau der Fahrzeuge 542, 11. Zur Ges 
fehichte und Statiftif der Handelds und Krieges 
flotten 545, 846, 111. Zur Gefchichte der 
deutſchen Kriegäflotte 554. S. aud Marine. 

(Flupfhiffiahrt, S. Lande und Wafferftraßen, 
Schifffabrtögefege.) 

Forenjen 759, 

Forftwirtbfchaftund Forftpolizei von 
Fiſchbach 557. Einleitung 557, Erbal- 
tung und Serftellung der erforderlichen Be 
waldung 559. Waldüberfluß 562, Gefährdung 
dur Brand, Sturm, Infelten x, 562, Wald⸗ 
jervituten 563. Bildung von Zechnifern 563, 
Frevel 563. Befteurung der Wälder 565, 
Verwaltung der Staatöforften 565. 

Fortesche won Gundermann) 566. 

Forum, ©. Gerichtöftend, 

(Fourier, ©. Socialiſten. 

Fox (von Geifden) 570. 

Franken won Rodinger) 875. Gejchichte 
575, Sprache 583, 

Frankfurt am Main (von Pfefferkorn) 
586. Statiftit 586. Geſchichte 587, Ber 


Regifter. 


faffung 594. Kirche und Schule 600. Staatk- 
haushalt 602, Induftrie 603. Niederlafjung, 
Erwerb des Bürgerrechts 604, Frankfurt als 
Eip der Bundesbehörden 603, 

Fräntifches Neih 576, 577, 611. 

Franklin von Reimann) 605. 

Franfreich (von Blod) 610. 1. Ge— 
ſchichte: Bis zu den Bourbonen 610; bis 
zur Revolution von 1789 613; bis zur Re 
volution von 1830 617; bis zur Revolution 
von 1848 641; bis auf die zjünafte Zeit 
655. — U. Gtaatsreht und Bermwal- 
tung: Verfaffung 673; Berwaltung 676; 
Gemeinden 681; Kultus und Unterricht 684; 
Juſtiz 685; Steuern 688; Induftrie, Ader: 
bau, öffentliche Arbeiten 690: Ktriegs⸗ umd 
Marineweien 69. — Ul. Statiftif: Land 
692; Bevölkerung 693; Kultus, Unterricht, 
Bohlthätigkeit 697; Juſtiz 701; Agrikultur 
702; Imduftrie 706; Handel, Kredit und 
Müngweien 708; Schifffahrt 711; Berfehrö- 
mittel 712; Finanzen 713; Heer, Flotte 
714; auswärtige Befigungen 716. Poli: 
tifhe Anmerkung der Redaktion 717. — 
Franzöfifche Diplomatie im 17. Jabrb. 123. 
Frankreich zur Zeit der Enchklopädiſten 
8.8 europäifche Politit zur Zeit Friedriche 
d. Gr. 291; F. und England unter Ludwig 
Philipp 650, 651, 652; umter Napoleon l. 

- 664, 668, 672, Zur Gefchichte der Domänen 
164; des dritten Standes 176, 180; ber 
(be 212; der Einfommenfteuer 358, Natura- 
lifationdgefeß 363. Ejfenbabnen 377, 386. 
Marine 541, 547, Friedensgericht 774, 

Franz l. König von franfreih, 613. 

Frauen (von Brater) FSS. Bürgerliches 
Recht 722. Deffentl. Necht 725. Gefchlechtschre 
der frauen 227. 

(Freiburg, S. Schweiz.) 

Freie Städte, S. Frankfurt (und SHanfeftädten. 

Freihafen won Freih. v. Kaltenborn) 
729. 

Breihandel 484, 

Freiheit (won Ahrens) 730, Sittliche 
und rechtliche Freiheit 732. Betrachtung der 
rechtlichen Freiheit 733, 

Freiheitsrechte (von Abrens) 739. 
Freibeitsrechte der Frauen 727. Freibeitsrcchte, 
vom deutichen Bund gewäbrleiftet 49, 100. 


uesiſter. 


Frei Schiff, frei Gut 184. 

Freimaurer (von Bluntfhli) 745. Mei- 
nungen, Borurtbeile, Täufhungen 745. Ge 
fchichtfiches 749. Princip und Zwed 752, 

(Freiwillige Gerichtsbarkeit, S. Gerichtöbarkeit, 
Notariat.) 

Freizügigkeit (S. Auswanderung, Niederlaffung). 
#.3. im den deutfchen Bundesftaaten 52, 101. 

Fremde, Fremdenrecht (von Piz!) 755. 
L Erwerb und Ausübung von echten im 
fremden Staat 756. 11. Beſitz von Grund 
und Boden 759, IM. Aufenthalt im fremden 
Staatögebiet 760. IV. Verhältniß zum Hei— 
matsftant während des Aufentbalts im frem: 
den 766. ©. aud Einwanderung. 

Friede won Heffter) 768. 

Frievensgericht, Friedensrichter 
(Bermittiungsämter] (von Yaufı 
732 1 Friedensgericht als Bermittiungsamt 
772. 11. Engliſches Priedensgericht 777. 

(Kriedensfchlüffe, S. Kongreſſe und Friedens⸗ 
ſchlüſſe. 

Friedrich der Große (vonv. Jasmund) 
780 


Kriedrih Wilhelm 1, 780, 787, 

Friedrih Wilhelm IV. 84, 86, 

Fürft, S. Monardhifche Ideen, 

Fürftenbund 816. 

Fürftenrath des deutichen Neichs 53. 
Fürftlihe Perfonen, deren Exterritorialität 475. 


Gabella emigrationis, S. Nadhfteuer. 

Gallier 610, 

Gandharma⸗Ehe 222, 

Garantie, völterrechtliche 107. 

Garnier Pages 656, 658, 659, 

Gefährdeeid 288, 

Gefängnifdisciplin 136. 

Gehorfam und BVerfaffungstreue 295, 

Geiftliche Diplomaten im Mittelalter 121. 

Beiftliche, S. Cölibat, Disciplinarvergehen. 

Geifttiche Gerichte, Anwendung des Eides 275. 

Gemeinde, deren Beto ald Ehehinderniß 221. 
S. auch Erbrecht. 

Gemeindebeamte, S. Beamtendisciplin, Disci⸗ 
plinarvergehen. G. Gut und Privateigenthum 
306, 300. G. Ordnung und Fabrikweſen 
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483. G.Recht der Frauen 727. G. Wald 
309, 559. 

Gemeindewefen in frankreich 681, 695. 

Gemeines deutfches Recht 246. 

Gemeinnügige Anordnungen beim Bundestag 64, 

Gemeinnüßige Unternehmungen 469. 

Ghemifchte Ehe 217, 219, 

Genoffen, Ungenoſſen, lebergenofjen 191. 

Genoſſenſchaft, S. Aſſociation. 

Gerichtlicher Eid 269, 275, 387. 

Gerichtähoheit des deutichen Bundes 38. 

Serichtöftand der Exterritorialen 474; des Fis⸗ 
fus 534; der fremden 760, 762. 

Gerichtöverfaffung, S. Recht und Rechtöpflege. 

Germanifche Benölferung in Europa 457, 458. 

Bermanifche Ehe 210, Familie 497. Eid bei 
den Germanen 268, Gerichtl. Inftitutionen 
269, Ehe und Rechtlofigkeit 230. Eigenthums⸗ 
begriffe 307, Verhältniſſe des Grundeigen⸗ 
tbums 307, 398. Erbrecht 405, 410. Reibes- 
bildung 437. 

Gefammteigentbum und Sondereigenthum 304, 
306, 307, 309. Gefammteigentbum der Fa⸗ 
milie 399, 410. 

Gefandte, ftehende 131. Exterritorialität der 
Geſandten 475. 

Geſandtſchafterecht des deutichen Bundes 48, 65, 

Geichäftsträger 131. 

Geſchlechtsehre 227. 

Geſchlechtsvormundſchaft 722. 

Gefepgebende Gewalt und Gefepgebung im 
deutichen Bunde 73, 

Gefepgebender Körper in der fr. Stadt Frank⸗ 
furt 596; in Branfreich 674. ©. auch Staatd- 
verfaffung. 

Geſetzgebungswiſſenſchaft, Filangieri's Syſtem 
522. 

Geſinde und Dienſtherrſchaft 495, 498. 

Geſundheitspolizei in den Fabriken 491. 

Gewährsadminiftration 174. 

Gewerbefreibeit und Ronceffionsfuflem 736, 738, 
742. 

Gewerbe und Fabrikation 477, 484. 

Gewerbe: und Yabriffongeffionen 487. 

Gewerbe: und Fabrifwefen in der freien Stadt 
Frankfurt 603; im Frankreich 690, 706; in 
Preußen zur Zeit Friedrichs d. Gr. 826. 

Gewerböbetrieb der rauen 723, 

Sewerbeprivilegien, S. Erfindungspatente 
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Gewere 299. 

Gewiffenäfreiheit, S. Belenntniffreibeit. 

Girondiften 619, 621, 622, 

Glaubensfreiheit, S. Bekenntnißfreiheit. 

Gleichgewichtsſyſtem 124. 

Gönner 504, 510, 

Gothaer Verſammlung 90, 

Sottesurtheil 269, 276, 

Gricchifche Ehe 208, Erziehung 436, 

Großbritannien, S. England, 

Großmädte 127, 462. 

Grotius 124, 

Grundeigentbun 300. Zufammenbang mit der 
politifhen Verfaſſung 310, 398, Untheilbar⸗ 
feit 313, 402. Freiheit des Erwerbs in den 
deutfchen Bundesftaaten 101. Nechtöverbältnif 
der Korenfen überhaupt 759. S. auch Eigen 
tbum, Erbgüter, Privateigentbum. 

Grundberren und Grundbolden 310, 399, 

Grundrechte des deutfchen Volkes 51, 76, 103. 

Guizot 646, 650, 

Gut, wirtbichaftliches 336. 

Gutsbefiger und Bauern 311. Sutäherrliche Po: 
ligei 312, 

Gymnaſtik 436. 


8. 


Hulbrechtöleute 231. 

Handel der europälfchen Staaten 460; der fee 
fahrenden Nationen 545; Rranfreichs 708; 
Sandelspolitif in Preußen zur Zeit Friedrichs 
d. Gr. 826, 

Sandelöfrauen 722, 724. 

SHandelsfhiffe, S. Kriegeichiffe. 

Sandgelübde 295. 

Handwerk und Fabrik 477, 484, 

Hanfeatifhe Marine 552. 

Haus, hausherrliche Gewalt 498. Hausrecht 740. 

Heer, deffen Beeidigung auf die Berfaffung 296. 

Heeresdisciplin 136. 

Heerweſen des deutjchen Bundes 22, 41; der 
europälichen Staaten 465, 466; Frankreichs 
691, 714, Heerweien in Preußen zur zeit 
Friedrichs d. Gr. 821. 

SHeimfalldrecht 320, 533, 

Heinrih IV., König von Frankreich 613. 

Heinrich, Prinz von Preußen, S. Siebenj. Krieg. 

Herrengüter und Bauerngüter 311. 


Regifler. 


Herrenlofes Gut 532, 533, 

Heflen 575, 577. 

Hiftorifche Nechtefchule 248, 255. 

Hobbes 396. 

Hochfreie, S. Semperfreie. 

Hochwald 557, 

Holbach 393, 305 

Holzhandel 562, 563, 

Hube 310, 399, 

Subertöburger Friede 809, 

Huldigung, Guldigungseid 285, 292, 294. 
Humanismus al® Erziebungsmarime 430. 


I 


Immunität 189. 

Indiabill, S. Oftindien. 

Indische Eigenthumsbegriffe 302, 

Indigenat 361, 

Induftrie, S. Fabrikweſen, Gewerbe. 

Infamia 230. 

Ingenuität 188, 

Injurie, Injurienklage, öffentliche Beftrafuna 
234, 236, 

Innung 482, 495, 

Inſtanz, richterliche, des deutfchen Bundes 40. 

Interim, S. Bundescentralfommiffion. 

Iſola, Freib. Franz v. 124, 

Italieniſche Eijenbabnen 383, 386, 

Jahn 438, 

ZJanfeniften 389, 

Jeſuiten und Freimaurer 745. 

Johann, Erzberzog von Defterreicd 73. 

Foinville, Prinz 664, 665. 

Joſeph 1., Kaifer 451, 

Joſeph IT. und Friedrich d. Gr. 812. 

Juden, deren ftaatsbürgerliche Rechte in Deutſch 
fand 52, 100; in der fr, Stadt Frankfurt 
590. S. auch Kirchliche Verhältniſſe. 

Jũdiſches Eherecht 207, 723. 

Jugenderziebung, S. Erziebung. 

Jüngfter Neichtabfehied 54. 

JardYingulorum in der deutfchen Bundesver⸗ 
fanmlung 63, 108. 

Jus albinagii 98. 

Jus detractus 101, 

Jus feciale 121. 

Juſtiz⸗ und Berwaltungsfachen nach franzöfifchem 
Recht 676; in Expropriationsfällen 471. 


Regifter. 


8. 


Kaifertbum, S. Deutfches Kaifertbum , Römi- 
ſches Neid. 

Kammergüter 165, 

Kantifche Anfichten vom Eid 280. Kt.'s Frei⸗ 
beitsiehre 733, 736, 

Kapital und Einkommen 335. 

Kapitalrentenfteuer, S. Einfommen: und Kapi⸗ 
talrentenfteuer. 

Karl der Große 578. 

Karl X., König von Frankreich 637. 

Karliftenfänpfe in Spanien 44L. 

Karlöbader Konferenzen 18. 

Karolinger 578, 611. 

Kaffen- und Nechnungsbehörden 529, 

Katharina II. 814, 

Katholiſche und proteftantifte Bevölkerung von 
Europa 459, 

Katholifches und proteftantiiches Eherecht 217, 
223, 


Kelten 610, 

Kinder in den Fabrifen 491. ©. auch Erzie— 
bung, Familie. 

Kirche, ©. Bekenntnißfreiheit, Ehe, Landeskirche, 
Neligionsfreibeit. 

Kirche und Staat in Bezug auf Ehefachen 211, 
215, 224, 

Kirchlicher Einfluß auf die Erziehung 435. 

Kirchliche Lehren vom Eid 272, 277, 281. 
Kirchlicher Eid 289. 

Kirchliche Verhältniffe in Preußen zur Zeit Fried» 
richs d. Gr. 819; in der fr. Stadt Frankfurt 
587, 600; in Franfreih 684, 697. ©. aud 
Religionsftatiftik. 

Klenkok, Jobann 332, 

Kollegialfoftem und Bureauſyſtem in der is 
nangverwaltung 526, 528, 

Kommunismus 315. 

Kompetenz, S. Gerichtäftand, Juftie und Ber: 
waltungsjachen. 

Konceffionen zum Fabrikbetrieb 487. 

Konceffionsivftem, S. Gewerbefreibeit. 

Kondeminatöverhältnifie 102. 

Konfistation 535, 

Konftitutionelle VBerfafjung 263, 483, 

Konfulat in Franfreich 624, 627. 

Konfuln 129, 132, 

Konvent 621. 
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Kopfholzbetrieb 557. 

Korporation und Afforiation 482, 

Korporationswaldungen, deren Beauffichtigung 
559, 

Krankenkaſſen der Fabrifarbeiter 493. 

Kreditanftalten in Frankreich 710. 

Krieg und Friede 768. 

Kriegsflotte, S. Flotte. Kriegshafen 541. Kriegs⸗ 
reht, S. Durchſuchungsrecht. Kriegsverfaf- 
fung, ©. SHeerwefen. 

Kriege: und Handelsfchiffe, deren Exterritoria- 
fitit 475. ©. aud Flotte, Marine. i 

Kurheſſen, Verfaffungsgelübde des Thronfolgers 
292, 

Kuriatftimmen beim Bundestag 36, 57. 


2. 


Lafaveite 617, 620, 642, 

Laffitte 642, 643, 

Yamartine 653, 656, 657, 659, 661. 

Pandesgefeßgebung und Bundesgefepgebung 37. 
©. auch Steuerbewilligungsredt. 

Landesfirhe 147. 

Landgemeinde und Markgenofienfchait 309. 

Landrecht, S. Givilgefeßgebung. 

Pandijaffiat 759. 

Landftände u. Regierung, deren Streitigkeiten 39. 

Landftindifche Berfafjung, S. Deutfche Bundes⸗ 
akte. 

Landſtraßen, S. Verkehrsmittel. 

Landtagswahlen, Beeidigung der Wahlmänner 
205. 


Landwirtbichaft und Viehzucht in Frankreich 
690, 702, 

Laudon, ©. Sieben. Krieg. 

!edruMollin 656, 658, 659, 661, 662. 

Lehenweſen, S. Feudalſyſtem. 

Lehr: und Lernfreiheit 743, 

Yeopold 1., Kaiſer 449, 451. 

Lex Francorum Chamavorum, Lex Ripu- 
ariorum 576. Lex salica 584, 726, 

Lorraine, Herzog von, deſſen politifches Tefta- 
ment 125, 

Ludwig VT., der Dice, König v. Aranfreich 611, 
Ludwig IX., der Heilige 612 Ludwig Xi. 
613, Ludwig XıV. 123, 614, Ludwig XV. 
615. Ludwig XVı. 615. Ludwig XVIII. 632. 

Ludwig Philipp, König der Franzofen 641, 644, 
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Machiavelli 122, 

Majorat 414, 

Mannsftanım, deffen Bevorzugung bei der Erbe 
folge 408, 411, 414, 722, 726, 

Mansus 310, 398. 

Manteuffel, Frh. v., S. Dlmüger Punftation. 

Marine der europälfchen Staaten 466, 545, 691, 
716, 846; der vereinigten Staaten von N. A. 

"546, ©. auch Flotte, 

Martgenofienfchaft 309, 

Mariborougb 454. 

Martignac 639. 

Mafchinenwefen, neuere Entwicklung 484, 

Materialismus und Abfolutismus 396. 

Materialiften, franzöf., im Jahrh. 393, 395. 

Mediatifirte, S. Standesherren. 

Meineid 271, 277. 

Mennoniten und Baptiften, deren Befreiung von 
Eidesleiftungen 283. 

Merovinger 578, 611. 

Metternich 8. 

Mititärifche Disciplin 136, 

Mititärgewalt des deutfchen Bundes 41. 

Militärftraßen 112. 

Militärweien, ©. Heerweſen. 

Milites, ©. Nobiles, 

Minifterialen 190. 

Minifterverantwortfichkeit in Bezug auf Bundes: 
bevollmächtigte 585: wegen Verweigerung des 
Berfaffungsgelübdes durch den Thronfolger 293. 

Mißheirath, ©. Ebenbürtigkeit. 

Mittelwald 557, 

Mole 647, 655. 

Monarchiſche Ideen Friedrichs d. Gr. BIR. 

Monarchiſche Organifation des Bundes Bi. 

Monogamie 206, 215, 

Morganatifche Ehe 215. 

Mofaiiches Eigenthumsrecht 301. 

Muhammedanifche Ehe 207; Eigenthumsbegriffe 
301. 

Münchner Berfafjungsprojeft (1850) 1. 

Mundarten, fräntifche 585, 


Nachfteuerfreiheit in.den deutichen Bundesftaa- 
ten 101. 


Begifter. 


Nãäherrecht 401. 

Napoleon L. 622, 623, 624, 

Napoleon Ill. 647, 648, 650, 661, 717. 

Nationaleinfommen 340. 

Nationalverfammiung, deutjche, 1848, 1849: 
71, 81. ©. auch Vollövertretung. 

Naturalifation 361, 

Neder 616. 

Neutrale Schiffe 184. 

Miederländifche Marine 549, 

Niederlaffungsrecht 52, 361; in der fr. Stadt 
Frankfurt 604. S. aud Einwanderung, Frei: 
zügigfeit. 

Niederwald 557. 

Nobiles und milites 190, 

Nordamerika, S. Vereinigte Staaten. 

North 570, 572. 

Notberbrecht 409. 

Nothrecht 292, 

Nunciationsproceh 532. 

Nupeigentbum, S. Obereigenthum. 


O. 


Obereigenthum und Nutzeigenthum 310. 

Deffentliche Meinung 179. 

Oekonomiſten 393, 

Dftupation 297. 

Olmüger Punftation 80, 91, 94. 

DOppofition der Staatsdiener 140. 

Orientalifcher Krieg 668. 

Defterreichifchese Eherecht 214; Beftimmungen 
über Naturalifation 364; Eiſenbahnen 379, 
386; Marine 550, 846; Freibäfen 729; 
Feldgüge unter Prinz Eugen 447. Defterreich 
und Preußen zur Zeit Friedriche d. Gir, 787. 
Defterreich und Deutikland 77, 87. 

Oftindiihe Kompagnie, Verfaſſung und Ber: 
bältniß zur Staatögewalt 572, 

Oft: und Weſtfranken, Oft: und Rheixfranten 579. 


P. 


Päpftlicher Proteft gegen die deutſche Bundes 
afte 15. 

Barlament, deutfched, S. Nationalverfammiung. 

Barteieneid 287. 

Partifularrecht und gemeines Recht 247, 

Paſſy 646, 649, 662, 


Regifter. 


Papweien 761, 

Patenttaxe 419, 421. 

Pauperismud und Kommunismus 316, 

Pentarchie 127, 462, 810. 

Perier 642, 646. 

Pfälzer 578, Pfalzgraffchaft am Rhein 581. 

Pfleghafte, S. Bogtleute. 

Pflichttbeilsrecht 410. 

Philipp von Macedonien 121. 

Philipp IV., der Schöne, König von Fran: 
reich 612, 

Philipp Auguft, König von Frankreich 611, 

Pipin von Heriftall 578, 

Pitt und Fox 572, Pitt und Friedrich d. Gr, 
803, 806, 

Plenum ded Bundestags 36, 57, 61. 

Polens Theilung 812. ©. auch Sachſen. 

Pelignac 640, 642, 

Polizei, gutsherrliche 312. 

Polizeigewalt des deutfhen Bundes 42. 

Polizeiliche Eigentbumsbeichräntungen 314. 

Polygamie 206, 

Portugiefifhe Marine 549. 

Pragmatifhe Sanftion 787, 791. 

Prärogative,- Fönigliche 569. 

Preßfreiheit in den deutſchen Bundesftaaten 101, 

Preußens Reformbeftrebungen in Betreff des 
gerichtl. Eides 281. Berfafjungseid in P. 285, 
291, 294, Grundfäße über Raturalifation 365. 
Eifenbahnen 378, 386, Fisfalat 537, 538, 
Marine 541, 551. Thronfolge der Kognaten 
726. Sciedsmänner 776. Preußen unter 
Friedrih Wilhelm L und Priedrih d. Gr. 
787. Preußen und Deutichland 77,84, 816. 

Prinzipatfoftem 123, 

Prifengeriht 186, £ 

Privateigentbum, Gewährleiftung und Beichrän- 
fung durch den Staat 313. Kommuniftifche 
und focialiftifche Theorien 315, Neform des 
Erbrecht 321. 

Privatfürftenrecht, S. Ebenbürtigkeit. 

Privatgefellfhaften ala Eifenbahnunternehmer 
372. 

Privatreht, S. Givilgefepgebung, Deutfches 
Recht, Recht und Rechtöpflege. 

Privatwaldungen, deren Beauffichtigung 561. 

Privilegien, gewerbliche 416, 487; fißtalifche 521. 

Produktivität, wirtbfchaftliche 336, 

Progreffive Skala bei der Beſteurung 348, 357, 
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Promifjorifcher Eid 267, 288, 290, 

Proteftanten, S. Katbofifche und proteftantifche 
Bevölkerung, Kirchliche Verbältniffe. 

Proteftantifches und katholiſches Eherecht 212, 
217. 


Provinzialrätbe und Provinzialverwaltung in 


Frankreich 678. 
Purgatio canonica und vulgaris 276, 
N. 
Radowip 89. 


Ratifitation des Friedensvertrages 771. 

Redinungsbehörden, S. Kaffen- und Nechnungs- 
behörden. 

Recht, S. Deutſches Recht, Gemeines Recht. 

Recht und Rechtspflege in der fr. Stadt Frank— 
furt 598; in Aranfreich 685, 701; in Preußen 
unter Friedrich d. Gr. 822, ©. auch Yuftig 
und Berwaltungsfachen. 

Rechtsbildung 246, 267. 

Nechtsbücher, S. Deutſches Recht. 

Rechtsfähigkeit der Fremden 756. Rechtöfähigkeit 
und Rechtloſigkeit, S. Ehre. 

Nechtöfreiheit, S. Freiheit. 

NRechtoiehte Fichte’ B15. 

Reform 67, Bundedreform, ©. Deutſcher Bund. 

Reformation, ihr Einfluß auf das Eherecht 212; 
auf die Eidesiehre 278. 

Regalien im Mittelalter 533, 

Regierungsantritt, durch das Derfaffungsgelübde 
bedingt? 298. 

Regierungsrechte des deutfchen Bundes 40. 

Meichsbürgerrecht, deutfches 98. ©. auch deut: 
ſches Bürgerreiht. 

Reichsftändifche Häufer, deren Ebenbürtigteitd- 
princip 193. ©. auch Standesherrn. 

Reichstag, deutfcher 53. ©. au Erfurt, Na 
tionalverfammlung- 

Neichöverwefer, deutfcher 73. 

Reinertrag 335. 

Reinigungseid 270, 275, 286, 

Religionsangelegenheiten beim Bundestag 63. 

Religionsfreiheit, S. Bekenntnißfreiheit. 

Religionsftatiftit von Europa 459. S. au 
Kirchliche Verhältniſſe. 

Religiondverfhiedenheit, S. Ehebindernifie. 

Religiöfe Erziehung 429, 433, 

Rente 341. 
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Res nullius 305. 

Responsales 131. 

Retorfion 757, 

Retraktörecht 401, 403, 

Rewbell 623, 

Rhederei, ©. Flotte, Marine. 

Rheinfranfen 579. Rheinische Pfalz 581. 

Nicardo's Theorie vom Eintommen 338, 

Nichelieu, Minifter Ludwigs XVIII. 635, 636, 

Ripuarier 575, 

Nittertbum 190. 

Nobeöpierre 622, 623, 

Rodingham 571. 

Rom unter Auguftus und Frankreich unter Na- 
poleon UL, 717, 

Römifche Ehe und Eherecht 192, 209. Ehr⸗ und 
Nechtlofigkeit 229. Eigentbumsrecht 304. Erb⸗ 
recht 404. Familie 499, Fisfus 530, 535. Recep⸗ 
tion des röm, Rechtes in Deutjchland 333, 

Römifches Reich deutfcher Nation 29, 45, 53, 
69, 82, 98. 

Romanifche Bevölkerung von Europa 457, 458. 

Rouffeau 394. 

Runde, 3. F. 245, 256, 

Rupland: Geltung des GEbenbürtigfeitsprincips 
im regierenden Haus 201. Eifenbahnen 382, 
386, Marine 541, 548, Rußland und 
Preußen zur Zeit Friedrichs des Großen 
298, 810, 


©. 


Sachſen, Kgr., Friedensrichterfiches Inftitut 779, 
Sachſen und Polen zur Zeit Friedrichs des 
Grofen 788, 793, 800. 

Sachſenſpiegel 250, 277, 328. 

Salier 575, 577, 

Say's Theorie vom Nationaleinfommen 340, 

Schifffahrt, S. Handel, Verkehrsmittel, See: 
ſchifffahrt. 

Schiffe, S. Flotte. 

Schleſiſche Kriege 790. 

Schöffenbarfreie 190, 

Schuldiscipfin 134. Schulzwang 433. 

Schulwefen, S. Bil dungsanſtalten, Erziehung. 

Schwabenſpiegel 250, 332, 

Schweiz, Grundfäge über NRaturafifation 361, 
364. 


Schwerin, S. Siebenj. Krieg. 


Regifler. 


Seehäfen 541, 

Seepolizei, Seerecht, S. Durchſuchungsrecht. 

Seeſchifffahrt, Seehandel 539, ©. auch Handel, 
Verkehromittel. 

Selten 147, 

Gelbfthülfe gegen Injurien 237, 

Selbftverwaltung 180, 182, 483, 

Semperfreie 189, 193, 

Senat, S. Staatöverfaffung. 

Septembergefepe 647. 

Servitut, S. Dienftbarkeit. 

Seydlig. S. Siebenjähriger Krieg. 

Shelbourne 571. 

Siebenjähriger Krieg 798, 

Sieyes 618, 624, 

Sigambern 575. 

Sippfhaft, S. Erbgüter, Erbrecht, Familie. 

Sfavenhandel, S. Durchſuchungsrecht. 

Slaviſche Berölferung von Europa 457, 458. 

Slaviſches Gemeindeeigenthun 306, 

Socialiſtiſche Ideen vom Eigentbum 3155 vom 
Induftriebetrieb 486, Sorcialiftifche Partei in 
der franzöfifchen Republit von 1848 658. 

Sondereigenthbum, S. Geſammteigenthum. 

Sonntagsheiligung in den Fabriken 491. 

Spanien zur Zeit Espartero’s 441. Spaniſchet 
Erbfolgefrieg 449. Spanifche Marine 549. 

Sparkaſſen in Franfreich 700. 

Spieh, Turniehre 432. 

Staatenbildung, völferrechtliche 26; durch Erobe: 
rung 425. 

Staatenbund, S. Bundesftaat. 

Staatsangehörige, Rechte und Pflichten der im 
Ausland verweilenden 766, 

Staatdanwaltidhaft 536, 538, 

Staatsbürgereid 285, 204. 

Staatsdiener, Sicherftellung ihrer Mechte 145. 
©. auch Beamte, Beamtendistiplin, Beamten: 
ftand. 

Staatserbrecht, S. Erbrecht. 

Staatsglãubiger, deren Beſteurung 356. 

Staatsgüter, S. Domänen. 

Staatshaushalt der europätfchen Staaten 464; 
der freien Stadt Frankfurt 602; Frantreicht 
688, 713, S. auch Finanzweſen. 

Staatäländereien, Vertheilung an Privaten 304 
320, 

Staatölehre Fichte's 515; Bllangieri’s 522: 

Staatsnothrecht, ©. Nothrecht. 





Begifter. 


Gtaatsobereigentbum 533, 

Staatsoberhaupt, deſſen Berfaffungseid 285, 
290. 

Stautsrath, S. Staatöverfaffung. 

Staatsihulden, S. Staatshaushalt. 

Staatöverfaffung der europälfchen Staaten, 
monarchifch-tonftitutioneller Grundzug 464. 
Staatsverfaffung und Staatsverwaltung in 
der fr. Stadt Frankſurt 594; in Frankreich 
673, 720, 

Staatöverfaffung, S. auch Konftitutionalismus. 

Staatövermögen, S. Staatshausbalt. 

Staatöverwaltung, S. Binanzbehörden, Fiskal⸗ 
beamte, Kollegiaffoftem, Staatsverfaffung. 

Staatswaldungen 170, 565. 

Staatswirtbfchaftliches Syftem Friedrichs d. Gr. 
825, 

Staatswiſſenſchaften, S. Diplomatie, 

Staatöwohlfahrt 469, 

Staat und Kirche, S. Kirche, 

Staatd- und Privateigentfum 304. 

Staat: und Privateifenbahnen 372, 

Stadt, S. Gemeinde. 

Stammesrechte in Deutjchland 250. 

Stammgüter, adelige 401, 408, 410, 411. 

Stammvermögen und Einfommen 335. 

Standeschre 227, 234, Standeserhöbung, faifer: 
liche 194, 

Standesherrn, deren Proteft gegen die deutfche 
Bundesafte 15; deren Meflamationen beim 
Bundestag 40; Garantie ihrer Rechte 51. 
Ebenbürtige Ehen 198. 

Ständifche Entwicklung der neueren Zeit 481, 
Ständifche Verhältniffe in Preußen zur Zeit 
Sriedrihs d. Gr. 824. ©, auch Bauernftand, 
dritter Stand, Ebenbürtigkeit, Vierter Stand. 

Stein, Frhr. vom 3, 8, 9. 

Steuern 165, 525. Steuerfuftem Friedrichs 
d. Gr. 827. Befteurung der Waldungen 565. 6, 
auch Einkommen: und Kapitalfteuer. 

Steuerbewilligungsrecht der Yandftände und Be: 
fteurungsrecht des Bundes 41, 

Steuerfreibeit 353, St. F. der Domänen 169, 
Steuerpflicht der Yremden 765. 

Strafarten bei Forftireveln 564, 

Strafgerichtsbarkeit über Fremde 764. 

Strafrechtliche Theorie Feuerbahs 508, 510. 

Strike, 494, 

Syst&me coparlageant 126. 


843 


T. 


Tanucci 520, 

Tauſch der Güter, Nutzungen und Dienſte 337. 

Teftamentarifche Erbfolge 405. 

Theilungsfoftem, politifches 126. 

Theotratifche Auffaffung des Grundbefikes 301. 

Thiers 646, 649, 666, 

Ihronfolge, S. Erbrecht, Regierungsantritt. 

Toleranz, ©. Belenntnißfreibeit. 

Trauung 222, 

Tridentinifches Koncil, Beftimmungen über die 
Ehe 213, 

Truckſyſtem 494. 

Turgot 393. 

Turnſchulen 438. 


u. 


Mebergenoffen, ©. Genofien. 

Unächte Kinder, deren Ebrlofigteit 233. 

Unehrlicher Beruf 232. 

Unfreie 188, 

Ungenofien, S. Genvffen. 

Unionsprojeft, preuftfches AR. 

Unterriht, S. Bildungsanftalten, Erziehung, 
Lehrfreibeit, Schuldisciplin. 

Unterſtützungskaſſen, ©. Verforgungsanftalten, 

Untbheilbarfeit des Grundbefipes, ©. Erbgüter, 
Grundeigenthum. 

Uradel 

Urtheile, deren Vollſtreckung im Ausland 763. 

Uſurpator, Gültigkeit feiner Regierungshand⸗ 
lungen 169 


V. 


Valois, Dynaſtie 612 

Däterliche Gewalt 500. 

Berantwortlichkeit, S. Minifterverantwortlichkeit. 

Verbrechen und Ehrloſigkeit 232. 

Bereinigte Staaten von NA, Grundſätze über 
Naturalifation 361, 362, 363. Eifenbahnen 
383, 386, Marine 546, ©. auch Franklin. 

Vereinsrecht 743, Bundesbefchlüffe v. 13. Juli 
1854 102, B.R. in Anwendung auf firchliche 
Genoſſenſchaften 148. S. auch Afforiation. 

Berfafjung, S. Staatöverfaffung. 

Berfaffungsbruch 291. Verfaffungseid des Staats: 
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oberhauptes 285, 290; der Staatsbürger 
285, 294; der Landtagdmitglieder 294; 
der Staatödiener 295; des Heeres 296, 
Derfaffungdftreitigkeiten und Bundesſchiede⸗ 
gericht. 39. 

Vergleich 772. 

Derjährung, erwerbende, in Bezug auf Staat 
dienftbarfeiten 110. 

Verfehrömittel in Frankreich 711. 

Bermittlungsamt 772. 

Bermögenscenfus, S. Cenfus. Dermögensfonfis- 
fation 535. Bermögensfteuer und Einfommen- 
fteuer 349. 

Berforgungsanftalten in Frankreich 700. 

Berforgungsanftalten für Rabrifarbeiter 493. 

Verträge, völferrechtliche, werden durch den Krieg 
aufgehoben 769. 

Berwaltung, S. Staatöverwaltung. Berwal- 
tungsbeamte, ©. Beamte, Staatädiener. Ver: 
waltungsjachen, S. Adminiftrativfachen, Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsjachen. 

Derwandtfchaft und darauf entſpringende Rechts⸗ 
verhältniffe, S. Ehebinderniffe, Erbgüter, Erb- 
recht, Familie, 

Viehzucht, S. Landwirtbfchaft. 

Dierter Stand 177, 181, 182. ©. auch Stän- 
diſche Entwicklung. 

Villoͤle 636. 

Vogtleute 190. 

Bölferrechtliche Dienſtbarkeiten 105. Völkerrecht: 
liche Staatenbildung 26. Völkerrechtlicher 
Verkehr, S. Diplomatie, Diplomatiſcher 
Körper. 

Volksrechte, ©. Freibeitsrechte, Grundrechte. 

Bolfsvertretung, ©. Genfus, Landftände, Land: 
tag, Wahlrecht. 

Bolfövertretung beim deutfchen Bund 70. 

Volfswirtbichaftspflege, deren Mebertragung an 
die Finangbehörden 526. 


negiſter. 


Voltäre 388, 391, 392, 785. 
Dormundfchaft 498. 


IB. 


Bahlmänner, S. Landtagswahlen. 

Wahlrecht und Wählbarkeit, Bevorzugung der 
FBamilienväter 503. Wahlrecht und Wablpflicht 
744. 

Wahlrecht und Wählbarkeit nach der Verfaſſung 
der fr. Stadt Frankfurt 594; nach der fran— 
zöſiſchen Verfaſſung 674. 

Waldkultur 557. Waldboden 559. Waldſervi⸗ 
tuten 563. Waldfrevel 563. ©. auch Forft: 
wirtbichaft, Gemeindewald, Staatswald. 

Bartrecht, verwandtfchaftliches 400, 

Weibliches Geſchlecht, S. Frauen. 

Weltftaat Fichte's 518. 

Weflenberg, Frhr. v. 9, 10. 

BWeftfranfen, S. Oftfranten. 

Weftminfter-Traftat 799. 

Wiener Kongreß 3. Wiener Schlußakte 19. 

Woblfabrtsausfhuß 622. 

Wohltbätigkeitsanftalten in der fr. Stadt Frank⸗ 
furt 601; in Frankreich 699. 

Württemberg, Verfaflungsgelübde des Ihronfol 
gers 293. Grundfäge in Betreff der Naturali- 
fation 366. 


3: 


Zeugeneid 287. 

Zindfteuer 352. 

Zolleinigung 484. 

Zunft und Affociation 482, 49. 
Zmwangsenteignung, S. Exrpropriation. 
Zweikampf 237. 

Zwergwirthſchaft 402. 
Zwiſchenherrſcher, S. Uſurpator. 


Derihtigungen und Zufäpe. 


Bandı. 
Seite 546 3. 4 v. o. lied: bemißt. 
„5598.25vo. „ 1521. 
„ 560 3. 21 v. o. „  vermöge deren. 
„ 79 Ep. 23.7 v. u. fies: Siegel und Wappen 53. 
Band I. 
. fies: verſuchsweiſe. 
„ einer beftimmten Art. 
„ Bäcilius, 
„  Gäfaren. 


„ 793 14 v. 
„ 4933.25». 
„4953. 9» 
„ 495 3.28», 


o 
o. 
o. 
o. 
„496 3. 2 v. o. repelilæ. 
„ 496 3. 18 v. o. „ jenem. 
„ 496 3. 31 v. o. „ſchon vor. 
„ 501 3. 16 v. o. „ an Schuldforderungen, 
„50983 7 v. o. „ 17. Jahrh. 
„ 506 3. 14 v. 0. „Ländergebietes. 
„5073 800 „ noeh. 
„509 3. 21 v. o. „ 1814. 
„ 525 3. 13 v. o. „ Die Jemanden. 
„ 5273. 6v u „  mannigfaltig verfchiedener. 
„ 530 3. 12v. u. „ wichtig. 
„ 532 3.190. 0. „  Saimberger. 
„ 533 3. 140.0. „  gemeinrechtlichen. 
„ 5343.28» o. „pratktiſchen. 
„ 610 3.8,9v. u. „ Gunnbjörnsfcheeren, Gunnbjörn. 
„ 611 3.220. o. „ SHoitramannaland. 
„6113. 4 v. u. „ Annaler. 


„6113 1v. u. „ Speinn von Pinland. 

„ 6123. 2 v. o. „ Beiden. 

„ 612 3.17». o. „  Spitramannaland. 

„ 716 3.25 0.0, „ angewendet werden. 

„ 727 3.1500. „ 27. April 1803. 

„ 2727 3. 20 v. o. find die Worte „Reichsgrafen und“ zu flreichen. 

„ 727 3. 24 v. o. Die Bistbümer Trient und Brigen erhielt der Kaifer. 

„ 727 3. 33 v. o. fies: 11. Augufl. 

„ 729 3. 15 v. u. „ S. Hildburgbaufen und des Fürftenthbums Saalfeld (von Koburg 
abgetreten) entjchädigt. 


„ 747 3. 18 v. o. „ dieſen. 

„ 749 3. 21 v. o. „ Theodisci. 

„750 3. 13 v. o. „ als eine römiſche. 

„ 7503 1 v. „ in Riederburgund allmädhtig,. 
„ 543 59»0 „ Gericht. 


„ 7553.13» u „ das firchliche. 
„ 759 8. 100.0. „ erftredt. 


Seite 759 8. 7 v. 


. bed: Weſtphalen Münfter, 


u 
761 3. 12v. u. „  Dietmarichen. 
762 3. 19v. u. „  Städtefollegiums, 
7633. 14 v. u. „unrühmlich. 
763 3. 2 v. u .„ pacis. 
765 3. 2v. u. Othon Morenz rer. Laudens. 
Band ım. 
73 3.10». uw „ Bruder. 
82 3. 40.0. „  fieben, achten, neunen, 
172 3. 11 v. u.  Anbaltspunft. 
201 3. 16 v. o. Konſenſes. 
228 3. 19 v. u. „  genofjenichaftliche. 
292 3. 8 v. u. „ einer wahrjcheinlichen, 
u 


302 3. 2v, 


313 3. 16 v. u. find die Worte „ogl. diefen Art.“ gu ftreichen 
398 3. 14 v. o. find die Worte „Enregiftrement, S. Grundbücher“ zu ftreichen. 


417 3. 3 v. u. lies: find patentfäbig; Verbefferungen, 


551. Im Jahr 1858 war der Beftand der öfterreihifhen Kriegsmarine folgender: 
1 Schraubenlinienfhiff, 800 Prerdetraft 91 Gefchüpe 900 Bemannung. 


3 Schr.Rregatten, je 300 Pf.fr. 93 — 1125 
4 Segelfregatten 171 * 1618 J 
2 Schr.Korvetten, je 230 Pfr. 44 * 520 
10 Segelkorvetten und Segelbriggs 154 „ 1284 r 
13 Raddampfer, je 40-350 Pf.Kr. 53 1030 . 
3 Schraubenfhooner, je 50-90 Pf. Ar. 14 u 67 ie 
7 Segels und Briggichooner 6 „ 312 — 
24 Kanonierſchaluppen und Peniſchen 72 636 
15 Ruderſchaluppen und Jollen 19 * 490 = 
2 Pontons 20 ra 120 — 
1 Prabme, 1 Obuſiere =. ; 9 . 
43 Piroghen für die Lagunenvertheidigung 43 „ 430 u 
7 Transport⸗Trabakeln — „ 84 
135 Fahrzeuge 852 Geſchütze 8706 Bemannung, wozu 


noch die Mannſchaft von 2 der obigen Schraubenſchooner und 1. Raddampfer kommen, die 
erft im Bau begriffen find. — Marimalftand des Matrofenforps 8000 Mann, der Marine: 
artilierie (1 Bataillon) 1000 M,, der Marineinfanterie (1 Regiment) 3000 M., des Schiffe 
bauforps 800 M. und 1500 Givilarbeiter unter militärifcher Gerichtsbarkeit. 


| 


Drud der Schultheß'ſchen Offizin in Zürich. 
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